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Vorwort 

zum  zweiten  Theile  der  fünften  Auflage. 


Wshrend  des  DrnckcB  der  letzten  Bogen  dieseB  zweiten 
Bandes  hat  ein  Ereigniss  stattgefunden ,  wie  die  Geschichte 
des  dentsehen  Bandes  bisher  noch  kein  ähnliches  aufzuweisen 
kitte  —  der  Fttrstentag  zu  Frankfurt  a.  M.  Zum  erstenmale 
seit  der  ChUndung  dieses  Staatenbundes  ist  an  dem  Sitze  des 
Bundestags  eine  Versammlung  von  Bundesgliedem  selbst  zu- 
ttmmengetreten,  um  tlber  die  Reform  der  Bundesverfassung 
XQ  berathen.  Auf  .Einladung  Sr.  Majestät  des  Kaisers  von 
Oesterreieh  waren  mit  Ausnahme  Sr.  Majestät  des  KOnigs  von 
Preussen  und  des  Fürsten  von  Lippe  (Detmold)  sämmtliche 
deutsche  Bundesfttrsten  in  Person  oder  durch  hohe  ftrstliche 
Vertreter  y  die  vier  freien  Städte  durch  abgeordnete  Bürger- 
iBoslery  erschienen.  In  zehn  Sitzungen  vom  17.  August  bis 
1.  September  wurde  von  dieser  erhabenen  Versamndtmg  über 
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einen  von  Sr.  Majestät ,  dem  Kaiser  von  Oesterreich  vorge- 
legten Entwurf  einer  Beformakte  des  deutschen  Bundes 
berathen,  und  dessen  Annahme  als  vorläufige  Orundlage 
unter  einigen  Modifikationen  beschlossen.  Achtzehn  deut- 
sche Fürsten  und  die  Vertreter  der  freien  Städte  unterzeich- 
neten insbesondere  am  1.  September  die  Erklärung  ihrer  Be- 
reitwilligkeit: 

y^die  künftige  Verfassung  Deutschlands  nach  Massgabe 
yyder  hier  gefassten  Beschlüsse ,  so  viel  an  ihnen  liegt, 
„zu  vollenden  und  ins  Leben  zu  führen,  und  zu  diesem 
yyZwecke  mit  den  hier  nicht  vertretenen  BundesfÜrsten, 
^^insbesondere  Sr.  Majestät  dem  König  von  Preussen, 
,,eine  vollständige  Verständigung  auf  dem  Grunde  jener 
y^escUüsse  anzustreben.'^ 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort  den  vorgedachten  Entwurf  ein^: 
Beformakte  des  deutschen  Bundes  und  die  daran  durch  den 
Fürstentag  zu  Frankfurt  vorgenommenen  Modifikationen  einer 
ins  Einzelne  eingehenden  ELritik  zu  unterstellen.  Nur  soviel 
darf  hier  wohl  nicht  unterlassen  werden  zu  bemerken : 

1)  dass  die  Ausarbeitujig  dietus  Entwurfes  md  seine  Be- 
rathung  nicht  wie  die  Ab&ssung  der  Entwürfe  einer 
Beichsverfassung  und  deren  Beratbung  im  Jahre  1848 
und  1849  durch  den  Drang  einer  nationalen  Aufregung 
hervorgerufen  und  beeinflusst  worden,  sondern  als  ein 
Werk  reiflicher  Ueberlegung  und  Würdigung  der  de«V 
•eben  Zustände  in  einer  Zeit  der  voUkomiaensten  poe- 
tischen Buhe,  ja  sogar  der  notorischen  Impotenz  aUw 
von  *unten  agitirenden  Elemente  aus  den  höchsten  Be- 
gierungskreisen  hervorgegangen  ist,  welche  eben  kiev^ 


dadi  4as  VmgiA  von  im!  JXMthm  g«AIUte»  lUiil  von  der 
4eiiticheii  BnadeffverBaiiiBilliBg  »«Ihst  im  Jabre  1M& 
uerkam^  Bedüdui«  ein«  fiafarm  ddd.Bimdefl  naaer* 
di^gs  ab  ebk  diingeüdM  contlatirt  haben; 

S)  daas  der  g^edachte  Gittwmf  keine  det  beiden  dentsdien^ 
Orossmächte  principidl  anssebfiessti  tde  dies  bi  der 
Frankinrter  Beicharerfagfinng  Tom  28.  Marx  1849  nnd 
in  dem  ilu-  nachgebildeten  prenssischen  Entwürfe  einer 
UmoDiSTerfassnng  der  Fall  gewesen  war;  nnd 

3)  da88  der  Entwurf  eine  Grandlage  enthält ,  auf  welcher 
es  Deutschland  mOglich  ist,  in  seiner  Gesammt- 
heit  a]s  eine  Grossmacht  in  allen  enropäischen  Fragen 
an&ntreteny  nnd  somit  die  Stellung  einzunehmen,  welche 
ihm  nach  dem  Ausspruche  der  Bundesversammlung 
selbst  (vom  1.  März  1848)  unter  den  Nationen  Europas 
gebflhrt,  und  bei  der  gegenwärtigen  Weltlage  von  ihm 
nicht  ohne  die  augenscheinlichste  Gefahr  für  seine 
Selbstständigkeit  und  Unverletztheit  entbehrt  werden 
kann*). 

Selten  ist  wohl  einer  Nation,  so  wie  der  deutschen,  durch 
den  kaiserfichen  Entwurf  der  Beformakte,  die  gleiche  Möglich- 
keit geboten  worden,  auf  legalem  Wege,  ohne  unmittelbar 
Torgingige  gewaltsame  Erschütterung  von  Aussen  oder  im 
Iimem»  jedoch  im  Angesichte  bereits  drohender  Gefahren  f&r 
den  Weltfrieden,  einen  Umbau  ihrer  allseitig  als  mangelhaft 
anerkannten  politischen  Einrichtungen  in  einer  Weise  vorzu* 
ndmien  und   zu   vollenden,   welche  sie  in  die  Verfassung 


*)  Sidie  §.  »0»  IV. 


THI  Vorwort* 

setzen  wflrde,  aOeD  hennziehenden  Stflnnen  mit  Rahe  und 
SelbfltvertraveD  entgegen  sehen  zn  können.  Um  so  mehr  ist 
zn  beklagen  I  dass  nach  den  ErkUnmgen,  welehe  seit  dem 
Frankfurter  Fttrstentage  yon  der  k.  preossischen  Staatsregie- 
rong  abgegeben  worden  sind,  eine  endliphe  Verstfaidigang 
noch  nicht  in  naher  Aussicht  steht 

Heidelberg^  im  November  1863. 

Zoepll. 
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Stiftung  des  deutschen  Bundes  im  Allgemeinen. 
§.  841.    Uebersicht  der  gegenw&rtig   bestehenden  deutschen  Verfassung»- 

Urkunden  und  Landesgrundgesetze. 
§.  842.    Oktroirte  und  paktirte  Vei&ssungen. 
$.  843.    Das  monarchische  Princip  in  der  repräsentativen  oder  sog.  con- 

stitutionellen  Monarchie. 
§.  844.    Von  den  Grundgedanken,  worauf  die  repräsentative  Monarchie 
beruht,  insbesondere  von  der  Trennung  der  Regierung   und 
Verwaltung. 
§.  845.    Begriff  und  publicistischer  Charakter  der  Volksvertretung. 
§.  846.    Zusammensetzung  der  Volksvertretung  im  Allgemeinen. 
§.  847.    Von  dem  Verhältnisse  der  vom  Volke  gewählten  Mitglieder  des 

Repräsentantenkörpers  zu  ihren  Wählern. 
§.  848.    Von  den  Wahlgesetzen  überhaupt 
§.  849.    Von  der  Wahlberechtigung  oder  aktiven  Wahlfi^keit 
§.  850.    Von  den  direkten  und  indirekten  Wahlen. 
§.  851.    Von  der  Repräsentation  nadi  Interessen  (Ständen)  und  der  Ein* 

theilung  der  Wähler  in  Klassen. 
{.  852.    Von  der  Fähigkeit  zum  Abgeordneten  gewählt  zu  werden,  oder 

von  der  passiven  WahlOhigkeit 
§.  853.    Von  der  Wahlfähigkeit  des  Staatsbeamten. 


1)  Im  Allgemeinen. 

2)  -    ■ 


f.  854.       2)  Insbesondere. 

a)  Nothwendigkeit  dea  Urlaubs  für  gewählte  Staatsbeamte. 


iBkot  xm 

(Wl  b)  Kortca  der  dlaaiüichcn  Stelhertietimg  cinei  «um  Ab> 

geordneten  gew&hhen  Sttttsbeunlen. 
{.  356.    Ton  der  Bedingoag  der  Wehl  tOchtiger  Abgeordneter. 
$.  357.    Begelmiasige  Baner  der  Funktion  der  Abgeordneten.    Legislfttor- 

perioden.    Total-  nnd  Putialemenerang  der  Kammern. 
f.  366.    Beendigong  und  Yerhiet  der  Eisenscbaft  eines  Abgeordneten.   Er- 
satzminner.   Neawahlen.    Wiederw&hlbarkeit. 
{.  369.    Yeipfliditang  der  Stindendti^eder  znr  persönlichen  Ansfibong  ihrer 

Stimme  auf  dem  Landtage. 
§.  36a    Das  Ein-  and  Zweikammemmtem. 
{.  36L    V<m  der  Bildong  der  ersten  Kammer. 
f.  3G2.    Von  der  Znaammensetzong  der  ersten  Kammern  in  den  dentschett 

Bandesstaaten. 
{.  368i    Ton  den  Hoheitsrechten  des  Soorerains  tlber  die  Yolksrertretong, 
oder  Yon  der  fürstlichen  Pr&rogatiTe. 
L  Begriff  and  Nothwendigkeit  der  fürstlichen  Prärogative. 
i.  Z6L         n.  üebersicht  der  Hoheitsrechte  über  den  Beprftsentantenkörper. 
{.  385.  1)  Von  dem  Hoheitsrechte  der  Berofong  der  St&ndever- 

sammhmg. 
a)  Unterscheidang  Ton  ordentlichen  and  aosseroideat- 
lichen  Landtagen. 
{.  966.  b)  Aasnahmsweises  Recht  der  Selbstrersammlang  eini- 

ser  landst&ndischer  Köroerschaften. 
{.  367.  2)  Von  dem  Hoheitsrechte,  die  St&ndeTersammlong  sa  er- 

öi&ien  nnd  zu  schliessen. 
S»  368.  3)  Von  dem  Hoheitsrechte,  die  Daaer  des  Landtages  in 

bestimmen  and  m  Terlftni^em. 
(i  369.  4)  Von  dem  Hoheitsrechte,  die  St&nderersanmilang  za  Ter- 

tagen. 
S-  370.  5)  Von  dem  Hoheitsrechte,  die  StftndeTersammlong  anf- 

znidsen. 


a)  Im  Allgemeinen. 


{.  37L  b)  Die  Bestimmnngen  der  deatschen  Yerfassnngsar- 

kanden  ttber  die  Aoflösong  der  StAndeversamm- 

langen  insbesondere. 

{.  372.  6)  Von  dem  Hoheitsrechte,  Vorlagen  an  die  Ständerer- 

sammlong  zu  bringen,  insbesondere  Ton  dem  Hoheits« 

rechte  der  Initiative. 

S.  373.  7)  Von  dem  Hoheitsrechte  der  Sanktion  nnd  Promolgaition 

der  Gesetze  and  des  Veto. 
i  374.    Yon  der  Gesch&ftsbehandlang  aof  den  Landtagen. 

1)   Geschftftsordnang. 
{.  376.        2)   Constitairong  des  Landtages. 

a)  Wahlprüfang. 
%,  376.  b)  Emennong  der  Pr&sidenten ,  Schriftführer  and  anderen 

Beamten  aer  Ständeversammlane  oder  der  Landschaft 
|.  377.  c)  Von  der  Berathangs-  und  BescmasBf&higkeit  des  Land- 

tages oder  der  Kflünmem. 
{.  378.        3)  Beschlussfassong  durch  Stimmenmehrheit    Rechtsfolgen  der 

Stimmengleichheit 
{.  379.        4)  Von  der  Berathang  und  Vorbereitung  der  Abstimmung. 
{.  380.        5)   Von  der  Abstimmung. 
S.  38L        6)  Unwiderraflichkeit  der  Beschlüsse.    Protestationen.  Separai- 

▼ota. 
f.  382:       7)  Angabe  der  Beweggründe  bei  Ablehnung  landesherrlicher 
Vorschlftge.    Verbot  der  Wiederholung  abgelehnter  Anträge 
m  derselben  Sitcongspenode. 


§.  886u       6)  Von  dem  YeriUuen,  um  bei  ZweikiiBiienisyBtein  die  üeber» 

einstiiiimiiiig  boder  Kammeni  heorliQiziiilUireii. 
§.  384.    Von  der  TheUmumie   dar  Minister  oder  laadesberriidLen  Com^ 
mifisSje  an  den  landstftndischen  Beraithungeo  und  von   dea 
Interpellationen« 
§.  385.    Oeffenüichkeit  der  landst&ndiachen  Sitznngen,  Yerhandlongeii  und 

Protokolle. 
§.  386.    Von  den  perBönlichen  Bechtrai  der  Ständemitglieder. 

a)  Fremeit  der  Aeusserung  nnd  der  Abstimmung.    DisdpUii  in 
derSt&ndeTersammlong.  AusschliessangTon  St&ndemitgliederB. 
§.  387.        b^  ünyerletzlichkdt  dar  Person  der  Stftademitglieder. 
i.  388.        c)  Beiseverj^tang,  Diäten  der  Abgeordneten. 
|.  389.    Von  den  politischen  Befugnissen  der  Landesvertretung. 
§.  390.       L  Yon  den  Befugnissen  der  Landesvertretiuoig  in  Bezog  auf  die 
gesetzgebende  Gewalt 
1)  Das  Becht  des  Beirathes  und  der  Zustimmung. 
§.  391.  2)  Petitionsrecht    Ständische  Initiative. 

|.  392.     EL  Von  den  Befugnissen  der  Landesrertretung  in  Bezug  auf  die 

TolMehende  Gewalt  im  Allgemeinen. 
§.  393.  1)  Landständisches  Becht  der  Yorstellang  und  Beschwerde. 

§.  394.  2)  Landständisches  PrttftingBrecfat  in  Bezug  auf  Yerord- 

nunffen  und  sog.  provisorische  Gesetze. 
§.  895.  8)  Lanoständisdies  PrOfungsrecht  der  von  der  Krone  a1ig»> 

sdilossenen  StaatsvertrSge. 


a>  Im  Allgemeiaen. 
b)  "  " 


§.  396.  b)  Ständische  Bechte  in  Bezug  auf  abzuschliessende 

Btaatsverträge. 
§.  397.  c)  Ständische  Bechte  in  Bezug  auf  abgeschlossene 

Staatsverträge. 
§.  398.  4)  Ständische  Bechte  in  Bezug  auf  den  Staatshaushalt 

a)  Allgemeine  üebenicht  Bewilligung  der  Yoranachlftg«. 

Naichträgliche  Genehmigung  T<m  Ueberschreitanffen. 
§.  399.  b)  Yon  dem  ständischen  Bewilligungs-  und  Yerwcage- 

runffsrechte  bezflgüch  des  Staatshaushaltes  inshe-- 

Bonaere. 
§.  400.  c)  Grundsätze  fllr  die  Ausübung  des  ständischen  Be- 

willigungsrechtes bezüglich  des  Staatshaushaltes. 
§.  401.  d)  Ständische  Bechte  in  Bezug  auf  das  Staatsscholden- 

wesen. 
§.  408.  5)  Ständisches  Becht  der  Ankla^p  der  Minister. 

A^  Ministerverantwortlichkeit  überhaupt 
§.  403.  B)  Gesdiiditliche  Entwickelnng  und  juristischer  Cha^ 

rakter  der  Minister-Anklage. 
§•  404.  C)  Die  Bestimmungen  der  deutschen  YerfieMSung^geeetn 

über  die  Ministerverantwortlichkeit 
a)  Anstellung  der  Anklage. 

405.  b)  Subjekte  der  Anklage. 

406.  c)  Sicherstellung  der  Haftnnff  der  Minister  wemft 

derYer&ssnngsmässigkeitlandesherrlicherYer^ 
fügungen:  die  Gontrasignatur. 

§•  407.  d)  Gegenstände  der  Ministeranklage. 

§•  408.  e)  Staatsgerichtshof.    Yerfiahren  über  die  Btto- 

dische  Anklage. 

S-  4^*  0  Inbalt  des  Urtheüs.  BechtsmitteL  ZuläaaUkoift 

fernerer  Criminal-  und  Givilkiagen 

ft*  ^^*  g)  Beschränkung  des  Becnadigangsrechtos    jd«a 

Souverafais  bezüglich  &t  voinStaatSKericlit»> 
helft  femrtheüten  Btaatebeamten] 
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f4ll  h)  Vmiekft  d«  Made  aaf  die  Anklage: 

eriaeehemie    Yeijikmiig,    Fortsetzmig    und 
ZurOdkmlme. 
Eaefat,   Beicfaweidfln   und  Fetitionea  ▼<» 


PromaaUandliigeat  iMdgUkndMofaea 
Anaachttssen  und  EreiflTertrBtxuagen,  lAod-  oder  ProTimdal- 
ittheiL 

i  m  Tob  dfla  Gaxaatieii  der  refHamUtiiwea  Ver&Moiig. 
§.  415.   IHe  BepräaentaÜTTerfusaiig  in  den  vier  freien  8t&dten. 

L  YerftOTBDgBmistaade  vof  dam  Jahre  1348. 
J.  416.     n.  Yer&saangsTerftndeniagen  in  den  vier  freien  Stidten  seit  1848. 

«)  In  Lübeck. 
§.  417.  b)  YeifasanngaverinderangeB  in  Bremen. 

^  41&  c)  Yer&saungaverftaderungen  in  Hamburg, 

i  41^  dl)  YerfiuwnagBverflodaruQgen  in  Frankfurt 

Achtsehnter  Abschnitt 

Die  Gemeinden, 

i  4Sa  Begriff  von  GemaiDde. 

S-42L   Entstehung,  Yerfiül  und  ^ederbelebnng  der  freien  Gemeinde- 

verfiiMung  in  Deutschland  und  die  Beatimmungen  der  Beicha- 

Ter&aanng  yom  2a  MAn  1849. 
i-  tiSL  BeetEmomonffen  der  Yerfiuwungaurkunden  der  Einselataaten  über  daa 

YerhAltnia«  der  Gemeinden  sum  Staate  und  aber  die  Gemeinde- 


1)  Yorbemerknng. 

V  ^  3)  Bie  Beatimmnngen  der  YerfiuaungBurkunden  und  Ge- 

meindeordnongen  über  Gemeindeverh&ltniase   im  Ein- 


a)  Klaasen  der  Gemeindeangehörigen.  Bflrgeraufiiahme. 
Wirknngen  dea  Orta-  und  Schutabürgerrechtea. 
Rechte  und  Pflichten  der  Gemeindeglieder. 

^iSL  h)  Rechtlicher  Charakter  der  Ortsgemeinden. 

i  42k  c)  Daa  Gemeindevermögen.    Selbstverwaltung  der  Ge- 

meinde unter  Oberaufsicht  des  Staates. 

(  428i  d)  Gemeindeachnlden.  Beitragspfficht  zu  den  Ctomeinde- 

lasten.    Aulhebung  der  Benehingen. 

Vw-  e)  Yon   der  Juatia-    und  Foliaeiverwaltung  in  den 

Gemeinden. 

i  tt.  0  I>i«  Gemeindebehörden  und  die  Gemeindevertiftang. 

Veunselmter  Abechnitt 
Die  innere  Verwaltung. 

i  ffi.   A)  Von  der  Ausübung  der  politiadien  Gewalten. 

L  Yon  der  Ausübung  der  geseftagebenden  Gewalt. 

1)  Yon  der  geaetagebenden  Gewalt  im  Allgemeinen. 
f^  9)  Bei^  von  Geaeta.    Arten, 

t  !&  ^}  ÜMtatthaftigkeit  v.  Geaetsen  mit  rückwirkender  Kraft. 

f  w-  4t)  Yon  den  Gfemen  der  ceaetagebenden  Gewalt 

>  M  5)  Enteiehnig  dea  Privateimthumes  und  anderer  wohl« 

erworbener  Rechte  iaxea  die  Staatsgewalt 


XVI  Iiüialt 

§.  4B4.  6)  Entschftdigimg^cht  des  Staates  wegen  der  Ent- 

ziehung Yon  Eigenthum  und  anderen  wohlerwor- 
benen Rechten. 
§.  435.  7)  Von   der  Verpflichtung  des  StaatsherrscherB    ans 

seinen  eigenen  Gresetzen. 
§.  436.         n.  Von  der  Ausflbung  der  vollziehenden  Gewalt. 

1)  Im  Allgemeinen. 
§.  437.  2)  Von  den  Verordnungen  insbesondere. 

a)  Vollzugsverormiungen  und  sogen,   proyisoiische 
Gesetze. 
§.  438.  b)  Von  dem  unterschiede  von  Gesetz  and  Verord- 

nung im  Allgemeinen. 
§.  439.  c)  Die  unterschiede  von  Gesetz   und  Verordnimg 

im  Einzelnen. 
§.  440.  d)  Von  den  Gegenständen .  woraber  nur  durch  Ge- 

setze  oder   auch  durch  Verordnungen  Bestinn- 
mungen  getroffen  werden  können. 
§.  441.  e)  Von  den  sog.  provisorischen  Gesetzen. 

§.  442.    B)  Von  der  Ausübung  der  materiellen  inneren  Hoheitsrechte. 
I.  Die  Gebietshoheit 
1)  Begriff. 
§.  443.  2)  Wirkungen  der  Gebietshoheit. 

§.  444.  3)  Besondere  Eigenschaften  der  deutschen  Staatsgebiete. 

|.  445.  n.  Die  Justizhoheit. 

1)  Begriff  und  Umfang. 
§.  446.  2)  Bundesgesetzliche  Bestimmungen  bezüglich  der  Justiz- 

verfiftssung  in  den  Bundesstaaten.    Abhülfe  bei  Jastis- 
verweigerung.     Einrichtung  von  Gerichten  dritter  In- 
stanz und  Aktenversendung. 
§.  446  a.  3)  Der  Bundesgesetzentwurf  über  die  in  den  deutschen 

Bundesstaaten  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten 
gegenseitig  zu  gewährende  Rechtshülfe.  (Beilage  za 
§.  220  des  Protokolls  der  26.  Sitzung  der  BundesTer- 
sammlung  vom  25.  Juli  1861,  Bunaesbeschluss  vom 
8.  August,  Sitzung  28,  Protokoll  §.  238.) 
§.  446  b.  4)  Vorbereitende  SchSritte  in  der  Bundesversammlung  zur 

Herbeiführung    einer    gemeinschaftlichen   Civil-    nnd 
Criminal^esetzgebunf  für  die  deutschen  Bundesstaat^L 
§•  446  c  5)  Thätigkeit  der  Bundesversammlung  in  Bezuff  auf  die 

gemeinsame  Fortbildung  und  Ergänzung  der  deutschai 
Wechselordnung  vom  215.  November  108. 
§.  446d.  6)  Die  Thätigkeit  der  Bundesversammlung  für  die  Abfas- 

sung eines  gemeinsamen  deutschen  Handelsgesetzbaches. 
%.  447.  7)  Die  Bestimmungen  der  deutschen  Verfassungsurkunden 

über  die  Gerichtsbarkeit  und  Rechtspfleffe  mit  Ver- 
gleichung  der  Bestimmungen  in  der  prqiektirten  Beichs- 
verfassung  vom  28.  März  1849.  Art.  X. 
§.  448.  8)  Die  einzelnen  Bestimmun^n  der  deutschen  Ver&ssnngB- 

urkunden  über  die  Gerichtsbarkeit  und  Rechtspflege, 
a)  Der    Souverain   als   Quelle    der  Gerichtsbarkeit. 
Ausübung  der  Rechtspflege  durch  die  ordentlichen 
Gerichte. 
§.  449.  ß)  Unabhängigkeit  der  Gerichte. 

§.  450.  y)  Gompetenz  der  Gerichte.  Justizsachen  überhaupt. 

•I*  451.  S)  Gompetenz  der  Gerichte  in  Bezug  auf  die  Keöht»- 

ffültigkeit  der  eigentlichen  und  sog.  provisorischen 
Gesetze,  der  hindesherrlichen  Verordnungen  und 
Rescripte. 
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%4Sft  ff)  CobmUIbs  4er  Gfori<Ate  in  Bezug  auf  die  An- 

wenoDiig  und  Aosiegiuig  von  Gesetzen,  landes- 
herrlidien  Yerordnungen  und  Rescripten. 
0  CoBMCeBS  der  Gerichte  in  Bezug  auf  die  PrOfdng 

TOn  verofdnungen  der  Behörden. 
n)  Nicbtcompetenz  der  Gerichte  in  eigentlichen  Be- 
gieningB-  oder  Admimstratirsachen.    Competenz- 
eonflikte. 
&}  VerfasBimgnBiBnge  Garantien  für  die  Unabhängig- 
keü  der  Gerichte. 
9>  YerfusnngBm&ssig  znttMige  Einwirkung  des  Sonverains 
auf  die  Rechtsprechung. 

a)  Begnadigungsrecht 

b)  Landesherrliches  Recht  der  Moratorien-Ertheilung. 
10)  Allgemeine  Grundsfttze.  welche  einzelne  Verfassungs- 

urkunden  hinsichtlieh  der  Rechtspflege  aufistellen. 
nL  Polizeihoheit 

1)  Allgemeines. 

2)  BundesbeschlQsse  in  Bezug  auf  die  Erhaltung  der 
öffentlichen  Ordnung  und  des  Rechtszustandes  in  den 
deutschen  Bundesstaaten. 

Vorbemerkung. 

f.  4SL  a)  Der  Bundesbeschluss  vom  27.  Oktober  1831;  Ver- 

bot gemeinschaftlicher  Adressen  an  die  Bundes- 
yersammlung  Über  öfientliche  Angelegenheiten  dei 
deutschen  Bundes. 

{.  4ßSL  b)  Der  Bundesbeschluss  vom  5.  Juli  1852,  Termisch- 

ten  Inhalts. 

1. 163.  c)  Die  BundesbeschlUsse  vom  15.  Januar  1835  und 

8.  December  1B40,  das  Wandern  und  die  Verbin- 
dungen der  Handwerksgesellen  betreffend. 

%  4ISL  d)  Die  Bundesbeschlttsse  in  Bezug  auf  die  Univer- 

sitäten, vom  20.  September  1819  und  13.  Novem- 
ber 1834. 

{.  4S5.  e)  Der  Bundesbeschluss  vom  18.  August  1836  Ober 

die  Bestrafung  und  die  gegenseitige  Auslii^erung 

g^litischer  Verbrecher, 
er  Bundesbeschluss  vom  26.  Januar  1854  über 
die  gegenseitige  Auslieferung  gemeiner  Verbrecher. 
§.  467.  g)  Die  Bundesgesetzgebung  über  das  Vereins-  und 

Versammlungsrecht. 

a)  Geschichtliches.  Ueberblick  des  Vereinsrechtes 
bis  zur  Abfassung  der  deutschen  Reichsver-* 
fassung  vom  28.  März  1849. 
§.  468.  ß)  Die  Gesetze  der  Einzelstaaten  über  das  Ver- 

einswesen seit  dem  Jahre  1849. 
$.  469.  f)  Bundesbeschluss  vom  13.  Juli  1854,  da«  Ver- 

einswesen betreffend. 

S.  4^  h)  Die  Bundesgesetzgebung   über   die  Freiheit  der 

Presse, 
a)  Geschichtliches.    Das  Bundespressgesets  vom 

20.  September  1819. 
i  471.  0)  Abschaffung    der  Censnr.     Bundesbeschluss 

vom  3.  M&rz  1848.     Die  Bestimmungen  der 

Reichsveifttssung  vom  28.  März  1849. 
i  472.  f)  Die  Pressgesetzgebung  in  den  Einzelstasten 

seit  1849. 
i  473.  S)  Da»  Bnndespressgesetz  vom  6.  Juli  1854. 


XVlll  Inhalt. 

§.  474.  i)  Die  Band68geBetsgebiiii|^  in  Besag  auf  Nachdruck 

und  Schutz  des  sog.  ffeistigen  Eigenthums. 
a)  Die  Bundesbemduttsse  vom  6.  December  1832 
und  9.  November  1837. 
§.  475.  ß)  Die  ergänzenden  BnndesbeBchlüsse  ▼.  19.  Juni 

1845  und  Tom  6.  November  1856,  Nachdruck 
und  Nachbildung  betreffend. 
§.  476.  y)  Die  BundesbeschlOsse   vom   22.  April    1841 

und  vom  12.  März  1857,  den  Schutz  muaka- 
lischer  Gompositionen  und  dramatischer  Werke 
gegen  unbefugte  AufGOhrung  und  Darstelloog 
betreffend. 
§.  477.  k)  Der   Bundesbeschluss  vom   19.  Juni  1845,    den 

Negerhandel  betreffend. 
§.  477a.  1)  Der  bevorstehende  Bundesbeschluss  Qber  die  Auf- 

hebung der  öffentlichen  Spielbanken. 
§.  477b.  m)  Verhandlungen   am   Bundestage  über  die   Fest- 

stellung allgemeiner  Normen   in  Bezug   auf  die 
Heimaüisverhältnisse,    insbesondere   Uebemahme 
der  Heimathlosen. 
§.  477c  n)  WOrtembergischer  Antrag  auf  Herstellung;  einer 

Semeinsamen  Pharmakopoe  und  eines  einheitlichen 
ledicinalgewichtes. 
§.  478.  3)  Allgemeine  Bestimmungen  über  die  Freiheit  der  Fluss- 

schifffahrt. 
a)  Die   Bestimmungen   des  Beichsdeputationshaupt- 
schlusses  vom  25.  Februar  1803  liber  die  Rhem- 
schifffahrt 
§.  479.  b)  Die  Bestimmungen  des  ersten  Pariser  Friedens 

und  der  Wiener  Congressakte  und  der  sich  hieran 
anschliessenden  Conventionen  und  Schiffidirts- 
akten  über  die  Freiheit  der  FlussschifiSahrt  und 
die  BundesbeschlüBse  vom  3.  August  1820  und 
27.  Februar  1832. 
§.  479a.  4)  Bestrebungen  für  gemeinsame  Gesetzgebung  in  han- 

delspolitischer Beziehung, 
a)  Die  Bestrebungen  der  Dresdener  Ministerialcon- 
ferenz  (1850—1851). 
$.  479b.  b)  Die  Bestrebungen  in  der  Bundesversammlung  fttr 

Herstellung  von  gleichem  Mass  und  Gewicht. 
§.  479c.  c)  Die  Bestrebungen  in  der  Bundesversanmiluiig  für 

Herstellung  einer  gemeinsamen  Patentgesetzgebung. 
§.  479d.  5)  Ausserhalb  der  Bundesversammlung  geschlossene  Ver- 

eine mehrerer  deutschen  Bundesstaaten  zur  Beförde- 
rung von  Handel  und  Verkehr, 
a)  I)er  Zollverein. 
§.  479e.  b)  Der  Münzvertrag  der  ZoUvereinsstaaten. 

§.  479f.  c)  Der  deutsch-österreichische  Postverein. 

§.  479g.  d)  Der  deutsch-österreichische  Telegraphenverein. 

§.  480.  6)  Bestimmungen  in  den  Verfassunffsurkimden  der  Ein- 

zelstaaten über  Gegenstände  der  Polizeigewalt 
§.  481.  IV.  Privilegienhoheit 

§.  482.  V.  Finanzhoheit 


1^  Begriff  und  Geschichtliches 
|.  483.  2)  Finanzverfassung  des  deuts 

|.  484.  3)  Finanzverfassungder  Bundesstaaten. 


a)  Allgemeine  Grunds&tze.    Insbesondere  Subaidiari- 
tm  der  Besteuening. 
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{.Ml  b)  Dm  Stitttagvt  und  dai  Kammergat 

1 486.  c)  Yerwuidlaog     des    lUmmergates    in    Staatsgut 

SdieiduAg  Ton  Staatsdomamen  and  landesherr- 
lichen Domainen. 

i,  487.  d)  Der  Unterhalt  des  regierenden  Hauses.   Civilliste. 

Domainenrente. 

{.  488.  e)  Die  Finanzquellen  und  das  Fiskusrecht    Fiaka- 

lische  Sachen. 

).  48d,  f)  Das  Nothrecht  des  Staates. 

{.  490.  g)  Besondere  Bestimmungen  der  deutschen  Verfas- 

sungsurhunden  in  Bezug  auf  den  Staatshaushalt 

^  49L         YL  Die  sog.  gemeine  Landesdiensthoheit  oder  das  Hohdtarecht 

der  Lui^lge. 
(492.       YIL  Die  Militairhoheit 

1)  Begriff.    Geschichtliches. 
f.  498L  2)  Die  Kriegsverfiissang  des  deutschen  Bandes. 

a)  Das  Bundesheer  flberhaupt 
i  491  b)  üebersicht  der  bundesgesetzlichen  Bestimmungen 

aber  das  Militairwesen. 
i  496.  c)  Die  reyidirten  Hlnf  ersten  Abschnitte  der  Kriecs- 

TerfasBung  oder  die   näheren  Bestimmungen  der 
KrieffSTemsBung  des  deutschen  Bundes,  nach  dem 
Bundesbeschlusse  Tom  4.  Januar  1865  und  dem 
Bundesbeschlnsse  Yom  15.  November  1855. 
«)  I.  Abschnitt.    St&rke  des  Bandesheeres  und 
allgemeine  Bestimmnn|^en. 
i>  496.  f)  TL  Abschnitt  der  rendirten  GrundzQge   der 

KriegsTerfassung.     Yerh&ltniss    der  Waffen- 
gattungen und  Chargen. 
(  437.  f)  UL  Abschnitt  der  revidirten  Grundzüge  der 

Kriegsver&ssung.     Eintheilung  des  Bundes- 
heeres. 
(498.  a)  IV.  Abschnitt  der  revidirten  GrundzQge  der 

Kriegsverlassung.    Bereithaltung  im  Frieden. 
{.  4a&.  ff)  Y.  Aoschnitt  der   revidirten  Grundzüge    der 

Kriegsverfiftssung.     Mobilmachung    und    Be- 
satzung der  Bandesfestungen. 
i  500l  d)  Die    noch    geltenden    fünf    letzten    Abschnitte 

^.— X.)  der  Grundzü^e    der  Kriegsverfiusung 
Bundes  vom  11.  Juni  1822. 
a)  VI.  Abschnitt  der  Grundzüge  der  Kriegsver- 
fassung.   Oberfeldherr. 
S.  M,  f)  Yn.  Abschnitt  der  Grundzüge  der  Eriegsver- 

fitssung.    Corpscommandanten. 
i  509.  r)  ^^^'  Abschnitt  der  Grundzüge  der  Kriegsver- 

fassung.   Bildung  des  Haup^uartieres. 
{.  508.  9)  IX.  Abschnitt  der  Grundzüge  der  Kriegsver- 

fassung.   Yerpflegunff.    Ergänzender  Bundes- 
beschluss  vom  12.  Juli  1823,  in  Betreff  der 
Bezahlung  und  Unterhaltung  der  Contingente 
der  vom  Feinde  besetzten  Bundesstaaten. 
i  504.  •)  X.  Abschnitt  der  Grundzüge  der  Kriegsver- 

fassung.   Gerichtsbarkeit 
i  S06i  6)  Der  Bnndesbeschluss  vom  24.  Juni  1852  über  den 

militärischen  Gerichtsstand  in  Strafsachen  bei 
Bundestmppen,  welche  in  Friedenszeiten  zu  Bun- 
deszwecken zusammengezogen  werden 
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§•  306.  f)-  Allgem^ne  CartelleonTeiition  unter  den  deatscAen 

Bundesstaaten  vom  10.  Febraar  1831,  die  Aofile' 
feroBg  von  DeBertewren  und  Militärpflichtigen 
und  daa  Verbot  frem^r  Werbungen  betreffend, 
nebst  deu  ergftnzenden  Bundesbeschlüssen  -miA 
^   .  17.  Mai  1882,  29;  Aprfl  1858  und  2.  JuU  1863. 

§.  w7.  g)  Die  Bandesfestungen. 

a)  Die  Pariser  Yeitrftge  von  1815  und  die  Bun- 
desbeschlasse  yom  5.  Okt  1820  und  28'.  Jutt 
1825. 
§•  ^^^  ß)  Die  Bundesfestcmgen  Mainz,  Luxemburg  und 

Landau. 
§•  509.  y)  Die  Bundesfestungen  Ulm  und  Bastatt 

§•  510.  S)  Einzelne    Bundesbeschlüsse    von    bleibender 

Bedeutung,  die  Bundesfestungen  betreffend, 
aa)  Festungsbudget. 
§•  510a-  ßß)  Anstellung  der  HüLfeschreiber   bei  detf 

Geniedirektiooen    der  Bundesfestungen. 
§•  510b.  yy)  Sicherstellung  der  Dispositionsfonds  för 

die  Bundesfestungen. 
§•  510c  s&)  Vereinfachung  des  Geschäftsganges  bei 

dem  Kassen-  und  Redmungswesen  der 
Bundesfestungen  und  Vereinigung    der 
Festungsfonds. 
§•  510d.  tt)  TTnzulässigkeit    des    Aufenthaltes    von 

Agenten  und  Gonsuln  fremder  Staaten 
in  den  Bundesfestungen. 
§"  510e.  {;)  Eisenbahnen    im   Bayon    der   Bioides- 

festungen- 
§•  510f.  fffj)  Telemnhenleitungen     im     Rayon    der 

Bundesrestui^en. 
§.  610g.  &^)  Unterkunft   und   Verpflegung    der   Be- 

satzungen und  insbesondere  der  Kxiegs- 
besatzungen  in  den  Bundesfestungen. 
§.  510h.  u)  Anschaffung    von    Büchern    und    Zeit- 

schriften in  den  Bundesfestungen. 
§•  510L  xn)  Abgaben-  u.  Zollfreiheit  bei  Erwerbungen 

0.  Anscbafiungen  fttr  d.  Bundesfestungen. 
§.  510k  XX)'  Versicherunr  der  fllr  Bundesfestungeit 

erworbenen'Gebäude  gegen  Feuersgefiär. 
§•  5101.  /»^) 'Benützung  der  Bundesfestungs-Geschütze 

zu  Artülerieübungen    und    Theilnahme 
der  Artilleriebesatzungen  und    anderer 
Besaitzungstheile    der    Bundesfesiangei» 
an  grösseren  Schiessübungen. 
§.  510m.  wr)  EntBchadigungs-  u.  SicherungsanspröiäiÄ 

der    büiwerlichen    Einwohnerschaft    in 
den  Bundesfestungen. 
§.  510n.  h)  Bundesbeschlüsse  in  anderen  militairischen  Ange- 

legenheiten. 
.   -^^  «)  BundesbesKtsrang  in  der  freien  Stadt  Frankfurt 

§•  5100.  p)  Einfluss  der  Eisenbahnen  auf  die  Wehrhaf- 

tigkeit  des  deutschen  Bundes. 
§•  lil'  o^  ^0  1>i«. technische  Milit&rcommission  des  Bundes. 

§*  ölJ.  3)  Die  Bestunmongen  der  dentachen  Verfassunffsurlaindeit 

über  die  MiMt&rhoheit  tt»»"«^««««* 

§.  513.       Vm.  Die  Aemterhoheit. 

1)  Begrift    Staatstoter.    Staatsdiener.    Staatsdienst 
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{.  511.  2)  Geschiditfiehe  Entwidtelmig  des  Staatsdienstes.    Das 

System  des  Dienstrertrages. 
{.  515.  3)  iätstehang  (Rechtsgrand)  des  Staatsdienerverhftltnisses. 

f.  516.  4)  Allgemeine  Wirkungen  des  Staatsdieneirerhältnisses. 

i  517.  5)  Von   dem   Diensteinkommen,   den   Besoldungen  and 

Rahegehalten  der  Staatsdiener. 
$.  518.  6)  YonderStraf-  u  Disdplinargewalt  Ober  die  Staatsdiener. 

i  519.  7)  Von  der  Verantwortlichkeit  der  Beamten, 

f.  520.  S)  Von   der  Yerpiiichtang  des  Staates   aas  den  Hand- 

langen der  Staatsbeamten. 
f.  521.  9)  Besondere  Bestimmungen  der  deatschen  Yerfassongs- 

orkunden  aber  die  Ausübung  der  Aemterhoheit 
$.582.       DL  Die  Lehenshoheit 

1)  Bes^ff.    Unterschied  Ton  Lehensherrlichkeit 
S-  523.  2)  Staatsrechtliche    Veränderungen    in    Bezug    auf  das 

Lehenwesen  in  Folge  der  Auldsung  des  deut  Reiches. 
i-  594.  3)  Die  Bestimmungen  der  Yerfossungsurkunden  über  die 

Lehen. 
f.  525.  4)  Die  neuesten  Gesetze  über  die  AUodification  der  Lehen. 

{.  52&        X.  Die  Kirchenhoheit 

1)  Begriff. 
{.  527.  2)  Unterschied  von  Kirchenhoheit  und  Kircheuffewalt 

S-  ^28.  3)  Yerhältniss  der  christlichen  Kirche   zum   Staate   im 

Allgemeinen.    Qeschichtliches. 
i  529.  4)  Uebersicht  der  für  die  Ausübung  der  Kirchenhoheit 

in  den  deutschen  Staaten  jetzt  geltenden  gesetzlichen 
Bestimmungen. 
i  530.  5)  Von  dem  Kechte  der  Aufnahme  der  Religionsgesell- 

schaften, 
a)  Allgemeine  Grundsätze. 
%  531.  b)  Bestimmungen  des  westphftlischen  Friedens  von 

1648,  des  rjrsswicker  Friedens  von  1697,  des 
ReichsdepuUtionshauptschlusses  vom  25.  Februar 
1803  und  der  Accessionsurkunden  zom  Rheinbunde 
über  die  Aufnahme  neuer  Religionsgesellschaften. 
Jus  refarmandi. 
1-532.  c)  Der  Artikel  XYI.  der  deatschen  Bundesakte  über 

die    bürgerlichen    und    i>olitischen    Rechte  der 
christlichen  Religionsparteien. 
i  933.  d)  Die  Bestimmungen  aer  Yer&ssungen   über  das 

Recht  der  Religionsübung. 
!>  531  6)  Das  Recht  der  Aufsicht  über  die  Kirchen. 

a)  Allgemeines. 
f-  535.  b)  Die  gemeine  Lehre  über  das  Oberaufuchtsrecht 

des  Staates  und  die  Reclamationen  der  katholi- 
schen Bischöfe. 
a)  In  Bezug  auf  Dogma,  Cnltus  und  Liturgie. 
(536.  /?)  Die  gemeine  Lehre  über  das  OberaufBichts- 

recht  des  Staates  in  Bezug  auf  Yerftssong 
und  Yerwaltunff  der  Kirche. 
S-  537.  ^)  Die  gemeine  Lehre  in  Bezug  auf  das  Kirchen- 

▼ermögen. 
>  538.  f)  Die    Grundsätze  der   ReichsTerfiusunff  vom 

28.  März  1849,  das  Oberaufiuchtsrecfit  des 
Staates  über  die  Kirche  betreffend.  Selbst- 
Btändigkeitsbestrebungen  in  der  protestan- 
tischen Kirche  und  die  Fordenmgen  des 
katholischen  Episcopates  seit  1848. 
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§w  5d9.  f )  BertiimmiTigen  der  Yer&saiingsarlnmdeii  «nd 

neueren  Qesetse  der  Einzelstaaten  über  das 
landesherrliche  Aufsichtsiecht  in  kirchlicher 
Beaiehnng. 

§.  540.  7)  Das  landesherrliche  Schatzrecht  über  die  ELrchen. 

§.  541.       XI.  Die  ausserwesentlichen  Hoheitarechte  oder  Regalien, 
a)  Begri£f  und  Arten« 

§.  542.  b)  GrundBätae. 

1)  Entstehung  und  Erwerbung. 

§.  543.  2)  Kechtsmittel. 

§.  543a.  8)  Erlöschung  und  Aufhebung  der  Regalität. 


Zwanzigster  Abschnitt 

Auswärtige  Verhältnisse. 

§.  544.    Völkerrechtliche  Bedeutung  der  äusseren  Hoheitsrechte. 
§.  545.    Die  Bundesgesetzgebung  üoer  die  auswärtigen  Verhältnisse. 

1)  Allgemeines. 
§.  546.        2)  Bundesrechtlicher  Grundsatz  in  Bezug  auf  die  völkerrecht- 
liche Stellung  der  Einzelstaaten.     Besdiränkungen  im  BQad- 
nissrechte  und  Kriegsrechte. 
§.  547.        3)  Völkerrechtliche  Benignisse  des  Bundes  in  seiner  Gesammt- 
heit 
a)  Im  Allgemeinen. 
§.  548.  b)  Bundesgesetzliche   Bestimmungen   über  Bundeskriege. 

a)  Der  Bundeskrieg  als  VerUieidigungskrieg. 
%,  549.  ff)  Die  Beschlussfassung  über  dnen  Bundeskrieg,  die 

Behauptung  der  Neutralität  und  über  Friedens- 
schlüsse. 
§.  550.  f)  Bnndesgesetzliche  Bestimmungen  über  die  Kriege 

der  Bundesglieder,   welche   zugleich  europäische 
Mächte  smd. 


Anhang. 

Die  Grundgesetze  des  dentsehen  Bundes. 

A)  Die  deutsche  Bundesakte  Tom  8.  Juni  1815. 

B)  Schlussakte  der  über  Ausbildung  und  Befestigung  des  deutschen 
Bundes  zu  Wien  gehaltenen  Mimsterial  -  Gonferenzen  vom  15.  filLai 
1820. 

0)  Matrikel  des  deutschen  Bundes,  wie  solche  in  der  4.  Sitzung  vom 
26.  Januar  1860  abgeändert  worden  und  vom  1.  Januar  ISiSO  ab 
bei  allen  Matrikular- Ausschreibungen  und  Leistungen  zu  Grunde  zu 
legen  ist. 

Register. 

Literarische  Nachträge  und  Znsätze. 

A)  Zu  Band  L 

B)  Zu  Band  II. 
Druckfehler  und  Verbesserungen. 


Fonfzelmter  Abschnitt 

•iB  T«lk   im<   4ie  Vtlksreehte'). 

§.  281. 
Unterthanschaft  und  deren  Arten. 

L  Jede  Person,  welche  einer  Staatsgewalt  unterworfen  ist, 
hdsst  eben  desshalb  Unterthan  {subdUwi). 

n.  Die  Unterthanschaft  ist  entweder  1)  ein  bleibendes 
persönliches  RechtsYerhältniss,  sog.  Staatsangehörigkeit, 
ond  diese  beruht  regelmässig  auf  der  Eigenschaft  als  Ein- 
geborner,  sog.  Indigenat,  oder  sie  ist  2)  ein  nar  Yor- 
ib  ergehend  es  persönliches  Bechtsverhältniss,  d.  h.  sie  wird 
auch  für  die  Fremden  (Gäste)  durch  den  blossen  Aufenthalt  im 
Lande  filr  die  Dauer  desselben  (als  sog.  subdM  temporarii) 
begründet^),  oder  sie  ist  3)  ein  dingliches  Bechtsyerhältmss, 
90g.  Landsassiat,  insofeme  nämlich  ein  Ausländer  wegen 
des  Besitzes  von  Liegenschaften  im  Lande  (als  Landsasse)  in 
gewissen  Beziehungen  der  Staatsgewalt  in  demselben  unter- 
worfen,  insbesondere  gerichtspflichtig  (forensis)  ist^). 

*)  J.  J.  Moser,  v.  d.  Landeshoheit  in  Ansehung  der  Unterthanen 
Personen  und  Vermögens.  1773.  —  Klüber,  öffentl.  R.  §.  257  u.  f.  — 
Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  129  u.  f.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  267  u.  f.  — 
H.A-Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I.  §.85  u.  f,  —  Held,  System,  Bd.  II. 
S.  547  u.  f. 

*)  Als  eine  sehr  singulare  Ausnahme  erscheint  das  für  fremde  Sou- 
veraine  und  deren  Gesandten  völkerrechtlich  begründete  Yerhältniss 
^  sog.  Exterritorialität,  d.  h.  das  Vorrecht,  nicht  der  Gerichts- 
barkeit des  fremden  Staates  unterworfen  zu  sein,  in  welchem  sie  sich 
anflialten.  (Das  gleiche  Vorrecht  bewilligte  Oesterreich  dem  Prinzen  von 
Wasa).  —  Selbstverständlich  schliesst  die  temporäre  Unterthanschaft, 
die  nur  allein  durch  vorübergehenden  Aufenthalt  in  einem  Staat«  begründet 
ist.  die  gldchzddge  bleibende  unterthanschaft  in  einem  anderen  Staate 
oieht  ans. 

')  Unter  Landsassiat  verstand  man  zur  Reichszeit  häufig  soviel  wie 
toichtspiüchtigkeit  oder  Unterthanschaft  überhaupt    Danach  unterschied 
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2  §.  281.  ünterthanschaft  und  deren  Arten. 

m.  Die  eigentlichen  Staatsangehörigen  werden  heat  zu 
Tage  auch  als  Staatsbürger  bezeichnet.  Dieses  Wort  soll 
nicht  sowohl  einen  Gegensatz  von  Unterthan,  als  vielmehr 
nur  soviel  aasdrücken ,  dass  dem  Unterthan  neben  seinen  poli- 
tischen  Pflichten  auch  politische  Rechte  znkonmien^). 
Beide  Bezeichnungen  können  daher  anch  recht  wohl  neben 
einander  bestehen ,  indem  die  erstgedachte  Pflicht  die  Zu- 
ständigkeit von  politischen  Rechten  nicht  ansschliesst^).  Wo 
aber  ein  Theil  der  Staatsangehörigen  nicht  an  allen  politischen 
Rechten  Äntheil  nehmen  darf,  werden  nur  die  politisch  Voll- 
berechtigten   als    Staatsbürger  bezeichnet^). 

IV.  Mitunter  wird  jetzt  anch  die  Gesammtheit  der  Staats- 
angehörigen als  y^Land  nnd  Lente'^  bezeichnet^). 


man  sodann  persönlichen  nnd  dinglichen  Landsassiat  —  Die  Ge- 
lichtspflichtigkeit  des  landsässigen  Ausländers  ist  gemeinrechtlich 
anf  jene  Elagsachen  beschränkt,  welche  die  von  ihm  im  Lande  besessenen 
Immobilien  betreffen.  Dies  nennt  man  insbesondere  unTollkommenen 
Landsassiat,  Landsassüüus  minus  plentts.  Partikularrechtlich  sind  mitunter 
die  landsässigen  Ausländer  für  verpflichtet  erklärt,  sich  anf  alle  Klagen 
von  Inländern  bei  dem  Forum  rei  sitae  einzulassen.  In  diesem  Falle  wird 
der  Landsassiat  als  vollkommener  (jplenus)  bezeichnet. 

<)  Der  Ausdruck  „Staatsbürger"  ist  dem  Ausdrucke  cmtm,  Bürger, 
nachgebildet.  Hierunter  verstehet  man  ursprünglich,  d.  h.  im  Sinne  des 
römischen  und  griechischen  Alterthums  und  des  germanischen  Mittelalters 
nur  die  vollberechtigten  Mitglieder  eines  städtischen  Gemeinwesens 
(respubUca,  citjüas,  urbs  liberä),  die  wir  jetzt  Orts-,  Städte-  oder  Ge- 
meindebürger nennen.  Die  üebertragung  dieses  Begriffes  auf  den  Staats- 
unterthan  erklärt  sich  als  Consequenz  der  Ausdehnung  des  Begriffes  eines 
Gemeinwesens  (respublica)  auf  den  Staat  selbst.  Insbesondere  war  es 
die  französische  Revolution,  wodurch  die  Bezeichnung  des  Unterthans  als 
cüoyen  in  Aufnahme  gebracht  wurde. 

^)  In  Staaten,  in  welchen  man  es  für  noth wendig  findet,  die  Be- 
ziehungen auf  die  Pflicht  zu  gehorchen,  schärfer  hervortreten  am  lassen, 
wie  z.  B.  in  der  absoluten  Monarchie,  ist  der  Gebrauch  des  Wortes 
Unterthan  vorherrschend;  in  solchen  Staaten  dagegen,  wo  die  Rücksicht 
auf  die  Rechte  der  Unterthanen  überwiegt,  wie  in  der  Republik,  vnrd  das 
Wort  Staatsbürger  vorgezogen.  In  der  constitutioneUen  Monarchie 
haben  beide  Ausdrücke  auf  gleiche  Geltung  Anspruch. 

•)  So  z.  B.  werden  in  der  freien  Stadt  Frankfurt  die  Israeliten  nnd 
Landbewohner  nicht  als  eigentliche  Staatsbürger  betrachtet 

T)  üeber  die  ursprüngliche  Beziehung  dieses  Ausdruckes  auf  das  Ver- 
hältniss   der   Hintersassen   zum    Grundherrn,    siehe    meine  Alterthümer 
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§.  282. 

Von  der  aDgemeinen  Rechtswirkung  derUnterthanschaft, 
oder  von  dem  staatsbürgerlichen  Gehorsam. 

L  Die  politischen  Pflichten,  welche  den  Unterthanen  zufolge 
ihrer  Unterwürfigkeit  unter  die  Staatsgewalt  obliegen,  werden 
unter  der  Bezeichnung  staatsbflrgerlicher  Gehorsam  oder 
Unterthanentreue  zusammengefasst. 

IL  Dieser  staatsbürgerliche  Gehorsam  ist  aber  kein  blinder 
oder  unbedingter  Gehorsam,  weil  er  seinem  Wesen  nach 
ein  rechtlicher  und  sittlicher  Gehorsam  istO- 

nL  Die  Gränzen  des  bürgerlichen  Gehorsams  sind  daher 
durch  die  natürlichen  und  etwaigen  positiyrechtlichen 
Gränzen  der  Staatsgewalt  d.  h.  durch  den  Zweck  und 
Begriff  des  Staates  selbst  gegeben  ^). 

IV.  Im  Zweifel  streitet  die  Vermuthung  ftlr  die 
Bechtliehkeit  und  Verfassungsmässigkeit  der  Anordnungen  der 
Staatsgewalt,  weil  die  Vornahme  von  Regierungsakten 
überhaupt  ihrem  Wesen  nach  zu  ihren  Rechten  gehört  und 
Illegalitäten  an  sich  nie  zu  vermuthen  sind^). 

V.  Daher  siud  auch  die  Unterthanen  schuldig,  in  den 
FlDen,  in  welchen  sie  berechtigt  sind,  die  Rechtlichkeit  und 
Ver£siS8ungsmässigkeit  der  obrigkeitlichen  Anordnungen  zu  be- 
seiten, denselben  vorläufig  bis  zu  ausgemachter  Sache  Gehor- 
aam  zu  leisten^). 

VL  Von  jeher  hat  man  in  Deutschland  die  Unterthanen 
nur  zu  verfassungsmässigem  Gehorsam  für  verpflichtet 
gehalten^).  Als  die  Fälle,  in  welchen  die  Unterthanen  beAigt 
sind,  den  obrigkeitlichen  Anordnungen  den  Gehorsam  zu  ver- 
weigern, wurden  daher  schon  zur  Reichszeit  einstimmig  (von 


dec  deotsclien  Reichs  and  Rechte,  Heidelbeig  und  Leipzig.  Bd.  U.  (1860) 
S-  57  n.  folg. 

')  Siehe  §.  45. 

*)  Siehe  §.  52.  53. 

')  Gramer,  opnscul.  T.  IV.  392.  410.  —  Moser,  Staatsr.  XXIV.  43. 
187  iLt 

*)  Ansdrflcklich  bestimmte  dies  schon  die  W.  K.  art.  XIX.  §.  7  a.  E. 

*)  So  verstand  man  den  Ausdruck  „schuldigen  Gehorsam**  der 
Unterthanen  in  der  W.  K.  art.  XV.  §.  1. 

1* 
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Katholiken  wie  Protestanten)  betrachtet:  1)  Anordnungen,  welche 
gegen  die  Sittlichkeit  (das  Gewissen,  das  Wort  Gottes)  ver- 
stosseü®);  und  2)  Anordnungen,  welche  der  Reichs-  oder 
Landesverfassung  zuwider  waren"). 

Vn.  Ganz  in  gleichem  Sinne  ist  in  den  neueren  Verfas- 
sungsurkunden meistens  die  Gewissens  fr  eihei^  ausdrücklich 
anerkannt^)  und  mitunter  ausdrücklich  der  schuldige  Gehorsam 
der  Unterthanen  als  „verfassungsmässiger^'  bezeichnet*). 

§.  283. 

Von  dem  Beschwerderechte  und  dem  sog.  Wider- 
standsrechte der  Unterthanen. 

I.  Zur  Zeit  des  Beiches  konnten  sich  die  Landesunter- 
thanen,  welche  sich  durch  landesherrliche  Anordnungen  be- 
schwert fanden,  im  Wege  der  Klage  an  die  Beichsgeriehte 
wenden  ^). 

IX.  Heut  zu  Tage  ist  im  Allgememen  und  abgesehen  von 
den  Fällen,  in  welchen  es  sich  um  die  gewissen  Personen 
durch  die  Bundesakte  zugesicherten  besonderen  Rechte 
handelt^),    nur    bei   vorkonmiender   Justizverweigerung 


•)  Man  berief  sich  allgemein  auf  Apostelgesch.  4,  19.  5,  29:  „Man 
muBB  Gott  mehr  gehorchen,  als  den  Menschen."  —  Moser,  von 
der  Landeshoheit  in  Ansehung  der  unterthanen  Personen  und  Yennögens. 
1773.  S.  70.  —  (Dieselben  Worte  lässt  auch  Plato  in  der  Apologie  den 
Sokrates  zu  seinen  Bichtem  sagen:  „Ich  ehre  euere  Gesinnung,  werthe 
Männer  von  Athen,  und  liebe  euch,  doch  gehorchen  werde  ich  Gott 
mehr,  als  euch,  und  so  lange  ich  athme  und  es  vermag,  werde  ich  nie 
und  nimmer  aufhören,  nach  Weisheit  zu  streben  und  euch  zu  ermahnen".)  — 
Vgl.  die  übereinstimmenden  Aeusserungen  von  Luther  und  Dahlmann, 
oben  §.  29  Note 3.  —  Stahl,  Rechtsphilosophie  (2.  Aufl.).  Bd.  IL  Abthl.  2. 
S.  223.  —  Vgl.  Baden,  I.  Constitutionsedikt  v.  1807,  die  kirchl.  Staatsverf. 
betr.  §.  1.    (Siehe  diesen  Text  unten  §.  293  Note  10.) 

')  Moser,  a.  a.  0.  S.  7L 

«)  Z.  B.  Bayern,  V.U.  1818.  Tit.  IV.  §.  9.  —  Baden,  V.-ü.  1818. 
§.  18.  —  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.'27.  —  Kurhessen,  V.-U.  1831 
§.  30.  u.  s.  w.  —  Vgl.  unten  §.  290  Note  1;  §.  293  Note  6  bis  18. 

•)  z.  B.  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  21. 

«)  Siehe  oben  §.  104.  XI. 

«)  Siehe  oben  §.  147.  I.  C. 
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die  Anbrinpang   einer  Beschwerde   an   dem  Bundestage  zu- 
taig«). 

m.  Dagegen  wird  in  allen  Staaten  den  Untertbanen, 
wdehe  sich  äurch  obrigkeitliche  Anordnungen  beeinträchtigt 
fioden,  ein  Recht  der  Beschwerdefllhrung  bei  den  yorgesetzten 
höhere  Behörden,  mit  Einhaltung  des  gesetzlichen  Instanzen- 
mges^,  oder  auch  nach  Beschaffenheit  des  Falles  eine  Klage 
Tor  den  Grerichten  und  Veranlassung  eines  Strafverfahrens 
gegen  die  Beamten  wegen  verfassungswidriger  Anordnungen 
mgeiassens).  Wo  eine  landständische  Verfassung  besteht,  kann 
OBter  der  Voraussetzung,  dass  die  Beschwerde  auch  you  der 
hosten  Staatsbehörde  als  ungegründet  verworfen  worden  ist, 
die  Verwendung  der  Landstände  angerufen  werden^).    Auch 


^  Siehe  oben  §.  156  a. 

*)  Ausdrückliche  Bestimmongen  enthalten:  Würtemberg,  V.-ü.  1819. 
i  36.  ,^eder  hat  das  Recht,  aber  gesetz-  and  ordnongswidriges  Verfahren 
eioer  Staatsbehörde,  oder  Verzögerung  der  Entscheidung  bei  der  unmittel- 
i»r  Yorgesetzten  Behörde  schriftliche  Beschwerde  zu  erheben  und 
iddugenfaJls  stufenweise  bis  zur  höchsten  Behörde  zu  ver- 
Mgeo.*"  ~  üebereinstimmt:  E.  Sachsen,  V.-U.  1881.  §.  86  a  linea  1.  — 
Kirhessen,  V.-ü.  1881.  §.86.  -  8.  Altenburg,  V.-U.  1831.  J.  65.  — 
Braunschweig,  V.-ü.  1832.  §,  38.  —  Hannover,  V.-ü.  1840.  §.  42 
»finea  2.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852.  art  47.  §.  1.  —  Anhalt- 
Bernburg,  V.-ü.  1850.  §.  11.  —  (Die  meisten  Verfassungsurkunden 
idireiben  aosdrflcklich  vor,  dass  dem  abschlägigen  Bescheide  die 
Gründe  beigefügt  sein  müssen.)  —  Vgl.  auch  Waldeck,  V.-ü.  1852. 
133.—  S.  Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852.  §.  48.  —  Reuss  j.  Linie, 
T.-ü.  1852.  §.  18. 

0  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept  1848.  §.  10.  „Verwaltungsmass- 
regeb,  welche  von  den  Verwaltungsbehörden  ausserhalb  der  Qränzen 
Ouer  Zuständigkeit  vorgenonunen  sind,  können  auf  Antrag  des  dadurch  in 
sauen  Rediten  Verletzten  durch  die  Gerichte  aufgehoben  werden.**  ~ 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852.  art.  48.  „Jedem,  der  sich  durch  eine  Ver- 
«iltongsmassregel  in  seinen  Privatrechten  gekränkt  glaubt,  steht  der 
Bechtsweg  offen,  ohne  dass  es  einer  besonderen  Erlaubniss  bedarf.'*  — 
üebereinstimmt:  Kurhessen,  V.-ü.  1831.  §.  35.  —  Hierher  gehören  auch 
die  Bestimmungen  der  Strafgesetze  über  Amtsmissbrauch,  Goncussion  und 
andere  Amtsverbrechen  der  Staatsdiener. 

.  •)  Bayern,  V.-ü.  1818.  Tit  VII.  §.  21.  „Jeder  einzelne  Staatsbürger, 
ume  jede  Gemeinde ,  kann  Beschwerden  über  Verletzung  der  con- 
stitutionellen  Rechte  an  die  Ständeversammlung  und  zwar  an  jede 
<ter  beiden  Kammern  bringen  .  .  Erkennt  die  Kammer  durch  Stimmen- 
mehrheit die  Beschwerde  für  gegründet,  so  theilt  sie  ihren  desfalls  an  den 
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ist  in  keinem  Staate  untersagt,  und  mitunter  sogar  ausdrücklich 
gestattet,  derartige  Beschwerden  dem  Souverain  selbst  yorza* 
tragen '). 

IV.  Durch  eine  blosse  Unterlassung,  Weigerung  oder  Un- 
gehorsam ohne  Drohung  oder  Gewaltanwendung  (sog.  pas- 
siven Widerstand)  begehet  der  ünterthan  selbst  dann,  wenn 
er  sich  mit  Unrecht  geweigert  hat,  kein  Verbrechen  oder 
sonstige  strafbare  Handlung^),  soferne  nicht  durch  ein 
partikuläres  Landesgesetz  für  gewisse  Fälle  des  Ungehorsams 
an  sich  eine  Strafe  gedroht  ist^);  jedoch  setzt  sich  der  Unge- 
horsame nach  Umständen  einer  Anwendung  von  executori- 
8 eben  Massregeln  aus. 

V.  Dagegen  kann  aber  der  Ünterthan  sofort  in  Strafe 
genommen  werden,  wenn  er,  obschon  ohne  Gewaltanwendung 
oder  Drohung,  fortfährt,  Handlungen  vorzunehmen,  welche  ihm 
unter  Strafandrohung  von  einer  Behörde  innerhalb  der  gesetz- 
lichen Gränzen  ihrer  Strafandrohungsbefugniss   für   den  Fall 


König  zu  erstattenden  Antrag  der  anderen  Kammer  mit,  welcher,  wenn 
dieselbe  beistimmt,  in  einer  gemeinsamen  Vorstellung  iem  Könige  über- 
geben wird."  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819.  §.  38.  „Glaubt  der  Be- 
schwerdeführer sich  auch  bei  der  Entscheidung  der  obersten  Staatsbehörde 
nicht  beruhigen  zu  können,  so  darf  er  die  Beschwerde  den  Ständen  mit 
der  schriftlichen  Bitte  um  Verwendung  vortragen.  Haben  diese  sich 
überzeugt,  dass  jene  Stufenfolge  (s.  Note  4)  beobachtet  worden  und  die 
Beschwerde  eine  Berücksichtigung  verdiene,  so  ist  ihnen  auf  ihr  Verlangen 
▼on  dem  k.  Geheimenrathe  die  nöthige  Auskunft  über  den  Gegenstand  zu 
ertheilen."—  üebereinstimmt:  Baden,  V.-ü.  1818.  §.67.  —  K.Sachsen, 
V.-ü.  1831.  §.  36  a  linea  2.  —  S.  Coburg- Gotha,  landständ,  Geschäfts- 
ordn.  1852.  §.  45.  —  Vgl.  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832.  §.  103.  107. 
114.  —  Hannover,  V.-ü.  1840.  §.  42.  —  Schwarzburg-Sonders- 
hausen, V.-ü.  1649.  §.  32.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852.  art  47. 
§.  1.  —  Preussen,  V.-ü.  1850.  §.  32.  (s.  Note  7.)  —  Anhalt-Bern- 
burg, V.-ü.  1850.  §.  11.  -  Waldeck,  V.-ü.  1852.  §.  33.  —  Renas 
j.  L.,  V.-ü.  1852.  §.  18.  78.  79. 

')  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.  36  a  linea  3.  „üebrigens  bleibt  auch 
jedem  unbenommen,  seine  Wünsche  und  Beschwerden  bei  dem  Regenten 
unmittelbar  anzubringen."  —  Vgl.  Hannover,  V.-ü.  1840.  §.  42.  — 
Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849.  §.  32.  —  Preussen, 
V.-ü.  1850.  §.  32.    „Das  Petitionsrecht  steht  allen  Preussen  zu.*' 

*)  z.  B.  wenn  Jemand  die  gesetzliche  Steuer  nicht  bezahlt. 

')  So  z.  B.  bei  Verabredungen  zu  systematischem  passivem 
Widerstände,  Steuerverweigerung  u.  dergl. 
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des  Ungehorsams  untersagt  worden  sind,  insoferae  nicht  semer 
dagegen  etwa  erhobenen  Beschwerde  durch  die  Landesge- 
setzgebnng   ein  Snspensiyeffekt  beigelegt  worden  ist 

YL  Zu  einem  thäügen  (aktiven)  Widerstände  gegen 
landesherrliche  oder  andere  obrigkeitliche  Anordnungen, 
welcher  mit  Gewaltanwendung  oder  Drohung  verbunden  ist, 
kann  jedoch  der  Unterthan  niemals  für  berechtigt  geachtet 
werden.  Solche  Handlungen  fallen  unter  den  strafrechtlichen 
Gesichtspunkt  der  Widersetzlichkeit.  Jedoch  gehört  hier- 
onter  nicht  der  Fall,  wenn  sich  der  Unterthan  durch  unbefugte 
Gewaltanwendung  md  Ueberschreitung  der  Amtsbefugniss  von 
Seiten  der  Yollzugsbeamten  in  einen  Nothstand  versetzt  findet 
und  sich  unbefugter  Misshandlungen  durch  Vertheidigung  zu 
erwehren  sucht*®). 

§.  284. 
Von  der  Gerichts-,  Landfolge-,  Militair-  und  Steuer- 
pflichtigkeit der  Staatsangehörigen. 

Ausser  der  Pflicht  zum  bürgerlichen  Gehorsam  überhaupt 
(§.  282)  liegt 

L  allen  Staatsangehörigen  die  Verbindlichkeit  ob,  sich 
der  Gerichtsbarkeit  des  Staates  in  allen  ihre  Person 
oder  Vermögen  betreffenden  Rechtssachen  zu  unterwerfen  (sog. 
anbeschränkte  Gerichtspflichtigkeit^. 

n.  Sie  sind  verpflichtet,  die  ftir  den  Staat  nothwendigen 
persönlichen  Dienste  zu  leisten,  sog.  Botmässigkeit^), 
und  an  der  Tragung  der  Staatslasten  Antheil  zu  nehmen,  so- 
ferne  ihnen  nicht  durch  Gesetze  oder  noch  rechtsgültige  Privi- 


^)  Dieser  Grondeatz  ist  schon  im  rdmiscben  Rechte  anerkannt.  L.  5. 
Co4  de  jure  fißd  (10,  1).  Dioclet  et  Maxim.  „Prohibitum  est  cujuscun- 
qae  bona,  qui  fisco  locnm  fecisse  existimabitor,  capi,  priusquam  a  nobis 
forma  fderit  data.  Et  at  omni  provisionis  genere  occursum  sit  Capsa- 
rianis  (L  e.  Ofiicialibns) ,  sancimus,  licere  universis,  quorum  Interest, 
objicere  manus  his,  qai  ad  capienda  bona  alicujus  venerint,  qui  succu- 
boerit  legibus:  ut  etiamsi  Officiales  ausi  fuerint  a  tenore  datae  legis  desistere, 
ipsis  privatis  resistentibus,  a  facienda  injuria  arceantur.**  — 
V^  auch  Nov.  124,  c.  3  in  fine. 

0  Baden,  VI.  Constit-Edikt    1808.  §.  13  b. 

')  Baden  VI.  Constit-Edikt.    1808.  §.  16. 
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legien  in  einer  oder  der  anderen  Beziehong  Befreiungen 
zukommen^)« 

UI.  Da  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  der  eigent- 
fiche  Staatsdienst  als  ein  Gegenstand  der  Bewerbung 
von  Seite  der  Befähigten  und  die  Land  folge  d.  h.  die 
Leistung  von  Landesfrohndiensteh  zunächst  als  eine 
Last  der  einzelnen  Gemeinden ,  in  welchen  sie  nöthig  wird^), 
erscheint  y  so  haben  sich  die  neueren  Verfassungsurkanden 
hinsichtlich  der  persönlichen  Dienste  meistens  darauf  be- 
schränkty  der  Verpflichtung  zum  Kriegsdienste  als  einer 
allgemeinen  Unterthanenpflicht  Erwähnung  zu  thun^). 


')  So  z.  B.  ist  in  der  B.  A.  art  14  den  standesherrlichen  Familien 
Befreiung  von  aller  Militairpflichtigkeit  und  die  Eigenschaft  als 
privilegirteste  Klasse  rücksichtlich  der  Besteuerung  zugesichert. — 
Wal  deck,  V.-U.  1852.  §.  31  u.  §.  83  nimmt  die  Mitglieder  des  fürstlichen 
Hauses  und  dessen  gräflicher  Linie  ausdrücklieh  von  der  Militairpflichtig- 
keit und  der  persönlichen  Besteuerung  aus,  sowie  das  Domanial-  und 
Fideicommissvermögen  des  fürstlichen  Hauses  und  der  gräflichen  Linie.  — 
Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  39.  „Die  fürstlichen  Schlösser,  Paläste, 
Gehäude  und  Gärten  und  das  Gmndeigenthum  und  Einkommen  der  Kirchen 
und  ührigen  frommen  Stiftungen,  soweit  dasselbe  jetzt  yon  den  ordent- 
lichen Steuern  befreit  ist,  sind  frei  von  Staatslasten."  —  Die  in  Han- 
nover bestehende  Ausnahme  siehe  in  Note  6.  —  In  der  früheren  Zeit 
waren  meistens  die  sog.  kanzleisässigen  ünterthanen  von  der  Leistung 
der  Landfolge  und  anderer  Landesfrohndienste  befreit.  Baden,  VI.  Const- 
Edikt  1808.  §.  15.  Auch  bestehen  zur  Zeit  noch  in  einigen  Staaten 
mancherlei  Steuerbefreiungen,  z.  B.  in  Preussen,  hinsichtlich  der  Grand- 
steuer zu  Gunsten  von  Standesherren  u.  s.  w. 

<)  z.  B.  das  Streifen  auf  Verbrecher  und  Vagabunden,  die  Hülfeleistung 
bei  Deichbrüchen  u.  dergl.  —  Ausdrücklich  bestimmt  S.  Altenbarg, 
V.-Ü.  1831.  §.  80:  ,4)ie  Landesunterthanen  haben  ausserdem  (d.  h.  ausser 
der  Militairpflichtigkeit)  die  Verbindlichkeit  zu  Aufrechthaltung  der  öflTent- 
lichen  Sicherheit  und  bürgerlichen  Ordnung  ...  innerhalb  Landes 
Schutz-  und  Waffendienste  zu  leisten"  etc.  -—  Braunschweig,  n.  L.-O. 
1832.  §.40.  ...  „Waffendienst  behufe  des  Gemeindeschutzes."  —  Kur- 
hessen,  V.-Ü.  183L  §.  33.  „Die  Last  der  Landfolgedienste, 
welche  nach  deren  gesetzlicher  Feststellung  fortbestehen  werden,  soll  durch 
Beschrankung  auf  den  wirkUchen  Bedarf  gemindert  und,  soviel  thunlich, 
durch  zweckdienliche  Verdingung  erleichtert  werden."  ■—  Oldenburg^ 
rev.  V.-U.  1852.  art.  63.  §.  2  c.  „Nothleistungen  durch  Krieg,  Brand! 
üeberschwemmung  u.  dergl.  veranlasst." 

6)  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  IV.  §.  12.  „AUe  Bayern  haben  gleiche 
Pflichtigkeit  zu  dem  Kriegsdienste  und  zur  Landwehr,  nach   den 
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IV.  In  mehreren  Verfassnngsiirknnden  sind  aasdrttcklich  in 
Bezog  auf  die  Theilnahme  an  den  Staatslasten  alle  früheren 
Befreiongen  (mitanter  mit  geringen  Ausnahmen)  fUr  aufge- 
hoben ^klSrt  worden,  ohne  dass  desshalb  den  bisher  Be- 
freiten eine  Entschädigung  gewährt  worden  wäre^). 

y.  Nor  wenige  Verfassnngsnrknnden  haben  die  Gerechtig- 

&^U]s  bestehenden  Gesetzen/'  —  Baden,  Y.-U.  1818.  §.  10.  „unter- 
Bchied  in  der  Geburt  und  der  Religion  begründet  mit  der  fOr  die  Standes- 
hexTÜchen  Familien  durch  die  B.  A.  gemachten  Ausnahme  keine  Ausnahme 
Ton  der  liilitairdienstpflichf' —  Vergleiche  Würte'mberg,  V.-ü. 
im.  §.  23.  —  GroBsh.  Hessen,  Y.-U.  1820.  §.  29.  —  K.  Sachsen, 
T.-U.  183L  5.  30.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831.  §.  40.  —  S.  Altenburgf 
V.-ü.  1831.  §.  77.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  40.  —  Han- 
■OTer,  V.-ü.  1840.  §.  33.  —  Preussen,  V.-ü.  1850.  §.  34.  —  Olden- 
burg, rer.  V.-ü.  1852.  §.  3,  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852.  §.59.  — 
Beass  j.  L.,  V.-ü.  1852.  §.  8.  —  Wal  deck,  V.-ü.  1852.  §.  31.  ~  Die 
(>aiik&iter)  Reichsverf.  v.  1849.  §.  137  hatte  bestimmt:  „Die  Wehr- 
pflicht ist  fQr  Alle  gleich;  Stellvertretung  findet  bei  der- 
lelben  nicht  statt.''  Letzterer  Beisatz,  der  sofort  in  mehrere  Ver- 
fasangsorkunden  fibergegangen  war,  ist  nur  in  Schwarzburg- Sonders- 
k&Bsen,  V.-ü.  1850.  §.  10,  vergl.  mit  Ges.  t.  2,  Aug.  1852  stehen 
gebfieben;  in  den  übrigen  Staaten  wurde  auf  die  zu  erlassenden  Gesetze 
Terwiesen.  —  Eine  besondere  Zusage  enthält:  8.  Altenburg,  V.-ü.  1831. 
f  79:  „Es  ist  aber  kein  Landesunterthan  verbunden,  sich 
aoBserhalb  der  Zwecke  des  deutschen  Bundes  in  fremdem 
Solde  gebrauchen  zu  lassen." 

«)  Bayern,  V.-ü.  1818.  Tit.  IV.  §.  13.  „Die  Theilnahme  an  den 
Süatshsten  ist  fßr  alle  Einwohner  des  Reiches  allgemein ,  ohne  Ausnahme 
izisrad  eines  Standes  nnd  ohne  Rücksicht  auf  vormals  bestandene  besondere 
Befreiungen-'*  —  Baden,  V.-ü.  1818.  §,  8:  „Alle  Badener  tragen  ohne 
ÜBtcnchied  zu  allen  öffentlichen  Lasten  bei.  Alle  Brefreiungen  von 
(fiiekten  oder  indirekten  Abgaben  bleiben  aufgehoben.**  —  Anhalt- 
Bernburg,  V.-ü.  1850.  §.83:  ,3ei  der  Besteuerung  soll  eine  Bevorzugung 
einzelner  Stände  und  Güter  im  Staate  nicht  stattfinden.*'  —  Ueberein- 
«namt:  Wttrtemberg,  V.-ü.  1819.  §.  21:  „...soweit  nicht  die  Ver- 
fifisoDg  eine  ausdrückliche  Ausnahme  enthält.*'  —  Ebenso  Grossh.  Hessen, 
V.-ü.  1820.  §.  30.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept  1848.  §.  8:  „Allo 
Undesunterthanen  sind  nach  gleichmässigen  Grundsätzen  zur  Tragung  der 
illgemeinen  Staatslasten  verbunden.  Alle  Real-  und  Personalbc- 
frciangen  von  allgemeinen  Staatslasten  üeülen  ohne  Entschädigung 
bmweg.  Ausgenommen  sind  die  Befreiungen  der  Mitglieder  der  k.  Familie 
und  der  k.  Schlösser  und  Gärten,  ferner  der  Standesherren,  sowie  der 
staadesherrlichen  Schlösser  und  Gärten,  soweit  solche  Ausnahme  gegen- 
▼irtig  besteht."  —  Vergl.  oben  Note  1  und  besonders  unten  §.  295  Note  18 
und  §.  309  Note  9. 
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keit  einer  Entschädigung  der   bisher  Berechtigten   wegen    der 
aufgehobenen  Stenerbefreiungen  ausdrücklich  anerkannt^). 

VI.  Die  meisten  Verfassungsurkunden  verbieten  aus- 
drücklich die  Bewilligung  neuer  Steuerbefreiungen®),  oder 
stellen  eine  neue  Gesetzgebung  in  Aussicht,  wonach  alle  Be- 
vorzugung einzelner  Stände  und  Güter  aufhören  soll,  ohne  je- 
doch die  Gewährung  einer  Entschädigung  fUr  die  bisherigen 
Befreiungen  grundsätzlich  auszuschliessen  ^). 

§.  285. 

.  Von  der  Bestärkung  der  ünterthanenpflicht  durch 
den  Huldigungseid. 

I.  Der  Huldigungs-,  Staatsbürger-  oder  Unter- 
thaneneid  {homagium) ^  in  der  Erbmonarchie  auch  Erb  hui- 
digung  genannt,  ist  ein  Eid,  den  die  (bleibenden)  Unterthanen 
dem  Staatsherrscher  auf  Verlangen  zu  leisten  verbunden  sind, 


'^)  Entschädigung  wegen  der  aufgehobenen  Realbefreiungen 
sichert  zu:  K  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §,  40.  -  S.  Altenburg,  V.-ü. 
1831.  .§.  74:  „Es  bewendet  nicht  nur  bei  der  Bestimmung,  dass  bei  aUen 
kanftig  aufzulegenden  Abgaben  und  Leistungen  vom  Grundeigenthume 
Gleichheit  ohne  Ausnahme  statthaben  soll ....  sondern  es  soll  auch  die 
Aufhebung  aller  bisherigen  Befreiungen  von  direkten  und  indirekten 
Abgaben,  soweit  kein  Staatsvertrag  entgegensteht,  gegen  Ent- 
schädigung   vermittelt  werden."  —  Oldenburg,  revid.  V.-U.18Ö2, 

art.  65.  §.  3:  „Alle  Freiheiten  und  Begünstigungen  im  Beitrage  zu  den 
Staats-  und  Gemeindelasten  sind  ...  aufgehoben.  Nur  ausnahms- 
weise und  nur  für  solche,  fQr  welche  dem  Staate,  beziehungsweise  der 
Gemeinde,  erweislich  etwas  gezahlt  ist,  oder  noch  etwas  gezahlt  oder 
geleistet  wird,  soll  .  .  .  Entschädigung  geleistet  werden." 

8)  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.  40.  —  Preussen,  V.-ü.  1850.  §.  101. 
a  liüea  1.  -  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852.  art.  65.  §.  4.  —  S.  Coburg- 
Gotha,  V.-ü.  1852.  §.  58  a  linea  2.  --  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832. 
§.  39:  „Nur  Erlasse,  jedesmal  höchstens  für  die  Dauer  einer  Finanz- 
periode,  keine  Befreiungen  von  denselben  (Staätslasten)  können  bewilligt 
werden." 

ö)  Sogar  die  (frankfurter)  Eipichsverfassung  von  1849  §.  173  hatte  eine 
Entschädigung  für  die  Aufhebung  der  bisherigen  Befreiungen  nicht  ausge- 
schlossen, sondern  sich  auf  die  Bestimmung  beschränkt:  „Die  Besteuerung 
soll  so  geordnet  werden,  dass  die  Bevorzugung  einzelner  Stände  und 
Güter  in  Staat  und  Gemeinde  aufhört"  -—  Uebereinstimmt:  Preussen, 
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m  dadurch  ihr  UntarfhanenyerhfiltniBS,  d.  h.  ihre  Verpflichtang 
som  staatsbflrgeifichen  Gehorsam  und  zur  Unterthanentreue 
(§.  282)  persönlich  anznerkennen.  Nach  allgemeiner  Sitte  nnd 
dem  Geiste  der  Verfassnngsarkunden  wird  der  Hnldigangseid 
nur  yon    den  männlichen   Staatsangehörigen   gefordert^). 

n.  In  den  Verfassnngsarknnden  der  deutschen  Staaten  finden 
sich  mitunter  positive  Vorschriften,  wonach  der  Huldigungseid 
Yon den  Unterthanen  nicht  nur  bei  jedem  Begentenwechseli 
äondem  auch '  entweder  bei  der  Erreichung  eines  gewissen 
Alters ^)y  oder  bei  der  Ansässigmachung,  und  von  Staats- 
dienem  bei  ihrer  Anstellung  im  Staatsdienste^),  von  Aus- 
ländem aber,  welche  in  den  Unterthanenyerbabd  treten,  bei 
der  Aufnahme  geschworen  werden  muss. 

UL  In  mehreren  Verfassungsurkunden  ist  yorgeschrieben, 
dass  in  den  Unterthaneneid  auch  die  Beobachtung  der 
Verfassung  aufzunehmen  sei^). 

.IV.  In  dem  Huldigungseide  liegt,  wie  in  jedem  promis- 
lorischen  Eide,  nichts  andere0|  als  eine  religiöse  und  somit 


T.-ü.  1860.  §.  101  a  linea  2:  „Die  bestehende  Steuergesetegebong  wird 
einer  Revision  unterworfen  und  dabei  jede  Bevorzugung  abge- 
schafft" —  Ebenso  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849. 
J.46.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  52:  „Steuerfreiheit  und 
Steoervorrechte  sind  aufgehoben  .  .  .  die  Ausführung  wird  durch 
ein  besonderes  Gesetz  geregelt."  —  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852. 
i  28l  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852.  §.  58  a  linea  1. 

0  Ausdrücklich  erw&hnen  das  männliche  Geschlecht:  Baden,  VI. 
Coostit-Edikt  ▼.  4.  Juni  1808.  §.6.  —  Schwarzburg-Sondershausen, 
V.-U.  1849.  §.  7. 

<)  Wartemberg,  V.-ü.  1819.  §.  20:  „. . .  nach  zurückgelegtem 
16l  Jahre."  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849.  §.  7: 
«...  nach  Zurücklegung  des  18.  Lebensjahres."  —  Ebenso  S.  Coburg- 
Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  28.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831.  §.  21:  „. . .  im 
lÄ.  Leben^ahre."  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832.  §.  56:  „. . .  nach 
zurückgelegtem  21.  Lebensjahre.*' 

*)  Bayern,  V.-ü.  1818.  Tit.  X.  §.  3.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü. 
ISO.  §.  108. 

«)  Dies  ist  der  Fall  in  Bayern,  V.-ü.  1818.  Tit  X.  §.  3.  —  K.  Sach- 
sen, V.-ü.  1831.  §.  139.  -  S.  Altenburg,  V.-ü.  1831.  §.  73.  — 
Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849.  §.  7.  —  Kurhessen, 
V.-ü.  1831.  §.  21.  ~  S.  Coburg-Gotha,   V.-ü.  1852.  §.  28.  -   Die 
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moraliscbe  Bestärkung  einer  an  sich  schon  bestehenden 
Verbindlichkeit  Es  wird  daher  durch  die  Leistung  des 
Huldigungseides  yon  dem  Unterthan  keine  neue  Verbindlich- 
keit übernommen.  Namentlich  kann  darin,  dass  ein  Hul- 
digmigseid  geschworen  ist,  keine  stillschweigende  Billigung 
etwa  Yorhergegangener  verfassungswidriger  Massregeln  der 
Begierung  oder  ein  Verzicht  auf  die  Anfechtung  derselben 
in  verfassungsmässigem  Wege  (§.283)  gefunden  werden;  denn 
hierzu  würden  die  Unterthanen  auch  ebensowohl  befugt  sein, 
wenn  die  Regierung  die  Verfassung  erst  nach  dem  geleisteten 
Huldigungseide  verletzt  hätte. 

V.  Aus  demselben  Grunde  aber,  weil  das  Unterthanenver- 
hältniss  nicht  erst  durch  den  Huldigungseid  begründet  wird, 
sondern  die  Unterthanenpflicht  bereits  unbezweifelt  juristisch 
feststehen  muss,  bevor  ein  Huldigungseid  verlangt  werden  darf, 
kann  es  auch  auf  der  anderen  Seite  dem  Unterthan  bei  einer 
Anschuldigung  wegen  Höchverrathes  oder  eines  anderen  Staats- 
verbrechens oder  wegen  Majestätsbeleidigung  nicht  zur  Entr 
schuldigung  dienen,  wenn  er  zur  Zeit  der  strafbaren  Handlung 
noch  keinen  Unterthaneneid  geleistet  gehabt  hatte  ^). 

VI.  Es  kann  daher  auch  darin,  dass  ein  Unterthan  den 
Huldigungseid  noch  nicht  geleistet  hat,  kein  Grund  ge- 
funden werden,  denselben,  so  lange  bis  dies  geschehen, 
von  der  Ausübung  der  politischen  Hechte  auszuschliessen,  so 
ferne  dies  nicht  eine  Verfassungsurkunde  ausdrücklich  so  be- 
stimmt ^). 


Eidesformel  lautet  gewöhnlich  nach  dem  Vorbilde  der  bayerischen 
V.-ü.  Tit  X.  §.  3.  j.Ich  schwöre  Treue  dem  Könige  (Fürsten),  Ge- 
horsam dem  Gesetze  und  Beobachtung  der  Staatsverfas- 
sung" etc.  —  In  der  V.-ü.  von  Schwarzburg  -  Sondershausen, 
1849.  §.  9.  ist  noch  weiter  bestimmt:  „An  den  durch  den  Staatsbtlrgereid 
übernommenen  Verpflichtungen  kann  durch  keine  Art  von  Diensteiden 
etwas  geändert  werden.'* 

B)  Dies  ist  nur  insofeme  von  Einfluss  auf  die  Beurtheilung^  als  unter 
dieser  Voraussetzung  der  concurrirende  und  somit  die  Strafbarkeit  er- 
schwerende Gesichtspunkt  des  Eidesbmches  hinwegfällt. 

8)  Nur  allein  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849.  §.  8. 
enthält  eine  solche  Bestimmung:  „Vor  Ableistung  des  Staatsbttrgereides 
kann  niemand  die  politischen  itechte  ausüben,  namentlich  auch  Staats- 
ämter verwalten." 
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§.   286. 

Von  den  Rechten  der  Unterthanen. 

Eingebomenrecht.      Staatsbürgerrecht. 

L  In  jedem  Staate  pflegen  den  bleibenden  Unterthanen 
gewisse  Kechte  zuzustehen,  welche  insofeme  als  Vorrechte 
OBchemen,  als  sie  den  temporären  Unterthanen  (Fremden) 
sieht  emgeränmt  sind. 

n.   Schon    dem    römischen    Bechte    war  ein    solcher 

Unterschied  der  Berechtignngen   der  bleibenden  Staatsbürger 

und  der  Fremden  nicht  unbekannt  und  trat  dort  praktisch  in 

dem  Gegensatze    von  jtis    civile   und    jus   gentium    hervor*): 

Eis  ähnliches  Verhältniss  zeigt   sich    in  dem  älteren  germa- 

sischen  Rechte,  indem  auch  hier  nur  der  Inländer  aller  Rechte 

fthig  war,   der  Fremde  aber  nur  als  Schützling  (unter  dem 

;  fnadiburdimn    regis    stehend)    behandelt    wurde    und    regel- 

I  isässig  hinsichtlich  des  Erbrechtes  mehrfachen  Beschränkungen 

I  nnteriag*). 

I  III.  In  der  neueren  Zeit  bezeichnet  man  den  Inbegriff 
I  der  politischen  und  bürgerlichen  Rechte,  welche  den 
I  Inländern  nach  der  Verfassung  ausschliesslich  zustehen,  im 
I  AUgemeinen  als  Indigenat,  Eingebornenrecht  oder 
I  Staatsbürgerrecht  (im  weiteren  Sinne). 
I  IV.  In  den  meisten  Staaten  sind  aber  gewisse  politische  Be- 
I  isgoisse  selbst  den  Inländern  nur  unter  der  Voraussetzung  ge- 
'  wisser  Eigenschaften;  vne  z.  B.  eines  gewissen  Vermögens,  der 
I  Asslssigkeit  in  einer  Gemeinde  u.  s.  w.  beigelegt.  Wo  dies 
I  der  Fall  ist,  pflegt  man  den  Inbegriff  dieser  an  besondere 
I  Qnalifikationen    gebundenen   Rechte   im    Gegensatze,  des   In- 


t)  Im  römischen  Rechte  begreift  der  Ausdruck  jus  civäe  alles  jus 
proprium  civium  Romanorum,  wie  z.  B.  die  pairia  potesttu,  testamcrUi 
foeHo  o.  8.  w.  im  Gegensätze  des  jus  gentium ,  d.  h.  des  Rechtes ,  welches 
&af  einer  communis  ratio  beruht  und  daher  bei  allen  Völkern  gefunden 
winL  —  Vergl.  L.  6.  7.  9.  Dig.  de  Just  et  Jure  (1.  !.)•  —  Ebenso  wird 
im  französischen  Rechte  der  Ausdruck  ,,  droits  dvils^'^  vorzugsweise  von 
jenen  Privatrechten  gebraucht,  welche  dem  Inländer  vor  dem  Fremden  zu- 
sldien.    Code  Napol^n,  art  7.  8. 

')  Meine  deut.  R-Gesch.  3.  Aufl.  (1858)  Thl.  IL  §.  116.  ITL  Note  a 
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digenates  als  Staatsbtlrgerrecht  (im  engeren  Sinne)  zu 
bezeichnen^). 

§.  287. 

Allgemeines  deutsches  Staatsbürgerrecht. 

1)  Ehemaliges  Reichsbürgerrecht. 

Zur  Zeit  des  Beichsverbandes  unterschied  man  ein  allge- 
meines jedem  Deutschen  zuständiges  Beichsbttrgerrecht 
oder  Beichsindigenat,  und  das  Landesindigenat  als 
das  besondere  Indigenat  der  Landesangehörigen  in  den  ein- 
zelnen Territorien.  Als  Wirkungen  des  Beichsbttrgerrechts 
wurden  betrachtet:  a)  Theilnahme  an  allen  Bechten,  welche 
aus  dem  Begriffe  der  Beichseinheit  fliessen,  also  namentlich 
das  Becht  auf  den  Schutz  des  Beiches  in  erworbenen  Bechten, 
gegen  Justizverweigerung  und  Willkühr  der  Landesregierungen 
und  gegen  das  Ausland^);  b)  unbedingte  Erwerbsfähigkeit  in 
aUen  Beichsländem  ^) ;  c)  freien  Durchgang  durch  alle  Terri- 
torien zur  Betreibung  des  Handels,  jedoch  mit  Beobachtung 
der  Landespolizeigesetze^);  d)  das  Becht,  nicht  ausserhalb 
der  Beichsgränzen  vor  Gericht  oder  zur  Lehenempfängniss  ge- 
laden zu  werden^);  e)  das  Becht  auf  religiöse  Toleranz  und 
beziehungsweise  das  Becht  zur  Auswanderung  nach  Massgabe 
der  Bestimmungen  des  westphälischen  Friedens^);  f)  nur  ge- 
borne  Deutsche,  und  zwar  nur  katholischer  oder  pro- 

^)  Yergl.  das  vielfach  yon  der  Gesetzgebung  in  anderen  Staaten  als  Vor- 
bild benützte  bayerische  Edikt  über  das  Indigenat  v.  26.  Mai  1818.  Beil.  1. 
zur  Yerf.-Urk.  —  Baden,  VI.  Constitutionsedikt,  die  verschiedenen  Stände 
betr.  V.  4.  Juni  1808  §.  6. 

«)  W.  K.  (1792)  art  XV.  §.  1:  „Wir  wollen  die  mittelbaren  Reichs- 
und der  Stände  Landesunterthanen  in  ünserm  kaiserlichen  Schutz 
haben"  etc.  —  Ebendas.  art  XVI.  §.  1;  XIX.  §.  1  u.  f.;  XXI.  §.  5;  XXVII. 
§.  1  u.  f.    Siehe  auch  oben  §.  77.  104. 

*)  Man  hielt  daher  das  sog.  droit  d'aubame  (Jus  aUnnagü,  Fremdlings- 
oder HehnÜEdlsrecht  s.  unten  §.  304)  för  unstatthaft  in  Bezug  auf  die  An- 
gehörigen deutscher  Länder.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  55. 

»)  Vergl.  die  Bestimmungen  in  der  W.  K.  (1792)  art  Vn  und  Vm, 
die  Beförderung  des  Handels  betreffend. 

«)  W.  K.  (1792)  art.  XVI.  §.  2. 

»)  I.  P.  0.  art.  V.  §.  34.  47.  -  Vergl.  meine  deut.  R-Gesch.  3.  Aufl. 
Thl.  IL  §.  65.  —  Vergl.  §.  288.  Note  2. 
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testantischer  Gonfession  (weQ  nur  diese  beiden  Confes- 
skmen  das  Beichsbürgerrecht  genossen),  konnten  Mitglieder 
dff  Bdehsgeriehte  sein  oder  andere  wichtige  Reichsbediennngen 
beeiden*),  oder  Präbendon  an  deatschen  Stiftern  oder  Bitter- 
Orden  erlangen. 

§.  288. 

2)  Deutsches  Bundesindigenat  oder  die  Rechte  des 
deutschen  Volkes  nach  der  Bundesakte, 
a)  Ueberhaupt. 

Durch  die  deatsche  Bnndesakte  art  16  tind  18  wnrden 
den  UnterÜianen  der  sämmtlichen  deutschen  Bundesstaaten 
gewisse  Rechte  zugesichert,  deren  Inbegriff  seitdem  als  Bundes- 
indigenat bezeichnet  zu  werden  pflegt    Diese  Rechte  sind 

L  nach  der  Bundesakte  art.  16:  dieOleichberechtigung 
^r Mitglieds  der  christlichen  Religionsparteien  zum 
Guusse  der  bllrgerlichen  und  politischen  Rechte  0. 

n.  Nach  der  Bundesakte  art  18:  1)  Das  Recht ,  ,,Grund- 
eigenthum  ausserhalb  des  Staates,  den  sie  bewohnen,  zu  er- 
werben und  zu  besitzen,  ohne  desshalb  in  dem  fremden  Staate 
mehreren  Abgaben  und  J^asten  unterworfen  zu  sein,  als  dessen 
eigene  Unterthanen."  Hiemach  muss  auch  angenommen  werden, 
dass  den  Unterthanen  anderer  deutschen  Bundesstaaten,  welche 
Gnindbesitzer  in  einem  Bundeslande  sind,  das  Recht  zum  Auf- 
enthalte auf  ihrem  Eigenthume  bundesgrundgesetzlich  zuge- 
sicbert  ist  Ein  allgemeines  Recht  für  alle  deutschen 
Bondesangehörigen,  sich  beliebig  in  jedem  deutschen  Bundes- 
staate aufzuhalten,  ist  jedoch  in  der  Bundesgesetzgebung  nicht 
anerkannt  Vielmehr  ergibt  sich  daraus,  dass  das  Recht 
des  beliebigen  Aufenthaltes  in  jedem  Bundesstaate  in  der 
Bnndesakte  art  14  als  ein  Vorrecht  der  Standesherren 


«)  W.  K-  (1792)  art.  XU.  XXUI.  §.  4;  XXIV.  §.  2.  -  K.  G.  0.  Thl.  I. 
Tit  3.  |.  1. 

*)  Hienron  wird  bei  der  Darstellong  der  Eirchenhoheit  (§.  532)  weiter  ge- 
bändelt Die  Bestimmungen  der  einzelnen  YerfiiSBungBttrkunden  Ober  das 
Erforderniss  eines  christlichen  Glaubensbekenntnisses  für  den 
GciQSB  bfiorgerlicher  und  staatsbürgerlicher  Rechte  siehe  unten  §.  293 
Note  5. 
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und  des  flbrigen  seit  1806  mittelbar  gewordeneo  Reichsadels 
erklärt  worden  ist^  deutlich,  dass  es  nicht  in  der  Absicht  der 
Gründer  der  Bandesakte  lag,  ein  solches  Recht  allgemein  zu 
gewähren.  2)  Alle  deutschen  Staatsangehörigen  haben  y,das 
Recht  des  freien  Wegziehens  aus  einem  Bundesstaate  in 
den  anderen,  der  sie  erweislich  zu  Unterthanen  aufnehmen  will/^ 
3)  Ebenso  können  sie  „in  Civil-  und  Militairdienste 
eines  anderen  Bundesstaates  treten,  beides  jedoch  nur,  inso- 
feme  keine  Verbindlichkeit  zu  Militairdiensten  gegen  das  bis- 
herige Vaterland  im  Wege  steht."  4)  Die  Freiheit  von  aller 
Nachsteuer  {jus  detractusy  gabella  emigrationUy  gabellahere- 
ditariay  Abschoss)  ist  für  den  Fall  in  der  Bundesakte  art.  18 
zugesichert,  insofeme  das  Vermögen  „in  einen  anderen  deut- 
schen Bundesstaat  übergeht  und  mit  diesem  nicht  besondere 
Verhältnisse  durch  Freiztigigkeitsverträge  bestehen  2)". 

III.  In  dem  Artikel  18 ,  Lit  d.  der  deutschen  Bundesakte 
findet  sich  eine  Andeutung,  dass  auch  die  Pressfreiheit*  zn 
den  bundesverfassungsmässigen  Rechten  der  deutschen  Staats- 
angehörigen zu  zählen  ist^). 


§.  289. 

b)  Von  der  Nachsteuer-  und  Abzugsfreiheit 
insbesondere. 

Durch  Bundesbeschluss  vom  23.  Juni  1817,  Protokoll 
§.  254  ^)  wurde  die  Bestimmung  der  Bundesakte  art.  18  über 
die   Nachsteuer-   und   Abzugsfreiheit    dahin    erläutert. 


*)  Zur  Reichszeit  war  das  Hecht  zur  Auswanderung  nicht  in  diesem 
Umfange  reichsgesetzlich  anerkannt.  Der  westphälische  Frieden  gab  den 
Unterthanen  ein  Recht  der  Auswanderung  nur  in  dem  FaUe,  wenn  der 
Landesherr  ihre  Religionsübung  nicht  dulden  wollte  und  nicht  zu  dulden 
brauchte,  weil  dieselbe  in  dem  Norma^jahre  (1624)  noch  keinen  Besitzstand 
hatte.    I.  P.  0.  art.  V,  §.  34—37. 

3)  B.  A.  art.  18,  d.:  „Die  Bundesversammlung  wird  sich  bei  ihrer 
ersten  Zusammenkunft  mit  Abfassung  gleichförmiger  Verfügungen  über  die 
Pressfreiheit  .  .  .  beschäftigen." 

*)  Abgedruckt  bei  G.  v.  Meyer,  Corp,  Jur,  Cor^oed.  germ.  3.  Aull- 
Thl.  II.  S.  49  u.  f. . 


$.  289.  Nadisteuer-  und  Al)ziig8fireiheit  17 

L  dass  die  Nachstener-  and  Abzngsfreiheit  jede  Art  des 
Vermögens  begreift,  welches  von  einem  Bundesstaate  in  den 
ttderen  fibe^eht,  essei  ans  Veranlassung  einer  Aaswanderang^ 
oder  aas  dem  Grande  eines  Erbschaftsanfalles,  eines  Verkaofes, 
Tausches,  einer  Schenkang,  Mitgift  oder  anf  andere  Weise ^). 

n.  Ebenso  ist  jede  Abgabe  hiermit  ftlr  aufgehoben  er- 
VM,  welche  die  Ausfuhr  des  Vermögens  aus  einem  zum  Bunde 
geiiörigen  Staate  in  den  anderen  oder  den  Uebergang  des 
VermSgenseigenthums  auf  Angehörige  eines  anderen  Bundes- 
staates bisher  beschränkte^). 

UL  Ansdrflcklieh  wurde  bestimmt,  dass  somit  die  zum 
Vortheüe  der  in  einzelnen  Staaten  oder  Gemeinden  bestehen- 
den Schuldentilgnngskassen  oder  Überhaupt  wegen  der  Gom- 
Bnmabcholden  eingeflihrten  Abzttge  von  auswanderndem  Ver- 
ni$gen  durch  die  Bundesakte  art.  18  als  aufgehoben  ange- 
sehen wei'den  soUen,  und  dass  eben  auch  die  Manumissions- 
gelder,  da  wo  die  Leibeigenschaft  oder  Hofhörigkeit  noch  zur 
Zeit  bestehe,  insofeme  sie  nur  von  den  auswandernden 
Unterthanen  zu  entrichten  wären,  unter  der  Nachsteuerfreiheit 
bei  der  Auswanderung  in  einen  anderen  Bundesstaat  begriffen 
waren*).  Ueberhaupt  kann  die  Art  der  bisherigen  Ver- 
wendung des  Abzugsgefälles  keinen  Grund  darleihen,  das- 
%lbe  gegen  die  Bestimmungen  der  Bandesakte  bestehen  zu 
la^en^). 

IV.  Die  durch  die  Bundesakte  festgesetzte  Nachsteuer- 
imd  Abzugsfreiheit  findet  ohne  Unterschied  statt,  ob 
£e  Erhebung  dieser  Abgaben  bisher  dem  landesherrlichen 
Fiseas,  den  Standesherren,  den  Privatberechtigten, 
Commanen  oder  Patrimonialgerichten  zustand,  und  die 
losgesprochene  Aufhebung  aller  und  jeder  Nachsteuer  kann 
keinen  Grund  zu  einer  Entschädigungsforderung  an 
den  Landesherm  ftir  die  den  Berechtigten  entgehende  Ein- 
nahme abgeben^). 


«)  B.  B.  V.  23.  Juni  1817.  Sitz.  XXXVn.  Protok.  §.  254.  §.  1  u.  2. 
')£bendaB.  §.  3. 
OEbendas.  §.  4. 
')£bendas.  §.  6  a  linea  2. 
*)£bendaB.  §.  6. 

Zopfl.  Sualsrecht.  5.  Aufl.  O.  2 
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V.  Die  besonderen  Freiztigigkeitsverträge;  deren 
die  Bandesakte  art.  18  Erwähnung  thut,  werden  erhalten 
und  bestehen^  insofeme  sie  der  Bandesakte  und  diesem 
Bnndesbeschlnsse  nicht  entgegen  sind,  sondern  die  hierin  ent- 
haltenen Bestimmungen  über  die  Freiheit  von  aller  Nachsteuer 
begünstigen;  erleichtern,  oder  noch  mehr  aasdehnen'').  Als 
allgemein  geltender  Tennin,  von  welchem  an  die  vöUige  Nach* 
stenerfreiheit  von  allem  auswandernden  Vermögen  in  den 
deutschen  Bundesstaaten  statt  haben  soll,  wurde  der  erste 
Juli  1817  festgesetzt»). 

VI.  Da  Zweifel  entstanden  waren,  ob  ein  Abzugsgeld  von 
jenem  Vermögen  eingezogen  werden  könne,  welches  zwar  vor 
dem  ersten  Juli  1817  einem  Ausländer  angefallen,  aber  erst 
nach  diesem  Zeitpunkte  wirklich  ausgeführt  worden  war, 
so  wurde  durch  Bundesbeschluss  vom  2.  August  1827, 
Protok.  §.  89  die  authentische  Interpretation  gegeben,  dass 
bei  Anwendung  der  unter  den  deutschen  Bundesstaaten  be- 
stehenden FreizUgigkeit  der  Tag  des  wirklichen  Abzugs 
entscheide^). 

§.  290. 

3)  Die  Grundrechte  des  deutschen  Volkes  nach  der 
(frankfurter)  Eeichsverfassung  v.  28.  März  1849. 

a)  Von  den  Volksrechten  überhaupt. 

I.  Seit  der  Wiederbelebung  der  landständischen  Verfassung 
in  Deutschland  auf  der  Grundlage  des  Art.  13  der  Bandesakte 
ist  besonders  das  Streben  hervorgetreten,  die  politischen 
Rechte  der  Staatsangehörigen  oder  die  sog.  Volksrechte 
genauer  zu  bestimmen,  zu  erweitem  und  urkundlich  fest- 
zustellen. 

II.  Man  versteht  unter  Volksrechten  insbesondere  jene 
politischen  Rechte,  welche  den  Unterthanen  als  Einzelnen, 


^  Ebendas.  §.  7. 

»)  Ebendas.  §.  8. 

^)  Abgedruckt  ist  dieser  Erl&aterungsbeschluss  vom  2.  Aug.  1827. 
Sitz.  XXIV.  Protok.  §.  89  bei  G.  v.  Meyer,  Cbrp.  Jur.  Conf.  Chrm. 
3.  Aufl.  Tbl.  n.  S.  196. 
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iff Unterwerfang  unter  die  Staatsgewalt  unbeschadet^  im  Ver- 
hiltniflse  zn  dieser,  d.  h.  dem  Souverain  gegenüber, 
o^hen. 

m.  Als  solche  Volksrechte  betrachtete  man  seit  der  Ans- 
hSdimg  der  parlamentarischen  Regierangsform  in  England  vor 
tUem  die  Urrechte  der  Individuen  selbst,  deren  Schutz 
einer  der  unvergänglichen  Zwecke  des  Staates  ist. 

lY.  Als  die  wesentlichsten  und  ursprttDglichen  Volksrechte 
odff  die  Grundrechte  des  Volkes  bezeichnete  man  daher 
die  Personalfreiheit  und  die  Heiligkeit  des  Eigen- 
thnms,  und  richtete  daher  auch  die  Organisationen  der  sog. 
Semissigten  oder  beschränkten  Monarchie  hauptsächlich  darauf, 
diese  beiden  Grundrechte  gegen  willktthrliche  Eingriffe  d^ 
StaatsregieruDg  und  der  Behörden  sicher  zu  stellen  0. 

V.  Als  Ausflüsse  dieser  beiden  Grundrechte  erschienen 
sodann  einige  Grundsätze,  welche  ebenso  wie  die  Per- 
sonalfreiheit und  Heiligkeit  des  Eigenthums  selbst 
f^ehnässig  schon  in  den  deutschen  Verfassungsurkunden  vor 
dem  Jahre  1848  ausdrücklich  aufgeführt  wurden^)  und  den 


^  Anf  diesen  Grondgedanken  beruhet  das  System  von  Loke,  two 
froties  of  goyemment  1690,  Ton  welchem  die  erste  wissenschaftliche  Be- 
grändoDg  der  Theorie  von  der  parlamentarischen  Regierungsform  in  Eng- 
^  aosg^angen  ist. 

*)  z.  B.  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  IV,  §.6:  „In  dem  Umfange  des 
Sekhs  kann  keine  Leibeigenschaft  bestehen,  nach  den  näheren  Bestim- 
BBagen  des  Edikts  v.  3.  Aug.  1808."  —  §.  8:  „Der  Staat  gew&hrt  jedem 
^wohner  Sicherheit  seiner  Person,  seines  Eigenthums  und  seiner 
Rechte.  .  .  Niemand  daif  verfolgt  und  verhaftet  werden,  als  in  den 
^OTch  die  Gesetze  bestimmten  F&llen  und  in  der  gesetzlichen  Form.  Nie- 
mand darf  gezwungen  werden ,  sein  Privateigen  thum  selbst  für  öffentliche 
Zwecke  abzutreten,  als  nach  einer  förmlichen  Entscheidung  des  versammelten 
Steataaths  und  nach  vorg&ngiger  Entschädigung"  etc.  —  §.  9:  „Jedem 
Bnwohner  des  Reichs  wird  vollkommene  Gewissensfreiheit  ge- 
li^ert."  —  Aehnliche  meist  gleichlautende  Bestimmungen  finden  sich  in 
fai  meisten  anderen  Verfassungsurkunden  vor  1848;  z.  B.  Baden,  V.-ü. 
1»18,  i- 13,  18  (siehe  Note  5).  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  24: 
J>er  Staat  sichert  jedem  Bürger  Freiheit  der  Person,  Gewissens-  und 
J^^okfröheit,  Freiheit  des  Eigenthums  und  Auswanderungsfreiheit"  — 
!  i  25:  „Die  Leibeigenschaft  bleibt  für  immer  aufgehoben."  —  Grossh. 
I  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  22—25.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  27  u.  f.— 
:  Kurbessen,  V.-ü.  1831,  §.  30  flg.  §.  41.  —  8.  Altenburg,  V.-ü. 
1831,  §.  51  u.  l  u.  129.  —  Braunschweig,  n.  L.  O.  1832,  §.  29  u.  f.; 
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eigenüichen  Kern  derselben  bildeten,  nämlich:  1)  die  Unab 
hängigkeit  der  Rechtspflege^);  2)  der  Grandsatz,  da» 
Niemand  seinem  gesetzlichen  Richter  entzogen  werden 
dürfe^);  3)  der  Grundsatz  der  Gleichheit  vor  dem  Ge- 
setze^) und  4)  der  Gleichheit  der  Berechtigung  zu  aUei 
öffentlichen  Aemtern  für  die  Befähigten®),  entsprechend  dei 


insbesondere  §.  30:  „Niemand  daxf  wegen  geäusserter  Meinungen  zui 
Verantwortung  gezogen  werden,  es  sei  denn,  dass  durch  deren  Aeussening 
eine  gesetzliche  Vorschrift  übertreten,  oder  dass  zu  gesetzwidrigen  Hand- 
lungen angereizt  wäre."  —  Aehnlich:  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  39.  — 
Hannover,  V.-U.  1840,  §.  28.  —  Ueber  die  als  Ausfluss  der  Personal- 
freiheit den  Unterthaiien  in  den  Verfassungsurkunden  vor  1848  zu- 
gesicherte Pressfreiheit  siehe  die  Nachweisungen  unten  §.  293,  Note  1. 

3)  z.  B.  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  Vm,  §.  3:  „Die  Gerichte  sind 
innerhalb  der  Grenzen  ihrer  amtlichen  Befugniss  unabhängig"  etc.  — 
Baden,  V.-U.  1818,  §.  14  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  93.  — 
Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  32.  —  K  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.47.  — 
S.  Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  46.  -  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  123.  — 
Braunschweig,  n.  L.  0.  1832,  §.  193  u.  s.  w. 

4)  z.  B.  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  IV,  §.  8:  „Niemand  darf  seinem 
ordentlichen  Bichter  entzogen  werden."  —  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  15.  — 
Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  26.  --  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820, 
§.  31.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.48.  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831, 
§.  45.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832,  §.  201  u.  s.  w. 

5)  Schon  die  W.  K.  (1792)  art.  XVI,  §.  1  hatte  dem  Kaiser  die  Er- 
haltung der  Gerechtigkeit,  ohne  unterschied  der  Personen,  Stan- 
des, Würden  und  Keligionen,  zur  Pflicht  gemacht.  —  Vgl.  Bayern, 
V.-ü.  1818,  Tit.  IV,  §.  6  (s.  Note  2).  —  Baden,  V-ü.  1818,  §.  13: 
„Eigenthum  und  persönliche  Freiheit  der  Badener  stehen  alle  auf  gleiche 
Weise  unter  dem  Schutze  der  Verfassung."  —  Würtemberg,  V.-ü. 
1819,  §.  21 :  „Alle  Würtemberger  haben  gleiche  staatsbürgerliche  Rechte."  — 
Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  18:  „Alle  Hessen  sind  vor  dem  Ge- 
setze gleich."  —  K.  Sachsen,  1831,  §.  26.  —  S.  Altenburg, 
V.-ü.  1831,  §.  44.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832,  §.  200  u.  s.  w. 

«)  z.  B.  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  IV.  §.  5:  „Jeder  Bayer  ohne  Unter- 
schied kann  zu  allen  Ciyil-,  Militair-  und  Kirchenämtem  oder  Pfründen 
gelangen."  —  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  9:  „Alle  Staatsbürger  von  den  drei 
christlichen  Confessionen  haben  zu  allen  Civil-  und  Militairstellen  und 
Kirchenämtem  gleiche  Ansprüche."  —  Durch  Ges.  v.  17.  Febr.  1849  art  1 
wurde  dafür  gesetzt:  „Alle  Staatsbürger  ohne  unterschied  der  Re- 
ligion haben  zu  allen  Civil-  und  MilitairstelleA  und  Kirchenämtern  ihrer 
Confession  gleiche  Ansprüche."  —  Vergl.  Würtemberg,  V.-U.  1819, 
§.  22.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  19.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831, 
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Gleichheit    (beziehungsweise   Verhältnissmässigkeit) 
der  Pflicht  zur  Theilnahme  an  den  öffentlichen  Lasten''). 


§.  291. 

b)  Von  den  Grundrechten  des  deutschen  Volkes  im 
Allgemeinen. 

L  Das  Streben  nach  Erweiterung  der  Volksrechte,  welches 
schon  in  allen  deutschen  Verfassungsnrkunden  seit  der  Grün- 
dnog  des  deutschen  Bundes  mehr  oder  minder  erkennbar  ist, 
gelangte  auf  seinen  Höhepunkt  während  der  politischen  Be- 
wegung in  den  Jahren  1848  und  1849.  Hier  fand  es  seinen 
weitgreifendsten  Ausdruck  in  den  sog.  Grundrechten  des 
deutschen  Volkes,  welche  von  der  coustituirenden  National- 
versammlung beschlossen  und  am  21.December  1848  von  dem 
ReichsTerweser  als  Gesetz  verkündet  und  nachher  als  Ab- 
sehnitt  IV,  §.  129  bis  188  in  die  Keichsverfassung  vom 
W.  März  1849  aufgenommen  worden  waren  ^). 

IL  Bei  dieser  Aufstellung*  hat  man  sich  aber  nicht  darauf 
beschränkt,  nur  die  eigentlichen  Volks  rechte  (§.  290)  auf- 
znzählen,  sondern  man  hat  sehr  unzweckmässig  eine  grosse 
Anzahl  Bestimmungen  über  Verhältnisse  eingemischt,  welche 
nicht  sowohl  politischer  als  vielmehr  socialer  Natur  sind, 
oder  nicht  Verfassungsprincipien,  sondern  nur  Verwaltungs- 
fragen betreffen. 

III.  Obschon  nunmehr  die  Grundrechte  des  deutschen 
Volkes  als  solche  und  als  Theil  der  Reichsverfassung  vom 
28.  März  1849  durch  den  Bundesbeschluss  vom  23.  Aug.  18')1 
ftberall  wieder  ausser  Wirkung  gesetzt  sind^)  und  somit  keine 
formelle  Gültigkeit  mehr  haben,  auch  alsbald  nach  ihrer 
Verkündigung  in  allen  besonneneren  Kreisen  der  Nation  er- 
kannt worden  war,  dass  dieselben  auf  ein  richtigeres  Maass 
wirtckgeflihrt  werden    müssten,   wenn   das   Bestehen   irgend 

§.  34.  -  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  29.  -  S.  Altenburg,  V.-U.  1831, 
$.  61.  -  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832,  §.  34  u.  s.  w. 

')  Siehe  oben  §.  284  und  unten  §.  295,  Note  18. 

»)  Siehe  oben  §.  186. 

*)  Siehe  oben  §.  150,  Vm;  §.  200. 
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einer  kräftigen  Begiemng  überhaupt  möglich  sein  und  der 
politische  und  materielle  Ruin  der  Nation  vermieden  werden 
solle  3);  so  darf  doch  eine  übersichtliche  Darstellung  der  Grund- 
rechte des  deutschen  Volkes  nach  der  Beichsverfassung  vom 
28.  März  1849  hier  nicht  unterlassen  werden.  Es  vereinigen 
nämlich  diese  Grundrechte  nicht  nur  alles  dasjenige^  was  früher 
in  den  einzelnen  Verfassungsurkunden  von  staatsbürgerlichen 
Rechten  gewährt  worden  war,  sonderp  es  ist  auch  aus  den- 
selben dasjenige  9  was  als  zweckmässig  und  verträglich  mit 
dem  monarchischen  Principe  und  den  bestehenden  socialen 
Zuständen  und  bundesmässig  garantirten  Rechten  erschien ,  in 
die  neuesten  Verfassungsurkunden  wirklich  übergegangen,  oder 
hat  Modificationen  in  den  früheren  Verfassungszuständen  zur 
Folge  gehabt,  welche  fortwährende  Gültigkeit  behaupten,  und 
die  in  ihrer  praktischen  Bedeutung  nicht  richtig  begriffen  wer- 
den könnten,  wenn  die  Hinweisung  auf  ihre  geschichtliche 
Wurzel  unterbleiben  würde. 

§.  292. 

c)  Die  Grundrechte  des  deutschen  Volkes  nach  der 
Aufstellung  der  constituirenden  Nationalversammlung 
in  Frankfurt  mit  Hinweisung  auf  die  Modificationen 
in  dem  berliner  Entwürfe  und  den  Beschlüssen  des 
Unionsparlamentes   zu   Erfurt    und    in   den   einzelnen 

Verfassungen. 
a)  Artikel  I  —  III.     Reichsbürg  errecht     Freiheit   des 
Aufenthaltes,  der  Erwerbung  von  Liegens.chaften ,  des 
Nahrungszweiges,   der  Auswanderung,   Gleichheit   der 
Rechte   und   Pflichten,   Freiheit  der  Person   und    der 

Wohnung. 

Die  Grundrechte,  welche  die  Beichsverfassung  v.  28.  März 


')  Aus  dieser  Rücksicht  entsprangen  die  Modificationen,  welche  an  den 
Grundrechten  nach  der  Aufstellung  in  der  (frankfurter)  Reichsverfietssung 
durch  den  berliner  Entwurf  v.  26.  Mai  1849  (s.  oben  §.  191)  und  durch 
die  Beschlüsse  des  Unionsparlaments  zu  Erfurt  (s.  oben  §.  196)  vom 
27.  April  1850  vorgenommen  wurden.    Auf  den  dresdener  Gonferenzen 
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1849  dem  dentsehen  Volke  gewähren  soDte,  Bind  in  XIV  Ar- 
tikeln zusammengestellt  1). 

Die  wesentlichen  Bestimmungen  in  Artikel  L  waren: 
1)  ,1  Jeder  Dentsche  hat  das  deutsche  Beichsbttrgerrecht. 
Die  ihm  kraft  dessen  zustehenden  Rechte  kann  er  in  jedem 
Lande  aosflben^."  2)  ,,Jeder  Deutsche  hat  das  Recht,  an 
jedem  Orte  des  Reichsgebietes  seinen  Aufenthalt  und 
Wohnsitz  zu  nehmen,  Liegenschaften  jeder  Art  zu  er- 
werben und  darüber  zu  verfflgen,  jeden  Nahrnngszweig 
zn  betreiben  und  das  Gemeindebttrgerrecht  zu  ge- 
winnend).'^ 3)  ,,Eein  deutscher  Staat  darf  zwischen  seinen 
Angehörigen  und  anderen  Deutschen  einen  Unterschied  im 
bflrgerlichen,  peinlichen  oder  Processrechte  machen,  welcher 
die  Letzteren  als  Ausländer  zurücksetzt^)/'    4)  ,,Die  Strafe 


^atte  die  Subcommission  der  zweiten  Commission  (siehe  oben  §.  199) 
toch  einen  ausführlichen  Entwurf  der  Grundrechte  ausgearbeitet,  welcher 
jedoch  bei  der  B.  Y.  nicht  zur  speciellen  Berathung  gekommen  iat. 

0  Nach  §.  136  der  (frankfurter)  Reichsverfassung  vom  28.  M&rs  1849 
wütea  diese  Grundrechte  den  £inzel8taaten  „zur  Norm  dienen  und  keine 
Vertoang  oder  Gesetzgebung  eines  deutschen  Einzelstaates  sollte  dieselben 
je&Dfheben  oder  beschränken  können."  Nach  der  Yom  ünions- 
ptrlamente  zu  Erfurt  genehmigten  Fassung  des  berliner  Entwurfii 
soßteii  de  dagegen  ihre  ,^Anwendung  auf  die  besonderen  Yerhalt- 
oise^  der  Einzelstaaten  in  den  Gesetzgebungen  dieser  Staaten  finden. 

^  R.-y.  1849,  §.  132.  —  Nur  Aber  das  Recht,  zur  deutschen  Reichs- 
mummlnng  zn  wlUüen,  war  die  Yerftkgung  des  Reichswahlgesetzes  Yorbe- 
laiteiL 

*)  R.-Y.  1849,  §.  133.  —  Wie  gefiUirlich,  ja  geradezu  «erstörend,  ein 
Mkber  Grundsatz  auf  den  nationalen  Wohlstand  wirken  musste,  und 
vie  wenig  daher  verständiger  Weise  schon  bei  seiner  Abfassung  daran  ge- 
^t  werden  konnte,  ihn  ohne  grosse  Beschränkung,  die  ihn  im 
Wesen  wieder  aufgehoben  haben  würde,  in*s  Leben  treten  zu  lassen, 
oieUet  daraus ,  dass  selbst  die  NationalTersammlung  zu  Frankfurt  beizu- 
^en  ^  nöthig  hielt:  „Die  Bedingungen  für  den  Aufenthalt  und 
Wohnsitz  werden  durch  ein  Heimathsgosetz,  jene  für  den  Gewerbe- 
betrieb dorch  eine  Gewerbeordnung  für  ganz  Deutschland  von  der 
ßeichsgewalt  festgesetzt.*'  —  Wie  wenig  mit  der  Aufstellung  solcher  allge- 
oemen  Grundsätze  gethan  ist,  siehe  in  meiner  Schrift:  die  Demokratie 
in  Deotschland.  Stuttgart  1853,  S.  78. 

*)  R.-Y.  1849,  §.  134.  —  Es  ist  dies  eine  sehr  zweckmässige  Bestim- 
iBUBg,  Ton  der  sehr  zu  wünschen  wäre,  dass  sie  der  deutsche  Bund  zum 
Soodesbeschluflse  erheben  möchte.  Yieles  ist  jedoch  in  dieser  Beziehung, 
i^erehs  dorch  üebereinkommen  einzelner  deutschen  Staaten  unter  einander 
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• 
des  btlrgerlicben  Todes  soll  nicht  stattfinden  und  da,  wo  sie 

bereits  ausgesprochen  ist;  in  ihren  Wirkungen  anfhören,  so- 
weit nicht  hierdurch  erworbene  Privatrechte  verletzt  werden^)." 
5)  ,,Die  Auswanderungsfreiheit  ist  von  Staatswegen  nicht  be- 
schränkt; Abzugsgelder  dürfen  nicht  erhoben  werden.  Die 
Auswanderungsangelegenheit  steht  unter  dem  Schutze  und  der 
Fürsorge  des  Reiches®)." 


geschehen.  Vergl.  A.  0.  Krug,  das  Intemationalrecht  der  Deutschen, 
übersichtliche  Zusammenstellung  der  zwischen  yerschiedenen  deutschen 
Staaten  getroffenen  Vereinbarungen  über  die  Leistung  gegenseitiger  Kechts- 
hülfe.  Leipzig  185L  —  Vergl.  R.-V.  v.  1849,  §.  183;  siehe  unten  §.  2% 
bei  Note  5. 

5)  R.-V.  1849,  §.  135.  —  Auch  die  Abschaffung  der  Strafe  des  bürger- 
lichen Todes,  die  ohnehin  nur  aus  der  französischen  (napoleonischen)  Ge- 
setzgebung in  einige  deutsche  Strafgesetzgebungen  Übergegangen  ist,  kann 
nur  für  zeitgemäss  geachtet  werden.  Unter  den  neueren  V.- Urkunden 
schliessen  die  Strafe  des  bürgerlichen  Todes  ausdrücklich  aus:  Schwarz- 
burg-Sondershausen, V.-U.  1849,  §.  12.  —  Preussen,  V.-U. 
1850,  §.  10.  —  Oldenburg,  revid.  V.-U.  1852,  art.  43,  §.  3.  ~  Reuss 
j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  6.  —  In  mehreren  Staaten  erfolgte  die  Abschaffung 
durch  besondere  Gesetze,  z.  B.  Bayern,  Ges.  v.  18.  Nov.  1849. 

")  R.-V.  V.  1849,  §.  136.  -  Die  Bestimmungen  der  Bundesgesetzgebnng 
über  die  Auswanderungsfreiheit  und  Nachsteuerfreiheit  s.  oben  §.  288.  289. 
Hierauf  verweiset:  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  IV,  §.  14.  —  Mehrere  Verf.- 
Urkunden  vor  1848  hatten  schon  die  Auswanderungsfreiheit  ohne  Be- 
schränkung auf  die  Auswanderung  nach  einem  anderen  deutschen  Bundes- 
staate gewährt  Vergl.  Baden,  Verf.-U.  1818,  §.  12,  resp.  Ges.  vom 
14.  Aug.  1817.  —  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  32.  —  Ebenso  K.  Sach- 
sen, V.-U.  1831,  §.  29..  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832,  §.  35.  - 
Hannover,  V.-U.  1840,  §.  43.  —  Schwarzburg-Sondershausen, 
V.-U.  1849,  §.  47.  —  S.  Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  69.  70.  schreibt  noch 
Abzugsgeld  vor  bei  Auswanderung  in  einen  ausserhalb  des  Landes  gelege- 
nen Staat  —  Das  Unionsparlament  zu  Erfurt  nahm  folgende  Fassung  an: 
„Die  Aüswanderungsfreiheit  kann  von  Staatswegen  nur  in  Bezug  auf  die 
Wehrpflicht  beschränkt  werden."  —  Uebereinstimmen :  Preussen, 
V.-U.  1850,  §.  11.  -  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850,  §.  15.  -  Olden- 
burg, V.-U.  1852,  art.  55,  §.  1.  —  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  7.  - 
Waldeck,  V.-U.  1852,  §.  32.  —  Von  den  übrigen  Verfassungsurkunden 
stellen  Beschränkungen  mit  Rücksicht  auf  die  Wehrpflicht  auf:  Bayer  n\ 
1818,  Tit  IV,  §.  14.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  29.  —  S.  Alten- 
burg, V.-U.  1831,  §.  69.  —  Braun  schweig,  n.  L.-O.  1832,  §.  35.  - 
S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852,  §.  39:  „Die  Auswanderungsfreiheit  ist 
von  Staatswegen  nur  für  die  Dauer  bereits  eingetretener  Wehrpflicht 
beschränkt."  —  Ohne  alle  solche  Beschränkung  erlauben  die  Aus- 
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Der  Art.  II.  bestiinmte:  1)  ^^Vor  dem  Gesetze  gilt  kein  Unter- 
sdded  der  Stande^.''  2)  ,,Der  Adel  als  Stand  ist  aufgehoben^).'' 
3)  ^^e  StandesYorrechte  sind  abgescha£ft  ^).''  4)  ,,Die  Deutschen 
sind  Yor  dem  Gesetze  gleich  ^^y^  5)  ,;AIle  Titel,  insoweit 
äie  nicht  mit  einem  Amte  yerbnnden  sind,  sind  aufgehoben 
ud  dürfen  nie  wieder  eingeführt  werden  ^^).''  6)  „Kein  Staats- 
sDgehdriger  darf  von  einem  auswärtigen  Staate  einen  Orden 
sDoehmen  1^).''    7)  ,yDie   öffentlichen  Aemter  sind  für  alle  Be- 


vandemng:  Wflrtemberg,  Y.-U.  1819,  §.  32.  —  Schwarzbnrg-Son- 
dersh&asen,  Y.-U.  1849,  §.  47.  --  Unbedingt  erklären  alle  Nach- 
steuer oder  Abzugsgelder  für  abgeschafft:  die  Ver&ssungsurkanden 
mi  Würtemberg,  K.  Sachsen,  Braunschweig,  HannoTer* 
Sckwarzburg-Sondershansen,  Preussen,  Anhalt-Bernbarg 
Oldenbnrg,  S.  Coburg-Gotha,  Reuss  j.  L.  und  Waldeck  a.  a.  0. 
1b  mehreren  anderen  Bundesstaaten  ist  die  Nachsteuer  oder  das  Abzugs- 
fdd  durch  besondere  Gesetze  aufgehoben  worden. 

0  R.-V.  1849,  §.137.  -•  Wörtlich  übereinstimmt:  S.Coburg-Gotha, 
V.-ü.  1852.  §.  ^.  —  Die  übereinstimmenden  gleichlautenden  oder  gleich- 
bedeutenden Bestimmungen  der  Yerf. -Urkunden  vor  1848  siehe  oben§.  290 
5«te  2  und  Note  5.  —  Schwarzburg-Sondershausen  (Ges.  vom 
2.  Aug.  1852,  §  3) :  „Die  Staatsangehörigen  sind  vor  dem  Gesetze  gleich.'* 
—  üebcreinstimmt :  Preussen,  Y.-U.  1850,  §.  4.  —  Oldenburg,  rev. 
Y.-ü.  1852,  art.  31,  §.  1.  -  Reuss  j.  L.  Y.-U.  1852,  §.  8. 

•)  R.-V.  V.  1849,  §.  137.  —  Dieser  Satz  wurde  schon  im  berliner 
EotwDife  weggelassen,  und  ist  auch  in  keine  der  jetzt  geltenden  Yerfas- 
raagen  angenommen  worden. 

*)  K-Y.  V.  1849,  §.  137  a  linea  2.  —  Ebenso  in  Schwarzburg- 
Sondershausen,  Y.-U.  1849,  §.  10  (Ges.  v.  2.  Aug.  1852,  §.  3).  — 
Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept  1848,  §.  7.:  „Alle  Yorzüge  der  Geburt,  unbe- 
sdiadet  der  Privatrechte,  werden  aufgehoben.''  —  Preussen,  Y.-U.  1850, 
$.4:  „Standesvorrechte  finden  nicht  statt'*  —  Ebenso:  S.  Coburg- 
Gotha,  Y.-U.  1852,  §.  30.  —  Reuss  j.  L.,  Y.-U.  1852,  §.  8.  —  Olden- 
burg, rev.  Y.-U.  1852,  art.  31,  §.  1:  „Geburts-  und  Standesvorrechte 
laden  nicht  statt.'' 

■)  R.-Y.  V.  1849,  8.  137  a  linea  3.  -  Es  ist  dieser  Satz  im  Wesen 
aöt  der  Aufhebung  der  Standesunterschiede  und  Yorrechte  von  selbst  ge- 
geben. Siehe  die  gleichbedeutenden  Bestimmungen  der  Yerf.  -  Urkunden 
vor  nnd  seit  1848  hier  oben  in  Note  7  und  in  §.  290  Note  2  u.  5. 

")  R.-Y.  V.  1849,  §.  137  a  linea  4.  —  Dieser  Satz  wurde  schon  im 
berliner  Entwürfe  weggelassen. 

«)  R-Y.  V.  1849,  §.  137  a  linea  5.  —  Ist  ebenfalls  im  berliner  Ent- 
würfe w^geblieben.  —  Wenn  man  nicht  verbieten  konnte  oder  wollte, 
dies  deutsche  Staatsangehörige  von  fremden  Regierungen  Besoldungen,  Re- 
nametvdonen  und  Ehrengeschenke  in  beweglichen  und  unbeweglichen  Ge- 
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föiigtcn  gleich  zugängUch  »•^)."  8)  „Die  Wehrpflicht  iiit  fllr 
AUe  gleich")."  9)  „SteUvertretung  findet  bei  derselben  nicht 
statt**)." 

Der  Artikel  m.  bezweckte  eine  Art  von  Habeas  Corpus- 
Akte  aufeufltellen.  Er  stellt  A)  den  Grundsatz  voran:  „Die 
Freiheit  der  Person  ist  unverletzlichi«)."  ffi^an 
reihen  sich  die  Bestimmungen:  1)  „Die  Verhaftung  einer 
Person  soll,  ausser  im  Falle  der  Ergreifung  auf  frischer 
That,  nur  geschehen  in  Kraft  eines  richterlichen,  mit 
Gründen  versehenen  Befehls.  Dieser  Befehl  muss  im  Augen- 
blicke   der    Verhaftung    oder    innerhalb    der    nächsten 


genständen  annehmen,  so  war  mit  dem  Verbote,  fremde  Orden  anronehmcn. 
wenig  zu  erreichen. 

«)  K-V.  V.  1849,  §.  137  a  linea  6.  —  Das  Unionspariament  zu  Erfort 
beschloss  die  Fassung:  „Die  öffentlichen  Aemter  sind,  unter  Einhal- 
tung der  von  den  Gesetzen  festgesetzfen  Bedingungen,  für 
alle  BefiUiigten  gleich  zug&nglich."  —  üebereinstimmt:  Preussen,  V.-ü. 
18Ö0,  §.  5. 

")  K-V.  V.  1849,  §.  137  a  linea  7.  —  Dieser  Grundsatz  war  längst  im 
Wesentlichen  in  alle  deutschen  Ver&ssungsorkunden  aufgenommen  worden. 
Siehe  oben  §.  284,  Note  5. 

«)  R-V.  V.  1849,  §.  137  a  linea  7.  —  Es  ist  höchst  unpassend,  eine 
Frage,  welche  an  sich  nur  die  Zweckmässigkeit  einer  militairi- 
schen  Einrichtung  betrifft,  und  die  daher  nur  in  der  Erfahrung 
ihre  Entscheidung  finden  kann,  zur  politischen  Principienf rage 
zu  stempeln,  und  in  einem  Verfassungsgesetze  darüber  Bestimmungen 
zu  trefiien.  Unter  den  deutschen  Yei&ssnngsurkunden  hat  die  Stellver- 
tretung bei  der  Wehrpflicht  aUein  noch  ausdrücklich  ausgeschlos- 
sen: Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849  (Ges.  v.  2.  AugusI 
1852,  §.  3).  Auch  diese  Bestimmung  wurde  durch  Ges.  v.  28.  M&rz  1854, 
§.  1  aufgehoben.  —  Die  übrigen  Verfassungsurkunden  haben  derartige  Be- 
sthnmungen  wieder  beseitigt  und  beschränken  sich  auf  eine  Verweisung  aui 
die  besonderen  Staatsgesetze.  Vergl.  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  34.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art  31,  §.3.—  S.  Coburg-Gotha,  V.-ü 
1852,  §.  59.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  8.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852 
5.  81. 

«•)  R.-V.  1849,  §.  138.  —  Wörtlich  übereinstimmen:  Schwarzburg- 
Sonderahausen,  V.-ü.  1849,  §.11.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-ü 
1850,  §.  5.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  38,  §.  1.  —  Dageg« 
lautet  die  Fassung  in  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  5:  „Die  persönliche  Frei- 
heit ist  gewährleistet.»^  —  Ebenso  in  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  29.  - 
Reuss  j.  L,.  V,-ü.  1852,  §,  9:  „Die  Freiheit  der  Personen  und  des  Eigen« 
thums  ist  keiner  anderen  Einschränkung  unterworfen,  als  welche 
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24  Stunden  dem  Verhafteten  zugestellt  werden  ^"^-^  2)  „Die 
MzdbehöFde  mnss  jeden,  den  sie  in  Verwahrung  genom- 
men  hat,  im  Lanfe .  des  folgenden  Tages  entweder  freilassen, 
oder  der  richterliehen  BehOrde  flbergeben^V'    3)  ,,Jeder 


Gesetz  und  Rechte  bestimmen/'  —  S.  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852,  §.  32: 
JMe  Bedingungen  und  Formen,  unter  welchen  die  Verhaftung  einer 
Person,  die  Durchsuchung  einer  Wohnung,  die  Beschlagnahme 
und  Durchsuchung  yon  Briefen  erfolgen  darf,  kOnnen  nur  durch  Ge- 
setze festgestellt  werden/*  —  Die  Nachweisungen  über  die  Anerkennung 
der  Freiheit  der  Person  in  den  Verfiassungsurkunden  vor  1818  siehe 
oben  §,  290,  Note  2. 

(7)  R.-V.  T.  1849,  §.  138  a  linea  2.  —  Uebereinstimmen :  Schwarz - 
bsrg-Sondershausen,  V.-U.  1849,  §.  11  a  linea  2.  ->  Oldenburg, 
tmL  V.-ü.  1852,  art  39,  §.  1.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-ü.  1850, 
$.5.—  EBernach  ist  also  doch  eine  „Verhaftung"  Yor  der  Ausfertigung 
des  richterlichen  Befehls  fAr  zulässig  erklärt!  —  Das  ünionsparlament 
batte  anstatt  ,4nnerhslb  fler  nächsten  24  Stunden*'  gesetzt:  „im  Laufe 
des  folgenden  Tages."  —  Die  übrigen  neueren  Ver&ssungsurkunden 
besdninken  sich  zweckmassiger  auf  eine  allgemeinere  Fassung :  Preussen: 
T.-C.  1850,  art  5:  ,J>ie  Bedingungen  und  Formen,  unter  welchen  eine 
Beschränkung  derselben  (der  persönlichen  Freiheit),  insbesondere  eme  Ver- 
baftmig,  zulässig  ist,  werden  durch  das  Gesetz  bestimmt"  —  Ueberein* 
stimmen  hiermit  im  Wesentlichen:  S.  Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  82 
(siehe Note  16).  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  10.  —  Waldeck,  V.-ü. 
1852,  §.  29  a  linea  3.  —  Uebrigens  waren  schon  in  den  meisten  Ver&s- 
sangsmiamden  Tor  1848  Vorschriften  zum  Schutze  gegen  ungesetzliche 
Yeihaftung  gegeben.  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  IV,  §.  8  a  linea  3:  „Nie- 
oasd  darf  verfolgt  oder  verhaftet  werden,  als  in  den  durch  die  Gesetze 
bestimmten  Fällen  und  in  der  gesetzlichen  Form.*'  —  Vgl.  Baden, 
Y.-U.  1818,  §.  15  a  linea  2.  -  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  26.  — 
K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  51.  ~  S.  Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.51.  — 
Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  202  u.  f.  —  Hannover,  V.-ü.  1840, 
$.30.  —  ADe  diese  Verfassungsurkunden  schreiben  auch  vor,  dass  der 
Angeklagte  innerhalb  24  Stunden  von  dem  Grunde  seiner  Verhaftung  in 
Kenntni«8  gesetzt  und  vom  Richter  verhört  werden  muss.  Ebenso  Reuss 
j-L,  V.-ü.  1852,  §.  10.  ->  Verhör  innerhalb  86  Stunden  durch  einen 
Gericfatsbeamten  befidilt:  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  89,  $-  1; 
iBiierhalb  48  Stunden:  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  115. 

«)  R.-V.  V.  1849,  §.  138  a  linea  3.  —  Das  ünionsparlament 
bstte  in  üebereinstimmnng  ndt  dem  berliner  Entwürfe  anstatt  „richterlichen 
B^drde*'  gesetzt:  „der  zuständigen  Behörde*',  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  ein  anfgegrüfenes  Individuum  auch  aus  einer  Strafanstalt,  Bewahr- 
SDStak,  Irrenhanse  u.  s.  w.  entsprungen  sein  könne.  —  Mit  der  Fassung 
des  i  138  der  R.-V.  1849  stimmen  überein:  Schwarzburg-Sonders- 
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Angeschuiaigte  soll  gegen  Stellung  einer  vom  Gerichte  zu  be- 
stimmenden Caution  oder  Bürgschaft  der  Haft  entlassen  wer- 
den, sofeme  nicht  dringende  Anzeigen  eines  schweren  pein- 
lichen Verbrechens  gegen  denselben  vorliegen  i^')."  4)  „Im 
Falle  einer  widerrechtlich  verfllgten  oder  verlängerten  Gefan- 
genschaft ist  der  Schuldige  und  nöthigenfalls  der  Staat  dem 
Verletzten  zur  Genugthuung  und  Entschädigung  verpflichtet  2®)." 
(Die  flir  das  Heer-  und  Seewesen  erforderlichen  Modificationen 
dieser  Bestimmungen  wurden  besonderen  Gesetzen  vorbehalten.) 
5)  „Die  Todesstrafe,  ausgenommen,  wo  das  Kriegsrecht  sie 
vorschreibt  oder  das  Seerecht  im  Falle  von  Meutereien  sie 
zulässt,  sowie  die  Strafen  des  Prangers,  der  Brandmarkung 
und  der  körperlichen  Züchtigung  sind  abgeschaflfl^^)."    B)  So- 


hausen,  V.-U.  1849,  §.11  a  linea  3.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U. 
1850,  §.  5  a  linea  3.  —  Aehnlich  ist:  Kurhesstn,  V.-ü.  1831,  §.  115.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  39,  §.  4  —  In  die  übrigen  Verfassungs- 
urkunden seit  1848  ist  eine  derartige  Bestinunung  nicht  übergegangen. 

«»)  R.-V.  V.  1849,  §.  138  a  linea 4.—  Uebereinstimmen :  Kurhessen, 
V.-ü.  1831,  §.  116.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849, 
§.  11  a  linea  4.  —  Anhalt- Bernburg,  V.-ü.  1850,  §.  5  a  linea  4.  - 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  39,  §.  5.  —  üebrigens  ist  dieser  Grund- 
satz auch  in  den  neueren  Strafgesetzgebungen  anerkannt  worden. 

«0)  R.-V.  V.  1849,  §.  138  a  linea  5.  —  Ausdrückliche  Aufnahme  hat 
diese  Bestimmung  der  R.-V.  y.  1849,  §.  138  nur  gefunden  in  Schwarz- 
burg-Sondershausen, V.-ü.  1849,  §.  11  a  linea  4.  —  Anhalt- 
Bernburg,  V.-ü.  1850,  §.  5  a  linea  5.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852» 
art.  39,  §.  6.  —  Widerrechtliche  Verlängerung  der  Haft  bedrohten 
mit  Strafen  auch  schon:  S.  Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  51.  —  Braun- 
schweig, n.  L.-0.  1832,  §.  204.  —  Die  Verpflichtung  des  Beamten 
zur  Schadloshaltung  bei  vdderrechtlich  verhängtem  und  verzögertem  Arrest 
ist  übrigens  schon  im  gemeinen  Strafrechte  begründet.  —  Die  Entschädi- 
gungsklage gegen  den  Staat  erwähnte  schon:  Braunschweig,  n.  L.-O. 
1832,  §.  197. 

«»)  R.-V.  v.  1849,  §.  139.  —  Diese  Bestimmung  findet  sich  nur  noch 
in:  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849,  §.  12.  —  Olden- 
burg, rev.  V.-ü.  1852,  art  43,  §.  1.  —  In  dieser  Verfassungsurkunde  sind 
noch  weiter  die  Strafen  des  Lattengefängnisses,  der  Abbitte  und 
des  Widerrufs  und  der  Zwang  zur  Ehrenerklärung  als  abgeschafit 
erklärt.  —  Im  berliner  Entwürfe  wurde  von  der  Abschaffung  der  Todes- 
strafe wieder  Umgang  genommen;  die  Abschaffung  des  Prangers» 
der  Brandmarkung  und  der  körperlichen  Züchtigung  aber  bd- 
behalten,  was  das  Ünionsparlament  genehmigte.    Hiermit  übereinstimmt; 
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dum  wird  als  PriDcip  aufgestellt:  ^^die  Wohnung  ist  un- 
verletzlich^^). Eine  Haassachnng  ist  nur  zalässig: 
I)m  Kraft  eines  richterlichen,  mit  Gründen  versehenen 
Befehls,  welcher  sofort  oder  innerhalb  der  nächsten  24  Stun- 
den dem  Betheiligten  zugestellt  werden  soll  ^^) ;''  2)  ,,im  Falle 
dtf  Verfolgung  auf  finscher  That  durch  die  gesetzlich  berech- 
tigten Beamten ;''  3)  ,,in  den  Fällen  und  Formen,  in  welchen 
das  Gesetz  ausnahmsweise  bestimmten  Beamten  auch  ohne 
richterlichen  Befehl  dieselbe  gestattet  4)  „Die  Haussuchung 
miiäs,  wenn  thunlich,  mit  Zuziehung  der  Hausgenossen  erfol- 
gen.^ 5)  ,,Die  Unverletzlichkeit  der  Wohnung  ist  kein  Hin- 
demiss  der  Verhaftung  eines  gerichtlich  Verfolgten  ^*)."  C)  Hin- 


Eeass  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  11.  —  üebrigens  sind  diese  StrafiBirten  schon 
fröber  in  mehreren  Strafgesetzgebungen  der  Einzelstaaten  beseitigt  worden, 
z.  B.  die  Strafe  der  öffentlichen  AussteUung  und  der  Brandmarkung  in 
Bajern  durch  Ges.  y.  18.  Noy.  1849,  zum  Theil  (wie  Brandmarkung)  nie 
•der  liogst  nicht  mehr  in  Gebrauch  gewesen.  —  In  mehreren  Staaten  ist 
aber  nicht  nur  die  Todesstrafe,  sondern  auch  die  Strafe  der  körperlichen 
Zöchtigung  bereits  wieder  eingeführt,  thcils  sind  auf  die  Wiedereinftlhrung 
dka»  letzteren  Anträge  gestellt  worden.  In  den  übrigen  Ver&ssungsur- 
kanden  seit  1848  sind  Bestimmungen  über  die  Zul&ssigkeit  dieser  Straf- 
aiten  mit  Becht  ganz  bei  Seite  gelassen  worden,  da  es  sich  hier  nicht  um 
eil  Bechtsprincip,  sondern  allein  um  Zweckmässigkeit  handelt. 

«)  R.-V.  V.  1849,  §.  140.  —  Wörtlich  übereinstimmen:  Schwarz- 
knrg-Sondershausen,  V.-U.  1849,  §.  13.  —  Anhalt-Bernburg, 
V.-C.  1860,  §.  6.  -  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  6.  —  Oldenburg,  rev. 
T.-ü.  1852,  art  40,  §.  1.  —  Schon  im  römischen  Rechte  findet  sich  der 
Gnmdsatz  der  Unverletzlichkeit  der  Wohnung  L.  103  de  R  J.  {Faulus) 
Jiemo  de  domo  sua  eztrahi  debet."  —  Ueber  die  Freiheit  des  Hauses 
nach  dem  alten  deutschen  Rechte  siehe  meine  deut.  R.-Gesch.  3.  Auflage, 
ThL  IL  (1858)  §.  41.  —  Hinsichtlich  des  Verhaftes  von  Schuldnern  als 
Yoilstreckungsmittel  enthielten  schon  früher  die  Prozessgesetzgebungen 
aaocherlei  Beschränkungen;  z.  B.  Baden,  Proz.-Ordn.  v.  1831,  §.  1078: 
Jkt  Schuldner  kann  nicht  verhaftet  werden  ...  in  seiner  Wohnung  oder 
in  einem  fremden  Hause,  wenn  nicht  der  Verhaftsbefehl  dies  ausdrücklich 
erianbt" 

ö)  R.-V.  V.  1849,  §.  140,  Nr.  1.  —  Das  ünionsparlament  hatte 
kier  nur  anstatt  „innerhalb  der  nächsten  24  Stunden*'  gesetzt:  „spätestens 
in  Laufe  des  folgenden  Tages.'' 

M)  Die  hier  unter  1  bis  5  aufgeführten,  in*s  Einzelne  gehenden  Bestim- 
umgen  derlL-Y.  v.  1849,  §.  140  sind  nur  noch  aufgenommen  in:Schwarz- 
barg-Sondershausen,  V.-U.*1849,  §.  13.  —  Anhalt-Bernburg, 
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Bichtlich  der  Beschlagnahme  von  Briefen  und  Papieren 
war  beetimmt  worden:  1)  „Dass  sie,  auss^  bei  einer  Ver- 
haftung oder  Haussuchung,  nur  in  Kraft  eines  richterUchoi, 
mit  Grfinden  versehenen  Befehls  vorgenommen  werden  dürfe, 
welcher  sofort  oder  innerhalb  der  nächsten  24  Stunden  ^)  dem 
Betheiligten  zugesteUt  werden  solP«)."  2)  Principiett  wurde 
sodann  ausgesprochen:  „Das  Briefgeheimniss  ist  ge- 
wahrleistet;" jedoch  mtt  dem  Beifügen:  „Die  bei  straf- 
gerichüichen  Untersuchungen  und  in  KriegsfäHen  nothwendigcn 
Beschränkungen  sind  durch  die  Gesetzgebung  festzustetten  *  > 

§.  293. 

ß)  Die  Grundrechte,   Artikel  IV— VL     Pressfreiheit. 

Gewissensfreiheit.     Lehrfreiheit. 

In  dem  Artikel  IV.  der  Grundrechte  wird  jedem  Deut- 
schen das  Recht  beigelegt,  „durch  Wort,  Schrift,  Druck 
oder  bildliche  Darstellung  seine  Meinung  frei  zu 
äussern^."    Dabei  war  bestimmt :  1)  „Die Pressfreiheit  dari 

V.-ü.  1860,  §.  6.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  40.  —  Die  übrigei 
neueren  Verfiissungsurkunden  verweisen  hinsichtlich  der  Zul&ssigkeit  d« 
Eindringens  in  die  Wohnung  und  der  Haussuchung  lediglich  auf  die  in  dei 
Landesgesetzen  bestmimten  Fälle  und  Formen.  Preussen,  V.-ü.  1850 
art.  6.  -  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  32.  -  Reuss  j.  L.,  V.-ü 
1852,  §.  12.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  29  a  linea  3,  —  Kurhessen 
V.-ü.  1831,  §.  117:  „Die  Haussuchung  findet  nur  auf  Verfügung  des  m 
st&ndigen  Gerichts  oder  der  Ortsobrigkeit  in  den  gesetzlich  bestimmtei 
F&llen  und  Formen  statf 

«)  R.-V.  von  1849,  §.  141.  —  ünionsparlament:  „spätestens  in 
Laufe  des  folgenden  Tages." 

«)  R.-V.  V.  1849,  §.  141.  —  Gleichlautend  sind  nur  noch:  Schwär« 
burg-Sondershausen,  V.-ü.  1849,  §.  14.  —  Oldenburg,  rev.  V.-D 
1852,  art  41,  §.  1. 

«T)  R.-V.  T.  1849,  §.  142.  —  Gleichlautend  sind  nur  noch:  Schwär« 
burg-Sondershausen,  V.-ü.  1849,  §.  15.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü 
1852,  art.  42.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  13.  —  Aehnlich:  Kurhea 
sen,  V.-ü.  1831,  §.  38.  —  Die  übrigen  neueren  Verfassungsurkunden  yer 
weisen  auch  hier  nur  auf  die  Landesgesetzgebung. 

*)  R.-V.  T.  1849,  §.  143.  —  Die  Pressfreiheit  war  als  em  dei 
Unterthanen  zost&ndiges  Recht  (als  Ausfiuss  der  Freiheit  der  Person  m» 
der  Meinungen  (siehe  oben  §.  290,  Note  1)  schon  in  Verfassangsurkandei 
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uter  keinen  Umständen  nnd  in  keiner  Weise  durch  vorbea- 
sende  Hassregeln,  namentlieh  Censur,  Goncessionen,  Sicher- 
batobestenangen,  Staatsanflagen,  Beschränkungen  der  Dmcke- 
reien  oder  des  Bachhandels,  Postverbote  *oder  andere  Hem- 
ffliQgen  des  freien  Verkehrs  beschränkt,  suspendirt  oder  auf- 
gehoben werden')."  2)  „Ueber  Pressvergehen,  welche  von 
Amtswegen  verfolgt  werden,  wird  durch  Schwurgerichte  genr- 
ädlt')."  3)  „Ein  Pressgesetz  wird  vom  Reiche  erlassen 
weiden  V* 


der  EinzelsUaten  vor  1848  im  Princip  anerkannt  —  Bayern,  V.-U. 
1S18,  Tit  IV.  §.  11:  „Die  Freiheit  der  Presse  und  des  Bachhandels 
tA  nach  den  Bestinnnangen  des  hierüber  erlassenen  besonderen  Edikts  ge- 
schert« —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  28:  „Die  Freiheit  der 
Presse  und  des  Buchhandels  findet  in  ihrem  vollen  umfange  statt 
jedoeh  unter  Beobachtung  der  gegen  den  Missbrauch  bestehenden  oder 
Icöüftig  zu  erkssenden  Gesetze.''  —  Uebereinstunmt  Gr.  H essen,  V.-U  1820, 
}.  35.  —  Mehrere  Verfassungsnrknnden  erwähnten  ausdrücklich ,  dass  die 
Pr^sfireiheit  nach  Massgabe  der  Bundesgesetze  gewährt  sei.  VergL 
Baden,  V.-ü.  1818,  §.  17.  -<  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.35.  —  S.-Al- 
tenbnrg,  V.-ü.  1831,  §.  67.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  37.39.  ■« 
Braunschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.31. 

*)  B.-V.  V.  1849,  §.  143  a  linea  2.  —  Das  Unionsparlament  setzte 
daftr:  „Die  Censur  darf  nicht  eingeführt  werden:  jede  andere 
Beschränkung  nur  im  Wege  des  Gesetzes." 

>)  K-V.  y.  1849,  §.  143  a  linea  3.  —  Beschluss  des  Unionsparla- 
■ents:  „Ueber  Pressrergehen,  welche  das  Gesetz  nicht  ausdrück* 
lieh  ausnimmt,  wird  durch  Schwurgerichte  geurtheilt.'* 

*)  R.-V.  V.  1849,  §.  143  a  linea  4.  —  Abgeändert  nach  dem  berliner 
Eltwurfe  vom  Unionsparlament:  „Ein  Pressgesetz  zur  Wahrung 
der  öffenüichen  Sicherheit  und  der  Rechte  Dritter  wird  Tom  Reiche  erlas- 
KB  werden.^'—  Die  neueste  Bundesgesetzgebung  (v.  J.  1854)  wird  unten  §.  478 
besfmderB  dargestellt  ~  Bestimmungen  der  neuesten  Verfassungs- 
izkonden:  Hannover,  Ges.  t.  5.  Sept  1848,  §.  3:  „Es  soll  Freiheit 
der  Presse  unter  Beobachtung  der  Gesetze  stattfinden.**  — 
Schwarzbnrg-Sondershausen,  V.-U.  1849,  §.  16  hatte  die  Fassung 
der  Grundrechte  des  deutschen  Volkes  nach  der  ReichsTerÜEUisung  au^re- 
lununen.  Durch  Ges.  v.  2.  August  1852  wurde  dem  Absätze  2  die  Fas- 
nmg  des  Unionsparlamentes  (siehe  Note  2)  substituirt  Durch  Gesetz  Tom 
%  März  1854  wurde  der  Absatz  3  (das  Schwurgericht  betr.)  gestrichen.  — 
Dasselbe  geschah  in  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art.  46.  —  Preussen, 
Y.-C.  1850,  §.  27  (Satz  1,  wie  in  der  R,-V.  v.  1849,  §.  143;  Satz  2,  wie 
m  Besdtdusse  des  Unionsparlaments);  anstatt  Satz  3  und  4  bestimmt 
Art  28:  «.Vergehen,  welche  durch  Wort,  Schrift,  Druck  oder  bildliche  Dar- 
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Der  Artikel  V.  sprach  als  OrimdBatz  ans :  ,,  Jeder  Deutsebe 
hat  volle  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit*)."  Hiermil; 
worden  folgende  Sätze  in  Verbindung  gebracht:  1),, Niemand  ist 
verpflichtet,  seine  religiöse  Ueberzeugung  zu  offenbaren®)."  2) 
yyJeder  Deutsche  ist  unbeschränkt  in  der  gemeinsamen 
häuslichen  und  öffentlichen  Uebung  seiner  Reli- 
gion'')."    3)  „Verbrechen   und   Vergehen,   welche   bei  Aus- 


stellung begangen  werden,  sind  nach  den  allgemeinen  Strafgesetzen 
zu  bestrafen."  —  üebereinstimmt:  Anhalt-Bernburg,  V.-ü.  1850,  §.  8. 
—  S.-Coburg-Gotha,  V.-U.  1852,  §.43.  —  Waldeck,  V.-U.  1852, 
§.  30.  —  Reu  SS  j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  14:  „Die  Freiheit  der  Presse  unter- 
liegt nur  denjenigen  Beschränkungen,  welche  durch  die  Gesetzgebung  des 
Bundes  oder  durch  die  innere  Gesetzgebung  festgestellt  werden.  Die  ' 
Gensur  findet  nicht  statt;  gegen  Pressvergehen  wird  ein  besonderes  Gesetz 
erlassen." 

6)  R.-V.  V.  1849,  §.  144.  —  Die  gleichlautenden  Bestimmungen  der 
Verf.-Urkunden  vor  1848  siehe  oben  §.  290  Note  2.  —  Uebereinstümnen: 
Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U..  1849,  §.  17.  —  Preussen, 
V.-ü.  1850,  §.  12.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850,  §.  16.  —  Olden- 
burg, revid.  V.-ü.  1852,  art.  32.  --  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852, 
§.  33.  ~  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  16.  -  Wal  deck,  V.-ü.  1852,  §.  40. 

A)  ß.-V.  y.  1849,  §.  144  a  linea  2.  —  Dieser  Satz  war  an  sich  auffal- 
lend in  einer  Zeit,  welche  jeden  Charakter  in  die  Oeffentlichk  eit  zu 
ziehen  suchte;  er  widerstreitet  dem  Wesen  jeder  religiösen  Ueberzeugung, 
welche  stets  zur  Offenheit  hindrängt  und  in  der  Heimlichkeit  verächtliche 
Menschenfurcht  sieht;  er  war  überdies  ganz  unmotivirt,  da  die  R.-V.  mit 
keinerlei  religiöser  Ueberzeugung  irgend  einen  Nachtheil  in  politischer  und 
bürgerlicher  Beziehung  verknüpfte;  endlich  stand  er  sogar  in  offenbarem 
Widerspruche  mit  §.  149  der  R.-V.,  worin  der  Eid,  auf  dessen  Gebrauch 
als  Partheien -Eid  und  Zeugen -Eid  wesentlich  noch  die  ganze  Gerichtsver- 
fassung beruht,  sogar  besonders  normirt  wurde.  Eine  jede  Aufforderung, 
einen  Eid  .zu  leisten,  ist  aber  wesentlich  eine  Aufforderung  zur  Offenbarung 
der  religiösen  Ueberzeugung,  indem  deijenige,  der  an  keinen  Gott  glaubt, 
jedenfalls  bei  der  Aufforderung  zum  Zeugen-Eide  in  die  Lage  kommt,  sei- 
nen Mangel  an  religiöser  Ueberzeugung  offenbaren  zu  müssen.  Daher  hat 
schon  der  berliner  Entwurf  diesen  Satz  hin  weggelassen;  auch  ist  der- 
selbe bereits  wieder  aus  den  Landesverfassungen,  die  ihn  aufgenommen 
hatten,  entfernt  worden.  VergL  Schwarzburg-Sondershausen,  Ges. 
y.  2.  August  1852.  §.  5. 

')  R.-V.  V.  1849,  §.  145  pr.  -  Die  Einzelstaaten  gewährten  vor  1848 
regelmässig  als  allgemeines  staatsbürgerliches  Becht  nur  das  Becht  der 
einfachen  Hausandacht,  und  wurde  dies  als  in  der  Gewissensfreiheit 
selbstverständlich  inbegriffen  betrachtet  und  daher  auch  in  den  meisten 
Verf. -Urkunden  nicht  ausdrücklich  erwähnt     Ausdrücklich   erklärt    dies 
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Amg  dieser  Freiheit  begangen  werden,  sind  nseh  dem  Ge- 
Mbe  sn  bestrafen^)."  4)  y^Dorch  das  religiöse  Bekenntniss 
vird  der  Genius  der  blirgerUchen  und  staatsbflrgerlicben  Rechte 
weder  bedingt  noch  beschränkt  ^)."    5)  ,,Den  staatsbürgerlichen 

iher:  Bsyern,  Y.-U.  1818,  Tit  it,  §.  9.  —  AUgemein  sigt  Baden, 
T.-ü.  1818,  $.  18:  nJeder  Landeseinwolmer  gemesst ...  in  Anaphnng  der 
Alt  sdner  GirttesTerehning  des  gleichen  Schatses.**  —  Knrhessen, 
T.-U.  1831^  f.  SO:  „Jedem  Einwohner  stehl  Tollkommeoe  Freiheit  des 
Gewissens  and  der  Religionsübung  za,^  ~  K.  Sachsen,  Y.-U. 
1831,  §.  32  gewihrt  jedem  Landeseinwohner  Schute  in  der  Oottesrerehrung 
Kises  Glanbens  in  dem  bisherigen  oder  künftig  festiusetsenden 
Matsse.*'  —  S.-Alte'nbnrg,  V.-U.  1831,  §.  129  erkl&rt  dag^en  nur:  „Die 
frkfsnpr  anderer  christlichen  Partikularkirchen  gemessen  den 
SdiBts  des  Staates  und  die  freie  Ausübung  ihres  Glaubens  Torbehaltlich  der 
hndeshenücfaen  Rechte.*'  —  Von  den  Verf. -Urkunden  seit  1848  gew&hr- 
inteteo  aosdrQcklich  die  Unbeschr&nktheit  der  h&uslichen  und 
Hfeatlichen  Beligionsabung:  Schwarxburg-Sondershausen,  V.-U. 
1849,  f.  18.  —  PreuBsen,  Y.-U.  1850,  f.  12.  —  Anhalt-Bernburg, 
V.U.  1850,  §.  16.  —  Oldenburg,  rev.V.-ü.  1862,  arL  36.  -  S.-Coburg- 
Gotha,  V.-U.  1852,  f.  33.  --  Die  V.-U.  von  Reuss  j.  L.,  1852,  spricht  sich 
Ikiertber  nicht  ans.  —  Dsg^gen  gewähren  nor  wieder  die  Hausandacht 
ib  allgemeines  staatsbürgerliches  Recht:  Hannover,  Ges.  y.  5. Septbr. 
1848,  {.  6:  , Jeder  Landeseinwohner  ...  ist  zu  ReligionsUbungen  mit  den 
Seinigen  in  seinem  Hause  berechtigt"  —  Waldeck,  V.-U.  1852, 
i  40:  ^Die  Staatsangehörigen  . . .  sind  unbeschränkt  in  der  h&us liehen 
Uebong  ihrer  Religion.*'  —  Liechtenstein,  V.-U.  v.  26.  Septbr.  1862, 
i  8:  ^Die  Freiheit  der  Person  und  der  ReligionsUbungen  wird  durch  dies 
Gesetz  gewährleistet" 

•)  R.-V.  ▼.  1849,  §.  145  a  linea  2.  —  Dieser  selbstverständliche  Sats  ist 
sar  Übergegangen  in:  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U..  1849, 
§.  18.  -  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art  36.  —  Waldeck,  V.-Urk. 
1852,  §.40. 

•)  R.-V.  V.  1849,  §.  146.  —  Dieser  Satz,  welcher  eine  Ausdehnung  der 
den  christlichen  Religionspartheien  in  der  B.-A.  art  16  (s.  oben 
i  288)  eingeräumten  bttrgerlichen  und  politischen  Rechtsgleichheit  auf  die 
IGt^ieder  sller  anderen  Religionsgesellschaften  enthält,  bestehet  jetzt  noch 
in  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept  1848,  §.  6  a  linea  2.  —  Baden,  Ges.  v. 
17.  Febr.  1849,  art.  2:  „Der  Art  19  der  V.-U.  (welcher  lautet:  die  politi- 
Mhen  Rechte  der  drei  christlichen  Religionstheiie  sind  gleich)  erhält  fol- 
gade  FsBsnng:  die  politischen  Rechte  aller  Religionstheiie  sind 
^eich«  («ehe  auch  oben  §.  290,  Note  6).  —  Schwarzburg-Sonders- 
hausen, V.-ü.  1849,  §.  19.  -  Preussen,  V.-U.  1850,  §.  12.  —  Olden- 
burg, rev.  V.-U.  1852,  art  33,  §.  1.  —  S.- Coburg- Gotha,  V.-U.  1852, 
S.  34^  -  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  16.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  34. 
-  Die  Verf. -Urkunden  vor  1848  hatten  sich  an  die  B.-A.  art  16  ange- 
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Pflichten  darf  dasselbe  keinen  Abbruch  thun*^).'^  6)  ,,Jed 
Beligionsgesellschaft  ordnet  und  verwaltet  ihre  Angelegenheite 
selbstständig,  bleibt  aber  den  allgemeinen  Staatsgesetzen  ante 
werfen  1^)."    7)  „Keine  Religionsgesellschaft  geniesst  vor  d< 

schlössen.  —  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  IV,  §.  9.  ~  Baden,  V.-ü.  1811 
§.  19.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  27.  —  Grossh.  Hessen,  V.-I 
1820,  §.  20.  21.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  33.  —  S.  Altenburg 
V.-ü.  1831,  §.  129.  -  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  29. 

10)  B.-V.  y.  1849,  §.  146.  —  Zusatz  des  Unionsparlaments:  „De 
bürgerlichen  und  staatsbürgerlichen  Pflichten^^  etc.  —  Derselb 
Grundsatz  findet  sich  schon  in  einigen  Verf.-Ürknnden  und  (besetzen  yo 
1848.  —  Ausftlhrlich  und  mit  ausdrücklicher  Bestimmung  der  Fälle,  i 
welchen  der  Unterthan  unter  Berufung  auf  seine  Religionsgmnds&tze  ein 
Zumuthung  der  politischen  Autorit&t  ablehnen  darf,  sprach  sich  ans 
Baden,  I.  Constitutionsedikt  y.  1807,  die  kirchl.  Staatsyer£  betr.  Nr.  1 
„ . . .  Niemand  kann  zur  Abwendung  irgend  einer  Staatsanforderung  eiii< 
UnvertrAglichkeit  derselben  mit  seinen  Religionsgrundsfttzen  anfUiren,  de 
nicht  mit  bestimmter  Beziehung  auf  solche  Religionsgnmdsfttsi 
seine  Duldung  erlangt  hat,  welcher  letztere  Fall  alsdann  yorhanden  ist 
wenn  Jemand  durch  öffentliches  Bekenntniss  zu  einer  schon  in 
Lande  yorhandenen  besonderen  Kirche  sich  hält,  oder  die  Sunmu 
seiner  yon  den  Landeskirchen  abweichenden  Grundsätze  urkund 
lieh  zu  den  Staatsakten  vor  der  Annahme  zum  Bürger,  oder  späterhin 
übergeben  und  der  Staat  darauf  hin  seine  Annahme  yerfOgt,  oder  sein  fe^ 
neres  Bleiben  yerwiUigt  hat"  —  Gr.  Hessen,  V.-Ü.  1820,  §.  22:  „Dei 
Vorwand  der  Gewissensfreiheit  darf  jedoch  nie  ein  Mittel  werden,  um  sich 
irgend  einer  nach  den  Gesetzen  obliegenden  Verbindlichkeit  zu  entziehen.^ 
—  Ebenso:  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.  29.  —  Eurhessea, 
V.-Ü.  1831,  §.  30.  „Jedoch  darf  die  Religion  nie  als  Vorwand  gebraucht 
werden,  um  sich  einer  gesetzlichen  Verbindlichkeit  zu  entziehen.'*  —  S.- 
Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.129  :  „Kein  Glaubensbekenntniss  entbindet  aber 
von  den  Pflichten  gegen  den  Staat  oder  die  Gemeinde  des  Wohnorts."  — 
Der  Wortfassung  der  R-V.  y.  1849,  §.  146  schliessen  sich  an:  Han- 
nover, Ges.  y.  5.  Sept  1848,  §.  6.  —  Schwarzburg-Sondershan- 
sen,  V.-ü.  1849,  §.  19.  -  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  34.  - 
Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  16.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  40.  —  MK 
der  Wortfassung  des  ünionsparlaments  stimmen  überein:  Preus- 
sen,  V.-ü.  1850,  §.  12.  —  Oldenburg,  revid.  V.-ü.  1852,  art.  33,  §.  2. 

")  R-V.  v.  1849,  §.  147.  —  Ebenso:  Schwarzburg-Sonders- 
hausen, V.-ü.  1849,  §.20.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-ü.  1850,  §.21.- 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  78,  §.  1.  —  Es  fehlte  hier  die 
Garantie  für  das  Kirchenvermögen  gegen  Einziehung  durch 
den  Staat,  welche  schon  die  Verfietssungsurkunden  vor  1848  regehnftssig 
enthielten.  Vergl.  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  IV,  §.  9  a  linea  4  — 
Baden,  V.-ü.  1818,  §.  20.  -  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  70.  -  Gr. 
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»deren  Vorrechte  durch  den  Staat;  es  bestehet  fernerhin 
kdne  Staatskirehe ^^.'^  Durch  Beschluss  des  Unionsparia- 
mcntg  (aasgefertigt  am  27.  April  1850)  wurde  jedoch  in  ver- 
stibidiger  Würdigung  der  geschichtlichen  Grundlagen  des  reli- 
gKeen  Lebens  in  Deutschland  und  in  Anerkennung  der  That- 
ttebe,  dass  die  christliche  ßeligion  die  des  deutschen  Volkes 
mt  Ausnahme  der  israelitischen  Staatsangehörigen  ist,  die  Be- 
slimniiing  eingereiht:  ,,Die  christliche  Religion  wird 
bei  denjenigen  Einrichtungen  des  Staates,  welche 


Hessen,  V.-U.  1820,  §.  43.  44.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1881,  §.  ÖO.  - 
Korhessen,  V.-ü.  1831,  §.  138.  —  S.  Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.156.  — 
Brannschweig,  n.  L.  0.  1832,  §.  216  n.  £  —  Das  ünionsparla- 
aent  besehloss  daher  folgende  Fassung:  Die  römisch-katholische 
oBd  die  evangelische  Kirche,  sowie  jede  andere  Religionsge- 
sell Schaft,  ordnet  und  verwaltet  ihre  Angelegenheiten  selbstst&ndig  und 
Ueibt  im  Besitz  und  Genuss  der  für  ihre  Gultus-,  Unterrichts-  und  Wohl- 
tUUi^mtazwecke  bestimmten  Anstalten,  Stiftungen  und  Fonds.''  Auch 
dieser  Satz  fiemd  sich  schon  in  der  preussischen  Y.-ü.  v.  31.  Jan.  1850, 
{.  15u  —  Die  gleiche  Garantie  des  Kirchenvermögens  sprechen  aus: 
Schwarzburg-Sondershausen,  Verf.-Ürk.  1849,  §.  20.  —  Anhalt- 
Bernburg,  V.-ü.  1850,  §.19,  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  80.— 
Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  42—43.  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862, 
$.  51  flg.  —  Die  speciellen  Bestimmungen  der  neueren  Verf.-Ürkunden  über 
die  Gewährung  oder  Beschränkung  der  Selbstständigkeit  der 
Eirchengewaltin  Bezug  auf  deren  Anordnungen,  Verkündigungen,  Dis- 
dpfinarverftgungen  u.  dgl.  s.  unten  in  der  Lehre  von  der  Kirchenhoheit,  §.  534  u.  f. 
«)  Ä.-V.  V.  1849,  §.  147  a  linea  2.  —  Ebenso  in  Anhalt-Bern- 
burg, V.-ü.  1850,  §.  20.  —  Im  berliner  Entwürfe  und  nach  dem  Be- 
seUasse  des  ünionsparlaments  fiel  der  erste  Theil  dieses  Satzes  aus, 
nd  wurde  nur  der  Nachsatz  beibehalten:  „Es  besteht  keine  Staats- 
kirche." Ebenso  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  74.  —  S.-Cobupg. 
Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  35:  „Keine  Beligionsgesellschaft  geniesst  vor  der 
anderen  Vorrechte  in  kirchlicher  Hinsicht;  vielmehr  gewährt  der  Staat 
aScD  gleichen  Schutz."  —  Die  übrigen  neueren  Ver&ssungsurkunden 
haben  den  Satz  wieder  hinweggelassen,  oder  er  ist  wieder  gestrichen 
worden,  z.  B.  in  Schwarzburg-Sondershausen,  Ges.  v.  28.  März 
1854,  §.  1,  und  mit  Recht,  da  man  wohl  einsah,  dass  die  deutschen  Staaten 
bei  ihren  Staatseinrichtungen  ebensowenig  die  Grundsätze  aller  vorhandenen 
oder  entstehenden  Sekten  berücksichtigen,  als  die  der  längst  reichs- 
grondgesetzlich  anerkannten  katholischen  und  evangelischen  Kirche  unbe- 
rücksichtigt lassen,  und  eben  so  wenig  alle  möglichen  Sekten  mit  Staats* 
■ititefai  in  ihrem  Gultus  unterstützen,  als  die  katholische  oder  evange- 
fisdie  Landeskirche  aus  blosser  Consequenzmacherei  ohne  Unterstützung 
ans  Staatsmitteln  lassen  könnten,  wo  solche  nöthig  ist. 
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mit  der  Religionsübung  im  Zusammenhange  stehen, 
unbeschadet  der  gewährleisteten  Religionsfreiheit,  zu  Grande 
gelegt *3)."  8)  „Neue  Religionsgesellschaften  dürfen  sich  bil- 
den; einer  Anerkennung  ihres  Bekenntnisses  durch  den  Staat 
bedarf  es  nicht  ^^).''  9)  „Niemand  soll  zu  einer  kirchlichen 
Handlung  oder  Feierlichkeit  gezwungen  werden  i^)."  10)  „Die 
Formel  des  Eides  soll  künftig  lauten:  So  wahr  mir  Gott 
helfe  ^«)."     11)  „Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  ist  nur 


*3)  Diese  Bestimmung  (Nr.  18  der  Beschlüsse  des  ünionsparlaments) 
ist  aus  der  preussischen  Verf.-Ürk.  v.  3l.  Januar  18Ö0  herQber  genom- 
men worden.  —  Ebenso  Wal  deck,  V.-ü.  1852,  §.  39.  —  Uebereinstimmte, 
jedoch  in  einer  sonderbaren  Fassung,  die  (aufgehobene)  Anhalt-Bern- 
burg.  V.-U.  1850,  §.  20  a  linea  2:  „Die  christliche  Religion  wird,  so 
lange  sie  die  Religion  der  grossen  Mehrzahl  der  Staats- 
angehörigen ist,  bei  religiös -bürgerlichen  Anordnungen  des  Staates  zu 
Grunde  gelegt.''  Es  wäre  doch  merkwürdig,  wenn  in  dem  Fürstenthume 
Anhalt -Bernburg  bereits  Anzeichen  vorgelegen  wären,  dass  die  christ- 
liche Religion  über  lang  oder  kurz  aufhören  werde,  die  der  Mehrzahl  der 
Staatsangehörigen  zu  seini 

")  R.-V.  V.  1849,  §.  147  a  ünea  3.  —  Ebenso:  Oldenburg,  revid. 
V.-ü.  1852,  §.  76.  —  Dagegen  i¥urde  dieser  Satz  gestrichen  in  der  V.-ü. 
von  Schwarzburg-Sondershausen,  durch  Ges.  v.  28.  März  1854, 
§.  1.  —  Die  Freiheit,  Religionsgeaellschaften  zu  gemeinsamer  Religions- 
übung ohne  Korporationsrecht  gerade  so  wie  andere  Vereine  zn 
bilden,  erkennen  an:  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  12.  —  Waldeck,  V.-ü. 
1852,  §.  40  a  linea  2.  —  Anhalt-Bernburg.  V.-ü.  1850,  §,  18:  „(so- 
ferne)  Gesetze  nicht  entgegen  stehen.'*  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü. 
1852,  §.33:  „. . .  Die  Freiheit  der  Vereinigung  zn  Religionsgesellschaften, 
deren  Grundsätze  weder  den  Strafgesetzen  noch  der  Sitt- 
lichkeit zuwider  laufen. .  .wird  gewährleistet"  —  Korporations- 
rechte können  nach  den  neueren  Ver&ssungsurkunden  den  Religions- 
gesellschaften, die  sie  nicht  bereits  haben,  meistens  nur  durch  Gesetze 
verliehen  werden.  ~  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  13.  —  Anhalt-Bern- 
burg, V.-ü.  1850,  §.  18.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  4l. 

«)  R.-V.  V.  1849,  §.  148.  —  Ebenso:  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1862, 
art.  35  pr.  —  Zusatz  im  berliner  Entwürfe  »von  Staatswegen.'^— 
Ausdrücklich  gestrichen  wurde  dieser  Satz  aus  der  V.-ü.  von  Schwarz- 
burg-Sondershausen  V.  1849,  §.  21,  durch  Gesetz  v.  2.  Aug.  1852, 
§.  6.  —  Die  übrigen  noch  geltenden  Verf.-Ürkunden  seit  1852  hatten  die- 
sen selbstverständlichen  Satz  überhaupt  nicht  aui^enommen. 

M)  R..V.  V.  1849,  §.  149.  —  Die  ünzweckmässigkeit,  die  Eidesformel 
ohne  alle  Rücksicht  auf  confessionelle  Religionsbegriffe  festsetzen  zu  wollen, 
wurde  von  dem  Union  spar lamente  zu  Erfurt  richtig  erkannt  und  da- 
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von  der  VoüziefaaDg  des  Ciyilaktes  abhängig;  die  kirehUche 
Tnmmg  kun  nur  nach  der  VoUziehnng  des  Givilaktes  statt- 
indoii^/'  12)  ,,Die  Beligionsverschiedenheit  ist  kein  bllrger- 
lidies  Ehefaindemiss  ^^y  13)  ,,Die  Standesbflcher  werden  von 
des  bllrgeilidien  Behörden  gefiOirt  ^^y 

Im  Artikel  VI.  erseheint  als  leitender  Grandsatz:  „Die 


her  der  S  tri  eh  dieses  Satses  beschlossen.  Die  nenen  Y  erf .  -  ürlranden 
ktbcB  diesen  Satz  aberhaapt  entweder  gar  nicht  aa%enonunen,  oder  sie 
hiba  dabei  w^gen  der  Zusätze  zu  dieser  Formel  und  der  Feierlichkeiten 
auf  die  Laadesgesetzgebnng  verwiesen ,  wie  Oldenburg,  rer.  V.-U.  1862, 
ait  37.  In  Schwarzbnrg-Sondershausen  wurde  durch  Gesetz  Tom 
S8L  Miiz  1854  diese  Formel  als  Yerfassungsgesetz  (Y.-ü.  1849,9.22) 
n%eboben,  jedoch  bis  auf  Weiteres  als  Specialgesetz  in  Kraft  be- 


<^)  R-Y.  ▼.  1849,  §.  150.  —  Ebenso  in  Schwarzburg-Sonders- 
bansen, Y.-ü.  1849,  §.  23;  aber  gestrichen  durch  Gesetz  v.  2.  Aug.  1852, 
{.6.  ~  Der  berliner  Entwurf  hatte  diesen  Satz  beibebalten.  Bas 
ünionsparlament  in  Erfurt  setzte  aber  an  dessen  Stelle:  „Far  jede 
gesetzlich  zulässige  Ehe  hat  das  Gesetz  eine  gUltige  Form 
ier  Eingehung  zu  gew&hren."  —  üebereinstimmt  hiermit:  Olden- 
fcspg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  33,  §.  3.  —  Preussen,  Y.-ü.  1850,  §.  19: 
JSvt  EmfUirung  der  Cirilehe  örfolgt  nach  Massgabe  eines  besonderen 
Gesetzes,  ?ras  auch  die  Führung  der  Cirilstandesregister  regelt."  —  An- 
kalt-Bernbnrg,  Y.-ü.  1850,  §.  23:  „Die  bürgerliche  Gültigkeit  der 
Bieist  Ton  der  Yollziehung  entweder  der  kirchlichen  Trauung,  oder 
des  Ciyilaktes  abhängig."  —  Waldeck,  Y.-U.  1852,  f.  40  a  linea  5: 
Jbwiefeni  bei  Religionsyerschiedenheit  eine  bürgerliche  Ehe 
stattfinden  kann,  soll  durch  das  Gesetz  bestimmt  werden." 

«)  R-V.  y.  1849,  §.  150  a  linea  2.  —  Ebenso  in  Schwarzburg-- 
Sondershausen,  Y.-ü.  1849,  §.  23  a  linea 2.—  Anhalt-Bernburg, 
V.-ü.  1880,  §.  23.  —  Oldenburg,  rey.  V.-ü.  1852,  art.  33,  §.  3.  —  S.- 
Coburg-Gotha,  Y.-ü.  1852,  §.  36 

**)  B.-Y.  V.  1849,  §.  151.  —  Die  gleichlautende  Bestimmung  in  der 
V.-U.  von  Schwarzburg-Sondershausen,  1849,  §.  24  wurde  durch 
toeä  y.  2.  Aug.  1852,  §.  6  aufgehoben.  —  Das  ünionsparlament  in 
Erinrt  beschloss,  diesen  Satz  zu  streichen.  Auch  ist  es  unverkennbar  ganz 
uzweekmäsaig,  eine  Sache,  die  rein  der  lokalen  Organisation  angehört,  durch 
ein  allgemeines  YerfiisBungsgesetz  bestimmen  zu  wollen.  Yergl.  Preussen^ 
V.;ü.  1860,  |.  19  (siehe  Note  17).  —  Anhalt-Bernburg,  Y.-ü.  1850, 
i  23  a  linea  3:  „Die  Beamten  zur  Führung  der  Standesbücher  werden 
^m  Staate  bestellt"  —  Hiemach  kann  der  Staat  auch  die  Ortsgeistlichen 
■üt  der  Flüirung  der  Standesbücher  beauftragen,  welche  Einrichtung  in 
Baden  seit  der  Einführung  des  Landrechts  (1809)  besteht. 
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Wissenschaft  und  ihre  Lehre  ist  frei*«)."  Hier«! 
reihen  sich  die  Bestimmungen:  1)  „Das  Unterrichts-  und  Er- 
ziehungswesen steht  unter  der  Oberaufsicht  des  Staates  und 
ist,  abgesehen  vom  Religionsunterrichte,  der  Beaufsichtigiing 
der  Geistlichkeit  als  solcher  enthoben  ^i)."  2)  „ünterrichtB- 
und  Erziehungsanstalten  zu  gründen^  zu  leiten  und  an  solchen 
Unterricht  zu  ertheilen,  steht  jedem  Deutschen  frei,  wenn  er 
seine  Befähigung  der  betrefifenden  Staatsbehörde  nachgewiesen 
hat  22)."     8)  „Der  häusliche  Unterricht  unterliegt   keiner  Be- 


M>  K-V.  V.  1849,  §.  152.  -  Ebenso  in  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  20. 

—  Anhalt-Bernburg,  V.-ü.  1850,  §.  24  fügt  bei:  „Die  Bestimiiiungen 
gegen  den  Missbrauch  dieser  Freiheit  enthält  das  ünterrichtsgesefcz."  — 
Aus  der  Verf.-U.  von  Schwarzburg-Sondershausen,  1849,  §.  25  ist 
dieser  Satz  durch  Gesetz  v.  2.  Aug.  1852,  §.  6  gestrichen  worden.  —  Die 
übrigen  noch  praktischen  Verf.  -  Urkunden  seit  1848  haben  diesen  Satz 
nicht  au^enommen. 

«4)  R-V.  V.  1849,  §.  153.  —  Ebenso  in  Schwarzburg-Sonders- 
hausen,  V.-ü.  1849,  §.  26.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-ü.  1850,   §.  25. 

—  Das  ünionsparlament  beschloss  dafür  (entsprechend  der  preussi- 
schen  Verf.-Ürkunde  1850,  §.  23)  zu  setzen:  „Das  Erziehungs-  und  ün- 
terrichtswesen  steht  unter  der  Oberaufsicht  des  Staates;  er  übt  sie  durch 
von  ihm  ernannte  Behörden  aus."  —  üebereinstimmen :  S.-Coburg- 
Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  37.  —  Oldenburg,  rev!  V.-ü.  1852,  art  82,  §.  1. 

—  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  20.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  24  (ftgt 
bei):  „Bei  der  Einrichtung  der  öffentlichen  Volksschulen  sind  die  confes- 
sionellen  Verhältnisse  möglichst  zu  berücksichtigen.  Den  religiösen  Unter- 
richt in  der  Volksschule  leiten  die  betreffenden  Keligionsgesellschaflen."  — 
Aehnlich  bestimmt  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  82,  §.  2:  „Die 
nothwendige  Verbindung  zwischen  Kirche  und  Schule  wird, 
unter  Berücksichtigung  der  confessionellen  Verhältnisse,  durch  das 
Gesetz  geregelt''  —  üebereinstimmt:  Wal  deck,  V.-ü.  1852,  §.  44;  ähn- 
lich Anhalt-Bernburg,  V.-ü.  1850,  §.  25  a  linea  2. 

«)  R.-V.  V.  1849,  §.  154.  —  Ebenso  Schwarzburg-Sondershau- 
sen, V.-ü.  1849,  §.  27.  —  Das  ünionsparlament  hatte  eine  der 
p  reu  SS.  V.-ü.  v.  1850,  §.  22  nachgebildete  Fassung  beschlossen:  „Un- 
terricht zu  ert heilen  und  Unterrichts-  und  Erziehungsanstalten  zu 
gründen  und  zu  leiten  steht  jedem  Deutschen  frei,  wenn  er  seine  Befähi- 
gung der  betreffenden  Staatsbehörde  nachgewiesen  hat.''  —  üebereinstünmt: 
Anhalt-Bernburg,  V.-ü.  1850,  §.26.  —  Preussen,  V.-ü.  1850, 
§.  22  setzt  bei:  „.  .  .  .  sittliche,  wissenschaftliche  und  tech- 
nische Beföhigung."  —   Ebenso   S.-Coburg-Gotha,  Verf.-Urk.  1852, 
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fekrinkmig^)/'  4)  ,;Für  die  Bildmig  der  deatschen  Jagend 
sol  durch  dffentiiche  Sehalen  überall  genügend  gesorgt  wer- 
den^."  5)  „Eltern  und  deren  Stellvertreter  dürfen  ihre  Kin- 
der oder  Pflegebefohlenen  nicht  ohne  den  Unterricht  lassen^ 
midier  fttr  die  unteren  Yolksschulen  vorgeschrieben  ist^).^' 
6)  jjDie  öffentlichen  Lehrer  haben  die  Rechte  der  Staatsdie- 
ocr^)."    7)  ,^er  Staat  stellt  unter  gesetzlich  geordneter  Be- 


«)  R-Y.  V.  1849,  §.  154  a  linea  2.  —  Ebenso:  Schwarzburg-Son- 
dershansen,  V.-ü.  1849,  §.  27.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-ü.  1850, 
§.  25.  -  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1862,  art  84.  —  S.-Coburg-Gotha, 
V.-ü.  1852,  §.  38.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  20  fügt  bei:  „. . .  vor- 
nagesetst,  dass  gegen  des  Lehrers  moralische  und  wissenschaftliche  Be- 
fthigung  kein  Bedenken  yorliegf 

«)  R-V.  V.  1849,  §.  155.  —  Ebenso:  Schwarzburg-Sonders- 
ktnsen,  V.-ü.  1849,  §.  28.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  21.  -  S.-Co- 
bnrg- Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  39.  -  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  19.  - 
Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  54. 

«)  K.-V.  V.  1849,  §.  155  a  linea  2.  —  Ebenso  Schwarzburg-Son- 
derahausen,  V.-ü.  1849,  §.  28.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  21.  — 
Aahalt-Bernburg,  V.-ü.  1860,  §.  26.  —  Oldenburg,  revid.  V.-ü. 
VSß,  art  84,  §.  2.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  39.  —  Reuss 
j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  19.  —  üebrigens  darf  nicht  Terkannt  werden,  dass 
noCoiiseh  in  keinem  europ&ischen  Staate  das  Volksschulwesen  so  gut  be- 
itdk  ist,  als  es  in  Deutschland  schön  Yor  1848  war. 

^  K-V.  T.  1849,  §.  156.  —  (Zusatz  des  ünionsparlaments:  „und 
Pflichten^*  der  Staatsdiener.)  —  üebereinstimmen:  Schwarzburg- 
Sondershausen,  V.-ü.  1849,  §.  29.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  23 
-Anhalt-Bernburg,  V.-ü.  1850,  §.  30.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü. 
1852,  art.  86.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  20.  —  So  gerecht  und  bülig 
es  ist,  dass  Yon  Staatswegen  dafür  Sorge  getragen  wird,  dass  die  öffent- 
lidien  Lehrer,  namentlich  die  Volksschullehrer  (welche  die  Reichs- 
TCr&BBiiBg  zunächst  im  Auge  hatte ,  indem  die  höheren  öffentlichen  Lehrer 
pösstentheÜB  schon  aberall  als  Staatsdiener  behandelt  wurden),  ein  gentt- 
fmdes  Diensteinkommen  und  im  Alter  und  Unglücksfällen  eine  entspre- 
Aende  Pension  erhalten,  so  ist  doch,  um  dies  herbeizuführen,  ihre  mas- 
senhafte und  grundgesetzliche  Erklärung  als  Staatsdiener  um 
80  wen^er  zu  billigen,  als  keine  andere  Klasse  öffentlicher  Diener  reichs- 
fnmdgesetzlich  als  Staatsdiener  erklärt  war,  und  insbesondere  die  Besol- 
dnog  de»  Lehrer,  namentlich  der  Volksschullehrer,  der  Staatskasse 
aOein  aoEzabOrden  (was  im  Begriffe  des  Staatsdieners  liegt),  kein 
Gnmd  Torhanden  ist  Daher  haben  einige  neuere  Verfassungsurkunden 
schon  hierbei  Modtficationen  eintreten  lassen.  So  erklärt  schon  Olden- 
burg, rer.  V.-ü.  1852,  art.  86  die  Volksschulen  als  Gemeindean- 
sttlten,  während   sie    Anhalt-Bernburg,   V.-ü.  1850,   §.  25,  als 
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theiliguDg  der  Gemeinden  aiu  der  Zahl  der  Geprüften  ^  Ubr 
rer  der  Volksschulen  an  2^."  8)  „Für  den  Unttfricht  in  Volk»- 
schulen  und  niederen  Gewerbeschulen  wird  kein  Schulgeld 
bezahlt  ^9)/'  9)  ^.Unbemittelten  soU  auf  allen  Öffentlichen  Un- 
terrichtsanstalten  freier  Unterricht  gewährt  werden  ^)/^  10)y,Es 


StaatsanBtalten  erkl&rte;  sehr  passend  behielt  S.- Coburg- Gotha, 
y.-ü.  1852,  §.  41,  einem  besonderen  Gesetze  vor,  die  Rechtsverhältnisse 
der  öffentlichen  Lehrer,  auf  welche  das  Staatsdienergesetz  keine  Anwendnng 
findet,  und  deren  rechtliche  Beziehung  zu  den  Gemeinden  zu  ordnen.  — 
Prenssen,  Y.-ü.  1860,  §.  25  legt  den  Gemeinden  auf,  die  Mittel  ftr  die 
Volksschule  aufzubringen;  nur  ergftnznngsweise  bei  nachgewiesenem  Un- 
vermögen  der  Gemeinde  tritt  der  Staat  ein.  —  Ebenso:  Oldenburg,  re?. 
V.-ü.  1862,  art.  86,  §.  2.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1862,  §.  42.  - 
Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1862,  §.  21. 

«0  R-V.  V.  1849,  §.  156  a  linea  2.  —  Ebenso:  Schwarzburg- 
Sondershausen,  V.-ü.  1849,  §.  29.  —  Preussen,  V.-ü.  1860,  §.24 
a  linea  3.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-ü.  1860,  §.  27.  —  Oldenburg, 
rev.  V.-ü.  1852,  art.  88.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  40.  -- 
Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  22. 

«)  R.-V.  v.  1849,  §.  157.  —  üebereinstimmt:  Preussen,  V.-ü.  1850, 
§.  25.  --  Der  gleiche  Satz  in  Schwarz burg-Sondershansen,  V.-ü. 
1849,  §.  30  wurde  durch  Ges.  v.  2.  Aug.  1852,  §.  7,  gestrichen.  —  Schon 
der  berliner  Entwurf  hatte  diesen  Satz  gestrichen,  und  mit  vollem 
Rechte,  da  durchaus  kein  Grund  vorhanden  ist,  warum  vermögliche 
Eltern  fdir  ihre  Kinder,  deren  Unterricht  eine  der  ersten  Eltempfiichten 
ist,  kein  Schulgeld  bezahlen,  und  die  Kosten  der  Erziehung  der  Kinder 
der  Vermöglichen,  durch  Freigebung  der  niederen  Schulen,  auf  die  Staats- 
oder Gemeindekasse,  mithin  auch  auf  die  ärmeren  und  kinderlosen 
Steuerpflichtigen  hinübergewSIzt  werden  sollen.  —  Die  übrigen  neueren 
noch  gültigen  Verfassungsurkunden  haben  den  §.  157  der  R.-V.  v.  1849 
Oberhaupt  nicht  angenommen.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  86, 
§.  1  erklärt  ausdrücklich  die  „Zahlung  eines  massigen  Schulgel- 
des'* för  zulässig. 

»)  R.-V.  V.  1849,  §.  157  a  linea  2.  -  Ebenso:  Schwarzbnrg -Son- 
dershausen, V.-ü.  1849.  §.  30  a  linea  2.   —   Schon   der   berliner 
Entwurf  setzte  dagegen  nur:    „unbemittelten  soll  in  allen  Volks* 
schulen   und   niederen   Gewerbschulen   freier  Unterricht    erthe 
werden."  —  Diese  Fassung  nahm  auf:  Anhalt-Bernburg,  V<-ü.  18 
§.  28,  mit  dem  Beifügen:    „so  wie  bei  besonderer  Befähigung  aud 
anf  höheren  Bildungsanstalten  des  Landes."  —  So  ist  es  auch  von  Alte 
her  in  den  deutschen  Staaten  gehalten  worden.  —  Die  übrigen  neuen  Ve 
fassungsurkunden  haben  diese  Bestimmung  der  R.-V.  v.  1849,  §.  157 
an  sich  überflüssig,  ebenfalls  nicht  aufgenommen. 
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Jedem  frei,  seinen  Bamf  zu  wählen  und  sich  für  densd- 
hm  anesnbildeny  wie  und  wo  er  wilP^)/^ 

§.  294. 

y)  Die  Grundrechte,  Artikel  VIT.  und  VIII.     Petitions- 

rwjht  und  Recht  der  Beschwerde.     Vereins-  und  Ver- 

sanmilungsrecht. 

im  Artikel  VII.  der  Grundrechte  vmrde  das  Recht  der 
Bitte  (Petitionsrecht)  und  der  Beschwerde  als  ein 
Gritndreeht  in  folgender  Weise  gewährt:'  1)  „Jeder  Deutsche 
hat  das  Recht,  sich  mit  Bitten  und  Beschwerden  schrift- 
lich an  die  Behörden,  an  die  Volksvertretungen  und  an  den 
Reichstag  zu  wenden^).''  2)  ^^Dieses  Recht  kann  sowohl  von 
Einseinen,  als  von  Korporationen  und  von  Mehreren  im 
Vcrane  ansgeflbt  werden ;  beim  Heere  und  in  der  Kriegsflotte 
jedoch  nur  in  der  Weise,  wie  es  die  Disciplinarvorschriften 
b^tnnmen^.^'  3)  „Eine  vorgängige  GenehmigUDg  der  Behör- 
den ist  nicht  nothwendig,  um  Beamte  wegen  ihrer  amtlichen 
Handlangen  gerichtlich  zu  verfolgen^).'' 

»)  R-T.  V.  1849,  §.  158.  ~  EbenBO:  Schwarzburg-Sonders- 
bamen,  V.-U.  1849,  §.  31.  -   Anhalt-Bernburg,  V.-ü.  1850,  §.  24. 

—  Die  übrigen  neuen  Yerfeissungsurkunden  haben  diesen  Satz  nicht  auf- 
genommen. 

<)  R-V.  V.  1849,  §.  159.  —  Die  Bestimmungen  der  deutschen  Ver- 
fassnngsnrkunden  über  das  Recht  der  Bitte  und  Beschwerde, 
sehe  oben  §.  283,  m.  Note  4  bis  7.  Vergl.  noch  Liechtenstin,  Y.-ü. 
W2,  §.  19,  20.  —  Auffallend  ist,  dass  die  Reichsverfassung  kein  Recht 
ler  Bitte  und  Beschwerde  bei  dem  Reichsoberhaupte  und  den 
Souverainen  der  Einzelstaaten  erwähnte,  die  doch  nicht  unter  dem 
AMdmck  „Behörde''  begriffen  werden  konnten. 

«)  R.-V.  V.  1849,  §.  159  a  linea  2.  —  (Die  Worte  „und  von  Mehreren 
in  Vereine"  waren  schon  im  berliner  Entwürfe  als  überflüssig  ausgefallen.) 

—  Preuasen,  V'.-ü.   1850,  §.  32.     „ Petitionen    unter  einem  6e- 

Bammtnamen  sind  nur  Korporationen  und  Behörden  gestattet/* 
Ebenso:  Anhalt-Bernburg,  V.-ü.  1850,  §.11.  —  8.-Coburg-Gotha, 
V.-Ü.  1862,  §.48.  -  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  18.  —  Nach  der  V.-ü. 
vm  Oldenburg,  1852,  art  47,  §.  2  haben  „Gemeinden  oder  sonstige 
vom  Staate  anerkannte  Genossenschaften"  das  Recht  der  Bitte 
isbA  Beschwerde  „durch  ihre  Vorsteher**  auszuüben. 

*)  R.-V.  T.  1849,  §.  160.  —  Einschaltung  des  ünionsparlaments: 
te  vorgesetzten  Dienstbehörde."  -  Ebenso:  Schwarzburg-Son- 
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lieber  das  Vereins-  nnd  Versammlungsrecht  wurde 
im  Artikel  Vni.  bestimmt:  1)  ,^Die  Dentschen  haben  du 
Recht,  sich  friedlich  nnd  ohne  Waffen  zu  versammeln,  ein^ 
besonderen  Erlanbniss  dazu  bedarf  es  nicht  ^)/^  2)  ,,Volks- 
Versammlungen  unter  freiem  Himmel  können  bei  dringen- 
der Gefahr  ftlr  die  öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit  verboten 
werden  ^)."  3)  „Die  Deutschen  haben  das  Recht,  Vereine  zu 
bilden.  Dieses  Recht  soll  durch  keine  vorbeugende  Mass- 
regel beschränkt  werden®)/'     4)  „Diese  Bestimmungen  finden 


dershausen,  V.-U.  1849,  §.  175.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  97.  - 
Anhalt-Bernburg,  V.-U.  la^,  §.  38.  —  Uebrigens  galt  dieser  Sati 
stets  als  gemeines  deutsches  Recht:  die  Bestimmung  der  R.-V.  t.  1849. 
§.  160  war  also  nur  gegen  die  Partikulargesetze  gerichtet,  welche  das  Ge- 
gentheil  angeordnet  hatten. 

«)  R.-V.  V.  1849,  §.  161.  —  Ebenso:  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852, 
art.  50,  §.  1.  —  S.-Coburg- Gotha,  V.-U.  1852,  §.  44.  —  Beschluss  des 
Unionsparlaments  Nr.  27:  „Diese  Bestimmung  bezieht  sich 
nicht  auf  Volksversammlungen  unter  freiem  HimmeL''  — 
Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  29.  „ADe  Preussen  sind  berechtigt,  sich  ohne 
Vorgang  ige  obrigkeitliche  Erlaubniss  friedlich  und  ohne  Waffen  in  ge- 
schlossenen Räumen  zu  versammeln.'^  —  Ebenso:  Anhalt-Bernbnrg, 
V.-U.  1850,  §.  9.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  Ges.  v.  2.  Aug. 
1852,  §.  7.  —  Nur  kurz  bestimmt  Hannover,  Gesetz  vom  5.  September 
1848,  §.  4:  „Es  soll  freies  Vereinigungs-  und  Versammlungsrecht  unter 
Beobachtung  der  Gesetze  stattfinden."  —  Ebenso:  Reuss  j.  L.,  V.-ü. 
1852,  §.  15.  —  Liechtenstein,  V.-U.  1862,  §.  18. 

8)  R.-V.  V.  1849,  §.  161  a  linea  2.  —  Ebenso:  Anhalt-Bernburg, 
V.-ü.  1850,  §.9.—  üebereinstimmt:  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1862,  art 50, 
§.  2;  ähnlich:  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  44  a  linea  2.  —  Nach 
dem  Beschlüsse  desünionsparlaments  Nr.  27  wurden  dagegen  „Volks- 
versammlungen unter  freiem  Himmel  in  Bezug  auf  vorgängige 
Erlaubniss  der  Verfügung  des  (Landes-)  Gesetzes  unterworfen."  — 
Ebenso  drückt  sich  aus:  Preussen,  V.-U.  1850,  §. 29  a  linea2.  —  Uebe^ 
einstimmt:  Schwarzburg-Söndershausen,  Ges.  v.  2.  Aug.  1852, 
§.8.  —  Von  den  Gesetzen  der  deutschen  Staaten  über  Vereine  und  Vei^ 
Sammlungen  wird  unten  (§.  468)  besonders  gehandelt 

8)  R.-V.  V.  1849,  §.  162.  —  Ebenso:  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1853, 
art.  51,  §.  1.  -~  Nach  Beschluss  des  Unionsparlaments  Nr.  28  soUtea 
das  Versammlungsrecht  und  das  Vereinsrecht  „zur  Wahrung  der 
.öffentlichen  Sicherheit  durch  das  Gesetz  geregelt  werden,  und 
politische  Vereine  Beschränkungen  und  vorübergehenden  Verboten  ia 
Wege  der  Gesetzgebung  unterworfen  werden  können.^*  Auch  dieser  Be- 
schluss war  der  p reuss.  V.-U.  1850,  §.  30  nachgebildet  Aehnlich: 
Schwarzburg-Sondershausen,  Ges.  v.  2.  Aug.  1852,  §.9.  —  Dassdie 
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iif  das  Heer  und  die  Kriegsflotte  Anwendung,  insoweit  die 
nBOiiiehen  DiBciplinarrorachrijften  nieht  entgegenstehen^." 

§.  295. 

(^  Die  Grundrechte,  Artikel  IX.     Freiheit  des  Eigen- 
thuins.     Gleichmässigkeit  der  Besteuerung. 

In  BezQg  auf  das  Eigenthnm  wurde  als  Grundsatz  im 
Artikel  IX.  der  Grundrechte  ausgesprochen:  ,,Das  Eigen- 
thnm ist  unverletzlich^)."  Hieran  reihen  sieh  folgende 
Bestmmangen:  1)  ^^Eine  Enteignung  kann  nur  aus  Rttck- 
nchten  des  gemeinen  Besten,  nur  auf  Gmud  eines  Ge- 
setzes, und  gegen  gerechte  Entschädigung  vorgenom- 
men w^en  ^)."     2)  „Das  geistige  Eigenthum  soll  durch  die 


Toone  „den  Strafgesetzen  nicht  zuwider  laufen^'  dürfen,  sagen 
«ladrflddich:  Preussen,  Y.-U.  1850,  §.  30.  —  Anhalt-Bernburg, 
F.-ü.  1860,  §.  10.  -  S.-Coburg.Ootha,  V.-U.  1852,  §.  46  fügt  noch 
«aterbei:  „oder  der  Sittlichkeit"  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852, 
(15.   ^.  .  .  (fkr  gesetzlich  erlaubte  Zwecke." 

0  B.-y.  T.  1849,  §.  168.  —  In  Bezug  auf  Militairpersonen  Qberein- 
idiiBend:  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  47. 

•)  R-V.  ▼.  1849,  §.  164-  —  Die  ttbereinstimmenden  Zusicherungen  der 
idigfceit  des  Eigenthums  in  den  Verf. -Urkunden  vor  1848,  siehe  oben 
f290,  Note  2.  —  Ebenso:  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü. 
1849,  |.  38.  ~  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  9.  -  Anhalt-Bernburg, 
y.-ü.  1850,  f  41.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  ia')2,  art.  60.  —  S.-Co- 
birg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  49.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  34.  — 
Mit  dieser  speci eilen  Anerkennung  der  Heiligkeit  des  Eigenthums 
ndw  IL-V.  V.  1849,  §.  164  stand  es  freilich  in  schneidendem  Ge- 
gensatze, wenn  eine  Reihe  von  Rechten,  welche  nach  dem  allge- 
neinen  deutschen  Rechte  bisher  immer  zu  den  wohlerworbenen 
ding  H  c  h  e  n  Vermögensrechten  (Re  algerechtigkeiten)  gezählt  worden 
«wöi,  in  den  folgenden  5§.  167—169  der  R.-V.  v.  1849  als  ohneEnt- 
lekädigung  aufgehoben  erklärt  wurden I  —  Die  Verf.-Ürkunde  von 
Beoss  j.  L.  1852  enthalt  die  beliebte  Formel:.  „Das  Eigenthum  ist  unver- 
ke&h"  nieht,  wohl  aber  den  Grundsatz,  auf  welchen  es  im  Wesen  an- 
konoit  (§.  9):  „Die  Freiheit  der  Personen  und  des  Eigenthums  ist  keiner 
Einschränkung  unterworfen,  als  welche  Gesetze  und  Rechte  be- 


s)  R-V.  ▼.  1849,  §.  164  a  linea  2.  —  Diese  Bestimmung,  die  sich 
dorehgefaends  schon  in  ähnlicher  Welse  in  den  Verf.-Ürkunden  vor  1848 
Met  ({.290,  Note  2),  findet  sich  auch  in  allen  V.-Ürkunden  seit  1848.  — 
la  der  Wortfiusong  stimmen  mit  der  R.-V.  v.  1849  ttberein:  Schwarz- 
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Beichsgesetzgebnng  geschützt  werden^)/'  3)  „Jeder  Grand- 
eigenthttmer  kann  seinen  Grundbesitz  unter  Lebenden 
und  von  Todeswegen  ganz  oder  tfaeilweise  veräussern. 
Den  Einzelstaaten  bleibt  überlassen;  die  Dnrchftibning  des 
Grundsatzes  der  Theilbarkeit  alles  Grundeigen- 
thums  durch  Uebergangsgesetze  zu  vermitteln^)/'    '^)  ^yFttr 


burg-Sondershausen,  V.-ü.  1849,  §.  38.  —  Anbalt-Bernbarg, 
V.-U.  1850,  §.  41.  —  Oldenburg,  re^  V.-ü.  1852,  art.  60,  §.  2.  - 
S.-Coburg. Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  49.  —  Die  preuss.  Verfassung  tot 
1850,  §.  9  schreibt  überdies:  „vorgängige,  in  dringenden  FäUen  we- 
nigstens vorläufig  festzustellende  Entschädigung"'  vor.  Ebenso  Renas 
j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  24.  —  Vorgängige  Entschädigung  hatten  von  den 
älteren  Verfassungsurkunden  schon  bestinunt:  Bayern,  V.-U.  1818,  TitIV, 
§.  8.  —  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  14.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819, 
§.  30.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  27.  —  Braunschweig,  n. 
L.-0.  1832,  §.  33.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  32,  fmit  dem  Beiftgoi: 
„üeber  Nothfälle,  in  denen  ausnahmsweise  nachfolgende  Entschädigung 
eintreten  soll,  wird  ein  besonderes  Gesetz  das  Nähere  bestimmen."  -* 
Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  14.  —  Sofortige  Ermittelung  und  GewÄh- 
rung  der  Entschädigung,  mit  ausdrücklicher  Anerkennung  der  Z  uständig- 
keit  desBechtsweges,  wenn  keine  Vereinbarung  über  die  Entschä- 
•  digungssumme  erfolgt,  schreiben  vor:  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  31.  — 
S.  Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  54.  —  Einfach  verweiset  auf  Gesetz  und 
Recht:  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  28.  • 

3)  R.-V.  v.  1849,  §.  164  a  linea  3.  —  Diesen  Schutz  des  geistigen 
Eigenthums  hatte  sich  schon  die  Bundesgesetzgebung  vor  1848  zur  Aufgabe 
gemacht;  siehe  unten  bei  der  Darstellung  der  Bundesgesetzgebung  über  den 
Nachdruck  u.  s.  w.  (siehe  unten  §.  454  u.  flg.).  —  Die  neueren  noch 
geltenden  Verf.-Ürkunden  seit  1848  haben  daher  diesen  Satz  der  Reichs- 
verfessung  meistens  nicht  aufgenommen.  Nur  S.-Ö ob urg- Gotha,  V.-ü. 
1852,  §.  49  besagt:  „Das  geistige  Eigenthum  soll  durch  Gesetze  geschfitst 
werden";  und  Anhalt-Bernburg,  V.-ü.  1850,  §.  42  besagt:  „Dm 
Eigenthumsrecht  an  Erzeugnissen  der  Literatur  und  Kunst  wird  jedem 
Autor  auf  Lebenszeit  und  30  Jahre  nach  seinem  Tode  dessen  Erben 
gewährleistet.  Nachdruck  und  alle  anderen  unrechtmässigen  Verfügungen 
sind  strafgesetzlich  zu  beurtheilen.^' 

*)  R.-V.  V.  1849,  §.  165.  —  Die  Redaktion  dieses  Satzes  ist  insoferne 
nicht  glücklich  gewesen,  als  juristisch  wohl  von  einer  Verfügung,  aber 
nicht  von  einer  Veräusserung  von  Todeswegen  die  Rede  sein  kann. 
Der  Grundsatz  der  Theilbarkeit  des  Grundeigenthums  und  der 
freien  Dispositionsbefugniss  des  Eigenthümers  unter  Lebenden  und 
von  Todeswegen  war  insoferne  schon  gemeinrechtlich  in  Deutscfa- 
land  geltend,  als  er  schon  im  römischen  Rechte  und  im  Code  NapoUoOf 
welcher  in  einigen  Ländern  gilt,  uneingeschränkt  anerkannt  ist    Wenn 
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ie  todt6  Hand  sind  Beschränkungen  des  Rechtes, 
Liegenschaften  zn  erwerben  und  über  sie  zn  ver- 
figen,  im  Wege  der  Gesetzgebung  ans  Grttnden  des  öffent- 
iAßü  Wohls  znlSssigV  5)  ,, Jeder  Unterthänigkeits- 
OBd  HOrigkeitsverband  hört  fflr  immer  auf »V  6) 
„Ohne  Entschädigung  sind  aufgehoben:  a)  die  Patri- 
monialgerichtsbarkeit ujad  die  grundherrliche  Poli- 


üaaageaaxtet  in  Tielen  Gegenden  DeutMÜdands  (so  z.  B.  auch  in  Baden, 
■nsachiet  der  Beoeption  und  Bearbeitung  des  Code  NapMon  als  Land- 
redt),  al^gesehen  von  den  besonders  aasgenommenen  Fideicommissen 
and  Ldmgfitem ,  für  gewisse  Güter  der  Grundsatz  der  Untheilbarkeit 
ofid  äst  Yererbung  nach  bestimmtem  Erbsysteme  beibehalten  worden  war, 
90  hat  dies  in  lokalen  CulturYerh&ltnissen  seinen  Grund,  welche 
obne  Schaden  f&r  die  Yolkswirthschaft  nicht  aufgegeben  werden  können, 
ins  soldien  R&cksichten  hat  man  sich  in  einigen  Staaten  in  neuester  Zeit 
ngar  gedrungen  gesehen,  die  bisher  in's  Unendliche  gestattete  Theilbarkeit 
ia  Grundstacke  einzuschränken,  und  gesetzlich  ein  Minimum  festzustellen. 
TaigL  Baden,  Ges.  vom  6.  April  1854,  Beg.-Bl.  Nr.  XX.  —  Die  Bestim- 
Bsiig  der  K-Y.  t.  1849,  §.  165  haben  von  den  noch  geltenden  neueren 
Teil-Üikunden  nur  aufgenommen:  Schwarzburg-Sondershausen, 
V.-C.  1849,  §.  39.  —  Preussen,  Y.-ü.  1860,  §.  42.  „Das  Recht  der 
fraen  Yerfilgnng  über  das  Grundeigenthum  unterliegt  keinen  anderen  Be- 
scbiinkungen,  als  denen  der  allgemeinen  Gesetzgebung.  Die  Theilbarkeit 
^  Grundeigenthums  und  die  Ablösbarkeit  der  Grundlasten  wird  gew&hr- 
kästet"^  —  Beschränkungen  des  Grundsatzes  der  Theilbarkeit  der 
(viuadstocke  und  des  freien  Yerftlgungsrechtes  darüber  unter  Lebenden 
ind  von  Todesw^l^n  durch  die  Landesgesetzgebung  behielten  vor:  Olden- 
burg, rev.  Y.-ü.  1852,  art  60.  —  S.-Coburg-Gotha,  Y.-U.  1862,  §.51. 

-  Kens 8  j.  L.,  Y.-U.  1852,  §.  24. 

*)  R-Y.  T.  1849,  §.  165  a  linea  2.  —  Diese  Bestimmung  ist  nur  über- 
gegaagen  in:  Schwarzburg-Sondershausen,  Y.-U.  1849,  §.  39.  — 
Preussen,  Y.-U.  1850,  §.  42  a  ünea  2.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852, 
Ä  60.  —  S.-Coburg-Gotha,  Y.-U.  1852,  §.  52.  —  Reuss  j.  L.,  Y.-ü. 
1852,  {.  24. 

<)  B.-Y.  T.  1849,  §.  166.  ~  Diese  Bestimmung,  die  ohnehin  nur  da 
Bedeutimg  haben  konnte,  wo  noch  ein  solcher  Unterthänigkeits- 
aod  HörigkeitSTerband  bestand,  fand  Aufiiahme  in  Anhalt-Bern- 
bnrg,  V.-ü.  1860,  §•  47.*  —  Oldenburg,  rev.  Y.-U.  1852,  ärt  63.  — 
Su-Cobarg-Gotha,  Y.-U.  1862,  §.  53.  -  Reuss  j.  L.,  Y.-U.  1852, 
J.  25.  —  Yon  den  älteren  Yerf.- Urkunden  erklärten  schon  die  Leib- 
eigenschaft ftr  aufgehoben:  Bayern,  Y.-U.  1818,  Tit.  lY,  §.  7,  mit 
Yerweianng  auf  das  Edikt  v.  3.  Aug.  1808.  —  Baden,  Y.-U.  1818,  §.  11. 

—  Wartemberg,  Y.-U.  1819,  §.  25.  —  Grossh.  Hessen,  Y.-U. 
IffiO,  $.  25. 
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zei  sammt  den  aus  diesen  Rechten  fiiessenden  Befagnissen, 
Exemtionen  und  Abgaben;  b)  die  aus  dem  gnts-  nnd  schätz- 
herrlichen  Verbände  fliessenden  persönlichen  Abgaboi 
nnd  Leistungen.  Mit  diesen  Rechten  fallen  anch  die  Gegen- 
leistungen und  Lasten  weg,  welche  dem  bisher  Berech- 
tigten dafür  oblagen^)/'  7)  ^^Alle  auf  Grund  und  Boden 
haftenden  Abgaben  und  Leistungen,  insbesondere  die  Zehn- 
ten, sind  ablösbar  ^y^:  ob  nur  auf  Antrag  des  Belasteten  oder 
auch  des  Berechtigten,  und  in  welcher  Weise,  blieb  der  €k- 
setzgebung  der  einzelnen  Staaten  überlassen.  8)  „Es  soll 
fortan  kein  Grundstück  mit  einer  unablösbaren  Abgabe 
oder  Leistung  belastet  werden®)."  9)  „Im  Grundeigen- 
thume  liegt  die    Berechtigung    zur  Jagd  auf  eignem 


7)  R.-V.  V.  1849,  §.  167.  —  üebereinstimmen :  Schwarzburg-Son- 
dershausen,  Y.-U.  1849,  §.  40;  jedoch  laut  Ges.  y.  28.  M&rz  1864,  §.  3 
mit  Beschränkung  auf  die  in  den  Gesetzen  vom  22.  und  29.  Jon!  1849 
ausdrücklich  als  ohne  Entschädigung  aufgehoben  erklärten  Leistungen.  ~ 
Preussen,  V.-ü.  1860,  §.  42  a  linea  3  u.  f.  —  Anhalt-Bernburg, 
V.-ü.  1860,  §.  31  a  linea  2  und  §.  47.  -  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1862, 
art  63,  §.  2.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1862,  §.  26.  —  Waldeck,  V.-ü. 
1862,  §.  36.  —  Vor  dem  J.  1848  hatte  man  überall  för  die  Abtretung  da 
Patrimonialgerichtsbarkeit  den  Berechtigten  Entschädigung  gfr* 
währt;  meistens  auch  für  die  Ablösung  der  aus  der  aufgehobenes 
Leibeigenschaft  herrührenden  Abgaben.  Vergl.  Baden,  Y.-ü. 
1818,  §.  11. 

•)  R.-V.  V.  1849,  §.  168.  —  Ebenso:  Schwarzburg-Sondershan- 
sen, V.-ü.  1849,  §.  41.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-ü.  1860,  §.  48.- 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  60,  §.  3.  4.  —  S.-Coburg-Gotha, 
V.-ü.  1862,  §.  66.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  36.  —  Liechtenstein, 
V.-ü.  1862,  §.16.  —  Die  Verfc-Ürkunden  von  Schwarzburg-Sonders- 
hausen  und  Walde ck  heben  dabei  besonders  hervor,  dass  diese  Begtini- 
mung  sich  nicht  auf  die  Grundsteuer  beziehe.  —  Alle  gutsherrlichen  nd 
sonstigen  Realrechte  hatte  schon  für  ablöslich  erklärt:  Braun  schweig 
n.  L.-O.  1832,  §.  36.  Ebenso:  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  41.  —  Die  Um- 
wandlung der  ungemessenen  Frohnen  in  gemessene,  und  die  Ablösbatkei 
der  gemessenen,  hatte  ebenfalls  schon  ausgesprochen:  Kurhessen,  V.-ü 
1831,  §.  33.  —  Auch  war  schon  vor  1848  in  mehreren  Staaten  dii 
Zehntablösung  beschlossen  oder  ausgeführt 

•)  R..V.  V.  1849,  §.  168  a  linea  2.  —  Ebenso:  Anhalt-Bernburg 
V.-ü.  1850,  §.  48.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1862,  art.  63,  §.  5.  - 
S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  56.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1858 
§.  24.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  36.  --  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  ^ 
a  linea  5.    „Bei  erblicher  üeberlassung  eines  Grundstückes  ist  nur  dk 
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Gnaid  mid  Boden.  Die  Jagdgerechtigkeit  auf  fremdem 
Grasd  und  Bodeo ,  Jagddienste,  Jagdfrohnden  and  andere 
UstsDgeD  für  Jagdzweeke  aind  ohne  Entschädigung  anfge^ 
hto^V  10)  „Nur  ablösbar  jedoch  ist  die  Jagdge- 
reehtigkeit^  welche  erweislich  durch  einen  lästigen,  mit 
dem  EägenäiQmer  des  belasteten  Qmndstttcks  abgeschlossenen 
Vertrag  erworben  ist;  über  die  Art  nnd  Weise  der  Ablösung 
kiben  die  Landesgesetzgebungen  das  Weitere  zu  bestimmen  ^^y^ 
11)  „Die  AuBlIbung  des  Jagdrechts  aus  Qrttnden  des 
Mendiehen  Wohles  und  der  Sittlichkeit  zu  ordnen,  bleibt  der 
Landesgesetzgebung  fiberlassen  ^^y^  12)  ,,Die  Jagdgerechtig- 
keit aof  fremdem  Grund  und  Boden  darf  in  Zukunft  nicht 
vieder  als  Grandgerechtigkeit  bestellt  werden  i^)/'  13)  ,,Die 
Famiüenfideicommisse   sind   aufzuhebend^)/'     Die 


t^tetngimg  eines  ▼ollen  EigenthuniB  xaltaig,  jedoch  kann  auch  hier 
eh  feiler  ablösbarer  Zins  vorbehalten  werden.'* 

*)  K-Y.  ▼.  1849,  §.  169  a  linea  1  u.  2.  —  üebereinstimmt :  Anhalt- 
Beraburg,  V.-ü.  1850,  §.  44.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1862,  art.  64, 
I  («mntinet  dasselbe  auch  in  Bezug  auf  die  Fischerei  in  fremden  Gewfts- 
I  •»).  -  Benss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  27.  —  Waldeck,  V.-U.  1862, 
i  i 57  -  Die  V.-ü.  von  S.-Coburg-Gotha,  1852,  §.54,  erkennet  die 
I  Bocditiginig  zur  Jagd  auf  eigenem  Grund  und  Boden  als  im  Grundeigen- 
1  tee  liegend  an ;  spricht  sich  aber  nicht  darüber  aus,  ob  der  bisher  Jagd- 
I  ^btigte  Entschädigung  erhalten  solL 

")&-?.  T.  1849,  §.  169,  a  linea  3.  —  Ebenso:  Anhalt-Bernburg, 

I  V.-Ü.  1850,  f.  44.  —  Reuss  j.  L.,  V..Ü.  1852,  §.  27.    Ebendaselbst  wird 

I  ^Fisehereigerechtigkeit  in  Bächen,  welche  in  fremdem  Privat- 

cisnthinne  sich  befinden ,  sammt  den  mit  einer  solchen  Gerechtigkeit  ver- 

^"Bdesea  Serntuten  flkr  ablösbar  erkl&rt 

*)  &-y.  Y.  1849,  §.  169  a  linea  4.  —  Ebenso  Anhalt-Bernburg, 
T.-ü.  1850,  §.  44.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  64,  §.  3.  -- 
i-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  54.  -  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852, 
ia.- Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  37. 

^)R.-Y.  V.  1849,  §.  169  a  linea  5.  —  Ebenso:  Schwarzburg-Son- 
'iershaasen,  V.-ü.  1849,  §.  42.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art. 64, 
li-8.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  54.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü. 
mj.27.  -  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  37. 

••)  B.-V.  V.  1849,  §.  170.  —  Ebenso:  Schwarzburg-Sonders- 
^men,  V.-ü.  1849,  §.  43.  -  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  40.  „Die 
Srrichtong  von  Leben  und  die  Stiftung  von  Familienfideicommissen  ist 
^'Bivgt  Die  bestehenden  Lehen  und  Familieniideicommisse  sollen 
^gesetzliche  Anordnung  in  freies  Eigenthum  umgestaltet  wer- 
^  Auf  Fsmilienstiftungen  finden  diese  Bestimmungen  keine  Anwendung.*' 


48  §.  295.  Gnmdrechte  des  deutschen  Volkes,  art.  DL 

Art  and  Bedingangen  der  Anfhebang  sollte  die  Gesetzgebimg 
der  einzelnen  Staaten  bestimmen,  lieber  die  Familienfidei* 
tommisse  der  regierenden  f&rstlicben  Hänser  blieben  die  Be- ' 
stimmnDgen  den  Landesgesetzgebnngen  Torbehalten.  14)  y,Äller 
Lehenyerband  ist  anfznheben^^V  Das  Nähere  Aber 
die  Art  nnd  Weise  der  AosfÜhrang  sollten  die  Gtesetzgebangen 
der  Einzelstaaten  anordnen.  15)  Da  der  Artikel  IX.  vorzugs- 
weise Yon  den  Rechtsverhältnissen  des  Grandeigenthams  han- 
delt, so  ist  es  auch  wohl  zweckmässig,  hier  sogleich  noch  eine 
andere,  die  Grundstücke  betreffende  Bestimmung  zu  erwähnen, 
obschon  diese,  in  der  Reichsverfassung  v.  28.  März  1849  erat 
in  dem  Artikel  XI.  der  Grundrechte  vorkommt,  nämlich: 
„Jedes  Grundstück  soll  einem  Gemeindeverbande 
angehören^^).''    Beschränkungen  wegen  Waldungen  nnd 


(Im  §.  41  worden  die  Thronlehen,  das  k.  Hans-  und  prinzliche  Fi- 
deicommisB,  die  ausserhalb  des  Staates  belegenen  Lehen  und  die 
ehemals  reichsunmittelbaren  Besitzungen  und  Fideiconunisse ,  soweit 
diese  durch  das  Bundesrecht  gewährleistet  sind  „zur  Zeit"  ansge- 
nommen.  Durch  Gesetz  v.  5.  Juni  1862,  art.  1,  wurden  diese  §.  40  und 
§.  41  der  V.-ü.  v.  1850  aufgehoben).  Mit  §.  40  der  preuss.  V.-ü. 
V.  1850  stimmt  überein:  Anhalt-BernbuTg,  V.-ü.  1850,  §.  49.  —  Daa 
Unionsparlament  beschloss  (Nr.  30.  seiner  Beschlösse)  diesen  Satx 
(Reichsverfassung  §.  170.)  ganz  zu  streichen.  Die  übrigen  neuen  Yeifits- 
sungen  ausser  den  eben  genannten  haben  denselben  auch  nicht  ange- 
nommen. —  Nur  adeligen  Personen  erlaubt  die  Errichtung  von  FamiUen- 
fideicommissen  auf  Grundvermögen :  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  V.  §.  4,  nr.  2. 

«)  R.-V.  V.  1849,  §.  171.  —  Ebenso:  Schwarzburg-Sonders- 
hausen, V.-ü.  1849,  §.  44.  —  Preussen,  Ges.  v.  5.  Juni  1852,  art.  2. 
„Die  Errichtung  von  Lehen  ist  untersagt  Der  in  Bezug  auf  die  vorhan- 
denen Lehen  noch  bestehende  Lehensverband  soll  durch  gesetzliche  Be- 
stimmung aufgehoben  werden,  (art  3.)  Die  Bestimmungen  des  art  2. 
finden  auf  Thronlehen  und  die  ausserhalb  des  Staates  liegenden  Lehen 
keine  Anwendung."  —  Schon  die  n.  L.-0.  von  Braunschweig,  1832, 
§.  37  hatte  die  Aufhebung  aller  Feudalrechte  eingeleitet:  „Alle  im  Um- 
fange des  Herzogthums  belegenen  Lehen  jeder  Art,  es  mögen  sol^ 
von  dem  Landesfürsten,  von  öffentlichen  Anstalten,  Korporationen  oder 
Privatpersonen  releviren,  unmittelbare  oder  Afterlehen  sein,  sind  der  Auf- 
hebung des  lehnsherrlichen  und  agnatischen  Lehnsverbandes  in  den  nodi 
gesetzlich  zu  bestimmenden  Verhältnissen  unterworfen."  Anhalt-Bern- 
burg, V.-ü.  1850,  §.49.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1862,  §.  29.  —  Waldeck, 
V.-ü.  1852,  §.  38.  —  S.-Coburg. Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  55  sagt  nnr: 
„Die  Errichtung  neuer  Lehen  ist  unstatthaft." 

«)  R.-V.  v.  1849,  §.  185.  —  Durch  Beschluss  des  ünionsparla- 
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Tbteneien  blieben  der  LandesgesetzgebiiDg  fiberlagsen. 
IS)  Sodum  enthält  der  Artikel  IX.  der  Grtmdreehte  noch 
die  Bestimmnngen :  „Die  Strafe  der  VermOgensconfis- 
Utioo  soll  nicht  stattfinden  >^V'  und  17)  die  Best euernng 
ioli  80  geordnet  werden,  dass  die  Beyorzn gang  einzelner 
Skiide  md  Gflter  in  Staat  and  Gemeinde  anfhörti»)/' 

§.  296. 

1)  Die  Grundrechte,  Artikel  X — ^XIV.   Unabhängigkeit 
der  Rechtspflege.    Grundlage  der  Genieindeverfassiing 
und  der  landständischen  Verfassung.    Schutz  im 
Auslande. 

Id  dem  Artikel  X.  der  Grandrechte  finden  sich  nicht 
BDr  die Zusicherangen  hinsichtlich  der  Unabhängigkeit  der 
techtspflege,   welche  aach    in   den  Verfassangsarkanden 


■CBtes  Nr.  38.  wurde  (in  höchst  unglacklicher  Fassang)  beigefügt:  „oder 
tite eigene  Gemeinde  (sicI)  bilden.*^  —  Die  Bestinunung  der  K-Y. 
MS5.  hatte  diu-  in  der  V.-U.  y.  Anhalt-Bernburg,  1860,  §.  54.  Auf- 
■bie  gefdnden,  und  besteht  aach  hier  nicht  mehr  in  praktischer  Gültigkeit. 

*')R.-V.  T.  1849,  §.  172.  —  Ebenso:  Schwarsburg-Sondershau- 
«n,V.-ü.  1849,  §.  45.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  10.  —  Anhalt- 
Bernbnrg,  V.-ü.  1850,  §.  14.  -  Oldenburg,  re?.  V.-ü.  1852.  §.44.  — 
8.-Cobnrg-Gotha,  V.-ü.  1852,  8-  50.  -  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852, 
^  IL  —  Von  den  älteren  Ver£-Ürk.  hatten  die  allgemeine  VermOgensoon- 
Sttttion  boeits  als  abgeschafft  erkl&rt:  Bayern,  V.-D.  1818,  Tit.  VIÜ, 
H-  Baden,  V.-Ü.  1818,  §.16.  —  Würtemberg,  V.-Ü.  1819.  §.98.— 
6n»lL  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  106.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.53.— 
iarheiien,  V.-ü.  1831,  §.  128.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832. 
(207. -.Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  29;  jetzt  auch  Liechtenstein» 
Y-ü.  1862,  §.  la 

*)R.-V.  T.  1849,  §.  173.  —  Ebenso:  Schwarzburg-Sonders- 
Uisen,  V.-ü.  1849,  §.  46.  —  Anhalt-Bernburg,  V.-ü.  1860,  §.  52.— 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  66,  §.  3.  4.  —  S.-Coburg-Gotha, 
V.-ü.  1852,  §.  58.  —  Beuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  28.  -  Waldeck. 
V'Ü.1852,  §.  83.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  101.  „In  Betreff  der 
Stcoeni  können  Bevorzugungen  nicht  eingeführt  werden.  Die  be- 
I^Bbeode  Steuergesetzgebung  wird  einer  Revision  unterworfen,  und  dabei 
j^  Bevoizngung  abgeschafft"  Vergl.  über  die  Anerkennung  des 
^ivdistseg  der  gleichen  Besteuerung  in  den  älteren  Verfassungsurkunden 
»d  ftber  die  im  Falle  der  Aufhebung  der  bisherigen  Steuerbefreiungen 
l^ifibiende  Entschädigung,  oben  §.  284,  Note  6  u.  7. 

ZSpfl.stutoreehL  6.  Aufl.  II.  4 
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vor  1848  als  Btaatsbttrgerliche  Rechte  (Rechte  der  Einzelnen 
eigentliche  Volk sr echte)  gegenUber  der  Staatsgewalt  anl 
geführt  zu  werden  pflegen,  sondern  auch  mehrfache  Bestin 
mnngen,  welche  den  Organismus  der  Rechtspflege  imd  di< 
staatsdienstliche  Stellung  der  richterlichen  Personen  von 
das  Verhältniss  der  Justiz  zur  Verwaltung  betreffen.  Voi 
diesen  wird  bei  der  Darstellung  der  Justizhoheit  gehandel 
werden.  Hier  sind  als  eigentliche  Volksrechte  nm 
folgende  Sätze  zu  erwähnen:  1)  >^e  richterliche  Grcwall 
wird  selbstständig  von  den  Gerichten  ausgeübt.  Kabinets- 
und  Ministerialjustiz  ist  unstatthaft ^^  2)  ,, Nie- 
mand darf  seinem  gesetzlichen  Richter  entzogen 
werden.     Ausnahmsgerichte   sollen    nie   stattfinden^).'^ 


*)  R.-V.  V.  1849,  §.  175.  —  Ebenso:  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852, 
art.  98,  §.  1.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1862,  §.  31.  —  Schwarzburg- 
Sondersbausen,  V.-U.  1849,  §.  165  a  linea  2.  „Die  Gerichte  sind 
innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Zuständigkeit  unabhängig  nnd 
nur  dem  Gesetze  unterworfen.  In  die  ihnen  vom  Gesetze  übertragenen 
Verrichtungen  darf  sich  kein  anderes  Organ  der  Staatsgewalt  mischen.'*  — 
Uebereinstimmt:  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  34.  —  Prenssen,  V.-U. 
1850,, §.  86.  -—  „Die  richterliche  Gewalt  wird  .  .  .  durch  unabhängige, 
keiner  anderen  Autorität  als  der  des  Gesetzes  unterworfene 
Gerichte  ausgeübt*'  —  Anhalt-Bernburg,  V.-ü.  1850,  §.  33.  „Die 
Gerichte  sind  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  völlig  unabhängig.... 
Kabinets-  und  Ministerialjustiz  darf  nicht  geübt  werden.**  —  S.- Co  barg- 
Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  135.  „Die Richter  sind  unabhängig  und  keiner 
anderen  Autorität,  als  der  des  Gesetzes  unterworfen.  Eabinets- 
justiz  ist  unstatthaft**  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  74.  „Die  richter- 
liche Gewalt  wird  .  .  .  durch  unabhängige  Gerichte  ausgeübt,  welche 
keiner  anderen  Autorität,  als  der  der  verfassungsmässigen  Gesetze 
unterworfen  sind,  vorbehaltlich  jedoch  ihres  dienstlichen  Subordinations- 
verhältnisses gegen  ihre  vorgesetzten  Behörden.**  —  Die  Bestiimnnngen 
der  Verf.-Ürkunden  vor  1848  über  die  Unabhängigkeit  der  Gherichte: 
siehe  oben  §.  290,  Note  3.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1881,  §.  128. 

«)  R.-V.  V.  1849,  §.  175  a  linea  2.  —  Ebenso:  Schwarzburg-Son- 
dershausen, V.-ü.  1849,  §.  170.  —  Prenssen,  V.-ü.  1860,  §.  7  (fligt 
bei:  „und  ausserordentliche  Commissionen**).  —  Anhalt-Bern- 
burg,  V.-ü.  1860,  §.  7.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  38,  5.2.— 
S.-Coburg. Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  31.  —  Benss  j.  L.,  V.-ü.  1868, 
§.  81.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  75.  -  Kurhessen,  V.-ü.  1831, 
§.  113:  „Niemand  kann  an  der  Betretung  und  Verfolgung  des  Rechts- 
weges vor  den  Landesgerichten  gehindert  werden.**  §.  114:  „Niemand 
darf  seinem  gesetzlichen  Richter,  sei  e9  in  büi^gerlichen  oder  peinlidien 
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S)  „Eb  boH  keinen  privilegirten  Oerichtsstand  der 
Fenonen  oderOttter  gebend'  4)  „Die  Miliftairgerichts- 
barkeit  ist  auf  die  Abmiheilmig  militairischer  Ver- 
bredben  mid  Veigeben,  sowie  der  Militairdisciplinarver- 
gehen  beseluAnkt,  Torbehaltlich  der  Bestimmung«!  fttr  den 
Kri^azostandV  &)  .»Rechtskräftige  Urtheile  dent- 
seher  Gerichte  sind  in  allen  dentsehen  Ländern  gleich 
wirksam  nnd  Tollziehbar^)/' 

Der  Artikel  XI.  der  Grundrechte  stellte  di^enigen  Sätse 
anf^  wdehe  den  Verfassungen  der  Gemeinden  znr  all- 
gemeinen Grundlage  dienen  sollen^):  Ton  diesen  ist  daher 


FlUen,  entzogen  werden,  es  sei  denn  auf  dem  regelm&Bsigen 
Wege  nach  den  Ornnds&tcen  des  bestehenden  Rechtes 
durch  das  jiast&ndige  obere  Geriebt"  (Es  besiebt  sieb  dies  aof 
dsft  sogenannte  forum  conüneniiae  cau^arum;  siebe  Linde,  Lebrb.  des 
Gb.-Proc  S-  100).  Die  betr.  Bestinunangen  der  Yeif-Urlninden  vor  1848 
nehe  oben  $.  290,  Note  4.  —  Gesetzliche  Aosnabmen  besteben  in  den 
■eisten  Stuten  flir  die  FftUe  des  Anfrobrs,  wo  die  YerkOndigong  des 
Standrechtes  n6tbig  wird. 

*)  R.-y.  ▼.  1849,  §.  176.  —  Ebenso:  Schwarsburg-Sondersban- 
sen,  y.-U.  1849,  $.  171.  -^  Anhalt-Bernbnrg,  Y.-U.  1860,  $.  32.  — 
Oldenbarg,  rer.  V.-U.  1852,  art  95,  J.  1.  —  8.-Cobarg-Gotba, 
Y.-ü.  18öß,  f  138.  —  Beuss  j.  L.,  Y.-ü.  1852,  §.  32.  —  Waldeck, 
Y.-ü.  18512,  $.  76.  —  In  Bayern  wurde  dnrcb  Ges.  t.  4.  Joni  1848,  die 
Grundlagen  der  Gesetzgebung  aber  die  Grericbtsoiganisation  betr.,  der  privi- 
kglite  Gerichtsstand  der  Standesberren,  erblieben  Beichsrftftbe,  Adeligen, 
GfliatBdften,  der  höberen  Staatsbeamten  und  des  Fiskos  aufgehoben;  jedoch 
ist  dies  noch  nicht  (wenigstens  nicbt  ▼oUst&ndig)  cum  YoUsuge  gelrommen. 
Siehe  K.  Brater,  die  Y.-U.  des  K.  Bayern  und  die  Yeil-Edikte  in  ihrem 
fegeBwirtigen  Zustande.  2.  Aufl.  1855,  S.  19.  —  In  Baden  wunien  alle 
befreiten  Gericbtsstiade  aui^eboben  durcb  Ges.  ▼.  15.  Febr.  1851  (Reg.- 
BL  Xm).  Biebe  oben  {.  267. 

«)  E.-Y.  T.  1849,  i.  176  a  linea  2.  —  Dieser  SaU  bestehet  dermalen 
in  kidner  noch  geltenden  Yerf.-Urkunde  in  praktischer  Wirksamkeit,  —  In 
Strafsachen  flberbaupt  (nicbt  bks  in  militairiscben)  und  in  Mili- 
tairdiseipiinarTergehen  ist  die  Militairgericbtsbarkeit  sugelassen  in 
Oldenburg,  lev.  Y.-ü.  1852,  art  95,  {.  2;  und  Beuss  j.  L.,  Y.-U.  1852, 
^  BS.  —  Die  tiingen  Yer&ssungsurkunden  ?erweisen  auf  die  Landesgesets- 
gdmngea,  wekbe  regebnAssig  die  Militaiigerichtsbarkeit  in  noch  viel  wei« 
tenm  ümtege  anlassen. 

<)  &-Y.  T.  1849,  i.  188.  —  YeigL  oben  §.  292,  Note  4. 

•)  B.-Y.  T.  1849,  {.  184.  185.  —  Yon  diesem  i.  185  der  IL-Y.  t.  1849 
'  kk  flcfaon  Uer  oben  im  $.  295  unter  Nr.  15  gehaadelt  worden. 
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bei  Darstellung  der  staatsrechtliehen  Verhältnisse  der  Gtemdn- 
den  zu  handeln. 

Im •  Artikel  Xu.  wurden  die  Rechte  aufgezählt,  welehe 
in  jedem  deutschen  Lande  der  LandesyertretUng  einge- 
räumt werden  sollen^).  Diese  werden  bei  der  Darstellung  da* 
landständischen  Einrichtungen  Erwähnung  finden. 

Der  Artikel  Xni.  gewährleistete  den  nicht  deutseh 
redenden  Volksstämmen  in  Deutschland  ihre  volksthttmliche 
Entwickelung  ^). 

In  dem  Artikel  XIV.  findet  sich  zum  Schlüsse  noch 
eine  Bestimmung,  welche  in  einem  Systeme  der  Volks* 
rechte  eine  Stelle  finden  kann,  nämlich:  „Jeder  deutsche 
Staatsbürger  in  der  Fremde  steht  unter  dem  Schutze 
des  Reiches"^). 

§.  297. 

Das  Landesindigenat^). 

1)  Erwerbung  des  Landesindigenats. 

I.  Das  Landesindigenat  (Eingebornenrecht, 
Staatsangehörigkeit,  auch  sog.  Heimathsrecht,  Woh- 
nungsrecht im  weiteren  Sinne),  welches  allenthalben  die 
unerlässliche  Vorbedingung  für  die  Ausübung  politischer  Kechte 


7)  R.-V.  V.  1849,  §.  186.  187. 

«)  R.-V.  V.  1849,  §.  188.  „Den  nicht  deutsch  redenden  Volksstämmen 
Deutschlands  ist  ihre  volksthümliche  Entwickelung  gewährleistet, 
namentlich  die  Gleichberechtigung  ihrer  Sprachen,  soweit  deren  Ge- 
biete reichen,  in  dem  Eirchenwesen,  dem  Unterrichte,  der  inneren  Verwal- 
tung und  der  Rechtspflege."  Dieser  Satz  wurde  durch  Beschluss  des 
Unionsparlamentes  Nr.  35  gestrichen,  da  er  bei  dem  Ausschlüsse 
Oesterreichs,  beziehungsweise  Böhmens,  von  der  Union,  keine  praktische 
Bedeutung  f&r  dieselbe  haben  konnte. 

9)  R.-R.  V.  1849,  §.  189.  —  Diesen  Schutz  gewährt  auch  die  Bundes- 
versammlung den  Angehörigen  der  deutschen  Bundesstaaten,  wenn 
gleich  das  Recht  hierauf  nicht  fi^rmlich  als  ein  Yolksrecht  in  den  Bandes- 
grundgesetzen bezeichnet  oder  garantirt  worden  ist.  Yergl.  die  proy. 
Gompetenzbestimmung  v.  12.  Juni  1817;  siehe  oben  §.  147,  L  D.  — 

*)  Am  vollständigsten  sind  hierüber:  Baden,  VI.  Gon8tit-£dikt ,  die 
Grundverfiusung  der  verschiedenen  Stände  des  Grossherzogthums  betr.  vom 
4.  Juni  1808.  —  Badisches  Landrecht  {Code  Napoleon).  arL  7  u.  f.  — 
Bayern,  Edikt  Aber  das  Indigenat  als  Beil.  I.  zur  Y.-U.  v.  1818  (mit  den 
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(Im Staats bfirgerreehtes)  ist,  wird  regelmässig,  wie 
sehoD  dieses  Wort  andeutet ,  darch  Gebart  Ton  Ehern  er 
mrbai,  welche  snr  Zeit  der  Geburt  des  Kindes  Angehörige 
do  Staates  waren,  ohne  Unterschied  ob  die  Gebort  im  Lande 
oder  ausserhalb    desselben    stattfand^).     Uneheliche    Kinder 

I  folgen  in  dieser  Beziehnng  der  Mntter'). 

II.  Ansserordentlicher  Weise  wird  das  Indigen')it  er- 

i  wwben  durch  Naturalisation,  d.  h.  durch  landesherrliche 
Verieihtmg^).  Diese  ist  ihrem  juristischen  Charakter  nach 
QiGhts  anderes ,  als  ein  urkundlich  ertheiltes  Privilegium, 
weUies  yermittelst  einer  Fiktion  die  Rechtswirkungen  der  Qe- 
iuBt  Yon  eingeborenen  Eltern  auf  den  Ausländer  überträgt^). 


^ez«i  Abändenmgen  bei  Brater,  V.-ü.  desK. Bayern,  Nördling.  1865, 
S.  43  TL  f. 

«)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  IV,  §.  1.  Edikt  1818,  §.  2.  —  Baden, 
Ijidr.  a.  10.  (siehe  Note  3).  —  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  20.  —  Das 
kadische  Landr.  (Code  Nap,)  art.  9  erlaubt  sogar  dei^jenigen,  der  im 
Unde  ?on  einer  Fremden  geboren  ist,  innerhalb  eines  Jahres  nach  seiner 
Voiljlhrigkeit  die  Eigenschaft  eines  Inl&nders  in  Ansprach  zu  nehmen: 
etaiso  art.  10  a  linea  2  dengenigen ,  dessen  Täter  die  rechtliche  Eigen- 
sdüft  ab  Inlander  verloren  hatte;  doch  muss  in  beiden  F&llen  derselbe, 
nun  er  sich  in  einem  fremden  Lande  befindet,  das  Versprechen  geben, 
Säuen  Wohnsitz  im  Lande  aufzuschlagen  und  sich  in  Jahresfrist  nach  ge- 
Turnern  Versprechen  wirklich  dort  niederlassen. 

^Ebenso:  Bayern,  Edikt  1818,  §.  2.  —  Würtemberg,  V.-ü, 
1^9,  i  19.  -  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  13.  —  B.-Meiningen, 
V.-C.  1829,  §.  6.  —  S.. Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.41  a).  —  S.-Coburg- 
Gotka,  V.-ü.  1852,  §.  25.  —  Baden,  VL  Constit-Edikt  1808,  J.  8  b) 
^  nnr  dem  von  einer  Staatsbürgerin  im  Lande  geborenen  Kinde  die 
£3geiucfaaft  als  Staatsbürger  bei ;  dagegen  aber  auch  dem  im  Lande  ge- 
JÄTenen  Kinde  einer  „Staatsangehörigen  Fremden  (d.  h.  die  Schutz- 
S^Bossen-  oder  Einsassenrecht  hat),  wenn  es  nicht  anderswo  ein  angeborenes 
^taatebflrgerrecht  hat  —  Dies  ist  ge&ndert  durch  bad.  Landr  art.  10. 
^edes  Kind,  das  in  einem  fremden  Lande  von  einem  hiesigen  Inl&nder 
S^^nren  wird,  ist  Inländer.'* 

«)  Baden,  VI.  Const-Edikt  1808  §. 8 c).  —  Bayern,  Edikt  1818,  §.  3. 
•J^oreb  em  besonderes  nach  erfolgter  Vernehmung  des  Staatsraths 
«Sfcfertigtes  k.  Dekret"  Gleichgestellt  ist  ebendas.  „Wenn  Fremde  in 
<las  Königreich  einwandern,  sich  darin  ansässig  machen  und  die  Ent- 
^"■rang  ans  dem  fremden  persönlichen  Unterthanenverbande  beigebracht 
^a*Kn."- Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  19.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü. 
100,1.13. 

*)  Baden,  VI.  Const-Edikt  1808,  §.  8  c)  „Einsngsbrief,  diploma 


54  §•  297.  Enrerbnng  des  Landesindigenats. 

ni.  Eine  solche  Verleihmig  des  Indigenates  ist  auch  in 
der  Bernfang  eines  Ausländers  in  den  wirklichen  Staats* 
dienst^)  und  in  der  Verstattung  der  Verheirathung  einer 
Fremden  mit  einem  Inländer'')  immer  stillschweigend  enthalten. 

IV.  Ohne  ein  ausdrückliches  Glesetz  kann  weder  der  lang^ 
jährige  Aufenthalt  eines  Fremden  in  dem  Staatsgebiete ,  noch 
die  ausdrückliche  Wahl  eines  Domicils  in  demselben ,  noch 
auch  die  Ansässigmachung  in  einer  Gemeinde  den  Erwerb  des 
Indigenates  begründen^). 

V.  Ist  aber  ein  Indigenat  durch  Naturalisation,  oder  auf 
eine  andere  durch  ein  positives  Gesetz  verstattete  Weise  einr 
mal  erworben,  so  muss  man  demselben  im  Zweifel  sofort  anch 
alle  Rechtswirkungen  eines  durch  Grcburt  begründeten  Staats- 
bürgerrechtes beilegen,  wenn  nicht  ein  specielles  Gesetz  etwas 
Anderes  vorschreibt®). 


indigenatus^^  —  Mitunter  wird  verlangt,  dass  der  Anfzonehmende  von  einer 
G-emeinde  die  vorläufige  Zusicherung  der  Anfioahme  erhalten  habe. 
So  z.  B.  Würtemberg,  Y.-U.  1819,  §.  19.  —  Die  Aufiiahme  in  einer 
Gemeinde,  und  die  Verleihung  eines  Rittergutes  nennt  als  selbstständige 
GrOnde  der.  Erwerbung  des  Indigenats:  S.- Alten  bürg,  V.-U.  1831,  §.41 
d.  e).    Vergl.  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  25  c). 

«)  Baden,  VI.  Const-Edikt  1808,  §.  8  c).  —  Bayern,  Edikt  1818, 
§.  5;  Ges.  t.  15.  Aug.  1828:  „st&ndige  Anstellung."  —  Würtem- 
b.erg,  V.-ü.  1819,  §.  19.  -  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  13.  — 
S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  41  c).  —  S.-Cobnrg-Gotha,  V.-ü. 
1852,  §.  25  d). 

')  Baden  VI.  Const-Edikt  1808,  §.  8  b).  -  Bayern,  Edikt  1818. 
§.  8  a).  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  13.  -  S.-Altenburg, 
V.-ü.  1831,  §.  41  b).  -  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  25  b). 

^)  Baden,  VI.  Const-Edikt  1818,  §.  8  d)  erklärte  das  Eingebomen- 
rechtiür  erworben  durchzehnjährigen  ehrlichen  Aufenthalt,  wenn 
der  Betreffende  unterdessen  sein  auswärtiges  Bürgerrecht  versäumt  oder 
verloren,  und  sich  der  Staat  bisher  nicht  um  die  Beibehaltung  desselben 
bekümmert  hat  Diese  Ersitzung  des  Indigenats  wurde  aufgehoben  durch 
Ges.  V.  17.  März  1854,  Reg.-Bl.  IX.—  S.- Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.6. 
„In  wie  ferne  blos  zehnjähriger  Aufenthalt  den  Fremden  ünterthanen- 
rechte  gebe,  hängt  bis  zur  Erlassung  eines  allgemeinen  Gesetzes  von  den 
bestehenden  Verordnungen  in  einzekien  Landestheilen  und  von  den  Ver- 
trägen mit  anderen  Staaten  ab.'' 

*)  Solche  Beschränkungen  finden  sich  mitunter  in  Bezug  auf  die  Aus- 
übung *des  Staatsbürgerrechts  im  engeren  Sinne  (§.  286).  So  z.  B.  vei^ 
langt:  Bayern,  Edikt  1818,  §.  8,  von  dem  neu  Eingewanderten  sechs- 
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§•  298. 
2)  Von  den  Wirkungen  des  Landesindigenates. 

Die  Rechte,  welche  das  LandesindigeDat  gewahrt, 
find:  1)  Das  Recht  auf  Staatsschntz  in  allen  Beziehangeiiy 
abo  auch  aaf  Vertretang  gegen  auswärtige  Staaten  <);  2)  Ein- 
wohnnngsrechty  d.  h.  das  Becht,  im  Lande  einen  beliebigen 
dgentliehen  Wohnsitz  (domieiliwn)  zn  nehmen'),  so  wie 
uch  das  Becht,  ans  dem  Staate  nicht  ausgewiesen  zu 
woden,  mit  Ausnahme  der  in  dem  Strafgesetzbnche  bestimm- 
ten FUIe,  nnd  in  Folge  eines  richterlichen  Urtheils,  insofeme 
simlieh  die  Gesetzgebung  Überhaupt  die  Landesverweisung 
ab  Strafart  anerkennt').  3)  Entsprechend  der  unbeschränkten 
Gerichtspflichtigkeit  (§.  284)  das  Recht,  in  allen  Rechts- 
Biehen  durch  die  zuständigen  inländischen  Gerichte  ge- 
riehtet  zu  werden^),  daher  auch  4)  das  Recht,  an  keinen  aus- 
wirtigen  Staat,   unter  keinerlei  Voraussetzung,    selbst  nicht 


jibrigen  Aufenthalt,  nm  die  besoiideren  ttsatsbfliigerlichen  Rechte  ans- 
ibcA  za  dflifeo.  —  Dreijährigen  Aufenthalt  verlangt  Grossh.  Hessen, 
V.-ü.  1820,  §.  14  —  Aufgehoben  wurde  die  Beschränkung  hinsichtlich  der 
Theflnahme  an  der  St&ndeversammlung  in  Bayern  durch  Ges.  t.  4.  Juni 
1846,  die  Wahl  der  Landtagsahgeordneten  betr. 

0  Baden,  YL  Gonst-Edikt  1806,  §.  7  d). 

^  Das  Becht  einen  Wohnsitz  {damicüe)  im  Lande  zu  haben,  im 
Gegensätze  Tom  blossen  Aufentb^alte  (rSsidence)  des  Geschäftsbetriebs 
oder  des  Vergnügens,  der  Gesundheit  wegen,  hat  besonders  der  Code 
NapolAmy  art  102  u.  f.  als  ein  Vorrecht  des  Inländers  behandelt 

3)  Baden,  YL  Const-Edikt  1808,  |.  7  e)  „  . . .  sie  kOnnen  zur  Strafe 
wohl  aus  einzelnen  Gegenden,  aber  nicht  aus  dem  Lande  verbannt 
werden.'*  Ausdrücklich  bestimmt  unter  den  neueren  Verf.  -Urkunden  nur 
Oldenburg,  reT.  V.-U.  1852,  art.  44:  „Die  Strafe  der  gerichtlichen 
liuidesTerweiflung  findet  g^en  Angehörige  des  Grossherzogthums  nicht 


«)  Ver^  oben  §.  296  Note  2.  —  Daher  darf  auch  ein  von  einem  aus- 
ländisehen  Gerichte  über  einen  Inländer  ge&Utes  Strafurtheil  nie- 
mals, und  ein  ?on  ausländischen  Gerichten  gesprochenes  Givilurtheil  nur 
im  Inlande  YOllzogen  werden,  wenn  es  der  Inländer  vor  den 

ndiscben  Gerichten  freiwillig  anerkannt  hat,  insofeme  hinsichtlich  der 
Cifünrtheile  nicht  ein  besonderer  Staatsvertrag  eiA  Ausnahme  begründet 
Die  weitere  AusAüirung  dieses  Punktes  bleibt  dem  Völkerrechte  (insbesondere 
dem  internationalen  Privatrechte)  überlassen. 
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wegen  der  im  Auslände  und  gegen  die  ausländische  Regierasg 
begangenen  Verbrechen  ausgeliefert  zu  werden*);  5)  das 
Recht,  alle  politischen  Rechte  zu  gemessen,  d.  h.  das 
Staatsbürgerrecht  im  engeren  Sinne  (§.  286)  ausza- 
ttben,  wenn  man  die  für  die  Ausübung  desselben  gesetzlich 
Torgeschriebene  Qualifikation  besitzt,  und  beziehungsweise  seine 
Befähigung  nachgewiesen  hat^),  also  namentlich  auch  das 
Recht,  zu  allen  Staatsämtern  im  Civil-  und  Militärdienste 
und  zu  den  Kirchenämtem  zugelassen  zu  werden^);  6)  das 
Recht,  eine  Familie  durch  Heirath  zu  gründen^);  sich  in 
einer  beliebigen  Gemeinde  des  Landes  ansässig  zu  machen, 
und  Gemeinde-  oder  Ortsbürgerrecht  zu  erwerben •), 
unter  Nachweisung  der  landesgesetzmässigen  Qualifikation. 
7)  Ferner  gehört  hierher  das  Recht  zur  Betreibung  von  Han- 
del und  Gewerben  und  überhaupt  zu  jeder  erlaubten  bür- 
gerlichen Nahrung  zugelassen  zu  werden^^^)  und  8)  das 
Recht  auf  Armen  Ycr  pflegung  im  Falle  der  Verarmung  iUr 
sich  und  seine  Kinder  (sog.  Heimathsrecht  im  engeren 
Sinne)  ^^).  9)  Das  Eingebomenrecht  begreift  auch  mancherlei 
priyatrechtliche  Befagnisse,  welche  Fremden  regelmässig 


5)  Ausdrücklich  so  bestimmt  in  S. -Meiningen,  V.-U.  1829,  §.  7.  — 
Dieser  Grundsatz  ist  auch  in  der  deutschen  Bundesgesetzgebung  positiT 
anerkannt  B.  B.  y.  18.  Aug.  1836  und  vom  26.  Januar  1854  aber  die 
gegenseitige  Auslieferung  von  Verbrechern,  und  die  allgemeine  Cartell- 
Convention  v.  10.  Febr.  1831  nebst  dem  nachträglichen  B.  B.  hierzu  vom 
17.  Mai  1832.    Siehe  unten  §.  465.  466.  506. 

8)  Siehe  oben  §.  286.  —  Bayern,  Edikt  1818,  §.  7. 

')  Siehe  oben  §.  292  Note  13.  -  Baden,  VL  Const-Edikt  1808,  §.  7  c), 
betrachtet  insbesondere  die  Staatsanstellung  als  eine  „Versorgung", 
welche  der  befähigte  Staatsbürger  zu  erwarten  das  Recht  hat 

8)  Baden,  VI.  Const-Edikt  1808,  §.  7  0- 

9)  Siehe  oben  §.  292  Note  3.  —  Ausdrücklich  erwähnt  dies  Kur- 
hessen,  V.-U.  1831,  §.  20. 

«0)  Baden,  VI.  Const.-Edikt  1808,  §.  7  b)  „Niemand  kann  im  Lande 
auf  eigenen  Namen  und  Rechnung  Handlungen,  Manufakturen,  ELand- 
werke  und  andere  ständige  Gewerbe  besitzen,  er  sei  denn  StaatsbOiger, 
oder  werde  es,  vorbehaltlich  jedoch  landesherrlich  zu  beVdlligender  Aus- 
nahmen." -  S.-MeiiÄngen,  V.-ü.  1829,  §.  8. 

")  Baden,  VI.  Const-Edikt  1808,  §.  7  g).  --  S.-Meiningen,  V.-ü. 
1829,  §.  8  a  linea  2. 
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tiM  in  gkidiem  Hasse  zustehen''),  als  a)  Tollkommene 
Erwerbaf&higkeit  in  Bezog  auf  alle  (Gegenstände,  welche 
udbt  speeiell  dem  Verkehre  entzogen  sind:  namentlich  die 
FSUgkeit,  sog.  markmässige  liegende  Gttter  ohne  besondere 
Eriaabaiss  der  Staatsbehörden  zn  erwerben  ^^) ;  b)  insbesondere 
foHst&ndiges  aktiTCS  und  passives  Erbrecht ^^);  c)  Anspmch 
ssf  alle  darch  die  Civilgesetze  eingeführten  Rechtswohl- 
thaten  (sog.  benefieia  legia)^^)]  d)  ToUe  Zengenfähigkeit 
in  Bezng  anf  solenne  Akte*^);  e)  die  Befugniss,  das  ge- 
lammte  Landesrecht   als   Statuta  persofialia  in   Anspruch   za 


^  Dergleichen  Privatrechte ,  welche  nur  dem  zustehen,  welcher  das 
JBiitgPTmt  hat,  werden  im  französischen  Rechte  speeiell  ^ydroits  civüs**  ge- 
Bont.  Den  Gegensatz  bilden  die  Rechte,  welche  einem  jeden  Menschen 
ik  soldLen  beigelegt  werden,  und  von  denen  man  daher  zu  sagen  pflegt, 
dMS  sie  im  „droü  des  gens^*  wurzeln.  Auch  im  römischen  Rechte  findet 
äck  bekanntlich  ein  ähnlicher  Unterschied  yon  jw  civüe  und  jus  gentium. 

«)  Baden,  YI.  Const.-£dikt  1808,  §.  7  a).  Auf  schriftsässige* 
Gtter  (die  der  Landtafel  angehören)  bezog  sich  das  Verbot  des  Erwerbes 
teidi  Ausländer  nicht 

*<)  £b  ist  eine  schon  in  den  ältesten  Zeiten  und  das  ganze  Mittelalter 
Ididiirck  bemerkliche  £]genthQmlichkeit  der  germanischen  Völker,  die  aktire 
irad  passiTe  Erbfähigkeit  Ton  der  Qualität  als  Landesangehörigen  abhängig 
in  raadien.  Noch  in  neuester  Zeit  hat  der  Code  NapoUon  (und  das  bad. 
Landrecht)  art  11.  726.  912  dieses  Princip  ausgesprochen. 

*>)  Z.  B.  Restitutionen  imCivilrechte,  cessio  bonorum,  Freiheit  von 
der  BesteOung  einer  cautio  pro  expmsis  etc.  Hierauf  können  Ausländer, 
z.  B.  auswärtige  minores,  nur  unter  der  Voraussetzung  Anspruch  machen, 
daas  der  Staat,  dem  sie  angehören,  Reciprocität  gewährt  Schon  zur  Zeit 
des  Reiches  gewährten  aber  alle  deutschen  Länder  ihren  Angehörigen 
dKse  drilistischen  Rechtswohlthaten  gegenseitig,  weil  man  sie  wegen  der 
geattBgdialtüchen  Reichsangehörigkeit  in  dieser  Beziehung  nicht  als 
Fronde  betrachtete.  Die  Restitutionen  im  Ciyilprocesse  wegen  ver- 
säunter  Fristen  etc.  muss  man  dagegen  auch  den  vor  den  inländischen 
Gerichten  processirenden  Ausländem  ohne  Einschränkung  gewähren.  Dies 
ist  enie  Folge  des  Grundsatzes  der  formellen  Rechtsgleichheit  der  Par- 
teien vor  Gericht 

*^  In  Bezug  auf  processualische  Verhältnisse,  und  im  Stra^rocesse, 
wo  ^  anf  die  Herstellung  der  Wahrheit  von  Thatumständen  allein  an- 
fcocuDt,  werden  jetzt  überall  auch  Ausländer  als  Zeugen  zugelassen:  in 
Bezog  anf  solenne  Akte  aber,  wie  z.  B.  Testamente,  bei  welchen  schon 
das  rdnüsche  Recht  Giyität  der  Zeugen  forderte,  lässt  sich  die  gleiche 
ZuttfflBgkeit  von  Ausländem  als  Zeugen  keineswegs  in  gleicher  Weise  be- 
hnapteii. 
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nehmen.  Daher  kann  der  Inländer  insbesondere  yerlangeD, 
in  allen,  seine  bürgerlichen  und  Familien-Znstandsrechte 
berührenden  Verhältnissen  nur  nach  den  Gesetzen  des  Inlandes 
gerichtet  zu  werden ,  und  begehet  eben  desshalb  nie  eine 
Nullität,  wenn  er  im  Aaslande  die  von  den  Gesetzen  seines 
Vaterlandes  fOr  Rechtsgeschäfte  yorgeschriebenen  Formen  beob- 
achtet und  diese  in  seiner  Heimath  zur  rechtlichen  Benrthei- 
lung  kommen^'). 

§.  299. 

Unterschied   von   Genuss    und  Ausübung   der    staats- 
bürgerlichen Rechte. 

I.  Die  Aasübnng  der  politischen  und  bürgerlichen 
Bechte^  welche  unter  dem  Staatsbürgerrechte  und  dem  Ein- 
gebomenrechte  (§.  298)  begriffen  werden,  kann  nicht  nur  in 
gewissen  Fällen  durch  die  Strafgesetzgebung  und  darauf  ge- 
baute richterliche  UrtheUe  einem  Staatsangehörigen  auf  gewisse 
Zeit  entzogen  werden,  sondern  es  ist  die  Ausübung  der 
bürgerlichen  (Privat-)  Rechte  sogar  regelmässig  durch  die  Civil- 
gesetzgebung  von  dem  Dasein  gewisser  Bedingungen,  wie 
z.  B.  Grossjährigkeit,  Besitz  der  yoUen  Geisteskräfte  u.  derg^. 
abhängig  gemacht. 

II.  Man  muss  daher  die  Zuständigkeit  jener  staats- 
bürgerlichen und  bürgerlichen  Rechte  an  sich,  den  sog.  Genuss, 
und  die  wirkliche  Ausübungsfähigkeit  derselben  wohl 
unterscheiden 0.    Die  erste  ist  immer  die  Vorbedingung 


")  Nie  darf  Jemand  dadurch  in  Nachtheil  gerathen,  dass  er  den 
Gesetzen  seines  Vaterlandes  Gehorsam  geleistet  hat.  L.  116  §.  1  de  B.  J. 
(ülpianos)  ,,Non  capitur,  qui  jus  publicum  sequitur/*  —  Die  Rttckaidit 
darauf,  dass  es  dem  Inländer  im  Auslande  oft  nicht  möglich  ist,  die  in- 
ländischen Formen  zu  beobachten,  hat  in  der  Praxis  zu  der  GonniTenz 
geführt,  auch  die,  mit  Beobachtung  der  am  Orte  der  Errichtung  geltenden 
Formen  im  Auslande  abgeschlossenen  Geschäfte  eines  Inländers  im  Inlande 
als  galtig  zu  erhalten.  Daher  spricht  auch  die  Regel  „locus  regit  actum^ 
in  Bezug  auf  ciTÜrechtliche  Geschäfte  nur  eine  Befugniss,  aber  kemfl 
Verpflichtung  des  Inländers  aus,  die  ausländischen  Formen  im  Aas- 
lande zu  gebrauchen. 

*)  Dieser  Gegensatz  ist  am  schärÜBten  im  firanzösischen  Rechte  unter 
der  Bezeichnung  von  „la  jomasance^^  und  ,yl'exercice  des  droüa  cwäs^^  ent» 
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derxweiten,  ohne  dass  jedoch  aneh  die  zweite  unbedingt 
k  ODtritty  wo  die  erste  vorhanden  ist :  die  erstere  kann  aber 
lie  fehkD,  ohne  dass  mit  ihrem  Wegfalle  sofort  anch  die 
SttttsUirger-Eigenschaft  selbst  aufgehoben  ist^). 

IQ.  Wer  in  der  Ansttbnng  der  bürgerlichen  (Privat-) 
ledrte  besehrinkt  ist,  wie  s.  B.  Minderjährige  nnd  Entmllndigte 
(hterdieirte),  der  kann  anch  keine  politischen  Rechte  ans- 
liea. 

ly.  Die  Fälle,  in  welchen  eine  Beschränkung  der  Aus- 
tboBg  der  bürgerlichen  Rechte  mehr  oder  minder  stattfinden 
nfl,  mtBsen  in  dem  positiven  Rechte  eines  jeden  Landes  ans- 
(IrtliM  bestimmt  sein  ^. 


^Ml  (Code  NapdUoa  L.  I.  Tit  1).  Doch  findet  er  sich  im  Wesent- 
Ite  d»eiiao  im  gemdnen  deotschen,  und  beziehoBgsweiBe  r6mi«ehen 
Bedite. 

*)  Den  absoluten  Gegensati  des  Oennsses  der  stsatsbOigerüchen 
Mte,  ond  somit  zn^eich  die  Negation  derselben,  nicht  aber  der  Menschen- 
ncto  sn  sich,  bildet  der  bürgerliche  Tod. 

*)  Von  den  Verl -Urkunden  erwfthnen  die  Beschrftnknngen  in  der 
iisftbnng  der  bflrgerlichen  Rechte:  Hannover,  Y.-ü.  1840,  S>  2?  s 
&8I  i  3  J^nr  die  Landesnnterthanschaft  beflUiigt  sn  dem  vollen  Ge- 
iisse  der  bfirgerlichen  nnd  politischen  Rechte.  Straferkennt- 
lisse  können  nicht  nur  Beschrftnknngen,  sondern  auch  den  Yerlnst 
IBdadtter  Rechte  nach  sich  ziehen/'  ~  Kurhessen,  Y.-ü.  1881  f.  34. 
•Der  Mangel  oder  Yeriust  des  8taatsbttrgerrechts  an  sich,''  (im 
^nnytze  der  Staatsangehörigkeit  oder  des  Indigenates,  s.  B.  in 
feiner  peinlichen  Strafe,  a  ebendas.  $.  20)  „ist  ohne  Einfluss 
üfclaiUiiterthanenTerband,  so  wieauf  dieblos  bargerlichen  Rechte  und 
Pflichten,  wenn  nicht  besondere  Gesetze  eine  Ausnahme  begründen."  — 
8.-€obnrg-Gotha,  Y.-U.  1852,  f.  27.  „Die  nach  Yerfassnng  und 
^«b  bestehenden  staatsbtkrgerlichen  Rechte  können  Torflbergehend  nicht 
s^seObt  werden:  a)  von  demjenigen,  welche  eine  Freiheitsstrafe  erstehen 
^foöch  in  gerichtlicher  Untersuchungshaft  befinden,  b)  Ton  den  unter 
^Midor  Gewalt  oder  unter  irgend  einer  Yormundschaft  befindlichen  Per- 
"ua,  c)  Ton  den  Dienstboten  und  Handwericsgesellen  ohne  eigenen  Haos- 
M,  sowie  den  Handhings-  und  anderen  GeschftftsgehOlfen,  welche  keinen 
%ocn  Hansstand  haben,  oder  sich  im  Brode  ihrer  Handlungs-  oder 
^^Bdifisherren  befinden,  d)  you  ebem  Gemeinschuldner,  gegen  welchen 
■BGenciirB  er(MfiDet  worden  ist,  während  der  Dauer  dieses  Concurses  nnd 
betbslb  der  nächsten  10  Jahre,  insofeme  die  vollständige  Befriedigung 
^  GäaMger  nicht  schon  frtther  erfolgt  sein  sollte,  e)  von  einem  Gemein- 
*Uber,  der  mit  seinen  Gläubigem  einen  gerichüichen  Aocord  abge- 
>ddo8sea,  bis  zur  accordmäasigen  Befriedigung  der  Letzteren,  f)  Yon  den- 
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§.  300. 
Verlust  des  Eingebomerirechtes. 

Das  Eingebornenrecht  geht  verloren: 

I.  durch  Auswanderung^),  und  zwar,  insofern  nicht 
eine  Landesgesetzgebung  anders  bestimmt,  von  dem  Angen- 
blicke  an,  in  welchem  der  Auswandernde  seine  Entlassung 
aus  dem  bisherigen  Staatsverbande  erhalten  hat.  Mitunter 
findet  sich  eine  milde  Begünstigung  der  unselbstständigen 
Familienglieder  des  Auswandernden  in  der  Art,  dass  ihr  Staats- 
bürgerrecht  bis  zu  erlangter  Selbstständigkeit  als  ruhend  be- 
trachtet wird  2). 

U.  Das  Indigenat  wird  stillschweigend  verloren  mit 
der  Erwerbung  des  Indigenates  in  einem  anderen 
Staate,  indem  Niemand  zugleich  Angehöriger  zweier  Staaten 
sein  kann,  soferne  ihm  nicht  durch  besondere  Verstattung  des 
Staatsoberhauptes  sein  bisheriges  Indigenat  vorbehalten  wird  ^). 

in.  Als  Fälle,  in  welchen  das  Indigenat  stillschweigend 
verloren  geht,  werden  in  den  Verfassungsurkunden  und  Ge- 
setzen  regelmässig  aufgezählt:   1)  die  Verheirathung  einer  In* 


jenigen,  welche  dauernde  Unterstützung  (Almosen)  aus  öffentlichen  oder 
Gtemeindemitteln  beziehen/^  —  Dieselben  Bestimmungen  gelten  im  Allge- 
meinen auch  in  den  übrigen  Staaten,  finden  sich  aber  daselbst  meistens 
zerstreut  in  deren  Civil-  und  Strafgesetzgebung.  Vergl.  Grossh.  Hessen, 
V.-U.  1820,  §.  16. 

«)  Baden,  VI.  Const.-Edikt  1808,  §.  9.  —  Bayern,  Edikt  1818,  §.  2 
Nr.  2).  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  38.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü. 
1820,  §.  17  1).—  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  9.  —  S.-Altenburg, 
V.-U.  1831,  §.  43.  — S.. Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  26  1).— Siehe 
die  Bestimmungen  der  B.  A.  über  das  Auswanderungsrecht  oben  §.  288.  289 ; 
die  Bestimmungen  der  Verf. -Urkunden  über  die  Beschränkung  der  Am* 
Wanderungsfreiheit  durch  die  Wehrpflicht,  s.  oben  §.  292  Note  6. 

«)  So  z.  B.  in  Baden,  VI.  Const-Edikt  1808,  §.  9  a)  „soU  den  minder- 
jährigen Kindern  ihr  Staatsbürgerrecht  unverzogen  bleiben,  wenn  die 
Auswanderung  zum  Behufe  einer  erst  zu  suchenden  Heimath  unter- 
nommen wird,  bis  sie  wieder  zu  dessen  Antritte  zurückkehren,  oder  sich 
dessen  nach  erreichter  Selbstständigkeit  entschlagen."  —  Im  üebrigen  gilt 
als  Grundsatz,  dass  die  Kinder  des  Auswandernden,  welche  er  mit  sich 
nimmt,  ebenfalls  das  Staatsbürgerrecht  verlieren.  Würtemberg,  V.-ü. 
1819,  §.  33.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  26  1). 

3)  Baden,  VI.  Const-Edikt  1808,  §.  9.  -  Bayern,  Edikt  L818,  §.6 
Nr.  1.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  35. 


$.  900.    Verlast  des  Ehigeboraenrechtes.  61 

Ünderin  an  einen  Ansländer^):  2)  der  Eintritt  in  einen  aus- 
wärtigen Civil-  oder  Militärstaatsdienst,  ohne  dass  der 
Voibdialt  des  Indigenates  Ton  der  Staatsregiemng  erwirkt  wor- 
den ist^).  Ifitanter  werden  noch  erwähnt:  3)  beharriiche  Land- 
fifichtigkeit,  d.  h.  ein  solcher  Austritt  aus  dem  Lande,  wo- 
fflit  man  einer  oder  der  anderen  Staatspflicht  auszuweichen 
ndit  und  welche  man  nach  ölBfentlich  erfolgter  Vorladung  zur 
Bllekkehr  und  Verantwortung  über  die  Torgeschriebene  Frist 
hin  ohne  rechtliche  gflltige  Entschuldigung  fortsetzt^);  4)  durch 
einen  wissentlich  unbefolgt  gelassenen  Heim  ruf  (^vocatoWtifn) 
der  Obrigkeit,  die  einem  in  erlaubter  Absicht  auswärts  he- 
indhchen  Staatsbürger  aus  gesetzlichen  Ursachen  die  Verlas- 
lung  seines  auswärtigen  Aufenthaltes  oder  die  Heimkehr  in's 
Vaterland  auferlegt  hat^).  Ein  solcher  Heimruf  pflegt  ins- 
besondere an  die  in  fremden  Kriegsdiensten  befindlichen  Staats- 
augehörigen  zu  ergehen,  wenn  der  Staat,  welchem  sie  dienen, 
mit  dem  Inlande  in  Krieg  verwickelt  wird;  auch  sind  in  dem 
FaDe,  dass  ein  solcher  Krieg  ausbricht,  die  Staatsangehörigen 
DDtnnter  für  verpflichtet  erklärt,  den  Dienst  des  fremden  Staates 
sofort  zn  veriassen,  und  überhaupt  dessen  Regierung  den  Dienst- 
eid nur  unter  dem  Vorbehalte  zu  leisten,  nie  gegen  ihr  Vater- 
bmd  zu  dienen^. 

rv^  Wo  die  Strafe  des  bürgerlichen  Todes  bestand,  wurde 
auch  hierdurch  das  Indigenat  verloren. 

V.  In  jenen  Staaten,  in  welchen  Staatsbürgerrecht 
tnd  Indigenat  unterschieden  werden,  geht  stets  das  erstere 
Dit  dem  letzteren  zugleich  verloren^);  auch  sind  dann  regel- 

*)  Baden,  Landr.  art  19.  —  Bayern,  Edikt  1818,  §.  6  Nr.  d.  -> 
airoali.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  17.  —  8.-Altenburg,  V.-ü.  1831, 
$.43.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1862,  §.  26  2).  ~  Das  bad.  VI. 
GoBst-Edikt  1806,  §.  9  nennt  hier  ansdrttcklich  noch  weiter  die  Heiraih 
in  das  Ausland  und  auf  das  Ausland,  und  die  Erschleichung 
der  Trauung  im  Auslande. 

*)  Baden,  Landr.  art.  17  Nr.  2.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819, 
134.  —  S..Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  43.  —  8.-Coburg-Gotha, 
V.-G.  185ß,  §.  26  Nr.  3.  —  Vergl.  das  bayerische  Edikt  v.  1818,  §.  10 
Xr.  2  (siehe  Note  10). 

<)  Baden,  YL  Gonst-Edikt  1808,  §.  9. 

^  Baden,  Tl.  Gonst-Edikt  1808,  §.  9.  -  Bayern,  Edikt  1818  §.  IIa). 

«)  Bayern,  Edikt  1818,  f.  11  b.  c). 

*)  Bayern,  Edikt  1818,  %.  10 Nr.  1.-  Kurhessen,  V.-U.  1881,  §.  2a 
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massig  noch  besonders  gewisse  Fälle  ausgezeichnet,  in  welchei 
das  Staatsbürgerrecht  verwirkt  wird,  während  das  In 
digenat  noch  fortbesteht^^). 

VI.  Wer  sein  Indigenat  aufgegeben  oder  verwirkt  hat 
wird  in  seinem  Heimathstaate  nur  noch  als  Fremder  be 
handelt,  nnd  hat  anch  nur  noch  die  Rechte  emes  solchen  an 
zusprechen  ^^) ,  bis  er  das  verlorene  Indigenat  etwa  durch  neai 
Verleihung  wieder  erworben  hat"). 

Vn.  Durch  Eintritt  in  fremde  Kriegsdienste  ohne  Ueber 
nähme  einer  als  öffentliches  Amt  zu  betrachtenden  mili- 
tärischen Charge  wird  gemeinrechtlich  das  Indigenal 
nicht  verloren:  doch  ist  das  Gegentheil  mitunter  in  LandeB- 
gesetzen  bestimmt  ^^). 

Vin.  Qemeinrechtlich  kann  auch  die  Aufschlagong 
eines  bleibenden  Wohnsitzes  im  Auslände  nicht  als  Grund 
des  Verlustes  des  Indigenates  betrachtet  werden  ^^).   Allgemein 


w)  Bayern,  Edikt  1818,  §.  10  Nr.  2.  „Das  Staatsbürgerrecht 
geht  verloren ...  2)  Durch  die  ohne  königliche  Erlaabniss  geschdieDe  An- 
nahme Ton  Diensten  und  Gehalten,  oder  Pensionen,  oder  Ehrenseidieii  emei 
auswärtigen  Macht,  vorbehaltlich  der  verwirkten  besonderen  Strafen/*  — 
Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  20  Nr.  2).  („Das  Staatsbürgerrecht 
hört  auf)  ...  mit  der  rechtskr&fdgen  Yerurtheilung  zu  einer  peinlichen 
Strafe,  unbeschadet  einer  etwa  erfolgenden  Rehabilitation.'' 

")  Baden,  VI.  Const-Edikt  1808,  §.  9. 

««)  Baden,  Landr.  art.  18.  20.  —  Eine  besondere  Begünstigung  der 
Inländerin,  welche  einen  Fremden  geheirathet  hatte,  enth&lt  Baden; 
Landr.  art  19.  „Verliert  sie  ihren  Mann,  so  erhält  sie  die  rechtliche 
Eigenschaft  einer  Inländerin  wieder,  vorausgesetzt,  dass  sie  entweder  nodi 
im  Lande  sich  aufhält,  oder  mit  obri^eitlicher  Erlaubniss  zurückkehrt,  und 
erklärt,  dass  sie  sich  dort  setzen  wolle.'' 

»)  So  z.  B.  Baden,  Landr.  art.  21.  —  Ein  Inländer,  der  ohne  landes- 
herrliche Erlaubniss  in  fremden  Eri^dienst  getreten  ist,  kann  Memadi 
bei  seiner  Rückkehr  das  Indigenat  nur  unter  den  Bedingungen,  ine  dn 
Fremder  wieder  erwerben,  vorbehaltlich  der  gesetzlichen  Strafen»  wenn 
er  gegen  sein  Vaterland  die  Waffen  getragen  hat 

M)  Anders  bestimmt:  Baden,  Landr.  art  17  Nr.  d.  .  „(Man  hört  auf, 
Inländer  zu  sein)  ..  .durch  jede  Niederlassung  in  einem  fremden  Lande 
ohne  Absicht  zurückzukehren."  —  Würtemberg,  V.-U.  1819, 
§.  85.  —  „Wer  in  einem  fremden  Lande  seine  bleibende  Wohnung 
nimmt,  kann  sein  würtembergisches  Staatsbüi^errecht  nnr  mit  k.  Be- 
willigung und  unter  der  Bedingung  beibehalten,  dass  er  den  ihm  obliegen- 
den staatsbürgerlichen  Eflichten  in  jeder  Hinsidit  Genüge  leiste." 
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vid  wenigstens  soviel  anerkannty  dass  eine  Handelsnieder- 
Uisang  im  Anstände  niemals  fllr  Absicht  gilt,  niebt  snrttck- 
nkdiren  ^^). 

§.  301. 

Staatsbürgerliche  Stellung  der  Staatsangehörigen 
jüdischen  Glaubens. 

L  Dareh  Artikel  XYI  der  deutschen  Bandesakte  a  linea  2 
wurde  es  als  Aufgabe  der  BnndesTersammlnng  erklärt,  „in 
Benthnng  zn  ziehen,  wie  auf  eine  möglichst  übereinstim- 
mende Weise  die  bürgerliche  Yerbessernng  der  Be- 
kenner  des  jüdischen  Glanbens  in  Deutschland  zu  be- 
wirken sei,  und  wie  insonderheit  denselben  der  Genuss  der 
bürgerlichen  Rechte  gegen  die  Uebernahme  aller 
Bürgerpflichten  in  den  Bundesstaaten  verschafft  und 
gesiehert  w^den  könne."  Ausdrücklich  wurde  beigeftigt :  „Jedoch 
werden  den  Bekennem  dieses  Glaubens  bis  dahin  die  denselben 
Ton  einzelnen  Bundesstaaten  bereits  eingeräumten 
fieehte  erhalten/' 

IL  Aus  den  Verhandlungen  des  Wiener  Congresses  ergibt 
sieh  mit  vollster  Bestimmtheit,  dass  die  Meinung  der  Begie- 
fongen  bei  der  Abfassung  dieses  Theiles  des  Artikels  XVI  der 
deotBchen  Bundesakte  keineswegs  dahin  ging,  dass  die  Bundes- 
Teisammlong  nur  etwa  dahin  wirken  solle,  dass  den  Bekennem 
des  jüdischen  Glaubens  nur  Gleichstellung  mit  der  christlichen 
Bevölkerung  in  gemeindebttrgerlicher  Beziehung,  und  hin- 
liehtlieh  der  bürgerlichen  Nahrung  und  des  bürgerlichen 
Eechtes  in  allen  deutschen  Staaten  gewährt  werden  solle,  son- 
dern dass  viebnehr  die  Meinung  die  war,  dass  die  israelitische 
Bevölkerung  in  den  deutschen  Bundesstaaten  der  christlichen  Be- 
Tölkemng  nicht  nur  in  den  eben  genannten  Beziehungen,  son- 
dern auch  in  den  sog.  staatsbürgerlichen  Rechten  voll- 
kommen gleichgestellt  werden  sollte,  sowie  auch  unter  den 
dagegen  von  der  israelitischen  Bevölkerung  zu  übernehmenden 
„allen  Bürgerpflichten^'  auch  unzweifelhaft  alle  staats- 
bürgerlichen Pflichten  verstanden  worden  sind^). 


»)  Ansdrftcklidisoerkl&rtin:  Baden, Landr.  (Code  AapoA$im)art  17. 

0  Klftber,  üebaracht  der  diplomatiBchen  Yerhandhingea  des  Wiener 

CoDgreBMB.  S.  250.  —  YergL  meine  Schrift:  Bechtsgutachten  aber  die 
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III.  Es  sind  nun  zwar  seit  der  Errichtong  der  Bandesakte 
die  Bekenner  des  jüdischen  Glaabens  in  sämmtlichen  Bundes- 
staaten zu  aUen  staatsbürgerlichen  Pflichten  beigezogen 
worden,  jedoch  ist  von  der  Bundesversammlung  seither  nichts 
geschehen,  um  denselben  den  gegen  solche  Uebemahme  in 
Aussicht  gestellten  Genuss  der  staatsbürgerlichen  Bechte  in  den 
Bundesstaaten  zu  verschaffen  und  zu  sichern^). 

IV.  Uebrigens  hat  allerdings  die  Bundesakte  den  Beken- 
nern  des  jüdischen  Glaubens  nicht  die  Erhaltung  jener  Rechte 
gewährleistet,  welche  dieselben  zur  Zeit  der  Stiftung  des  Bundes 
bereits  i  n  den  einzelnen  Bundesstaaten  erlangt  hatten,'  sondern 
sie  hat  denselben  nach  dem  Wortlaute  des  Schlusssatzes  des 
Artikels  XVI  nur  die  Erhaltung  jener  Rechte  bundesgrnnd- 
gesetzlich  zugesichert,  welche  ihnen  von  den  (jetzt  bestehenden) 
Bundesregierungen  zur  Zeit  der  Abfassung  der  Bundesakte 
eingeräumt  gewesen  waren  3).  Jedoch  war  es  von  den  einfloss- 


fortdauernde  Gültigkeit  der  in  der  freien  Stadt  Frankfurt  den  Israeliten, 
Landbewohnern  und  Beisassen  gesetzlich  verliehenen  Gleichstellung  mit  den 
christlichen  Stadtbürgem.  1852.  §.  Xu. 

>)  Man  hat  in  neuerer  Zeit  nicht  selten  behauptet,  dass  die  volle  staats- 
bftrgerliche  Gleichstellung  der  Israeliten  mit  dem  Principe  des  christlichen 
Staates  unverträglich  sei.  Siehe  aber  dagegen  oben  §.  63  VI.  —  YergL 
auch  die  ausgezeichnete  Rede  von  v.  Bethmann-Hollweg,  gehalten  in 
der  ersten  Kammer  m  Berlin  am  30.  März  1852,  worin  derselbe  ausdrück- 
lich erklärte,  dass  die  Gewährung  des  vollen  Staatsbürgerrechtes  der  Israeliten 
(1848)  nicht  eine  „Goucession  gegen  das  Jahr  1848  und  seine 
traurigen  Folgen''  war,  sondern  dass  man  die  Nothwendigkeit  der- 
selben darin,  „wie  die  Dinge  schon  längst  im  Lande  lagen,'* 
erkannte.  Gerade  der  „Geist  des  Christenthums  würde  eine  voU- 
.  ständige  Anerkennung  des  Principes  der  Gerechtigkeit  herbeiführen, 
dass  diejenigen,  die  mit  thaten,  auch  mitrathen  müssen."  Yergl.  mein 
Note  1)  angeführtes  Rechtsgutachten  §.  XIX.  —  Die  Ge&hren  für  das 
christliche  Element  liegen,  wenn  es  überhaupt  solche  gibt,  auf  einer  gans 
anderen  Seite  (dem  Pantheismus),  als  in  dem  mosaischen  Ghiubensbekennt- 
nisse,  dem  an  sich  die  Fähigkeit,  Propaganda  zu  machen,  abgeht 

3)  Bei  der  Redaktion  der  B.  A.  art  XYI  wurde  der  Fassung  „von 
einzelnen  Bundesstaaten  bereits  eingeräumte  Rechte"  der 
Vorzug  vor  der  vorgeschlagenen  Fassung  „in  einzelnen  Bundesstaaten  ein- 
geräumte Rechte"  aus  dem  Grunde  gegeben,  weil  einige  nach  der  Vertrei- 
bung der  französischen  Herrschaft  restaurirte  Staatsregierungen  sich  hart- 
näckig weigerten;  die  in  ihren  Ländern  von  jenen  Staatsherrschem,  die  sie 
als  Usurpatoren  betrachteten,  ausgegangenen  Gesetze  als  für  sich  verbindlich 
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lodisten  StaatBoiäDnern  anf  dem  Wiener  Congresse  als  selbst- 
Tcretiuidlich  erklärt  worden ,  dass  den  Israeliten  die  staate- 
bfiigerlicbe  Gleichstellang  da  erhalten  bleiben  müsse,  wo  sie 
dieselbe  dorch  onerose  Verträge  yon  einer  als  legitim  an- 
^bonten  Staatsregiernng  erworben  hätten^). 

V.  In  einem  neueren  Falle  bat  zwar  die  Bundesyersamm- 
bog  Teranlassty  dass  die  in  einem  Bundesstaate  (Frankfurt) 
der  israelitischen  Einwohnerschaft  (1848)  eingeräumte  Staats- 
bGrgeriiche  Gleichstellung  wieder  aufgehoben  wurde.  Die  von 
der  Bondesrersammlung  ausgegangene  Forderung  der  Beseiti- 
Snng  des  betreffenden  Gesetzes  wurde  aber  nicht  etwa  auf  den 
Grund  gestellt ,  dass  die  staatsbürgerliche  Oleichstellung  den 
ÜBraeüten  in  den  Einzelstaaten  bnndesgesetzlicher  Bestimmung 
goQäSB  nicht  gewährt  werden  dürfe,  sondern  sie  wurde  ledig- 
Gch  darauf  gestützt,  dass  jenes  Gesetz  nicht  auf  verfassungs- 
nämigem  Wege  entstanden  sei^). 

VI.  Durch  die  in  die  Reichsverfassung  von  1849  über- 
gegangenen Grundrechte  des  deutschen  Volkes  war  die  Gleich- 
steUnng  der  israelitischen  Einwohnerschaft  mit  der  christlichen 
fievaikerung  in  den  deutschen  Bundesstaaten  ausser  allen  Zweifel 


«aaerkennea»  wodurch  Napoleon  I.  und  die  von  ihm  eingesetzten  Herr- 
Kker  den  Israeliten  die  staatsbürgerliche  Gleichstellung  gewährt  hatten. 
Klöber,  Uebersicht.  S.  382  u.  f.  Vergl.  mein  Note  1  angef.  Rechtsgut- 
adlen,§.  XIY. 

^  So  z.  B.  hatte  in  Frankfurt  der  Fürst  Primas^  der  als  Staats- 
knscher  in  dem  damaligen  Grossherzogthume  Frankfurt  sicher  Ton  keiner 
nderen  deutschen  Staatsregierung  jemals  als  Usurpator  betrachtet  werden 
koDote  und  durfte,  den  Israeliten  die  vollständige  Gleichberechtigung  unter 
*  km  28.  December  1811  gegen  Bezahlung  von  440,000  il.  ertheilt.  (Mein 
Bote  1  angef.  Eechtsgutachten,  §.  XIV.)  Die  höchst  interessanten  beiden 
loten  des  k.  k.  Staatskanzlers,  Fürsten  v.  Metternich,  v.  9.  Juni  1815 
lad  das  Schreiben  des  k.  preuss.  Bevollmächtigten  auf  dem  wiener  Con- 
gresae,  Fürsten  von  Hardenberg,  vom  18.  Mai  1815,  worin  dieselben  in 
Bezug  anf  die  frankfurter  Israeliten  deren  vertragsmässig  und  oMroae  er- 
TOrbeoe  staatsbürgerliche  Gleichstellung  als  selbstverständlich  fortbestehend, 
BDd  insbesondere  Fürst  Metternich  dieselbe  als  durch  die  so  eben  am 
1j^  zuvor  (&  Juni  1815)  zu  Stande  gekommene  deutsche  Bundesakte 
(axt  XVI)  ToUständig  gewährleistet  erklärten,  siehe  bei  Klub  er,  Akten 
des  wiener  Gongrt^ses  VI.  417.  418.  422;  auch  in  meinem  Note  1  angef. 
Bachtsgutachten,  §.  XV. 

»)  VergL  den  B.  B.  v.  12.  Aug.  1852,  §.  231.  -  Siehe  oben  §.  188,  U. 

ZSpfl,  Suatareeht.  9.  Aufl.  U.  5 
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gesetzt  worden,  indem  hieiiiach  die  Verschiedenheit  des  rdi- 
giösen  Bekenntnisses  überhaupt  keinen  Unterschied  mehr  in 
den  staatsbürgerlichen  und  bürgerlichen  Rechten  machen  sollte  <^). 
Da  aber  diese  Grundrechte,  sowie  die  gesammte  Seichsverfas- 
Bung  y.  1849  auch  da,  wo  sie  als  Gesetz  verkündigt  worden 
waren,  ihre  Geltung  als  solches  durch  den  Bundesbeschlnss 
vom  23.  August  1851  wieder  verloren  haben'),  so  sind  den 
Israeliten  die  vollen  staatsbürgerlichen  Rechte  dermalen 
nur  in  jenen  Staaten  grundgesetzlich  eingeräumt,  welche  in 
die  noch  in  Wirksamkeit  bestehenden  Verfassungsurkunden  oder 
in  besondere  Landesgesetze  ausdrücklich  ^en  Grundsatz  auf- 
genommen und  beziehungsweise  beibehalten  haben,  dass  die 
Religionseigenschaft  keinen  Unterschied  in  den  staatsbürger- 
lichen und  bürgerlichen  Rechten  begründen  könne®):  übrigens 
sind  auch  in  jenen  Staaten,  welche  die  volle  staatsbürgerliche 


6)  R-V.  V.  1849,  §.  144.    Siehe  oben  §.  293. 

7)  Siehe  oben  §.  150  Vm  und  §.  344  VH  flg. 

8)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  IV,  9.  „Die  nicht  christlichen  Glaubens- 
genossen haben  zwar  yollkommene  Gewissensfreiheit;  sie  erhalten  aber  an 
den  staatsbürgerlichen  Rechten  nur  in  dem  Maasse  einen  Antheil, 
wie  ihnen  derselbe  in  den  organischen  Edikten  über  ihre  Aufnahme  in  die 
Staatsgesellschaft  zugesichert  isf  —  Seitdem  ist  durch  eine  Reihe  einzelner 
Gesetze  eine  solche  Erweiterung  der  Rechte  der  nichtchristlichen  Glaubens- 
genossen in  Bayern  eingetreten,  dass  daselbst  keines  Ton  den  beson- 
deren staatsbürgerlichen  Rechten  mehr  durch  christliches  Glaubensbekennt- 
niss  bedingt  ist     Vergl.  K.  Brater,    die  Verf.-Urk.  des  K.  Bayern, 
2.  Aufl.  1855.  S.  17  Note  9.  —  In  Würtemberg  wurde  durch  k.  Verord- 
nung vom  5.  Oct  1851  die  Fortdauer  der  seit  Erlassung  der  Ministerial- 
Verordnung  vom  14.  Jan.  1849  über  die  Einfahrung  der  deutschen  Grund- 
rechte  eingehaltenen  Vorschriften   in  Betreff  der   Rechtsverhältnisse   der 
IsraeUten  bis  auf  weitere  gesetzliche  Normirung  (der  Beseitigung  der  Grund- 
rechte als  Gesetz  durch  den  B.  B.  vom  23.  Aug.  1851  ungeachtet>  vorge- 
schrieben. —  In  Baden  wurden  durch  das  noch  in  Kraft  bestehende  Gesetz 
Vom  17.  Febr.  1849  alle  Staatsangehörigen  ohne  Unterschied  des  Glaubens- 
bekenntnisses in  den  politischen  Rechten  gleichgestellt,  und  demgemäss  die 
V.-ü.  V.  1818,  §.  9  Abs.  1,  §,  19  und  §.  37  Ziff.  1,  abgeändert,  resp.  auf- 
gehoben. —  Im  Grossh.  Hessen  wurde  die  Beschränkung  der  staatsbürger- 
lichen und  bürgerlichen  Rechtsgleichheit  auf  die  christlichen  Confessionen 
0^-U.  1820  §.  21)  durch  Gesetz  v.  2.  Aug.  1848  beseitigt  —  Die  Bestim- 
mungen  der  Veifassungsgesetze  seit  1848   über  die  Unabhängigkeit  der 
staatsbürgerlichen  und  bürgerlichen  Rechte  vom   reUgiösen  Bekenntnisse, 
siehe  oben  §.  293  Note  9. 
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ffleiebheit  der  Israeliten  noch  nicht  ausgesprochen,  oder  die 
in  Jahre  1848  gewährte  GleichsteOnng  wieder  aufgehoben 
laben,  die  Rechte  derselben  in  neuerer  Zeit,  im  Vergleiche  mit 
den  Uteren  Zuständen,  meistens  mehrfach  erweitert  worden*). 

§.  802. 

Besondere   bundesgrundgesetzliche   Zusicherungen   fUr 

einzelne  Personen: 
1}  Artikel-  XV  der  Bundesakte  und  sich  hieran 
anschliessende  Bundesbeschlttsse :  Rentenberechtigte, 
Staatsgläubiger,  Pensionaire,  als:  Mitglieder  der  ehe- 
maKgön  Dom-  und  freien  Reichsstifter,  des  deutschen 
Ordens,  des  Johanniter-Ordens  und  des  Reichskammer- 
gerichts, betreffend. 

Abgesehen  von  den  im  Artikel  XIV  der  Bandesakte  den 
ehemaligen  Reichsständen  nnd  dem  übrigen  Reichsadel  ge- 
aachten  Znsicherangen,  ron  welchen  in  dem  folgenden  (XVI.) 
Absehnitte  besonders  gehandelt  wird,  hat  die  Bandesakte  einigen 
Personen  die  Anerkennung  gewisser  Renten,  Pensionen  nnd 
Gerechtsame  in  den  Artikeln  XV  und  XVII  bnndesgrondgesetz- 
lieh  garantirt. 

L  Nach  ansdrttcklicher  Bestimmung  der  deutschen  Bundes- 
ikte,  Art  XV,  ist  die  Fortdauer  der  durch  den  Reichsdeputa- 
tionshaaptschlass  y.  25.  Febr.  1803  auf  den  RheinSchifffahrts- 
Ottroi  angewiesenen  direkten  nnd  subsidiarischen  Renten  0, 


•)  VergL  Frankfurt,  organischeB  Gesetz  Tom  12.  Sept  1853  die  Er- 
vcitenuig  der  Staatsbürger!.  Rechte  der  Landbewohner  und  der  Israeliten 
betreffend. 

O  ReichsdeptttationshaaptschlusB  v.  25.  Febr.  1803,  §.  7.  9.  14. 17.  20.  27. 
Bie  Reiche  Anerkennung  enthielt  auch  schon  die  Rheinbandsakte  art  2. 
&be  oben  §.  72  Note 4.  —  üeber  die  rechtliche  Natnr  der  dnrch  den 
fi^dadepntationshaaptschlass  vom  Jahre  1803  geschaffenen  und  auf  Rhein - 
Octroi  gelegten  immerwährenden  Renten,  vergl.  (t.  Linde)  Archiv  des 
int  Bandes,  Bd.  I  Heft  2  (1854)  S.  7  flg.  —  Anstr&galgerichtUches  ürtheil 
te  0.  A.  6.  zu  Celle,  V.  12.  Juli  1860,  die  Forderung  der  freien  Stadt 
Frankfurt  wegen  einer  subsidiarischen  Rheinoctroi-Rente,  auch  Gesuch 
da  Fürsten  und  Altgnfen  v.  Salm-Reiffenscheid-Dyck,  wegen  des 
^  zostehenden  Antheils  an  dieser  Rente  betr.,  Protok.  der  B.  Y.  26.  Biti. 

5* 
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SO  wie  auch  die  fortwährende  Gültigkeit  der  in  demselben  in 
Betreff  des  Schnldenwesens  der  ehemaligen  Reichskreise, 
der  Landesherren  nnd  Länder^),  and  hinsichtlich  der  Pen- 
sionen an  geistliche  und  weltliche  Individuen^)  ent- 
haltenen Bestimmungen  von  dem  Bunde  garantirt,  und  dabei 
den  Mitgliedern  der  ehemaligen  Dom-  und  freien  Reichs- 
stifter verstattet y  ihre  Pensionen  ohne  Abzug  in  jedem  mit 
dem  deutschen  Bunde  in  Frieden  stehenden  Staate  verzehren 
zu  dürfen. 

II.  Den  Mitgliedern  des  deutschen  Ordens  sind 
ebenfalls  Pensionen  nach  den  in  dem  Reichsdepntationshanpt- 
schlusse  vom  25.  Februar  1803  Olr  die  Domstifter  festgesetzten 
Grundsätzen  zugesichert,  und  zwar  in  der  Art,  dass  jene 
Fürsten,  welche  eingezogene  Besitzungen  des  deutschen  Ordens 
erhalten  haben,  diese  Pensionen  nach  Yerhältniss  ihres  An- 
theiles  an  denselben  bezahlen. 

III.  Diese  im  Artikel  XV  der  Bundesakte  ^)  zu  Gunsten 
der  Mitglieder  des  deutschen  Ordens  enthaltene  Bestimmung 
wurde  durch  Bundesbeschluss  vom  17.  Juli  1817,  Sitz.  XLVI, 
§.  351,  auch  auf  die  Mitglieder  und  Diener  des  Johan- 
niterordens  ausgedehnt. 


vom  27.  October  1860  §.  217;  und  hierzu  die  Declaratoria  v.  27.  Januar 
1862,  Protok.  der  B.  V.  8.  Sitz.  v.  20.  Febr.  1862,  §.  68.  —  Vergl.  auch 
(Dr.  Longard  I.)  Ausführung  der  Ansprüche  des  Grafen  Jacob  zu  Eltz- 
Kempenich,  aus  dem  RheinzoUe  zn  Engers.  Coblenz  1842. 

«)  R-D.-H.-S.  V.  25.  Febr.  1803,  §.  38.  77-85.  -  Vergl.  die  Darstel- 
lung  der  Verhandlungen  in  der  B.  V.  über  dieForderuugen  Eurmainsi- 
scher  Staatsgläubiger  an  die  Intraden  der  Beute  Lohneck  und  des 
Zolls  Vilzbachetc,  bei  v.Leonhardi,  das  Austrägalverfahren  des  deut 
Bundes,  Bd.  I  (1838)  S.  729  flg. 

a)  R.-D.-H.-S.  V.  25.  Febr.  1803,  §.50  u.  flg.  -  Vergl.  die  Verhand- 
lungen in  der  B.-V.  über  die  Bitte  des  ehemaligen  Rheinzollschreibers  zu 
Oberlahnstein,  Hofgerichtsrath  B eis  1er,  um  Auszahlung  rückständiger 
reichsschlussmässiger  Pension,  bei  v.  Leonhardi,  a.  a.  0.  I.  S.  590  flg. 

«)  Nach  dem  B.  B.  t.  23.  Aug.  1832  Sitz.  XXXI  §.  329,  die  Modalit&t 
der  Pensionszahlung  an  die  Ritter  des  deutschen  Ordens,  beziehungsweiBe 
die  Reklamation  des  Freiherm  von  Wöllwarth  betreffend,  erkennt  die 
B.  V.  kein  Ascens ionsrecht  an,  d.  h.  kein  Recht  von  Mitgliedern  des 
deutschen  Ordens,  in  den  Genuss  der  Revenuen  anderer  Gommenden  hin- 
au&urttcken,  als  welche  sie  selbst  besassen. 
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lY.  Im  Artikel  XV  der  Bnndesakte  wurde  der  Bnndes- 
msaiDBiliiiig  insbesondere  die  Berathnng  ttber  die  Bega- 
liraDg  der  Sustentationskasse  und  der  anf  die  Be- 
sitzer des  linken  Bheinnfers  übertragenen  Pensionen  fbr  die 
iberrheinisehen  Bischöfe  und  Geistlichen  Torbehalten.  Diese 
B^lilinaig  sollte  binnen  Jahresfrist  geschehen,  bis  dahin  aber 
die  Bezahlung  dieser  Pensionen  in  der  bisherigen  Art  fort- 
gesetzt werden^). 

V.  Obgleich  die  Bandesakte  über  die  Pensionsverhältnisse 
der  Mitglieder  und  Angehörigen  des  Keichskammer- 
geriehtes  nichts  bestimmt  hatte,  so  liess  sich  doch  die  Bandes- 
Tereunmlang  angelegen  sein,  ,,das  Pensionswesen  derselben 
auf  eine  dem  Geiste  der  deutschen  Nation,  sowie  der  Achtnng 
für  dieses  ehrwürdige  Nationalinstitut  entsprechende  Weise  zu 
ordnen«).«  Dorch  B.  B.  v.  14.  Juli  1817,  Sitz.  XLIII,  §.  380 
wurde  zwischen  den  Gehaltsrückständen  bis  zum  Ende  des 
Jahres  1816  und  der  Feststellung  der  Pensionen  für  die  Zu- 
kunft vom  1.  Januar  1817  an  unterschieden,  und  namentlich 
ifl  letzterer  Beziehung  der  Beweis  gegeben,  „dass  der  Geist 
dentscher  Milde,  wie  er  sich  in  dem  Keichsdepntationsabschiede 
von  1803  zum  Vortheile  entlassener  Staatsdiener  so  laut  aus- 
gesprochen, sich  nach  allen  Stürmen  der  Staatsumwftlzung 
anverändert  in  Deutschland  erhalten  hat^).''  Auch  die  Frage 
aber  die  Bezahlung  der  Besoldungsrückstände  ist  nach  einigen 
wdteren  Verhandlungen  nunmehr  definitiv  erledigt  und  fllr 
die  Befriedigung  der  desfallsigen  Ansprüche  Sorge  getragen 
worden  ®). 


')  Diese  Angelegenheit  (sog.  traDSrhenanische  Sustentations- Angelegen- 
heit) hat  niehrfache  Verhandlungen  und  BuudcsbeschlQssc  ventnlasst.  Vcrgl. 
ilabesondere  B.  B.  vom  23.  Deccmbcr  1816,  Sitz.  XIY,  §.  60.  —  B.  B.  vom 
14.  Juli  1817,  Sitz.  KLIH,  §.  332.  ->  Zuletzt  B.  B.  zur  völligen  Erledigung 
der  transrhenanischen  Sustentations- Angelegenheit  vom  10.  Juni  1824, 
Sitz.  XVI,  §.  102. 

*)  Worte  des  BandesbeschluBses  vom  14.  Juli  1817. 

')  Ebenfalls  Worte  des  B.  B.  vom  14.  Juli  1817. 

*)  Tergl.  Bundesbeschluss  vom  6.  Februar  und  18.  August  1818.  — 
B.  B.  vom  24.  Februar  1823;  B.  B.  vom  18.  August  1825,  und  besonders 
B.  B.  vom  24.  November  1831. 


# 
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§.  303. 

2)  Nach  Artikel  XVII,  der  Bundesakte,  bundesgrund- 

gesetzliche  Garantie  der  Postrechte  des  fürsthchen 

Hauses  Thum  und  Taxis. 

a)  GeschichtKchesi,  das  Taxis'sche  Postwesen  betreffend, 

bis   zum  Lüneviller  Frieden. 

L  Die  erste  Anlage  einer  Post  im  heutigen  Sinne,  d.  h. 
einer  Anstalt,  durch  welche  Briefe,  Pakete  und  Personen  auf 
bestimmten  Strassen  mit  unterlegten,  auf  bestimmten  Stationen 
aufgestellten  Pferden  und  Fuhrwerken  zu  bestimmten  Zeiten 
befördert  werden,  geschah  nach  der  gemeinen  Annahme  auf 
den  Vorschlag  eines  spanischen  Adeligen,  Bapti  st  Ton  Taxis, 
unter  E.  Maximilian  L,  um  das  Jahr  1516  im  Interesse  des 
Kaisers  und  beziehungsweise  des  Erzhauses  Oesterreich  zum 
Behufe  einer  regelmässigen  Verbindung  zwischen  Brtissel   und 


•  0  Pütter,  Lit.  d.  Staatsr.  Thl.  m,  8.  576—588.  —  Viel  Unriclitigw 
findet  sich  bei  Pfitter,  inst.  jur.  pubL  §.  350  fi.,  und  besonders  in 
dessen  Erörterangen  I,  Nr.  II,  welchem  Viele  kritiklos  nachschrieben: 
wie  Matthias,  über  Posten  und  Postregal,  2  Bände,  Berlin  1882.  — 
E.  Stängel,  das  deut  Postwesen  in  geschieht!,  u.  rechtl.  Beziehung  y.  ft. 
Ursprünge  bis  auf  die  neueste  Zeit  ete.  und  über  das  rechtliche  YerhSlt- 
niss  der  Post  zu  den  Eisenbahnen,  Stuttgart  1844.  —  Siehe  dagegen 
aber  J.  Kl  üb  er,  das  Postwesen  in  Deutschland,  Erlangen  1811;  desBen 
dffentl.  R.  §.  433  flg.;  --  besonders  aber:  £.  F.  Müller,  das  deutsche 
Postwesen  in  geschichtl.  u.  rechtl.  Beziehung,  Quedlinbg  u.  Leipz.  1847;  — 
y.  Linde,  Archiv  f.  d.  öffentl.  R.  des  deut  Bundes,  Bd.  ü,  Heft  2  u.  3, 
Giessen  1857;  und  hieran  anschliessend:  K.  Ulrichs,  das  deutsche  Post- 
fttrstenthum  etc.,  in  demselben  Archiv,  Bd.  IV,  S.  41  —  296.  —  Der- 
selbe: Der  Nassau-Taxis*sche  Postvertrag  und  der  Braun*sche  Anti^  in 
der  Nassauer  zweiten  Kammer  etc.,  Giessen  1861.  —  Yeigl.  auch:  Histo- 
risch rechtliche  Beleuchtung  des  in  der  Nassauischen  landständ.  Yersamm- 
lung  erstatteten  Commissionsberichts  vom  7.  Juli  1860  über  die  Postver- 
waltung  im  Herzogthum,  in  dem  angef.  Archiv  von  v.  Linde,  Bd.  IV 
(1861),  8.  3—40.  —  üeber  diese  neueren  Schriften  vergl.  meine  Be- 
merkungen  in  den  Heidelberger  Jahrbüchern  1861,  Nr.  47.  48.  — 
Vergl.  auch:  Gönner,  Staatsr.  §.  401.  —  Häberlin,  Handbuch, 
Bd.  m,  S.  64  flg.  —  Leist,  Staatsr.  2.  Aufl.,  §.  207  flg.  —  Mauren- 
brecher,  Staatsr.  §.  216.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  81.  —  H.  A.  Zacfaa- 
riae,  deut  Staatsr.  (2.  Aufl.)  Bd.  H,  §.  197,  S.  857  flg. 

*)  Notizen  über  anklingende  Einrichtungen  in  älterer  Zeit,  namentUcdi 
den  cursus  publicus  der  Römer,  siehe  bei  v.  Linde,  über  die  Haft- 
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Wien,  <L  h.  der  sog.  bnrgnodischen  (niederlJtndischen)  Erb- 
linde  DÜ  der  Osteireichischen  Hauptstadt. 

IL  Ans  der  ältesten  ttber  dieses  Postwesen  vorhandenen 
Cikonde,  dem  Bestallnngsbriefe  des  K.  Karl  V.  vom  31.  Dec. 
1543  ftr  Leonhard  von  Taxis  als  Generalpostmeister ^) 
ogibt  sich,  dass  Baptist  von  Taxis  schon  unter  K.  Maxi- 
milian L  mit  dem  Generalpostmeisteramte  bekleidet  worden 
war  nnd  dasselbe  bis  zn  seinem  Tode  anch  unter  K.  Karl  V. 
fortgeflihrt  hatte,  hierauf  aber  (1536)  dieses  Amt  von  letztge- 
Btmitem  Kaiser  auf  einen  SohnBaptist's,  Franz,  und  nach 
desaen  gewaltsamen  Ende  auf  den  anderen  Sohn,  Leonhard 
roD  Taxis,  tibertragen  worden  war.  Auch  erhellet  aus  dem 
Bestallnngsbriefe  für  diesen  Leonhard  von  Taxis  vom 
J.  1543,  dass  Karl  V.  die  Posten  als  eine  von  ihm  und 
beziehungsweise  seinem  Grossvater  Maximilian  L  als  Kaiser 
«ugehende,  also  kaiserliche  oder  Reichs-Anstalt  be- 
triehtete,  daher  er  darin  durchgängig  von  „seinen  Posten ^y^ 
qricht;  als  Zweck  dieser  kaiserlichen  Anstalt  wird  dabei  die 
ikfatige  und  schleunige  Beförderung  der  Depeschen  und  über- 
banpt  das  Erfordemiss  des  kaiserlichen  Dienstes,  so  wie  der 
Ifntzen  iHr  die  (sämmtlichen)  unter  kaiserlicher  Botmässig- 
keit  stehenden  Reiche,  Länder  und  Unterthanen  angegeben^). 

IIL  C^nau  hiermit  übereinstimmend  wird  auch  in  der 
C<mfirmationsurkunde  des  K.  Ferdinand  I.  vom  21.  Augast 
1563  Ar  Leonhard  von  Taxis  durchgängig  von  der  ihm 
ab  Amt  aufgetragenen  „Fürsehung  der  Posten ^^  „so  im  hei- 


Torbiadlichkeit  der  Postanstalt,  Oiessea  1859,  S.  22  flg.;  39  flg.;  in  dem 
germanischen  Mittelalter,  vergl.  meine  Anzeige  dieser  Schrift  in 
dffl  Heidelberger  Jahrbachem  1859,  Nr.  36,  S.  573.  574. 

^  Diese  Urkunde  von  1543  ist  in  französischer  Sprache  abgefasst,  und 
in  (fie  in  deutscher  Sprache  abgefasste  Conflrmations  -  Urkunde  K.  Ferdi- 
nand's  L  von  1563  wörtlich  aufgenommen.  Siehe  den  Abdruck  in  ▼.  Linde, 
ArcL  1  d.  öffentl.  R.  des  deut  Bundes,  Bd.  n,  Heft  2  u.  3,  S.  249  flg. 

<)  „nos  Postes." 

^  ^. . .  afin  que  toutes  depeches  soient  tant  plus  surement  et  diligement 
diriges,  et  toutes  choses  concemans  le  dit  office  conductes,  comme  il 
eoBTient  pour  nostre  dit  service,  et  le  bleu  de  nos  Royaumes, 
Payi  et  Subjects."  -  Unter  den  Royaumes  ist  unverkennbar  das 
gEönigreich  Germanien''  mitbegriffen.    Siehe  oben  §.  76. 
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ligen  Reiche  und  unsern  Erblanden  gelegen"  geßprochen*), 
und  zwar  wurde  Leonhard  von  Taxis  als  Qeneralpoeri- 
meister  bezüglich  dieser  Posten  ,,gemeiniglich,"  d.  h. 
überhaupt, insgesammt,  und  ,, insonderheit''  aller  und  jeder 
Posten  bestätigt,  welche  von  dem  Generalpostmeister- 
amt  in  den  Niederlanden  abhingen.  Die  Meinung  hierbei 
war  nicht,  dass,  wie  man  gemeiniglich,  aber  irrig  annimmt, 
das  Generalpostmeisteramt  nur  ftlr  die  Niederlande  errichtet 
sem  sollte,  sondern  es  wurde  damit  nur  auf  den  Sitz  des 
über  das  gesammte  Reich,  auch  die  Lombardei  inbegriffen, 
bestellten  Generalpostmeisteramtes,  ausser  welchem  kein  anderes 
im  Reiche  bestand,  hingewiesen.  Dies  erhellet  noch  insbe- 
sondere daraus,  dass  in  dieser  Gonfirmationsurkunde  von 
1563  zum  Erstenmale  eine  besondere  Beschränkung  beigefligt 
wird,  indem  der  Kaiser  von  dem  Generalpostmeisteramte  die, 
aber  auch  nur  die  Posten  ausnahm,  „die  er  selbst  be- 
soldete und  unterhielt/'  d.  h.  die  Posten  im  Erzherzog- 
thume  Oesterreich,  wogegen  die  Übrigen  im  Reiche  und  den 
Erblanden  gelegenen  Posten  als  bisher  von  dem  E.  Philipp 
von  Spanien  besoldete  und  unterhaltene  bezeichnet  worden. 
Ein  stärkerer  Beweis  dafHr,  dass  die  Posten  im  Reiche  ur- 
sprünglich als  eine  kaiserliche  oder  Reichsanstalt,  oder  ein 
sog.  kaiserliches  oder  Reichsregale  betrachtet  wurden,  kann 
wohl  nicht  gefordert  werden,  als  eben  darin  liegt,  dass  der 
Kaiser  das  Generalpostmeisteramt  besetzte,  ungeachtet  der 
Unterhalt  der  damals  eingerichteten  Posten  insgemein  sogar 
einem  Dritten,  dem  niederländisch -spanischen  Zweige  des 
österreichischen  Hauses  oblag,  und  dass  es  eines  besonderen 
Privilegiums  für  die  erzherzoglich  österreichische  Post  bedurfte, 
um  dieselbe  der  Einwirkung  des  kaiserlichen  Generalpost- 
meisters zu  entziehen.  Auch  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  da- 
mals ausser  der  dem  Taxis 'sehen  Generalpostmeisteramte 
unterstellten  Post  und  der  österreichischen  Post  keine  andere 
Postanstalt  im  Reiche  bestand. 

IV.  An  derselben  Grundansicht,  dass  die  Post  ein  kaiser- 
liches Regal  sei,   wurde   auch    bis   zur  Zeit    des   Itlneviller 


0)  Siehe  den  Abdruck  der  Gonfirmations-Ürkunde  E.  Ferdinand's  L 
▼.  1563  bei  ▼.  Linde,  im  angef.  Archiv,  Bd.  ü,  Heft  2  u.  3,  S.  252  flg. 
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RMas  (1801)  von  Kaiser  und  Reieh  festgehalteii.    Dies  be- 

weiKt  Bieht  nur  der  Inhalt  aller  späteren  kaiserlichen  Bestär 

tpBgsnrkiinden  fltr  das  Taxis' sehe  Hans  in  seinem  Reichs- 

gncndpostmeisteramte'')   sondern    insbesondere   bezeugt   dies 

das  Seidisgataehten  von   1570^  welches  darauf  dringt,  dass 

kt  Kaiser  die  Posten  bei  dem  Reiche  erhalten  solle,  als  dessen 

„Hoheit  und  Regal^y^    Dies  bezeugen  femer  die  wieder- 

kken  kaiserlichen  Mandate  gegen    die  allmählig  (und  zwar 

nerrt  in  den  Reichsstädten)  auftauchenden  Versuche,  Neben- 

poiteii  (sog.  Metzgerposten  n.  dergl.)  einzurichten^)  und  die 

Gfltaehten  des  Kurfttrstencollegs ,    welche   ernstlich    auf   den 

Sebotz  des   kaiserlichen  und   Reichspostregals  gegen   solche 

fiigriffe,  so  wie  anch  gegen  die  Uebergriffe  des  kaiserlichen 

bblandpostmeisteramtes  drangen  >®),  mit  dem  ausdrücklichen 

Arfthreu,  dass  das  Reichspostmeisteramt  älter  sei,  und  selbst 

Goseessionen   des    Hauses   Taxis   an    einzelne   Landesherren 

I  aeto  zum  Naclitheüe    des    Reichsregals    sollten   verändern 

I  tafooeD^').    Daher  musste  sich  auch  Taxis  durch  besondere 

I  lerene  verpflichten  die  Reicbspost  ordentlich  zu  bestellen  und 

ia  ihrem  „Esse''  zu  erhalten  >^).    Das  steigende  Bedflrfniss 

^TagL  das  Patent  des  Kaisers  Rudolph  II.  vom  16.  Juni  1595 
kiTon  Linde,  a.  a.  0.  als  Anlage  II,  S.  255  flg.  und  die  übrigen  Be- 
Bätigan^. Urkunden  und  Lehenbriefe  bis   zum  Ausgange   des  18.  Jahr> 
i  konderts,  welche  eben  daselbst  S.  29-47  angefahrt  sind. 

•)  Siehe  v.  Linde,  a.  a.  0.  S.  26  flg.  und  S.  212.  —  Durch  Ver- 
I  ileieh  ?on  1595  wurden  auch   wirklich  die  Posten  vollstftndig  von  dem 
Mg  von  Spanien  (als  Herzog  von  Boigund)  an  das  Reich  abgetreten. 
Kkesdas.  S.  28.  212. 

^)  Yergl.  das  k.  Mandat  vom  6.  Nov.  1597,  bei  v.  Linde,  a.  a.  0. 
I  S.  27  flg. ,  worin  ausdrücklich  Italien ,  Deutschland  und  die  Niederlande 
A  der  Sprengel  des  k.  Generalpostmeisteramtes  aufgeführt  werden.  — 
Mjttfat  K.  Ferdinand*8  11.  vom  17.  Dec.  1627  und  dessen  Patent  vom 
ÜAug.  1635,  ebendas.  S.  31.  ~  Mandat  K.  Ferdinand's  IIL  vom 
ÜAng.  1637  und  vom  3.  Dec.  1642,  ebendas.  S.  33.  85.  —  Mandat 
K.Leopold's  vom  29.  April  1659  u.  s.  w.,  ebendas.  p.  42  flg. 

1*)  Gutachten   des  KurfQrstencoUegs  von  1637  und  1641,  12.  Juli, 
ebendsB.  S.  32-34. 

")  Siehe  insbesondere  das  in  Note  10  angeführte  Reichsgutachten  vom 
I  12.  Juli  1641. 

«)  Vergl.  z.  B.  den  Revers  v.  16.  M&rz  1647,  bei  v.  Linde,  a.  a.  0. 
8. 3&  —  üeber  die  Einrichtungen  der  Reichspost  bestand  zuletzt  eine 
Seichspost  Ordnung  vom  17.  October  1698. 
i 
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des  Verkehrs,  welchem  wohl  mitunter  von  der  Taxis' sehmi 
Postverwaltong  nicht  genügende  Berücksichtigung  zu  Tbeil 
wurde,  noch  mehr  aber  die  steigende  Einträglichkeit  der  Posten, 
rief  seit  dem  Anfange  des  XVI.  Jahrhunderts  immer  häufiger 
das  Bestreben  der  Landesherren  hervor,  für  die  Post  den 
Charakter  eines  landesherrlichen  Regals  zu  beanspruchen. 
Dazu  kamen  überdies  die  mancherlei  Streitigkeiten,  in  welche 
die  landesherrlichen  und  städtischen  Gerichts-  und  Steuerbe- 
hörden mit  den  Taxis' sehen  Beamten  wegen  der  von  diesen 
beanspruchten  Immunitäten,  Personal-  und  Realbefreiungen 
verwickelt  wurden,  und  zu  vielen  gegründeten  wie  ungegrün- 
deten  Beschwerden  gegen  die  Taxis 'sehe  Reichspost  Veran- 
lassung gaben.  Jedoch  wurde  aller  Angriffe  und  vielfaeber 
thatsächlichen  Uebergriffe  ungeachtet  dennoch  vom  Kaiser  und 
dem  Reiche,  aus  Rücksicht  auf  die  Wichtigkeit  einer  einheit- 
lichen Leitung  des  Postwesens  niemals  d^  Grundsatz  der 
reichsstaatlichen  Regalität  desselben  aufgegeben,  senden  es 
wurde  vielmehr  bei  Gelegenheit  der  westphälischen  Friedena* 
Unterhandlungen  ausdrücklich  daran  festgehalten  und  nur  Ab- 
hülfe der  begründeten  Beschwerden  verheissen  ^^).  Diese  Zu- 
sicherungen wurden  auch  in  den  Wahlkapitulationen  seit 
E.  Leopold  I.  regelmässig  wiederholte^),  daneben  aber  die 
Taxis 'sehe  Post  als  die  „im  hL  römischen  Reiche  verordnete 
Post"  ausdrücklich  anerkannt;  überdies  war  dieselbe  unter 
den  besonderen  Schutz  von  Kurmainz  als  Reichspost -Protector 
gestellte^).  Eine  Befugniss  der  Reichsstände,  in  ihren  Terri- 
torien selbst  Posten  anzulegen,  oder  ein  sog.  landesherrliches 
Postregal,  wurde  vom  Reiche  nie  weiter  anerkannt,  als  in 
soweit  der  Reichspost  dadurch  keine  Beschwerde  erwuchs, 
d.  h.  nur  in  Orten    wo   keine  Reichsposten   bestanden  oder 


*>)  Der  alsbald  erregte  Streit,  ob  die  Post  ein  einfieu^eä  Reichsregal 
oder  ein  kaiserliches  Reservatrecht  im  eigentlichen  Sinne  (§.  85)  sei, 
hat  für  den  dermaligen  Charakter  des  Taxis'schen  Postrechtes  keine  Be- 
deutung. 

")  J.  P.  0.  art  IX,  §.  1.  —  V.  Linde,  a.  a.  0.  S.  39. 

«)  W.-K.  Franz  ü.,  1792,  art.  XXIX.  —  Vei^l.  v.  Linde,  a.  a  0. 
S.  41  flg. 

«)  Mandat  vom  2.  Febr.  1666.  —  W.-K.  Franz  n.,  art.  XXIX, 
§.  2.  —  V.  Linde,  a.  a.  0.  S.  M. 
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dvApngeD^^).  Nach  diesen  Omndsäizen  wurde  aaeh  vom 
InMiofraike  in  den  zahlreicben  Processen  entsebieden,  welche 
I  TudemBeidie  hier  als  „Partei  durch  Taxis  reprftsentirt% 
gBgat  die  Uebergriffe  von  Landesherren  in  das  Reichspost- 
regil  sogestrengt  wnrden  '^). 

V.  EiBC  wesentliche  YerSndemng  war  aber  unterdessen 
mderStellimg  des  Hauses  Taxis  zam  Seiche  dadurch  ein- 
{etreien,  dass  dem  Freiherm  Lamoral  von  Taxis  das 
I  loebgerieral-Postmeisteramt  zuerst  von  K.  Matthias  (1615) 
ab  ein  in  seiner  männlichen  Descendenz  vererbliches  „ Reich s- 
refaUnd  Lehen  ^'y  und  sodann  von  Kaiser  Ferdinand  IL 
(1621)  auch  als  ein  Weiberlehen  zu  Gunsten  der  Töchter 
ies  Freiherm  Leonhard  von  Taxis  und  deren  männlicher 
Descendenz  verliehen  worden  war^^).  Durch  diese  Verleihung 
ia  Generalpostmeisteramtes  zu  einem  erblichen  Reichsregal- 
Lehen  war  demselben  zugleich  fllr  das  Hans  Taxis  der 
Qarakter  einer  sog.  Realgerechtigkeit  beigelegt  ^i),  woran 
AiOttelben  fortan  nach  lehenrechtlichen  Grundsätzen  das  sog. 
OBtzbare  Eigenthum  zustand.  Am  4.  October  1696  wurde  das 
Taxig'gche  Haus  von  K.Leopold  L  aus  dem  vorher  schon 
flltng;ten  Reichsgrafenstande  in  den  Reichsftlrstenstand  er- 
Uen;  K.  Karl  VII.  erklärte  (1714)  das  Reichserbpostlehen 
v  einem  Reichs-Thronlehen,  und  am  30.  Mai  1754  wurde  das 
niebsArsiliche  Haus  Taxis  in  das  reichsfUrsÜiche  Gollegium 
ait  einer  Virilstimme  aufgenommen,  bevor  es  noch  einige 
Riehsimnuttelbare  Herrschaften  erworben  hatte  ^^).    In  dieser 


*^  Siehe  das  in  Note  10  angeführte  Gutachten  des  KurfÜrstencollegs 
Wil637.  -  V.  Linde,  a.  a.  0.  S.  60. 

*)t.  Linde,  a  a  O.  S.  60  flg.  ■—  lieber  die  Gnmdlosigkeit  der 
l^^si^tong  älterer  Pablidsten ,  wie  Patter  und  H&berlin,  dass  die  Post 
*^>^d)  ein  landesherrliches  Regal  und  die  Aofoahme  der  Keichspost 
hi^  von  dem  guten  Willen  der  Räichsstände  abh&ngig  gewesen  sei, 
^Kebendas.  S.  58. 

")  Siehe  den  Lehenbrief  vom  27.  Juli  1615,  eben  das.  8.  263  flg. 

^  Siehe  den  Lehenbrief  vom  27.  October  1621,  eben  das.  S.  267  flg. 

*01I.  Feud.  1,  §.1:  „Sciendum  est  autem,  feudum  sive  benefidum 

Bis  in  rebus  soli  aut  solo  cohaerentibus,  aut  in  üs,  quae  inter  im- 
^obilia  connumerantur  .  .  .  posse  consistere/' 

^Ulrichs,  Postftrstenthum  S.  55  flg.  —  (Ueber  das  Unpassende 
"^  dem  Beichsrechte  fremden  Bezeichnung  des  Taxis 'sehen  Reichs- 
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staatsrechtlicheD  Stellnng  erhielt  sich  das  Haus  Taxis  k 
zur  AnflösaDg  des  Reiches ;  die  anfänglich  hiergegen  erhob«» 
Protestationen  altfQrstlicher  Häuser  fanden  keine  Beacht» 
und  fielen  später  hinweg '^^). 

§.  803  •. 

h)    Rechtsverhältniss     des    Taxis 'sehen     Reichspos 
leheiis  seit  dem  Liiiieviller  Frieden  bis  zur  Auflösui 
des  Rheinbundes. 

I.  Durch  die  Abtretung  des  linken  Rheinufers  im  Ltta 
viller  Frieden  (1801)  war  der  Sprengel  des  Taxig'schi 
Reichspostmeisteranites  bedeutend  geschmälert  worden.  D 
Reichsdeputationshauptschluss  vom  25.  Februar  1803  §,  ! 
überwies  daher  dem  Hause  Taxis  mehrere  kleine  6ebi( 
yyZVLT  Schadloshaltung  ftir  die  Einkünfte  der  Reichsposten 
den  an  Frankreich  abgetretenen  Provinzen."  Hieran  rd 
sich  die  weitere  Bestimmung:  ^^Uebrigens  wird  die  Erhaltoi 
der  Posten  des  Fürsten  von  Thnrn  und  Taxis,  so  wie  i 
constituirt  sind,  (ihm)  garantirt^).  Demzufolge  sollen  i 
gedachten  Posten  in  dem  Zustande  erhalten  werden,  in  welch« 
sie  sich,  ihrer  Ausdehnung  und  Ausübung  nach,  znr  Zeit  i 
Lüneviller  Friedens  befanden."  Schliesslich  wurde  noch  bi 
gefttgt:  „Um  diese  Anstalt  in  ihrer  ganzen  Vollständigkeit, 
wie  sie  sich  in  besagtem  Zeitpunkte  befand,  desto  mehr  ! 
sichern,  wird  sie  dem  besonderen  Schutze  des  Kaisers  m 
des  kurftirstlichen  Collegiums  übergeben^)." 


postlehens  als  deutsches  Postförstentham  und  aber  die  noch  unpam 
dcre  Bezeidiiimig  von  Taxis  als  Halbpersonalisten  (ebendi 
S.  95)  siehe  meine  Aasftüining  in  den  Hddelbeiiger  Jahibadiem  18 
Nr.  48,  S.  756. 

«)  V.  Linde,  a.  a.  O.  S.  69.  -  Ulrichs,  Postförtenthum  S.  1821 
«)  Der  franEösische  Text  des  R.-D.-H.-S.  vom  25.  Febr.  1803,  irdcl 
für  den  §.  18  als  Original  gilt  (siehe  oben  §.  78,  Note  17),  sagt « 
dracklich:  „Lui  est  d'aiUenrs  garantie." 

«)  Die  der  endlichen  Redaction  des  §.  13  des  iL-D.-H.-S.  vom  25.  Fe 
1803  vorhergegangenen  Entschftdigongspl&ne  ftr  das  Hans  Taxis,  siehe' 
V.  Linde,  Archiv  f.  d.  öffenU.  R.  des  deat  Bundes,  Bd.  H  (1857),  B 
2  und  3,  8.  II  tlg. 
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IL  Ans  die»tf  Bestinmiang  des  ReichsdepntationshaHpt- 
Yom  25.  Febr.  1803  §.  13,  an  deren  Recbtsbestilndig- 
kait  80  wenig,  als  an  der  eines  anderen  Paragraphen  des- 
selben aoeb  nnr  der  Schein  eines  Zweifels  möglich  ist'),  er- 
gibt lieh  nan  klar,  dass  sowohl  das  Recbtsverhältniss  des 
Taxis'sclien  Generalpostmeisteramtes  zum  Reiche,  wie  es 
nidueoiistitQtionsmässig  von  Alters  her  bestimmt  (constitnirt) 
wir,  ab  auch,  nnd  zwar  in  Folge  hiervon,  insbesondere 
m  dem  faktischen  Znstande  der  Ansflbnng,  wie  es  zur  Zeit 
des  LOneviller  Friedens  bestand,  in  allen  nicht  an  Frankreich 
abgetretenen  Ländern,  die  als  Entschädignngslande  ftir  deutsche 
LaDdesherren  verwendeten  Gebietstheile  inbegriffen,  nnver- 
ifidert  fortbestehen  sollte,  was  sich  übrigens  auch  ohne  diese 
asdrfiekliche  Bestimmung  im  §.  13  des  Reicbsdeputations- 
koptsehlosses  vom  25.  Febr.  1803  von  selbst  verstanden 
kben  wfiide.  Ueberdies  erhellet  aus  dem  §.  13  dieses  Reichs- 
Itpatationsbauptscblnsses  eben  so  klar,  dass  von  Seite  des 
Keehea,  so  wie  auch  der  denselben  vermittelnden  Mächte  das 
iBefat  des  Taxis 'sehen  Hauses  auf  die  Renten  der  ihm  ver- 
ielenen  Beichspost,  dem  lehenrechtlichen  Charakter  des  Reichs- 
|B8tamtes  entsprechend,  als  ein  wohlerworbenes  reales 
Termögensreebt  anfgefasst  wurde,  ftlr  dessen  Verlust  dem- 
idbeu,  analog  dem  Verluste  landesherrlicher  Domänen,  eine 
Entschädigung  gebühre,  wo  das  Reichspostamt  selbst 
tegen  emgetretener  Staatsvefänderungen  hinwegfUUt 

nL  Die  Rechtsbeständigkeit  des  §.  13  des  Reichsdeputa- 
üooshauptschlusses  vom  25.  Febr.  1803  wurde  auch  sofort 
roa  allen  Reichsgliedem  thatsächlich  anerkannt,  mit  Ausnahme 
roD  Preussen,  welches  sich  bezüglich  der  ihm  zugefallenen 
btsehädigungslande  auf  einen  besonderen  mit  Frankreich 
Mer  Zustimmung  von  Rnssland  am  23.  Mai  1802  abgeschlos- 
inen  Staatsvertrag  berief,  doch  aber  sich  (1803)  zu  einer 
itttragsmässigen  Entschädigung  von  Taxis  herbeiliess  *).  Von 
-i^  Zeit  der  Unterhandlungen  über  den  Pressburger  Frieden 
<D,  noch  mehr  aber  seit  der  Zeit    der  Stiftung   des  Rhein- 

^  Die  Widerlegung  der  in  neuerer  Zeit  gegen  die  Rechtsbest&ndig- 
'fcit  des  §.  13  des  R-D.-H.-S.  vom  25.  Febr.  1803  voigebrachten  durchaus 
Michhaltifen  Einwendungen,  siehe  bei  y.  Linde,  a.  a.  0.  S.  77—128. 

*)  V.  Linde,  a.  a.  0.  8.  97  flg.,  129. 
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bundes  and  der  AuflOsimg  des  dentschen  Reiches  (1806)  wnrdi 
in  mehreren  Staaten  die  Taxis' sehe  Post  ohne  Weiteres  vriU 
kuhrlich  aufgehoben  und  bezüglich  der  Posten  ein  Territorial 
System  anfgestellt,  d.  h.  dieselbe  wurde  ohne  Berttcksich 
tigung  der  wohlerworbenen  Vermögensrechte  des  Hauses  Taxi 
an  den  Ertragnissen  der  Reichsposten  für  ein  landesherrliche! 
Hoheitsrecht  erklärt,  obschon  dieselbe  weder  unter  den  in 
art.  27  der  Rheinbundsakte  aufgezählten,  fortan  nur  allein  voi 
den  neuen  Souverainen  auszuübenden  Hoheitsrechten  aofge 
fllhrt  worden  war^),  noch  auch  die  Bestimmung  des  art  S 
der  Rheinbundsakte  über  die  fernere  Unverbindiichkeit  dei 
Reichsgesetze  ftlr  die  Rheinbundsstaaten  mit  Grund  hieher  ge 
zogen  werden  konnte^),  indem  das  Taxis' sehe  Postreehl 
nicht  allein  auf  Reichsgesetzen,  sondern  überdies  und  hanpi 
sächlich  auf  seinen,  zum  Theile  sehr  onerosen  Lehens-Ver- 
trägen beruhte.  In  anderen  Staaten  musste  sich  Taxis  zu 
sehr  harten  neuen  Verträgen  herbeilassen,  um  nur  einiges  von 
seinem  alten  Rechte  zu  retten^.  Mehrfach  wurde  hierdurch] 
in  Gemässheit  des  Grundsatzes,  dass  jeder  souveraine  dentsdic 
Fürst  sich  in  seinem  Territorium  als  Rechtsnachfolger  yon 
Kaiser  und  Reich  betrachtet^),  das  reichslehnbare  Reichs- 
generalpostmeisteramt  des  Hauses  Taxis  in  ein  landeslehn- 
bares  im  Mannsstamme  yererbliches  Erblandpostmeisteramt 
mit  Beibehaltung  des  Charakters  eines  Thronlehens  nmge- 
wandelt®). 

§.  303^ 

c)  Das  Postrecht  des  fürstlichen   Hauses   Thum    und 
Taxis  nach  der  Bundesakte  art.  XVII, 

I.  Erst  auf  dem  Wiener  Congresse  (1814)  hatte  sich  das 
Haus  Taxis  einer  milderen  und  gerechteren  Behandlung 
seiner  alten  Gerechtsame  zu  erfreuen.    Wenn  man  hier   andi 


8)  Siehe  oben  §.  107,  Note  13. 

8)  Siehe  oben  §.  72,  Note  4 

^  Yergl.  über  die  Vorgänge  in  den  Jahren  1803—1815,  ▼.  Linde, 
a.  a.  0.  8.  128-142. 

•  8)  Siehe  oben  §.  113,  IX. 

•)  Siehe  unten    §.   30db,   Note   13.   —    Ulrich,    PostfOrstaithum, 
S.  65  flg. 
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4er  UmnSgliebkeit  Bechnang  tragen  mosste,  alle  früher  recht- 
feh  bestandenen  nnd  nor  willktthrlich  nnd  thatsächlich  während 
der  Rhembondszeit  onterdrttckten  Zustände  yollBtändig  wieder 
knnsteDen,  so  wurde  doeh  anerkannt,  dass  wohlerworbene 
ledite  die  thnnUchste  Berfieksiehtigung  verdienen  und  das 
WB^tlieh  eine  einheitliche  Leitung  des  Postwesens  in  den 
kkbereo  Staaten  im  allgemeinen  Interesse  des  Verkehrs  liege. 
DeiBoach  wurde  nach  Beseitigung  verschiedener  Entwürfe^) 
leUiesslidi  im  art.  17  der  deutschen  Bundesakte  vereinbart: 

1)  ;^as  ftirstliche  Haus  Thum  und  Taxis  bleibt  in  dem 
ianäi  den  Reichsdeputationshauptschluss  v.  25.  Febr.  1803  oder 
ipitere  Verträge  bestätigten  Besitz  und  Oenuss  der  Posten  in 
ta  Terschiedenen  Bundesstaaten,  so  lange  als  nicht  etwa 
dnrdi  freie  Uebereinkunft  anderweite  Verträge  abgeschlossen 
werden  sollten.'^ 

i)  ,4n  jedem  Falle  werden  demselben  in  Folge  des  art  13 
im  erwähnten  Beichsdeputations-Hauptschlusses  seine  auf  Be- 
hasiDg  der  Posten  oder  auf  eine  angemessene  Entschädigung 
(itrttDdeten  Bedite  und  Ansprüche  versichert.^' 

3)  „Dieses  soll  auch  da  stattfinden ,  wo  die  Aufhebung 
fe  Posten  seit  1803  gegen  den  Inhalt  des  Beichsdeputations- 
Bnptoehlusses  bereits  geschehen  wäre,  insofern  diese  Ent- 
lehidigong  durch  Verträge  nicht  schon  definitiv  festgesetzt  ist  ^y^ 

U.  Aus  diesen  Bestimmungen  art.  17  der  deutschen  Bundes- 
^  ergibt  sich: 

1)  Die  ununt^brochen  fortdauernde  rechtliche  GfÜtigkeit 
(<ie  Hechts -Continuität)  des  art.  13  des  Reichsdeputations- 
Ittptschlasses  vom  25.  Febr.  1803  ist  bundesgrundgesetzlich 
tteikannt;  alle  einseitige  willktthrliche  Zuwiderhandlungen 
öizelner  Bundesregierungen  gegen  denselben  sind  als  rechts- 
^Mlrige  Usurpationen  zu  betrachten;  dasselbe  gilt  von  der- 
iMcben  Zuwiderhandlungen  gegen  die  mit  Taxis  seitdem 
^Arithr  abgeschlossenen  Verträge^). 

0  Siehe  die  Terschiedenen  Entwürfe  bei  t.  Linde,  a.  a.  0.  S.  146  flg. 

^  Dies  verstand  sich  nach  vorhergehenden  beiden  Sätzen  schon  von 
•*8t  Ebendas.  S.  176. 

*)  In  dieser  Beziehung  garantirt  die  B.-A.  art  17  also  dem  Hause 
Tttis  lOBdrttcklich  noch  mehr,  als  nach  dem  Wortlaute  des  B.-D.-H.-8. 
WB  25.  Febr.  1803. 
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2)  Der  Besitz  und  Gennss  der  Posten  auf  dea  vorgc 
dachten  Grandlagen  ist  dem  fürstlichen  Hause  Taxis  unvei 
kennbar  mit  dem  Charakter  eines  wohlerworbenen  nutz 
baren  Vermögensrechtes  gewährleistet^):  eine  AnfheboDi 
(oder  sonstige  Beschränkung  oder  Beeinträchtigung,  wie  z.  fi 
durchAnlageoder  Concessionirung  von  Eisenbahnen)  dasselbe] 
kann  nur  gegen  angemessene  Entschädigung  stat 
finden;  ob  die  Aufhebung,  Beschränkung  oder  Beeinträchtigan] 
nur  von  einer  einzelnen  Regierung  in  ihrem  Staatsgebiete 
oder  durch  einen  Bundesbeschluss  zum  Behufe  der  Einriebtnnj 
eines  allgemeinen  deutschen  Postwesens  statt  finden  soll,  ha 
hierbei  keinen  Einfluss.  Wer  zu  dem  fürstlichen  Hause  Taxii 
zu  zählen  ist,  ob  etwa  hierzu  Geburt  aus  standesmässiger  Eh< 
erfordert  wird,  ist  nach  den  etwa  bestehenden  Taxis'scha 
Hausgesetzen,  in  deren  Ermangelung  nach  den  gemeinei 
Rechten  zu  beurtheilen.  Jedenfalls  gehört  hieher  auch  dei 
Weibsstamm  nach  Massgabe  der  oben  gedachten  Reichslehen 
briefe,  sofeme  nicht  derselbe  durch  neuere  für  ihn  verbind 
liehe  Verträge  ausgeschlossen  ist^). 

3)  Wo  Verträge  zwischen  Taxis  und  Regierungen  ge 
schlössen  worden  sind,  wodurch  sich  Taxis  gegen  Anerken 
nung  seines  Postrechtes  zu  gewissen  unentgeltlichen  Leistungei 
oder  zu  Zahlungen  gewisser  Summen  verpflichtet  hat,  kau 
die  Regierung  von  Taxis  ohne  neue  freie  Vereinbarung  wedo 
direkt  noch  indirekt  (wie  z.  B.  in  der  Form  einer  Besteaerong] 
ein  Mehreres  verlangen,  als  im  Vertrage  bedungen  und  znge 
standen  ist.  In  Ermangelung  solcher  Verträge  ist  keine  Re 
giernng  (selbst  nicht  im  Wege  der  Gesetzgebung  und  mü 
Zustimmung  ihrer  Landstände)  befugt,  von  Taxis  irgend  eine 
Prästation  oder  Zahlung  zu  verlangen,  da  in  diesem  Falle 
laut  des  art.  17  der  Bundesakte  der  ait.  13  des  Reichsdepa^ 
tationshauptschlusses  allein  massgebend  ist,  welcher  dem 
Hause  Taxis  den  vollen  Genuss  seiner  Postrenten  garantii^ 


*)  Auch  hierin  geht  der  Wortlaut  der  B.-A.  art  17  weiter  ab  dei 
R.-D.-H.-S.  vom  25.  Febr.  1803;  übrigens  beruhte  auch  dieser  ad 
demselben  Grundgedanken.  Siehe  oben  §.  303a  II.  —  v.  Linde, 
a.  a.  0.  S.  178.  246. 

B)  Eben  das.  S.  164. 
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•kie  ebe  dirdLte  oder  indirekte  Participation  der  Regienmgen 
fau  YOfzabehalten  ^). 

4)  Die  Einkttnfte  des  Hanses  Taxis  ans  seinen  Posten 
dirfen  nieht  als  Aosflttsse  eines  (angebliehen)  indirekten  Be- 
itenernngsrechtes  betraehtet  werden,  welches  es  in  den 
Staaten  ausübe ,  in  welchen  ihm  die  Posten  zustehen^);  nnd 
swar  mn  so  wenige,  als  überhaupt  Posttaxen  nicht  unter  den 
B^rifffon  Steuern  gezogen  werden  können^). 

5)  An  die  Stelle  der  im  §.  13  des  Reichsdeputationshaupt- 
adüasses  Tom  25.  Febr.  1803  dem  Hause  Taxis  zugesicherten 
fiaiutie  seiner  Postrechte  durch  den  Kaiser  und  die  Kur> 
ftnten  ist  jetzt  die  Garantie  des  deutschen  Bundes  und  (im- 
fBeite)  der  acht  Orossmäcbte  getreten,  weil  die  deutsche 
Bimdeaakte  zugleich  einen  integrirenden  Bestandtheil  der 
Vieaer  Congressakte  von  1815  bildet*).  Da  die  dem  Hause 
Taxia  in  der  Bundesakte  art  17  ,,be8timmt  und  aus- 
irfleklich''  eingeräumten  Befugnisse  von  der  Art  sind,  dass 
M  „flicht  erst  noch  einer  näheren  Entwickelung 
kedfirfen,^'  so  ist  das  Haus  Taxis  nach  der  provisorischen 
ÜH&petenzbestimmung  der  Bundesversammlung  vom  12.  Juli 
U17,  §.  5  insbesondere  befugt,  bei  jeder  Verletzung  seiner 
teehte  und   Nichtbeachtung   seiner    Beschwerden   von    Seite 

ler  deutschen  Staatsregieruug,  sofort  den  Schutz  der 
tBndesversammlung  anzurufen  ^^).  Hiermit  ist  auch  die  Gom- 
fetenz  der  Landesgerichte  in  derartigen  Streitigkeiten  ausge- 
leUofisenii). 

IQ.  Der  Beichsdeputationshauptschluss  vom  25.  Febr.  1808 
hl  nur  den  vermögensrechtlichen  Charakter  des  Taxis- 


<)  Ebendas.  8.  180  flg.;  185  flg.;  189. 

^  Diese  Behauptung  wurde  auf  dem  Wiener  Congress  von  den  freien 
iHdten  aufgestellt,  fand  aber  keine  Billigung.     Eben  das.  8.  150. 

«)  Unklar  ist  hierüber  Ulrichs,  Postfürstenthum  S.  83  flg.  —  Vergl. 
^igegen  meine  Bemerkungen  in  den  Heidelberger  Jahrbüchern 
1851.  Nr.  48,  S.  759. 

*)  Siehe  oben  §.  109  L 

«)  Siehe  oben  §.  147  I.  C.  Nr.  2.  S.  860;  vergl.  ebendas.  B.  Nr.  5 
fa  $.  4  der  Competenzbestimmung. 

")  V.  Linde,  a.  a.  0.  S.  185.  188.  210.  218.  244. 

ZSpfl.StMtcraeht.  ».Aufl.  IL  6 
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flcben  Reicbspoflttebens  befaanddt,  da  nvr  dieser  ditonls  eiBes 
besonderen  Schatzes  bedurfte.  Den  coBcmrireiideii  CbarakiMf 
des  Taxis'seben  Postreehtes  als  eiüBeicb^amt  bat  derselbe 
nieht  besonders  bervorgehoben,  da  derselbe  an  sieb  tom  den 
damaligen  Ereignissen  nieht  berflbrt  war.  An  den  Reiche- 
deputationsbanptschlnss  v.  25.  Febr.  1803  §.  13  anschlieBsead 
hat  anch  die  Bundesakte  art.  17  sich  daranf  beschränkt,  die 
vermögensrechtliche  Sehe  des  Taxis' sehen  Postrecht»  n 
ordnen 'und  sicher  zu  stellen.  Eine  affsdrtickliefae  Erklämng 
oder  Bezeichnung  desselben  als  eines  Bandesamtes  ttntei^ 
blieb,  obschon  es  der  Sache  nach  als  ein  solches  aufzufassen 
ist,  indem  vornehmlich  die  Bticksicht  auf  den  Vortfaeil  einer 
gemeinsamen  Leitung  des  Postwesens  in  den  kleineren  Bändelt 
ländern  der  hauptsächliche  Grund  ftlr  die  feirtdauemde  Aner* 
kennung  und  den  besonderen  Schutz  des  Taxis' scfaeii  Posl- 
rechtes  in  der  Bundesakte  war.  Die  Gründer  der  Bnndesakts 
gingen  hierbei  unverkennbar  von  der  Ansicht  aus,  dass  es 
der  besonderen  Constituirung  eines  Bundespostmeistetamtes 
nicht  bedürfe,  weil  in  den  weitaus  meisten  Staaten,  in  welches 
die  Taxis 'sehe  Post  noch  bestand  und  zu  erhalten  war^  dM 
ehemalige  Reichsregallehen  der  Post  bereits  in  ein  landes- 
herrliches Regallehen  für  Taxis  umgewandelt  war^^),  und 
weil  im  Uebrigen  durch  die  ansdrückliche  Bezugnahme  aisf 
den  §.  13  des  Reicbsdeputationshauptscblnsses  die  Frage  nadi 
der  staatsrechtlichen  Stellung  des  fttrstlicben  Hauses  Taxis 
bezüglich  des  Besitzes  des  Posthoheitsrechtes  im  AllgemeiBes 
und  im  Princip  entscMeden  und  darum  eine  besondere  ans- 
cb'tteklicbe  Bestimmung  darüber  nicht  erforderlich  sei  ^').  Ans 
dieser  staatsrechtlichen  Stellung  aber,  wonach  Taxis  theils 
als  mittelbarer,  theils  als  unmittelbarer  Besitzer  eines  eigent- 
lichen  H  oh  ei  ts recht  es  erscheint  ^^) ,  folgt,  dass    es    ganz 


«)  Ebenda 8.  S.  220.  221. 

")  V.  Linde,  im  angef.  Archiv,  Bd.  III,  Heft  1. 

**)  Mit  LehennexuB  besitzt  dermal  Taxis  die  Post  in  Kmrhessen« 
Grossh.  Hessen,  Hessen-Homburg,  in  den  grossb.  und  berzogl.  sächsischen 
Ländern  und  in  den  beiden  Schwarzbarg;  ohne  Lehennexas  in  dea 
Beussischen  Ländern,  in  beiden  Lippe,  in  beiden  HohenzoUem  und  in  des 
4  freien  Städten;  Ulrichs^  Fostförstenthum  S.  76.  Ueber  den  Znsammen- 
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ist,    wenn    mas    demflelbeii   den    Charakter  einer 

Hmn  Gewerbecencession    beilegen    oder    da«    Haas 

Ttxig  mee    m    einem    gewissen    Gescbiftsbetrieb    o<m- 

eeadoffliten  Aktiengesellschaft   gleichstellen  will ^*). 

fidDehr  ist  in   der  Bnadesakte   beztiglich   des    Charakters 

1(8  Taxis'schen    Postrecbts    die    Anerkennung    nnd    die 

fiaraitie   desselben    nach    den   Bestimmungen    des    Reichs* 

iqwtatiombaiiptschlasses    oder    späterer   Vertr&ge   mit   dem 

luieTsiis  enthalten^*),  und  es  bleibt  sonach  diesem  flirst- 

UeBHatM  Besitz  nndOenuss  der  Posten  in  den  betreffenden 

BaBdesIs&dem  so  lange  gesichert,  als  nicht  etwa  durch  frei- 

wiBige   Uebereinkunft    anderweitige   Verträge    abgeschlossen 

terdeiL   Hieraus  erhellet  zugleich,  dass  die  Geldprästationen 

tt  die  Kegierungen,   zu  welchen  sich  das  Haus  Taxis  da, 

«0  es  das  Landeserbpostmeisterami  zu  Lehen  trägt,  Vertrags- 

iMg  kerbeigelassen  hat,  ebenso  wie  die  vertragsmässig  tiber- 

looniaie  Verpflichtung  zur  portofreien  BefBrderung  yon  Brief- 

Kkiften  md  Packeten  der  Regierungen  als  wahre  Lebens- 

frlstationen  oder  Lehendienste,  und  nicht  alsPacht- 

lelder  oder  als  emphyteutischer  Canon  rechtlich  zu  betrachten 

M,  wemi  auch  in  den  Verträgen  eine  derartige  unpassende 

ineidmuDg  gebraucht  worden  sein  sollte  ^^). 

IV.  Die  dem  Hause  Taxis  nach  dem  alten  Reicbsrechte 
^Hegende  Verpflichtung,  von  seinem  Postrechte  nichts  zum 

kagdesdem  Haiue  Taxis  znstftndigen  Anstellangs«  und  Entlassnngs- 
adiles  und  seiner  Disciplinargewalt  über  seine  Postbeamten  mit  dem  ihm 
iButirteD  Postrechte,  siehe  v.  Linde,  im  angef.  Archiv,  Bd.  Ü,  S.  194  üg. 
*)  Durch  den  Begriff  eines  Regals  ist  der  Charakter  eines  bttrger- 
*^  Gewerbes  ausgeschlossen.  VergL  hierüber  meine  Bemerkungen  in 
f^  Heidelberger  Jahrbüchern  1861  Nr.  48,  S.  759;  siehe  auch  Ulrichs, 
P^sHikrsteQtham  S.  140  flg. 

*)  Siehe  oben  §.  SOda,  m. 

^  T.  Linde,  a.  a.  0.  B.  16S.  168.  —  Ueber  die  unpassende  Bezeich> 
ttBg  dUter,  so  wie  der  übrigen  in  der  B.-A.  (art.  XII— XVI)  festgesetzten 
^■KbiofaiageB  der  SouTerain6t&taJBStaatsservituteB,ebendas.  8.226. 

")  Siehe  meine  Bemerkungen  in  den  Heidelberger  Jahrbüchern 
*l  Hr.  47,  8.  745  flg.  —  Der  rechtliche  Charakter  der  von  Taxis  über- 
^^BOKnen  Priistationen  da,  wo  er  die  Post  ohne  Lehennezus  inne  hat,  ist 
^  den  emsdnen  Yertr&gen  zu  beurtiieilen. 

6* 
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Nachtheile  des  Reichsregales  abzulassen,  ist  mit  der  Reichs- 
verfassuDg  hinweggefallen  und  stehet  es  nunmehr  diesem  HaoBe 
frei,  vertragsmässig  sein  Postrecht  an  die  betreffenden  Staato- 
regierungen  aufzulassen  i®). 

y.  Das  Postrecht  des  Hauses  Taxis,  wie  es  in  der  dent- 
sehen  Bundesakte  art.  17  anerkannt  und  garantirt  wird,  ist 
ein  durchaus  eigenthümliches  (singnläres)  Rechtsverbältniss, 
wie  sich  auch  schon  daraus  ergibt,  dass  ihm  ein  besonder» 
Artikel  gewidmet  wurde.  Es  sind  daher  hierauf  auch  keine 
Analogien  des  standesherrlichen  Verhältnisses,  oder  der  Be- 
stimmungen im  art.  14  der  Bundesakte  über  die  Beehtsyer- 
hältnisse  der  Mediatisirten  anwendbar 2^),  obschon  dieser 
art  14  auf  das  fürstliche  Haus  Taxis  allerdings  in  anderen 
Beziehungen,  nämlich  insofeme  es  als  ehemals  reichsständisches 
Haus  und  bezüglich  seiner  ehemals  reichsfreien  Herrschaften 
in  Betracht  kommt,  und  aus  diesem  Grunde  jetzt  auch  zu  den 
standesherrlichen  Häusern  zählt,  Anwendung  finden  kann. 

VI.  Im  Uebrigen  sind  die  Rechtsverhältnisse  des  Hauses 
Taxis  bereits  durch  eine  grosse  Anzahl  von  Verträgen  mit 
den  einzelnen  Staatsregierungen  geordnet  ^^),  namentlich  inBezng 
auf  die  Erklärung  seines  Postrechtes  als  ein  Landes  -  Thronr 
Erbmannlehen,  die  Erlassung  von  Postordnungen ^  die  von 
Taxis  unentgeldlich  zu  befördernden  Briefschaften  und  Packete 
der  Regierungen,  die  Benützung  der  Eisenbahnen,  die  Wahmng 
des  landesherrlichen  Oberaufsichtsrechtes  und  die  Haftverbind- 
lichkeit der  Taxis'schen  Posten  22). 


«)  V.  Linde,  a.  a.  0.  S.  165.  174. 

M)  Ebendas.  S.  70.  71. 

^1)  üeber  den  dermaligen  Umfang  des  Taxis'schen  Postgebietes, 
welches  noch  jetzt  nach  Oesterreich,  Preussen  und  Bayern  das  grösste  in 
Deutschland  ist  (mit  3*/i  Millionen  Einwohner),  siehe  oben  Note  13. 

^)  Ueber  die  (dem  Privatrecht  angehörige)  Haftverbindlichkeit  der  Post 
überhaupt,  siehe  v.  Linde,  die  Haftverbindlichkeit  der  Postanstalt,  Giessen 
1859.  —  Vergl.  meine  Bemerkungen  hierzu  in  den  Heidelberger  JahrbQcheni 
1859  Nr.  36,  S.  572  flg.  —  Seh  eil  mann,  über  die  rechtliche  Natar  des 
Fostbeförderungs- Vertrags,  Marburg  1861.  —  Ueber  das  Aufsichtsrecht  des 
Staates  über  die  Postanstalt  bei  Abtretung  derselben  in  Lehen  oder  Pacht: 
Hoffmann,  in  der  (Tübinger)  Zeitschrift  f.  d.  ges.  Staatswissenschaft» 
1846,  Heft  L  S.  117.  —  üeber  das  Verhältniss  der  Taxis'schen  Post  sa 
den  Staatseisenbahnen:  R.  v.  Mohl,  ebendas.  1844.  Heft  I. 
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§.  804. 

Von  der  BechtsfaMgkeit  der  Fremden,  oder  dem 
sog.  Gastrechte  ^). 

Dct  Fremde,  welchem  der  Eintritt  in  das  Land  ge- 
ittttet  worden  ist,  hat  1)  Ansprach  auf  den  Staatsschatz, 
wogegen  er  aber  flir  die  Dauer  seines  Aufenthaltes  durch  die 
Straf-  und  Polizeigesetze  des  Staates  ebenso  wie  dessen 
bleibende  Unterthanen  verpflichtet  wird').  2)  Der  Fremde 
gesiesst  aUe  Privat  rechte,  welche  nicht  den  Inländern  als 
staatsbfirgerliche  Vorzüge  {droits  ciüUa  im  engeren  Sinne, 
S-  898  Note  12)  beigelegt  sind,  wie  dies  z.  B.  hinsichtlich  des 
Rechtes,  Grundstücke  zu  erwerben^)  und  Erbschaften  an- 
ntreten  der  Fall  ist^).  Auf  letztere  Privatrechte  hat  der 
Fremde  nur  dann  Anspruch,  wenn  dies  durch  Staatsver- 
träge festgesetzt  worden  ist;  doch  pflegt  man  heut  zu  Tage 
auch  in  allen  Staaten  den  Fremden  die  Theibahme  an  solchen 
PdTatrechten  zu  gestatten,  wenn  von  der  Regierung  seiner 
Hdmath  Reciprocität  zugesichert  wird^).    3)  Der  Fremde 

0  K.  Th.  Pütt  er,  das  praktische  europ&iflche  Fremdenrecht  Ldpsig 
1SI&.  —  Am  anafülurlichsten  erkl&rt  sich  über  die  Rechte  der  Fremden 
«der  das  sog.  Gastrecht:  Baden,  VI.  Const-Edikt,  24.  Juni  1806. 

«)  Baden,  VI.  CJonst-Edikt  1808,  §.  1.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1881, 
l  21  -  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  27. 

^  Siehe  oben  §.  298,  Nr.  9,  a.  —  Nur  den  Angehörigen  der  deutschen 
Bondesstaaten  ist  das  Recht,  Grundstücke  in  einem  anderen  deutschen 
Staate,  als  wo  sie  Unterthanen  sind,  zu  erwerben,  in  der  B.-A.  art  18  bei- 
gelegt   Siehe  oben  §.  288. 

*)  Nach  einem  fest  allgemeinen  europäischen  Gebrauche  legte  sich  von 
Alters  der  Fiskus  das  Recht  bei ,  die  hinterlassenen  Gegenst&nde  eines  im 
I^ndfi  Terstorbenen  Fremden  mit  Ausschluss  seiner  Erben  an  sich  zn 
a^ioen  (sog.  Albcnmg,  Albannsrecht,  Fremdlingsrecht,  Heim- 
fallsrecht, ^  albanagn,  droit  d*aubaine).  Siehe  meine  deut  R.-Gesch* 
3.  Anfl.  1858,  5.  116,  Note  8. 

»)  Baden,  VI.  Const-Edikt  1808,  §.  2,  gibt  jedem  Fremden  das 
Betht,  „dass  sein  Vermögen  im  Lande,  wenn  er  darin  stirbt,  gleicher  Für- 
amrge,  wie  jenes  der  Staatsbürger,  anvertraut  und  an  jene ,  denen  es  durch 
gültige  letzte  Willensordnungen  oder  durch  die  Erbfolge  nach  den  Rechten 
seines  Heimathstaates  angehürig  ist,  ausgeliefert  werde,  wenn  nicht  dieser 
Staat  dnFremdlingserbe  (jus  Minagiis)  gegen  den  ünsrigen  ausübt 
od  Ins  dadurch  zur  Rechtserwiderung  nöthlgt.'*  —  Code  Napo- 
2^0"  ttt  11:  „L*^ranger  jonira  en  France  des  mdmes  droits  ciyils,  que 
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ist  im  Staate  nur  geduldet  und  hat  daher  gegen  die  Staats- 
regienmg  kein  Recht  auf  Gestattung  längeren  Aufenthaltes, 
als  es  dieser  gefällt,  noch  auch  auf  Angabe  von  Gründen  im 
FaDe  seiner  Ausweisung®).  Auch  die  Angehörigen  der  deutschen 
Bundesstaaten  haben  in  dieser  Beziehung,  wenn  sie  sich  in 
einem  anderen  Bundesstaate  aufhalten,  als  wo  sie  Unterthanen 
sind,  kein  Vorrecht  vor  den  übrigen  Fremden,  mit  Ausnahme 
der  ehemals  reichsständischen  oder  reichsfreien  adeligen  Fa- 
milien und  derjenigen,  die  in  dem  anderen  Staate  Grundbesitz 
haben '^).  4)  Auslieferung  von  Fremden  an  auswärtige  Re- 
gierungen findet  nur  dann  statt,  wenn  deshalb  besondere  Ver- 
träge oder  Bundesbeschlüsse  bestehen^),  oder  wenn  der  Fremde 
Unterthan  des  reclamirenden  Staates  ist,  und  dessen  Auslie- 
ferung wegen  eines  Verbrechens  begehrt  wird,  welches  anch 
nach  den  besetzen  des  Staates,  in  welchem  er  sich  aufhält, 
strafbar  ist^).  5)  Der  Fremde  ist  berechtigt,  mit  gleicher  Wir- 
kung, wie  jeder  Staatsangehörige,  vor  den  Gerichten  des  Land^ 
in  Civilsachen  als  Kläger  aufzutreten,  muss  jedoch  auf  Ver- 
langen der  Gegenpartei  der  Kosten  wegen  Caution  leisten« 
Auf  der  anderen  Seite  ist  der  Fremde  auch  schuldig,  sich  vor 


ceux  qui  Bont  accord^  anz  Fran^aiB  par  leB  trait^B  de  la  nation  ä 
laquelle  cet  ^tranger  appartiendra."  —  (Reciprocität  ohne  aasdrack- 
lichen  Staatsvertrag  yerpflichtete  nach  dem  Wortlaute  dieses  Artikels 
die  französische  Regierung  nicht  za  gleicher  Gewährung.)  Durch  Gesetz 
vom  14.  Juli  1819  wurde  aber  dieser  art  11,  sowie  die  damit  zusammen- 
hängenden art.  726  und  912,  au^^oben,  und  erkennt  nunmehr  auch  Frank- 
reich, wie  alle  übrigen  Staaten,  in  dieser  Beziehung  den  Grundsatz  der 
Bedprodtät  wieder  an. 

0)  Baden,  VI.  ConsL-Edikt  1808,  §.  2.  (Der  Fremde  hat  die  Pflicht) 
„diese  Abreisis  vorzunehmen,  sobald  die  oberste  Staatsbehörde,  wenn  gleich 
ohne  alle  Eröffnung  ihrer  Beweggründe,  es  ihm  zu  gebieten  sich  entschliesst** 

7)  Siehe  oben  §.  288. 

^)  So  z.  B.  der  B.-B.  v.  18.  August  1836,  die  Auslieferung  politischer 
Verbrecher  betr.;  B.-B.  v.  26.  Jan.  1854,  die  Auslieferung  gemeiner  Ver- 
brecher betr.;  B.-B.  y.  10.  Febr.  1831  und  B.-B.  v.  17.  Mai  1832,  (allge- 
meine Cartellconvention  und  Nachtrag  hierzu)  die  Auslieferung  der  Deser- 
teure und  Gonscriptionspflichtigen  betr.  —  Siehe  unten  465.  466.  506. 

•)  Baden,  VI.  Const-Edikt  1808,  §.  3.  —  Vergl.  überhaupt  R.  von 
Mohl,  Revision  der  völkerreditl.  Lehre  vom  Asyle.  Tübingen  1853.  — 
Strengere  Grundsätze  gelten  gewöhnlich  hinsichtlich  der  Landstreicher, 
Vagabunden  u.  dergl.  —  Verg^.  Baden,  VI  Const-Edikt  1808,  a.  a.  O. 
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am  Landesgeriehten  als  Beklagter  wegen  der  fan  Lande 
emgegangenen  Verbindlichkeiten  zu  Recht  zu  stellen^  nnd  kann, 
wenn  er  vor  Ausgang  der  Sache  ans  dem  Lande  gehen  wollte, 
mr  Stelfamg  einer  CauHo  judicatum  solvi  angehalten  werden  ^^). 
6)  Partiknlarrechte  haben  mitunter  diese  Pflicht  des  Fremden, 
adi  Tor  den  inländischen  Gerichten  als  Beklagter  einzulassen, 
noch  weiter  ausgedehnt,  namentlich  in  Bezug  auf  Handels- 
sachen"). 7)  In  manchen  Staaten  sind  die  Gerichte  ange- 
wiesen, Bechtssachen  der  Fremden  nach  Möglichkeit  schleunig 
zu  erledigen ^^,  oder  8)  bei  Handlungen,  welche  weder  an 
sich,  noch  nach  den  Gesetzen  der  Heimath  des  Fremden  straf- 
bar sind,  die  Unkenntfiiss  der  Landesgesetze  als  einen  Ent- 
sehnldignngsgrund  zu  behandeln,  dessen  Einflnss  auf  die  Be- 
nrtheilong  nach  Befund  der  Umstände  und  nach  der  Wichtige 
keit  der  Sache  zu  ermessen  isf ).  9)  Kein  Fremder  kann  in 
dnem  Lande  ein  Recht  geltend  machen,  welches  durch  die 
Gesetzgebung  desselben  aufgehoben  oder  als  nicht  klagbar  er- 
Ulrt  worden  ist^^). 


«)  Siehe  z.  B.  Baden,  VI.  Const-Edikt  1808,  i  2- 

«0  So  z.  B.  auch  Baden,  YL  Gonst-Edikt  1808,  i  2. 

«)  z.  B.  Baden,  VI.  Gonst-Edikt  1806,  %.  2. 

^  Ebendas.  $.  2. 

M)  So  z.  B.  kaan  kein  Fremder,  der  einen  Sklaven  mit  sich  bringt, 
lein  Heirenrecht  vor  den  deutschen  Gerichten  geltend  machen,  viehnehr  ist 
der  Skkve  tOr  frei  zu  achten,  sowie  er  den  Boden  eines  deutschen  Landes 
betritt,  in  welchem  die  Sklaverei  abgeschafft  ist 


Sechszehnter  Abschnitt 

Der  Adel. 

§.  305. 
Von  den  besonderen  Standesrechten  überhaupt 

I.  Unter  Stand  {prdo  civüis)  im  eigentlichen  oder  recht- 
lichen Sinne  versteht  man  eine  Klasse  von  Personen ,  welchen 
entweder  wegen  ihrer  Geburt  oder  wegen  ihrer  Berufs- 
thätigkeit  gewisse  politische  oder  privatrechüiche  Befiignisse 
zustehen  oder  entzogen  sind,  oder  gewisse  besondere  Ver- 
pflichtungen obliegen. 

II.  Man  kann  hiernach  Gebnrtsstände  und  erworbene 
Stände  unterscheiden:  beide  Arten  sind  regelmässig  mit  ein- 
ander vereinbar^),  ausser  sofeme  durch  Gesetz  oder  Herkom- 
men speciell  ihre  Unvertiäglichkeit  festgesetzt  ist^). 

III.  Im  gemeinen  Leben  verstehet  man  auch  unter  St  and 
häufig  nur  eine  Klasse  von  Personen,  welche  in  Folge  einer 
gewissen  Berufsthätigkeit  gemeinschaftliche  Interessen 
oder  eine  gewisse  Ehrenstellung  in  der  Gesellschaft  habeHü 
ohne  dass  jedoch  deshalb  einer  solchen  Klasse  irgend  besondert 
politische  oder  btlrgerliche  Rechte  vor  den  übrigen  Staatsaa«] 
gehörigen  zukämen').  Von  solchen  Ständen,  ist  hier  derl^atad 
der  Sache  nach  nicht  zu  handeln. 


0  So  z.  B.  kann  Jemand  Beinern  Geburtsstande  nach  bfirgerlich 
oder  adelig,  dem  erworbenen  Stande  nach  aber  Geistlicher,  Militlq 
Staatsbeamter,  Kaufinann  u.  s.  w.  sein. 

')  So  z.  B.  galt  nach  dem  älteren  deutschen  Rechte  die  Beibehalta4 
des  adeligen  Greburtsstandes  ftLr  unvereinbar  mit  einem  zunftm&ssigen  bQiigel> 
liehen  Handwerksbetriebe. 

s)  In  diesem  Sinne  spricht  man  z.  6.  von  einem  Gelehrtenstande,  Kttostn 
lerstande,  Handelsstande,  vom  Stande  der  Industriellen,  Gewerbsstand% 
Bauernstände,  vom  Stande  der  Proletarier,  Tagelöhner  o.  8.  w. 
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§•  S06« 

GeschichtliGhe  Entwickelimg  der  gegenwärtigen  Stände- 
verhaltnisse  in  Deutschland^). 

L  Die  geschichtliche  Entwickelang  veisohiedener  Stända 
D  Deotsdiland  beruhet  1)  auf  dem  Begriffe  der  Genossen- 
iehaft, d.  h.  der  Oemeinschaftlichkeit  einer  gewissen 
ndiOieheB  nnd  politischen  SteDnng  der  Mitglieder  gewisser 
Sdiiehten  der  Gesellschaft  >),  nnd  2)  auf  dem  Begriffe  der 
Besonderheit,  d.  h.  der  besonderen  Zuständigkeit  (eines 
mg.  Sonderrechtes)  in  Folge  der  Eigenthttmlichkeit  ihrer 
ioeisIe&  Stdlnng'). 

n.  Die  grOsste  Bedeutung  hatte  daher  der  Ständeunter- 
idned,  so  lange  es  freie  und  unfreie  Stände  gab,  welche 
nter  sich  wieder  eine  mannigfache  Gliederung  zeigten.  Hier- 
lieh  mnsste  jeder  Stand ,  welcher  mehr  bürgerliche  oder  poli- 


«)  YergL  meine  deut  R-Gesdi.  3.  Aufl.  1868.  Thl.  H.  f .  7  a.  f.; 
Üe  andi  meine  AlterthOmer  des  dent.  Rechts  n.  Reichs.  Bd.  ü.  (1860.) 
i  127— 2G2.  —  üeber  die  grossen  Unterschiede  der  Darstellung  der  Stflnde- 
iBÜkBiase  im  Sachsenspiegel  und  im  Bchwabenspiegel  siehe 
aeiae  Schrift:  üeber  Missheirathen,  Stattgart  1868.  f.  6  u.  f.  und  meine 
ihoth&mer,  a.  a.  0.  S.  217  flg.  —  Nur  mit  grosser  Vorsicht  za  gebraachen 
M:  Pfitter,  über  den  Unterschied  der  Stände  etc.  Göttingen  1796.  -^ 
iLMandt,  Gesch.  der  deutschen  St&ndeverh&ltnisse.  Berlin  1864. 

I  *)  Diejenigen,  welche  gleichen  Standes  von  Gebart  waren,  hiessen  daher: 
iifewoepi''.  Schwabensp.  (Lassberg)  c.  79  I.  II.  u.  s.  w.  ~  Daher 
i^ht  man  noch  heut  zn  Tage  von  Standesgenossen. 

')  Das  Mittelalter  kannte  wohl  auch  ein  gemeines  oder  Eaiser- 
jreekt;  es  war  aber  der  Ansicht,  dass  jeder  Stand  daneben  ein  seinen 
jleio äderen  Yerhfiltnissen  angemessenes  Recht  haben  mflsse;  so  gab  es 
Ifcs  Baadelsstande  sein  Handels-  und  Wechselrecht,  dem  Adel  sein  Lehen- 
jMt,  dem  Bauern  ein  Bauemrecht  u.  s.  w.  Man  erkannte  richtig,  nur 
'^iant  grossem  Umfimge,  an,  dass  auch  die  Mannigfaltigkeit,  so 
wie  das  Allgemeine,  in  dem  socialen  Leben  ein  Recht  auf  Berack- 
habe,  w&hrend  unserer  Zeit  der  Sinn  für  die  Würdigung  der 
&st  ganz,  and  wie  die  Erfahrung  lehrt,  zum  grossen  Schaden  des 
Wohlstandes,  abhanden  gekommen  ist.  Daher  die  Yerflachung 
m  Hntatofligkeit  der  Gesetzgebung  in  so  Tielen  F&llen. 
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tische  Rechte  als  ein  anderer  besass,  im  rechtlichen  Sinne  al 
ein  bevorrechteter  (privilegirter)  im  Yerhältniss  zi 
diesem  erscheinen;  jedoch  war  diese  Bezeichnong  nur  ds 
üblich,  wo  ein  Stand  solche  Vorzüge  besass,  welche  den 
Stande  der  gemeinen  Freien  abgingen.  In  diesem  Sinn< 
werden  Adel  nnd  Geistlichkeit  im  Yerhältniss  zum  sog 
dUtten  Stande,  d.  h.  dem  freien  Bürger-  nnd  Banemstande  ali 
bevorrechtete  Stände  bezeichnet. 

nL  Das  alte  System  der  Standesnnterschiede  mnsste  eiiu 
gewaltige  Umändenmg  erleiden,  seitdem  dnrch  Anfhebung  dei 
Leibeigenschaft  die  gesammte  Masse  der  Unfreien  in  di< 
Klasse  der  gemeinen  Freien  übertrat.  Seitdem  man  ttberdiei 
anfing,  das  Staatsleben  nicht  blos  mehr  allein  anf  seinen  ge 
Bchichtlichen  Qmndlagen,  sondern  auch  von  einem  aUgemeii 
menschlichen  (philosophischen)  Standpunkte  zu  betrachten  nn< 
besonders  seit  der  Unabhängigkeitserklämng  von  Nordamerih 
(1776)  und  der  ersten  grossen  französischen  Revolution  (1789) 
wodurch  die  Grundidee  des  modernen  Staates,  die  rechtliche 
Gleichheit  der  Staatsangehörigen,  zum  Durchbruche  kan 
und  in  ganz  Europa  mehr  oder  minder  den  Sieg  über  die  alt 
germanische  Staatsidee ,  .  jeden  bei  seinem  besonderei 
Rechte  zu  erhalten,  davontrug,  wurde  der  Kampf  gegen  dai 
Privilegium  auch  in  den  Ständeverhältnissen  immer  weite 
fortgeführt.  Wenn  auch  nicht  überall  und  mit  einem  Schlagt 
alle  geschichtlich  hergebrachten  Vorrechte  einzelner  Stände  vei 
nichtet  wurden,  so  wurde  es  doch  allgemeine  und  Grundansicfa 
des  modernen  Staatslebens,  dass  es  in  einem  Staate,  welche 
auf  rechtlichen  Grundlagen  beruht,  zufolge  des  mit  den 
Begiiffe  des  Rechtes  zugleich  gegebeben  Begriffes  der  Gleich 
heit,  einen  Stand  geben  müsse,  an  welchem  alle  Staats 
angehörigen  gleichmässig  Antheil  zu  nehmen  befugt  sind. 

IV.  Als  diesen  allgemeinen  Stand  betrachtete  man  ii 
Doctrin  und  Praxis  seit  der  Auflösung  des  Reiches  den  St  am 
derStaatsbürger  überhaupt,  so  dass  die  Zuständigkeit  de 
durch  den  Begriff  der  bleibenden  Unterthanschaft  begründetei 
politischen  und  Privatrechte  keiuem  Staatsangehörigen  fehlen 
und  auch  deren  Ausübung  in  keinen  andern,  als  nnr  h 
den  durch  die  Civil-  und  Strafgesetzgebung,  als  Folge  gewisses 
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Ukperfiehai  oder  geistigen  Unvollkommenheiteii  oder  straf- 
hren  Httidlimgeiiy  beetimnit  benannten  Fällen  aofgehoben  oder 
besdiri&Dkt  sein  darf. 

T.  Mit  der  Anerkennung  dieses  Grundsatzes  mnsste  sofort 
fie  feinere  Anerkennung  von  Yorzfigen  gewisser  Stände  in 
folibdier  Beziehung,  wie  z.  B.  in  Bezug  auf  StaatsSmter 
ODd  der^.,  und  in  Bezug  auf  das  Prozessreeht  als  unver- 
einbsr  erscheinen ,  und  so  wurde  schon  in  den  Verfassungs- 
nkmiden  Tor  dem  Jahre  1848  regelmässig  der  Grundsatz  auf- 
SaKHnmen  und  auch  in  der  Praxis  der  übrigen  Staaten,  die 
danuds  nodi  keine  Yerfassungsurkunden  erhielten,  meistens 
ab  sdbstverständlich  gehandhabt,  dass  vor  dem  Gesetze  kein 
Uütenehied  der  Stände  gelte,  oder  alle  Staatsangehörigen  vor 
dem  Gesetze  gleich  sein  sollten  ^). 

VL  Da  die  politischen  und  prozessrechtlichen  Vorzflge, 
vdehe  die  Geistlichkeit  in  frflherer  Zeit  genossen  hatte, 
Kü  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches  durch  die  in  den 
finzebtaaten  vorgenommenen  Organisationen  bereits  allent- 
kd)eD  ihre  praktische  Bedeutung  verloren  hatten ,  so  war  zu- 
tonnr  noch  der  Stand  des  Adels  übrig,  welcher  in  den 

Ünzelstaaten  einige  besondere  Standesrechte  besass.  In  der 
leiehsT^assung  von  1849  (Abschnitt  VI,  Grundrechte  des 
4ttto<slien  Volkes,  §.  137)  wurde  auch  der  Adel  als  Stand 
ikr  aufgehoben  erklärt,  und  sonach  seilte  es  Oberhaupt  feme^ 
Im  keioen  Stand  in  dem  bisherigen  eigentlichen  rechtlich  be- 

'4eitenden  Sinne  (§.  305)  mehr  geben.  Da  aber  diese  Bestim- 
nmg  der  Beichsverfassung,  die  auch  schon  in  dem  Berliner 
btworfe  und  den  Beschlüssen  des  Erfurter  Parlamentes  wieder 
keeitigt  worden  war,  nicht  in's  Leben  getreten  ist^),  so  sind 
fas  Adel  noch  einige  besondere  Rechte  nach  den  Verfassungen 
der  Einzelstaaten,  und  einem  Theile  desselben,  nämlich  den 

^Standesherren    und    dem    übrigen    ehemaligen    freien 

l^eiehsadel,   überdies   nach   der   Bundesgesetzgebung  ver- 


<)  Siehe  oben  §.  290  Note  5  n.  f. ;  §.  292  Note  7  o.  f. 
*)  Siehe  oben  §.  292  Note  8. 
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§.  807. 

BundesgesetzKche  Bestimmungen  über  die  Rechtsverliält 

nisse  der  mediatisirten  reichsständischen  Reichsftirstei 

und  Reichsgrafen  und  des  übrigen  ehemaligen  unmittel- 

baren  Reichsadels. 

I.  Zuständigkeit  der  Standesherrlichkeit*). 

I.  Bei  der  Orttndiing  des  deutschen  Bandes  wurde  daran] 
Bedacht  genommen,  den  ehemaligen  reichsständischen 
fürstlichen  und  gräflichen  Famülen,  sowie  den  übrigen 
Beichsangehörigen,  welche  in  Folge  der  Auflösang  dec 
deutschen  Beiches  ihre  Selbstständigkeit  verloren  hatten,  all 
,,den  unglücklichen  Opfern  einer  vergangenen  Zeit^)'< 
alle  jene  Auszeichnungen,  Vorzüge  und  Gerechtsame  za  g» 
währen,  welche  mit  den  neubegründeten  politischen  Verhält 
nissen  Deutschlands  verträglich  sind.  Die  Hoffnungen  und 
Wünsche  der  Mediatisirten  blieben  jedoch  auf  dem  Wienei 
Gongresse  in  vielen  Beziehungen  unerfüllt;  es  suchten  dabei 


*)  lieber  die  standesherrllcben  Verhältnisse  yergl.  überhaupt :  Archiv 
für  Standes-  und  grundherrliche  Rechte  und  Verhältnisse  etc.  2  Bde.  Hefl- 
brenn  und  Karlsruhe,  1821.  1822.  —  Pernice,  de  prindpum  con4tiiiiiqiu 
imp.  Germ,  a  1806  sutjectomm  juris  privat!  immutata  ratione.  Halle  1827.  — 
Derselbe,  Quaestiones  de  jure  publ.  Germ.  Particula  I.  Halle  1832.  — 
Voll gr äff,  die  deutschen  Standesherren.  Gie8senl823  (1824).  — Heffter, 
Beitr.  z.  deut  St.-  u.  Fürstenrecht.  Berlin  1829  (Nr.  IV.  Von  einzelnen 
staatsrechtlichen  Anomalien  in  Deutschland).  -—  v.  Dresch,  Abhand- 
lungen. 1830.  Nr.  rV.  S.  119  u.  f.  (Von  den  Rechtsverhältnissen  der  Stan- 
desherren nach  d&m  deutschen  und  bayerischen  Staatsr^hte.)  —  Vahl- 
kampf,  die  deutschen  Standesherren,  ein  Ueberhlick  über  ihre  Lage  and 
Verhältnisse.  Jena  1844.  —  J.  G.  Kohler,  die  staatsrechtlichen  YerhSlt- 
nisse  des  mittelbar  gewordenen,  vormals  reichsständischen  Adels  in  Deutsch- 
land. Sulzbach  1844.  —  Elüber,  öffentl.  R  §.  301  u.  f.  ~  Mauren- 
brecher,  Staatsr.  §.  134.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  72  u.  f.  — H.  A.Zacha- 
riae,  Staafar.  2.  Aufl.  §.  96  u.  f.  —  Held,  System  des  Verf.-R.  Bd.  E 
(1867)  S.  627  flg.  —  Golther,  über  die  staatsrechtlichen  Folgen  der  Ver- 
äusserung  einer  Standesherrschaft  in  der  (Tübing.)  Zeitschrifl;  f.  d.  gesammte 
Staatswissenschaft;  Bd.  17  (1861)  S.  209—284. 

*)  So  werden  sie  im  ersten  Vortrage  der  k.  k.  österreichischen  vor« 
sitzenden  Gesandtschaft  (Sitz.  H.  v.  11.  Nov.  1816,  §.  7,  p.  53  der  Quait- 
Ausgabe  der  B.-ProtokoUe)  bezeichnet 
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ieidbe&  ihre  Bechte  ttnd  Ansprüche  mmdeBtens  dnreh  eine 
femGcke  Proteetation  zu  wahren '). 

n.  Die  deutsche  Bandesakte  handelt  in  zwei  Stellen  von 
famediatisirten,  d.  h.  der  Staatshoheit  eines  deutschen 
Budesgiiedes  unterworfenen  vormaligen  Reichsstftnden 
odff  jetzt  sogenannten  Standesherren  *)y  nämlich  im  art  VI 
iDd  im  art  XIV. 

If.  Der  art  VI  betriffi  die  kllnftige  Stellung  der  mediati- 
nteD  Tonnaligen  Seichsstände  zum  Bunde  als  politischer 
Bipenchafty  und  stellt  in  Aussicht,  dass  die  Bundesversamm* 
hiig  bei  der  Berathung  der  organischen  Bundesgesetze  in  Er- 
wigBDg neimien  werde,  ob  denselben  einige  Cur iatstimmen 
in  Plenam  zugestanden  werden  sollen.  Ein  Beschlnss  hier- 
tber  ist  aber  bisher  nicht  zu  Stande  gekommen  ^). 

IV.  Der  art  XIV.  der  deutschen  Bundesakte  enthält  unter 
^r  ^i  ^f  dagegen  eine  Reihe  von  Bestimmungen,  über  welche 
lidi  die  Bundesstaaten  vereinigt  haben,  um  den  im  Jahre  1806 
BDd  seitdem  mediatisirten  reichsständisiehen  -fürstlichen 
iftd  gräflichen  Häusern  in  Gemässheit  der  gegenwärtigen 
Terbältnisse  in  allen  Bundesstaaten  einen  „gleich- 
armig bleibenden  Bechtszustand''  zu  verschaffen.  Diese 
Sestimmuigen  betreffen 

1)  eines  Theiles  solche  Rechte,  welche  diesen  vormaligen 
nidttstlndischen  Häusern  gegen  alle  einzelne  Bundes- 
{Eeder  ohne  Unterschied  zustehen  sollen,  und 

2)  anderen  Theiles  solche  Sechte,  welche  ihnen  gegen 
JM  Bnndesglied  insbesondere  zustehen  sollen,  welchem  sie 


^  Veri^.  über  die  RechtgverwahruDg  der  Standesherren  gegen  die 
Indaakte  «if  dem  wiener  Gongresse:  El  ab  er,  Uebersicht  S.  149. 
».566. 

*)  Die  Bezeichnung  „Standesherrschaften'*  für  mittelbar  ge- 
VBrieoe  Herrschaften  (ezimirte  Stftnde,  s.  oben  f.  90)  findet  sich  schon 
lädem  XIY.  Jahrhunderte  in  Schlesien  und  in  der  Lausitz.  Kl  üb  er, 
VmtL  B.  {.  301  Note  b.  ~  In  der  deutschen  Bundesakte  erscheint  das 
Wort  Standesherren  zuerst  im  art  XIY  a  linea  b. 

>)  Siehe  hierüber  oben  §.  115  II.  —  Siehe  die  deshalb  an  die  B.-Y. 
I^icbteeen  Eingaben  deutscher  Standesherren  d.  d.  Frankfurt  a.  M.  1.  Not. 
^25.  Not.  1816  bei  G.  t.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conf.  Germ.   8.  Aufl. 

Öl  a  a  19  u.  28. 
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und  ihre  Besitzungen  nunmehr  angehören  |  ohne  dasB  jedod 
die  Befugnisse  beider  Klassen  in  der  Fassung  des  art  XI^ 
scharf  geschieden  wären. 

y.  Dabei  wnrde  im  art.  XIV  der  Bmidesakte  aaf  die  k 
bayerische  Declaration  vom  19.  März  1807  yerwiesen,  nnd 
dieselbe  als  subsidiäre  Norm  erklärt,  welche  sowohl  bd 
der  näheren  Bestimmung  der  in  der  Bundesakte  art  XIV.  auf 
gezählten  Befugnisse,  als  auch  ,,in  allen  ttbrigen  dank- 
ten'^  zur  weiteren  Begründung  und  Feststellung  eines  in  allen 
deutschen  Bundesstaaten  ttbereinstimmenden  Kechtszostandes 
zu  Grunde  gelegt  werden  soU^).  Aus  dem  der  k.  bayerisches 
Declaration  vom  19.  März  1807  beigelegten  Charakter  als 
subsidiäres  Bundesgesetz  ergibt  sich  aber  von  selbst,  dasa  sie 
in  jenen  Sätzen  keine,  insbesondere  keine  gemeinrechtliche 
Gültigkeit  haben  kann,  welche  mit  einer  ausdrücklichen  Be 
Stimmung  der  Bundesakte  (von  1815)  im  Widerspruche  Btehen, 
und  hinsichtlich  deren  also  offenbar  ist,  dass  die  Bundesaktc 
etwas  anderes  festsetzen  wollte''). 

VI.  Dass  man  nur  vormals  reichsständische  fllrstlicbi 
and  gräfliche  im  Jahre  1806  und  seitdem mediatisirt« 
Häuser  fbr  bundesgrundgesetzlibh  berechtigt  eracbtei 
kann,  die  Eigenschaft  als  standesherrliche  im  Sinne  dei 
Bundesakte  art.  XIV  und  die  Gewährung  der  sämmtlichen  da 
selbst  verzeichneten  Befugnisse  in  Anspruch  zu  nehmen,  erg^ 
sich  nicht  nur  aus  dem  Wortlaute  dieses  Artikels,  sondern  diei 
ergibt  sich  auch  aus  dem  Protokolle  des  Gongresses  zu  Aachei 
vom  7.  November  1818^),  wonach  ^ykur  ancienne  pontian  dam 
fempire''  als  der  Grund  der  ihnen  gewährten  oder  in  Amssichl 
gestellten  Rechte  erwähnt  wird®). 


•)  Abgedruckt  ist. die  k.  b.  Declaration  t.  19.  M&n  1807  in  G.  t.  Meyer 
Corp.  Jur.  Conf.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  IL  S.  8  flg. 

^  So  z.  B.  bestimmte  die  k.  bayerische  Dedaration  t.  19.Mäns  1801 
anter  A,  14:  „ . . .  ihre  FamilienverMge  und  eingeführten  Succesaioi»- 
ordnnngen  müssen  uns  zur  Bestätigung  vorgelegt  werden."  Geradi 
diese  Bestätigung  ist  aber  durch  die  B.- A.  art  14,  2  nicht  erfarderl 
worden.    Siehe  unten  §.  314. 

•)  Siehe  oben  §.  115  Note  8. 

•)  Uebereinstimmen:  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  V.  §.  2.  -~  Bades, 
Edikt  vom  16.  April  1819,  §.  1. 
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TU  Andere  ab  die  Torgedachten  reiehsständiBchen 

ftritliehen  und  gräflichen,  erst  im  Jahre  1806  nnd  seit- 

jemisediatifflrten  Familien  können,  selbst  w^nn  sie  frflher  reichs- 

I  AdiKh  waren,  aber  sdion  vor  dem  Jahre  1806  mediatisirt 

!  vwdea  rind,  die  Anerkennung  als  Standesherren,  d.  h.  ein 

I  leeht  uf  Gewährung  der  simmtlichen  im  art  XIV  der  Bnndes- 

I  ikte  den  Standesherren  beigelegten  Vorrechte  nicht  anders, 

dl  dnreh  einen  Bondesbeschluss  erlangen  **). 

VDL  Hierzn  ist  nach  dem  Geiste  der  BundesTerfassung 

StfaBmeoemhelligkeit  «forderlich,  weil  es  sich  in  solchem  Falle 

'  VB  eine  Gewähmng  handelt,  zu  deren  Ertheilnng  die  Bundes* 

glieder  in  den  Bnndesgrundverträgen  keine  Verpflichtung  ttber- 

Mtmea  haben.    Insbesondere  gehört  zu  der  Otiltigkeit  eines 

IMleheD  Bundesbeschlnsses   die  Einwilligung  des  fiouverains, 

iiRlehem  die  betreffende  Familie  als  Unterthan   unterworfen 

kj  oder  in  dessen  Gebiete  ihre  Besitzungen  liegen,  da  einem 

iriehen  Souyerain  durch  die  Ausdehnung  der  standesherrlichen 

Torreehte  auf  eine  seiner  Staatsgewalt  bereits  unterworfene 

fcniiie  neue  und  bleibende,  regelmässig  höchst  lästige 

loehränkungen  in  Bezug  auf  den  künftigen  Gebrauch  seiner 

l^setzgebenden  Gewalt  auferlegt  werden  ^^). 


*)  Dies  schliesBt  nicht  aus,  dam  nicht  solchen  Famüien,  z.  B.  den 
Ztichigr&flicheii,  welche  wirklich  auf  dem  Reichstage  Sitz  und 
llfmme  geitabt  hatten,  die  aber  schon  vor  1806  ihre  Beichsstandschaft 
iriofea  hatten  oder  mediatisirt  worden  waren,  einige  der  YorzQge,  welche 
fcB.-A.  art.  XIV  den  Standesherren  beilegt,  selbstTerstftndlich  zn- 
hmaea,  nnd  von  ihnen  nicht  erst  erworben  zu  werden  brauchen ,  z.  B. 
^  Hecht  der  Ebenbart,  die  Eigenschaft  des  sog.  hohen  Adels  (siehe 
^  i  226  Note  5).  Der  Wunsch,  solche  Rechte  gegen  mOgUche  Zweifel 
lite  za  Btdlen,  kann  aber  wohl  solche  Familien  veranlassen,  die  B.-Y.  um 
fb  ErUftnmg  anzugehen,  dass  auch  auf  sie  die  B.-A.  art  XTV  als  an- 
Vttdbsr  erU&rt  werde,  üebrigens  übersehe  man  nicht,  dass  durch  blossen 
Verlust  der  Beichsstandschaft,  ja  selbst  durch  den  Verlust  der 
lindeshoheit  und  Unterordnung  des  Landes  unter  eine  fremde  (z.  B, 
ittidiiacfae)  Staatsherrschaft,  oder  unter  die  Hoheit  eines  anderen  Reichs« 
iiMdea,  die  persönliche  Reichsanmittel  barkeit  der  Familie  noch 
AhtcrioBchen,  also  diese  noch  keinesweges  mediatisirt  war,  so 
btge  das  Reich  bestand,  es  mOsste  denn  eine  solche  Familie  ihre 
leichsangehörigkeit  noch  vor  der  Auflösung  des  Reiches  (1806)  auf- 
ftäwn  oder  eingebflsst  haben.    Vergl.  hier  unten  Note  17  u.  18. 

•*)  VergL  oben  §.  113 ,  Vü,  Note  7.  —  üeber  das  von  diesem  Grund- 
Mie  und  'der  damit  fibereinstimmenden  bisherigen  Praxis  der  B.-V    ab- 
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IX.  Die  Bnndesversammlang  hat  bereits  mehreren  Familiei 
bei  welchen  nicht  alle  Voranssetzangen  des  art  XIY  der  Bimdef 
akte  zutrafen,  jedoch  regelmässig  mit  Zastinunong  des  betreffen 
den  Sonverains  und  meistens  nur  auf  Anmeldung  dorel 
denselben  ^^)y  die  im  Artikel  XIY  der  Bundesakte  den  ehe 
maligen  Reichsständen  zugestandenen  Rechte  beigelegt,  um 
zwar  theils  solchen  Familien,  welche  auf  dem  Reichstag« 
nur  als  Personalisten  Sitz  und  Stimme  gehabt  hatten^^) 
theils  solchen,  welche  nicht  einmal  Personalisten  gewesei 
waren,  da  sie  auf  dem  Reichstage  nur  als  Reichsbeamte  einei 
Sitz,  aber  keine  Stimme  ^^),  oder  »sogar  nicht  einmal  einet 
solchen  Sitz,  sondern  nur  in  einer  kleinen  reichsfreien  Rea 
Schaft  eine  Landeshoheit  gehabt  hatten,  in  deren  Besüa« 
sie  sich  als  Landesherren  in  der  reichszeitlichen  Be 
deutung  auch  nach  der  Auflösung  des  Reiches  unter  der  Ober 
hoheit  eines  Bundesgliedes  erhalten  hatten  ^^),   was    als  ein^ 


weichende  Yerüahren  derselben  in  der  Bentinck*  sehen  Sache,  siehe  obei 
i  113,  Vm,  Note  9;  §.  143,  Note  6;  §.  158,  VI,  Note  7  u.  8. 

«*)  Bis  jetzt  ist  der  Bundesbeschluss  vom  12.  Juni  1845,  Site.  ^JL 
Prot  §.  218,  das  einzige  Beispiel,  dass  einer  nicht  wirklich  reichs- 
ständischen  Familie  (Bentinck)  durch  die  B.-V.  die  in  der  B.-A 
art  XIV  Teizeichneten  Vorrechte  nur  durch  Stimmenmehrheit,  un< 
überdies  unter  Widerspruch  und  Verwahrung  des  betreffenden  Son- 
yerains  (Oldenburg)  beigelegt  worden  sind,  und  ebenso  ist  es  ohne  Be» 
spiel  und  bei  früheren  Vorgängen  niemals  geschehen,  dass  die  YerkOndi 
gung  eines  Bundesbeschlusses  in  einer  solchen  Sache  in  s&mmtlichen  Bunde» 
Staaten  angeordnet  worden  wäre,  wie  dies  im  Bentinck*  sehen  Falle  durd 
B.-B.  vom  12.  Mai  1853,  Protok.  §.  132,  geschehen  ist  Siehe  oben  $.  151 
IV,  Note  4. 

^^)  Dahin  gehören  z.  B.  die  Grafen  v.  Schliz,  gen.  Gör z,  im  Grossh 
Hessen;  die  Grafen  von  Platen  und  Hallermünde  in  Hannover;  äk 
Grafen  ▼.  Neipperg  in  Würtemberg,  u.  A.  —  Vergl.  Klüber,  Abhandl 
I.  S.  219  flg.  —  Dessen  öffentl.  R.  §.  303  Note  e.  —  Siehe  auch:  .Jenaei 
Urtheil  in  Sachen  Bentinck,  1843,  S.  262  u.  flg. 

^^)  So  z.  B.  die  Grafen  von  Pappenheim,  als  ReichserbmarschäUei 
(siehe  oben  §.  90  Note  3).  Sie  wurden  von  Bayern  nach  längerer  Weige- 
rung (siehe  Klüber,  öffentl.  R.  §.  315  Note  b)  in  der  Sitzung  der  B.-V. 
vom  9.  Sept  1831  angemeldet 

1°)  So  die  Grafen  von  Bentinck,  nach  demB.-B.  vom  12«  Juni  1846; 
siehe  hier  oben  Note  12.  —  lieber  ihr  staatsrechtliches  Verhältnias  sa 
Oldenburg,  nach  dem  Berliner  Abkommen  vom  8.  Juni  1825,  siebe 
oben  §.  108  Note  11. 
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ftaitsrechtliche  Anomalie  za  betrachten  isV%  Um  so 
wk  erscheint  es  als  angemessen ,  dass  die  Bnndesyersamm- 
hnganch  solchen  fürstlichen  nnd  gräflichen  Hänsem,  welche 
tth  bis  zur  Anflösang  des  Reiches  in  der  Ansttbnng  der 
teichsstandschaft  erhalten  hatten,  obschon  sie  schon  vor 
kt  AoflOsimg  des  Reiches  durch  die  Umstände  genöthigt  wor- 
fa  waren,  ihre  Landeshoheit  der  Hoheit  eines  anderen  Reichs- 
JCandes  anterznordnen,  wie  das  fürstliche  nnd  gräfliche  Haas 
SebSnbarg  unter  K.  Sachsen  >^  und  das  gräfliche  Haus 
6iech  unter  Brandenburg,  jetzt  unter  Bayern  ^^),  ebenfalls 
ie  Anerkennung  als  standesherrliche  Häuser  im  Sinne  der 
BBodesakte  art.  XIV  gewährte.  Uebrigens  haben  alle  unter 
fe  vorstehenden  Kategorien  fallenden  ftlrstlichen  und  gräf- 
ieben  Häuser  nur  auf  die  den  Standesherren  im  art  XIV  der 
Imdesakte  eingeräumten  Ehren-,  Standes-,  Familien- 
fed  anderen  persönlichen  Rechte  Anspruch.  Das  Rechts- 
veriiältiuBs  ihrer  Besitzungen  zu  den  betreffenden  Staatsregie- 
ADgen,  soweit  es  vor  der  durch  die  Bundesversammlung  aus- 
pproeheDcn  Anerkennung  der  Standesherrlichkeit  dieser  Häuser 
iireh  Verträge  oder  Gesetze  geordnet  worden  war,  wird  also 
fedarch  nicht  yerändert  *»). 


^  üä)er  ähnliche  staatsrechtliche  Anomalien,  theils  paragirter 

ftien  wuTerainer  deutscher  Ffirstenhftuser,  theiU  vormaliger  reichsstAndi- 

ikerHioser  mit  subordinirter  Landeshoheit  (§.  103,  XIY),  wie  das  fürst- 

ik  and  gräfliche  Haus  Schönbarg,  das  gr&fliche  Haus  Stolberg, 

i,  nehe  Heffter,  Beiträge,  1829,  S.  2d9  flg. 

*0  ^eigl.  in  Bezug  auf  das  fürstliche  und  gr&fliche  Haus  SchOnburg 
hB.-B.  Tom  7.  August  1828,  in  G.  y.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conf.  Germ. 
IAbI  ThL  n.  S.  Id8  flg.  —  Siehe  Note  15;  vergl.  die  neuere  Literatur 
fcftber  oben  §.  92,  VÜI,  Note  17. 

'  ")  Vergl.  in  Bezug  auf  das  gräfliche  Haus  Giech:  Protok.  der  B.-V. 
KSitz.  Tom  27.  April  1861,  §.  111;  bei  G.  v.  Meyer,  1.  c  Thl.  m. 
j^)  S.  29,  und  die  Bekanntmachung  der  Krone  Bayern,  d.  d.  Manchen, 
*  April  1861,  Reg.-Bl.  1861  Nr.  16,  siehe  unten  Note  19.  —  Die  neuere 
hnttor  hieraber,  siehe  oben  §.  92,  VUI,  Note  17. 

^  Ausdrücklich  sagt  dies  in  Bezug  auf  das  Haus  Schönburg  der 
l-B.  T.  7.  Aug.  1828.  —  In  Bezug  auf  die  Grafen  t.  Bentinck  be* 
ihiakte  sich  der  B.-B.  t.  12.  Juni  1845  darauf,  zu  erklären:  „dass  der 
Mchen  Familie  B.  nach  ihrem  Standesverhältnisse  zur  Zeit  des  Reiches 
«Rechte  des  hohen  Adels  und  der  EbenbOrtigkeit  im  Sinne  des 
^eli  XIY  der  deutschen  Bundesakte  zustehen/'  —  Die  k.  bayerische 

ZiFfl,  SlaafeBiaeht.  f.  Aafl.  IL  7 
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§.  308. 

n.   Vorrechte  der  Standesherren  in  Bezug  auf  ihr 

Standesverhältniss. 

Anerkennung  des  hohen  Adels  und  der  Ebenbürtigkeit 

Prädikat  Durchlaucht  und  Erlaucht.   Prinz.  Prinzessin. 

Erläuterung  von  art.  XIV  a  der  Bundesakte  ^)« 

I.  Das  erste  Vorrecht,  welches  die  deutsche  Bnndesakte 
art.  XIV  Lit.  a  den  Standesherren  in  Bezug  auf  alle  Bundes- 
glieder  beilegt,  bestehet  darin ,  ,,dass  diese  fürstlichen  und 
gräflichen  Häuser  fortan  nichts  desto  weniger  (d.  h.  ihrer  Me- 
diatisirung  ungeachtet)  zu  dem  hohen  Adel  in  Deutsch- 
land gerechnet  werden,  und  ihnen  das  Recht  der  Ebenbür- 
tigkeit in  dem  bisher  damit  verbundenen  Begriffe  verbleibt^ 

n.  Es  wird  hiemach  das  Bestehen  eines  hohen  Adele 
in  Deutschland,  d.  h.  eines  Adels,  der  als  hoher  in  ganz 
Deutschland  anerkannt  werden  muss,  vorausgesetzt,  ohne  dasE 
jedoch  hier  ausdrücklich  gesagt  wird,  was  der  hohe  Adel  sei. 
noch  welche  Familien  zu  demselben  zu  rechnen  sind 
Eine  Erklärung  hierüber  wäre  allerdings  um  so  mehr  zu 
wünschen  gewesen,  als  bis  dahin  in  keinem  deutschen  Reichs 
gesetze  der  Ausdruck  „hoher  Adel''  gebraucht  worden,  son 
dem  dieser  Ausdruck  ebenso,  wie  der  Ausdruck  niedere] 
Adel  es  noch  ist,  nur  ein  doctrineller  war,  und  üb« 
dessen  Begriff  eine  Verschiedenheit  der  Ansichten  bestand 
Hauptsächlich  bewegt  sich  der  Streit  um  die  Frage,  ob  nur  di« 
ehemalige  Reichsstandschaft,  oder  auch  schon  die  Inne 
habung  einer  Landeshoheit  allein  die  Eigenschaft  des  bohei 
Adels  für  eine  reichsunmittelbare  Familie  begründe. 

Bekanntmachung  vom  19.  April  1861  (siebe  Note  18)  lautet:  „S.  M.  de] 
König  haben  nach  näherer  Prüfung  .  .  .  geruht,  dem  gräflichen  Hau» 
Giech  als  Besitzer  der  Herrschaft  Thumau  die  Eigenschaft  eines  stände» 
herrlichen  Hauses  im  Sinne  des  art.  XTV  der  deutschen  Bundesakte,  soliii 
auch  die  Theilnahme  an  allen  hieraus  fliessenden  Ehrenrechten  um 
Vorzügen,  soweit  nicht  hierauf  rechtsverbindlich  verzichtet  irordei 
ist,  zuzuerkennen."  • 

<)  Yergl.  meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  umI 
dem  deut  Reichsrechte  und  dein  deut  Bundesrechte  überhaupt,  und  ml 
Rücksicht  auf  den  gräfl.  Ben tinck*schen Rechtsstreit  insbesondere.  Statt- 
gart 1853,  besonders  §.  107  u.  108. 
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m  Für  die  erstere  Meinung  hat  sich  von  jeher  nicht 
nr  die  weitaus  überwiegende  Mehrzahl  der  Publicisten  aos- 
{^oehen,  sondern  es  befinden  sich  hierunter  gerade  die  ans- 
(oeieimeteten  nnd  bewährtesten  Männer  des  Faches  älterer 
nd  neuerer  Zeit,  welche  nicht  einmal  die  reichsständischen 
Personalisten  als  zum  hohen  Adel  gehörig  anerkennen^). 

lY.Die  zweite  Meinung,  wonach  schon  die  Zuständig- 
keit einer  in  der  Beichszeit  besessenen  Landeshoheit  zur 
BegrOndoDg  des  Standes  des  hohen  Adels  genügen  soll,  hat 
vm&  in  Parteischriften  nur  wenige  Anhänger  gefunden^),  ist 
aber  ron  der  Bnndesversanmüung  bei  der  Aufnahme  einiger 
hmifien,  welche  theils  nur  reichsständische  PersonaUsten,  theils 
nr  einfache  Landesherren  gewesen  waren,  in  die  Klasse  der 
Studeeh^ren,  zu  Grunde  gelegt  worden^),  jedoch  in  einem 
FiUe  nicht  ohne  aus^cklichen  Widerspruch  einer  grossen  An- 
iiU  Ton  Bundesgliedem^).    Da  aber  die  Aufnahme  yon  Fa- 


<)  VergL  Gönner,  Staatsr.  §.  68,  II.  —  E.  E.  Schmid,  Staatsr. 
i  266.  —  Moser,  von  den  deutschen  Reichsständen.  1776.  S.  816  n.  f.  — 
Flitter,  Missheirathen.  S.  329. 330.  —  El  üb  er,  öffentl.  B.  §.  262  Note  c.— 
Maarenbrecher,  Staatsr.  §.  132  Note  i.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  72.  — 
äär  entschieden  sprach  sich  auch  aus:  He  ff  t  er,  Beitr.  1829.  S.  15:  „Zum 
^ohen  Adel  rechnete  man  allein  die  mit  Reichsstandschaft  ver- 
tAam  Grossen  des  Reichs  und  ihre  Familien.  Man  befrage  desshalb  die 
üterea  Pnblidsten.  Es  ist  falsch,  wenn  man  auch  die  blossen  Landes- 
Ferren  ohne  Reichsstandschaft  dahin  rechnen  will.  Diandes- 
k«keitvar  zwar  seit  1654  Bedingung  der  Reichsstandschaft, 
jedoch  nicht  die  einzige"  etc.  —  v.  Dresch,  Abhandlungen.  1830. 
S.  121.  —  Göhrum,  geschieht].  Darstellung  der  Lehre  von  der  Eben- 
bbt^di  n  Bda  Tübingen  1846.  —  AusfOhrlich  hat  sich  auch  nunmehr 
H.A.Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  1853.  §.  93  S.  450,  in  der  Note, 
1^  Tabor  (siehe  Note  3)  erklart.  —  Vergl.  meine  Schrift:  lieber 
kben  Adel  und  Ebenbürtägkeit  §.  79.  81.  107  u.  f.  —  Uebereinstimmt 
l  Held,  System  des  Ver£-R  Bd.  H  (1?&7)  S.  627. 

*)  Biese  letztere  Ansicht  wurde  in  der  neueren  Zeit  nur  vertheidigt 
*«D  YoUgraff,  die  deut  Standesherren,  1823,  S.  555,  und  sodann  bei 
Gdc^enhdt  des  Bentinck 'sehen  Streites  von  E.  A.  Tabor,  Beitrag  zur 
Bttäamung  des  Rechtsbegriffes  des  hohen  Adels,  in  der  Zeitschrift  für 
^Redit,  Y.  Reyscher  und  Wilda.  1840.  Heft  1.  S.  106  u.  f.;  auch 
is  ^  Parteischriften  fOr  die  Ben tinck 'sehen  Agnaten  von  Wilda  u.  A. 

*)  Siehe  Beispiele  oben  §.  307,  IX. 

^  hl  der  Bentinck'schen  Sache;  B.-B.  vom  12.  Juni  1845;  siehe 
*^§.  307  Note  12.  —  Die  Ansicht,  dass  Landeshoheit  zur  BegrOn- 

7* 
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milien,  welche  nicht  reichsstäDdisch  waren  nnd  nicht  erst  im 
Jahre  1806  nnd  seitdem  mediatisirt  worden  sind;  in  die  Hatrikd 
der  Standesherren  als  eine  reine  Sache  der  Gunst  erscheint^ 
wobei  namentlich  dem  Wohlwollen  des  betre£Fenden  SoaveratnB 
ein  grosser  Spielraum  eingeräumt  ist^),  so  kann  hieraus  ein 
entschiedener  Sieg  der  zweiten  Meinung  noch  keinesweges  ab- 
geleitet werden. 

V.  Es  würde  dieser  Streit  aber  wohl  überhaupt  haben  ver- 
mieden werden  können,  wenn  man  nicht  von  der  Bechts- 
Sprache  des  Mittelalters  abgewichen  wäre,  welches  nur  von 
einem  Herrenstande  und  einem  Stande  der  Rittermässi- 
gen,  nicht  aber  von  hohem  und  niederen  Adel  weiss,  und 
wenn  man  nicht  die  geschichtliche  Entstehung  dieser  beiden 
Stände  und  ihr  gegenseitiges  Verhältniss  bis  zum  Ausgange 
des  XIV.  Jahrhunderts  vielfach  verkannt  oder  ausser  Acht 
gelassen  hätte '^).  Insbesondere  hätte  nicht  übersehen  werden 
sollen,  dass  auf  der  einen  Seite  der  Charakter  des  Herren- 
standes bis  zum  XV.  Jahrhundert  nicht  blos  in  der  Innehabung 
von  Zwing  und  Bann  in  seinen  Herrschaftsbezirken,  sondern 
zugleich  auf  seiner  unbestrittenen  Fähigkeit  auf  den  Reichs- 
tagen zu  erscheinen,  beruhte^),  und  dass  auf  der  anderen 
Seite  von  jeher  die  Erwerbung  von  Zwing  und  Bann  oder  der 
späteren  sog.  Landeshoheit  ftir  Familien  von  nur  rittermässiger 
Abkunft  um  so  weniger  eine  Standeserhöhung  stillschweigend 
in  sich  schliessen  konnte,  als  diese  ein  kaiserliches  Reservat- 
recht  war^)  und  der  Erwerb  sowie  die  Ausübung  einer  Landes- 
hoheit überhaupt  keine  Adelseigenschaft  des  Inhabers  voraus- 
setzte ^^).   Uebrigens  war  jederzeit  anerkannt  und  ist  notorisch, 


dang  des  hohen  Adels  genüge,  ist  bei  dieser  Gelegenheit  am  Ausführlidi- 
Bten  entwickelt  worden  in  dem  vom  k.  dänischen  Bondestagsgesandten  er- 
statteten Commissionsberichte,  Protok.  der  B.-V.  22.  Sitz.  t.  4.  Juli  18i4, 
§.  202,  und  in  der  Abstimmung  von  Preussen  in  der  1.  Sitz.  Ton  184Ö, 
Protok.  §.  8. 

ö)  Siehe  §.  307,  IX. 

7)  Vergl.  meine  deut.  Rechtsgeschichte.  3.  Auflage.  1858.  ThL  II* 
§.  13  und  20. 

«)  Ebendas.  Thl.  H.  §.  13,  VE. 

9)  Vergl.  meine  Alterthümer  des  deut  Reichs  u.  Rechts.  Bd.  I.  (18G0). 
S.  86—89. 

*o)  Siehe  oben  §.  103,  Xm. 
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bsB  seibBt  die  kaiserliche  Verleihung  des  Grafentitels  ohne  dazu 
kmmieiideBeichsstaDdschaft  keinen  hohen  Adel  begründete '<). 
TL  Die  Bnndesakte  (art.  XIV)  hatte  übrigens  weder  Ver- 
aalasgimg  noch  die  Absicht,  eine  erschöpfende  Aufzählung  aller 
der  Klassen  von  adeligen  Familien  zu  geben ,  welchen  der 
i^&akt»  des  hohen  Adels  fortan  zukommen  sollte ^^); 
>ie  wül  yiehnehr  nnr  das  Standesverhältniss  der  im  Jahre  1806 
od  seitdem  mediatisirten  reichsständischen  ftirstlichen  und 
graffichen  Hänser  gleichmässig  für  alle  Bundesstaaten  fest- 
steDeiL  In  dieser  Beziehung  ergibt  sich  mit  voller  Bestimmt- 
keit ans  der  Geschichte  der  Abfassung  des  Artikels  XIV  der 
Bosdesakte,  sowie  aus  seinem  Inhalte  selbst  und  aus  den 
BestimfflUDgen  der  Verfassungsurkunden  und  Edikte  der  Einzel- 
ibaten  über  die  Rechtsyerhältnisse  der  Standesherren,  welche 
lieh  dem  art  XIV  der  deutschen  Bundesakte  anschlössen,  dass 
mter  hohem  Adel  der  höchste  Geburtsstand  ver- 
taden  wird,  welcher  in  Deutschland  besteht,  und  dass  dieser 
GdiurtBstand  derselbe  ist,  welcher  allen  jetzt  souyerainen 
Familien  zukommt. 

Vn.  Als  die  allgemeine  Rechtswirkung  dieses  Ge- 
inisstandes vnirde  die  Ebenbürtigkeit  in  dem  damit  „bis- 
ker^  (nämlich  in  und  seit  der  Reichszeit  bis  zur  Stiftung  des 
fcotschen  Bundes)  verbundenen  Begriffe  bezeichnet,  worunter 
ie  (namentlich  in  Bezug  auf  die  Eingehung  von  Ehen  wichtige) 
Standesgleichheit  mit  den  übrigen  ehemals  reichsständi- 
idieD,  jetzt  aber  souverain  gewordenen  Familien  zu  versieben 
Bt^^.  Diese  Ebenbürtigkeit  wurde  somit  den  standesherrlichen 
ffiuiaem  als  ein  Recht  beigelegt,  welches  von  der  ihnen  zu- 
erkannten Eigenschaft  als  Hitglieder  des  hohen  Adels  in  Deutsch- 
IiAd  unzertrennlich  und  in  derselben  wesentlich  enthalten  ist. 


*«)  Meine  dcat.  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  (1858)  Thl.  ü.  §.20,  Vü.  - 
I  Va^  bad.  VI.  Const-Edikt  v.  4.  Juni  1808,  die  GrundverfaBsung  der  ver- 
'  scbiedenen  Stände  betr.  §.  22.     Siehe  oben  §.  226,  UI,  Xote  5. 

")  Eben  hierdurch  ist  den  Bondesgliedern  die  Möglichkeit  gegeben, 
I  ^  nderen  zur  Zeit  des  Reiches  hochgestellten  Familien,  als  den  wirk- 
^  reichsstandischen,  die  Eigenschaft  des  hohen  Adels  beizulegen  oder  die- 
cibe  9k  ihnen  nach  ihrem  Standesyerhältniss  zur  Reichszeit  zuständig  an- 
nerkennen.   (Siehe  §.  807,  IX.) 

**)  üeber  den  Begriff  von  Ebenburt  siehe  meine  deut  R.-Ge8ch. 
3  Aofl.  (Iföa)  Thl.  n.  §.  18. 
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YIU.  Die  praktische  Bedeutung  dieser  Erklärung  der 
standesherrlichen  Hänser  als  zum  hohen  Adel  in  Deutschland 
gehöriger  Familien  äussert  sich  darin ,  dass  nunmehr  1)  jede 
weitere  Untersuchung  über  den  früher  etwa  nicht  ebenbürtigen 
Ursprung  eines  jetzt  als  standesherrlich  anerkannten  Hauses 
bundesgesetzlich  abgeschnitten  ist^^),  dass  femer  2)  denselben 
die  Eigenschaft  des  hohen  Adels  und  somit  die  Ebenburt  mit 
den  jetzt  regierenden  Häusern  „fortan"  eingeräumt  ist,  wenn 
auch  dieselbe  ihnen  zur  Zeit  des  Reiches  nicht  zugestanden 
hätte  oder  bestritten  gewesen  wäre  ^^),  und  3)  dass  nunmehr 
bundesverfassungsmässig  keine  deutsche  souverame  FamUie 
sich  fQr  befugt  achten  darf,  ein  neues  Hausgesetz  zu  gründen, 
worin  sie  die  ^eheliche  Verbindung  ihrer  Mitglieder  mit  einem 
Mitgliede  einer  jetzt  standesherrlichen  Familie  für  eine  Miss- 
heirath  erklären  wollte**). 

IX.  Weitere  Rechtswirkungen  hat  das  den  standesherr- 
lichen Familien  beigelegte  Recht  der  Ebenbürtigkeit  mit  den 
jetzt  in  Deutschland  regierenden  Familien  nicht:  namentlich 


**)  Dass  die  Bandesakte  art.  XIY  in  Bezog  auf  die  standesherr- 
lichen Häuser  in  diesem  Sinne  aufgefasst  werden  müsse,  ergibt  sich  deut- 
lich aus  dem  Inhalte  des  oben  §.  307,  VI,  angef.  Aachener  Gonferens- 
protokolles  v.  7.  Nov.  1818.  —  Vergl.  auch  Protok.  der  B.-V.,  Quart-Ausg. 
Bd.  I  S.  53.  —  Meine  Schrift  über  das  Nachfolgerecht  des  f^irstlichea 
Hauses  Löwenstein  -  Wertheim  in  den  Stammländem  des  Hauses  Witteis- 
bach.   Heidelberg  1838.  S.  59. 

fB)  Dies  ist  z.  B.  der  Fall  hinsichtlich  der  sog.  reichsst&ndi sehen 
Personalisten;  diese  wurden  notorisch  von  Vielen  zur  Reichszeit  nicht 
zum  hohen  Adel  gerechnet,  obschon  sie  sogar  persönliche  Reichsstandschaft 
hatten,  weil  sich  der  hohe  Adel  als  ein  sog.  dinglicher  oder  Real- 
adel ausgebildet  hatte,  d.  h.  ein  unmittelbares  Reichsland,  woranf  die 
Reichsstandschaft  haftete,  als  Grundlage  (seit  1654)  voraussetzte.  YergL 
die  Nachweisungen  in  meiner  Schrift:  üeber  hohen  Adel.  §.  79  S.  175, 
Note  •^). 

")  Abweichende  Ansichten  über  letzteren  Punkt  haben  Elaber,  Ab- 
handlungen und  Betrachtungen  etc.  1830.  p.  140  u.  f.  und  v.  Dresch,  Ab- 
handlungen über  Gegenstände  des  öfTentl.  R.  1830.  p.  239.  —  Würde  man 
aber  ein  solches  Recht  der  deutschen  Bundesfürsten,  durch  Hausgesetse  die 
£hen  ihrer  Familienglieder  mit  standesherrlichen  Frauen  auszuschliess^i, 
anerkennen,  so  würde  hierdurch  der  Inhalt  der  B.-A.  art  XIY  a  illusorisch 
gemacht  werden.  Yergl.  über  die  ausdrückliche  Anerkennung  der  Statt- 
haftigkeit solcher  Ehen  in  den  Hausgesetzen  der  souverainen  Familien  oben 
§.  226  n. 
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km  (UnuiBy  dass  den  standesherriiehen  (oder  durch  besondere 
IndeBbeschlttMe  denselben  hinsichtlich  der  persönlichen  Vor- 
dre gleichgestelUen)  Familien  das  Recht  der  Ebenbürtigkeit 
klem  angegebenen  Sinne  beigelegt  ist,  nicht  abgeleitet  werden, 
hm  dieselben  die  V erpflichtang  hfttten,  auch  fttr  die  Ehen 
ibcr  Mitglieder  strenge  Ebenbürtigkeitsgrandsätze  hansgesetz- 
lidi  ufznsteUen,  oder  dass  sidi  die  Gdtang  solcher  Gmnd- 
ütiid  für  die  Snccessionsfähigkeit  in  einer  standesherrlichen 
FiDJlie  von  selbst  yerstehe  ^^. 

X«  Dnreh  Bnndesbeschloss  v.  18.  Aug.  1825  vereinigten 
neb  die  sonverainen  Fürsten  nnd  freien  Städte  Dentschlands 
dabm,  dass  den  mittelbar  gewordenen  standesherrlichen,  vor- 
nala  reichsständischen  Familien  ein  ihrer  Ebenbürtig- 
keit mit  den  sonverainen  Häusern  angemessener  Rang  nnd 
Titel  und  insbesondere  den  Fürsten  das  Prädikat  Dnrch- 
Uneht  gewährt  werde  ^^). 

XL  Ans  dem  Bnndesbeschlnsse  t.  13.  Febr.  1829  ergibt 
lUiydass  dieses  Prädikat  „Durchlaucht'^  nur  den  Häuptern 
fieser  fürstlichen  Familien  ausdrücklich  garantirt  ist.  Durch 
ieoselbenBundesbeschluss  y.  13.  Febr.  1829  wurde  in  ähnlicher 
feise  den  Häuptern  der  yormals  reichsständischen 
gräflichen  Familien  das  Prädikat  y^Erlaucht'^  yerliehen  ^^). 

XIL  Nach  alter  Obseryanz  wird  in  den  yormals  reichs- 
ttHÜfldien  fürstlichen  Häusern  dieTitnlatnrFürstundFürstin 
vorzugsweise  yon  dem  Haupte  des  Hauses  und  seiner  Gemahlin 
pfthrt;  die   übrigen  Mitglieder  pflegen  sich  Prinzen  und 


I  ")  £b  ist  ganz  verkehrt  und  unlogisch,  wenn  man,  wie  in  neuerer  Zeit 
I  te  geschehen  ist,  daraoB,  dass  eine  Familie  zum  hohen  Adel  gehört, 
I  idüieasen  wiU,  dass  deshalb  in  derselben  aUe  unstandesmftsaigen  Ehen 
I  ^  Missheirathen  gelten  müssten.  In  dem  Wesen  des  hohen  Adels 
I  fiegt  nidit  mehr,  als  dass  die  zu  demselben  gehörigen  Familien  die  Be- 
\  bodlsng  gewisser  Ehen  als  Missheirathen  bei  sich  durch  Famüienstatute 

(ntoDomiach)  einzuf)lhren  befugt  sind.   Siehe  meine  Schrift:  Ueber  hohen 
i  Add  §.  loa.  —  Yeigl.  unten  $.  811  flg. 

^  Dieser  B.  B.  t.  18.  Aug.  1825,  Sitz.  XXn.  Separat-Protok.  ü.  sub  A. 
I  «ndedmchPiotokoU  t.  19.  Aug.  1825,  Sitz.  XXm.  Protok.  §.  98  publicirt; 

%dnckt  bei  6.  t.  Meyer,  Corp.  Jur.  Gon£  Germ.  8.  Aufl.  Tbl.  IL  S.  177. 
^  Dieser  B.  B.  ▼.  18.  Febr.  1829,  Sitz.  m.  $.  20  wurde  publicirt  in  der 

SäiQflg  vn.  T.  12.  Mflrz  1829.  Protok.  §.  2;  abgedruckt  bei  G.  t.  Meyer, 

»■  1  0.  TU.  n.  S.  211. 
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PrinzessiDnen  za  scbreiben  und  auch  so  titnlirt  zu  werden^ 
ohne  dass  ihnen  hierdurch  aber  das  Recht  entzogen  wäre,  sicli 
auch  Fürsten  und  Fürstinnen  zu  schreiben  und  auch 
sonst  den  vollen  Titel  ihres  Hauses  zu  gebrauchend^).  Auch 
können  ihnen  diese  mit  der  bundesgrundgesetzlich  garantirteii 
Ebenbttrtigkeit  zusammenhängenden  Titulaturen  von  keinem 
Bundesgliede  verweigert  werden,  weil  die  als  subsidiäres  Bundes- 
gesetz  geltende  k.  bayerische  Declaration  vom  19.  März  1807 
Lit.  A.  Nr.  2  und  3  den  mediatisirten  Fürsten,  Grafen  und 
Herren  ausdrücklich  gestattet,  alle  T^tel  fortzuführen,  welche 
sie  vor  ihrer  Unterwerfung  gehabt  haben,  nur  mit  Weglassang 
aller  jener  Beisätze  und  Würden,  welche  ein  vormaliges  Ver- 
hältniss  zum  deutschen  Reiche  ausdrücken.  Hiemach  ist  ihnen 
insbesondere  nicht  mehr  erlaubt,  sich  femer  Bei chsf Urs  ten, 
Beichsgraifen,  sondern  nur  Fürsten  und  Orafen  zu  nennen, 
so  wie  auch  ihren  Herrschaften  das  Beiwort  „Beichs^^  femer 
nicht  mehr  beigesetzt  werden  darf  2*). 

§.  309. 
III.  Stellung  der  Standesherren  in  und  zu  den  einzelnen 

Bundesstaaten. 
1)  Landstandschaft,  Ehrenstellung  und  Begünstigung 
hinsichtlich  der  Besteuerung.  Erläuterung  von  art.  XIV  b. 

der  Bundesakte. 

I.  In  Bezug  auf  die  Stellung,  welche  den  im  Jahre  1806 
und  seitdem  mediatisirten  vormals  reichsständischen  fttrstliehen 
und  gräflichen  Familien  in  den  Einzelstaaten  gebührt,  bestimmt 
die  deutsche  Bundesakte  (art.  XIV,  b),   „dass  die  Hänpter 


^)  Das  Prädikat  Prinz  und  Prinzessin,  obwohl  grammatisch  mit 
Fürst  und  Fürstin  gleichbedeutend ,  galt  zur  Beichszeit  für  weniger 
auszeichnend,  als  letztgedachtes  Prädikat,  und  wurde  daher  vorzugsweifle 
den  nichtregierenden  Mitgliedern  der  fürstlichen  Häuser  gegeben;  (siehe 
auch  Adelung,  vollst.  Wörterbuch,  s.y.  Prinz.)  In  neuerer  Zeit  scheint 
der  Gebrauch  desselben  in  einigen  Staaten  nur  noch  den  nichtregierenden 
Mitgliedern  des  souverainen  Hauses  gestattet,  den  Mitgliedern  der 
Btandesherrlichen  Häuser  aber  verweigert  zu  werden,  wofür  sich  aber 
kein  gesetzlicher  Grund  anführen  lässt 

•«)  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  ConfÖd.  Germ.  3.  Aufl.  1859,  Tbl.  ü.  S.  a 
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ins  HiiDser  die  ersten  Standesherren  in  dem  8taate 
nd,  SB  d^n  sie  gehören;  sie  und  ihre  Familien  bilden  die 
privilegirteste  Klasse  in  demselben,  insbesondere  hin- 
aekdich  der  Bestenerang.'' 

D.  Die  in  dem  ersten  Theile  dieser  Bestimmmig  hervor- 
MeDde  Bezeiehnong  als  Standesherren  drückt  ans,  dass 
deo Häuptern  der  vorgedachten  mediatisirten  flirstUchen  nnd 
{liflichen  Familien  das  Recht  der  Landstandschaft  in  den 
Bundesstaaten,  in  welchen  ihre  mediatisirten  Besitzungen  liegen, 
K  emgerimnt  werden  mnss,  dass  jedem  von  ihnen  ein  Sits 
Did  dne  Yirilstimme  anf  den  Landtagen,  und  zwar,  wo 
das  Zweikammersystem  besteht,  in  der  ersten  Kammer, 
cingeriLiimt  werden  mnss.  Dadurch,  dass  sie  als  die  ersten 
Standesherren  in  denselben  bezeichnet  werden,  wird  aber 
lodi  weiter  ausgesprochen,  dass  sie,  die  Prinzen  des  souverainen 
flaoses  abgerechnet,  was  man  als  selbstverständlich  betrachtete, 
deoTorrang  yor  allen  Personen  haben  sollen,  welche  ausser 
iben  zur  Ftthnmg  einer  Stimme  auf  den  Landtagen  durch  die 
Laidesrerfassung  berufen  werden  oder  gleich  hohe  Titel  fuhren. 

in  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  den  Standesherren 
das  Becht  der  Virilstimme  auf  den  Landtagen  wegen  ihrer 
fadi  dieMediatisirung  unter  die  Hoheit  des  betreffenden 
Staates  gekommenen  Besitzungen  beigelegt  worden  ist 
Eben  weQ  die  Mediatisir nng  in  dieser  Beziehung  das  mass- 
gebende Moment  ist,  muss  dieses  Recht  der  landständischen 
Tsibtiinme  den  Standesherren  als  nicht  nur  wegen  ihrer  vor- 
■abreiehsständischen,  sondern  auch  wegen  ihrer  übrigen 
vwmals  reichs freien  Besitzungen  zugestanden  betrachtet 
Verden  i).  Daher  unterscheidet  auch  die  Bundesakte  art  XIV. 
Bügends  zwischen  vormals  reichsständischen  und  nur 
reich sfr ei en  Besitzungen  der  Standesherren,  sondern  spricht 
Jumer  nur  von  ihren  Besitzungen  schlechthin^).  Die  Land- 
ttandschaft  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  sollte  und  konnte 
kein  Ersatz  oder  Surrogat  für  die  verlorne  Beichsstand- 
icbaft  sein,  so  wenig  als  sie  dies  bei  den  schon  zur  Beichs- 


0  Anderer  Meinung  ist  Golther,  in  der  (Tübinger)  Zeitschrift  für 
i  göL  St-W.  Bd.  XVÜ.  (1861)  S.  218.  224  folg. 
*)  Vei^L  B.-A.  art.  XIV,  c,  am  Anfang,  und  c,  4. 
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zeit  YorgekommeDen  MediatisiningeD  gewesen  war  oder  daflb 
htttte  gelten  können^).  -Als  Ersatz  für  die  yonnalige  Reichs 
standschaft  stellt  yielmehr  dieBnndesakte  art  6  den  Stande» 
herren  einige  Cnriatstimmen  in  der  Bandesversamm 
long  in  Aussicht^).  Dagegen  soll  die  Beilegung  der  Eigenachaf) 
als  erste  Standesherren  den  mediatisirten  Fttrsten  und 
Grafen  die  erste  Ehrenstelinng  in  den  einzelnen  Bundes- 
Staaten  geben  nnd  somit  das  yöUig  neue  Verhältniss  ordnen, 
in  welches  sie  durch  die  Mediatisirnng  zu  den  Staaten 
gekommen  waren ,  denen  sie  nunmehr  angehören;  sie  sollten 
also  aus  Bttcksicht  auf  ihren  fortdauernden  hohen  Rang  als 
anerkannte  Mitglieder  des  hohen  Adels  in  Deutschland  und 
als  den  souverainen  Häusern  Ebenbürtige,  somit  aus  Rttcksidit 
auf  ihre  hohe  persönliche  Auszeichnung,  einen  unbedingten 
Vorrang  in  der  Standschaft  des  Landes  erhalten,  welchem  ihre 
vormals  reichsständischen,  wie  auch  übrigen  reichsunmittelbar^ 
Besitzungen  nunmehr  einverleibt  sind« 

lY.  Es  ist  daher  auch  nicht  richtig,  wenn  man  behauptet 
dass  sie  hinsichtlich  ihrer  vormals  nur  reichsunmittelbaren 
aber  nicht  reichsständischen  Besitzungen  nur  einen  solche 
„Antheil  an  der  Landstandschaft'^  anzusprechen  hätten, 
wie  ihn  die  Bundesakte  (art.  XIY  vorletzter  Absatz)  dem 
übrigen  ehemaligen  Keichsadel  gewährt^);  denn  die  Standes- 
herren bilden  nun  einmal  nach  der  Bundesakte  art  XIY  einen 
scharfen  Gegensatz  zu  diesem  übrigen  ehemaligen  Beichaadd, 
und  nicht  sowohl  die  eben  durch  die  Mediatisirnng  bedeutungs- 
los gewordene  Eigenschaft  ihrer  Besitzungen  als  vormals  r  ei  c  ha- 
st an  dische,  sondern  ihre  fortdauernde  persönliche  Auszeich- 
nung als  Herren  von  hohem  Adel  und  Ebenburt  soll  ihneu 
auch  bezüglich  der  Standschaft  eine  andere  Behandlung^  ah 
dem  übrigen  Reichsadel  verbürgen. 

Y.  Es  kommt  dabei  noch  in  Betracht,  dass  bei  An- 
nahme des  Gegentheils  die  Bundesakte  über  die  nur  reichs- 
unmittelbar gewesenen  Besitzungen  der  Standesherren  gsaa 
geschwiegen   haben  würde:    es  wäre  ihnen  also  daftbr  nioht 


')  Siehe  oben  §.  90.  L 

«)  Siehe  oben  §.  307.  HI. 

*)  Goltber,  a.  a.  0.  (siehe  hier  oben  Note  1). 
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dmil  derselbe  „Antheil"  an  der  Landstandsebaft,  wenig- 
tti8  niebt  amidrtieklich ,  beigelegt,  welchen  die  Bondesakte 
(fft  XIV  yorietzter  Absatz)  sogar  dem  ^^Reichsadel^^  ge- 
ittrt,  TOD  welchem  sie  die  Standesheiren  scharf  onter- 
akid^  Eine  stillschweigende  Oleichstellnng  der  Standes- 
krreD  mit  diesem  „ReichsadeP'  in  der  gedachten  Beziehimg  ist 
iber  um  Bo  weniger  anzunehmen,  als  die  Bandesakte  (art.  XIV 
VBiietzter  Absatz)  wohl  den  „Beichsadel^'  in  einigen  Be- 
äeknogen  den  Standesherren  gleichstellt^,  nirgends  aber  um- 
gekelirt  in  irgend  einer  Beziehung  die  Standesherren  auf  die 
Analogie  der  besonderen  ftlr  den  „Reichs ad el'^  geltenden 
flnuHisätze  verweist 

VI.  Thatsache  ist  es  jedoch  allerdings,  dass  in  mehreren 
ftuten  den  Standesherren  die  ihnen  bundesgnmdgesetzlich 
«cgen  aller  ihrer  mediatisirten  Besitzungen  gebfihrende  Stellung 
A  erste  Standesherren,  d.  h.  Landstände,  nur  wegen  ihrer 
Mier  reichsständischen  Besitzungen  gewährt  worden  ist^). 

Vn.  Standesherren,  welche  aus  Mangel  der  dinglichen 
Toramaetzungen  in  dem  Staate,  welchem  sie  angehören,  über- 
'Inpt  keine  Landstandschaft  haben  können,  pflegt  man  in 
Merer  Zeit  standesherrliche  Personalisten  zu  nennen. 
»  ist  jedoch  diese  Bezeichnung  nur  eine  doktrinelle  und  will 
Merdnrch  fiberhaupt  nichts  weiter  auagedrttckt  werden,  als 
Aen  der  vorgedachte  Mangel  eines  zur  Landstandschaft  be- 
izenden Besitzthums. 

Vin.  Die  Bestimmung  der  Bundesakte  art.  XIV  enthält 
Aerkein  Verbot  ftlr  die  Bundesglieder,  so  dass  sie  in  ihren 
ft^n  nicht  auch  anderen  Adelsklassen  oder  einzelnen  adeligen 
fnäm  dieselben  Vorrechte,  wie  den  Standesherren,  ein- 
Vomen,  und  somit  ftlr  ihren  Staat  einen  hohen  Landes- 
<del  neben  dem  hohen  Adel  in  Deutschland  (§.  308.) 
^B<^en  oder  anerkennen  dürften:  wohl  aber  können  die 
Sbmdesherren  yerlangen,  dass  ihnen  von  der  Staatsregierung 
*h  alle  jene  Privilegien  gewährt  werden,  welche  etwa  die 


I      <)  Siehe  unt^  §.  323. 

I  ')So  «.  B.  Bayern,  V.-Ü.  v.  1818,  Tit  VI.  §.  2.  —  Ausdrücklich 
I  *vHe  daher  den  Grafen  von  Pflckler-Limpurg  der  Anspruch  auf  Ein- 
I  tott  ia  die  Kammer  der  Beichsrithe  in  Bayern  abgesprochen,  Nor.  1862. 
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Landesgesetzgebang  der  höchsten  Klasse  des  Landesadels  ein- 
räumt^). 

IX.  Die  im  zweiten  Theile  des  Satzes  b  der  Bandesakte 
art.  XIV  den  Standesherren  gemachte  Zusicherung,  auch  hin- 
sichtlich der  Besteuerung  als  die  privilegirteste  Klasse 
behandelt  zu  werden,  ist  bei  der  Ausführung  fast  allenthalben 
auf  grosse  Schwierigkeiten  gestossen,  und  den  Standesherren 
eme  Begünstigung  in  dieser  Beziehung  theils  nur  in  einem 
sehr  geringen  Massstabe  gewährt^),    theils  aus  dem   Grande 


<)  Die  als  sabsidiäres  Bnndesgesetz  in  der  B.-A.  art  XIY.  erklärte  k. 
bayerische  Declaration  v.  19.  März  1807  bestimmte  ausdrücklich:  A.  L 
„Den  unserer  Souverainetät  untergebenen  Fürsten,  Grafen  und  Herren  werden 
alle  jene  persönlichen  Vorzüge  und  Rechte  zugesichert,  welche  der  ersten 
Klasse  des  Adels  in  Unserem  Königreiche  wirklich  zustehen,  oder  welche 
diesen  künftig  werden  ertheilt  werden."  —  Vergl.  auch  das  k.  bayerische 
Edikt,  die  staatsrechü.  Verhältnisse  der  vormals  reichsständischen  Fürsten, 
Grafen  und  Herren  betr.  als  Beil.  IV.  zu  Titel  V.  §.  2,  der  V.-ü.  v.  1818.— 
Die  in  Baden  erschienenen  Gesetze  und  Verordnungen  über  das  Staat» 
rechtliche  VerhSltniss  der  Standesherren  sind  zusammengestellt  in:  Dai 
staatsrechtliche  Verhältniss  der  Standes  -  und  Grundherren  und  die  Lehens 
verfjftssung  im  Grh.  Baden.  Karlsrahe,  1843.  —  Seitdem  sind  diese  Ter 
hältnisse  in  Baden  durch  einzelne  Verträge  der  Staatsregierang  mit  dei 
Häuptern  der  standesherrlichen  Familien,  und  zwar  so  weit  nOthig  iiiij 
landständischer  Zustimmung,  neu  geordnet  worden. 

')  Schon  die  als  subsidiäres  Bundesgesetz  anerkannte  bayerisch« 
Declaration  vom  19.  März  1807.  H.  10)  u.  11)  erklärte:  „Es  hat  in  dei 
mediatisirten  Landen  keine  Steuerfreiheit  statt  Die  Donudnen^tttei 
und  Gefälle  der  mediatisirten  Herren  sind  provisorisch  nach  dem  Maas» 
Stabe  des  Steuerbeitrages  der  bayerischen  Stände  zu  belegen."  Gewähr 
wurde  den  Standesherren  nur  (ebendas.  12  und  13)  Zollbefreiung  toi 
allen  zu  ihren  eigenen  Hausbedür&issen  erforderlichen  Consumtibilien,  ium 
Freiheit  von  der  Entrichtung  der  Chaussee-Gelder  innerhalb  de 
mediatisirten  Gebiets.  —  Das  b ad i sehe  HI.  Constit-Edikt  v.  22.  Juli  18(n 
§.  44.  ordnete  die  Besteuerung  der  standesherrlichen  Liegenschaften  nad 
dem  Fusse  an,  der  bei  den  unge freiten  in  jener  Gegend  üblich  wax 
jedoch  so,  dass  ihr  Besteuerungsverhältniss  nur  wie  2 — 3  angesetzt  wurde 
(Siehe  noch  Note  10.)  Mitunter  wurde  den  Standesherren  Freiheit  der  Be 
Steuerung  in  Bezug  auf  ein  einzelnes  von  denselben  bewohntes  Palais  ode 
Schloss  gewährt  u.  dergl.  So  z.  B.  in  Hannover;  siehe  oben  §.  284 
Note  6.  —  Wesentlich  grössere  Begünstigungen  gewährte  den  Standes 
herren  mit  ausdrücklicher  Bezugnahme  auf  die  Bestimmung  des  Artikds  XTV 
der  deutschen  Bundesakte,  wonach  die  Standesherren  hinsichtlich  der  Bc 
Steuerung  die  pririlegirteste  Klasse  sein  sollen,  das  k.  bayerische  Ediki 
Beil.  IV.  zur  V.-ü.  v.  1818,  §.  53—56,  nämlich  Freiheit  von  allen  Personal 
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lemagert  worden,  weil  die  Landesgesetzgebtmg  solche  Bevor- 
agiogen  gar  nicht  mehr  anerkennt  i®).  Uebrigens  kann  naeh 
is  Geaehichte  der  Abfaaenng  des  art.  XIV  der  Bnndesakte 
odoaeh  semem  Wortlaute  nicht  bezweifelt  werden,  dass  die 
■qvfin^ehe  Meinung  der  Bandesglieder  allerdings  die  war, 
hm  den  Standesherren  in  Bezog  auf  die  Besteuerung  wirkliche, 
ad  oidit  blos  scheinbare  oder  unbedeutende  Begünstigungen 
lewilvt  werden  sollten,  und  zwar  auch  von  jenen  Staaten,  in 
«dehen  bisher  keine  Steuerbefreiungen  u.  dergl.  Üblich  waren. 

§.  310. 
2)  Attfenthaltsfreiheit  der  Standesherren.     Erläuterung 
zu  Art.  XrV  c,  1,  der  Bundesakte. 

L  Die  Bundesakte  betrachtet  es  als  selbstverständlich, 
dtts  die  standesherrlichen  Familien  fortan  einem  deutschen 
BiDd€88taate  „  an  g  eh  ö  r  e  n  ^'  0.  Unverkennbar  geht  die  Bundes^ 
<be hierbei  von  der  Unterstellung  aus,  dass  diese  Angehörig- 
leit  dorch  die  Lage  der  standesherrlichen  Besitzungen  be- 
(tinont  werde.     Hat   also   eine   standesherrliche   Familie    in 


itenern,  Freiheit  der  Ton  ihnen  bewohnten  Schlossgeb&ude  von  der 
'hiBsteiier,  als  Aequivalent  für  von  der  Bandesakte  ihnen  beigelegte  Vor- 
K^  insbesondere  eine  beständige  Rente,  welche  dem  dritten  Theile 
Is  Betrages  der  ordentlichen  Grondsteaer,  Uaoasteuer  und  Dominicalsteuer 
^  Olren  Yormals  reichsständischen  Besitzungen  gleichkommt,  oder  die 
^'c^^nuhme  eines  yerhältnissmässigen  Theiles  ihrer  Schulden  auf  die  Staats- 
1^  Freiheit  yon  ZoU  -  und  Weggeld,  mauthfreie  Einführung  ihrer  Natural- 
Vodnkte  und  Gefidle  aus  ihren  im  Aaslande  gelegenen  und  an  ihre  dies- 
Üt^  Henschaften  angrenzenden  Besitzungen.  —  Mitunter  wurde  den 
JiBi^erren  für  ihre  Zollfreiheit  ein  kleines  j&hrliches  Aversum  aus  der 
^listskasse  bewilligt,  so  in  Baden. 

^)  So  z.  6.  wurde  in  den  badischen  Edikten  t.  23.  April  1818,  §.  23. 
^  T.  16.  April  1819,  §.  31.  der  Grundsatz  der  gleichen  Besteuerung 
tof  die  Standesherren  ausgedehnt,  unter  Berufung  darauf,  dass  schon  zur 
2»  der  Errichtong  der  Bundesakte  keine  Steuerfreiheit  im  Grossherzog- 
^  bestanden  habe,  und  mit  Hinweisong  auf  die  allgemeinen  Be- 
'»Buuigen  der  Yerfassungsarkunde. 

0  Es  liegt  dies  auTerkennbar  in  der  bereits  oben  §.  909.  L  angeführten 
l^Htmamiig  der  B.  A.  art  XIY.  b),  woselbst  die  Hftapter  dieser  Hftaser 
^die ersten  Standesherren  in  dem  Staate  erkl&rt  werden,  „zn  dem  sie 
Iftidren.'* 


110  §•  810.    Aofenthaitsfreiheit  der  Standesheiren. 

mehreren  dentsohen  Staatsgebieten  Besitzungen,  so  gehört  a 
folgerichtig  anch  allen  diesen  Staaten  an. 

IL  Ob  diese  Staatsangehörigkeit  aber  nur  als  eil 
Art  von  Landsassiat  nnd  beziehungsweise  der  Standesiie 
nur  als  Forens%8^)y  oder  ob  dieselbe  als  eine  volle  Unfe 
thanschaft  betrachtet  werden  soll,  ist  in  der  Bandesakte  nid 
gesagt  worden.  Es  mochte  wohl  fär  überflüssig  erachtet  werdo 
hierüber  eine  ansftlhrliche  Bestimmung  zu  treffen,  da  man  d 
Stellung  der  Standesherren  zu  den  Begierungen  der  Bundfl 
Staaten  überhaupt  als  eine  ganz  singulare  auffasste,  worfilM 
nur  die  in  der  Bundesakte  aufgestellten  Grundsätze  aOd 
massgebend  sein  sollten. 

IXI.  Die  nach  der  Bundesakte  art.  XIY  mögliche  Ängeh5ri| 
keit  zu  mehreren  Staaten  kann  für  eine  standesherrliche  Famü 
mehrfache  Nachtheile  haben,  insofeme  dadurch  ungewiss  werde 
kann,  in  welchem  Staate  sie  ihren  Wohnsitz  {domieiUum  i 
juristischen  Sinne)  und  somit  ihren  persönlichen  Gerichti 
stand  hat:  insbesondere  kann  eben  hierdurch  eine  grosi 
Unsicherheit  in  Bezug  auf  die  formelle  und  materielle  Gttltii 
keit  von  Rechtsgeschäften  standesherrlicher  Personen  entsteh« 
sofeme  dabei  die  Gesetze  des  Wohnortes  (die  statuta  domd 
dve  personalia)  in  Frage  kommen,  wie  bei  Testamenten  m 
Intestat-Erbschaften ') ;  auch  laufen  sie  Gefahr,  nach  etwaigi 
Aufhebung  ihrer  bisher  schützenden  Privilegien  in  mehreren  Staat! 
auch  mehrfach  zu  denselben  persönlichen  Lasten  herbeigezogenl 
werden,  z.  B.  zur  Versteuerung  ihres  beweglichen  Vermögens,! 
Kapital  -  und  Einkommensteuern  oder  zur  Leistung  der  Milttl 
pflicht.  Es  ist  daher  einleuchtend,  dass  es  fUr  standesherrlid 
Familien,  welche  in  obigem  Sinne  mehreren  Staaten  angehi^rtl 
von  grossem  Interesse  sein  kann,  nur  in  einem  dieser  StaaM 
eigentlicher  Staatsbürger  zu  sein  und  einen  Wohnsitz  (domteißm 
zu  haben,  in  den  übrigen  Staaten  aber  nur  als  Forense  behandl 
zu  werden. 


*)  üeber  diese  Begriffe,  siehe  oben  §.  281. 

3)  Mir  ist  ein  Fall  bekannt,  in  welchem  mindestens  drei  Wohnsitl 
eines  Standesherm  als  vollkommen  begrflndet  erwiesen  vorlagen ,  imd  ei 
letztwillige  Disposition  desselben  bei  zu  Grundelegnng  der  an  einem  Wok 
sitz  geltenden  Rechte  eben  so  unzweifelhaft  rechtlich  hinfiUlig  und  mM 
war,  als.  sie  nach  dem  Rechte  der  übrigen  Wohnsitze  rechtsbestftndig  «i 
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lY.  £b  1D1I0S  daher  gehon  der  Naiiir  der  Saehe  naeh  als 
cneBefiigBifls  der  standeBherriiehen  Familien  betrachtet  werden, 
irferae  sie  es  ihrem  Interesse  angemessen  finden,  nach  eigener 
faU  sieh  daillber  sn  entscheiden,  welchem  von  den  mehreren 
ättten,  m  wdchen  ihre  BesitEnngen  liegen,  sie  als  eigentliche 
fittttebüiger  angehören  wollen;  umgekehrt  ist  aber  aoch  jede 
fttttegierong  ftlr  befngt  m  achten,  eine  in  ihrem  Gebiete 
■id  ssgldeh  in  anderen  Bmidesstaaten  begflterte  Standesherr- 
idie  Familie  snr  bestimmten  Erklärong  anfznfordem,  ob  sie 
iltteD  Wohnsitz  {domieilium  im  joristischen  Sinne)  und  das 
Sbatebtbgennecht  in  diesem  Staate  nehmen  oder  nur  als  Foreruis 
kdoehtet  werden  wolle  ^). 

Y.  Die  Bandesakte  (art  14,  c,  1)  legt  aber  überdies  den 
tedesherrhchen  Familien  ausdrücklich  „die  anbeschränkte 
Vreibeit^'  bei,  „ihren  Aufenthalt  in  jedem  zu  dem  Bunde 
I^Qrenden  oder  mit  demselben  in  Frieden  lebenden  Staate  zu 
MhieiL'^  Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  nach 
int  Geiste  der  Bnndesakte  unter  dem  aUgemeinen  Ausdrucke 
»AHfenthalt^^  auch  der  Wohnsitz  (domiciUum  im  juristischen 
|hoe)  begriffen  ist,  und  also  den  standesherrlichen  Familien 
hndesgrondgesetzlich  auch  das  Recht  der  unbeschrftnkt  freien 
VaU  eines  Wohnsitzes  in  den  gedachten  Staaten  zusteht 

VL  In  Bezug  auf  auswärtige  Staaten,  die  nicht  zum 
AntBehen  Bunde  gehören,  kann  die  vorgedachte  Bestimmung 
ir  Bimdesakte  (art.  XIY,  c,  1),  welche  eine  offenbare  Nach- 
ttding  des  art  31  der  Bheinbnndsakte  ist^),  der  Natur  der 
iKhe  nach  nur  den  Sinn  haben,  dass  den  Mitgliedern  Standes- 
teeher  Familien  Ton  der  Regierung  des  Bundesstaates,  dem 
A  angehören,  der  Aufenthalt  oder  Wohnsitz  im  Ausland  nicht 
Verboten  werden  darf;  im  Uebrigen  ist  es  Sache  der  fremden 
^userdeatschen)  Regierung,  ob  sie  einer  standesherrlichen 
^siKm  den  Aufenthalt  in  ihrem  Gebiete  gestatten  will  oder  nicht 

*)So  z.  B.  erging  in  Baden  unter  dem  24.  Februar  1808  Keg.-BL. 
h.  DL  eine  Anforderung  au  den  ehemals  reichsfreien  Adel  zu  einer  solchen 
tatomitea  ErklArung.—  Bei  der  Anerkennung  der  Grafen  von  PUckler- 
^aporg  als  Standesherren  wurde  von  der  Krone  Bayern  zugleich 
9oT.  1862)  die  „bayerische  Staatsangehörigkeit''  ausdracklich 
^loprocfaen. 

')  Siehe  oben  f.  107,  V. 


112  §■  310.    Aufenthaltsfreiheit  der  Standesherron. 

Vn.  Dem  WorÜante  nach  könnte  es  allerdings  seheinen, 
als  wenn  ganz  derselbe  Grundsatz  anch  zur  Anwendung  kommen 
sollte,  wenn  einestandesherrlichePerson  ihren  Aufenthalt  in  einem 
anderen  deutschen  Bundesstaate  genommen ^at  als  dem  sie 
angehört^).  Allein  in  dieser  Hinsicht  ist  die  den  Standesherren 
in  der  Bundesakte  art.  XIV  zugesprochene  unbeschränkte  Aufent- 
haltsfreiheit  Yon  der  Bundesversammlung  mit  Recht  in  dem  weite- 
ren Sinne  verstanden  worden,  dass  den  standesherrlichen  Personen 
in  der  Bundesakte  allerdings  ein  bundesgrundgesetzliches  Recht 
auf  Gestaltung  des  Aufenthaltes  in  jedem  Bundesstaate,  analog 
den  Wirkungen  ihrer  frtlheren  Reichsangehörigkeit,  habe  ein- 
geräumt werden  wollen.  Unverkennbar  wollte  hiermit  den  Mit- 
gliedern standesherrlicher  Familien  ein  besonderes  Vorrecht 
gegeben  werden,  indem  anderen  Personen  das  Recht  des  be- 
liebigen Aufenthaltes  in  einem  Bundesstaate,  dessen  Staats- 
angehörige sie  nicht  sind,  durch  die  Bundesakte  nur  unter  d& 
Voraussetzung  gewährleistet  worden  ist,  dass  sie  Gr  u  n  d  e  i  g en 
thum  in  diesem  Staate  besitzen^). 

VIU.  Es  darf  daher  standesherrlichen  Personen  von  keinei 
deutschen  Staatsregierung  der  beliebige  Aufenthalt  in  ihrei 
zum  Bundesgebiet  gehörigen  Ländern  verweigert  oder  anf 
gekttndigt  werden,  sofeme  nicht  besondere  Grttnde  hierzu  vor 
liegen,  über  deren  Bedeutung  die  Bundesversammlung  an: 
erhobene  Beschwerde  der  ausgewiesenen  standesherrlichei 
Person  zu  entscheiden  hat^). 

IX.  Somit  kann  die  unbeschränkte  Freiheit  des  Aufent 
haltes,  welche  die  Bundesakte  den  standesherrlichen  Familiei 

^)  Dies  behauptet  als  praktisches  Recht:  Golther,  in  der  (Tübinger 
Zeitschrift  f.  d.  ges.  St.-W.  Bd.  XVU.  (1861),  S.  217.  218.  —  Es  ist  jeden 
falls  eine  eigenthümliche  Erscheinung,  dass  man  den  Standesherren  di 
bundesgrundgcsetzliche  Freiheit  des  Aufenthalts  in  jedem  Bundesstaat 
gerade  in  einer  Zeit  bestreiten  inll,  wo  die  Forderung  der  FreizQgigkd 
und  einer  allgemeinen  Aufenthaltsberechtigung  für  alle  anderen  Angehörige 
der  deutschen  Bundesstaaten  zur  Losung  des  Tages  geworden  ist! 

^)  B.-A.  art.  18  a.  —  Siehe  oben  §.  288,  ü.  —  üebereinstimmt:  J.  Held 
System  des  Verf.-R.  Bd.  H.  (1857)  S.  635. 

8)  Vergl.  den  Commissionsbericht,  erstattet  in  der  B.-V.  Sitz.  XXC 
V.  29.  Juli  1841.  Protok.  §.  255.  S.  504.  über  die  Vorstellung  des  Gräfe 
Erwein  von  Schönborn-Wiesentheid,  als  Hauptes  des  Standes 
herrlichen  Hauses,  wegen  Beschränkung  der  Freiheit  des  Aufenthaltes  seine 
jüngeren  Bruders,  des  Grafen  Franz  von  Sch.-W.  im  Königreiche  Bayen 
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krifgiidi  der  devtschen  Bnndesstaaten  snBichert,  aueh  nach 

kt  Aogidit  der  BnndesrersaiiuiilaDg  nicht  in  der  Ansdehnang 

ventiDden  werden,  als  ob  hiermit  den  Mitgliedern  der  standes- 

krliehen  Familien  ein  Freibrief  in  dem  Smne  habe  ertheih 

ivdea  wollen,  dass  dieselben  ans  einem  deutschen  Bandes- 

ittie,  dem  sie  nicht  angehören,  selbst  dann  nicht  ausgemesen 

«erdeo  könnten,  wenn  sie  dortselbst  die  Landesgesetze  ttber- 

Moij  oder  ein  Benehmen  einhalten  würden ,  welches  der  Re- 

gieniDg  gegründete  Veranlassung  znr  Beschwerde  geben  würde. 

X.  Selbstverständlich  sind  die  Mitglieder  standesherrlicher 

FamQie&  den  Polizeigesetzen  des  Landes,  welchem  sie  ange- 

hlreo,  unterworfen,  und  können  sich  daher  nicht  über  Ver- 

;  ietzQjig  ihrer  bnndesgmndgesetzlichen  unbeschränkten  Aufent* 

I Utafreiheit  beschweren,  wenn  sie  durch  ihr  Benehmen  sich 

|ie  Wegweisung  von   einem  gewissen  Orte,  z.  B.  von  dem 

inOichen  Hoflager,  zuziehen^). 

§.  811. 

1}  Autonomie  (Hausgesetze  und  Familienfideicommisse) 

der  Standesherren. 
i  Veranlassung  und  Zweck   der  Bestimmung  in  der 
Bundesakte  art.  XIV,  c,  2. 

L  Zur  Zeit  der  Unterordnung  unter  die  Staatsgewalt  der 
lonrerain  gewordenen  Fürsten  mnssten  die  standesherrlichen 
hnäieü  in  mehreren  Staaten  eine  sehr  willkürliche  Behand- 
^i  erdulden,  indem  manche  Regierungen  darauf  ausgingen, 
ie  ohne  Weiteres  wie  andere  Unterthanen  lediglich  unter  die 
laDdesgesetzgebung  zu  stellen.  Es  wurde  daher  in 
Aiigeii  Staaten  die  bisher  bestandene  Familien  au  ton  omie 
tcr  standesherrlichen  Häuser  gar  nicht  mehr  anerkannt  und 
fe  Hansstatute  und  Familienfideicommisse  wurden  für  aufge- 
hoben erklärt »). 


*)  Terg^.  das  in  Note  8.  angef.  Commissionsgutaditen  und  den  darauf 
;h4enelbe&  SHsung  erfolgten  B.-B.  Protok.  S.  505. 

OSo  z.  B.  hatte  Würtemberg,  Ges.  vom  22.  April  1808  die  im 
vtrtembergischen  Landrechte  enthaltenen  Beetimmungen  über  die 
^^Ige  ftür  die  einzigen  Entscheidnngsregeln  in  den  Verhältnissen  der 

KSpfl,  StaatRceht.  ».  Anfl.  H.  8 
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n.  Anf  dem  Wiener  Congresse  wurde  eine  solche  Beluuid- 
Inng  der  standesherrlichen  Familien  fbr  nnbillig  erachtet^, 
und  eine  besondere  Bestimmung  in  die  deutsche  Bundesakte 
art.  XIV,  c,  2,  aufgenommen,  um  wenigstens  fllr  die  Zukunft 
ihre  Familienverhältnisse  und  ihren  Familienfidei-. 
commissbesitz  gegen  eine  ähnliche  Behandlung  sicher  zu 
stellen  3). 

§.  312. 

B.  Begriff  und  Rechtsgrund  der  standesherrlichen 

Autononrie. 

L  Man  pflegt  die  den  standesherrlichen  Familien  in  der 
Bundesakte  in  Bezug  auf  ihre  Familien-  und  Gttteryer- 
hältnisse  zugesicherten  Befugnisse  gegenwärtig  allgemeiB 
als  eine  ihnen  bundesgrundgesetzlich  in  diesen  Beziehungen 
gewährleistete  Autonomie  zu  bezeichnen.  In  der  Bundesakte 
selbst  findet  sich  diese  Bezeichnung  nicht;  auch  verdient  es 
alle  Billigung y  dass  dies  nicht  geschehen  ist,  indem  hierdureh 
vermieden  wurde,  den  Schulstreit  über  den  Begriff  der  Autonomie 
in  die  Bundesgesetzgebung  hereinzuziehen.  Für  den  praktischen 
Standpunkt  genttgt  es  vollkommen,  dass  in  der  Bundesakte 
art.  XIV,  c,  2,  gewisse  Verhältnisse  (Güter-  und  Familien- 
verhältnisse) als  diejenigen  bezeichnet  worden  sind,  hin- 
sichtlich deren  den  standesherrlichen  Familien  die  Befugniss 
zustehen  soll,  „verbindliche  Verfügungen^'  zu  treffen. 


Mediatisirten  erklärt,  nnd  durch  die  Yerord.  t.  26.  April  1812  ihre  FamilieiH 
fideicommisse  geradezu  aufgehoben  und  die  Errichtung  neuer  verboten.  — 
Eine  üebersicht  des  gegen  die  Standesherren  in  der  Rheinbundsseit  toh 
den  Rheinbundstaaten  eingehaltenen  YerfiEÜirens,  s.  bei  Voll gr äff,  Standes- 
herren  S.  252  u.  f.  —  Köhler,  die  Staatsrecht!.  Verhältnisse  des  mittelbar 
gewordenen  reichsständischen  Adels.  S.  185  n.  f.  —  YergL  auch  überhanpl 
Aber  die  Beschwerden  der  Standesherren:  Elüber,  Uebers.  der  YeribandL 
des  wiener  Gongresses,  p.  282  u.  f.  313  u.  f. 

*)  Insbesondere  war  esPreussen,  welches  auf  dem  wiener GongresM 
darauf  drang,  „dass  «die  Rechte  der  Standesherren  so  vortheilhaft  und 
billig,  als  es  die  Umstände  erlauben''  in  der  Bundesakte  bestimml 
werden  sollten.  —  El  üb  er,  üebersicht  S.  298  u.  f. 

s)  Yergl.  aber  die  Congressverhandlungen:  El  aber,  UebersiclKt 
a  391  u.  t 
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E  Der  leitende  nnd  Grundgedanke  bei  der  Bewilligtmg 
Ars  Voirechtes  fllr  die  standesherrlichen  Familien  war  aber 
aOerdiogs  der,  dass  ihnen  dieselbe  Antonomie,  welche  den 
leUiastäDdischen  Häusern  znr  Reichszeit  anbestritten  in  den 
gedaditen  Beziehungen  zukam,  auehfertan,  ihrer  Mediatisirong 
ngeachtet,  yerbleiben  und  sogar  noch  weiter  in  eben 
ton  Umfange  gewährt  werden  sollte ,  wie  sie  die  souverainen 
totschen  Familien  seit  der  Auflösung  des  Reiches  selbst  aus- 

m  Dot  Rechtsgrund  der  Autonomie,  so  weit  sie 
dfiD  sbmdesherrlichen  Häusern  hiemach  belassen  worden  ist, 
fi^  ODTerkennbar  in  der  sijigulären  publicistischen 
Sundesstellung,  d.  h.  in  der  im  öffentlichen  Rechte 
kgriiodeten  genossenschaftlichen  Sonderstellung,  welche 
tem  Familien  nnd  insbesondere  den  Häuptern  derselben  durch 
ie  Anerkennung  ihrer  Standesgleichheit  und  Ebenburt  mit 
fo  regierenden  Familien  eingeräumt  worden  war^).  Es  ist 
ies  ganz  derselbe  Rechtsgrund,  aus  welchem  den  reichs- 
Andiselien  Familien  schon  zur  Reichszeit  diese  Autonomie 
Wgclegt  wurde»). 


<)  Siehe  f.  311.  Note  2. 

*)  Die  genossenschaftliche  Sonderstellung»  d.  h.  die  Eigen- 
^^inüchkdt  der  politischen  und  bürgerlichen  Stellang,  war  in  Deutschland 
^aiiaspt  Ton  jeher  der  geschichtliche  Grund  des  besonderen  Standesrechtes 
PvoeiL  Siehe  oben  §.  806.  I.  ~  Die  Genossenschaftlichkeit  bestehet  aber 
^BdigÜdi  in  der  gleichen  Theilnahmsbefugniss  an  einem  Sonder- 
reekte,  ohne  daas  deshalb  die  Genossen  unter  sich  eine  Corporation  oder 
^^ftndas  im  Bechtsdnne  des  Wortes,  oder  eine  wcietat  im  juristischen 
^  Irilden,  oder  zu  bilden  nothwendig  haben« 

')  Zar  Beichszeit  pflegte  man  als  den  Kechtsgrund  der  reichsstandischen 
entweder  die  individuelle  Willkür  (so  z.  B.  Mayer, 
^Uaf.  313.  Note  1),  oder  die  gesetzgebende  Gewalt  der  Landes- 
herren (80  z.  B.  Betsius,  s.  §.  313.  Kote  1)  anzugeben.  Darüber,  dass 
w  bejden  Anf&saungen  unrichtig  sind,  dürfte  wohl  kaum  ein  gegründeter 
^<ä  obwalten  können;  denn  die  individuelle  Willkür  kann  wohl 
^"f^  Rechtsgeschäfte,  aber  kein  Recht  (keine  Rechtss&tze  oder 
'"'^«ilitate)  erschaffen;  gerade  aber  darin,  daiss  die  Autonomie  über- 
^t,  sowohl  die  der  reichsst&ndischen  Familien,  als  die  st&dtischer  «id 
^^^^  Coiporationen  ein  Recht,  wenn  gleich  in  weit  beschränkterem 
^Nuge,  ab  man  gewöhnlich  annahm,  zu  erzeugen  vermochte  (s.  §.  318.), 
W»t  ihr  eigenthümliches  Wesen  und  ihre  Unterscheidung  von  einer 
^"^^  privatrechtlichen   Dispositionsbeftigniss.    Die  gesetzgebende 

8* 
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§.  313. 

C.   Das  Wesen   der  reichsständischeh  Autonomie   zur 

Reichszeit  und  der  standesherrlichen  Autonomie  in 

der  Gegenwart^). 

I.  Da  jedcDfalls  soviel  feststeht ,  dass  den  Standesherren 
in  der  Bnndesakte  keine  Autonomie  in  einer  anderen  Be- 
deutung, wenn  auch  in  weiterem  Umfang,  beigelegt  werden- 


Gewalt  der  Landesherren  kann  aber  darum  nicht  als  der  Gmnd  der 
reichsständischen  Autonomie  betrachtet  werden,   weil  an  sich  nach  dem 
alten   Reichsrechte   die   Landesherren   als    solche   keine   wahre  gesetz- 
gebende  Gewalt,   sondern   nur  ein  Recht,  Verordnungen  zn  machen 
(statuta  mandare,  §.  103.  Vm.  §.  313.  Note  8  u.  f.)  hatten,  und  wenn  ein- 
zelne grössere  Landesherren,  wie  z.  B.  Bayern  und  Prenssen,  in  der 
letzten  Zeit  des  Reiches  ihr  Yerojdnungsredit  zu  einer  wirklichen  gesetz- 
gebenden  Gewalt  ausgedehnt  hatten,   so   war  dies  nicht  nur  eine  jener 
Anomalien,  an  welchen  das  Reichsrecht  so  reich  war,  sondern   es  steht 
überdies  fest,  dass  nicht  die  reichsständische  Familie  in  ihrer  Gesammtheit, 
sondern  nur  der  jeweilige  Landesherr  aUein  die  gesetzgebende  oder  ver- 
ordnende Gewalt  hatte,  und  dass  sie  der  Landesherr  nur  über  seine  unter- 
thanen,  nicht  aber  über  die  Mitglieder  seiner  Familie  gebrauchen  konnte 
(§.  213.  IL  216.  L).  Dass  die  Autonomie  überhaupt  nicht  als  Ausfluss  der 
gesetzgebenden  Gewalt  betrachtet  werden  dürfe,  hat  schon  Puch  ta,  Grewohn- 
heitsrecht  n.  S.  106.  richtig  ausgeführt;  er  schreibt  ihr  aber  (mit  Recht)  die 
Kraft  zu,  neben  dem  Gesetze  und  der  volksmässigen  RechtsbUdong  dnrdi 
Herkommen  ein  Recht  zu  erzeugen,  d.  h.  er  erkennt  sie,  wie  alle  seine 
Vorgänger,  als  Rechtsquelle  an.  —  Gerber  (s.  §.  313.  Note  1)  muaste 
dagegen  dadurch,   dass  er  der  Autonomie  die  Fähigkeit,  Rechtssitze  ra 
erzeugen,  worin  nach  der  bisherigen  Vorstellung  ihr  Wesen  liegt,  ab- 
sprach, folgerichtig  zu  der  Behauptung  kommen,  dass  die  Autonomie  über- 
haupt keine  Rechtsquelle,  sondern  nur  ein  „nnjuristischer  Aus- 
druck für  die  grössere  oder  geringere  Disposition sbefugniss  gewisser 
Personen  und  Genossenschaften  in  Rücksicht  auf  den  durch  das  bestehende 
Recht  nachgelassenen  Spielraum  sei;  ein  Ausdruck,  der  zur  Vermeidung 
von  Unklarheiten  und  Missverständnissen  aus  der  Rechtssprache  überhaupt 
verbannt  werden  sollte."  —  Die  von  mir  hier  vorgetragene  Ansicht  Ober 
den  Rech tsgr und  der  Autonomie  und  den  ihr  zukommenden  Charakter 
als  Rechtsquelle  stimmt  im  Wesentlichen  mit  Puchta  und  mit  der  gegen 
G^ber  gerichteten   Ausführung   von   E.  Maurer   (s.  §.  313.   Kote  1) 
überein,  beruhet  aber  zum  Theile  auf  anderen  Gründen  und  gelanget  tkeil* 
weise  zu  anderen  praktischen  Folgerungen. 

*)  Betsius,   Tract.   de  statutis,   consuetudinibus   et   pactis    saccess» 
famil.  illustr.  et  nobil.  Frft.  166L  —  Hersemeyer  (Bodmann?)  diss.  de 
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fdte,  als  sie  znr  Beichsseit  gehabt  hatten,  so  1111188  man  vor 
ilem  Aber  das  Wesen  der  Autonomie  zu  einer  klaren 
Aisieht  za  gelangen  snchen,  welche  den  Reichsständen  •  znr 
SebhBzeit  zukam. 

n.  b  dieser  Beziehung  mnss  es  als  ein  zwar  sehr  Ter- 
häeter,  aber  nichts  desto  weniger  unzweifelhafter  Irrthum  be- 
Kielmet  werden,  wenn  man  unter  der  Autonomie  der  Reichs- 
tiasde  ein  schrankenloses  Recht  verstehen  will,  durch 
Fainiiienyerträge,  Hausstatnte,  Testamente  und  dergl.  aUe  denk- 
bares Verfügungen  in  ihren  Familien-  und  Güterverhält- 
mssen  rein  wfllkürlich  zu  treffen,  und  somit  auch  schranken- 
los imd  willkürlich  neue  Rechtssätze  einzufahren^). 
Dieser  Ansicht  stehet  nicht  nur  die  Stellung  der  reichsständischen 
Runilien  als  Reichsangehörige  und  Untertbanen  des  Kaisers 
nm  Beiebsrechte  und  zum  Kaiser  principiell  entgegen, 
fondero  es  stehet  auch  notorisch  die  Reichspraxis  mit  einer 
ifkleu  Annahme  im  Widerspruche,  indem  gewisse  Rechts- 
litze oder  Rechtsinstitute,  als  Inbegriffe  von  Rechts- 
litzen, selbst  von  den  reichsständiscben  Häusern  ftlr  ihre 
Fimilien-  and  Gttter?erhältnisse  nur  mit  Genehmigung  des 
laisers  eingeftihrt  werden  konnten'),   in  dessen  ursprüng- 


fKtis  gentflitiis  familiär.  iUustr.  atqae  nobilimn  Genn.  Mogunt.  1688.  — 
/oL  Christ  Mayer,  Autonomie,  Yornehmlich  des  Fürsten-  und  übrigen 
ttoittelbsren  Adelstandes  im  römisch-deutschen  Reiche,  Tübingen  1782.  — 
^Aop,  de  Talore  et  efficacia  pactorum  seu  statutorum  familiamm  illustr.  et 
iibifiDm,  intuitu  tertii.  Giessae,  1802.  —  Wilda,  in  Weiske,  Rechts- 
hdkim  8.  V.  Autonomie.  —  Beseler,  Lehre  von  den  Erbvertr&gen.  Bd.  II. 
Öttingwi  18B7.  §.  15  —  17.  —  Gerber,  über  den  Begriff  der  Autonomie, 
is  ArduT  f.  civil.  Praxis.  Heidelb.  1854.  Bd.  37.  Hfl.  I.  p.  35.  u.  f.  — 
Sagegen  K  Maurer,  über  den  Begriff  der  Autonomie  in  d.  kritischen 
UKnchsn  der  deut  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft,  München  1854. 
Bin.  Hft  n.  8.  229  u.  f.  —  Vergl.  J.  Held,  System  des  Verf.-Rechts 
W.  n.  (1857)  S.  635.  —  Siehe  auch  die  oben  §.  214.  Note  1)  angef.  Schriften. 

')  Siehe  oben  §.  214,  HI.  — 
I  >)  Dahin  gehörten  zur  Reichszeit  unstreitig  Bestimmun j^en  der  Haus- 
j  mtrige  über  einen  kürzeren  als  den  reichsgesetzlichen  VolljÄhrig- 
I  keitgtermin  (siehe  §.  237.);  über  die  Erkl&rung  von  Ehen  unter  dem 
I  «öffidien  Stand  als  Missheirathen,  (§.  223.  VE.);  der  Ausschluss  von 
j  TSAtem  von  aller  Intestaterbfolge  und  Pflichttheilsrechte  an  Vater,  Mutter 
»i  Brüdern  (§.  105,  Note  19.);  über  die  Errichtung  von  Primogenitur- 
ordnungen,  sofeme  dadurch  das  bereits  begründete  feste  Successions- 


118  §•  313.   Wesen  d.  reichsstfindiBchen  vl  standesherrL  Aatonomie. 

licher  Machtvollkommenheit  mid  später  sog.  Reserirat 
rechten  man  die  alleinige  unbeschränkte  Qaelle  toi 
Sonderrechten  oder  FriTilegien  sah,  welche  gerade» 
dem  gemeinen  Beichsrechte  widerstritten^). 

ni.  Die  Bestätigung  der  Familienverträge^  Testamente  um 
dergl.  der  reichsständischen  Familien  durch  den  Kaiser  wa 
daher  durchaus  nicht  in  allen  Fällen  nur  eine  leere  Form 
li chk ei ty  sondern  nach  Umständen  unerlässlichesErfordei 
niss  ftlr  die  Bechtsbeständigkeit  eines  autonomischei 
Aktes,  sowie  hierdurch  etwas  an  den  prohibitiven  odei 
unbedingt  präceptiven  Grundsätzen  des  Beichsrechte« 
geändert,  und  also  ein  diesen  widerstreitender  Bechts 
satz  oder  widerstreitendes  Bechtsinstitut  an  derei 
Stelle  gesetzt  werden  wollte. 

IV.  Innerhalb  jenes  Kreises  aber,  in  welchem  sich  das 
VerfÜgungsrecht  der  reichsständischen  Familien  nach  den 
Beichsrechte  frei  bewegen  konnte,  waren  dieselben  befiig:t 
in  den  verschiedenen  Formen  der  Autonomie,  wie  Familien 
vertrage,  Familienfideicommissstiftungen,  Erbverbrtideningen] 
Testamente  oder  Familienherkommen,  ein  Sonderrecht  zt 
gründen,  ohne  dass  es  einer  besonderen  kaiserlichen  Bestä 
tigung  bedurfte,  oder  ohne  dass  diese,  wenn  sie  auch  nach 
gesucht  und  ertheilt  wurde,  eine  andere  Bedeutung,  als  die 
einer  vorsorglichen,  wenn  gleich  rechtlich  tlberflüssigen  und 


recht  (das  Wartrecht)  und  die  Pflichttheilsrechte  der  nachgeborenen  Söhne 
angehoben  werden  woUte  (§.  214.  Note  4  u.  5.  und  §.  247,  YL);  über  das 
fordemiss  einer  bestimmten  Religionseigenschaft  des  Begierungsnachfolgers 
(§.  249.  Note  4.)  u.  s.  w.  Auch  bei  dem  von  Corporationen,  wie  Städten, 
autonomisch  bestimmten  Rechte  hielt  das  Mittelalter  zu  seiner  Rechts- 
beständigkeit und  Verbindlichkeit  (namentlich  in  Bezug  auf  Dritte,  Nichi- 
mitglieder  der  Corporation)  die  kaiserliche  oder  landesherrliche  Bestätigung 
für  nothwendig ,  wenn  es  gegen  das  Reichsrecht  etwas'  bestimmen  wollte. 
Schwabenspiegel  (Lassberg)  Ldr.  c.  44.  „Das  heizet  Burgerreht  sva 
ein  jegelich  stät  ir  selber  setzet  ze  rehte  mit  ir  kuniges  oder  mit  ir 
fursten  willen*^  etc.  Yergl.  die  auffallende  wörtliche  Uebereinstimmang 
dieser  Stelle  mit  dem  spanischen  Gesetze  (Alphons  X.  von  Caatiliea) 
Ley  de  las  siete  partidas  a.  1258.  Pact.  I.  Tit.  2.  Ley  8;  in  meiner  d&ai. 
R.-Gesch.  3.  Aufl.  (1858)  Thl.  I.  §.  47.  Note  9. 
<)  Siehe  oben  §.  85. 
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iko  mir  scheiiibaren  Bestärkang   oder   SicherBteUimg   hätte 

Uak&imeiiO. 

V.  innerhalb  dieses  eben  bezeichneten  Kreises  war  es  aber 
deo  reiebsstindisehen  Familien  ebenso  erlaubt,  neue  Rechts- 
satze oder  nene  Rechtsinstitnte  selbst  anfzostellen  nnd 
n  enehaffen,  oder  nach  der  in  neuerer  Zeit  beliebt  gewordenen 
Anadraeks weise y  neues  Recht  zu  erzeugen,  als  ihnen 
udi  freistand,  sich  nach  Willkür  Rechtssätze  oderRechts- 
ustitate  anzueignen  oder  beizubehalten,  welche  bereits 
früher  in  einem  weiteren  Kreise  (d.  h.  bei  dem  Adel 
fibeibaupt  oder  etwa  sogar  volksmässig)  erzeugt  worden 
varen^,  und  somit  einem  Rechtssysteme  angehörten,  welches 


*)  So  z.  B.  wenn  ein  Beichsstand,  der  selbst  keine  pflichttheils- 
hrechtigte  Descendenz,  oder  die  PflichttheUsrecbte  seiner  Notb- 
cbn  gehörig  gewahrt  hatte,  ein  Familienfideicommiss  ans  dem  seiner  freien 
lliipoation  unterliegenden  Vermögen  stiftete,  in  der  Familienfidei- 
MnmiBB Stiftung  eine  Primogeniturordnung  anordnete,  Abstammung  aas 
fbabörtiger  Ehe,  oder  wohl  auch  sogar  eine  gewisse  Religionseigenscbaft 
ik  Bedmgong  der  Sucoessionsrechte  vorschrieb,  so  bedurfte  seine  Yerftkgung 
4er  kuserliehen  Confirmation  nicht,  weil  er  unter  dieser  Voraussetzung 
ini  Recht  beeinträchtigte,  welches  irgend  einer  Person  durch  das  gemeine 
lateecht  als  ein  gegen  Privatwillkfir  gesichertes  Recht  beigelegt  worden 
*v.  Hier  stellte  er  auch  wirklich  keinen  neuen  Recht ssatz  dem  Reichs- 
t«ehte  als  derogirend  gegenüber,  wie  dies  aber  unzweifelhaft  der  Fall 
9*C9en  sein  wflrde,  wenn  eine  reichsstftndische  Familie  durch  Famili en- 
tert rag  Olren  künftig  geboren  werdenden  Mitgliedern,  die  alle  ein  festes 
&icee8Bionsrecht  in  die  Lehen-  und  Stammgüter  vom  ersten  Erwerber 
•Uäteten,  oder  denen  doch  am  AUodialvermögen  ihrer  Väter,  Mütter  und 
Irtbier  nach  gemeinem  Reichsrechte  von  Geburt  aus  Intestaterbrechte 
^  beaebungsweise  Pflichttheilsrechte  beigelegt  waren,  diese  Rechte 
teen  ein-  für  allemal  und  m  it^finäum  abschneiden  und  sie  somit  aus 
las  gemeinen  Rechtazustande  für  alle  künftigen  Zeiten  herausheben  wollen, 
"Vie  dies  z.  B.  das  Geislinger  Statut  (siehe  oben  $.  105)  zu  thun  beab- 
•ebtigt  hatte. 

*)  Gerber,  1.  c.  S.  44.  führt  selbst  an,  dass  der  Adel  im  XIV.  und 
IV.  Jahrhunderte  ein  „in  hohem  Grade  lebensvoller  Stand  ge- 
«tteD,  and  eine  ausserordentlich  bedeutsame  Entwickelung 
ftsf  Grand  eigener  Bildungstriebe  erfahren  hat,  wie  sie  sich  auch 
tt  lierThat  in  einem  modernen  Adelsrechte  darstellt,  welches  von 
te  sheren  Ritterrechte  des  Sachsenspiegels  vielfach  verschieden  ist" 
Ir  nhlt  auch  ganz  richtig  eine  Reihe  von  solchen  neueren  Instituten 
^  Adelirechtes  auf,  wie  z.  B.  Entstehung  des  sog.  adeligen  Stammguts, 
<>ueqaenter  Ausschluss  der  Weiber  von  der  Succession  in  die  Stamm- 
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frtther  vielleicht  selbst  einmal  das  allgemeine  der  Nation 
gewesen  war,  aber  im  Lanfe  der  Zeit,  insbesondere  durch  die 
Entwickelang  eines  gemein  positiven  Beichsrechtes,  und  nament- 
lich dnrch  die  Reception  des  römischen  Rechtes  als  eines  solchen, 
im  Verhältnisse  zu  diesem  in  die  Stellung  eines  Sonder- 
rechtes, oder  nach  mittelalterlicher  Ansdrucksweise .  (indem 
man  die  Geltung  jedes  Sonderrechtes  von  der  ansdrflck- 
liehen  oder  stillschweigenden  Genehmigung  des  Staatsherrschers, 
d.  h.  des  Kaisers,  abhängig  betrachtete)  in  die  Stellung  eines 
Privilegs  herunter  gedrückt  worden  war^. 


guter,  ausgedehnte  ünveräusserlichkeit  derselben,  allmälige  Einftihrong  der 
Individoalsaocessionen  gegenüber  dem  alten  deutschen  Theilbarkeitsprindp 
und  Gesammtformulimng  aller  dieser  Momente  in  don  neuen  Institate  des 
Familienfideicommisses  mit  dem  Principe  der  Erhaltung  des  Namens  and 
Glanzes  der  Familie.  Dies  alles  sind  nun  aber  doch  keine  Rechtsgeschftfte, 
sondern  Rechtssätze,  ja  ganze  Complexe  von  Rechtssatzen  oder  Rechts- 
institute, welche  von  dem  Adel  als  solchem  ohne  Beihälfe  der  Gesetz- 
gebung oder  des  gemeinen  volksmässigen  Herkommens,  also  im  eigentlichen 
Sinne  autonomisch  erzeugt  worden  sind,  und  an  dieser  autonomischeii 
Erzeugung  hat  der  reichsst&ndische  Adel  wahrlich  keinen  geringeren 
Antheil  als  der  blos  ritterliche  Adel  gehabt.  Jedenfalls  also  kann  Ersterem 
die  Autonomie  nicht  in  jenem  Umfange  abgesprochen  werden,  wie  sie  in  der 
Bildung  des  Adelsrechtes  überhaupt  liegt,  sondern  es  könnte  nur  behauptet 
werden,  und  das  lässt  sich  allerdings  vertheidigen,  dass  dem  reichsst&ndiachen 
Adel  reichsrechtlich,  Usurpationen  und  Anomalien  abgerechnet,  in  den 
meisten  Beziehungen  keine  grössere  Autonomie  zustand,  als  dem  ritter- 
lichen reichsfreien  Adel. 

^  Der  schlagende  Beweis  für  die  Richtigkeit  der  hier  aufgesteUtea 
Ansicht  über  den  geschichtlichen  Gang  der  ächten  deutschen  Rechtsbildnng, 
die  sich  allmälig  aus  dem  vollen  Volksleben  in  immer  engere^Ereise 
(Schöffenfreie,  dann  den  Adel)  zurückzog,  und  sich  heut  zu  Tage  kaum 
noch  in  der  Autonomie  der  souverainen,  standesherrlichen  und  anderen 
vormals  reichsadeligen  Familien  in  einer  der  älteren  Zeit  analogen  Wdse 
erhalten  hat,  liegt  in  der  Glosse  des  Sachsenspiegels  zum  sog. 
Textus  Prologi:  „Hir  began  Eike  an,  dan  he  in  dudesck  brctchte  dOL 
Privilegium  das  Constantin  unde  Karl  den  saasen  vor  ein  reehi 
gkeven."  Hier  wird  bereits  das  gesammte  Sachsenrecht,  welches  der  sog. 
Sachsenspiegel  enthält,  und  das  notorisch  in  den  Ländern  des  sächsisclien 
Rechtes  als  das  durch  volksmässiges  Herkommen  erzeugte  gemeine  Land- 
recht galt,  als  ein  Privilegium  bezeichnet,  und  dies^(wie  Homeyer 
in  seiner  in  der  k.  Akademie  zu  Berlin  am  20.  März  1854  gelesenen  Ab- 
handlung „überdenProlog  zur  Glosse  des  sächsischen  Landrechtes** 
vortrefflich  ausgeführt  hat)  -^  in    der  entschiedenen   und  erklärten 
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VL  Hiernach  konnte  es  recht  wohl  geschehen,  dass  die 
AdoBomie  der  reichsständischen  Häuser  in  manchen  Bezie- 
hugefi,  der  praktischen  Aenssemng  nach  (scheinbar)  nur  noch 
des  Charakter  einer  blossen  Dispositionsbefngniss  nnd 
faGrÜDdimg  snbjektiTer  Rechte  oder  Befiignisse,  imOegen- 
tatieyon  Recht  SS  ätzen,  zeigte,  weil  letztere  da  nicht  erst 
äreh  sehSpferische  Willkür  erfunden  zn  werden  brauchten, 
wo  de  bereits  in  ii^end  einer  Rechtsgestaltnng  historisch  ent- 
viekdt  vorlagen.  Nichts  desto  weniger  war  doch  hiermit  der 
Charakter  der  Antonomie  als  Orttndnng  eines  Sonder- 
rechtes durch  eigene  Willkür  dem  Wesen  nach  nicht 
nfgegeben,  sondern  es  äusserte  sich  diese  Willkür  eben  in 
iff  Freiheit  der  Wahl  des  Sonderrechtes,  d.  h.  in 
ier  Wahl  unter  den  vorhandenen  besonderen  Rechts- 
trnndflStzen  als  Normen  für  die  beabsichtigten  Rechts- 
{eschlfte:  gerade  so,  vne  ein  Sonverain  auch  dadurch  einen 
Ab  der  Gesetzgebung  vornimmt,  wenn  er  ein  bereits  vor- 
UDdenes  provincielles  oder  auch  ein  fremdes  Oesetzbuch 
ik  allgemeines  Landrecht  einführt,  oder  ein  bereits  bestehen- 
,h  Herkommen  in  Oesetzesform  einkleidet. 

Vn.  Cm  die  Bedeutung  und  das  Wesen  der  reichsständi- 
lAeB  Autonomie  richtig  zu  fassen,  muss  man  sich  insbesondere 
iiran  erinnern,  dass  das  alte  Reichsrecht  sehr  scharf  G es  et  z- 
febung  und  autonomische  (Sonder-)  Rechtsgrttndung 
tts^cbied,  und  die  erstere  nur  dem  Kaiser  mitsammt 
'em  Reiche,  aber  keinem  Landesherm,  auch  keiner  Ge- 
iwseDschaft  beilegte^),  sondern  der  letzteren  nur  das  Recht, 


^tot  durch  diese  Anffassung  als  Privileg  den  Fortgebrauch  des  her- 
**«olichen  Sacfasenrechtes  gegen  die  beginnende  Verachtung  und  Verwer- 
kag  desselben  in  den  geistlichen,  hauptsächlich  nach  rOmischem  und  ca- 
•■Bdiem  Rechte  spredienden,  Gerichtshöfen  sicher  zu  stellen,  und  diesen 
^criditshöfen  die  Beachtung  des  Sachsenrechtes  zur  Pflicht  zu  machen. 

*)  Nor  in  Bezug  auf  die  aUgemeinen  Reichsgesetze  gehrauchte  das 
Ißteialter  die  Bezeichnung  „Leges.*^  Es  gah  daher,  seitdem  der  Relchs- 
^^  one  festere  Gestaltung  gewonnen  hatte ,  und  bis  auf  die  Zeiten  des 
^tt&Oei  des  Reiches,  in  welchen  die  grösseren  Reichsst&nde  anfingen, 
^  hsx  fld&on  Töliig  wie  souyeraine  Fürsten  in  ihren  Territorien  zu 
^^■dmieQ  (äehe  §.  312  Note  3),  in  Deutschland  keine  anderen  eigentlichen 
^«,  sls  nur  allein  „Leges  imperii.** 
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Jura  oder  Statuta^  d.  h.  Anordnungen  oder  Verordnungen  a 
maehen,  beilegten®).  So  wie  das  Recht,  Statuten  zumadi« 
als  ein  Sonderrecht  oder  Privilegium  betrachtet  wurde  ^^),  f 
wurden  auch  die  in  Folge  dieses  Rechtes  gemachten  Statuta 
und  deren  Inhalt,  das  (namentlich  bei  stadtischen  CorporatioiM 
sogenannte)  Statutarrecht,  als  ein  Sonderrecht  und  son 
nach  Analogie  der  Friyilegien,  und  die  kaiserlichen  Coi 
firmationen  derselben  sogar  als  wirkliche  Privilegien  behandel 
und  daraus  erklärt  sich  insbesondere,  warum  die  reichsstind 
sehen  Familienstatute  ebenso  wenig  als  deren  GonfirmatioiM 
zur  Reichszeit  einer  Publikation  bedurften,  um  auch  gego 
Dritte  mit  Rechtswirkung  angeführt  werden  zu  können  ^^).  Ditf 
Gleichstellung  alles  statutarischen  Rechtes  mit  dem  Privih 
musste  um  so  angemessener  erscheinen,  als  man  in  dem  R 
vileg  dieselbe  Eigenthttmlichkeit  bezüglich  des  möglichen  l 
haltes  bemerkte,  welche  dem  autonomischen  Rechte  nach  d 
mittelalterlichen  Ansicht  zukam,  dass  es  nämlich  eben  so  wo! 


*)  Das  Yerordnungsrecht  der  Landesherren  wurde  somit  selbst  als  di 
Unterart  der  Autonomie,  n&mlich  bezüglich  ihrer  ünterthanen,  betrachl 
Yergl.  oben  §.  312  Note  3.  —  Niemals  wird  man  in  einer  mittelalterliclH 
Quelle  ftbr  das  Recht,  welches  Landesherren  oder  Corporationeii,  i 
St&dte,  setzen,  d.  h.  nach  ihrer  Willkar  (daher  auch  bei  den  St&dten  \ 
„Willktthre,  Köre,  jus  electum**  genannt)  erschaffen  oder  eraeiv 
konnten,  einer  anderen  Bezeichnung,  als  Jura  oder  statuUiy  höchstens  no 
dem  ebenfalls  von  Haus  aus  einen  Gegensatz  zur  ZjBx  bezeichnenden  An 
drucke  „Constüutiones"  begegnen.  Yergl.  die  Beweisstellen  in  meim 
deut  R.-Gesch.  3.  Anfl.  (1858)  Thl.  I.  §.  17.  23.  26,  Y.  Man  sollte  dali 
auch,  wenn  man  streng  sprachrichtig  sprechen  will,  nur  von  Hausstatnte 
nicht  von  Hausgesetzen,  reden ;  jedoch  ist  letzterer  Ausdruck  in  g  1  e  iclu 
Bedeutung  nun  einmal  eingebürgert 

«^)  So  z.  B.  spricht  die  Gonstit  Friderid  I.  a.  1232,  de  juribus  pö 
dpum  saecularium,  von  „libertatibua*^  der  Fürsten;  so  begreift  auchW.i 
(1792)  art  I  §.  9  das  Yerordnungsrecht  der  Reichsstände  als  Landeshein 
unter  der  allgemeinen  Formel:  „Hoheitsrechte,  Regalien,  Obrigkeiten,  F« 
heiten  und  Privilegien^*;  so  hiess  auch  die  den  städtischen  Gorporatioa 
eriheüte  Befiigniss,  Statute  zu  machen,  Privilegium, 

<*)  Siehe  oben  §.  214,  HI.  —  üebrigens  gibt  es  audi  nach  den  Gm 
Sätzen  des  gemeinen  bürgerlichen  Rechtes  mancherlei  Rechtsgeschäfte,  well 
ohne  Publikation  gegen  Dritte  wirkende  Redite  begründen  können,  so&i 
schon  nach  römisdiem  Rechte  die  Anordnung  eines  FideicommisMS.  U 
hat  auch  Gerber,  1.  c.  ä  54  n.  f.  richtig  bemerkt 
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«UgemeineBeehtssätzey  wie  das  Gesetz,  wenngleich 
waoIcheBechtssätze,  die  imVergleiche  mit  dem  Gesetze 
liSBahmen  ( Sonderrechte ,  jura  singulana)  enthielten,  er- 
ipgeQkönnei  als  es  anch  einzelne  subjektive  Rechte 
•JerBefngnisse  Einzelner  für  einzelne  Fälle  and  bei  ein- 
lehea  Rechtsgeschäften  zu  begrflnden  yermag^^). 

Vni  Erwägt  man  demnach,  dass  nun  einmal  das  Beichs- 
nebft  den  rdehsständischen Familien  das  Recht  oder  Priy ileg, 
sieb  selbst  ein  Sonderrecht  zu  gründen,  soweit  ein- 
geriomt  hatte,  als  dadurch  nicht  in  die  der  kaiserlichen  Macht- 
idkommenheit  oder  den  kaiserlichen  Reservatrechten  vorbe- 
kitteDC  Sphäre  eingegriffen  wurde,  so  wird  man  hiemach  er- 
MMea  können,  dass,  und  in  wie  weit  die  Autonomie  der  reichs- 
iHndisehea  Familien  zur  Reichszeit  aUerdings  eine  Rechts- 
«velle  war,  und  dass,  und  warum  das  Mittelalter  die  Er- 
seognng  von  Rechtssätzen  durch  Selbstbestimmung, 
ktiehimgsweise  durch  Vereinbarung  der  Mitglieder  eines  ge- 
mcQ  genossenschaftlichen  Kreises  und  den  Gebrauch  einer 
M  der  allgemeinen  Gesetzgebung  (dem  Reichsrechte)  in  einem 
CnrisBen  Spiebmnme  gestatteten  Dispositionsbefugniss 
nEmchtnng  von  einzelnen  Rechtsgeschäften,  weder 
pMu  ontoschied,  noch  zu  unterscheiden  Veranlassung  fand^ 
Nleni  beides  unter  der  zwar  nicht  reichsgesetzlichen,  aber 
^  der  Praxis  zur  Reichszeit  allgemein  •  aufgenommenen  Be- 
tädmimg  als  Autonomie  zusammenfasste. 

IX.  Hieraus  ergibt  sich  zugleich,  dass  und  in  wie  weit 
ie  Autonomie  der  reichsständischen  Häuser  auch  heut  zu  Tage 
Mh  ab  wahre  Rechtsquelle  in  den  Familien-  und  Güter- 
YBrikiltnissen  der  standesherrlichen  Häuser  zu  betrachten  ist, 
ndem  die  Bundesakte  art.  XIV,  c,  2  denselben  die  Befugniss 
vr  Sonderrechtsgrflndung  im  Wesentlichen  in  demselben  Um- 
böge erhalten  wollte,  wie  ihnen  dieselbe  zur  Reichszeit  zu- 
ftttanden  hatte,  und  sogar  noch  dieselbe  erweiterte. 


*)  Di8  analoge  VerhaltaiBs  Yon  autonomiacheiii  Rechte  und  Privileg 
\^  die  geschichtlich  feststehende  Wechselwirkung,  worin  diese  beiden 
iMlasqiiellen  im  Mittelalter  an  einander  standen,  ist  von  Gerber,  L  c. 
^  veitauint,  und  von  K.  Maurer,  1.  c.  nicht  genügend  gewürdigt  wor- 
iea,  und  doch  liogt  gerade  hierin  der  Schlüssel  zun  richtigen  Verständnisse. 
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§:  314. 

D)  Erläuterung  des  Inhaltes  des  Artikels  XIV,  c,  2 

der  Bundesakte. 

a)  Fortdauernde  Gültigkeit  der  alten  Familienverträge. 

In  dem  Inhalte  des  Artikels  XIV,  c,  2  der  deutseheii 
Bnndesakte  sind  dreierlei  bnndesgmndgesetzliche  Bestinh 
mungen  zu  unterscheiden. 

A.  Zuerst  „werden  nach  denGrundsätzen.  der  frü- 
heren deutschen  Verfassung  die  noch  bestehenden 
Familienverträge  aufrecht  erhalten/^ 

L  Zwar  sind  hier  nur  die  ^^Familienverträge^'  ge- 
nannt. Es  unterliegt  jedoch  keinem  Zweifel,  dass  hierunter  alle 
Arten  von  Hausstatuten,  Familienvertr'ägen,  Testamenten  und 
dergl.  begriffen  werden  wollten,  welche  die  Grundlagen  dei 
Hansverfassung  der  früher  reichsständischen,  jetzt  standesherr 
liehen  Familien  bis  zu  ihrer  Mediatisirung  gebildet  hatten,  und 
dass  auch  das  rechtsbeständige  Familienherkommen,  weichet 
sich  in  denselben  ohne  Einkleidung  in  urkundliche  schrifUi(ic 
Form  vor  ihrer  Mediatisirung  erweislich  gebildet  hatte,  eben- 
falls die  gleiche  Gewährleistung  fernerer  Gültigkeit  finden  soA 

U.  Die  Bestimmung,  dass  die  bestehenden  standesherrlich^ 
Familienverträge  „nach  den  Grundsätzen  der  früheren 
deutschen  Verfassung^'  aufrecht  erhalten  werden  sollen^ 
kann  nur  den  Sinn  haben,  dass  diesen  Familienverträgen  fort 
während  der  Charakter  eines  wahren  autonomischeo 
Rechtes  beigelegt  werden  soll,  wie  er  ihnen  von  der  Theorie 
und  Praxis  zur  Reichszeit  stets  ohne  alle  Meinungsverschieden- 
heit beigelegt  worden  ist.  Darüber,  dass  diese  Familienverträge 
auch  den  Grundsätzen  der  älteren  deutschen  Verfassung  gemäss 
errichtet  worden  sein  müssen,  wenn  sie  die  Familiengliedei 
oder  dritte  Personen  verpflichten  sollen,  bedurfte  es,  als  dnei 
selbstverständlichen  Sache,  keiner  ausdrücklichen  Bestimmung 
in  der  Bnndesakte.  Es  kann  daher  insbesondere  die  Frage, 
ob  diesen  Familienverträgen  die  kaiserliche  Confirmation,  ds 
wo  sie  nach  Reichsrecht  nöthig  war^),  wirklich  ertheilt  worden 


«)  Siehe  §.  313  Note  3. 
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MJ,  nach  DiDStSndeii  von  anmittelbarer  praktischer  Bedeutung 
raden,  z.  B.  wenn  Familienglieder  nnter  einander  ttber  die 
leekiBbeständigkeit  and  verbindliche  Kraft  eines  FamilienYer* 
Inges  streiten. 

IE  Darauf,  ob  diese  älteren,  ihrer  Zeit  gtiltig  entstandenen 
Httnstatnten  nnd  dergl.  eigentliche  Rechtssätze  aofstellen, 
•der  nnr  einen  Gebranch  der  fttr  gewisse  Rechtsgeschäfte 
fa  reiehsständischen  Familien  durch  das  Reichsrecht  gestatteten 
DupofihionsfTeiheit  enthalten,  ist  in  der  Bondesakte  kein  Ge- 
«iekt  gdegt  und  keine  Unterscheidung  gebaut  worden,  und 
Uier  in  der  einen,  wie  in  der  anderen  Beziehung  die  fort^ 
duernde  Gttltigkeit  dieser  Haosstatuten  nicht  zu  bezweifeln. 

IV.  In  Bezug  auf  diese  älteren  Familienstatuten  ist  in 
der fioiidesakte  nicht  vorgeschrieben,  dass  sie  der  Be* 
:ttltig;ung  durch  die  betreffenden  Souveraine  bedttrfen  seit 
Ita^.   Es  haben  hierdurch  die  Souveraine  zu  erkennen  ge- 

f  dass  sie,  sofeme  nicht  von  Seiten  einer  interessirten 
in  einem  Rechtsstreite  vor  den  Gerichten  ein  Anstoss 
[ft  emer  Untersuchung  liber  die  reichsconstitutionsmässige  Ent- 
Bg  eines  älteren  Familienvertrages  gegeben  wird,  nicht 
Absieht  haben,  von  Staatswegen  eine  Prflfung  der  Ent- 
sweise solcher  Familienverträge  zu  veranlassen,  und  von 
der  Regierung  aus,  etwa  wegen  mangelnder  kaiserlicher 
I^Mifiniuition,  einem  älteren  standesberrlichen  Familienvertrage 
pineipidl  die  Gültigkeit  abzusprechen'). 

V.  Auch  ist  in  Betreff  der  älteren  standesherrlichen  Fami- 
fbrerträge  nicht  einmal  die  Vorlage  zur  Kenntnissnahme 
fkr Souveraine,  so  wie  auch  nicht  deren  Publikation 

*)  Li  dieser  Beziehung  ist  also  die  Bestimmung  der  als  subsidi&res 
li^dc^gesetz  erklärten  k.  bayerischen  Dedaration  t.  19.  M&rz  1807 
f  1%  wonach  auch  die  damals  schon  bestehenden  Familienvertrage  und 

eeffihrten   SoccessionsordnDngen'*    der   Bestätigung   des  Sou- 
nnterliegen  sollten,  nicht  zum  gemeinen  Recht  erhoben,  sondern 
^  fieses  beseitigt  worden. 

:  0  Dass  sich  die  Souveraine  kein  solches  officielles  FrOfungs-  und 
W^mgsrecht  der  älteren  standesherrlichen  Familien  vertrage  beilegten 
Ihr  Torbehielten,  steht  in  vollem  £inklange  damit,  dass  dieselben ,  wie  im 
(315  gezeigt  werden  wird,  sich  nicht  einmal  bezüglich  der  neu  zu  er- 
l^^^ttCBden  Btandesherrlichen  Familienvertrage  ein  Bestätigungsrecht  vor- 
hbieto. 
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angeordnet  worden.  Es  erklärt  sich  dies  theils  daraiui,  da« 
selbstverständlich  durch  die  Anerkennung  der  fortdauerndei 
Bechtsbeständigkeit  und  Gültigkeit  solcher  Familienstatotei 
kein  neuer  Rechtszustand  herbeigefbhrt  wurde ,  theils  abei 
musste  man  erkennen,  dass  durch  die  Forderung  einer  um 
jGassenden  Vorlage  der  älteren  Hausstatute ,  wäre  es  auoh  um 
zum  Zwecke  einer  Kenntnissnahme  oder  Publikation,  dei 
standesherrlichen  Häusern  eine  sehr  grosse  Beschwerde  wat 
erlegt  werden  würde,  indem  die  eigenthttmlichen  Familien-  und 
Gttterverhältnisse  dieser  Häuser  regelmässig  in  einer  grossen 
Anzahl  von  einzelnen  sich  gegenseitig  ergänzenden  FamilieD- 
Urkunden  und  Diplomen  beschrieben  sind,  welche  zum  Theile 
in  hohes  Alterthum  zurückgehen,  in  verschiedenen  Archiven 
zerstreut,  häufig  schwer  im  Originale  auffindbar  und  ndtnntei 
äusserst  weitläufig  und  schon  desshalb  zur  Publikation  nicU 
wohl  geeignet  sind,  und  dass  auch  in  vielen  Fällen  eine  Ge&h 
eintreten  könnte,  die  Rechtsverhältnisse  dieser  Familien  durd 
die  Vorlage  oder  Veröffentlichung  ihrer  Urkunden  unerwarteten 
Angriffen  blosszustellen  und  solche  sogar  hervorzurufen.  Auet 
hatte  schon  zur  Reichszeit  die  Publikation  der  Familienvertrige 
der  reichsständischen  Familien  oder  der  auf  ihre  Familien-  und 
Güterverhältnisse  bezügUchen  Diplome  niemals  zu  den  Vorai» 
Setzungen  ihrer  Gültigkeit  gehört^). 

§.  315. 
b)  Errichtung  neuer  Familienverträge  in  den  standes- 
herrlichen Häusern. 

B.  Die  Bundesakte  art.  XIV,  c,  2  sichert  den  standesherr 
liehen  Familien  zweitens  die  Befugniss  zu  „über  ihre 
Güter-  und  Familienverhältnisse  (neue)  verbindliche 
Verfügungen  zu  treffen,  welche  jedoch  dem  Souveraifi 
vorgelegt  und  bei  den  höchsten  Landesstellen  zur 
allgemeinen  Kenntniss  und  Nachachtung  gebracht 
werden  müssen'^ 

I.  In  Bezug  auf  die  Errichtung  neuer  FamilienvertrSge 
oder  anderer  autonomischer  Bestimmungen  über  Familien-  und 


«)  Siehe  §.  214,  m ;  §.  313,  YH.  Note  11. 
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(ÜkrreriiilCnime  ist  in  der  BimdeMkte  aach  nicht  nntenehie- 
kif  ob  dieselben  die  AnfrteDong  eigentlieher  Seehtssätse 
■d  die  Einfthnnig  besonderer  in  sich  abgeschlossener  Beehts- 
:  Miato  oder  nnr  einzelne  Dispositionsakte  nach  Mass- 
I  pbe  bestehen  der  Rechtsqnellen  enthalten  0-  ^  mnss  daher 
I  flgoiommeii  werden ,  dass  den  standesherrlichen  Familien 
I  beiderlei  BeAignisSi  nämlich  ebensowohl  die  Beingniss  zur 
\  istadlong  neuer  besonderer  RechtssätzCi  als  der  Gebrauch 
der  Btdi  der  bestehenden  Oesetzgebnng  Überhaupt  anerkannten 
K^MMitionsfreiheit  bezüglich  einzeber  RechtsgCAchäfte,  in  dem 
kreüi  (§.  313)  erörterten  Sinne  eingeräumt  worden  ist 

JL  Die  Bestimmung  der  Bundesakte,  art  XIV,  c,  2,  ttber 
db  Errichtong  neuer  Familienverträge  gewährt  den  Standes- 
knüdien  Familien  in  dieser  Hinsicht  sogar  eine  grössere 
iitonomie,  als  sie  zur  Beichszeit  gehabt  hatten^).  Es  hat 
ÜBlifih  die  Bundesakte,  art  XIV,  c,  2,  bezüglich  der  neu  zu 
feUtenden  Familienverträge  der  Mediatisirten,  durchaus  keine 
■Uneht  darauf  genommen,  dass  zur  Beichszeit  die  Oenehmi* 
K  des  Kaisers  wesentliche  Vorbedingung  der  Ottltigkeit 
lieber  Bestimmungen  in  den  reichsständischen  Hausverträgra 
kir,  welche  mit  unbedingt  gebietenden  oder  verbietenden  Vor- 
iUflen  des  Beichsrechtes  in  Widerspruch  standen.  Es  hat 
iKh  die  Bnndesakte  keinesweges  an  die  Stelle  der  früher  er- 
kdedehen  kaiserlichen  Confirmation  in  den  betreffenden  Fällen 
in  Erfordemiss  der  Bestätigung  durch  den  nunmehrigen  Sou- 
ivtm  gesetzt,  sondern  sie  hat  vielmehr  wohlbedacht  und  ab- 
Utäieh  von  der  Bestimmung  in  der  als  subsidiäres  Bundes- 
pKtz  erklärten  k.  bayerischen  Declaration  v.  19.  März  1807 
|il2,  wonach  die  Familienverträge  der  Standesherren  dem 


0  Siehe  §.  312,  H;  f.  318,  V-IX. 

*)  Fflr  dii^eiiigen,  welche  der  (freilich  wurichtigen)  Ansicht  huldigen, 
>  ^  reichsst&ndische  Aatonomie  schon  zur  Reichszeit  eine  völlig  un- 
sckrftnkte  gewesen  sei,  bedarf  es  der  nachstehenden  Ausführung  nicht 
mit  den  Resultaten  derselben  schon  aus  dem  Grunde  flber- 
s,  weil  sie  von  ihrem  Standpunkte  aus  anerkennen  müssen,  dass 
k Stiodesherren  schon  darum  auch  jetzt  eine  unbeschrankte  Auto* 
\  nikonme,  weil  ihnen  unleugbar  —  worin  alle  Theile  einig  sind  — 
llctelbe  Autonomie  erhalten  werden  sollte,  die  sie  schon  zur  Beichszeit 
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Sotiverain  zur  Bestätigung  vorgelegt  werden  sollten,  Um- 
gang genommen  und  dieselbe  beseitigt  und  dagegen  niu 
Torgeschrieben ,  dass  sie  dem  Souverain  vorgelegt  werden 
sollen,  und  dass  sofort  eine  ,,Nacliaclitnng''  eintreten  mUsse, 
sowie  sie  bei  den  höchsten  Landesbehörden  zur  aUgemeinen 
Eenntnissnahme  gebracht  worden  sind. 

III.  Die  Richtigkeit  der  Behauptung,  dass  durch  die 
Bundesakte,  art  XIV,  c,  2,  den  standesherrlichen  Familleo 
sogar  eine  grössere  Autonomie  eingeräumt  worden  ist, 
als  sie  zur  Keichszeit  gehabt  hatten,  ergibt  sich  insbesondere 
noch  aus  dem,  was  (§.  312,  II)  als  der  leitende  Gedanke  bei 
der  Abfassung  der  Bundesakte  art.  XIV,  c,  2^  angegeben  wor- 
den ist,  dass  nämlich  die  souverain en  Bundesglieder  jeden- 
falls zur  Zeit  der  Abfassung  der  Bundesakte  sich  selbst  in 
dem  offenkundigen  Besitzstande  der  unbeschränkt 
testen  Autonomie  hinsichtlich  ihrer  Familienverhältnisse 
befanden,  und  dass  es  ihre  im  art.  XIV,  a  der  Bnndesakte 
auf  das  Unzweideutigste  ausgesprochene  Absicht  war,  den 
Standesherren  das  völlig  gleiche  Standesrecht,  hohen  Adel 
und  Ebenbürtigkeit,  einzuräumen.  Somit  kann  es  aadi 
nur  als  eine  Folgerichtigkeit  erscheinen,  wenn  den  Standea- 
herren  hinsichtlich  ihrer  Familien-  und  Güter  Verhältnisse  gani 
dieselbe  unbeschränkte  Autonomie  beigelegt  und  gewähr- 
leistet wurde,  wie  sie  die  regierenden  deutschen  Häuser  seil 
der  Auflösung  des  Beiches  selbst  ausübten  ^). 


')  Als  unzweifelhaft  ist  anerkannt,  dass  die  Autonomie  der  souve« 
rainen  Häuser  nunmehr  in  Bezug  auf  die  Abänderung  der  Grundsätze  dei 
gemeinen  bürgerlichen  Rechtes  oder  des  partikulären  Landesrechtes  ii 
Bezug  auf  ihr  Familien-  und  Erbrecht  eine  völlig  unbeschränkte  ist,  daa 
sie  also  z.  B.  das  Notherbenrecht,  ja  sogar  alles  Intestatsuccessionsrech' 
der  Prinzessinnen  des  Hauses  ausschliessen  können,  wie  dies  z.  B.  du 
k.  bayerische  Hausgesetz  v.  1819  wirklich  gethan  hat.  (Siehe  obei 
§.  264,  Note  8.)  Nichtsdestoweniger  ist  es  ganz  unrichtig,  wenn  Gerber 
I.  c,  S.  49,  von  den  Hausgesetzen  der  souvendnen  Familien  behauptet 
„Dies  sind  wahre  wirkliche  Gesetze,  und  betreffen  einen  Oege» 
stand,  der  einen  wesentlichen  Theil  der  Staatsverfassung  ausmacht*'  Es  kam 
nämlich  schon  an  sich  betrachtet  eine  Rechtsquelle  recht  wohl  einen  Gegen; 
stand  der  Staatsverfassung  betreffen,  ohne  dass  sie  darum  ein  „Gesetz* 
sein  müsste  (wie  vieles  beruhte  nicht  namentlich  zur  Beichszeit  auf  Her 
kommen  1),  sondern  die  Hausstatute  (sog.  Hausgesetze)  oder  Famüiea 
vertrage  werden  in  allen  Verfassungsurkunden  scharf  von  den  Gesetze] 
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'IV.  ffiennit  Bthnmen   auch  die  seit  der  Abfaasiiiig   der 

iltadeflakte  erlasBeoen  landesherrlichen  Gesetze  und  Verord- 

;  HBgen  Hberein,  worin  seitdem  nicht  mehr  von  einer  Notb- 

vQKÜg^eit  einer  Bestätigung  der  nenen  standesherrlichen  Fami- 

I  ifimtriige  die  Rede  ist^).    Es  mnss  daher  als  principiell 

feststellend  betrachtet   werden ,    dass    nach    der   Bandesakte 

irtXIV,  c,  2,  die  standesherrlichen  Hänser  befngt  sind,  in 

Ina Familieny^rträgen  allejene  Verfttgnngen  zu  treffen, 

velehe  die  dermalen  souverainen  Häuser  in  Fami- 

iicDTerträgen    und    sog.   Hansgesetzen    ebenfalls 

Ireffen  können   und  getroffen   haben,   und  hiemach 

bnn  es  durchaus  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  standes- 

krrlidien  Häuser  in  Bezug  auf  ihre  Familienverhältnisse,  sogar 

dtoe  Bestätigung  durch  den  Souverain,  auch  Rechtssätze 

AB&teUeu  und  zur  verbindlichen  Norm  machen  können,  welche 


•itersehieden,  wie  dies  schon  principiell  dadurch  anerkannt  ist,  dass 
ieselben  an  sich  nicht,  sondern  nur  in  gewissen  Beziehungen,  soweit  sie  . 
Ifalieli  in  die  hereits  bestehende  urkundliche  Verfassung  eingreifen ,  oder 
kl  Land  2u  Geldleistungen  verpflichten  sollen ,  der  landständischen 
bitimmung  zu  ihrer  £rrichtang  bedürfen,  und  daher  auch  im  Uebrigen 
ploD  der  Form  nach  von  wahren  wirklichen  Gesetzen  in  allen 
Kiatfii,  die  eine  landständische  Verfassung  haben,  verschieden  sind.  (Siehe 
fco  |.  215,  Note  2.)  Dass  aber  die  Hausstatute  der  souverainen  Familien, 
Nfit  sie  von  der  Mitwirkung  der  Landstände  bei  ihrer  Errichtung  oder 
AtaDderuDg  unabhängig  sind,  eine  ebenso  verbindliche  Kraft,  wie  Ge- 
Xtze,  haben,  macht  sie  selbst  eben  so  wenig  zu  wahren  wirklichen  Ge- 
ttan,  als  eine  römische  Rechtsquelle  darum  eine  Lex  war ,  weil  sie  Legis 
fettn  hatte.  Auch  könnten,  wenn  Gerber*s  Behauptung  richtig  wäre, 
Hansstatute  in  den  souverainen  Familien  nur  allein  vom  Souverain 
da  nur  dieser  allein  und  nicht  die  Familie  in  ihrer  Gesammt- 
die  gesetzgebende  Gewalt  hat,  welche  Annahme  aber  schon  mit 
Begriffe  von  Familienverträgen  im  Widerspruche  stehen  würde ,  abge- 
davon,  dass  viele  Hausstatnte  jetzt  souverainer  Familien  aus  einer 
(der  Reichszeit)  herstammen,  in  welcher  weder  von  Souverainetät  noch 
gesetzgebender  Gewalt  der  Landesherren  über  ihre  Familienglieder  die 
sein  konnte,  welche  letztere  überdies  Gerber  selbst  ganz  richtig  als 
der  reichsständischen  Autonomie  verworfen  hat  (Vergl.  auch  oben 
S12  Kote  3.)  Gesetz  and  Autonomie  bleiben  daher  im  Wesen  geschie- 
ita,  venn  sie  anch  in  gewissen  Beziehungen  gleiche  Wirkung  äussern 


*)  Vergl.  z.  B.  das  k.  bayerische  Edikt  über  die  staatsrechtlichen 
fcrtültnisse  der  Mediatisirten,  BeU.  IV  zur  V.-U.  v.  1818,  §.  9. 

2$pri,  Staaureeht.  5.  Aufl.   LI.  9 
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dem  gemeinen  Beichsreclite  oder  dem  an  dessen  Stelle  getre- 
tenen Landesrechte  des  Staates ;  dem  sie  jetzt  angehör»!^ 
widersprechen  und  zur  Reichszeit  nicht  ohne  kaiserliche  Con- 
firmation  hätten  ftlr  gültig  erachtet  werden  dürfen^). 

V.  Die  Autonomie  der  standesherrlichen  Häuser  in  Betreff' 
ihrer  Familien-  und  Güterverhältnisse  unterliegt  daher  durchaus 
keiner  anderen  Beschränkung  mehr,  als  derjenigen,  welehe 
auch  für  die  Familienverträge  und  sog.  Hausgesetze  der  jetst 
souverainen  deutschen  Häuser  selbst  gilt ,  dass  sie  nämlieh 
nichts  gegen  die  Landesverfassung  enthalten,  wie  dies 
auch  in  neueren  Landesgeset^en  ausdrücklich  anerkannt  ist^. 


K)  Die  Erfahrung  hat  auch  gelehrt,  dass  die  Standesherren  Ton  diesem 
Rechte  in  ihren  neuen  Hausgesetzen  den  umfassendsten  Gebrauch  gemacht 
haben,  und  kann  daher  auch  durchaus  nicht  bezweifelt  werden,  dass,  wenn 
ein  standesherrliches  Hausgesetz  solche  Bestinunungen  über  völligen  Aos- 
Bchluss  des  gemeinen  Intestaterbrechtes  und  Pflichttheilsrechtes  der  nach- 
geborenen  Söhne  und  Töchter  enthalten  soUte,  wie  das  k.  bayerische  Haos- 
gesetz  von  1819  gethan  hat  (siehe  Note  3),  dies  von  den  Gerichten  filr 
eben  so  massgebend  und  zur  „Nachachtung"  verpflichtend  geachtet 
werden  muss,  wie  eine  gleiche  Bestimmung  in  dem  Hausgesetze  einer  soa- 
verainen  Familie.  Man  kann  daher  nicht  mit  Gerber,  1.  c.  S.  53,  5i, 
übereinstimmen,  wenn  er  glaubt,  dass  derartige  Bestimmungen  standeaherr- 
lieber  Hausgesetze  bei  den  Gerichten  keine  Anerkennung  finden  dürften. 
Allerdings  mag  es  vom  Standpunkte  des  bürgerlichen  Kechtes  aus  sehr 
befremden,  Erbsysteme  in  den  standesherrlichen  (sowie  auch  in  reichsritter- 
lichen)  Familien  als  gültig  betrachtet  zu  sehen,  die  nichts  von  Intestit- 
portion  und  Pflichttheil  wissen ;  allein  was  in  bürgerlichen  Kreisen  als  oa- 
erträglich  {jus  irdquum)  empfunden  werden  würde,  wird  in  den  hohen 
Adelskreisen  nicht  selten  als  das  allein  dem  Standesinteresse  der  gesammtea 
Familie  Angemessene  anerkannt  und  gerade  die  Freiheit,  solche  singulare 
Rechtssysteme  für  sich  zu  erschaffen ,  wollte  nun  einmal  die  Bundesakte 
den  standesherrlichen  Familien  gewähren,  und  es  lediglich  dem  Eimessen 
dieser  Familien  selbst  anheim  stellen,  welches  Familien-,  Güter-  und  Eib- 
system sie  ihrer  hohen  Stellung  entsprechend  und  zur  Behauptung  derselben 
für  nöthig  erkennen  und  einrichten  möchten. 

^)  Schon  die  k.  bayerische  Verordnung  v.  25.  Mai  1807  (Reg.-BL 
XXni)  erläuterte  die  m^  gedachte  k.  bayerische  Declaration  v.  19.  Uta 
1807  in  diesem  Sinne  dahin,  dass  die  in  letzterer  vorgeschriebene  Bestäti- 
gung „nur  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse'*  der  sabjiciiteo 
Familien  zum  Gegenstande  habe,  „damit  nämlich  liofi  Familieneinrichtnngea 
nichts  enthalten  mögen,  welches  mit  der  Verfassung  des  Staates,  dem 
sie  als  Unterthanen  einverleibt  sind,  nicht  vereinbarlich  wäre*'  etc.  —  Eben- 
fiüls  in  gleichem  Sinne  hat  sodann  das  k.  bayerische  Edikt  (Beil.  lY 
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M.  Die  unbeschränkte  Autonomie^  welehe  die  Bandesakte 

deBsUndeeherrlichen  Familien  in  Bezng  anf  die  Ver- 

ftgoagen  Aber  ihre  Familien-  nnd  Gttteryerhältnigse  einränmt, 

Bt  somit  ein  wahres  and  wirkliches  Privileg,  welches  ihnen 

TOB  dar  Gesammtheit  der  deutschen  Sonveraine  ertheilt  worden 

k,  lebrigens  folgt  hieraus  keinesweges,  dass  jedes  einzelne 

Mitglied  der  standesherrlichen    Familie    ohne    alle  Unter- 

Kbeidimg  der  Fälle  fbr  befugt  geachtet  werden  könnte,  neue 

koondere,  dem  gemeinen  Reichs-  oder  Landesrechte  inder- 

itreüaide,  sänmitliche  Familienglieder,  oder  doch  seine  eigene 

Beseendenz  für  alle  Zukunft  verpflichtende  Rechtssätze  in  will- 

kflrlicher  Weise  und  in  jeder  beliebigen  Form  der  Verfolgung 

aofrosteDen.    Die  Bundesakte  art.  XIV,  c,  2,  hatte  hierbd 

kipteiehlich  die  Familienverträge  im  Auge,  und  können 

iiker  nur  noch  andere  solche  Verftlgungen  denselben  gleich- 

pAeBt  werden,  bei  welchen  derselbe  Gesichtspunkt,  wie  bei 

fa  FamiKenverträgen  eintritt,  dass  nämlich  die  Oesammtheit 

:1er  Familienglieder  zugestimmt  hat,  oder  dass  doch  durch 

St  einseitige  Disposition  keine  bereits  erworbenen  Rechte 

VM  Familiengliedem   gekränkt  werden,  wohin  auch  die  im 

Ipmeinen  Rechte  begründeten  Pflichttheilsrechte  der  bereits 

'MrZeit  der  Errichtung  der  einseitigen  Verfügung  vorhan- 

.lenen  Familienglieder  zu  rechnen  sind^). 

TU.  Indem  aber  die  Bundesakte  art.  XIV,  c,  2  fUr  jene 
V<ri&gangen  in  Familien-  und  Outerverhältnissen,  die  sie  den 
ftandesherren  freistellt,  die  Vorlage  „bei'^  den  höchsten 
jt^desBtellen ,  wenn  gleich  nur  zur  allgemeinen  Kenntniss- 
.ülune  and  Nachachtung,  vorschreibt,  hat  sie  hier  allerdings 
^  Standesherren  eine  Verbindlichkeit  auferlegt,  welche  zur 
2eit  des  Reiches  in  Bezug  auf  ihre  keiner  kaiserlichen  Con- 


»r  V.-U.  V.  1818)  aber  die  staatsrechtlichen  Yerli&ltniase  der  Mediatiairten 
iid,  wddies  Ton  der  früher  (1807)  vorgeschriebenen  Bestätigung  durchaus 
i&(KUig  nimmt,  die  Bekanntmachung  der  vorgelegten  standesherrlichen 
^UBüienvertrage  durch  die  obersten  Landesstellen  zur  allgemeinen  ,,Nach- 
KhtQBg«'  unbedingt  zugesichert,  mit  dem  einzigen  Vorbehalte:  „so  weit 
■  se  nichts  gegen  die  Yerbssung  enthalten." 

0  ^  gelten  in  dieser  Beziehung  auch  gegenwärtig  noch  dieselben 
btencheidungen,  welche  zur  Reichszeit  zu  machen  waren.  YergL  oben 
i3ia,Note3und5. 

d* 
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firmation  bedürftigen  VerjFbgnngen  nicht  bestanden  hat;  jedoch 
ist  dadnrch  offenbar  das  Wesen  der  standesherrlichen  Antononde 
in  keiner  Weise  berührt.  Die  Vorlage  der  nenen  standesherr- 
lichen Familiengesetze  ist  nämlich  keine  Vorbedingung  ihrer 
Verbindlichkeit  und  Bechtsbeständigkeit  unter  den  Familien- 
gliedern selbst^  wohl  aber  können  aus  der  Unterlassung 
der  Vorlage  den  Mitgliedern  der  standesherrlichen  Familien 
dritten  Personen  gegenüber  Nachtheile  erwachsen,  z.  B.  in- 
sofern letztere  bei  mangelnder  Publikation  zum  standesherr- 
liehen  Familienfideicommiss  gehörige  Güter  in  gutem  Glauben 
erwerben  und  beziehungsweise  ersitzen  können. 

VIII.  Die  Wortfassung  der  Bundesakte  art.  XIV,  c,  2, 
wonach  die  dem  Sonverain  vorgelegten  neuen  standesherrlichen 
Familienverträge  y^bei^'  den  höchsten  Landesstellen  znr  allge- 
meinen Eenntniss  und  Nachachtnng  gebracht  werden  sollen, 
lässt  es  zweifelhaft,  ob  schon  mit  der  Uebergabe  dieser  Familien- 
verträge an  die  höchsten  LandessteUen  die  allgemeine 
Kenntnissnahme  als  bewirkt  und  der  Zeitpunkt,  von  wel- 
chem die  Gerichte,  oder  dritte  Personen  zur  Nachachtung 
verpflichtet  sind,  sofort  eingetreten  ist,  oder  ob  eine  öffent- 
liche Verkündigung  „durch''  die  höchsten  Landesstellen  ge- 
meint ist,  und  erst  nach  dieser  die  Verbindlichkeit  zur  Nach- 
achtung fttr  die  Gerichte  oder  dritte  Personen  eintritt^). 
Jedenfalls  ist  die  standesherrliche  Familie  jeder  ihr  bundes- 
gesetzlich obliegenden  Verbindlichkeit  dadurch  vollständig  nach- 
gekommen, wenn  sie  die  Vorlage  77 bei''  den  höchsten  Landes- 
stellen bewirkt  hat;  von  hier  an  ist  dieselbe  nach  dem  Wortlaute 
der  Bundesakte  befugt,  die  allgemeine  Kenntnissnahme 
als  bewirkt  zu  betrachten  und  „Nachachtung"  zu  ver- 
langen. 


^)  In  der  zuletzt  angegebenen  Weise  wird  die  Bestimmung  der  Bundes- 
akte in  dem  k.  bayerischen  Edikte  (Beil.  lY  zur  Y.-U.  1818)  §.  9  aoi^ 
gefasst  Auch  würde  wohl  kein  Zweifel  über  die  Richtigkeit  dieser  Ad* 
fassnng  entstehen  können,  wenn  nicht  feststände,  dass  derartige  Familieo- 
vertrage  znr  Reichszeit  zn  ihrer  sofortigen  Gültigkeit  gar  keiner  Publikation 
bedurften,  und  dass  die  Bundesakte  die  Standesherren  nicht  nur  so  wenig 
wie  möglich  durch  Formvorschriften  belästigen  und  insbesondere  gegen 
Benachtheiligung  wahren  wollte,  die  aus  chikanöser  Behandlung  oder  Ver- 
zögerung ihrer  Angelegenheiten  durch  Landesstellen  hervoi^ehen  können. 
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H.  Auf  die  Vorlage  der  Familienverträge  bei  den  höchsten 
ludessteUen  und  deren  öffentliche  Bekanntmachung  znr  Nach- 
ditoo^  zu  dringen  y  haben  alle  standesherrlichen  Familien- 
glieder  ein  Recht,  welche  an  der  Erhaltung  des  Familien- 
ideicommisses  ein  Interesse ,  oder  im  Falle  seiner  Auflösung 
ftrsich  UDd  ihre  Descendenz  eventuelle  Rechte  haben. 

§.  316. 

c)  Aufhebung  der  gegen  die  standesherrlichen  Familien- 
verträge erlassenen  Verordnungen. 

C.  Die  dritte  Bestimmung  der  Bundesakte  art.  XIV,  c,  2, 
betrifft  die  von  einigen  deutschen  Regierungen  gegen  den  For^ 
bestand  der  standesherrlichen  Hansstatute  und  Familienfidei- 
commisge  erlassenen  Verordnungen.  Hinsichtlich  dieser 
vnrde  bestimmt:  dass  diese  ;,fUr  künftige  Fälle  nicht 
Weiter  anwendbar  sein  sollen." 

I.  Es  sind  nach  dieser  Bestimmung  die  gedachten  Ver- 
QfdniiDgen  also  nur  in  der  Art  ausser  Wirkung  gesetzt,  dass 
fk  ins  Künftige  nicht  mehr  der  Rechtsbeständigkeit  der 
Steren  standesherrlichen  Familienverträge  sollten  entgegen- 
gesetzt werden  können;  sie  sind  aber  nicht  als  in  der  Art 
stfgehoben  erklärt  worden,  als  wenn  sie  niemals  erlassen 
worden  wären. 

IL  Sind  daher  ältere  Familienstatute  und  Familienfidei- 
commissverbände  in  der  Zwischenzeit  von  der  betreffenden 
Familie  selbst  als  aufgehoben  betrachtet,  und  ist  demgemäss 
>Ht  Veräussemng  oder  Vertheilung  von  Fideicommissgegen- 
ständen  vorgeschritten,  oder  ist  unterdessen  durch  richterliche 
rrtheile  ein  solches  Familienfideicommiss  fllr  nicht  mehr  zu 
Bccht  bestehend  erkannt  worden,  so  stellt  sich  der  alte  Familien- 
tteieommissverband  nicht  von  selbst  wieder  her,  und  tritt  auch 
&  Verbiudlichkeit  der  einmal  aufgehobenen  und  von  der  Fa- 
milie gelbst  aufgegebenen  Familienverträge  nicht  von  selbst 
oder  stillschweigend  wieder  ein  ^). 

*)  Ein  Antrag  von  Kurhessen,  eine  ausdrückliche  Bestimmung  dieser 
Art  in  die  Bandesakte  aufzunehmen,  wurde  auf  dem  Wiener  Congress 
^ deshalb  abgelehnt ,  weil  der  Rechtsbestand  der  gesetzmässig  und 
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III.  Hat  dagegen  eine  Familie  oder  doch  der  zur  Familien- 
fideicommisssuccession  berechtigte  Theil  derselben;  ungeachtet 
der  Ungunst  der  Zeiten  und  der  landesherrlichen  Verbote, 
Mittel  und  Gelegenheit  gefunden,  sich  den  alten  FamHien- 
yerträgen  gemäss  fortwährend  zu  halten  und  befand  sich  das 
Familienfideicommiss  zur  Zeit  der  Errichtung  der  Bundeaakte 
noch  im  Ganzen  oder  doch  im  Wesentlichen  in  seiner  stiftnngs- 
massigen  Verbindung,  so  haben  die  an  der  Erhaltung  der  alten 
Familienverträge  und  des  Fideicommisses  interessirten  Familien- 
glieder das  Recht,  den  Fortbestand  des  Fideicommisses  gegen 
die  etwa  bei  seiner  Auflösung  interessirten  Personen  zu  be- 
haupten, weil  die  inzwischen  liegenden  aufhebenden,  aber 
praktisch  erfolglos  gebliebenen  landesherrlichen  Verordnnngen 
gegenwärtig  nicht  mehr  dagegen  angeführt  werden  können, 
und  die  Bundesakte  die  Erhaltung  aller  noch  bestehenden 
FamiUenfideicommisse  Torschreibt,  ohne  zu  unterscheiden,  ob 
sie  in  rechtlicher  oder  nur  in  ununterbrochener  faktischer 
Weise  bisher  fortbestanden  haben  ^). 

IV.  In  den  Staaten,  in  welchen  die  deutsche  Bundesakte 
als  Gesetz  wirklich  publicirt  worden  ist,  haben  selbstrer- 
ständlich  die  Gerichte  jene  Gesetze  oder  Verordnungen  ans  der 
Rheinbundszeit,  welche  die  standesherrlichen  Fideicommisse  auf- 
hoben, als  eben  hierdurch  sofort  ausser  Wirksamkeit  gesetzt 
zu  erachten.  Wo  aber  etwa  eine  solche  Publikation  der  Bundes- 
akte  nicht  stattgefunden  haben  sollte  und  die  vorgedachten 
Gesetze  oder  Verordnungen  nicht  in  anderer  Weise  ftir  aufge- 
hoben erklärt  worden  sind,  können  die  Landesgerichtshöfe, 
wenn  vor  ihnen  Rechtsstreitigkeiten  über  die  Succession  in  stan- 
desherrliche Familienfideicommisse  und  dergl.  anhängig  gemacht 
werden  sollten,  freilich  keine  anderen  als  die  noch  bestehenden 
Landesgesetze  zur  Anwendung  bringen^),  und  können   daher 

ohne  Widersprach  der  Interessenten  vertheilten  Erbschaften  und  der  redits- 
kräftigen  Entscheidungen  solcher  Streitigkeiten  schon  in  der  Einschränkong 
der  Bestimmung  der  Bundesakte  auf  ,,künftige  Fälle*'  enthalten  sei 
Klüber,  üebersicht,  S.  314. 

*)  Die  Stifter  der  Bundesakte  wussten  sehr  wohl,  dass  in  mehreren 
Staaten  die  standesherrlichen  oder  anderen  reichsadeligen  Familienfidei- 
commisse nicht  anders  als  nur  faktisch  fortbestanden  haben  konnten. 

3)  £s  folgt  dies  aus  dem  oben  §.  151  dargestellten  Terhältniss  der 
Bundesgewalt  zu  den  Landesgerichtshöfen. 


i  317.  Befreiter  Gerichtsstand  u.  Befreiang  y.  Militftrpflichtigkeit  135 

■  der  Lage  seiD,  die  FamilienfideicommisseigeDBchaft  der  im 
Laide  belegenen  Gtiter  als  nicht  zn  Recht  beständig  anch 
9/Kthen  zu  mfissen.  Den  Interessenten  am  Rechtsbestande 
kB  FamOienfideicommisses  bleibt  in  diesem  FaUe  kein  anderes 
Sttel  flbrig,  wenn  sie  sich  nicht  der  Gefahr  aassetzen  wollen, 
jhen  nachtheilige  richterliche  und  der  Rechtskraft  fähige  Ur- 
Ikile  zu  gewärtigen ,  als  noch  bevor  sie  ihre  Sache  bei  den 
Iiodesgerichten  klagend  anhängig  machen,  die  Beseitigung 
der  mit  den  Bestimmungen  der  Bnndesakte  in  Widerspruch 
riehenden  Gesetze  oder  Verordnungen  durch  Anrufen  und  D^r 
nrisehenkunft  der  Bundesversammlung  zu  erwirken. 

V.  Ausgeschlossen  ist  die  Wirksamkeit  der  Bestimmungen 
4er  Bnndesakte  art.  XIV,  c,  2  bezüglich  der  Wiederherstellung 
itt  angehobenen  Familienfideicommisse  der  Standesherren  so- 
falle  and  insoweit  das  Familienfideicommiss  in  einem  der 
linder  belegen  war,  welche  durch  den  Lüneviller  Frieden 
lom  9.  Februar  1801  von  Deutschland  abgetrennt  und  jetzt 
vieder  damit  vereinigt  worden  sind,  weil  daselbst  die  fran- 
Itoebe  Gesetzgebung  fortbesteht,  welche  überhaupt  keine 
k^ODilienfideicommisse  im  deutschrechtlichen  Sinne  kennt  ^). 

§.  317. 

I)  Befreiter  Gerichtsstand  und  Befreiung  der  standes- 
herrlichen FamiKen  von  aller  Militärpflichtigkeit. 
Erläuterung  der  Bundesakte  art.  XIV,  c,  3. 

Die  Bnndesakte  art  XIV,  c,  3  sichert  den  Standesberreu 
NidrGcklich  zu:  privilegirten  Gerichtsstand  und  Be. 
h'eiang  von  aller  Militärpflichtigkeit  fttr  sich  und 
nre  Familien. 

I.  Diese  Berechtigungen  sind  den  standesherrlichen  Familien 
A  persönliche  Standesauszeichnungen  eingeräumt, 
ttid  kommen  also  auch  den  standesherrlichen  Personalisten 
(|.  309,  YU)  zu  ^)  und  gebühren  sonach  laut  der  Bundesakte 


*)  Eine  analoge  ansdrückliche  Bestimmung  bezüglicli  des  unmittelbaren 
^Is  enthält  die  B.-A.  art.  XIY,  letzter  Absatz;   siehe  unten  §.  323,  ID. 

')  So  z.  B.  nennt  die  k.  bayerische  Bekanntmachung,  bezüglich  der 
^eaTonPfickler-Limpurg  (Nov.  1862)  unter  den  ihnen  zustehenden 
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allen  Standesherren  in  sämmtlichen  Bundesstaaten,  sie  mOg^o 
denselben  durch  persönliche  Unterthanschaft,  durch  Wahl  des 
Wohnsitzes  oder  durch  die  Lage  ihrer  Besitzungen  Ib  ding- 
licher Beziehung  angehören  oder  nicht  2).  Auch  sind  diese 
Rechte  den  standesherrlichen  Familien  bis  zum  Jahre  1848  in 
allen  deutschen  Staaten  wirklich  gewährt  worden. 

II.  Nach  Anleitung  der  als  subsidiäres  Bundesgesetz  er- 
klärten k.  bayerischen  Dedaration  v.  19.  März  1807  A.  9 
soll  das  für  die  Mitglieder  standesherrlicher  Familien  in  Civil- 
rechtsstreitigkeiten  (Real-  und  Personalklagen)  zuständige 
privilegirte  Forum  in  erster  Instanz  bei  einem  landesherr- 
lichen Mittelgerichte,  in  zweiter  und  letzter  Instanz  bei  dem 
obersten  Landesgerichtshofe  bestehen.  In  peinlichen  F allen 
wurde  durch  die  k.  bayerische  Dedaration  v.  19.  März  1807 
„den  subjicirten  Fürsten  und  Grafen  und  ihren 
Erben,  d.  h.  wie  ebendaselbst  ausdrücklich  erläutert  wird, 
den  jeweiligen  Häuptern  der  standesherrlichen  Häuser,  ganz 
so,  wie  es  in  der  Rheinbundesakte  v.  12.  Juli  1806  art.  27 
geschehen  war  und  zwar  unter  derselben  unpassenden  Bezeich- 
nung als  „Austrägalgericht^'^),  das  Recht  beigelegt,  durch 
Richter  ihres  Standes  gerichtet  zu  werden,  und  zugleich 
wurde  das  Verfahren  und  die  Zusammensetzung  dieses  Judicium 
Partum  näher  bestimmt.  Die  übrigen  Mitglieder  der  standes- 
herrlichen Familien  wurden  auch  in  peinlichen  Sachen  dem 
„gewöhnlichen  privüegirten  Foro  untergeben"  erklärt^). 

III.  In  Folge  der  von  der  deutschen  NationalversammluDg 
zu  Frankfurt  am  21.  December  1848  zu  Stande  gebrachten 
Grundrechte  des  deutschen  Volkes  betrachtete  man  insgemein 
den  privüegirten  Gerichtsstand  der  standesherrlichen  Familien 
in  Civil-  und  Criminalsachen ,  so  wie  auch  deren  bisherige 
Befreiung  von  aller  Militärpflichtigkeit  für  aufgehoben.    Nach 


standesherrlichen  Rechten  (siehe  oben  §.  310  Note  4)  ausdrücklich  die 
Freiheit  von  der  Militärpflicht 

«)  A.  M.  ist  Golther,  in  der  (Tttbinger)  Zeitschrift  f.  d.  ges.  St-W. 
Bd.  XVn.  (1861)  S.  219,  aber  ohne  aUen  Grund. 

3)  Vergl.  oben  §.  107,  V,  Note  9. 

*)  Dieselben  Grunclsätze  wurden  auch  in  den  Partikulargesetzgebongeiif 
Verordnungen  und  Vereinbarungen  der  anderen  Staatsregierungen,  ausser 
der  k.  bayerischen,  zur  Anwendung  gebracht.  Vergl.  Kohler,  die 
Btaatsrechtl.  Verhältnisse  des  vormals  rcichsständischen  Adels.  S.  216  u.  f. 
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der  BeseitigaDg  dieser  Grnndrechte  durch  den  Bandesbescblnss 
fOD  23.  Angagt  1851 ,  Protokoll  §.  121^),  muss  aber  yom 
iiDdesreehÜichen  Standponkte  aus  das  Fortbestehen  des  Rechtes 
I  der  Standesherren  anf  den  befreiten  Gerichtsstand  und  die  Be- 
freiimg  Yon  aller  Militärpflichtigkeit  als  unbestreitbar  .anerkannt 

IV,  Wenn  nichts  desto  weniger  einige  Staaten  auch  in 
Mester  Zeit  die  während  der  Herrschaft  der  Grnndrechte  er- 
ksseoen  Verordnungen  beibehalten  oder  durch  besondere  mit 
fai  Lsndständen  errichtete  Gesetze  die  Aufhebung  aller  privi- 
I^irten  Gerichtsstände  und  der  Militärfreiheit  ausgesprochen 
kben^),  so  stehet  dagegen  den  Standesherren  das  Recht  zu, 
■eh  mit  einer  Beschwerde  wegen  Verletzung  bundesgrund- 
[tesetzüch  gewährleisteter  Rechte  an  die  Bundesversammlung 
a wenden  und  Abhülfe  zu  begehren^),  sofeme  sie  nicht  selbst 
iddien  Gesetzen  zugestimmt  oder  durch  besonderes  Ueberein- 
hmaen  mit  der  Staatsregierung  vertragsmässig  auf  den  be- 
leiten  Gerichtsstand  oder  die  Befreiung  von  der  Militärpflichtig- 
kat  verzichtet  haben. 

Y.  Was  jedoch  den  befreiten  Gerichtsstand    ins- 

loondere  anbetrifft,  so  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  die  bundes- 

pudgesetzliche  Zusicherung  ebes  solchen  fUr  die  standesherr- 

tehen  Familien  zu  einer  Zeit  geschah,    in  welcher  in  allen 

btschen  Staaten,  mit  Ausnahme  der  Länder  auf  der  linken 

Sheinseite,  eine  Gerichtsverfassung  bestand,  nach  welcher  so- 

koU  in  Civil-  als  Criminalsachen  privilegirte  Gerichtsstände 

löglieh   und    auch  wirklich    vorhanden  waren.     Die 

mdesmässige  Verpflichtung  der  deutschen  Staatsregierungen 

um  daher  anch  nur  dahin  verstanden  werden ,  dass  sie  den 

hndesherren  so  lange  und  in  so  weit  den  befreiten  Gerichts- 

Pud  zu  gewähren  haben,  als  die  damalige  Gerichtsverfassung 

[&  Wesentlichen  fortbesteht,  oder  eine  solche  neue  Gerichts- 


«)  Siehe  oben  §.  150,  VOI. 

*)So  z.  B.  Baden,  Ges.  vom  15.  Febr.  1851,  Regier. -Bl.  XIII.  — 
[liyern,  Ges.  vom  4.  Juni  1848,  art.  2.  —  Die  k.  bayerische  Bekannt- 
f(Nov,1862),  die  Grafen  von  Pückler-Limpurg  betr.  (s.  Note  1) 
daher  den  befreiten  Gerichtsstand  nicht  mehr  unter  ihren  standes- 
i^^cfaen  Befugnissen  auf. 
,     ')  Siehe  unten  §.  321. 

I 

I 
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Organisation  an  ihre  Stelle  gesetzt  wird,  bei  welcher  eine  dei 
älteren  Geriehtsyerfassung  analoge  Einrichtung  möglich  ist^) 
oder  ttberhanpt  noch  in  irgend  einer  Weise  f&r  andere  Per 
sonen,  wie  z.  B.  ftlr  die  Mitglieder  des  regierenden  Hanses, 
priWlegirte  Gerichtsstände  zugelassen  werden. 

VI.  Es  ist  aber  keineswegs  von  den  Bandesregienrngei 
die  Verbindlichkeit  übernommen  worden,  niemals  eine  solche 
Grundveränderung  mit  der  Gerichtsverfassung  ihrer  Länder  vor- 
zunehmen,  welche  die  Möglichkeit  privilegirter  Gerichtsstände 
principiell  ausschliesst :  wohl  aber  sind  in  solchem  FaUe  die 
Standesherren  befugt,  wegen  Entziehung  ihres  Sechtes  eine 
entsprechende  Entschädigung,  wie  jeder  Privatmann  zu  ver- 
langen, welcher  wohlerworbene  Rechte  dem  öffentlichen  Wohle 
zum  Opfer  bringen  muss  ®).  Uebrigens  ist  nicht  zu  läugnen, 
dass  die  Aufhebung  des  privilegirten  Gerichtsstandes  dei 
Standesherren,  namentlich  in  Givilsachen,  weit  mehr  ein  Zo- 
geständniss  der  Gesetzgebung  an  die  demokratische  ZeitstrS- 
mung,  als  ein  wirkliches  Bedürfniss  und  von  praktischem 
Nutzen  ist^<^). 


*)  Daher  können  z.  B.  jedenMls  die  Häupter  der  standesherrlicha 
H&oser  das  ihnen  in  Criminalsachen,  sowohl  nach  der  Rheinbundsakte,  «]i 
auch  nach  der  als  subsidiäres  Bundesgesetz  geltenden  k.  bayerische!) 
Declaration  yom  19.  März  1807,  zuständige  Judicium  Partum  fortwährend 
beanspruchen,  wie  sich  auch  sonst  die  Organisation  der  CriminalgeridiM 
im  Lande  verändert,  da  dies  eine  ganz  singulare  Einrichtung  ist,  welche  in 
keiner  Weise  von  der  übrigen  Gerichtsorganisation  im  Lande  berührt  wird, 
wie  immer  diese  auch  umgebildet  werden  mag.  In  gleicher  Weise  bestehet 
auch  in  England  das  Recht  der  Mitglieder  des  Oberhauses,  durch  dasselbe 
(durch  ihre  Peers)  gerichtet  zu  werden,  anerkannt  neben  der  Jmy- 
Verfassung. 

9)  Siehe  unten  §.  438.  434. 

^^)  Es  ist  schon  mehr&ch  vorgekommen,  dass  eine  Regierung  alsbald 
nach  Aufhebung  des  befreiten  Gerichtsstandes  einem  von  ihr  mit  einen 
Processe  anzustrengenden  Standesherm  das  Anerbieten  machte,  die  Sac^ 
ihrer  Wichtigkeit  und  Weitläufigkeit  und  erforderlichen  besonderen  Bechti- 
kenntniss  des  Richters  wegen,  mit  üeberspringung  der  ersten  Instanz,  so- 
gleich bei  dem  Gerichte  zweiter  Instanz,  wie  früher,  verhandeln  zu  lassea: 
so  tauchte  das  alte  Forum  privüegiaiüm  als  Forum  converUionale  wieder 
auf. 
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§.  318. 

5)  Rechte  der  Standesherren  in  Bezug  auf  ihre 
Besitzungen. 
A)   Bundesgesetzliche  Bestimmungen. 

L  In  Bezag  auf  ihre  ^^Besitzangen^'  sind  den  Standes- 
lürren  durch  die  Bandesakte  art.  XIV,  e.  alle  jene  Rechte  zu- 
pdchert,  ,,welche  ans  ihrem  Eigenthnme  nnd  dessen 
Hgestörtem  Genüsse  herrühren",  dagegen  aber  im 
ASgemeinen  jene  Rechte  abgesprochen,  welche  zu  der  Staats- 
gewalt nnd  den  höheren  Regierungsrechten  gehören.  Jedoch 
iädeo  Standesherren  in  der  Bundesakte  art.  XIY,  c,  4  aus- 
drleklich  m  ihren  Standesherrschaften  die  Ausübung  der  Ciyil- 
md  Criminaljustiz  in  erster,  und  wo  die  Besitzungen 
gross  genug  sind,  auch  in  zweiter  Instanz,  ferner  die 
Foratgerichtsbarkeit,  Ortspolizei  und  Aufsicht  in  Kirchen-  und 
Sdinisachen  und  über  die  milden  Stiftungen,  jedoch  nach 
Vorschrift  der  Landesgesetze  und  unter  der  Oberaufsicht  der 
Begierangen,  zugesprochen. 

n.  Es  sind  diese  Bestimmungen  der  deutschen  Bundesakte 
nrerkennbar  der  Rheinbundsakte  vom  12.  Juli  1806, 
«t  27  nachgebildet  ^) ,  und  haben  keinen  anderen  Zweck, 
A  die  daselbst  schon  aufgestellten  Grundsätze  zu  bestätigen 
nd  zom  gemeinen  Bundesrechte  zu  erheben.  Es  kann  daher 
ueh  keinem  Zweifel  unterliegen ,  dass  bei  der  Auslegung  der 
Ämdcsakte  art  XIV,  c.  und  c,  4  auf  die  entsprechende  Be- 
sÜBunimg  der  Rheinbundsakte  zurückzugehen  ist 

IIL  Ebenso  dient  die  als  subsidiäres  Bundesgesetz  aner- 
kamte  k.  bayerische  Declaration  t.  19.  März  1807  wesent- 
Beb  zur  Erläuterung  und  zur  Eröffnung  des  Verständnisses 
teer  Stelle  der  deutschen  Bundesakte. 


OKheinbundsakte,  art.  27:  „Les  princes  et  Comtes  actaeUement 
i^Mnts  conserreront  chacun,  comme  propri^t^  patrimoniale  et  priv^e,  toug 
ia  doniames  sans  exception,  qu*ils  possädent  maintenant,  ainsi  que  toua 
^  droits  seigneoriaux  et  föodaux  non  essentiellement  inh^rens  k  la  sou- 
'<'>n«t^,  et  notamment  les  droits  de  la  basse  et  moyenne  Jurisdiction  en 
«iÄre  dTÜe  et  criminelle,  de  Jurisdiction  et  de  police  foresti^re,  de  chasse, 
^  pecfae,  de  mines,  d'usines,  de  dimes  et  pr^stations  f§odale8,  de  patronage 
Ladies  semblables,  et  les  rerenus  provenans  des  dits  domaines  et  droits." 
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§.  319. 
B)  Erräutening  der  Bundesakte  art.  XIV,  c.  und  c, 
1)  Begriff  und  Charakter  der  standeslierrlichen  Be 
Sitzungen  und  ihr  Verhältniss  zum  Eigenthume- 

I.  Um  die  in  dem  Artikel  XIV,  c  und  c,  4  der  Bund 
akte  enthaltenen  Bestimmungen  richtig  zu  verstehen  (weldi 
Artikel  unverkennbar,  besonders  was  die  erstere  Stelle  [XIV, 
anbelangt,  mit  sehr  grosser  Oberflächlichkeit  und  Ungenanj 
keit  abgefasst  ist),  so  muss  man  vorei-st  das  genan  scheide 
was  hier  unter  Besitzungen  und  was  unter  dem  Eige 
thume  der  Standesherren  zu  verstehen  ist. 

IL  Unter  Besitzungen,  in  der  Rheinbundsakte  „^ 
sessions^^  genannt,  wird  hier  nichts  anderes  verstanden,  als  ( 
Territorien,  in  welchen  die  mediatisirten  Ftlrsten  und  Gral 
bisher  als  Landesherren  regiert  hatten*). 

IIL  Diese  Territorien,  die  früher  Fürstenthtlmer,  Gr 
Schäften  oder  Herrschaften  genannt  wurden  2),  blieben  i 
Mediatisirung  ungeachtet  in  sich  geschlossene  politise 
Bezirke,  seitdem  sogenannte  Standesherrschaften,  a 
behielten  sogar  ihre  alten  Prädikate  3). 

IV.  Diese  jetzt  standesherrlichen  Besitzungen  waren  < 
sich  weder  ursprünglich  nothwendig  ein  Eigenthum  d 
mediatisirten  Fürsten  und  Grafen  im  privatrechtlichen  Sim 
sondern  sie  waren  entweder  allodiale  oder  reichslehnba 
Länder,  d.  h.  politische  Gebiete.  In  dem  einen,  ii 
in  dem  anderen  Falle  hing  durchaus  nichts  davon  ab,  ob  od 


<)  Vergl.  Rheinbundsakte  art.  24:  „. . .  exerceront  tous  les  drt 
de Bouveraineti^,  savoir:  Sa  M.  le  Roi  deBavi^re,  sur  .  . .  les  possessio 
da  Prince  de  la  Tour  et  Taxis  .  .  les  possessions  des  Princes  et  Coi 
de  Fugger**  etc.  —  Auch  die  Staatsgebiete  der  jetzt  souveraini 
Fürsten  heissen  in  der  Rheinbundsakte  durchaus:  ,,ses  possessioDC 
z.  B.  Rheinbundsakte  art.  25. 

*)  Vergl.  die  Aufzählung  in  der  Rheinbundsakte  art.  24. 

')  Die  k.  bayerische  Declaration  v.  19.  März  1807  A,  3.  verordnet  in 
dasB  das  auf  den  erloschenen  Reichsverband  hindeutende  Pr&dicat  der  Ha 
Schäften  (der  Beisatz  „Reichs")  nicht  mehr  gebraucht  werden  soll. 
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lieweit  der  Landesherr  als  wirklicher  Grandeigenthümer 
ii Sinne  des  römischen  Kechts  oder  als  Grundherr  nach 
(tatsehrechtlichen  Begriflfen  in  seinem  bisherigen  Ftirstenthnme 
ofarin  seiner  Grafschaft  oder  Herrschaft  betrachtet  werden 
tooste^). 

V.  Es  war  anch  durchaus  nicht  im  Entferntesten  die  Ab- 
ffib  der  soaverainen  Fürsten ,  weder  bei  der  Stiftung  des 
Jtkeinbandes,  noch  bei  der  Stiftung  des  deutschen  Bundes^ 
im  der  mediatisirte  Fürst  oder  Graf  durch  die  Mediatisirung 
Eigenthflmer  seines  ganzen  Gebietes  im  priyatrechtlichen 
Sinne,  oder  Grundherr  werden  ^  oder  dass  sich  in  seinem  Ver- 

I  kiknisse  zu  dem  Eigenthume  seiner  Untei-thanen  an  Grund 
i  uid  Boden  in  dem  Fürstenthume ,  der  Grafschaft  oder  der 
I  Honehaft  das  Mindeste  ändern  sollte. 

VI.  Durch  die  Mediatisirung  sollten  die  Standesherren  in 
iken  Gebieten  nach  der  ausdrücklichen  Erklärung  der  Rhein- 
bodukte  art.  26  nur  die  Rechte  verlieren,  welche  zu  der 
SdDTerainetät  gehören^),,  und  dies  ist  es,  was  die  deutsche 
Bindesakte  art.  XIV,  c.  unter  der  Bezeichnung  ,,Staats- 
gewalt  und  höhere  Regierungsrechte''  begreift,  und 
«kd  offenbar  an  die  in  der  Rheinbundsakte  art.  26  gegebene 
Mälüang  der  Souverainetätsrechte  angespielt  wird. 

Vn.  Alle  übrigen  Rechte,  welche  nicht  wesentlich 
■it  dem  Begriffe    der    Souverainetät    zusammen- 
ikiigen,  sie  mochten  unter  dem  Titel  landesherrlicher, 
I 

*)  Schon  im  Mittelalter  gab  es  venige  reichsständische  Territorien,  in 
väefaen  der  Landesherr  wirklicher  Grandeigenthümer  oder  Grandherr  des 
puimteD  Grund  and  Bodens  der  Herrschaft  war.  Selbst  wo  dies  erweislich 
k  den  ältesten  Zeiten  der  Fall  war,  hatten  die  Landesherren  and  zwar 
KM  XIL  Jahrhondert  an  immer  häafiger,  Häuser,  Güter  oder  Plätze  als 
ficia  Bgen,  Proprium  im  Sinne  des  Privatrechts ,  an  Privatpersonen  ver- 
iiKit  wie  dies  aus  unzähligen  Urkunden  nachgewiesen  werden  kann.  — 
TogL  meine  Alterthümer  des  deutschen  Reichs  u.  Rechts.  Bd.  L  (1860) 

&  m  folg. 

')£heinbundBakte,  art  26:  ,Jies  droits  de  souverainet^  sont  ceux 
^  legislation,  de  Jurisdiction  suprdme,  de  haute-police, 
t  coBScription  militaire  ou  recrutement  et  d'impdt."  Die  k. 
Vijerische  Declaradon  y.  19.  März  1807  C,  3.  fQgt  erläuternd  bei:  „Da 
^  Yerieihang  von  Privilegien  in  der  That  eine  Gesetzgebung  ist, 
10  können  Privilegien  nur  bei  dem  Souverain  nachgesucht  werden.** 
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gutsherrlicher  oder  fendalherrlicher  Rechte  aosgelib 
worden  sein;  sollten  den  Standesherren  verbleiben^). 

VIIL  Dem  hiermit  aufgestellten  Principe  entsprechen« 
wurde  den  Standesherren ^  abgesehen  von  ihren  grundherr 
liehen  oder  feudalherrlichen  Rechten  und  Renten 
ausdrtteklich  beigelegt:  ^^das  Recht  der  niedren  und  mittlere] 
Civil-  und  Griminalgerichtsbarkeit  oder  das  Recht ,  Geriditi 
erster  und  zweiter  Instanz  zu  halten^);  Forstgerichtsbarkei 
und  Forstpolizei  ^) ;  die  Ortspolizei  ^) ;  die  Aufsicht  in  Kirchen 
und  Schulsachen  und  über  milde  Stiftungen  und  das  Patronats 
recht  ^^) ;  das  Recht,  neue  Unterthanen  jeder  GlaubensconfessioD 
folglich  auch  Juden,  anzunehmen^*);  das  Recht,  Nachsteue 
zu  erheben,  bezilglich  der  Staaten,  mit  welchen  keine  Fr^ 
zügigkeit  bundesgesetzlich  oder  durch  Staatsverträge  begründi 
ist^^);  das  Recht,  Concessionsgelder  zu  erheben,  wo  sie  di 
Concession  zu  ertheilen  haben ^^);  das  Recht,  Reglements  mi 
Verfügungen  über  Gegenstände  zu  erlassen,  welche  die  Ve 
waltung  ihrer  Patrimonial-  und  Eigenthumsrechte  betreffen^*] 
das  Recht,  eigentliche  Beamte  mit  entsprechenden  Amtstitd 
und  Uniformen  zur  Verwaltung  ihrer  Rechte  anzustellen  and  sie 
von  diesen  einen  förmlichen  Diensteid  schwören  zu  lassen  ^^^ 
das  Recht  der  Erwähnung  im  Kirchengebete  nach  dem  Sonrerai 


*)  Rheinbundsakte,  art  27:  ,, . . .  tous  les  droits  seigneurian 
et  f^odaux  non  essentiellement  inherens  ä  la  souverainet^ 
^)  Rheinbunds akte,  art  27;  deutsche  B.-A.  art.  XIY.  c,  4. 

^)  Rheinbundsakte,  art.  27;  k.  bayerische  Declaration  tq 
19.  Mte  1807  E,  12;  B.-A.  art.  XIV,  c,  4. 

0)  E.  bayerische  Declaration  vom  19.  März  1807  £,  2.  o.  f.;  B«- 
art.  XIV,  c,  4. 

40)  E.  bayerische  Declaration  vom  19.  März  1807  F,  2  u.  f.;  B.- 
art.  XIV,  c,  4.  —Das  Patronatsrecht  erwähnt  ausdrücklich  die  Rhei 
bundsakte  art.  27. 

4«)  E.  bayerische  Declaration  vom  19.  März  1807  £,  3. 

**)  E.  bayerische  Declaration  vom  19.  März  1807  H,  6;  vergi.  i 
B.-A.  art.  XVin,  c.  —  Siehe  oben  §.  288.  289. 

«3)  E.  bayerische  Declaration  vom  19.  März  1807  H,  7. 

I«)  E.  bayerische  Declaration  vom  19.  März  1807  C,  2. 

»)  E.  bayerische  Declaration  vom  19.  März  1807  L,  1  and  7. 
Hieraus  folgt  aber  nicht,  dass  die  standesherrlichen  Beamten  selb  st  y« 
ständlich  auch  alle  die  Rechte  gegen  die  Standesherrschalt  hätten,  weit 
nach  den  Staatsgesetzen  den  Staatsdienem  zukommen. 
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nddasBeebt  des  Tranei^läates^*);  ferner  bleiben  Urnen  nlle 

■tzbmn,  d.  h.  aasserwesentlichen  Begalien,  die  nicht  m  ihrer 

imUHmg  Staatsanstalten    nnd    einheitliche   Leitung   Torans- 

cinai^')  und  müssen  nach  demselben  Principe  ihrer  Domftnen- 

flier  Bentoikammer  die  bis  dahin  zugestandenen  Jura  fisei, 

ne  I.  B.  das  Recht  der  yierzigjjlhrigen  Veijährnng,  auch  als 

telassen  betrachtet  werden*^).    Nicht  minder  bedeutend  ist 

•^  di88  den  Standesherren  das  Becht  verblieb,  ihre  ritterlichen 

Ittalen  im  Lehenyerbande  zu  behalten,  indem  die  Souveraine 

ioes  Becht,  ritterliche  Activlehen  zn  haben,  seit  der  Stiftung 

in  Sheinbundes  als  ein  Becht  bebandelten,  welches  einfache 

lUvatpenonen  nicht  mehr  ausüben  kOnnen^"). 

i     IX.  Fasst  man  demnach  die  einzeben  Rechte,  welche  in 

P^  BbeiDbondsakte,  der  deutschen  Bundesakte  und   der  k. 

yerischen  Declaration  yon  1807   aufgezählt  sind,  unter 

Gesichtspunkte  zusammen,  so  wird  man  erkennen  müssen, 

die  Stellung  der  Standesherren,  namentlich  durch  die  Be- 

MQDg  des    in  der    alten  Landeshoheit  liegenden,   dieselbe 

iKDdich  von  einer  einfachen  adeligen  Grundherrschaft  anter- 

lodenden   Bechtes,    Gerichte    zweiter    Instanz    zn 

Jten^),    aller  Beschränkung  ungeachtet   doch    immerhin 

dl  der  SteQnng  der  Status  exemti  oder  der  schon  zur  Beichs- 

mediatisirten   Beichsstände   sehr   ähnlich  ^<),    nnd   ihnen 

eine  Art  von  untergeordneter  Begierungsgewalt  in 


^)  K.  bayerische  Dedarmtion  Tom  19.  März  1807  A,  6. 

*^Bie  Rheinbnndsakte   art.  27    (s.  Kote  1)   legt  den  Standes- 

das  Recht  der  Jagd,   der  Fischerei,  Bergwerke  nnd  Hüttenwerke, 

fc Zehnten  n.  s.  w.  ohne  Unterscheidnng  des  Grundes  der  Entstehung 

Rechte  bei,  so  dass  in  dieser  Beziehung  nichts  weiter  auf  die  Streite 

I  ankonunt,   ob  diese  Bechte  im  einzelnen  Falle  richtiger  für  grund- 

frliche  Bechte,  als  wie  Akr  Regalien  zu  erachten  sind.  —  Ueber 

.  küebeigang  anderer  nutzbaren  Begalien,  wie  Mflnzen,  Zölle  n.  s.  w., 

he  die  k.  bayerische  Declaration  Tom  19.  M&rz  1807  H,  3  nnd  yergl. 

m  unten  f.  320. 

I    **)  Das  Gegentheil  behaupten:  Hertel,  im  Archiv  f.  cIt.  Prax.  Bd.yn. 
k|^^iLf.  —  Elvers,  Themis  (Urtheil  der  JnristenfiLkult&t  in  Göttingen), 
N>L  S.  541.  —  Yergl.  aber  dagegen  W.  Emmerich,  die  Ansprache  der 
Pideaherren  auf  die  jura  fitci  des  römischen  Bechts,  Hanau  1884. 
)    ^*)  K.  bayerische  Declaration  rom  19.  MArz  1807  M,  2. 
)   *)  Siehe  oben  {.  108,  VIL 

**)  Siehe  aber  „Statu*  exemti''  oben  §.  90,  Note  9. 
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dem  Umfange  ihrer  StandeBherrschaften  gelassen  worden  war  ^^) 
und  dass  diese  letzteren  keinesweges  den  Charakter  politische] 
Gebiete  ganz  yerloren  hatten. 

X.  Das  Neue,  was  inBezng  auf  diese  Rechte  durch  die 
Rheinbundsakte  eingeführt  und  durch  die  k.  bayerische  De 
claration  und  in  der  Bundesakte  beibehalten  worden  iat,  be 
stehet  nur  darin,  dass  die  sämmtlichen  den  Standesherren 
nach  Abzug  der  ftir  wesentliche  Souverainetätsrechte  erklärten 
Befugnisse  belassenen  Rechte,  ohne  weitere  Unter- 
scheidung, ob  sie  nach  der  älteren  Reichsverfassung  in  der 
Landeshoheit  wurzelten,  oder  eigentliche  Reg  alle  n,  oder 
nur  grundherrliche  oder  feudalherrliche  Rechte  waren, 
für  patrimoniale  Rechte  erklärt,  d.  h.  wahren  grundherr- 
lichen und  Eigenthumsrechten  hinsichtlich  ihres  juristb 
sehen  Wesens,  also  hinsichtlich  der  Zuständigkeit,  Yer. 
fügungs-  und  Vererbungsbefugniss,  Austtbung  und 
Unentziehbarkeit  völlig  gleichgestellt  worden  sind, 
wenn  sie  auch  nach  dem  Reichsrechte  nicht  zu  dieser  Klasse 
von  Rechten  gezählt  werden  konnten.  Ganz  deutlich  ist  hier- 
über die  Rheinbundsakte  art.  27^^).  Ganz  in  gleicher  Weise 
spricht  sich  die  k.  bayerische  Declaration  vom  19.  März  1801 
aus^^),  und  eben  dies  ist  es,  was  die  deutsche  Bundesaku 
mit  dem  weniger  gut  gewählten  Ausdrucke  „  Rechte  und  Vor 
Züge,  welche  aus  ihrem  (der  Standesherren)  Eigenthumc 


^)  Zur  Reichszeit  nannte  man  die  ganz  ähnliche  Kegierangsgewalt  da 
Eximirten  ,,Bubordinirte  Landeshoheit".  Dass  man  die  SteUnni 
der  Standesherren  anfängUch  in  ähnlicher  Weise  auffasste,  zeigt  besonden 
deutlich,  dass  man  fortfuhr  von  ihren  Unterthanen  zu  sprechen;  sdehf 
oben  Note  11;  auch  gestattete  man  ihnen,  sich  fortwährend  eine  Art  toi 
Huldigungseid  von  ihren  Unterthanen  leisten  zu  lassen  (siehe  k.  bayeriachei 
Edikt  von  1818,  Beil.  IV.  zur  V.-U.  §.  14.) ;  desgleichen  das  Halten  eioa 
Ehrenwache  auf  ihren  Schlössern  aus  Eingebomen,  die  dem  Souverain  da 
Huldigungseid  geleistet  haben  und  nicht  in  den  Jahren  der  MilitarpflicJitic 
keit  sind;  eben  das.  §.  13;  und  dergl. 

^)  Rfaeinbundsakte,  art.  27:  „Les  Frinces  ou  Comtes  ....  co» 
serveront  chacun,  comme  propri^t^  patrimoniale  et  priv^"  etc.,  d.  h.  mi 
dem  Charakter  eines  Patrimonial-  und  Privateigenthums. 

**)  Ausdrücklich  sagt  die  k.  bayerische  Declaratio^  v.  19.M&nld07, 
dass  die  Standesherren  sich  als  Fürsten  oder  Grafen  von  ihren  Besitzimgefl 
schreiben  können,,  aber  „nicht  als  regierende  Herren,  sondern 
als  Patrimonialherren/' 


i,  S19.  Begriff  und  Chaiakter  der  standesherrlichen  Besitzungen.  145 

nd  dessen  ungestörten   Gennsse  herrühren''   ans- 
driiien  wiU^d). 

XL  So  wie  somit  die  ehemaligen  landesherrlichen  and 
liigeQ  Herrenrechte  der  Standesherren  als  patrimoniale, 
iL  eigenthumsgleiche,  oder  mit  dem  Charakter  eines 
Frirateigenthnms  bekleidete  Rechte  erklärt  wurden,  so  wurden 
»gleich  ihre  sämmtlichen  Domänen  ohne  Ausnahme 
abeinwahres  Privateigenthum  oder  Patrimonium  erklärt^). 
Oii^eieh  dadurch  bezüglich  des  rechtlichen  Charakters  dieser 
DomSnen  nichts  anderes  erklärt  wurde ,  als  was  sich  schon 
nadi  den  Grundsätzen  des  Reichsrechtes  von  selbst  yerstand. 


^  Die  Worte:  —  „und  dessen  ungestörten  Genüsse  her- 
rlliren*'  —  haben  den  Auslegern  stets  viel  Schwierigkeiten  gemacht.  Man 
vcnamd  sie  meistens  so,  dass  man  darunter  den  Besitzstand  begriff, 
lie  er  vor  der  Auflösung  des  Reiches,  also  vor  den  in  der  Bhein- 
hndszeit  eingetretenen  Störungen,  gewesen  war;  oder  man  sah 
iirm  eine  Zusicherung,  dass  die  Standesherren  nicht  mit  strengen  Eigen- 
tkosbeweisen  oder  Zumuthungen  von  Vorlage  ihrer  Besitztitel  in  Bezug 
1^  fliren  Besitzstand,  wie  er  zur  Zeit  der  Mediatisirung  war,  behelligt 
wÄen  sollten.  Vergl.  Kl  über,  Abhandl.  I,  297.  —  Erwägt  man  jedoch, 
iv  die  Besitzberechtigung  der  Standesherren  bezüglich  ihres  zur 
Sodisieit  gehabten  Besitzstandes  von  den  Souyerainen  niemals  be- 
antten  war  und  aus  keinem  Grunde  bestritten  werden  konnte ,  so  dass  es 
^  in  dieser  Beziehung  auch  für  die  Zukunft  keiner  Zusicherung  bedurfte, 
im  aber  das  Recht  auf  ungestörten  Genuss  an  sich  nichts 
K&Etstiadiges,  sondern  nur  ein  Ausfluss  des  Eigenthums  sein 
bin,  Bo  kann  der  Sinn  jener  undeutlich  gefassten  Stelle  nicht  wohl  ein 
sderer  sein,  als  dass  den  Standesherren  alle  jene  Rechte  bleiben  sollen, 
feiBsdem  Eigenthume,  d.h.  aus  der  nunmehrigen  Patrimonia- 
Ütit  ihrer  Rechte,  und  dem  fortan  ihnen  ungestört  verbleiben 
sollenden  Genüsse,  d.  h.  aus  dem  fortan  gewährleisteten  ruhigen  Be- 
liizstande  derselben  fliessen.  Damit  war  aber  keineswegs  gemeint,  dass 
i^em  Standesherm  nur  soweit  fernerer  ruhiger  Besitzstand  gewährleistet 
verdai  sollte,  als  er  sich  zur  Zeit  der  Abfassung  der  Bundesakte  noch  im 
Remise,  d.  h.  in  der  Ausübung  jener  Rechte  befand;  dies  wäre  geradezu 
legen  den  Geist  der  B.-A.  art.  XIV  und  würde,  wenn  dies  die  Meinung 
fCffOKn  wäre,  dieselbe  den  Standesherren ,  die  eben  in  der  Rheinbundszeit 
nA  gditten  hatten,  wenig  Yortheil  gewährt  haben;  sondern  das  Mass,  in 
vddiem  fortan  der  ungestörte  Genuss  oder  Besitz  gewährleistet  wird,  ist 
ikat  dmeh  das  Mass  der  zugebilligten  Rechte  selbst,  d.  h.  dadurch  be- 
üut,  wie  weit  den  zur  Reichszeit  bestandenen  Rechten  nunmehr  der 
Charakter  der  Patrimonialität  beigelegt  ist 

*^Bheinbandsakte,  art.  27  (siehe  §.  318,  Note  1). 

ZSpfl,  Stutiracht.  (.  Aufl.  U.  10 
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80  glaubte  man  doch  den  Standesherren  durch  diese  Erklänm 
wenigstens  elnigermassen  eine  Entschädigung  für  die  yerloreii 
Landeshoheit  und  verweigerte  Souverainetät  gewährt  zu  habe] 
weil  ihnen  nunmehr  die  Erträgnisse  ihrer  Domänen ,  so  wi 
ihrer  anderen  grundherrlichen  oder  feudalherrlichen  Rechte  zi 
völlig  freien  Privatdisposition  überlassen  blieben^  ohne  dac 
sie  fernerhin  einen  Theil  davon  ftir  Staatsbedttrfhisse  zu  ve 
wenden  Veranlassung  oder  Verpflichtung  gehabt  hätten,  wi 
dies  früher  der  Fall  war,  als  sie  noch  eine  LandesregienU) 
führten  2^). 

§.  d20. 

2)   Ausscheidung  der  an  den  Souverain  übergehende 
und  der  den  Standesherren  verbleibenden  Gefalle. 

Die  Scheidung  der  fttr  eigentliche  SouverainetätsrecW 
erklärten  und  der  den  Standesherren  nunmehr  unter  dem  Tit 
von  Patrimoniahrechten  belassenen  landes-,  grund-  and  feuda 
herrlichen  Rechte  machte  sofort  eine  Ausscheidung  der  Eii 
künfte  nothwendig,  welche  bisher  in  die  standesherriiche 
Kassen  geflossen  waren.  Die  als  subsidiäres  Bundesgesel 
angenommene  k.  bayerische  Declaration  vom  19,  März  180' 
die  in  vorkommenden  Streitfallen  noch  immw  als  die  gemeii 
rechtlich  massgebende  Norm  zu  betrachten  ist,  stellt  dartib< 
folgende  Grundsätze  auf*): 

I.  Alle  aus  dem  Unterthansverbande  zeither  entrid 
teten  Abgaben  fliessen  fortan  in  die  Staatskasse  ^  mit  dei 
Charakter  als  Landessteuern.  Als  solche  Abgaben  werde 
flir  den  Souverain  in  Anspruch  genommen  a)  diejenigen,  welci 
seither  in  die  Landes-Steuer-Easse  geliefert  worden  smc 
b)  diejenigen,  welche  bisher  nach  SimplUy  Massen,  ausg 
schrieben  oder  umgelegt,  bald  in  höheren,  bald  in  niedere 


>7)  Ob  hierdurch  für  die  einzeken  Standesherren  in  Wahrheit  en 
genügende  Entschädigung  für  den  Verlust  der  übrigen  Landeseinkflafte  e 
wirkt  wurde,  ist  eine  andere  Frage.  Dass  dieselbe  mindestens  meht  i 
Allgemeinen  zu  bejahen  ist,  zeigt  deutlich  die  k.  bayerische Dedantti 
vom  19.  März  1807 ,  welche  den  Standesherren  auch  ftlr  die  verlöre» 
übrigen  Landeseinkünfte  noch  eine  theilweise  Entschädigung  in  Aoswl 
stellt 

«)  K.  bayerische  Declaration  y.  19.  März  1807,  H,  1  bis  4. 
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%uiU9  eriioben,  yerrechnet  und  zu  LandeBbedUrfnissen 

nnreiidet  worden;  c)  ebenso  alle  Abgaben,  wozu  firflher  die 

InriDigaiig  des  Kaisers  nnd  Reiches  erforderlich  war,  oder 

it  oach  der  Tormaligen  deutschen  Yerfassang  nnr  erhoben 

iodeD  durften  zur  Bestreitung  der  Bedürfnisse  des  Landes 

mi  der  Begierong.    Zn  dieser  Kategorie  wnrden  namentlich 

preehnet  nicht  nnr  die  directen,  sondern  auch  alle  persön- 

ieheo  QBd  indireeten  Steuern  (Consumtionssteuem),  die  Stempel- 

tacn,  die  Jndenschatzungen,  Accise,  Umgeld  u.  dergl. ;  d)  femer 

gehen  an  den  Sourerain  über  und  zwar  mit  den  darauf  haften- 

im  Luten,  alle  Territorialgefälle,  die  zur  Unterhaltung  von 

iffentlichen    Anstalten   bewilligt  werden,   welche  eine 

Centralleitung   erfordern,  wie  Mttnze,  Zölle,  Chausseen-, 

IrlSekeDgelder  und  dergl.;  endlich  wurden  der  landesherrlichen 

noch  zugewiesen  e)  alle  Umlagen  zur  Unterhaltung  des 

,  alle  Ausschläge  zur  Tilgung  der  Kriegskosten  und 

ivldenzahlung,  insofeme  erstere  nicht  von  den  Gemeinden 

OTaüm  unter  sich  geschehen. 

IL  Dagegen  sollen  den  mediatisirten  Fürsten  und  Grafen 

Abgaben  verbleiben,  welche  wie  grundherrliche  Zinsen 

einon  beständig  unveränderten   Quanto  entrichtet  werden, 

sie  auch  bisher  (abusive)  den  Namen  von  Steuern,  oder 

ähnlichen   (wie  Boden-,  oder  Ordman-Steuer)   geflihrt 

en^.    Nicht  minder  sollten  den  Standesherren  die  Nach- 

teuer,  soweit  sie  überhaupt  noch  vorkommen  konnte,  und 

eConcessionsgelder  belassen  werden,  wo  sie  Concessionen 

I  ertheüen  haben '). 

f  HL  Die  k.  bayerische  Declaration  v.  19.  März  1807 
therte  ausdrücklich  den  Standesherren  in  „billiger  Rück- 
eht"  auf  den  Verlust,  den  sie  an  ihren  Einkünftien  durch 
BD  Uebergang  der  directen  und  indireeten  Steuern  an  den 
laat  erlitten,  einen  Theil  des  Ertrages  derselben  „im  Ver- 
liltniss  ihres  bisherigen  Bezuges''  zu^). 

[    ^Ebendaselbst,  H,  5. 
[    >)  Ebendaselbst,  H,  6.  7. 

f  ^Ebendaselbst,  H,  2.  Absatz  2.  —  Ein  solcher  Tbeil  gewisser 
pUe  Würde  den  Standesherren  anch  wirklich  gewährt  dnrch  das  königl. 
Wyerische  Edikt,  Beil.  IV.  mr  Y.-ü.  v.  1818  §.  53  (siehe  oben  §.  309, 
■^  9)  aber  nnter  der  Bezeichnung  als  Entschädigung  f&r  die  nach  der 

10* 
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IV.  In  Bezng  auf  die  häufig  noch  weit  empfindlicheren 
Verluste,  welche  den  Standesherren  durch  die  Einziehung  dei 
TerritorialgeMe,  namentlich  der  ZöllC;  zugegangen  sind,  ist 
eine  gleiche  billige  Entschädigung  nicht  ausdrücklich  in  Aus- 
sicht gestellt  worden.  Es  kann  jedoch  nicht  bezweifelt  werden, 
dass  die  Standesherren  schon  nach  allgemeinen,  so  wie  auch 
nach  den  in  der  k.  bayerischen  Declaration  v.  19.  März 
1807  Lit.H.  1. 2  hinsichtlich  der  Entschädigung  für  eingezogene 
standesherrliche  Gefälle  überhaupt  aufgestellten  Bechtsgrand- 
sätzen  befugt  sind,  in  dieser  Beziehung  Entschädigungsansprüche, 
auch  ohne  solche  besondere  Zusicherung,  und  zwar  auf  dem 
Wege  der  gerichtlichen  Klage,  gegen  den  Landesfiscos 
mindestens  dann  zu  verfolgen ,  wenn  ihnen  das  Recht  zum 
Bezüge  solcher  sog.  Territorialgefälle,  wie  namentlich  eines 
Zolles,  nicht  in  der  Eigenschaft  als  Landesherren,  sondern  aus 
reinen  Privatrechtstiteln,  wie  z.  B.  durch  Pfandsebaft 
und  dergl.  zugestanden  hat^). 


Bundesakte  gebührende  Behandlung  als  erste  Klasse  bezaglich  der  Stener- 
freiheit. 

s)  Die  Rheinbundsakte  spricht  von  den  Zöllen  Überhaupt  nicht  Die 
Regierungen  haben  häufig  den  Mediatisirten  die  Zölle  ohne  alle  Entschädi- 
gung entzogen,  weil  das  Recht,  sie  anzulegen,  kaiserliches  Regal  (Reseirat- 
recht)  gewesen  und  somit  als  Hoheitsrecht  den  neuen  Souverainen  von 
selbst  accrescirt  sei.  (Dieser  Meinung  scheint  auch  H.  A.  Zachariae, 
Staatsr.  §.  37  YI.  A.  zu  sein.)  Allein  es  ist  hier  zu  unterscheiden  zwischen 
dem  Rechte  einen  Zoll  anzulegen  und  dem  Rechte  die  Revenuen  des 
Zolles  zu  geniessen.  Ersteres  Recht  war  allerdings  nur  kaiserliches 
Regal:  letzteres  aber  galt,  wenn  der  ZoUgenuss  einmal  einer  Person  ver- 
liehen war,  gerade  so  gut  als  patrimonial,  wie  die  Renten  eines  Grand- 
Stückes.  Aus  Hunderten  von  Urkunden  lässt  sich  nachweisen,  dass  die 
ZöUe  nicht  blos  an  den  Landesherm  des  Ortes,  wo  die  Zollstätte  lag, 
sondern  auch  an  andere  Personen,  auch  einfache  adelige  und  bürgerliche 
Privatpersonen,  namentlich  häufig*  als  Pfand  oder  datto  in  sohOum  för  dem 
Kaiser  vorgestreckte  Darlehen  verliehen  wurden,  also  in  ihren  Händen  rein 
Quelle  ihres  Privateinkommens  und  als  solches  für  sie  ein  wohlerworbenes 
Recht  waren  (s.  §.  85,  YH).  Dass  der  Zollberechtigte  auch  die  betreffenden 
Yerkehrsanstalten,  Wege,  Leinpfade,  im  Stand  halten  musste,  hinderte  nicht, 
den  Ueberschuss  als  Privatrente  zu  betrachten.  Das  badische  4.  Const- 
Edikt  vom  22.  Juli  1807,  die  GrundherrlichkeitsverfBUBSung  betr. ,  Nr.  18  C. 
erkennt  den  Zoll,  wo  ihn  ein  früher  schon  landsässig  gewesener  Bitter 
hergebracht  hat,  als  Privateigenthum,  vorbehaltlich  des  Rechtes  der 
Einlösung  an:  ebenso  bei  den  jetzt  erst  mediatisirten  Reichsrittern» 
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§.  321. 
3)  Entziehung  der  standesherrlichen  Rechte  durch  die 
Landesgesetzgebung. 

I.  Die  Bimdesakte  wollte  ihrer  eigenen  ausdrücklichen  Er- 
Uirong  im  Eingange  des  Artikels  XIV  znfolge,  den  ehemaligen 
Idchntänden  (so  wie  dem  übrigen  ehemaligen  Reichsadel) 
lidit  nnr  einen  in  allen  Bundesstaaten  gleichförmigen, 
aoDdem  auch  einen  bleibenden  Rechts  zustand  ver- 
idttffen.  Hiennit  ist  principiell  festgestellt,  dass  die  den 
Slandesberren  in  der  deutschen  Bundesakte  gewährleisteten 
Iteehte  der  Aufhebung  oder  Entziehung  durch  einseitige 
ikte  der  Landesgesetzgebung  nicht  unterliegen  können  und 
dlifen. 

n.  Es  gilt  dies  sowohl  von  den  persönlichen  Vorzügen 
ib  den  dinglichen  Berechtigungen  der  Standesherren.  Hin- 
•ehffich  dieser  letzteren  konmit  insbesondere  in  Betracht,  dass 
äe  den  Standesherren  als  Entschädigung  fbr  den  ohne 
den  Bechtsgrund  und  mit  offener  Anerkennung  der  Rechts- 
tidrigkeit  und  Wülktirlichkeit  der  Entziehung  entzogenen  Besitz 
vd  Gennss  ihrer  Landeshoheit  eingeräumt  >) ,  und  dass  eben 
(kflshalb  ihre  dinglichen  Berechtigungen  fÜrEigenthum  und 
matrimoniale  Rechte  erklärt  worden  waren,  weil  man  zur 
Ztit  der  Stiftung  des  deutschen  Bundes  in  allen  Bundesstaaten 


•fem  der  Zoll  nidit  als  Ausfluss  ihrer  jetzt  yerlorenen  Reichsterritorial- 
|wilt  erscheint  —  Die  bayerische  Declaration  vom  19.  März  1807, 
lit  H,  3,  rechnet  die  Zölle  unter  die  Territorialgefälle,  die  zur  üntorhal- 
^  öffentlicher  Anstalten  dienen ,  die  eine  Centralleitong  erfordern  und 
idttr  an  den  Souverain  mit  den  darauf  haftenden  Lasten  übergehen ,  er- 
^t  aber  im  Uebrigen  (Lit  H,  1,  2)  hinsichtlich  der  Entschädigungsfrage 
ki  den  standeaherrlichen  Gefällen  die  Rücksicht  darauf,  ob  die  Henten  in 
ie  Undeskasse  flössen  oder  nicht  und  der  Standesherr  durch  die  Ein- 
»hang  eine  Schmälerung  seines  Einkommens  leidet,  als  einen  Billigkeits- 
inad  fiir  eine  zu  leistende  Entschädigung  an.  —  Aehnlichc  Entschädigung 
SB  BiDigkeitsgründen  bewilligt  den  Standes  -  und  Grundherren  fUr  Ohm- 
l«W  nnd  Gewerbsrecognition  die  bad.  Verordn.  v.  23.  April  1818  §.  24. 
^«atz2.  —  Vergl.  über  die  Zölle,  die  oben  §.  85  Note  7  angeführten 


')  Siehe  §.  319,  XI. 
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die  Heiligkeit  des  Eigentbnms  und  der  ihm  gleicbgestellten 
Privatrechte  als  einen  gemeingültigen,  selbstverständlichen 
Grandsatz  betraebtete  ^). 

in.  Ueberdies  konnten  die  standesberrlicben  dinglichen 
Berecbtigungen  ancb  so  lange  gewissermassen  ibre  Garantie 
in  sieb  selbst  tragen ,  als  die  standesberrlicben  Besitzungen 
den  Charakter  geschlossener  politischer,  wenn  gleich  der  Staats- 
gewalt eines  Bmidesfürsten  snbordinirter  Gebiete  behielten. 
Dies  war  so  lange  der  Fall,  als  sich  die  Standesherren  in  dem 
Besitze  der  ihnen  in  ihren  Standesherrschaften  ttber  aUe  Eiih 
wolmer  in  denselben,  ohne  Unterschied,  ob  sie  ihre  Hinter- 
sassen oder  Gnmdholden  oder  Lehenslente  waren  oder  nidit, 
zugestandenen  Gerichtsbarkeit  erster  und  namentlich  zwdter 
Instanz  befanden.  Seitdem  aber  die  Standesherren  nach  nnd 
nach,  ans  Rücksicht  auf  den  damit  verbandenen  grÖBS^-en 
Aufwand,  grösstentheils  durch  Verträge  mit  den  Staatsregie- 
mngen  ihre  Gerichte  zweiter  Instanz  (Justizkanzleien)  nnd 
alsbald  auch  ihre  Gerichte  erster  Instanz  an  den  Staat  abge- 
treten, oder  bei  der  Aufhebung  derselben  durch  die  Lande»- 
gesetzgebung  sich  beruhigt  hatten ') ,  so  war  auch  die  letzte 
Spur  eines  Charakters  der  Standesherrschaften  als  politisehe 
Gebiete  vertilgt,  und  konnten  die  noch  ttbrigen  dinglichen  Be- 
rechtigungen derselben  filr  nichts  anderes  mehr  al&  einfache 
Eigentbumsrecbte  und  Ausflüsse  des  Eigenthums  im  privatrecht- 
lichen Sinne  gehalten  werden. 

IV.  Wenn  demnach  auch  noch  fortwährend  der  Grundsatz 
der  Heiligkeit  des  Eigenthums  in  allen  Verfassungsurkunden 
anerkannt  wurde,  so  wurde  damit  doch  allenthalben  der  weitere 
Grundsatz  in  Verbindung  gebracht,  dass  alles  Eigenthum  nnd 
die  als  Ausfluss  desselben  erscheinenden  Berechtigungen  der 
Aufhebung  und  Entziehung  durch  den  Staat  gegen  Leistnng 
billiger  Entschädigung  unterliegen^);  was  aber  als  eine  billige 
Entschädigung  im  einzelnen  Falle  zu  gewähren  sei,  wurde 
durch  die  Landesgesetzgebung  bestimmt. 


t)  Siehe  oben  §.  290  Note  2  und  §.  295. 

3)  Yergl.  z.  B.  für  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1848,  die  Aufhebung  der 
standesherrlichen  und  gatsherrlichen  Gerichtsbarkeit  betr. 
«)  Siehe  oben  §.  295. 


f.  SSL  Efitnehung  der  standetherrikhen  Hechte.  151 

7.  Gerade  hierbei  zeigte  sieh  fast  in  allen  Staaten  die 

|HMe  Unbilligkeit,  da  die  Landatände,  welche  doch  sonst, 

«cnn  es  sich  um  die  Anfstellnng  von  Grundsätzen  tiber  die 

,  kMÜuiigiuig  wegen  Abtretung  des  bürgerlichen  Privateigen- 

loBS  ftr  dfientliche  Zwecke,  wie  z.  B.  Eisenbahnen  n.  dergl., 

fandeit,  allenthalben    die  Leistung   vollständigster   Ent- 

■liidiguig  als  Prindp  aufstellten,  bei  Ermittelung  der  Ent- 

dädigong  der  Standesherren  (so  wie  des  übrigen  Adels)  wegen 

ir  Entziehung   ihrer    Patrimonialrechte    nur   im  niedrigsten 

IhfiBstsbe  die  Entschädigungen  aus  der  Staatskasse  bewilligten 

■d  dabei  überall  bereitwillige   Zustimmung  von  Seite   der 

ftutoegierungen  fanden,  welche  ebenfalls  von  ihrem  Stand- 

jnkte  aus   bei   der  Zurflckftihrung    dieser   Entschädignngs- 

jlHprflehe  auf  das  geringste  Mass  betheiligt  waren  ^). 

VL  Die  Bundesversammlung  musste  schon  frühzeitig  be- 
Wken,  dass  auf  diese  Weise  die  den  Standesherren  in  der 
Itadesakte  gewährleisteten  Rechte  illusorisch  gemacht  werden 
Hrdcn,  und  zwar  um  so  mehr,  als  den  Standesherren  (und 
I  fibiigen  ehemaligen  Reichsadel)  die  Aussicht  auf  Erfolg 


')  Niemand  ist  seit  der  Auflösung  des  Reiches  fortw&hrend  ungerechter 
k unbilliger  behandelt  worden  als  die  Mediatisirten  und  überhaupt 
pr gnmdbesitzende  Landes-Adel  seit  der  Umbildung  der  Landeshoheit 
pdw  Soaverainetät  Je  l&ngere  Zeit  seit  der  Mediatisirung  yerfloss,  desto 
bdirvTirde  den  Mediatisirten  von  der  Bewegungspartei  da^enige  angefeindet, 
ihnen  anfanglich  die  Regierungen  noch  aus  Schamgefühl  wegen  ihrer 
iten  Behandlung  eingeräumt  hatten.  Je  mehr  die  Erinnerung  an 
€nte  Ungerechtigkeit  im  Lauf  der  Zeit  in  den  Hintergrund  trat,  desto 
zeigte  sich  die  Bureaukratie  in  allen  Staaten  geneigt ,  die  in  ihrem 
gegen  die  Regierungen  selbst  gerichteten  P'orderungen  der 
durch  neue  Schm&lerung  der  den  Mediatisirten  ganmtirten 
iur  Augenblicke  zu  beschwichtigen ,  und  zur  endlichen  Vernichtung 
Rechte  die  Hand  zu  bieten.  Die  grosse  Bedeutung  einer  in  ihren 
irischen  Rechten  sicheren  Aristokratie  für  die  Sicherheit  der  Krone 
^  die  Festigkeit  der  Regierung,  welche  namentlich  in  England  so  sehr 
«"bantwird,  scheint  die  Staatsweisheit  der  deutschen  Bureaukratie  nicht 
v^nligea  zu  können ,  sondern  vielmehr  nur  darauf  hinarbeiten  zu  wollen, 
ie  Krone  als  einzigen  Gegensatz  dem  demokratischen  Elemente  gegenüber 
n  rteflen.  —  In  neuerer  Zeit  (1861.  1862)  sind  in  Preussen  die  standes- 
itnücfaenFamüien  grossentheils  in  ihren  bundesverfassungsmässigen  Rechten 
ttfGrondlage  einer  k.  Verordnung  vom  12.  Nov.  1855  wieder  hergestellt 
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bei  Betretang  des  Rechtsweges  vor  den  Landesgeriehten  in 
den  meisten  Fällen  dadurch  benommen  war,  dass  in  den  ein- 
zelnen Staaten  bei  Anfhebung  ihrer  Rechte  der  Weg  der 
Landesgesetzgebnng  eingehalten,  und  eine  Befngniss  der 
Landesgerichte,  dieselbe,  auch  wenn  sie  mit  den  Bundesgmnd- 
gesetzen  im  Widerspruche  steht,  als  unverbindlich  oder  nidit 
rechtsbeständig  zu  erklären,  nicht  anerkannt  oder  mindestens 
bezweifelt  wurde. 

Vn.  Daher  fanden  sich  die  Bundesglieder  schon  bei  Ab- 
fassung der  Wiener  Schlussakte  vom  15.  Mai  1820  §.  63  ver- 
anlaast,  den  Standesherren  (so  wie  dem  übrigen  ehemaligen 
Reichsadel)  den  Rekurs  an  die  Bundesversammlung  in  fol- 
genden Fällen  zu  gewähren:  1)  wenn  sie  durch  dieLandes- 
gesetzgebung  eines  Bundesstaates  in  ihren  durch  den 
Artikel  XIV  der  Bundesakte  begründeten  oder  auch  in  den 
ihnen  durch  landesherrliche  Verordnungen  oder  Verträge 
mit  den  Staatsregierungen  in  Gemässheit  des  Artikels  XIV 
der  Bundesakte  eingeräumten  Rechten  gekränkt  werden,  und 
2)  wenn  ihnen  die  gesetzliche  Rechtshülfe  im  Staate  verwd- 
gert  wird. 

Vni.  Zur  Ergänzung  dieser  in  der  Wiener  Schlussakte 
art.  63  enthaltenen  Bestimmungen  wurde  durch  BundesbeschlnflS 
vom  15.  September  1842,  Sitzung  XXVI,  §.  283,  das  bei 
Redamationen  der  Standesherren  (und  der  Mitglieder  des  vor- 
maligen unmittelbaren  Reichsadels)  einzuhaltende  Verfahren 
folgendermassen  bestimmt^):  1)  Bei  Redamationen,  welche 
von  mittelbar  gewordenen  ehemaligen  Reichsständen  oder  von 
Gliedern  des  vormaligen  unmittelbaren  Reichsadels  auf  den 
Grund  des  Artikels  63  der  Schlussakte,  gegen  die  zur  Vollr 
Ziehung  des  Artikels  14  der  Bundesakte  erlassenen  landes- 
herrlichen Verordnungen,  insofeme  diese  nicht  auf  Vertrag 
beruhen,  oder  ohne  dagegen  erhobene  Beschwerde  in  unbe- 
strittener Wirksamkeit  bestehen,  bei  der  Bundesversammlung 
angebracht  werden,  soll  jedesmal,  und  bei  Redamationen 
gegen  spätere  einseitige  legislative  Erklärungen  der  durch  die 
Bundesakte  ihnen  zugesicherten  Rechte,  so  oft  das  Bedflrf- 
niss  sich  dazu  zeigt,    dem  in  anderweiten  Rechtssachen 


•)  Bei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conf.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  IL  8.  40a 
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der  Sedamanten  zuständigen  Landesgeriohte  zweiter  Instanz 

V«  der  Bnndesversammlnng   durch   die   betreffende  Landes- 

Kpmng  der  nicht  abzulehnende  Auftrag  ertheilt  werden,  den 

Snäfall  in  seinem  ganzen  Umfang  für  eine  definitive  Entsohei- 

tag  naeh  der  von  dem  Gerichtshofe  überhaupt  beobachteten 

'  fütieiilar-  oder  gemeinrechtlichen  Processordnung,  innerhalb 

der  kflnest  möglichen  Frist  zu  instruiren.  —  2)  Die  definitive 

EotBcheidong   ist   hiemächst  nach   den  Umständen   von    der 

Bundesversammlung,    oder    auf  einen    durch    Stimmen- 

nehrheit  zu  fassenden  Beschluss,  von  einer  richterlichen 

faituiz,  soweit  derselben  der  Streitfall  von  der  Bundesversamm- 

iBDg  zugewiesen  wird,  in  deren  Auftrag  und  Namen  zu  er^ 

kssen.—  3)  Diese  richterliche  Instanz  wird  fllr  jeden  einzelnen 

MI  dadurch  gebildet  werden,  dass  die  Bundesversammlung 

äreh  Stimmenmehrheit  vier  Mitglieder  ftlr  dieselbe  aus  der 

ÜBte  der  Spruchmänner  ftlr  das  Bundesschiedsgericht  erwählt 

M  in  Abgangs-   und  Sterbefällen  ersetzt,  sowie  dass  von 

A»en  erwählten  vier  Mitgliedern,  oder  bei  Stimmengleichheit 

er  ihnen  von  der  Bundesversammlung  ein  fUnflies  Mitglied 

äs  Obmann  aus    derselben  Liste  gewählt  wird.    —  4)    Von 

feser  Instanz  ist  jedesmal  zugleich  darüber  zu  erkennen,  von 

Weher  Seite,  oder  in  welchem  Masse  von  beiden  Seiten  an- 

ieflig  die  Kosten  des  richterlichen  Verfahrens  zu  tragen  seien.  -  - 

9j  Alle  Bestimmungen  des  Bundesbeschlusses  v.  30.  Oct.  1834 

tter  das  Bundesschiedsgericht,  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche 

idi  auf  die  anders  normirte  Bildung  und  die  Kosten  des  Bundes- 

ftkiedBgmchtes  und  auf  nur  zwischen  Regierungen  und  Ständen 

M[onunende  Streitigkeiten  beziehen,  sollen  auch  bei  dieser 

Mterlichen  Instanz  und  ihren  Aussprüchen  eintreten. 

§.  322. 
Veräusserung  der  Standesherrschaften. 

L  Die  standesherrlichen  Vorrechte  werden,  so  weit  sie  sich 
i «f  die  standesherrlichen  Besitzungen  beziehen,  oder  durch 
ifie  Innehabnng  einer  solchen  bedingt  sind,  wie  die  Land- 
IMudschaft,  verloren,  wenn  die  Besitzungen  an  den  Staat 
abgetreten  werden,  oder  wenn  auf  die  Vorrechte  ver- 
richtet wird. 
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n.  Die  pers{(nlicheiL  Vorzüge  der  standeabeirUckefl 
Familien  gehen  aber  mit  der  Entäusserong  der  standeaherr 
liehen  B^sitznngen  an  sich  nicht  verloren,  weil  kein  Geseta 
dies  sagt,  und  auch  überhaupt  die  persönlichen  Privilegien  des 
hohen  Adels,  und  namentlich  die  Ebenbürtigkeit,  nicht  von  dei 
Fortdauer  des  Territorialbesitzes  abhängen.  Die  veränsa^mde 
Familie  zählt  daher  fortan  zu  den  sog.  standesherrlichen  P^ 
sonalisten  i). 

III.  Nach  der  Bheinbundsakte,  art  27,  Abs.  i  war  die 
Veräusserung  eines  standesherrlichen  Gebietes  an  einen  aus- 
wärtigen (d.  h.  nicht  zu  dem  Bunde  gehörigen)  Soo verain 
unbedingt  untersagt,  und  bei  jeder  anderen  Veräusserang  vor- 
geschrieben, dass  die  Standesherrschaft  vorerst  dem  Fttraten 
angeboten  werden  solle,  unter  dessen  Staatshoheit  sie  gelegeo 
ist.  Die  fortdauernde  Gültigkeit  dieser  Bestimmung  kann  wegen 
der  sich  darauf  beziehenden  Vorschrift  der  als  subaidiärei 
^undesgesetz  erklärten  k.  bayerischen  Declaration  y.  19.  Mai 
1807,  H.  14  nicht  beanstandet  werden. 

IV.  Dass  die  persönlichen  Vorrechte  der  Standeaheir« 
auf  den  Erwerber  einer  Standesherrschaft,  der  nicht  aelbd 
einem  standesherrlichen  Hause  angehört,  nicht  übergehen,  ist 
selbstverständlich;  zweifelhaft  könnte  es  aber  erscheinen,  ob 
auch  die  Vorrechte,  welche  sich  auf  die  standesherrlichea 
Besitzungen  beziehen,  erlöschen,  wenn  dieselben  an  einen 
Besitzer  übergehen,  welcher  nicht  selbst  zu  derselben  Fa- 
milie^ oder  vielleicht  auch  überhaupt  zu  keinem  standes- 
herrlichen Hause  gehört,  oder  ob  dergleichen  Vorrechte  wie 
Bealgerechtigkeiten  auf  den  neuen  Erwerber  übergehen. 


0  Siehe  oben  §.  309,  VU.  —  Zu  weit  geht  in  der  Beschränkang  der 
persönlichen  Vorzüge  der  Standesherren,  welche  ihre  Besitzungen  verausBert 
haben,  Golther,  in  der  (Tübinger)  Zeitschrift  f.  d.  ges.  St.-W.  Bd.  XVD. 
(1861)  S.  231. 

«)  Zu  eng  nimmt  Golther,  1.  c.  S.  226,  227  hier  den  Begriff  der 
standesherrlichen  Familie,  und  behauptet  mit  Unrecht  den  Untergang  der 
auf  den  Besitzungen  ruhenden  Vorrechte,  wenn  sie  durch  eine  Erbtochter 
in  eine  andere  Familie  übergehen;  auch  übersieht  er,  dass,  wenn  die  Standes- 
herrschaft an  ein  unebenbürtig  gebomes  Mitglied  des  Hauses  übergelit, 
eben  darin  der  Beweis  liegt,  dass  der  Mangel  an  Ebenburt  in  dieser  Fa- 
milie rechtlich  bedeutungslos  ist. 
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M^  man  jedoch,   dass  so  viel  positiv-rechtlich  feststeht, 

dfliiliesich  auf  die  standesherrlichen  Besitzungen  beziehenden 

bekte  nunmehr  als  ans  dem  Eigenthnme  oder  der  Ornnd- 

terrdehaft  fiiessende  Rechte  angesehen  werden  sollen^), 

Dd  im  sie  auch  zum  grössten  Theile  keine  anderen  Berech- 

tpi^  unfassen ,  als  solche,  welche  mit  adeligen  Gütern 

tehaopt  ?erbnnden  zn  sein  pflegen,  so  wird  man  kein  Be- 

ioken  tragen  dUrfen,  den  Erwerber  einer  Standesherrschaft 

Ir  allerdmgs  befdgt  znr  Anstibnng  der  auf  die  Besitzungen 

ledglichen,  den  Standesherren  durch  die  Bundesgesetze  als 

eiiPriTateigenthnm  zugesprochenen  Rechte  zu  erklären, 

leno  er  Oberhaupt  persönlich  so  qualificirt  ist,  dass  er  nach 

der  Landesverfassung  adelige  Güter  (Rittergüter)  erwerben 

kifiD. 

Y.  Nor  das  Recht,  ein  Gericht  zweiter  Instanz  zu 
Uea,  erscheint  als  ein  so  exorbitantes  Privilegium,  dass  der 
Ucbergang  desselben  an  einen  Erwerber,  der  nicht  selbst  einer 
tfüdesherrlichen  Familie  angehört,  beanstandet  werden  muss^). 
MrigeDS  wird  dies  alles  in  Folge  des  Verzichtes  der  meisten 
Steidesherren  auf  die  gedachten  Rechte  oder  ihrer  Beruhigung 
U  d»  Aufhebung  derselben  durch  die  Landesgesetzgebungen 
KQOch  in  seltenen  Fällen  praktische  Bedeutung  haben  können. 

§.  328. 

IV.  Bmidesgrundgesetzliche  Zusicherungen  für  den 
ehemals  unmittelbaren  Reichsadel. 

L  Dem  ehemals  unmittelbaren  Reichsadel,  welcher  nicht 
a  den  reichsständischen  Geschlechtem  gehörte,  wurden  in  der 
Bondegakte  art.  XIV  hinsichtlich  der  unbeschränkten  Freiheit 
des  Aufenthaltes  und  der  Familienverträge  ganz  die- 
idben  Zusicherungen  gegeben,  wie  den  Standesherren.  Ausser- 
dem wurde  ihnen  noch  zugesichert:  Antheil  der  Begüterten  an 
!  der  Landstandschaft,  Patrimonial-  und  Forstgerichtsbarkeit, 
Ortspolizei  und  Eirchenpatronat  und  der  privilegirte  Gerichts- 
tod. 


»)  Siehe  §.  319,  X. 

*)  Noch  weiter  geht  zum  Theil  in   der  Beanstandung,   Golther, 
S.  233  flg. 
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IL  Wenn  die  Bandesakte  hier  noch  beigefügt  hat:  jfik 
Rechte  werden  jedoch  nur  nach  Vorschrift  der  Landesgesel 
ausgeübt '',  so  wollte  hierdurch  nichts  anderes  ansgedrH« 
werden ;  als  was  hinsichtlich  der  gleichen  Rechte  der  StanA 
herren  als  selbstverständlich  betrachtet  worden  war^):  kein 
wegs  darf  aber  dieser  Satz  so  verstanden  werden,  als  habe  < 
auch  in  das  Belieben  jeder  Landesgesetzgebnng  verstellt  ifi 
den  wollen,  diese  Rechte  dem  ehemals  anmittelbaren  ReichsM 
vrillkUrlich  and  ohne  Entschädigung  zu  entziehen.  Es  efg( 
sich  dies  auch  daraus,  dass  die  Wiener  Schiassakte  id 
15.  Mai  1820  art.  63  und  der  Bundesbeschluss  vom  15.  S6| 
1842  diesen  Reichsadel  hinsichtlich  des  Recursrechtes  anl 
Bundesversammlung  wegen  Kränkung  der  im  Artikel  XIV  j| 
deutschen  Bundesakte  gewährleisteten  Rechte  den  Stasd^ 
herren  vollkommen  gleichstellen^).  ' 

in.  Uebrigens  ist  hinsichtlich  des  nicht -reichsständiscM 
ehemals  unmittelbaren  Reichsadels  in  dem  Schiasssatze 
Artikels  XIV  der  Bundesakte  ausdrtlcklich  erklärt  worden, 
bei  der  „Anwendung  obiger  Grundsätze'',  d.  h.  hinsi< 
der  Zuständigkeit  und  Ausübung  der  vorgedachten  zugesich 
Rechte  in  den  durch  den  Frieden  von  Ltineville  vom  9. 
1801  von  Deutschland  abgetretenen  und  jetzt  wieder  daid 
vereinigten  Provinzen  diejenigen  Beschränkungen  stattfinA 
werden,  welche  die  dort  bestehenden  besonderen  Verhältnii 
nothwendig  machen.  ^ 

§.  324. 

Politische  Stellung  des  Landesadels  in  den  deutsch 
Bundesstaaten  *). 

I.    In  der  Reichszeit  genoss   d^   landsässige,  d. 
einem Landesherm  als  Unterthan  unterworfene,  Oeschlechl^ 
adel  mancherlei  theils  persönliche,  theils  dingliche,  d.  h.  ti 


•)  Siehe  oben  §.  317,  V.  VI:  §.  318,  1;  §.  319,  Vm. 

«)  Siehe  oben  §,  321,  Vn,  YIU. 

*>  Vergl.  I.  B.  für  Bayern  die  Edikte  als  Beflage  4  bis  8  zur  T( 
Urkunde  Tit  Y;  mr  Baden  das  dritte  and  vierte  Const-Edikt  y.  2S.i 
1807  und  das  sechste  Const>Edikt  die  GrandTerCassung  der  verschied«! 
Stande  betr.,  t.  4.  Juni  180a  —  In  Würtemberg  war  dem  Veitemi 
Entwürfe  t.  3.  MiUi  1807  ein  Adelsstatat  ah  Beilage  zagegeben  wordeo/ 


I 
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I    sein  Gfltern  (den  sog.  Rittergfltem  oder  adeligen  Gütern) 

ytende  Yoirechte.    Dahin  gehörten  das  Recht,  adelige  Prä- 

dUeoBd  Wappen  zu  führen,  mitunter  damit  verbunden  das 

leckt  der  Siegehnässigkeit^),  die  Hoffähigkeit,  die  Lehnföhig- 

tat,  die  Tomier-  und  Stiftsfähigkeit  und  die  Fähigkeit  zur 

Ao&ahme  in  gewisse  Ritterorden  (sofeme  die  statutenmässige 

jUneoprobe  gemacht  werden  konnte),  die  Zoll-  und  Stempel- 

inkeit,  privilegirter  Gerichtsstand,  Landstandschaft,  die  niedere 

«der  80g.  patrimoniale  Gerichtsbarkeit,  Polizei-  und  Kirchen- 

ptronalsrecht  auf  seinen  Gütern,  Steuerfreiheit,  Einquartier- 

ftä^  das  Recht  Familienfideicommisse  zu  stiften,  das  Recht 

der  Haostaufe  und  Haustrauung;    wozu  noch  die  guts-  und 

iadalherrliehen  Rechte  kamen,  wie  Jagd,  Fischerei,  das  Recht 

iif  Frohndienste  (Herrenfrohnden),  Gülten,  Zinse  und  Zehnten 

iid  dergleichen. 

n.  Ein  grosser  Theil  dieser  Rechte  war  jedoch  keine 
lusehliessliche,  sondern  nur  eine  regelmässige  Zuständig- 
kH  des  Geschlechtsadels,  und  konnte  auch  von  anderen  Klassen 
der  bfirgerlichen  Staatsangehörigen  ausgeübt  werden^).  Die 
ittt^  dieser  Rechte  waren  überhaupt  nicht  politischer  Natur, 
fidaBs  die  eigentliche  politische  Bedeutung  des  Landesadels 


>)  Vergl  das  k.  bayerische  Edikt  über  die  Siegelmässigkeit;  Beil.  YIII 
mrY.-ü.  1818.  —  Hierin  wird  als  Wirkung  der  Siegelmässigkeit  erklärt 
i2:  ^iegelmässige  Personen  können  über  jene  unstreitigen  Rechtsgeschäfte, 
^m  bei  den  unsiegelmässigen  Personen  die  obrigkeitliche  ProtokoUirung 
oiTertdefung  nothwendig  ist,  z.  B.  Eheverträge,  Vollmachten,  Vergleiche 
DddergL,  ihre  Urkunden  durch  Unterschrift  und  Siegel  selbst  und  mit 
l^eieber  Kraft  fertigen/'  —  Nach  dem  k.  bayerischen  Gesetze  vom 
Um  1848,  die  Grundlagen  der  Gesetzgebung  über  die  Gerichtsorganisation 
Wir.,  soll  die  Siegelmässigkeit  mit  Einführung  des  Notariatsgesetzes  auf- 
bnn. 

')  So  z.B.  legte  das  L  bayerische  Edikt,  Beil.  Vni.  zur  V.-U.  von 
M  die  Siegelmässigkeit  nicht  nur  dem  Adel,  sondern  auch  den  Collegial- 
ntken  nnd  höheren  Beamten  bei;  hofiTahig  sind  überall  auch  Offiziere,  die 
Bskt  Ton  Adel  sind,  und  gewisse  höhere  Beamte;  die  Fähigkeit  Lehen  und 
ttdoe  Rittelgüter  zu  erwerben  und  die  darauf  haftenden  dinglichen  Vor- 
adrte  (Bealgerechtagkeiten)  auszuüben,  konnte  mindestens  gemeinrecht- 
lich ludi  bürgerlichen  Personen  nicht  bestritten  werden  u.  s.  w.  —  Vergl. 
ksooders  die  Schrift:  Des  deutschen  Adels  Verdienste  und  Beruf.  Frank- 
iirtl848. 
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in  der  Reichs^eit  in  seiner  Patrimonialgerichtsbark( 
und  Landstandschaft,  so  wie  in  seiner  damals  gew9] 
liehen  Bevorzügang  bei  Besetzung  der  höheren  Staal 
ämter  lag. 

III.  In  der  neueren  Zeit  hat  der  Landesadel  seine  Mhei 
Anszeiehnungen  fast  gänzlich  yerloren,  oder  nur  weniges  dsi 
partikularrechtlich  behalten,  so  dass  kaum  noch  etwas  andei 
von  allgemeiner  praktischer  Bedeutung  angegeben  werden  kti 
als  die  Ftthrung  der  adeligen  Prädikate ,  womit  an  sieb  b 
politisches  Vorrecht  verbunden  ist,  und  mitunter  noch  fli 
besondere  Betheiligung  des  grundbesitzenden  Adels  an  I 
Landstandschaft. 

IV.  Eine  politische  Bedeutung  des  Geschlechtsadeld  iflt 
der  Gegenwart  nur  noch  insofeme  möglich ,  als  derselbe  h^ 
Intelligenz  und  Patriotismus  mit  grossem  untheilbaren  Qm 
besitze  vereinigt  und  dadurch  eine  Stelle  einnimmt ,  wek 
weder  den  Schwankungen  der  auf  Erwerb  angewiesenen  Sp« 
lation  unterworfen  ist,  noch  den  Staats-  oder  Militärdienste 
Erwerbszweig  zu  suchen  nöthigt.  Daher  ist  das  Familie 
fideicommiss  die  Grundlage  aller  politischen  Bedeutung  4 
Adels.  Nur  auf  dieser  Grundlage  kann  der  Geschlechts« 
heut  zu  Tage  noch,  wenn  gleich  in  ganz  anderem  Sinne,  i 
im  Mittelalter,  zum  Wohle  des  Ganzen  die  Bedeutung  eä 
politischen  Mittelgewalt,  d.  h.  einen  mässigenden,  eigenä 
conservativen  Einfluss  behaupten,  insoferne  er  nämlich  we< 
nach  Fürstengunst,  noch  nach  Volksgunst  zu  streben  Veii 
lassung  hat,  und  eben  dadurch  auch  befähigt  ist,  kraft  i 
Unabhängigkeit,  welche  ein  grosser  familienfideicommissariscl 
Grundbesitz  verleiht,  ein  Gegengewicht  gegen  die  Geldaristokril 
(die  sog.  Plutokratie)  und  die  Bureaukratie  oder  ministeiit 
Willkür  zu  bilden*), 

*)  Sehr  gute  Bemerkungen  finden  sich  über  den  dermaligen  Bcmf  < 
Adels  in  der  Schrift:  Briefe  über  Staatskunst,  Berlin  1853.  —  YergL  sl 
y.  Bibra,  freimüthige  Beleuchtung  der  gegenwärtigen  Verhältnisse  i 
Adels  zu  Fürst,  Bürger  und  Bauer,  Nürnberg  1848.  —  Hugo  Ei  senkt 
über  den  Beruf  des  Adels  und  die  Natur  der  Pairieverfiissung ,  Stottj 
1852.  —  L.  H.  Fischer,  der  deutsche  Adel  in  der  Vorzeit,  Gegoiti 
und  Zukunft,  Frankfurt  a.  M.  2  Bde.  1852.  —  E.  Th.  Gaupp,  über 
Bildung  der  ersten  Kammer  in  Preussen  und  die  SteUung  des  Adels  in  i 
Gegenwart  überhaupt,  Breslau  1852. 
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y.  Uebrigens  ist  das  Verhältnifls  des  grandbedtzenden 
Üeb  m  den  G^aeinden,  da  wo  seine  Fatrimonialgerichtsbar- 
bk  Bnd  ttberhanpt  seine  fmbere  gntsb^rriiche  Stellung  auf- 
gehurt  hat,  meistens  noeb  nicht  zweckmässig  geordnet,  nnd 
\Äs  GttBherr  nunmehr  regelmässig  einerseits  ebenso  ohne  Ein* 
auf  eine  zweckmässige  Behandlung  der  Gemeindeangelegen- 
ab  andarseits  yielfach  sein  Interesse  als  grosser  Grund- 
der  Willkür  der  Gemeinden  biosgestellt  ist,  indem  er 
den  gegenwäi-tigen  Einrichtungen  keine  Gemeindeblirgw- 
0ik  hat,  wohl  aber  ihm  der  grösste  Theil  der  Gemeinde- 
jlsteii  ohne  irgend  entsprechenden  Vortheil  aufgeladen  zu 
werden  pflegt. 

YL  Parfikularrechtlich  sind  h&uflg  verschiedene  Rangstufen 
Adels  bestimmt^).  Auch  sind  mitunter  einzelnen  Familien 
hochtitulirten,  sog.  hohen  Landesadels  yon  dem  Sou- 
ähnliche  Vorrechte,  wie  den  Standesherren  yerliehen, 
selbstverständlich  mit  Beschrilnkung  ihrer  Wirkungen 
dss  Staatsgebiet^. 

YU.  Ob  eine  dermal  einem  deutschen  Bundesstaate  mit 
haft  angehörige,   nicht  als  standesherrlich  an- 
adelige Familie  auch  zum  hohen  deutschen  Adel 


^  So  z.  B.  unterscheidet  das  k.  bayerische  Adelsedikt,  Beil.  V  zur 
•ü.  1818,  §.  6  fünf  Grade:  1)  Fürsten,  2)  Grafen,  3)  Freiherren, 
Bitter,  5)  Adelige  mit  dem  Piftdikate  „von**.  —  Baden,  VI.  Const- 
vom  4.  Jnni  1808,  §.  21,  Lit  d:  „Der  Adel  theilt  sich  in  den 
Tfen-  und  Ritterstand.  Zn  jenem  gehören  alle,  welche  fürst- 
le  Wflrde  haben,  oder  mh  einem  wohl  erworbenen  Erbrecht  an  einem 
iritenthnm  oder  einer  Grafschaft  des  ehemaligen  dentschen  Reichs 
te  Rheinische  Bundes -SoQTeraine  gekommen  sind;  die  abrigen  Grafen, 
reiherren  und  Edellente  gehören  zu  letzterem;  das  bisherige  ver- 
kte  Herbringen  oder  ihr  Adelsbrief  müssen  ausweisen,  welche  yon  diesen 
^tefoiien  Urnen  gebührt,  die  übrigens  alle  nur  einen  Unterschied  in  den 
^renbenennungen,  keinen  in  dem  Bechtsumfang  wirken.'*  —  Dar- 
dass  blosse  Titulargrafen  nicht  zum  hohen  deutschen  Adel  ge- 
siehe oben  §.  308  Note  11. 
*)  So  s.  B.  Bayern,  Y.-ü.  1818,  Tit  5  §.  1:  „Die  Kron&mter 
als  oberste  Würden  des  Reiches  entweder  auf  die  Lebenszeit  der 
itooti^iger,  oder  auf  deren  m&nnliche  Erben  nach  dem  Rechte  der  Erst- 
und der  sgnatisch- linealischen  Erbfolge  als  Thronlehen  verliehen. 
le  Kronbeamten  sind  durch  ihre  Reichswürden  Mitglieder  der  ersten 
!Saauaer  in  der  St&ndeyersammlung." 
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im  Sinne  der  Bandesakte  art.  XIV  gerechnet  werden  darf,  isl 
mit  Rtleksicht  auf  die  pnblicistisehe  Stellang  za  beartheilen, 
welche  sie  zar  Reichszeit  einnahm ''). 

YIU.  Fortgepflanzt  wird  aller  dieser  Geschlechtsadel  dorcli 
eheliche  Abstammung  von  einem  adeligen  Vater,  ohnedasfl 
auf  gleiche  Abkunft  der  Matter  Rücksicht  genommen  wird; 
auch  werden  gemeinrechtlich  die  durch  nachfolgende  Ehe 
legitimirten  Kinder  den  ehelich  gebomen  völlig  gleich  ge- 
achtet ®). 

IX.  Neu  erworben  kann  der  Geschlechtsadel  nur  werden 
durch  Verleihung  eines  Soaverains ;  sie  geschieht  in  der  Form 
von  Adelsbriefen®). 

X.  Mitunter  bestehen  Adelsmatrikeln  mit  der  Wirkung, 
dass  die  Eintragung  in  dieselben  die  Bedingang  der  Austtbang 
der  adeligen  Rechte  ist,  und  ein  beglaubigter  Auszng  ans  der 
Adelsmatrikel  den  vollkommenen  Beweis  ftlr  den  Adekstand 
der  immatrikulirten  Familie  gibt^^). 

XI.  Mit  der  Verleihung  mancher  Orden  ist  die  Verleihung 
des  Adels  mit  Beschränkung  aaf  die  Person  des  damit  Be- 
gnadigten verbunden.  Dieser  sog.  persönliche  Adel  gibt 
nur  dem  Inhaber  eines  solchen  Ordens  ein  Recht  aaf  die  Fflh- 
iTing  eines  adeligen  Prädikates  und  den  Rang  einer  gewissen 
Adelsstufe ;  der  Ritterklasse,  hat  aber  in  staatsrechtlicher  Be- 
ziehung keine  Bedeutang^^). 


^  Siehe  oben  §.  308,  n.  —  Dahin  gehören  z.  6.  reichsständische  Fa- 
milien, welche  schon  yor  1806  mediatisirt  worden  sind,  aber  sich  biaher 
nicht  um  die  Aufoahme  in  die  standesherrliche  Matrikel  am  Bondest^e 
beworben  haben;  so  z.  B.  die  Grafen  zu  Rantzau.  Siehe:  Yorlfiufige 
Berichtigung  etc.  einiger  falschen  Nachrichten ,  die  Grafschaft  Rantzau  etc. 
betr.,  von  Kuno  Graf  zu  Rantzau  -  Breitenbuig,  Heidelberg  1840. 

^)  Uebereinstimmt:  dask.  bayerische  Adelsedikt,  §.  1  und2,  BeiLY 
zur  V.-U.  von  1818. 

0)  Uebereinstimmt:  das  k.  bayerische  Adelsedikt  v.  1818,  §.3.  Aas» 
drücklich  wird  dabei  bemerkt,  dass  Legitimaüo  per  rescriptum  und  Adop- 
tion den  Adel  nicht  ohne  besondere  königliche  Bewilligung  überträgt, 
welche  sodann  für  eine  neue  Verleihung  gilt. 

<<^)  So  z.  B.  nach  dem  k.  bayerischen  Adelsedikte,  1818,  §.  8. 

<<)  Yeigl.  das  k.  bayerische  Adelsedikt,  1818,  §.  5. 
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Siebenzehnter  Abschnitt 

Die  LaidfltAide« 

§.  325. 

Verschiedenheit  der  Staatsverfassungen  überhaupt. 
Tschied  von  Beherrschungs-  und  Regierungsformen. 

I.  Im  Alterthume  begnügte  man  sich  damit,  bei  Unter- 

^dang  der  verschiedenen  Staatsverfassungen  auf  die  Be- 

errsehangsformen,  d.  h.  auf  das  regierende  Subjekt, 

sieht  zu  nehmen,  und  unterschied  denmach  die  jetzt  sog. 

ben  Staats-  oder  Verfassungsformen,  Monarchie,  Aristo- 

tatie  und  Demokratie^).    Diese  Eintheilung  konnte  aber 

mehr  als  ausreichend  betrachtet  werden,  seitdem,  und 

Yorzugsweise  in  Folge  des  Eintretens  der  germanischen 

1^^  in  die  Weltgeschichte,  neue  Gestaltungen  des  Staats- 

I  henrortraten,  welche  besonders  das  Wesen  der  Monarchie 

umbildeten,  zum  Theile  aber  auch  die  Grundeinrich- 

der  Demokratie  veränderten,  die  alte  Aristokratie  aber 

mehr  verdrängten^. 


^  Siehe  oben  §.  59. 
;  *)  Auch  Hierarchien, d.h.  Aristokratien,  die  auf  einem  theokratischen 
Madpe  beruhen,  bestehen  gegenwärtig  in  Europa  nicht  mehr.  Wohl  aber 
mta  sich  selbst  in  den  repr&sentatiyen  und  parlamentarischen  Monarchien 
Pmter  sehr  bedeutende  aristokratische  Elemente  erhalten,  wie  z.  B.  nament- 
m  in  England.  Daher  erklärt  sich  die  Bezeichnung  solcher  Yerfiusungen 
p gemischte  Verfassungen,  nämlich  wegen  der  darin  enthaltenen 
MnadoDg  des  monarchischen,  aristokratischen  und  demokratischen  Ele- 
totes  im  Gegensatze  der  e  i  n  f  a  c  h  e  n ,  d.  h.  nur  auf  einem  dieser  Elemente 
t'^olKoden  Yeriassungen. 

29p n,  Staateracbt.  6.  Ami.  U.  11 
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n.  Die  hauptsächlichste  Veränderung  bezüglich  der  Mon 
archie  bestand  darin,  dass  in  vielen  Staaten  die  Regienug» 
gewalt  des  Monarchen  zuerst  durch  die  politischen  Rechte 
welche  gewissen  Ständen,  später  durch  die  politischeii 
Rechte,  welche  einer  Vertretung  (Repräsentation)  dei 
gesammten  Volkes  beigelegt  wurden,  eine  bald  mehr,  bald 
minder  bedeutende  Einschränkung  erhielt. 

in.  In  Bezug  auf  die  Demokratie  zeigte  sich  in  der 
neueren  Zeit  die  wesentliche  Umbildung,  dass  das  zuerst  ftr 
die  Monarchie  erfundene  Repräsentativsystem  in  den  grösseren 
Staaten,  die  sich  als  Republiken  erklärten,  auch  auf  diese 
Staatsform  übertragen  wurde  ^). 

IV.  In  Bezug  auf  die  Monarchie  traten  wieder  mehrere 
Verschiedenheiten  hervor,  je  nachdem  entweder  die  Regierung»- 
gewalt  im  Wesentlichen  bei  dem  Monarchen  blieb,  und  die  poli- 
tische Thätigkeit  der  Stände  oder  der  Volksrepräsentation  niu 
den  Charakter  einer  Befugniss  zur  Ausübung  bestimmter  RechU 
sich  trägt,  oder  dieselbe  als  eine  wahre  Mitregierung,  an 
oder  sog.  Theilung  der  Gewalten  mit  dem  Monarcheii 
erscheint. 

V.  Hiemach  pflegt  man  nunmehr  im  Allgemeinen  von 
verschiedenen  Regierungs formen  im  Gegensatze  der  Be- 
herrschungsformen zu  sprechen^),  und  unterscheidet  in 
Bezug  auf  die  Monarchie  jetzt  sog.  Autokratien  und  be< 


')  Dies  geschah  zaerst  durch  die  Gründung  der  nordamerikanischen 
Union  (1776),  deren  Bnndesvertrag  von  1778  und  Verf.-Ürk.  von  1787  aoi 
den  Grundlagen  der  englischen  (parlamentarischen)  Verfassung  erwacbseo 
sind.  Dies  iand  alsbald  in  Frankreich  Nachahmung  nach  seiner  Er- 
klämng  als  Republik  (1792)  in  der  Verfassung  vom  24.  Juni  1793  und  in 
den  übrigen  republikanischen  Verfassungen,  die  sich  seitdem  Fr&nkreicfa 
gab  (zuletzt  1848). 

*)  Der  Unterschied  von  Regierungsformen  und  Beherrschnngs- 
formen  vmrde  zuerst  von  Krug,  Dikäopolitik ,  1824,  systematisch  ent- 
wickelt. Er  gebrauchte  für  die  ersteren  die  Bezeichnung  „Kratie",  fäi 
die  letzteren  „Archie",  was  aber  wenig  Eingang  gefunden  hat.  Hienuidi 
unterschied  er  Autokratien  und  Synkratien,  je  nachdem  der  Soa- 
verain  unbeschränkt  herrscht,  oder  die  Hegierungsgewalt  mit  Parlamenten 
und  dergl.  theilt,  und  Monarchien  und  Polyarchien,  je  nachdem  eine 
oder  mehrere  Personen  als  das  Subjekt  der  Staatsgewalt  erscheinen. 
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selrinkte  oder  gemässigte  Honarchien,  letztere  mit 
desÜBterarteD  reichs-  oder  landständiscbe,  repräsen- 
Uti?e  üod  parlamentarische  Monarchien.  Insofeme  eine 
derartige  Verfassung  eine  Grundlage  in  einer  förmlichen  Ver- 
fassnngsnrknnde,  sog.  Constitution,  hat,  wurde  die 
Bezdchniuig  constitutionelle  Monarchie  gebräuchlich. 

VI.  Die  Unterscheidung  von  Reichsständen  und  Landständen 
fäßn  als  Eigenthtimlichkeit  der  älteren  deutschen  Verfassung 
(ror'1806)  an^).  Etwas  Aehnliches  sollte  nach  der  (Frank- 
fiffter)  Beichsverfassung  von  1849  wieder  eintreten^). 

VII.  Die  Ausdrücke  ^^repräsentative  und  parlamen- 
tarische Monarchie^'  werden  oft  als  gleichbedeutend  Ar 
iJBde  Verfassung  gebraucht,  nach  welcher  dne  Volksvertre- 
jttBg  besteht.    In  einem  engeren  Sinne  bezeichnet  man  als 

präsentative  Monarchie  diejenige    Verfassung,  wonach 

Mitwirkung  der  Volksvertretung  bei  der  Ausübung  gewisser 

ienmgsrechte  ungeachtet,  der  Schwerpunkt  der  Regie- 

doch  bei  dem  Monarchen  verbleibt;  unter  parlamen- 

rischer  rersteht  man  sodann  im  Gegensatze  hiervon  die- 

Verfassung,    nach   welcher   der   Schwerpunkt   der 

g   in    der    Volksvertretung    (den  Parlamenten) 

YUL  Da  die  Bezeichnung  „constitutionelleMonarchie^' 
von  der  urkundlichen  Form  der  Verfassung  hergenommen 
ti  80  kann  aus  derselben  an  sich  nicht  erkannt  werden,  ob 
b  Verfassung  ihrem  Wesen  nach  eine  repräsentative 
kr  parlamentarische  in  dem  angegebenen  Sinne  ist. 

■ — 

')  Siehe  oben  §.  90  u.  f.  and  §.  104. 
^)'Siehe  oben  §.  186,  Vm  u.  f.  and  §.  296. 
I     0  hl  diesem  Sinne  ist  e.  B.  die  gegenwärtige,  anter  Napoleon  ni.  er- 
hii^  französische  Yerfassong  vom  25.  December  1852  eine  repräsentative, 
Kr  keine  parlamentarische.    Ebenso  können  nach  der  W.-S.-A.  art.  57 
iVer&Bsongen  der  deutschen  Staaten  nar  repräsentative,  aber  nicht 
Irlimentarische   sein.  —  Siehe  onten  §.  331.  —  Vergl.  J.  W.  J. 
Nm,  die  Kammern  und  das  Land.   Mberfeld  1855.  —  R.  Ton  Mo  hl, 
brecht,  Völkerrecht  and  Politik,  Tbl.  L  (Tübingen  1860)  Abth.  L 
tot  and  Politik  der  repräsentativen  Monarchie;  der  Gedanke  der  Re- 
pisentation  im  Verbältniss  znr  gesammten  Staatenwelt). 

11* 
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IX.  Die  Demokratieii  pflegt  man  jetzt  in  einfache  odi 
repräsentative  Demokratien  einzntheilen  ^). 

X.  Da  die  Beschränkungen  der  monarchischen  Gewalt  dw 
Stände  oder  eine  Volksrepräsentation  sehr  verschiedenartig  m 
und  auch  die  in  neaerer  Zeit  aufgekommenen  Bezeichnungen  d< 
Unterarten  der  beschränkten  Monarchie  nicht  selten  in  sehr  ve 
schiedenem  Sinne  gebraucht  werden  ^  so  lässt  sich  aus  keine 
dieser  Ausdrücke  mit  voller  Bestimmtheit  ein  Schluss  auf  denlJi 
fang  der  Eechte  der  Stände  oder  der  Volksvertretung  macbei 
sondern  es  kann  darüber  im  Einzelnen  nur  die  Verfasson 
jedes  einzelnen  Staates  Aufschluss  geben.  Jedoch  steht  zwiscbe 
der  ständischen  und  der  repräsentativen  Monarcli 
der  principielle  Unterschied  fest,  dass  die  erstere  haupt8ächli( 
und  unmittelbar  nur  die  Geltendmachung  der  politischen  Secb 
bestimmter  Klassen,  oft  auch  selbst  nur  einzelner  Peraom 
oder  Familien,  und  höchstens  nur  mittelbar  die  Interessen  i 
gesammten  Bevölkerung,  die  repräsentative  Monarchie  dageg 
unmittelbar  iie  Ausübung  politischer  Rechte  im  Interesse  i 
gesammten  Landesbevölkerung  zum  Gegenstande  hat  Do 
wird  in  Deutschland  nicht  nur  in  jenen  Staaten,  in  weich 
sich  mehr  oder  minder  die  alte  ständische  Verfassung  erbalt 
hat,  sondern  auch  selbst  in  jenen  Staaten,  in  welchen  J0 
eine  wirkliche  Repräsentativ -Verfassung  eingerichtet  word 
ist,  die  Volksvertretung  allgemein  noch  als  „die  Lan 
Btände^^  und  die  Verfassung  als  eine  „landständisch 
bezeichnet,  so  dass  aus  dem  Vorkommen  dieser  AusdrfiC! 
nirgends  auf  den  Charakter  der  Verfassung  mit  Sicherheit  j 
schlössen  werden  kann.  Uebrigens  ist  der  Werth  einer  jed 
Verfassung  nur  ein  relativer  und  durch  den  Nationalcharakt 
die  Bildungsstufe  des  Volkes,  durch  die  nationalökonouiiscii 
Zustände  und  überhaupt  durch  die  geschichtliche  Entwid 
lung  des  Staates  und  seine  Stellung  zu  anderen  Staaten  1 
dingt. 


•)  So  z.  B.  ist  die  Ver&ssung   der  nordamerikanischen  Umon, 
übrigens  selbst  nur  eine  Tochter  der  englischen  Verfassung  ist  und  i 
Präsidenten  wahrhaft   königliche  Rechte   beüegt,    die   demokratis« 
repräsentative.     Die  einfache  demokratische   Verfessung   findet  i 
noch  in  einigen  der  kleineren  schweizerischen  Cantone. 
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§.  326. 

Ceberblick  der  Geschichte  der  repräsentativen  und  parla- 
ffieniarischeu  Verfassungen   ausserhalb  Deutschlands*)* 

L  Dem  römischen  und  griechischen  Alterthnme  war  die 
iqsrisentatiye  Verfassung  überhaupt  unbekannt '). 

JL  Aach  bei  den  germanischen  Völkern  findet  sich  in  der 
änkisch^  Zeit  nnr  eine  vereinzelte  Spnr  einer  solchen  Ein- 
flehaog,  nämlich  bei  den  Sachsen^  die  aber  ohne  allen 
fioflass  anf  die  spätere  Entwickelang  des  Staatslebens  blieb'). 

m.  Erst  dem  englischen  Staate  war  es  vorbehalten,  die 
iqvisentative  Verfassung  za  begründen  und  geschichtlich  bis 
ar parlamentarischen  Bedeutung  durchzubilden^). 

<)  T.  Aretin,  Staatsrecht  der  constitutionellen  Monarchie.  Altenhnrg 

|Si  Bd.  L  (2.  Aufi.  1840).  ^  Sehr  gute  Nachweisungen  enth&lt:  Kritik 

Reform  der  StaatsTerfiBUSsnngen.   Marburg  1851.  —  Guizot,  histoire 

origmes  du  gouvemement  repr^sentatil  2  VoL  Paris  1851.  —  Cours 

politique  constitutionneUe ,  ou  coUection  des  ouvrages  publi^s  sor  le 

lement  repr^sentatif  par  Benjamin  Constant,  arec  nne  intro- 

et  des  notes  par  M.  Edouard  Laboulaye.  2  Yol.  Paris  1861. 

')  üebrigens    hatte  schon  Tacitns   die  Idee   einer   gemischten 

»rfftssang  er&sst;    er  hielt  sie  jedoch  nicht  für  praktisch.    Tacit 

IV.  c.  33:  ,«Nam  cunctas  nationes  et  urbes  populus,  aut  primores, 

dogoU  regunt  Delecta  ex  his  et  consociata  reipublicae  forma  laudari 

quam  CTenire,  yel  si  evenit,  band  diuturna  esse  potest*'  — 

ieit  B^  lY.  64:    ,,Haud  fiicile  libertas  et  domini  miscentur/' 

>)  Nach  Hucbald,  vita  S.  Lebnini,  bei  Pertz,  Script  IL  861, 

%  die  Sachsen  eine  j&hrliche  Nationalversammlung  zu  Marklo  an  der 

ber,  wohin  jeder  Gau  zwölf  Abgeordnete,  in  gleicher  Zahl  aus  den  drei 

Nobiles,  Früingi,  Lazzi,  sandte.    Es  ist  dies  die  älteste  Spur 

BeprasentatiYTerfiftssung  in  Europa.  —  Siehe  über  diesen  Text  meine 

fi.-Ge8ch.  3.  AnfL  1858,  Tbl.  ü.  §.  9  Note  6,  und  §.  42,  IV. 

t^)  Die  Grundlage  bildet  die  sog.  Magna  Charta  libertatum  E.  Johannas 
1&  Jmii  1215;  sie  ist  ebenso  nur  erst  ein  Vertrag  {concordia)  des 
ip  mit  den  Baronen ,  wie  die  berühmte  auf  dem  V.  Pariser  Concilium 
Nutete  Constitntio  Chlotarii  U.  a.  614,  (s.  meine  deut  R.-Gesch.  3.  Aufl. 
fIBß  TU.  n.  §.  39,  rV)  in  Frankreich  gewesen  war.  Hieran  reihet  sich 
N  grosse  Anzahl  von  Freibriefen  der  nachfolgenden  Könige  Ton  England 
^  Die  wichtigsten  Grundgesetze  für  England  waren  sodann  die  Habeae" 
^w-Akte  ▼.  27.  Mai  1679  und  die  Bill  and  Declaratian  of  rights  and 
FwsBion  V.  3.  Febr.  1689.  Siehe  diese  Urkunden  bei  Schubert,  die 
Pl-Ürinmden  und  Grundgesetze  der  Staaten  Europas.  Königsberg  1848. 
N.  L  p.  8  a.  £ 
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IV.  Im  Lanfe  des  vorigen  Jahrhunderts  hatte  man  siel 
besonders  in  Folge  der  Anpreisungen  Montesquieu's,  gewöhni 
die  englische  parlamentarische  Verfassung  als  die  vorzügliclist 
zu  betrachten,  und  daher  mnsste  allmälig  das  Bestreben  en 
stehen,  dieselbe  auch  zu  den  übrigen  europäischen  Staaten  z 
verpflanzen,  so  wie  sich  in  denselben  das  Bedttrihiss  eine 
Verfassungsveränderung  geltend  machte.  Dass  in  diesen  an 
deren  Staaten  die  Elemente  und  die  socialen  Zustände  grösstei 
theils  fehlten,  durch  welche  die  englische  Verfassung  getragei 
wird,  und  auf  welche  sie  berechnet  ist,  wurde  dabei  nicht  ii 
Anschlag  gebracht  ^).  Während  die  parlamentarische  Verfassnnf 
sich  in  England  selbst  nur  langsam  und  unter  gewaltigeii 
langwierigen,  politischen  und  religiösen  Kämpfen  des  König 
thums  mit  der  Aristokratie  und  dem  Volksthume  hatte  enl 
wickeln  können,  und  dazu  mehr  als  ein  halbes  Jahrtausem 
gebraucht  hatte,  eben  dadurch  aber  mit  dem  Leben  und  de 
Zuständen  der  englischen  Nation  auf  das  Innigste  yerwachse 
war,  glaubte  man  dieselbe  Verfassung,  oder  doch  eine  ähnliche 
wie  mit  einem  Zauberschlage,  in  den  anderen  Staaten  in's  Lebe 
rufen  zu  können,  wenn  man  nur  die  Endergebnisse  jene 
Kampfes  in  urkundlicher  Form  zusammenstellte  und  als  Grnnc 
gesetz  verkündigte.  Dabei  pflegte  man  alles  dasjenige  anizi 
nehmen,  was  der  Volksfreiheit  günstig  zu  sein  schien,  ohs 
dabei  aber  auch  das,  was  in  der  englischen  Verfassung  m 
in  den  englischen  Zuständen  überhaupt  als  Gegengewicht  gege 
den  Umsturz  enthalten  war,  einer  gleichen  Berücksichtigung  % 
würdigen,  oder,  bei  der  gänzlichen  Verschiedenheit  der  Zi 


^)  Vergl.  K.  Vollgraff,  die  Täuschungen  des  Repräsentativ -Syston 
Marburg,  1832.  —  Die  Vortrefflichkeit  der  constitutioneUen  Monarchie  fi 
England  und  die  Unbrauchbarkeit  derselben  für  die  Länder  des  europäische 
Continents.  Hannover,  1851.  —  Wesen  und  Unwesen  des  modernen  Coi 
stitutionalismus  und  seine  Untauglichkeit  für  Preussen.  Stettin  1852.  - 
L.  Gr.  y.  Pfeil,  das  Wesen  des  modernen  Constitutionalismus  und  seil 
Consequenzen.  Berlin,  1852.  —  C.  W.  Opzomer,  Conservatismus  ob 
Reform.  Eine  Abhandlung  über  Edmund  Burke's  Politik.  A.  d.  HoU&ii 
übertragen  von  J.  H.  Hisgen.  Utrecht,  1852.  —  (Strauss)  Briefe  üb< 
Staatskunst.  Berlin,  1853.  —  Dagegen:  Anmerkungen  zur  neuesten  Ldterati 
der  Reaktion.  Berlin,  1852.  —  Vergl.  R.  v.  Mohl,  Staatsrecht,  Volk« 
recht  und  PoUtik.  ThL  1.  (Tübingen,  1860)  S.  367  flg.  (Ueber  die  Man« 
.des  Repräsentativ -Systems  und  seine  Heilmittel.) 
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fitfnde,  in  gleidier  oder  ähnlicher  Weise  erschaffen  oder  er- 
ie&6D  za  können. 

Y.  Da  der  Drang  nach  einer  YerfasBnngsverändening  in 
jda europäischen  Staaten,  nnd  zwar  zunächst  inFrankreich, 
den  Druck  des  königlichen  Despotismus  und  des  Adels 
[dtt  Feodakystem)  nnd  das  völlig  zerrüttete  Finanzwesen  her- 
'en  worden  war,  so  trat  naturgemäss  als  scharf  aus- 
Zweck  aller  Neuerung  eine  möglichste  Beschränkung 
id  Abschwächong  der  königlichen  Gewalt,  die  Vernichtung 
er  socialen  und  politischen  Bedeutung  des  Adels  und  die  Ver- 
Igoog  des  Schwerpunktes  der  Regierung  in  die  Hände  der 
olksreitretung  hervor.     So  wurde    in  Frankreich  gleich 
irchdie  (erste)  Verfassung  vom  3.  Sept.  1791   eines  der 
esentlichsten  Elemente   in   der   englischen  Verfassung,    die 
ristokratie,  vernichtet  und  das  Königthum  der  Volksvertretung 
emach  nur   um  so   schroffer  und   ohnmächtiger  gegenüber 
»teilt*).    Die  Folge  hiervon  war  ein  unaufhaltsames  rasches 
eiostürzen  in  die  Republik*^,  welche  übrigens  den  fran- 
^chen  Zuständen  so  wenig  entsprach,   dass  nach  kurzen, 
unheilvollen  Kämpfen  und  wiederholt  misslongenen  Ver- 
ben, eine  lebensfähige  republikanische  Verfassung  zu  Stande 
brmgen,  Frankreich  sich  fast  noch  Glück  wünschen  mosste, 
dem  militärischen  Despotismus  eines  Kaiscrthums  Bettung 
der  Anarchie  zu  finden. 

YL  Dagegen  wurde  die  parlamentarische  Verfassung  in 
panien  während  des  nationalen  Kampfes  gegen  die  napo- 


•)  Siehe  die  erste  Verf.  Frankreichs  vom  3.  Sept.  1791  bei  Pölitz, 
«Top.  Yerf.  Bd.  II.  S.  2  u.  f.  —  Hierin  ist  schon  das  System  der  The i- 
|iQng  der  Gewalten  schroff  ausgesprochen.  Abschnitt  3,  §.1:  ,,Die 
&nrerainetat . . .  gehört  der  ganzen  Nation."  —  §.  2 :  „  . . .  die  französische 
Couätntion  ist  repräsentativ.  Ihre  Repräsentanten  sind  der  gcsotz- 
.lebende  Körper  und  der  König."  —  §.  3:  „Die  gesetzgebende 
I Gewalt  ist  einer  Nationalversammlung  übertragen  .  .  ,  um  durch  sie 
|BitSinction  des  Königs  ausgeübt  zu  werden."  —  §.  4:  „Die  Regie- 
fnugsfonn  ist  monarchisch;  die  ausübende  Gewalt  ist  dem  König 
[ti^ertiagen,  um  unter  seiner  Autorität  durch  die  Minister  nnd  andere 
iTerantwortliche  Beamte  ausgeübt  zu  werden." —  §.  5:  „Die  richter- 
liche Gewalt  ist  Richtern  übertragen,  welche  auf  gewisse  Zeit  vom  Volke 
•nrihlt  werden." 

^)  Schon  am  21.  September  1792  erklärte  der  Nationalconvent 
Foakreich  als  Bepublik. 
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leonische  Oberherrschaft;  nnd  zur  Zeit  der  Gefangenschaft  dei 
Königs  Ferdinand  VII.  am  19.  März  1812  (sog.  Cortes 
Verfassung)  eingerichtet,  nnd  erweckte  auch  im  mitüerei 
Europa  sofort  lebhafte  Wünsche  einer  ähnlichen  Einrichtung^ 

VII.  Bei  der  Wiederherstellnng  des  Königthumes  in  Frank 
reich  wurde  eine  repräsentative  Verfassung  von  dem  Könij 
Ludwig  XVm.  unter  dem  4.  Juni  1814  oktroirt,  worin  die 
Rechte  der  Kammern  auf  ehi  Mass  bestimmt  wurden,  wonacli 
das  Königthum  zwar  beschränkt,  aber  nicht  der  Volksvertretung 
untergeordnet  sein  sollte^). 

Vin.  Um  dieselbe  Zeit  (31.  Mai  1814  und  sodann  4.  Nov, 
1814)  erhielt  Norwegen  eine  Verfassung,  welche  jedoch  der 
Volksvertretung  ähnliche  Befugnisse,  wie  die  spanische  Cortes- 
verfassuDg,  einräumte  ^^). 


^)  Die  spanische  Cortesverfassnng  beruhte  auf  ähnlichen  Grund- 
gedanken, wie  die  (erste)  französische  Verfassung  vom  3.  September  1791; 
doch  sprach  sie  manches  in  weniger  schroffer  Form  aus.  (Siehe  den  Ab- 
druck bei  Pölitz,  n.  S.  263  u.  £)  §.  2:  „Das  spanische  Volk  ist  frei  und 
unabhängig  und  ist  und  kann  nicht  das  Erbtheil  irgend  einer  einzelnen 
Familie  noch  irgend  eines  einzelnen  Menschen  sein/'  —  §.3:  ,,Die  Son- 
verainetät  wohnt  ihrem  Wesen  nach  im  Volke:  eben  desshalb  steht 
ihm  ausschliesslich  .das  Recht  zu,  seine  Grundgesetze  auüni- 
stellen.  —  §.  14:  „Die  Regierung  des  spanischen  Volkes  ist  eine  erbliche 
gemässigte  Monarchie.*'  —  §.  15:  „Die  Cortes  haben  mit  dem 
Könige  vereint  die  gesetzgebende  Gewalt"  —  §.  16:  Die  Gewalt, 
die  Gesetze  in  Ausübung  bringen  zu  lassen,  wohnt  dem  Könige  bei''  — 
§.  17:  „Die  Gewalt,  die  Gesetze  in  Civil-  und  Criminalsachen  anzu- 
wenden, steht  den  durch  das  Gesetz  aufgestellten  Tribunalen  zu."*  — 
Diese  Verfossung  legte  (§.  132)  jedem  Deputirten  das  Recht  der  Initiative 
(„den  Cortes  schriftlich  Gesetzentwürfe  vorzulegen")  bei ;  ein Beschloss 
der  Cortes  sollte  (§.  149),  nachdem  er  von  drei  Versammlungen  nach  ein- 
ander an  den  König  gebracht  worden  war,  selbstverständlich  all 
Gesetz  gelten.  —  Diese  Verfassung  wurde  von  K.  Ferdinand  Vn.  nach 
seiner  Wiederherstellung  schon  am  4.  Mai  1814  wieder  aufgehoben.  Ein 
Aufstand  des  zur  Einschiffung  nach  Südamerika  bestimmten  Heeres  nöthigte 
aber  1820  den  K.  Ferdinand  Vn.,  die  Verfassung  von  1812  anzuerkennen. 
Nach  dem  Einrücken  eines  französischen  Heeres  (April  1823)  stellte  K. 
Ferdinand  VH.  am  1.  Oktober  1823  die  absolute  Monarchie  wieder  her 
und  erliess  am  29.  April  1825  ein  förmliches  Dekret  über  die  Erhaltung 
der  unumschränkten  Gewalt    Pölitz,  Verf.-Urk.  H.  S.  294. 

•)  Siehe  diese  (sechste)  franz.  Verfassung  bei  Pölitz,  H.  S.  89iLf 
")  Die  Verf  vom  31.  Mai  1814  hatte  der  norwegische  Reichstag  be- 
schlossen, als  Norwegen  sich  als  selbstständiges  Reich  zu  behaupten  und 
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IL  Um  diese  Zeit  fing  man  in  Frankreich  nnd  in  Dentsch- 
U  an,  wissenschaftliche  Systeme  ttber  die  repräsentative 
■Quardusche  Verfassung  anfznsteUen,  nnd  namentlich  trat  in 
fiesbeidand  die  Forderung  einer  Wiederbelebnng^  zugleich 
ikff  aach  einer  zeitgemässen  Umbildung  der  landständischen 
Jttüssnüg  nach  den  Grundideen  der  repräsentativen  Monarchie 
ioTor^i).  Ein  gleiches  Streben  nach  repräsentativen  Ver- 
farangen  machte  sich  alsbald  in  fast  allen  Staaten  des  west- 
üdieD  und  sfldlichen  Europa  bemerklich. 

X.  Die  charakteristische  Eigenthttmlichkeit  dieser 
«Ben  Erscheinung  im  europäischen  Staatsleben  bestand  aber 
itfin,  dass  man  überall  damit  begann,  Theorien  ttber  die 
npiSseBtativ- monarchische  Verfassung  aufzustellen,  und  von 
illgemeinen  (abstrakten)  Standpunkten  aus  die  Beschrän- 
wdchen  die  Kronen  fortan  in  den  einzehien  Staaten 
orfen  sein  soOten,  zu  bestimmen  und  die  Theorien  so- 
in  der  Form  von  Verfassungsurkunden  als  Grundlage 
Staatslebens  zu  erklären.  Unverkennbar  wurde  durch  ein 
Ifches  Verfahren  der  subjektiven  Willkttr  ein  grosser  Spiel- 
in  Bezug  auf  die  Beschränkungen  der  fttrstlichen  Gewalt 
Mhei  Es  war  aber  jenes  Verfahren  unvermeidlich,  da  das 
^räsentativsystem  als  eine  vöUige  Neuerung  erschien  und 
nirgends,  so  wie  in  England,  organisch  und  geschichtlich 
dem  bisherigen  Volksleben  entwickeb  konnte,  sondern  von 
erst  seine  Aufnahme  und  ein  allmäliges  Verwachsen 
den  vorhandenen  socialen  Zuständen  zu  erwarten  hatte. 
XL  Eine  solche  Aufnahme  und  ein  entgegenkommendes 
in,  sich  in  die  repräsentative  Verfassung  hineinzuleben, 

'  Yerbindung  mit  Schweden  zn  widerstreben  yersuchte.  Die  Verf.  vom 
^KoT.  1814  behielt  diese  Grundlage  bei,  fUgte  aber  einige  Modifikationen 

it  welche  die  unterdess  bewirkte  Yerbindong  mit  Schweden  nöthig 
Siehe  den  Abdruck  bei  Pölitz,  DL  S.  92  u.  f. 

")  Vieles  Aufsehen  machte  Benjamin  Constant,  Betrachtungen 
•fir  Constitutionen,  über  die  Vertheilung  der  Gewalten  und  die  Bürg- 
P»ft«n  in  einer  constitutionellen  Monarchie  (nach  dem  Vorworte  Tom 
Ptlüil814,  also  kurz  vor  der  sechsten  französischen  Verfassung,  ge- 
F^ben,  und  wohl  nicht  ohne  nähere  Beziehung  zu  deren  Abfassung) 
!**Kh  V.Stolz,  Bremen  1814.  (Vergl.  über  die  übrigen  politischen  Schriften 
^^Conatant's,  hier  oben  Note  1).  —  Dieselben  Grundideen  entwickelten 
;»<Uiin  weiter  Behr,  Welcker,  v.  Rotteck,  Krug,  Jordan,  Pölitz  u.  s«  w. 
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hat  dieses  System  nun  auch  seitdem  in  den  meisten  Staat 
gefunden,  wo  die  Bevälkernng  ihrem  Bildungsgrade  geml 
der  absoluten  Monarchie  entwachsen  war.  Es  hat  daher  d 
Repräsentativsystem  bereits  in  vielen  Staaten  einen  gesehicl 
liehen  Boden  und  eine  positivrechtliche  Bedeutung  gewonm 
wenn  gleich  es  unverkennbar  noch  in  den  ersten  Stadien  i 
geschichtlichen  Entwickelung  steht  und  daher  noch  vide  (] 
Sicherheit  in  seiner  Handhabung  bemerklich  ist^^). 

Xn.  Uebrigens  wiederholte  sich  in  den  meisten  Staate 
welche  das  Repräsentativsystem  aufnahmen,  dieselbe  Ersd» 
nung,  welche  in  Frankreich  schon  im  Jahre  1791  hervorg^reh 
war,  und  zwar  im  Wesentlichen  aus  gleichen  oder  ähnlidM 
Gründen.  Allenthalben  wurde  das  dem  Andrängen  des  den 
kratischen  Elementes  ohne  die  Stütze  einer  organisch  ii 
Staatsleben  verflochtenen  Mittelgewalt  (Aristokratie)  blosgestd 
Königthum  zu  immer  mehreren  Goncessionen  gedrängt,  indi 
alles,  was  in  den  socialen  Zuständen  überhaupt  Unbefriedig« 
des  lag,  dem  Umstände  beigemessen  wurde,  dass  die  V 
fassung  noch  nicht  genügend  demokratisch  entwickelt  sei. 
immer  grösseren  Kreisen  fand  die  Ansicht  Verbreitung,  dl 
die  Vortrefflichkeit  der  Verfassung  nach  der  Masse  der  1 
schränkungen  des  Königthumes  abzumessen  sei,  und  das  Strel 
nach  Vermehrung  solcher  Beschränkungen  steigerte  sich  vi 
fach  zu  solcher  Höhe,  dass  das  Königthum  völlig  abgeaehwä 
dem  ersten  Anpralle  der  Demokratie  erliegen  musste. 

XIII.  Nur  in  wenigen  Staaten  trat  die  umgekehrte  I 
scheinung  ein,  dass  das  Königthum  noch  die  Kraft  dazu  fai 
sich  aller  Beschränkung  durch  eine  Repräsentation  zu  c 
ledigen  und  sich  wieder  in  absolutistischer  Machtvollkomm 
heit  herzustellen.  Die  Folge  davon  waren  aber  stets  fi 
währende  innere  Unruhen;  mitunter  erlag  sogar  die  Dynatf 
wenn  auch  eine  solche  Reaktion  für  einige  Zeit  gelungen  n 
dem  erneuerten  Andränge  der  Elemente,  welche  in  der  ai 
kratischen  Verfassung  keine  Befriedigung  finden  konnten  ^^ 

XIV.  In  Frankreich,  dessen  Verfassungsveränderunf 
fttr  Deutschland  stets  von  unmittelbar  empfindlicher  Rfickwririn 
waren,  wurde  nach  der  Revolution  im  Juli  1830  und  der  ^ 

")  Das  zeigt  sich  namentlich  dermal  (1862  und  1863)  in  PreusseiL 
")  So  z.  B.  Spanien,  in  Portugal  u.  s.  w. 


{.  ass.  GescL  der  repritoentatiTen  und  parlament  Yer&ssaiigeii.  171 

tnlnsg  des  K.  Karl  X.  die   königliche  Gewalt  durch  die 

eorndtotionelle  Charte  rom  7.  August  1830  in  der  Weise  im 

faiokratischen  Interesse  eingeschränkt ,   dass  man  die  consti- 

ttiooelle  Monarchie  bereits  als  eine  Monarchie  mit  repa- 

ilikanischen  Institutionen  erklärte,  und  unter  dieser 

Fbrm  kaum  noch  den  Gedanken  einer  Bepublik  mit  einer 

Bonarchischen  Institution  yerhüllte.    Hier  zeigte  sich 

aba*  bald  deutlich  die  unvermeidliche  Schattenseite  der  parla- 

Baitarischen  Verfassung,  welche  den  Schwerpunkt  der  Regie- 

mg  in  die  Kammern  verlegt,  darin,  dass  das  Königthuni,  um 

finflnss  zu  behaupten,  sich  zur  systematischen  Bestechung  der 

Kepwentanten  gedrängt  fand  und  eben  hierdurch  im  Volke 

iB88erhaIb  der  Eanmiem  eine   desto  grössere  Unzufriedenheit 

krronief,  je  willfähriger  sich  die  Kammern  zeigten. 

XV.  Durch  die  Revolution  im  Jahre  1848  (24., Februar) 
^tsrde  auch  die  monarchische  Spitze  in  Frankreich  wieder 
lodtigt  und  die  Bepublik  wieder- hergestellt  i^),  aber  nur, 
in  Dach  kurzer  Dauer  einem  neuen  Kaiserthume  Platz  zu 
teehen^^),  welches  aber  diesesmal  sich  mit  einigen  repräsen- 
Wven  Formen  umgab,  jedoch  der  Bepräsentation  (dem  Senate 
M  legislativen  Körper)  aUe  eigentlich  parlamentarische  Be- 
g  abzuschneiden  wusste  <®). 

^*)  Die  Verfiusmig  der  französischen  Republik,  angenommen  von  der 
Tersammlung  am  4  Mai  1B48,  erschien  (1848)  u.  A.  in  Stuttgart 
[(Xetzler)  mit  Beifügung  einer  deutschen  Uebersetzung. 

°)Loai8  Napoleon  sprengte  die  Nationalversammlung  (sog.  Staats- 
h)  am  2.  December  1851 ;  wurde  am  20.  und  21.  December  1851  mit 
P/i  Millionen  Stimmen  zum  Präsidenten  der  Republik  auf  10  Jahre  ge- 
gab  am  14  Jan.  1852  (siehe  Monüeur  vom  15.  Jan.  1852)  zufolge 
'  dordi  die  Abstimmung  des  französischen  Volkes  erhaltenen  Vollmachten 
!  aeae  Ver&ssung  mit  einem  von  ihm  ernannten  Senate  und  einem  vom 
VAe  gew&hlten  legislativen  Körper.  Durch  Senatusconsult  vom  7.  Nov. 
vnrde  das  Kaiserthnm  wieder  hergestellt;  Louis  Napoleon  zum 
durch  Abstimmung  des  Volkes  gewählt  mit  7,839,552  Stimmen.  — 
l&tt  bestätigte  sich  abermals,  was  sich  schon  bei  Napoleon  I.  gezeigt 
^itte,  dass  der  Besitz  der  exekutiven  Macht  in  der  Hand  eines  kräftigen 
hd  hochstrebenden  Mannes  die  erste  Stufe  zur  Souverainetät  ist,  und 
pmt  aoch  in  der  Hepublik  die  Theilung  der  Gewalt  keine  Bürgschaft  der 
Pimer  d^  Verfiusung  gewährt  So  wie  die  Theilung  der  Gewalten  in  der 
Kmarchie  zur  Bepublik  drängt,  so  drängt  sie  in  der  Republik  zur  Autokratie. 
*)  Siehe  die  Verfessungsveränderungen  v.  25.  Dec.  1852,  im  Motiüeur 
»«m  26.  und  27.  Dec. 
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XVI.  In  den  übrigen  Staaten  ausserhalb  Dentschlands 
schwankt  man  seit  1830  zwischen  einzebien  Vermehrungen 
und  Verminderungen  der  Beschränkungen  des  Eönigihums 
und  war  nur  selten  so  glücklich,  eine  Verfassung  zu  gründen, 
welche  sich  seit  ihrer  Einführung  ohne  wesentliche  Verände- 
rungen, bald  nach  der  einen,  bald  nach  der  anderen  Richtung 
hin,  zu  erhalten  vermochte^''). 

§.  327. 

Ueberblick  der  geschichtlichen  Entwickelung  der  land- 
ständischen Verfassung  in  Deutschland  von  der  ältesten 
Zeit  bis  zum  Ende  des  XIV.  Jahrhunderts^). 

I.  Schon  in  den  ältesten  Zeiten  vor  der  Völkerwanderung 
findet  sieh  bei  den  germanischen  Stämmen  eine  sehr  bedeutende 
Theilnahme  des  Volkes  in  Landesgemeinden  und  Volksver- 
sammlungen an  den  öffentlichen  Angelegenheiten,  selbst  bei 


*^  Die  bemerkenswertheste  unter  den  Verfassungen,  welche  sich  seit 
ihrer  Errichtung  unverändert  erhielten,  ist  die  Verfassung  von  Belgien, 
V.  25.  Februar  1831,  bei  Pölitz,  Verf.  n.  S.  237  u.  f.  —  üebrigens  ver- 
dankt diese  Verfassung  ihren  ruhigen  Bestand  weniger  der  absoluten  Vor- 
trefflichkeit ihres  Inhalts,  dessen  wesentliche  Bestimmungen  sich  auch  in 
mehreren  anderen  Ver£Eissungen  finden,  als  der  eigenthümlichen  Stellung 
Belgiens  zwischen  Frankreich  und  den  Niederlanden  und  der  Befiriedlguiig 
des  einflussreichen  katholischen  Klerus  durch  die  Trennung  Belgiens  von 
den  Niederlanden. 

^)  C.  H.  Lang,  histor.  Prüfung  des  vermeintl.  Alters  der  deutschen 
Landstände.  Göttingen,  1796.  —  Dagegen  A.  L.  Jacobi,  versuchte  Auf- 
lösung einiger  Zweifel  über  das  Alter  und  die  Repräsentationsrechte  deat 
Landstände.  Hannover,  1798.  —  CG.  Weber,  diss.  de  vero  ordinnm 
provindalimn  etc.  epocha  recte  constituenda,  P.  1  und  2.  Lips.  1797.  — 
Moser,  Patriot.  Phantasien.  T.  IV.  Nr.  51.  —  0.  J.  Hart  mann,  fiber 
den  Ursprung  und  das  rechtliche  Verhältniss  der  Landstände  in  Deatsch- 
land.  Nürnberg,  1805.  —  F.  Mackeldey,  de  ordinum  provincialimn  in 
Germ,  origine.  Bonn,  1832.  —  F.  Krüger,  Gomm.  de  veterum  in  Germ. 
provincialium  ordinum  origine  atque  natura.  Göttingen,  1843.  —  Unger, 
Gesch.  der  deutschen  Landstände.  II  Thle.  Hannover,  1844.  (Im  ersten 
Theile  findet  sich  eine  Zusammenstellung  der  älteren  Literatur.)  —  Meine 
deut.  R.-Gesch.  3.  Aufl.  1858.  ThL  H.  §.  31.  42.  Ö4  und  meine  Anzeige 
von:  V.  Lerchenfeld,  die  altbayerischen  landständischen  Freibriefe  etc. 
München,  1853,  in  den  Heidelberger  Jahrbüchern,  1854.  Nr.  35. 
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jontVöIkeni,  bei  welchen  bereits  ein  Königthom  bestand^). 
Sä  TöUig  unbeschränktes  Königthnm  findet  sich  bei  keinem 
Ar  gamanischen  Völker  3). 

IL  Nach  der  Völkerwanderung  bildete  sich  in  den  neu- 
I  pgrtiideten  germanischen  Staaten  in  Folge  des  königlichen 
I  Gefolgschafls-  nnd  Beneficialwesens  und  des  allmälig  hieraus 
ak  Gnmdlage  der  Staatsverfassung  sich  entwickelnden  Feudal- 
vesens  em  System  der  Theilnahme  der  weltlichen  und  geist- 
iiehen  Grossen  an  der  Staatsregiemng  in  Versammlungen 
(Plaeiia^  Ccneilta^  Conventus^  Synodi)^  welche  zwar  noch  keine 
feste  Organisation y  und^  die.  Begierungszeit  KarTs  des  6r. 
abgerechnet,  auch  keine  Regelmässigkeit  zeigen^),  nichtsdesto- 
weniger  aber  von  bedeatendem  Einflüsse  auf  die  Staatsregierung 
waren  nnd  eine  mächtige  Schranke  der  königlichen  Gewalt 
INldetra.  Am  deutlichsten  lässt  sich  dies  an  den  sogenannten 
Irinkischen  Reichstagen  nachweisen.  Es  waren  diese 
Ibprfinglich  nichts  anderes,  als  fränkische  Landtage; 
mit  der  Ausdehnung  der  fränkischen  Monarchie  ttber  die 
pkigen  deutschen  Völker  nahmen  sie  allmälig  und  theilweise 
Charakter  wirklicher  allgemeiner  deutscher  Reichs- 
e  an^). 

in.  Auch  bestand  eine  gleiche  Einrichtung  bei  anderen 
len  Völkern,  welche  durch  erbliche  Herzoge  oder  Könige 
wurden^),  vor  ihrer  Einverleibung  in   die  fränkische 
bie,   indem  auch  bis  dahin  ihre  Herzoge  oder  Könige 
den  weltlichen  und  geistlichen  Grossen  des  Landes  tagten 
tod  Beschltisse  fassten  ^). 


')  Tacit.  Germ.  c.  11:  ,,De  sünoriboB  rebas  principes  Consultant,  de 
jN^Rbas  omnes,  ita  tarnen,  ut  ea  qaoque,  quorum  penes  plebem 
jftrbitrium  est,  apud  prindpes  pertractarentur.*' 

1  0  Tacit.  Germ,  c  7:  ,J^ec  regibus  infinita  aut  libera  potestas,  et 
jfaea  exemplo  potiiis,  quam  imperio  ....  praesnnt**  —  Vergl.  meine 
N.R.-6e8ch.  3.  Aufl.  Tbl.  H.  §.  32. 

*)  lieber  die  r^ehnftssigen  jährlichen  swei  f^Placüa^^  unter  Karl  d.  Gr., 
Ebendaselbst  §.  39. 

^Ebendaselbst  §.  34. 
I     0  üeber  die  im  Wesentlichen  gleiche  Stellung  der  Könige  und  Her- 
^ge  bei  den  einzelnen  deutschen  Völkern  nach  der  Völkerwanderung  bis 
ar  Entwickelung  der  fr&nkischen  Uniyersahnonarchie,  ebenda s.  §.  33. 

0  So  z.  B.  Herzog  Thassilo  in  Bayern;  ebendaselbst  §.  42. 
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IV.  Nebenbei  finden  sich  bei  den  Franken  noch  Spuren 
einer  ]inniittelbaren  Theilnahme  des  Volkes^  wo  es  sich  nämlich 
nm  eine  Abänderung  der  alten  Volksrechte  (Leges)  handelte^); 
jedoch  war  diese  bereits  zu  einer  blossen  Form  geworden. 

V.  Nach  der  Trennung  Deutschlands  von  der  fränkischen 
Monarchie  entwickelte  sich  entsprechend  dem  grundsätzlicben 
Dualismus  der  Beichseinheit  und  des  territorialen  Partiknlaris- 
mus^),  also  gleichzeitig  mit  der  Landeshoheit,  ein 
Gegensatz  der  allgemeinen  Reichstage  fOr  die  Berathong 
der  allgemeinen  Reichsangelegenheiten  unter  den  Auspicien  des 
Kaisers  und  der  fürstlichen  Qoftage  unter  den  Auspicien 
des  Landesherm.  Dieser  Gegensatz  tritt  besonders  in  den 
Rechtsquellen  und  Urkunden  seit  dem  XIII.  Jahrhunderte  scharf 
ausgeprägt  hervor  ^^).  Wie  auf  den  Reichstagen  die  weltlichen 
und  geistlichen  Territorialherren  {Domini  terrae^  Landherren 
des  Kaisers 9  später  sog.  Landesherren) ^  so  erscheinen  anf 
den  fürstlichen  Landtagen  die  grossen  weltlichen  und  geist- 
lichen Grundherren  (meliarea  et  majores  terrae^  die  Land- 
herren der  Fürsten)^*),  die  einen  regelmässig  dem  Kaiser, 
die  anderen  den  Landesherren  durch  den  Lehensverband 
verbunden.  Wie  die  Ersteren  als  Reichsstände  (stahu 
impmi)  wegen  ihrer  Befugniss  zur  Theilnahme  an  der  Beichs- 
regierung,  so  erschienen  die  Letzteren  als  Stände  des  Landes, 
später  sogenannte  Land  st  an  de,  d.  h.  als  die  Herren,  welche 
politische  Berechtigungen,  ein  Recht  der  Mitwirkung  bei  dei 
Landesregierung,  hatten. 

VL  Der  Ausdruck  Landtag  (Landtäding)  ging  abei 
noch  im  XUL  Jahrhunderte  nicht  auf  die  Versammlungen  diesei 
Landstände  über,  sondern  bezeichnete  damals  noch  die  za 
bestimmten  Zeiten  (dreimal)  im  Jahre,  hauptsächlich  der  Redits- 
pflege  wegen,   abzuhaltenden  Versammlungen   der   Landes- 


«)  Cap.  Caroli  M.  a.  803,  c.  19  (Pertz,  Legg.  I,  115):  ütpopulm 
Interrogetur  de  capitolis,  quae  in  lege  noviter  additae  simt^  — 
Caroli  Calyi  Edict.  Pist  a.  864,  c.  6  (Pertz,  Legg.  I,  490):  „Et  qno- 
niam  lex  consensu  populi  fit  et  constitutione  regis/'  —  Vergl.  mein« 
deat  B..6e8cli.  3.  Aufl.  Thl.  I.  §.  17;  und  TU.  n.  §.  39. 

»)  Siehe  oben  §.  77. 

^0)  Meine  deut.  R-Gesch.  3.  Aufl.  TU.  n.  §.  54. 

«1)  Vergl.  über  diese  Bezeichnungen  oben  §.  103  Note  13. 
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geneindeii  in  den  einzelnen  Ganen^  nnd  Bcheint  erst,  als 
dneaHrnUig  eingingen,  auf  die  landständischen  Versammlnngen 
llertragen  worden  zn  sein^^). 

YII.  Sdt  dem  XIV.  Jahrhunderte  finden  sich  bereits  Spuren 
MponÜTer  Verbindungen  dieser  Landstände ;  auch  wurden  mit- 
wkr  seitdem  die  landesherrlichen  Städte  in  der  Person  ihrer 
Tffiitdier  zu  diesen  Versammlungen  zugezogen. 

Vin.  Uebrigens  gab  es  nicht  in  allen  Ländern  Landstände, 
■UBentlieh  nicht  in  den  kleineren  oder  rein  patrimonialen  Terri- 
iBfieB,  sondern  Landstände  finden  sich  nur  da,  wo  in  einem 
Idsde  hohe  geistliche  Würdenträger  und  grundbesitzender  Adel 
Mkamen^^).  Auch  hatten  ursprünglich  nur  die  eigentlichen 
flrsten  das  Recht,  einen  Hof  zu  gebieten ^^). 

IX.  Eine  Idee  der  Volksvertretung  lag  diesen  Hoftagen 

zu  Grunde.    Die  Herren,  welche  auf  denselben  zu  er- 

yerpflichtet  und  berechtigt  waren,  wahrten  nur  ihre 

eo  Rechte  und  Interessen  und  durften  und  mussten  sich 

wenn  sie  pers(}nlich  zu  erscheinen  verhindert  waren. 


«)  Diese  dreimaligen  Landt&dinge  waren  eine  alte  karolingis che 
ig.    Siehe  meine  deut.  R.- Gesch.    3.  Aufl.   Thl.  n.  §.  42.  — 
hieher  bezüglichen  Stellen  der  Rechtsbüchcr  (Sachsenspiegel  III,  61. 
1:  Schwabenspiegel  c.  135.  139.  358)  siehe  eben  das.  §.  54.     Sehr 
unterscheidet  noch  der  Schwabenspiegel  c.  139  das  „Ho f gebieten'' 
Forsten  von  dem  Halten  des  Landt&dings. 

^)  £s  worden  auf  diesen  Hoftagen  nach  dem  Schwabenspiegel  c.  139 

die  Bischöfe,  Fürsten,  Grafen,  freien  Herren  und  ritterlichen  Dienst- 

Tersammelt,  welche  Güter,  Burgen  oder  auch  Städte  im  Lande  des 

[den  Fürsten  hatten.    Die  Städte  werden  im  Schwabenspiegel 

wenig  als  vertreten  auf  diesen  f&rstllchen  Hoftagen  wie  auf  den 

erwähnt.     Auch    auf  den  bayerischen  Landtagen  (Hoftagen) 

1244  nnd  1255  erschienen  die  Städte  noch  nicht.    Siehe  meine  Alter- 

des  deat.  Reichs  und  Rechts,  Bd.  H.  (18G0)  S.  303  flg. 

**)  Schwaben  Spiegel,  c.  139.  —  Ausdrücklich  wird  dabei  erwähnt, 

einige  (y^fgumeUche'')  Fürsten  dieses  Recht,  Hof  zu  gebieten,  von  dem 

(Kaiser)  verliehen  erhalten  haben.    Es  liegt  hierin  eine,  vielleicht 

noch  nicht  genug  gewürdigte  Andeutung,  dass  die  fürstlichen  Hof- 

Bscfa  Analogie  der  Reichstage  sich  entwickelt  haben,  und  dass 

dem  Balten  derselben  auch  ein  bedeutendes  Moment  ftkr  die  Entwicke« 

.der  Landeshoheit  zu  erkennen  ist,  nämlich  das  Streben  der  grösseren 

Nsten,  das  kaiserliche  Recht,  einen   Hof  zu  gebieten,  worauf 

■bongen  gemacht  werden  können,  in  ihren  Territorien  selbst  auszuüben. 
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durch  einen  Stellvertreter  vertreten  lassen  ^^).  Dagegen  mM 
aber  anch  die  öffentlichen  Lasten  anmittelbar  auf  ihren  Seh 
tem^  da  sie  ebenso  die  Geldmittel,  welche  sie  bewilligten,  ai 
ihrem  eigenen  Beatel  oder  ihrem  Einkommen  von  ihren  Wnin 
Sassen  zu  bestreiten,  als  anch,  in  ihrer  Eigenschaft  als  YasaDc 
den  Kriegsdienst  als  Ritterdienst  persönlich  nnd  auf  ihre  Eosli 
zu  leisten  hatten  ^% 

X.  Die  nächste  Folge  davon,  dass  es  sich  um  die  indr 
duellen  Rechte  und  Interessen  dieser  Landstände  handelte,  m 
dass  sie  dieselben  durch  besondere  urkundliche  landesberdd 
Zusicherungen,  sog.  Freibriefe  und  Freiheitsbestätigungen,  sieh 
zu  stellen  suchten,  und  dass  ihre  Rechte  daher  auch  nicht fl 
wohl  als  Ausflüsse  eines  Princips ,  sondern  als  Freiheit^  i 
Sinne  von  Privilegien  erschienen.  Somit  bildete  sich  ein  Begi 
von  eigenen,  wohlerworbenen  Rechten  der  Landsütd 
welche  wohl  der  Sache  nach  eine  Beschränkung  der  landi 
herrlichen  Rechte  enthielten,  jedoch  nicht  principiell  als  ei 
Th  eil  nähme  ander  landesherrlichen  Gewalt,  sondern  als  l 
besonderer,  selbstständiger  und  eigenthümlicher,  neben  d 
landesherrlichen  Rechten  bestehender  und  durch  den  Land 
herrn  unantastbarer  Rechtskreis  aufgefasst  wurden. 

XI.  Die  Rechte  der  Landstände,  wo  solche  vorkami 
waren  im  XIII.  und  XIV,  Jahrhunderte  sehr  bedeutend,  mttol 
aber  auch,  um  richtig  gewürdigt  und  nicht  übersehätzt 
werden,  im  Zusanmienhange  mit  den  Rechtsinstituten  jel 
Zeit  überhaupt  betrachtet  werden.  Es  galt  als  Grundsatz,  di 
der  Landesherr  keine  allgemeinen  Verordnungen  {Sta;i$ 
im  Gegensatze  der  Leges  imperii)  ohne  Beirath  und  2 
Stimmung  dieser  Landstände  erlassen  konnte,  so  dass  d 
selben  damals  keineswegs  auf  eine  blos  berathende  Stim 


<")  Die  Herren  durften  si'cli  durch  einen  Dienstmann,  ein  ritteriki 
Dienstmann  aber  nur  durch  seinen  Verwandten  vertreten  lassen. 

")  Sachsensp.  Lehnr.  c.  4:  „Ses  weken  (Sechs  Wochen)  sol  diel 
dienen  sine  herren  mit  sin  selves  kost"  etc.  -—  Daraus ,  dass  diese  \M 
st&nde  durch  ihre  Zustimmung  persönliche  Verpflichtungen  gegen < 
Fürsten  übernahmen,  erklärt  sich  auch,  warum  sie  oder  ihre  SteÜTerM 
am  Schlüsse  des  Hoftages  („als  der  Herr  den  Hof  yerendet'')  fönoi 
geloben  („loben")  mussten,  „das  stäte  zu  halten,  was  auf  dem  Hofe  g« 
Dinge  gesetzt  sei."    Schwabenspiegel  c.  139. 


i  327.  GesdiichiL  Entwickdimg  der  landstiindischen  Vei&ssung.  177 

kKknnkt  waren  ^^).  Ebenso  konnte  der  Landesherr  ohne 
infiewilligang  ursprünglich  keinerlei  Steuern  erbeben.  Häufig 
Irnkkn  diese  Landstände  dem  Landesherm  den  Huldigungseid 
■runter  der  Verwahrung,  sofeme  er  auch  ihre  Privilegien 
.wiksa  werde  ^^);  auch  war  den  Landständen  zum  Schutze 
pRT  Rechte  meistens  urkundlich  das  Recht  der  Selbsthttlfe 
ttgeräomt,  und  konnte  daher  um  so  weniger  ihr  Recht  der 
Selbstrersammlung  bezweifelt  werden'^). 

XIL  Dies  alles  erschien  aber  um  so  unbedenklicher,  als 

^  Selbsthttlfe,    insbesondere   ihrer  Form  als  Fehderecht 

damals   überhaupt   für   ein    eigenthümliches   deutsches 

ititut  geachtet  wurde  ^<^),  und  der  Landesherr  selbst 

nur  Ton  seinen  Landständen  als  ein  Standesgleicher, 

nach  urkundlichem  Ausdrucke,  auch  als  y^ein  Stand'' 


i^  Henrici  Begis  Curia  Wormat  a.  1231  (Pertz,  Legg.  n,  283): 
N .  requisito  consensa  prindpmn  foit  taliter  diffinitum,  ut  neqne  principes 
ftlii  qoilibet  conBtitationes  yel  nova  jara  facere  possint,  nisi  melio- 
etmajornm  terrae  con 8 en aas  primitns  habeator/'    lieber  den 
Ton  Statuta  und  Leges  siehe  oben  §.  312  Note  3  und  §.  313 
i8. 

<)  Auch  die  Städte  huldigten  häufig  nur  mit  solchen  Vorbehalten: 
S.B.  Braunschweig  im  Jahre  1345;  siehe  Rhetmeier,  Braunschweig- 
tebugische  Chronik.  L  630  u.  f.  —  Noch  heut  zu  Tage  leisten  die 
Edeüeute  der  Krone  Spanien  den  Yasalleneid  nur  mit  gleichem 
rirtcklichem  Vorbehalte.  Siehe  unten  Note  21. 
*)  J.  J.  Moser,  ▼.  d.  deut.  Landstände  Conventen,  ohne  landesherr- 
i  Bewilligung  (s.  1.)  1765. 

*)  Edaubt  doch  schon  11.  Feud.  22  §.  1  dem  Vasallen,  wenn  ihm  der 
lensherr  nicht  vor  Gericht  zu  Rechte  stehen  wollte,  seinen  Herrn  zu 
(„dominum  suum  potest  depraedare*');  und  ebenso  gestattet 
Sehwabenspiegel  (Lassberg)  c  307  §.  1  dem  Kläger,  welchem  der 
älter  die  Justiz  verweigert,  dunit  er  sein  Gut  nicht  verliere,  „es  zu 
Nrimen  mit  sein  selves  Helfe  und  siner  vrivnde  (Freunde),  so  er 
mag/'  Durch  die  Treuga  Dei  (den  Gottesfrieden),  d.  h.  durch  das 
rtot  der  Fehde  an  vier  Wochentagen  (Donnerstag  bis  Sonntag  ein« 
)  tißd  deren  £rhiubniss  an  den  drei  tlbrigen  Wochentagen  (Treuga 
rici  RegiB  c.  a.  1230,  Pertz,  Legg.  IL  267)  und  die  Erklärung  jeder 
als  einer  rechtmässigen,  welche  drei  Tage  zuvor  in  gehöriger  Form 
lekfindigt  worden  war  (Aurea  Bulla,  c.  17,  de  diffidationibus)  hatte  das 
iHtrecht  sogar  eine  förmliche  reichsgesetzliche  Organisation  erhalten,  bis 
iiieh  dasselbe  durch  den  ewigen  Landfrieden  Maximilian's  I.  149ö 
eesdiafft  wurde.    Vergl.  meine  deut  R.- Gesch.  3.  AuiL  §.  56.  59.  60. 

Zöpfl,  Staataracht.  ».Aufl.  0.  12 
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im  Lande  betrachtet ^^);  oder,  wie  regelmässig  in  den  geist- 
lichen Fürstenthttmem,  von  dem  Adel  des  Landes,  in  dessen 
Händen  sich  die  Domhermstellen  an  der  bischöflichen  Kirche 
befanden,  ans  seiner  Mitte  gewählt  wurde,  dahejr  anch  dai 
gemeinsame  Standesinteresse  in  mehrfachen  Beziehungen  eine 
genügende  Bürgschaft  gegen  Uebergriffe  der  Landstände  ge 
währte. 

§.  328. 

Die   landständische  Verfassung  vom  XV.  Jahrliimclert 
bis  zur  Auflösung  des  deutschen  Reiches^). 

I.  Die   landständische  Verfassung   bildete  sich  seit  dem 
XY.  Jahrhundert  in  den  Ländern,  in  welchen  sie  überhaupt 


«*)  Wie  der  Schwabenspiegel  (Lassberg)  c.  139  (s.  oben  Note  U] 
angibt,  war  es  gar  nichts  Unerhörtes,  dass  sogar  ein  Fürst  als  Landstand 
im  Lande  eines  anderen  erschien;  mit  Grafen  and  Bischöfen  war  dies  aogai 
häufig  der  Fall.  Noch  jetzt  beginnt  die  Formel  des  Yasalleneides,  welchei 
die  baskischen  Edelleute  dem  Könige  oder  der  Königin  Yon  Spanien  schwo- 
ren, mit  den  Worten:  „Ich,  der  ich  so  viel  bin,  wie  du"  etc. 

*)  Moser,  v.  der  deutschen  Reichsst&nde  Landen,  deren  Landständei 
etc.  1769.  —  Pütter,  instit  §.  197.  --  Dessen  Beitr.  z.  d.  deut.  St-  n 
Fürstenrecht  Thl.  L  Nr.  YI.  —  Posse,  über  das  Staatseigenthum  und  dai 
Bepräsentationsrecht  deut.  Landstände.  Bestock  und  Leipzig,  1794.  — 
Gönner,  Staatsr.  §.  250  u.  f.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  33  n.  f.  - 
Meine  deut  B.- Gesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  IL  §.  78.  —  Man  verglächi 
auch:  Panzer,  Versuch  über  den  Ursprung  und  den  üm&ng  der  laad- 
stäpdischen  Bechte  in  Bayern,  (s.  1.)  1798/99.  —  Bi^dhart,  GeschichU 
der  Landstände  in  Bayern.  II  Bde.  1816.  (2.  Aufl.)  München,  1819.  - 
M.  V.  Freiberg,  Gesch.  der  bayer. Landstände  und  ihrer  Yerhaadluogea 
2  Bde.  Sulzbach,  1828/29.  —  G.  v.  Lerchenfeld,  die  altbayerischen  land- 
stand. Freibriefe  mit  den  Landesfreiheitserklärungen.  München ,  185a  - 
G.  G.  üebelen,  Entstehung  der  Landstände  des  ehemaligen  Herzogthum 
Würtemberg.  Leipzig,  1818.  —  Pfeiffer,  Gesch.  d.  landstand.  Yer£  ii 
Kurhessen.  1834.  ~-  v.  Grone,  Gesch.  der  corporativen  Yeiftssimg  da 
Braunschweig.  Bitterstandes  nebst  Vorschlägen  zu  ihrer  BeoriganisatioB 
Hannover,  1842.  >-  Dagegen:  Bode,  Beitr.  zur  Gesch.  der  Feadiastiiidl 
im  Herzogthume  Brannschweig.  Braunschweig,  1843.  —  A.  ^psen,  A 
alten  Landtage  der  Herzogthümer  Schleswig-Holstein,  v.  1588—1675.  Eid, 
1852.  —  lieber  die  Unterschiede  zwischen  den  Landständen  in  der  Beicfati 
zeit  und  in  der  Neuzeit,  vergl.  F.  A.  (t.  Kamptz?),  die  Lehre  ▼ob  doi 
Landständen.  Lemgo,  1841.  —  C.  Th.  Perthes,  das  deutsche  Staatslebd 
vor  der  Bevolution.  Hamburg  u.  Gotha,  1845.  —  Die  alten  und  die 
Stände.  Freiburg  im  .Breisgau,  1862. 
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Miod,  in  sehr  Terschiedener  Weise  aus.  —  Im  Allgemeinen 

KAtod  der  älteren  Einricbtnng  so  viel  besteben,  dass  die 

fodstandsebaft  sowobl  für  Prälaten ,  Ritterschaft  nnd  Städte 

AdnBealrecbt  galt,  welches  auf  einem  bestimmten  Gnte 

LaDdesbezirke  haftete  nnd  daher  als  das  bedeutendste 

linecht  der  in  der  Landesmatrikel  immatriknlirten  Rittergüter 

pk.   Gemeinrechtlich  konnte  die  Landstandschaft  daher  anch 

Yn  bürgerlichen  Personen  ansgeUbt  werden,    wenn    sie 

ivistlndische  Güter  erwarben^).     Ebenso  konnte  anch   der 

laodesherr  selbst  nnter  gleicher  Voraussetzung,  dass  er  näm- 

jUi  ein  immatriknlirtes  Gut  erwarb,   (durch  einen  Beamten) 

b laodständischen  Rechte  ausüben'). 

i 

n.  Wie  in  der  älteren  Zeit,  so  konnten  auch  selbst  in  der 

Ueren  Reichszeit  die  Landstände  der  Theorie  nach  gemein- 
eltlich  nicht  als  Repräsentanten  des  gesammten  Landes 
klebtet  werden,  obgleich  allgemein  anerkannt  wurde,  dass 
Beschlüsse,  nach  erlangter  landesherrlicher  Genehmigung, 
gesammte  Landesbevölkernng  verpflichteten.  Somit  war 
Sache,  nach  doch  schon  ein  Schritt  zur  Umbildung  der 
I Landstandschaft  in  eine  allgemeine  Landesvertretung 
Kkehen,  und  in  manchen  Ländern  fand  diese  Fortbildung 
r  schon  urkundliche  Anerkennung^). 

HL  Die  Reichsgrundgesetze  nahmen  die  landständische 
Ifassnng  da,  wo  sie  bestand,  in  der  Art  in  ihren  Schutz, 
sie  den  Landesherren  die  Achtung  der  mit  ihren  Land- 
aden  getroffenen  Vereinbarungen  ihrer  Privilegien  und  her- 


■ 


I  *)  PartOnilarBtatnte  forderten  mitunter  als  Bedingung  der  Ausübung 
f  Ijuidgtandschaft  Indigenat,  Bekenntniss  zur  berrscbenden  Landes* 
ligion  und  stiftsmässigen  Beweis   einer  bestimmten  Anzabl  Ahnen. 
^1.  B.  die  Paderbomiscbe  Ritterscbaft    (Siehe  die  Streitschriften   bei 
llit,  Staatsr.  §.  54,  Note  9.)  —  Wo  solche  Ahnenprobe  gefordert  wurde 
Initmiter  die  Landstandschaft  durch  Aussterben  unter. 
' ')  Ausser  diesem  Falle  galt  der  Landesherr  nicht  für  befugt,  an  den 
IlMftQdischen  Sitzungen  (die  Eröffhungs-  und  Schlussfeierlichkeit  abge- 
kutX)  in  Person  oder  durch  einen  Commissär  Theil   zu  nehmen.  — 
^A.  Rndloff,  über  die  Zulässigkeit  etc.  landesherrlicher  Bedienten  bei 
ptondiachen  Versammlungen.  Schwerin,  1774. 
*)  Moser,  von  der  Reichsstände  Landen,  Landst&nden  etc.  S.  716. 

12» 
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gebrachten  Freiheiten  zur  Pflicht  machten  ^)y  und  dies  t* 
ordnete  sogar  noch  kurz  vor  der  Auflösung  des  dentsdi 
Reiches  der  Reichsdeputationshauptschlnss  vom  25.  Febr.  18 
§.  60  ausdrücklich  in  Bezug  auf  die  säkularisirten  Länder 
Auf  der  anderen  Seite  traten  aber  die  Reichsgesetze  eben 
entschieden  einer  übermässigen  Ausdehnung  der  landständisdi 
Befugnisse  entgegen^).  Streitigkeiten  zwischen  dem  Landi 
herrn  und  seinen  Landständen  über  die  Grenzen  der  lai 
ständischen  Befugnisse  kamen  bei  Ermangelung  freundlid 
Verständigung  bei  den  obersten  Reichsgerichten  zur  Entsekj 
düng  ®). 

IV.  Die  Organisation  der  Landstände  war  in  den d 
zelnen  Territorien  verschieden.  Meistens  bestanden  drei  I 
sondere  in  ihren  Beschlüssen  von  einander  un abhängt 
Collegien  (sog.  Curien),  Prälaten^),  Ritterschaft  und  Stil 


6)  J.  P.  0.  art  V.  §.  33;  X.  §.  16;  XL  §.  11,  12;  XIIL  §4 
W.  K.  (1792)  art  U.  §.  3  a.  £.  —  Auch  die  Kaiser  sprachen  sich 
einzelnen  Anlässen  sehr  entschieden  für  die  Erhaltung  der  landst&ndisc 
Verfassungen  aus.  So  z.  B.  erklärte  E.  Ferdinand  XU.  bei  Best&tigj 
des  anhaltischen  Landtagsabschiedes  vom  Jahre  1652,  wie  er  ans kd 
lieber  und  yäterlicher  Sorgfalt  bedacht  und  erwogen,  „dass  uns  als  T6vaM 
Kaiser  und  Oberhaupt,  wie  auch  dem  ganzen  Yaterlande,  nicht  wenig  dl 
gelegen,  dass  des  hl.  Reiches  Fürsten  und  Glieder  und  derselben  La] 
Schäften  conservirt  und  zu  des  hl.  Reiches  Nutzen  und  Wohlsl 
bei  sichern  Verfassungen,  gutem  Vermögen  und  wachsendem  J 
nehmen  erhalten  werden."  (Vergl.  Protok.  d.  B.-V.  v.  23.  Mä«  1< 
Sitz.  8,  §.  88,  S.  185.) 

6)  Siehe  den  Wortlaut  dieser  Stelle  oben  §.  104,  Note  21. 

7)  W.  K.  (1792)  art.  XV.  §.  3:  „(Wir  wollen)  auch  nicht  gutheal 
noch  zugeben,  dass  die  Landstände  die  Disposition  über  die  Lau 
Steuer,  deren  Empfang,  Ausgabe  und  Rechnungsrezessirong  mit  At 
Schliessung  des  Landesherm  privaUve  von  und  an  sich  ziehen  oda 
dergleichen  und  anderen  Sachen,  ohne  der  Landesherren  Vorwissen  ' 
Bewilligung,  Convente  anstellen  und  halten." 

•)  W.  K.  (1792)  art  XV.  §.  4.  —  Vergl.  über  die  Klagen  der  U 
stände  wegen  Verletzung  ihrer  verfassungsmässigen  Rechte,  so  wie  i 
deren  Klagen  gegen  den  landesherrlichen  Fiskus  oben  §.  104,  XI.  XIL 

')  Auch  gelehrte  Körperschaften  (Universitäten)  hatten  mitfli 
Landstandschaft  (das  Prälatenrecht).  Hausen,  von  dem  Pr&U 
rechte  der  Universitäten,  1788,  in  Koppe 's  niedersächs.  Arch.  d.  flJ« 
prudenz.  Bd.  1.  Nr.  VL 
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Ittre  ersehienen   auf  den  Landtagen   nur  in  geringer  An- 
flU,  in  Folge   besonderer   landesherrlicher  Privilegien;    sie 
litfe&bäiifig  nnr  einen  geringen  Einflnss,  and  zeigten  daher 
aek  oft  Bnr  geringes  Interesse ;  sie  blieben  mitunter  längere 
Seit  oder  allmSÜig  gänzlich  von  den  Landtagen  wieder  hin- 
■^^%   In  manchen  Ländern  bestand  eine  besondere  Cnrie 
„flerren'S  d.  h.  des  höheren  Landesadels,  getrennt  von 
fcfiitter-Cnrie,  so  dass  es  daselbst  yier  landständische 
(hrien  gab^').  In  anderen  Ländern  gab  es  dagegen  nnr  zwei 
ififfieD,  indem  Prälaten   nnd  Ritterschaft  zusammen  die  eine 
Cirie  bildeten,  die  Städte  nnd  Märkte  die  andere  ^^);  mitunter 
iKeb  our  eine  Curie  übrig,  namentlich  dann,  wenn  im  Befor- 
iooszeitalter  die  Prälaten -Curie  ganz  eingegangen  war  oder 
Prälatnr  nur  nocfi  von  einem  adeligen  Herrn  als  Titulatur 
gewisser  Rentenbezflge  fortgeführt  wurde,  und  die  Städte 
Märkte  sich  theOnahmlos  bezeigten. 
V.  Unter  den  mehreren  Curien  galt  keine  Majorität    Ein 
loss  gesammter  Landschaft  konnte  daher  nur  durch 
:keit  der  Curien  erzielt  werden. 
VL  Häufig  bestanden  Ausschflsseder Landstände  (Land- 
i),  welche  gewisse  Berechtigungen  im  Auftrage  oder  im 
en  der  Landschaft  auszuüben  hatten,  oder  auch  die  Stelle 
Landschaft  vertraten,  wo  deren  Zusammentritt  ftir  zu  be- 
erlieh, mitunter  von   deren  Mitgliedern   selbst,   gehalten 
le«3). 

Vn.  In  den  meisten  Ländern  konnten  sich  die  Landständ^ 
noch  auf  die  Berufung  (Convocation)  durch  den  Landes- 
Km  Yersammeln^^);  das  Recht  der  Selbstversammlung 
irde  ihnen  meistens  entzogen ,  oder  auf  gewisse  Fälle  ein- 
iehränkt,  oder  es  wurden  ihre  Selbstversammlungen  nur  noch 


*) 


*)  So  z.  B.  in  Lüneburg. 
[    ^0  Bo  z.  B.  in  Steiermark.     YergL  6.  v.  Meyer,  Corp.  Gongt 
WBL,  Frankfurt  a.  M.  1845,  Lief.  L  S.  120. 
I    ^  So  z.  B.  in  Knrhessen. 

I  '^  Da  die  Landstande  keine  Bepräsentanten  waren ,  so  erhielten  sie 
>di  keine  DüUen.  Nur  in  einigen  Staaten,  z.  B.  in  Bayern,  wurde  ihnen 
P  Unterhalt  Tom  fürstlichen  Hofe  verahreicht 

I  **)  Siehe  die  hieher  bezügliche  Stelle  der  k.  Wahlkapitulatioti,  art  XV. 
i  3  Her  oben  in  Note  7. 
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als  blosse  Privatversammlongen  betrachtet  ^^).  Wohl  aber  hatte 
die  Landstände  fortwährend  das  Recht,  darch  BevoUmächtigl 
anf  den  Landtagen  zu  erscheinen. 

VIII.  Gegenstand  der  landständischen  Versammlimgi 
waren  hauptsächlich  die  landesherrlichen  Propositione; 
oder  Postulate  (daher  sog.  Postalaten-Landtage);  do^ 
konnten  sie  (gemeinrechtlich)  auch  über  Anträge,  die  ans  ihl^ 
Mitte  gestellt  wnrden,  verhandeln,  and  Wünsche  (PetitioiM^ 
an  den  Landesherm  bringen. 

IX.  Kein  Schlass  der  Landstände  hatte  ohne  6enehimgu| 
des  Landesherm  gesetzliche  Kraft.  Das  absolute  Veto  i4 
Landesherm  war  nirgends  beanstandet.  i 

X.  In  den  meisten  Ländem  hatten  die  Landstände  | 
Bezng  anf  die  von  dem  Landesherm  vorgeschlagenen  V«| 
Ordnungen  nnr  noch  eine  berathende  Stimme.  Dageg 
war  ihre  Zustimmung  erforderlich,  wo  es  sich  um  m 
Verpfändung  von  Landestheilen  und  um  die  Bewilliglj 
von  Steuern  handelte.  Jedoch  hatten  in  vielen  Ländern! 
Landstände  nur  noch  in  Bezug  auf  neue,  ausserordentliel 
Steuern  das  unbeschränkte  Recht  der  Bewilligung  oder  Tl 
weigemng.  Gewisse  Steuern  wurden  dagegen  häufig  ab  ■ 
kömmliche,  d.  h.'als  solche  behandelt,  hinsichtlich  deren! 
Verpflichtung  der  Landstände  zur  Bewilligung  überhaupt  4| 
stand.  In  diesem  Falle  war  die  Zustimmung  der 
stände  zu  ihrer  Erhebung  zwar  ebenfalls  nothwendig, 
entweder  auf  die  Feststellung  der  Summe  nach  dem 
nisse  im  einzelnen  Falle,  oder  auch  auf  die  Art  und  W«l 
der  Besteuemng  beschränkt.  Letzteres  war  insbesondere  4 
Fall  hinsichtlich  der  vom  Reiche  ausgeschriebenen  Beiolj 
steuern,  über  deren  Nothwendigkeit  oder  Betrag  der  Nai 
der  Sache  nach  den  Landständen  keine  Beschlussfassnng  i 


^)  Siehe  über  das  Selbstversammlungsrecht  der  Landstände  die  m 
§.  327,  Note  19  angeführte  Schrift  von  Moser  und  die  übrigen  beiLcS^ 
Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  55,  Note  4  angef.  Schriften.  —  Erhalten  hatte  ^ 
das  Selbstversammlungsrecht  „in  zugelassenen  FaUen"  bei  der  Bnri| 
Schweigischen  Landschaft.  Vergl.  die  Privilegien  der  Braunschweif 
sehen  Landschaft  v.  1770  art  18.  (Siehe  meine  deut  R-GescL  aAij 
Tbl.  n.  78,  Note  2.) 
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konnte  ^^).  Einem  Antrage  des  Reichstages ,  wonach 
fa  Landesherren  ein  unbeschränktes  Bestenerongsrecht  ihrer 
Uiterthanen  zugestanden  werden  sollte ,  wurde  aber  von  E. 
Leopold  L  (1670)  die  Genehmigung  verweigerte^). 

XI.  Die  Landstände  hatten  mitunter  eigene  landständische 

leimte  (Landsyndikus,  landschaftliche  Kanzlei  und  Archiv), 

neh  oft  eine  eigene  landschaftliche  Kasse,  in  welche  die  von 

loeD  bewilligten  Gelder  eingezahlt  wurden,  und  von  welcher 

neh  die  Verausgabung  zu  den  bestimmten  Zwecken  geschah. 

Xn.  Es  galt  als  Grundsatz,  dass  die  Landstände  nur  bei 

teimmteD  Begierungssachen  mitzuwirken  und  bestimjnte  Rechte 

WQfiben  hätten,  wobei  aber  alles  auf  den  Inhalt  ihrer  Privi- 

Rien  oder   das  Landesherkommen  ankam.     Uebrigens  ver- 

idierten  sich  nicht  selten  die  Landesherren  der  Zustimmung 

id  der  Mitwirkung  der  Landstände  bei  mancherlei  wichtigen 

indes-  und  Begierungsangelegenheiten,  um  des  Erfolges  ihrer 

Bordnuigen  gewiss  zu  sein,  wenn  auch  in  den  Privilegien 

Laodstände  oder  dem  Herkommen  ein  Hitwirkungsrecht 

lelben  nicht  begrttndet  war  ^^). 

Xni.  So   wie   die  landesherrliche  Gewalt  in   einzelnen 

Ihdem  stieg  und  einer  Souverainetät  sich  näherte,  so  sank 

pistenB  in  gleichem  Verhältnisse  die  Bedeutung  der  Land- 

Pide;  in  vielen  Ländern  kam  ihre  Convocation  allmälig  ganz 

feier  üebung,    was  um  so  leichter  geschehen  konnte,   als 

Zeit  bestimmt  war,  in  welcher  der  Landesherr  den  Land- 

t  regelmässig  (periodisch)  zu  berufen  verpflichtet  gewesen 

be. 


^  Ausdrücklich  erklärte  die  W.  E.  (1792)  art.  XV.  §.  3  a.  E.,  dasB 
dl  die  Landstände  nicht   „zur  Ungebahr  des  Beitrages  entschlagen'* 
^,  „woDÜt  jedes  Kurftirsten,  Forsten  und  Standes  Landsassen  and 
inen  zu  Besetz  nnd  Unterhaltung  der  einem  und  anderen  Reichs- 
zugehörigen nöthigen  Festungen,  Plätze  und  Garnisonen,  wie  auch 
Unsera  und  des  hl  Reichs  Kammergerichts  Unterhalte  an  Händen  zu 

schuldig  sind.'* 
'')  VergL  die  kaiserliche  Resolution  von  1670  bei  Schmauss,  Corp, 
pnbL  p.  1077.  (Meine  deut.  R,  -  Gesch.  3.  Aufl.  Thl.  11.  §.  78,  Note  3.) 
,  *)  So  z.  B.  erklärt  sich  hieraus,  wie  mitunter  die  Landstände  bei  der 
r^sdüiessong  eines  Unfähigen  von  der  Regiemngsnachfolge  zugezogen  wur- 
PEn,  oder  bei  der  vonnundschaftlichen  Landesregierung  mitwirkten  u.  dergL 
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§.  329. 

Die  Verfassungen  und  Verfassungsprojekte  zur  Rhein 

bundszeit. 

I.  Die  Auflösung  des  deutschen  Reiches  und  die  StiftoB 
des  Rheinbundes  konnte  zwar  nicht  als  ein  Ereigniss  betraeUi 
werden,  wodurch  die  landständische  Verfassung  in  den  dl 
zelnen  Ländern  rechtlich  aufgehoben  worden  wäre  *) ;  allein  1 
mehreren  der  neu  gebildeten  souverainen  Staaten  waren  dd 
so  verschiedene  Landestheile  zusammengeschoben  worden,  im 
die  landständische  Verfassung  in  der  früheren  Form  nicht  M 
bestehen  konnte. 

U.  Am  fühlbarsten  wurde  dies  in  dem  Königreiche  Weil 
phalen,  welches  Napoleon  I.  für  seinen  jüngsten  Bnid| 
Hieronymus  aus  preussischen,  hannoverschen,  brannschiii| 
gischen,  kurhessischen ,  oranischen  und  anderen  Ländern  q 
Besitzungen  neu  gebildet  hatte.  Napoleon  L  fand  sichdaHj 
veranlasst,  dem  Königreiche  Westphalen  eine  Verfaswl 
(Constitution)  vom  15.  November  1807  zu  oktroiren^).        ^ 

XU.    In    dieser    Verfassung   wurde    die   Gleichheit   all! 
Unterthanen    vor  dem  Gesetze  und  die   freie  Ausübung  4 
Gottesdienstes  der  verschiedenen  Religionsgesellschaften  aafl| 
sprochen^),   ebenso  die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft^)  ui 
aller  Adelsvorrechte,  jedoch  sollte  der  Adel  in  seinen  verscU 
denen  Graden  und  Benennungen  fortbestehen  ^).    Es  war 
gleichheitliches  Steuersystem  angeordnet  und  ausdrücklich 
stimmt,   dass  die  Grundsteuer  ein  Fünftel  der  Revenuen  vk 
sollte  übersteigen  dürfen®).    Diese  Verfassung  erklärte  fen 
die  Unabhängigkeit  des  Richterstandes  ^) ;    sie  hob  die  al 
Landstände  der  Provinzen  und  alle  Privilegien  einzelner  l 
sonen  und  Familien  auf^)  und  setzte  an  die  Stelle  der  Erste! 


0  Siehe  oben  §.  J07,  XU. 

«)  Abgedruckt  in  Pölitz,  Verf.  (2.  Ausg.)  Bd.  I.  S.  38  u.  f. 

5)  Constitution  des  K.  Westphalen  ▼.  15.  Nov.  1807  art  10. 
«)  Ebendas.  art.  13. 

6)  Ebendas.  art.  14. 
«)  Ebendas.  art.  16. 

7)  Ebendas.  art  49.  51. 
«)  Ebendas.  art.  11.  12. 
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dKaDgememe  Landesvertretang  (Reicbsstände) ,  bestehend  ans 

osliBBdert  Pensoneiiy    welche  aber  nicht   direkt  vom  Volke, 

Mideni  ?on  den  Departementskollegien  ernannt  wurden  nnd 

famen  Gehalt   erhielten^).     Sie  wurden    alle   drei  Jahre  zu 

Mn  Drittel   erneuert'®),   versammelten   sich  aber   nur  auf 

bnigficlie  Berufung  >')  und  hatten  Aber  die  vom  Staatsrathe 

iirfugten  Gesetzentwürfe,  ttber  die  Auflagen  und  über  das 

JUiehe  Finanzgesetz   zu   berathschlagen;    auch   sollten 

lien  die  gedruckten  Rechnungen   der  Minister  jährlich  vor- 

pk^  werden  ^^). 

W.  Diese  Verfassung  trägt  unverkennbar  den  Charakter 
iDer  napoleonischen   Staatseinrichtungen,    insbesondere    des 
ihen  Senatusconsults  v.  4.  Aug.  1802 '');  sie  verkündet 
Weichheit,   aber  nicht  die  Freiheit  der  Bürger,  sie  will 
kräftige  Aristokratie,  die  eine  einflussreiche  Mittelgewalt 
D  könnte,  wohl  aber  den  leeren  Glanz  eines  Adels:  sie 
eine  Repräsentation   des  Volkes,    aber  ohne  die  Krone 
itlich  beschränkende  Rechte,  so  dass  sie  nur  der  Autokratie 
Umhüllung  dienen  soll. 

T.  Nichts  desto  weniger  war  doch  diese  napoleonische 
Bfassong  fttr  das  Königreich  Westphalen  eine  sehr  bemerkens- 
Mhe  Erscheinung  im  deutschen  Staatsleben.    So  gering  die 


*)  Ebend.  art.  29.  —  Siebenzig  Mitglieder  wurden  hiernach  aus  der 
le  der  GrundeigenthOmer,  fünfzehn  unter  den  Eaofleuten  und  Fabri- 
,  and  f&nfzehn  unter  den  Gelehrten  und  anderen  Bürgern  gew&hlt, 
iefae  sich  um  den  Staat  verdient  gemacht  hatten.  —  Die  Departements- 
legim  waren  eine  Art  von  Repräsentation  der  Departemente,  ähnlich 
die  jetzigen  Landräthe  in  den  einzelnen  Kreisen  des  Königreichs  Bayern, 
varden  aber  nicht  von  der  Bevölkerung,  sondern  von  dem  Könige  mit 
kksiebt  auf  die  Zahl  der  Bewohner  des  Departements,  ein  Bütglied  auf 
iBend  Bewohner,  gewählt,  vier  Sechstel  aus  den  sechshundert  Höchst- 
üteoi^ten  des  Departements,  ein  Sechstel  unter  den  reichsten  Kaufleuten 
Fabrikanten  und  ein  Sechstel  unter  den  ausgezeichnetsten  Gelehrten 
Kfinsüem  und  unter  den  Bürgern,  welche  sich  am  meisten  um  den 
verdient  gemacht  hatten.  Die  Zahl  der  Mitglieder  eines  Departements 
nicht  unter  zweihundert  sein.  Eben  das.  art  39.  40.  41. 
")  Ebendas.  art  30. 
**)£bendas.  art  32. 
*)  Ebendas.  art  33. 

**)  Aach  die  gegenw&rtige  Verfassung  Frankreichs  (v.  14.  Jan.  1862 
aft  Zusätzen  v.  2.  Dec.  1852)  zeigt  ganz  denselben  Charakter. 
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der  Repräsentation  in  der  westphälischen  Yerfassmig  beig 
legten  Bechte  waren,  so  war  diese  doch  die  erste  const 
tntionelle  Verfassung  eines  deutschen  Staatei 
d.  h.  die  erste  Verfassung,  welche  mit  voller  Entschiedenh 
das  alte  deutsche  landständische  Wesen  beseitigte,  m 
das  seitdem  in  alle  deutschen  Verfassungsurkunden  anfgenoi 
mene  Princip  der  allgemeinen  Volksvertretung,  od^ 
der  Vertretung  aller  Bevölkerungsklassen,  den  6nd 
gedanken  des  Ineinandergreifens  von  Begierung  und  ständiscU 
Wirksamkeit  zur  Leitung  des  einen  untheilbaren  StaatsweNi| 
aufstellte.  Obgleich  die  westphälische  Verfassung  die  Glddli 
heit  der  Staatsangehörigen  hauptsächlich  in  dem  Interesse  dQ 
Autokratie  zur  Grundlage  des  Staates  machte,  so  verpflanil 
sie  damit  nichts  desto  weniger  den  Sieg  der  demokratiflchij 
Ideen  über  das  Privilegienwesen,  welcher  den  Kern  der  fid 
zösischen  Bevolution  von  1789  ausmachte,  auf  den  deutBcM 
Boden,  und  diese  selbe  Idee  hat  seitdem  in  allen  dentsdifl 
Verfassungen  Eingang  gefunden  und  sich  als  deren  6nmdb| 
in  praktischer  Geltung  behauptet^*). 

VI.  Der  Verfassung  für  das  Königreich  Westphalen  fo^j 
alsbald   eine  Verfassung   ftir   das  Königreich   Bayern 
1.  Mai  1808  auf  ähnliche  Grundsätze  gebaut  ^5^).    Noch  gern 
schloss  sich  der  westphälischen  Verfassung  die  Verfassung 
damaligen  Grossherzogthums  Frankfurt  (des  fürst-prim 
Staates)  vom  16.  Aug.  1810  an^«).    Auch  Anhalt-Cöth 
verkündete  am  28.  Dec.  1810  eine  ähnliche  aber  sehr  nni 
ständige  Verfassung^').    Es  waren  diese  Verfassungen 
nur  vorübergehende  Erscheinungen,  indem  weder  das  Köi 
reich  Westphalen,  noch  das  Grossherzogthum  Frankfurt 
hatten.    In  Bayern  kam  die  Verfassung  vom  1.  Mai  1808 


i 


**)  Siehe  oben  §.  292.  (Art  n  der  Grundrechte  des  deutschen  Volk« 

«)  Abgedruckt  in  Pölitz,  Verf.  Bd.  I.  S.  96  u.  f.  Bald  nachher  ef 
kl&rte  ein  k.  Dekret  (v.  22.  Dec.  1811)  die  Majoratsherren  und  adeüg« 
Lehenbesitzer  für  geborne  Repräsentanten  der  bayerischen  Nation.  B 
zeigt  sich  hierin  der  erste  Versuch  des  Anknüpfens  der  neuen  Einrichtn^ 
an  die  historisch  begründeten  Rechtsverhältnisse. 

")  Abgedruckt  in  Pölitz,  Verf.  I.  S.  45  u.  f. 

")  Abgedruckt  in  Pölitz,  Yert  L  S.  1057  u.  f. 
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arAinfiflirDiig  und  in  Anhalt -Cöthen  wurde  die  Verfassung 
m  1810  sehon  am  24.  Oei  1812  wieder  aufgehoben. 

Vn.  Auch  der  Herzog  von  Weimar  gab  seinen  Landen 
aiek seinem  Beitritte  zum  Rheinbünde  eine  ^^Constitution 
4er  Tereinigten  Landsehaft'^  vom  20.  Sept.  1809<»). 
Je  hat  aber  mit  der  Constitution  des  Königreichs  Westphalen 
Arehans  keine  Aehnüchkeit;  sie  bezweckte  vielmehr  nur  eine 
tganisehe  Vereinigung  der  früheren  drei  Landschaften  Ton 
Veimar,  Eisenach  und  Jena,  deren  Geschäfte  einer  landschaft- 
^ieken  Deputation  übertragen  wurden.  Uebrigens  trat  auch 
Aese  weimarische  Constitution  nicht  in  Würksamkeit. 

^  §.  330. 

Ke  Verhandlungen  des  Wiener  Congresses  über  die 
mdständische  Verfassung  und  den  Artikel  XLQ  der 
deutschen  Bundesakte. 


I.  Zur  Zeit  des  Wiener  Congresses  hatte  sich  schon  in 
iDentschland  das  Verlangen  nach  einer  landständischen 
erfassung  kundgegeben,  in  welcher  sämmtliche  Be- 
Ikernngsklassen  Vertretung  finden,  und  den  Land- 
oden  wesentliche  Rechte  eingeräumt  sein  sollten^). 

n.  Auch  die  deutschen  Regierungen,  die  auf  dem  Wiener 
SDgresse  verhandelten,  erkannten  ohne  Ausnahme  dieses  Ver- 
Dgen  als  ein  gerechtes  an.  Insbesondere  war  esPreussen, 
hü  unterstützt  von  Oesterreich  und  Hannover,  welches 
iederholt  darauf  drang,  dass  in  der  Bundesakte  die  Noth- 
idigkeit  des  Bestehens  einer  landständischen,  durch  den 
id  gesicherten  Verfassung  in  jedem  Staate  ausdrücklich  aus- 
Bprochen  werden  solle ^).  Hannover  hob  besonders  her- 
Nr,  dass  eine  landständische  Verfassung,  weit  entfernt,  den 
P^n  zu  gefährden,  denselben  vielmehr  befestige  ^). 


«)  Bei  Pölitz,  Verf.  I.  S.  732. 

0  Klüber,  Uebersicht  der  diplomat.  Verhandlangen  des  Wiener  Con- 
S.  195  IL  f. 

*)  Siehe  die  Erklärungen  und  Vorlagen  von  Preussen  bei  Klttber, 
W»richt  S.  201  u.  £ 
!     ')  Ebendas.  S.  206. 
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m.  Alle  deutschen  Staaten^  ausser  Bayern  und  Wttrt ein- 
her g,  waren  der  Ansicht,  dass  in  der  Bnndesakte  ein  Minimum 
von  Eechten  aufgeführt  werden  solle,  welche  den  Landständei 
in  jedem  Staate  gewährt  werden  mfissten.  Als  dieses  Mininnak 
wurde  bezeichnet:  a)  Einwilligung  der  Stände  zu  den  nen  ü 
verfassenden  Gesetzen  nnd  b)  zu  den  neu  aufzulegenden  Steaeii( 

c)  das  Mitaufsichtsrecht  ttber  die  Verwendung  der  Steuern  joi 

d)  das  Recht  im  Falle  der  ,,Malyersation^'  die  Beslrafiiiil 
schuldiger  Staatsdiener  zu  begehren^). 

IV.  Die  Au&ahme  einer  solchen  ausführlichen  Bestimmiiqi 
in  die  Bundesakte  bezüglich  der  landständischen  Verfaasang 
scheiterte  aber,  der  Einhelligkeit  aller  übrigen  deutschen  B» 
gierungen  ungeachtet,  an  dem  Widerspruche  von  Bayern  unc 
Wttrtemberg,  welche  in  der  Festsetzung  eines  Maxinum 
oder  Minimum  der  landständischen  Rechte  eine  Kränkung  d« 
Rechte  des  Landesherrn,  d.  h.  eine  bedenkliche  Beschränkn^ 
der  Souverainetät  in  der  Freiheit,  die  inneren  Landesangelegei 
heiten  nach  eigenem  Ermessen  zu  ordnen,  erkennen  wollten^ 
Dies  musste  um  so  auffälliger  erscheinen,  als  Bayern  zi 
gleich  erklärte,  dass  der  König  bereits  beschlossen  habe,  seine 
Staaten  eine  angemessene  Verfassung  zu  geben  ^),  nnd  sog| 
die  von  Bayern  schon  früher,  im  Jahre  1808,  verkündigte  Vel 
fassung  (§.  329,  VI.)  bereits  auf  dem  Principe  der  allgemeinf 
Volksvertretung  fusste,  und  im  Wesentlichen  den  Ständen  dl 
eingeräumt  hatte,  was  auf  dem  Wiener  Congresse  als  Minin 
der  landständischen  Rechte  beantragt  worden  war.  Auch 
in  der  Folge  Bayern  die  erste  deutsche  Krone,  welche  na4 
dem  Wiener  Congresse  eine  auf  das  Princip  der  Verti 
aller  Bevölkerungsklassen  gebaute  Verfassung  (26.  Mai  181 
wirklich  in's  Leben  einfühlte  und  dabei  den  Ständen  sehr 
fassende  Rechte  einräumte,  was  alles  auch  bald  nachher  vd 
Würtemberg  (25.  Sept.  1819)  geschehen  ist'). 


I 
*)  Ebendas.  S.  203.  207. 

*)  Ebendas.  S.  208  u.  f.  I 

8)  Ebendas.  S.  208.  j 

^  Der  König  von  Würtemberg  verkündete  schon  durch  Patent  t^ 

11.  Jan.  1815,  dass  er  nun  endlich,  nach  gehobenen  mannigfachen  TüimM 

nissen,  sich  im  Stande  sehe,  den  schon  im  J.  1806  gefassten  Entsdihj 

seinem  Königreiche  eine  angemessene  Staatsconstitution  nnd    eine    lad 
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Y.  Auch  ein  eventaeller  Antrag,  mindestens  die  Erhaltung 
Ar  althergebrachten  landst&ndischen  Grerechtsame  in  den 
teetoi  Staaten,  wo  solche  annoch  bestehen,  nnd  die  £in- 
Hnag  ähnlicher  innerhalb  Jahresfrist ,  da  wo  znr  Zeit 
Udc  landständischen  Verfassungen  vorhanden  sind,  in  der 
fadesakte  ansznsprechen,  wurde  abgelehnt^).  Sonach  be- 
*krankte  man  sich  bei  der  endlichen  Abfassung  der  Bundes- 
Ae  darauf,  als  Artikel  XHI  nach  dem  Vorschlage  Ton  Bayern 
nr  den  Satz  aufzunehmen:  „In  allen  Bundesstaaten 
tird  eine  landständische  Verfassung  stattfinden V^ 

§.  331. 
jlestmmmiigen    der   Wiener   Schlussaktc  Art.   54 — 62 
k  über  die  landständische  Verfassung  *). 

)  PjBicht  der  Bundesversammlung,  über  die  Erfüllung 
des  Art  XI TT  der  Bundesakte  zu  wachen 
(W.-8.-A.  Art.  54). 

[  I.  Die  Bestimmung  des  Artikels  Xm  der  deutschen  Bundes- 
über   die    landständische  Verfassung  erhielt   nach   vor- 


Uiädie  VerfassuDg  zu  geben,  aaszufahren,  wozu  Um  jetzt  „nicht  eine 

usere  Nothwendigkeit  oder  eine  gegen  Andere  eingegan- 

e  Verbindlichkeit    bestimme."     Der  König   von  Würtembcrg 

!  den  Standen  schon  am  15.  März  1815  eine  Constitution  Tor;  sie  wurde 

TOD  den  Ständen  abgelehnt.     Auch  ein  anderer  Verfassungsentwurf 

3.  März  1817  wurde  von  den  Standen  verworfen.   Erst  im  Jahre  1819 

SepL)  kam  eine  Yerfiissung  durch  Vereinbarung  mit  den  St&nden  zu 

(Pölitz,  Verf.  [2.  AuiL]  I.  S.  363  u.  f.) 

L  *)  Klüber,  Uebersicht  S.  211. 

!  ')  Eben  das.  S.  210  u.  f.  —  Auch  der  Vorschhig,  zu  setzen:  ,,In  Seilen 
^tischen  Staaten  soll  eine  landstftndische  YerüEissung  stattfinden,"  war 
N  Bayern  abgelehnt  worden.  Ebendas.  S.  209. 
I  *)Hinrich8,  Ferienschriften.  Die  deutsche  VerfJEUMungsfrage.  Dar- 
tilnng  und  Kritik  der  Carlsbader  Verhandlungen  ttber  die  Interpretation 
ü  Art  13  der  B.-A.  Halle,  1845.  —  Zur  ErlÄuterung  der  Art  54—62 
^SdÜQss-Akte  der  Wiener  Ministerialconferenzen  dienen  besonders  die 
btokolle  derselben,  herausgegeben  von  L.  K.  Aegidi,  die  Schlussakte  etc. 
Min,  1860.  S.  27—5^;  205.  206;  auch  herausgegeben  von  L.  Fr.  Ilse, 
WDifart,  1860,  1861. 
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gängigen  Verhandlungen  auf  dem  Congresee  zn  Garlsbad  durch 
die  Wiener  Schlnssakte  vom  15.  Mai  1820  Artikel  54—62  eine 
Erläntemng  dnrch  eine  Reihe  von  Bestimmungen,  welche  das 
Ergebniss  der  zu  Wien  in  den  Jahren  1819  und  1820  abge- 
haltenen Ministerialconferenzen  waren. 

n.  Vor  Allem  wurde  in  dem  Artikel  54  der  Wiener  Schiass- 
akte auf  die  bereits  durch  ,,d^n  Sinn  des  Artikels  XUI  da" 
Bundesakte  und  die  darüber  in  allen  Bundesstaaten  erfolgten 
Erklärungen^'  ausgesprochene  Noth wendigkeit  des  Be- 
stehens einer  landständischen  Verfassung  in  sämmtlichen  Bundes- 
staaten zurückverwiesen  und  demgemäss  der  Bundesversamm- 
lung aufgegeben,  darüber  zu  wachen,  dass  diese  Bestimmnog 
in  keinem  Staate  unerfüllt  bleibe. 

ni.  Es  ist  somit  durch  die  Wiener  Schlussakte  das  blos 
verheissende  „wird''  in  dem  Artikel  XIII  der  Bnndesakte 
ausdrücklich  und  absichtlich  dem  in  dem  Entwürfe  desselbea 
enthaltenen  befehlenden  „soll"  ausdrücklich  gleichgestellt >) 
und  der  Bundesversammlung  zur  Pflicht  gemacht  worden,  von 
Amtswegen  auf  die  Erfüllung  des  Artikels  XIII  der  Bundes- 
akte zu  dringen.  Wo  schon  landständische  Yerfassangen  be- 
standen, sollten  sie  demnach  erhalten,  wo  sie  noch  nieht 
waren,  eingeführt  werden^). 

§.  332. 

II)   Charakter  der  landständischen  Verfassung  als  all- 
gemeiner Landesvertretung  (W.-S.-A.  Art.  55). 

I.  Im  Artikel  55  der  Wiener  Schlussakte  wird  die  land- 
ständische  Verfassung  ausdrücklich  als  eine  ,, innere  Landes- 
angelegenheit" anerkannt,  und  ,, bleibt  den  souverainen 
Fürsten  der  Bundesstaaten  überlassen/'  dieselbe  ,,mit  Be- 
rücksichtigung sowohl  der  früheren  gesetzlich  bestan- 


<)  Siehe  §.  330,  Note  9.  —  Vergl.  die  bestimmten  hierüber  auf  dei 
Wiener  Conferenzen  gegebenen  Erklärungen,  bei  Aegidi,  die  Schlnssakte^ 
S.  31.  32.  33.  50.  51. 

s)  AusdrQckliche  Erklärung  des  Fürsten  Metternich,  im  Protokoll 
der  achten  Conferenz,  bei  Aegidi,  1.  c.  S.  47. 
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ta  ständiaeben  Rechte^  als  der  gegenwärtig  bestehenden 

FoUlItnisse  za  ordnen  "  ^). 
E  Durch  diese  Bestimmung  ist  anerkannt,  dass  die  ans 

iflerer  Zeit   herstammenden   landständiscben    Verfassungen 

iÖKSwegs  als  erloschen  zu  betrachten  sind,  und  daher  auch 
m  den  Regierungen  nicht  willkürlich  beseitigt,  oder  als  nicht 
fotaDdea  behandelt  werden  dürfen,  sondern  die  Umbildung 
Off  aolchen  landständischen  Verfassung  im  Wege  der  Ver- 
dubanrng  mit  den  aus  älterer  Zeit  herstammenden  landständi- 
Kko  Körperschaften  zu  bewirken  ist  ^). 

nL  Hiermit  ist  so  deutlich  als  möglich  anerkannt,  dass 
die  laDdatandische  Verfassung  im  Sinne  des  Artikels  XIU  der 
Biodesakte,  nicht  mehr  auf  dem  Princip  der  Geltendmachung 
TOS  blossen  Sonderinteressen  einzelner  Personen,  Familien, 
Diswn  oder  Korporationen  beruhen,  sondern  dass  unter  diesem 
boen  eine  allgemeine  Landesvertretung  eingerichtet 
voden  soll.  In  diesem  Geiste  sind  auch  die  sämmtlichen 
neren  deutschen  Verfassungen  abgefasst. 

IV.  Eine  nähere  Erklärung  des  mit  dem  Worte  „land- 
itiodische  Verfassungen'^  zu  verknüpfenden  Begriffs 
nrde  nicht  fttr  augemessen  erachtet,  „weil  bei  der  (damaligen) 
Ijige  der  Dinge  und  nachdem  mehrere  Bundesstaaten  ihre 
Terfusnngengkereits  angeordnet  hatten,  eine  solche  Bestim- 
wg  nicht  nur  ihren  Zweck  verfehlen,  sondern  auch  leicht  zu 
leaem  Misstrauen  Veranlassung  geben  würde ''^).     Demnach 


OVergl.  Anl.  lY  zum  Protokoll  der  sechsten  Conferenz,  bei  Aegidi, 
US.d2;  siehe  auch  das  Protokoll  der  achten  Conferenz,  ebendas.  S.42, 
^die  Beilage  zum  Protokoll  der  neunten  Conferenz,  eben  das.  S.  52. 

*)  Tergl.  unten  §.  933,  IL  —  Diese  Umbildung  hat  mehr£Bu;h  zu  Streitig- 
kateaVenuilaBSiing  gegeben.  Yergl.  z.B.  Rechtsgutachten  der  Juris  teu- 
fte tltit  zu  Berlin  über  die  Verletzung  der  verfiEissungsmässigen  Bechte 
fe  PBrnnziallandschaft ,  insbesondere  der  Bitterschaft  der  Fürstenthümer 
^^■Nierg,  Göttingen,  Grubenhagen,  durch  die  Ton  der  k.  hannov.  Begie- 
rig beabsichtigte  Ausführung  des  §.  33  des  Gesetzes  vom  5.  Sept.  1848. 
B«JWTer,  1851.  —  Zoepfl,  Bechtsgutachten  über  die  Verletzung  der  alt- 
tagekaehten  und  verfassungsmässigen  Bechte  der  Proyinziallandschaft  ins- 
^^Bittdere  der  Bitterschaft  des  Fürstenthums  Osnabrück  durch  das  k.  hannov. 
^CKti  vom  5.  Sept  1848.  Als  Manuscript  gedruckt,  1861.  —  Siehe  unten 
i^  Note  3. 

*)  Ansdrflckliche Erklärung  des  Fürsten  von  Metternich  imProtokoll 
te Orienten  Conferenz,  bei  Aegidi,  1.  c  S.  37. 


192  §•  333.  Verbot  der  Abänderong  bestehender  landständ.  Yer£  etc. 

warde  auch  ein  Vorschlag,  den  Begriff  and  Charakter  eine 
landständischen  Verfassung  dahin  zu  bestimmen,  dass  damnte 
solche  verstanden  würden,  „die  entweder  auf  richtigen  corpoia 
tiven  Grundlagen,  oder  nach  dem  jetzigen  Znstande  der  Staaten 
auf  einer  Bepräsentation  nach  Klassen  oder  Ständen  beroheo 
da  diese  die  rechtlichen  Elemente  und  so  viele  wirkliche  be 
stehende  Gliederungen  einer  ächten  Bepräsentation  sind,''  ab 
gelehnt^).  Dagegen  wurde  die  energische  bayerischeEr 
kläruDg,  dass  die  vom  König  seinem  Beiche  aus  freiem  Ent 
Schlüsse  gewährte  (auf  dem  Grundsatze  einer  allgemeinei] 
Landesvertretung  beruhende)  Verfassung  „auf  einer  historiscfaei 
Grundlage  beruht,  und  nicht  aus  reinen  Theorien  entstand« 
ist,''  womit  also  Bayern  der  Bundesakte  genügt  habe,  ohn< 
Widerspruch  zugelassen^). 

V.  Uebrigens  ist  den  souverainen  Fürsten  Deutsdüand 
durch  den  Artikel  55  der  Wiener  Schlussakte  keineswegs  zu 
Pflicht  gemacht  worden,  fiir  die  von  ihnen  etwa  regiertei 
mehreren,  früher  von  einander  unabhängigen  Länder  ein 
landständische  Gesammtverfassung  einzuführen;  doch  ii 
dies  seitdem  in  allen  Staaten  Deutschlands  geschehen. 

§.  333. 

in.  Verbot  der  Abänderung  in  anerkannter  Wirksamkd 

bestellender  landständischer  Verfassungen  auf  anderen 

als  verfassungsmässigem  Wege  (W.-S.-A.  Art  56). 

I.  In  dem  Artikel  56  der  Wiener  Schlussakte  wurde  \a 
stimmt:  „Die  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehende 
landständischen  Verfassungen  können  nur  auf  verfassungfl 
massigem  Wege  wieder  abgeändert  werden." 

n.  Zum  richtigen  Verständniss  des  wahren  Sinnes  und  de 
Tragweite  dieser  Bestimmung  ist  vor  Allem  wohl  zu  beachM 
dass  dieselbe,  wie  sich  aus  den  Verhandlungen  auf  den  Wieai 


*)  Vorschlag  des  Baron  v.  Flessen  (Mecklenburg)  m  der  achten  Ol 
ferenz,  bei  Aegidi,  1.  a  S.  43.  44. 

')  Erklärung  des  Staatsraths  von  Zentner,  Beilage B.  zamProtoki 
der  siebenten  Sitzung;  bei  Aegidi,  1.  c.  S.  40. 
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CMeraizeD  ergibt  0,  mit  den  vorhergehenden  Artikeln  54 
Mbd  in  materiellem  Znsammenhange  steht  nnd  eben  dess- 
U  fiicb  auch  in  unmittelbarer  Beihenfolge  an  dieselben  an- 
Itfesst  Der  Artikel  56  hat  daher  nnr  solche  landständische 
fa&ttimgen  im  Ange,  deren  Inhalt  in  keinem  Wider- 
pirvehemit  bandesrechtlichen  Bestimmungen  steht, 
ttd  die  somit  als  eine  reine  ,,innere  Landesangelegen- 
Nt''  (srt  55)  erscheinen.  Solche  landständische  Verfassnngen 
Don  durch  den  Artikel  56  gegen  willkürliche  Abände- 
langen  nnd  somit  selbstverständlich  gegen  willkürliche  Anf- 
kbiDg  durch  die  betreffende  einzelne  Staatsre- 
peroog  sicher  gestellt  werden^*). 

IE  Die  Vorschrift  des  Art.  56  bezieht  sich  ttbrigens,  wie 
ebaifalls  deutlich  aus  den  Wiener  Gonferenzprotokollen 
«18  ihrer  aUgemeinen  Fassung  ergibt,  nicht  blos  auf  die 
der  Errichtung  der  Bundesakte  neu  entstandenen  land- 
in Verfassungen,  sondern  auch  auf  die  älteren  zur 
der  Stiftung  des  Bundes  und  noch  nachher  in  Wirksamkeit 
ienen  landständischen  Verfassungen,  zu  deren  Aufrecht- 
ig  die  Bundesglieder  zum  Theile  erst  noch  kurz  vor  der 
Ateang  des  Beiches  durch  den  Reichsdeputationshauptschluss 
i25.  Februar  1803  §.60  verpflichtet  worden  waren  2),  und 
auch  m  diesem  Sinne  durch  einen  Bundesbeschluss  vom 
kre  1855  auf  einen  damals  vorliegenden  Fall  angewandt 
irden^. 


>)  Protokoll  der  achten  Gonferenz,  bei  Aegidi,  1.  c.  S.  42.  43.  58. 205. 

'^)  BasB  unter  „Abftndening**  auch  die  „Aufhebung''  begriffen  ist, 
^nsdiflcklich:  ProtokoU  der  B.-Y.  vom  19.  Aug.  1830,  Sitz.  23,  §.  188. 

*)  Siehe  oben  §.328,  UI;  und  den  Wortlaut  des  f.  60  des  Reichs- 
jetationshauptschlusses  Tom  25.  Febr.  1803  oben  §.  104  Note  21. 

^  Protokoll  der  dent.  B.-Y.  12.  Sitz.  ▼.  12.  April  1855,  §.  142,  die 
Avefden  der  Ritterschaften  und  Landschaften  im  Königreich  Hannoyer 
die  königl.  Staatsregierung  wegen  Abänderung  der  Provinzialyer- 
und  Entziehung  der  Standschaft  der  Ritterschaften  betr.,  bei 
V.  Meyer,  G.  J.  G.  G.  3.  Aufl.  Tbl.  11.  S.  636:  „Beschluss:  1)  dass 
ri  33  des  Veriassungsgesetzes  v.  5.  Sept  1848  in  der  Auslegung,  welche 

die  L  tannoyersche  R^erung  bei  dessen  Volbsuge  gegeben ,  und  das 

ta  T.  1.  Aug.  1851  über  die  Reorganisation  d^r  Provinziallandschaften, 

\  auf  TeiftBSungsmftssigem  Wege  entstanden  nicht  zu  betrachten  seien 

pA  daher  nicht  bestehen  dürfen,  dass  femer  unter  Ab&nderung  des  §.  36 

29pfl,  SUatRtcht.  ft.  Avfl.  IL  13 
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IV.  Darüber,  dass  unter  dem  ,,yerfassangsmäs8ig 
Wege'^  der  Weg  der  Vereinbarnng  der  Regierung  i 
den  Landständen  zu  verstehen  ist,  sofeme  die  Verfassung  ni 
selbst  noch  positiv  einen  anderen  Weg  Torschreibt  oder  znUi 
(z.  B.  Entscheidung  durch  ein  Schiedsgericht),  kann  nach  i 
bestimmten  Erklärungen  auf  den  Wiener  Oonferenzen  ki 
Zweifel  obwalten.  Einstimmig  war  man  darüber  einTersIni 
„dass  in  den  wenigsten  älteren  Verfassungen  eine  beedon^ 
Art;  wie  sie  abzuändern  seien,  gefunden  werde,  und  äai 
wenn  kein  Herkommen,  keine  Observanz  etwas  darflber  I 
stimmt,  aus  der  Verfassung  selbst  der  Grundsatz  abgeMJ 
werden  müsse,  dass  gegenseitige  Rechte  und  Pflichten  m 
einseitig  abgeändert  werden  können '^^). 

V.  Was  unter  einer  in  anerkannter  Wirksamkl 
bestehenden  Verfassung  zu  verstehen  sei,  ist  in  der  Schlussäj 
der  Wiener  Ministerialconferenzen  nicht  näher  bezeichne  if 
den.  Aus  den  Wiener  Gonferenz- Protokollen  lässt  eich  m 
mehr  erkennen,  als  dass  die  Worte  „in  anerkannter  Wü 
samkeit''  auf  Verlangen  einiger  Bundesglieder  eingdl 
worden  waren,  um  „unangenehme  Missverständnis^ 
zu  vermeiden,  wobei  als  Gegensatz  an  ältere  ausser  UeM 
gekommene  Verfassungen  gedacht  worden  zu  sein  schdil 

des  Yerfassangsgesetzes  von  1848  den  Ritterschaften  wiedenun  eine  3 
althergebrachten  Rechten  entsprechende  wirksame  Vertretong  in  der  eri 
Kammer  der  allgemeinen  Ständeversammlung  einzuräumen  sei,  auch  %} 
k.  hannoY.  Kegierung  zu  veranlassen,  sofort  die  zum  Vollzüge  diesa 
Schlusses  nöthigen  Anordnungen  zu  treffen  und  seiner  Zeit  der  B.-1 
zu  Anzeige  zu  bringen"  etc.  —  Yergl.  den  ausführlichen  Bericht  derBf 
mationskommission  zur  9.  Sitz,  der  B.-V.  v.  18^  (vertheilt  am  Id.  1 
1855).  —  Yergl.  auch  die  Beschwerde  der  Gesammtlandschafl  der  aal 
tischen  Herzogthümer,  Protok.  der  B.-Y.  §.  88,  Sitz.  8  v.  2a.  März  1 
und  den  hierauf  erfolgten  B.-B.  v.  10.  August  1854  Protc^oU  §.  251, 
6.  V.  Meyer,  1.  c.  ThL  U.  S.  617,  und  den  B.-B.  über  deren  emel 
Beschwerde  v.  15.  April  1858,  Sitz.  13,  Protok.  §.180,  eben  das.  S.€a 
Diese  Beschwerde  wurde  durch  B.-B.  v.  17.  Dec.  1859,  Sitz.  40,  §.  dfll 
Folge  der  Yerkündung  der  neuen  Landschaftsordnung  für  die  ä 
haltischen  Herzogthümer  v.  18.  Juli  u.  31.  Aug.  1859  für  eriedigt  erll 

«)  Protokoll  der  achten  Gonferenz  (Bemerkung  des  Grafen  t.  Müai 
und  des  Herrn  v.  Berg),  bei  Aegidi,  1.  c.  S.  42.  43.  •  i 

»)  Beüage  A  zum  XXII.  Conferenz-ProtokoU,  bei  Aegidi,  L  c  &i 
vergl.  mit  der  Aeusserung  des  Fürsten  v.  Metternich  im  Piotokoi: 
Yn.  Conferenz,  eben  das.  S.  37. 
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Uigd  dieses  Mangels  einer  genaueren  Bestimmung  ist  daher 
NkD  mehrfach  eine  Meinungsverschiedenheit  Aber  den  mit 
ägs^  Worten  zu  verbindenden  Begriff,  und  insbesondere  in 
ir  BondesTeisammlang  selbst  hinsichtlich  der  Frage  hervor- 
pireteD,  ob  hierunter  auch  eine  solche  landständische  Ver- 
fufOBg  zu  verstehen  sei;  welche  zwar  ein  legitimer  Regierungs- 
wiiager  gegeben  und  danach  regiert  hat,  die  jedoch  der 
Mfolger  anzuerkennen  sich  weigert ,  und  etwa  schon  b^ 
faen  Ertheilnng  Verwahrung  dagegen  eingelegt  hat<^). 

TL  Ceber  die  Frage,  ob  eine  durch  eine  revolutionäre 
Bewegnog  einem  Souverain  abgezwungene  Verfassung  fiür 
doe  is  anerkannter  Wirksamkeit  bestehende  zu  achten  sei, 
«kr  Yon  ihm  nach  Beseitigung  der  zwingenden  Umstände  ein- 
leitigwiedtf  aufgehoben  werden  könne,  fehlt  eine  ausdrttck- 
idie  bandesrechtliche  Bestimmung.    Nach  allgemeinen  Sechts- 


I)  Um  diese  Frage  bewegte  sich  der  hannoversche  Verfassungsstreit, 
Ader  E.  Ernst  Augast  bei  seiner  Thronbesteigung  (20.  Jani  1837) 
ieAnerkemumg  des  yon  seinem  RegierungSTorgänger  errichteten  Grand- 
pssKs  Tom  26.  Sept  1833  Terweigerte.  Die  Bundesversammlung  sprach 
idiäber  diese  Frage  bei  dieser  Gelegenheit  nicht  aus,  sondern  stellte  im 
'  Miasse  vom  6.  Sept.  1838,  Sitz.  23,  auf  den  Bericht  der  Reklamations- 
faimsaion  vom  12.  Juli  1838 ,  Sitz.  15 ,  eine  Beschwerde  des  Magistrates 
■i  dff  Adterleute  der  Stadt  Osnabrück  wegen  Aufhebung  des  Yerl- 
feebes  Ton  1833  betr.,  durch  Stimmenmehrheit  den  Grundsatz  auf^ 
ifi nadi  den  Bestimmungen  der Bundesgrundverträge  einzelneCorpo- 
ntionen  und  Individuen  in  Fällen,  wo  es  sich  von  den  Interessen 
ierGesammtheit  handelt,  Beschwerde  bei  dem  Bunde  zu  führen  nicht 
berechtigt  seien.  An  diesem  Grundsatze  hielt  die  Bundesversammlung 
adi  bei  der  Benrtheilung  der  zahlreichen  übrigen  Eingaben  von  Gorpora- 
änea  und  Privaten  in  gleicher  Angelegenheit  in  den  Jahren  1839  u.  18i0 
fai-YergL  hannoversches  Portfolio.  Sammlung  von  Aktenstücken 
ar  Geschichte  des  hannoverschen  Yerfassungskampfes.  3  Bde.  Stuttgart, 
M  ld40.  —  Ueber  die  Verhandlungen  am  Bundestage  in  dieser  Sache 
Kke:T.  Wangenheim,  das  Dreikönigsbündniss.  Stuttgart,  1851.  S.  275 
tl-  hl  Braunschweig  hatte  dagegen  die  B.-V.  die  von  dem  Regie* 
Hügnonnond,  dem  Prinz -Begenten  von  Grossbritannien  und  Hannover, 
Georg  IV.,  errichtete  erneuerte  Landschaftsordnung  vom  25.  April  1820 
9P&  die  Weigerung  des  Herzogs  Carl,  dieselbe  nach  seiner  Voiyährig- 
kejtuzoeikennen,  durch  B.-B.  vom  4.  Nov.  1830,  Protok.  §.  273,  als  in 
«okuuiter  Wirksamkeit  befindlich,  aufrecht  erhalten.  —  Vergl.  über  die 
Teriandloogen  am  Bundestage  in,  dieser  Sache,  v.  Wangenheim,  das 
I^raköDigsbundniss.  S.  509  u.  f. 
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gmndsätzen  kann  die  letztgedachte  Befagniss  des  Sonveraii 
unter  obiger  Voranssetzang  nicht  beanstandet  werden  ^).  Nad 
Umständen  kann  die  Staatsregiening  auch  die  Hülfe  des  Bwaili 
zur  Beseitigung  der  aufgedrungenen  Verfassung  anrufen^).    i 

VU.  Hinsichtlich  der  Frage,  wer  berechtigt  ist,  w^ 
einseitiger  Aufhebung  einer  in  anerkannter  Wirksamkeit 
standenen  landständischen  Verfassung  bei  der  Bundesr^ 
king  Anträge  auf  deren  Einschreiten  zu  stellen,  ist  so 
gewiss,  dass  Corporationen  und  Personen,  deren  bnnd< 
verfassungsmässig  garantirte  Rechte  hierdurch  verletzt 
zu   einer  Anrufung   der    Bundesversammlung   befugt 
Auch   hat   die    Bundesversammlung    jederzeit   landständi 
Corporationen,  welche  ihre  Gerechtsame  durch  die  EinfBl 
einer  neuen  ohne   ihre  Mitwirkung  beabsichtigten  oder 
kündigten  neuen  Verfassung  oder  einzelner  Verfassunj 
bedroht  oder  verletzt  erachteten,  für  legitimirt  zur  Erhel 
einer  solchen  Beschwerde  anerkannt  ^^). 

Vin.  Darüber  aber,  ob  und  in  wie  weit  auch  andel 
Corporationen,  wie  Städte,  deren  Magistrate,  und  andel 
Privaten  die  Interessen  der  Gesammtheit  einer  LandesbevOllj 
rung  in  Verfassungsangelegenheiten  zu  vertreten  befugt  m 
ist  wiederholter  Anregung  dieser  Frage  ungeachtet,  eine  voll 
Uebereinstimmung   der  Ansichten   in  der  Bundesversammli 


7)  L.  116  de  R.  J.  (50,  17).  —  Es  kann  hierbei  auf  die  Analogie 
den  Standes-  und  Grundherren  durch  ihre  Gemeinden  in  den  Jahren  1 
und  1849  tumultuarisch  abgedrungenen  Verzichte  hingewiesen 
welche  überaU  auf  die  Klage  derselben  von  den  Grerichten  filr  unvertl 
lieh  erklärt  worden  sind.  —  Es  macht  sich  auch  hier  der  Mangel  4 
Bundesgerichtes,  welches  über  die  in  solchen  Fällen  gewöhnlich 
streitige  Frage  des  stattgehabten  Zwanges  entscheiden  könnte,  sehr  f&hl 

«)  W.  S.-A.  art.  25.  26;  siehe  oben  §.  155. 

«)  W.  S.-A.  art  53;  siehe  oben  §.  150.  1 

*o)  Yergl.  z.  6.  die  hier  oben  in  Note  3  angeführten  Beschlftsse  j 
6.-Y.  auf  die  Beschwerden  der  hannoverischen  ProvinziallandschM 
im  Jahre  1855 ;  der  Gesammtlandschaft  der  Herzogthümer  A n h a It- G ö tM 
und  Anhalt-Bernburg  in  den  Jahren  1854  und  1858;  den  B.-R, 
offenen  Brief  Sr.  M.  des  K.  v.  Dänemark  v.  8.  Jul.  1846  und  die 
bezügliche  Eingabe  der  Provinzialständevers.  des  Herzogthums  Holet 
betr.  V.  17.  Sept  1846,  Sitz.  28,  Protok.  §,264  (G.  v.  Meyer,  1.  c.  ThL 
S.  442.  443),  worin  dieselben  als  „die  Vertreter  ihrer  verfassun 
massigen  Rechte'^  anerkannt  sind. 
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■cKenielt  worden  ^0*    Nach  der  Ansicht  des  einen  Theiles 

dffBimdesglieder  ist  nur  die  Gesammtheit  der  Stände  nach 

i/M  Bondesgesetzen  befugt,  die  Rechte  des  gesammten  Landes 

a  Bondestage  zn  vertreten  und  nöthigen  Falles  gegen  Ver- 

jetnog  znwsüiren;  nach  der  Ansicht  des  anderen  Theiles  kann 

äue  solche  Beschwerdefühning   anch   anderen  Gorporationen 

nd  finzeben  nicht  versagt  werden,  wo  die  Gesammtheit  des 

laodes-  ein  zur  Geltendmachang  ständischer  Rechte  nnd  Inter- 

»enzonäehst  bemfenes  Organ  entbehrt,  eine  allgemeine  Stände- 

Tssammioog  oder  ein  deren  Stelle  vertretender  Ansschnss  über- 

hopt  nidit  besteht  oder  momentan  ausser  Thätigkeit  ist.  Alle 

Saunen  sind  dagegen  darin  einverstanden,  dass  obgedachte 

Goiporationen  und  Einzelne  zu  derartiger  BeschwerdefUhrnng 

«Bondestage  nicht  legitimirt  sind,  wenn  eine  Ständeversamm- 

hag  im  Stande  ist,    selbst  so  weit  nöthig,  die  Rechte  des 

lindes  zn  wahren  ^^).    Doch  wollten  einige  Stimmen  hiervon 

neAasnahme  gemacht  wissen,  wenn  das  rechtmässige  Be- 

liekeD  einer  Ständeversammlnng  selbst  in  Frage  gezogen  sei  ^^). 


")  Ausdrücklich  ist  dies  erklärt  in  dem  Ausschussbcricht  über  die 
Tvstellaiig  des  Stadtraths  zu  Hänan  in  Betreff  der  kurhessischen 
Mssnngsfrage,  Sitz.  8  v.  3.  März  1860,  Protok.  §.  87,  bei  G.  v.  Meyer, 
dJC.  G.  3.  Aufl.  Tbl  m.  (1862).  S.  11.  —  Vergl.  den  Mehrheits- 
fteschlass  in  der  hannoverischen  Yerfassungsangelegenheit  vom  6.  Sept. 
Ä8,  oben  Note  6. 

^  Ans  diesem  Grunde  wurde  die  Vorstellung  des  Stadtraths  zu 
linaa  (Note  11)  durch  B.-B.  v.  24  März  1860,  Sitz.  11,  Protok.  §.  109 
W G.T.Meyer,  1.  c  Tbl.  IIL  S.  12)  abgewiesen;  desgL  eine  aber- 
ttEge  Beschwerde  des  Stadtrathes  zu  Hanau  und  eine  Beschwerde  des 
^hiitnllieä  zu  Cassel  in  gleichem  Betreff  (kurhessische  Verfassungs- 
fcp)  (iurch  B.-B.  vom  26.  Juü  1860,  Sitz.  25,  Protok.  §.  206;  und  ebenso 

Beschwerde  der  Stadt  Cöthen  in  Betreff  der  Verfassungsangelegen- 
teen  des  Herzogthums  Anhalt-Dessau-Cöthen,  durch  B.-B.  vom 
itMl861,  Sitz.  25,  Protokoll  §.  213,  auf  Grundlage  des  Ausschuss- 
fcHditeos  Tom  27.  Juni  1861,  Sitz.  22,  Protok.  §.  185,  bei  G.  v.  Meyei^ 
ItThLm.  S.  233.  234. 

^  Siehe  die  Abstimmung  der  grossh.  und  herzogl.  sächsischen 
taaier  fiber  die  Beschwerde  des  Stadtraths  von  Hanau  in  der  Sitz,  vom 
ÄMte  1860,  Protok.  §.  109,  nnd  die  Abstimmung  derselben  Häuser 
»d  ?on  Baden,  über  die  Beschwerde  der  Stadt  Cöthen,  in  der  Sitz, 
«iia  M  1861,  Protok.  §.  213,  bei  G.  v.  Meyer,  1.  c.  Tbl.  m.  S.  12 
Bis,  234. 
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Jedenfalls  muss  aber  die  Bundesversammlaiig  für  berechtigl 
erkannt  werden,  von  solchen  Eingaben  Veranlassung  zn  einen 
Einschreiten  von  Amtswegen  zu  nehmen,  sofeme  sie  da 
Fall  als  nnter  der  Bestimmung  des  Artikels  54  der  Wien« 
Schlnssakte  begriffen  erkennt  ^^). 

IX.  Wenn  es  einer  Begierung  gelungen  ist,  nach  einseitige! 
Aufhebung  einer  bisher  in  Wirksamkeit  bestandenen  Verfassang 
die  Wahl  neuer  Landstände  und  deren  Zustimmung  zu  einen 
nenen  Verfassungswerke  zu  erwirken,  und  dasselbe  in's  Leben 
treten  zu  lassen  ^^) ,  so  können  solche  Corporationen  und  Pri- 
vaten, welchen  keine  bundesgrundgesetzlichen  Garantien  gewinei 
politischen  Bechte  gegeben  sind ,  oder  welchen  nicht  etwa  d« 
Art.  55  der  Wiener  Schlussakte  zur  Seite  steht,  überhaupt  niehl 
weiter  ftlr  legitimirt  erachtet  werden,  sich  mit  einem  Antragi 
auf  Wiederherstellung  der  aufgehobenen  Verfassung  an  dh 
Bundesversammlnng  zu  wenden  ^^).    Aber  auch  Corporationei 

««)  Siehe  oben  §.  331,  m.  —  Von  diesem  Standpunkte  ans  mit  ans 
drücklicher  Bezugnahme  auf  den  Art.  56  der  W.  S.>A.  hat  die  Bundesrer 
Sammlung  auch  in  dem  B.-B.  v.  11.  Febr.  1858,  Sitz.  6,  Protokoll  §.  71 
(bei  G.  y.  Meyer,  1.  c.  ü.  677),  die  Verfassungsangelegenheit  der  Herzog 
thümer  Holstein  und  Lauenburg  aufgefasst,  und  bildet  dieser  Bundeg 
beschluss  seitdem  die  Grundlage  aller  weiter  ergangenen  BundesbeschlQH 
und  der  Verhandlungen  des  Bundes  mit  der  Krone  Dänemark  in  dies! 
Sache.  Vergl.  den  B.-B.  vom  20.  Mai  1858,  Sitz.  17,  Protok.  §.  242;  BA 
vom  12.  Aug.  1858,  Sitz.  27,  Protok.  §.  359;  B.-B.  vom  8.  März  18fll| 
Sitz.  9,  Protok.  §.  91;  B.-B.  yom  7.  Febr.  1861,  Sitz.  5,  Protok.  §.  46 
Ausschussbericht  vom  12.  Aug.  1861,  Sitz.  29,  Protok.  §.  242;  AusschoM 
bericht  vom  13.  März  1862,  Sitz.  11,  Protok.  §.94;  B.-B.  v.  27.  M&rzl86S 
Sitz.  13,  Protok.  §.  114;  B.-B.  v.  1.  Mai  1862,  Sitz.  16,  Protok.  §.  141  (I« 
G.  V.  Meyer,  1.  c.  IL  S.  682.  684;  m.  13.  29.  244.  274  flg.  276. 

«)  Dies  war  z.B.  der  Fall  inHannover,  1839;  in  Anhalt-Dessau 
Göthen,  1859;  in  Mecklenburg-Schwerin  (hier  auf  Grundlage  eine 
schiedsgerichtlichen  ürtheils)  1850. 

«<>)  Siehe  die  Abstimmung  von  Oldenburg,  Anhalt  und  Schwan 
barg,  über  die  Beschwerde  der  Stadt  Göthen,  in  der  Sitz,  vom  18.  Jri 
1»61,  Protok.  §.  213,  bei  G.  v.  Meyer,  1.  c.  Thl.  HI.  S.  234.  -  Gm 
dasselbe  behauptet  auch  die  sog.  Fortschrittspartei,  wo  sie  eine  neue  Yei 
faasung  in  ihrem  Sinne  durchgesetzt  hat,  gegen  die  Vertheidiger  der  alta 
Verfassung,  ja  sie  geht  sogar  noch  weiter,  indem  sie  selbst  den  bondei 
rechtlich  garantirten  Gorporationen  und  Personen  kein  Anfechtungsiedi 
der  neuen  Verfassung  gestatten  will.  Es  ist  also  nicht  der  Grundsatz 
streitig,  sondern  nur  seine  Anwendung  von  der  Bewegungspartei  wider 
sprochen,  wo  sie  ihr  unbequem  ist. 
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I  «jhiTateD,  wdehe  unter  die  vorgedachten  Categorien  falleo, 

Itaen  in  einem  solchen  Falle  bei  der  Bandesversammlang 

■Bbmdir  beantragen,  als  dass  dieselbe  auf  eine  angemessene 

i  IvlGksichtigiuig  ihrer  bnndesyerfassangsm&ssigen  Bechte  in 

iß  Denen  Verfassung  hinwirke ").    Die  Bandesversammlang 

iribit  hat  in  solchem  Falle  keinen  Beruf  and  keine  Befiigniss 

|l  einer  Einmischnng  von  Amtswegen;   weil  hier  die  ganze 

|ia6g8iuig8fräge  den  Charakter  einer  ^^inneren  Landes- 

iiSelegenheit^'  im  Sinne  des  Art  55  der  Wiener  Schlass- 

Ate  rem  bewahrt,  nnd  somit  keine  der  bondesrechtlichen  Vor^ 

MBetzangen    ihrer   ansnahmsweise   eingreifenden  Thfttigkeit 

Mliegt^»). 

§.  334. 

Verbot   einer  Theiluiig  der  politischen  Gewalten. 

(W-  8.-A.  Art.  57.) 

L  In  dem  Artikel  57  der  Wiener  Schlnssakte  wurde  als 
lentaler  Grundsatz    ausgesprochen:    „Da  der    deutsche 
mit  Ausnahme  der  freien  Städte  aus  souverainen  Ftirsten 
eht,  so  muss  dem  hierdurch  gegebenen  Grundbegriffe  zu- 
die  gesammte  Staatsgewalt  in  dem  Oberhaupte  des 
Ter  einigt  bleiben ,  und  der  Souverain  kann  durch 
landständische  Verfassung  nur  in  der  Ausübung  be- 
(immter  Rechte  an  die  Mitwirkung  der  Stände  gebun- 
werden." 

II.  Hiermit  ist  das  System  der  Theilung  der  Gewalten, 
die  Einrichtung  einer  parlamentarischen  Verfassung, 


'')  So  z.  B.  verlangt  der  B.-B.  vom  15.  April  1858,  Sitz.  13,  Protokoll 
18)  (bei  G.  V.  Meyer,  1.  c.  TU.  ü.  8.  679)  von  den  Anhaltischen 
prangen  eine  Anzeige  über  die  HersteUung  eines  die  anerkannten  An- 
jrtche  der  Anhaltiscben  Gesammtlandschaft  berücksichtigenden 
Etfiosongszastandes. 

[  •)  So  z.  B.  erklärte  die  B.-V.  bezüglich  der  hannoverischen  Yer- 
Hnmpfrage  (s.  Note  6)  durch  B.-B.  vom  5.  Sept.  1839,  §.  256:  „dass 
Idi  der  obwaltenden  Sachlage  eine  bundesgesetzlich  begründete  Veran- 
Iniig  zur  Einwirkung  in  diese  innere  Yerfassungsangelegenheit  nicht 
Steht"  —  Vergl.  auch  den  B.-B.  in  den  Yerfassungsangelegenheiten  des 
ip.  Hannover,  vom  19.  April  1855,  Sitz.  13,  Protokoll  §.  154,  Nr.  4, 

te  G.  V.  Meyer,  1.  c  fhl.  ü.  S.  636.  637. 
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d.  h.  einer  solchen  Art  der  BepräBentatiyyerfasBiing,  weld 
den  Schwerpunkt  der  Regierung  in  die  Landstände  yeilei 
(§.  325),  bundesgrundgesetzlich  ausgeschlossen^),  und  die  n 
geschmälerte  Erhaltung  des  monarchi8chen*Princip8  a 
bundesmässigen  Pflicht  erklärt  worden  2). 

ni.  Es  ist  somit  auch  bundesgrundgesetzlich  die  h(kdi 
wichtige  rechtliche  Vermuthung  flir  den  Souverai 
in  der  Art  festgestellt  worden,  dass  derselbe  jede  Regiemi^ 
handlung  ohne  Mitwirkung  der  Landstände  Yorzunebmen  Im 
fugt  ist,  hinsichtlich  deren  nicht  eine  Befugniss  der  Landsfiad 
zur  Mitwirkung  als  positiv-rechtlich  begrtindet  nadig 
wiesen  werden  kann.  Da  die  Wiener  Schlussakte  keine  bundi 
gesetzliche  Aufzählung  der  „bestimmten  Rechte'^  aii% 
stellt  hat,  bei  welchen  die  Landstände  mitzuwirken  haben ,  i 
können  über  den  Umfang  ihrer  Mitwirkung  nur  die  einzeim 
Landesgesetzgebungen  als  massgebend  betrachtet  werden;  d 
Bundesversammlung  liegt  es  aber  obj  von  Amtswegen  oder  a 
Anregung  durch  die  Betheiligten  die  nöthigen  Abändenmgj 
zu  verfHgen,  wenn  durch  eine  Verfassung  oder  Landesgeadj 
gebung  das  monarchische  Princip  gefährdet  werden  sollte')* 

IV.  Aus  den  Verhandlungen  auf  den  Wiener  Conferenn 
ergibt  sich  klar,  dass  durch  den  Artikel  57  den  Bundesgliede 
eine  positive  bundesmässige  Verpflichtung  und  I 
ziehungsweise  Beschränkung  hinsichtlich  des  Inhaltes  i 
von  ihnen  einzuführenden  landständischen  Verfassungen  i^ 
erlegt  werden  wollte  und  auferlegt  worden  ist,  und  zwar  d 
dem  Grunde,  „weil  der  Bundesverein  auf  die  Erhaltung  d 


0  Dass  dies  der  Sinn  des  Art  57  der  W.  S.-A.  ist,  sagt  der  Yortt 
der  Bedaktions-Commission  der  W.  S.-A.  ausdrücklich,  mit  dem  BeifiOfl 
dass  das  im  ersten  Entwürfe  vor  dem  Worte  „vereinigt'*  gesetzte  Wa 
„ungetheilt''  nur  darum  weggelassen  worden  sei,  weil  es  mit  der  dad 
folgenden  Restriction  einen  scheinbaren  Widerspruch  bilden  möchte  ij 
den  Sinn  ohnehin  nicht  wesentlich  verstärkt  Aegidi,  1.  c.  S.  206  Teij 
mit  S.  30  (vierter  Satz),  und  S.  43. 

*)  Siehe  den  Vortrag  des  k.  k.  Bundespräsidialgesandten  und  B.-B.  i^ 
16.  Aug.  1824,  Sitz.  24,  §.  131,  bei  v.  Meyer,  C.  J.  C.  G.  3.  Aufl,  Thi: 
S.  157  flg.  —  üeber  die  Durchflüirung  des  monarchischen  Prindps  nfl 
das  Nähere  unten  §.  344. 

»)  Vergl.  W.  S..A.  §.  61;  siehe  §.  337. 
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MUitbischeii  Princips  wesentlich  gegründet  ist'^^).  Dieses 
Mnip  wurde  dämm  als  das  „durchgreifende  der  ein- 
KJDen  Verfassungen^'  bezeichnet,  weil  dort,  ,,wo  das 
inoeratigche  Princip  in  einer  Verfassung  die  Oberhand  hätt^, 
&  8oayerame  Gewalt  zur  Handhabung  der  Föderativz wecke 
lieU  Dor  gelähmt  sein ,  sondern  nur  zu  bald  selbst  gänzlich 
msehwioden  würde ''^).  Es  bestand  demnach  auf  den  Wiener 
OnfereDzen  kein  Zweifel  darüber,  dass  eine  Verfassung  oder 
Terfiffiungsbestimmung,  durch  welche  ,,das  monarchische 
Prineip  aufgehoben''  wäre^),  sofort  in  Befolgung  eines 
Bmdesbeschlusses,  welcher  dies  ausspricht,  ausser  Wirksam- 
kdi  gesetzt  werden  müsse,  ohne  dass  dabei  der  im  art.  56 
fir  einen  ganz  anderen  Fall  vorgeschriebene  verfassungs- 
Bissige  Weg  einzuhalten,  d.  h.  hierzu  die  Einwilligung  der 
Ladende  erforderlich  wäre,  indem  es  als  „sichvon  selbst 
Terstehend"  erklärt  wurde,  „dass  die  Beschlüsse  des  Bundes 
ii  den  einzelnen  Bundesstaaten  gehörig  gehandhabt  und  ohne 
intand  zur  Vollziehung  gebracht,  auch  in  dem  Falle,  wo  es 
crford^Hch  ist,  als  Gesetze  promulgirt  werden,"  daher  denn 
»dl  ein  auf  die  ausdrückliche  Aufnahme  dieses  Grundsatzes 
(Biehteter  Antrag  als  überflüssig  abgelehnt  wurde  ^). 

y.  An  diesen  Grundsätzen  hat  die  Bundesversammlnng 
nmterbrochen  festgehalten:  sie  wurden  in  dem  Präsidial- 
TMtnge  vom  16.  August  1824  besonders  hervorgehoben^), 
od  in  dem  Bundesbeschlusse  vom  28.  Juni  1832  (den  sog. 
TIArtikehi)  neu  bestätigt»). 


*)  Yortrag  des  Freiherm  v.  Zentner  über  die  Anträge  des  fOnften 
AsKhnsses,  Beilage  B  zum  Protokoll  der  sechsten  Gonferenz,  bei  Aegidi, 
U  S.  32  Nr.  2  and  3;  und  Vortrag  der  Redaktions-GommisBion  fiber  den 
^tvoif  der  Scfalnssakte,  BeU.  A  zum  Protokoll  der  22.  Sitzung,  ebendas. 
Si  205.  206. 

^  GnmdzOge  zur  Interpretation  des  XTTT.  Artikels  der  Bundesakte, 
Bei  C  zum  Protokoll  der  sechsten  Gonferenz,  bei  Aegidi,  1.  c.  S.  33.  34. 
i      1  Ebendas.  S.  34  lin.  6  tou  unten.' 

i      ')  Antrag  des  Freiherm  von  Plessen,  im  Protokoll  der  achten  Gon- 
feaz,bei  Aegidi,  1.  c.  S.  44. 

0  Protokoll  der  B.-V.  vom  16.  August  1824,  Sitzung  24,  §.  131;  bei 
<»▼.  Meyer,  Gorp.  Jur.  Genf.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  H.  S.  158.  159. 

^  Siehe  unten  §.  338.  —  Yergl.  auch  den  diesen  B.-B.  einleitenden 
;  ^*ifiahortrag,  bd  G.  v.  Meyer,  1.  c.  ThL  IL  S.  240  flg.    * 


J 


202        §•  334.  Verbot  einer  TheUang  der  politischen  Gewalten. 

VI.  Nach  den  Beeinträchtigimgen,  welche  das  monarchischf 
Princip,  bo  wie  die  Uebereinstimmang  der  Landesgesetzgebnngei 
mit  der  Bundesgesetzgebniig  in  den  Jahren  1848  und  1849  dnreii 
die  Vorgänge  in  den  einzelnen  Bundesstaaten,  zum  Theüe  dnreli 
das  ,,eigene  Verhalten  der  Regierungen'^  erlitten 
hatte ^®),  wurde  zunächst  auf  den  Dresdener  Conferenzen 
neuerdings  der  Grundsatz  anerkannt,  ,, nicht  blos,  dass  die 
Verfassung  der  deutschen  Bundesstaaten  den  auf  Realisinmg 
des  Bundeszwecks  gerichteten  Gesetzen  und  Beschlfissen  des 
Bundes  nicht  entgegen  stehen  darf,  sondern  auch,  dass  wo 
dieses  etwa  der  Fall  sein  sollte,  die  Bundesgesetze  und  Beschttsse 
nichts  desto  weniger  zum  Vollzug  kommen,  und  dass  hieran 
die  Regierungen  selbst  kräftig  einwirken  mtlssen,  aber  der 
Bund  das  was  hier  zu  geschehen  hat,  nicht  den  Einzelnregie- 
rungen allein  überlassen  könne;  sein  Recht  gestatte  ihm  nicU 
nur,  sondern  seine  Pflicht  gebiete  ihm  auch,  dafilr  zu  sorgen, 
dass,  wo  die  Verfassungen  und  Gesetze  der  Einzelnstaat» 
nicht  im  Einklänge  mit  der  Bundesgesetzgebung  stehen,  durdi 
eine  Aenderung  der  ersteren  die  gestörte  Uebereinstimmang 
alsbald  wieder  hergestellt  werde.''  Was  die  Art  und  Weise 
anbetrifft,  wie  diese  Aenderung  zu  geschehen  hat,  so  schien 
es  aus  Rücksichten  auf  das  Ansehen  und  die  Würde  der  Be- 
gierungen  und  aus  anderen  Gründen  angemessen,  dass  der 
Bund  zunächst  diese  Regierungen  auffordere,  selbst  jene  Wider 
Sprüche  zu  beseitigend^). 

VU.  Auf  einen  hieran  anschliessenden  Antrag  von  0  ester- 
reich'und  Preussen^^)  .kam  sodann  der  Bundesbesehlnss 
vom  23.  August  1851,  Sitz.  20,  Protokoll  §.  120  *»)  zu  Stande, 
worin  die  Bundesversammlung  unter  Hinweisung  „auf  ihr  RecU 
und  ihre  Pflicht,  dafQr  Sorge  zu  tragen,  dass  in  keinem  Bundes- 
staate Zustände   bestehen,   welche  fUr  die  innere  Ruhe  und 


^0)  Siehe  den  Antrag  von  Oesterreich  a.  Preussen  in  derSitx.14 
der  B.-V.  v.  8.  Juli  1851,  Protok.  §.  68,  und  den  hierauf  erfolgten  B.-B. 
Tom  23.  August  1851,  Sitz.  20,  ProtokoU  §.  120,  bei  G.  v.  Mejer,  L  c. 
Thl.  IL  S.  560. 

^0  Bericht  der  zweiten  Gonunission  auf  den  Dresdener  Conferenzen, 
S.  2.  15. 

«)  Sitz.  14  der  B.-V.  TOm  8.  Juli  1851,  Protok.  §.  68. 

«)  G.  V.  Meyer,  1.  c.  Thl.  IL  S.  560. 
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Mnng  desselben  und  dadurch  ftlr  die  allgemeine  Sicherheit 
faBimdas  bedrohlich  sind/'  die  BandesregieniDgen  auffordert, 
b  m  den  einzelnen  Bundesstaaten,  namentlich  seit  dem  Jahre 
M  getroffenen  staatlichen  Einrichtungen  und  erlassenen  gesetz- 
Uen  Bestimmungen  einer  sorgfältigen  Prtifnng  zu  unterwerfen, 
od  dann,  wenn  sie  mit  den  Grundgesetzen  des  Bundes  nicht 
OD  Einklang  stehen,  diese  nothwendige  Uebereinstimmnng  ohne 
Terzog  wieder  zu  bewirken.  Die  Bundesversammlung  sprach 
\kM  die  zuversichtliche  Erwartung  aus,  dass  die  Bundes- 
legjenmgen  diese  unerlässliche  Uebereinstimmnng  durch  alle 
fesetzlichen  Mittel  herzustellen  bemüht  sein  und  durch 
uff  eigenes  Verhalten  in  Fragen  der  öffentlichen  Ordnung 
den  Grundgesetzen  des  Bundes  volle  Genfige  leisten  werden, 
Wiiettrich  aber  ihre  verfassungsmässige  Einwirkung 
fr  die  Fälle  vor,  wenn  solche  als  nothwendig  erkannte  Ab- 
iidenmgen  auf  Hindemisse  stossen  sollten,  und  sie  wird  hier- 
bei in  Erwägung  ziehen,  welche  in  ihrer  Competenz  liegenden 
Kittel  und  Wege,  namentlich  ob  die  Absendung  von  besonders 
a  mstmirenden  Commissionen  zfr  Erreichung  des  eben  aus- 
;»proclienen  Zweckes  in  Anwendung  zu  bringen  sind  ^^). 

Vni.  Um  den  Sinn  dieses  Bundesbeschlusses  richtig  zu 
erfassen,  darf  man  nicht  unbeachtet  lassen ,  dass  derselbe  mit 
mditicklicher  Hinweisung  auf  die  damaligen  besonderen  Verhält- 
m^  die  in  den  Jahren  1848  u.  1849  massenhaft  in  die  Landes- 
geetzgebnngen  aufgenommenen,  dem  monarchischen  Princip 
ond  den  Bundesgesetzen  widersprechenden  Bestimmungen,  ab- 
pEust  worden  ist,  in  der  schon  auf  der  Dresdener  Gonferenz 
»»gesprochenen  Absicht,  durch  die  Aufforderung  der  einzelnen 
Begienmgen  zur  Selbstprüfimg  ihrer  Landesgesetze  und  Ver- 
ittBangen  eine  ausserdem  von  der  Bundesversammlung  vorzu- 
Khnende  allgemeine  und  daher  schwierige  und  langwierige 
Revision  derselben  zu  umgehen,  und  dass  es  daher  nicht  im 
Eitfemtesten  in  der  Absicht  der  Bundesversammlung  lag,  das 
Princip  des  Art.  57  (und  58)  der  Wiener  Schlussakte,  d.  h.  das 
Becht  der  einseitigen  Aufhebung  einer  Verfassung  oder  Verfas- 


^)  Em  solcher  Bandescommissair  wurde  z.  B.  im  Jahre  1852  zur  Bei- 
^g  der  Yerfassungsstreitigkeiten  zwischen  Senat  und  Bürgerschaft  nach 
Bremen  abgeordnet    Siehe  unten  §.  337b.  m.  Note  8. 
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sangsbestimmnng  durch  einen  Bondesbeschlass  irgendwie  au&a- 
geben,  und'  die  hierunter  begriffenen  Fälle  den  unter  art.  56  be- 
griffenen Fällen  gleichzustellen.  Es  darf  femer  nicht  ttberseheo 
werden,  dass  mit  Absicht  und  Wohlbedacht,  um  eine  Verwechselung 
dieser  beiden  Gategorien  zu  vermeiden,  in  dem  Bundesbeschlusse 
V.  23.  Aug.  1851  Protok.  §.  120  nicht  der  Ausdruck  „herstellen 
auf  verfassungsmässigem  Wege^'  gebraucht  worden  ist, 
weil  dieser  in  dem  art.  56  der  Wiener  Schlussakte  in  d^ 
specifischen  Bedeutung  einer  mit  den  Landständen  zu  Stande 
zu  bringenden  Uebereinkunft  gebraucht  worden  ist**),  welche 
der  Bundesbeschluss  vom  23.  August  1851  Protokoll  §.  120 
selbst  in  den  von  ihm  behandelten  Fällen  als  möglicherweise 
vielfach  nicht  zu  erzielend  voraussetzt.  Auch  konnte  hier  gar 
nicht  auf  den  „verfassungsmässigen  Weg"  verwiesen 
werden,  weil  in  diesen  Fällen  möglicherweise  die  ganze  Ver- 
fassung, also  auch  der  in  ihr  etwa  enthaltene  Weg  zur  Ver- 
fassungsänderung selbst  als  ein  bundesrechtswidriger  ausser 
Wirksamkeit  zu  setzen  war.  Es  ist  daher  sehr  bedeutsam, 
dass  in  dem  Bundesbeschluise  vom  23.  Aug.  1851  Protokoll 
§.  120  der  hiervon  verschiedene  Ausdruck :  „herstellen  mit 
allen  gesetzlichen  Mitteln"  gebraucht  wurde,  welcher 
den  Begierungen  einen  viel  weiteren  Spielraum  gewährt  und 
ausser  dem  Versuche  einer  Verständigung  mit  den  bisherigen 
Ständen  auch  das  Einschlagen  anderer  Wege,  wie  z.  B.  der 
Octroirung  eines  provisorischen  Wahlgesetzes  oder  andern 
provisorischen  Gesetzes,  der  Verhandlung  mit  den  hiemach  neu 
berufenen  Landständen,  der  Erlassung  einer  Verordnung  u.  s.  w. 
begreift. 

IX.  Dass  die  Bundesversammlung  bei  Abfassung  des  Bundes- 
beschlusses vom  23.  August  1851,  Protokoll  §.  120  an  nichto 
weniger  dachte,  als  auf  ihr  bisheriges  Recht  des  direkten  Be- 
fehls und  der  einseitigen  Aufhebung  einer  blmdesrechtswidrigen 
Verfassung  oder  Verfassungsbestimmung  da  zu  verzichten,  wo 
sie  die  Sache  als  bereits  reif  zu  ihrer  Selbstentscheidnng  er- 
kannte, beweist  überdies  der  zweite,  an  demselben  Tage,  in 
derselben  Sitzung  gefasste  und  unmittelbar  in  dem  nächsten 
Paragraphen  des  Protokolls  sich  anreihende  Bundesbeschlnss 


IS)  Siehe  oben  §.  333. 
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NB.  23.  August  1851,  Sitsmig  20,  Protokoll  §.  121,  die  sog. 

flnoidreclite  des  deutschen  Volkes  betreffend.    Hierdurch  hat 

ft BosdesTersammlnng  den  Regierungen  aufgegeben,  die  in 

AiakAirt  unter  dem  27.  December  1848  erlassenen ,  in  dem 

bwBife  einer  Verfassung  des  deutschen  Reiches  v.  28.  März 

184}  wiederholten  Grundrechte  des  deutsc)ien  Volkes  in  allen 

fttttes  als  aufgehoben  zu  erklären,  sofeme  sie  nur  auf  Orund 

faEinfflhrnngsediktes  yom27.Dec.  1848  oder  alsTheil 

4ff  Reichsverfassung  in  den  einzelnen  Staaten  fllr  ver- 

Midlieh  erklärt  sind.    Unter  dieser  Voraussetzung  wurden  also 

ieGnmdrechte  „als  nicht  rechtsgültig^'  von  Haus  aus 

•Uärt,  ohne  Unterscheidung,  ob  ihr  Inhalt  den  Bundes- 

ilBsetzen  widerspricht  oder  nicht.  Die  Regierungen  derjenigen 

IltateD,  in  denen  Bestimmungen  der  Grundrechte  durch  be- 

mdere  Gesetze  in's  Leben  gerufen  worden  sind,  wurden 

Her  flir  verpflichtet  erklärt,  sofort  die  erforderlichen  Einlei- 

kgen  zu  treffen,  um  diese  Bestimmungen  ausser  Wirksamkeit 

iietz^,  „insofern  sie  mit  den  Bnndesgesetzen  oder 

en  ausgesprochenen  Bundeszwecken   in   Wider- 

frich  stehen."    Diese  Einleitungen  waren  aber  nach  der 

b  dahm  bestandenen  notorischen  Uebung  keine  anderen,  als 

ifidesherrliche  Verordnungen,  durch  welche  die  durch 

ien  Bundesbeschluss    als   bundesrechtswidrig    bezeichneten 

netze  sofort  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  wurden,  wovon 

liaim  auf  dem  nächsten  Landtage  den  Landständen  Vorlage 

Bniaeht  wurde  ^^).     Etwaiger   Widerspruch   der   Landstände 

Mmte  aber  die  Regierung  in  diesem  Falle  nicht  zur  Zurttck- 

ihme  der  Verordnung  nöthigen,  vielmehr  konnte  diese  even- 

die  militärische  Httlfe   des  Bundes  nach  Massgabe  der 

25—27  der  Wiener  Schlussakte  ansprechen  ^^);  desgleichen 
sich  die  Regierung  der  Anordnung  einer  Bnndesexecution 

I  wenn  sie  etwa  selbst  dem  Bundesbeschlusse  die  VoU- 


[  *)  So  ▼nrde  z.  B.  in  Baden  verfahren,  als  die  BtmdesTeraammlttng 
pdi  Beschlusfl  vom  5.  Joli  1832  die  Unverträglichkeit  des  badischen 
mgesetses  vom  38.  Juli  1831  mit  der  damaligen  Bundeapressgesetz- 
F^  ausgesprochen  hatte;  siehe  oben  §.  143,  II.  Note  6,  S.  349  und 
I  laO,  YL  S.  369.  . 

^  Siehe  oben  §.  152.  155. 
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ziehnng  verweigern  wollte  ^^).  Dieses  Verfahren  bildete  den 
sog.  bnndesyerfassungsmässigen  Weg,  und  hieran 
wurde  durch  die  Bnndesbeschlttsse  vom  23.  Aagost  1851,  Pro- 
tokoll §.  120  und  121  nichts  verändert  i»). 

X.  Hiermit  stimmt  auch  die  Praxis  der  Bundesversamm- 
lung, welche  doch  zunächst  wissen  musste,  in  welchem  Sinne 
sie  die  vorgedachten  Beschlüsse  gefasst  hat,  in  der  Behand- 
lung der  seit  1851  vorgekommenen  Fälle,  sowohl  in  den  Aiu- 
schttssvorträgen,  als  in  den  Bundesbeschlttssen  flberein^^).  £6 
geht  hieraus  mit  Bestimmtheit  hervor,  1)  dass  die  Bundes- 
versammlung nie  etwas  dagegen  eingewendet,  sondern  es  viel- 
mehr immer  als  zweckmässig  anerkannt  hat,  wenn  Regiemngea 
in  solchen  Fällen,  wo  keine  Gefahr  auf  dem  Verzuge  ist,  zuerst 
den  Versuch  machten,  die  nach  dem  Art  57  zu  bewirkendei 
Abänderungen  in  der  Verfassung  oder  anderen  Gesetzen  auf 
dem  landesverfassungsmässigen  Wege  (nach  Analogie  des 
Art  56  der  Wiener  Schlussakte)  durchzuführen  ^0 ;  ^^^  ^ 
aber  2)  das  Machen  eines  solchen  vorgängigen  Versuches 
keineswegs  „als  bundesrechtlichc  Pflicht^^,  sondern 
die  Regierungen  fOr  befugt  erachtet,  die  auf  Grundlage  des 
Art.  57  vorzunehmenden  Verfassungsänderungen  auch  ein- 
seitig anzuordnen,  und  ohne  eine  besondere  Aufforderong 
dazu  durch  einen Bundesbeschluss  abzuwartend^);  3)  dass  dk 


«)  Siehe  oben  §.  150.  171. 

^^)  Dieser  bundesverfaasungsmässige  Weg  zur  Behandlung  der 
unter  den  art  57  der  W.  S.-A.  begriffenen  Fälle  ist  sonach  allerdings  eil 
ganz  anderer,  als  der  in  den  unter  art.  56  begriffenen  Fällen  einzuhaltende: 
übrigens  ist  er  nichts  weniger  als  ein  mysteriöser,  wie  man  ihn  mit- 
anter  hat  bezeichnen  wollen,  wohl  aber  unter  Umständen  ein  sehr  empfind* 
lieber. 

^)  £ine  Zusammenstellung  der  einschlägigen  Bundesbeschlüsse  nnd 
Protokolle,  siehe  in  der  Denkschrift  betr.  die  Aufhebung  der  Verfiskssungeii 
vom  28.  und  29.  Oktober  und  den  gegenwärtigen  Yerfassungszustand  m 
Herzogthum  Anhalt-Dessau-Cöthen.   Dessau,  1862.  S.  150  flg. 

**)  Dies  ist  auch  in  yielen  Staaten  gelungen.  —  Einseitige  Aufhebmig 
nach  Tergeblichem  Versuch  ein«r  Verständigung  mit  den  LemdständeD  er- 
folgte im  Fürstenthum  Lippe:  B.-B.  vom  7.  April  1853,  Sitz.  12,  ProtoL 
§.  94,  bei  G.  v.  Meyer,  1.  c.  Tbl.  n.  S.  591. 

")  Sehr  scharf  und  bestimmt  ist  .dies  alles  ausgesprochen  in  dea 
Bundesbeschluss  vom  19.  April  1855,  Sitz.  13,  Protok.  i  154  Nr.  4;  ia 
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BirieiTenaiDmhing  keine  Beschwerde  der  Stände  wegen  eines 
MÜm  ebseitigen  Vorgehens  der  Regierang  als  begründet 
mkennt,  sofeme  hiemach  Yerfassnngsbestimmnngen  wieder 
flfleben  mflssten ,  deren  Beseitigung  nach  Massgabe  der  Bon- 
dagnetie  in  der  Verpflichtnng  der  Bnndesglieder  liegt  ^^); 
4)  da»  die  Bondesversammlnng  sich  Üi  befugt  erkennt,  nicht 
■r  einzelne  Verfassungsbestinunungen,  welche  den  Bundes- 
^dgesetzen  widersprechen,  sondern  auch  die  ganze  Ver- 
fisgang  ausser  Wirksamkeit  zu  setzen,  wenn  ihr  übriger 
hM  nicht  wohl  Yon  dem  bandesrechtswidrigen  zu  trennen 
iet^);  5)  dass  aber  ein  solcher,  eine  ganze  Verfassung  ausser 
Fnlsamkeit  setzender  Bundesbeschlnss  grundsätzlich  nur 
da  Zweck  hat,  eine  Be?ision  derselben  nach  bundesrechtlichen 
Gnehtepnnkten  zu  veranlassen,  und  dass  daher  die  Bundes- 
mammlnng  da,  wo  sie  es  dem  Interesse  des  Landes  und  des 
(esammten  Deutschlands  angemessen  findet,  auf  Vorstellung 
k  Betheüigten  einen  Bundesbeschlnss,  welcher  die  gesammte 
To&asimg  ausser  Wirksamkeit  setzte,  wieder  .aufheben 
od  sich  auf  die  Bezeichnung  der  einzelnen  Funkte  be- 


iMeyer, C.  J.  C.  G.  3.  Aufl.  Thl.  n.  S.  636.  —  Das  Gegentheil  suchte 
ibkndförechtlich  zu  begründen,  die  badische  Denkschrift  in  der  kur- 
ksEBchen  Yer&ssungsangelegenheit ,  Karlsruhe  1862;  siehe  dagegen  die 
iBiere Denkschrift  der  kurhessi sehen  Regierung,  s.  1.  e.  a.,  und  die 
ipkitische  Denkschrift  von  1862.  --  Yergl.  den  B.-B.  Tom  7.  Januar  1852, 
StL  1,  Protok.  §.  4,  das  Grundgesetz  der  Fürstenthümer  Wal  deck  und 
Ppaont  betr.  bei  G.  y.  Meyer,  1.  c.  Thl.  II.  S.  568;  Protokoll  vom 
S-Mai  1852,  Sitz.  14,  §.  139,  die  Aufhebung  der  Verfassung  von  Hess en- 
Bvnbarg  betr.,  ebendas.  S.  574  flg. 

^  Yer^.  den  Ansschussvortrag  in  der  34.  Sitz,  vom  22.  Dec.  1853, 
i  ft«ot  I.  338,  p.  1011;  und  den  B.-B.  vom  16.  Febr.  J854,  Sitzung  25, 
^^-  §.  52,  die  Beschwerde  der  Ausschussdeputirten  des  Fürstenthums 
%  betr.,  bd  G.  v.  Meyer,  1.  c.  Thl.  IL  S.  596. 

**)  So  lautete  der  auf  den  gemeinschaftlichen  Antrag  von  Oesterreich 
■APrenssen  in  der  9.  Sitz,  vom  27.  März  1852,  Protok.  §.  90  gefiasste 
^BodesbeBdüuss  in  der  knrhessischen  Angelegenheit,  wodurch  die  Yer- 
^■"og  Tom  5.  Januar  1831  nebst  einigen  anderen  Gesetzen  ausser  Wirk- 
«B^QI  gesetzt  wurde.  YergL  auch  den  B.-B.  vom  11.  Febr.  1858,  6.  Sitz. 
170  (bei  G.  V.  Meyer,  Thl.  H.  8.  677)  J^r.  1,  c,  worin  die  B.-V.  das 
YoftBSBQgBgesetz  fQjr  die  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten  der  däui- 
iciten  Monarchie  fbr  „nicht  durchweg  vereinbar  mit  den  Grond- 
>>ten  des  Bandes**  erklärt. 
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sehränken  kann,  welche  bei  einer  anf  dem  landesverfas- 
sangsmässigen  Wege  vorzunehmenden  Revision  aus  dei 
Verfassung  zu  entfernen  sind  oder  geeignete  BerUcksichtigimg 
zu  finden  haben  ^^).  Hiermit  ist  aber  nicht  gesagt,  dass  es 
sodann  lediglich  von  der  Znstunmung  der  Landstände  abhänge, 
ob  eine  solche  dem  Art  57  der  Wiener  Schlnssakte  zawid6^ 
laufende  Bestimmung  aus  der  Verfassung  wirklich  entfernt 
Werde,  sondern  es  versteht  sich  von  selbst,  dass  auch  hier  der 
Bundesversamndung  ihre  etwa  nöthige  weitere  bundesverfassuigs- 
mässige  Einwirkung  vorbehalten  bleibt^®),  indem  sonst  der 
Schutz,  welchen  art.  57  dem  monarchischen  Princip  gewähren 
will,  leicht  illusorisch  werden  könnte. 

XI.  Ob  die  dem  Art.  57  widersprechenden  Verfassung»- 
bestimmungen  „in  anerkannter  Wirksamkeit^'  im  Sinne 
des  Art.  56  bestehen,  ist  bezüglich  des  Rechtes  der  Bandes- 
versammlung, ihre  Beseitigung  zu  verlangen,  gleichgültig;  der 
Art.  57  setzt  vielmehr  sogar  als  regelmlUsig  voraus,  dass  diel 
der  Fall  ist  Uebrigens  begnügen  sich  alle  auf  der  Gmndlag« 
des  Art.  57  der  Wiener  Schlussakte  ergangenen  Bundesgesetii 
damit,  der  betreffenden  Regierung  aufzugeben,  die  demselben 
widersprechenden  Bestimmungen  „ausser  Wirkung  zu 
setzen'^  oder  „aufzuheben'',  d.  h.  eine  neue  corree- 
torische  Anordnung  durch  Gesetz  oder  Verordnung  zu  er 
lassen,  um  hierdurch  die  Uebereinstimmung  der  Landesgeseb 
gebung  mit  der  Bundesgesetzgebung  wieder  herzustellen.  DaM 
auch  alles,  was  unter  der  Herrschaft  der  aufzuhebenden  Yer 
fassungsbestimmung  dieser  gemäss  geschehen  ist,  absolut  nichtig 
sein  solle,  ist  nirgends  gesagt,  auch  konnte  dies  nicht  principid 
ausgesprochen  werden,  ohne  Gefahr  zu  laufen,  in  den  innerei 
staatsrechtlichen  Verhältnissen  vielfältig  eine  ebenso  nnnölhigi 


^)  In  dieser  Weise  hat  sich  die  Bandesversammlong  in  dem  neaero 
Bondesbeschlnsse  über  die  kurhessische  Vei&ssnngsangelegenheit  t.  24.  lU 
1862,  Sitz.  22,  Prot  §.  186  (bei  G.  v.  Meyer,  1.  c.  Tbl.  IH.  S.  288)  aus- 
gesprochen. —  Yergl.  auch:  Ilse,  die  Politik  der  beiden  deutschen  Gm» 
mftdhte  u.  der  B.-Y.  in  der  kurhessischen  Yerfiassnngsfirage.  Berlin,  1861.- 
Ueber  das  Becht  der  B.-V.,  ihce  Beschlüsse  abzuändern,  s.  oben  §.  146,  VI 

^)  Dies  wollen  auch  die  in  dem  eben  (Note  25)  angefahrten  B.-B.  t 
24.  Mai  1862,  Protokoll  §.  186  gebrauchten  Worte:  „zun&chstaafw 
fiissungsrnftssigem  Wege*'  ausdrücken. 
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äiTcrderbUche  Vrawimmg  zu  yeranlassen.  Daza  kommt  noeh, 
im  es  mitimter  zweifelhaft  sein  kann,  ob  eine  Verfassnngs- 
Mnmimg  dem  Art  57  der  Bandesakte  widerspricht,  so  lange 
Ih  noch  nicht  dnrch  einen  Bandesbeschlnss  erklärt  worden 
i$^  Uebrigens  kann  dabei  allerdings  noch  eine  Nichtigkeit 
m  iDderen  staatsrechtlichen  Grttnden  Platz  greifen. 


F.  Verbot   einer  Beschränkung  der  Bundesglieder  in 
irErfiillung  bundesmäsaiger  Verpflichtungen  durch  die 
landständisehen  Verfassungen  (W.  8. -A.  Art.  58). 

1.  Die  Rücksicht,  welche  in  einem  aus  hauptsächlich 
Riarchischen  Staaten  gebildeten  Staatenbunde  auf  die  Stel- 
ig  der  Einzelstaaten  zur  Gesammtheit  nothwendig  genommen 
rdea  muss,  führte  in  dem  Artikel  58  der  Wiener  Schlussakte 

folgender  Bestimmung:  „Die  im  Bunde  vereinten  Fürsten 
fen  durch  keine  landständische  Verfassung  in  der  ErftaUung 
er  bundesmässigen  Verpflichtungen  gehindert  oder 
ichränkt  werden." 

n.  Dieser  Grundsatz  ergibt  sich  als  selbstverständliche 
^he  Folgerung  aus  dem  Wesen  eines  Staatenbundes,  und 
irde  zugleich  als  eine  gleiche  Folgerung  aus  dem  Art.  57 
r Wiener  Schlussakte,  d.  h.  ans  dem  daselbst  ausgesprochenen 
ifidsatze  der  Aufrechthaltung  des  monarchischen  Prin- 
f8  sowohl  auf  den  Wiener  Conferenzen  von  1819  und  1820  *), 
I  auch  nachher  in  dem  Präsidialvortrage  v.  16.  August  1824^) 
teichnet,  überdies  auch  durch  den  Bundesbeschluss  vom 
.  Juni  1832   art.  3  wiederholt   eingeschärft  ^) ,   und   dessen 


")  Von  Nullität  gegenüber  dem  Bunde  spricht  Held,  System  des 

t-R.  Bd.  n.  S.  79.  81  flg.  —  Andere  betrachten  solche  Verfassungs- 
als  nicht  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehend.  Yergl. 
fif.  Mohl,  WOrtemberg.  Staatsr.  2.  Aufl.  Bd.  I.  S.  677.  684.  —  H.  A. 
•cbariae,  in  Bluntschli  und  Brater,  Staatswörterbuch.  Bd.  II.  S.  105. 

*)  Siehe  Aegidi,  1.  c.  S.  34.  36.  52. 

«)  SHzung  24,  Protokoll  §.  131,  bei  G.  v.  Meyer,  C:  J.  C.  G.  3.  Aufl. 
ML  S.  15a 

>)  Siehe  unten  §.  338. 

Zopfl,  Staatn«cht  6.  And.  U.  14 
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fortdanenide  Gültigkeit  auch  auf  den  DreBdener  Conferau 
(1851)  anerkannt^). 

III.  Es  gilt  daher  hinsicbtlieh  der  CompeteDz  der  Bmid 
versammlang,  zu  verfttgen,  dass  mit  diesem  Artikel  58  in  Wid 
sprach  stehende  Verfassnngsbestimmmigen  oder  andere  Grese 
ausser  Wirksamkeit  gesetzt  werden,  nach  den  bestimmtoi  1 
klärungen  auf  den  Wiener  Conferenzen  alles  dasselbe,  ^ 
bezüglich  der  Aufhebung  der  mit  Art.  57  in  Widergpni 
stehenden  Verfassungsbestimmungen  und  Gesetze  gilt^). 

IV.  Was  man  auf  den  Wiener  Conferenzen  von  1819  a.  18 
unter  einer  landständischen  Verfassung  verstand ,  welche  < 
Bundesglied  in  der  Erfüllung  seiner  bundesmässigen  Verpffi 
tungen  hindern  und  beschränken  würde  und  daher  ftir  kd 
mit  dem  Wesen  des  Bundes  vereinbare  Verfassung  gead 
werden  könnte,  zeigen  deutlich  die  von  dem  Fürsten  t 
Metternich  vorgelegten,  von  der  Conferenz  ihrem  Inhl 
nach  gebilligten  Grundzüge  zur  Interpretation  des  Art.  13  i 
Bundesakte®).  Hiemach  ist  dahin  zu  rechnen:  „jede  einzej 
Verfassung,  welche  der  Möglichkeit  der  Behauptung  der  (U 
sehen  Gesammtmacht  gegen  das  Ausland  entgegengesetzt  wi 
oder  der  Beförderung  der  Bundeszwecke  entgegenstünde,  (M 
welche  die  Unabhängigkeit  und  Unverletztheit  der  einzeli 
Staaten  gefährdete,  oder  welche  einen  Fürsten  derMögliehl 
beraubte,  seine  Pflichten  als  Bundesmitglied  in  jeder  von  d 
Bund  gesetzlich  von  ihm  zu  fordernden  Anstrengung,  Leisti 
u.  s.  w.  zu  erfüllen;  also  auch  eine  Verfassung,  welche  i 
Recht  der  BewUliguug  eines  Matrikular- Anschlags  der  frei 
Zustimmung  der  Stände  unterordnete;  oder  eine  Verfassoi 
vermöge  welcher  den  Ständen  ein  directer  Einfiuss  auf  politiM 
Fragen,  wie  es  jene  der  Regierung  des  gesammten  BmM 
oder  des  Kriegs  und  Friedens  sind,  eingeräumt  würde,  < 
Einfluss,  durch  welchen  dieselben  die  Mitwirkung  des  einzd^ 
Staates  zu  den  allgemeinen  Bnndeszwecken  untersagen  könnt^ 
oder  wenn  eine  Verfassung,  statt  die  Mittel  zur  Erhaltung  i 


*)  Vortrag  der  zweiten  Commission,  S.  9. 
B)  Siehe  §.834. 

>)  Anlage  C  zum  ProtokoU  der  sechsten  Sitzung  vom  16.  Dec  18 
bei  Aegidi,  I.  c.  S.  33.  34. 
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tetes  zn  sichern,  auf  Orondsätzen  beruhte,  welche  dieselbe 
Mühen,  oder  wenn  sie  Grondbestimmangen  enthielte,  welche 
Ar  Ergreifung  nnd  der  Handhabung  allgemein  nöthiger  Mass- 

Wpk  nur  Anfrechtbaltnng  der  öffentlichen  Ruhe  im  Bunde  oder 

keiiaefaien  Bundesstaaten  entgegenstünden/' 

§.  336. 

TL  Bestimmung  über  die  Oeffentlichkeit  landständischer 
Verhandlungen  (W.  S.-A,  Art.  59)- 

I  Bezüglich  der  Oeffentlichkeit  der  landständischen  Verband- 
Igen  wurde  in  dem  Artikel  59  der  Wiener  Schlussakte  vor- 
Behrieben^:  „Wo  die  Oeffentlichkeit  landständischer 
erlandlungen  durch  die  Verfassung  gestattet  ist,  muss 
leh  die  Geschäftsordnung  dafür  gesorgt  werden,  dass  die 
letzlichen  Grenzen  der  freien  Aeusserung  weder  bei  den  Ver- 
idlimgen  selbst,  noch  bei  deren  Bekanntmachung  durch  den 
lek,  auf  eine  die  Ruhe  des  einzelnen  Bundesstaats  oder 
I  gesammten  Deutschlands  gefährdende  Weise  ttberschritten 
iden"2). 

§.  337. 

L  Befugnifls  der  Bundesversammlung  zur  Einmischung 
Verfessungsstreitigkeiten  zwischen   einer  Regierung 

i  ihren  Landständen  im  Falle  übernommener  beson- 
derer  Garantie  der  landständischen  Verfassung. 

(W.  8.-A.   Art.  60.) 

I.  In  dem  Artikel  60  der  Wiener  Schlussakte  wurde  be- 
Dmt:  „Wenn  von  einem  Bundesgliede  die  Garantie 
I  Bundes  fttr  die  in  seinem  Lande  eingeführte  landständische 
rfttsung  nachgesucht  wird,  so  ist  die  Bundesversammlung 
leditigt,  solche  zu  tlbemehmen.    Sie  erhält  dadurch  die  Be- 


0  Die  Erklamngen  auf  den  Wiener  Conferenzen  von  1819  ond  1820» 
^  bei  Aegidi,  I.  c.  S.  34.  45.  46.  52. 

,  *)  VergL  den  B.-B.  v.  16.  Aug.  1824  (siehe  §.  338, 1.  Note  2) ;  B.-B.  t. 
I  Juni  1832,  art  5  (siehe  §.  338,  II,  5);  B.-B.  y.  28.  April  1836  (siehe 
itei  S-  338,  V.). 

14* 
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fagniss,  auf  Anrufung  der  Betheiligten,  die  Verfaa« 
aufrecht  zu  erhalten,  und  die  über  Auslegung  # 
Anwendung  derselben  entstandenen  Irrungen,  sofern  dl 
nicht  anderweitig  Mittel  und  Wege  gesetzlich  vorgesehriel 
sind,  durch  gütliche  Vermittelung  oder  comprom 
sarische  Entscheidung  beizulegen" 0- 

n.  Es  ist  in  diesem  Art.  60  nicht  Yorgeschrieben,  dass  i 
Bundesglied  bei  der  Nachsuchung  der  Bundesgarantie  flir  < 
vorgelegte  Verfassung  auch  zugleich  die  Zustimmung  sdi 
Landstände  beizubringen  habe.  Es  versteht  sich  aber  i 
selbst,  dass  die  Bundesversammlung  sowohl  von  Amtswegj 
als  auch  auf  etwaige  Anregung  durch  die  Betheiligten,  wie  | 
fürstlichen  Agnaten  oder  Landstände,  zu  prüfen  hat,  ob  c( 
gegen  die  Rechtsbeständigkeit  der  Verfassung  nach  Massgj 
der  Artikel  55—58  der  Wiener  Schlussakte  gegründete! 
denken  vorliegen^). 

ni.  So  zweckmässig  die  Bestimmungen  des  Art.  60 
die  Erledigung  von  Verfassungsstreitigkeiten   zwischen  ei^ 
Bundesgliede  und  seinen  Landständen  sind,  so   ist  von  l 
Rechte,   die  Verfassung  unter   die  Garantie   des  Bundes 
stellen,  bisher  nur  wenig  Gebrauch  gemacht  worden^. 


*)  Siehe  die  ProtokoUe  der  Wiener  Conferenz  von  1819  nnd  1820 
Aegidi,  1.  c.  S.  30.  46.  90.  112.  113.  123.  220. 

«)  Vergl.  den  Präsidialvortrag  in  der  18.  Sitz,  vom  13.  Mira  1 
ProtokoU  §.  93,  bei  G.  V.  Meyer,  C.  J.  C.  G.  3.  Aufl.  Tbl.  IL  S.  89. 

')  Garantieen  wurden  nachgesucht  und  von  der  B.-V.  übemoa( 
für  das  Grundgesetz  von  Sachsen- Weimar,  vom  5.  Mai  1816,  in 
18.  Sitz,  vom  13.  März  1817,  Protok.  §.  93;  für  das  Mecklenbfl 
Schwerin-  und  Mecklenburg-Strelitz*sche  Staatsgesetz  v.  2S. 
1817,  die  Bildung  einer  Instanz  zur  Entscheidung  von  Yerfassungs-Stn 
keiten  zwischen  den  Landesherren  und  den  Ständen  betr.  in  der  26. 
vom  25.  Mai  1818,  Protok.  §.  127;  für  die  landständische  Yer&ssoqg 
Fürstenthums  Hildburghausen,  vom  19.  März  1818,  in  der  49.1 
vom  1.  Oktober  1818,  Protok.  §.  228;  für  die  Verfiwsung  des  HeizogÄ 
Coburg  vom  8.  Aug.  1821,  in  der  20.  Sitzung  vom  15.  Juni  1822,  ftl 
§.  167;  siehe  G.  v.  Meyer,  1.  c.  Thl.  U.  S.  39.  64.  69.  147.  —  Der 
der  kurfürstlich  hessischen  Regierung  im  Jahre  1858  der  B.-y.  to 
legten  Verfassung  wurde  die  nachgesuchte  Bundesgarantie  verweigert;  I 
vom  24.  März  1860,  Sitz.  11,  Protok.  §.  107;  bei  G.  v.  Meyer,  1.  c  TU. 
(1862)  S.  17.  —  üeber  die  nachgesuchte  Uebemahme  der  Ganmtie 
Landschaftsordnung  für  die  anhaltischen  Herzogthümer  vom  1& 
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§.  337  a. 

Befiignisse    der  Bundesversammlung    zur  Ein- 
hung   in  Verfassungsstreitigkeiten   zwischen    einer 
gierang  und  ihren  Landständen  aus  der  allgemeinen 
Garantie  der  landständischen  Verfassungen. 
(W.  S.-A.  Art.  61.) 

u  L  Schon  in  den  ersten  Anträgen  des  f&nften  Aasscbnsses 
if  den  Wiener  Conferenzen  von  1819  nnd  1820  wnrde  der 
indilag  gemacht,  eine  ausdrückliche  Bestimmang  darüber 
buehmen,   ^^in  wie  weit  die  landständische  Verfassung  in 

Bandesstaaten  unter  der  allgemeinen  Gewährleistung  des 
üdes  stehe '<  0- 

IL  Ans  den  hierüber  gepflogenen  Verhandlungen  ging  der 
Kkd  61  der  Wiener  Schlussakte  hervor ,  welcher  an  den 
ikel  60  anschliessend  festsetzt:  ,, Ausser  dem  Falle  der 
inommenen  besonderen  Garantie  einer  landständischen 
i&asnng  und  der  Aufrechthaltung  der  über  den  13.  Art. 

Bindesakte  hier  festgesetzten  Bestimmungen^)  ist 

Bondesversammlnng  nicht  berechtigt,  inlandständische 
eelegenheiten ,  oder  in  Streitigkeiten  zwischen  den  Landes- 
ven und  ihren  Ständen  einzuwirken ,  so  lange  solche  nicht 

im  26.  Artikel  bezeichneten  Charakter  annehmen,  in  wel- 

1  Falle  die  Bestimmungen  dieses^  so  wie  des  27.  Aitikels, 
ih  hierbei  ihre  Anwendung  finden^).  Der  46.  Artikel  der 
Congressakte  vom  J.  1815  in  Betreff  der  Verfassung 

freien  Stadt  Frankfurt  erhält  jedoch  hierdurch  keine 
Inderang"^). 


^.  Augost  1859  steht  der  Beschlnss  der  B.-Y.  noch  aus.    Vergl. 

Stt  ▼.  17.  Dec.  1859  Protok.  §.  362.  —  Die  Bestimmung  der  V.-U. 

Baden,  1818,  §.83:  „Gegenwärtige  YerÜASSung  wird  unter  die  Garantie 

«ieotschen  Bundes  gestellt"  —  ist  nie  zum  Vollzug  gekommen;  auch 

tde  Ton  den  badischen  Landst&nden  niemals  ein  hierauf  bezüglicher  An- 

K  ftn  die  Staatsregierung  gestellt. 

I   «)  Bei  Aegidi,  L  c.  S.  30;  vergl.  S.  46.  90.  113.  123.  220. 
I  *)  £s  sind  die  Artikel  54-59  der  W.  S.-A.  gemeint. 
I   0  Siehe  oben  §.  155. 

I   *)  Ueber  diese  besonderen  Befugnisse  der  B.-V.  bezüglich  der  Yer- 
pog  der  freien  Stadt  Frankfurt,  siehe  oben  §.  138  ü;  §.  158  m,  1. 
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§.  337  b. 

IX.    Anwendbarkeit   der  Artikel   54 — 61    der    Wien© 

Schlussakte  auf  die  Verfassungen  der  freien  Städte. 

(W.  S.-A.  Art.  62.) 

I.  Sogleich  bei  der  ersten  vorläufigen  Discnssion  über  di< 
Anträge  der  fünften  Commission  wurde  auf  den  Wiener  Con 
ferenzen  die  Bemerkung  gemacht  0,  ^^dass  obgleich  landstän 
dische  Verfassungen  im  eigentlichen  Sinne  des  Worts  auf  die 
freien  Städte  allerdings  nicht  anwendbar  seien,  diese  jedoch 
in  Rücksicht  der  ihnen  zugehörigen  Gebiete  nicht  iUglich  ani 
rein  städtische  Verfassungen  beschränkt  werden  könnten,  und 
da  überdies  in  der  Yorgeschlagenen  Fassung  des  ftinftei 
Satzes  2)  nur  von  den  Verpflichtungen  der  souverainen  Fttrstei 
gegen  den  Bund  die  Rede  sei,  so  scheine  es  notiiwendig,  aucl 
der  freien  Städte  in  diesem  Artikel  Erwähnung  zu  thun/^  Di( 
Richtigkeit  dieser  Bemerkungen  wurde  anerkannt,  und  dabei 
beliebt,  dem  fHnften  Satze  die  Worte  beizuftigen:  „Derselbe 
Grundsatz  ist  auch  auf  die  eigenthümlichen  Verfassungen  dei 
freien  Städte  und  ihrer  Gebiete  anwendbar. '^ 

II.  Hieraus  ging  sodann,  nachdem  in  den  Artikeln  54—61 
der  Schlussakte  die  Bestimmungen  über  die  landständischc 
Verfassung  schliesslich  zusammen  gestellt  worden  waren,  dk 
Fassung  des  dermaligen  Artikels  62  der  Schlussakte  hervor, 
wonach  bestimmt  wird:  „Die  vorstehenden  Bestimmungei 
in  Bezug  auf  den  dreizehnten  Artikel  der  Bundes- 
akte^)  sind  auf  die  freien  Städte  in  soweit  anwendbar, 
als  die  besonderen  Verfassungen  und  Verhältnisse  derselben 
es  zulassen.^' 

in.  Demgemäss  wurden  die  Verfassungsstreitigkeiten  zwi- 
schen den  Senaten  der  freien  Städte  und  den  bürgerliche 
Behörden  durch  den  Bundesplenarbeschluss  vom  30.  Oktober 
1834  auch  hinsichtlich  der  Gompetenz  des  Bundes  Schieds- 
gerichtes den  Streitigkeiten  der  Regierungen  mit  ihren  Land- 


«)  Bei  Aegidi,  1.  c.  8.  28;  vergl.  S.  35. 
«)  Jetzt  W.  S.-A.  art.  58;  siehe  oben  §. 
»)  W.  S.-A.  art.  54-61. 
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Afai  gleiehgestellt^).     Desgleichen  hat  auch  die  Banden- 

wtjmmlqng,   abgesehen   von   ihren  besonderen    Befugnissen 

iUehÜieh  der  Yerfassnngsstreitigkeiten  in  der   freien  Stadt 

finkfiirt^),  naeh  Erlassnng  der  Bondesbeschittsse  y.  23.  Aag. 

mi,  ProtokoU  §.  120  und  §.  121«)  in  den  freien  Städten 

jittelbe  bundesrerfassüngsmässige  Einwirkung  bei  den  Ver- 

iittaogsreyisionen  ansgefibt,  wie  in  den  monarchischen  Staaten^), 

lioroo  insbesondere  der  Bnndesbeschinss  in  der  Verfassnngs- 

^gdegeuheit  der  freien  Hansestadt  Bremen  ▼.  6.  März  1852, 

ib.  6,  Protok.  §.  65  Zengniss  giebt»). 

§.  338. 

^Knzelne  BnndesbeschlUsse  liber  die  landständische 
Verfassung  vor  dem  Jahre  1848. 

Die  einzelnen  Bnndesbeschltisse  von  allgemeiner  Bedentnng, 
bezUglich  des  landständischen  Verfassnngswesens  bis 

Jahre  1848  gefasst  wurden,  bezwecken  insgesammt,  Ueber- 

fe  der  Landstände  und  eine  Gefährdung  des  monarchischen 
ioeips  abzuwenden.  Sie  wiederholen  daher  zum  Theile  die 
itimmungen  der  Wiener  Schlussakte  0,  zum  Theile  ent- 
dEeh  sie  die  darin  aufgestellten  Grundsätze  weiter.  Es 
iSren  hierher: 

I.  Bondesbeschluss  vom  16.  Aug.  1824,  welcher  die  Hand- 
boDg  der  Artikel  57  und  59  der  Wiener  Schlussakte  (die 
kJtang  des  mojiarchischen  Princips  und  die  Verhütung  des 
nbranches  der  Oeffentlichkeit  der  landständischen  Verhand- 


«)  Siehe  oben  %.  166,  I. 

■)  Siehe  oben  {.  837  a,  II,  Note  4.    (W.  S.-A.  art.  61,  siehe  besonders 

i  S.  138,  n.) 

*)  Siehe  oben  §.  334,  Vü.  VUL  IX. 

^  Siehe  z.  B.  über  Hambarg,  Protok.  der  19.  Sitz.  v.  21.  Juni  1865 
|fi3;  der  12.  Sitz,  vom  3.  April  1866,  §.  114;  bei  G.  v.  Meyer,  1.  c. 

n.  S.  638.  645;  siehe  unten  §.  418. 
I    ')  Bei  G.  Y.  Mejer,  L  c.  Tbl.  11.  S.  571.  —  Die  Absendung  eines 
^■daooinmissairs  verfügte  hieran  anschliessend:  6.-B.  v.  22.  M&rz  1852, 
fci.  8,  f  80;  ebendas.  H.  S.  572.  —  Vergl.  unten  §.  417. 
I    0  Siehe  §.  381  flg. 
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langen)  einschärft^).    Er  ist  als  aufgehoben  zn  betrachten,  m 
sofeme  er  nur  provisorische  Massregeln  enthielt^). 

n.  Bundesbeschluss  (die  VI  Artikel)  v.  28.  Juni  1832«): 

1)  Durch  art.  1  wurden  die  deutschen  Fttrsten  unter  Hin- 
weisung auf  art.  57  der  Wiener  Schlussakte  für  berechtigt 
und  verpflichtet  erklärt,  eine  mit  dem  Grundsatze,  dass  dei 
Souverain  nur  in  der  Ausübung  bestimmter  Rechte  an  die  Mit 
Wirkung  der  Stände  gebunden  sein  kann,  in  Widerspruch 
stehende  Petition  der  Stände  zu  verwerfen. 

2)  Durch  art.  2  dieses  Bundesbeschlusses  vom  28.  Jnni 
1832  wurde,  ebenfalls  mit  Hinweisung  auf  art.  57  und  zugleich 
auch  auf  art.  58  der  Wiener  Schlussakte,  der  Grundsatz  auf- 
gestellt, „dass  keinem  deutschen  Souverain  durch  die  Land- 
stände die  zur  Führung  einer  den  Bundesp fliehten  und 
der  Landesverfassung  entsprechenden  Regierung  erforder 
lichenMittel  verweigert  werden  dürfen '^ ^) ,  und  dass  dabei 
„Fälle,  in  welchen  ständische  Versammlungen  die  Bewilli* 
gung  der  zur  Führung  der  Regierung  erforderlichen  Steuern 
auf  eine  mittelbare  oder  unmittelbare  Weise  durch  die  Durch- 
setzung anderweitiger  Wünsche  und  Anträge  bedingei 
wollten,  unter  diejenigen  Fälle  zu  zählen  sind,  auf  welche  di€ 
art.  25  und  26  der  Schlussakte  in  Anwendung  gebracht  werdoi 
müssten,''  d.  h.  dem  „offenen  Aufruhr^'  gleich  zu  behan- 
deln sind. 

3)  Ausdrücklich  wurde  femer  durch  den  Bundesbesehluss 
V.  28.  Juni  1832  art.  3  festgesetzt:  „dass  die  innere  Gesets- 
gebung  der  deutschen  Bundesstaaten  dem  Zwecke  des 
Bundes,  wie  solcher  in  dem  art.  2  der  Bundesakte  und  in 
dem  art.  1  der  Schlussakte  ausgesprochen  ist,  in  keiner  Weise 
einen  Eintrag  thun,''  d.  h.  nicht  mit  demselben  im  Wider- 
spruch stehen  dürfe.   Zugleich  wurde  die  Vorschrift  des  art.  58 


«)  Abgedruckt  bei  G.  v.  Meyer,  C.  J.  C.  G.  3.  Aufl.  Tbl.  U.  S.  ICa 

3)  Siehe  oben  §.  182  Note  9. 

*)  Siehe  die  YI  Artikel  des  Bundesbeschlusses  vom  28.  Juni  1832  bei 
G.  V.  Meyer,  1.  c.  IL  S.  248.  249. 

B)  Schon  auf  den  Wiener  Conferenzen  war  der  Vorschlag  gemadit 
worden,  eine  solche  Bestimmung  in  die  Schlussakte  aufzunehmen :  man  hielt 
aber  die  gewählte  Fassung  des  art.  58  der  Wiener  Schlossakte  f&r 
reichend.  Vergl.  Aegidi,  1.  c.  S.  28.  30.  34.  35. 
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dir  SeUosgakte  wiederholt ,  und  neben  der  allgemeinen  Er- 
ränaog,  dass  die  Gesetzgebung  der  Einzelstaaten  der  Er- 
MsDg  der  bnndesmässigen  Pflichten  nieht  hinderlich  sein 
We,  namentlich  ,,die  dahin  gehörige  Leistung  von  Geld* 
Miigen"  heiyorgehoben. 

4)  Nach  dem  art.  4  des  Bnndesbeschlnsses  v.  28.  Jnni  1832 
nrde  eine  Bnndestagscommission  anf  sechs  Jahre  ernannt,  um 
k  landständischen  Verhandlangen  in  Deutschland  zu  tiber- 
wadten. 

5)  In  dem  art.  5  desselben  Bundesbeschlusses  v.  28.  Juni 
1832  worden  abermals  die  Vorschriften  des  art.  59  der  Schlüss- 
ige bezfiglich  der  Veröffentlichung  landständischer  Verhandlun- 
gen durch  den  Druck  (§.336)  erneuert,  und  insbesondere  verpflich- 
tetee  sich  sämmtliche  Bundesregierungen  gegen  einander,  zur 
Yditttang  von  Angriffen  auf  den  Bund  in  den  ständischen 
Teßammlungen  und  zur  Steuerung  derselben,  jede  nach  Mass- 
pk  ihrer  inneren  LandesYcrfassung,  die  angemessenen  An- 
fffaimgen  zu  erlassen  und  zu  handhaben. 

6)  In  dem  art.  6  des  Bundesbeschlusses  vom  28.  Juni  1832 
varde  es  als  selbstverständlich  erklärt,  dass  zu  einer  Aus- 
legung der  Bundes-  und  Schlnssakte  mit  rechtlicher  Wirkung, 
nr  allein  und  ansschliesslich  der  deutsche  Bund  berechtigt 
iAf  welcher  dieses  Recht  durch  sein  verfassungsmässiges  Organ, 
£e  Bondesversammlung  austtbt^). 

m.  Diese  sechs  Artikel,  welche  keine  anderen  Grund- 
sitze aufstellen,  als  solche,  welche  bereits  in  den  Artikeln  57, 
K  und  59  der  Wiener  Schlussakte  theils  wörtlich,  theils  dem 
Suse  nach  als  bundesrechtliche  festgestellt  worden  waren''), 
aregten  vielfach  Beltirchtungen,  als  wenn  dadurch  den  land- 
KindiBchen  Befugnissen  noch  engere  Schranken  als  vorher 
peetzt  werden  sollten.  Es  sahen  sich  daher  mehrere  Regier 
rangen  veranlasst,  desshalb  beruhigende  Erklärungen  zu  geben  ^). 
Um  jedoch  Missverständnissen  vorzubeugen,  wurde  durch  Bundes- 


*)  Dasselbe  bestimmte  schon  die  W.  S.-A.  art.  17 ;  siehe  oben  §.  148, 
IIi5:  QDd  noch  schärfer  der  B.-B.  vom  11.  December  1823,  Sitz.  24,  Prot. 
§■  167;  bei  G.  V.  Meyer,  1.  c.  n,  151 ;  siehe  oben  §.  111,  n.  Note  2. 

^  Vergl.  (Eichhorn)«  Beleuchtung  der  wesentlichsten  gegen  den 
ß.-B.  T.  28.  Juni  erhobenen  Einwendungen.  Berlin,  1832. 

*)  Siehe  oben  §.  151  Kote  3. 
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beseUosB  Yom  8.  Nov.  1832,  Sitz.  42 ,  Protok.  §.  485  ausge 
spiochen^),  dass  „wie  sich  von  selbst  yersteht,  durch  die  yoi 
einigen  S^einngen  der  Bekanntmachnng  dieser  BescUllssc 
beigeftigten  eriänternden  Beisätze  der  aHgemeinen  Verbindlich 
keit  des  Bnodesbeschliisses  vom  28.  Juni  (IS^^)  für  sämmt 
liehe  Bundesstaaten  in  keiner  Beziehung  irgend  ein  Elintrag 
habe  geschehen  können,  sowie  solches  ohnehin  auch  nicht  ia 
der  Absicht  der  einzelnen  Regiemngen  gelegen  hat/'  Von 
diesen  sechs  Artikeln  ist  der  vierte,  der  überhaupt  nur  eine 
Yorttbergehende  Massregd  zum  Gegenstand  hatte,  längst  ausser 
Wirksamkeit  getreten,  auch  hat  der  fttnfte  in  Folge  der  ver- 
änderten Pressgesetzgebung  des  Bundes  die  damalige  Bedeu- 
tung verloren  ^®).  Im  Uebrigen  betrachtet  die  Bundesversamm- 
lung diese  Artikel  noch  durchaus  als  praktisch,  und  rechne! 
dieselben  keineswegs  zu  den  durch  den  Bundesbeschlusfl 
vom  2.  April  1848  aufgehobenen  sog.  Ausnahmsgesetzen^^). 

IV.  Die  auf  den  Wiener  Conferenzen  (1834)  untei 
den  Bundesregierungen  vereinbarten  Grundsätze  über  das  Ver 
halten  der  Regierungen  gegenttber  von  den  landständischen 
Versammlungen,  welche  ebenfalls  auf  die  Verhütung  von  Ueb^- 
griffen  der  Landstände  abzielten,  sind  niemals  zu  förmlichen 
Bundesbeschlüssen  erhoben  worden  ^^).  Wohl  aber  wurde  das 
auf  denselben  Wiener  Conferenzen  beschlossene  Bundes« 
Schiedsgericht  zum  Behufe  der  Entscheidung  von  Streitig« 
keiten  zwischen  Regierungen  und  Landständen  durch  Bandes- 
beschluss  vom  30.  Oktober  1834  eingerichtet  ^3). 

V.  Ein  Bundesbeschluss  vom  28.  April  1836,  Sitzung  3^ 
§.  70  schrieb  vor,  dass  Berichte  und  Nachrichten  fiber  Ve^ 
handlungen  deutscher  Ständeversammlungen  nur  aus  den  öffenfr 
liehen  Blättern  und  aus  den  zur  Oeffentlichkeit  bestimmten 
Akten  des  betreffenden  Bundesstaates  aufgenommen  werden 
dürfen,  und  dass  deshalb  die  Heransgeber  und  Redaktoren  der 


•)  G.  V.  Meyer,  1.  c.  H,  249. 
*o)  Siehe  unten  §.  471  flg. 
**)  Siehe  das  Nähere  oben  §.  182,  ÜI,  Note  9. 
*<)  Yergl.  das  Schlussprotokoll  der  Wiener  Conferenz  v.  12.  Juni  1834, 
art  15—27,  in  Welcker,  wichtige  Urkunden.  Mannheim,  1844.  S.375n.l 
*»)  Siehe  oben  §.  166  u.  f. 
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Bluter  angehalten  werden  sollen,  die  Qnelle  ansn- 
lekcB,  ans  welcher  sie  solche  Berichte  und  Naehrichten  ge- 
«h^  haben  ^^).  Dieser  Besehlnss  hat  in  Folge  der  neueren 
lodegpieflsgesetzgebnng  (§.  471  flg.)  seine  Bedeutung  yerloren. 

§.  339. 
Die  Beschlüsse  der  constiuirenden  Nationalversammlung 
xfl  Frankfurt  (1848)  und  die  neuesten  Bundesbeschllisse 
(1851)  über  die  landständische  Verfassung, 

I.  In  die  Yon  der  Nationalversammlnng  zu  Frankfurt 
kseblossenen  und  vom  Reichsverweser  unter  dem  21.  Dec. 
KiS  als  Gesetz  yerktlndigten  Grundrechte  des  deutschen 
Tolles  und  sonach   auch  in  die  Reichsverfassung  vom 
März  1849  waren  als  Artikel  XII  der  Grundrechte  folgende 
mnngen  über  die  landständische  Verfassung  aufgenommen: 
„Jeder  deutsche  Staat  soll  eine  Verfassung  mit  Volksvertre- 
haben/^    2)   „Die  Minister  sind  der  Volksvertretung  ver- 
ortlicb/'    3)  „Die  Volksvertretung  hat  eine  entscheidende 
e  bei  der  Gesetzgebung,  bei  der  Besteuerung,  bei   der 
UDg  des  Staatshaushaltes;  auch  hat  sie,  —  wo  zwei  Kam- 
vorhanden sind,  jede  Kammer  fUr  sich  —  das  Recht  des 
itzvorschlages,  der  Beschwerde,  der  Adresse,  so  wie  der 
tklage  der  Minister/'    4)  „Die  Sitzungen  der  Landtage  sind 
da-  Regel  öffentlich." 
n.  Durch    den  Bundesbeschluss   vom    23.  August  1851, 
tokoll  §.  121,  ist  dieser  Bestimmung,  ebenso  wie  sämmt- 
len   Grundrechten,    die   allgemeine   Rechtsgültigkeit  abge- 
ehen  worden <).    Darüber  aber,  ob  die  einzelnen,  in  den 
drechten  bezflglich  der  landständischen  Verfassungen  ent- 
en  Bestimmungen,  oder  welche  derselben,  etwa  nicht  in 
einzelnen  Landesverfassungen  aufgenommen  werden  dürften, 
sich  die  Bundesversammlung  nicht  ausgesprochen. 
IIL  Durch  einen  anderen  Bundesbeschluss  v.  23.  August 
i851,  PtotokoU  §.  120,  sind  überhaupt  die  Regierungen  auf- 
pefordert  worden,  die  „namentlich  seit  dem  J.  1848  getroffenen 

**)  Abgedrückt  bei  G.  ▼.  Meyer,  1.  c.  TU.  H.  8.  328. 
0  Siebe  über  diesen  B.-B.  Ausführlicheres  oben  $.  384,  DL 
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staatlichen  Einrichtungen/^  welche  mit  den  GnmdgeBetzen  des 
Bundes  nicht  im  Einklänge  stehen,  wieder  zu  beseitigen  nnd 
die  nothwendige  Uebereinstimmnng  der  Landesverfassung^ 
mit  der  Bundesgesetzgebung  ohne  Verzug  wieder  herzustellen^). 
Die  Bundesversammlung  erkennt,  so  viel  die  Beseitigung 
der  gedachten  staatlichen  Einrichtungen  in  Folge  dieses  Bundes- 
beschlusses anbelangt,  die  Anwendbarkeit  des  art.  56  d^ 
Schlussakte  nicht  an,  und  hat  daher  in  einem  Falle  eine  Be- 
schwerde der  Landstände  wegen  einseitiger  Aufhebung  solcher 
Einrichtungen  durch  die  Staatsregierung  als  unbegründet  ab- 
gewiesen ^). 

§.  340. 

Der  politische  Charakter  der  Verfassungsurkunden 

und  Landesgrundgesetze  der  monarchischen  deutschen 

Staaten   seit   der   Stiftung   des   deutschen  Bundes    im 

Allgemeinen. 

I.  Die  ersten  Yerfassungsurkunden  deutscher  Einzelstaateo 
(in  den  Jahren  1814  bis  1830)  haben  sich  grösstentheils  mehr 
oder  minder  an  das  Vorbild  der  französischen  Charte  (Lud- 
wig's  XVIII.)  vom  4.  Juni  1814  gehalten.  Sie  stellen  eio 
seitdem  vorzugsweise  in  Deutschland  als  constitutionelle 
Monarchie  bezeichnetes  Repräsentativsystem  auf,  welches 
neben  der  Anerkennung  des  monarchischen  Princips  in  seiner 
vollen  Bedeutung  den  Landständen  entschieden  den  Charakter 
einer  allgemeinen  Landesvertretung  beilegt  und  dieser 
wesentliche  Rechte  einräumt,  wobei  jedoch  meistens  hinsichtlich 
der  Zusammensetzung  der  landständischen  Körperschaften  auf 
die  geschichtliehen  Grundlagen  der  älteren  deutschen  land- 
ständischen Verfassung  Rücksicht  genommen  worden  ist^. 


«)  Siehe  über  diesen  B.-B.  Ausfftlirliclieres  oben  §.  334,  VII  u.  Vm. 

3)  Yergl.  den  Vortrag  der  Reklamationskommission  über  die  B e  s c h  werde 
der  landst&ndischen  Ausschoss-Depatirten  des  Fürstenthmns  Lippe,  in  der 
34.  Sitz.  d.  B.-V.  vom  22.  Dec.  1Ö53,  Protok.  §.  338;  und  den  B.-B.  too 
16.  Febr.  1854,  Sitz.  5,  Protok.  §.  52.  —  Vergl.  auch  den  B.-B.  v.  19.  April 
1855,  Protok.  §.  154  in  der  hannoverschen  Yerfassungsangelegenheit  — 
Siehe  hierüber  insbesondere  das  Ausführlichere  oben  in  §.  334  Nr.  YII— XI. 

*)  Hierher  gehören  die  Yerf.-Ürkunden,  Grundgesetze  und  Landschafis- 
ordnungen  für  Nassau  v.  2.  Sept  1814.  —  S.-Weimar  v.  5.  Mai  1816.  — 
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DL  Auch  in  allen  übrigen  landständisehen  Einrichtangen 
9  da  EinzelBtaaten  tritt  ohne  Ausnahme  der  Charakter  einer 
illsemeinen  Landesyertretnnghervor,  wenn  sie  auch 
uty  wie  z.  B.  in  Preossen,  znerst  als  Proyinzialstftnde  nnd 
■r  mit  berathender  Stinune  organisirt  worden  ^). 

in.  In  jenen  Staaten  ^  in  welchen  mit  der  Einrichtung 
allgemeiner  Ständeversammlnngen  gezögert  wurde ,  trat  die 
Forderung  nach  der  Umbildnng  der  Verfassung  in  eine  con- 
ätotioneUe  Monarchie  in  obigem  Sinne  meistens  nur  nm  so 
Uliafter  henror,  als  die  Bewährung  dieser  Forderung  auf 
Sehwierigkeiten  zu  stossen  schien.  In  den  Verfassungsnrkunden, 
vdehe  zwischen  den  Jahren  1830  bis  gegen  1848  zu  Stande 
gebracht  wurden,  machte  sich  schon  der  Einfluss  der  Doktrinen 
jtt«'  die  constitntionelle  Monarchie  bemerkbar ,  welche  in  die 
z6gische  Charte  (Louis  Philipp's)  vom  7.  Aug.  1830 
gefunden  hatten.  Wenn  gleich  in  verschiedenem 
so  wurden  doch  in  denselben  die  Rechte  der  Landstände 
|k  Allgemeinen  erweitert;  doch  liegt  denselben  noch  überall 
Gedanke  der  Erhaltung  des  monarchischen  Princips  in 
;er  Wirksamkeit  zu  Grunde^). 

IV.  Dasselbe  Streben,  die  Rechte  der  Landstände  zu  cr- 
em,  erhielt  einen  neuen  Anstoss  durch  die  demokratische 

tixembnrg  (k.  niederlftnd.  Verf.)  v.  24.  Aug.  1815.  —  Bayern,  ▼.  26.  liai 
Ins. -.Baden,  ▼.22.  Aug.  1818.—  Wttrtemberg,  ▼.  2&.  Sept.  1819.— 
ptinover,  t.  17.  Dec.  1819.  --  GroBsh.  Hessen,  v.  17.  Dec.  1820.  - 
liehsen-M  ei  Dingen,  v.  23.  August  1829.  —  Vergl.  Minister  Freiherr 
»Stein,  Denkschriften  aber  deutsche  Verfassungen,  herausgegeben  von 
KG.  Pertz,  Berlin  1848. 

!  *)  ToIksTertretung  mit  b  er  ath  ender  Stimme  ordneten  an:  Schwarz* 
Itrg-Budolstadt,  Yerordn.  v.  8.  Jan.  1816.  —  Liechtenstein,  Verf. 
i:  9.  Not.  1818. 

0  Hierher  gehören  die  Verf.-Urkunden,  Grundgesetze  und  Landschafks- 
Mnmgen  von  Schwarzburg-Rudolstadt,  vom  28.  Dec.  1830  und 
ILSept  1841.  —  S.-Altenbnrg,  v.  29.  April  1881.  --  K.  Sachsen, 
i^lSept  1881.  —  Braunschweig,  v.  12.  Oct.  1832.  —  Hannover, 
nag.  Sept.  1833  und  6.  Aug.  1840.  —  Hohenzollern-Sigmaringen, 
klL  Juli  1833.  —  Am  weitesten  ging  in  dieser  Zeit  die  Verf. -Urkunde 
^  Kurhessen,  Tom  5.  Januar  1831,  wurde  aber  eben  desshalb  sp&ter 
(18^2)  Yon  der  Bundesversammlung  missbilligt  und  deren  Aufhebung  an- 
pordnet,  jedoch  durch  B.-B.  v.  24.  Mai  1862  im  Wesentlichen  wieder  her- 
PsteOt    Siehe  oben  §.  324,  Note  2&  und  unten  §.  341,  YIU. 
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Bewegung,  welche  in  Folge  der  französischen  Revolution  vom 
24.  Februar  1848  auch  in  Deutschland  entstanden  war.  In 
Folge  hiervon  erlitten  die  früheren  Verfassungsurkunden  in 
vielen  Staaten  nicht  nur  wesentliche  Modificationen*),  sondern 
es  entstanden  in  einzelnen  deutschen  Staaten  sogar  Verfassun- 
gen, welche  unverhohlen  dem  demokratischen  Prineip  das 
üebergewicht  ttber  das  monarchische  beilegten^). 

V.  Nachdem  aber  der  Versuch  einer  Umgestaltang  der 
politischen  Gesammtverfassung  Deutschlands  im  Sinne  d^ 
demokratischen  Bewegung  misslungen  war,  so  wurden  alsbald 
auch  die  auf  das  demokratische  Prineip  gebauten  Verfassungs- 
gesetze der  Einzelstaaten  entweder  wieder  ganz  beseitigt,  oder 
in  Gemässheit  der  Bnndesbeschlüsse  vom  23.  August  1851 
abgeändert,  und  somit  kehrte  man  allenthalben  wieder  zu 
einem  Repräsentativsystem  zurück,  welches  das  monarchische 
Prineip  als  an  der  Spitze  der  Staatsverfassung  stehend  an- 
erkennt *). 


*)  Siehe  das  Einzelne  im  §.  341. 

B)  Dahin  gehörten  insbesondere  die  Yerf.  -  Urkunden  Yon  S. -Gotha, 
vom  26.  M&rz  1849.  —  Mecklenburg-Schwerin,  v.  10.  Oct  1849.  — 
Anhalt-Dessau,  vom  29.  October  1848.  —  Anhalt-Bernburg,  vom 
14.  Dec.  1848.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  v.  12.Dec.  1849.— 
Reuss  j.  L.,  V.  30.  Nov.  1Ä49.  —  Waldeck,  v.  23.  Mai  1849  u.  s,  w.— 
Auch  die  in  Oesterreich  am  25.  April  1848  und  4.  M&rz  1849  verkündigleB 
Reichsverfassungen  und  die  in  Preussen  am  5.  Dec.  1848  oktroirte  pron> 
sorische  Verfassung  zeigen  die  Einflüsse  der  damaligen  demokratischeB 
Strömung.  Schon  in  der  Form  findet  sich  in  allen  diesen  Verfassung»- 
urkunden,  die  österreichischen  ausgenommen,  im  Vergleiche  zu  den  firOheroi 
deutschen  Verfassungsurkunden  der  Unterschied,  dass  darin  aberall  deja 
Abschnitte  von  den  Rechten  der  Staatsangehörigen  der  Platz  vor  den 
Rechten  des  Souverains  zugewiesen  wurde,  während  in  den  älteren  Ter* 
iassungsurkunden  die  umgekehrte  Ordnung  eingehalten  war.  —  An 
weitesten  gingen  die  Yerfiassungsurkunden  von  Anhalt-Dessau  and 
von  S.- Gotha  in  unverhohlener  Darstellung  des  Systems  der  Theilnng 
der  Gewalten.  Anhalt-Dessau,  Y.-U.  1848,  §.  4.  „Die  Regienings- 
form  ist  die  demokratisch-monarchische.''  §.  5.  „Alle  Gewaltea 
gehen  vom  Volke  aus.''  —  S.-Gotha,  1849,  §.3.  „Die  Staatsgewalt, 
soweit  sie  dem  Volke  zukommt,  wird  nur  durch  die  AbgeordnefeeB^ 
Versammlung  ausgeübt." 

<)  Siehe  das  Einzelne  im  §.  343. 
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§.  341. 
Cebersicht  der  gegenwärtig  bestehenden  deutscheu 
Verfassungsurkunden  und  Landesgrundgesetze  ^). 

I.  In  Oesterreich  befanden  sich  schon  von  Alters  her 
m  den  einzehien  deutschen  Kronländem  Landstände  in  drei 
eder  ?ier  Carien :  Prälaten,  Herren,  Ritter,  Städte  und  Märkte, 
die  aich  bis  zum  Jahre  1848  in  hergebrachter  Weise  auf  der 
Groodlage  ihrer  alten  Privilegien,  zum  Theile  auch  erst  in 
Deaerer  Zeit  erhaltener  Stände  Verfassung,  erhielten  2).  Eine 
Tom  K.  Ferdinand  I.  am  25.  April  1848  verkündigte  Ver- 
fassung des  österreichischen  Kaiserstaates  trat  nicht  in  Wirk- 
amkeit^).  Die  von  dem  Kaiser  Franz  Joseph  am  4.  März 
IU9  oktroirte  Reichs  Verfassung*)  wurde  am  31.  December  1851 
wfeder  aufgehoben.  Sonach  bestanden  als  Grundlagen  der 
Gesammtverfassung  des  Kaiserstaates  nur  die  k.  k.  Patente 
öd  Cabinetsschreiben  vom  31.  Dec.  1851^),  welche  einige 
wegentliche  Rechte  der  Individuen,  wie  die  Gleichheit  vor  dem 
Gesetze,  die  Aufhebung  alles  Hörigkeits-  und  bäuerlichen  ünter- 
Mnigkeitsverbandes^),  sodann  die  Freiheit  der  Religionsübung 
der  gesetzlich  anerkannten  Kirchen,  die  Selbstverwaltung  ihrer 
Aigelegenheiten,  Besitz  und  Genuss  ihres  Vermögens '') ,  die 


*)  Sammlungen  der  deutschen  Verfassungsurkunden: 
£.E  L.  Pölitz,  die  yerf.-Urkunden  seit  dem  J.  1789,  Bd.  I.  Leipz.  1832 
ad  Bd.  IV.  (Bülau)  Leipzig  1847  (die  deutschen  Verfassungen  bis  1838 
otlttltend).  —  A.  Rauch,  Parlamentarisches  Taschenbuch.  IX  Lieferungen, 
liriaagen  1848—1861.  —  H.  A.  Zachariae,  die  deut  Verfassungsgesetze 
te Gegenwart,  Göttingen  1855;  erste  Fortsetzung  1858;  zweite  Fort- 
«nmg  1862. 

<)  Yergl.  die  Nachweisungen  bei  G.  y.  Meyer,  Corp.  Gonstit  Germ. 
FittUbrt  1845.  Lief.  I.  S.  107  u.  f. 

*)  Abgedruckt  in  Rauch,  parlament.  Taschenbuch,  I.  Lief.  Erlangen, 
1M8.  S.  99  IL  f. 

*)  Abgedrackt  bei  Rauch,  parlament  Taschenbuch,  III.  u.  lY.  Lief. 
Ekligen,  1849.  S.  97  u.  f. 

^  Abgedruckt  in  H.  A.  Zachariae,  deut.  Yerfl- Gesetze.  Göttingen, 
VSab.  8.  65  n.  f. 

^)  Erstes  k.  k.  Patent  v.  3L  Dec.  1851,  bei  H.  A.  Zachariae,  1.  & 
Ir.  5  S.  66. 

^  Zweites  k.  k.  Patent  v.  31.  Dec.  1851;  eben  das.  Nr.  6.  S.  67. 
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Einheit  imd  Untheilbarkeit  der  Monarchie,  die  Selbstständigb 
des  Bichteramtes  and  die  Trennung  der  Justiz  von  der  Ada 
nistration,  die  leitenden  Grundsätze  Air  die  Rechtspflege  m 
fHr  die  organischen  Einrichtungen  in  den  Eronländem  b 
stimmen  y  und  eine  Landesvertretung  in  den  einzelnen  Kro 
ländem  in  Aussicht  stellten^).  Die  Gi-undlage  der  dermaligi 
Eeichsverfassung  in  Oesterreich  bilden:  a)  das  kaiserliel 
Diplom  Tom  20.  October  1860  (sog.  October-Diplom 
b)  das  kaiserliehe  Patent  und  Grundgesetz  v.  26.  Fei 
1861;  c)  das  kaiserliche  Patent  vom  26.  Februar  IS 
über  die  Einsetzung  eines  Staatsraths,  womit  auch  gleii 
zeitig  d)  die  Publikation  neuer  Landes  Ordnungen  i 
Landtagswahlordnungen  fUr  sämmtliche  Kronländer  < 
folgte;  und  e)  das  sogenannte  Protestantengesetz  n 
8.  April  1861»). 

n.  InPreussen  hatte  schon  ein  k.  Dekret  v.  22.  I 
1815 ^^)  ausgesprochen,  „es  solle  eincEepräsentation  d 
Volkes  gebildet  werden."  Demzufolge  sollten  die  Pro  vi 
zialstände  da,  wo  sie  mit  mehr  oder  minder  Wirksam! 
noch  vorhanden  waren,  hergestellt  und  dem  Bedürfnisse  < 
Zeit  gemäss  eingerichtet,  und  wo  sie  nicht  vorhanden  war 
angeordnet  werden.  Aus  den  Provinzial ständen  so 
„ die  Versammlung  der  RepräsentantenkaAimer"  geid 
werden,  und  in  Berlin  "ihren  Sitz  haben.  Durch  das  allgeme 
Gesetz  v.  5.  Juni  1823  wurde  die  Einrichtung  der  Provinx 
stände  in's  Leben  gerufen  ^^),  worauf  sodann  die  besonde 
Gesetze  über  Einrichtung  derselben  in  den  einzelnen  Provin 
der  Monarchie  folgten  ^^).  Dagegen  kam  es  erst  im  J.  II 
(8.  April)  zur  Berufung  einer  allgemeinen  (reichsständisdi 


*)  K.  K.  Gabinetsschreiben  v.  31.  Dec  1851  an  den  Ministerprteida 
Fürsten  Schwarzenberg,  ebendas.  Nr.  7.  S.  69. 

>)  Diese  Gesetze  finden  sich  sämiutlich  bei  Zach ariae,  II.  Fi 
S.  7  flg.;  jedoch  Yon  den  Landesordnungen  und  Landtagswahlordnai 
nur  die  fQr  Oesterreich  ob  der  Enns;  auch  bei  Rauch,  YIIL 
IX.  Lief.,  S.  143  flg.,  wo  auch  alle  einzelnen  Landesordnangen 
Landtagswahlordnungen  für  sämmtliche  Kronländer  abgedruckt  i 

*o)  Abgedruckt  in  Pölitz,  europ.  Verf.  L  S.  55. 

1«)  Ebendas.  L  S.  56. 

**)  Siehe  diese  Gesetze,  ebendas.  I.  S.  67  u.  f. 
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Tflninmlang.  Nachdem  der  Versnch,  mit  dieser  Versanmilang 
IM  Verfassung  zn  vereinbaren,  misslnngen  war,  wurde  vom 
Ihige  (1848  5.  December)  eine  Verfassung  provisorisch  er- 
^.  Aas  den  hierüber  mit  den  Kammern  (184U)  gepflo- 
Verhandlangen  ist  die  nanmehr  geltende  Yerfassangs- 
ie  des  preossischen  Staates  vom  31.  Janaar  1850  hervor- 
n^*).  Seitdem  hat  diese  Verfassung  dnrch  neuere  mit 
beiden  Häusern  des  Landtags  vereinbarte  einzelne  Gesetze 
wesentliche  Veränderungen  erlitten  ^^). 
in.  Die  in  Bayern  bestehende  Verfassung  wurde  vom 
hige  Maximilian  Joseph  I.  am  26.  Mai  1818  gegeben, 
derselben  wurden  als  Beikigen  zehn  Edikte  and  das  Gon- 
idst  mit  dem  römischen  Stuhl  vom  5.  Juni  1817  verkttndigt 
erlitt  theils  schon  vor  1848,  theils  seitdem  mehrere  Ab- 
ieroDgen  durch  einzelne  Gesetze'*). 
lY.  lo  dem  Königreiche  Sachsen  wurde  die  Verfassung»- 
>nde  vom  4.  September  1831  mit  den  Ständen  vereinbart 
durch  das  provisorische  Gesetz  vom  15.  Nov.  1848  ge- 
drten  Abänderungen  wurden  durch  die  k.  Verordnung  vom 
inni  1850  wieder  aufgehobene^). 


")  Die  sm  5.  Dec.  1848  octroirte  proTiBorische  Verf.-Urk.  f.  Preaisen 
(in  Rauch,  Archiv.  (Erlangen  1850)  Jahrg.  1848.  S.  410  u.  l 
X)  Bei  H.  A.  Zachariae,  Deut  Yer£-Oe8.  (1855)  S.  76;  bei  Rauch, 
L  lief.  S.  1  flg. 

*)  Siehe  diese  Gesetze  bei  H.  A.  Zachariae,  deut  Yerf.-Ges.  (1855) 

Ü  flg.;  erste  Fortsetzung  (1858)  S.  4  flg.;  zweite  Fortsetzung  (1862) 

tl  ^.;  am  ToUst&ndigsten  sind  diese  Gesetze  zusammengestellt,  bei 

lioltke,  die  Yerf- Urkunde  für  den  preussischen  Staat  etc.  3.  Aufl. 

ftfial862. 

«)  Siehe  die  bayerische  Verf.-Ürk.  t.  26.  Mai  1818  bei  Pölitz,  Verf.  I. 

jaS  u.  f.;  mit  den  abändernden  Gesetzen,  bei  H.  A.  Zachariae,  deut 

kt-Ges.  (1855)  S.  105  n.  f.;  zweite  Fortsetzung  S.  46.  —  Am  voll- 

•i%sten  bei  K  Brater,  die  Verf.-Urkunde  des  K.  Bayern  und  die 

iC-Edikte  in  ihrem  gegenwärtigen  Bestand.    2.  Aufl.    Nördlingen,  1855. 

")  Siehe  die  k.  sächsische  Yerf.-Ürkunde  vom  4.  Sept  1831  bei 

Sitz,  Yer£  I.  S.  220  n.  f.;  nebst  mehreren  darauf  bezflglichen  späteren 

hetzen,  bei  H.  A.  Zachariae,  deut  Yerf.-Gesetze  (1855)  8.  159  u.  f.; 

nte  Fortsetzung  S.  8;  zweite  Fortsetzung  S.  51.  —  £.  Hermsdorf, 

bT.-U.  £  d.  £.  Sachsen,  t.  4.  Sept  1831,  mit  den  sie  ergänzenden 

iMtdichen  Beitimmangen.  Leipzig  1839. 

ZSpn.  StMtwecht.  6.  Aufl.  IL  15 
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y.  In  Hannover  wurde  nach  der  Aufhebung  der  fin 
zösischen  Herrschaft  und  des  Königreiches  Westphalen  u 
nach  Erklärung  des  ehemaligen  Eurstaates  zu  einem  E9n 
reiche  (12.  Oct.  1814)  am  5.  Dec.  1814  die  alte  landständisc 
provinzial-landschaftlicheVerfassnng  wieder  hergeste 
aber  auch  alsbald  eine  provisorische  allgemeine  Ständevaraaa 
lung  berufen,  mit  welcher  llber  die  Organisation  eines  al]| 
meinen  Landtags  und  über  die  Bechte,  welche  den  Provina 
landtagen  femer  verbleiben  sollten ,  verhandelt  wurde,  ffi 
auf  erfolgte  am  7.  December  1819  ein  k.  Patent  tlber  4 
Organisation  der  allgemeinen  Ständeversammlung  des  KQ|| 
reichs  Hannover  ^^).  Nach  Verhandlung  mit  der  StäadeiJ 
Sammlung  über  einen  von  der  Krone  im  J.  1831  vorgel^ 
Verfassungsentwurf  wurde  durch  k.  Patent  vom  26.  Sept  II 
ein  Grundgesetz  verkündet ,  welches  bis  zu  seiner  Aufhebl 
durch  den  K.  Ernst  August  (1837)  in  Wirksamkeit  bestand 
Am  6.  August  1840  wurde  das  im  Wesentlichen  noeh  ji 
bestehende  Landesverfassungsgesetz  vom  6.  August  1840  m 
Vereinbarung  mit  den  Ständen  verkündigt  '^^).  Bedeutende  . 
änderungen  erlitt  dieses  Landesverfassnngsgesetz  aber  dl 
das  Verfassungsgesetz  vom  5.  Sept.  1848  2^).  Eine  theilwi 
Aufhebung  dieses  Gesetzes  wurde  durch  den  Bundesbesciil 
vom  12.  April  1855,  Protokoll  §.  142,  und  den  BundesbescU 
vom  19.  April  1855,  Protokoll  §.  154  angeordnet«);  ai 
später  wurde  noch  Mehreres  durch  einzelne  mit  den  Stän^ 
vereinbarte  Gesetze  geändert  *5). 

VI.  In  Würtemberg  kam  nach  Ablehnung  der  von  i 
K.  Friedrich  am  15.  März  1815  den  Ständen  vorgel^ 


«s)  Abgednickt  bei  Pölitz,  Verf.  I.  S.  263  o.  £ 

«)  Ebendas.  m.  S.  571  n.  f. 

^)  Abgednickt  bei  H.  A.  Zachariae,  deut  Ver£-Geaetxe  (D 
S.  209  u.  f.  —  Zusammengestellt  mit  den  Ab&nderongec  durch  das  Ol 
vom  5.  Sept.  1848,  Hannover  1848  (2.  Aufl.) 

*0  Abgedruckt  beiH.A.  Zachariae,  deut.  yerf.-Ges.  (18&5)  S.  286 

»)  Siehe  oben  §.  333,  Note  3.  —  Der  VoUzug  der  B.-B,  vom  12. 
19.  April  1855  wurde  in  Hannover  durch  k.  Verordnung  vom  1.  Aug:  ] 
und  7.  September  1856  angeordnet. 

^)  Zachariae,  deutsche  YerL- Gesetze,  erste  Fortsetsong  (JL! 
S.  11  flg.;  zweite  Fortsetzung  (1862)  S.  70  flg. 
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feiiiisang9iirkaiide  ^)  durch  YereiDbarung  mit  denselben  anter 
£1fiihelm  die  noch  bestehende  Verfassangsarknnde  vom 
ü  September  1819  zu  Stande  2&). 

VIL  Baden    erhielt   von    dem  Grossherzoge  Karl    am 

ingost  1818  seine  seitdem  in  Wirksamkeit  bestehende 
P&Mimgsarkonde  ^^).  Einige  Abänderangen^  welche  durch 
vom  14.  April  1825  gemacht  worden  waren ,  wurden 
Gesetz  vom  8.  Juni  1831  wieder  vollständig  beseitigt 
gegen  bestehen  noch  die  Abänderungen,  welche  durch  Gesetz 

17.  Febr.  1849,  die  Aufhebung  der  Beschränkung  Staats- 
verlieher  Rechte  aus  Rücksichten  der  Confession  betrefifend, 

leht  worden  sind  ^^). 

Yin.  In  Knrhessen  bemühte  sich  der  Kurfürst  Wilhelm  I. 
seioer  Wiederherstellung  vergebens,  mit  einer  von  ihm 

I  im  Jahre  1814  berufenen,  sodann  (1815,  2.  Juli)  pro- 
Vten,  aber  am  15.  Februar  1816  wieder  berufenen  Stände- 
nmaüung  eine  Modification  der  alten  landständischen  Ver- 

ing  oder  eine  neue  Verfassung  zu  Stande  zu  bringen  ^^). 

am  5.  Januar  1831  kam  durch  Vereinbarung  mit  den  im 

)  1830  berufenen  Landständen  eine  Verfassungsurkunde 
Stande  ^).  In  den  Jahren  1848  und  1849  wurden  mehrere 
Ümmnngen  derselben  abgeänderte^).    In  Folge  der  Erklär 

der  Bundesversammlung  in  der  9.  Sitzung  vom  27.  März 
iy  Protokoll  §.  90,   über   die    Unvereinbarlichkeit  dieser 

*)  Abgedraekt  bei  Pölitz,  Verf.  I.  366  —  Siehe  oben  §.  330  Note  7. 
,»)Bei  Pölitz,  Verf.  I.  434;  bei  H.  A.  Zachariae,  deut.  Verf.- 
kt»  (1855)  S.  295. 

»)  Bei  Pölitz,  Verf.  I.  459  u.  f.;  bei  H.  A. Zachariae,  1.  c.  (1855) 

Inf: 

'^)BdH.A.  Zachariae,  deut.  Verf.-Ges.  (1855)  S.  355.  —  Siehe  oben 

[S90,  Note  6 ;  §.  293,  Note  9.  —  Einige  neuere  ergänzende  Gesetze,  siehe 

fZtchariae,  1.  c  zweite  Fortsetzung  (1862)  S.  74  flg. 

^*)  Yeigl.  die  Yerordnnng  WiIbelm*B  I.  Yom  27.  Dec.  1814  und  den 

einer  Verf.-Ürkunde  (Februar)  1816  bei  Pölitz,   Verf.  I.   8.  558 

[i  —  Die  alten  Landstände  bildeten  zwei  Curien:  1)  Prälaten  u.  Ritter- 

I;  2)  die  Landschaft,  d.  h.  die  Abgeordneten  der  Städte.  Der  Kurfürst 

ilhelm  L  hatte  1814  auch  einige  (5)  Abgeordnete  des  Bauernstandes 

»)  Bei  Pölitz,  Verfl  L  S.  613  folg. 
k  *)  Siäie  diese  (Jesetse  bei  Zachariae,  zweite  Fortsetzung  (1862) 
ilUfolg. 

15» 
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Verfassnng  und  der  in  den  Jahren  1848  nnd  1849  daran 
machten  Veränderungen  mit  der  Bundesyerfassong  ^^)  woi 
von  dem  Kurfürsten  Friedrieh  Wilhelm  L  am  13.  Apriill 
eine  neue  (provisorische)  Verfassungsurkunde  erlassen'').  1 
von  den  Ständen  auf  den  Landtagen  von  1855—1857  be 
tragten  Abänderungen  wurden  von  der  Regierung  nicht , 
nehmigt;  ein  von  ihr  der  Bundesversammlung  am  15.  Jolili 
vorgelegter  Verfassungsentwurf  wurde  von  dieser  durch  Bond 
beschluss  vom  24.  März  1860,  XI.  Sitzung  §.  107»'),  ab  i 
Bundesbeschlusse  vom  27.  März  1852  nicht  durchgängig  I 
sprechend  erkannt  und  daher  die  Ertheilung  der  erbeM 
Bundesgarantie  verweigert,  jedoch  dieselbe  in  Aussicht  gesll 
„wenn  eine  Verfassung  vorgelegt  werden  würde,  m  wdd 
von  allen  Abänderungen  der  Verfassung  von  1852,  wokui 
Zustimmung  der  Stände  nicht  zu  erlangen,  abgesehen,  dagq 
nach  Massgabe  der  in  dem  Ausschussberichte  v.  3.  Man  1i 
(Protokoll  §.  85)  enthaltenen  Ausftihrung  die  inhaltlich 
Mittheilung  vom  15.  Juli  1858  von  den  Ständen  gestellten  a 


«)  Abgedruckt  ist  der  B.-B.  vom  27.  März  1852,  Protokoll  §.  9(1 
G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföd.  GemL  3.  Aufl.  Thl.  II.  S.  572  flg.;  (< 
oben  §.  334,  Note  24);  auch  in  H.  A.  Zachariae,  deut  Verf.-6d 
(1865)  S.  358  flg. 

^)  Ebendas.  S.  360.  —  Mehrere  Bestimmungen  dieser  YerftsHi 
Urkunde  haben  den  landgräflichen  Häusern  Hessen-Philippsthar 
B arch fei d  Veranlassung  zu  einer  Beschwerde  w^en  Verletzung  agni 
scher  B.echte  bei  der  B.-V.  gegeben.  (Protokoll  der  B.-V.  1854  8.1 
206.  326).  —  Die  B.-V.  hat  nach  dem  in  der  16.  Sitzung  v.  1.  Juni  i 
ProtokoU  §.  174,  erstatteten  Gutachten  des  Ausschusses  für  die  kurheni 
Verfassungsangelegenheit  durch  B.-B.  vom  30.  Juni  1854,  Sitz.  19,  ProM 
§.  206,  dieser  Beschwerde,  soweit  sie  allgemeine  Landesinteress 
wie  die  Justizorganisation  und  die  Einrichtung  der  Landesrertretaag 
triflt,  keine  Folge  gegeben,  weil  die  Beschwerdeführer  in  ihrer  Eigeail 
als  Agnaten  des  kurf&rsü.  Hauses  zur  Vertretung  der  wegen  4 
Fragen  etwa  obwaltenden  allgemeinen  Landesinteressen  nicht I 
timirt  seien. 

»)  B.-B.  V.  24.  März  1860,  Sitz.  11,  Protok.  §.  107,  in  G.  ▼.  Mej 
1.  c.  Thl.  lU.  S.  17.  —  Schon  in  dieser  Sitzung,  und  sodann  noehml 
der  12.  Sitz,  vom  29.  März  1860,  Protok.  §.  113,  legte  Preussen  gl 
diesen  B.-B.  Verwahrung  ein,  wogegen  das  Präsidium  unter  Zostinai 
der  Mehrheit  sich  auf  die  Verbindlichkeit  gefasster  BundesbeschlfisB 
alle  BundesgUeder  bezog. 
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ndtgeDehmigten  Anträge,  welche  auf  der  Verfassnng  von  1831 

hnkn^)  und  den  Bundesgesetzen  nicht  widerstreiten,  nach- 

li^idi  aufgenommen  sein  werden/'  auch  sollte  ,,bis  dahin  die 

roÜKssong  Y.  1852  sammt  Wahlgesetz  und  Geschäftsordnung  in 

ffttsamkeit  bleiben/' wobeisich  die  Bundesversammlung,,  weitere 

jer Sachlage  entsprechende  EntschliessuDg''  vorbehielte^).   Eine 

iKfuif  TOD  der  kurhessischen  Kegierung  nach  Anleitung  dieses 

Ihadesbeschlttsses  umgearbeitete  und  am  30.  Mai  1860  nebst 

mem  neuen  Wahlgesetz  verkündigte  Verfassung  konnte  aber 

iftgsa  der  beharrlichen  Weigerung  der  nach  letzterem  gewählten 

iweiteB  Kammer,  sich  ftlr  competent  zu  erklären,  nicht  zu  an- 

ofcumter  Wirksamkeit  kommen.    Durch  Bundesbeschluss  vom 

M.Mai  1862,  Sitzung  22,  Protokoll  §.  186 »»)  wurde  daher  die 

kirftrstüche  Regierung  aufgefordert,  unter  Berücksichtigung  der 

hidesreehtlich  verbürgten  Standschaftsrechte  der  Mediatisii*ten 

■d  der  Reichsritterschaft  geeignete  Einleitung  zu  treffen,  „damit 

ie  im  Jahre  1852   ausser  Wirksamkeit  gesetzte  Verfassung 

ran  5.  Januar  1831,  vorbehaltlich  derjenigen    zunächst   auf 

Ter&ssangsmässigem  Wege  zu  vereinbarenden  Abänderungen, 

•dehe  zur  Herstellung  der  Uebereinstimmnng  mit  den  Bundes- 

inetien  erforderlich  sind,  wieder  in  Wirksamkeit  trete ^'^^). 

Kesem  Bundesbeschlnsse  gemäss  wurde  durch  landesherrliche 

Tttordnung  vom  21.  Juni  1862  ^^)  die  Verfassung  v.  5.  Januar 

IKl  nebst  den  dazu  gehörigen  Gesetzen  aus  den  Jahren  1848 

iid  1849  wieder  in  Wirksamkeit  gesetzt,  unter  gleichzeitiger 

Bezeiehnung  der  als  bundeswidrig  anzusehenden  Bestimmungen, 

itkhe  bis  zur  demnächstigen  verfassungsmässigen  Aenderung 

Wirksamkeit  gesetzt  verblieben. 


*)  Die  Wiederherstellung  der  Verfassung  von  1831  war  von  der  zweiten 
dnrch  Beschlnss  vom  24.  November  1859  beantragt  worden,  d.  h. 
^■ftreod  die  R^iernngsanträge  bei  der  Bundesversammlung  (seit  15.  Juli 
2B56)  lagen,  ohne  dass  diese  sich  darüber  aussprach. 

')  Einen  solchen  Vorbehalt  ihrer  definitiven  Entschliessung  hatte 
i^Hfens  die  B.-V.  auch  schon  in  dem  Bundesbeschlnsse  vom  27.  März  1852 
wer  Xr.  6  gemacht. 

*)  Siehe  den  B.-B.  vom  24.  Mai  1862,  Sitz.  22,  ProtokoU  §.  186,  bei 
6.T.Meyer,  Tbl.  m.  8.  288. 

")  VergL  über  diesen  B.-B.  vom  24.  Mai  1826,  auch  oben  §.  334. 

")  Bei  Zachariae,  L  c.  zweite  Fortsetzung  (1862)  S.  84. 
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IX.  Im  Grossherzogthum  Hessen  war  durch  ein  Dek 
des  Grossherzogs  v.  1.  Oktober  1806  die  frühere  landständoi 
Verfassung  gänzlich  aufgehoben  worden.  Die  gegenwärtig' -1 
stehende  Verfassungsurkunde  vom  17.  Dec.  1820  wurde  y 
Grossherzog  Ludwig  nach  Unterhandlung  mit  einer  im  1 
1820  berufenen  Ständeversammlung  verkündet*®).  Es  sind  aj 
dem  nur  einige  wenige  ergänzende  Gesetze  hinzugekommen^ 

X.  Für  das  Herzogthum  Holstein  (und  das  flerzogüi 
Schleswig,  welches  zwar  nicht  zum  deutschen  Bunde  g^ 
aber  von  Alters  her  mit  Holstein  eine  gemeinsame  stindUi 
Verfassung  hatte)  verhiess  ein  Dekret  des  K.  FriedrickJ 
von  Dänemark  vom  28.  Mai  1831  anstatt  der  Wiederhersidl 
der  früheren  landständischen  Verfassung  die  Einftlhrnng  ^ 
Provinzialständen  flir  jedes  Herzogthum  mit  berathender  Stimnil 
In  diesem  Dekrete  wurde  der  Fortbestand  des  Social -Nexu»^ 
schleswig-holsteinischen  Ritterschaft  und  der  sonstigen  Verl 
nissC;  welche  die  Herzogthümer  Schleswig  und  Holstein  i 
binden,  ausdrücklich  anerkannt  und  bestätigt.  Die  nll 
Begulirung  der  ständischen  Verhältnisse  in  dem  Herzogt^ 
Holstein  (und  im  Herzogthume  Schleswig)  erfolgte  dl 
eine  k.  Verordnung  vom  15.  Mai  1834*^),  wonach  die  Pnii 
zialstände  in  beiden  Herzogthümem  in  Wirksamkeit  ttä 
Der  offene  Brief  des  Königs  von  Dänemark,  Christian  VI 
vom  8.  Juli  1846^5)  rief  jedoch  Besorgnisse  wegen  der  Till 
folge  und  des  Fortbestandes  der  Verbindung  der  Herzogthli 
hervor,  auch  fanden  sich  die  Stände  in  ihrem  Petitionsii 
beeinträchtigt,  und  erwirkten  zu  dessen  Schutze  einen  Bno 
beschluss  vom  17.  September  1846**).  Die  immer  mehr  hef 
tretende  Gefahr  einer  Auflösung  der  „immerwährende 


39)  Bei  Pölitz,  Verf.  I.  677  flg.;  bei  Zachariae,  dent  Veit- 
(1855)  S.  400  flg. 

♦0)  Siehe  Zachariae,  1.  c.  (1855)  S.  403  flg.  in  den  Noten:  ei 
Fortsetzung  (1858)  S.  115  flg.;  zweite  Fortsetzung  (1862)  S.  124  fig 

4«)  Pölitz,  Verf.  I.  S.  729  flg. 

«)  Pölitz  (Bülau)  Verf:  IV.  S.  243. 

*»)  Siehe  den  offenen  Brief  vom  8.  Juli  1846  bei  G.  t.  Me 
1.  c.  3.  Aufl.  Thl.  n.  S.  413. 

**)  B.-B.  vom  17.  Sept.  1846,  Sitz.  28,  Protok.  §.264,  ebenda 
S.  412. 
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Tcriadimg  HoIsteiDS  mit  Schleswig,  welche  noch  in  dem  k. 

FedttsirngsreBcripte  d.  d.  Gopenhagen  28.  Januar  1848  aas- 

MMk  anerkannt  worden  war^^),    hatte    eine  bewaffnete 

Eiiiebong  der  Bevölkerong  der  Herzogthümer  gegen  die  An- 

(ofe  der  dänischen  Partei  auf  ihre  Landesrechte  ^^)  und  die 

Cioätainmg  eüoier  provisorischen  Begiernng  zur  Folge  ^^).  Die 

BrndesTersammlung  erkannte  durch  Bundesbeschluss  v.  4.  April 

M  an,  dass  Crefahr  für  das  Bundesland  Holstein  vorhanden 

;  m,  und  traf  zugleich  die  zur  Abwendung  derselben  erforder- 

I  Sehen  Anordnungen  ^^).    Durch  Bundesbeschluss  vom  12.  April 

I  1848  eiklärte    die  Bundesversammlung    weiter,   dass,    „falls 

(Kmwher  Seits  die  Einstellung  der  Feindseligkeiten  und  die 

Sioioong  des  Herzogthums  Schleswig  von  den  eingerückten 

iBÜchen  Truppen  nicht  erfolgt  sein  sollte,  dies  zu  erzwingen 

n,  QiD  das  durch  den  Bund  zu  schützende  Recht  Holsteins 

«f  die  Union  mit  Schleswig  zu  wahren,  und   da  nach  ihrer 

[eberzengnng  die  sicherste  Garantie  jener  Union  durch  den 

ÜDtritt  Schleswigs   in   den    deutschen   Bund   erlangt  werden 

virde,  Preussen  zu  ersuchen,  bei  dem  Vermittlungsgeschäft 

liehst  auf  diesen  Eintritt  hinzuwirken'^;   zugleich  wurde 

6t  provisorische  Regierung  der  Herzogthümer,  „welche  sich 

■t  Vorbehalt  der  Rechte  ihres  Herzogs  und  Namens  desselben 

nr  natbgedrungenen  Vertheidigung  der  Landesrechte  consti- 

tote",  anerkannt*^).     Am   15.  September  1848  wurde  von 

ieser  provisorischen  Regierung  ein  mit  einer  Landesversamm- 

tag  errichtetes  Staatsgrundgesetz  verkündet^),  trat  aber  mit 

feen  Rücktritt  (in  Folge  des  voü  Preussen  im  Namen  des 

Bsndes  mit  Dänemark  zu  Berlin  am  2.  Juli  1850  geschlossenen 

I  **)  VergL  den  Vortrag  von  Preussen,  in  der  27.  Sitz,  der  B.-V.  v. 
i April  1848,  Protok.  §.  211,  bei  G.  v.  Meyer,  1.  c.  U.  S.  470  flg. 

*)  So  drückte  sich  Preussen  in  dem  vorgedachten  (Note  45)  Vortrag 
■s:ebenda8.  II.  471. 

*-)  Siehe  die  Anzeige  hiervon  an  die  BundesTersammlung,  d.  d.  Rends- 
lHttg,26.  März  1848,  ebendas.  U.  S.  473. 

*)  B.-B.  vom  4.  April  1848,,  Sitz.  28,  Protok.  §.228,  ebendas.  n. 
8.478i479. 

^  B.-6.  Tom  12.  April  1848,  Sitz.  32,  Protok.  §.  267,  ebendas.  II. 
S.«3.4B1 

'*)  Bei  Ranch,  n.  Lief.  S.  1  flg.  —  Besonderer  Abdruck,  Bends- 
targlStö. 
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Friedens  ^1)  und  des  anf  seinen  Vollzug  gerichteten  BundeB- 
beachlasseB  vom  25.  Oktober  1850^2),  so  wie  der  OlmUtzei 
Punctation  zwischen  Preussen  und  Oesterreich  vom  29.  Nov. 
1850^3)  ausser  Wirksamkeit.  In  dem  Manifeste  des  K.  Fried- 
rich Vn.  vom  28.  Januar  1852,  worin  die  Einrichtung  ein« 
dänischen  Gesammtstaatsverfassung  angekündigt  wurde,  »- 
scheinen  die  Provinzialstände  der  Herzogthttmer  Holstein  und 
Schleswig  auf  Grundlage  des  Gesetzes  vom  28.  Mai  1831  und 
der  k.  Verordnung  vom  15.  Mai  1834  als  wiederhergestellt  ood 
wurde  ausgesprochen,  dass  die  in  dem  Herzogthum  Hobtein 
zu  Recht  bestehenden  Gesetze  nicht  anders  als  auf  verfassungs- 
mässigem Wege  abgeändert  werden  sollen*'*).  Die  Besbft- 
mungen  dieses  Patentes  wurden  von  der  Bundesversammlnng 
am  29.  Juli  1852  als  „den  Gesetzen  und  Rechten  des  Bundes 
entsprechend"  anerkannt**).  Damit  war  aber  die  Sache  uodi 
nicht  erledigt.  Es  erging  am  11.  Juni  1854  eine  k.  Verord- 
nung über  die  Verfassung  des  Herzogthums  Holstein*^),  wo- 
durch die  Verordnung  vom  15.  Mai  1834  wesentlich  modifidit 
wurde  *'0,  und  eine  k.  Verordnung  vom  26.  Juli  1854,  weldie 
eine  Gesammtstaatsverfassung  der  dänischen  Monarchie  dorcli 
die  Einrichtung  eines  Reichsrathes  einleitete*^),  nnd  wdehei 
am  2.  Oktober  1855  das  Verfassungsgesetz  ftir  die  gesammte 
Monarchie  nachfolgte  *®) ;  dazu  kam  noch  eine  Bekanntmacfamig 


Bi)  Siehe  den  Frieden  vom  2.  Juli  1850  nebst  der  Ratification  in  dW 
B.-V.,  Plenarversammlung  v.  3.  Okt.  1850,  §.  2,  bei  G.  v.  Meyer,  1.  c.  tt 
S.  535. 

w)  B.-B.  vom  25.  Okt  1850,  Sitz.  11,  Protok.  §.  33,  ebendas.  IL 
8.  539. 

M)  Siehe  die  Olmützer  Punctation  vom  29.  Nov.  1850,  ebenda«, 
n.  S.  545. 

»*)  Siehe  das  Patent  K.  Friedrich*ß  VIT.  vom  28.  Jannar  1868, 
ebendas.  IL  S.  579  flg. 

")  B.-B.  vom  29.  Juli  1862,  Sitz.  19,  Protokoll  §.  197,  ebendas.  II. 
S.  579. 

w)  Zachariae,  deut.  Verf.-Ges.  (1855)  S.  424. 

")  Die  modificirte  Verordnung  v.  15.  Mai  1834,  s.  ebendas.  S.  432. 

»•)  Verordnung  vom  26.  Juli  1854,  betr.  die  Verfassung  der  dtoiscbeo 
Monarchie  für  gemeinschaftliche  Angelegenheiten,  ebendas.  S.  449. 

"°)  Verfassungsgesetz  für  die  gemeinschaftl.  Angelegenheiten  der  dini* 
sehen  Monarchie,  vom  2.  Okt.  1855,  bei  Zachariae,  erste  Forts.  S.  14T. 
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TS  23.  Jimi  1856,  worin  einseitig  bestimmt  wnrde,  was  als 
toondere  Angelegenheit  des  Herzogthnms  Holstein  zu  betraeh- 
ta  sein  soll  "^).    In  Folge  der  Nichtbeachtung  aller  Gegen- 
mslellQiigen  erklärte  die  Bnndesversammlnng  dnrch  Bandes- 
Mtloss  7.  11.  Febr.  1858,  Sitz.  6,  Protok.  §.  70  ß»),  dass  sie 
umgenannten  Gesetze  nnd  Verordnangen  als  in  verfassungs- 
nssiger  Wirksamkeit  bestehend  nicht  betrachten  könne,  ins- 
boBondere  aber  dabei  die  Beobachtung  der  in  der  Bekannt- 
nehoog  yom  28.  Jan.  1852  und  sonst  (1851  und  1852)  ge- 
Mcbten  Zusagen  vermisse,  auch  das  Verfassungsgesetz  ftlr  die 
fenudnsehaftlichen  Angelegenheiten    der  dänischen  Monarchie 
Bebt  durchweg  mit   den  Grundsätzen  des  Bundes    vereinbar 
«clrte.    Demgemäss  steltte  hier  die  Bundesversammlung  an 
dkk.  herzogliche  Regierung  das  Ansuchen,   „in  den  Herzog- 
Almern  Holstein  und  Lauenburg  einen  den  Bundesgrundgesetzen 
nd  den  ertheihen  Zusicherungen  entsprechenden,  insbesondere 
ie  Selbstständigkeit  der  besonderen  Verfassungen  und  der  Ver- 
nkimg  der  Herzogthümer  sichernden  und  deren  gleichberech- 
tigte Stellung   wahrenden  Zustand   herbeizuführen.^^     Diesem 
Bootobeschlusse  vom  11.  Februar  1858,  welcher  von  hier  an 
tie  Grundlage  und  den  Ausgangspunkt  für  die  fernere  Thätig- 
keit  der  Bundesversammlung  in  der  holsteinischen  und  lauen- 
hrgisehen  Sache  zu  bilden  hat,  folgte  schon  am  25.  Febr.  1858, 
Stz.  8,  Protok.  §.  96,  ein  Bundesbeschluss  ^^) ,  worin  die  Bundes- 
venanunlung  ihre  Erwartung  ausspricht,  „dass  die  k.  herzog- 
SAe  Regierung  sich  von  jetzt  an  in  den  Herzogthümem  Hol- 
itdn  und  Lauenburg  aller  weiteren  mit  dem  Bundesbeschlusse 
vom  11.  Februar  1858  nicht  im  Einklang  stehenden,  die  der- 
udige  Sachlage  ändernden  Vorschritte  auf  der  Basis  der  für 


*)  Bekanntmachung,  betr.  die  nähere  Bestimmung  der  besonderen  An- 

i  feieicnheiten  des  Herzogthoms  Holstein  v.  23.  Joni  1856,  ebenda s.  erste 

FoHseizan^,  S.  164.  —  Als  besonders  verletzend  erschien  auch  die  Ver- 

1  «AiöBg  vom  21.  Jtmi  1856,  betr.  die  Veräusserung  kleinerer  Domänen- 

I  inmdstacke  in  den  Herzogthümem  Holstein  und  Lauenburg,  eben  das. 

&L66. 

*0  B.-B.  V.  11.  Febr.  1858,  Sitz.  6,  Protok.  §.70,  bei  G.  v.  Meyer, 
l  c  TU.  n.  S.  677. 

«)B..B.  T.  26.  Febr.  1858,  Sitz.  8,  Protok.  §.  96,  bei  G.  v.  Meyer, 
U  TU.  IL  678. 


J 
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dieselben  verfassuDgsmässiger  Wirksamkeit  entbehrenden  Gesetze 
enthalten  werde/'  Die  seitdem  weiter  in  dieser  Sache  ergaa- 
genen  Bundesbeschlttsse  bezwecken  insgesammt  den  endlichoB 
Vollzug  des  Bnndesbeschlusses  Tom  11.  Febr.  1858,  welches 
aber  die  k.  dänische  Regierung  bisher  noch  immer  veno' 
gert  hat«»). 

XL  Von  dem  Herzogthum  Lauenbnrg  ist  im  Besonderen 
hier  nur  zn  erwähnen ,  dass  die  ältere  ständische  Verfassung 
darin  bis  zum  Jahre  1849  fortbestand.  Ein  in  diesem  Jahre 
unter  Vermittelung  eines  von  der  provisorischen  Centralgewatt 
abgeordneten  Reichscommissairs  eingeführtes  Landesgrandgesetz 
trat  mit  der  Wiederherstellung  der  dänischen  Herrschaft  ausser 
Wirksamkeit«*).  Am  20.  Dec«mber  1853  wurde  ein  Vcrfas- 
snngspatent  fBr  das  Herzogthum  Lauenburg  publicirt«^);  im 
Uebrigen  begreift  der  holsteinische  Verfassungsstreit  im  Wesenl 
liehen  auch  die  lauenburgischen  Verhältnisse,  und  beziehen  siek 
hierauf  auch  die  vorstehend  angeführten  Bundesbesehlüsse. 

XIL  Im  Grossherzogthum  Luxemburg  galt  anfäugliel 
die  k.  niederländische  Verfassungsurknnde  vom  24.  Aug.  1815 
An  ihre  Stelle  trat  am  12.  Oktober  1841  eine  k.  Verordnung^): 
am  9.  Juli  1848  wurde  eine  mit  den  LandstILnden  vereinbarte 
Verfassung  vollzogen«^).    In  Folge  der  Bundesbesehlüsse  voi 


M)  B.-B.  V.  20.  Mai  1858,  Sitz.  17,  Protok.  §.  242,  bei  G.  v.  Meyer 
1.  c.  8.  682;  B.-B.  v.  12.  Aug.  1858,  Sitz.  27,  Protok.  §.359  (Einleitnnj 
des  Executivverfahrens)  ebendas.  II.  S.  684;  B.-B.  v.  23.  Dec.  1858 
Sitz.  41,  Protok.  §.  499  (dessen  Sistirung),  ebendas.  Tbl.  HI.  S.  1;  B.-B 
V.  8.  März  1860,  Sitz.  9,  Prot.  §.  91  (Anordnungen  für  das  Provisorium) 
ebendas.  HI.  S.  13;  B.-B.  v.  26.  Juli  1860,  Sitz.  25,  Protok.  §.  20 
ebendas.  m.  S.  23;  B.-B.  v.  7.  Febr.  1861,  Sitz.  5,  Protok.  §.  4ö;  (Dr» 
hung  mit  Wiederaufnahme  des  Executionsverfahrens)  ebendas.  lU.  S. 28 
Protok.  V.  12.  Aug.  1861,  Sitz.  29,  §.  242,  ebendas.  IH.  S.  244;  B.-B 
V.  27.  März  1862,  Sitz.  13,  Protok.  §.  115  (Anschluss  an  die  in  den  gieid» 
lautenden  Noten  des  Grafen  y.  Kechberg  und  des  Grafen  v.  Bernstorll 
vom  14.  Febr.  1861  eingelegten  Verwahrungen);  ebendas.  III.  S.  274 
B.-B.  V.  1.  Mai  1862,  Sitz.  16,  Prot.  §.  141  (Rechts Verwahrung  der  B.-Y.), 
ebendas.  IH.  276. 

««)  Siehe  Zachariae,  Verf.-Ges.  (1855)  S.  417.  418. 

«)  Zachariae,  1.  c.  (1855)  S.  419. 

««)  Bei  Pölitz,  Verf.  (Forts,  v.  Bülau)  IV.  S.  269. 

«')  In  Rauch,  Parlamentär.  Taschenbuch,  7.  Lief.  1862.  S.  75;  bd 
Zachariae,  Verf.-Ges.  (1855)  S.  456. 
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Aisgiist  1851  erbielt  diese  VerfasBung  mehrfache  Abftnde- 
ngen  dnrch  die  k.  Verordnung  vom  27.  November  1856*®), 
wdAer  sieh  im  Jahre  1859  mehrere  das  Verfassangsrecht  be. 
Meide  k.  Verordnungen  anreihten  *^).  Mit  dem  Zusammen- 
tritt der  auf  Grundlage  derselben  berufenen  Ständeversamrolung 
a  30.  November  1857  trat  die  revidirte  (octroirte)  Verfassung 
iw  27.  November  1856  in  Wirksamkeit '<>).  Die  Bundesver 
anDmluDg  erklärte  ihre  Befriedigung  durch  diese  Verfassungs- 
ftmioD  durch  Bundesbeschluss  vom  29.  Jan.  1857,  Sitz.  4, 
ftotokoü  §.  53'i)- 

XIII.  Im  Herzogthume  Limburg   gilt   die   nunmehrige 
Üederiändische  Verfassung  vom  14.  Oktober  1848  ^>). 

XIV.  In  dem  Grossherzogthume  Sachsen-Weimar- 
senach  wurde   nach  Berathung  mit  den  landschaftlichen 

ntirten  der  alten  und  neuen  Lande  ein  Grundgesetz 
die  landständische  Verfassung  vom  Grossherzoge 
arl  August  am  5.  Mai  1816  verkündigt ^^).    Nach  einer 

den  Landständen  vorgenommenen  Revision  trat  das  „revi- 
rte  Grundgesetz '<  vom  15.  Okt.  1850  an  seine  Stelle'^). 

XV.  In  Sachsen-Meiningen-Hildburghausen  be- 
seit  der  Vereinigung  dieser  Länder  ein  gemeinschaft- 
Grundgesetz  vom  23.  August  1829^^). 

XVI.  In  Sachsen- Altenburg   wurde    durch    Vertrag 
it  den  Ständen  das  Grundgesetz  v.  29.  April  1831  errichtet  ^^). 

h 


•)  Bei  Zachariae,  1.  c.  erste  Fortsetzung  (1858)  S.  176. 

»)  £benda8.  erste  Fortsetz.  (1858)  8.175;  zweite  Fortsetz.  (1862) 
1128. 

»)  Ebenda B.  erste  Fortsetz.  (1868)  S.  175.  184.  —  Yergl.  die  Er- 

nogea  der  grossh.  luzemburgisclien  Regierung  in  der  dl.  Sitz,  der  B.-y. 
tai4.  Dec.  1856,  Prot  §.  324,  und  in  der  4.  Sitz,  vom  28.  Jan.  1858, 
htrtok.  f.  33.  S.  81.  82. 

[     ")  Bei  G.  V.  Meyer,  1.  c.  ThI.  U.  S.  666. 
[     »)  In  Bancb,  parlament.  Taschenbuch,  VII.  Lief.  S.  12. 
f     »)  Bei  Pölitz,  Verf.  I.  S.  759. 
I     '*)  Bei  Zachariae,  Verf.-Ges.  (1855)  S.  502. 

»)  Bei  Pölitz,  Verf.  I.  8.  833;  bei  Zachariae,  I.  c.  (1866)  8.634.- 
lildbnrgbansen  hatte  schon  vor  der  Vereinigung  ein  Grundgesetz  Tom 
19.  Mäiz  1818  gehabt;  Pölitz,  I.  S.  783;  in  Meiningen  bestand  vorher 
ti&  Onmdgesetz  v.  4.  Sept  1824;  Pölitz,  I.  8.  825. 
^  *)  Bei  Pölitz,  Verf.  I.  S.  857;  mit  den  neueren  darauf  bezüglichen 
Gesetzen  bei  Zachariae,  1.  c  (1866)  S.  574. 


236  §•  341.  Uebersicht  d.  besteh,  deut.  Yerf-Ürk.  u.  Landesgrundgesetze. 

XVn.  Für  die  Herzogthümer  Coburg  und  Gotha  besteht 
nimmehr  ein  gemeinschaftliches  Staatsgrondgesetz 
vom  3.  Mai  1852  ^'^.  Jedes  dieser  Herzogthümer  behält  einen 
besonderen  Landtag;  in  Bezog  auf  gemeinschaftliche  An- 
gelegenheiten beider  Länder  übt  aber  ein  gemeinschaftlicher 
Landtag  die  landständischen  Rechte  ans^^). 

XVÜL  In  Brannschweig  waren  die  landschafflichen 
Privilegien  vom  9.  April  1770'®)  unter  der  vormundschafilichen 
Regierung  des  Prinz-Regenten  von  Grossbritannien  und  Hannover 
revidirt  und  vertragsmässig  mit  den  Ständen  eine  erneuerte  Land- 
schaftsordnung vom  25.  April  1820  errichtet  worden »«).  Diese 
wurde  nach  dem  Regierungsantritte  des  Herzogs  Wilhelm 
(1831)  abermals  einer  Revision  mit  den  Ständen  unterzogen. 
Hieraus  ging  die  noch  bestehende  neue  Landschafteord- 
nung  vom  12.  Oktober  1832  hervor «i). 

XIX.  Nassau  erhielt  schon  am  2.  September  1814 ,  also 
noch  vor  dem  Wiener  Congresse,  und  vor  der  Stiftung  des 
deutschen  Bundes  von  den  damals  regierenden  beiden  Fürsten 
Friedrich  August  und  Friedrich  Wilhelm  eine  land- 
ständische Verfassung.  Es  ist  dies  die  erste  Repräsentativ- 
verfassung überhaupt^  und  überdies  mit  Zweikammemsystem, 
welche  seit  der  Erlöschung  des  Rheinbundes  in  einem  deut- 
schen Staate  eingerichtet  wurde  ^^).  Hieran  schlössen  sich  zwei 
Patente  vom  3.  und  4.  November  1815,  die  Wahl  der  Land- 
stände und  die  Bildung  der  Herrenbank  betreffend;  an^.    In 


")  Bei  Zachariae,  Verf.-Ges.  (1855)  S.  649.  — Coburg  hatte  schon 
vorher  eine  Verf. -Urkunde  vom  8.  August  1821;  bei  Pölitz,  Verf.  L 
S.  806;  in  Gotha  war  am  26.  M&rz  1849  ein  sehr  demokratisches  Staats- 
grondgesetz  mit  einer  constituirenden  Versammlung  proTisorisch  Ter- 
einbart  worden.  Es  ist  abgedruckt  in  Rauch,  parlament  Taschenhadi, 
4.  Lief.  1849.  S.  113  u.  f. 

n)  Gemeinschaft].  Staatsgrundgesetz  y.  3.  Mai  1852,  §.  70. 

w)  Bei  Pölitz,  Verf.  I.  S.  910  u.  f. 

w)  Eben  das.  I.  S.  914. 

^0  Bei  Pölitz,  I.  S.  1192;  mit  den  darauf  bezüglichen  neueren  Gesetzen 
bei  Zachariae,  1.  c.  (1865)  S.  695.  —  (Sie  erUtt  einige  Abändenuixen 
durch  Ges.  y.  11.  Sept.  1848.  Diese  wurden  theilweise  wieder  anfgdiobeo 
durch  Ges.  v.  22.  u.  23.  Noy.  1851.) 

««)  Bei  Pölitz,  I.  S.  1009;  bei  Zachariae,  1.  c.  (1855)  S.  74a 

«)  Bei  Pölitz,  I.  S.  1015  u.  f.  —  Eine  Vermehrung  der  ersten  Kam- 
mer yerfügte  ein  Edikt  vom  29.  Oktober  1881.    Ebendas.  L  8.  1017. 
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IsJahren  1848  and  1849  worden  anch  einige  Veränderungen 

{OBseht,  namentlich  vnirde  dnreh  Edikt  v.  5.  April  1848  die 

Harenbank  (erste  Kammer)  aufgehoben^),  jedoch  durch  landes- 

krrSche  Verordnung  v.  25.  Nov.  1851  wieder  hergestellt^^). 

XX.  Die  landständische  Verfassung  der  Grossherzogthttmer 

leeklenburg- Schwerin    und  Mecklenburg-Strelitz 

hnbt  noch   auf  dem    landesgrundgesetzlichen  Erbvergleiche 

ren  Jahre  1755  ^).     Nach  Unterhandlung  mit   den  Ständen 

wurde  am  23.  Nov.  1817  ein  Staatsgesetz  erlassen ,  welches 

eine  eompromissarische  Instanz  zur  Entscheidung  der 

Streitigkeiten  zwischen  den  Regierungen  und  den  Landständen 

anordnet*').     Am  10.  Oktober  1849  wurde  mit  einer  consti- 

forenden  Ver^mmlung  ein  besonderes  Staatsgrundgesetz  fttr 

Mecklenburg-Schwerin  zu  Stande  gebracht®^);  dieses  wurde 

ikeraaf  Klage  der  Bitterschaft  durch  schiedsgerichtlichen  Spruch 

Tom  11.  Sept.  1850  fUr  nichtig  und  der  Landeserbvergleich 

Tda  1755  ohne  Modifikation  fUr  das  geltende  Landesgrund- 

pseti  erklärt^). 


*0  VergL  die  officielle  „Zusammenstellang  des  nach  den  bestehenden 
teet^bungen  in  dem  Herzogthume  geltenden  Staatsrechts  '^  v.  28.  Dec.  1849. 

")  Bei  Zachariae,  L  c.  (1855)  S.  757.  —  Yergl.  auch  Gesetz  vom 
:&.  Nov.  1851,  aber  die  Wahlen  der  Abgeordneten,  ebendas.  S.  781. 

»)  Siehe  Faber,  europ.  Staatskanzlei.  Thl.  109.  S.  169;  nebst  einigen 
^niit  in  Beziehung  stehenden  älteren  Urkunden,  bei  Zachariae,  1.  c. 
(1865)  S.  800.  —  Beide  Staaten,  zwischen  denen  schon  seit  1523  eine  Real- 
imm  besteht,  sollen  hiemach  eine  gemeinschaftliche  landständische  Yer- 
temg  und  folglich  gemeinschaftliche  Landtage  haben.  Die  Stände  sind, 
■dl  Erlöschung  des  Standes  der  Prälaten,  die  Ritterschaft  und  die 
Stidt  e  (L  a  n  d  s  c  h  a  f  t).  Die  Landstände  bilden  nur  einen  Körper.  Yergl. 
Pölitz,  Verf.  L  S.  1018. 

")Bei  Pölitz,  Verf.  L  S.1020;  bei  Zachariae,  1.  c.  (1856)  S.886. 
Ke  eompromissarische  Behörde  ist,  entweder,  wenn  sich  die  Regierung  und 
<iieSti]ide  darüber  vereinigen,  ein  einheimisches,  oder  auswärtiges 
Bericht,  oder  auch  zwei  deutsche  Bundesfürsten:  wenn  eine 
nldke  Vereinigung  nicht  erfolgt,  ein  Zusammentritt  von  zwei  oder  vier 
einheimischen  oder  auswärtigen  Männern,  ohne  alle  Beschrän- 
famgdnrch  Standes-  oder  Dienstverhältnisse  derselben,  von  jedem  Theile 
ar  Hafte  gewählt,  welche  sich  sodann  einen  Obmann  erwählen. 

")  Abgedruckt  in  Rauch,  parlament.  Taschenbuch,  6.  Liefrg.  1860. 
S.  119  tt.  t 

")  Besonders  gedruckt:  Urtheil  des  Schiedsgerichts  etc.  nebst  den 
^itKheidimgBgrfinden,  Schwerin,  in  der  Hofbuchdruckerei,  1860.  —  Schieds- 
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XXI.  In  Oldenburg  wurde  ein  Staatsgrundgesett 
nach  Vereinbarung  mit  einem  dazu  eigens  (1848,  26.  Jum) 
berufenen  Landtage  am  18.  Februar  1849  verkündigte^).  Nach 
Einigung  mit  dem  flinften  und  sechsten  Landtage  des  Gross- 
herzogthums  trat  das  revidirte  Staatsgrnndgesetz  yom 
22.  November  1852  an  dessen  Stelle  »i). 

XXII.  In  Anhalt-Dessau-Cöthen  wurde  am  29.  Oct 
1848  eine  mit  den  Volksyertretem  vereinbarte  sehr  demokratische 
Verfassung  verkündigt ®^)y  aber  durch  landesherrliche  Ver- 
ordnung vom  4.  Nov.  1851  wieder  aufgehobene^).  In  Anhalt- 
Bernburg  war  von  dem  Fürsten  Alexander  Karl  am 
14.  December  1848  eine  Verfassung  vorbehaltlich  deren  Eefir 
sion  verkündigt  worden  e«).  In  Uebereinstimiyung  mit  dem 
ersten  ordentlichen  Landtage  wurde  ein  Landesverfassnngs- 
gesetz  am  28.  Februar  1850  definitiv  festgestellt  e&).  Seitdem 
sind  mehrere  Bestimmungen  dieses  Verfassungsgesetzes  mit 
Genehmigung  des  Landtags  theils  abgeändert,  tbeils  gänzlieh 
aufgehoben  worden^®).  Am  25.  Januar  1854  hat  der  damab 
auf  die  ritterschaftlichen  Mitglieder  beschränkte  Ausschuss  der 
alten  Gesammtlandschaft  des  Herzogthums  Anhalt  sich 
an  die  B.-V.  um  Vermittelung  gewandt,  ^^dass  der  anhaltischea 
Gesammtlandschaft  die  der  allseitigen  Anerkennung  ihres  Fort- 
bestandes entsprechende  staatsrechtliche  Stellung  gewährt ,  so 
wie  dass  etwaige,  den  gegenwärtig  obwaltenden  Verhältnissen 
angemessene  Modifikationen  und  Aenderungen  der  ständischen 
Gesammtverfassung  nur  unter  ihrer,  der  Gesammtlandschafl^ 


lichter  waren  der  k.  sächs.  wirkl.  Geh.  Rath,  Präsident  des  0.-A.-6.  ra 
Dresden,  Dr.  v.  Lange nn,  der  Yicepräsident  des  k.  preuss.  ObertribuiuJs 
Dr.  Götze  und  der  k.  hannov.  Geh.  Rath  a.  D.  Frhr.  v.  Scheele. 

M)  Abgedruckt  in  Rauch,  Parlamentär.  Taschenbuch,  4.  Lief.  1849. 
S.  1  u.  f. 

0«)  Bei  Zachariae,  1.  c.  (1855)  S.  900. 

»)  In  Rauch,  parlament.  Taschenbuch.  2.  Lief.  1848.  S.  d8  flg. 

^)  Siehe  die  landesherrliche  Verordnung  vom  4.  November  1851 ,  bd 
Zachariae,  1.  c.  (1855)  S.  958. 

M)  In  der  Gesetzsammlung  für  das  Herzogthum  Anhalt-Bernburg« 
1848,  Nr.  31. 

•6)  Bei  Zachariae,  Verf.-Ge8.  (1865)  S.  960, 

M)  Gesetz  vom  9.  April  1855,  bei  Zachariae,  1.  c.  (1855)  S.  978; 
Ott.  ▼.  31.  Aug.  1859;  ebendas.  zweite  Fortsetzung,  S.  224. 
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IMrkimgaiid  Zustimmaog  zurRechtsbeständigkeit  gelangen^^^'). 

Dnel  Bandesbeschlass  vom  10.  Aug.  1854^  Sitz.  25 ,  Protok. 

^i51^),  wurde  die  berzogl.  anhalt-bernburgische  Re- 

pemg  ersacht  y  zanächst  auf  Verhandlungen  mit  der  berzogl. 

iDhalt-dessaa-cötbenBchen  Regierung  über  die  Herstdlung 

eines  die  anerkannten  Ansprüche  der  anhaltischen  Ge- 

immtlandschaft  berücksichtigenden  Verfassungszustandes  in  den 

knogL  anhaltischen  Ländern ,  zu  welchen  Verhandlungen  die 

knu^ieh   anhält- dessau-cöthensche    Regierung    sich 

knsh  erklärt,    ebenfalls  einzugeben;    zugleich  wurden  beide 

lenogUch  anhaltische  Regierungen  ersucht;  von  dem  Er- 

Mge  dieser  Verhandlungen,  eventuell  von  dem  Erfolge  der 

dirfiber  einzuleitenden  Vernehmung  der  alten  Stände  in  den 

{enumten  Landen  und  resp.  der  bestehenden  anhalt-bern- 

bargischen  Landesvertretung,  sobald  als  es  wird  geschehen 

Unnen,  Mittheilung  zu  machen.    Das  Ergebniss  dieser  Ver- 

kudlungen  war  die  gemeinschaftliche  Landschaftsordnung 

flr  die  anhaltischen  Fttrstenthümer,  d.  d.  Dessau, 

m  18.  Juli  und  Hoym,  am  31.  August  1859^^),    womit  die 

BudesTersammlung   die  Beschwerde    der   Gesammtlandschaft; 

als  erledigt  betrachtet  ^^^). 

XXIII.  In  Schwarzburg-Sondershausen  war  eine 
ladfltändische  Verfassungsurkunde  am  28.  December  1830  ver- 
tabdigt,  da  sie  aber  im  Lande  keinen  Anklang  fand,  am 
^L  Jidi  1831  wieder  zurückgezogen  worden  i^^).  Am  24.  Sept. 
IMl  wurde  abermals  ein  Landesgrundgesetz  verkündigt  ^^^). 
An  dessen  Stelle  trat  ein  mit  einem  besonders  berufenen  Land- 
tage Tcreinbartes  Verfassungsgesetz  vom  12.  December  1849, 
,  eriitt  aber  wesentliche  Abänderungen  durch  ein  Gesetz  vom 
:  2.  August  1852  und  ein  Gesetz  vom  28.  März  1854  ^o»);  auch 


«)  ProtokoUe  der  B.-V.  1854,  §.  88.  177.  211.  251;  1858,  §.  180.  232. 
fiO.  969.  403.  425;  1859,  §.  20.  285.  362. 

«)  Bei  G.  ▼.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conf.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  U.  S.  617. 

«)Bd  Zachariae,  Verf-Ges,  zweite  Fortsetzung  (1862)  S.  153. 

W)  B.-B.  V.  17.  Dec.  1859,  Sitz.  40,  Protok.  §.  362. 

•0  Abgedruckt  bei  Pölitz,  Verf.  I.  S.  1067  u.  f. 

«)  Bei  Pölitz  (Bülau),  Verf.  IV.  S.  298  u.  f. 

^  Ein  S^Miatabdruck  des  Verf.-Gesetzes  v.  12.  Dec.  1849  zasammen- 
geatdh  mit  den  abändernden  Gesetzen  y.  2.  Aug.  1852  und  28.  M&rz  1854 
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dies  wurde  alles  beseitigt  und  mit  ZuBtimmang  des  Landtags 
das  jetzt  geltende  Landesgraodges^tz  vom  8.  Jnli  1857  Ver- 
kündigt "*). 

XXIV.  In  Schwarzbarg-Rudolstadt  wurde  schon 
durch  landesheiTliche  Verordnung  vom  8.  Januar  1816  (in  nur 
acht  Artikeln  bestehend)  eine  „Repräsentation  des 
Volkes^^  eingerichtet  und  durch  eine  landesherrliche  Erklir 
rnng  vom  21.  April  1821  die  Wirksamkeit  der  Stände  näh^ 
bestimmt  1^^).  Gegenwärtig  besteht  in  Schwarz burg-RndoI- 
stadt  das  mit  Zustimmung  des  Landtags  verkündigte  Grund- 
gesetz vom  21.  März  I8b4:^^). 

XXV.  In  den  FflrstenthtimemHohenzollern-Hechingen 
und  Sigmaringen  gilt  jetzt  zufolge  ihrer  Einverleibnng  in 
den  preussischen  Staat  (§.114)  die  preussische  VerfiuBung 
vom  31.  Januar  1850  »o'). 

XXVI.  Das  Fürstenthum  Liechtenstein  erhielt  schon  am 
9.  November  1818  eine  landständische  Verfassung  nach  dem 
Vorbilde  der  österreichischen  landständischen  Einrichtungen  ^^). 
Am  26.  September  1862  wurde  von  dem  Fürsten  Johann  IL 
ein  neues  mit  den  Landständen  vereinbartes  Staatsgrundgesete 
zugleich  mit  einer  neuen  Organisation  der  Verwaltung  ver- 
kündigt ^o»), 


erscbien   zu  Sondershansen   in  der  Hofbuchdruckerei ,    1854;    ancii    M 
Zachariae,  yerf.-Ge8.  (1855)  S.  983. 

«M)  Bei  Zachariae,  Yerf.-Ges.  erste  Fortsetzung  (1858)  S.  20C 

*w)  Bei  Pölitz,  Verf.  I.  1064. 

•"«)  Bei  Zachariae,  Verf.-Ges.  (1855)  S.  1017. 

^0^)  In  He  ch  in  gen  bestand  ein  Landesvergleich  vom  26.  Juni  1796 
(6.  W.  Hugo,  die  Grundgesetze  und  YerfEtösungsurkunden  älterer  und 
neuerer  Zeit,  Karlsruhe,  1836.  S.  117  u.  f.);  als  Zusatz  wurde  eine  Wahl- 
ordnung, die  zugleich  einige  allgemeine  Bestinunungen  über  die  Consütoi- 
rung  und  innere  Organisation  der  Versammlung  der  Landesdeputirten  ent- 
hielt, am  1.  Februar  1835  erlassen.  Pölitz  (Bülau),  IV.  S.  338  u.  £.  — 
In  Sigmaringen  bestand  seit  dem  11.  Juli  1833  eine  vertragsmftssig  mit 
besonders  berufenen  Landständen  errichtete  Verüassung.  Pölitz«  Teif. 
in.  S.  533  u.  f. 

*«)  Abgedruckt  bei  Pölitz,  Verf.  I.  8. 1092  u.  £ 

^^)  Bei  Zachariae,  1.  c.  zweite  Fortsetzung  (1862)  als 
n.  8.  227. 
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XXVn.   In  den  f&rsflich   renss'scben  Ländern  ä.  L. 

fCreiz)  besteht  noch  die  ältere  landständische  Verfassung  ^^^). 

Id  dem  FOrstenthume  Renss  j.  L.  (Schleiz)   wurde   am 

V.  November  1849  ein  neues  Staatsgrandgesetz  errichtet  ^^^). 

ii  seine  Stelle  trat  nach  Vereinbarang  mit  den  Ständen  das 

leridirte  Staatsgnmdgesetz  vom  14.  April  1852  ^^^),    Einzelne 

Heue  dieses  Verfassungsgesetzes  wurden  mit  landständischer 

Znämmnng  durch  Gesetz  vom  10.  Juni  1856  abgeändert  ^^^). 

XXVUI.  In  Schaumburg-Lippe  wurde  schon  durch 

Voordnong  vom  15.  Januar  1816    eine    landständische  Ver- 

hmng  eingerichtet,  welche  sich  an  den  von  der  Landesherr- 

Miuift  und  den  Unterthanen  am  3.  Dec.  1791  abgeschlossenen 

LmdesFeigleich  anschliesst^^^). 

XXEL  In  Lippe  (Detmold)  hatte  die  Fürstin  Paul  ine 
«fiirend  ihrer  vormundschaftlichen  Regierung  eine  Verfassungs- 
ihnde  Yom  8.  Juni  1819  verkündigt;  diese  trat  aber  theils 
itpn  Widerspruches  der  früheren  Stände,  theils  wegen  agnati- 
idbeo  Widerspruches,  nicht  in  Wirksamkeit  ^^^).  Am  6.  Juli  1836 
forde  Yon  dem  Fürsten  Paul  Alexander  Leopold  mit  Zu- 
ÜBiinnng  der  Stände  eine  „landständische  Verfassungs- 
irkunde" erlassen  "^).  Einei  Veränderung  dieser  Verfassung 
wurde  durch  eine  landesherrliche  Verordnung  vom  9.  März  1848 
md  durch  die  Gesetze  über  die  Wahl  der  Abgeordneten  und 
Iber  die  Zusammensetzung  des  Landtags  und  die  Ausübung 
kt  gtändischen  Rechte  vom  16.  Januar  1849  eingeleitet;  durch 
hadesherrliche  Verordnung  vom  13.  März  1853  ^^^)  wurde  aber 
.nch  einem  vergeblichen  Versuche  der  Verständigung  mit  den 


*")  Siehe  darüber  die  Notizen  bei  Pölitz,  I.  S.  1095  folg.;  bei 
tiehariae,  L  c.  (1855)  S.  1037. 

"*)  Abgedruckt  in  Bauch,  parlament.  Taschenbuch.  6.  Liefrg.  1850. 
8. 112  n.  f. 

*«)  Bei  Zachariae,  Verf.-Ges.  (1855)  S.  1038. 

*^  Eben  das.  erste  Fortsetzung  (1858)  S.  223. 

«*«)  Bei  Pölitz,  Verf.  I.  S.  1104;  bei  Zachariae,  Verf.-Ges.  (1825) 
a  1061-1067. 

"»)  Vagi.  Pölitz,  Verf.  I.  S.  1097;  Zachariae,  Verf.- Ges.  (1865) 
ilOTL 

*«)  Bei  Pölitz  (Bülau),  Verf  IV.  S.  340;  bei  Zachariae,  Verf.- 
ta.  (1855)  S.  1075. 

"^  Bei  Zachariae,  1.  c.  (1^5)  S.  1089. 

ZSpfl,  BCaateneht.  5.  Aufl.  H.  16 
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Landständen  alles  auf  die  Verfassung  vom  6.  Jnli  1836  znSi 
gebracht.  Eine  Beschwerde  der  Ausschossdepntiiteii  des  Ftinik 
thams  wegen  einseitiger  Aufhebung  der  Verordnung  v.  16.  Js 
1849  wurde  von  der  Bundesyersammlung  durch  Bundesbesddi 
Yom  16.  Febr.  1854,  Sitz.  5,  Protok.  §.  52 ,  als  unbegrtbK 
verworfen  ^^^). 

XXX.  Im  Fttrstenthume  Wald  eck  hatte  der  Fttist  Geo; 
Heinrich  schon  am  18.  Januar  1814  ein  Verfassongs-  m 
Organisationsdekret  erlassen,  welches  aber  wegen  Widensprae 
der  alten  Landstände  nicht  in  Wirksamkeit  trat^^^);  äiff^ 
kam  vertragsmässig  mit  den  Landständen  ein  Gnindged 
unter  der  Bezeichnung  als  Landes  vertrag  am  19.  April  VH 
zu  Stande  ^2^).  Am  23.  Mai  1849  wurde  von  der  Fürstin  £mi 
als  Regentin  ein  mit  den  Ständen  vereinbartes  Staatagrui 
gesetz  ftir  die  Fttrstenthfimer  Wal  deck  undPyrmonti 
kündigt  ^^^).  An  seine  Stelle  ist  nunmehr  eine  von  dem  Ffirri 
Georg  Victor  mit  den  Landständen  vereinbarte  Verf  assuoi 

Urkunde  vom  17.  August  1852  fUr  beide  Flirstentktlmer  j 

treten  122), 

XXXI.  In  Hessen-Homburg  war  nach  Vereinban 
mit  gewählten  Vertretern  des  Landes  am  3.  Januar  1850  « 
Verfassungsurkunde  verkündigt  worden  ^^3)^  gie  wurde  aj 
durch  Verordnung  vom  20.  April  1852  wieder  ausser  Wirb 
gesetzt  Dagegen  wurden  für  jeden  der  beiden  Bezirke  \ 
Landes  die  für  dieselben  bereits  bestandenen ,  jedoch  ni 
conservativen  Principien  umgestalteten  Bezirksräthe  i 
Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung,  und  ein  aus  beiden  Beziil 


««)  B.-B.  V.  16.  Febr.  1854,  Sitz.  5,  Protok.  §.  52,  bei  G.  v.  Mey 
1.  c  Tbl.  IL  S.  596.  —  VergL  Protok.  der  12.  Sitz.  v.  7.  April  1853,  §. 
ebendas.  S.  591. 

«»)  Pöliti.  Verf.  I.  S.  1107. 

«»)  Ebendas.  I.  S.  1115. 

tt«)  la  Rancb,  parlament Tucbenbacb,  5. Lief.  1849.  S.  168.  -Di 
B.-B.  ▼.  7.  Januar  1852,  Sitz.  1,  Prot  §.  4  wurde  die  Regierung  zmr 
Ikadening  dieser  Verfassung  auf  Antrag  des  Fürsten  Hermann  von  W ald« 
auffordert;  bei  G.  ▼.  Meyer,  1.  c  Tbl.  IL  S.  568. 

«»)  Nr.  Sl  des  Reg.*BL  ▼.  17.  Aug.  1852;  beiZachariae»  Yerl-I 
(IÖ55)  a  1094. 

<»)  AbgfHtmckt  im  kadgrifl.  besä.  Bcg.-BL  t.  1850  Nr.  1. 
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LandesansschiiM  zur  Ifitwirknng  bei  der  Fest- 
Qg  des  Staatsbudgets  mit  berathender  Stimme  berufen  i^^), 
wurde  an  demselben  Tage  ein  Gesetz  über  die  individn- 
PosoneniMhte  erlassen  ^>^). 

§.  342. 

Oktroirte  und  paktiite  Verßtssimgeii. 

L  Schon  zur  Zeit  des  Kelchs  entstanden  die  nrkondlichen 
KrkeDnmigen  und  Feststellangen  landständischer  Rechte  auf 
reifachem  Wege :  entweder  durch  einseitige  landesherrliche 
erwillignngy  in  der  Form  der  Verleihung  von  Privilegien 
sog.  Freiheiten,  oder  durch  vertragsmässige  lieber- 
Ji kauft  des  Landesherm  mit  den  Landständen ,  oder  doch 
eil  Forhergängigem  Einvernehmen  und  mit  Zustimmung 

Landstände. 

U.   Auch  die  jetzt  geltenden  Verfassungsurknnden  sind, 

die  Greschichte  zeigt  ^),  bald  auf  dem  einen,  bald  auf  dem 
deren  Wege  entstanden.  Danach  pflegt  man  jetzt  die  urkund- 
ken  Verfassungen  in  oktroirte,  d.  h.  von  dem  Souverain 
ionomisch  verwilligte,  und  paktirte,    d.  h.  ver- 

gsmässige  Verfassungen  einzutheilen. 

in.  Dieser  Unterschied  in  der  Entstehung  der  Verfassungs- 
nmden  hat  jedoch  keinen  Einfluss,  weder  auf  den  recht- 
ihen  Charakter  ihres  Inhalts,  noch  auf  ihre  Bechts- 
ständigkeit^),  da  selbst  bei  Verträgen  der  oberste  Rechts- 
nd  ihrer  verbindenden  Kraft  nur  in  der  Autonomie  der 
Dtrahenten  liegt,  und  auch  keine  Verfassung,  bei  deren  Er- 
inamg  eine  Einvernahme  und  Zustimmung  einer  Landesver- 
llBiig  stattgefunden  hat,   die   Geltung   eines  Grundgesetzes 


*}  Erlass,  die  Verfassnng  des  Landgrafthums  betreffend,  und  Gesets, 

beziehungsweise  die  Bezirksräthe  betreffend,  t.  20.  April  1852,  bei 

elbariae,  Vert-Ges.  (1866)  S.  1114.  1116.  -  VergL  Prot  der  B.-V. 

Mai  1852,  Sitz.  14,  §.  189,  bei  G.  t.  Meyer,  1.  c.  TU.  n.  S.  674. 
«)  Ges.  ▼.  20.  April  1852,  die  indiridaellen  Penonenrechte  betreffend, 
iZachariae,  Teil-Ges.  (1855)  8.  118. 
'     <)  Sielie  oben  §.  d41. 

1^  «)  Vei^  Fröbel,  llieorie  der  Politik,  I.  (1861)  8.  221.  282.  —  Ueber 
fte  Sebwierj^eit,  eiilfe  neue  Yerfiissang  einzafthren,  siehe  t.  Mo  hl, 
IHatsrecht,  Tölkerrecht  und  Politik,  Bd.  I.  (1881)  8.  382. 

16* 
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haben  kann,  bevor  sie  nicht  von  demSonverain  als  solchet 
sanktionirt  und  publicirt  worden  ist. 

IV.  Es  ist  daher  auch  ein  Irrthnm,  wenn  man  den  sog. 
yertragsmässigen  landständischen  Verfassungen  «ine  grossere 
Festigkeit  als  den  oktroirten  beilegen  will,  indem  auch  di€ 
letzteren,  sowie  sie  einmal  gegeben  sind,  eine  einseitig  xmi 
willktlrliche  Abänderung  von  Seiten  des  Souverains  ebensowohl 
ausschliessen,  als  dies  bei  den  yertragsmässigen  der  Fall  ist, 
und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  die  einseitige  Verleihung 
durch  den  Souverain  (analog  der  Privilegienverleihung 
in  der  Reichszeit)  nach  allgemeinen  Rechtsbegriffen  und  nadi 
dem  hergebrachten  deutschen  Rechte  ein  ebenso  yoUkommenei 
Rechtstitel  für  die  Begründung  erworbener  Rechte  ist,  wie 
ein  Vertrag  dies  sein  kann.  Aus  diesem  Grunde  hat  auch  di< 
Bundesgesetzgebung  bei  dem  Verbote  der  einseitigen  willkllr 
liehen  Abänderung  der  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehen 
den  Verfassungen  nicht  zwischen  oktroirten  und  yertragsmässif 
entstandenen  Verfassungsurkunden  unterschieden  3). 

§.  343. 

Das  monarchische  Princip  in  der  repräsentativen  odei 

sog.  constitutionellen  Monarchie^). 

I.  Schon  aus  dem  Begriffe  der  repräsentativen  oder  sog 
constitutionellen  Monarchie  folgt  selbstyerständlich,  dass  dm 
monarchische  Princip  an  der  Spitze  des  Systemi 
stehen,  d.  h.  dass  der  Souyeram  eine  Stellung  im  Staate  ein 
nehmen  muss,  welche  ihm  möglich  macht,  als  wahrer  Staats 
herrscher  zu  handeln,  d.  h.  den  Staat  zu  regieren,  wi< 
dies  ttberdies  die  Wiener  Schlussakte  für  die  deutschen  Staatei 
positiv  ausgesprochen  hat^). 

>)  Siehe  §.  333. 

0  F.  J.  Stahl,  das  monarchische  Princip.  Heidelberg,  1845.—  DedC' 
Schriften  des  Ministers  Freiherm  ▼.  Stein  Aber  deut  Yerfassungen ,  her 
aasgegeben  Ton  Per tz,  Berlin,  1848.— C.  D.t.  Witzleben,  die  Orenzei 
der  Yolksrepräsentation  in  der  constitutionellen  Monarchie.  Leipzig  1847.— 
F.  Nöllner,  das  monarchische  Princip  und  die  deutschen  Staatsvei&Bsan< 
gen  der  neueren  Zeit.  Braonschweig,  1856.  —L.  Rabus,  das  monarchiBch« 
Princip.  Eine  wissenschaftliche  Untersuchung.  Wflrzburg,  1862. 

«)  W.  S.-A.  art.  67.    Siehe  oben  §.  334. 
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Q.  Schon  ans  diesem^  sowie  auch  ans  dem  geschieht- 
lieken  Grande,  dass  die  Einrichtung  eii^er  allgemeinen 
Lifldesyertretung   eine   nene  nnd  nnr  anf  nrknndliohen 
tadlagen  eingeflihrte  Institution  des  deutschen  Staatsrechtes 
ai;  ergibt  sich  als  principiell  feststehend  die  rechtliche 
Termathung  dafiür,  dass  der  Souverain  aUe  Hoheitsrechte 
nbesehruikt  und  ohne  Hitwirkung  der  Landesvertretung  so- 
weit auszuüben  befugt  ist,  als  nicht  ein  Recht  dieser  letzteren 
nr  Mitwirkung  bei  der  Ausübung  eines  Hoheitsrechtes 
positiv  begründet  ist,  und  urkundlich  nachgewiesen  werden 
ktDB.    Dieser  Grundsatz  ist  in  den  meisten  deutschen  Yer* 
fittongsorkunden  ausdrücklich  anerkannt^). 


«) «.  B.  Bayern,  V.-ü.  1818.  Tit  ü.  §.  1.  „Der  König  ist  das  Ober- 
k^tdes  Staates,  Yereinigt  in  sich  alle  Rechte  der  Staatsgewalt  müd 

^  ik  sie  anter  den  Ton  ihm  gegebenen  und  in  der  gegenwärtigen  Yerfassungs- 
Hfamde  festgesetzten  Bestimmungen  aus."  Tit.  TU.  §..  1.  „Die  beiden 
EuBmem  können  nnr  über  jene  Gegenstände  in  Beiathung  treten,  die  in 
üoen  Wirkungskreis  gehören ,  welcher  in  den  §§.  2—19  näher  bezeichnet 
k'*  —  Im  Wesentlichen  stimmen  tiberein:  Baden,  Y.-U.  1818,  §.  b 
BdSa  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  4  und  §.  124.  „Die  Stände 
aad  berufen,  die  Rechte  des  Landes  in  dem  durch  die  Verfassung 
bestimmtenVerhältnisse  zum  Regenten  geltend  zu  machen."  —  Grossh. 
Hessen,  Y.-U.  1820,  §.  4.  66.  „Die  Stände  sind  nur  befugt,  sich  mit 
ie^enigen  Gegenständen  zu  beschäftigen,  welche  die  nachfolgenden  Artikel 
II  ihiem  Wirkungskreise  verweisen.  Die  üeberschreitung  dieser  Befugniss 
iä  ebenso  zu  betrachten,  wie  eine  willkürliche  Vereinigung"  —  (d.  h.  sie 
'M  nach  §.  63  gesetzwidrig  und  strafbar).  —  Sachsen-Meiningen, 
T.-ü.  1829,  §.  3.  80  u.  f.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  4  und  §.  79. 
jÄe  Angelegenheiten,  welche  vor  die  Ständeversammlung  gehören,  sind  in 
fer  Verfassnngsurkunde  bestimmt  vorgezeichnet"—  S. -Altenburg, 

!  T.-ü.  1831,  5.  4.  162.  199  u.  f.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832.  §.  3. 
57.  fö  n.  £  —  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  5.  „Der  König  vereinigt  als 
SwTenin  die  gcsammte  Staatsgewalt  ungetheilt  in  sich,  und  wird  durch 
& landständische  Verfassung  nur  in  der  Ausübung  bestimmter  Rechte 
die  Mitwirkung  der  Stände  gebunden."  —  Fast  wörtlich  stimmt 
überein:  Schwarzburg-Sondershausen,  Ges.  v.  2.  Aug.  1852, 
i- 12,  (jetKt  V.-ü.  V.  1857,  §.  8)  wodurch  der  §.  49  der  Verf.  v.  1849  aufgehoben 
vmde,  welcher  lautete :  „Der  Fürst  ist  das  Oberhaupt  des  Staates.  Er  hat  die- 
jcaigenRechte  der  Staatsgewalt,  welche  ihm  die  Verfassung  und  die  kraft 
tedben  gegebenen  Gesetze  b  e  i  1  e  g  e  n ,  auf  verfassungsmässige  Weise  aus- 
näben.«  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  10.  89.  —  Oldenburg,  rev. 
V.-ü.  1852,  art  4,  §.  2;  art.  127  u.  f.  ~  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  3.  — 
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ni.  Da  die  Bondesgesetzgebmig  unterlassen  hat,  die 
Hoheitsrechte  einzeln  aufzuzählen,  bei  deren  Ausübung  eine 
Mitvvirkung  der  Landstände  zulässig  ist,  und  da  sie  auch  Übet 
das  Mass  dieser  Mitwirkung  (und  zwar  sowohl  in  Bezug  auf 
das  Maximum  als  das  Minimum  derselben)  keine  ausdrückliche 
Vorschrift  enthält,  so  ist  hierdurch  allerdings  und  absichüich 
ein  Spielraum  gegeben,  innerhalb  dessen  verschiedenartige  Be- 
stimmungen in  den  Landesverfassungen  vorkommen  kOnnen 
und  dürfen. 

IV.  So  viel  nun  aber  die  bundesgesetzlichen  Schranken 
dieses  Spielraumes  tür  die  landesverfassungsmässigen  Bestim- 
mungen anbelangt,  so  lässt  sich  aus  den  Verhandlungen  des 
Wiener  Congre  SS  es  (1815)  so  viel  mit  Sicherheit  erkennen, 
dass  es  für  keine  bundesvertragswidrige  Beschränkung  des 
monarchischen  Princips  zu  achten  ist,  wenn  eine  Landesver- 
fassungsurkunde den  Landständen  eine  entscheidende  Stiumie 
bei  der  Gesetzgebung,  bei  der  Aufstellung  des  Bndgets 
über  die  Staatsbedttrfnisse,  bei  der  Verwilligung  der  Steuern 
so  wie  die  Mitaufsicht  auf  die  Verwendung  der  Staats- 
einkünfte und  das  Recht  der  Beschwerdeführnng  und 
Klage  wegen  verfassungswidriger  Handlungen  der  Beamten, 
insbesondere  der  Minister,  einräumt  4). 

V.  Dagegen  ist  nach  dem  Grundgedanken  der  repräsen- 
tativen oder  sog.  constitutionellen  Monarchie,  so  wie  auch  nach 
den  auf  den  Wiener  Ministerialconferenzen  (1819.  1820)  ver- 
einbarten und  in  die  Schlussakte  derselben  (15.  Mai  1820)  auf- 
genommenen und  hiemach  von  der  Bundesversammlung  bd 
Beurtheilung  der  einzelnen  Landesverfassungen  bisher  einge- 
haltenen Grundsätzen^)  das  monarchische  Princip  in  den  Ver- 
fassungsurkunden der  Einzelstaaten  nur  dann  als  vollständig 
gewahrt  anzusehen,  wenn  die  Verfassung  weder  principiell 
noch  stillschweigend  eine  Theilung  der  Gewalten, 
sei  es  in  der  Form  der  Volks souverainetät  oder   emer 


S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  69.  —  Schwarzburg-Rudolstadt, 
V,-ü.  1854,  §.  1.  24  folg.  —  ReuBS  j.  L.,  Ges.  10.  Juni  1856,  §.  5.  e.  - 
Liecttenstein,  V.-ü.  1862,  §.  2.  39  flg. 

«)  Siehe  oben  §.  890. 

•)  Siehe  oben  §.  d82>'335;  §.  341. 
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Kiamernsoiiyeraiiietät  neben  der  Fürstensouverai- 

Mttii,  aufstellt »).  ^ 

VI.  Hiernach  moss  also  die  Yerfassung  von  der  Unver- 
aitwortliehkeity  Heiligkeit  nnd  Majestät  des  Monarchen 
apgehen^  nnd  sodann  als  Grandsätze  anerkennen:  1)  dass 
der  Ffirst  die  gesammte  Staatsgewalt  in  sich  vereinigt 
oder  oaeh  anderer  Aasdrucksweise  die  alleinige  Qn  eile  aller 
fioheitsrechte  nnd  politischen  Gewalten  ist®),  ins- 
besondere anch  der  Gerichtsbarkeit^)  and  aller  Gnaden  ^^); 
2)  dass  dem  Fürsten  dasBecht  der  Initiative  bezüglich  der 


•)  In  den  yerf.-ürkunden  aus  den  Jahren  1848—1850  (s.  ohen  §.  341) 
^gl  sich  deutlich  der  £influss  der  damaligen  demokratischen  Bewegung 
md  ein  Eindringen  des  Systems  der  Theilung  der  Gewalten.  Während  die 
üteren  Ter&ssangsurkunden  (vor  1848)  meistens  sich  darauf  beschränken, 
tePrincrp  auszusprechen,  dass  dem  Souverain  die  gesammte  ungetheilte 
Sbitsgewalt  zukomme,  und  darum  nur  selten  einige  der  Bechte,  welche 
toSoorerain  ohne  Mitwirkung  der  Stände  ausübt,  einzeln  aufführen,  so 
fclh  dagegen  in  den  Verfessungsurkunden  aus  der  Zeit  von  1848—1850 
legeimässig  ein  Satz,  welcher  ausdrücklich  jenes  Princip  anerkennt,  und 
verte  dagegen  mehrere  einzelne  Bechte  aufgeführt,  die  der  Souveram 
otved^  „in  Gemeinschaft  mit  den  Ständen"  oder  ohne  deren  Mit- 
•iAnng  auszuüben  befugt  ist  Vergl.  z.  B.  Preussen,  V.-ü.  1860,  §.  45. 
J)eDi  Könige  allein  steht  die  vollziehende  Gewalt  zu"  etc.  §.  62.  „Die 
gesetzgebende  Gewalt  wird  gemeinschaftlich  durch  den  König  und 
ärd  zwei  £[animem  ausgeübt."  —  Aehnlich  drücken  sich  aus:  Schwarz- 
fcttrj-Sondershausen,  V.-U.  1849,  §.  59.  —  Anhalt-Bernburg, 
V.-ü.  1850,  §.  83.  —  Die  Verfessungsgesetze  seit  1852  sprechen  dagegen 
*i  Prindp  wieder  in  derselben  Weise  aus ,  wie  die  Verfassungsurkunden 
w  184a    Siehe  hier  oben  Note  3. 

0  Siehe  oben  §.  271. 

')  W.  S.-A.  art  57 ;  siehe  oben  §.  334.  Die  Anerkennung  dieses  Grund- 
ate  in  den  deutschen  Yerfiassungsurkunden  siehe  hier  oben  Note  3. 

*)  Siehe  unten  §.  448,  Note  1 ;  und  über  die  Stellung  der  Gerichte  zur 
Stastsgewah,  unten  §.  449—455. 

*)  Hieher  gehört  das  Recht:  1)  der  Begnadigung  in  Griminal- 
adKQ,  unten  §.  456;  2)  das  Recht,  Moratorien  zu  erteilen,  unten 
(457;  3)  das  Recht,  Dispensationen  zu  ertheilen  und  andere  Privi- 
legien zu  verleihen,  unten  §.481;  4)  das  Recht,  Belohnungen,  Titel, 
W&rden,  Ehrenzeichen  und  Standeserhöhung  zu  verleihen,  unten 
i  481;  5)  das  Recht,  heimgefallene  Lehen  wieder  zu  verleihen, 
§.524. 
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Gesetzgebung  zusteht  i^),  auch  im  Staate  nicbts  ohne  a 
sogar  gegen  seinen  Willen  Gesetz  werden^  d.  h.  dass  nnr  i 
ihm  die  Sanktion  nnd  Publikation  der  Gesetze  ansgei 
kann  nnd  er  ein  absolutes  Veto  haben  muss^^);  3)  d 
die  gesammte  vollziehende  Gewalt  einschliesslich  i 
Rechtes ;  die  VoUzugsverordnungen  zu  den  mit  den  Stän« 
vereinbarten  Gesetzen  und  in  dringenden  Fällen  auch  jk« 
sorische  Gesetze  zu  erlassen,  ungetheilt  und  ausschliesslich  1 
der  Person  des  Fürsten  bleibt,  daher  also  alleStaataregi 
rung  und  Verwaltung  von  dem  Souverain  ausgeht*^ 
wenn  auch  die  Verantwortlichkeit  fOr  die  einzelnen  1 
gierungshandlungen,  den  Ständen  gegenüber,  durch  die  IK 
fassung  den  Beamten  überhaupt  und  insbesondere  den  Minisfti 
aufgelegt  wird^^);  4)  dass  die  Ernennung  und  Anstellic 
aller  Beamten  ohne  Ausnahme,  insbesondere  auch  < 
Minister,  nur  durch  den  Souverain  und  nur  nach  dessen  fra 
Ermessen  geschehen  kann  ^^) ;  dajss  ihm  auch  alle  Beamte  i 


^0  Siehe  unten  §.  372.  —  In  wiefeme  auch  den  Landständen 
Recht  der  Initiative  zustehen  kann,  siehe  unten  §.  391. 

«)  Siehe  unten  §.  373. 

«)  HannoTer,  V.-ü.  1840,  §.  6.  „Im  Innern  des  Staates  geht  i 
Begierungsgewalt  aUein  von  dem  Könige  aus.  Die  Behörden  . 
Üben  dieselbe  nur  kraft  der  ihnen  von  Ihm  verlieljenen  Gewalt  aus,  ' 
verwalten  sie  unter  seiner  Oberau&icht"  —  Preussen,  V.-ü.  H 
§.  45.  „Dem  Könige  allein  steht  die  vollziehende  Gewalt  zu.  Er  enM 
und  entläsBt  die  Minister."  —  Aehnlich  drücken  sich  aus:  Beass  j. 
V.-ü.  1852,  §.  42.—  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  8.  -  Oldenburg,  : 
V.-ü.  1852,  art  7,  §.  1.  „Der  Grossherzog  leitet  und  überwacht 
gesammte  innere  Landesverwaltung."  —  Mehrere  Verf.-Ürkoi 
erwähnen  überdies  ausdrücklich  das  Becht  der  Krone,  Vollzugsva^ 
nungen  und  provisorische  Gesetze  zu  erlassen,  z.  B.  Würtemb« 
V.-ü.  1819,  §.  89.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  87.  88.  —  Siehe  m 
§.  394.  441. 

**)  üeber  den  unterschied  von  Bcgierung  und  Verwaltung,  s.  §.  3il 
Von  der  Verantwortlichkeit  der  Minister  wird  unten  §.  402  u,  t  besoni 
gehandelt 

**^)  Es  ist  dies  die  selbstverständliche  Folge  davon,  dass  dem  Souvtt 
die  vollziehende  Gewalt  ausschliesslich  zusteht.  Ausdrücklich  erwähnen 
Becht,  die  Staatsämter  (in  Civü-  und  Militärdienst)  zu  besetzen,  als  Bi 
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fltioitlich  bleiben  und  jeder  Beamte  jederzeit  seiner  Fnnc- 

tm  durch  den  Sonverain  enthoben  werden  kann  ^^) ;  5)  dass 

ier  Fürst  allein  die  oberste  Verftigiing  über  das  Militär ^^) 

md  6)  ebenso  aosschliesslich  die  Repräsentation  des  Staates 

B  iDen  auswärtigen  Beziehungen  hat,  also  allein  beftigt  ist, 

Krieg  za   erklären,    Frieden    nnd    andere   Staatsverträge   zn 

leUioBsen  ^^) ;    7)    dass  aneb  die  übrigen   sogenannten   flirst- 

idien  Prärogativen  oder  Hoheitsrechte  über  die  Landes- 

rertretnng  selbst   gehörig,  festgestellt  sind^^);  8)  dass  das 

ka  Ständen  eingeräumte  Becht  der  Steueryerwillignng  nicht 

iidi  zugleich  ein  nach  blosser  Willkür  zu  gebrauchendes 

BeehtderSteuerverweigerung  insich  schliesst^^^);  9)daa8 

dieStiade  nicht  zugleich  Ankläger  undBichter  der  Minister 

HiD  können  ^^). 


faSoa?enins:  PreuBsen,  V.-ü.  1850,  §.  43.  47.  -  Oldenburg,  rey. 
?.-ü.  1852,  art.  7.  §.  2.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  43.  ~  Waldeck, 
M.  1862,  §.  8.  10.  —  Siehe  unten  §.  515. 

*0  Siehe  unten  §.  516. 

^)  Siehe  unten  §.  512;  über  die  ünzulässigkeit  der  Vereidigung  des 
Kfitin  aof  die  Verfassung,  ebendaselbst  (§.  512). 

■)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  85.  —  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831, 
16.-  Braun  schweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  7.—  Hannover,  V.-ü.  1840, 
Hl.  -  Prenssen,  V.-ü.  1850,  §.  48.  „Der  König  hat  das  Recht,  Krieg 
a  erklären  nnd  Frieden  zu  schliessen,  auch  andere  Verträge  mit  fremden 
l^gienmgen  zu  errichten."  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  6.  — 
ieuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  69.  -  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  11.  — 
Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  23:  „der  Landesftirst  vertritt  den  Staat 
k  allen  seinen  Verhältnissen  gegen  auswärtige  Staaten."  —  Als  Vorbild 
fate  hier  die  in  den  französischen  Charten  von  1814  art.  14  und  1830 
st  13  enthaltene  Bestimmung:  „Le  roi  est  le  chef  supröme  de  T^tat:  il 
coBnande  les  forces  de  terre  et  de  mer,  däclare  la  guerre,  fait  les  trait^s 
k  paix,  d'aUianoe  et  de  commerce,  nomme  k  tous  les  emplois  d'admini- 
Hnöon  publique  et  fiedt  les  r^glements  et  ordonnances  n^cessaires  pour 
roäcodon  des  lois"  etc.  —  Siehe  unten  §.  395  flg. 

tf)  Dahin  gehören  das  Becht,  die  Landesvertretung  zu  berufen,  zu  ver- 
llgBi,  zu  Teral>8chieden,  aufrulösen  und  das  Becht,  Mitglieder  in  die  erste 
Eaaimer  zu  ernennen  (Pairs  zu  creiren).    Siehe  unten  §.  363  u.  £ 

")  Dies  ist  schon  durch  die  Bundesgesetzgebung  festgestellt;    siehe 
eben  {.  335.  338,  und  unten  §.  400. 
*0  iCer?on  unten  §.  389.  402  u.  f. 
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VII.  So  wie  eine  Verfassang  in  diesen  Beziehnngen  den 
Fürsten  mehr  oder  minder  beschränkt,  so  neigt  sie  sich  in 
gleichem  Masse  dem  sog.  parlamentarischen  Regienmgs- 
systeme  (dem  Systeme  der  Theilnng  der  Gewalten)  za. 
Wenn  änch  solche  parlamentarische  Verfassungen  unter 
besonders  günstigen  Umständen  längere  Zeit  fortbestehen  können, 
ohne  in  die  Republik  umzuschlagen ,  oder  die  Kraft  der  Be- 
gierung  zum  Schaden  des  Staates  zu  lähmen,  so  ist  dies  doch 
kein  Beweis  dafür,  dass  die  Vortrefflichkeit  der  Verfassung 
mit  der  Zahl  der  Beschränkungen  der  Krone  zunehme;  auch 
kann  die  Aufgabe  der  wahren  Staatskunst  nicht  darin  be- 
stehen,  Experimente  zu  machen,  wie  viele  Beschränkungen  das 
monarchische  Princip  ertragen  könne,  bis  es  zum  Spielwerke 
in  der  Hand  der  Kammermajoritäten  wird  und  somit  zur  be- 
deutungslosen Nullität  heruntersinkt. 

§.  344. 

Von   den   Grundgedanken,    worauf  die  repräsentative 

Monarchie  beruht,  insbesondere  von  der  Trennung  der 

Regierung  und  Verwaltung. 

I.  Um  die  Ideen,  auf  welchen  die  repräsentative  Monarchie 
beruht,  richtig  zu  würdigen,  darf  man  nicht  ausser  Acht  lassen, 
dass  die  Forderung  einer  solchen  Einrichtung  theils  durch  deft 
Mangel  einer  genügenden  gesetzlichen  Anerkennung  und  Ver- 
bürgung  der  persönlichen  Freiheit  der  Individuen  und  des  Eig&t 
thumes  (der  sog.  Volksrechte),  somit  durch  den  Druck  einer 
autokratisch- will  kür  liehen  Regierung  in  den  früheren 
Staatszuständen,  theils  durch  den  Druck  der  Feudalaristo- 
kratieund  überhaupt  durch  den  Druck  der  Privilegien 
hervorgerufen  worden  war. 

IL  Die  oberste  Idee  der  repräsentativen  Monarchie  bemht 
daher  darin,  dass  ein  gemeiner  Rechtszustand  für  dai 
gesammte  Volk  geschaffen,  d.  h.  dass  nicht  Mos  ein  p<^ 
tisches  Recht  einzelner  (privilegirter)  Stände,  sondern  aller 
Stände  im  Volke  anerkannt  werden  soll^). 


0  Es  ist  immer  ein  grosser  Fehler,  wenn  man  sich  das  Volk  als  eiae 
homogene  Masse  von  Individuen  darstellt;  das  ist  es  nun  einoil 
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DL  Die  repräsentative  Monarchie  will  daher  die  Vorlheile 
ia  Bepnblik  mit  denen  der  Monarchie  verbinden.  Sie  erkennt 
mbößB  Volk  (ein  Volk  der  Freien)  an,  neben  einer  freien 
Eme,  d.  h.  sie  will  eine  kräftige  aber  zugleich  volks- 
tifimliehe  Begiemng  begründen  und  räumt  zu  diesem  Behufe 
fa  Volke  eine  Mitwirkung  bei  der  Regierung  durch  die  Volks- 
nrtreteng  in  bestimmt  gezogenen  Grenzen  ein^). 

IV.  Die  repräsentative  Monarchie  setzt  daher  ein  gebil- 
detes Volk  mit  politischem  Bewusstsein  voraus,  und 
itf  daher  überhaupt  erst  dann  zweckmässig,  wenn  im  Volke 
nebr  Intelligenz ,  sowohl  hinsichtlich  der  intellectuellen  und 
Bondisehen  als  der  materiellen  Interessen,  vorhanden  ist,  als 
m  Sfaiatodienste  verwendet  werden  kann  ^). 

V.  Die  repräsentative  Monarchie  will  im  Gegensatze  der 
dofaehen  Demokratie,  in  welcher  allein  der  Wille  der  Majori- 
üai  (der  Kopfzahl)  als  massgebend  gilt,  die  Bildung  einer 
fernflnftigen  öffentlichen  Meinung  erwirken,  durch 
Tdumdlung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  zwischen  der 
Toiksvertretung  und  den  Ministerien,  und  wo  zwei  Kammern 
r»iianden  sind,  auch  zwischen  den  Kammern  unter  sich. 

VI.  Die  repräsentative  Monarchie  will  eben  dadurch,  dass 
ae  der  Landesveriretung  Einsicht  in  die  Regierung  und  eine 
Tofassimgsmässige  Mitwirkung  gestattet,  die  Ueberzeugung  von 
kr  Weisheit  und  Gerechtigkeit  der  Regierung  im  Volke  lebendig 
(riialien  und  eine  offenkundige  Bürgschaft  gegen  den  Miss- 
Inoeh  der  Staatsgewalt  gewähren;  sie  will  eben  hierdurch 
iem  monarchischen  Principe  selbst  eine  Wurzel  in  dem  allge- 
■eben  Vertrauen  d.  h.  in  der  Ueberzeugung  des  Volkes  geben, 
to  es  eine  verfassungsmässige  Regierung  wirklich  hat. 


B  te  deotsehen  und  überhaupt  in  den  europ&ischen  Staaten  nicht.  Bildung, 
Temdgen,  Beru&thätigkeit,  niaterielle  Interessen  u.  s.  w.  scheiden  noch  jetzt 
lid&ch,  wenn  auch  in  anderer  Weise,  wie  in  früheren  Jahrhunderten,  ver- 
Kbttdene  Klassen  im  Volke,  oder  Stände,  und  somit  darf  der  Gollectiv- 
kgrüfnVolk'*  auch  nicht  blos  als  eine  Summe  yon  Individuen,  sondern 
«rmuB  sogleich  als  eine  Summe  der  Stände,  in  welche  sich  diese  Indi- 
^neii  natorgemäss  abgliedern,  aufgefasst  werden. 

*)  Siehe  oben  §.  343. 

*)  Wo  eine  Regierung  noch  Mühe  hat,  so  viele  Subjekte  von  ent- 
^fndttnder  Bildung  zu  finden,  als  der  Staatsdienst  erfordert,  ist  die  Zeit 
ftr  die  Einrichtung  einer  repräsentativen  Monarchie  noch  nicht  gekommen. 
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Vn.  Dabei  will  aber  die  repräsentative  Monarehie  zugleich 
flir  den  Sonverain  eine  Stellang  bewahren,  welche  ihm  keine 
Verbindlichkeit  gegen  eine  Partei  anflegt,  wie  sie  der 
Präsident  einer  Republik  nnvermeidlich  hat:  eine  SteUnngi . 
welche  anch  die  in  Bepubliken  jederzeit  drohende  (refahr  emer 
plötzlichen  radicalen  Aendernng  des  politischen  Systems  nach 
kurzer  Daner  beseitigt^),  indem  eine  solche  Unsicherheit  mit 
dem  öffenüichen  Credite  in  den  europäischen  Staaten  ganz 
unverträglich  ist  und  die  Grundlagen  des  nationalen  Wohl- 
standes zerstören  würde  ^)y  und  daher  muss  die  repräsentative 
Monarchie  an  der  Erblichkeit  der  Krone  festhalten. 

Vni.  Die  repräsentative  Monarchie  will  in  dem  Sonvenun 
eine  wirklich   herrschende  Persönlichkeit:    sie  1^ 
daher   auch   die   oberste  Entscheidung   über   alle  politischen 
Systemfragen  ausschliesslich  in  die  Hand  des  Monarchen  und' 
in  seine  persönliche  Entschliessung;  indem  sie  aber  die  Ver«^ 
antwortlichkeit   fUr   die  Begierungshandlungen  des  Sou* 
verains  auf  die  Beamten,  insbesondere  die  Minister,  überträgt 
will  sie  zur  Vermehrung  des  Vertrauens  noch  eine  zweite  B^rgr' 
Schaft  (neben  der  Mitwirkung  der  Landesvertretung)  für  dit^ 
Verfassungsmässigkeit  der  Begierung  gewähren.    Somit  stellt 
aber  die  repräsentative  Monarehie   grundsätzlich  eine  Unti 
Scheidung   zwischen  dem  Begieren  und  dem  Verwalteij 
auf  und  begreift  unter  dem  ersteren  die  persönliche, 
voller  UnVerantwortlichkeit  auszuübende,  freie  Selbst 
thätigkeit  des  Souverains  in  der  obersten  Leitung 
des  Staatswesens  und  also  auch  namenüich  in  der  Wahl 
den  möglichen  Systemen  der  Verwaltung  und  der  Änordnt 
ihrer  Durchführung;  unter  dem  Verwalten  aber  begreift 
repräsentative  Monarchie  die  beamtenmässige  Thätigkei 
in  dem  vom  Souverain  bestimmten  Systeme  unter  persönlic 
Verantwortlichkeit  des  Beamten  gegen  den  Fürsten 


*)  Eine  solche  Gefahr  besteht  in  allen  Republiken,  welche  eine 
dentenwahl  in  kurzen  Perioden  (z.  B.  in  Nordamerika  nach  vier  Ja 
haben. 

")  Sehr  belehrend  waren  in  dieser  Beziehung  die  Erscheinungen 
der  pariser  Börse  nach  Einführung  der  Bepublik  (1848)  und  d&  Wiei 
herstellung  des  Kaiserthnms  (1852). 
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ftUndegvertretnng^).  In  diesem  Sinne  gehört  die  Tren- 
ngvoB  Begiernng  und  Verwaltung  wesentlich  zu  den 
firndideeD  der  repräsentativen  Monarchie'')  und  ist  eben  zur 
SdunteDung  des  wesenflichsten  aller  Rechte  in  der  Souverai- 
Mf  nämlich  der  Unverantwortlichkeit  des  Souverains, 
iogir  mentbehriich  ^). 

§.  345. 

Begriff  und  publicistischer  Charakter  der  Volks- 
vertretung. 

L  Die  Landstände  bilden  nach  dem  Geiste  der  in  Deutsch- 
hfid  zulässigen  und  bestehenden  repräsentativen  oder  sog. 
eoDstitatioDell-monarchischen  Staatsverfassungen  eine  nach  Mass- 
pbe  des  Staatsgrundgesetzes  zusammengesetzte  Körperschaf  t, 
vdehe  gmndgesetzlich  zu  einer  verfassungsmässigen  Mitwir- 
kong  bei  der  Landesregierung,  d.  h.  zur  Ausübung  bestimmter 


0  Hiemach  bleibt  also  die  Steüung  des  Sonverains  an  der  Spitze 
^Yerwahung  (§.^343,  YI,  3)  als  deren  belebendes  Princip  völlig  anan- 


0  Der  unterschied  Ton  Begieren  und  Verwalten,  wie  er  hier 
■Verteilt  wird,  besteht  zum  Theile  (nämlich  in  der  Verantwortlichkeit  der 
IGuter gegen  denSoaverain)  schon  in  derantokratischen  Monarchie, 
ni  ist  überhaapt  in  der  Natur  der  Sache  begrOndet ;  denn  wo  Monarchie 
Hiill  und  soD  der  Monarch  nur  regieren,  er  kann  und  soll  aber  nicht 
Ka  eigener  Beamter  sein.  Der  hier  aufgestellte  Unterschied  von  Begie- 
ttiond  Verwalten  ist  aach  ein  ganz  anderer,  als  man  in  Frankreich 
iudi  die  (hoble)  Phrase  auszudrücken  suchte:  y,Le  roi  rhgney  vmjm  ü  ne 
tmenm  pagJ*  Dort  n&mlich  wollte  man,  das  System  der  Theilung  der 
ienlten  auf  die  Spitze  treibend,  sogar  die  Funktionen  der  von  den  Kammer- 
Siljorititen  der  Krone  aufgedrungenen  Minister  als  eine  selbstst&ndige  po- 
iMie  Gewalt  (pouvoir  minigUriel  s.  §.  270)  darstellen,  so  dass  das 
«Segieren"*  des  Königs  sich  im  Wesentlichen  auf  die  Sanction  der  von 
kk  Kammern  den  Ministem  dictirten  Beschlüsse  beschränken  soUte.  — 
TfligL  such  H.  A.  Zachariae,  deut  Staatsr.  (2.  Auü.)  I.  §.  22  c. 

*)  Sehr  bezeichnend  ist  es  in  dieser  Hinsicht,  dass  Napoleon  m. 
k  der  Ton  ihm  dem  französischen  Volke  gegebenen  Verfassung  v.  14.  Jan. 
M«  welche  insoweit  auch  nach  der  Wiederherstellung  des  Kaiserthums 
ttd  doi  VerfiMBungsyerändemngen  v.  25.  Dec.  1852  noch  fortbesteht,  unter 
liifclilass  der  Verantwortlichkeit  der  Minister  gegen  den  Senat 
lad  den  legislatiTen  Körper,  die  (freilich,  so  lange  keine  Bevolution  ein- 
H^sorimaginäre)  Verantwortlichkeit  desStaatsoberhauptes 
0Egeii  das  französische  Volk  in  die  Verfassung  (ari  5)  aufnahm. 
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politischer  Bechte  und  zur  Wahrnehmung  der  aUgemeinen 
Interessen  des  Landes  als  dessen  verfassnngsmäBsiges  Orgao 
gegenüber  von  der  Staatsregierung  berufen  ist^). 

II.  Die  Ständeversammlung  ist  daher  eine  wahre  Steil- 
vertretung (Repräsentation)  des  gesammten  Volkes 
in  Bezug  auf  dessen  allgemeine  Interessen^),  und  swar 
in  der  Art,  dass  kraft  gesetzlicher  Bestimmung,  aho 
kraft  einer  Rechtsfiction,  alles,  was  diese  Eörpersehafi 
innerhalb  des  Kreises  ihrer  grundgeset£lich  bestimmten  Befag- 
nisse  und  in  den  gesetzlich  bestimmten  Formen  beschliesst,  ab 
Meinungs-  und  Willenserklärung  sämmtlicher  Staats- 
angehörigen gelten  muss^),  und  ftlr  sie  verpflichtend 
wird,  so  wie  die  Zustimmung  des  Souverains  zu  den  Be- 
schlüssen dieser  Körperschaft  hinzugekommen  ist^). 


0  So  erklirt  sich  ausdrücklich:  Würtemberg,  V.-U.  1819,  %  12i 
(Siehe  oben  §.  343,  Note  3.)  —  Als  Vertreter  der  Gesammtheit  allei 
Staatsangehörigen  oder  der  Staatsbürger,  werden  die  LandstiJide 
bezeichnet  in  Weimar,  rev.  Grundges.  1850,  §.  17.  —  S. -Cobarg- 
Gotha,  V.-ü.  1862,  §.  84.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  127.- 
Waldeck,  Y.-U.  1852,  §.  46.  —  Schwarzburg -Sondershaasett 
Y.-U.  1857,  §.  2L  —  Als  Vertreter  der  Gesammtheit  der  Staats- 
bürger und  Unterthanen,  in  E.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.78.- 
S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  162.  —  Ais  Vertreter  des  Volkes  od« 
des  ganzen  Volkes,  in  Preussen,  V.-U.  1850,  §.83.—  BeusBJ.L, 
V.-ü.  1852,  §.  50.  —  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  49.  (Siehe  aoA 
hier  Note  2  und  unten  §.  347,  Note  5.) 

*>  Siehe  die  Nachweisungen  über  die  bundesrechtliche  Anerkenneag 
dieses  Satzes  oben  §.  332  und  340.  — •  Braunschweig,  n.  L.-0.  18IB^ 
§.  57.  „Die  Stände  des  Herzogthums  vertreten  in  dem  grundgesetaficte 
Verhältnisse  zu  der  Landesregierung  die  Gesammtheit  der  LandeseinwobaM 
und  sind  daher  berechtigt  und  verpflichtet,  deren  verfassungsmftasige  Reekü 
und  allgemeine  Interessen  wahrzunehmen  und  auf  die  gesetzlidi  wm^. 
geschriebene  Weise  geltend  zu  machen.^'  —  Liechtenstein,  V.-U.  180^ 
§.  39:  „Der  Landtag  ist  dtti  gesetzmässige  Organ  der  Gesammtheit  k$ 
Landesangehörigen  und  als  solches  berufen,  deren  Rechte  ge^enaberii 
Verhältnisse  zur  Regierung  nach  den  Bestimmungen  der  VerfiuBsaogsuikiinii 
geltend  zu  machen  und  das  allgemeine  Wohl  des  Fürsten  and  da 
Landes  mit  treuer  Anhänglichkeit  an  die  Grundsätze  der  Verfasanng  ndt* 
liehst  zu  befördern.*' 

>)  Vergl.  die  Nachweisung  der  positivrechtlichen  Anerkennuig  <iMI 
Satzes  in  den  deutschen  Ver£-Urkunden  oben  §.  343,  Note  3. 

«)  Ausdrücklich  sagt  E.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  112:  „Alle  sttail- 
sehen  Beschlüsse,  welche  auf  eine  Angelegenheit  des  Landes  Bezug  habeij 
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IQ.  Demnach  hat  anch  das  Vdk  in  der  repräsentativen 
lottrchie  nur  allein  in  der  landständischen  Körperschaft  und 
dirdi  dieselbe  eine  juristische  Persönlichkeit,  und  ist 
diker  die  Staaisregienmg  bei  dieser  Staateform  ebensowenig 
tdögt,  mit  dem  Volke  in  anderer  Weise,  als  durch  das  Organ 
faer  Körperschi^  zu  yerhandeln ,  als  das  Volk  sich  dieses 
dfirfte^). 


§.  346. 
Zusammensetzung  der  Volksvertretung  im  Allgemeinen. 

Ueber  die  BUdung  der  volksvertretenden  Körperschaft 
bestellen  sowohl  in  den  europäischen  Staaten  überhaupt ,  als 
ii  den  deutschen  Staaten  insbesondere ,  sehr  verschiedene 
^fsteme. 

L  Nor  in  wenigen  Staaten ,  und  zwar  nur  in  solchen  ^  in 
«dehoi  die  Eepräsentativ-Verfassung  überhaupt  entweder  durch 
OB  flberwiegendes  Andrängen  der  demokratischen  Elemente 
ifi's  Leben  gerufen  wurde,  oder  wo  kein  historischer  An- 
bSpioogspunkt  an  bereits  besteh^de  landständische  Einrieh- 
tBDgsi  bei  der  Einftihrung  der  Eepräsentativ-Verfassung  vor- 
knien  war,  oder  wo,  wie  in  kleineren  Staaten,  keine  Elemente 
m  der  Bevölkerung  vorhanden  sind,  welche,  wie  ein  durch 
pomn  Grundbesitz  ausgezeichneter  Adel,  geistliehe  Gorpora- 
tioDen  und  Universitäten,  eine  besondere  Berücksichtigung  nöthig 


Mäfen,  «m  wirksam  za  werden,  der  ausdrücklichen  Sanktion  des 
SMgB.*'  —  Brannschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  145:  „Ein  Beschluss  der 
ttMnenaomilung  erhält  nicht  eher  gesetzliche  Gültigkeit,  als  bis  ihm  die 
Uedieniiche  Zostimmung  ertheilt  und  er  als  Gesete  publidrt  ist."  — 
Fretssen,  Y.-U.  1850,  §.  62  a  ünea  2:  „Die  üebereinstimmung  des 
Königs  und  beider  Kaimneni  ist  zu  jedem  Gesetze  erforderlich.''  — 
&-Cobarg-Ootha,  Y.-ü.  1852,  §.  107:  „Jeder  Beschluss  des  Landtags 
kdaf  die  Bestatügung  des  Herzogs,  um  Gesetzeskraft  zu  erlangen.''  — 
tomnstimmt:  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  65.  —  S.-Altenburg, 
T.-U.  1831,  $.  240  a  linea  2. 

^)  Das  deutsche  Staatsrecht  weiss  nichts  Ton  der  Veranstaltung  eines 
»^fnge  wUverBel*^  in  der  Weise,  wie  sich  die  neuere  französische  Staats- 
gut desselben  als  eines  Universafanittels  zu  bedienen  pflegt,  um  für  einen 
tetiBtieich  eme  scheinbare  Billigung  des  Volkes  zu  erlangen.  Yergl. 
S.  349. 


J 
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maehen,  wurde  und  wird  zum  Theile  noch  heut  zu  Tage  die 
Volksvertretung  lediglich  durch  Wahl  des  Volkes  ohne  Unter- 
scheidung verschiedener  Klassen  der  Bevölkerung  gebildet^. 

n.  In  einigen  deutschen  Staaten  bildet  sich  der  Landtag 
zwar  auch  nur  durch  Wahlen ,  aber  mit  Rücksicht  auf  ver 
schiedene  Klassen  der  Bevölkerung,  deren  jede  besonders 
wählt  Diese  Klassen  bestimmen  sich  theils  nach  Standes- 
klassen (Bitterschaft,  Städte,  Landbewohner)^),  theils  nach 
dem  Besitze  (grosse  Grundbesitzer  oder  Höchstbesteuerte  und 
übrige  Bevölkerung)^). 

in.  In  den  meisten  Staaten,  namentlich  sogar  in  dem 
Mutterlande  der  Repräsentativ- Verfassung,  in  England,  und 
insbesondere  in  den  grösseren  und  mittleren  deutschen  Staaten, 
namentlich  in  jenen  Staaten,  in  welchen  das  Zweikammem- 
System  besteht^),  haben  überdies  gewisse  Personen,  wie  z.  B. 
die  Prinzen  von  Geblüt,  Standesherren  oder  andere  Personen 
von  Adel  und  hohe  geistliche  Würdenträger  oder  weltiiche 
Magistrate,  die  historisch  hergebrachte  und  auch  in  den  neueren 
Verfassungsgesetzen  anerkannte  oder  zugetheilte  Befngniss, 
kraft  eigenen  Rechtes  einen  Sitz  in  dem  Repräsentantenkörpei 
einzunehmen,  so  wie  auch  mitunter  daneben  eine  Befhgnisfl 


*)  So  z.  B.  nach  der  ersten  französischen  Verf.  v.  1791.  —  Spanien, 
Cortesverf.  v.  1812.  —  Norwegen,  V.-ü.  v.  4.  Nov.  1814.  —  Belgien, 
V.-ü.  V.  1831.  —  Vergl.  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1843^ 
§.  77.  (Vergl.  Ges.  v.  2.  Aug.  1852,  §.  18  u.  f.)  —  Anhalt-Bernburg, 
V.-ü.  1850,  §.  55.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  113,  §.  L  - 
S.- Coburg -Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  69.  146.  -  Waldeck,  V.-tt 
1852,  §.  49. 

«)  So  z.  B.  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  60:  „Die  Ständerer- 
Sammlung  besteht  aus  48  Abgeordneten  des  Landes,  und  zwar  aus  10  AV 
geordneten  der  Ritterschaft,  12  Abgeordneten  der  Städte,  10  Abge^ 
ordneten  der  Fleckenbewohner,  Freisassen  und  Bauern,  imd 
16  Abgeordneten,  welche  gemeinschaftlich  Ton  diesen  drei  Standeaklasafla 
erwfihlt  werden.**  —  S. -Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  50:  „Diese  Abgeori* 
neten  sollen  aus   den   drei  Klassen   1)  der  Rittergutsbesitzer  dei 

Landes,  2)  der  Städte,  3)  der  Bauern  zu  gleichen  Theilen gewaUl 

werden.**  —  Eine  ähnliche  Bestimmung  enthält  S. -Altenburg,  V.-ü.  1831« 
§.  167.  —  Aehnlich:  Anhalt,  Gesammtlandschafts- Ordnung  1859,  §.  2. 

»)   So  z.  B.  in  Reu  SS  j.  L.,  Wahlgesetz  ▼.  14.  April  1852,  §.  1,  2. 

«)  So  in  Preussen,  Bayern,  Würtemberg,  Baden»  Knr- 
hessen,  Grossh.  Hessen  und  Nassau. 
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isSooreraiDS  anerkannt  ist,  einen  Theil  der  Hitglieder  der 
IkpiifleDtation  selbst  zn  ernennen^).  Jedoch  wird  anch  in 
im  Staaten  die  Hehrzahl  der  Hitglieder  der  Repräsentation 
Ml  Wahlen  ernannt.  Namentlich  bildet  die  Wahl  der  Ab- 
ffxxiDstmy  da  wo  das  Zweikammernsystem  besteht,  die 
1^  Ar  die  Zusammensetzung  der  zweiten  Kammer^). 
Dabei  treten  wieder  zwei  verschiedene  Systeme  hervor,  je 
udtdem  die  Abgeordneten  zur  zweiten  Kammer  nach  Standes* 
tlt88en  der  Bevölkerung'')  oder  ohne  Bttcksicht  hierauf 
{ewiUt  werden  ^. 

§.  347. 

Von  dem  VerhaltDisse  der  vom  Volke  gewählten  Mit- 
gfieder  des  Repräsentantenkörpers  zu  ihren  Wählern. 

I.  Wenn  und  so  weit  die  Hitglieder  der  volksvertretenden 
lörperschaft  aus  der  Volkswahl  hervorgehen,  sind  dieselben 
nditsdestoweniger  keine  Handatare  ihrer  Wähler,  d.  h.  sie 
liben  von  denselben  kein  Handat  im  Sinne  des  Civil- 
rechtes,  wenn  gleich  (sehr  begriffverwirrend)  häufig,  und 
Mgar  in  den  Verfassungsgesetzen  selbst,  diese  Bezeichnung 
|d)nneht  wird  0- 


*)  z.  B.  Schwarzburg-Sondershausen,  Wahlgesetz  v.  14.  Jan. 
M,  -  Liechtenstein,  V.-U.  1862,  §.  55.  —  Die  n&here  Nachweisong 
■die  onten  bei  der  Darstellung  des  Zweikammemsystems,  §.  361. 

*)  Nach  einigen  Verfassungen  wird  auch  ein  Theil  der  Mitglieder  der 
eriten  Kanuner  durch  Wahlen  gewisser  Stände  oder  Klassen,  oder  Corpo- 
akioDeD,  z.  B.  auch  der  Universitäten,  ernannt  — Preussen,  V.-ü.  1860, 
165  1  e.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  63.  —  Hannover,  Ges.  vom 
iSept  1848,  §.  36.  —  Baden,  V.-U.  1818,  §.  27.  —  Nassau,  Patent 
ik  Kldung  der  Herrenbank  der  Landstände  betr.  vom  3.  u.  4.  Nov.  1815, 
Ä.8(beiPölitz,  I.  S.  1017.) 

^  Eine  Berücksichtigung  der  Ständeklassen  bei  der  Bildung  der 
weilen  Kammer  findet  sich  in  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  VI.  §.  7.  — 
l Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  68.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  133.  — 
itoh.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  53. 

*)  So  z.  B.  beruht  das  königl.  bayerische  Gesetz  v.  4.  Juni  1848 
fe Wahlen  der  Landtagsabgeordneten  betr.,  wodurch  die  V.-U.  v.  1818, 
ist  TL  {.  7  (siehe  Note  7)  aufgehoben  wurde,  rein  auf  dem  Principe  der 
IMahL  —  VergL  unten  §.  351. 

*)  A.  Bäcker,  Spec.  de  varia  ratione,  qua  in  praecipuis  germaniae 
dfitaiibus  populi  eliguntur  mandatarii,  Amsterdam,  1848.  —  So  z.  B. 

ZSpfl,  StuteraehL  5.  Aufl.  U.  17 
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n.  Die  Berechtigiing,  in  dem  fieprteentaiitoikörper  «t 
Abgeordneter  Sitz  und  Stimme  zu  fuhren ,  mnss  vielmehr  al 
die  Folge  einer  durch  die  Verfassung  den  Wählern  ttbartragen«] 
in  Form  einer  Wahl  vorzunehmenden  Ernennung  (nominaii^ 
zu  einer  öffentlichen  Funktion  (munus  publicum)  aofgtfasfl 
werden^). 

m.  Die  vom  Volke  gewählten  Mitglieder  der  Ständevei 
Sammlung  sind  auch  nicht  als  Repräsentanten  ihrer  WlUe 
(ihres  Wahlbezirkes) ,  sondern  ebenso,  wie  die  in  irgend  eine 
anderen  Weise  berufenen  Mitglieder,  als  Stellvertreter  dei 
gesammten  Volkes  zu  betrachten').  Demgemäss  ist  aad 
regelmässig  der  von  den  neu  eintretenden  Mitgliedern  de 
Ständeversammlung  zu  schwirrende  Eid  formulirt^). 

rV.  Der  Wahlbezirk  hat  verfassungsmässig  nur  das  Bedi 
durch  seine  Ernennung  eines  Abgeordneten  zur  AufsteOung  de 
Vertretung  des  gesammten  Volkes   mitzuwirken.    Es  hi 


spricht  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  85.  86  von  „Niederlegung  di 
Auftrages";  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  97  vom  „Niederlegen  d 
Mandats." 

*)  üeber  den  wesentlichen  Unterschied  zwisdien  einer  Nommatiö  i 
einer  öffentlichen  Funktion  und  einem  Mandate,  worüber  die  CaneiM 
in  Bezug  auf  die  Besetzung  der  Eirchenämter  von  jeher  im  KiaM 
waren,  vergl.  unten  die  Lehre  von  der  Ernennung  cum  eigentlidieii  StaH 
dienste,  §.  615.    Siehe  auch  hier  Note  8. 

')  Siehe  die  bestimmten  ausdrücklichen  £rkiänuigen  der  denlM^ 
Verfassungsgesetze  hierüber,  oben  §.  345,  Note  1. 

«)  z.  B.  Baden,  V.-U.  1818,  §.  69:  „S&mmtliche  neu  eintEeteodi 
Mitglieder  schwören  bei  Eröffnung  des  Landtages  folgenden  Eid:  n^ 
schwöre  Treue  dem  Grossherzoge,  Gehorsam  dem  Gesetze,  Beobaditu 
und  Aufrechthaltung  der  Staatsverfassung  und  in  der  Ständeversannlai 
des  ganzen  Landes  allgemeines  Wohl  und  Bestes  ohneBtoi 
sieht  auf  besondere  ßtände  oder  Klassen  nach  meiner  ion^ 
Ueberzeugung  zu  berathen."  —  Im  Wesentlichen  übereinstimmen  die  Eidai 
formehi  in  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  Vn.  §.  24.  —  Würtemberg,  YA 
1819,  §.  163.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  88.  —  S.-Meiningei 
V.-ü.  1829,  §.  78.  -  K  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  82.  —  Kurhestei 
V.-ü.  1831,  §.  74.  -  S.  -Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  200.  —  Brtii 
schweig,  n.  L.-0.  1832,  §.57.132.  —Seh war z bürg- So ndershanssl 
V.-ü.  1857,  §.  31.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  §.  130.  —  S.-Cobiiri 
Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  83.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  53.  -  Wal 
deck,  V.-ü.  1852,  §.  59.  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  39, 1« 
siehe  oben  §.  345,  Note  2. 
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Mer  aaoh  der  gewählte  Abgeordnete  nieht  die  spedellen  oder 
iibiea  Interesseii  seineB  Wahlbezirkes ,  sondern  nur  die  all- 
feaeineD  oder  Gesammt-Interessen  des  Volkee  zu  ver- 
Men^);  jedoch  werden  sie  allgemein  für  berechtigt  gehalten, 
ie  besonderen  Wünsche  nnd  Beschwerden  ihres  Bezirkes  nnd 
fiozeher  ans  demselben  anzunehmen  nnd  an  die  Ständever- 
wunhag  za  bringen^). 

y.  Ans  gleichem  Gmnde  darf  auch  kein  Wahlbezirk  dem 
TW  ihm  erwählten  Abgeordneten  Instrnetionen  ertheilen, 
iL  yorschreiben,  noeh  darf  sich  dieser  seinen  Wählern 
gegenfiber  verpflichten,  wie  er  in  deir  Ständeversammlung 
stiiiimen  solle,  indem  hierdnrch  jede  Belehrung  nnd  Aufklärung 
oder  Berichtigung  vorgefasster  Meinungen  und  die  Ausgleichung 
widersprechender  Ansichten,  welche  der  Hauptzweck  aller  land- 
lÜBdischen  Discussionen  ist,  von  vorne  hinein  unmöglich  ge- 
lacht werden  würde ''). 


*)  Yergl.  ausser  den  im  §.  345,  Note  1  und  2  aufgeföhrten  Verüässun- 
pBrWürtemberg,  V.-ü.  1819,  §.155:  „Der  Gew&hlte  ist  als  Abgeord- 
Kter,  nicht  des  einzelnen  Wahlbezirkes,  sondern  des  ganzen 
Undes  anzusehen."  —  S.-Meiningen,  V,-ü.  1829,  §.  79:  „Die  Ab- 
laordoeten  sind  nicht  Vertreter  ihres  Distriktes  und  ihrer  Klasse, 
mkru  müssen  sich  bei  ihrem  Wirken  in  der  Standeversammlung  nur  von 
(kr  Böcksicht  auf  das  Gemeinwohl  ihrer  sämmtlichen  Mitbürger  leiten 
Imwl**  —  üebereinstimmen:  S.-Altenburg,  Y.-ü.  1831,  §.  199.  — 
ünasschweig,  n.  L.-0.  1832,. §.  96.  —  Schwarzburg-Sonders- 
kittsei,  V.-ü.  1857,  §.  30. 

*)  Ausdrücklich  sagt  dies:  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  79  a.  E.  -• 
Iirhessen,  V.-ü.  1831,  §.  73.  —  Es  ist  dies  um  so  unbedenklicher,  als 
ik  Laodst&nde  überhaupt  Wünsche  und  Beschwerden  von  Privatpersonen, 
van  sie  auch  nicht  zu  ihrem  Wahlbezirke  gehören,  annehmen  dürfen. 
Seile  outen  §.  412. 

^  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  48:  „Die  Standeglieder  sind  berufen,  über 
ie Gegenstände  ihrer  Beitlthungen  nach  eigener  üeberzeugung  ab- 
Sie  dürfen  von  ihren  Gommittenten  keine  Instruction 
—  üebereinstimmen:  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  155 
llines2.  -  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  61.  —  K.  Sachsen,  V.-ü. 
lÖl,  J.  8L  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  73.  -  S.-Altenburg,  V.-ü. 
Ä31,  J.240.  —  Bralnschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.  133.  —  Schwarz- 
ksrg-Sondershausen,  V.-ü.  1857,  .§.  30.  —  Preussen,  V.-ü.  1850, 
Ifö.  -  8.-Weimar,  rev,  Grundges.  1850,  §.  17.  —  Oldenburg, 
w. V.-Ü.  1852,  art  129,  §.  L  -  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  84. 
Wiideck,  V.-ü.  1852, §.62.  —  Oesterreich,  G.G.  26.Febr.  1861,  §.15. 

17* 
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VI.  Ebenso  wenig  können  die  Wähler  die  Emennang  dea 
von  ihnen  gewSUten  Abgeordneten  zurückrufen,  wenn  dessen 
Abstimmangen  in  der  Ständeversammlnng  ihren  Ansichten  nicht 
entsprechen.  Jeder  Abgeordnete  hat  mit  der  Wahl  ein  nnauf« 
kündbares  Recht ,  den  vollen  Zeitranm  hindurch ,  ftir  welchen 
er  gewählt  worden  ist,  diese  Funktion  beizubehalten®).  Es 
steht  daher  auch  nur  in  seinem  persönlichen  Ermessen,  ob  er 
in  einer  eintretenden  Meinungsverschiedenheit  mit  seinen  Wäh- 
lern oder  in  einem  ihm  etwa  von  denselben  ausgesprochenen 
Misstrauensvotum  einen  persönlichen  Beweggrund  zur  Hieder- 
legung  seiner  Stelle  finden  will  oder  nicht. 

Vn.  In  den  meisten  Staaten  steht  es  im  unbeschränkten 
Belieben  des  Gewählten,  ob  er  die  Wahl  als  Abgeordneter 
annehmen  oder  ausschlagen  will,  und  dies  muss  auch  selbst- 
verständlich als  gemeingültig  betrachtet  werden,  wenn  die  Ver- 
fassungsurkunde über  diese  Frage  schweigt^).  Nur  wenige 
Verfassungsurkunden  erklären  den  Gewählten  für  verpflichtet, 
die  Wahl  anzunehmen,  und  gestatten  eine  Ablehnung  nur  aus 
bestimmt  bezeichneten  Gründen  ^o). 


«)  Ausdrücklich  sagt  dies:  S.-Goburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  81 

a.  E.  „ Auch  kann  die  gesetzliche  Dauer  ihrer  (der  Abgeordneten) 

Wirksamkeit  durch  den  Willen  ihrer  Wähler  nicht  beschiünkt  werden."  — 
In  dieser  Unwiderruflichkeit  der  Ernennung  liegt  ein  wesentticiier 
unterschied  derselben  von  einem  Mandate  im  Sinne  des  Civilrechtes. 

^)  Ausdrücklich  wird  erklärt,  dass  es  keinen  Zwang  zur  Annahm» 
einer  Wahl  als  Abgeordneter  gebe,  inWürtemberg,  V.-ü.  1819,  §.153.— 
Schwarzburg-Sondershausen,  Y.-U.  1857,  §.  24.  —  Eurhessen« 
V.-ü.  1831,  §.  69.  -  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  119. 

^^)  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  59  Nr.  2,  gestattet  die  Abldmu^ff 
nur  „wogen  ärzüich  bescheinigter  Krankheit,  oder  wenn  häaslich« 
Verhältnisse,  nach  dem  Zeugnisse  der  vorgesetzten  Behörde,  die  persönlklii 
Gegenwart  des  Gewählten  zu  Hause  erfordern.''  —  Eine  ähnliche  Bestni* 
mung  enthält  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  82;  es  gilt  hiemaciL 
überdies  die  Ueberschreltung  des  65.  Leben^ahres  als  AblehnungBgnmd.  — » 
S. -Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  179:  „Jeder  Staatebüiger  folgt  willig  ätm 
ehrenvollen  Rufe  als  Wahlmann  oder  als  Landtagsabgeordneter.  Kor  irat» 
lieh  bescheinigte  Krankheit  und  un verschiebliche  Abwesenheit  k(HUB«it 
davon  entschuldigen.'*  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  82,  veriaagl 
Erklärung  binnen  10  Tagen,  widrigenMs  die  Wahl  für  angenommei  fßL 
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VnL  Ebenso  steht  es  gemeinreehtlich  jedem  Abgeordneten 
jedneit  frei,  seine  Stelle  als  solcher  niederzulegen^^). 
Uff  wenige  Verfassangsnrkiinden  stdlen  in  dieser  Beziehnng 
JeriirinkTingen  anf  ^^). 


§.  348. 
Von  den  Wahlgesetzen  überhaupt. 

L  Die  Bestimmungen  über  die  Wahlen  der  Abgeordneten 
n  den  landständischen  Versamndnngen  in  den  constitutionell 
iKmarchischen  deutschen  Staaten  finden  sich  theils  in  den 
ferfasaiingsurkunden  der  einzelnen  Staaten,  theils  in  beson- 
ism  Wahlgesetzen  ^).  Diese  Vorschriften  sind  so  mannigfaltig 
od  zum  Theile  so  weitläufig,  dass  hier  eine  Beschränkung 


^0  Ansdrücklicb  ist  das  Recht  des  freiwilligen  Austrittes  ans  der 
Stindefenamiiilang  anerkannt  in  Wflrtemberg,  y.-ü.l819,  §.  158.  — 
Sehvirzbnrg-Sondershausen,  Y.-IJ.  1857,  §.  24.  —  Oldenburg» 
m.T.-ü.  1862,  art  119.  -  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  87. 

0)  K.  Sachsen,  Y.-ü.  1831,  §.  66  a  linea  4,  gestattet  den  Ritte r- 
giiibeBltzern,  sowohl  den  in  die  erste  Kammer  gewählten,  als 
10B  Könige  als  deren  Mitglieder  ernannten,  die  „Resignation**  wegen 
Knakheit,  wegen  häuslicher,  Familien-  oder  Dienstverhältnisse,  w^en 
Itjttiigen  Alters,  oder  wenn  sie  hereits  drei  ordentlichen  Landtagen  bei- 
«nolmt  haben.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  86  und  86  erlaubt 
<u  freiwilhge  Niederlegen  der  Stelle  als  Abgeordneter  nur  aus  denselben 
GriDden,  welche  zur  Ablehnung  der  Wahl  berechtigen.  (Siehe  oben 
lote  10.)  —  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1848,  die  Wahlen  der  Landtags- 
liigeoidneten  betr.,  art  29:  „Jeder  Abgeordnete  kann  mit  Zustimmung 
4er  Kammer  aus  derselben  treten."  —  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1862,  §.  97 
ifinet  5:  „Deqemge  Landtagsabgeordnete,  welcher  sein  Mandat  ohne  G^ 
ttNgang  des  Landtages  niederl^,  ist  für  die  laufende  Landtagsperiode 
■dtt  mehr  wählbar."  —  Liechtenstein,  V.-U.  1862,  §.82:  „Wer  einmal 
■KWaU  angenommen  hat,  kann  nur  aus  stichhaltigen  Gründen  vom  Land- 
es eoUassen  werden." 

0  Die  Wahlgesetze  sind  zur  Zeit  noch  in  keiner  vollständigen  Samm- 
ksg  erschienen.  Einige,  meistens  veraltete,  sind  in  Pölitz,  europ.  Ver- 
fcwiogen,  den  betreffenden  Yer&ssungsurkunden  beigegeben.  Die  neuesten 
^<feii  ndi  m  H.  A.  Zachariae,  die  deutschen  Verfassungsgesetze  der 
ß^gwiwart,  Hannover  1856—1862.  —  Ausführliche  Erörterungen  über  die 
<>*eUlgigen  poHtisdien  Rftcksichten  siehe  bei  R.  v.  Mohl,  Staatsrecht, 
menecht  und  Potitik,  Thl.  L  (Stattgart  1860)  S.  833  filg.  341  flg. 
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anf  dieNachweisung  der  wesentlichsten  leitenden  Grandgedankei 
geboten  ist. 

II.  Die  An&tellang  eines  tüchtigen  Wahlsystems  gehörl 
anerkanntermassen  zu  den  wichtigsten  und  schwierigsten  Auf 
gaben  der  Politik.  Es  hängt  davon  wesentlich  die  Möglichkeil 
einer  Ausgleichung  der  entgegenstehenden  Interessei 
der  verschiedenen  Bevölkenmgsklassen  ab,  die  nun  einmal  in 
jedem  Staate  vorhanden  sind  und  von  Haus  aus  ein  gleiches 
Becht  auf  Berücksichtigung  haben,  und  daher  ist  auch  der 
Bestand  der  Verfassung  wesentlich  durch  das  Wahlgesetz 
bedingt. 

m.  Es  hat  sich  zwar  gezeigt ,  dass  die  einzelnen  Wahl- 
systeme zu  verschiedenen  Zeiten  ganz  verschiedene  Ergebniss« 
geliefert  haben,  je  nachdem  eine  oder  die  andere  gewaltige 
politische  Strömung  zur  Zeit  der  Wahlen  im  Staate  vorherr- 
schend gewesen  war.  Allein  solche  ausserordentliche  Zustände 
können  fOr  die  BeurtheUung  der  Tüchtigkeit  eines  Wahlsystems 
nicht  unbedingt  massgebend  sein.  Immerhin  bleibt  es  von 
grosser  Bedeutung,  auf  welche  Grundsätze  ein  Wahlgesetz  ge 
baut  ist,  und  ob  es,  anstatt  eine  Ausgleichung  der  Interessei 
der  Bevölkemngsklassen  zu  ermöglichen,  dem  einen  oder,  den 
anderen  politischen  Elemente  die  Erlangung  eines  Ueb er- 
gewichtes auf  Kosten  der  anderen  erleichtert  oder  er- 
schwert, und  insbesondere,  ob  es  die  Geltendmachung  dei 
anarchischen  oder  der  conservativen  Elemente  be* 
günstigt. 

IV.  Mitunter  sind  die  Wahlgesetze  den  eigentlichen  Ver 
fassungsgesetzen  völlig  gleichgestellt^);  in  mehreren  Staata 
sind  sie  von  denselben  ausdrücklich  unterschieden,  jedoch  mÜ 
dem  Beifügen,  dass  auch  sie  von  der  Staatsregierung  mehl 
anders  als  mit  landständischer  Zustimmung  sollten  abgeändert 
werden  dürfen'). 

V.  Wenn  in  einem  Staate,  der  bisher  noch  keine  land- 
ständische  Verfassung   hatte,    eine   solche   durch   OctroiniDg 


2)  So  z.  B.  in  Bayern,  Edikt  aber  die  Ständeversammlusg,  als  Bei* 
läge  X  zu  Tit  VI.  §.  10  der  Verl-Urk.  von  1818;  nunmehr  QeseU  m 
4.  Juni  1848,  die  Wahl  der  Laadtagsabgeordneten  betr. 

»)  K.  Sachsen,  Y.-ü.  18B1,  §.  77.  —  BrauuBchweig,  a  L-ö. 
1832,  §,  70.  —  Oldenburg,  rev.  Y.*U.  1852,  «rt.  118,  §.  2. 
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({.342)  eingeftlhrt  wurde,  mnsste  selbstverständlich  auch  die 
eote  Wahlordnimg  octroirt  werden. 

VI.  Wo  sich  die  aof  Onmdlage  eines  Wahlgesetzes  be- 
nfme  Stibudeversamnilimg  in  systematische  Opposition  gegen 
feS^erang  stellte,  nnd  der  Grund  hierron  in  einem  Fehler 
des  Wahlgesetzes  zu  liegen  schien ,  ist  man  nicht  selten  zur 
tämng  eines  neuen  prorisorischen  Wahlgesetzes 
pdffitt»^).  Der  Erfolg  einer  solchen  Massregel  ist  da- 
jireh  bedingt,  dass  das  Volk  die  Wahlen  nach  Massgabe 
fa  protisorischen  Wahlgesetzes  überhaupt  vollzieht,  und 
fie  hieraus  hervorgegangenen  Landstände  sich  ftir  competent 
oUIren  und  mit  der  Regierung  in  Verhandlung  eintreten^). 

§.  349. 
Von  der  Wahlberechtigung  oder  aktiven  Wahlfähigkeit. 

I.  Da  die  repräsentative  Verfassung  wesentlich  auf  die 
Vonnssetzung  gebaut  ist,  dass  in  dem  Volke  eine  rege  Theil- 
ufame  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten  stattfindet  und  im 
Volke  selbst  Vertrauen  zu  der  Repräsentation  bestehen  muss, 
damit  deren  Zustimmung  der  Regierung  zur  moralischen  Stütze 
foien  kann,  so  musste  allenthalben  die  Ueberzeugung  Platz 
peifen,  dass  der  Kreis  der  Wahlberechtigten  nicht  zu  enge 
gezi^n  werden  darf,  obschon  man  auf  der  anderen  Seite  nicht 
Tcrkennen  konnte,  dass  doch  auch  die  Ausübung  der  Wahl- 
berechtigang an  gewisse  Voraussetzungen  gebunden  werden 
Busse,  wenn   die  Wahl   ein   politisch   brauchbares  Resultat 

bbensoUO- 

TL  Die  Ansichten  darüber,  welche  Bedingungen  der  Wahlbe- 
rechtiping  festzusetzen  seien,  sind,  je  nach  dem  politischen  Partei- 
standpunkte, von  jeher  verschieden  gewesen.  Die  Verfassungen 


*)  Vergl.  über  die  proYisoriBchen  Gesetze  überhaupt,  unten  §.  441. 

<)  Siebe  oben  §.  333.  334. 

0  Selbst  dieVer&BSung  der  nordamerikaniscben  Union  v.  1787, 
art.  1.  AbfiduL  2.  §.  1  schreibt  vor:  „Die  Repräsentanten  werden  ge- 
^ÜHtod  Wählern,  velche  jene  Eigenschaften  besitzen,  die  für 
^VlUer  des  zahlreichsten  Zweiges  der  Gesetzgebung  in  ihrem  eigenen 
Stute  erforderüch  sind.*' 
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and  Gesetze,  bei  deren  Errichtung  das  demokratische 
Element  überwog,  setzten  die  Bedingungen  der  aktiven  Wahl 
berechtigung  auf  ein  Minimum  herab  und  verlangen  nur  Voll 
jäbrigkeit  (oder  ein  anderes  besonders  bestimmtes  Alt»] 
und  Unbescholtenheit,  wobei  sie  männliches  Geschlechl 
des  Wählers  als  selbstverständlich  voraussetzen^). 

m.  Diejenigen  Verfassungen  dagegen,  welche  auf  con 
servativen  Grundlagen  beruhen,  huldigen  durchgehends  dem 
Grundsatze,  dass  derjenige,  welcher  im  Staate  politische  Bedite 
als  Wähler  ausüben  wolle,  auch  zu  den  Lasten  des  Staats- 
lebens nach  seinem  Vermögen  beitragen  müsse').  Demnach 
hat  man  ausser  der  Unbescholtenheit^)  und  einem  be- 


*)  Dies  ist  es,  was  man  in  Frankreich  das  suffrage  unhen&L  nennt 
£s  wurde  in  Folge  der  Revolution  von  1848  eingeftüirt,  aber  noch  während 
der  Dauer  der  Republik  wieder  abgeschafft,  weü  man  davon  den  Um- 
sturz in  volle  Anarchie  befürchtete.  Louis  Napoleon  (in.)  liess  da- 
gegen am  2.  Dec.  1852  das  suffrage  umversd  durch  ein  Plebisdt  wieder- 
herstellen, weil  er,  auf  dasselbe  gestützt,  die  Republik  zu  beseitigen  hoffte. 
In  Deutschland  wurde  das  sog.  allgemeine  Stimmrecht  in  dem  vofi 
der  (Frankfurter)  Nationalversammlung  am  12.  April  1849  beschlossenefl 
Reichsgesetze,  betr.  die  Wahlen  der  Abgeordneten  zum  Volks- 
hause art.  1  §.  1  proklamirt:  „Wähler  ist  jeder  unbescholtene  Deutsdie^ 
welcher  das  25.  Lebeniyahr  zurückgelegt  hat." 

')  Schon  die  erste  französische  Verfassung  vom  3.  Sept  1791, 
Kap.  L  Abth.  2.  §.  2,  hatte  als  Bedingung  der  aktiven  Wahlfthi^^eit  vor- 
geschrieben: „Franzose  zu  sein;  völlig  25  Jahre  alt  zu  sein;  wenigstens 
seit  einem  Jahre  seinen  Wohnsitz  in  der  Stadt  oder  in  dem  Ganton  sb 
haben,  an  welchem  Orte  des  Reiches  es  auch  sei;  eine  direkte  wenigateos 
dem  Werthe  von  3  Tagen  Arbeit  angemessene  Contribution  zu  bezahioi 
und  die  Quittung  darüber  vorzuzeigen;  nicht  im  Stande  der  Hansgenossea^ 
Schaft,  d.  h.  ein  Dienstbote  far  Lohn  zu  sein;  in  der  Municipalit&t  seiiiet 
Wohnortes,  oder  in  der  Rolle  der  Nationalgarde  eingezeichnet  zu  sein; 
den  Bttrgereid  geleistet  zu  haben."  —  Auf  ähnliche  Grundlagen  ist  man  ia^ 
der  neueren  Zeit  im  Wesentlicl^n  auch  in  Deutschland  bei  der  Ab&ssmifg 
der  Wahlgesetze  zurückgekonmien. 

*)  Als  bescholten  gelten  in  dieser  Beziehung  allgemein  Personaa» 
denen  durch  ein  rechtskräftiges  Erkenntniss  der  Voll ge uns s  der  bürger- 
lichen Rechte  entzogen  ist  So  erklärte  sich  auch  das  Reichswahl- 
gesetz vom  12.  April  1849,  art.  I.  §.  3.  —  Einzelne  Gesetze  enthalten 
spedellere  Aufzählungen:  so  z.  B.  fordert  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1848^ 
die  Wahlen  der  Landtagsabgeordneten  betreffend,  art  5,  dass  der  Wähteads 
„nicht  wegen  Verbrechen  (irgend  einer  Art)  oder  wegen  des  Ver- 
gehens der  Fälschung,  des  Betruges,  des  Diebstahles  oder  der  UateE^ 


r 
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itinfflten  Alter  ak  regelmäBsiges  Erfordemiss  der  aktiven 
fiUberechtigiuig  die  Selbstständigkeit  vorgeschrieben, 
od  diese  mitunter  in  der  Art  bestimmt,  dass  als  selbstständig 
derjeoige  zn  betrachten  ist,  welcher  an  den  Gemeindewahlen 
mm  Wohnortes  Theil  zn  nehmen  berechtigt  ist  und  irgend 
eine  (wenn  auch  noch  so  geringe)  direkte  Staatssteuer 
kzahlt  imd  mit  derselben  nicht  im  Rückstände  ist^).  Damit 
äd  Dienstboten  und  andere  dergleichen  Personen,  welche  bei 
«Dem  Brodherrn  in  Kost  und  Lohn  stehen,  ausgeschlossen. 
Disselbe  gilt  in  den  meisten  Staaten  auch  von  Personen,  welche 
in  Militär  dienen^). 

IV.  Von  der  Berechtigung  zum  Wählen  sind  in  den  Wahl- 
gesetzeD  in  der  Segel  ausdrücklich  für  ausgeschlossen  erklärt: 
1) Personen,  welche  unter  Vormundschaft  oder  Curatel 
Meken;  2)  Personen,  über  deren  Vermögen  Concurs  oder 
Fillitzustand  gerichtlich  eröffnet  worden  ist,  bis  dahin, 
btt  sie  ihre  Creditoren  befriedigt  haben ;  3)  Personen,  welche 
floe Armenunterstützung  aus  öffentlichen  oder Gemeinde- 
nitteln  beziehen,  oder  in  dem  letzten  der  Wahl  vorhergegan- 
{enen  Jahre  bezogen  haben ''). 

V.  Zur  Vornahme  der  Wahlen  werden  Wahlbezirke 
Affich  das  Gesetz  bestimmt,  oder  es  werden  durch  das  Gesetz 
fk  Grundsätze  aufgestellt,  nach  welchen  die  Behörden  bei 
Kldong  der  Wahlbezirke  zu  verfahren  haben  ^).  Die  Erfahrung 


KU^nng  venurtheilt  worden  ist."  Auch  kann  das  Recht,  zu  wählen, 
■■tater  mr  Strafe,  z,  B.  wegen  versuchter  oder  ausgeübter  Wahl- 
^atodamg,  kraft  richterlichen  Unheils  besonders  entzogen  werden.  Dies 
I.  B.  das  Reichswahlgesetz  vom  12.  April  1849,  art.  I.  §.  4, 


*)  In  dieser  Weise  erklärte  sich  bereits  der  Berliner  Entwurf  der 

;  tesehen  Reichsverfassung  (Wahlgesetz  art  I.  §.  2  und  §.  5) ;  auch  das 

Erfarter  Parlament  nahm  diese  Grundsätze  an.    YergL  Bayern,  Ges. 

«n  i  Juni  1848 ,  die  Wahlen  der  Landtagsabgeordneten  betr.  art.  5.  — 

PreBBien,  V.-ü.  1850,  §.  70. 

0  In  dem  Reichswahlgesetze  yom  12.  April  1849  art  lY.  §.  11  war  die 
Abire  Wahlberechtigung  der  Soldaten  und  Militairpersonen  ausdrücklich 
isobumt    Das  Erfurter  Parlament  beschloss,  diesen  Satz  zu  streichen. 

0  Dies  hatte  auch  das  Reichswahlgesetz  v.  12.  April  1849,  art.  I.  §.  2 
tt  Wesentlichen  ausgesprochen. 

«)  Vagi.  z.  B.  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1848,  die  Wahl  der  Landtags- 
ii«endneten  betr.  art  11. 
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hat  gelehrt,  dass  die  Bildang  der  Wahlbezirke  von  groBsem 
Einflnss  aof  das  Ergebniss  der  Wahlen  ist,  insbesondere  je 
nachdem  dadurch  die  städtische  oder  die  ländliche  Bevölkening 
ein  üebergewicht  erhält 

VI.  Wer  das  Wahbecht  in  einem  Wahlkreise  ausfiben  will, 
mnss  in  demselben  mindestens  znr  Zeit  der  Wahl  einen  festen 
Wohnsitz  haben  ^). 

VII.  Anch  darf  selbstrerständlich  jeder  nnr  an  einem  Orte 
wählen  lö). 

§•  350. 

Von  den  direkten  und  indirekten  Wahlen. 

I.  Die  Wahl  der  Abgeordneten  kann  eine  direkte  oder 
indirekte  sein,  je  nachdem  die  Wahlberechtigten  unmittelbar 
die  Abgeordneten,  oder  vorerst  einen  Ansschuss  (ein  Wahl- 
koUeginm,  sog.  Wahl  man  ner)  erwählen,  welcher  sodann  die 
Wahl  des  Abgeordneten  vorzunehmen  hat.  In  diesem  letzteren 
Falle  werden  die  Wahlberechtigten,  welche  die  Wahlmänner 
zu  ernennen  haben,  als  „Urwähler^'  bezeichnet 

II.  Erfahrungsmässig  hat  jederzeit  die  demokratische 
Partei,  ausserdem  aber  auch  jede  andere  Partei,  welche  es 
auf  eine  radikale  Umgestaltung  der  bestehenden  politischen 
Verhältnisse  abgesehen  hatte,  direkte  Wahlen  veiiangt  oder 
eingerichtet,  so  wie  sie  glaubte,  dass  die  augenblickliche 
politische  Strömung  im  Volke  ihren  Planen  günstig  sei^). 


^)  Dies  hatte  auch  das  Reichswahlgesetz  y.  12.  Aprü  184:9  vor- 
geschrieben. Der  Berliner  Entwurf  erweiterte  dies  dahin:  „Wer  das 
Wahlrecht  in  einem  Wahlbezirke  ausüben  will,  muss  in  demselben  znr  Zeit 
der  Wahl  und  seit  mindestens  3  Jahren  seinen  festen  Wohn- 
sitz haben  nnd  heimathsberechtigt  sein.*'  —  Yergl.  Bayern,  Cresetz  vom 
4.Janil848,  die  Wahl  der  Landtagsabgeordneten  betr.  art.  14.— S.-Cob  nrg- 
Gotha,  V.-ü.  1862,  §.  151.  —  Welche  grosse  Bedeutung  eine  solche  Vor- 
schrift haben  kann,  zeigt  sich  daraus,  dass  sich  in  Paris  im  Jahre  1850 
durch  die  Forderung  eines  dreijährigen  Wohnsitzes  die  Zahl  der  W&hler 
von  240,000  auf  74,000  vermindert  hatte. 

^0)  Ausdracklich  hatte  dies  das  Reichswahlgesetz  v.  12.  April  1849 
art.  IV.  §.  13  erklärt.  — Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  70:  „Wer  in  mehreren 
Gemeinden  an  den  Gremeindewahlen  Theil  zu  nehmen  berechtigt  ist,  darf 
das  Kecht  als  Urwähler  nur  in  einer  Gemeinde  ausüben.« 

*)  Daher  kann  unter  umständen  sogar  die  Beaktion  und  der  Absolu- 
tismus seinen  Vortheil  bei  direkten  Wahlen  finden.  8.  oben  §.  349  Note  2. 


§w  360.  Yoii  den  direkten  und  indirekten  Wahlen.  867 

in.  Hierans  ergibt  sich  nnverkennbar  so  viel  mit  Bestimmt- 
kit, dass  alle  Agitatoren  bei  den  grossen  Massen  weniger 
Selbstständigkeit  des  Urtheils  und  somit  eine  leichtere  Bear- 
beitmiff  der  Wählenden  im  Parteiinteresse  yoranssetzeU;  als  dies 
bei  den  Wahhnännerkollegien  der  Fall  zn  sein  pflegt,  nnd  dass 
daher  jedenfalls  doreh  indirekte  Wahlen  ein  intelligenteres 
Besnltat  zn  erwarten  ist,  als  bei  direkten  Wahlen. 

lY.  Erfahmngsmässig  gewähren  die  direkten  Wahlen 
einen  grösseren  Spiekaum  ftir  die  Einschüchterung  der 
Wähler^),  nnd  daher  erklärt  sich  auch,  warum  die  direkten 
WaUen  meistens  nur  Minoritätswahlen  sind,  d.  h.  dass 
überhaupt  nur  eine,  meistens  compakte,  Minorität  (im  Ver- 
hältnisse zur  Gesammtzahl  aller  Wahlberechtigten)  sich  an 
den  Wahlen  beiheiligt,  die  Mehrzahl  der  Wahlberechtigten 
aber  sich  theils  aus  Besorgniss  persönlicher  Unannehmlich- 
keiten, theils  aus  Gleichgültigkeit,  völlig  entfernt  von  den 
Wahlen  hält  3). 

V.  In  Deutschland  wurde  das  System  der  direkten 
Wahlen  in  dem  (Frankfurter)  Reichswahlgesetze  vom  12.  April 
1849  zu  Grunde  gelegt.  Der  Berliner  Entwurf  des  Reichs- 
wahlgesetzes nahm  dagegen  das  System  der  indirekten  Wahl 
auf^)  und  dieses  ist  auch  in  den  jetzt  geltenden  Verfassungs- 


^  Es  wird  genügen,  auf  den  bekannten,  jetzt  bereits  regelmässigen 
üofag  bei  den  Wahlen  in  der  nordamerikanischen  Union  hinzuweisen. 
Aach  in  Deutschland  haben  sich  in  den  Jahren  1848  und  1849  derartige 
Yorfille  ereignet. 

^  Dies  hat  sich  wiederholt  in  Frankreich  gezeigt.  Das  umgekehrte 
Yetliftltniss  tritt  nur  dann  ein,  wenn  eine  allgemeine  Furcht  vor  unmittelbar 
drohoider  Anarchie,  oder  yor  dem  Gommunismns,  die  besitzenden  Klassen 
ergreift,  und  sie  dahin  treibt,  Ordnung  um  jeden  Preis,  selbst  um 
den  der  staatsbürgerlichen  Freiheit,  zu  erstreben,  wie  sich  dies  ebenfalls 
bei  der  Wahl  Napoleon's  m.  deutlich  gezeigt  hat.  Üebrigens  sind  auch 
bd  dem  Systeme  der  indirekten  Wahlen  in  Deutschland  die  ürwahlen 
nickt  selten  Minoritätswahlen  in  dem  ang^ebenen  Sinne,  —  (so  z.B. 
hatte  sich  in  Preussen  1855,  öffentlichen  Nachweisungen  zufolge,  nur  ein 
sehr  geringer  Theil  der  Urwähler  an  den  Wahlen  betheiligt)  --  was 
dcmlidi  auf  einen  Mangel  des  politischen  Bewusstseins  und  geringes  Interesse 
der  Urwahlberechtigteu  an  der  Repräsentativverfassung  hinweist 

4)  Berliner  Entwurf  des  Reichswahlgesetzes,  art.  III.  §.  11:  „Die 
WaU  ist  indirekt  Die  Urwähler  wählen  Wahlmänner  und  diese  wählen 
den  Abgeordneten.'* 
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Urkunden  nnd  Wahlgesetzen  der  deutschen  Einzelstaaten  ins- 
gemein aufgenommen  worden. 

VI.  Allgemein  ist  angenommen,  dass  die  Wahlmftnner 
ans  dem  Wahlbezirke  selbst,  beziehungsweise  aus  dea 
stimmberechtigten  Urwählern,  genommen  werden  müssen^). 
Hitunter  ist  yorgeschrieben,  dass,  so  oft  die  neue  Wahl  eines 
Abgeordneten  nothwendig  wird,  auch  die  Wahlmänner  neu  ge- 
wählt werden  müssen®).  Hinsichtlich  der  Bestimmung  der 
Seelenzahl,  auf  welche  ein  Wahlmann  zu  ernennen  ist,  finden 
sich  grosse  Verschiedenheiten  "O. 

VII.  Bei  der  Wahl  des  Abgeordneten  kann  ein  WaU- 
mann  sich  selbst  seine  Stimme  geben,  sofeme  nicht  das  Wahl- 
gesetz oder  eine  gültige  Verordnung  dies  untersagt. 

§.  351. 

Von  der  Repräsentation  nach  Interessen  (Ständen)  und 
der  Eintheilung  der  Wähler  in  Klassen. 

I.  Die  in  der  Reichszeit  entstandenen  landständischen  Ver- 
fassungen hatten,  wenn  gleich  langsam,  nach  einander  die 
Elemente  aufgenommen,  welche  in  geschichtlicher  Entwickelung 
allmälig  zur  politischen  Bedeutung  gelangten.  Es  lag  daher 
diesen  älteren  landständischen  Verfassungen  insgemein  der 
Oedanke  zu  Grunde,  dass  es  sich  in  der  landständischen  Ver- 
sammlung um  die  Geltendmachung  der  Interessen  handle, 
welche  den  einzelnen  socialen  Kreisen  oder  naturwüchsigen 
Ständen  der  Landesbevölkerung  eigenthümlich  waren. 

U.  In  dem  richtigen  Erkennen  dieses  Grundgedankens  der 
alten  landständischen  Verfassungen  und  in  dem  Anknüpfen  an 
denselben  durch  Erweiterung  des  Kreises  der  zu  vertretenden 
Interessen  war  fUr  die  deutschen  Staaten  die  Möglichkeit  einer 


5)  Siehe  z.  B.  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  71.  —  S.-Coburg-Gotha, 
V.-U.  1852,  §.  144. 

«)  Z.  B.  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  39. 

0  Z.  B.  Bayern,  Ges.  y.  4.  Juni  1848,  die  Wahlen  der  Landtags- 
abgeordneten  betr.  art  10.  „In  der  ersten  Wahlhandlung  wird  auf  je 
ÖOO  Seelen  ein  Wahlmann  gewählt."  —  Prenssen,  V.-ü.  1860,  §.  71. 
„Auf  jede  VoUzahl  von  250  Seelen  der  BeTölkemng  ist  ein  Wahlmann 
2a  wählen.*' 


f.  961.  R^rtaentation  nach  Interessen  u.  Eintheilang  d.  Wfthler.  269 

kbendigeii,  oiig^ischen  und  zeä^mässen  Fortbildung  gegeben. 
Iisbesondere  durfte  nicht  verkannt  werden  ^  dass  auch  die 
Intaeasen  der  stets  zahhreichsten  ärmeren  Massen  und  der 
iBleren  Schichten  der  Bevölkerung  flir  die  Gesammtheit  eben 
so  hohe  Wichtigkeit  haben,  wie  die  der  höheren  Klassen,  und 
da»  auch  die  Bedeutung  der  Kopfzahl  im  Staate  nicht  ohne 
Berfiekgichtignng  bleiben  kann. 

m.  In  den  deutschen  Verfassungsurknnden  seit  der  Stif- 
tBDg  des  Bundes  findet  sich  auch  bis  gegen  das  Jahr  1848 
der  (Grundgedanke  einer  Vertretung  der  in  dem  Staate  vor- 
handenen eigenthttmlichen  Interessen  der  verschiedenen  Be- 
vMkeningsklassen  oder  Stände  im  Allgemeinen  festgehalten, 
wenn  gleich  mit  sehr  verschiedenen  Modificationen,  je  nach- 
dem der  Kopfzahl  mehr  oder  minder  Bedeutung  beigelegt 
wurde.  Insbesondere  fanden  bei  der  Einrichtung  der  land- 
ständiachen  Körperschaften  drei  Interessen  regelmässig  be- 
sondere Berücksichtigung,  nämlich:  1)  das  Interesse  des  grossen, 
häufig  damals  noch  mit  Grundherrlichkeitsrecbten  verbundenen 
Orundbesitzes  (Adel  und  Kirche);  2)  das  Interesse  der 
Städte  d.  h.  der  Handel  und  Gewerbe  treibenden  Klassen; 
und  3)  das  Interesse  des  Bauernstandes,  oder  des  kleinen 
getheilten  oder  abgeleiteten  Grundbesitzes^). 


*}  Die  Rücksicht  auf  die  Interessen  der  Standesklassen  im  Volke 
trat  nicht  nnr  in  den  Staaten,  welche  sofort  das  Zweikammemsystem  ab- 
nahmen (Bayern,  E.  Sachsen,  Würtemberg,  Baden,  Grossherzog- 
thmn  Hessen  und  Nassau)  in  der  Einrichtung  der  ersten  Eanuner, 
ate  G^fensatz  der  zweiten  Kammer,  sondern  auch  in  mehreren  dieser 
Staaten,  wie  Bayern,  K  Sachsen,  Würtemberg  und Grossh.  Hessen 
in  der  Zusammensetzung  der  zweiten  Kammer  selbst  herror.  Siehe  oben 
$.  346,  Note  7.  —  Dieselbe  Berücksichtigung  der  Standesklassen  fand 
sich  auch  in  mehreren  Staaten,  die  nur  eine  Kammer  einrichteten,  wie 
S.-Meiningen,  S. -Altenburg  und  Braun  schweig.  (Siehe  oben  §.  346, 
Note  2.)  —  Es  wollten  daher  Manche,  wie  z.  B.  Pölitz,  europ.  Verf.  I. 
S.  147,  diese  Yeifassungen  gar  nicht  als  repräsentative,  sondern  nur 
als  ständische  gelten  lassen.  Diese  Auffassung  ist  aber  ganz  fiüsch. 
Das  Wesen  der  Bepräsentativyerfassung  liegt  nur  darin,  dass  dasgesammte 
Volk  vertreten  wird,  und  nicht  einzelne  privilegirte  Stände  mit 
individuellen  oder  corporativen  Sonderinteressen.  Keineswegs  gehört 
aber  die  Vertretung  nach  ausschliesslichem  Principe  der  Kopfzahl 
ZQ  demWesen  der  Repräsentatiwer£usung.  Auch  ist  es  etwas  ganz  anderes, 
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IV.  Während  der  demokralischm  Bewegung  im  Jahre  1848^ 
welche  alles  Heil  in  unbedingter  Gleichheit  und  insbesondeore 
darin  suchte,  dass  den  Bevölkernngsklassen  von  höhere  Bilr 
dang  und  grösserem  Vermögen,  ja  überhaupt  von  einigem  Be- 
sitze, aller  überwiegende  Einfluss  auf  die  politischen  Verhält^ 
nisse  entzogen  werde,  wurde  dagegen  das  Prindp  der  Kopf* 
zahl  als  das  einzig  und  allein  richtige  und  als  der  Kern  aller 
Staatsweisheit  angepriesen,  und  die  Rücksicht  auf  die  bestehen- 
den Interessen  der  verschiedenen  Bevölkerungsklassen  oder 
Stände  mitunter  vollständig  bei  Seite  gesetzt  Dieses  unheil- 
volle System  fand  seine  Aufnahme  in  dem  (Frankfurter)  Reichs- 
Wahlgesetze  vom  12.  April  1849;  auch  zeigte  sich  gleid^ 
zeitig  das  Bestreben,  demsdben  in  den  Landesverfassungen 
der  Einzelstaaten  Eingang  zu  verschaffen^). 

V.  Die  Verderblichkeit  dieses  Systems  flir  ein  Land, 
dessen  nationaler  Wohlstand  wesentlich  durch  die  gleichmässige 
Achtung  der  historisch  begründeten  Interessen  der  einzelnen 
Bevölkerungsklassen  bedingt  ist,  zeigte  sich  aber  alsbald  so 
auffällig,  dass  schon  der  Berliner  Entwurf  eines  Beichs- 
Wahlgesetzes,  welchen  in  diesem  Punkte  auch  das  Erfurter 
Parlament  billigte,  eine  Modification  des  Princips  der 
Kopfzahl  eintreten  zu  lassen  sich  veranlasst  fand 3),  welche 
auch  seitdem  in  einigen  deutschen  Staaten  Aufiiahme  ge- 
funden hat^). 

VI.  Diese  Modification  hat  hauptsächlich  den  Zweck,  das 
absolute Uebergewicht,  welches  nach  dem  reinen  Prindp  der 
Kopfzahl  die  besitzlose  und  wenigst  gebildete,  eben  darum 
auch  der  Missleitung  durch  politische  Agitatoren  am  meisten 
ausgesetzte  Klasse,  über  die  besitzenden  und  gebildeten  Klassen 
unvermeidlich  bei  den  Wahlen  hat,  aufzuheben,  und  mindestens 
dem  Besitze  neben  der  Kopfzahl  eine  politische  Bedeutung 


ob  das  Volk  nach  Standesklassen  oder  ob  nur  gewisse  Stände  in 
der  StändeversammluDg  vertreten  werden.    (Siehe  oben  §.  340). 

s)  £inige  Staaten  waren  mit  dem  Aufgeben  der  Wahl  nach  Standes- 
klassen und  der  Einführung  des  Prindpes  der  Kopfzahl  sogar  dem 
Beichswahlgesetze  vorangegangen,  so  z.  B.  Bayern,  im  Ges.  t.  4.  Juni 
1848,  die  Wahl  der  Landtagsabgeordneten  betr. 

^)  Berliner  Entwurf  des  Beichswahlgesetzes,  §.  14  u.  f. 

*)  Z.  B,  Preussen,  V.-ü.  v.  1850,  §.  71. 
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nadiem^).  Hieraus  entstand  das  System,  welches  die  Ur- 
viUer  nach  Massgabe  der  von  ihnen  zu  entrichtenden  direkten 
Staatsstenern  schon  behufs  der  Wahl  der  Wahlmänner  in 
drei  Abtheflongen  (Höchst-,  Mittel-  and  Niederst-Be- 
itenerte)  theilt,  nnd  durch  jede  dieser  Abtheilongen  ein 
Drittel  der  Wahhnänner  wählen  lässt 

Vn.  Es  kann  librigens  dieses  System,  da  wo  es  einge- 
fllhrt  wurde,  nur  als  ein  Nothbehelf  und  eine  Uebergangs- 
itefe  ftr  die  Rückkehr  zum  Systeme  der  Vertretung  nach 
Interessen  oder  Standesklassen  betrachtet  werden®). 

VIÜ.  Auf  der  anderen  Seite  ist  es  als  ein  grosser  Fehler 
SU  betrachten,  wenn  ein  Wahlgesetz  in  eine  zu  kleinliche 
Unterscheidung  von  Standesklassen  behufs  der  Vertretung  ein- 
gdit^,  oder  wenn  da,  wo  man  eine  besondere  Vertretung  der 
Intelligenz  neben  den  materiellen  Interessen  fllr  nöthig 
hUt,  in  die  Vertretung  der  ersteren  auch  wieder  das  Princip 
der  Kopfzahl  eingemischt  wird^). 


^  Es  ist  dies  derselbe  Gedanke,  welcher  der  Elasseneintheilung  des 
itaisdieii  Volkes  durch  Servms  TulUua  za  Grunde  lag. 

•)  VergL  G.  Waitz,  Grundzüge  der  Politik,  Kiel  1862,  S.  219.  In 
nehreren  deutschen  Staaten  sind  von  den  Regierungen  bereits  Einleitungen 
zur  Verbesserung  der  Wahlgesetze  mit  ständischer  Zustimmung  geschdien, 
so  z.  B.  in  Darmstadt,  1855. 

^  Die  grössten  Sonderbarkeiten  zeigte  in  dieser  Beziehung  Hannover, 
Ges.  ▼.  5.  Sept.  1848,  §.  86,  wonach  in  die  erste  Kammer  ausser  den 
erblichen  oder  durch  ihr  Amt  berufenen  oder  vom  Könige  ernann- 
ten Mitgliedem  und  einer  Anzahl  Ton  Abgeordneten  (88)  der  grösseren 
Grande  ige  nthflm  er  und  10  Abgeordneten  für  Handel  und  Gewerbe, 
noch  10  Abgeordnete  üDr  Kirche  und  Schule  und  4  Abgeordnete  des 
Standes  der  Rechtsgelehrten,  die  von  den  Richtereollegien  und  den 
RechtsbeiBtäiiden  gewählt  werden  sollen,  berufen  sind.  VergL  hierüber 
noch  das  Ges.  v.  9.  Mai  1858,  bei  Zachariae,  Verf.-Ge8.  Erste  Fort^ 
aelsimg  (1858)  S.  291. 

9)  Dies  thit  z.  B.  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848,  §.  36,  indem  es 
die  10  Abgeordneten  für  Kirche  und  Schule  (s.  Note  7.)  folgender- 
masaen  wählen  lässt:  durch  die  evangelische  Geistlichkeit  vier, 
dnrch  die  katholische  Geistlichkeit  zwei,  durch  die  Universität 
Göttingen  einen,  durch  die  Lehrer  -  Collegien  der  höheren 
Bchwlanitalten  einen,  die  Lehrer  der  Barger-  und  Volksschulen 
swei 
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IX.  Mitunter  findet  sich  die  Bestimmung,  dass  derjenige, 
welcher  mehreren  Klassen  angehört,  anch  in  jeder  der- 
selben stimmen  darf^). 

§.  352. 

Von  der  Fähigkeit  zmn  Abgeordneten  gewählt  zu 
werden,  oder  von  der  passiven  Wahlfähigkeit. 

I.  Von  jeher  ist  man  damit  einverstanden  gewesen,  daas 
die  Fähigkeit,  zum  Abgeordneten  einer  Landesvertretong  ge- 
wählt zu  werden,  selbst  da,  wo  diese  als  eigentliche  Volks- 
vertretung besteht  und  überdies  das  Princip  der  Kopf- 
zahl ausschliesslich  gilt  oder  vorherrscht,  noch  von  dem  Vor- 
handensein einiger  weiteren  Voraussetzungen  abhängig  ge- 
macht werden  müsse,  als  welche  für  die  Eigenschaft  als 
Wähler  erforderlich  sind'). 

n.  Regelmässig  wurden  in  den  Gesetzen  der  deutschen 
Staaten  als  höhere  Erfordernisse  vorgeschrieben:  1)  die  Ge- 
burt im  Lande,  oder  doch  der  Ablauf  einer  bestimmten  An- 
zahl von  Jahren  seit  erlangter  Naturalisation;  2)  ein  gewisses 
reiferes  Alter  (mindestens  30  Jahre),  so  dass  von  dem  Be- 
präsentanten  einige  Lebenserfahrung  vorausgesetzt  werden 
kann ;  3)  die  Leistung  einer  bestimmten  direkten  Steuersumme 
oder  Grundbesitz  (sog.  System  des  Census). 


9)  Z,  B.  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  183.  —  In  Baden  können 
die  ordentlichen  Professoren  der  Landesuniversitäten ,  ungeachtet  sie 
nach  der  V.-U.  1818,  §.  31,  einen  Abgeordneten  in  die  erste  Kammer  zu 
wählen  haben,  doch  auch  an  den  Wahlen  zur  zweiten  Kammer  Antheil 
nehmen;  nicht  so  die  Grundherren;  auch  nicht  andere  wirkliche 
Mitglieder  der  ersten  Kammer.  Baden,  V.-U.  1818,  §.  35.  —  Dagegen 
bestimmt  Reuss  j.  L.,  Wahlges.  y.  14.  April  1852,  §.  9:  „Wenn  ein  W&hler 
seinem  Berufe  nach  zu  verschiedenen  Abtheilungen  gehört,  so  wird  er  zu 
derjenigen  Abtheilung  gerechnet,  zu  der  er  nach  seinem  hauptsächlichsten 
Interesse  gehört.    Im  Zweifel  steht  ihm  selbst  die  Entscheidung  zu.'* 

*)  Sogar  die  Verfassung  der  nordamerikanischen  Union  y.  1787 
schreibt  in  dieser  Beziehung  vor :  (Art  I,  Abschn.  2,  §.  2).  „Niemand  soll 
zur  WOrde  eines  Repräsentanten  gelangen,  der  nicht  das  Alter  von 
25  Jahren  erreicht  hat,  sieben  Jahre  hindurch  Bürger  der  Vereinigten 
Staaten  gewesen  ist,  und  zur  Zeit  seiner  Erwählung  Einwohner  des 
Staates  ist,  worin  er  erwählt  wurde."    Ebendas.  Art  I,  Abschn.  3.  §.3. 


§.  362.  Von  der  Fähigkeit  zum  Abgeordneten  gewählt  zu  werden;  273 

m.  In  dem  Laufe  der  Bewegungen  des  Jahres  1848 
giaabte  man  aber  auch  von  derartigen  Erfordernissen  grössten- 
theOa  Umgang  nehmen  zu  können^). 

IV.  Schon  der  Berliner  Entwnrf  eines  Beichswahl- 
gesetzes  kehrte  aber  theilweise  zn  dem  alten  Systeme  zurück 
«nd  fand  dabei  die  Billigung  des  Erfurter  Parlamentes^). 

y.  In  den  Gesetzen  der  deutschen  Einzelstaaten  sind  die 
Voraossetzungen  der  Wählbarkeit  zum  Abgeordneten  sehr 
Terschieden  bestimmt. 

VL  Wo  die  Volksvertretung  nicht  rein  aus  der  Kopfzahl, 
londem  mehr  oder  minder  mitRflcksicht  auf  die  Interessen 
der  yerschiedenen  BeyOlkerungsklassen  gebildet  wird,  ist  mit- 
unter Yorgeschrieben  oder  gilt  regelmässig  als  selbstverständ- 
lieh,  dass  der  Abgeordnete  aus  der  betreffenden  Klasse 
gewählt  werden  muss.  Jedoch  ist  dies  nicht  durchgängig  an- 
geordnet ^). 


jemand  soll  Senator  werden,  der  nicht  das  Alter  von  30  Jahren  er- 
reicht hat,  neun  Jahre  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  gewesen  ist  und 
ZOT  Zeit  seiner  Erwählong  ein  Bürger  des  Staates  war,  yon  welchem  er 
ernannt  wurde." 

«)  (Frankfurter)  Reichswahlgesetz  v.  12.  April  1849,  Art.  H, 
§.  5-  ,,W&hlbar  zum  Abgeordneten  des  Volkshauses  ist  jeder  wahlberech- 
tigte Deutsche,  welcher  das  25.  Jahr  zurückgelegt  und  mindestens  seit 
drei  Jahren  einem  deutschen  Staate  angehört  hat  Erstandene  oder 
durch  Begnadigung  erlassene  Strafen  wegen  politischer  Ver- 
brechen schliessen  von  der  Wahl  in  das  Volkshaus  nicht  aus."  —  Bayern, 
Gesetz  Tom  4.  Juni  1848,  die  Wahl  der  Landtagsabgeordneten  betr.  art  7. 
,.Al8  Abgeordneter  ist  Jeder  wählbar,  welcher  das  30.  Lebensjahr 
zurtkdq^elegt,  und  die  übrigen  Eigenschaften  des  Art  5.,  d.  h.  die  Fähig- 
keit als  ürw&hler  ftlr  sich  hat 

<)  Berliner  Entwurf  des  Reichswahlgesetzes,  §.  6.  „Wählbar  zum 
Abgeordneten  des  Volkshauses  ist  jeder  unbescholtene  Deutsche,  welcher 
das  90.  LebeuEijahr  zurückgelegt  und  seit  mindestens  3  Jahren  einem  deut- 
schen Staate  angehört  hat/'  (Der  im  Frankfurter  Reichswahlgesetze 
folgende  Satz  war  gestrichen  worden). 

«)  So  z.  B.  bestimmt  Baden,  Wahlordnung  t.  23.  Dec.  1818,  §.  24, 
hinncfatlich  der  Wahl  der  Abgeordneten  der  Landesuniversitäten:  „Der 
Abgeordnete  wird  nach  Willkühr  aus  der  Mitte  der  Professoren  oder 
ans  der  Zahl  der  Gelehrten  oder  Staatsdiener  des  Landes  gewählt*' 
VeigL  auch  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832,  §.  60.  (Siehe  oben  §.  346, 
Note  2). 

Zdpfl»  StMtcreeht.  6.  Aufl.  U.  18 
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Vn.  Regelmässig  and  insbesondere  da,  wo  die  Wahlen 
naeh  dem  Principe  der  Kopfzahl  vorgenommen  werden, 
darf  der  Abgeordnete  ans  allen  Befähigten  im  ganzen  Um- 
fange des  Landes  gewählt  werden^). 

YIIL  Nach  manchen  Gesetzen  dürfen  Vater  and  Sohn, 
oder  zwei  Brflder,  nicht  za  gleicher  Zeit  Abgeordnete  sein^). 

IX.  Selbstverständlich  kann  ein  mehrfach  d.  h.  in  mehreren 
Wahlbezirken  oder  von  mehreren  Standesklassen  gewählter 
Abgeordneter  nar  eine  einzige  Wahl  annehmen^). 

§.  353. 

Von  der  Wahlfähigkeit  der  Staatsbeamten. 
1)  Im  Allgemeinen. 

I.  Keine  deatsche  Verfassung  erklärt  die  Staatsdiener 
im  AUgemeinen  für  unfähig,  zu  Abgeordneten  in  die  Stände- 
versammlung  gewählt  za  werden.  Nar  yereinzelt  findet  man 
eine  Bestimmang,  wonach  Mitglieder  des  inländischen  Staats- 
ministeriams  oder  wirkliche  Hof-,  Militär-  oder  Civil- 
beamte  eines  auswärtigen  Staates  nicht  Abgeordnete  sein 
können  0*    Im  Allgemeinen  wird  es  in  den  deutschen  Staaten 


6)  Eine  Beschränkung  findet  sich  z.  B.  in  Enrhessen,  V.-ü.  1831. 
§.  64-66. 

«)  Z.  B.  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  148.  „Tritt  der  Fall  ein,  dass 
Vater  und  Sohn  zugleich  Mitglieder  der  Ständeyersammlung  werden,  so 
wird,  wenn  der  Vater  nicht  aus  eigener  Entschliessung  zurücktritt,  der 
Sohn  durch  denselben  ausgeschlossen."—  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831, 
§.  178.  „Vater  und  Sohn,  ingleichen  Brüder,  können  nicht  zugleich 
als  Abgeordnete  eintreten.  Wenn  unter  ihnen  keine  Einigung  durch  einen 
freiwilligen  Rücktritt  erfolgt,  so  geht  der  Vater  dem  Sohne,  der  ältere 
Bruder  dem  jüngeren  vor." 

?)  Ausdrücklich  sagen  dies  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832,  §.  75.  — 
S..Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  183. 

«)  In  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832,  §.  72  findet  sich  diese  Bestim- 
mung. Zugleich  wird  erklärt:  „Es  findet  jedoch  eine  Ausnahme  hinsicht- 
lich deijenigen,  welche  in  k.  hannoverschen  Diensten  stehen,  statt,  so 
lange  im  E.  Hannover  ein  Gleiches  beobachtet  wird.  Diejenigen  Mit- 
glieder des  gemeinschaftlichen  0.-A.-Gerichtes  zu  Wolfenbüttel,  welche  von 
den  mit  Braun  schweig  zu  Haltung  dieses  Gerichtshofes  verbundenen 
Fürsten  ernannt  sind,  werden  als  auswärtige  Staatsdiener  nicht  betrachtet.*^  — 
S.-Altenburg,  V.-Ü.  1831,  §.  182  a.  E.    „Die  MitgHeder  des  herzogl. 
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ih  dn  erfreuliches  Zeichen  der  Zufriedenheit  des  Landes  mit 
dem  Systeme  der  Staatsregieriing  betrachtet,  wenn  die  Minister 
aelhst  zu  Abgeordneten  gewählt  werden.  Nichts  destoweniger 
mii88  doch  die  Wahl  von  Ministem  zu  Abgeordneten  als  der 
Gfimdidee  der  constitntionellen  Monarchie,  wie  sie  sich  in 
Dentschland  eingebürgert  hat,  und  wonach  die  Landstände 
wesentlich  zur  Controle  des  Ministeriums  berufen  sind  (§.  344), 
ganz  unangemessen  erachtet  werden,  und  zwar  um  so  mehr, 
ab  die  Minister  ttberall  als  solche  Zutritt  in  den  Kammern 
haben,  und  gehört  werden  müssen,  so  oft  sie  es  verlangen ^). 

n.  Umgekehrt  findet  sich  auch  nur  ganz  vereinzelt  eine 
Bestimmung,  dass  einige  Minister  Mitglieder  der  Ständever- 
sammlung sein  müssen^). 

in.  Mitunter  findet  sich  ein  Verbot,  wonach  Staats- 
diener  oder  Kirchendiener  nicht  innerhalb  des  Be- 
zirkes ihrer  Amts  Verwaltung  gewählt  werden  dflifen^). 

IV.  Von  Seite  der  demokratischen  Partei  wurde  vor  dem 
Jahre  1848  öfters  die  Forderung  aufgestellt,  dass  durch  das 
Gesetz  die  Eigenschaft  eines  Staatedieners  als  überhaupt 
unvereinbar  (incompatibel)  mit  der  Funktion  als  Ab- 

Geheimen  Ministeriums  können  nicht  als  Abgeordnete  gewählt  wer- 
den." —  Vergl.  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  65:  „Minister  im  aktiven 
Dienste  und  besoldete  Hofbeamte  können  (vom  König  zu  Mitgliedern 
der  ersten  Kammer  aus  dem  Stande  der  Rittergutsbesitzer)  nicht  ernannt 
werden."  —  Noch  vier  Klassen  von  Beamten  ausser  den  Ministem 
sdiliesst  ans:  Luxemburg,  V.-ü.  1856,  art  54. 

s)  Siehe  unten  §.  384.  —  Anders  verhält  es  sich  in  England,  wo 
die  Minister  im  Unterhause  nur  Zutritt  haben,  wenn  sie  dessen  Mit- 
^eder  sind. 

^  Nach  dem  hannoverschen  Ges.  v.  5.  Sept  1848,  §.  36,  müssen 
if«m  den  vom  Könige  zu  ernennenden  vier  Mitgliedern  der  ersten  Kam- 
mer wenigstens  zwei  Minister  sein;  ebenso  hat  der  König  nach  §.41. 
desselben  Gesetzes  zwei  Mitglieder  der  zweiten  Kammer  zu  ernennen, 
weldie  Minister  sein  müssen. 

*)  Z.  B.  Baden,  V.-U.  1818,  §.  37  a.  E.  „Landes-,  Standes- 
asd  grandherrliche  Bezirksbeamte,  Pfarrer,  Physici  und  andere 
geistliche  und  weltliche  Lokaldiener  können  als  Abgeordnete 
nidit  von  den  Wahlbezirken  gewählt  werden,  wozu  ihr  Amtsbezirk  ge- 
kört" —  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  146.  „Jedoch  können  Staats- 
diener nicht  innerhalb  des  Bezirkes  ihrer  Amtsverwältung,  und  Kirchen- 
diener nicht  innerhalb  des  Oberamtsbezirkes,  in  welchem  sie  wohnen,  ge- 
wählt werden." 

18» 


276  §•  353.  Von  der  WahlMigkeit  der  Staatsbeamten. 

geordneter  erklärt  werden  solle  ^).  Es  ist  aber  hierauf  nodi 
in  keinem  deutschen  Staate  eingegangen  worden  ^  und  zwar 
mit  vollem  Rechte ^  indem  kein  Grand  vorhanden  ist,  die 
Wahlfreiheit  des  Volkes  in  solcher  Weise  zu  beschränken. 
Das  Bedenken,  dass  die  Beamten  von  der  Staatsregiening 
abhängiger  als  andere  Personen  und  daher  vorzugsweise  ge- 
neigt seien,  das  System  des  jeweiligen  Ministeriums  zu  nnter- 
Bttttzen,  verschwindet  gegenüber  von  der  Erwägung,  dass, 
wenn  selbst  dies  unbedingt  richtig  wäre,  die  Wahl  eines  Ab> 
geordneten  lediglich  eine  Sache  des  öffentlichen  Vertrauens 
ist  und  kein  Zwang  fUr  die  Wähler  besteht,  einen  Staatsbe- 
amten zu  ernennen,  und  dass  der  Repräsentantenkörper,  der 
Idee  der  Repräsentatiwerfassung  nach,  keine  feindliche, 
auf  blossen  Tadel  der  Regierung  abzielende  Opposition 
sein  soll,  sondern  dass  auch  die  Massregeln  der  Regierung 
ihre  Vertheidiger  in  der  Ständeversammlung  finden  sollen  und 
dürfen.  Insbesondere  darf  nicht  tibersehen  werden,  dass  die 
Ständeversammlung  in  vielen  Fällen  der  nöthigen  Intelligenz 
beraubt  sein  würde,  wenn  die  Beamten  unbedingt  ausge- 
schlossen würden,  deren  praktische  Erfahrung,  Geschäfts-  und 
Gesetzkenntniss  oft  eine  wesentliche  Bedingung  einer  gründ- 
lichen Kritik  der  Regierungshandlungen  ist.  In  der  Wahl- 
fähigkeit der  Beamten  darf  sogar  eine  politische  Garantie  ge- 
funden werden,  indem  darin  ftlr  die  Regierung  selbst  ein 
Beweggrund  liegt,  keine  ungesetzlichen  Zumuthungen  an  die 
Beamten  zu  richten,  weil  sie  beftirchten  müsste,  dass  diese 
ihre  Ankläger   in    der  Ständeversammlung    werden   könnten. 


^)  Etwas  anderes  ist  die  Frage,  ob  die  Verfassung  nicht  gewisse 
Kategorien  von  Incompatibilitäten  mit  der  Function  eines  Abge- 
ordneten aufsteUen  soUe,  wie  z.  B.  die  Mitglieder  des  obersten  Gerichts- 
hofs, wo  dieser  berufen  ist,  als  Staatsgerichtshof  über  Anklagen  der  Minister 
durch  die  Landstände  zu  entscheiden,  subalterne  Officiere  und  subalterne 
Beamte;  so  z.  B.  sind  nach  der  Y.-U.  von  Baden,  1818,  §.  37,  Staats- 
und Kirchenbeamte,  welche  nicht  eine  feste  Besoldung  oder  Kirchenpfründe 
von  löOO  fl.  beziehen,  und  nicht  überdies  irgend  eine  direkte  Steuer  aus 
Eigenthume  bezahlen,  nicht  wählbar.  —  Nach  dem  grh.  Hessische n  Gesetz 
y.  14.  Juli  1862  sind  Civil-  und  Militair- Beamte,  Ofßciere  und  Geistliche, 
nur  dann  zu  Abgeordneten  wählbar,  wenn  sie  einen  ständigen  jährlichen 
Gehalt  von  mindestens  1200  Gulden  haben.  Vergl.  auch  die  in  Note  1  an- 
geführten Verfassungen. 
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fidierdies  hat  die  Erfahrnng  in  den  deutschen  Staaten  ge- 
Mit,  dass  die  BefllrehtuDg,  als  wenn  die  Staatsbeamten  als 
Miponliiete  nnr  fllr  die  Regierung  stimmten,  durchaus  nnbe- 
Iptadet  ist,  und  nicht  selten  gerade  die  hervorragendsten 
Hrer  der  Opposition  dem  Beamtenstande  angehören,  sowie 
beh  die  Tüchtigkeit  eines  Abgeordneten  jederzeit  und  haup^ 
bcUieh  von  seinem  persönlichen  Charakter  und  nicht  von 
imer  Standesstellung  abhängt  In  Folge  dieser  Erfahrung 
ll  die  demokratische  Partei  in  neuerer  Zeit  selbst  wieder 
keraD  ?on  der  Forderung  des  Ausschlusses  der  Staatsbeamten 
Nn  ier  Wählbarkeit  abgegangen. 
t 
I  §.  354. 

2)  Insbesondere. 

a)  Nothwendigkeit  des  Urlaubs  für  gewählte 

Staatsbeamte. 

L  Da  der  Staatsbeamte,  welcher  zum  Abgeordneten  ge- 
hlt  ?mrd,  in  bestimmter  Dienstverpflichtung  zu  der  Staats- 
^nmg  steht,  so  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass 
Reibe  sich  zum  Eintritte  in  die  Ständeversammlung  den 
brderlichen  Urlaub  von  der  Staatsregierung  zu  erbitten 
t,  nnd  nur  dann,  wenn  ihm  dieser  gewährt  worden  ist,  in 
»elbe  wirklich  eintreten  kann.  Mehrere  Verfassungsurkunden 
ben  daher  gar  nicht  ftir  nothwendig  gefunden,  deshalb  eine 
iondere  Bestimmung  aufzunehmen;  es  wird  aber  dieser 
«ndsatz  seit  der  Entstehung  der  Verfassungen  in  den  be- 

nden  Staaten  praktisch  gehandhabt  ^). 

n.  In  einigen  Verfassungsurkunden  ist  ausdrücklich  vor- 
leben,  dass  die  Staatsdiener  eine  auf  sie  gefallene 
als  Abgeordnete  in  die  Ständeversammlung  „nur  mit 

ehmignng  der  vorgesetzten  höchsten  Behörde'^ 


I  *)  So  z.  B.  in  Baden.  —  Man  hat  zwar  mitonter  behaupten  wollen, 

in  der  Erlaabnisa  der  Verfassungsurkanden,  Staatsdiener  zu  wählen, 

1  schweigend  and  selbstverständlich  eine  Pflicht  der  Staatsregie- 

,  ihnen  den  erforderUchen  Urlaub  zu  ertheilen,  ausgesprochen  sei: 

die  ünschlflssigkeit  dieser  Behauptung  ist  an  sich  kkr;  auch  hat 

Mbe  die  Praxis  gegen  sich. 
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annehmen  dürfen  2).  In  anderen  Verfassnngsnrkanden  ist  da- 
mit die  Zusicherung  verbunden,  dass  der  erforderliche  Urlaub 
ans  keinen  anderen,  als  aus  unab weislichen  Bücksichten  des 
öffentlichen  Dienstes  werde  verweigert  werden^).  Mitunter  ist 
dabei  vorgeschrieben,  dass  die  Staatsregierung  den  Land- 
ständen  Mittheilung  von  den  Gründen  der  Urlaubsver- 
Weigerung  zu  machen  habe^),  oder  es  ist  sogar  die  Zustim- 
mung des  Landtages  hierzu  einzuholen^). 

lü.  Die  sog.  gemässigt -liberale  Partei,  welche  ebenso, 
wie  die  eigentlichen  Conservativen,  jederzeit  gegen  die  Demo- 
kraten die  Wählbarkeit  der  Beamten  vertheidigt  hatte,  trug 
sich  stets  mit  der  Befürchtung,  dass  das  Becht  der  Urlaubs- 
verweigerung in  den  Händen  der  Begierungen  leicht  ein  Mittel 
werden  könne,  um  Beamte,  welche  einer  oppositionellen  oder 
überhaupt  antiministeriellen  Gesinnung  verdächtig  sind,  von 
der  Ständeversammlung  auszuschliessen.  Daher  trat  in  neuerer 
Zeit  sehr  häufig  die  Forderung  hervor,  dass  den  Staatsbeamten 


«)  So  z.  B.  in  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  146  a.  K  -  Grossh. 
Hessen,  V.-U.  1820,  §.  59,  Nr.  2  a.  E. 

')  So  z.  B.  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  75.  „.  .  .  Die  Genehmigung 
kann  ohne  erhebliche,  in  dem  Wesen  des  Amtes  hernhende  und  den 
Ständen  zur  Nachricht  mitzutheilende  Gründe  nicht  yersagt  werden.*'  — 
Nach  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  182,  bedürfen  Staatsbeamte, 
aktiTe  Militairs,  Geistliche  oder  Schallehrer  einer  besonderen 
landesherrlichen  Erlaubniss,  bevor  sie  eine  Wahl  annehmen:  „Diese  £r- 
laubniss  wird  ohne  erhebliche,  in  dem  Wesen  des  Amtes  bemhende 
Gründe  nicht  versagt  werden."  —  üebereinstimmt:  Braun  schweige  n.  L. 
0.  1832,  §.  73.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept  1848,  §.  48.  „Keinem  im 
öffentlichen  Dienste  Angestellten,  einschliesslich  der  Gemeinde- 
beamten, darf  der  zur  Theilnahme  an  der  allgemeinen  Ständeversamm- 
lung erforderliche  Urlaub  verweigert  werden,  wenn  für  die  Versehung 
des  Dienstes  von  ihm  auf  eine  andere  angemessene  Weise  gesorgt 
ist"  —  Aehnlich  Schwarzburg-Rudolstadt,  V.-ü.  1854,  §.  15.  — 
Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  83. 

0  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  75  (siehe  Note  3).  —  Kurhessen, 
V.-ü.  1831,  §.  71.  (aufgehoben  durch  Gesetz  v.  26.  Okt.  1848). 

5)  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  121,  §.  1.  „Zu  Abgeordneten 
gewählte  Beamte  des  Civil-  oder  Militairdienstes  und  Schullehrer 
bedürfen  des  dienstlichen  Urlaubes"  . . .  §.  2.  „Der  Urlaub  wird  nur  dann 
versagt  werden,  wenn  der  Landtag  mit  der  Staatsregierung  darin  ein- 
verstanden ist,  dass  dem  Eintritte  des  G^ewfihlten  in  den  Landtag  er- 
hebliche Rücksichten  des  Dienstes  entgegenstehen." 
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ier  Urlaub  ttberbanpt  niobt  verweigert  werden  dtirfe®),  oder 
dass  dieselben  keines  Urlaubs  von  Seite  der  Staatsregie- 
nmg  zum  Eintritte  in  die  Ständeversammlung  bedürfen,  son- 
dern höcbstens  zu  einer  Anzeige  der  Annahme  der  Wahl 
bdinft  der  Vorsorge  für  einen  Stellvertreter  im  Dienste  ver- 
pflichtet sein  sollten'').  Dies  wnrde  auch  seitdem  nicht  nur  in 
dem  Reichswahlgesetze  vom  12.  April  1849  §.  6.  ansge- 
sprochen  und  in  dem  Berliner  Entwürfe  eines  Reichswahl- 
geBetzes  §.  7.  nnd  von  dem  Erfurter  Parlamente  bei- 
behalten, sondern  eine  gleiche  Bestimmung  ging  zu  jener  Zeit 
aach  in  mehrere  deutsche  Verfassungsurkunden  über^). 

rv.  Personen, welche  im  aktiven  Militairdienste  stehen, 
wie  Officiere  n.  dergl.,  sind  hier  im  Allgemeinen  nicht  unter 
dem  Ausdrucke  „Beamte''  einbegriffen.  Sie  müssen  daher 
stets  den  Urlaub  der  vorgesetzten  Behörde  einholen.  Dies 
ist  in  einigen  Verfassungsgesetzen  auch  positiv  ausgesprochen 
und  der  Staatsregierung  das  Recht  vorbehalten,  den  aktiven 
Militaiipersonen  diesen  Urlaub  überhaupt  oder  doch  aus  Rttck- 
siehten  auf  den  Dienst  zu  verweigern  % 

V.  Die  Frage,  ob  auch  pensionirte  Staatsdiener  einer 
Eriaabniss  der  Staatsregierung   zum  Eintritte  in  die  Stände- 


*>  In  dieser  Weise  üeuid  diese  Forderung  gesetzliche  Anerkennung  in 
Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1848,  die  Wahlen  der  Landtagsahgeordneten  betr. 
art.  24.  „Der  Urlaub  darf  den  gew&hlten  Staatsbeamten  und  öffent- 
lichen Dienern  nicht  geweigert  werden;  ebensowenig  den  Officieren 
und  Militairbeamten,  sofeme  nicht  ausserordentliche  Verhält- 
nisse ihrer  (d.  h.  dieser  letzteren)  Entfernung  vom  Dienste  entgegen- 
stehen.'' 

"^  So  z.  B.  Eurhessen,  Ges.  v.  26.  October  1848,  bei  Zachariae, 
VerT-Ges.  zweite  Fortsetzung  (1862)  S.  114. 

•)  Preussen,  V.-U.  1850,  §.  78  a  linea  2.  „Beamte  bedürfen  keines 
Urlaubes  zum  Eintritte  in  die  Kammer."  —  üebereipstimmt:  Anhalt- 
Bcrnburg,  (aufgehob.)  V.-ü.  1852,  §.  85.  -  Waldeck,  V.-ü.  1852, 
§.50.  —  Hindchüich  der  Civilstaatsdiener  stimmt  überein:  S.- Co- 
burg-Gotha, V.-ü.  1852,  §.  154. 

»)  Vergl.  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1848,  art  24,  (siehe  Note  6).  — 
S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  152.  „Im  aktiven  Militairdienste  be- 
findliche Personen  bedürfen  Urlaub  von  ihrer  yoigesetzten  Behörde  für 
den  Eintritt  in  einen  Landtag.  Ein  denselben  einmal  ertheüter  Urlaub 
kann  ohne  Crenehmigung  des  Landtages  nicht  zurückgenommen  werden." 
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YersammlnDg  bedflrfen^  ist  mit  einer  Unterscheidung  zu  beant- 
worten. Wo  nämlich  die  Verfassung  unbedingt  ftlr  den  Einlritt 
der  Staatsdiener  die  Genehmigung  der  Begierung  vorschreibt, 
muss  auch  der  Pensionär  dieselbe  nachsuchen,  da  er  durch 
seine  Pensionirung  nicht  aufhört,  Staatsdiener  zu  sein^^).  Wo 
aber  die  Genehmigung  oder  Urlaubsertheilung  nur  wegen  Rfick- 
sichten  des  Dienstes  oder  flberhaupt  sogar  dem  aktiven  Staats- 
diener  nicht  verweigert  werden  darf,  ist  selbstverständlich  kein 
Grund  vorhanden,  wesshalb  Pensionäre  den  Urlaub  nachsuchen 
sollten. 

VI.  Hinsichtlich  der  Standes-  und  grundherrlichen,  städti- 
schen und  anderen  Gemeindebeamten  gelten,  insoweit  sie  nach 
der  Landesverfassung  als  mittelbare  Staatsdiener  zu  be- 
trachten sind,  dieselben  Grundsätze  bezüglich  des  von  der 
Staatsregierung  einzuholenden  Urlaubs,  wie  bei  den  unmittel- 
baren Staatsdienern.  Insofern  aber  Standes-  und  grundherr- 
lichen Beamten  der  Charakter  als  mittelbare  Staatsdiener  nicht 
zukommt,  sondern  sie,  wie  z.  B.  Rentenverwalter,  nur  in  emem 
Privatdienstverhältnisse  stehen,  bedürfen  sie  der  Erlaubniss 
ihres  Dienstherrn,  sofeme  mit  ihrem  Eintritte  in  die  Stände- 
versammlung eine  Unterbrechung  ihrer  vertragsmässigen  Dienst- 
funktionen verbunden  wäre. 

Vn.  Städtische  und  andere  Gemeindebeamte,  die  nicht 
als  mittelbare  Staatsdiener  zu  betrachten  sind,  bedürfen  so 
wenig  einer  Genehmigung  der  GemeindecoUegien,  als  der 
Staatsregierung,  zur  Annahme  der  Wahl  als  Abgeordnete,  es 
müsste  denn  durch  ein  Gesetz  das  Eine  oder  das  And^e  be- 
sonders vorgeschrieben  sein^^). 


*(*)  Ausdrücklich  sagt  Anhalt,  Geisamint- Landschafts -Ordnung  von 
1859,  §.  14:  ,3eamte,  auch  die  pensionirten  oder  zur  Disposition  ge- 
stellten, bedürfen  zum  Eintritt  in  den  Landtag  Unserer  Genehmigung/' 

")  Vergl.  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  75  a  linea  2.  „Gerichtsdirek- 
toren und  gutsherrliche  Beamte  haben  die  Zustimmung  ihrer  Prindpale, 
städtische  Beamte  die  Zustimmung  der  Stadträthe  einzuholen:  diese  kann 
aber  nur  aus  denselben  Gründen  verweigert  werden,  wie  die  landesherrliche 
Erlaubniss  für  Staatsdiener,  üeber  Reldamationen  wegen  verweigerter  Ge- 
nehmigung entscheidet  die  Begierung."  (Yergl.  die  oben  Note  3  angef. 
Gesetze). 
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§.  355. 

b)  Kosten  der  dienstlichen  Stellvertretung  eines  zum 
Abgeordneten  gewählten  Staatsbeamten. 

L  Da  es  der  demokratischen  Partei  nicht  gelungen  war, 
die  Forderang  einer  principiellen  Ausschliessung  der  Staats- 
diener ans  den  Ständeversammlnngen  durchzusetzen,  so  suchte 
sie  dieses  Ziel  mittelbar  und  annäherungsweise  durch  Er- 
schwerung des  Eintrittes  von  Staatsbeamten  in  die  Slftnde- 
versanimlnng  zu  erreichen.  Bei  diesem  Streben  wurde  die 
demokratische  Partei  selbst  von  der  sog.  gemässigt -liberalen 
Partei  unterstützt ,  weil  auch  diese  bei  der  Mehrzahl  der  Be- 
amten immerhin  eine  vorherrschend  regierungsfreundliche 
(ministerielle)  Richtung  voraussetzen  zu  müssen  glaubte.  Hier- 
aus entsprang  die  Forderung  der  Aufnahme  einer  Bestimmung 
in  die  Gesetzgebung,  wonach  ein  zum  Abgeordneten  erwählter 
Beamter  die  Kosten  seiner  Stellvertretung  im  Dienste 
selbst  zu  tragen  habe. 

II.  Diese  Bestimmung,  welche  nicht  viel  weniger,  als  ein 
indirektes  Verbot  der  Wahl  von  Staatsdienern  zu  Abgeord- 
neten bezweckt  und  den  Verfassuugsurkunden  vor  1848  völlig 
fremd  ist,  und  die  sogar  das  Reichswahlgesetz  vom  12.  April 
1849  nicht  aufgenommen  hatte,  fand  nur  Aufnahme  in  dem 
Berliner  Entwürfe  eines  Reichswahlgesetzes  (1849)  §.  7^), 
and  in  einigen  (wenigen)  neueren  einsetzen  ^). 


0  Das  Erfurter  Parlament  Hess  diese  Bestimmung  des  Berliner 
Entwurfes  eines  Reichswahlgesetzes  bestehen,  indem  man  ihr  mit  Recht 
nur  sehr  geringe  praktische  Bedeutung  beilegte.  Abgesehen  nämlich  da- 
von, dass  die  an  dem  Orte  der  StändeTersammlung  angestellten  Staatsbe- 
amten ohnehin  fort&hren,  ihren  Dienst  zu  versehen,  so  werden  sich  auch 
die  auswärts  wohnhaften  Beamten  nur  in  sehr  seltenen  Fällen -durch  eine 
solche  Vorschrift;  berührt  finden,  indem  in  den  meisten  FäUen  die  Stell- 
verlretung  ohne  alle  besonderen  Kosten,  durch  ZutheOung  der  Arbeiten  an 
die  GoUegen  oder  andere  Mitglieder  der  Behörde,  bei  welcher  der  Gewählte 
angestellt  ist,  geschehen  kann,  und  die  Regierung  auch  sonst  Mittel  genug 
hat,  einem  Beamten,  der  in  ihrem  Interesse  Opfer  gebracht  hat,  einen  Er- 
satz zu  gewähren. 

*)  So  z.  B.  Hannover,  Ges.  vom  5.  Sept  1848,  §.  48.  (siehe  oben 
S.  354,  Note  3).  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1862,  §.  85  a  linea  2.  ,Jn  Bezug 
auf  die  Kosten  der  Stellvertretung  eines  gewählten  Abgeordneten  in  seinem 
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ni.  Als  gemeinrechtlicher  Grandsatz  ist  daher  za 
betrachten,  dass  derStaatsregierpng  die  Pflicht  obliegt, 
für  die  Stellvertretung  des  Beamten  während  seiner  Anwesen- 
heit in  der  Ständeversammlnng  in  derselben  Weise,  wie  in 
jedem  anderen  Falle  zu  sorgen,  in  welchem  sie  einem  Be- 
amten, wie  z.  B.  zu  seiner  Erholung  oder  zur  Wiederherstdlong 
seiner  Gesundheit,  Urlaub  ertheilt^). 

IV.  In  neuester  Zeit  ist  die  umgekehrte  Erscheinung  h^- 
vorgetreten,  dass  die  sog.  Fortschrittspartei  da,  wo  sie  eine 
grosse  Anzahl  von  Beamten  zu  ihren  Mitgliedern  zählt,  der 
Regierung  es  zum  Vorwurfe  macht,  wenn  dieselbe  den  in  die 
Ständeversammlung  gewählten  Staatsbeamten  die  Kosten  ihrer 
Stellvertretung  im  Dienste  aufbürden  will,  und  sucht  daher 
die  Fortschrittspartei  die  Mittel  zur  Entschädigung  solcher 
Beamten  durch  National-Subscriptionen  zu  beschaffen^). 

§.  356. 
Von  der  Bedingung  der  Wahl  tüchtiger  Abgeordneten. 

I.  Da  die  Bepräsentanten  zur  Vertretung  des  Volkes  und 
zur  Ausübung  der  Volksrechte  berufen  sind,  so  muss  die  Wahl 
frei  sein,  d.  h.  das  Ministerium  darf  sich  keiner  unerlaubten 
und  rechtswidrigen  Mittel,  wie  Bestechung,  Drohung  u. s. w. 
bedienen,  um  seinem  Systeme  günstige  Wahlen  hervorzu- 
rufen *). 


Amte,  sowie  darauf,  wie  die  Kosten  der  Stellvertretang  zu  decken  seien, 
ergeht  ein  Gesetz.*' 

3)  Diese  Pflicht  der  Staatsregierang  erkennen  alle  jene  Yerfassungsur- 
konden  an,  welche  von  den  zu  Abgeordneten  gewählten  Beamten  min- 
destens eine  Anzeige  ihner  Annahme  der  Wahl  fordern,  „damit  wegen 
der  einstweiligen  Yerwaltung  ihres  Amtes  Vorsorge  getroffen  werden  kann/* 
So  z.  B.  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  154.  —  Ausdrücklich  sagte 
die(jetztaafgehobene)Anhalt-Bernburgischey.-U.1850,§.58.  „...auch 
haben  sie  (die  zu  Abgeordneten  gewählten  Beamten)  nicht  fllr  ihre  Stell- 
vertretung im  Amte  zu  sorgen." 

«)  So  in  Preussen  seit  1862.  —  Eine  ähnliche  Entschädigung  des 
Abgeordneten  bezweckte  früher  in  Irland  die  sog.  (freiwillige)  O'Gonnel- 
Steuer. 

*)  Wenn  solche  verfassungs-  und  gesetzwidrige  Einwirkung  der  Staats- 
behörden auf  die  Wahlen  stattfinden  sollte,  so  ist  es  Sache  der  Ständerer- 
sammlang,  die  gesetzlichen  Schritte  zu  thun,  um  die  schuldigen  Beamten 


§.  957.  Daaer  der  Funktion.  Legislatoiperioden.  Emeaemng. 

IL  Andererseits  ist  aber  auch  durch  Strafgesetze  dafür 
n  soiigen,  dass  nicht  von  einzehen  Personen  oder  der  Be^ 
giening  feindlichen  Parteien  die  Stimmen  der  Wähler  erkauft 
oder  dieselben  eingeschüchtert  werden^). 

UL  Es  mnss  erlaubt  sein,  dass  sich  die  Presse  ttber  die 
Torznnehmenden  Wahlen  frei  ausspreche,  und  ebenso,  dass 
sieh  die  Wähler  und  Wahlmänner  über  die  vorzunehmenden 
Wahlen  unter  einander  berathen  und  besprechen,  und  jede 
Partei  ihre  Gandidaten  in  Vorschlag  bringe  und  empfehle. 

§.  357. 

Regelmässige  Dauer  der  Funktion  der  Abgeordneten. 

Legislaturperioden.    Total-  und  Partialemeuerung 

der  Kammern, 

I.  Die  Abgeordneten  werden  in  allen  Staaten  auf  eine 
gewisse  Anzahl  von  Jahren  (für  eine  sog.  Legislaturperiode) 
gewählt,  so  dass  sie  auf  den  in  diese  Perioden  fallenden 
regelmässigen,  sog.  ordentlichen,  so  wie  ausserordent- 
lichen Landtagen  ihre  Funktion  auszuüben  berufen  sind. 
Diese  Legislaturperioden  sind  in  den  einzelnen  Yer- 
fassungsurkunden  sehr  yerschieden  bestinmit  (12,  8,  6,  4  und 
3  Jahre)  0. 


lar  Yerantwortong  zu  2dehen.  üebrigens  ist  jede  Begienmg  befugt,  in 
den  gesetzlichen  Schranken  auf  Wahlen  zu  Gunsten  ihres  Systemes 
hinzuwirken,  und  kann  sich  bei  der  Wahlagitation  nicht  hlos  passiv  ver- 
halten, und  ihren  Gegnern  das  Feld  zur  Bearbeitung  der  Wähler  im  oppo- 
sitionenen  Sinne  ohne  Gegengewicht  fiberlassen,,  wenn  sie  sich  nicht  selbst 
soeben  will. 

*)  Solche  besondere  Stra%esetze  sind  darum  nöthig,  da  sich  die  Grund- 
sätze des  gemeinen  Bechtes  über  das  Crimen  ambüus  nicht  ohne  Zwang 
anf  die  gegenwärtigen  Verhältnisse  übertragen  lassen.  —  Yergl.  z.  B. 
Bayern,  Ges.  v.  i.  Junil84S,  die  Wahlen  der  Landtagsabgeordneten  betr. 
art  26.  ,4)ie  Bestechung  der  Wähler  soU  die  Ungfiltigkeit  der  Wahl  und 
den  Verlust  der  aktiven  und  passiven  Wahlfähigkeit  für  den  Bestecher  und 
den  Bestochenen  als  Strafe  zur  Folge  haben ,  mit  Vorbehalt  der  ferneren, 
sowohl  anf  den  Meineid  als  sonst  in  den  Gesetzen  angeordneten  Strafen. 
(VogL  oben  §.  349,  Note  4). 

*)  Eine  zwölfjährige  Legislaturperiode  (drei  vieijährige 
Finanzperioden  begreifend)  hat  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  174;  eine 
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n.  In  den  meisten  Staaten  tritt  nach  dem  Ablaufe  der 
Legislaturperiode  eine  gänzliche  Erneaening  der  Abgeordneten 
dnrch  neue  Wahlen,  sog.  Totalernenernng,  ein.  In  einigen 
Staaten  ist  dagegen  ßine  theilweise  Emeaemng  der  Vertretung^, 
sog.  Parti alernenernng,  eingerichtet,  in  der  Art,  dass 
nach  jedem  ordentlichen  Landtage  ein  bestimmter  Theil  (die 
Hälfte  oder  ein  Drittheil)  der  Abgeordneten  austritt  und  durch 
Neuwahlen  ergänzt  wird,  so  dass  nur  dann  eine  Totaler- 
neuemng  eintritt,  wenn  eine  Auflösung  des  Landtages  statt- 
gefunden hat. 

in.  Bei  dem  Systeme  der  Partialemeuerung  wird  auf  dem 
ersten  Landtage  durch  das  Loos  bestimmt,  welche  Abgeordneten 
zuerst  (nach  dem  ersten  und  beziehungsweise  zweiten)  ordent- 
lichen Landtage  auszutreten  haben.  Hierauf  bestimmt  sich 
die  weitere  Ordnung  des  Austrittes  durch  die  Reihenfolge  des 
Eintrittes  in  die  Ständeversammlung^). 


achtjährige  hat  Baden,  Y.-U.  1818,  §.  29.  ftir  die  grandherrlichen 
Abgeordneten  in  der  ersten  Kammer  und  §.  38.  für  die  Abgeordneten  der 
Städte  und  Aemter  in  der  zweiten  Kammer;  eine  sechsjährige  hat 
Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  VI,  §.  13.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819, 
§.  157.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  59.  —  S.-Meiningen,  V.-U. 
1829,  §.  77.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848,  §.  36.  a.  E.  und  §.  57. 
und  Preusseu)  V.-U.  1850,  §.  67.  für  die  erste  Kammer;  angehoben 
durch  Ges.  ▼.  7.  Mai  1853,  siehe  unten  §.  362,  IV.  —  Schwarz burg- 
Rudolstadt,  V.-ü.  1854,  §.16.  — Anhalt,  Gesammt-L.-O.  1859  §.15.  — 
Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  98;  eine  vierjährige  hat  S.-Coburg- 
Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  74;  Schwarzburg-Sondershausen,  Wahlges. 
1856,  §.  4.  und  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  31.  fOr  die  Abgeordneten  der 
beiden  Landesuniversitäten  in  der  ersten  Ii[ammer;  eine  dreijährige 
haben  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  78.;  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  73. 
für  die  zweite  Kanuner.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1862,  art  120, 
vergl.  mit  art  145.  —  Reuss  j.  L.,  Wahlgesetz  vom  14.  April  1852, 
§.  21.  u.  s.  w 

*)  Das  System  der  Partialemeuerung  zeigen  von  den  Staaten  mit 
einer  Kammer:  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  174.  —  Braunschweig, 
n.  L.  0.  1832,  §.  83.  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  98.  —  Von  den 
Staaten  mit  zwei  Kammern:  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  29.  38.  und  79.  (für 
die  Abgeordneten  der  Grundherren  in  der  ersten  Kammer  und  für  die 
zweite  Kammer).  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  71.  (für  die  zweite 
Kammer).  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848,  §.  39.  (für  die  gewählten 
Mitglieder  der  ersten  Kammer). 
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§.  358. 

Beendigung  und  Verlust  der  Eigenschaft  eines  Abge- 
ordneten. .   Ersatzmänner.     Neuwahlen. 
Wiederwählbarkeit 

I.  Die  Eigenschaft  eines  Abgeordneten  hört  auf  1)  mit 
dem  Ablaufe  der  Legislaturperiode,  für  welche  der  Abge- 
ordnete gewählt  ist*);  2)  wenn  der  Souverain  den  Landtag 
auflöst^);  3)  wenn  ein  Abgeordneter  seine  Funktion  frei- 
willig niederlegt'). 

n.  Die  Eigenschaft  eines  Abgeordneten  geht  verloren: 
1)  wenn  Umstände  eintreten,  welche  die  Wahlfähigkeit  ver- 
hindert haben  würden  4);  2)  wenn  er  aus  der  Ständever- 
sammlnng  als  nnwfirdig  ausgeschlossen  wird^);  3)  nach 
mehreren  Verfassungsurkunden,  wenn  einem  Abgeordneten  ein 
Staatsamt  (mitunter  auch  ein  Hofamt)  übertragen,  oder 
derselbe  im  Staatsdienste  befördert  wird^). 


*)  Siehe  §.  357. 

«)  Siehe  unten  §.  370. 

5)  Siehe  §.  347,  YHI.  und  §.  362,  VI,  Note  13. 

«)  Yergl.  über  die  Gründe  des  Aufhörens  und  des  Verlustes  der  Eigen- 
schaft eines  Abgeordneten  überhaupt:  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  VI, 
§.  14.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  59.  65.  —  K  Sachsen,  V.-ü. 
1831,  §.  66.  71.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  79.  —  S.-Altenburg, 
V.-ü.  1831,  §.  166  u.  174.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  86.  — 
Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  75.  und  Verordnung  wegen  Bildung  der  ersten 
Kammer  v.  12.  Oktober  1854,  §.  8.  —  S.-Weimar,  rev.  Grundges.  1850, 
|.  34.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  122.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü, 
18Ö2,  §.  97.  —  Schwarzburg -Rudolstadt,  V.-ü.  1854,  §.  19.  - 
Anhalt,  Gesammt-L.-0.  1859,  §.  14. 

»)  Siehe  unten  §.  386. 

*)  Verlust  der  Eigenschaft  eines  Abgeordneten  durch  Annahme  eines 
Staats  amtes,  welches  der  Abgeordnete  zur  Zeit  seiner  Wahl  noch  nicht 
bekleidete,  spricht  aus:  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.  86,  Kr.  4.  — 
Wegen  Annahme  eines  „besoldeten  Amtes*':  Oldenburg,  rev.  V.-ü. 
1852,  art  122;  wegen  Annahme  eines  „besoldeten  Staatsamtes  oder 
dner  Beförderung  im  Staatsdienste,*'  Kurhessen,  V.-ü.  1831, 
§.  70.  79.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept  1848,  §.  49.  —  üebereinstimmt: 
Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  61;  ähnlich:  Preussen,  V.-ü.  1850, 
§.  78  a  linea  3.  (Annahme  eines  besoldeten  Staatsamtes,  oder  Eintritt  in 
ein  Staatsamt,  womit  „ein  höherer  Rang  oder  ein  höheres  Gehalt" 
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lU.  Wenn  ein  Abgeordneter  aus  einem  dieser  Grttnde  ans 
der  Ständeversammlung  aasscheidet,  oder  dnrch  Tod  abgeht, 
so  wird  nach  den  meisten  Verfassnngsarknnden  eine  Nen- 
wahl  für  den  Rest  der  Legislaturperiode  angeordnet,  für 
welche  der  Ausgeschiedene  berufen  war'').  Nach  einigen 
Verfassungsnrkunden  wird  aber  gleich  anfänglich  flir  jeden 
Abgeordneten  ein  Ersatzmann,  sog.  Stellvertreter,  er- 
wählt, welcher  in  dem  Falle  seines  Ausscheidens  einzutreten 
hat»). 

IV.  In  allen  Verfassungsurkunden  ist  anerkannt,  dass  Ab- 
geordnete, deren  Eigenschaft  durch  Beendigung  der  Legislatur- 
periode oder  durch  Auflösung  des  Landtages  aufgehört  hat, 
oder  die  sie  durch  Annahme  eines  Staatsamtes  u.  dergl.  oder 
durch  Beförderung  im  Staatsdienste  verloren  haben,  sofort 
wieder  gewählt  werden  können®). 


verbunden  ist).  Uebereinstimmt:  Eeuss  j.  L.,  V. -ü.  1852,  §.  85.  — 
Schwarzburg-Sondershausen,  Wahlges.  1856,  §.6.  —  WegenEin- 
tritt  in  den  Staatsdienst  oder  in  den  Hofdienst  oder  Beförderung 
darin:  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  51.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  66. 
„Uebrigens  treten  die  (in  die  erste  Kammer  gew&hlten)  Rittergutsbesitzer 
aus,  wenn  sie  w&hrend  ihrej  st&ndischen  Funktion  zu  einem  Staats- 
dienste ernannt,  oder  im  Staatsdienste  befördert  werden,  oder  ein 
besoldetes  Hofamt  annehmen." 

»)  Siehe  z.  B.  Oldenburg,  revid.  V.-ü.  1852,  art.  123.  —  S.-Co- 
burg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  74. 

«)  Vergl.  z.  B.  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.153.  -  S.-Meiningen, 
V.-ü.  1829,  §.  77.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  69.  -  S.-Altenburg, 
V.-ü.  1831,  §.  176.  180.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832,  §.  80.  81.  — 
Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  81.  84.  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862, 
§.  81.  —  In  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  VI,  §.  11.  sollte  als  Ersatzmann 
deijenige  eintreten,  welcher  dem  Gewählten  in  der  Stimmzahl  am 
nädisten  kam.  Hiemach  hatte  also  immer  der  Candidat  der  Minorität 
Aussicht  auf  den  Eintritt  in  die  E[anmier,  wenn  der  Candidat  der  Majorität 
im  Laufe  eines  Landtages  ausfiel.  Diese  sehr  unpraktische  Bestimmung 
wurde  durch  Ges.  v.  4.  Juni  1848 ,  art  31 ,  die  Wahlen  der  Landtagsabge- 
ordneten  betr.  art  10.  aufgehoben  und  die  Wahl  der  Ersatzmänner  in 
einem  besonderen  Wahlakte  vorgeschrieben.  —  Von  Hannover  siehe 
Note  9. 

•)  Vergl.  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  VI,  §.  13.  -  Baden,  V.-ü.  1818, 
§.  40.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  157.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü. 
1820,  §.  59.  65.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  7L  —  Kurhessen, 
V.-ü.  1831,  §.  70.  —  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  166.  —  Preussen, 
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V.  Personen,  welche  wegen  eines  gewissen  Amtes 
MHi^eder  einer  Sfiüideyersammlni^  sind,  behalten  selbstver- 
stindlich  diese  Eigenschaft  nicht  länger,  als  sie  in  dem  be- 
treflbnden  Amte  bleiben  ^o). 

§.  359. 

Verpflichtung   der   Ständemitglieder  zur  persönlichen 
Ausübung  ihrer  Stiaune  auf  dem  Landtage. 

L  Nicht  nor  in  Bezug  auf  die  Abgeordneten,  welche  durch 
WaUen  ernannt  werden,  sondern  Überhaupt  in  Bezug  auf  alle 
Mitglieder  landständischer  Versammlungen  gilt  nach  den  seit 
der  Gründung  des  deutschen  Bundes  entstandenen  landstän- 
dischen Verfassungen  als  Regel  der  Grundsatz,  dass  sie 
ihren  Sitz  und  ihre  Stimme  in  der  Ständeversammlung  per- 
sönlich ausüben  müssen,  und  dieselbe  weder  einem  anderen 
Mitgliede  der  Ständeversammlung  noch  sonst  einem  Bevoll- 
michtigten  übertragen  dürfen  ^). 

II.  Nur  ausnahmsweise  ist  in  einigen  Verfassungsur- 
kunden erlaubt,  oder  sogar  in  gewissen  Fällen  gefordert,  dass 
die  erblichen  Mitglieder  der  ersten  Kammer  sich  auf 
deo  Landtagen  durch  einen  Bevollmächtigten  oder  ihren  Vor- 

V.-U.  1850,  §.75.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  122.  —  Schwarz- 
barg-Sondershausen,  Wahlges.  1856,  §.  6.  —  Oesterreich,  G.  G. 
1861,  §.  17.  —  Liechtenstein, Y.-U.  1862, §. 61.  —  Auedracklich  beetimmt 
HannoTer,  Ges.  v.  5.  Sept  1848,  §.  49.  dräs  in  dem  FaUe,  wo  ein  Abge- 
ordneter w^en  Annahme  emes  Staataamtes  u.  dergl.  seinen  Sitz  in  der  ßtände- 
venammlung  verloren  hat,  nicht  der  Ersatzmann  eintritt,  sondern 
neue  Wahl  stattfindet 

*•)  VergL  z.  B.  K  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  66. 

«)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  VI,  §.  17.  „Kein  Mitglied  der  ersten 
oder  zweiten  Kammer  darf  sich  in  der  Sitzung  durch  einen  Beyolhn&chtigten 
Tcrtrelen  lassen.'* .—  üebereinstimmt:  Baden,  V.-ü.  1818,  §.47.  —  Kur- 
hassen,  V.-ü.  1831,  §.  73.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  129. 
|.  2.  —  Beuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  52.  ~  Ausdracklich  verbietet  alle 
StellYertretung  der  Standesherren  in  der  ersten  Kammer:  Preussen, 
V.-ü.  1860.  §.65.  b).  — Vergl.  auch  Nassau,  Patent  v.  1.  u.  2.  Sept.  1814, 
(.8.  —  Dasselbe  Princip  sprechen  aus:  Würtemberg,  V.-ü.  1819, 
§.  156.  —  Giossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  61.  —  K  Sachsen,  V.-ü. 
1831,  §.  81.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept  1848,  §.  51.  —  (Siehe  die  in 
einigen  dieser  Verfassungen  zugelassenen  Ausnahmen  in  Note  2).  ~ 
Oesterreich,  G.  G.  1861,  §.  16. 


288  §•  3&9.  Verpflichtung  d.  St&ndeiiutgl.  zur  Austbung  ihrer  ßtinmie. 

mnnd  yertreten  lassen ^^    welcher  aber  sodann,   wie  jedes 
andere  Mitglied  der  StUaad^frersammlong,   den  Eid  zu  leisten 


«)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  156.    „Nur  den  erblichen'Mit- 
gliedern  der  ersten  Kammer  ist   gestattet,  ihre  Stimme   einem  an- 
deren in  der  Yersanmilung  anwesenden  Mitgiiede  dieser  Kammer  oder 
einem  Sohne,   oder  dem   sonstigen  präsumtiven  Nachfolger   in  der 
Standesherrschaftzu  übertragen.  Dieses  besondere  Recht  der  Stimmen- 
übertragung kann  auf  gleiche  Weise   auch   für   einen  wegen  Minder- 
jährigkeit oder  anderer  persönlicher  Unfähigkeit  unter  Vormund- 
schaft stehenden  Standesherrn  von  dessen  Vormund  ausgeübt  wer- 
den.   In  jedem  Falle  aber  kann  ein  Mitglied  der  ersten  Kammer  oder  ein 
Stellvertreter    desselben    niemals     mehr    als    eine    übertragene 
Stimme  führen."  —  Gr.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  61  a  linea  2;  jetzt  mit 
einiger  Abänderung  Gesetz  vom  6.  Sept  1856,  art.  50  a  linea  2  und  B. 
„In  dem  Falle  jedoch,  wenn  ein  Standesherr  durch  Minderjährig- 
keit oder  Curatel  abgehalten  wird,  tritt  der  Agnat,  welcher  die 
Vormundschaft  oder  Curatel  führt,  an  dessen  Stelle,  vorausgesetzt, 
dass  derselbe  in  jeder  Hinsicht  als  gehörig  qualifidrt  erscheint    Auch  soll 
ein  Standesherr,  wenn  er  durch  ärz^ich  bescheinigte  Krankheit  oder  durch 
andere  Verhältnisse  verhindert  ist,  selbst  auf  dem  Landtage  zu  erscheinen, 
und  wenn  die  erste  Kammer  diese  Gründe  als  zulänglich  erkennt,  oder 
wenn  er  nach  erlangter  Voliljährigkeit  das  nach  art  10.  erforderliche  Alter 
(von  25  Jahren)  nicht  erreicht  hat,    das  Recht  haben,  sich  durch  den 
nächsten  Agnaten,  wenn  dieser  gehörig  qualificirt  ist,  für  diesen  Landtag 
vertreten  zu  lassen.    Dieses  Recht  steht  unter  denselben  Bedingungen 
auch   dem  Senior   der  Familie   der  Freiherren   von  Riede  sei   zu.*'  — 
K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  64.    „Für  die  §.  63.  unter  3.  4.  6.  7.  u.  12. 
benannten  Besitzer  der  Herrschaften  kann,  im  FaUe  der  Minder- 
jährigkeit, oder  wenn  sie  aus  Ursachen,  welche  die  Kammer  als  statte 
haft  anerkennt,  an  dem  Landtage  persönlich  Theil  zu  nehmen  nicht 
vermögen,  derjenige  nächste  Nachfolger  in  die  Kammer  eintreten, 
welcher  nach  §.  74.  für  die  Person  dazu  geeignet  ist    Den  Besitzern  der 
Herrschaft  Wilden f eis  und  der  Seh önbur gesehen  Recessherrschaften 
ist  jederzeit  nachgelassen,   wegen  ihrer   erblichen   Stimmen  Bevoll- 
mächtigte in  die  Kammer  eintreten  zu  lassen,  welche  die  nach  §.74.  er- 
forderlichen Eigenschaften  haben  und  im  K.  Sachsen  x^t  einem  Bitter- 
gute angesessen  sind/'  —  Hannover,  Landesver8.-Ges.  v.  6.  Aug.  1840, 
§.  99.  (wieder  hergestellt  durch  Verord.  v.  1.  Aug.  1855).    „...  Indesa 
können  1)  die  im  §.84,  Nr.  2.  und  4.  angeführten  Mitglieder  der  ersten 
Kammer  (d.  h.  der  Herzog  von  Arenberg«   der  Herzog  von   Looz- 
Gorswaaren,  der  Fürst  von  Bentheim  und  die  Grafen  vonStolberg- 
Wernigerode   und  von    Stolberg- Stolberg)    durch   dazu   bevoll- 
mächtigte Agnaten   ihres  Hauses;   2)   der   Erblandmarschall   des 
Königreichs,  der  Generalerbpostmeister  Graf  von  Platen-Haller- 
münd  und  die   M«joratsherren   durch  ihre   voUjährigen   ältesten  Söhne 
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vnd  Baoh  seiner  individuellen  Ueberzengnng  zu  stimmen  hat^ 
olme  durch  Instruktionen  gebunden  werden  zu  dürfen,  oder 
«eh  mit  dem  Mangel  einer  Instruktion  entschuldigen  zu 
können  '). 

ni.  Mitunter  ist  auch  einem  Bischof  verstattet,  bei 
linger  dauernder  Verhinderung  sich  vertreten  zu  lassen^). 

IV.  Nicht  zu  verwechseln  mit  einer  solchen  Vertretung, 
welche  auf  Bevollmächtigung  oder  der  Eigenschaft  als  Vor- 
mund beruht,  ist  der  Fall,  wenn  das  Verfassungsgesetz  selbst 
f&r  den  Fall  der  Verhinderung  eines  persönlich  berechtigten 


,3ich  Tertreten  lassen."  —  Auch  die  Kurhessische  V.-ü.  1831,  §.63.  ge- 
stattet den  Prinzen  des  kurfürstlichen  Hauses  und  der  apanagirten Linien, 
so  wie  den  Häuptern  jeder  fürstlichen  und  gräflichen,  ehemals  reichsun- 
mhtdfaaren  Familie,  welche  eine  Standesherrschaft  in  Eurhessen  besitzt, 
die  Vertretung  durch  geeignete  Bevollmächtigte.  —  Das  nassauische 
Patent  y.  1.  und  2.  Sept.  1814,  §.  4.  gestattete  den  Standesherren,  sich 
durch  Bevollmächtigte,  sowie  auch  im  Falle  der  Mindeijährigkeit 
durch  ihre  Vormünder,  vertreten  zu  lassen,  nicht  aber  durch  ein  an- 
deres Mitglied  der  Herrenbank.  Nach  der  Verordnung  über  das  geltende 
Slaatsreeht  und  die  Organisation  der  Stände  v.  25.  Nov.  1851  dürfen  sich 
die  Tol^ährigen  Häupter  der  Standes-  und  grundherrlichen,  sowie  der 
erblich  berechtigten  Familien  durch  Bevollmächtigte  vertreten  lassen; 
der  Vertreter  m&ss  nassauischer  Staatsbürger  sein  und  die  allgemeinen 
Eigenschaften  zur  Wählbarkeit  in  die  Ständeversammlung  besitzen. 
Gleichea  Vertretungsrecht  steht  den  Vormündern  unmündiger  Familien- 
hinpter  zu. 

^  Ausdrücklich  bestimmt  dies:  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  61. 
a.  £.  und  Gesetz  y.  6.  Sept.  1856,  §.  50  a  linea  3.  —  K.  Sachsen, 
V.-ü.  1831,  i  81. 

*)  Nassau,  Ges.  v.  25.  Nov.  1851,  §.  7.  „Dem  katholischen  Bischof, 
sowie  dem  evangelischen  Landesbischof  ist  es  gestattet,  bei  länger  dauernder 
Verhinderung,  über  deren  Erheblichkeit  die  Kammer  zu  entscheiden  hat, 
sidi  vertreten  zu  lassen;  dem  ersteren  durch  einen  von  ihm  zu  bevoll- 
michtigenden  Domherrn,  dem  letzteren  durch  einen  von  ihm  zu  bevoll- 
mächtigenden evangelischen  Decan.''  —  Nach  dem  L.-V.-G.  von  Han- 
no Ter,  T.  6.  Augl  1840,  §.  99,  Nr.  3.  (wiederhergestellt  durch  Verord.  v. 
L  Ang.  1855)  dürfen  die  katholischen  Bischöfe  des  Königreichs  im 
Falle  ihrer  Behinderung  sich  durch  ein  Mitglied  ihres  Domkapitels 
vertreten  lassen.  —  Nach  dem  grossherz.  hessischen  Ges.  v.  6.  Sept.  1856, 
ait  2,  Nr.  4.  hat  der  katholische  Bischof  im  Fall  seiner  Verhin- 
derung einen  katholischen  Geistlichen  mit  Zustimmung  des  Grossherzogs 
als  seinen  Stellvertreter  zu  bezeichnen. 

Zdpfl,  Staatarecht.  6.  Aufl.  II.  19 
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Ständemitgliedes   die  Einbernfang   einer   anderen   geeigneten 
Persönlichkeit  anordnet^). 

§.  360. 
Das  Ein-  und  Zweikammemsystem^). 

I.  Aus  der  Aufiiahme  des  Grundgedankens  einer  allge- 
meinen Landes  Vertretung  in  die  Verfassung  eines 
Staates  folgt  keineswegs,  dass  dieselbe  principiell  nur  in 
einer  einzigen  Versammlung  der  Volksvertreter  bewirkt  werden 
müsse,  vielmehr  ist  es  eine  reine  und  zwar  hauptsächlich  mit 
Berücksichtigung  der  Grösse  der  Temtorien  zu  beantwortende 
Zweckmässigkeitsfrage,  ob  die  Landesvertretung  in  einer  oder 
in  zwei  von  einander  getrennten  Versammlungen,  sog.  Häu- 
sern oder  Kammern,  einzurichten  sei. 

II.  Schon  in  dem  Vaterlande  der  Repräsentatiwerfassung,  in 
England,  hat  sich  aus  geschichtlichen  Gründen  die  Repräsentativ- 
verfassung in  der  Organisation  von  zwei  Häusern  des  Parlamentes 
entwickelt;  diese  Organisation  hat  man  im  Wesentlichen  in  allen 
jenen  Staaten  von  bedeutenderem  Gebietsumfange  angenommen, 
in  welchen  das  Repräsentativsystem  überhaupt  Eingang  ge> 
fanden  hat,  wie  namentlich  (abgesehen  von  den  deutschen 
Staaten)  in  Norwegen,  Spanien,  Belgijen,  Frank- 
reich, Nordamerika  und  in  der  Schweiz. 

III.  Die  Gründe,  aus  welchen  in  allen  grösseren  und  selbst 
in    den    mittleren   constitutionell- monarchischen    Staaten    das 


»)  Grossh.  Hessen,  Ges.  v.  6.  Sept  1856,  art.  2,  Nr.  4.  5.  6.  Der 
Grossherzog  ernennt  hiernach  bei  Erledigung  des  bischöflichen  Stahles  einen 
kathoüschen  Geistlichen,  bei  Erledigung  der  Steüe  oder  Verhinderung  des 
protestantischen  Prälaten  einen  protestantischen  Geistlichen  und  bei  Ver- 
hinderung des  Kanzlers  der  Universität  Giessen  ein  Mitglied  des  akademi- 
schen Senats,  für  die  Dauer  eines  Landtags  zum  Mitglied  der  ersten 
Kammer.  —  Vergl.  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  62,  Nr.  9.  (siehe  unten 
§.  362,  VI.).  —  Nach  dem  L.-V.-G.  von  Hannover,  v.  6.  Aug.  1840, 
§.  99,  Nr.  3  bezeichnet  der  König  gleichzeitig  einen  Stellvertreter  des  von 
ihm  zu  ernennenden  ausgezeichneten  evangelischen  Geistlichen. 

*)  Für  das  Zweikammerrisystem:  C.  G.  Kries,  Wesshalb  woUen 
wir  zwei  Kammern  und  wie  sind  sie  zu  bilden?  Breslau  1848.  —  Mel- 
chior Meyr,  Zwei  Kammern  oder  eine?  Berlin  1848.  —  Dagegen 
(aus  sehr  schwachen  Gründen):  Leopold  Freundt,  Eine  oder  zwei 
Kammern?  Königsberg  1848. 
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ZirakammernBystem  nicht  entbehrt  werden  kann,  sind :  1)  das 
Bedfirfioiss  einer  gründlichen,  zweifachen  Erörterung  der  poli- 
tischen Fragen  durch  zwei  verschiedene  Körperschaften,  deren 
Zusammensetzung  überdies  nach  verschiedenen  Principien  ge- 
bildet ist^;  2)  die  Nothwendigkeit  eines  conservativen  Gegen- 
gewichtes gegen  das  Element  der  Bewegung,  welchem  in  der 
einen  Kammer  (der  Volkskammer)  ein  gesetzlicher  Spielraum 
gewährt  wird,  um  anarchische  Ausbrüche  zu  verhüten^);  3)  die 
Rficksicht  darauf,  der  Krone  möglichst  den  Gebrauch  des 
V^o  zu  ersparen,  und  dadurch  der  Impopularität  der  Krone 
vorzubeugen,  dass  die  erste  Kammer  dieselbe  auf  sich  nimmt^); 
4)  Wahrung  historisch  begründeter  ständischer  Interessen,  in- 
dem im  Staate  der  historischrechtliche  Besitz  ebenso  ein  fiecht 
auf  Schutz,  wie  das  Bedürfhiss  des  Fortschrittes  ein  Recht  auf 
Wflrdigung  hat^).    5)  Durch  das  Dasein  von  zwei  Kammern 


*}  Ans  dieser  Rücksicht  wurde  sogar  in  die  dritte  (republikanische) 
Ter&ssung  Frankreichs  vom  23.  Sept  1795,  art.  44  das  Zweikammem- 
system  (ein  Eath  der  Alten,  mit  250  Mitgliedern,  und  ein  Eath  der 
Fünfhundert)  aufgenommen,  während  nach  den  beiden  firüheren  Ver- 
frssungen  Tom  3.  Sept  1791  und  24.  Juni  1793  nur  eine  Versammlung 
(gesetzgebende  Nationalversammlung,  gesetzgebender  Körper)  bestanden 
hatte.  Die  Yertheidiger  des  Einkammernsystemes  geben  alle  die 
Nothwendigkeit  einer  mehr&chen  Berathung  wichtiger  Fragen  durch  die 
Repräsentation  zu;  sie  glauben  aber,  dass  dieses  durch  Wiederholung  der 
Diicassion  und  Abstimmung  auch  in  einer  und  derselben  Versammlung  ge- 
schehen könne.  Diese  Einrichtung  war  auch  auf  dem  Frankfurter  Par- 
lamente getroffen:  die  Nachtheile  derselben  sind  aber  so  einleuchtend 
hervorgetreten,  dass  wohl  der  Gedanke  an  ihre  praktische  Wiederholung 
nicht  mehr  auftauchen  wird. 

')  Hiergegen  wird  von  den  Vertheidigem  des  Einkammernsystemes  nur 
die  Erklärung  abgegeben,  dass  man  eben  der  Bewegung  keine  Schranke' 
gesetzt  wissen  wolle.    SkU  pro  ratione  voluntasl 

*}  Die  Vertheidiger  des  Einkammernsystemes  meinen,  ein  verfassungs- 
treuer Souverain  könne  immerhin  ohne  Gefahr  der  Impopularität  das  Veto 
äben.  Dies  ist  gegen  alle  Erfahrung,  und  namentlich  weiss  England 
sehr  wohl,  wie  nöthig  es  ist,  auch  den  Schein  der  Impopularität  von  der 
Krone  fem  zu  halten.  Diese  Eücksicht  veranlasste  auch  die  Aufnahme  des 
Zweikanmiemsystemes  in  die  sechste  (königliche)  Verfassung  von  Frank- 
reich, V.  4.  Juni  1814,  sowie  in  die  neueren  Verfassungsurkunden;  so 
z.  B.  auch  in  die  V.-U.  von  Griechenland  v.  18.  März  1844. 

^)  Auch  hier  erklären  die  Vertheidiger  des  Einkanmiemsystemes  nur, 
dass  sie  eben  keine  starke  Vertretung  historisch  begründeter  Interessen  ge- 
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• 
soll  das  Majoritätsprincip ,  welches  bei  abstimmendeii  Ver- 
sammlungeo  nie  ganz  vermieden  werden  kann,  mit  den  Forde- 
rungen der  Vernunft  in  Einklang  gebracht  werden.  Es  soll 
hierdurch  bewirkt  werden ,  dass  die  Stimmen  nicht  blos  ge- 
zählt, sondern  auch  gewogen  werden.  Letzteres  wird 
dadurch  erreicht,  dass  keine  der  beiden  Kammern,  auch  nicht, 
wenn  ihr  die  Regierung  beipflichtet,  die  andere  Kammer  be- 
herrschen kann,  so  dass  also  die  beiden  Kammern  sich  ein- 
ander freiwillig  annähern  und  sich  verständigen  müssen.  Aus 
diesem  Grunde  muss  sich  jede  der  beiden  Kammern  veran- 
lasst finden,  ihre  Beschlüsse  von  Haus  ans  mit  Mässigong  zn 
fassen,  damit  sie  auf  den  Beitritt  der  anderen  Kammer  hoffen 
kann,  und  eben  hierdurch  wird  verhütet,  dass  nicht  eine 
Kammer  die  Herrschaft  an  sich  reisst,  oder  sich  gleichsam 
zum  Richter  in  eigener  Sache  gegenüber  von  der  Staats- 
regierung aufwirft.  6)  Wo  nur  eine  einzige  Kammer  besteht, 
wird  sie  sehr  leicht  der  unbedingten  Herrschaft  einer  einzigen 
Partei  verfallen,  und  daher  auch  leicht  in  die  Lage  kommen, 
gar  nicht  einen  Ausdruck  des  wahren  Willens  des  Volkes  oder 
Landes  darzustellen ;  auch  ist  eine  einzige  Kammer  weit  mehr 
den  Einflüssen  des  Terrorismus  von  Aussen  ausgesetzt,  als 
dies  bei  dem  Zweikammernsysteme  einzutreten  pflegt^). 

§.  361. 
Von  der  Bildung  der  ersten  Kammer. 

I.  lieber  die  Bildung  der  ersten  Kammer  flnden  sich  ver- 
schiedene Systeme,  ftlr  deren  Einführung  besonders  das  mass- 
gebend war,  ob  die  Repräsentativverfassung  sich  geschichtlieh 
aus  einer  älteren  ständischen  Verfassung  entwickelte  und  an 
vorhandene  ständische  Elemente  anknüpfen  konnte  oder  nicht. 

U.  Im  ersten  Falle  bildet  sich  die  erste  Kammer  meistens 
aus   einer  Geburtsaristokratie,   einschlüssig   der  Prinzen   des 


wisser  Elassen,  sondern  nur  Geltung  der  Interessen  der  Kopfzahl  allein 
wollen. 

^)  Deshalb  haben  auch  Republiken,  wie  Nordamerika  und  die  Schweiz, 
das  Zweikammemsystcm  aufgenommen,  weil  sie  ausserdem  die  Freiheit 
nicht  für  gesichert  halten. 
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regi^rendeD  HauseS;  aus  geistlichen  and  weltlichen  hohen  Würden 
trigern  (Bischöfen,  erblichen  Rronbeamten  u.  dergl.)  und  aus 
IVisoneDy  welche  der  Souverain  nach  seinem  persönlichen  Ver- 
traaen  und  in  unbeschränkter  Zahl  erblich  oder  lebenslänglich 
zu  Mitgliedern  der  ersten  Kammer  ernennt.  Ein  derartiges 
STStem  findet  sich  in  England,  in  welchem  die  Pairskammer 
geschichtlich  aus  der  alten  feudalistischen  Einrichtung  eines 
▼on  Pares  euriae  gebildeten  Gerichtshofes  hervorgegangen  ist 
und  zum  Theile  noch  diesen  Charakter  bewahrt  hat^). 

m.  Wo  ältere  ständische  Elemente  fehlen  oder  im  Laufe 
der  Zeit  untergegangen  sind,  hat  man  mitunter  der  Krone  das 
unbeschrankte  Recht  eingeräumt,  oder  sie  hat  es  sich  selbst 
beigelegt,  die  Mitglieder  der  ersten  Kammer  zu  ernennen,  so 
dass  die  Bedeutung  dieser  Kammer  sodann  hauptsächlich  darin 
liegt y  dass  sie,  als  eine  durch  das  persönliche  Ver- 
trauen des  Monarchen  zu  seiner  Berathung  be- 
rufene Versammlung,  der  Krone  zur  besonderen  Stütze 
gegen  das  demokratische  Element  dienen  soll.  Dieses  System 
wurde  in  Frankreich  durch  die  sechste  (königliche)  Verfassung 
(Ludwig  XVIIL)  vom  4.  Juni  1814  aufgebracht  2)  und  mit 
einigen  Modificationen  in  der  constitutionellen  Charte  (Louis 
Philippe)  vom  7.  Aug.  1830^)  und  im  Wesentlichen  auch  in 


<)  Theilweise  Nachbildungen  dieses  Systemes  in  den  deutschen  Staaten 
siehe  in  §.  3G2.  —  üeber  die  Beschränkung  der  Krone  in  der  Ernennung 
von  Mitgliedern  der  ersten  Kammer,  siehe  R.  y.  Mohl,  Staatsrecht  Yölker- 
iwht,  Poütik,  Bd.  L  (1860),  S.  325. 

»)  Sechste  Verf.  Frankreichs  v.  4.  Juni  1814,  §.  27.  „La  nomi- 
nation  des  pairs  de  France  appartient  au  Roi.  Leur  nombre  est 
illimit^:  il  en  peut  varier  les  dignit^s,  les  nommer  ä  yie  ou  les 
rendre  h^r^ditaires  selon  sa  volonte.'' 

s)  Die  Modificationen  durch  die  Charte  Louis  Philipp's  v.  7.  Aug. 
1S30  bestehen  darin,  dass  der  König  die  Pairs  nur  aus  bestimmten  Kate- 
gorien und  nur  auf  Lebenszeit  sollte  ernennen  dürfen.  —  Eine  ähnliche 
Bestimmung  enthält  die  Y.-ü.  von  Griechenland  y.  18.  März  1844, 
§.  70.  71.  —  Nach  der  Constitution  Napoleon's  m.  v.  15. Januar  1852, 
art  20  besteht  der  Senat:  1)  aus  den  Cardin&len,  den  MarschäUen  und 
den  Admirftlen;  2)  aus  den  Bürgern,  welche  der  Präsident  (jetzt  Kaiser) 
za  der  Senatorenwürde  zu  ernennen  fiir  angemessen  hält  Nach  art.  21 
werden  die  Senatoren  auf  Lebenszeit  ernannt  und  sind  unabsetzbar. 
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der  Verfassung  (Napolöon's  in.)  vom  15.  Janaar  1852  bei- 
behalten. 

IV.  In  anderen  Staaten  fasste  man  das  Princip  der  Re- 
präsentativverfassung  in  der  Art  anf ,  dass  die  Bepräsentation 
nur  allein  ans  dem  Volke  hervorgehen  dürfe,  also  auch  die 
erste  Kammer  ebenso  wie  die  zweite  aus  Abgeordneten  za 
bestehen  habe,  die  durch  Volkswahl  ernannt  werden;  jedoch 
ist  sodann  meistens  die  Wahlfähigkeit  zum  Abgeordneten  der 
ersten  Kammer  an  höhere  Bedingungen  geknüpft,  wie  z.  B. 
in  Belgien*).  In  Norwegen  erwählt  die  Volksrepräsen- ^ 
tation  (Storthing)  aus  sich  selbst  ein  Viertheil  als  erste 
Kammer  (Lagthing),  die  übrigen  drei  Viertheile  bilden  die 
.zweite  Kanuner  (Odelsthing)*). 

§.  362. 

Von  der  Zusammensetzung  der  ersten  Kammern  in 
den  deutschen  Bundesstaaten. 

I.  In  den  deutschen  Staaten  besteht  jetzt  das  Zwei- 
kammernsystem in  Oesterreich,  Preussen,  Bayern, 
K.  Sachsen,  Hannover,  Würtemberg,  Baden,  im 
Grossherzogthume  Hessen  und  in  Nassau.  In  Kurhessen 
ist  das  durch  die  Verfassung  vom  Jahre  1852  eingeführte 
Zweikammem- System  durch  die  Wiederherstellung  der  Ver- 
fassung vom  Jahre  1831  wieder  beseitigt  worden. 


*)  Belgien,  V.-ü.  v.  25.  Febr.  1831,  art.  53.  „Die  Mitglieder  des 
Senates  werden  nach  Massgabe  der  Bevölkerung  einer  jeden  Provinz  durch 
dieselben  Bürger  gewählt,  welche  die  Mitglieder  der  Kammer  der 
Volksvertreter  wählen."  Art.  56.  „Um  als  Senator  gewählt  werden  zu 
können  und  um  es  zu  bleiben,  muss  man  1)  Belgier  von  Geburt  sein  oder 
das  grosse  Bürgerrecht  erhalten  haben;  2)  im  Genüsse  seiner  bürgerlichen 
und  staatsbürgerlichen  Rechte;  3)  in  Belgien  wohnhaft;  4)  wenigstens 
40  Jahre  alt  sein ;  5)  in  Belgien  wenigstens  1000  fl.  direkte  Steuern  zahlen, 
die  Patent^elder  inbegriffen."  —  In  Spanien  wurden  nach  der  V.-ü. 
V.  27.  April  1837  ebenfalls  beide  Kammern  vom  Volke  gewählt,  doch  so, 
dass  die  Senatoren  vom  Könige  aus  einer  von  den  Wählern  aufgestellten 
dreifachen  Liste  ausgewählt  wurden.  —  VergL  K  Sachsen,  Gesetz,  die 
Wahlen  der  Abgeordneten  beider  Kammern  betr.  v.  19.  Oct  1861,  §.  17; 
bei  Zachariae,  Verf.-Ge8.,  zweite  Fortsetzung  (1862),  S.  57. 

5)  Norwegen,  V.-U.  v.  4.  Nov.  1814,  §.  49.  und  74. 
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IL  Die  Bildnng  der  ersten  Kammer  wird  in  allen  diesen 
Stiaten  in  verschiedener  Weise  bewirkt.  Im  Allgemeinen  ist 
flor  80  yiel  zn  erkennen ,  dass  in  allen  Verfassungsnrkunden 
Tor  dem  J.  1848  bei  der  Bildung  der  ersten  Kammer  haupt- 
sichlich  auf  die  vorhandenen  älteren  ständischen  Elemente 
Rfleküicht  genommen  nnd  dem  Landesherm  ein  bedeutender 
EinflnsB  auf  die  Bildung  der  ersten  Kammer  beigelegt,  eine 
Emennang  von  Mitgliedern  der  ersten  Kammer  durch  Volks - 
wählen  aber  nicht  zugelassen  wurde.  Erst  seit  dem  J.  1848 
wurde  in  Folge  der  demokratischen  Bewegungen  auch  in  den 
deutschen  Yerfassungsgesetzen  das  Streben  bemerklich,  einen 
bedeutenden  Theil  der  ersten  Kammer  aus  volksmässigen 
Wahlen  hervorgehen  zu  lassen.  Die  hierauf  abzielenden  Ver- 
fasBongsveränderungen  sind  aber  zum  Theile  seitdem  wieder 
beseitigt  worden. 

in.  In  Oest  er  reich  wird  nach  dem  Grundgesetze^)  vom 
26.  Febr.  1861  (§.  1  —  5.)  die  Reichsvertretung  als  Reichs- 
rath  bezeichnet,  und  besteht  aus  dem  „Herrenhause''  nnd 
dem  „Hause  der  Abgeordneten.''  Mitglieder  des  Herren- 
hauses sind  durch  Qebnrt  die  grossjährigen  Prinzen  des 
kaiserlichen  Hauses.  Erbliche  Mitglieder  sind  die  gross- 
jährigen  Häupter  jener  inländischen,  durch  ansgedehnten 
Grundbesitz  hervorragenden  Adelsgeschlechter,  denen  der  Kaiser 
die  erbliche  Reichsrathswürde  verleiht  Mitglieder 
vermöge  hoher  Kirchenwürde  sind  alle  Erzbischöfe 
und  jene  Bischöfe,  welchen  fürstlicher  Rang  zukommt. 
Der  Kaiser  hat  sich  vorbehalten,  ausgezeichnete  Männer,  welche 
sich  om  Staat  oder  Kirche,  Wissenschaft  oder  Kunst  verdient 
gemacht  haben,  als  Mitglieder  auf  Lebensdaner  in  das 
Herrenhaus  zu  berufen. 

IV.  InPrenssen  besteht  die  allgemeine  Landesvertretung 
naeh  der  revidirten  Verfassungsurkunde  vom  31.  Januar  1850, 
art  62  aus  zwei  Kammern.  Nach  dem  Gesetze  v.  30.  Mai 
1855,  §.  1^)  wird  die  erste  Kammer  fortan  das*  Herren  haus, 
die  zweite  Kanuner  das  Haus  der  Abgeordneten  genannt. 
Die  von   der  Regierung  vorgeschlagene  gemeinschaftliche  Be- 


«)  Bei  Zachariae,  Verf.-Ges.  zweite  Fortsetzung  (1862),  S.  12. 
«)  Zachariae,  Verf.-GeB.  erste  Fortsetzung  (1858),  S.  4. 
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zeichnnog  beider  Häuser  als  allgemeiner  Landtag  wurde 
von  der  zweiten  Kammer  abgelehnt;  es  besteht  sonach  keine 
gesetzliebe  Gesammtbezeichnung  derselben.  Nach  der  revi- 
dirten  Verfassungsurkunde  vom  31.  .Januar  1850 ,  art  65 
sollte  die  erste  Kammer  bestehen  a)  aus  den  yoUjährigen 
Prinzen  des  königlichen  Hauses,  b)  aus  den  Häuptern  der 
standesherrlichen  und  jener  Familien ,  welchen  durch  k.  Ver- 
ordnung das  erbliche  Recht  auf  Sitz  und  Stimme  in  der  ersten 
Kammer  beigelegt  wird,  c)  aus  Mitgliedern,  welche  der  König 
auf  Lebenszeit  ernennt,  d)  aus  neunzig  von  den  Höchstbe- 
steuerten in  den  Wahlbezirken  zu  wählenden  Mitgliedern  und 
e)  aus  dreissig  von  den  Gemeinderäthen  der  grösseren  Städte 
gewählten  Mitgliedern.  Die  Gesammtzahl  der  unter  a — c  ge- 
nannten Mitglieder  sollte  die  Zahl  der  unter  d  und  e  bezeiehr 
neten  nicht  übersteigen.  Nach  dem  Gesetz  vom  7.  Mai  1858, 
art.  1^)  wurde  die  Bildung  der  ersten  Kammer  der  könig- 
lichen Anordnung  anheimgestellt,  und  nur  so  viel  bestimmt, 
dass  die  erste  Kammer  ans  Mitgliedern  zusammengesetzt 
werden  soll,  die  der  König  mit  erblicher  Berechtigung 
oder  auf  Lebenszeit  beruft.  Hiemach  wurde  durch  k.  Ver- 
ordnung vom  12.  October  1854*)  (§.  1. — 7.)  die  erste  Kammer 
(Herrenhaus)  in  folgender  Weise  gebildet:  (§.  1.)  1)  aus  den 
Prinzen  des  k.  Hauses,  welche  der  König,  sobald  sie  in  Ge- 
mässheit  der  Hausgesetze  die  Grossjährigkeit  erreicht  haben,  i 
zu  berufen  sich  vorbehält;  2)  aus  Mitgliedern,  welche  mit 
erblicher  Berechtigung;  3)  aus  Mitgliedern,  welche  auf 
Lebenszeit  vom  König  berufen  sind.  (§.2)  Mit  erblicher 
Berechtigung  gehören  zum  Herrenhause  1)  die  Häupter  der 
fiirstlichen  Häuser  von  Hohenzollem- Hechingen  und  Hohen- 
zollem- Sigmaringen;  2)  die  Häupter  der  deutschen  standes- 
herrlichen Häuser;  3)  die  übrigen  nach  der  Verordnung  vom 
3.  Februar  1847  zur  Herren -Curie  des  vereinigten  Landtags 
berufenen  Fürsten,  Grafen  und  Herren.  4)  Ausserdem  gehören 
mit  erblicher  Berechtigung  zum  Herrenhause  diejenigen  Per- 
sonen, welchen  dieselbe  durch  besondere  k.  Verordnung  ver- 
liehen wird.  (§.  3.)  Als  Mitglieder  auf  Lebenszeit  werden 


5)  Zachariae,  Verf-Ges.  (1855),  S.  99. 
«)  Ebendaselbst  S.  101.  102. 
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berufen:  1)  Personen,  welche  dem  König  in  Gemässheit  der 
Mgenden  Paragraphen  dieser  k.  Verordnung  (§.  4.  5.  6.) 
präsentirt  werden;  2)  die  Inhaber  der  vier  grossen 
Landesämter  im  Königreich  Preussen;  3)  einzelne  Personen, 
welche  der  König  ans  besonderem  Vertrauen  ausersieht.  Aus 
diesen  bestellt  der  König  „Kron-Syndici^^,  welchen  derselbe 
wichtige  Rechtsfragen  zur  Begutachtung  vorlegen,  ingleichen 
die  PrOfnng  und  Erledigung  rechtlicher  Angelegenheiten  des 
Hauses  anvertrauen  wird.  (§.  4.)  Das  Präsentationsrecht  steht 
zu:  1)  den  nach  der  k.  Verordnung  vom  3.  Febr.  1847  zur 
Herren -Curie  des  vereinigten  Landtags  berufenen  Stiftern; 
2)  dem  für  jede  Provinz  zu  bildenden  Verbände  der  darin  mit 
Bittergfltem  angesessenen  Grafen,  ftlr  je  einen  zu  Präsen- 
tirenden ;  3)  den  Verbänden  der  durch  ausgebreiteten  Familien- 
besitz ausgezeichneten  Geschlechter,  welche  der  König  mit 
diesem  Rechte  begnadigt;  4)  den  Verbänden  des  alten  und 
befestigten  Grundbesitzes;  5)  einer  jeden  Landesuniversität; 
und  6)  denjenigen  Städten,  welchen  der  König  dieses  Recht 
besonders  beilegt.  (§.  5.)  Die  von  den  Stiftern  zu  präsen- 
tirenden  Vertreter  werden  von  den  Mitgliedern  derselben  aus 
ihr^  Mitte,  die  von  den  Universitäten  zu  präsentirenden  von 
dem  akademischen  Senate  aus  der  Zahl  der  ordentlichen  Pro- 
fessoren, die  von  den  Städten  zu  präsentirenden  von  dem 
Magistrate,  oder  in  Ermangelung  eines  kollegialischen  Vor- 
standes von  den  übrigen  communalverfassungsmässigen  Ver- 
tretern der  Stadt  aus  der  Zahl  der  Magistratsmitglieder  er- 
wählt (§.  6.)  Die  näheren  reglementarischen  Bestimmungen 
wegen  Bildung  der  Verbände  des  alten  und  befestigten  Grund- 
besitzes (Landschafts-Bezirke)  und  wegen  Ausübung  des  Präsen- 
tationsrechtes wurden  vorbehalten^).  (§.  7.)  Das  Recht  auf 
Sitz  und  Stimme  in  dem  Herrenhause  kann  nur  von  preussi- 
scben  ünterthanen  ausgeübt  werden,  welche  sich  im  Vollbesitze 
der  bürgerlichen  Rechte  befinden,  ihren  Wohnsitz  innerhalb 
Preussen  haben  und  nicht  im  aktiven  Dienste  eines  ausser- 
dentschen  Staates  stehen.  Femer  ist  dazu,  ausser  bei  den 
Prinzen  des  k.  Bauses,  ein  Alter  von  30  Jahren  erforderlich. 

■)  Siehe  das  Yerzdchniss  der  seitdem  ergangenen  Erlasse  (zuletzt  vom 
5.  Not.  1861)  bei  Moltke,  Verf.-Urk.  des  preussischen  Staats,  3.  Aufl. 
Berlin  1862,  S.  32. 
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V.  Nach  der  bayerischen  VerfassnngBürknnde  v.  Jahre 
1818,  §.  1. — 5.  and  dem  ergänzenden  Gesetze  yom  9.  Mai 
1825  ist  die  erste  Kammer  (Kammer  der  Reichsräthe) 
zusammengesetzt  ans  den  volljährigen  Prinzen  des  k.  Hanses, 
den  Kronbeamten,  den  beiden  Erzbischöfen,  den 
Häuptern  der  ehemals  reichsständischen  fürstlichen 
und  gräflichen  Familien  als  erblichen  Reichsräthen,  so 
lange  sie  im  Besitze  ihrer  vormals  reichsständischen  im  König- 
reiche gelegenen  Herrschaften  bleiben;  einem  vomKönig 
ernannten  Bischöfe  und  dem  jedesmaligen  Präsidenten 
des  protestantischen  Generalconsistoriums  und  ans  den- 
jenigen Personen,  welche  der  König  entweder  wegen  ausge- 
zeichneter dem  Staate  geleisteter  Dienste  oder  wegen  ihrer 
adeligen  Geburt  oder  ihres  Vermögens  zu  Mitgliedern  dieser 
Kammer  entweder  erblich  oder  lebenslänglich  beson- 
ders ernennt^).  Das  Recht  der  Vererbung  kann  der  König 
jedoch  nur  adeligen  Gutsbesitzern  verleihen,  welche  im 
Königreiche  das  volle  Staatsbflrgerrecht  und  ein  mit  dem  Lehen- 
oder fideicommissarischen  Verbände  belegtes  Grundvermögen 
besitzen,  von  welchem  sie  an  Grund-  und  Dominikalsteuem 
in  simplo  dreihundert  Gulden  entrichten,  und  wobei  eine 
agnatisch-linealische  Erbfolge  nach  dem  Rechte  der  Erstgeburt 
eingeführt  ist^.  Die  Würde  eines  erblichen  Reichsraths  geht 
jedesmal  mit  den  Gütern,  worauf  das  Fideicommiss  gegründet 
ist,  nur  auf  den  nach  dieser  Erbfolge  emtretenden  Besitzer 
über^).  Die  Zahl  der  lebenslänglichen  Reichsräthe  kann  den 
dritten  Theil  der  erblichen  nicht  übersteigen®).    Die  üniver- 


«)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  VI,  §.  2;  vergl.  mit  Ges.  y.  9.  März 
1828,  art.  2,  bei  Zachariae,  Verf.-Ges.  (1855),  S.  126.  127. 

f)  V.-U.  Tit.  VI,  §.  3.  —  Nähere  Bestimmungen  über  die  Qualification 
des  fideicommissarischen  Vermögens  enthält  das  Ges.  vom  2.  Sept  1825, 
§.2,  die  Anwendung  und  Vollziehung  des  Edikts  über  die  Famüienfidei- 
commisse  betr. 

«)  V.-ü.  Tit.  VI,  §.  3  a  linea  2. 

9)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  VI,  §.  4.  —  Nähere  Bestimmungen  über 
die  Art  der  Berechnung  dieses  dritten  Theiles  der  erblichen  Reichsräthe 
enthält  das  Ges.  t.  9.  März  1828,  die  Bildung  der  Kammer  der  Reichs- 
räthe betreffend,  art.  1. 


§»362.  Zusammensetzg.  d.  ersten  Kammern  in  d.  deut.  Bundesstaaten.  299 

attlen  sind  in  Bayern  nicht  zur  Vertretung  in  die  erste  Kammer 
berufen  worden  ^^). 

YL  Im  Königreich  Sachsen  bilden  die  erste  Kammer 
nach  der  Verfassangsnrkande  vom  J.  1831,  §.63:  1)  die  voll- 
jährigen Prinzen  des  k.  Hanses;  2)  das  Hochstift;  Meissen 
dnreh  einen  Depntirten  seines  Mittels;  3)  der  Besitzer  der 
Herrschaft  Wildenfels;  4)  die  Besitzer  der  fünf  schdn- 
borgischen  Recessherrschaften,  Glauchau,  Walden- 
biu^,  Lichtenstein,  Hartenstein  und  Stein,  durch  einen  ihres 
Mittds;  5)  ein  Abgeordneter  der  Universität  Leipzig, 
welcher  von  selbiger  ans  dem  Mittel  ihrer  ordentlichen  Pro- 
fessoren gewählt  wird;  6)  der  Besitzer  der  Standesherrschaft 
Königsbrfick;  7)  der  Besitzer  der  Standesherrschaft  Reibers- 
dorf;  8)  der  evangelische  Oberhofprediger;  9)  der 
Decan  des  Domstifts  St.  Petri  zu  Budissin,  zugleich 
in  seiner  Eigenschaft  als  höherer  katholischer  Geistlicher  und 
im  Falle  der  Behinderung  oder  der  Erledigung  der  Stelle  einer 
der  drei  Capitularen  des  Stifts;  10)  der  Superintendent 
zu  Leipzig;  11)  ein  Abgeordneter  desCollegiatstifts  zu 
Wnrzen,  aus  dem  Mittel  des  Kapitels;  12)  die  Besitzer  der 
vier  schönburgischen  Lehnsherrschaftien,  Rochsburg, 
Wechselburg,  Penig  und  Remissen,  durch  einen  ihres  Mittels; 
13)  zwölf  auf  Lebenszeit  gewählte  Abgeordnete  der 
Rittergutsbesitzer;  14)  zehn  vom  König  nach  freier 
Wahl  auf  Lebenszeit  ernannte  Rittergutsbesitzer^^); 
15)  die  erste  Magistratsperson  der  Städte  Dresden 
nnd  Leipzig;  16)  die  erste  Magistratsperson  in  sechs 
vom  König,  unter  möglichster  Berücksichtigung  aller  Theile 
des  Landes  nach  Gefallen  zu  bestimmenden  Städten  ^^).    Den 


»)  Nach  der  V.-U.  v.  1818,  Tit.  VI,  §.  7.  hatten  die  Universitäten  das 
Recht,  Abgeordnete  in  die  zweite  Kammer  zusenden.  Die  ganze  Bestim- 
mimg dieses  §.  7.  über  die  Bildung  der  zweiten  Kammer  wurde  aber  durch 
das  Ges.  y.  4  Juni  18i8,  art.  31,  die  Wahlen  der  Landtagsabgeordneten 
betr^  aufgehoben. 

*<)  Es  dürfen  diese  jedoch  weder  Minister  im  aktiven  Dienst,  noch 
besoldete  Hofbeamte  sein.    V.-U.  1831,  §.  65  a  linea  5. 

tt)  lieber  das  Vertretungsrecht  der  im  §.63,  Nr.  3.  4.  6.  7.  und  12. 
der  k.  sächsischen  V.-U.  v.  1831  angeführten  Herrschafts -Besitzer 
(eben das.  §.  64.),   siehe  oben  §.  359,  Note  2.  ^  Ueber  die  Bedingungen 
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vom  König  emannten  oder  gewählten  Rittergutsbesitzern  ist 
die  Resignation,  jedoch  nur  ans  gesetzlich  benannten  Grttnden 
gestattet  ^'). 

VII.  In  Hannover  besteht  die  erste  Kamm  er  der 
allgemeinen  Ständeversammlang  seit  der  Wiederherstellnng 
des  §.  84.  des  Landesverfassungsgesetzes  vom  6.  Ang.  1840 
durch  die  Verordnung  vom  1.  Aug.  1855 1*)  und  nach  den 
hierin  und  durch  das  Gesetz  vom  22.  Oct  1858  ^^)  gemachten 
wenigen  Modificationen  aus:  1)  den  königlichen  Prinzen, 
Söhnen  des  Königs  und  den  übrigen  Prinzen  der  königlichen 
Familie;  2)  dem  Herzoge  von  Arenberg,  dem  Herzoge  von 
Looz-Corswaaren  und  dem  Fürsten  von  Bentheim,  so 
lange  sie  im  Besitze  ihrer  Standesherrschaften  sich  befinden: 
3)  dem  Erblandmarschall  des  Königreichs;  4)  den  Grafen 
von  Stolberg-Wernigerode  und  von  Stolberg-Stol- 
berg wegen  der  Grafschaft  Hohnstein;  5)  dem  General- 
Erbpostmeister,  Grafen  von  Platen  •  Hallermund; 
6)  dem  Abte  von  Loccum^«);  7)  dem  Präsidenten  der 
Bremischen  Ritterschaft,  als  Director  des  Klosters  Neuen- 
walde;  8)  dem  oder  den  katholischen  Bischöfen; 
9)  einem  auf  die  Dauer  des  Landtags  vom  König  zu  ernennen- 
den angesehenen  evangelischen  Geistlichen;  10)  den 
vom  König  mit  einer  erblichen  Virilstimme  begnadigten 
Majoratsherren ^'');  11)  dem  Minister  des  k.  Hauses^*); 
12)  dem  Präsidenten  des  Ober-Steuer-  und  Schatz- Colle- 
giums;  13)  dem  von  der  ersten  Kammer  emannten  Com- 
missarius  ftlr  das  Schulden-  und  Rechnungswesen;  14)  den 


der  Wahlfähigkeit  der  Rittergutsbesitzer,  V.-U.  1831,  §.  65,  und  Ges.  vom 
19.  Oct  1861,  §.  17;  bei  Zachariae,  zweite  Fortsetzung  (1862),  S.  77. 

«)  V.-ü.  1831,  §.  67.  • 

**)  Zachariae,  Verf.-Ges.,  erste  Fortsetzung  (1858),  S.  35. 

«)  Ebendaselbst,  zweite  Fortsetzung  (1862),  S.  70. 

*^)  Der  im  LandesTer&ssungsgesetz  vom  6.  Aug.  1840  hiemach  unter 
Nr.  7  aufgeführte  Abt  von  St.  Michaelis  in  Lüneburg  ist  ausgefallen. 

^^  Die  Vorschriften  über  die  Qualification  der  Majoratsherren,  welchen 
der  König  eine  erbliche  Yirilstimme  beilegen  kann,  und  zwar  bei  deren 
Vorhandensein  in  unbeschränkter  Zahl,  enth&It :  Landesverfassungsgesetz 
V.  6.  Aug.  1840,  §.  85.  86. 

»)  So  bestinunt  durch  Ges.  v.  22.  Oct.  1858;  früher  (1840.1855)  stand 
hier  der  Director  der  k.  Domainen-Eammer. 
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Yon  den  Bitterschaften  auf  die  Dauer  eines  Landtags  zu 
erwählenden  Deputirten^^),  nämlich:  von  der  Galenberg- 
Ginbenhagenscben  lUtterscbaft  acht,  von  der  Lfineburgischen 
Sitterachaft  sieben,  von  der  Bremen-  und  Verdenschen 
Bitterschaft  sechs  (von  denen  flinf  von  der  Bremenseben  und 
einer  von  der  Verdenschen  Ritterschaft  zu  erwählen  ist);  von 
der  Hoya-  und  Diepholzschen  Ritterschaft  drei,  von  der  Osna- 
biUckschen  Ritterschaft  mit  Einscbluss  von  Meppen  undLingen 
fttnf,  von  der  Hildesheimischen  Ritterschaft  vier,  von  der 
Ostfriesischen  Ritterschaft  zwei,  mit  dem  Vorbehalte,  letztere 
Anzahl  zu  vermehren,  wenn  die  Zahl  <ter  ritterscbaftlichen 
Mitglieder  sich  vergrössem  sollte;  und  15)  einem  auf  die 
Daaer  des  Landtags  vom  König  zu  ernennenden  Mitgliede  ^^). 
Eme  Stellvertretung  kann  bei  den  unter  Ziffer  2 — 5,  8  und  9 
genannten  Personen  stattfinden^^). 

Vni.  InWürtemberg  theilen  sich  nach  der  Verfassungs- 
urknnde  vom  25.  September  1819,  §.  128.  die  Stände  in  zwei 
Kammern,  erste  Kanmier,  oder  Kanmier  der  Standes- 
herren, und  zweite  Kammer,  oder  Kammer  der  Abge- 
ordneten. (§.  129.)  Die  Kammer  der  Standesherren  be- 
steht aas:  1)  den  Prinzen  des  k.  Hauses;  2)  den  Häuptern 
der  fttrstlichen  und  gräflichen  Familien  und  den  Ver- 
tretern der  standesherrlichen  Gemeinschaften,  auf  deren 


^)  üeber  die  eiforderliche  Qualification  der  ritterschafUichen  Depu- 
tiiten,  siehe  das  L.-V.-G.  v.  6.  Aug.  1840,  §.  87, 

^)  ImLandesyerfaBBungsgesetzY.  6.  Aug.l840  folgten  hier  noch  die  Worte: 
„adeligen  Standes.*'  —  Nach  dem  durch  die  Verordnung  yöm  1.  Aug. 
1855  aufgehobenen,  das  LandesverÜEtösungsgesetz  vom  6.  Aug.  1840  vielfadi 
▼er&ndemden  Gesetz  V.  5.  Sept  1848,  §.36.  (Zachariae,  Verf.-6es.  [1855], 
St  243)  war  die  erste  Kammer  gebildet  aus  den  hier  oben  unter  Nr.  1.  2. 
3.  4.  o.  13  genannten  Personen,  dann  vier  Yom  König  zu  ernennenden 
Mitgliedern,  wovon  wenigstens  zwei  Minister  sein  mussten,  33  Abgeord- 
neten der  grösseren  Grundeigenthümer,  10  Abgeordneten  für  Handel  und 
Gewerbe,  10  Abgeordneten  der  Kirche  und  Schule,  worunter  zwei  Abge- 
ordnete der  eYangelischen  und  zwei  Abgeordnete  der  katholischen  Geistlich- 
keity  ein  Abgeordneter  der  Universität  Göttingen,  einer  der  höheren  Schul- 
anstaiten  nnd  zwei  Abgeordnete  der  Bürger-  und  Volksschulen,  und  noch 
Tier  Abgeordneten  des  Standes  der  Bechtsgelehrten ,  die  von  den  Bichter- 
ooUegien  und  BechtsbeiBt&nden  gewählt  werden  soUten. 

««)  L.-V..G.  T.  6.  Aug.  1840,  §.  99,  wiederheigestelt  durch  Verordnung 
Tom  1.  Aug.  1855;  siehe  oben  §.  359,  Note  2,  4  und  5. 


302  §.362.  Zasammensetzg.  d.  ersten  Kammern  in  d.  deut  Bundesstaaten. 

Besitzungen  yormals  eine  Reichs-  oder  Kreistags -Stimme  ge- 
ruht hat;  und  3)  ans  den  vom  Könige  erblieh  oder  anf  Lebens- 
zeit ernannten  Mitgliedern^^).  (§.  130)  Zn  erblichen  Mit- 
gliedern wird  der  König  nur  solche  Gutsbesitzer  aus  dem 
standesherrlichen  oder  ritterschaftlichen  Adel  ernennen^  welche 
von  einem  mit  Fideicommiss  belegten  ^  nach  dem  Rechte  der 
Erstgeburt  sich  vererbenden  Grundvermögen  im  Königreiche 
nach  Abzug  der  Zinsen  aus  den  darauf  haftenden  Schulden 
eine  jährliche  Rente  von  sechstausend  Gulden  beziehen.  (§.  131) 
Die  lebenslänglichen  Mitglieder  werden  vom  König  ohne  Rück- 
sicht auf  Geburt  mid  Vermögen  aus  den  würdigsten  Staats- 
bürgern ernannt.  (132)  Die  Zahl  sämmüicher  vom  König 
erblich  oder  anf  Lebenslang  ernannten  Mitglieder  kann  den 
dritten  Theil  der  übrigen  Mitglieder  der  ersten  Kammer  nicht 
übersteigen. 

IX.  In  Baden  besteht  nach  der  Verfassungsarkunde  vom 
22.  August  1818  §.  27.  die  erste  Kammer  der  Landstände  ans : 
1)  den  Prinzen  des  grossherzoglichen  Hauses;  2)  den  Häup- 
tern der  standesherrlichen  FamUien;  3)  dem  katholischen 
Landesbischof  (Erzbischof  zu  Freiburg  im  Breisgau)  und 
einem  vom  Grossherzog  lebenslänglich  ernannten  protestan- 
tischen Geistlichen  mit  dem  Range  eines  Prälaten; 
4)  acht  Abgeordneten  des  grundherrlichen  Adels ;  5)  zwei 
Abgeordneten  der  Landesuniversitäten;  und  6)  den  vom 
Grossherzog  ohne  Rücksicht  auf  Stand  und  Geburt  zn 
Mitgliedern  dieser  Kammer  ernannten  Personen.  (§.  28) 
Die  Prinzen  des  Hauses  und  die  Standesherren  treten  nach 
erlangter  Volljährigkeit  in  die  Ständeversammlung  ein.  Von 
denjenigen  standesherrlichen  Familien,  die  in  mehrere  Zweige 
sich  theilen,  ist  das  Haupt  eines  jeden  FamilienzweigS;  der  im 
Besitze  einer  Standesherrscfaaft  sich  befindet,  Mitglied  der 
ersten  Kammer.  Während  der  Minderjährigkeit  des  Besitzers 
einer  Standesherrschaft  ruht  dessen  Stimme.  Die  Häupter 
der  adeligen  Familien,  welchen  der  Grossherzog  die  Würde 
des  hohen  Adels  verleiht,  treten  gleich  den  Standesherren,  als 


^)  Ueber  das  Recht  der  erblichen  Mitglieder  ihre  Stimme  zu  Über- 
tragen, und  über  die  Ausübung  ihrer  Stimme  durch  Vormünder,  nach  der 
Y.-U.  §.  156,  siehe  oben  §.  359,  Note  2. 
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eiUiehe  Landstände  in  die  erste  Kammer.  Sie  mfissen  aber 
ein  nach  dem  Kechte  der  Erstgeburt  nnd  derXinealerbfolge 
erbliches  Stammgnt  oder  Lehngat  besitzen,  das  in  der  Gnmd- 
imd  GefäUstener,  nach  Abzug  des  Lastencapitals  wenigstens 
so  300,000  Gulden  angeschlagen  ist.  (§.  29)  Bd  der  Wahl 
der  grandherrlichen  Abgeordneten  sind  sämmtliche  adelige  Be- 
sitx»  von  Grundherrschaften,  die  das  einundzwanzigste  Lebens- 
jahr zurückgelegt,  und  im  Lande  ihren  Wohnsitz  haben,  stimm- 
fähig. Wählbar  sind  alle  stimmfähigen  Grundherren,  die  das 
Anfandzwanzigste  Lebensjahr  zurückgelegt  haben.  Jede  Wahl 
gih  für  acht  Jahre.  Alle  vier  Jahre  tritt  die  Hälfte  der  grund- 
herrlichen Deputirten  aus.  Adeligen  Güterbesitzem  kann  der 
Groasherzog  die  Stinmifähigkeit  und  Wählbarkeit  bei  der 
Gmndherren-Wahl  beilegen,  wenn  sie  ein  Stamm*  oder  Lehen- 
gnt  besitzen,  das  in  der  Grund-  und  Gefällsteuer,  nach  Abzug 
des  Lastencapitals,  wenigstens  auf  60,000  Gulden  angeschlagen 
ist,  nnd  nach  dem  Rechte  der  Erstgeburt  und  Linealerbfolge 
vererbt  wird.  (§.  30)  In  Ermangelung  des  Landesbischofs  tritt 
der  Bisthumsverweser  in  die  Ständeversammlung.  (§.31.) 
Jede  der  beiden  Landesuniversitäten  wählt  ihren  Abge- 
ordneten auf  vier  Jahre  aus  der  Mitte  der  Professoren  oder 
aus  der  Zahl  der  Gelehrten  oder  Staatsdiener  des  Landes  nach 
Willkühr.  Nur  die  ordentlichen  Professoren  sind  stimmfähig. 
(§.32)  Die  Zahl  der  vom  Grossherzog  ernannten  Mitglieder 
der  ersten  Kammer  darf  niemals  acht  Personen  übersteigen. 
X.  Im  Grossherzogthum  Hessen  besteht  die  erste 
Kammer  der  Stände  nach  dem  Gesetze  vom  6.  September 
1856,  art  2,  welches  hierin  im  Wesentlichen  mit  den  Be- 
stimmungen der  Verfassungsurkunde  vom  17.  December  1820, 
%.  53.  übereinstimmt  und  nur  hinsichtlich  der  in  Nr.  4,  5  und 
6  zugelassenen  Stellvertretungen  einige  Abänderungen  gemacht 
hat,  aus  1)  den  Prinzen  des  grossherzoglichen  Hauses; 
2)  aus  den  Häuptern  der  standesherrlichen  Familien, 
welche  sich  im  Besitze  einer  oder  mehrerer  Standesherrschaften 
befinden;  3)  aus  dem  Senior  der  Familie  der  Freiherrn  von 
Riedesel;  4)  aus  dem  katholischen  Landesbischof 
oder  im  Fall  seiner  Verhinderung,  aus  einem  katholischen 
Geistlichen,  welchen  unter  Zustimmung  des  Grossherzogs  der 
Bischof  als  seinen  Stellvertreter  für  die  Dauer  des  Landtags 
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bezeichnet^*).  Während  der  Erledigung  des  bischöflichen 
Stahls  ertheilt  der  Grossherzog  einem  katholischen  Geistlichen 
den  Auftrag,  an  der  Stelle  des  Bischofs  bei  dem  Landtage  za 
erscheinen.  5)  Aus  einem  protestantischen  Geistlichen, 
welchen  der  Grossherzog  dazu  auf  Lebenszeit  mit  der  Würde 
eines  Prälaten  ernennt  Bei  der  Erledigung  der  Stelle  eines 
Prälaten,  so  wie  auf  Anzeige  des  Prälaten  bei  Verhinderung 
desselben  ertheilt  der  Grossherzog  einem  anderen  protestan- 
tischen Geistlichen  auf  die  Dauer  des  Landtags  den  Auftrag 
als  Stellvertreter  des  Prälaten  auf  dem  Landtage  zu  er- 
scheinen^). 6)  Aus  dem  Kanzler  der  Landesuniver- 
sität,  oder^^)  bei  Erledigung  der  Eanzlerstelle,  so  wie  bei 
Verhinderung  des  Kanzlers  auf  dessen  Anzeige,  demjenigen 
Mitgliede  des  akademischen  Senats  der  Landesuniversität, 
welches  der  Grossherzog  für  die  Dauer  eines  Landtags  als 
Stellvertreter  des  Kanzlers  bezeichnet;  7)  aus  denjenigen  aus- 
gezeichneten Staatsbürgern,  welche  der  Grossherzog  auf 
Lebenszeit  zu  Mitgliedern  beruft.  Diese  Ernennungen  sollen 
nicht  über  die  Zahl  von  zehn  Mitgliedern  ausgedehnt  werden. 
Die  gebomen  Mitglieder  der  ersten  Kammer  können  von  ihrem 
Bechte  nur  dann  Gebrauch  machen,  wenn  sie  das  25.  Lebens- 
jahr zurückgelegt  haben  ^^).  Für  die  Standesherren  und  den 
Senior  der  Familie  Biedesel  darf  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen ein  Vormund  oder  Bevollmächtigter  eintreten^''). 

XI.  In  Nassau  enthielt  schon  das  Patent  vom  1.2.  Sep- 
tember 1814,  §.  1.  und  §.  4.  eine  ausftlhrliche  Vorschrift  für 
die  Bildung  einer  ersten  Kammer,  hierin  Herrenbank  genannt 
Nach  der  jetzt  geltenden  Verordnung  über  das  geltende  Staats- 
recht und  die  Organisation  der  Stände  vom  25.  November 
1851,  §.  3.  wird  nunmehr  die  erste  Kammer  gebildet  ans: 
1)  den  Prinzen  des  herzoglichen  Hauses ;  2)  Sr.  k.  k.  Hoheit 
dem  Erzherzog  Stephan  von  0 esterreich;  3)  dem  ftirst- 
lichen  Hause  Wied;    4)  der   gräflichen   Familie   von   Lei- 


^)  Dieser  Satz  ist  neu  beigefügt  (1856). 
^)  Desgleichen  neue  Beifügung  (1856). 
«*)  In  der  V.-U.  1820  stai^d  nur:  „oder  dessen  Stellvertreter". 
«6)  V.-U.  V.  1820,  §.  54;  jetzt  Ges.  v.  6.  Sept  1856,  §.  10. 
")  V.-U.  V.  1820,  §.  61 ;  jetzt  Ges.  v.  6.  Sept.  1856,  §.  50  a  linea  2  u.  3; 
siehe  oben  §.  859,  Note  2. 
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Bingen -Westerbnrg;  5)  der  gräflichen  Familie  von 
Waldbott -Bassenheim;  6)  der  gräflichen  Familie  von 
Walderdorff;  7)  der  freiherrlichen  Familie  yon  Stein  (die 
inter  2 — 7  genannten  Mitglieder  als  Besitzer  der  in  Unserem 
Herzogthnm  gelegenen  Standes-  und  Gmndherrschaften);  8)  der 
gräflichen  Familie  von  Schönborn-Wiesentheid;  9)  dem 
katholischen  Bischof;  10)  dem  evangelischen  Landes- 
bisehof;  11)  sechs  von  den  höchstbesteaerten  Grund- 
besitzern zu  wählenden  Abgeordneten;  12)  drei  von 
den  hGchstbesteuerten  Gerwerbtreibenden  zu  wählenden  Abge- 
ordneten. Dabei  hat  sich  der  Herzog  vorbehalten  noch  weitere 
Mitglieder  zur  ersten  Kammer  mit  dem  Rechte  der  Vererbung 
zu  ernennen,  mit  der  Einschränkung  jedoch,  dass  dieselben 
wenigstens  200  Gulden  zu  jedem  Grundsteuer -Simplum  im 
Herzogthum  beitragen.  Die  Prinzen  des  herzoglichen  Hauses 
sind  nach  zurückgelegtem  21.  Jahre,  die  Häupter  der  Standes- 
and  grundherrlichen,  so  wie  der  erblich  berechtigten  Familien 
vom  Eintritt  in  das  25.  Jahr  an  zur  Ausübung  ihres  Bechtes 
beflUiigt'^).  Diese  Häupter  können  sich  beliebig  durch  Be- 
vollmächtigte vertreten  lassen,  Minderjährige  werden  durch 
die  Vormünder  vertreten.  Der  katholische  Bischof  und  der 
protestantische  Landesbischof  dürfen  sich  bei  längerer  Ver- 
hinderung, ersterer  durch  einen  Domherrn,  letzterer  durch  einen 
evangelischen  Decan  vertreten  lassen  ^^). 

Xn.  Selbstverständlich  gilt  überall  als  Grundsatz,  dass 
Niemand  zu  gleicher  Zeit  Mitglied  beider  Kammern 
sein  kann^^). 

§.  363. 
Von  den  Hoheitsrechten  des  Souverains  über  die  Volks- 
vertretung, oder  von  der  fürstUclien  Prärogative. 
1)  Begriff  und  Nothwendigkeit  der  fürstlichen  Prärogative, 

I.  Wo  eine  Volksvertretung  besteht,  ist  der  Staatsgewalt 
eben  hierdurch  auch  eine  neue  Sphäre  ihrer  Thätigkeit  eröffnet, 


«)  Nassau,  VerordL  v.  6.Sept  1856,  §.  5,  6. 
»)  Ebendaselbst,  §.  6.  und  7;  siehe  oben  §.  359,  Note  2  und  4. 
^)  Ausdracklkh  sagt  dies  jedoch  z.  B.    Gh*.  Hessen,   V.-U.  1820, 
§.  5&  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  78  a.  E. 
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indem  sodann  dem  Monarchen  auch  über  den  Repräsentanten- 
körper  gewisse  Hoheitsrechte  zustehen  müssen. 

n.  Die  Nothwendigkeit  solcher  Hoheitsrechte  ^gibt 
sich  f^chon  daraus,  dass  eine  Ständeversammlung,  wenn  gleich 
ein  politisch  hochberechtigter  Körper,  doch  keine  souveraine 
Versammlung  ist,  sondern  eben  darum,  weil  sie  kraft  der  Ver- 
fassung das  gesetzliche  Organ  des  Landes  oder  Volkes  in 
seiner  Gesammtheit  gegenüber  von  der  Staatsregierung  ist 
(§.  345),  ist  sie,  wie  dieses  selbst,  fortwährend  der  Staatsge- 
walt des  Monarchen  unterworfen. 

HI.  Die  Nothwendigkeit  von  besonderen  Hoheitsrechten 
über  die  Ständeversammlung  erhellt  aber  überdies  noch  be- 
sonders daraus,  dass  dieselbe,  wenn  sie  gleichwohl  das  Volk 
vertritt,  doch  nicht  das  Volk  selbst  ist,  und  daher 
bei  einer  wesentlichen  Meinungsverschiedenheit  des  Bepräsen- 
tantenkörpers  und  der  Staatsregierung  noch  der  FaU  denkbar 
ist,  dass  das  Volk  selbst  nicht  die  Ansicht  der  Vertreter, 
sondern  die  der  Staatsregierung  theilt 

IV.  Der  Inbegriff  der  Hoheitsrechte,  welche  dem  Souverain 
in  der  constitutionellen  Monarchie  über  den  Repräsentanten- 
körper zustehen,  wird  nach  einem  d<sr  englischen  Verfassung 
entlehnten  Sprachgebrauche  die  fürstliche  (königliche)  Prä- 
rogative genannt  0. 

§.  364. 

II.  üebersicht  der  Hoheitsrechte  über  den  Repräse»- 
tantenkörper. 


I.  Die  Hoheitsrechte,  welche  der  Krone  in  Bezug  auf  den 
Repräsentantenkörper  zustehen,  sind,  abgesehen  von  dem 
Rechte,  welches  ihr  nach  den  einzelnen  Verfassungen  in  sehr 


^)  In  einem  weiteren  Sinne  nennt  man  anch  Prärogative  der  Krone 
jene  Rechte  überhaupt,  bei  deren  Ansübung  die  Krone  nicht  durch  eine 
concurrirende  legislative  Thätigkeit  des  Repräsentantenkörpers  beschränkt 
ist,  wie  z.  B.  bei  der  Abschliessung  von  Staatsverträgen  und  bei  der  Aus- 
übung der  äusseren  Hoheitsrechte  überhaupt  (siehe  unten  §.  395  a.  f.), 
,oder  bei  der  Ausübung  des  Begnadigungsrechtes  und  der  Privil^enhoheit 
und  dergL 
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Tcnchiedener  Weise  hinsichtlich  der  Ernennnng  yon  Mit- 
gliedern der  ersten  Kammer  (§.  361.  362.)  zusteht: 
1)  das  Becht^  die  Ständeyersammlong  oder  den  Landtag  zn 
berufen;  2)  das  Recht,  denselben  zu  eröffnen  und  zu 
lehliessen;  3)  das  Recht ,  die  Dauer  des  Landtags  zu  be- 
stimmen und  zu  verlängern;  4)  das  Recht,  die  Stände- 
versammlung zu  vertagen  und  5)  das  Recht,  sie  aufzu- 
lösen; 6)  das  Recht,  den  Ständen  Vorlagen,  als  Gegen- 
sttnde  ihrer  Berathung,  insbesondere  hinsichtUch  der  Gesetz- 
gebung, zu  machen,  oder  das  Recht  der  Initiative,  und 
7)  das  Recht  der  Genehmigimg,  sog.  Sanction,  der  von  den 
Kanunem  gefassten  Beschlllsse,  so  wie  auch  das  Recht  der 
Promulgation  der  hierdurch  entstehenden  Gesetze  und 
damit  selbstverständlich  auch  das  Recht,  den  Beschlüssen  da* 
Ständeversammlung  die  Genehmigung  zu  versagen,  sog.  Recht 
des  Veto. 

§.  365. 

1)  Von  dem  Hoheitsrechte  der  Berufiing  der  Stände- 
versammlung. 

a)  Unterscheidung  von  ordentlichen  und  ausser- 
ordentUchen  Landtagen. 

I.  In  allen  deutschen  Verfassungsurkunden  ist  es  theils 
ansdrficklich,  theils  selbstverständlich  als  ein  Hoheitsrecht  des 
Sonrerains  anerkannt,  die  Ständeversammlung  jederzeit  zu 
berufen,  so  wie  er  es  ftlr  nothwendig  und  durch  das  Staats- 
wohl geboten  erachtet^). 


*)  Ansdrackliclie Erkläningen  finden  sich  z.B.  in  Baden,  V.-U.1818, 
S-  42.  —  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  127.  —  K.  Sachsen,  V.-U. 
1881,  5.  115.  —  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.80.  —  S.-Altenburg,  V.-ü. 
1831,  §.  165.  —  Braunschweig,  n.  L,-0.  1832,  §.  130.  —  Hannover, 
L.-V.-Ge8.  V.  6.  Aug.  1840,  §.  105.  —  Preussen,  V.-U.  1860,  §.  76.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art,  144.  146.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852, 
§.  55.—  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  81.  —  Schwarzburg-Sonders- 
hansen, V.-ü.  1857,  §.  26.  —  Luxemburg,  V.-ü.  1856,  art.  72.  — 
Anhalt,  Gesammt-Verf.  1859,  §.16.—  Liechtenstein,  V.-Ü.1862,  §.91. 
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n.  Auch  ist  der  Souverain  befügt,  ebenso  wie  die  Zeit, 
so  auch  den  Ort  der  Ständeversammlnng  zu  bestimm^i'). 
Allgemein  ist  die  Berufung  der  Ständeversammlungen  an  den 
Sitz  der  Staatsregierung  (in  die  Residenzstadt)  gebräucblieh. 

III.  Wo  zwei  Kammern  bestehen,  müssen  dieselben  stets 
zu  gleicher  Zeit  und  an  denselben  Ort  berufen  werden^). 

IV.  Alle  Verfassungsurkunden  unterscheiden  ordentliche 
und  ausserordentliche  Landtage.  Ordentliche  Land- 
tage sind  diejenigen;  welche  nach  Bestimmung  der  Verfassungs- 
urkunden in  regelmässig  •wiederkehrenden  Perioden,  welche 
mitunter  zugleich  die  Finanzperioden  sind,  gehalten  werden 
müssen.  Ausserordentliche  Landtage  heissen  jene,  welche 
der  Souverain  in  der  Zeit  zwischen  den  ordentlichen  Land- 
tagen aus  besonderen  Gründen  zu  berufen  sich  veranlasst 
findet^),  oder  die  nach  ausdrücklicher  Bestimmung  der  Ver- 
fassungsurkunde bei  dem  Eintritte  eines  gewissen  Ereignisses, 
z.  B.  bei  dem  Eintritte  einer  Regierungsvormundschaft,  oder 
auch  sonst  bei  einem  Wechsel  in  der  Person  des  Souverains, 
besonders  berufen  werden  müssen,  söfeme  nicht  gerade  der 
ordentliche  Landtag  versammelt  ist^). 


«)  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  115  a  linea  3.  „Der  Ort  des  König- 
reiches, wo  der  Landtag  gehalten  werden  soll,  hängt  yon  der  jedesmaligen 
Bestimmung  des  Königs  ab."  —  Aehnlich:  S. -Meiningen,  V.-ü.  1829, 
|.  51.  _  S,-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  165.  —  Braunschweig,  n. 
L.-0.  1832,  §.  130.  —  S.-Weimar,  rev.  G-.G.  1850,  §.  7.  „Der  Ort,  wo 
der  Landtag  gehalten  werden  sott,  hängt  yon  der  Bestünmung  des  Landes- 
fttrsten  ab;  doch  muss  derselbe  nothwendig  in  dem  Grossherzogthume 
liegen.  In  der  Regel  wird  die  Besidenzstadt  Weimar  als  Versammlungsort 
angesehen."  —  Anhaltische  Gesammtverfl  1859,  §.  17.  u.  30. 

8)  Vergl.  z.  B.  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  VI,  §.  16.  „Die  Kammer 
der  Beichsräthe  wird  gleichzeitig  mit  jener  der  Abgeordneten  berufen,  er- 
öffnet und  geschlossen."  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  62  a  linea  2: 
„Zeit  und  Ort  der  Sitzungen  beider  Kainmern  sind  jederzeit  dieselben." 

*)  Siehe  die  oben  Note  1.  angeführten  Verfassungsurkunden. 

B)  So  z.  B.  bei  dem  Eintritte  einer  Regierungsvormundschaft 
schreibt  Einberufung  der  Stände  vor:  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  n,  §.  16. 
„gleich  nach  dem  Antritte  der  Regentschaft."  —  Freussen, 
V.-ü.  1850,  §.  58.  —  Bei  jeder  Regierungsänderung:  Würtemberg, 
V.-ü.  1819,  §.  127  a  linea  2.  „. .  .  innerhalb  der  ersten  vier  Wochen."  — 
K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  115  a  linea  2.  „binnen  der  nächsten  vier 
Monate."  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  94:  „innerhalb  30  Tagen." 
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V.  Hmsiehtlich  der  Perioden,  in  welchen  die  ordent- 
fieben  Landtage  abzuhalten  sind,  besteht  keine  Gleichförmig- 
keit In  den  Verfassnngsarknnden  vor  1848  findet  man  fast 
ohne  Ausnahme  nor  VorBchriften,  dass  alle  vier,  oder  drei, 
oder  zwei  Jahre  ein  ordentlicher  Landtag  gehalten  werden 
soll,  eben  so  aneh  in  den  meisten  neneren  Verfassungen^). 
Nur  Nassau  hatte  in  dem  Patente  vom  1.  u.  2.  September  1814, 
§.  3  eine  j  Uhr  liehe  Versammlang  der  Landstände  angeordnet. 
In  den  späteren  Verfassungsurkunden  ist  aber  in  Folge  des 
Drängens  des  demokratischen  Elementes  mitunter  eine  jähr- 
liche ordentliche  Versammlung  der  Landstände  oder  Kammern 
Toigeschrieben  worden ''). 

§.  366. 

b)  Ausnahmsweises  Recht  der  Selbstversammlung 
einiger  landständischer  Körperschaften. 

L  In  den  meisten  deutschen  Verfassungsurkunden  wird 
als  selbstverständlich  vorausgesetzt,  dass  die  Landstände  kein 
Selbstversammlungsrecht  haben;  mitunter  ist  es  den- 
selben auch  ausdrücklich  untersagt,  ohne  vorgängige  landes- 


^)  Die  Berufiing  eines  ordenüichen  Landtages  fordern:  alle  vier 
Jahre:  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  165.  —  AUe  drei  Jahre:  Bayern, 
V.-ü.  1818,  Tit  Vn,  §.  22.  -  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  127.  - 
Groflsh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  64.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831, 
§.  115.  —  Kurhessen,  V-ü.  1831,  §.  80.  —  Braunschweig,  n.  L.-O. 
1832,  §.  128.  —  S. -Weimar,  rev.  G.-G.  1850,  §.  6.  —  Oldenburg, 
rev.  V.-ü.  1852,  art  145.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  81.  -  Schwarz- 
hurg-Rudolstadt,  V.-ü.  1854,  §.39.  —  Anhalt,  Gesammt-Verf.  1859, 
f.  16.  u.  30.  -  Alle  zwei  Jahre:  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  46.  —  S.-Mei- 
ningen,  V.-ü.  1829,  §.  51.  —  Hannoyer,  L.-V.-Ges.  1840,  §.  106.  — 
Im  ersten  und  vierten  Jahre  der  Legislaturperiode:  S.- Coburg- 
Gotha,  V.-ü.  1852,  §.80.  —  Im  zweiten  und  vierten  Jahre  jeder 
Finanzperiode:  Schwarzbnrg-Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.  26. — 

^  J Ehrliche  Versanmüung  der  St&nde  schreiben  (oder  schrieben) 
vor:  (Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept  1848,  §.  58.)  —  Preussen,  V.-ü. 
1850,  §.  76.  —  (Anhalt-Bernburg,  V.-ü.  1850,  §.  62).  -  Waldeck, 
V.-Ü.  1862,  §.66.  —  Luxemburg,  V.-ü.  1856,  art  72.  —  Oesterreich, 
6.-G.  1861,  §.  9.  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  92. 
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herrliche  Bemfimg  zusammenzutreten,  mit  dem  Beifügen,  dass 
eine  Selbstversammlnng  der  Landstände  als  ein  ungesetzlicher 
oder  strafbarer  Schritt  zn  behandeln  sein  wttrdeO- 

n.  Unter  den  vor  dem  Jahre  1848  entstandenen  Grand- 
gesetzen  war  die  Braunschweigische  Landschaftsordnnng 
das  einzige,  welches,  an  alte  Privilegien  der  Landschaft  an- 
schliessend, den  Landständen  erlaubte,  in  gewissen  ge- 
setzlich bestimmten  Fällen  ohne  vorgängige  landesherrliche 
Berufung    sich   selbst   zu   yersammeln  2).      In    den   wenigen 


*)  Nassau,  Patent  vom  1.  u.  2.  Sept.  1814,  §.  3.  „Eine  jede  eigen- 
machtige  Zusammenkunft  der  Versammlung  der  Landst&nde  oder  einer  von 
ihren  Abtheilungen,  ohne  unsere  Yorgängige  Einladung,  ist  unerlaubt,  und 
was  darin  yerhandelt  oder  beschlossen  werden  soUte,  far  null  und  nich- 
tig zu  achten."  —  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  VH,  ^.  31.  „Wenn  die 
Yersammlung  der  Reichsstände  vertagt,  förmlich  geschlossen  oder  aufge- 
löst worden  ist,  können  die  Kammern  nicht  mehr  gültig  berathschlagen 
und  jede  fernere  Verhandlung  ist  ungesetzlich."  —  Baden,  V.-ü.  1818, 
§.  52.  „Die  Kammern  können  sich  weder  eigenm&chtig  versammeln,  noch 
nach  erfolgter  Auflösung  oder  Vertagung  beisanmienbleiben  und  berath- 
schlagen." —  üebereinstimmen:  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  118.  — 
S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  165.  —  Schwarzburg-Rudolstadt, 
V.-ü.  1854,  §.  36.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1857, 
§.  27.  ~  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  63  a  linea  2.  „Eine  willkühr- 
liche  Vereinigung  der  Stände  ohne  Einberufung  oder  nach  dem  Schlüsse, 
der  Vertagung  oder  Auflösung  ist  gesetzwidrigund  strafbar."  — üeber- 
einstimmt:  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  51  a  linea  2.  —  Desglei- 
chen: Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  129,  hinsichtlich  jener  Fälle, 
die  nicht  unter  den  §.  113.  fallen.    (Siehe  Note  2). 

«)  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  113.  „Kraft  althergebrachten 
Rechtes  darf  sich  die  Ständeversammlung  in  den  durch  das  Gesetz  aus- 
drücklich bestimmten  Fällen ,  aber  auch  nur  in  diesen ,  auch  ohne  landes- 
fürstliche Berufung  versammeln,  berathen  und  Beschlüsse  fassen.  Dieses 
Gonvocationsrecht  soU  stattfinden:  1)  auf  Veranlassung  einer  plötzlichen 
allgemeinen  Landesgefahr;  2)  wenn  dieses  Landesgrundgesetz  verletzt  wird 
und  Anträge  zu  dessen  Schutze  zu  machen  sind,  insbesondere,  wenn  der 
Landtag  nicht  binnen  3  Jahren  berufen  wird;  3)  wenn  der  ständische 
Ausschuss  zu  ergänzen  ist;  4)  wenn  bei  dem  Landesgerichte  von  der 
Landschaft  zu  besetzende  Vacanzen  zwischen  den  Landtagen,  und  zwar 
4  Monate  vor  der  Versammlung  des  nächsten  Landtages,  entstanden  sind; 
5)  wenn  die  Stelle  des  Landsyndicus  erledigt  ist.  In  einer  solchen  Ver- 
sammlung darf  nichts  vorgenommen  werden,  als  der  Gegenstand,  der  sie 
veranlasst  hat.    Nach  einer  von  dem  LandesfOrsten  veifQgten  Auflösung 


$.  366.   Ausnahinsweises  Recht  der  Selbstversammlang.         311 

neueren  Verfassungsgesetzen,  welche  ein  landständisches 
SeOntversammlnngsrecht  aufgenonunen  haben,  ist  die  Selbst- 
rersammlnng  den  Landständen  in  gewissen  Fällen  sogar  zur 
Pflicht  gemacht;  wie  z.  B.  wenn  die  Einberafnng  des  erdenk 
Heben  Landtages  zn  der  gesetzlich  bestimmten  Zeit  nicht  er- 
folgt  3)  y  oder  wenn  nach  einer  erfolgten  Auflösung  des  Land- 
tages die  Einberafnng  eines  nenen  Landtages  nicht  innerhalb 
der  fttr  diesen  Fall  in  der  Verfassung  bestimmten  besonderen 
Frist  geschieht  0^  oder  im  Falle  des  Ablebens  des  Souyerains^), 
oder  des  ^nzlichen  Erlöschens  des  regierenden  Hauses®). 


der  StäadeYersammlong  kann  das  Conyocationsrecht  yor  Eröffnung  des 
Ijandtages  nicht  ausgeübt  werden,  ausgenommen  in  dem  unter  1)  ange- 
flüirten  FaUe. 

»)  Anhalt-Bernburg,  (aufgehobene)  V.-U.  1850,  §.  62  a  linea 
2  und  3.  „Regelmässig  muss  diese  Berufung  (des  Landtages)  alle  Jahre 
eifolgen  und  zwar  zum  15.  October.  Geschieht  dies  nicht,  so  tritt 
der  Landtag  am  1.  Noyember  gesetzlich  aus  eigener  Machtvoll- 
kommenheit zusammen.** 

«)  Anhalt-Bernburg,  (aufgehobene)  V.-ü.  1850,  §.  64.  „Im  FaUe 
der  Auflösung  des  Landtages  muss  ein  neuer  binnen  spätestens  sechzig 
Tagen  einberufen  werden,  widrigenfieJls  die  Neugewählten,  oder  wenn  eine 
neue  Wahl  nicht  stattgefunden  hat,  die  früheren  Abgeordneten  aus  eigener 
Machtvollkommenheit  zusammen  treten."  —  Oldenburg,  rev. 
T.-U.  1852,  art.  150,  §.  1.  „Nach  einer  Auflösung  des  Landtages  müssen 
die  neuen  Wahlen  innerhalb  zwei  Monaten  ausgeschrieben  werden.  Der 
Landtag  ist  auf  einen  Tag  einzuberufen,  welcher  innerhalb  der  auf  die 
Wahlausschreibung  folgenden  3  Monate  föUt."  (§.  2).  „Unterbleibt  das 
£3ne  oder  das  Andere,  so  treten  die  Mitglieder  des  aufgelösten  Landtages 
bis  zum  Zusammentritte  der  neugewählten  Abgeordneten  in  ihre  früheren 
Bechte  und  versammeln  sich  ohne  Einberufung  bald  thunlichst  zur  Wahrung 
des  StaatBgrundgesetzes."  —  Aehnlich:  8.-Weimar,  revid.  V.-Ges.  von 
1850,  §.  34.  (siehe  unten  §.  371,  Note  13). 

»)  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848,  §.109,  „Im  Falle  eines  Thron- 
wechsels wird  der  König  die  Stände  sofort,  spätestens  in  14  Tagen,  be- 
rufen. Sollte  dies  unterlassen  werden,  so  sind  die  zuletzt  zusammen  be- 
rufen gewesenen  Stände  berechtigt  und  verpflichtet,  sich  selbst  zu 
versammeln  und  die  Rechte  des  Landes  wahrzunehmen.**  —  Anhalt- 
Bernburg,  (aufgehobene)  V.-ü.  1850,  §  62  a  linea  3.  „Das  Ableben 
des  Herzogs  verpflichtet  die  Abgeordneten,  beziehentlich  deren 
SteBvertreter,  zum  sofortigen  Zusammentritte  in  der  Hauptstadt/*  — 
Oldenburg,  V.-ü.  1852,  art  198,  §.  2.  „Ist  der  Landtag  bei  der 
Begierungserledigung  nicht  versammelt,  so  tritt  der  zuletzt  versammelt  ge- 
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§.  367. 

2)  Von  dem  Hoheitsrechte,  die  Ständeversammlung 
zu  eröfl&ien  und  zu  schliessen. 

I.  In  allen  deutschen  Verfassungen  ist  anerkannt,  dass 
dem  Sonverain  das  Recht  zusteht,  den  Landtag  zu  eröffnen 
und  zn  schliessen. 

n.  Der  Sonverain  kann  den  Akt  der  Eröffnung  und  Schlies- 
sung des  Landtages  entweder  in  eigener  Person  vor- 
nehmen oder  durch  einen  besonderen  Bevollmächtigten  vor- 
nehmen lassen^). 


wesene  Landtag  am  14.  Tt^e  nach  der  Regierungserledigong  auch  ohne 
Berufung  zusanimen."  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  158. 
„Wenn  der  Herzog  stirbt,  auch  wenn  die  Regierung  des  Statthalters  oder 
des  Regieningsverwesers  sich  friedigt,  tritt  der  gemeinschaftliche  Landtag, 
Falls  derselbe  nicht  gerade  einberufen  ist,  spätestens  am  4.  Tage  darauf 
ohne  Berufung  zu  Gotha  zusammen,  um  den  von  Seiten  des  Begierungs- 
nachfolgers, des  Statthalters  oder  des  Begierungsverwesers  zu  leistenden 
verfassungsmässigen  Eid  entgegen  zu  nehmen.  Ereignet  sich  ein  solcher 
Fall  gerade  zu  der  Zeit,  wo  die  Vollmacht  des  zuletzt  einberufenen  ge- 
meinschaftlichen Landtages  erloschen  und  das  sofortige  Zusammenberufen 
des  neuen  Landtages  noch  nicht  zu  ermöglichen  ist,  so  treten  die  Mitglieder 
des  zuletzt  einberufen  gewesenen  gemeinschaftlichen  Landtages  zu  jenem 
Zwecke  zusanmien.'* 

•)  S.-Coburg-Gotha,  V.-U.  1852,  §.160.  „Femer  tritt  der  gemein- 
schaftliche Landtag  dann,  wenn  das  Herzoglich-Sachsen-Emestinische  Hans 
aufhören  soUte,  über  die  Herzogthümer  zu  regieren,  nach  den  Bestimmungen 
des  §.  158.  sofort  zusammen,  um  die  Gesammt-  und  Sonderinteressen  bei- 
der Herzogthümer,  namentlich  auch  bezüglich  des  Staatsgutes  und  des 
Kammer-  und  Domainenvermögens  zu  wahren.'* 

0  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  VII,  §.  22  a  linea  2.  „Der  König  er- 
öffnet und  schliesst  die  Versammlung  entweder  in  eigener  Person, 
oder  durch  einen  besonders  hierzu  Bevollmächtigte n."  —  üeberein- 
stimmt:  Baden,  V.-U.  1818,  §.  68.  -  Würtemberg,  V.-U.  1819, 
§.  186.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  88.  101.  —  S.-Meiningen, 
V.-U.  1829,  §.  92.  100.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  117.  —  Kur- 
hessen, V.-ü.  1831,  §.  84.  —  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.  131. 
148.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  51.  77.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü. 
1852,  §.  77.  —  Oldenburg,  revid  V.-ü.  1852,  art  148.  151.  —  Reuss 
j.  L.,  V.-ü;  1852,  §.90.  -  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  52.  56.  —  Schwarz- 
burg-Rudolstadt,  V.-U.  1854,  §.  41.   -   Luxemburg,   V.-ü.   1856, 
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m.  Wo  zwei  Kammern  bestehen,  werden  dieselben  stets 
KB  gleicher  Zeit  eröffnet  und  geschlossen.  Zur  Feierlichkeit 
der  ErOffnong  nnd  Schliessung  des  Landtages  werden  beide 
Kammern  in  einem  nnd  demselben  Lokale  vereinigt^). 

IV.  Wenn  der  Sonverain  die  Ständeversammlnng  in  eigener 
Person  eröffnet,  so  wird  von  ihm  eine  mit  seinem  Ministerium 
mrhet  berathene,  feierliche  Ansprache  an  die  Stände,  sog. 
Thronrede,  gehalten  oder  verlesen,  welche  nachher  auch 
gedrackt  ausgegeben  wird. 

y.  Obschon  bei  der  Thronrede  der  Natur  der  Sache  nach 
keine  Gontrasignatur  der  Minister  stattfindet,  so  versteht  sich 
doch  von  selbst,  dass  dieselben  nöthigen  Falles  die  Thron- 
rede gegenllber  von  den  Ständen  zu  vertreten  haben'). 

VI.  Die  Thronrede  wird  von  der  Ständeversammlung  regel- 
mSasig  durch  eine  Adresse  beantwortet,  welche  aus  ihrer  Be- 
raihnng  hervorgeht.  In  jenen  Staaten  mit  Zweikammemsystem, 
in  welchen  den  Kammern  nur  erlaubt  ist,  gemeinschaftlich 
solche  Adressen  an  den  Thron  zu  bringen,  über  welche  sie 
sich  beide  in  der  gewöhnlichen  Form  des  landständischen  Ge- 
schäftsganges vereinigt  haben,  machen  nach  der  Praxis  die 
Adressen  auf  die  Thronrede  eine  Ausnahme  von  dieser  Regel 
und  ist  jeder  Kammer  gestattet,  unabhängig  von  der  anderen 
eine  solche  Adresse  aQein  zu  beschliessen  und  dem  Souverain 
za  überreichen^). 


ttt.72.--Schwarzburg-SonderBhau8en,V.-ü.  1857,  §.27.  — Anhalt, 
Gesammtvert  1859,  §.  24.  27,  -  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  90.  105. 

«)  Ausdrücklich  ist  dies  z.  B.  gesagt  in:  Baden,  Y.-U.  1818,  §.68.  — 
V^ürtemberg,  V.-U.  1819,  §.  160  a  linea  3.  --  Grossh.  Hessen,  V.-ü. 
88.  —  Prenssen,  V.-U.  1850,  §.  77. 

>)  Solhe  sich  ein  Ministerium  durch  den  Inhalt  der  Thronrede  etwa 
überrascht  finden,  so  würde  es  seine  Entlassung  anzubieten  haben, 
wenn  es  sich  nicht  entschliessen  kann,  den  Inhalt  der  Thronrede  den 
Sttnden  gegenüber  zu  vertreten. 

«)  So  z.  B.  in  Baden.  Vergl.  Baden,  V.-U.  1818,  §,  67  a.  E.  — 
Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848,  §.  70  a  linea  2:  „Die  Bitten,  Er- 
wiederungen und  Vorträge  der  allgemeinen  Stände  können  nur  von  bei- 
den Kammern  gemeinschaftlich  ausgehen;  jeder  Kammer  steht  jedoch 
frei,  auf  die  Thronrede  einseitig  eine  Adresse  an  den  König  zu 
xiditen.'* 
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VII.  Die  Adresse  anf  die  Thronrede  wurde  nach  der 
Praxis  der  meisten  Ständeversanunlnngen  bis  in  die  neueste 
Zeit  von  jeder  Kammer  in  geheimer  Sitzung  berathen  und 
beschlossen.  Erst  seit  einigen  Jahren  haben  einige  Kammern 
angefangen,  hierüber  in  öfifentUcher  Sitzung  zu  verhandeln. 

Vni.  Selbstverständlich  ist  der  Souverain  befugt,  die  An- 
nahme einer  landständischen  Adresse  auf  die  Thronrede,  so 
wie  die  Annahme  jeder  anderen  Adresse  zu  verweigern,  wenn 
dieselbe  in  Form  oder  Inhalt  den  Rechten  oder  der  Würde 
der  Krone  zu  nahe  tritt 

IX.  Wenn  die  Ständeversammlung  nicht  von  dem  Sou- 
verain persönlich  und  also  nicht  durch  eine  förmliche  Thron- 
rede, sondern  nur  von  einem  Bevollmächtigten  des  Sou- 
verains  durch  Verlesen  der  die  Eröfihung  anordnenden 
landesherrlichen  Verfügung  eröffnet  wird,  so  finden  nach 
der  Praxis  einiger  deutschen  Ständeversammlungen  auch  keine 
Adressen  der  Stände  an  den  Souverain  statt  ^). 

X.  Wird  die  Ständeversanmilung  durch  den  Souverain  in 
Person  in  feierlicher  Weise  geschlossen,  so  wird  zwar  bei 
dieser  Gelegenheit  auch  von  demselben  eine  Ansprache  an 
die  Ständeversammlnng  gerichtet,  ohne  dass  jedoch  hierauf 
Antwortadressen  von  den  Ständen  zu  erfolgen  hätten. 

XI.  Gewöhnlich  erfolgt  am  Schlüsse  des  Landtages  ein 
förmlicher  Landtagsabschied,  worin  der  Souverain  den 
Ständen  bekannt  macht,  welche  von  ihren  Beschlüssen  und 
Anträgen  seine  Genehmigung  erhalten  haben  oder  nicht 
In  einigen  Verfassungsurkunden  ist  die  sofortige  Verkün- 
digung eines  Landtagsabschiedes  sogar  ausdrücklich  vorge- 
schrieben ^). 


s)  In  Preussen  halten  sich  die  heiden  H&user  des  Landtags  für  be- 
fugt, in  einem  wie  in  dem  anderen  Falle  eine  Adresse  zu  besdüiessen  oder 
sie  zu  unterlassen. 

«)  So  z.  B.  in  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  Vn,  §.  29.  und  Gesetz  vom 
25.  Juli  1850,  art.  40.  -  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  101.  — 
K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  119.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832, 
§,  148.  —  Oldenburg,  rev,  V.-ü.  1852,  art  163.  —  Reuss  j,  L.,  V.-ü. 
1852,  §.  96.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  53.  —  Liechtenstein,  V.-ü. 
1862,  §.  104:  ,,. . .  längstens  bis  zu  der  im  Monat  August  stattfindenden 
Vertretung  des  Landtags-Ausschusses  durch  die  Regierung  zu  publiciren.*' 
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§.  368. 

3)  Von  dem  Hoheitsrechte,   die  Dauer  des  Landtages 
zu  bestinmien  und  zu  verlängern. 

I.  In  den  deutschen  Verfassnngsnrknnden  ist  häafig  ein 
gewisser  Zeitraum  für  die  Dauer  eines  Landtages  bestimmt, 
innerhalb  dessen  die  Stände  mit  ihren  Verhandlungen  zum 
SdiloBse  zu  kommen  haben  ^). 

n.  Wo  die  Verfassungsurkunde  keine  ausdrückliche  Be- 
stimmung über  die  Dauer  des  Landtages  enthält,  ist  es  unbe- 
stritten als  Becht  des  Souverains  anerkannt,  den  Zeitpunkt, 
an  welchem  der  Landtag  geschlossen  werden  soll,  zu  be- 
stimmen 2). 

ni.  In  dem  einen  wie  in  dem  anderen  Falle  hat  der 
Sonverain  das  Recht,  den  in  der  Verfassungsurkunde  oder 
doreh  iSeine  eigene  Verfügung  flir  die  Dauer  des  Landtages 
bestimmten  Zeitraum  zu  verlängern,  und  zwar  so  oft,  als  er 
68  fhr  zweckmässig  findet^). 


«)  So  z.  B.  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  Vü,  §.  22  a  linea  3.  „Die 
Sitzungen  einer  solclien  Versammlung  dürfen  in  der  Regel  nicht  länger  als 
zwei  Monate  dauern/'  —  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.  146. 
,4)ie  Landtagsverhandlungen  sollen  binnen  drei  Monaten  vollendet  sein/'  — 
Ebenso  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.85.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852, 
art.  147.  ,.Die  Dauer  eines  Landtages  wird  stets  in  der  Ein  beruf  ungs- 
Terordnung,  die  eines  ordentlichen  Landtages  nicht  unter  sechs  Wochen 
bestinmit,  wodurch  jedoch  eine  angemessene  Verlängerung  nicht  ausge- 
schlossen ist"  —  Luxemburg,  V.-U.  1856,  art  72:  „La  dur^e  de  cette 
r^onion  ne  peut  exender  quarante  jours." 

«)  So  z.  B.  in  Baden.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  116.  „Der 
König  ordnet  den  förmlichen  Schluss  der  Standeversammlung  an.''  — 
S. -Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  248.  „So  wie  keine  Versammlung  der 
Landschaft  ohne  Veranlassung  des  Landesherm  stattfinden  kann,  so  hängt 
anch  die  Schliessung  jeder  Versammlung  vom  Landesherm  ab." 

*)  So  z.  B.  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  Vü,  §.  23.  „Dem  Könige  steht 
jederzeit  das  Recht  zu,  die  Sitzungen  der  Stände  zu  verlängern,  sie 
SU  vertagen,  oder  die  ganze  St&ndeversammlung  aufzulösen."  — 
Brannschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  146.  „Nur  mit  besonderer  landes- 
herrlieher  BewiUigong  kann  der  Landtag  über  drei  Monate  dauern." 
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§.  369. 

4)  Von  dem  Hoheitsrechte,  die  Ständeversammlung 
zu  vertagen. 

I.  Nach  allen  deutschen  Yerfassungsurkunden  hat  der  Son- 
verain  das  Recht,  den  Landtag  zu  vertagen^). 

U.  Mitanter  finden  sich  Beschränkungen  in  der  Art,  dass 
eine  Zeit  bestimmt  ist,  über  welche  die  Vertagung  nicht 
ausgedehnt  werden  darf^),  oder  die  Zustimmung  des 
Landtages  zu  längerer  oder  wiederholter  Vertagung  wlUirend 
derselben  Landtagsperiode  eingeholt  werden  muss^),  oder  in 
einem  gewissen  Falle  die  Vertagung  nur  dann  fllr  statthaft 
erklärt  ist^  wenn  die  Stände  selbst  sie  beantragen^). 

0  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  VH,  §.  23.  (siehe  §.  368,  Note  3).  — 
Baden,  V.-ü.  1818,  §.  42.  —  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  186.  — 
Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  63.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831, 
§.  116.  —  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  83.  —  Braunschweig,  n.L.-0. 
1832,  §.  147.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848,  §.60.  —  Preussen, 
V.-U.  1850,  §.  52.  -  S.-Coburg-Gotha,  V.-U.  1852,  §.  78.  —  Olden- 
burg, rev.  V.-U.  1852,  art.  148.  —  Waldeck,  V.-U.  1852,  §.  54.  — 
Luxemburg,  V.-U.  1856,  art.  73.  —  Schwarzburg-Sondershau- 
sen,  V.-U.  1857,  §.  28.  —  Mittheilung  der  Gründe  der  Vertagung 
verlangt:  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  97. 

«)  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  116  a  linea  2.  ,4)ie  Vertagung  darf 
nicht  über  sechs  Monate  dauern.'*  Dieselbe  Frist  bestimmt:  Olden- 
burg, rev.  V.-U.  1852,  art.  149.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832, 
§.  147  a  linea  2.  „Eine  Vertagung  über  drei  Monate  hinaus  ist  unzu- 
lässig.'' Uebereinstimmt:  Eurhessen,  V.-U.  1831,  §.83.  —  Liechten- 
stein, V.-U.  1862,  §.  90;  vergl.  aber  §.  94,  wonach  die  Wiederberufung 
doch  erst  in  vier  Monaten  zu  geschehen  braucht. 

5)  Preussen,  V.-U.  1850,  §.  52.  „Der  König  kann  die  Eammcru 
vertagen.  Ohne  deren  Zustimmung  darf  diese  Vertagung  die  Fhst  von 
30  Tagen  nicht  übersteigen,  und  in  derselben  Frist  nicht  wiederholt  wer- 
den." Uebereinstimmen:  S.-Weimar,  rev.  G.-G.  1850,  §.  34  a  linea  2.  — 
Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  97  a  linea  2.  —  Luxemburg,  V.-U.  1856, 
art  73.  —  Waldeck,  V.-U.  1852,  §.  54.  „Ohne  deren  (der Stande)  Zu- 
stimmung darf  diese  Vertagung  jedoch  weder  den  Zeitraum  von  zwei 
Monaten  überschreiten,  noch  während  derselben  Di&t  wiederholt  werden.^  — 
Das  Verbot  wiederholter  Vertagung  ohne  Zustimmung  des  Landtages  hat 
auch  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art.  149. 

*)  Eine  solche  Bestimmung  findet  sich  jedoch  nur  in  Hannover, 
Ges.  V.  5.  Sept.  1848,  §.  109.  für  den  Fall,  dass  die  Landst&nde  wegen 
eines  Thronwechsels  (siehe  oben  §.  366,  Note  5)  zusammenbemfen 
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m.  Nach  Ablanf  des  f&r  die  Vertagung  bestimmten  Zeit- 
lanmes  treten  die  Stände  selbstverständlich  ohne  neue  Ein- 
bernfnng  wieder  zusammen^). 

IV.  In  der  Praxis  wird  nicht  selten  die  Vertagung  als 
efaie  Einleitung  zu  einer  vollständigen  Auflösung  der  Stände- 
venanunlung  gebraucht. 

V.  Manche  Verfassungen  geben  auch  den  Ständen  ein 
Recht,  sidi  selbst  auf  einen  gewissen  kurzen  Zeitraum  zu  ver- 
tagen <^), 

§.  370. 

5)  Von  dem  Hoheitsrechte,  die  Ständeversamnüung 

aufzulösen. 

a)  Im  Allgemeinen. 

I.  Wenn  sich  zwischen  dem  Ministerium  und  den  Ständen 
eine  solche  Meinungsverschiedenheit  tlber  das  System  der  £e- 
giemng  kund  gibt;  dass  an  eine  Ausgleichung  und  Verstän- 
digung nicht  weiter  gedacht  werden  kann,  so  wird  es  noth- 
wendig,  dass  der  Monarch  selbst  in  diesen  Kampf  der  Regie- 
mogsbehörden  und  der  Volksvertretung  entscheidend  eingreift. 

n.  Dies  geschieht  entweder  dadurch ,  dass  der  Monarch 
das  bisherige  Begierungssystem  aufgibt ,  indem  er  die  bis^ 
herigen  Minister  enüässt  und  ein  neues  Ministerium  zusammen- 
setzt,    welches  ein  anderes   System  vertritt;    oder   dass   der 


Verden  oder  ohne  Berafimg  zusammen  getreten  sind.  In  diesem  Falle 
kaim  die  St&ndeversammlong  innerhalb  vier  Wochen  von  Zeit  ihres 
Zusammentrittes  ohne  deren  Antrag  weder  aufgelöst,  noch  vertagt 
werden.  Sollten  die  Stände  zur  Zeit  eines  Thronwechsels  versammelt  sein, 
so  können  sie  gleiches  innerhalb  der  n&chsten  vier  Wochen  nur  auf  ihren 
Antrag  aufgelöst  oder  vertagt  werden. 

')  Ausdrücklich  sagte  dies:  Schwarzburg  -  Sondershausen, 
V.-U.  1849,  §.  92.  „Nach  Ablauf  dieser  oder  der  verabredeten  Frist  tritt 
der  Landtag  ohne  neue  Einberufung  wieder  zusammen/'  Dieselbe  Bestim- 
mong  hat  Reu  SS  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  97. 

«)  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept  1848,  §.  60  a  linea  2,  „Jede  Kam- 
mer kann  sich  auf  drei  Tage  vertagen.  Zu  einer  längeren  Vertagung 
einer  oder  beider  Kammern  hat  die  allgemeine  Standeversammlung  die 
kfiniglklie  Genehmigung  zu  beantragen."  —  Wal  deck,  Y.-U.  1852,  §.  54 
a  linea  2.    ,^uch  der  Landtag  kann  sich  auf  vier  Wochen  vertagen." 
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Monareh,  nm  sein  Ministerinm  and  das  bisherige  Regiemiigs- 
System  aufrecht  zu  erhalten ,  den  Repräsentantenkörper  auf- 
löst, und  neue  Wahlen  der  Abgeordneten  anordnet 

in.  Durch  die  Auflösung  der  Volksvertretung  erklärt 
der  Monarch,  dass  er  den  bisherigen  Bepräsentantenkörper 
als  in  einer  unbegründeten,  nicht  in  der  öffentlichen  Meinung 
wurzelnden  Opposition  gegen  das  Regierungssystem  befindlich 
betrachte.  Es  liegt  in  dieser  Auf lösung  eine  Aufforderung 
der  Krone  an  das  Volk,  beziehungsweise  die  Urwähler 
und  die  aus  denselben  hervorgehenden  Wahlmänner,  sich 
durch  eigene  Prüfung  über  den  Grund  der  Zerwürfnisse 
zwischen  dem  Ministerium  und  der  Volksvertretung  aufzuklären 
und  demzufolge  durch  die  Wahl  anderer,  dem  Systeme  der 
Regierung  mehr  geneigter  Deputirten  seine  Missbilligung  des 
von  dem  bisherigen  Repräsentantenkörper  eingehaltenen  Be- 
nehmens auszusprechen^). 

IV.  Die  Auflösung  der  Kammern  ist  nichts  anderes,  als 
ein  Versuch  der  Krone,  einen  Minister-  und  Systemwechsel 
zu  vermeiden,  welcher  dann  doch  noch  als  das  äusserste 
Mittel  zur  Wiederherstellung  des  guten  Vernehmens  der  Re- 
gierung und  des  Volkes  übrig  ist,  wenn  wider  das  Erwarten 
der  Regierung  auch  aus  den  neuen  Wahlen  ein  ihrem  Systeme 
feindlicher  Repräsentantenkörper  hervorgehen  würde. 

V.  Ob  die  Krone  im  einzelnen  Falle  sich  für  einen  Wechsel 
des  Ministeriums  oder  ftir  die  Auflösung  des  Repräsentanten- 
körpers entscheiden  soll,  ist  keine  Rechtsfrage, .  sondern  nur 
eine  Frage  der  Politik  2). 


^)  Man  hat  dies  mitunter  als  eine  „Appellatio  principis  ad  popuUaa*'^ 
bezeichnet  Es  erscheint  jedoch  diese  Bezeichnung  in  Monarchien,  welche 
die  Yolkssouverainetät  principiell  ausschliessen,  als  unpassend,  weil  sie  zu 
dem  Glauben  verleiten  könnte,  als  wenn  hier  das  Volk  (die  Wähler)  als 
eine  höhere,  über  dem  Souverain  selbst  stehende  Instanz  ang^angen 
würden,  was  nach  den  Grundgedanken  der  repräsentativen  Monarchie  durch- 
aus nicht  der  Fall  ist 

^)  In  den  deutschen  Staaten  bietet  das  durch  Bundesbeschluss  vom 
30.  Oktober  1834  eingeführte  Bundesschiedsgericht  der  Krone  dn 
drittes  Auskunftsmittel,  um  die  mitunter  sehr  bedenkliche  Wahl  zwischen 
dem  Wechsel  des  Ministeriums  und  der  Auflösung  der  Kammern  zu  ver- 
meiden.   Siehe  oben  §.  166  u.  f. 
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§.  371. 

b)    Die   Bestimmungen   der   deutschen  Verfassungs- 

orkunden  über  die  Auflösipig  der  Ständeversammlungen 

insbesondere. 

L  Alle  deatschen  Verfassongsurkanden  erkennen  es  als 
Recht  des Souverains  an,  die Ständeversammlung  aufzulösen^). 
Nur  wenige  Verfassungsurkunden  schreiben  vor,  dass  dem 
Landtage  die  Gründe  der  Auflösung  mitgeiheilt  werden 
sollen^. 

n.  Der  Umfang  und  die  Wirkung  der  Auflösung  ist  in 
den  einzelnen  Verfassungsurkunden  verschieden  bestimmt, 
insbesondere  zeigen  sich  Verschiedenheiten  da,  wo  das  Zwei- 
kammem-System  besteht.  Allgemein  erlischt  durch  die  Auf- 
lösung die  landständische  Eigenschaft  der  aus  Wahlen  hervor- 
g^;angenen  Mitglieder  der  von  derselben  betroffenen  Ständever- 
sammlung oder  Kanmier^):  die  landständische  Eigenschaft 
solcher  Personen;  welche  kraft  eigenen  Rechtes  oder  wegen 


*)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  VH,  §.  23.  (siehe  §.  368,  Note  3).  — 
Baden,  V.-ü.  1818,  §.  42.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  186.  — 
Grossh.  Heasen,  V.-ü.  1820,  §.  63.  —  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829, 
§.  52.  —  K  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  116.  -  S.-Altenburg,  V.-ü. 
1831,  §.  166.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  83.  —  Braunschweig, 
n-  L.-0.  1832,  §.  147.  —  Hannover,  L.-V.-Ges.  vom  6.  August  1840, 
S-  105.  —  Preussen,  V,-ü.  1850,  §.  51.  —  S.-Weimar,  rev.  Q,-G, 
1850,  §.  34.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  148.  —  S.-Coburg- 
Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  78.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  97.  —  Wal- 
deck, V.-ü.  1852,  §.  52.  —  Schwarzburg-Rudolstadt,  V.-ü.  1854, 
§.  28.  —  Luxemburg,  V.-ü.  1856,  art  74.  —  Schwarzburg-Son- 
dershausen,  V.-ü.  1857,  §.  2a  —  Anhalt,  Gesammt-Verf.  1859, 
§.  28.  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  90. 

*)  Dies  fordern  nur:  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849, 
§.  9L  (seit  1857  aufgehoben).  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  97. 

»)  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  43.  „Die  Auflösung  der  Stände  bewirkt, 
dass  alle  durch  Wahl  ernannten  Mitglieder  der  ersten  und  zweiten 
Kammer,  die  Abgeordneten  der  Grundherren,  der  Universitäten,  der  Städte 
und  Aemter  ihre  Eigenschaft  verlieren/'  —  üebereinstimmt :  Gr.  Hessen, 
V.-ü.  1820,  §.  65.  —  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  166.  —  S.-Weimar, 
rev.  G.-G.  1860,  §.  34  a  linea  3.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  97.  — 
Anhalt,  Gesammtverf.  1859,  §.  28.  —  üeber  die  Wiederwählbarkeit  der 
Mitglieder  einer  aufgelösten  Ständeversammlung,  siehe  oben  §.  358. 
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ihrer  Aemter  und  Würden  zu  Sitz  und  Stimme  in 
landständischen  Versammlung   berufen  sind;    wird   selbftt;v« 
ständlieh  von  der  Auflösung  nicht  berührt^). 

ni.  Nach  den  meisten  Verfassungsurkunden  wird  diU|| 
die  Auflösung  die  ganze  Ständeyersammlung  betroffea,  d.  \ 
unzweifelhaft  der  ganze  Landtag   beendigt^);    nach  anden 
berührt  die  Auflösung  nur  die  zweite  Kammer  ^)y  oder  4 
kann  der  Souverain  entweder  beide  Kammern  zu^eich  ckm 
auch  nur  eine  derselben  auflösen*^).   Wird  nur  eineKammi 
aufgelöst;  so  wird  die  andere  vertagt^).    Letzterer  An&dr«j| 
hat  den  Zweifel  veranlasst,  ob  bei  nachfolgender  neaer  Bfl 
berufung  der  Stände  die  nur  vertagte  Kammer  ihre  frühen 
Arbeiten  als  nur  unterbrochene  wieder  aufzunehmen  ^ 
fortzusetzen  hat,  oder  ob  die  neue  Versammlung  der  Stia 
überhaupt  als  ein  neuer  Landtag  zu  betrachten  ist*).    I 
Natur  der  Sache  nach  ist  die  letztere  Ansicht  als  die  rii 
tigere  zu  betrachten;  und  steht  die  Beendigung  der  Thl 
keit  eines  Landtags    durch  die  Auflösung;    wenn    anch   i 
einer  Kammer  einer  förmlichen  Schliessung  eines  Landti 
in  dieser  Beziehung  völlig  gleich  ^^). 

IV.  In  den  Verfassungsurkunden  sind  grossenthefls  gi 
Zeiträume  bestimmt;  innerhalb  deren  nach  erfolgter  AuflJ 


mdfi 

Sewd 
^5ai 


«)  Ausdrückücli  sa^  Preussen,  Y.-U.  1850,  §.  65  a.  £.  „Bme  4 
löBung  der  ersten  Kammer  bezieht  sich  nur  auf  die  aas  Wahl  hervii 
gangenen  Mitglieder/' 

")  Yergl.  die  in  Note  1  und  3  angefahrten  Yeifetssnugsaikiindeik. 

•)  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  116.    „Der  König  ...  kann  die  x 
Kammer  auflösen,  wodurch  zugleich  die  erste  ftlr  vertagt 
wird.**  —  Aehnlich  bestimmte:  Hannover,  Ges.  y. 5. September  1848^ 
a  linea  4:    „Der  König  kann  zu  jeder  Zeit  die  zweite  Kammer 
und  einen  neuen  Landtag  berufen."    (Aufgehoben  1851). 

')  Ausdrücklich  sagt  dies:  Preussen,  V.-U.  1850,  §.  51. 

8)  Ebendas.  §.  77.  —  Vergl.  auch  die  in  Note  6  angefäluteiL 
fassungsgesetze. 

^)  Diese  Frage  hat  besonders  in  Preussen  im  J.  1862  heftigoi 
hervorgerufen. 

*<>)  Dieser  Auffassung  entsprach  auch  genau  die  Fassmig  des  fji 
in  dem  (aufgehobenen)  hannoverschen  Geaetas  vom  5.  Seiytember 

sielie  Note  6. 
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entireder  Neuwahlen  anszQSchreiben  und  vorzunehmen^^) 
(Nfer  eine  neue  Versammlang  einzabemfen  ist  ^^). 

y.  Besondere  Rechtsfolgen;  wenn  die  eine  oder  die  andere 
dieser  Fristen  nicht  eingehalten  wird,  sind  nur  in  wenigen 
Veifassangsarknnden  bestimmt  ^^). 

VI.  In  einigen  Verfassangsnrkunden  ist  bestimmt,  dass 
eine  nach  erfolgter  Auflösung   neugewählte  Kammer  nur   in 


**)  Anordnung  der  neaen  Wahlen,  gleich  bei  der  Auflösung,  schreiben 
for:  S.-Meiningen,  V.-U.  1829,  §.  52  a  linea  2.  —  Kurhessen,  V.-ü. 
1831,  §.  83.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  147.  —  Binnen  vier- 
zehn Tagen:  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  79,  sofeme  die  Auf- 
lösung den  besonderen  Landtag  eines  der  beiden  Herzogthümer  be- 
trifft —  Anordnung  neuer  Wahlen  binnen  vier  Wochen:  Schwarzburg- 
Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.  29.  —  Versammlung  der  Wähler 
Innnen  sechzig  Tagen:  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  51.  —  Ausschrei- 
bung der  Wahlen  binnen  zwei  Monaten:  Oldenburg,  rev.  V.-ü. 
1852,  art  150,  §.  1.  —  Vornahme  der  Wahl  binnen  drei  Monaten: 
Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  VII,  §.  23.  —  üebereinstimmt :  S.-Weimar, 
rev.  G.-G.  1850,  §.  34  und  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  79  soferne 
die  Auflösung  den  gemeinschaftlichen  Landtag  beider  Herzogthümer 
betroffen  hat;  ebenso  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  44,  aber  nur  unter  der 
Voraussetzung,  „dass  die  Auflösung  erfolgte,  ehe  der  Gegenstand  der 
Berathung  erschöpft  war."  —  Schwarzburg-Rudolstadt,  V.-ü. 
1854,  §.  21.  —  Binnen  vier  Monaten:  Liechtenstein,  V.-ü. 
1862,  §.  93.  —  Vornahme  der  Wahl  binnen  sechs  Monaten  fordert: 
K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  116  a  linea  3. 

*^  Einberufung  einer  neuen  Stände  Versammlung  schreiben  vor:  in 
sechzig  Tagen:  Retss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  97.  —  In  neunzig 
Tagen:  Preussen,  V.-U.  1850,  §.  51.  —  In  drei  Monaten  nach  der 
Wahlausschreibung:  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  150,  §.  1.  — 
In  drei  Monaten  nach  der  Auflösung:  Waldeck,  V.-ü.  1852, 
§.  52.  —  Binnen  vier  Monaten:  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.93.  — 
In  sechs  Monaten:  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  186  a  linea  3.  — 
Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  64  a  linea  2.  —  K,  Sachsen,  V.-ü. 
1831,  §.  116  a  linea  3.  -  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  83.  —  Braun- 
schweig, n.  L.-0.  1832,  §.  147.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852, 
§.  79.  —  Schwarzburg-Rudolstadt,  V.-ü.  1854,  §.  2L  ~  Schwarz- 
burg-Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.  29. 

^)  Die  Selb  st  Versammlung  der  Landstande  ordnen  für  diesen 
Fafl  an:  Anhalt-Bernburg,  (aufgehobene)  V.-ü.  1850,  §.  164.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  150,  §.  2  (siehe  oben  §.  366,  Note  4).  — 
Nach  dem  rev. G.-G.  von  S.-Weimar  v.  1850,  §.  34  ist  „der  aufgelöste 
Landtag  von  selbst  wieder  hergestellt,  wenn  die  Anordnung  der 
neuen  Wahlen  binnen  drei  Monaten  nicht  erfolgt." 

ZSpfl,  SUatn«cht.  6.  Aufl.  n.  21 
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die  Legislaturperiode  der  aufgelösten  Ständeversammlung  ein- 
zutreten hat^*). 

VU.  Die  Auflösung  einer  Ständeversammlung  kann  so- 
wohl im  Laufe  ihrer  Sitzungen,  als  auch  naeh  dem  Schlosse 
eines  Landtages  und  zu  einer  Zeit  geschehen ,  wo  die  Stfiade 
nicht  versammelt  sind^^). 

§.  372. 

6)  Von  dem  Hoheitsrechte ,  Vorlagen  an  die  Stände- 
versammlung zu  bringen,  insbesondere  von  dem 
Hoheitsrechte  der  Initiative. 

L  Nach  sämmtlichen  deutschen  Verfassungen  ist  die  E^rone 
unzweifelhaft  befugt ,  der  Ständeversanmilung  Vorlagen  zu 
machen,  über  welche  dieselbe  in  Berathung  zu  treten  hat,  nnd 
insbesondere  steht  überall  der  Krone  unbestritten  das  Recht 
der  Initiative  in  Bezug  auf  die  Gesetzgebung,  d.  h.  das 
Recht  zu,  den  Ständen  Gesetzentwürfe  zur  Berathung  und 
Zustimmung  vorzulegen. 

IL  Die  Vortagen,  welche  die  Krone  durch  die  Ministerien 
an  die  Stände  bringen  lässt,  werden  durchgehends  mit  Mo- 
tiven, d.  h.  mit  einer  Auseinandersetzung  der  Gründe,  welche 
sie  veranlassten,  begleitet. 

III.  Wo  Zweikammemsystem  besteht,  steht  es  regd- 
massig  in  dem  Belieben  der  Krone,  ausweiche  der  beiden 
Kammern  sie  eine  Vorlage  zur  Berathung  zuerst  bringen  will  *). 
Nur  in  Bezug  auf  die  Steuergesetze  und  andere  Finanz - 
ge  setze  hat  man  regelmässig  die  Bestimmung  aufgenommen, 
dass  sie  zuerst  an  die  zweite  Kammer  gelangen  sollen^). 


<*)  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1862,  art  150,  §.3.  —  Coburg-Gotha, 
V.-U.  1852,  §.  74. 

«)  Vergl.  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  44  (siehe  Note  11). 

0  Vorlage  der  Gesetzentwürfe  bei  jeder  der  beiden  Kammern  be- 
sonders, schreibt  vor:  Nassau,  Verord.  v.  25.  Nov.  1851,  §.  12. 

«)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  VI,  §.  18.  „Die  AntrÄge  llber  die 
Staatsauflagen  geschehen  zuerst  in  der  Kammer  der  Abgeord- 
neten, und  werden  dann  durch  diese  an  die  Kammer  der  Heichsr&tihe 
gebracht.  Alle  übrigen  Gegenstände  können  nach  der  Bestimmimg 
des  Königs,  der  einen  oder  der  anderen  Kammer  zuerst  vorgelegt 
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lY.  In  den  deutschen  Yerfassnngsarkanden  vor  1848 
wurde  y  mit  alleiniger  Ansnahme  der  V^asBang  von  Sachsen- 
Meiiiingen^),  die  Initiative  der  Gesetzgebung  durchaus, 
liieite  stillschweigend y  theils  ausdrücklich,  als  ein  ausschliess- 
Bebes  Recht  der  Krone  anerkannt  4);  in  einigen  neueren  Ver- 
fittsungsorkunden  wurde  dagegen,  meistens  in -Folge  des  An- 
dritaigens  der  Bewegungspartei,  auch  den  Landständen  theils 
nnbcochränkt,  theils  mit  einigen  Beschränkungen,  das  Recht, 
GesetzentwOrfe  zu  machen,  beigelegt^). 

§.  373. 

7)  Von  dem  Hoheitsrechte  der  Sanktion  und  Promul- 
gation der  Gesetze  und  des  Veto. 

I.  Es  ist  in  allen  deutschen  Verfassungsurkunden  ohne 
Ansnahme  ausdrücklich  oder  als  selbstverständlich  anerkannt, 
daas  kein  Beschluss  einer  Ständeversammlung  ohne  die  zu- 
stimmende Genehmigung,  sog.  Sanktion  des  Monarchen, 
voUziehbar  sein,  oder  als  Gesetz  gelten,  und  dass  auch 


werden.'*  —  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  60.  „Jeder  die  Finanzen  be- 
treffende Gesetzentwurf  geht  zuerst  an  die  zweite  Kammer,  und  kann 
nur  dann,  wenn  er  von  dieser  angenommen  worden,  vor  die  erste  Kam- 
Bcr  .  .  .  gebracht  werden."  —  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  178.  „Es 
hftogt  von  dem  Könige  ab,  die  Gesetzentwürfe  oder  anderen  Vorschläge 
aa  die  erste  oder  an  die  zweite  Kammer  zu  bringen,  ausgenommen, 
wenn  sie  Yerwilligung  der  Abgaben  betreffen,  in  welchem  Falle 
aoldie  immer  zuerst  an  die  zweite  Kammer  gelangen."  —  Grossh. 
Hessen,  Y.-ü.  1820,  §.  67  a  linea  2:  „Das  Finanzgesetz  .  .  .  soU  zu- 
erst der  zweiten  Kammer  vorgelegt  werden."  —  K.  Sachsen,  V.-ü. 
1S31,  §.  122.  „Von  den  k.  Mittheilungen  an  die  Kammern  ergehen  die- 
jenigen, welche  auf  Abgaben-  und  Bewilligungsgegenstände  Bezug 
haben,  zuerst  an  die  zweite  Kammer.  Bei  anderen  Gegenständen  hängt 
es  von  dem  Ermessen  des  Königs  ab,  an  welche  der  beiden  Kammern  solche 
zuerst  gelangen  soUen."  ->  Preussen,  V.-ü..  1850,  §.  62  a  linea  3. 
„Finanzgesetze  und  Staatshaushalts-Etats  werden  zuerst  der 
zweiten  Kammer  vorgelegt." 

«)  S..Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  86:  „Den  Ständen  steht  es  frei  .  .  . 
aach  Gesetzentwürfe  einzureichen." 

«)  So  z.  B.  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  X,  §.  7. 

•}  Siehe  hierüber  unten  §.  391. 

21* 
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nur  von  dem  Staatsoberhanpte  die  Yerkündnng;  sog.  Pro- 
mulgation oder  Publication,  der  Gesetze  ausgehen 
kann  ^). 

U.  Eben  so  wenig  als  eine  Verfügung;  können  die 
Stände  überhaupt  Bekanntmachungen  irgend  einer  Art 
ohne  landesherrliche  Genehmigung  erlassen  2). 

III.  Sowohl  nach  der  Grundidee  der  repräsentativen  Mo- 
narchie überhaupt,  als  auch  nach  den  sätnmtlichen  jetzt  in 
Deutschland  in  Wirksamkeit  bestehenden  Verfassungen  steht 
es  lediglich  in  dem  freien  Ermessen  des  Souverains, 
ob  er  einem  von  den  Ständen  gefassten  Beschlüsse  die  Sank- 
tion ertheilen  will  oder  nicht  3).  Dabei  ist  es  völlig  gleich- 
gültig,  ob  der  Gesetzentwurf  etwa  von  der  Krone  selbst  aus- 


0  Vergl.  z.  B.  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  VH,  §.  30.  „Der  König 
allein  sanktionirt  die  Gesetze."  —  Baden,  V.-ü.  1818,  §.66.  „Der Gross- 
herzog hest&tigt  und  promulgirt  die  Gesetze."  —  K.  Sachsen,  V.-ü. 
1831,  §.  87.  „Der  König  erlässt  und  promulgirt  die  Gesetze."  (§.  112). 
„Alle  ständischen  Beschlüsse,  welche  auf  eine  Angelegenheit  des 
Landes  Bezug  haben,  bedürfen,  um  wirksam  zu  werden,  der  ausdrück- 
lichen Sanktion  des  Königs."  •—  üebereinstimmt:  S. -Altenburg,  V.-ü. 
1831,  §.  240  a  linea  2.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  95.  —  Braun- 
Bchweig,  n.  L.-O.  1832,  §.145.  „Ein  Beschluss  der  Ständeversammlnng 
erhält  nicht  eher  gesetzliche  Gültigkeit,  als  bis  ihm  die  landesfürstliche 
Zustimmung  ertheilt  und  er  als  Gesetz  promulgirt  ist"  —  Prenssen, 
V.-ü.  1850,  §.  62  a  linea  2.  „üebereinstimmnng  des  Königs  and 
beider  Kammern  ist  zu  jedem  Gesetze  erforderlich."  —  Vergl.  ebendas. 
§.  45.  „.  .  .  Er  befiehlt  die  Verkündigung  der  Gesetze."  ~  Oldenburg, 
revid.  V.-ü.  1852,  art  5  und  140.  —  S.- Coburg- Gotha,  V.-ü.  1852, 
§.  107,  108.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  65.  —  Schwarzburg-Son- 
dershausen, V.-ü.  1857,  §.40.  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.il04. 

<)  Baden,  V.-ü.  1818.  §.  75.  „(Die Kammern)  können  keine  Ver- 
fügungen treffen,  oder  Bekanntmachungen  irgend  einer  Art  er- 
lassen." —  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  247  a  linea  3.  „Alle  Be- 
kanntmachungen der  Landschaft  irgend  einer  Art  erfordern  die  landes- 
herrliche Genehmigung."  —  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850,  art  37. 
„Weder  die  Kammern,  noch  ihre  Ausschüsse  sind  berechtigt,  ohne  Zu- 
stimmung der  Staatsregierung  Aufrufe  oder  Erklärungen  an  das 
Volk  oder  einzelne  Theile  desselben  zu  richten." 

')  Ausdrücklich  sagt  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.145  a  linea 2. 
„Ob  der  Landesfürst  ständischen  Beschlüssen  und  Anträgen  seine  Za- 
Btimmung  ertheilen  wolle,  hängt  von  dessen  freier  Entschlies- 
sung  ab." 
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gegangen  ist  und  die  Zustimmung  der  Stände  ohne  alle  Modi- 
ieirtion  erhalten  hat  oder  nieht^). 

IV.  Die  Verweigerung  der  Sanktion  eines  von  den  Ständen 
berathenen  und  gebilligten  Gesetzentwurfes  wird  insbe- 
scMidere  das  ffirstliohe  Veto  und,  insoferne  dessen  Gebrauch 
allein  von  der  freien  Entschliessung  des  Souyerains  abhängt, 
wie  dies  ohne  Ausnahme  in  allen  deutschen  Bundesstaaten 
der  Fall  ist,  absolutes  Veto  genannt. 

V.  Nur  in  den  Yorwiegend  auf  das  Princip  der  Theilung 
der  Gewatten  gebauten  Verfassungen  einiger  ausserdeuischen 
Staaten  hat  man  dem  Staatsoberhaupte  nur  ein  beschränktes, 
sog.  suspensives,  Veto  beigelc^,  indem  man  den  Grund- 
satz aussprach,  dass  ein  von  dem  Repräsentantenkörper  aus- 
gegangener Gesetzesvorschlag,  wenn  er  in  gewissen  Formen 
imd  Fristen  (wie  z.  B.  auf  drei  verschiedenen  ordentlichen 
Reichstagen)  von  dieser  Körperschaft  unverändert  wiederholt 
worden  war,  ungeachtet  des  eingelegten  Veto  des  Staatsober- 
hauptes von  selbst  als  Gesetz  gelten  soU^). 

VI.  In  Deutschland  war  dieser  Grundsatz  in  die  (Frank- 
furter) Reichs  verfassung  vom  Jahre  1849  aufgenommen®). 


*)  Selbstverständlich  kann  die  Krone  jede  von  ihr  an  die  St&nde  ge- 
bnbchte  Vorlage  in  jedem  Augenblicke,  auch  während  der  ständischen  Be- 
Fathnng  wieder  zurückziehen. 

»)  Z.  B.  in  Norwegen,  V.-ü.  v,  4,  Not.  1814,  §.  79.  —  Spanien, 
V.4J.  ▼.  19.  März  1812,  §.  149.  —  Nach  der  V.-ü.  von  Nordamerika 
V.  1787,  art.  I,  Abschn.  7,  §.  2  und  3  hat  der  Präsident  der  Vereinigten 
Staaten  ein  suspensives  Veto.  Gebraucht  er  dasselbe,  so  muss  die  Bill 
etc.  zurAck  an  das  Haus,  von  dem  sie  ausging;  spricht  sich  in  jedem  der 
beiden  Häuser  wieder  eine  Majorität,  aber  jetzt  von  zwei  Drittheilen,  dafür 
am,  80  soll  sie  Oesetz  sein.  Sendet  der  Präsident  die  Bill  nicht  in  zehn 
Tagen  .unterzeichnet  zurück,  so  ist  sie  ebenso  Gesetz,  als  wenn  er  unter- 
leidrnet  hätte. 

«)  (Frankfurter)  Reichsverfassung  v.  28.  März  1849,  §.  101  a  linea  2. 
„Ist  Ton  dem  Reidistage  in  drei  sich  unmittelbar  folgenden  ord ent- 
liehen Sitzungsperioden  derselbe  Beschluss  unverändert  gefasst  worden, 
so  wird  derselbe,  auch  wenn  die  Zustimmung  der  Reichsregie- 
rang nicht  erfolgt,  mit  dem  Schlüsse  des  dritten  Reichstages  zum 
Gesetz.  Eine  ordentliche  Sitzungsperiode,  welche  nicht  wenigstens  vier 
Wodien  danert,  wird  in  dieser  Reihenfolge  nicht  mitgezählt.'' .—  Die- 
8en>e  Bestimmung  wurde  im  §.  196  bezüglich  der  Abänderungen  in 
der  Beichsverfassung    selbst  ausdrücklich  wiederholt     Damit  war  dem 
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ist  aber  mit  derselben  durchaus  beseitigt  worden''),  und  nl 
auch  mit  dem  von  der  bestehenden  Bundesverfassung 
tionirten  Principe  der  Untheilbarkeit  der  Staatsgewalt  in 
Hand  des  Monarchen  durchaus  unverträglich^). 

VIL  Wo  die  Verfassung  nicht  ausdrücklich  eine  Frist 
stimmt,  innerhalb  deren  der  Souverain  den  BesehlUBsea 
Stände  die  Sanktion  ertheilen  oder  verweigern  soll,  stdit 
ausschliesslich  in  seinem  Belieben,  wie  bald  oder  wie 
seine  Erklärung  kund   geben   will.     Es   gibt   daher  gen 
rechtlich  kein  stillschweigendes  Veto. 

VUI.  Eben  desshalb  kann  auch  der  Thronfolger 
unter  seinem  Vorgänger  bereits  von  den  Kammern  bc 
achteten  und  bewilligten  Gesetze  sanktioniren  und  pubBci 
ohne  dass  eine  nochmalige  Berathung  und  Zustimmong 
Repräsentation  erforderlich  wäre,  wenn  nur  der  Regiend 
Vorgänger  von  seinem  Veto  noch  nicht  ausdrücklichen 
brauch  gemacht  hat.  Desgleichen  kann  auch  der  Thronfo 
die  von  dem  Regierungsvorgänger  bereits  sanktionvten  Gel 
promulgiren  oder  deren  Promulgation  unt^Iassen^). 


Reichstage  die  Möglichkeit  einger&omt,  die  in  der  Reiehsrerfassiag 
gestellte  monarchische  Spitze  (den  Kaiser)   in  gesetzlicher  Form 
abzoschaffen. 

^  Schon  in  dem  BerlinerEntwurfe  einer ReichBverfiüSsmig 
die  in  Note  6  angefilhrten  Sätze  der  Frankfurter  Reich srerfassi 
gestrichen,  womit  sich  das  Erfnrter  Parlament  einverstanden  erkBii 

•)  W.  S.-A.  art.  57.  —  Siehe  oben  §.  334,  344  u.  f.  —  Das  susp 
sive  Veto  kann  überhaupt  in  einem  monarchischen  Staate  ofane  Ol 
für  den  Bestand  dieser  Regierungsform  nur  dann  gewährt  werden, 
diese  selbst  ausserhalb  aller  Discussion  der  Stände  gestellt  ist  — 
merkenswerth  ist  die  Erscheinung,  dass  diel^rone  in  England  berät» 
als  160  Jahre  yermieden  hat,  von  dem  ihr  zuständigen  absolntea 
Grebrauch  zu  machen,  und  statt  dessen  sich  einer  Yermehmng  der 
(§.  360)  bedient,  um  durch  die  Abstimmung  des  Oberhauses  in  üaem 
die  missfälligen  Anträge  des  Hauses  der  Gemeinen  beseitigen  za  li 
wogegen  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  der  Priündeot 
vielfach  sein  suspensives  Veto  gebraucht  hat,  ohne  dass  aoch  m 
einziges  Mal  eines  der  Häuser  des  Gongresses  den  Versuch  genackt 
durch  Wiederholung  eines  Antrages  die  Umwandlung  desaelbeD  ia 
Gesetz  wider  den  WiUen  des  Präsidenten  (siehe  Note  5)  zu  efurins« 

^)  Ein  berühmter  Fall  dieser  Art  ereignete  sich  in  Spanien.  haX 
d.  23.  Sept.  hatte  K  Karl  IV.  an  die  Cartes  die  Proposition  tjelr« 
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IX.  In  mehreren  dentschen  Verfassongsorkunden  sind 
iter  ansdrttckliche  Vorschriften  anfgeDommen  worden,  um 
«Der  übermässigen  Verzögerung  der  ftlrstlichen  Erklärung 
▼orzabengen  ^®).  Jedoch  erklärt  nur  eine  Verfassungsurkunde 
die  Nichteinhaltung  einer  gewissen  Frist  als  stillschweigende 
Verweigerung  der  Genehmigung ^i). 

X.  Wo  förmliche  Landtagsabschiede  durch  die  Verfassung 
Torgeschrieben  oder  herkömmlich  sind,  ist  eben  hierdurch  die 
Krone  zur  Erklärung  über  die  von  den  Ständen  an  sie  ge- 
brachten Anträge  und  Beschlüsse  veranlasste^. 

die  im  alten  spanischen  Staatsrechte  begründete  cognatische  Saccession 
(den  Vorzug  der  Tochter  in  Ermangelung  von  Söhnen  vor  den  Agnaten), 
velche  anter  Philipp  Y.  aufgehoben  und  dafür  die  Thronfolge  nach  dem 
aaüachen  Gesetze  angeordnet  worden  war,  wieder  herzustellen.  Dieser 
Proposition  waren  die  Gortes  durch  einstimmigen  Beschluss  in  Fomi  einer 
PeütioiL  beigetreten,  welche  sofort  die  königliche  Sanktion  erhielt,  die  auch 
den  Gortes  bekannt  gemacht,  aber  bis  zur  Publication  das  Geheimniss 
darüber  za  bewahren  befohlen  wurde.  Die  Publication  erfolgte  erst  unter 
K,  Ferdinand  VII.  am  29.  März  1830.  —  Vergl.  meine  Schrift:  Die 
qwaische  Snccessionsfrage,  Heidelberg  1839,  S.  75  u.  f. 

«•)  IL  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  113.  „Auf  jeden  von  den  Ständen  an 
den  König  gebrachten  Antrag  wird  ihnen  eine  EntSchliessung  und  zwar  im  Ab  - 
lehnungsfalle  unter  Angabe  der  Grün  de,  womöglich  noch  während 
der  St&ndeversammlung,  ertheilt  werden.  Dies  gilt  insbesondere  auch,  wenn 
der  Antrag  auf  Erlassung,  Abänderung  oder  Aufhebung  eines  Gesetzes  ge- 
lichtet war.'*  —  Schwarzburg-Sondershausen  (aufgehobene)  V.-ü. 
1849,  %.  146.  „Vor  dem  Schlüsse  des  Landtages  sind  demselben  die 
Entsdüiessungen  des  Fürsten  auf  die  von  dem  Landtage  gestellten  Anträge 
mitEntheilen.*'  —  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850,  art  40.  „Der  König 
eiihdlt  oder  verweigert  den  Gesetzentwürfen,  welche  die  Zustimmung  beider 
Kammern  erhalten  haben,  seine  Sanktion  entweder  sogleich  nach  der  Vor- 
lage eines  jeden  einzelnen  Gesammtbeschlusses,  oder  spätestens  bei  dem 
Schlüsse  der  Versammlung  im  Landtagsabschiede;  dasselbe  geschieht  hin- 
nchtlich  der  Bescheidung  der  von  den  Kammern  gestellten  Anträge."  (Siehe 
jedoch  auch  Note  13).  —  Knrhessen,  V.-U.  1831,  §.  105.  „Auf  jeden 
Antrag  der  Landstände,  sowie  ihres  Ausschusses,  wird  eine  Beschlussnahme 
imd  zwar,  wenn  diese  dem  Antrage  nicht  entspricht,  mit  Angabe  der 
Gründe  thunlichst  bald  erfolgen." 

«*)  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  109.  „Die  Bestätigung  der 
von  den  Landtagen  beschlossenen  Gesetze  durch  den  Herzog  gilt  als  ver- 
weigert, wenn  die  Verkündigung  derselben  binnen  acht  Wochen 
von  der  Zeit  an  gerechnet,  wo  sie  der  Staatsregierung  mitgetheilt  worden, 
nidit  erfolgt  ist*' 

«)  Siehe  oben  §.  367,  Note  6. 
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XI.  Mitunter  ist  eine  Frist  benannt  worden ,  innerhalb 
deren  der  Sonverain  nicht  zur  Erklärung  gedrängt  werden 
darf"). 

Xn.  Selbst  in  jenen  Verfassungen  aber,  welche  eine  Frist 
für  die  Ertheilung  der  fürstlichen  Sanktion  vorschreiben, 
ist  fast  ohne  Ausnahme  keine  Frist  gesetzt,  binnen  welcher 
die  Verkündigung  (Promulgation  oder  Publication) 
eines  von  dem  Souverain  sanktionirten  Gesetzes  zum  Zwecke 
seiner  praktischen  (xeltung  vorgenommen  werden  Sollte'^). 

Xni.  Die  Anordnung  der  Verkündigung  der  sank^ 
tionirten  Gesetze  steht  ausschliesslich  in  dem  Ermessen  des 
Souverains.  Es  kann  daher  derselbe  auch  allerdings  die 
Promulgation  unterlassen,  wenn  er  dieselbe  nicht  mehr  als 
zweckmässig  erkennen  sollte  ^^). 

XIV.  In  mehreren  Verfassungen  ist  vorgeschrieben,  dass 
bei  der  Verweigerung  der  Genehmigung  landständischer  An- 
träge oder  Beschlüsse  die  Gründe  der  Verweigerung  ange- 
geben werden  sollen*^). 

XV.  Sehr  häufig  ist  vorgeschrieben,  dass  bei  der  Publi- 
cation der  Gesetze  ausdrücklich  die  ertheilte  Zustimmung 
der  Stände  zu  erwähnen  ist^^. 

*>)  S.  z.  B.  in  Bayern,  Ges.  v.  4.  Juni  1848,  die  ständische  Ini- 
tiative betr.  art  YII.  „Dem  Könige  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  seine 
definitive  £nt Schliessung  über  die  also  gefitösten  GesammtbeschlOsse 
auf  ein  Jahr  zu  vertagen,  um  inzwischen  die  noch  nothwendig  er- 
scheinenden Erhebungen  und  Vernehmungen  pflegen  zu  lassen." 

**)  Eine  Ausnahme  machen  nur:  S. -Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852, 
§.  109  (siehe  Noto  11);  und  Schwarzburg-Sondershausen,  (au^^ 
hobene)  Y.-U.  1849,  §.  108  a  linea  2,  in  der  durch  (das  gleichfisdls  an^- 
hobene)  Gesetz  v.  2.  Aug.  1852,  §.  32  erhaltenen  Fassung:  „Die  Ver- 
kündigung muss,  insofeme  nicht  von  dem  Landtage  eine  längere  Frist 
bewilligt  worden  ist,  binnen  vier  Wochen  nach  angezeigter  Zustimmung 
geschehen.'' 

")  Nur  die  (aufgehobene)  Verfassung  von Schwarzburg-Sonders- 
hausen  (siehe  Note  14)  beschränkte  den  Fürsten  in  dem  Rechte,  die 
Publication  zu  unterlassen,  ohne  jedoch  irgend  eine  Rechtsfolge  einer 
solchen  Unterlassung  auszusprechen. 

*«)  So  z.  B.  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  113  (siehe  Note  10).  — 
Braunschweig,  n.  L.-0. 1832,  §.145  a.  E.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831, 
§.  105  (siehe  Note  10). 

^0  l^ie  gewöhnliche  Publicationsformel  der  Gesetze  ist:  „Mit  BeiraÜi 
und  Zustimmung  unserer  getreuen  Stande  verordnen  Wir"  etc.  —  Die 
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§.  374. 

Von  der  Geschäftsbehandlung  auf  den  Landtagen. 

1)  Geschäftsordnung^). 

L  Für  die  Behandlung  der  Geschäfte  in  den  Ständever- 
sammlnngen  bestehen  regelmässig  Geschäftsordnungen, 
loeh  sog.  Landtags  Ordnungen^),  ^^^  ^^  Zweikammem- 
System  eingeführt  ist,  hat  regelmässig  jede  Kammer  ihre  be- 
Bondere  Geschäftsordnung^). 

n.  In  einigen  Staaten  ist  der  Geschäftsordnung  der 
Charakter  eines  wahren  Verfassungsgesetzes  beigelegt^);  in 
anderen  Staaten  dagegen  nur  der  eines  einfachen  Gesetzes^). 

in.  In  der  neueren  Zeit  wurde  es  mehrfach  der  Stände- 
rersammlung  oder  den  einzelnen  Kanmiem  überlassen,  ihre 
Geschäftsordnung  selbst   festzusetzen^);   mitunter   unter.  Vor- 


Erwähnung  der  landständischen  Zustimmung  schreiben  ausdrücklich 
fer:  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  VII,  §.  30.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819, 
J.  172  a  linea  2.  —  K  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.87, 104.  —  Kurhessen, 
V.-ü.  1831,  §.  95.  ~  Braun  schweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  100.  —  Han- 
nover, Ges.  V.  5.  Sept  1848,  §.  65.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852, 
art  140.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  108.  —  Reuss  j.  L., 
V.-ü.  1852,  §.  65.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1857, 
§.  4a  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  104. 

0  Es  gibt  keine  vollständige  Sammlung  der  landständischen  Geschäfts- 
ordnangen.  Einige  finden  sich  in  Pölitz,  europ.  Verf.  und  bei  H.  A. 
Zachariae,  Verf.-6esetze  der  deut  Staaten,  abgedruckt.  —  Vergl.  R.  v. 
Mohl,  Staatsrecht,  Völkerrecht,  Politik,  1860,  Bd.  I,  S.  281—323,  361. 

*)  Diese  Bezeichnung  findet  sich  z.  6.  in  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831, 
§.  137.    ^ 

')  So  z.  B.  in  Baden. 

*)  Dies  war  z.  B.  der  Fall  in  Bayern,  Edikt  über  die  Ständevcr- 
Bamnüung,  als  Beilage  X  zur  V.-ü.  v.  1818  (siehe  aber  unten  Note  6). 

»)  So  z.  B.  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  §.  165. 

•)  So  z.  B.  Preussen,  V.-ü.  1850,  §-  78.  „Jede  Kammer  .  . .  regelt 
ihren  Geschäftsgang  und  ihre  Disciplin  durch  eine  Geschäftsordnung."  — 
Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850,  art  1.  „Jeder  Kammer  kommt  zu,  ihre 
Geschäftsordnung  selbst  festzustellen  und  nach  Bedürfniss  abzuändern, 
unter  Beobachtung  der  nachfolgenden  und  der  sonstigen  über  den  Landtag 
bestehenden  verfieissungsmässigen  Bestimmungen."  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü. 
1852,  §.  87.  „Der  Landtag  .  .  .  regelt  seinen  Geschäftsgang  durch  eine 
Geichältsordnnng." 
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behalt  der  Genehmigung  des  Staatsoberhanptes^),  oder  einer 
Uebereinknnft  mit  der  Staatsregiemng  hinsichtlich  der  ge- 
schäftlichen Beziehungen  des  Landtages  zu  derselben^). 

§.  375. 

2)   Constituirung  des  Landtages. 

a)  WahlprUfimg^). 

I.  Das  erste  Geschäft  einer  Ständeversammlnng  nach  ihrer 
Einberufting  ist  die  Prüfting  der  Wahlen. 

n.  Zu  diesem  Behufe  wird  gewöhnlich,  wenn  nicht  in 
anderer  Weise  eine  gesetzliche  Vorschrift  das  Präsidium  be- 
stimmt, die  Wahlprüfung  unter  dem  Präsidium  des  ältesten 
Mitgliedes  der  Versammlung,  einem  sog.  Alterspräsidenten, 
und  auf  den  Bericht  einer  von  der  Versammlung  ernannten 
Prüfnngscommission.  vorgenommen. 

III.  Beanstandungen  der  Wahlen  können  sowohl  durch 
die  Regierung,  als  durch  Mitglieder  der  Kammern,  als  durch 
Eingaben  ausserhalb  der  Kammer  stehender  Wahlberech- 
tigten veranlasst  werden. 

IV.  Alle  Verfassungsurkunden  erkennen  an,  dass  die 
Ständeversammlung,  beziehungsweise  jede  der  beiden 
Kammern  für  sich,  ausschliesslich  competent  ist, 
über  die  Gültigkeit  der  Wahlen  ihrer  Mitglieder  zu  entscheiden  2). 

')  Z.  B.  Anhalt -Bernburg,  (aufgehobene)  V.-ü.  18ö0,  §.  60: 
„Die  Landtagsverhandlungen  werden  durch  eine  Geschäftsordnung  geregelt, 
welche  der  Sanktion  des  Staatsoberhauptes  bedarf." 

8)  Z.  B.  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  60.  „Die  Standeversammlung  hat 
das  Recht,  sich  eine  Geschäftsordnung  selbst  zu  geben;  diejenigen  Punkte 
indessen,  welche  die  geschäftliche  Beziehung  zur  Staatsregierung  betreffen, 
werden  durch  (Jebereinkunft  geordnet" 

*)  Vergl.  R.  V.  Mohl,  Staatsrecht,  Völkerrecht,  Politik,  Bd.  I  (1860), 
8.  207  flg. 

*)  Vergl.  z.  B.  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  41.  —  Würtemberg,  V.-ü. 
1819,  §.  159.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  87.  —  Preussen, 
V.-ü.  1850,  §.  78.  -  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850,  art.  3.  —  S.-Co- 
burg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  81.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  87.  — 
Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  58.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  124 
hebt  dabei  insbesondere  hervor,  dass  dem  Landtage  auch  darüber  die  Ent- 
scheidung zustehe,  „ob  die  (einem  Gewählten)  angeschuldigte  üebertretnng 
als  eine  nach  der  Volksansicht  entehrende  anzusehen  ist^^ 
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Die  SttudeversammliiDg  oder  Kammer  kann  daher  anch  von 
den  bei  emest  Wahl  anterlanfenen  Unregelmässigkeiten  ab- 
sehen,  was  insbesondere  dann  zu  geschehen  pflegt,  wenn  sich 
henuuatellty  dass  dieselbe  auf  das  Ergebniss  keinen  Einflnss 
gdiabt  hat 

V.  Die  Begiemng  ist  befugt,  an  den  Verhandlungen  ttber 
beanstandete  Wahlen  Antheil  zu  nehmen^),  ohne  jedoch  an 
dem  Ton  der  Ständeversammlang  oder  der  betreffenden  Kammer 
gefassten  Beschlnsse  etwas  abändern  za  können^). 

YL  Findet  eine  Ständeversammlnng  oder  Kammer  die 
Veranstaltung  einer  Untersuchung  am  Wahlorte  fttr  nothwendig, 
80  kann  sie  diese  nicht  selbst  veranstalten,  sondern  hat  deren 
Einleitung  durch  das  Ministerium  zu  veranlassen^). 

§.  376. 

b)    Ernennung   der   Präsidenten^   Schriftführer   und 
ando'en   Beamten    der   Ständeversammlung    oder   der 

Landschaft. 

I.  Wenn  die  Mehrheit  der  verfassungsmässigen  Anzahl 
der  Mitglieder  der  Ständeversammlung  oder  einer  Kammer 
anbeanstandet  geblieben  ist,  so  wählt  dieselbe  nach  Anleitung 
ihrer  Geschäftsordnung  ihren  Präsidenten,  Vicepräsi- 
denten  und  die  Schriftführer,  das  sog.  Bureau,  oder 
überhaupt  ihre  nach  der  Landesverfassung  in  verschiedener 
Weise  benannten  Beamten  und  ebenso  ihre  Ausschüsse, 
d.  h.  durch  die  Geschäftsordnung  angeordneten  Commissionen 
für  die  Bearbeitung  gewisser  G^enstände;  ebenso  wird,  wo 
die  Geachäftsordnung  die  Bildung  von  (Geschäfts)  Abtheilungen, 
flog.  Sectionen,  vorschreibt,  diese  sofort  vorgenommen^). 


')  Auadrttddidi  sagt  dies:  Bayern,  Ges.  yoxd  25.  Juli  1850,  art.  3 
a  linea  dw 

4)  Siehe  die  Gesetze  in  Note  2. 

•)  Siehe  nnten  §.  384,  X. 

•)  VergL  z.  B.  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  45.  —  Würtemberg,  V.-ü. 
1819,  5.  164,  166.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  85.  86.  ~  S.-Mei- 
aingen,  V.-ü.  1829,  §.  54  u.  f.  -  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  67.  - 
S.-Altenburg,  V.-U.  1881,  §.  223  a.  f.  -~  Braunschweig,  n.  L.-0. 
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U.  In  mehreren  Staaten  bat  die  Krone  das  Becht,  den 
Präsidenten  des  Landtages  zu  ernennen  ^)f  oder  unter  mehreren 
ihr  von  dem  Landtage  oder  einer  S[ammer  zu  präsentirenden 
Mitgliedern  zu  wählen '),  oder  doch  den  von  den  St&nden  ge- 
wählten Präsidenten  zu  bestätigen^);  nach  anderen  Ver- 
fassangsgesetzen  bedarf  aber  der  yom  Landtage  oder  der 
Kammer  gewählte  Präsident  keiner  landesherrlichen  Be- 
stätigung^). 

ni.  Wo  Zweikammemsystem  stattfindet,  hat  die  Krone 
regelmässig  das  Recht,  den  Präsidenten  der  ersten  Kammer 
zu  ernennen«). 


1832,  §.  136.  —  Bayern,  Ges.  y.  25.  Juli  1850,  art  4.  —  Preassen, 
V.-U.  1850,  §.  78.  —  Weimar,  rev.  G.-G.  1850,  §.  9.  —  Oldenburg, 
rev.  V.-ü.  1852,  art  125,  126.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1862, 
§.  82.  -  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  87.  —  Waldeck,  V.-ü.  1862, 
§.  60  a  linea  2.  —  VergL  aber  die  Ernennung  des  Vorsitzenden,  Aos- 
schOsse  und  Sectionen,  R.  v.  Mobl,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik, 
Bd.  I  (1860),  8.  285.  292.  2%. 

>)  So  z.  B.  Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.'224.  „Den  Landtagsprid- 
denten  ernennt  der  Landesherr  aus  der  Zahl  der  Abgeordneten  und  Stell- 
vertreter der  Rittergutsbesitzer  vor  dem  Eintritte  jedes  Landtages  auf  die 
Zeit  bis  zum  Beginne  des  folgenden  Landtages.**    (Siehe  auch  Note  6). 

3)  So  z.  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  136.  „Zu  der  Stelle  des 
Präsidenten  und  Vicepräsidenten  werden  für  jede  Stelle  drei 
Candidaten  dem  Landesherm  pr&sentirt,  von  denen  derselbe  Einen  be» 
st&tigt"  —  In  Bezug  auf  die  zweite  Kammer  finden  sich  ähnliche  Be» 
Stimmungen  in  Bayern,  X.  Edikt  zur  V.-ü.  v.  1818,  §.  63  (siehe  aber 
unten  Note  6).  —  Baden.  V.-ü.  1818,  §.  45.  -  Würtemberg,  V.-ü. 
1819,  §.  164.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  86.  —  K.  Sachsen, 
V.-ü.  1831,  §.  72. 

*)  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  54.  „Der  Landmarschall  wird  von 
den  Ständen  bei  dem  Anfange  des  Landtages  aus  der  Klasse  der  Ritter- 
gutsbesitzer durch  einfache  Stimmenmehrheit  gewählt,  und  von  dem  Landes- 
herm bestätigt,  wenn  gegen  den  Gewählten  nichts  einzuwenden 
ist"  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  97. 

»)  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  78.  —  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juü  1850, 
art.  4  (siehe  Note  6).  —  Weimar,  rev.  G.-G.  1850,  §.  9.  —  Nassau, 
Verord.  v.  25.  Nov.  1851,  §.  10  (siehe  Note  6).  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü. 
1852,  art  125.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  82  und  Beü.  ü, 
§.  19.  -  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  87.  —  Waldeck,  V,-ü.  1852,  §.60 
a  linea  2.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.  59. 

«)  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  45.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  164. 
„Den  Präsidenten  der  ersten  Kammer  ernennt  der  Kdnig  ohne  Vor- 
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IV.  Die  Presidenten,  sowohl  die  von  der  Krone  ernannten, 
ih  die  TOD  dem  Landtage  oder  den  Kammern  gewählten, 
Udben  regebnässig  für  die  Dauer  eines  Landtages  in  diesem 
Antof  sofeme  nicht  die  Verfassung  oder  die  Geschäftsordnung 
etwas  anderes  bestimmt^. 

V.  In  einigen  Staaten  finden  sich  mancherlei  besondere 
Einricbtongen,  wie  z.  B.  ein  landschaftliches  Directorium  ®), 
oder  ein  Landsyndikus,  und  zwar  bald  als  ein  Gehülfe  des 


adilag;  Ar  die  Stelle  des  Vice  Präsidenten  werden  von  der  ersten 
Kammer  drei  standesherrliche  Mitglieder  durch  absolute  Stimmenmehrheit 
gewählt,  aus  .welchen  der  König  eines  ernennt"  —  Aehnlich:  Grossh. 
Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  85.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  67.  — 
Bayern,  Ges.Y.  28.  Mai  1852,  Einziger  Artikel:  Der  erste  Präsi- 
dent der  Kammer  der  Beichsr&the  wird  von  dem  Könige  för  die  Dauer 
emes  jeden  Landtages  ernannt  Im  üebrigen  behält  es  bei  den  Bestim- 
MOQgen  des  art  4  des  Ges.  v.  25.  Juli  1850,  den  Geschäftsgang  des  Land- 
tages betreffend,  sein  Verbleiben  (siehe  Note  5).  — -  Von  Prenssen,  siehe 
Note  5.  —  Nassau,  Verord.  v.  25.  November  1851,  §.  10:  ,JDer  Präsident 
der  ersten  Kammer  wird  für  die  Dauer  einer  jeden  Sitzungszeit  von  Uns 
ernannt,  der  der  zweiten  Kammer  von  dieser  gewählt" 

^  Einen  sechsjährigen  Zeitraum  bestimmen:  Würtemberg, 
y.-ü.  1819,  §.  164.  —  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  54.  —  Braun- 
ichweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  136  a.  E.  „Das  Amt  des  Präsidenten  und 
Ykepxtaidenten  erlischt  mit  ihrer  Eigenschaft  als  Abgeordnete."  —  Einen 
kürzeren  Zeitraum  als  die  Dauer  eines  Landtages  erwähnen:  Olden- 
burg, rer.  V.-ü.  1852,  art.  125.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852, 
BeQ.  n,  §.  19.  —  Die  Wahl  von  Präsidenten  auf  kürzere  Zeiträume  als 
die  Dauer  eines  Landtags  (z.  B.  vorübergehend,  auf  je  vier  oder  sechs 
Wochen)  ist  erst  in  den  Bewegungen  des  Jahres  1848  aufgekommen.  Der 
erste  Vorschlag  dazu  findet  sich  in  B.  Mo  hl,  Vorschläge  zu  einer  Ge- 
schällaordnung  des  Terfie^sunggebenden  Reichstages,  Heidelberg  1848, 
S.  10.  —  R  Mo  hl  hebt  aber  selbst  hervor,  dass  dieser  Vorschlag  mit  den 
Geechältsordnungen  aller  (damals)  constituirten  Ständeversamm- 
lungen  und  selbst  mit  der  VerÜEUsung  des  englischen  Parlamentes  und 
der  nordamerikanischen  ünionsyerfassung  im  Widerspruch  stand.  B.  Mohl 
hidt  übrigens  selbst  diese  Einrichtung  nur  für  gerechtfertigt  durch  die 
besonderen  Verhältnisse,  unter  welchen  das  Frankfurter  Parlament  als 
oonstitnirende  Versammlung  zusammentrat,  und  erklärte  sich  ausdrücklich 
gegen  die  Zweckmässigkeit  einer  solchen  Einrichtung  für  regelmässige 
Ständerersammlungen. 

^  So  z.  B.  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  53—55.  —  Es  besteht  das 
landflchaftliche  Directorium  daselbst  aus  dem  Landmarsch  alle  (siehe 
Note  4)  und  zwei  ebenfaUs  von  den  Ständen  aus  ihrer  Mitte,  ohne  Bück- 
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Pülgidenten,  der  von  der  Landscbaft  erwählt  wird^),  bald  n 
Schriftführer  y  Rechtseonsalent  and  Fiskal  der  Ständeyeiaaai 
lung^«).  i 

VI.  Jeder  Ständeversammlang  ist  ein  Dienstpersonal,  d 
Archivare,  Kanzellisten  n.  s.  w.,  beigegdl>en,  dessen  Besofataa 
oder  Honorirong  der  Staatskasse  obliegt ,  sofeme  nicht  «I 
besondere  landschaftliche  Kasse  fttr  solchen  Aufwand  I 
steht  ^0- 

§.  377.  i 

c)   Von   der  Berathungs-   und  •  Beschlussfähigkeit 
Landtages  oder  der  Kammern. 

I.  Die  Verfassttngsorkunden  oder  die  Geschäftsordnn 
bestimmen  regelmässig  eine  Zahl,  in  welcher  die 
des  Landtages  oder  der  Kammern  versammelt  sein 
am  berathschlagen  and  Beschlüsse  fassen  zu  k^n 
Man  pflegt  dies  die  Vollzähligkeit  der  Versammlnng] 
nennen  ^). 


sieht  auf  Klassen,  gew&hlten  landschaftlichen  Vorstehera.  ~j 
halt,  Gesch&fts-Ord.  des  GesarnrnÜandtagB,  1859,  §.  2.  „Der  Lai 
Schafts -ünterdire et or  ist  der  Vorsitzende  des  GesammtLaadta^ 
Vertretang  desselben  in  Yerhinderangsfallen  w&hlt  der  Landtag  umH 
soluter  Stimmenmehrheit  einen  stellvertretenden  Vorsitzenden,  dessea 
st&tigung  Wir  Uns  vorbehalten/'  J 

»)  So  z.  B.  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  223.  225.  —  Er 
der  Landschaft  aus  den  Abgeordneten  gewählt  nnd  vom  Landeahenai 
stätigt  Er  vertritt  den  Landschaftsprftsidenten  in  Abwetenheit  nnil 
hindenmgsfidlen  u.  s.  w. 

<«)  So  z.  B.  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §,  54.  —  Knrkesl 
V.-U.  1831,  §.  103.  104.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  18^,  5. 
S.-Weimar,  rev.  G.-G.  1850,  §.  21  u.  £  —  Schwarzbnrg-Sond 
hausen,  V.-ü.  1857,  §.  60.  —  Anhalt,  Gesammt-Verf.  1869,  §.  49 

")  Vergl.  z.  B.  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  198.  —  S.-Mel; 
gen,  V.-ü.  1829,  §.  61.  62.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.U 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  126.  —  Waldeck,  V.-ü.  18BÄ, 
a  linea  2. 

«)  So  z.  B.  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  74  a  linea  4.    „We  ezvte 
ist  durch  die  Anwesenheit  von  10,  die  zweite  durch  die  Anr 
35  Mitgüedem,  einschliesslich  der  Präsidenten,  vollzählig.*« 


i.  377.  BemthuiigB-  and  BeschlosBftliigkeit  des  Landtages.      335 

n.  Nach  emigen  Verfasenngsgesetzen  ist  die  gleiche 
Zahl  ftir  die  Znlässigkeit  der  Berathung  and  der  Be- 
sehlusafassang  bestimmt^);  nach  anderen  ist  eine  ver- 
sehiedeneZahl  fttr  die  Berathung  and  fOr  die  Beschluss- 
fassiiDg  vorgescluieben  ^).  Einige  Yerfassungsgesetze  be- 
sdir&nken  sich  daraaf,  die  zar  Beschlassfassang  erforder- 
liehe Zahl  za  bestimmen^). 


«)  Baden,  V.-U.  1818,  §.  74.  (siehe  Note  1).  —  Würtemberg, 
T.-ü.  1819,  §.  160.  „Die  erste  Eanuner  wird  dnrcli  Anwesenheit  der 
H&lfte,  die  zweite  Kammer  durch  das  Erscheinen  yon  zwei  Drittheilen 
xhzer  Glieder  als  yollzählig  besetzt  angesehen.'*  §.  175.  „ZurFas- 
sang  eines  gflltigen  Beschlusses  wird  in  jeder  Kammer  die  zur  voll- 
ständigen Besetzung  derselben  (§.  160)  erforderliche  Anzahl  von  Mitgliedern 
eifordert.''  —  Veigl.  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  91.  „Der  Landtag 
ni  &kr  gesetzmässig  constituirt  zu  achten,  wenn  nach  seiner  Einberufung 
weoigstena  zwanzig  Abgeordnete  versammelt  sind/'—  Weimar,  rev.  G.-G. 
1850,  §.  13.  „Der  Landtag  kann  keine  Sitzung  halten,  wenn  nicht 
venigstens  zwei  Drittheile  der  Abgeordneten  zugegen  sind.  Ein  Be- 
schlasB,  wddier  mit  Vernachlässigung  dieser  Bestimmung  gefasst  wird, 
M  ongQltig.*' 

>)  So  z.  B.  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  127.  „Berathungen  der 
Kammern  können  nur  bei  der  Anwesenheit  von  mindestens  der  Hälfte  der 
dnrdi  die  VerfiEussung  bestimmten  Zahl  der  Mitglieder  stattfinden.'*  (§128) 
^eschlasse  können  von  der  ersten  Kammer  nur,  wenn  mindestens  die 
Hälfte  und  von  der  zweiten  Kammer  nur,  wenn  mindestens  zweiDritt- 
thefle  der  verfiEtssungsmässigen  Zahl  der  Mitglieder  der  Sitzung  anwesend 
nnd,  gefiisst  werden.'* 

*)  Gr.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.93.  „Zu  einem  gültigen  Beschlüsse 
gdidit  in  der  ersten  Kammer  die  Abstimmung  von  wenigstens  einem  Drittel 
deijenigen  Mitglieder,  welche  einberufen  werden  mussten  «...  in  der 
zweiten  Kammer  die  Abstimmung  von  wenigstens  27  Mitgliedern.**  — 
Die  Gegenwart  von  zwei  Drittheilen  der  Mitglieder  fordern  zur« gültigen 
Beachlnss&Bsung:  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  75.  —  Braunschweig, 
n.  L.-0.  1832,  §.  139.  —  Nassau,  Verord.  v.  25.  Nov.  1851,  §.  11.  12.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  159.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü. 
1862,  §.  88.  ~  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  92.  —  Waldeck,  V.-ü. 
1862,  §.  57.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.  67.— 
Prenssen,  V.-ü.  1850,  §.  80.  „Keine  der  beiden  Kammern  kann  einen 
Beachluss  fäBaen,  wenn  nicht  die  Mehrheit  der  gesetzlichen  Anzahl  ihrer 
Mitgtieder  anwesend  ist.**  (Durch  Ges.  v.  30.  Mfi  1855,  §.  2  aber  in  Bezug 
a«f  das  Herrenhaus  abgeändert,  so  dass  es  bei  Anwesenheit  von  60  Mit- 
l^tiedem  beschlussfähig  ist).  —  üebereinstimmt:  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli 
1860,  art  25. 
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III.  Nnr  ganz  singalär  ist  an  die  UnvollzäUigkeit  ein« 
Kammer  eine  besondere  Rechtsfolge  geknüpft^). 


§.  378. 

3)  Beschlussfassung  durch  Stimmenmehrheit.     Rechts- 
folgen der  Stimmengleichheit. 

I.  Die  Beschlüsse  werden  regelmässig  bei  vollzähliger 
Versammlung  (in  dem  oben  §.  377  angegebenen  Sinne)  nach 
einfacher  Stimmenmehrheit  gefasst^).  Mitunter  ist  aber 
zur  Beschlussfassung  über  gewisse  Gegenstände,  namentlich 
über  Yerfassungsveränderungen  die  Zustimmung  einer 
grösseren   Mehrheit   erfordert 2).     Zu  Wahlen   von   Mit- 


»)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  161.  „Sollte  bei  der  Einberofung 
eines  Landtages  eine  der  beiden  Kammern  nicht  in  der  nach  §.  160  er- 
forderlichen Anzahl  zusammenkommen,  so  wird  sie  als  einwilligend  in 
die  Beschlüsse  der  anderen  angesehen.  Jedoch  steht  in  diesem  Falle 
den  erschienenen  Mitgliedern  der  unvollzähligen  Kammer  frei,  den 
Sitzungen  der  anderen  mit  Stimmrecht  beizuwohnen.*' —  Grh. 
Hessen,  V.-U.  1820,  §.  94.  „Wenn  eine  Kammer  nicht  auf  die  Art  be- 
setzt ist,  welche  . . .  zur  Fassung  gültiger  Beschlüsse  gefordert  wird,  so 
wird  die  unvollständig  besetzte  Kammer  als  einwilligend  in  die 
Beschlüsse  der  anderen  Kammer  angesehen/' 

«)  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  74.  „Jeder  gültige  Beschluss  einer 
Kammer  erfordert,  wo  nicht  ausdrücklich  eine  Ausnahme  festgesetzt  ist, 
absolute  Stimmenmehrheit  bei  vollzähliger  Versammlung.  (Vergl. 
ebendas.  §.  65).  —  Ebenso  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  93.  —  S.-Mei- 
ningen,  V.-ü.  1829,  §.  85  a  linea  2  und  §.  95  a  linea  3  (siehe  Note  2).  — 
K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  128  a  Hnea  2.  —  Kurhessen,  V.-U.  1831, 
§.75. —Braunschweig,  n.  L.:0. 1832,  §.  140.—  Preussen,  V.-U.  1850, 
§.80.— Bayern,  Ges.  v.  25.  Juü  1850,  §.  32. —  S. -Co bürg- Gotha,  V.-ü. 
1852, §.88.  —Waldeck,  V.-U,  1852,  §.  62  a  linea  2.  —  Schwarzburg- 
Sondershausen,  V.-U.  1857,  §.  68.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819, 
§.  176.  „ Stimmenmehrheit,  welche  nach  Beschafienheit  des  Gegen- 
standes eine  absolute  oder  relative  sein  kann.*'  —  Reuss  j.  L., 
V.-U.  1852,  §.  93  a  linea  2.  „Die  Minderheit  muss  sich  der  Mehrheit 
unterwerfen." 

*)  Baden,  V.-U.  1818,  §.64.  „Kein  Gesetz,  das  die  Verfassungs- 
urkunde  ergänzt,  erläutert  oder  abändert,  darf  ohne  Zustimmnng 
einer  Mehrheit  von  zwei  Drittel  der  anwesenden  Ständeglieder  einer 
jeden  der  beiden  Kammern  gegeben  werden."  —  Ebenso:  Würtemberg, 
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{fiedem  der  AusschtUse,  CommiBBionen  a.  dergl.  genüget  aber 
gewöhnlich  relative  Stimmenmehrheit^). 

II.  BegelmäBflig  hat  der  Präsident  des  Landtages  oder 
der  Kammer^  eine  Stinmie^). 

in.  Bei  Stimmengleichheit  legen  einige  Verfassnngs- 
n^nnden  dem  Präsidenten  sofort,  oder  doch  nach  erfolgloser 
Wiederholung  der  Abstimmung  eine  entscheidende  Stimme 
bei^);  nach  anderen  Verfassungen  gilt  bei  Stimmengleichheit 
der  Antrag  sofort,  oder  ebenfalls  nach  erfolgloser  abermaliger 
Abstimmung  als  abgelehnt^). 


Y.-Ü.1819,  §.176  a.E.  — Braunschweig,  n.L.-0. 1832,  §.141.  — Bayern, 
V.-U.  1818,  Tit  X,  §.  7  fordert  hierzu  Anwesenheit  von  dr  e i  Vi  e  r  t  h  e  i  1  e  n  der 
ver&ssungsmässigen  Zahl  der  Mitglieder  und  Stimmenmehrheit  von  zwei 
Drittheilen  der  Anwesenden.  —  üebereinstimmt:  E.  Sachsen, 
V.-U.  1831,  §.  152.  (Ueber  andere  Fälle  siehe  noch  K.  Sachsen,  V.-ü. 
1831,  §.  128  a  linea  2  resp.  §.  92  und  103).  —  Mehrheit  von  drei 
Stimmen  fiber  die  Hälfte  der  anwesenden  Stimmen  fordert  „bei  Gesetzen 
ftber  Gegenstände  des  bürgerlichen  und  peinlichen  Rechtes,  und  Alles, 
was  nicht  den  ünterthanen  heue  Abgaben  auflegt":  S.-Meiningen, 
V.-ü.  1829,  §.  85.  —  Ausdrücklich  erklärt  dagegen  auch  bei  Verüässungs- 
ändenmgen  die  gewöhnliche  absolute  Stimmenmehrheit  für 
genügend:  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  107,  „fordert  jedoch  zwei  Ab- 
stimmungen,  zwischen  welchen  ein  Zeitraum  von  wenigstens  21  Tagen 
liegen  muss." 

5)  Vergl.  z.  B.  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  74  a  linea  3. 

4)  Ausdrücklich  sagen  dies  z.  B.  E.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  128 
a  linea  2.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  161,  §.  1. 

B)  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  74.  „Bei  gleicher  Stimmenzahl  gibt  die 
Stimme  des  Präsidenten  die  Entscheidung.  Tritt  der  Fall  ein,  dass 
in  Finanzsachen  die  Stimmen  beider  Kammern  zusammengezählt  werden 
mflssen,  so  entscheidet  bei  Stimmengleichheit  die  Stimme  des  Präsidenten 
der  zweiten  Kammer/'  —  üebereinstimmt  bezüglich  der  Behandlung  der 
Finanzgegenstände:  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.181, Nr. 3.  —  KSach- 
len,  V.-ü.  1831,  §.  128  a  linea  3.  „Wenn  Gleichheit  der  Stimmen  ein- 
tritt, so  ist  die  Sache  in  einer  folgenden  Sitzung  wieder  zum  Vortrage  zu 
bringen.  Würde  auch  in  dieser  Sitzung  eine  Stimmenmehrheit  nicht  er- 
langt, so  gibt  die  Stimme  des  Präsidenten  den  Ausschlag."  —  Ebenso: 
Kurh essen,  V.-ü.  1831,  §.  75. 

•)  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850,  art.  32.  „Bei  Stimmengleichheit 
wird  der  in  Berathung  gezogene  Vorschlag  als  verworfen  betrachtet."  — 
üebereinstimmt:  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  62  a.  E.  —  Oldenburg, 
rev.  V.-ü.  1852,  art  161,  §.  2.    „Wenn  bei  der  ersten  Abstimmung  sich 

Z  9  p  f  1 ,  Staatsrecht.  5.  Aufl.  n.  22 
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lY.  Einige  Verfassnngen  enthalten  t&r  den  Fall  d^ 
Stimmengleichheit  ganz  singulare  Bestimmungen^). 

§.  379. 

4)  Von  der  Berathung  und  Vorbereitung  der  Ab- 
stimmung. 

I.  Berathnngen  eines  Landtages  oder  einer  Kammer  können 
veranlasst  werden  1)  durch  landesherrliche  Vorlagen  (Propo- 
sitionen): 2)  durch  Anträge  von  Mitgliedern  (Motionen); 
3)  durch  Eingaben  (Petitionen)  anderer  Personen^). 

II.  Alle  diese  Anträge  mttssen  schrilftlich  an  den  Landtag 
oder  die  Kammer  gebracht  werden^). 

IIL  Begelmässig  findet  sich  die  Vorschrift,  dass  die  von  der 
Staatsregierung  an  den  Landtag  oder  eine  Kammer  gebrachten 
Vorlagen  vor  allen  anderen  Gegenständen  erledigt  werden 
sollen^). 


Stimmengleichheit  ergeben  hat,  so  soll  dieselbe  —  und  sswar,  wenn  der 
Präsident  es  für  angemessen  erachtet,  erst  in  der  folgenden  Sitzung  — 
wiederholt  werden,  und  wenn  auch  die  zweite  Abstimmung  zu  einem  Be- 
schlüsse durch  absolute  Stimmenmehrheit  nicht  geftüirt  hat,  so  ist  der  zur 
Abstimmung  gebrachte  Antrag  als  abgelehnt  zu  betrachten."  —  Aehn- 
lich:  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.  69. 

7)  Gr.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  93  a  linea2.  „Bei  Stimmengleich- 
heit entscheidet  der  Antrag  der  Regierung,  bei  anderen  Gegen- 
ständen die  Meinung  für  das  Bestehende,  und  bei  Beschwerden 
gegen  öffentliche  Behörden  oder  Einzelne,  die  diesen  günstigere  An- 
sicht" —  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  95  a  linea  3.  „Die  Entscheidung 
der  dem  Landtage  vorgelegten  Fragen  erfolgt  nach  einÜEUsherStimmenmiehr- 
heit.  Bei  Stimmengleichheit,  welche  sich  nach  einmal,  an  einem 
anderen  Tage,  wiederholter  Abstimmung  noch  erhält,  entscheidet  der 
Landesherr." 

I)  Ausdrücklichgibt diese  Au&äblung:  S.-Meiningen,  7.-11.1829, §.93. 

*)  Den  landesherrlichen  Propositionen  werden  auch  die  Motive  jeder- 
zeit schriftlich  (meistens  gedruckt)  beigefügt;  die  Begründung  der  Mo- 
tionen von  Ständegliedem  wird  zwar  regelmässig  mündlich  vorgetragen 
oder  verlesed,  aber  sodann  auch  auf  dem  Tische  des  Hauses  niedergelegt 
Ueber  Petitionen  dritter  Personen  siehe  unten  §.  412. 

»)  Z.  B.  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  Vü,  §.  22  a  linea  3.  „.  .  .  Die 
Stände  sind  verbunden,  in  ihren  Sitzungen  die  von  dem  Könige  an  sie  ge- 
brachten Gegenstände  vor  allen  übrigen  in  Betracht  zu  nehmen."  —  Uebei^ 
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lY.  Hiiiffichtlich  der  Motionen^  welche  ein  Hitglied  machte 
oder  der  Petitionen  dritter  Personen,  findet  eich  hänfig  die  Vor- 
sehrift,  dass  sie  nur  dann  znr  Berathnng  und  Abstimmnng 
kommen,  wenn  sie  von  einem  oder  mehreren  Mitgliedern  der 
Yanammlnng  nntersttttzt  werden^). 

y.  Die  Bestimmung  der  Gegenstände,  welche  in  einer 
Stnng  znr  Berathnng  nnd  Abstimmnng  kommen  sollen,  und 
die  Reihenfolge  derselben  (sog.  Festsetzung  der  Tages- 
ordnung) ist  Sache  des  Präsidenten. 

VI.  Regelmässig  werden  die  zur  Berathnng  geeigneten 
Gegenstände  an  Commissionen  oder  Abtheilnngen  zur  Bericht- 
erstattung verwiesen.  In  Bezug  auf  die  landesherrlichen 
Propositionen  ist  nicht  selten  schon  durch  die  Yerfassungs- 
gesetze  vorgeschrieben,  dass  dieselben  vor  der  Berathnng 
durch  Commissionen  bearbeitet  und  begutachtet  werden 
müssen  ^). 

Vn.  Die  CommiBsionsberichte  haben  mit  bestimmten  An- 
trägen auf  Zustimmung  oder  Ablehnung  der  Vorlagen,  oder 
mit  Vorschlägen  auf  Abänderung  derselben,  welche  der  Kammer 
oder  dem  Landtage  zur  Aneignung  empfohlen  werden,  zu 
sddiessen. 

Vm.  Auch  jedes  Mitglied  kann  im  Laufe  der  Discussion 
Anträge  auf  Abänderungen  der  Vorlagen,  so  wie  auch  be- 
züglich der  Fragestellung,  machen,  welche  regelmässig 
ebenfalls  dem  Präsidium  schriftlich  zu  überreichen  sind,  und 
nur  dann,  wenn  sie  gehörige  Unterstützung  gefunden  haben, 
znr  Abstimmung  gebracht  werden. 

IX.  Ueber  derartige  Abänderungsvorschläge  wird  jederzeit 
zuerst,  d.  h.  vor  der  Abstimmung  über  die  Gommissionsanträge 

emstnnmt:  Bayern,  Ges.  y.  25.  Juli  1850,  art.  32  a  linea  2.  —  S.-Mei- 
ningen,  V.-ü.  1829,  §.  94.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  80.  — 
S.-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  237. 

«)  Z.  B.  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  93  c 

5)  Z.  B.  Baden,  V.-U.  1818,  §.  70.  „Kein  landesherrlicher 
Antrag  kann  zur  Discussion  und  Abstimmung  gebracht  werden,  bevor  er 
nicht  in  besonderen  Commissionen  erörtert  und  darüber  Vortrag  erstattet 
Verden  ist"  —  üebereinstimmt:  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850,  art.  22.— 
VergL  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  173.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü. 
1^20,  §.  92.  -  K  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  12a  124.  —  Weimar,  rev. 
G.-G.  1850,  §.  31. 

22* 
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gestimmt  y  weil  diese  hierdurch  möglicherweise  ganz  beseitigt 
werden  können.  Unter  mehreren  AbänderangSTorschlägen 
sind  diejenigen,  welche  am  Weitesten  von  den  Commissions- 
antragen  abweichen,  zuerst  zur  Abstimmung  zu  bringen. 

X.  Die  Kammer  oder  der  Landtag  kann  jederzeit,  wenn 
die  Discussion  dazu  Veranlassung  gibt,  die  Abstimmung  aus- 
setzen und  den  Gegenstand  zur  abermaligen  Berichterstattong 
an  die  Gommission  zurückverweisen. 

XI.  Die  Gommissionsberichte  werden  regelmässig  schrifUich 
erstattet 

XII.  Bei  der  Berathung  (Discussion)  sind  den  Ständegtie- 
dem  regelmässig  nur  mündliche  Vorträge  gestattet^). 

§.  380. 
5)  Von  der  Abstimmimg. 

I.  Der  Natur  der  Sache  nach  ist  jedes  anwesende  Hit- 
glied verpflichtet,  bei  der  Abstimmung  seine  Stimme  abzu- 
geben*), sofeme  nicht  die  Verfassungsurkunde,  oder  die  Ge- 
schäftsordnung, oder  das  partikuläre  Herkommen  eines  Lai^d- 
tages  oder  einer  Kammer  ihm  gestattet,  oder  zur  Pflicht 
macht,  sich  der  Abstimmung  zu  enthalten. 

IL  Letzteres  ist  der  Fall,  wenn  die  Berechtigung  oder 
Verpflichtung  eines  Ständegliedes  zum  Sitze  in  der  Kammer 
in  Frage  steht,  oder  wenn  ein  Ständeglied  eine  nach  der 
Geschäftsordnung  zulässige  Beschwerde  gegen  ein  anderes 
Mitglied  erhebt,  in  welchem  Falle  sowohl  der  Beschwerde- 
führer als  der  Beschuldigte  sich  der  Abstimmung  zu  enthalten 
haben,  oder  wenn  überhaupt  ein  Ständeglied  die  Entscheidung 


6)  Z.  B.  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  77.  „Nur  den  landesherrlichen Com- 
missarien  und  den  Mitgliedern  der  ständischen  Commissionen  wird  ge- 
stattet, geschriebene  Reden  abzulesen,  allen  übrigen  Mitgliedern  sind  blos 
mündliche  Vorträge  gestattet"  —  üebereinstimmt:  S.-Altenburg,  V.-ü. 
1831,  §.  242.  -  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  171  erlaubt  das  Vorlesen 
schriftlicher  Beden  ausserdem  noch  „den  Mitgliedern,  welche  einen  Gegen- 
stand zur  Berathung  in  Antrag  bringen,  d.  h.  eine  Motion  machen." 

*)  Z.  B.  Bayern,  Ges.  t.  25.  Juli  1850,  art.  29.  ,,An  der  Abstim- 
mung  TheU.zu  nehmen,  ist  jedes  anwesende  Mitglied  yerpflichtet." 
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der  Kammer   in  einer  rein  persönlichen  Angelegenheit  in  An- 
sprach nimmt  ^). 

ni.  Die  Abstimmung  geschieht  nach  den  Bestimmungen 
der  Verfassnngsgesetze  nnd  Geschäftsordnungen  in  verschie- 
dener Weise  9  wobei  besonders  die  Art  der  Gegenstände  der 
ItMÜmmangen  in  Betracht  kommt;  entweder  öffentlich  durch 
Aa&tehen  und  Sitzenbleiben  3) ,  oder  durch  Namensaufruf^), 
oder  geheim  durch  Kugelung^),  oder  durch  Stimmzettel^). 

IV.  Bei  Gesetzen  nnd  anderen  Vorlagen ,  welche  aus 
mehreren  Artikeln  bestehen ,  pflegt  zuerst  über  die  einzelnen 
Artikel  und  dann  über  das  Ganze  abgestimmt  zu  werden. 
Dabei  ist  es  ein  vollkommen  richtiges  parlamentarisches  Ver- 
halten, wenn  Mitglieder,  welche  in  der  Minorität  gegen 
einzelne  Artikel  gestimmt  haben,  nichtsdestoweniger  für 
die  Annahme  des  Ganzen  stimmen.  Hierdurch  gibt  der 
Stimmende  zu  erkennen,  dass  er  die  ihm  missfälligen  Artikel 
nicht  als  das  Wesentliche  in  der  Vorlage  betrachtet  und 
hinsichtlich  derselben  seinen  Widerspruch  als  durch  den  ent- 
gegenstehenden Majoritätsbeschluss  beseitigt  anerkennt.  Wollte 
man  jedes  Ständeglied,  welches  gegen  einzelne  Artikel  oder 
Sitse  gestimmt  hat,  desshalb  flir  verpflichtet  erklären,  auch 
sofort  gegen  das  Ganze  zu  stimmen,  so  würde  schwerlich  je 
ein  Gesetz  oder  andere  Vorlage  von  nur  einigem  Umfange  in 
den  Kammern  erledigt  werden  können. 


<)  Diese  F&lle  z&hlt  namentlieh  auf:  Bayern,  Ges.  t.  25.  Juli  1850, 
axt.  29. 

«)  Z.  B.  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850,  art.  31. 

«)  Z.  B.  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  74.  „Man  stimmt  ab  mit  lauter 
Stiiimie  und  den  Worten:  Einverstanden  oder  Nicht  einver- 
itanden!''  —  Ebenso:  S.-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  241.  —  Bayern, 
Ges.  T.  25.  Juli  1850,  art.  31.  „üeber  das  Ganze  von  Gesetzen  muss 
jedenfüls  öffentlich  mittelst  Namensaufrufes  abgestimmt  werden.''  — 
Mitimter  bestimmen  Geschäftsordnungen,  dass  mittelst  Namensaufrufes  ge- 
stimmt werden  muss,  wenn  es  eine  gewisse  Anzahl  der  Ständeglieder  be- 
antragt 

s)  S.-Meiningen,  Y.-ü.  1829,  §.  95  a  linea  2:  „Auf  den  Antrag 
dnes  einzigen Deputirten  muss  geheim,  d.  h.  mit  schwarzen  oder  weissen 
Kugeln,  abgestimmt  werden.'' 

<)  Durch  Stimmzettel  wird  gestimmt  bei  der  Wahl  von  Präsidenten, 
Schiifll&hrem,  Commissionen  u.  dergl. 
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§.  381. 

6)  ünwidemiflichkeit  der  Beschlüsse.     Protestationen. 

Separatvota, 

I.  Hat  eine  Kammer  oder  ein  Landtag  einmal  einen  der 
Geschäftsordnung  gemässen  endgültigen  Beschlass  gefasst,  so 
kann  die  Versammlung  in  derselben  Sitzungsperiode  von  einem 
solchen  Beschlüsse  nicht  mehr  abgehen,  wenn  nicht  eine 
neue,  der  Geschäftsordnung  gemässe  Veranlassung  zu  erneuerter 
Behandlung  des  erledigten  Gegenstandes  eintritt,  wie  z.  B.  da, 
wo  Zweikammemsystem  besteht,  ein  Abänderungsvorschlag! 
der  von  der  anderen  Kammer  ausgeht  Mitunter  ist  da,  wo 
das  Einkammernsystem  besteht,  zu  einem  Abgehen  der  Stände- 
versammlung von  ihrem  Beschlüsse  die  Zustimmung  des 
Ministeriums  vorgeschrieben  ^). 

U.  Gemeinrechtlich  sind  die  einzehnen  Ständeglieder  für 
befugt  zu  achten,  Verwahrungen  gegen  landständische 
Beschlüsse  zu  Protokoll  zu  geben;  es  wird  jedoch  hierdurch 
der  Gültigkeit  eines  Beschlusses  an  sich  nichts  abgebrochen  ^). 

in.  Nur  in  einigen  Verfassungsurkunden,  mach  welchen 
das  Princip  der  Repräsentation  auf  Standesklassen  beruht^ 
ist  den  Mitgliedern  gewisser  Standesklassen  das  Recht  beige- 
legt, durch  ein  von  der  Standesklasse   als  solcher  aufl- 


0  SchwarEburg-Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.  70:  „Beschlüsse 
durch  welche  der  Landtag  Vorlagen  der  Staatsregierang  angenommen 
hat,  können  von  demselben  nur  mit  Zustimmung  des  Ministeriums  wieder 
an^gfehoben  werden." 

*)  In  diesem  Sinne  spricht  sich  aus:  Braunschweig,  n.  K-0. 1832, 
§.  144.  „Die  Wirkung  und  Beförderung  eines  gefiskssten  Beschlusses  darf 
weder  durch  Verwahrungen,  noch  durch  Berufung  auf  die  höchste  Ent- 
scheidung, noch  auf  andere  Weise  aufgehalten  oder  gehindert  werden, 
sondern  jedes  ständische  Mitglied  muss  sich  das  Resultat  der  Abstimmung 
schlechterdings  gefallen  lassen.  Gleichwohl  steht  es  einzelnen  oder  mehreren 
Abgeordneten  frei,  ihre  besondere  Meinung  schriftlich  auszuführen  und  zu 
verlangen,  dass  ihre  Ausführung  mit  dem  Beschlüsse  der  Landschaft  der 
Landesregierung  mitgetheilt  werde."  —*  Reuss  j.  L.,  Y.-U.  1852,  §.  93. 
„Ein  Beschluss  des  Landtages  kann  weder  durch  Protestation,  noch  doich 
Berufiing  auf  höchste  Entscheidung,  noch  auf  andere  Weise  gehindert 
werden.** 
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gdiendes  Separatvotam  einen  Beschlnss  der  VerBamndang  zu 
Tefhindem  3),  oder  doch  die  besondere  Entscheidung  des  Landes- 
berm  zu  veranlassen^). 


>)  Brannschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  142.  „Wenn  eine  Ab&ndenmg 
in  der  Vertretung  einer  der  drei  Standesklassen  vorgenonunen  werden  soll, 
to  rntua  die  Mehrzahl  der  Abgeordneten  des  beOieiligten  Standes  der  ftLr 
tie  Aendenmg  stimmenden  erforderlichen  Mehrheit  beigetreten  sein.*' 
(§.  143).  „Wird  ein  solcher  Vorschlag  abgelehnt  und  auf  dem  (nächsten 
Landtage  wieder  vorgebracht,  hat  derselbe  alsdann  wiederum  die  Mehrheit 
der  Stimmen  des  betheiligten  Standes  gegen  sich,  bilden  aber  zugleich 
tSmmtlicbe  ftlr  denselben  abgegebene  Stimmen  die  erforderliche  Mehrheit 
der  Stnnmenzahl  der  ganzen  Stfindeversammlung,  so  ist  der  Vorschlag  an- 
genonmien.''  —  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831  §.  244.  „Wenn  Gerechtsame 
einer  einz^nen  der  drei  Klassen  von  Abgeordneten  in  Frage  kommen, 
so  mnss,  um  die  Gültigkeit  eines  Beschlusses  durch  Stimmenmehrheit 
za  erlangen,  die  Mehrzahl  der  anwesenden  Abgeordneten  des  bet hei- 
ligten Standes  ~  welchen  dabei  das  Recht  einer  abgesonderten 
Beralhong  Aber  die  fragliche  Angelegenheit  zusteht  ~  dieser  Stimmen- 
nehrheit  beigetreten  sein.  Im  Gegenfalle  wird  die  Vermittelnng  und  nach 
Befinden  Entscheidung  des  Landesherrn  in  Anspruch  genommen,  welche 
jederzeit  unter  Anfahrung  der  Gründe  ertheilt  wird." 

«)  S.-Meiningen,  V.-U.  1829,  §.  96.  „Sollte  ein  Stand  sich  durch 
einen  Beschluss*  des  Landtages  in  seinen  wohl  erworbenen  Hechten  be- 
eintrtditigt  erachten,  so  bleibt  demselben  nachgehissen,  bei  dem  Landes- 
hem,  unter  Darlegung, seiner  Gründe,  in  einer  besonderen  Vorstellung 
dacanf  anzutragen,  dass  dem  Beschlüsse  die  höchste  Genehmigung  versagt 
werde.  Ergibt  sich  bei  genauerer  Prüfung  des  Beschlusses  eine  solche  Be- 
theiligung,  und  ist  derselbe  etwa  nicht  ganz  zu  verwerfen,  so  wird  derselbe 
zu  nochmaliger  Berathung  und  gütlicher  Vereinigung  an  den  Landtag 
zurOckgewiesen.  Kommt  auch  dann  eine  Vereinigung  nicht  zu  Stande,  so 
tritt  landesherrliche  Entscheidung  ein.''  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831, 
§.  129.  jjDie  Abstimmungen  geschehen  von  den  einzelnen  Mitgliedern  ohne 
BAckücht  auf  die  Verschiedenheit  der  Stände.  Es  ist  jedoch  den  Abge- 
ordneten der  Rittergutsbesitzer,  der  Städte  und  des  Bauernstandes  in  der 
zweiten  Kammer  erhuibt,  wenn  wenigstens  drei  Viertheile  der  An- 
wesenden ihren  Stand  in  seinen  besonderen  Hechten  oder  Interessen 
durch  den  Beschluss  der  Mehrheit  für  beschwert  achten,  eine  Separat- 
stimme abzugeben.  Eine  solche  Separatstimme  muss  in  die  Erklärung  det 
St&ndeversammlung  neben  dem  Beschlüsse  der  Mehrheit  angenommen  und 
mit  an  die  Begierung  gebracht  werden."  —  Gleiche  Erlaubniss  zur  Abgabe 
einer  Separatstimme  ertheilt:  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  76  den 
Altgeordneten  eines  Standes  oder  eines  von  den  HaupÜanden  abge- 
sonderten Bezirkes,  wenn  sie  „einhellig  den  Stand,  aus  welchem  sie 
abgeordnet  worden,  in  seinen  wo  hlerworbenen  Rechten,  oder  den  Bezirk, 
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§.  382. 

7)   Angabe   der  Beweggründe  bei  Ablehnung  landes- 
herrlicher Vorschläge.     Verbot   der  Wiederholung  ab- 
gelehnter Anträge  in  derselben  Sitzungsperiode. 

I.  In  mehreren  Verfassungsorkunden  findet  sich  die  Vor- 
Schrift,  dass  bei  Ablehnung  landesherrlicher  Vorschläge  Ton 
dem  Landtage  die  Grttnde  der  Ablehnung  angegeben 
werden  müssen^).  Nach  anderen  Verfassungen  ist  dies  auch 
bei  Anträgen  auf  Abänderungen  von  Gesetzes  vorschlagen  \ 
oder  auch  bei  Ablehnung  der  Anträge  einer  Kammer  durch 
die  andere  zu  beobachten  3).  Wo  keine  solche  ausdrtlckliche 
Vorschrift  besteht,  ist  dies  nicht  als  selbstverständlich  zu  be- 
trachten. 

U.  Regelmässig  findet  sich  in  den  Verfassungen  die  Vor- 
schrift, dass  Gesetzesvorschläge  und  Anträge,  welche  in  einer 
Kammer  oder  auf  einem  Landtage  verworfen  oder  abgelehnt 
worden  sind,  in  derselben  Sitzungsperiode  nicht,  oder  doch 
nur  in  verändertem  Masse,  wieder  vorgebracht  werden 
dürfen*). 


nach  dessen  eigenthümllchen  Verhältnissen,  durch  den  Beschloss  der 
Mehrheit  für  beschwert  erachten.  Eine  solche  Standes-  oder  Bezirks- 
abstimninng  hat  die  Wirkung,  dass  sie  in  die  von  dem  Landtage  ergehende 
Erklärung,  neben  dem  Beschlüsse  der  Mehrheit  aufgenommen  werden 
muss ;  und  es  bleibt  der  Staatsregienmg  überlassen,  die  gedachte  Erklärang 
in  Bezug  auf  den  betreffenden  Stand  oder  besonderen  Bezirk  nach  Mass* 
gäbe  der  ausser  Zweifel  gesetzten  eigenthümlichen  Verhältnisse  zu  berück- 
sichtigen." 

*)  Z.  B.  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  209.  (Siehe  auch  die  in 
Note  2  angeführten  Verfassungen). 

«)  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  93.  „Die  ständische  Erklärung,  wo- 
durch entweder  ein  Gesetzvorschlag  ganz  abgelehnt  wird,  oder  Ver- 
änderungen dabei  beantragt  werden,  muss  die  Angabe  der  Beweggründe 
enthalten."  —  Ebenso  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  139.  —  Beuss 
j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  73. 

3)  Z.  B.  Würtemberg,  V.-ü.  J819,  §.  140. 

*)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  VII,  §.  28.  —  Würtemberg,  V.-ü. 
1819,  §.  183  (siehe  §.  383,  Note  9).  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820, 
§.  91.  —  K,  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  94.  95.  —  Preussen,  V.-ü.  1850, 
§.  64  a  linea  2.  —  Weimar,  rev.  G.-G.  1850,  §.  60.  —  Reuss  j.  L.', 
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§•  383. 

8)  Von   dem  Verfahren,  um  bei  Zweikammernsystem 
die  üebereinstimmung  beider  Kammern  herbeizuführen, 

L  Wo  zwei  Eammern  bestehen,  kann  ein  Beschlnss  der 
einen  Kammer  nur  dann  zur  Vorlage  an  die  Krone  gebracht 
werden,  oder  überhaupt  eine  praktische  Bedeutung  haben,  wo 
die  Verfassung  dies  ausdrücklich  zulässt,  z.  B.  bei  der  Ab- 
fassang  einer  Antwort  auf  die  Thronrede*),  oder  wo  die  Ver- 
fassung auch  einer  Kammer  allein  das  Recht  der  Petition, 
oder  des  Gesetzesvorschlages ,  oder  der  BeschwerdefQhrung, 
oder  Anklage  der  Minister  gestattet^). 

II.  In  allen  anderen  Fällen  gilt  der  Grundsatz,  dass 
nur  solche  Beschlüsse,  worüber  beide  Kammern,  nach  gegen- 
seitiger Mittheilung,  einverstanden  sind,  an  den  Souverain  ge- 
braeht  und  von  demselben  bestätigt  werden  können^). 

m.  Der  regelmässige  Weg,  um  eine  Uebereinstim- 
rnung    der   beiden  Kammern  herbeizuführen,    besteht   in  der 


V.-U.  1852,  §.74.  —  Eine  eigenthamliche  Bestimmung  enthält  Hannover, 
Ges.  T.  5.  Sept  1848,  §.  66.  „Werden  zu  einem  Gesetzentwürfe  Zusätze 
oder  Aendenmgen  von  den  Ständen  beschlossen,  die  der  König  zu  ge- 
nehmigen Anstand  nimmt,  und  findet  Sich  der  König  bewogen,  den  Gesetz- 
entwmf  entweder  unverändert,  oder  unter  Berücksichtigung  genehmigter 
sdüidlflcher  Anträge,  voUständig  redigirt,  anderweit  an  die  Stände  gelangen 
ZB  lassen,  so  sind  letztere  verpflichtet,  das  Gesetz  nach  zweimaliger  Be^ 
ralhimg  bei  der  letzten  Abstimmung  im  Ganzen  anzunehmen  oder  abzu- 
lehnen. Anträge  auf  Abänderungen  und  Zusätze  oder  Bedingungen  können 
atedami  von  den  Ständen  nicht  mehr  vorgebracht  werden.^' 

«)  Siehe  oben  §.  367. 

^  Siehe  oben  §.372.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.179.  „...Nur 
zur  Austtbong  des  Rechtes  der  Petitionen  und  Beschwerden,  sowie  zu  einer 
Ankiage  wegen  verletzter  Verfassung  ist  jede  Kammer  auch  einzeln  be- 
reditigt'« 

>)  Ausdrücklich  erklärt  dies:  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  182.  — 
YergL  Grossh.  Hessen,  Y.-ü.  1820,  §.  75.  „Wo  auch  nur  eine  Kammer 
gOgen  einen  Gesetzesvorschlag  stimmt,  so  bleibt  das  Gesetz  ausgesetzt*' 
Vergl.  ebendas.  §.  97.  98.  -^  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  VI,  §.  19.  „Kein 
Gegenstand  des  den  Ständen  des  Beiches  angewiesenen  gemeinschaftlichen 
Wirkungskreises  kann  von  einer  Kammer  allein  in  Berathung  gezogen 
werden,    und  die  Wirkung  einer   gültigen  Einwilligung  der  Stände   er- 
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Mittheilung  ihrer  Beschlüsse.  Es  wird  in  allen  deut- 
schen Staaten,  welche  das  Zweikammernsystem  aufgenommen 
haben,  als  Grundsatz  anerkannt,  dass  die  beiden  Kammern 
nicht  befugt  sind,  zusammenzutreten,  weder  im  Ganzen, 
noch  durch  Gommissionen  ^) ,  so  weit  nicht  eine  Ausnahme 
durch  eine  ausdrückliche  gesetzliche  Bestimmung  be- 
gründet ist^). 

IV.  Die  gegenseitige  Mittheilung  kann  von  den  beiden 
Kammern  über  denselben  Gegenstand  so  lange  fortgesetzt 
werden,  als  eine  Aussicht  auf  Verständigung  vorhanden  is(^ 
d.  h.  so  lange  nicht  die  eine  Kammer  dem  Antrage  oder  Ent- 
würfe der  anderen  unbedingt  beitritt,  oder  ihn  unbedingt  ab- 
lehnt. Es  kann  daher  jede  Kammer  eine  von  der  anderen 
empfangene  Mittheilung  an  diese  mit  Abänderungsvorschlägen 
zurückgehen  lassen,  worauf  diese  abermals  den  Gegenstand  in 
Berathung  zu  nehmen  hat^). 

V.  Einige  Verfassungen  gestatten  oder  gebieten  aber 
unter  gewissen  Voraussetzungen,  und  somit  ausnahms- 
weise, vertrauliche  Besprechungen,  entweder  der 
beiden  Kammern,   oder   von   Ausschüssen   derselben '').     Be- 


langen/' —  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850,  art.  39  und  40  (siehe  oben 
§.  373,  Note  10).  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  62  a  linea2.  —  Nassau, 
Patent  v.  25.  Nov.  1851,  §.  12.  13. 

«)  Yeigl.  z.  B.  Baden,  Y.-ü.  1818,  §.  75.  „Die  beiden  Kammern 
können  weder  im  Ganzen,  noch  durch  Gommissionen  zusammentreten;  sie 
beschränken  sich  in  ihrem  Verhältnisse  zu  einander  auf  die  gegenseitige 
MittheUung  ihrer  Beschlüsse.** 

>)  Grossh.  Hessen,  Y.-U.  1820,  §.  95.  „Die  Kammern  haben  ausser 
in  den  besonders  ausgenommenen  Fällen  keine  Berathungen  mit  einander 
zu  pflegen,  sondern  nur  ihre  gefassten  Beschlüsse  sich  gegenseitig  mitzu- 
theüen.** 

^)  Baden,  Y.-ü.  1818,  §.  73.  „Ein  von  der  einen  Kammer  an  die 
andere  gebrachter  Gesetzentwurf  oder  Vorschlag  irgend  einer  Art  kann, 
wenn  er  nicht  Finanzgegenstände  betrifft,  mit  V erb esserungs vor- 
schlagen .  .  .  an  die  andere  Kammer  zurückgegeben  werden.*' 

7)  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  91  und  131  verordnet  den  Zusammen- 
tritt von  Deputationen  beider  Kammern,  um  über  die  Vereinigung  ge- 
theilter  Meinungen  zu  berathschlagen.  —  Würtemberg,  Y.-ü.  1819, 
§.  177.  „Die  zum  Wirkungskreise  der  Stände  gehörigen  Angelegenheiten 
werden  in  jeder  Kammer  besonders  behandelt  Doch  können,  um  eine 
Ausgleichung  verschiedener  Ansichten  zu  versuchen,  beide  Kammern 
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tmierB  ist  eine  solche  vertranliche  Besprechnng  dann 
angeordnet,  wenn  es  sich  um  Abgabenverwillignng®), 
oder  am  die  Beschlnssfassimg  über  einen  wiederholt  auf  zwei 
renchiedenen  Landtagen  von  der  einen  Kammer  verwor- 
fenen Antrag  (§.  382)  handelt»). 

VI.  Nach  einigen  Yerfassnogsorkunden  werden,  im  Falle 
einer  Ablehnung  eines  von  der  zweiten  Kammer  bereits 
angenommenen  Finanzgesetzes  durch  die  erste  Kammer, 
die  Stimmen  in  beiden  Kammern  zusammengezählt^®). 


sich  miteinander  zu  vertraulichen  Besprechungen  ohne 
Protokollführung  und  Beschlussnahme  vereinigen."—  Aehnlich: 
Nassau,  Verord.  v.  25.  Nov.  1851,  §.  12. 

•)  Wttrtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  181,  1.  „Eine  Abgabenverwilligung 
vird  in  der  zweiten  Kammer,  nach  der  von  ihr  in  Gemässheit  des  §.  110 
voii^nommenen  Untersuchung,  in  Berathang  gezogen,  und  nach  vor- 
fängiger  vertraulicher  Besprechung  mit  der  ersten  Kammer, 
Beschluss  darüber  in  der  zweiten  gefesst."  —  Grossh.  Hessen,  V.-Ü. 
1820,  §.  67  a  linea  2.  „Das  Finanzgesetz ,  welches  immer  auf  drei  Jahre 
gegeben  wird,  soU  zuerst  der  zweiten  Kammer  vorgelegt  werden,  welche 
darüber  nach  einer  vertraulichen  Besprechung  mit  der  ersten 
Kammer  durch  die  Ausschüsse,  ihre  Beschlüsse  zu  fassen  hat.*'  — 
K  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  101  verweiset  auch  bei  Bewilligungs- 
gegenständen auf  den  nach  §.  131  der  Verf.-Ürkunde  (siehe  Note  7) 
m  machenden  Vereinigungsversuch. 

•)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  183.  „Der  von  der  einen^Kammer 
verworfene  Antrag  der  anderen  kann  auf  demselben  Landtage  nicht  wieder- 
holt werden.  Wird  aber  ein  solcher  Antrag  bei  der  nächsten  Ständever- 
sainmlmig  erneuert  und  abermals  verworfen,  so  treten  die  zwei  Kammern 
zu  einer  vertraulichen  Besprechung  über  den  Gregenstand  zusammen.  Sollte 
aach  hierdurch  die  Verschiedenheit  der  Ansichten  nicht  ausgeglichen  wer- 
den, 80  hab^  die  Kammern,  wenn  die  Frage  einen  ihnen  von  dem  Könige 
zng^ommenen  Gegenstand  betrifft,  ihre  Nichtübereinstimmung  dem  Könige 
blos  anzuzeigen,  wofeme  sie  nicht  mit  einander  übereinkommen,  die  Ent- 
Scheidung  dem  Könige  zu  überlassen.*' 

*•)  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  60.  „Jeder  die  Finanzen  betreffende  Ge- 
setzentwurf geht  zuerst  an  die  zweite  Kammer,  und  kann  nur  dann, 
wenn  er  von  dieser  angenommen  worden,  vor  die  erste  Kammer  zur 
Abstimmung  über  Annahme  und  Nichtannahme  im  Ganzen  ohne  alle 
Abänderung  gebracht  werden."  (§.  61).  „Tritt  die  Mehrheit  der 
ersten  Kammer  dem  Beschlüsse  der  zweiten  nicht  bei,  so  werden  die 
bejahenden  und  verneinenden  Stimmen  beider  Kammern  zu- 
sammengezählt und  nach  der  absoluten  Mehrheit  der  Stimmen  der 
Stände  Beschluss  gezogen."    (Vergl.  ebendas.  §.  74;  siehe  oben  %.  378, 
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VII.  Dasselbe  ist  in  der  Verfassang  des  Grossherzogthmns 
Hessen  anch  fttr  den  Fall  der  wiederholten  Verwerfnng  einer 
Gesetzesvorlage  durch  eine  Kammer  vorgeschrieben  ^^). 

Vin.  In  Nassau  war  dnrch  das  Patent  vom  1.  und 
2.  September  1814,  §.  2,  Nr.  3  die  Zusammenzählung  der 
Stimmen  in  beiden  Kammern  sogar  als  regelmässige  Form 
der Beschlussfassnng  ttber Abgaben-Gesetze  vorgeschrieben. 
Nach  der  Verordnung  vom  25.  November  1851,  §.  11  treten 
fttr  alle  Verhandlungen,  welche  die  Festsetzung  des  jährlichen 
Staatsbedarfes  (Budget),  die  Aufbringung  der  zu  dessen 
Deckung  erforderlichen  Mittel  (Steuerbewilligung)  und  die 
Controle  über  die  Verwendung  der  bewilligten  Summen  (Rech- 
nungsprüfung) zum  Gegenstande  haben,  beide  Kämmen  zn 
gemeinschaftlicher  Berathung  und  Beschlussfassung  in 
eine  Versammlung  zusammen.  Den  Vorsitz  in  dieser  Versamm- 
lung fahrt  der  Präsident  der  ersten  Kammer;  der  Präsident 
der  zweiten  Kammer  ist  in  Verhinderungsfällen  dessen  Stell- 
vertreter. 

IX.  Die  Verfassung  des  Königreiches  Sachsen  enthält 
die  ganz  singulare  Bestimmung,  dass  ein  Gesetzentwurf, 
ttber  welchen  eine  Uebereinstimmung  der  Kammern  durch 
einen  Zusammentritt  von  Deputationen  derselben  nicht  erzielt 
werden  konnte ^^),  nur  dann  als  verworfen  erachtet  wird, 


Note  5).  —  üebereinstimmt:  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  181,  Nr.  2 
und  3.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  67  verordnet  fttr  den  Fall, 
dass  die  erste  Kammer  das  von  der  zweiten  Kammer  angenommene  Finanz- 
gesetz verwerfen  sollte:  „.  .  .  so  wird  das  Finanzgesetz  in  einer  Ver- 
sammlung der  vereinigten  Kammern,  unter  dem  Vorsitze  des 
Präsidenten  der  ersten,  discutirt  und  der  Beschluss  nach  absoluter 
Stimmenmehrheit  gefasst*^ 

")  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  75  a  linea  2.  „Wird  aber  ein 
solches  (von  einer  Kammer  abgelehntes)  Gesetz  auf  dem  nächsten 
Landtage  von  der  Regierung  den  Ständen  wieder  vorgelegt,  und 
wieder  von  der  einen  Kammer  abgelehnt,  von  der  anderen  aber 
angenommen,  so  werden,  wenn  die  Regierung  es  nicht  vorzieht,  den 
Vorschlag  zurückzunehmen,  die  Stimmen  fttr  und  vrider  die  Annahme  in  beiden 
Kammern  zusammengezählt  und  es  wird,  nach  der  sich  dann  ergeben- 
den Stimmenmehrheit,  für  oder  gegen  die  Annahme  entschieden." 

««)  Siehe  Note  7  und  Note  8. 


{.SM.  Theilnahme  d.  Minister  etc.  an  d.  Berathungen;  Interpellationen.  349 

fCDD  in  einer  der  beiden  Kammern  wenigstens  zwei 
Drittheile  der  Anwesenden  fttr  die  Verwerfung  gestimmt 
kiben'^. 


§•  384. 

Von  der  Theilnahme  der  Minister  oder  landesherrlichen 
Gommissäre  an  den  landständischen  Berathungen  und 
von  den  Interpellationen. 

I.  Nach  allen  Verfassongsurkonden  und  Oeschäftsord- 
BODgen  der  deatschen  Ständeversanmilangen  haben  die  Minister 
oder  andere  von  der  Regierung  ernannte  Commissäre  Zutritt 
za  den  landständischen  Sitzungen,  sowie  auch  zu  den  Sitzungen 
der  landständisohen  Ausschüsse ,  jedoch  selbstverständlich 
ohne  Stimmrecht,  sofeme  sie  nicht  selbst  Ständemitglieder 
nndO. 

n.  Nur  wenige  Verfassungsurkunden  machen  eine  Aus- 
nahme von  dieser  Kegel  in  Bezug  auf  geheime  Sitzungen  der 
Undstände^). 

ni.  Die  Minister  oder  anderen  landesherrlichen  Gom- 
missäre sind  berechtigt,  jederzeit  das  Wort  zu  verlangen  und 


«)  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  92. 

«)  So  z.B.  Nas&aii,  Patent  v.  La.  2.Sept  1814, §.3.— Bayer n, V.-U. 
1B18,  Tit  Vn,  §.  24.  —  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  76.  —  Würtembergi 
V.-ü.  1819,  §.  169.  ~  GrossL  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  62.  -  S.-Mei- 
ttingen,  V.-U.  1829,  §.  94.  ~  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  134.  - 
S.-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  232.  233.  234.  —  Preussen,  V.-U.  1850, 
f.  ea  —  S.-Weimar,  rev.  G.-G.  1850,  §.  29.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U. 
1852,  art  155.  156.  —  Waldeck,  V.-U.  1852,  §.  63.  —  Schwarz- 
barg-Sondershausen,  V.-U.  1857,  §.  65.  66. 

«)  Z.  B.  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  94.  „Auch  bleibt  den  Ständen 
du  Recht  vertraulicher  Sitzungen  vorbehalten,  vo  die  landesherrlichen 
Commiss&re  nicht  zugegen  smd.''  ~  S.-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  234. 
»Abgesehen  von  den  FäUen,  wo  landesherrliche  Gonunissarien  nothwendig 
ngeiogen  werden  mflssen,  kann  die  Landschaft  auch  vertrauliche 
Sitzungen  ohne  deren  Beisein  halten,  in  welchen  jedoch  niemals 
Beschlüsse  gefasst  werden  dürfen.^'  —  Ausdrücklich  erwähnt  das 
Bedit  der  Minister  und  landesherrlichen  Gonunissarien,  auch  den  ge- 
heimen Sitzungen  der  Landstände  anzuwohnen,  Baden,  V.-U.  1818, §.  76. 
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die  Gesetzentwürfe  and  ttberhanpt  die  Ansichten  der  Begi^ 
ning  zu  vertreten  and  za  vertheidigen  3). 

IV.  Sie  sind  anch  gleich  den  Eammermitgliedem  be- 
rechtigt, bei  allen  zor  Verhandlang  konunenden  Gesetz- 
entwürfen, Abänderangen  oder  Unterabänderongen  vorzu- 
schlagen^). 

V.  Mitunter  ist  sogar  die  Gegenwart  von  wenigstens 
einem  Minister  oder  landesherrlichen  Commissär  bei  den  Be- 
rathangen über  Gesetzesentwürfe  yorgeschrieben ,  so  dass 
diese  nur  bei  dessen  Anwesenheit  vorgenommen  werden 
können  ^). 

VI.  Dagegen  haben  sich  nach  mehreren  Geschftftsord- 
nnngen  nnd  Verfassangen  die  Mmister  and  landesherrlichen 
Commissäre  bei  der  endlichen  Abstimmung  über  die  Vorlagen 
der  Begierang  aas  dem  landständischen  Sitzangslokale  za 
entfernen^),  welche  Vorschrift  jedoch  da,  wo  die  OeflFenflich- 
keit  der  landständischen  Verhandlungen  eingeftihrt  worden  ist, 
wenigstens  in  Bezug  auf  die  öffentlichen  Sitzungen,  als  in 
aller  Hinsicht  bedeutungslos  erscheinen  muss''). 


9)  Z.  B.  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850,  art  15.  „Die  Staatsminister 
und  k.  Commissäre  müssen  während  der  Verhandlung  über  jeden  Be- 
rathungsgegenstand  auf  ihr  Verlangen  zu  jeder  Zeit  gehört  werden,  ohne 
dass  jedoch  dadurch  ein  Redner  in  seinem  bereits  begonnenen  Vortrage 
unterbrochen  werden  darf.  Den  Staatsministem  und  k.  Commisajbren  steht 
überdies  am  Schlüsse  der  Verhandlung,  nachdem  der  Berichterstatter 
gesprochen  hat,  die  Abgabe  einer  Schlussäusserung  zu/'  —  Vergl.  die  oben 
in  Note  1  angeföhrten  Gesetze. 

*)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850,  art  16. 

B)  So  z.  B.  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  89. 

8)  Z.  B.  Nassau,  Patent  v.  1.  und  2.  Sept.  1814,  §.  3.  —  S.-Alten- 
burg,  V.-ü.  1831,  §.  233,234  u.  A.  —  Nach  der  V.-ü.  von  Meiningen, 
1829,  §.  94  haben  sich  die  landesherrlichen  Commissarien,  wenn  sie  die 
nothigen  Erläuterungen  gegeben  haben,  schon  vor  der  Berathang  der 
Stände  zu  entfernen. 

0  Aus  dieser  Erwägung  wurde  im  K.  Sachsen  die  in  der  V.-ü.  von 
1831,  §.  134  enthaltene  Bestimmung,  dass  die  landesherrlichen  Commissa- 
rien, die  nicht  selbst  Mitglieder  der  betreffenden  Kammer  sind,  bei  der 
Abstimmung  abtreten  sollen,  durch  Ges.  v.  19.  Juni  1846  dahin  abgeändert: 
„dass  das  gedachte  Abtreten  nur  noch  bei  den  Abstimmungen  durch 
Namensaufruf  in  geheimer  Sitzung  stattzufinden  habe.'* 
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Vn.  Die  LaBdstäncte,  nnd  bei  ZweikammeroBystem  jede 
Kammer,  können  die  Gegenwart  der  Minister  verlangen®), 
insbesondere  zn  dem  Zwecke,  Aufklärungen  bezüglich  der 
in  ihrer  Gompetenz  gehörigen  Gegenstände  von  den- 
selben zu  erhalten^).  Nor  wenige  (jetzt  aafgehobene)  Ver- 
fassnngsnrknnden  bestimmten  ausdrücklich  Sehranken  dieses 
Bechtes,  oder  Fälle,  in  welchen  die  verlangte  Anskunft  ver- 
weigert werden  durfte^®).  Wohl  aber  wird  nach  einer  allge- 
memen  Praxis  die  Verweigernng  der  Auskunft  bezüglich  der 
schwebenden  Unterhandlungen  Über  Staatsverträge  ftlr  zulässig 
geachtet  li). 

ym.  Es  steht  auch  jedem  einzelnen  Ständemitgliede  frei, 
Anfragen  an  die  Minister,  sog.  Interpellationen,  zu 
stellen,  über  deren  Form  und  Beantwortung  die  Verfassungen 
oder  Geschäftsordnungen  besondere  Vorschriften  aufzustellen 
pflegen  **). 


«)  VergL  z.  B.  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848,  §.  52.  —  Preus- 
sen,  V,-ü.  1850,  §.  60.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  64.  —  Schwar»- 
burg- Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.  65. 

•)  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  87.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831, 
$.  125.  ~  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §,  92.  —  Preussen,  V.-ü.  1850, 
§.  81  a.  E.  —  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850,  art.  33.  —  Reuss  j.  L., 
V.-ü.  1852,  §.  77.  89.  —  Wal  deck,  V.-ü.  1852,  §.  64  a  linea  2. 

«<!)  Schwarzburg -Sondershausen  (aufgehobene)  V.-ü.  1849, 
§.  126.  „Diese  (Auskunft)  kann  nur  dann  verweigert  werden,  wenn  sie 
schwebenden  Verhandlungen  nachtheilig  sein  würde.'*—  Kur- 
hessen  (aufgehobene)  V.-ü.  1852,  §.  72.  „Jede  Kammer  ist  befugt, 
aber  alle  innere  Staatsangelegenheiten,  welche  auf  das  lAndeswohl  von 
wesentlichem  Einflüsse  sind,  zweckdienliche  Aufklärungen  von  der  Begie- 
ning  zu  begehren.** 

")  Siehe  unten  §.  396. 

«)  Z.  B.  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1860,  art  18.  „Anfragen 
(Interpellationen)  einzelner  Kammerglieder  an  die  Staatsregierung  sind  dem 
Präsidenten  kurz  motivirt  zu  übergeben,  welcher  solche  sofort  dem  be- 
treffenden Minister  mitzutheilen  hat.**  (art  19).  „In  der  hierauf  folgenden 
nächsten  oder  längstens  in  der  zweiten  Sitzung  wird  die  übergebene  Inter- 
pellafcion,  deren  weitere  Motivirung  unzulässig  ist,  von  dem  Interpellanten 
Terlesen,  und  hierauf  vor  allem  die  ünterstatzungs£rage  gestellt**  (art  20). 
„Fmdet  die  Interpellation  die  nöthige  Unterstützung,  so  hat  der  betreffende 
Minister  dieselbe  entweder  sogleich  zu  beantworten,  oder  den  Tag  zu  be- 
stimmen, wami  dies  geschehen  soll,  oder  die  Gründe  anzugeben,  aus 
welchen  die  Beantwortung  nicht  erfolgen  könne.**    (art.  21).    „Eine  weitere 
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IX.  Aach  können  die  Landstänie  oder  Kammern  Com* 
missionen  znr  Anfklärung  von  Thatsachen  niedersetzen,  wdche 
sich  mit  den  Ministern  oder  Begienmgseommissären  ins  Be- 
nehmen zu  setzen  befngt  sind^^). 

X.  Uebrigens  stehen  die  Landstände  oder  die  Ejunmem 
nur  mit  dem  Ministerium  und  den  Begierangs-Gommissären 
in  Geschäftsy erbindang,  und  sind  daher  nieht  berechtigt,  mit 
irgend  anderen  Behörden  sich  in  anmittelbare  Verbindang  za 
setzen  ^^\  sofeme  nicht  die  Verfassung  fbr  gewisse  FUle  eine 
Ausnahme  macht  ^^).  Eine  solche  Ausnahme  bildet  selbstvei^ 
ständlich  die  Beziehung  der  Landstände  oder  Kammern  zum 
Staatsgerichtshofe  in  den  verfassungsmässig  zugelassenen 
Fällen  der  Ministeranklage  ^^). 

§.  385. 
Oeffentlichkeit  der  landständischen  Sitzungen,  Ver- 
handlungen und  Protokolle^)- 

I.  Wo  die  Verfassung  auf  die  Grundidee  einer  allge- 
meinen Volksvertretung  gebaut  ist,  liegt  es  in  der  Natur  der 

Yerhandlimg  über  die  Anfrage  und  die  darauf  ertheilte  Antwort  findet 
nicht  statt  Ist  der  Interpellirende  durch  die  letztere  nicht  zufrieden  ge- 
BteUt,  80  steht  es  ihm  frei,  einen  förmlichen  Antrag  zu  stellen,  welcher 
auf  dem  von  der  Geschäftsordnung  vorgeschriehenen  Wege  zu  erledigen  imL** 

«9)  Z.  B.  Freussen,  Y.-U.  1850,  §.  82.  „Eine  jede  Kammer  hat  die 
Befugniss,  behu&  ihrer  Information  Gommissionen  zur  Untersuchung  von 
Thatsachen  zu  ernennen."  —  Vergl.  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  d3.  — 
Waldeck,  V.-U.  1852,  §.  64  a  linea  2. 

«4)  Baden,  V.-U.  1818,  §.  75  a  linea  3.  „Sie  (die  Kammern)  stehen 
nur  mit  dem  grossherzoglichen  Staatsministerium  in  unmittelbarer  Ge- 
schäftsberührung.'' —  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850,  art.  33  a  linea  2l 
„Unmittelbares  Benehmen  mit  anderen  Stellen  und  Behörden  ist  nicht 
gestattet"  —  üebereinstimmen:  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  126.  — 
Grossh-Hessen,  V.-U.  1820,  §.96.  —  K.Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  133.— 
Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  88. 

»)  So  z.  B.  gestattet  die  Kurhessische  V.-U.  v.  1831,  §.  93  den 
landst&ndischen  Commissionen  in  einem  Falle,  nämlich  zu  Erlangung  der 
nothwendigen  Aufklärungen  zum  Behufe  der  Ermittelung  des  Steuerbe- 
darfes, sich  unmittelbar  an  die  einschlägigen  Behörden  zu  wenden. 

««)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art  128 
und  Wal  deck,  V.-U.  1852,  §.  64  a  linea  3.  —  (Siehe  unten  §.  402  flg.) 

<)  Vergl.  Fr.  Bernh.  Freiherr  von  Seckendorf,  Bedenken  g^^n 
die  Oeffentlichkeit  der  Berathung  und  Beschlussfassung  moralischer  Personen, 
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Sadie,  das8  dem  Volke  auch  die  Kenotnissiiahme  von  der 
Hiligkeit  der  Landesyertretnng  möglich  gemacht  werden 
nuns,  insbesondere  mn  benrtheilen  zn  können,  inwiefeme  der 
US  dem  Volke  hervorgegangene  Theil  des  Repräsentations- 
ktrpers  das  öffentliche.  Vertrauen  rechtfertige  oder  nicht. 

n.  Ueberdies  ist  die  Festigkeit  der  Regierang  in  der 
oQQstitationellen  Monarchie  wesentlich  durch  das  Vertrauen 
bedingt,  welches  das  Volk  in  die  Landesvertretung  setzt,  indem 
aelbet  das  vollständigste  Znsammengehen  der  Landstände  mit 
der  Regierung  dieser  nur  unter  solcher  Voraussetzung  wahr- 
haft zur  Stütze  dienen  kann. 

m.  Somit  stellt  sich  die  Oeffentlichkeit  der  land- 
ständischen Sitzungen,  Verhandlungen  und  Proto- 
kolle als  eine  unabweisbare  Forderung  der  Repräsen- 
taüwerfassnng  dar,  daher  die  Bedenken,  welche  sich  hier- 
gegen, wie  gegen  jede  andere  menschliche  Einrichtung,  erheben 
lassen,  als  untergeordneter  Natur,  zurücktreten  müssen. 

IV.  (jegenwärtig  ist  in  den  meisten  deutschen  Staaten 
die  Oeffentlichkeit  der  landständischen  Sitzungen  eingeführt  2). 

V.  Es  ist  aber  überall  anerkannt,  dass  ausnahmsweise 
auch   geheime    oder   vertrauliche   Sitzungen    stattfinden 

boondeTS  des  Staates.  Glogau  and  Leipzig  1835.  —  R.  v.  Mohl,  Staats- 
i«ekt,  Yölkenecht  und  Politik,  Bd.  I  (1860),  S.  304  flg. 

s)  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  78.  „Die  Sitzungen  beider  Kammern 
nid  öffentlicti.'*  —  Ebenso  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850,  art.  13.  — 
K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  135.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  77.  — 
Prenssen,  V.-ü.  1850,  §.  79.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  100. 
„.  .  .  (Die  Kammern)  haben  audi  das  Recht,  eine  bestimmte  An- 
zahl Ton  Zuhörern,  nach  den  darüber  bestehenden  oder  künftig  zu  erlas- 
senden reglementarischen  Bestimmungen,  zuzulassen.'*  —  Würtemberg, 
V.*ü.  1819,  §.  167.  „Die  Sitzungen  der  zweiten  Kammer  smd  öffent- 
Bdi;  auch  hat  sie  ihre  Verhandlungen  durch  den  Druck  bekannt  zu 
mmdheiL  Von  der  ersten  Kammer  muss  wenigstens  das  Letztere*  ge- 
sAriiwi."  —  üeber  die  Einführung  der  Oeffentlichkeit  der  Sitzungen  der 
xweiten  Kammer  in  Nassau,  siehe  Pölitz,  Verf.-Ges.  I,  S.  1015.  — 
Die  Oeffentlichkeit  der  landständischen  Sitzungen  erklären  als 
Regel:  Weimar,  rey.  Grundges.  1850,  §.  13.  —  Oldenburg,  revid. 
V.-ü.  1852,  art.  157,  §.  1.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.89.  — 
Renas  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  91.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  61.  - 
Schwarzburg -Rudolstadt,  V.-ü.  1864,  §.  38.  —  Schwarzburg- 
Sondershansen,  V.-ü.  1867,  §.  62.  —  Oesterreich,  G.-G.  v.  26.  Febr. 
1861,  $.  20. 

ZOpfl,  Staatarecbt.  6.  Aufl.  II.  23 
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können.  Mehrere  VerfasBungsarknnden  legen  der  Ständever- 
sammlnng  ansschliesslich  das  Recht  zu,  solche  geheime 
Sitzungen  zu  besohliessen^);  nach  anderen  finden  dieselben 
statt,  wenn  die  Landschaft  (oder  Kammer)  es  angemessen 
findet;  oder  die  Staatsregierang  durch  ihre  Commissarien  dies 
beantragt^). 

VI.  Geht  der  Antrag  auf  geheime  Sitzung  von  einzelnen 
Ständegliedem  aus,  so  sind  in  den  Verfassungsgesetzen  und 
Geschäftsordnungen  mitunter  besondere  Formen  der  Verhand- 
lung ttber  die  Statthaftigkeit  dieses  Antrages  vorgeschrieben^), 
lieber  die  Eröffnungen,  welche  die  Staatsregierung  in  einer 
von  ihr  veranlassten  geheimen  Sitzung  dem  Landtage  hat 
machen  lassen,  und  die  darauf  erfolgten  Berathungen  und 
Beschlüsse  der  Ständeversammlung  darf  ohne  die  Zustimmung 
der  Regierung  keine  Bekanntmachung  stattfinden^). 


»)Preu8sen,  V.-ü.  1850,  §.  79.  „Jede  Kammer  tritt  auf  Antrag 
ihres  Präsidenten  oder  von  10  Mitgliedern  zu  einer  geheimen  Sitzung 
zusammen,  in  welcher  dann  zunächst  über  diesen  Antrag  zu  beschliessen 
ist."  —  Ebenso  Oesterreich,  G.-G.  vom  26.  Februar  1861,  §.  20  a 
linea  2.  —  S.-Coburg- Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  89. 

*)  So  z.  B.  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  78.  —  Würtemberg,  V.-ü. 
1819,  §.  168.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  $.  135.  —  Bayern,  Gesetz 
vom  25.  Juli  1850,  art.  13.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  52  Itost 
eine  geheime  Sitzung  auf  Antrag  der  Staats regierung  nur  dann 
nothwendig  eintreten,  wenn  Verträge  mit  anderen  Staaten  dem  Landtage 
zur  Zustimmung  oder  Bestätigung  vorgelegt  werden;  ausserdem  nur, 
wenn  die  Mehrheit  der  Abgeordneten  dem  Antrage  der  Staatsr^emng 
beitritt.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  91.  —  Schwarzburg-Son- 
dershausen, V.-ü.  1857,  S.  62. 

6)  Z.  B.  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  78.  „.  .  .  auf  das  Begehren  von 
drei  Mitgliedern,  denen  nach  dem  Abtritte  der  Zuhörer  aber  wenigstens 
ein  Viert  heil  der  Mitglieder  über  die  Nothwendigkeit  der  geheimen  Be- 
rathung  beitreten  muss.''  —  üebereinstimmt :  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831, 
§.  135.  —  Aehnlich:  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  168  verlangt  Beitritt 
der  „Mehrheit**  zu  dem  Antrage  von  drei  Mitgliedern. -- Vergl. 
Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1850,  art.  13  a;  (verweiset  auf  die  Geschäfts- 
ordnung). —  Das  Gleiche  thut  S.-Weimar,  rev.  G.-G.  1850,  §.  13;  und 
Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  61.  -  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  52, 
§.  2  fordert  Unterstützung  des  Antrages  eines  Mitgliedes  durch  fünf  andere 
Mitglieder,  und  Beschluss  der  Mehrheit. 

«)  Ausdrücklich  sagt  dies  Bayern,  Ges.  v.  25.  Juli  1860,  art.  13,  b.  — 
S.-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  234  a  linea  2.  —  Oldenburg,  rev. V.-ü. 
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YIL  Die  Würde  nnd  Selbstständigkeit  einer  jeden  land- 
stiodiseheii  Yersammlang  erfordei*t,  dass  dem  Publikum;  welches 
deo  öffentlichen  Sitzungen  anwohnt,  alle  Einmischung  in  die 
TeihaDdlnDgen  unteraagt,  und  daher  auch  die  Unterlassung 
aller  Speichen  des  Beifalles  oder  des  Missfallens  zur  Pflicht 
gemacht  werde.  Es  ist  Obliegenheit  des  Präsidenten  der 
Landschaft  oder  der  Kammer,  in  dieser  Hinsicht  eine  strenge 
Dimplin  zu  ttben^. 

ym.  Regelmässig  werden  die  Protokolle  über  die 
fauidständischen  Sitzungen  durch  den  Druck  vervielfältigt^) 
nnd  veröffentlicht,  sogar  auch  in  solchen  Ländern,  wo  keine 
Oeffentlichkeit  der  landständischen  Sitzungen  stattfindet^). 

IX.  In  manchen  Staaten  werden  überdies  die  landstän- 
disehen  Verhandlungen,  abgesehen  von  den  Zeitungs- 
berichten Aber  dieselben,  in  ihrer  Vollständigkeit  zum  Drucke 
befördert  ^^).    Jedoch  ist  man  mitunter  in  neuerer  Zeit  hiervon 


1S52,  art  162,  §.  2.  „Die  Protokolle  über  geheime  Sitzungen  werden 
nicht  gedruckt,  wenn  nicht  mit  Zustimmung  der  Staatsregie- 
rnng  der  Landtag  die  Veröffentlichung  beschliesst/'  —  Schwarzburg- 
Sondershausen,  y.-U.  1857,  §.  63.  „Die  über  die  Verhandlungen  des  . 
Landtags  aufgenommenen  Protokolle  werden  veröffentlicht  Ausge- 
nommen sind  hiervon  die  Protokolle  über  geheime  Sitzungen,  inso- 
ferne  deren  Veröffentlichung  nicht  besonders  vom  Landtage 
beschlossen  und  von  der  Staatsregierung  genehmigt  wird."  Siehe  auch 
Kote  10. 

7)  Veigl.  z.  B.  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  167  a  linea  2.  „Die 
Zahöier,  die  ein  Zeichen  des  Beif&lls  oder  der  MissbiUigung  geben,  werden 
iiATerzQglich  entfernt."  —  Schwarzbnrg-Sondershausen,  (aufgehob.) 
V.-ü.  1849,  §.  135.  „Den  Zuhörern  ist  keinerlei  Einwirkung  auf  die  Versamm- 
bmg oder  den  Grang  der  Verhandlungen,  namentlich  keine  Aeussening  des 
Ba&Ba  oder  der  Missbilligung  gestattet."  —  Uebereinstimmt:  Olden- 
burg, rev.  V.-ü.  1852,  art.  158,  §.  1.  —  Ebendas.  §.  2.  „Der  Präsident 
hat  auch  in  dieser  Beziehung  die  äussere  Ordnung  durch  angemessene 
Vecftgnngen ,  nöthigenfalls  durch  Entfernung  der  Zuhörer,  aufrecht  zu 
eriudten.*" 

*)  Den  Druck  der  Protokolle  ordnen  ausdrücklich  an:  S. -Mei- 
ningen, V.-ü.  1829,  §.  29.  -  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  136.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  162,  §.  1.  —  Schwarzburg-Son- 
dershausen,  V.-ü.  1857,  §.  63  (siehe  Note  6). 

«)  So  z.  B.  Anhalt,  Gesammt-Verf.  1859,  §.  25. 

^)  Veröffentlichung  der  Verhandlungen  der  Stände  durch  den 
Druck  schreiben  ausdrücklich  vor:    Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  167 
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wieder  abgekommen,  theils  wegen  der  grossen  Kosten  einer 
solchen  Veröffentlichnng,  theils  wegen  der  äusserst  geringen 
Theilnahme  des  Pablikams^^). 

X.  Wo  Oeffentlichkeit  der  Ständeverhandlangen  eingeitihrt 
ist,  kann  den  Zeitungsredaktionen  aus  einer  getreuen  Be- 
richterstattung über  Vorgänge,  Reden  und  Aeusserungen  von 
Ständemitgliedem  in  den  öffentlichen  Sitzungen  keine  persön- 
liche Verantwortlichkeit  erwachsen,  selbst  da  nicht,  wo  etwa 
der  Redner  oder  Sprecher  selbst  als  straffällig  yor  den  Ge- 
richten in  Anspruch  genommen  werden  kann^^). 

§.  386. 
Von  den  persönlichen  Rechten  der  Ständemitglieder*). 

a)  Freiheit  der  Aeusserung  und  der  Abstimmung. 

Disciplin  in  der  Ständeversammlung,     Ausschliessung 

von  Ständemitgliedem. 

I.  Da  der  Zweck  aller-Landesrepräsentation  darin  beruht, 
dem  Volke,  beziehungsweise  den  politischen  Parteien  in  dem- 
selben, die  Möglichkeit  zu  gewähren,  sich  in  gesetzlichen 
Formen  über    die    öffentlichen  Angelegenheiten,    und    insbe- 


(Biehe  oben  Note  2).  —  Grosali.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  99.  „Die 
Kammern  haben  ihre  Verhandlungen,  insofeme  sie  sich  nicht  fiber 
vertrau  liehe  Eröffnungen  der  Regierung  oder  der  anderen  Kammer 
oder  an  solche  erstrecken,  durch  den  Druck  bekannt  zu  machen/*  — 
S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.247.  „Eine  üebersicht  der  Verhand- 
lungen des  Landtages  wird  durch  die  Landschaft  öfiSenÜich  bekannt  ge- 
macht werden."  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848,  §.  56.  „Die  Ver- 
öffentlichung der  ständischen  Verhandlungen  soll  unter  den  in  der 
Geschäftsordnung  der  allgemeinen  Ständeversammlungen  enthaltenen  Be^ 
Stimmungen  stattfinden." 

«*)  So  z.  B.  haben  die  Landstände  in  Baden  seit  1850  die  Veröffent- 
lidiung  ihrer  Verhandlungen  in  deren  vollem  ümfeinge  eingestellt 

«)  K.  S.  Zachariae,  im  Arch.  f.  civ.  Praxis,  Bd.  XVH,  S.  181  u.  f. 

*)  Die  sog.  ünverantwortlichkeit  der  Landtagsabgeordneten,  ihre  Ver- 
antwortlichkeit fär  gesetzwidrige  Aeusserungen  in  der  Kammer  und  ihr 
Schutz  gegen  das  Einschreiten  der  Grerichte  wegen  anderer  Verbrechen 
und  Vergehen,  aus  den  Institutionen  aller  nach  dem  Repräsentativsysteme 
ver£ei88ten  Staaten  entwickelt.  Giessen  1888.  —  v.  Mohl,  Staatsrecht, 
Völkerrecht,  Politik  Bd.  I  (1860),  S.  312. 
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«Hidane  über  das  System  und  die  Handlungsweise  der  Begie- 
nqg  aaszofiprecheDy  so  ist  jedes  Ständemitglied  verpflichtet 
ud  eben  darum  auch  berechtigt^  seine  Ansichten  nach 
bestem  Wissen  und  Gewissen  in  den  Ständeverhandlangen  mit 
Freimüthlgkeit,  jedoch  mit  Beobachtung  des  Anstandes 
ttszusprechen,  zu  welchem  sich  jeder  Mann  von  Bildung,  der 
YersaiDmlang  der  Vertreter  des  Landes  und  der  Begierung 
gegenüber,  an  sich  für  verpflichtet  erkennen  muss^). 

IL  Da  nach  dem  Begriffe  der  Repräsentatiwerfassung; 
80  wie  sie  in  Deutschland  aufgenommen  worden  ist,  der 
Landesvertretung  ein  verantwortliches  Ministerium  als 
Vertreter  des  Systems  der  Regierung  gegenübersteht,  so 
muss  grundsätzlich  die  Person  des  Souverains  jederzeit 
als  ausserhalb  des  Bereiches  der  Kammerverhandlungen  stehend 
betrachtet  werden,  und  dürfen  sich  die  Angriffe  oder  Kritiken 
der  Ständemitglieder  nur  gegen  das  System  und  die  Organe 
der  Regierung  richten'). 

III.  Selbstverständlich  sind  Ständemitglieder  für  ihre  Ab- 
stimmungen nicht  verantwortlich,  da  sie  dazu  berufen 
änd,  ttber  die  Gegenstände  der  Beratbung  nach  ihrer  lieber- 
leogiing  abzustimmen^).  Auch  sprechen  die  meisten  Ver- 
fassuDgsnrkunden  ausdrücklich  die  Unverantwortlichkeit  der 
Ständemitglieder  flir  ihre  Abstimmungen  aus'^). 


«)  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  245.  „Die  einzelnen  Abgeordneten 
hftben  die  Verpflichtung  der  Freimüthigkeit  bei  den  Berathungen, 
wobei  sich  von  selbst  versteht,  dass  dieselbe  innerhalb  der  gesetzlichen 
Grenzen  bleiben  muss."  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  83.  „Jedes 
Mitglied  der  St&nde  kann  in  der  Sitzung  seine  Meinung  frei  äussern 
...  die  Mitglieder  der  Kammern  haben  sich  bei  ihren  Discussionen  aller 
Persönlichkeiten,  aller  unanständigen  und  beleidigenden 
Aas  drücke  .  .  .  zu  enthalten.'*  —  Ebenso  Bayern,  Geschäftsordn.  filr 
die  aweite  Kammer  t.  28.  Febr.  182ö,  §.  57.  —  Vergl. Braunschweig, 
n.  L.-0.  1832,  §.  134. 

')  Bayern,  Geschäftsordnung  der  2.  Kammer  y.  28.  Febr.  1825, 
$.  56.  ,4)er  Name  des  Königs  soll  von  keinem  Redner  oder  Sprecher  in 
die  Geschäftsverhandlungen  eingemischt  werden.  Das  zuwiderhandelnde 
Mitglied  wird  von  dem  Präsidenten  zur  Ordnung  verwiesen." 

«)  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  48.    (Siehe  oben  §.  347,  Note  7). 

»)PreusBen,  V.-ü.  1850,  §.  84.  „Sie  (die  Mitglieder  beider  Kam- 
mern) können  f&r  ihre  Abstimmungen  in  der  Kammer  niemals,  für 
ihre  darin   ausgesprochenen    Meinungen   nur   innerhalb   der 
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IV.  Hinsichtlich  der  Aeussernngen  der  Ständemii- 
glieder  im  Ständesaale  oder  in  den  Sitzungen  der  Commissionen 
mnss  man  aber  die  Aeussernngen  derselben  tlber  das  System 
nnd  die  Organe  der  Staatsregierang  von  den  Aensse- 
rungen  über  Privatpersonen  unterscheiden. 

y.  Wie  auch  immer  die  Aenssernngen  von  Ständemit- 
gliedern über  das  System  oder  die  Organe  der  Staats- 
regiemng  beschaffen  sein  mögen,  so  darf  in  Folge  ihrer  Ver- 
pflichtung, ihre  gewissenhafte  Ueberzeugnng  aasznsprechen, 
doch  keine  gesetzwidrige  Absicht  als  vorhanden  ange- 
nommen werden^). 

VI.  Hieraus  folgt,  dass  kein  Ständemitglied  wegen  irgend 
einer  in  seiner  Funktion  über  das  System  oder  die 
Organe  der  Staatsregierung  gemachten  Aensserung  vor 
Gericht  gestellt  werden  kann^),   ausser    in  jenen  Fällen,  in 


Kammern  auf  den  Grund  der  Geschäftsordnung  zur  Rechenschaft  ge- 
zogen werden/*  —  Yergl.  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  VII,  §.  27  (siehe 
Note  7).  -  Würtemherg,  V.-ü.  1819,  §.  185.  —  Gr.  Hessen,  V.-ü. 
1820,§.83  (siehe  Note  7).  —  Kurhessen, V.-ü.  1831,  §.87.  — Oldenburg, 
rev.  V.-ü.  1852,  art.  131,  §.  3.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  85 
a  linea  3.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  L.-G.-G.  1857,  §.  32 
(siehe  Note  9).  -  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  94  a  linea  2  und  Wal - 
deck,  V.-ü.  1852,  §.  68  sprechen  von  Rechenschaft  wegen  Abstim- 
mungen, in  gleichen  Fällen,  wie  bei  Anträgen  und  Aeussernngen.  (Siehe 
unten  Note  8). 

«)  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848,  §.  53.  „Jede  Aeussemng  eines 
Mitgliedes  in  der  Versammlung  über  ständische  Angelegenheiten  soll  immer 
die  günstigste  Auslegung  erhalten." 

7)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  VH,  §.  27.  „Kein  Mitghed  der  Stinde- 
versammlung  kann  für  die  Stimme,  welche  es  in  seiner  Kammer  geföhrt 
hat,  anders,  als  in  Folge  der  Geschäftsordnung,  durch  die  Versammlung 
selbst,  zur  Rede  gestellt  werden."  -—  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  83. 
„Die  Stände  sind  für  den  Inhalt  ihrer  freien  Abstimmung  nicht  ver- 
antwortlich." (Siehe  noch  unten  Note  14).  —  (unverkennbar  ist  in  diesen 
Gesetzen  unter  „Stimme"  nicht  blos  die  Abstimmung  verstanden).  — 
S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  99.  „Die  Abgeordneten  können  wegen 
ihrer  Aeussernngen  in  der  Ständeversammlung  nicht  zu  gericht- 
licher Rechenschaft  gezogen  werden."  —  Preussen,  V.-ü.  1850, 
§.84  (siehe  Note  5).  —  Schwarzburg  -  Sondershausen,  L.-G.-G. 
1857,  §.  32  (siehe  Note  9). 
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wddieii    die   Verfassung    dies    ausdrücklieh    anordnet    oder 

VII.  Nach  einigen  Verfassungen  darf  auch  in  diesen  be- 
«Niders  ausgezeichneten  Fällen  ein  gerichtliches  Verfahren 
gegen  Ständemitglieder  doch  nur  dann  eintreten,  wenn  dies 
der  Landtag  beschliesst  ^). 


*)  Solche  Ausnahmen  erwähnen,  nach  Voranstellong  der  Hegel, 
kein  St&ndemitglied  wegen  seiner  in  der  Ständeversammlong  gehal- 
tenen Reden  n.  s.  w.  ausserhalb  der  Versammlung  zur  Verantwortung  ge- 
zogen werden  soll:  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  185.  „Jedoch  sind 
Beleidigungen  oder  Verläumdungen  der  Regierung,  der  Stände- 
▼eraammlnng  oder  einzelner  Personen,  der  Bestrafung  nach  den 
bestehenden  Gesetzen  in  dem  ordentlichen  Wege  des  Rechtes  unter- 
worfen." —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  83  a  linea  3.  „Wenn  die  ge- 
rügte Aenaserung  ein  besonderes  Verbrechen  oder  eine  persönliche 
Beleidigung  in  sich  begreift,  so  kann  das  fragliche  Mitglied  der 
Kammer,  es  mag  nun  dessen  Ausschliessung  erfolgt  sein  oder  nicht,  dess- 
haib  noch  vor  seinem  ordentlichen  Richter  belangt  werden."  —  Braun- 
schweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  134  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  94 
a  linea  2.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848,  §.  54.  „Ein  gerichtliches 
YeT&hren  gegen  Mitglieder  wegen  der  von  ihnen  in  den  Sitzungen  der 
Kammern,  Gommissionen  oder  Gonferenzen  gemachten  Aeusserungen  ist  nur 
dann  zulässig,  wenn  Letztere  hochverr ätherischen  Inhaltes  sind, 
oder  eine  Beleidigung  oder  Verläumdung  enthalten."  —  Weimar, 
rcT.  G.-G.  1850,  §.  18.  „Jede  Verunglimpfung  der  höchsten  Person 
des  Landesfflrsten,  Beleidigung  der  Regierung,  des  Land- 
tages oder  Einzelner  ist  jedoch  verboten  und  nach  den  Gesetzen 
strafbar."  —  üebereinstimmt :  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  68;  zählt  aber 
noch  vreiter  hierher:  „Beleidigungen  gegen  den  Bundestag.'^ 

»)  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  131,  §.  2.  „Wegen  einer  durch 
solche  Aeusserungen  etwa  begangenen  üeb  er  tretung  eines  Straf- 
gesetzes kann  ein  gerichtliches  Verüediren  nur  stattfinden,  wenn  der 
Landtag  den  Fall  zur  strafrechtlichen  Erledigung  an  das  Gericht  ver- 
wiesen hat."  —  S.- Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  85.  „Wegen  eines 
durch  solche  Aeusserungen  etwa  begangenen  Verbrechens  oder  Ver- 
gehens kann  der  Landtag  seine  Missbilligung  förmlich  aussprechen, 
auch  den  Fall  auf  Antrag  des  Betheiligten  zur  strafrechtlichen  Er- 
ledigung durch  das  Gericht  verweisen."  —  Schwarzburg-Sonders- 
hausen,  L.-G.-G.  1857,  §.  32.  .,Die  Mitglieder  der  Landtags  können 
wegen  ihrer  Abstimmungen  niemals,  wegen  ihrer  Aeusserungen  im 
Landtage  aber  nur  innerhalb  desselben  nach  Massgabe  der  Geschäfts- 
ordnung, oder  falls  durch  solche  Aeusserungen  ein  Vergehen  verübt 
sein  sollte,  mit  Genehmigung  des  Landtags  durch  den  zuständigen 
Richter  zur  Verantwortung  gezogen  werden." 
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VUI.  Ausser  dieseo  Fällen  darf  daher  eine  angehönge, 
den  Anstand  verletzende,  oder  der  Verfassung  oder  anderen 
Gesetzen  zuwiderlaufende,  im  Ständehause  gemachte  Aeusserong 
eines  Ständemitgliedes  nur  als  formlos  aufgefasst  werden, 
und  verfällt  als  solche  der  Disciplin,  welche  die  Yersammlong 
in  sich  selbst  und  vorzugsweise  durch  ihren  Präsidenten  nach 
der  Geschäftsordnung  handzuhaben  hat. 

IX.  Regelmässig  übt  der  Präsident  die  Disciplin  in  der 
Form,  dasB  er  den  Bedner  zur  Ordnung  ruft;  in  bedeuten- 
deren  Fällen  kann  auch  die  Kammer  ihre  Missbilligung  durch 
einen  förmlichen  Beschluss  ausdrücken  *<^). 

X.  Zu  einer  Abbitte,  Widerruf  oder  Ehrenerklärung  kann 
jedoch  ein  Ständemitglied  durch  den  Beschluss  der  Versamm- 
lung nur  dann  angehalten  werden,  wenn  die  Geschäftsordnung 
oder  das  Herkommen  der  Landschaft  oder  Kammer  ein  solches 
Recht  beilegt"). 


")  Vergl.  z.  B.  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  185  a  linea  2  (äehe 
Note  11).  —  K  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  83  a  linea  2.  —  S.-Mei- 
ningen,  V.-U.  1829,  §.  99,  Nr.  1  und  2.  -  Oldenburg,  rev.  V.-ü. 
1852,  art  131,  §.  1.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  94  a  linea  3.  — 
Anhalt,  Geschäfts -Ordn.  f.  d.  Gesammtlandtag  v.  1859,  §.  16  veroidoet 
die  Ausweisung  des  Mitgliedes  aus  der  Sitzung,  welches  sich  bei  der  Ent- 
scheidung des  Gesammtlandtages  nicht  beruhigen  will. 

*»)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  185  a  linea  2.  „Verfehlungen 
gegen  die  Gesetze  des  Anstandes  oder  der  inneren  Polizei  oder  gegen  die 
Geschäftsvorschriften  hat  der  Präsident  zu  bemerken,  und  wenn  sie  be- 
deutend sind,  solche  zur  Kenntniss  der  Kammer  zu  bringen,  welche  nach 
Beschaffenheit  der  Umstände  ihre  Missbilligung  ausdrücken,  Verweis 
ertheilen,  oder  auch  Widerruf  verlangen  kann."  —  Bayern,  Greschafts- 
Ordnung  f.  d.  zweite  Kammer  v.  28.  Februar  1825,  §.  57.  „.  .  .  Sollten 
sie  (die  Mitglieder  der  Kammern)  sich  selbst  persönliche  Ausfälle  g^en 
den  Regenten,  die  k.  Familie,  oder  die  einzelnen  Mitglieder  der 
Kammern  erlauben,  oder  Anträge  gegen  die  allgemeine  Staatsverfieissung 
zu  stellen  unternehmen,  und  ungeachtet  der  von  dem  Präsidenten  ge- 
machten Erinnerung  hiermit  fortfahren,  so  ist  derselbe  berechtigt  und  Ter- 
pflichtet,  die  Sitzung  für  diesen  Tag  auf  der  SteUe  zu  sdüiessen  und  in 
der  folgenden  Sitzung  über  die  Bestrafung  des  fehlenden  Mitgliedes  der 
Kammer  vorzutragen,  welche  entscheiden  mdrd,  ob  dasselbe  zum  blossen 
Widerrufe,  oder  zum  zeitlichen  oder  gänzlichen  Ausschlüsse  aus 
der  Kammer  zu  verurtheilen  sei."  ~  Fast  wörtlich  stimmt  überein:  K. 
Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  83  a  Hnea  2. 
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XI.  Ebenso  kommt  den  landständischen  Versammlnngen 
das  Recht,  ein  Mitglied  auf  bestimmte  Zeit  oder  g&nzlieh 
insznschiiessen,  nur  anter  der  Voranssetznng  zu,  dass  in 
der  Verfassung  oder  Geschäftsordnung  Fälle  aufgezählt  sind, 
in  welchen  die  Ausschliessung  stattfinden  solP'). 

Xn.  Erlaubt  sich  ein  Mitglied  in  der  Ständeversammlung 
Aensserungen  über  Privatpersonen,  welche  von  diesen  als 
Ehrenkränkungen  oder  Verläumdungen  aufgefasst 
w^den,  so  muss  es  als  gemeinrechtlicher  und  selbstver- 
ständlicher   Grundsatz    angesehen    werden  ^^),    dass    die   be- 


«)  Z.  B.  Bayern,  Geschäftsord.  der  zweiten  Kanmier  v.  28.  Febr. 
1825,  §.  57  (siehe  Note  11).  —  Ebendas.  §.  58  wird  die  Versagung  der 
Wortffkhrung  auf  einige  Zeit  oder  die  Ausschliessung  auf  be- 
stimmte Zeit  auch  für  den  FaU  als  statthaft  erklärt,  wenn  ein  Abge- 
ordneter verbotene  Amtshandlungen  der  Staatsdiener  angeführt  hat,  und 
die  angegebene  Thatsache  fOr  falsch  befunden  wird.  —  E.  Sachsen, 
V.-ü.  1831,  §.  83  a  linea  2  und  3  (siehe  hier  Note  8  und  Note  11). 
Ebendas.  a  linea  4.  „Verlangt  es  der  Ausgeschlossene,  so  ist  die  Eni- 
scheidning,  ob  derselbe  bei  einer  künftigen  Ständeversammlung  wieder 
wählbar  sein  solle,  an  den  Staatsgerichtshof  zu  verweisen,  sonst  ist 
derselbe  künftig  nicht  mehr  wählbar."  —  S.-Meiningen,  V.-U. 
1829,  §.  99  verlangt  zur  gänzlichen  Ausschliessung  eines  Mitgliedes  eine 
Mehrheit  von  drei  Viertheilen.  —  Die  Ausschliessung  eines  Stände- 
mitgliedes auf  Grund  der  Geschäftsordnung  verstattet :  Braunschweig, 
n.  L.-0.  1832,  §.  86,  Nr.  6.  —  Ebenso:  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852, 
art.  122,  Nr.  4.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  69.  „Der  Landtag  kann, 
wenn  ein  Abgeordneter  an  der  Wahrnehmung  der  Geschäfte  dauernd  be- 
hindert ist,  oder  sich  denselben  sonst  beharrlich  entzieht,  sowie  bei 
nnwfirdigem  Betragen,  dessen  gänzlichen  Austritt  auf  die  übrige 
Daner  der  Wahlzeit  beschliessen.  Ein  solcher  Beschluss  fordert  in- 
dessen eine  Mehrheit  von  drei  Viertel  der  Stimmen  sämmtlicher  Landtags- 
mitglieder." —  Schwarzburg -Rudolstadt,  L.-G.-G.  1854,  §.  19, 
Nr.  5  gestattet  Ausschliessung  durch  Beschluss  des  Landtags,  mit  Zu- 
stimmung der  Regierung,  wegen  ordnungswidrigen  Verhaltens  in  der 
Versammlung,  wegen  Nichterscheinens  bei  der  Landtags- Versammlung  ohne 
Entschuldigung  oder  wegen  Nichtbesuchs  einzelner  Sitzungen  ohne  Ur- 
laub. —  (Aehnlich  bestimmt  die  Verfassung  der  nordamerikanischen 
Union  v.  1787,  art.  I,  Abschnitt  5,  §.  2.  „Jedes  Haus  kann  .  .  .  seine 
Mit^ieder  wegen  ordnungswidrigen  Betragens  bestrafen,  und  mit  Zustim- 
mung von  zwei  Drittheilen  ein  Mitglied  ausweisen").  —  Vergl.  Anhalt, 
Geschäfts -Ord.  des  Gesammtlandtags  v.  1859,  §.  16  (siehe  Note  10). 

»)  Das  Gegenthefl  vertheidigt:  K.  S.  Zacharifte,  im  Archiv  f.  dvil. 
Praris,  Bd.  XVII,  S.  208. 
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treffende  Privatperson  desshalb  gerichtliche  Klage  erheben 
kann,  weil  dieselbe  ausserdem  ohne  allen  Rechtsschutz  gegen 
solche  Verunglimpfungen  sein  wttrde.  Mehrere  deutsche  Ver- 
fasBungsnrkunden  erkennen  diesen  Grundsatz  ausdrflcklich 
an^^),  während  andere  es  in  das  Ermessen  des  Landtages 
stellen,  ob  er  die  Sache  zur  gerichtlichen  Verhandlung  ret- 
weisen  will^*). 

§.  387. 
b)  ünverletzlichkeit  der  Person  der  Ständemitglieder*). 

I.  Um  den  Mitgliedern  der  Ständeversammlnngen  eine 
besondere  Bürgschaft  für  die  Freiheit  der  Aeusserung  auf  den 
Landtagen  zu  gewähren,  haben  die  meisten  neueren  Ver- 
fassungsnrknnden  denselben  eine  sog.  Ünverletzlichkeit 
der  Person  2)  d.h.  das  Vorrecht  beigelegt,  dass  sie  während 
der  Dauer  des  Landtages  weder  wegen  Schulden,  noch 
auch  wegen  Verbrechen  ohne  Vorwissen  und  Zustimmung 
des  Landtages  oder  der  Kammer  verhaftet  werden  dtirfen-'), 


«)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  185  (siehe  oben  Note  8).  — 
Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  83  a  linea  2.  „Den  Einzelnen  bleibt 
in  solchen  Fällen  das  Elagerecht,  welches  ihnen  gegen  Yerläumdungen 
nach  den  Gesetzen  zusteht."  —  Uebereinstimmt :  Kurhessen,  V.-ü.  1831, 
§.  87.  —  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.  134.  —  Hannover,  Ges. 
V.  5.  Sept.  1848,  §.  54.  —  Weimar,  rev.  G.-G.  1850,  §.  18.  —  Reuss 
j.  L.,  V.-ü.  1832,  §.  94  a  linea  2.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.68  (siehe 
oben  Note  8). 

t<^)  Siehe  die  in  Note  9  angeführten  Verfeutsungen  von  Oldenburg, 
Coburg-Gotha  und  Schwarzburg-Sondershausen. 

0  Vergl.  R.  Y.  Mohl,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik,  Bd.  I 
(1860),  8.  314  flg. ' 

«)  Diesen  Ausdruck  gebraucht  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  84.  ,J)ie 
Stande  gemessen  sowohl  in  ihrer  Gesammtheit,  als  einzeln,  völlige  Ünver- 
letzlichkeit der  Person  während  der  Dauer  des  Landtages." 

3)  ünbeschr&nkt  erklärt  dies:  Nassau,  Patent  v.  1.  u.  2.  Sept  1814, 
§.  3.  „Während  der  Versammlung  der  Landst&nde  kann  kein  Mitglied, 
ohne  Zustimmung  der  Abtheilung  (Kammer),  zu  der  es  gehört,  aus 
irgend  einem  Grunde  oder  Veranlassung  zu  gefänglicher  Halt  gebracht 
werden." 
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den   Fall    der    Ergreifung   auf  frischer    That   ansge- 
Bominen^). 

IL  Andere  Verfassnogen  haben  aber  dieses  Vorrecht, 
während  der  Daner  des  Landtages  nicht  verhaftet  zn  werden, 
den  Ständemitgliedern  nnr  in  einem  viel  beschränkteren  Um- 
fange gewährt,  und  erklären  theils  eine  Verhaftung  zum  Zwecke 
einer  Criminalnntersuchung  überhaupt^),  theils  eine  Ver- 


*)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  VH,  §.  26.  „Kein  Mitglied  der  Stände- 
Tersammlnng kann  während  der  Dauer  der  Sitzungen  ohne£inwi]ligung 
der  betreffenden  Kammer  zu  Verhaft  gebracht  werden,  den  Fdl  der 
Ergreifung  auf  frischer  That  bei  begangenen  Verbrechen  aus- 
genommen.'' —  üebereinstimmen:  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  49.  —  Wür- 
temberg,  V.-ü.  1819,  §.  184  (fügt  bei:  „In  letzterem  Falle  ist  aber  die 
Kammer  von  der  geschehenen  Verhaftung,  mit  Angabe  des  Grundes,  un- 
▼erEüglich  in  Kenntniss  zu  setzen").  —  Ebenso:  Grossh.  Hessen,  V.-Ü. 
1820,  §.  84.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  84  a  linea  2  u.  3.  —  S.-Co- 
burg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  86.  „Kein  Mitglied  einer  Kammer  kann 
ohne  deren  Genehmigung  während  der  Sitzungsperiode  wegen  einer  mit 
Strafe  bedrohten  Handlung  zur  Untersuchung  gezogen  oder  ver- 
haftet werden,  ausser  wenn  es  bei  Ausübung  der  That  oder  im  Laufe 
des  nächstfolgenden  Tages  nach  derselben  ergriffen  wird.  Gleiche 
Genehmigung  ist  bei  einer  Verhaftung  wegen  Schulden  nothwendig.**  — 
Uebereinstinmit  hiermit:  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  94.  -—  Vergl.  auch 
K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  84.  —  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832, 
§.  135.  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  107.  —  S. -Weimar,  rev. 
G.-G.  1850,  §.  19  verbietet  die  Verhaftung  eines  Abgeordneten  und  die 
Einleitung  einer  strafrechtlichen  Untersuchung  gegen  denselben  nicht  nur 
wäJirend  der  Versammlung  des  Landtages,  sondern  noch  weiter  „bis  auf 
acht  Tage  nach  dem  Schlüsse  oder  der  Vertagung  des- 
selben.*' 

s)  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  100  a  linea  2  u.  3.  „Der  Lauf 
der  Justiz  kann  gegen  die  Deputirten  nicht  gehemmt  werden;  nnr 
sollen  sie  während  ihrer  Anwesenheit  am  Landtage  nicht  zum  persön- 
lichen Erscheinen  in  bürgerlichen  Bechtssachen  und  in 
Polizei  Sachen  vorgeladen,  und  in  diesen  nicht  mit  Verhaft  belegt, 
werden,  ausser  wegen  fälliger  Wechsel.  Wenn  Wechselarrest  oder 
Criminalnntersuchung  gegen  einen  Deputirten  erkannt  wird,  muss  der  Stell- 
vertreter desselben  einberufen  werden."  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept. 
1848,  §.  55.  „Während  der  Daner  einer  Versammlung  der  allgemeinen 
Stände  soll  kein  anwesendes  Mitglied  verhaftet  werden,  es  sei  denn, 
dasa  in  dem  Falle  eines  Criminal Verbrechens  eine  schleunige  Ver- 
haftung nothwendig  sein  sollte,  welcher  Fall  jedoch  den  Kammern  ohne 
Aufschub  anzuzeigen  ist."  —  Auch  die  Ünionsverfassung  von  Nord- 
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baftnog  wegen  fölliger  Wechsel  fttr  statthaft,  ohne  vor- 
gängige  Genehmigung  des  Landtages  oder  der  Kammer^). 

III.  Mitunter  ist  ein  etwas  längerer  Zeitraum  bestimmt^ 
innerhalb  dessen  die  Verbaftang  dnes  Ständemitgliedes  wegen 
eines  begangenen  Verbrechens  ohne  Znstimmong  der  Kammer 
erfolgen  kann^). 

lY.  Nach  der  karhessischen  Verfassnngsnrknnde  von 
1831,  §.  87  können  Mitglieder  der  Ständeversammlung  nicht 
nur  während  der  Dauer  des  Landtages,  sondern  auch  sechs 
Wochen  vor  und  nach  demselben,  ausser  bei  Ergreifung 
auf  frischer  That,  nicht  anders  als  mit  Zustimmung  der  Ständer 
Versammlung  oder  ihres  Ausschusses  verhaftet  werden.  Die 
liechtensteinische  Verfassungs-Urkunde  von  1862,  §.  108 
schreibt  vor,  dass,  wenn  ein  Landtagsmitglied  in  den  letzten 
sechs  Wochen  vor  Eröffnung  des  Landtags  in  Verhaft 
genommen  wird,  dem  landständischen  Ausschüsse  mit  Angabe 
des  Grundes  ungesäumt  Eenntniss  hiervon  gegeben  werden  soll. 

V.  In  einigen  Verfassungen  ist  nicht  blos  die  Verhaf- 
tung, sondern  sogar  auch  die  Einleitung  einer  Criminal- 
Untersuchung   gegen    ein    Ständemitglied,    mit  Ausnahme 


amerika  y.  1787,  art.  I,  Abschn.  6,  §.  1  legt  den  Mitgliedern  der  beiden 
Häuser  des  Congresses  nicht  unbedingt  die  sog.  Unyerletzliclikeit  der  Person 
bei,  sondern  bestimmt  nur:  „Sie  soUen  in  allen  Fällen,  ausgenommen 
Hochverrath,  Felonie  (d.  h.  schwere  Criminal verbrechen  überhaupt) 
und  Friedensbruch,  das  Vorrecht  haben,  während  ihrer  Anwesenheit 
bei  den  Sitzungen  ihrer  resp.  Häuser,  und  während  des  Hinganges  zu  oder 
der  Rückkehr  yon  denselben  nicht  yerhaftet  zu  werden/* 

^)  Den  Wechselarrest  erklärt  für  zulässig:  K.  Sachsen,  V.-U. 
1881,  §.84.  „ .  .  .  Daher  darf  insbesondere  ausser  dem  Falle  der  Ergrei- 
fung auf  frischer  That  bei  einem  begangenen  peinlichenY  er  brechen, 
and  dem  Falle  des  Wechsel  Verfahrens,  kein  Mitglied  der  Ständever- 
Sammlung  während  ihrer  Dauer  ohne  ausdrückliche  Zustimmung  der  Kam- 
mer, der  selbiges  angehört,  yerhaftet  werden."  —  Uebereinstimmt:  Braun- 
schweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  185.  —  Siehe  auch  die  in  Note  5  angeführte 
Verf.  von  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  100.  —  Die  Vollstreckung  des 
Wechselarrestes  gegen  Ständemitglieder  auszuschliessen ,  ist  der  Landes- 
gesetzgebung  nunmehr  allgemein  gestattet,  durch  B.-B.  vom  23.  Januar 
1862,  Prot  §.  34.    Siehe  unten  §.  446,  c,  IH.  IV. 

7)  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  84.  „.  .  .  bei  Ausübung  der  That, 
oder  im  Laufe  des  nächstfolgenden  Tages.''  (Siehe  auch  die  in 
Note  4  angefl  Ges.) 
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des  Falles  der  ErgreifoBg  auf  Mscher  That,  ohne  Einwilligang 
da*  Kammer  während  der  Sitzungsperiode  ftlr  nnzulässig  er- 
kürt«). 

VI.  Mitunter  ist  dem  Landtage  oder  den  Kammern  das 
Beebt  beigelegt^  die  Aufhebung  einer  bereits  vor  Eröffnung 
des  Landtages,  oder  auch  in  Folge  der  Ergreifung  auf 
frischer  That  gegen  ein  Ständemitglied  begonnenen  Unter- 
suchung, oder  bereits  verhängten  Haft  ftb*  die  Dauer  der 
Sitzungsperiode  zu  verlangen^). 

VII.  In  jenen  Staaten,  in  welchen  die  Verfossungsurkunde 
nicht  ausdrücklich  den  Ständemitgliedem  das  Vorrecht  der 
sog.  Unverletzlichkeit  der  Person  beilegt,  haben  sie  dasselbe 
aueh  nicht  zu  beanspruchen. 

§.  388. 
c)  Reisevergütung,  Diäten  der  Abgeordneten. 

L  Damit  nicht  die  minder  Vermöglichen  aus  Bücksicht 
auf  die  Kosten,  welche  ein  Aufenthalt  am  Landtage  verursacht, 
die  Wahlen  als  Abgeordnete  ablehnen  und  sich,  nachdem 
sie  das  Gesetz  als  wahlfähig  anerkannt  hat,  indirekt  durch 
ihre  Yermögensverhältnisse  ausgeschlossen  finden,  ist  in  den 
Verfassungsurkunden  oder  Geschäftsordnungen  regelmässig  aLs 
Grundsatz  ausgesprochen  worden,  dass  die  Abgeordneten, 
welche  aus  Wahlen  hervorgehen,  und  nicht  an  dem  Orte 
des  Landtages  selbst  wohnen,  während  der  Dauer  des  Land- 
tages eine  Vergütung  der  Reisekosten  und  Tagegelder, 
Diäten,  erhalten  sollen  i). 

«)  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.84  (siehe  Note  4u.  7).  —  S.-Weimar, 
rev.  G.-G.  1850,  §.  19.  -  S.-Coburg-Gotha,  V.-U.  1852,  §.  86.  — 
Reu 88  j.L.,  Y.-U.  1852,  §.  94.  —  Siehe  Note  4. 

0)  Preussen,  Y.-ü.  1850,  §.  84  a  linea  4.  „Jedes  Strafverfahren 
gfigai  ein  Mitglied  der  Kammer  und  eine  jede  Untersuchnngs-  oder  Civil* 
liaft  wird  (SU  die  Dauer  der  Sitzungsperiode  au%ehoben,  wenn  die  be- 
treffende Kammer  es  verlangt"  —  Uebereinstimmt  S.-Weimar,  rev.  G*-G. 
1860,  §.  19.  —  Aehnliche  Bestimmungen  enthielten:  Schwarzburg- 
Sondershausen,  Y.-U.  1849,  §.  98  a  linea  2.  —  Anhalt-Bernburg, 
V.-ü.  1860,  §.  65. 

«)  YergL  z.  B.  Nassau,  Patent  v.  1.  und  2.  September  1814,  §.  7.  — 
Würtemberg,  Y.-ü.  1819,  §.  194.  —  K.  Sachsen,  Y.-ü.  1831,  §.  120. 
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II.  In  einigen  Yerfaaaangen  ist  aasdrttcklich  bestimmty 
dags  die  Abgeordneten  anf  ihre  Diäten  nieht  verzichten 
dürfen  2). 

III.  Diejenigen  Personen,  welche  kraft  eines  in  der  Ver- 
fassung ihnen  persönlich  beigelegten  Secbtes  auf  den  Land- 
tagen zu  erscheinen  berechtigt  suid;  wie  die  Prinzen  des 
regierenden  Hauses,  Standesherren  u.  s.  w.,  mitunter  auch  die 
Bevollmächtigten  gewisser  Corporationen,  oder  die  Mitglieder 
der  ersten  Kammer  überhaupt,  erhalten  keine  Diäten^). 

IV.  Selbstverständlich  haben  die  Prinzen  und  Standes- 
herren da,  wo  sie  sich  vertreten  lassen  dürfen,  die  Kosten  der 
von  ihnen  ertheilten  Bevollmächtigung  selbst  zu  tragen^). 

V.  Mitunter  erhalten  gewisse  Vorstände  oder  Beamte  der 
Landstände  sogar  feste  Gehalte^). 

(siehe  Note  3).  —  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  88  (siehe  Note  3).  — 
S.-Weimar,  rev.  Grundges.  1850,  §.  20.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü. 
1852,  §.  90.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  L.-G.-G.  1857, 
§.  33.  —  Liechtenstein,  V.rü.  1862,  §.  109.  —  Diese  Tagegelder  sind 
darchgehends  sehr  gering  bestimmt,  2  oder  3  Thaler,  oder  5  fl.  u.  dergl.  — 
In  Frankreich  erhält  nach  dem  Edikte  Napoleon 's  III.  vom  25.  Dec 
1852,  art.  11  und  14  ein  Senator  lebenslänglich  30,000,  und  ein  Mitglied 
des  Corps  UgislaUf  för  jeden  Monat  der  Sitzungsperiode  2500  Franken.  — 
S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  246  bewilligt  sogar  den  am  Orte  des 
Landtags  wohnenden  Abgeordneten  Taggelder,  jedoch  nur  in  der  Hälfte 
des  Betrages,  wie  den  Auswärtigen.  —  Ebenso:  Oldenburg,  rev.  V.-U. 
1852,  art  164,  §.  2. 

*)  Diese  Bestimmung  findet  sich  in  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  85.  — 
Oldenburg,  revid.  V.-ü.  1852,  art.  164,  §.  1.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü. 
1852,  §.  95.  —  Wal  deck,  V.-ü.  1852,  §.  70. 

»)  Vergl.  z.  B.  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  120.  „Die  Stände,  mit 
Ausnahme  derjenigen  Mitglieder  der  ersten  Kammer,  welche  kraft 
erblichen  Rechtes,  oder  als  Abgeordnete  der  Kapitel  und  der 
Universitäten,  auf  Landtagen  erscheinen,  bekommen,  insofern  sie  nicht 
an  dem  Orte,  wo  der  Landtag  gehalten  wird,  beständig  wohnen,  als  Ent- 
schädigung für  den  ausserordentlichen  Aufwand,  Tage-  und  Reisegelder  in 
dem  in  der  Landtagsordnung  bestimmten  Masse.  —  Kurhessen,  V.-ü. 
1831,  §.  88.  „Die  Mitglieder  der  Ständeversammlung,  mit  Ausnahme  der 
Prinzen  des  Kurhauses,  so  wie  der  Standesherren,  erhalten  angemessene 
Reise-  und  Tagegelder."  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §,  68.  „Die  Mit- 
glieder der  ersten  Kammer  erhalten  weder  Reisekosten  noch  Diäten.^' 

4)  Siehe  oben  §.  359. 

»)  So  z.  B.  nach  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  246  „der  Präsident 
und  der  Syndikus.*' 
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§.  389. 
Von  den  politischen  Befiignissen  der  Landesvertretung. 

I.  Da  der  Zweck  der  Landes vertretang  in  der  repräsen- 
tativen, die  Tfaeilung  der  politischen  Gewalten  aus- 
scbliessenden  Monarchie  (§.  325)  nur  darin  liegt,  dass  sie 
eioe  Schranke  gegen  den  Missbranch  der  Staatsgewalt  bilden 
and  der  Krone  bei  der  verfassungsmässigen  Ausübung  der 
fiegienmg  zur  Stütze  und  Kräftigung  dienen  soll,  alle  Regie- 
rnng  aber  sich  hauptsächlich  in  den  Formen  der  gesetz- 
gebenden und  vollziehenden  Gewalt  bewegt  (§.  275), 
80  müssen  sich  die  verfassungsmässigen  und  politischen  Be- 
fugnisse der  Ständeversammlungen  auch  nach  diesen  beiden 
Richtungen  hin  erstrecken,  sind  aber  wesentlich  verschie- 
den in  der  einen  und  in  der  anderen  Beziehung. 

U.  Eine  richterliche  Funktion,  d.  h.  das  Recht, 
sich  selbst  in  gewissen  Fällen  als  Gerichtshof  zu 
constitniren,  wie  dieses  Recht  nach  der  englischen  Verfassung 
dem  Oberhanse  zusteht,  oder  nach  der  alten  deutschen  Reichs- 
yerfassung  dem  Reichstage^),  oder  nach  den  constitutionellen 
Charten  Frankreichs  vom  4.  Juni  1814  und  vom  14.  August 
1830  der  Pairskammer  zustand^,  ist  in  keinem  deutschen 
Staate  den  jetzt  bestehenden  Ständeversammlungen  beigelegt« 

§.  390. 

L  Von  den  Befugnissen  der  Landesvertretung  in 

Bezug  auf  die  gesetzgebende  Gewalt. 

1)  Recht  des  Beirathes  und  der  Zustimmung. 

I.  In  Bezug  auf  die  gesetzgebende  Gewalt  werden  den 
Landständen  in  den  Verfassungsurkunden  der  deutschen  Staaten 
regehnässig  das  Recht  des  Beirathes  und  der  Zustimmung 


0  Siehe  oben  §.  9a 

')  Charte  constitutionnelle  y. 4. Juni  1814,  art  S3  und  Charte 
constitationnelle  v.  14.  August  1830,  §.  28.  „La  chambre  des  Falrs 
oonnait  des  crimes  de  haute  trahison  et  des  attentats  ä  la  suretö  de  T^tat, 
qui  seront  definis  par  la  loi." 
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ZU  allen  eigentlichen  Gesetzen  beigelegt,  welche  die  Krone  za 
erlassen  beabsichtigt  ^).  Hierunter  ist  selbstverständlich  auch 
das  Bechty  die  Zustimmung  zu  verweigern,  so  wie  auch 
das  Becht,  Abänderungen  an  den  Vorlagen  der  Regierung 
vorzuschlagen,  inbegriffen. 

II.  Einige  Verfassungsurkunden  legen  jedoch  den  Ständen 
nicht  unbeschränkt  und  in  Bezug  auf  alle  Gegenstände  der 
Gesetzgebung  das  Becht  der  Zustimmung  und  Verwerfung  bei, 
sondern  bezeichnen  ausser  den  Verfassungsgesetzen*) 
nur  die  Gesetze  über  gewisse  Gegenstände  als  solche, 
bei  welchen  die  Stände  eine  solche  Befngniss  auszuüben  be- 
fugt sind.  Hierher  werden  gewöhnlich  die  Gesetze  gezählt, 
welche  die  Freiheit  der  Person,  das  Eigenthum  der 
Staatsangehörigen^),   die  Militäraushebung^),   oder 


*)  Das  Zustimmungsrecht  bei  allen  Gegenständen  der  Gesetz- 
gebung legen  den  Ständen  bei:  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  124.  — 
Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  72.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  86.  — 
Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  95.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept  1848, 
§.  65;  jedoch  mit  dem  Beifügen:  „Die  Zustimmung  der  Stände  be- 
schränkt sich  auf  den  wesentlichen  Inhalt  der  Gesetze.*'  Yergl. 
auch  eben  das.  §.  67:  siehe  hier  unten  Note  8.  —  Preussen,  V.-U. 
1850,  §.62  a  ünea  2.  —  S. -Coburg- Gotha,  V.-U.  1852,  §.104r-106.  — 
Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  63.  —  Waldeck,  V.-U.  1852,  §.  6.  — 
Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1857,  §.  37.  —  Liechten- 
stein, V.-U.  1862,  §.  24  und  §.  40  a;  vergl.  mit  §.  38  (siehe  unten  Note  8). 

')  Diese  erwähnen  ausdrücklich  als  Gegenstände  der  landständischen 
Zustimmung:  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  X,  §.  7.  —  Baden,  V.-U.  1818, 
§.  64.  —  S.-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  201.  —  Braunschweig,  n. 
L.-O.  1832,  §.  98.  —  Weimar,  rev.  G.-G.  1850,  §.  4,  Nr.  6.  —  Schwarz- 
burg-Budolstadt,  V.-U.  1854,  §.  24.  —  Anhalt,  Ge^Bammt-Veriassuiig 
von  1859,  §.  19. 

')  Ein  Zustimmungsrecht  bei  allgemeinen  Gesetzen,  welche 
„die  Freiheit  der  Person  oder  das  Eigenthum  der  Staats- 
bürger" betreffen,  legen  den  Ständen  bei:  Nassau,  Patent  vom  1.  und 
2.  September  1814,  §.  2.  —  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  VH,  §.  2.  — 
Baden,  V.-U.  1818,  §.  65.  -  S.-Meiningen,  V.-U.  1829,  §.  85  (fÄgt 
bei:  „oder  wodurch  eine  Veränderung  der  Abgaben  und  Rechte 
herbeigefOhrt  wird").  —  Schwarzburg- Rudolstadt,  V.-U.  1854, 
§.  23.  „.  .  .  oder  die  persönliche  Freiheit,  die  Sicherheit  und 
das  Eigenthum  der  Staatsnnterthanen  zum  Gegenstand  haben."  —  An- 
halt, Gesammt-Verfassung  von  1859,  §.  19.    „. . .  oder  wohlerworbene 
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\iMB  bfirgerliche  und  Strafrecht  und  das  Process- 
kt,  die    Rechtspflege   oder    organische   Staatsein- 
t^X  nnd  die  Bestenernng  oder  den  Staatshaashalt ^) 
iten. 

m.  In  Bezug  anf  andere  Gegenstände  wird  den  Ständen 
nnr  allein  ein  Recht  des  Beirathes  oder  der  Be- 
lichtung eingeräumt^). 

tithte  oder  daBEigentham  einzehier  Unterthanen  oder  ganzen  Klassen 
sdben  aufheben  oder  beschränken/* ~  Vergl.  Oesterreich,  Grundges. 
;  »L  Februar  1861,  §.  10. 

«)  Diese  erwähnt  besonders:  S.-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  201. 
t—  BrauDSclvweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  98  (siehe  Note  5).  —  Han- 
ler, Ges.  T.  5.  Sept  1848,  §.  67  a  linea  3  (siehe  Note  8). 
[  *)  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832.  §.  98.  „Die  ständische  Zustim- 
ist  erforderlich:  1)  venu  dieses  Landesgrundgesetz  oder  die  mit 
IRlben  erlassenen  Gesetze  ergänzt,  erläutert  oder  abgeändert;  2)  wenn 
organische  Staatcfeinrichtungen  getroffen  oder  die  bestehenden  ver- 
st;  3)  wenn  Landesgesetze  gegeben,  aufgehoben,  abgeändert  oder  authen- 
erkiärt  werden,  welche  das  Landes-  Finanz-  und  Steuerwesen, 
llilitärpflichtigkeit  und  die  Aushebung  der  Mannschaften,  das 
verliehe  oder  Strafrecht,  den  bürgerlichen  oder  Straf- 
esB  betreffen."  —  S.-Weimar,  rev.  G.-G.  1850,  §.  4,  Nr.  6.  „.  .  . 
ittgesetse,  welche  entweder  die  Landesverfassung  betreffen,  oder 
persönliche  Freiheit,  oder  die  Sicherheit  und  das  Eigen- 

der  Staatsbürger." 
^  Von  den  Befugnissen  der  Stände  in  Bezug  auf  den  Staatshaushalt 
unten  §.  398  u.  f.  besonders  gehandelt. 
'^S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  210.  „Allgemeine  Landesgesetze, 
nicht  die  Freiheit  der  Person  und  das  Eigenthum  der  Unterthanen 
1,  werden  den  Ständen  zu  ihrer  Begutachtung  niitgetheilt.  Der 
wird  ihre  Bemerkungen  bei  weiterer  Erörterung  der  Sache  in 
ziehen,  und  sie  benutzen,  soweit  er  es  zweckmässig  erachtet."  — 
iunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  99.  „Bei  allen  übrigen  (nämlich  im 
der  ebenda s.  §.  98,  siehe  hier  Note  5,  erwähnten  Gesetze), 
den  das  Landespolizeiwesen  betreffenden  gesetzlichen  Be- 
in müssen  die  Stände  zuvor  mit  ihrem  Gutachten  und  Rath 
ift,  and  es  können  in  solchen  Gesetzen  Polizeistrafen  bis  zu  einmonat- 
eln&cben  Gefängnisse  oder  diesem  entsprechende  Geldstrafen  ange- 
%  werden."  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  §.  142.  „Der  Landtag 
über  Anordnungen,  welche  seiner  Zustimmung  nicht  bedürfen,  sowie 
r  die  bei  beabsichtigten  Aenderungen  in  der  Gesetzgebung  im  AUge- 
za  bälgenden  Grundsätze  auf  Antrag  der  Staatsregierung 
i^  gutachtliche  Erklärung  abgeben.''—  Auch K.Sachsen,y.-U.  1831, 

ZSpfl,  StJMiRechU  S.  Aafl.  IL  24 
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IV.  Manche  Gegenstände  sind  anch  in  einigen  Verfassangs- 
nrknnden  von  der  ständischen  Mitwirkung  aosdrOcklich  ganz 
ausgenommen''*);  namentlich  gehören  dahin  die  Verfägungen, 
welche  der  Souverain  in  Bezug  auf  das  Heer,  dessen  Formation, 
Dienst  und  Disciplin  erlässt^). 

V.  Soweit  die  Zustimmung  der  Stände  zu  neuen  Ge- 
setzen nothwendig  ist,  wird  dieselbe  auch  jederzeit  zu  authen- 
tischen Erklärungen  oder  Abänderungen  der  be- 
stehenden Gesetze  erfordert^). 


§.  128  a  linea  5  spricht  von  „solchen  Gegenständen  derBerathung,  wo  nnr 
ein  Gutachten  der  Stände"  abzugeben  ist 

'•)  So  z.  B.  Anhalt,  Gesammt -Verfassung  von  l859,  §.  19.  „Ausge- 
schlossen von  der  Zustimmung  des  Landtags  sind  jedoch  diese  Gesetze, 
soweit  sie  zur  Ausführung  der  Beschlüsse  des  deutschen 
Bundes  oder  als  Ausflüsse  bereits  bestehender  Staatsver- 
träge dienen.'' 

8)  Grossh.  Hessen,  Y.-ü.  1820,  §.  74.  „Dem  Grossherzoge  steht  die 
ausschliessliche  Verfügung  über  das  Militär,  die  Formation  desselben,  die 
Disciplinargewalt  und  das  Recht,  alle  auf  den  Kriegsdienst  betreffende  Ver- 
ordnungen zu  erlassen,  ohne  ständische  Mitwirkung  zu.  Der  erlassene 
und  von  dem  Grossherzoge  hinsichtlich  der  Officiere  noch  zu  erlassende 
Militärstrafcodex  soll  jedoch ,  insofeme  er  sich  nicht  auf  die  bezeichneten 
Gegenstände  bezieht,  ohne  ständische  Mitwirkung  künftig  keine  Abänderung 
erleiden.''  —  Hannover,  Ges.  von  5.  Sept.  1848,  §.  67.  ,J)ie  Mitwirkung 
der  Stände  ist  nicht  erforderlich  bei  denjenigen  Verfügungen,  welche 
der  König  über  das  Heer,  dessen  Formation  und  den  Dienst  über- 
haupt erlässt.  Der  Kriegsminister  ist  dafür  verantwortlich,  dass  diese  Ver- 
fügungen keine  Verfassungsverletzungen  enthalten  und  dass  die  ständischen 
Bewilligungen  nicht  überschritten  werden.  Die  Militär-,  Straf-  und 
Aushebungsgesetze,  sowie  die  Rechte  und  Pflichten  der  übrigen 
Unterthanen  in  Beziehung  auf  das  Heer  und  die  auf  dessen  bürgerliche 
Verhältnisse  bezüglichen  Gesetze  können  nur  unter  ver£Ekssungsmä8siger 
Mitwirkung  der  Stände  festgestellt  werden."  —  Liechtenstein,  V.-ü. 
1862,  §.  38.  „Dem  Landesfürsten  steht  die  ausschliessliche  Verfügung  über 
das  Militär,  die  Formation  desselben,  die  Disciplinargewalt  und  das  Recht» 
alle  den  Kriegsdienst  betreffenden  Verordnungen  zu  erlassen,  ohne  Mit- 
wirkung des  Landtags  zu." 

»)  Ausdrücklich  sagen  dies:  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  VH,  §.  2.  — 
Baden,  V.-ü.  1818,  §.  65.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  72 
a  linea  2.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  86.  —  Kurhessen,  V.-ü. 
1831,  §.  95.  -  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  201.  -  Braunschweig, 
n.  L.-O.  1832,  §.  98.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  September  1848,  §.  65.  — 
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VI.  Dnreh  die  landständische  Znstimmiiiig  wird  übrigens 
onr  so  viel  festgestellt,  dass  von  Seiten  der  Landesver- 
trelnng  nichts  dagegen  einzuwenden  ist,  wenn  die  Regie- 
rung eine  gewisse  Anordnung  in  der  Form  eines  Gesetzes 
treffen  wiU.  Hiermit  ist  die  staatsrechtliche  Bedeatung  der 
famdständiscben  Zustimmung  erschöpft.  Ihre  Ertheilung  legt 
also  weder  der  Regiemng  die  Verpflichtung  auf,  das  be- 
absichtigte Gesetz  wirklich  zu  erlassen  ^o),  noch  kann  sie 
(materielles)  Unrecht  zum  (materieUen)  Rechte  machen, 
d.  h.  sie  kann  die  legislative  Befagniss  des  Souverains  nicht 
objectiv  erweitem  oder  deren  natürliche  und  positiv -rechtliche 
Gränzen  ausdehnen,  so  dass  mit  Zustimmung  der  Landstände 
rechtlich  verfügt  werden  dürfte,  was  Unrecht  sein  würde,  wenn 
es  ein  absoluter  Monarch  thun  würde  ^^).  Die  praktische  Be- 
deutung dieses  Grundsatzes  tritt  besonders  hervor,  wenn  es 
sieb  um  die  Vernichtung  agnatischer  Rechte  in  Bezug  auf 
Staatssuccession  und  Domainen  ^^),  besonders  garantirter  Rechte 
einzelner  Personen  oder  Klassen  derselben,  wie  z.  B.  der 
Standesherren  ^^),  oder  sonst  wohlerworbener  Rechte  der 
Privaten")  und  um  die  Lossagung  von  abgeschlossenen 
StaatsTcrträgen  gegenüber  von  den  anderen  völkerrechtlichen 
Paciscenten  handelt  ^^).  Ausserdem  würde  ein  parlamenta- 
rischer Despotismus  durch  die  Verfassung  erschaffen  sein, 
welcher  gefährlicher  und  drückender  als  der  autokratische 
wäre,  weil  durch  die  Einkleidung  in  die  Form  eines  con- 
stitQtionellen  Gesetzes  den  Gerichten  des  Landes  die  Ent- 
scheidung über  die  materielle  Rechtlichkeit  der  Anordnung 
entzogen  wtlrde,  während  denselben  doch  selbst  in  der  auto- 
kratischen Monarchie    die   Befugniss    zusteht,   einen   solchen 


Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  6.  —  Anhalt,  Gesammt-Verfassung von  1859, 
5. 19.  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  24. 

»)  Siehe  oben  §.  373. 

<*)  lieber  die  Gränzen  der  gesetzgebenden  Gewalt,  siehe  unten  §.  432. 

«)  Siehe  oben  §.  215,  I,  D. 

«)  Siehe  oben  §.  302.  303  flg.,  §.  307  flg. 

M)  Siehe  outen  §.  432  flg. 

«)  Siehe  unten  §.  397. 

24* 
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IV.  Die  Einräumung  eines  landständischen  Rechtes  d&r 
Initiative  hat  aber  nur  dann  eine  wirklich  praktische  Be- 
deutung ^  wenn  die  Verfassung  den  Souverain  auch  zugleich 
hinsichtlich  des  Veto  in  der  Art  beschränkt,  dass  sie  ihm 
nur  noch  ein  suspensives  Veto  beilegt^),  wodurch  aber 
die  Verfassung  zugleich  den  Charakter  einer  auf  das  Prineip 
der  Theiinng  der  Gewalten  gebauten  sog.  parlamenta- 
rischen Monarchie  annimmt^).  Da  dies  aber  nach  der  bundes- 
grundgesetzlichen  Bestimmung  im  Art  57  der  Wiener  Schlass- 
akte  vom  15.  Mai  1820  in  keinem  deutschen  Bundesstaate 
statthaft ^^),  und  auch  thatsächlich  nicht  der  Fall  ist,  so  er- 
scheint die  Forderung  wie  die  Einräumung  einer  landständi- 
schen  Initiative  als  politisch  bedeutungslos,  indem  durch  deren 
Ausübung  da,  wo  die  Krone  im  Besitze  des  absoluten 
Veto  ist,  in  keiner  Weise  mehr  erreicht  werden  kann,  als 
durch  den  Gebrauch  des  landständischen  Petitionsrechtes. 
Ueberdies  werden  nur  in  seltenen  Fällen  einer  Ständeversamm- 
lung die  Materialien  und  die  Zeit  zur  tüchtigen  Bearbeitung 
eines  Gesetzentwurfes^  insbesondere  bei  Gesetzen  von  grösse- 
rem Umfange,  so  wie  der  Regierung,  zu  .Gebote  stehen.  Es 
werden  daher  voraussichtlich,  und  wie  dies  auch  die  bisherige 
Erfahrung  bestätigt,  die  Ständeversammlungen  in  den  deutschen 
Staaten,  in  welchen  ihnen  die  Initiative  eingeräumt  worden 
ist,  mit  grösserer  Zweckmässigkeit,  doch  nur  von  dem  Peti- 
tionsrechte Gebrauch  machen. 

§.  392. 

n.  Von  den  Befugnissen  der  Landesvertretung  in  Be- 
zug auf  die  vollziehende  Gewalt  im  Allgemeinen. 

I.  Sowohl  nach  dem  Geiste  der  repräsentativen  Verfassung, 
als  auch  nach  dem  Systeme  der  parlamentarischen  Monarchie, 
kommt  der  Volksvertretung  keine  unmittelbare  Theilnahme  an 


der  Yerfassungsuricunde  oder  auf  Zusätze  zu  derselben  an  den  König  zu 
bringen:  K.  Sachsen,  Y.-ü.  1831,  §.  152. 

s)  Siehe  oben  §.  373. 

•)  Siehe  oben  §.  325  und  §.  343. 

«)18iehe  oben  §.  334. 
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dtf  Aasübang  der  yoUziehenden  Gewalt  zn^  sondern  es 
ifll  diese  der  Krone  und  den  von  derselben  ernannten  Behör- 
den Überlassen. 

U.  Die  Befugnisse  der  Volksvertretung  beschränken  sieh 
daher  überall  auf  eine  Ueberwachung  und  Kritik  der  Staats- 
TenraltungO-  Diese  begreift  1)  das  Becht  der  Vorstellung 
und  Beschwerde;  2)  das  Becht  der  Prüfung  der  Ver- 
fittsiingsniässigkeit  der  Verordnungen  und  der  Zweck- 
mässigkeit der  sog.  provisorischen  Gesetze;  3)  das  Becht 
der  Prüfung  der  von  der  Krone  geschlossenen  Staatsver- 
träge; 4)  das  Becht  der  Bewilligung  der  Mittel  zur 
Deckung  des  Staatsbedarfes  und  das  Becht  der  Beaufsich- 
tigung ihrer  verfassungsmässigen  Verwendung;  5)  das 
Becht  der  Anklage  der  Staatsbeamten,  insbesondere  der  Minister, 
wegen  verfassungswidriger  Amtsführung;  und  6)  das  Becht, 
Beschwerden  und  andere  Petitionen  von  Staatsange- 
hörigen anzunehmen. 

§.  393. 

1)  Landständisches  Recht  der  Vorstellung  und 
Beschwerde. 

I.  Alle  deutschen  Verfassungsurkunden  räumen  den  Stän- 
den das  Becht  ein,  in  Bezug  auf  allgemeine  Landesangelegen- 
heiten der  Begierung,  und  zwar  sowohl  dem  Staatsministerium, 
als  nach  ihrem  Ermessen,  dem  Souverain  selbst  Vorstel- 
lungen zu  machen,  Mängel  und  Missbräuche  in  der  Ver- 
waltung oder  Bechtspflege,  die  zu  ihrer  Kenntniss 
gelangen,  der  Begierung  zur  Abhülfe  anzuzeigen,  und  Be- 
schwerden gegen  die  Staatsdiener  aufzustellen^). 

')  Ausdrücklich  sagt  Hannover,  Gesetz  vom  5.  September  1848 
a  linea  2,  nach  Erwähnnng  des  Petitions-  und  Beschwerde -Rechtes  der 
aUgemeinen  Standeversammlung:  „Weiter  darf  sie  aber  in  die 
Landesvervaltung  sich  nicht  einmischen/^ 

*)  Nassau,  Patent  vom  1.  und  2.  September  1814,  §.  2,  Nr.  2.  — 
Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  VH,  §.  19.  20;  Tit.  X,  §.  5.  —  Baden,  V.-ü. 
1818,  §.  69.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.124.  -  Grossh.  Hessen, 
V.-ü.  1820,  §.  79.80.  —  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.87.  —  K.  Sach- 
sen, V.-ü.  1831,  §.  109.  110.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  99.  101.  — 
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lY.  Die  EiDräumuDg  eines  landständischen  Rechtes  der 
Initiative  hat  aber  nur  dann  eine  wirklich  praktische  Be- 
deutung,  wenn  die  Verfassung  den  Souverain  auch  zugleich 
hinsichtlich  des  Veto  in  der  Art  beschränkt,  dass  sie  ihm 
nur  noch  ein  suspensives  Veto  beilegt^),  wodurch  aber 
die  Verfassung  zugleich  den  Charakter  einer  auf  das  Prineip 
der  Theilung  der  Gewalten  gebauten  sog.  parlamenta- 
rischen  Monarchie  annimmt^).  Da  dies  aber  nach  der  bundes- 
grundgesetzlichen  Bestimmung  im  Art  57  der  Wiener  Schlass- 
akte  vom  15.  Mai  1820  in  keinem  deutschen  Bundesstaate 
statthaft  lö) ,  und  auch  thatsächlich  nicht  der  Fall  ist,  so  er- 
scheint die  Forderung  wie  die  Einräumung  einer  landständi- 
schen Initiative  als  politisch  bedeutungslos,  indem  durch  deren 
Ausübung  da,  wo  die  Eione  im  Besitze  des  absoluten 
Veto  ist,  in  keiner  Weise  mehr  erreicht  werden  kann,  als 
durch  den  Gebrauch  des  landständischen  Petitionsreehtes. 
üeberdies  werden  nur  in  seltenen  Fällen  einer  Ständeversamm- 
lung die  Materialien  und  die  Zeit  zur  tüchtigen  Bearbeitung 
eines  Gesetzentwurfes^  insbesondere  bei  Gesetzen  von  grösse- 
rem Umfange,  so  wie  der  Regierung,  zu  .Gebote  stehen.  Es 
werden  daher  voraussichtlich,  und  wie  dies  auch  die  bisherige 
Erfahrung  bestätigt,  die  Ständeversammlungen  in  den  deutschen 
Staaten,  in  welchen  ihnen  die  Initiative  eingeräumt  worden 
ist,  mit  grösserer  Zweckmässigkeit,  doch  nur  von  dem  Peti- 
tionsrechte Gebrauch  machen. 

§.  392. 

n.  Von  den  Befugnissen  der  Landesvertretung  in  Be- 
zug auf  die  vollziehende  Gewalt  im  Allgemeinen. 

I.  Sowohl  nach  dem  Geiste  der  repräsentativen  Verfassung, 
als  auch  nach  dem  Systeme  der  parlamentarischen  Monarchie, 
kommt  der  Volksvertretung  keine  unmittelbare  Theilnahme  an 


der  Yerfassungsurkande  oder  auf  Zusätze  zu  derselben  an  den  König  zu 
bringen:  K.  Sachsen,   Y.-U.  1831,  §.  152. 

•)  Siehe  oben  §.  373. 

•)  Siehe  oben  §.  325  und  §.  343. 

<»):[Siehe  oben  §.  334. 
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der  Aasübang  der  yollziehenden  Gewalt  zu,  sondern  es 
ist  diese  der  Krone  und  den  von  derselben  ernannten  Behör- 
de überlassen. 

U.  Die  Befugnisse  der  Volksyertretung  beschränken  sieh 
daher  ttberall  anf  eine  Ueberwachnng  nnd  Eiitik  der  Staats- 
FerwaltnngO-  Diese  begreift  1)  das  Becht  der  Vorstellung 
und  Beschwerde;  2)  das  Becht  der  Prüfung  der  Ver- 
lusimgsmässigkeit  der  Verordnungen  nnd  der  Zweck- 
mässigkeit der  sog.  provisorischen  Gesetze;  3)  das  Becht 
der  Prüfung  der  von  der  Krone  geschlossenen  Staatsver- 
träge;  4)  das  Becht  der  Bewilligung  der  Mittel  zur 
Deckung  des  Staatsbedarfes  und  das  Becht  der  B  e  auf  sich - 
tigang  ihrer  verfassungsmässigen  Verwendung;  5)  das 
Recht  der  Anklage  der  Staatsbeamten,  insbesondere  der  Minister, 
wegen  verfassungswidriger  Amtsführung;  und  6)  das  Becht, 
Beschwerden  und  andere  Petitionen  von  Staatsange- 
hörigen anzunehmen. 

§.  393. 

1)  Landständisches  Recht  der  Vorstellung  und 
Beschwerde. 

I.  Alle  deutschen  Verfassungsurkunden  räumen  den  Stän- 
den das  Becht  ein,  in  Bezug  anf  allgemeine  Landesangelegen- 
heiten der  Regierung,  nnd  zwar  sowohl  dem  Staatsministerium, 
als  nach  ihrem  Ermessen,  dem  Souverain  selbst  Vorstel- 
langen  zu  machen,  Mängel  und  Missbräuche  in  der  Ver- 
waltung oder  Bechtspflege,  die  zu  ihrer  Kenntniss 
gelangen,  der  Regierung  zur  Abhülfe  anzuzeigen,  und  Be- 
sehwerden gegen  die  Staatsdiener  aufzustellen^). 

0  AusdrQcklich  sagt  Hannover,  Gesetz  vom  5.  September  1848 
a]inea2,  nach  Erw&hnung  des  Petitions-  und  Beschwerde -Rechtes  der 
allgemeinen  Ständeversammlung:  „Weiter  darf  sie  aber  in  die 
Landesverwaltung  sich  nicht  einmischen/^ 

*)  Nassau,  Patent  vom  1.  und  2.  September  1814,  §.  2,  Nr.  2.  ->- 
Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  Vü,  §.  19.  20;  Tit.  X,  §.  5.  —  Baden,  V.-ü. 
1818,  §.  69.  -  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.124.  -  Grossh.  Hessen, 
V.-ü.  1820,  §.  79.80.  —  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.87.  —  K  Sach- 
sen, V.-ü.  1831,  §.  109.  110.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  99.  101.  — 
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n.  Mitnnter  sichern  die  VerfasBungsnrknnden  ausdrücklich 
zu/  dass  die  Abstellung  gegründet  befundener  Beschwerden 
ohne  Verzug  geschehen  und  jedenfalls  den  Ständen  flber  den 
Erfolg  ihrer  Beschwerden  und  Anträge  Mittheilung  gemacht 
werden  solle  2). 

III.  Insbesondere  legen  die  Verfassungsurkunden  den  Land- 
ständen das  Recht  bei,  in  der  Form  von  Beschwerden  bei  dem 
Landesherm  Anträge  auf  Anordnung  gerichtlicher  oder  disci- 
plinärer  Untersuchungen  zum  Behufe  einer  Bestrafung 
der  Minister  wegen  ihrer  Amtshandlungen,  oder  zum  Zwecke 
ihrer  Entfernung  vom  Amte  zu  stellen^). 

IV.  Ob  da,  wo  das  Zweikammernsystem  besteht,  jede 
Kammer  einzeln,  oder  nur  mit  der  anderen  Kammer  gemein- 
schaftlich das  Recht  der  Beschwerde  ausüben  kann,  hängt  von 
den  Bestimmungen  der  betreffenden  Verfassungsurkunden  ab^). 

S.-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  215.  —  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832, 
§.  106.  107.  —  Hannover,  Gesetz  vom  5.  September  1848,  §.  75.  — 
Preussen,  V.-U.  1850,  §.  81.  —  S.-Weimar,  rev.  G.-G.  1850,  §.  4.  ~ 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  133,  §.  1.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü. 
1852,  §.  76.  —  S.- Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  132.  169.  —  Wal- 
deck, V.-U.  1852,  §.  65.  —  Schwarzburg-RudolBtadt,  V.-ü.  1854, 
§.22,  d;  §.35.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1857,  §.  55. — 
Anhalt,  Gesammt  -  Verfassung  1859,  §.  22.  —  Liechtenstein,  V.-ü. 
1862,  §.  40,  d;  §.  42. 

*)  So  z.  B.  Baden,  V.-U.  1818,  §.  67  (siehe  §.  394,  Note  3).  — 
Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.99.  —  Oldenburg,  rev. V.-ü.  1852,art.l33, 
§.  2.  —  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  77.  —  Schwarzburg-Sonders- 
hausen, V.-U.  1857,  §.55. 

«)  Nassau,  Patent  von  1.  und  2.  September  1814,  §.  2,  Nr.  2.  „(Die 
Stände)  .  .  .  können  fordern,  dass  gegen  unsere  Sta  ats  mini  st  er,  so  wie 
auch  gegen  LandescoUegien,  wegen  bestimmter  Beschul- 
digungen eine  Untersuchungscommission  niedergesetzt  werde, 
wenn  diese  Beschuldigungen  auf  bescheinigten  Angaben  beruhen"  etc.  — 
Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  VU,  §.  5  sichert  zu,  dass  der  König  die  Be- 
schwerden der  Stände  „gegen  die  Staatsminister  oder  andere  Be- 
hörden nach  der  Natur  des  Gegenstandes  durch  den  Staatsrath  oder 
die  oberste  Justiz  stelle  untersuchen  und  daraber  entscheiden  lassen 
wird."  —  Uebereinstimmt:  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  140.  —  Vergi 
Hannover,  Gesetz  vom  5.  September  1848,  §.  102.  ~  Weimar,  rev.  G.-G 
1850,  §.  49.  50.  —  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  110.  111  und  überhaupt 
die  hier  in  Note  1  angeführten  Gesetze. 

*)  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  HO.  „Beschwerden  gegen  die  oberste 
Staatsbehörde  und  einzelne  Vorstände  von  Ministerialdepartements  aber  die 
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§.  394. 

2)  Landständisches  Prüfungsrecht  in  Bezug  auf  landes- 
herrliche Verordnungen  und  sog.  provisorische  Gesetze. 

L  In  allen  deutschen  Staaten,  welche  die  repräsentative 
Verfa88nng  eingeführt  haben,  ist  anerkannt,  dass  der  Krone 
das  Recht  zusteht,  ohne  Mitwirkung  der  Stände  die  zur 
Vollstreckung  und  Handhabung  der  Gesetze  erforder- 
Schen  Verordnungen  zu  erlassen^).  Auf  der  anderen  Seite 
wird  ebenfalls  in  allen  diesen  Staaten  theils  ausdrücklich, 
theib  als  selbstverständlich  in  dem  Beschwerderechte  inbe- 
griffen, den  Landständen  das  Recht  beigelegt,  die  von  der 
ToDziehenden  Gewalt  ausgegangenen  Verordnungen  insoweit  zu 
prflfen,  als  deren  Verfassungsmässigkeit  in  Frage  steht.  Die 
Landstände  oder  Kammern  können  zu  diesem  Behufe  eine 
besondere  Commission  ernennen,  welche  die  seit  dem  letzten 
Landtage  ergangenen  Verordnungen  aufzusuchen,  und  tiber 
diejenigen  Bericht  zu  erstatten  hat,  deren  Verfassungsmässig- 


Anwendung  der  Gesetze  in  der  Landesverwaltung  und  Rechtspflege  kann, 
insofeme  sich  nicht  deshalb  beide  Kammern  zu  vereinigen  vermögen,  auch 
jede  Kammer  allein  anbringen."  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  81. 
„Jede  Kammer  hat  für  sich  das  Recht;  Adressen  an  den  König  zu 
richten."  —  Die  Bestipunungen  der  Verfassungsurkunden  in  den  anderen 
Staaten  mit  zwei  Kammern,  siehe  oben  §.360.383.  —  Wegen  förmlicher 
Anklagen  der  Minister,  siehe  aber  unten  §.  404. 

•)  Vergl.  Baden,  V.-U.  1818,  §.  66.  „Der  Grossherzog  .  .  .  erlässt 
die  zu  deren  (der  Gesetze)  Vollzug  und  Handhabung  erforderlichen  —  die 
aus  dem  Aufeichts-  und  Verwaltungsrechte  abfliessenden  —  und  alle  für 
die  Sicherheit  des  Staates  nöthigen  Verfügungen,  Reglements  und  allge- 
meinen Verordnungen."  —  Uebereinstimmen :  Würtemberg,  Y.A],  1819, 
§.  89.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  73.  —  S.-Meiningen,  V.-ü. 
1829,  §.  85.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  87.  —  Kurhessen,  V.-ü. 
1831,  §.  95.  —  S.- Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  211.  —  Braun  schweig, 
n.  L.-0.  1832,  §.  101.  —  Hannover,  Gesetz  vom  5.  September  1848, 
§.71.  -  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  45.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.8.~- 
Benss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  42.  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.24,— 
Andere  Verfassungsurkunden,  wie  z.B.  die  bayerische,  erwÄhnen  diesen 
Orandsatz  nicht,  weü  sie  ihn  als  selbstverständlich  voraussetzen ,  oder  wie 
Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.8,  den  Fürsten  nur 
m  den  im  Landesgrundgesetz  angezählten  Fällen  an  die  Mitwirkung  der 
Stände  gebunden  erklären. 
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keit  einer  Beanstandung  zn  unterliegen  seheint,  worauf  die 
Landstände  oder  die  Kammern  in  der  regelmässigen  Form 
ihres  Geschäftsganges  darüber  zu  berathen  und  nach  Befund 
Anträge  an  die  Staatsregierung  zu  stellen  beftigt  sind,  um  die 
Zurücknahme  der  als  verfassungswidrig  erachteten  Verord- 
nungen zu  erwirken^). 

II.  Mitunter  enthalten  die  Yerfassungsurkunden  die  aus- 
drückliche Zusage,  dass  landesherrliche  Verordnungen,  worin 
Bestimmungen  eingeflossen,  wodurch  die  Stände  ihr  Zustim- 
mungsrecht für  gekränkt  erachten,  auf  ihre  erhobene  ge- 
gründete Beschwerde  sogleich  ausser  Wirksamkeit  gesetzt 
werden  sollen  3).  Schwierigkeiten  können  hierbei  entstehen, 
wenn  die  Krone  die  von  den  Ständen  erhobene  Beschwerde 
nicht  ftlr  gegründet  erachtet,  d.  h.  nicht  zugibt,  dass  den 
Ständen  im  fraglichen  Falle  das  Zustimmungsrecht  zustehe. 
Können  sich  hiemach  Begierung  und  Stände  nicht  darüber 
vereinigen,  ihren  Streit  durch  das  Bundesschiedsgericht  (§.  166) 
oder  ein  anderes  Schiedsgericht  entscheiden  zu  lassen,  so 
haben  die  Stände  keinen  anderen  Weg,  um  die  Zurücknahme 
der  von  ihnen  beanstandeten  Verordnung  zu  bewirken,  als 
die  Erhebung  und  siegreiche  Durchführung  einer  Minister- 
anklage *). 

III.  Diejenigen  Verfassungsurkunden,  welche  die  sog.  pro- 
visorischen Gesetze  (§.  441)  von  den  übrigen  landes- 
herrlichen Verordnungen  unterscheiden ,  stellen  regelmässig 
ausdrücklich  als  Grundsatz  auf,  dass  diese  sog.  proviso- 
rischen Gesetze  von  der  Staatsregierung  selbst  dem  näch- 
sten Landtage  zur  Genehmigung  vorgelegt  werden 
müssen^),  und  zwar  in  neuerer  Zeit  häufig  mit  dem  weiteren 

*)  Yergl.  die  im  §.  393,  Note  1  and  2  angefahrten  Yerfftssongsbe- 
Btinmiangen. 

5)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Baden,  V.-U.  1818,  §.  67. 

«)  Siehe  unten  §.  402  flg. 

B)  AusdrückHch  sagen  dies:  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.88.  —Kur- 
hessen, V.-ü.  1831,  §.  95.  —  Schvarzburg-Rudolstadt,  V.-U. 
1854,  §.  25.  —  Anhalt,  Gesammt- Verfassung  von  1859,  §.  20;  dagegen 
fehlt  eine  solche  ausdrückliche  Bestimmung  in  den  Verfassungsurkanden 
von  Baden,  1818,  §.  66.  —  Würtemberg,  1819,  §.  89.  —  S. -Alten- 
burg, 1831,  §.  211.  —  Oester reich,  Grundges.  vom  26.  Febr.  1861, 
§.  13.  —  Liechtenstein,  1862,  §.  24. 
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audTfleklichen  Beifügen,  daas,  wenn  die  ständische  Zustim- 
mung  nicht  erfolgt,  sie  sofort  wieder  aufzuheben  sind^). 

IV.  Nach  einer  Yerfassnngsurknnde  treten  die  provisori- 
schen Gesetze  sogar  sofort  ausser  Wirksamkeit,  so  wie  die 
ständische  Zustimmong  verweigert  worden  ist^);  ebenfalls  nur 
in  einer  Verfassnngsurkunde  ^)  findet  sich  die  Bestimmung, 
dass  provisorische  Gesetze  „die  von  dem  nächsten  Landtage 
nieht  ausdrücklich  angenommen  werden,  mit  dem 
Ende  des  letzteren  von  selbst  und  ohne  Weiteres  ausser 
Kraft  treten''.  Solche  Verfassungsbestimmungen  sind  als  Sin- 
gularitäten zu  betrachten.  Als  gemeinrechtlich  muss  an- 
genommen werden,  dass  ein  provisorisches  Gesetz  so  lange  in 
Kraft  bleibt,  bis  die  Stände  ihre  Zustimmung  verweigert  haben, 
und  die  Regierung  in  Folge  hiervon  dessen  Aufhebung  in 
derselben  Form  und  Weise  verkündet  hat,  welche  bezüglich 
der  Aufhebung  der  übrigen  Gesetze  und  Verordnungen  die 
gesetzliche  oder  übliche  ist. 

y.  Die  Versagung  der  ständischen  Zustimmung  bewirkt 
jedoch  selbstverständlich  unter  allen  Umständen  keine  Ungül- 

•)  Ausdrücklich  sagen  dies:  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  63.  — 
S.-Weimar,  rev.  G.-G.  1850,  §.  61.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852, 
§.  130.  —  ReuBs  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  66.  67.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852, 
§.  7  a  linea  2.  „Erfolgt  eine  Vereinigung  nicht,  so  müssen  die  erlassenen 
Verordnongen  entweder  sofortaufgehoben,  oder  einem  innerhalb  dreier 
Monate  zu  versammelnden  neuen  Landtage  vorgelegt  werden.  Verweigert 
auch  dieser  seine  Zustimmung,  so  erfolgt  alsdann  die  Aufhebung  der 
fraglichen  Verordnungen."  —  Aehnlich:  Schwarzburg-Sondershau- 
sen, V.-ü.  1857,  §.  39.  —  Nach  einem  grossh.  hessischen  Gesetz  vom 
15.  Juli  1862  (bei  Zachariae,  Verf.-Ges.  2.  Fortsetz.  1862,  S.  125)  muss 
eine  solche  Verordnung,  wenn  sie  nach  Ablauf  eines  Jahres  noch  fOr 
längere  Zeit  oder  bleibend  in  Wirksamkeit  erhalten  werden  soll,  der  dann 
'  gegenwartigen  oder  nächsten  Ständeversammlung  vorgelegt,  und  wenn  sie 
auch  nnr  von  einer  Kammer  abgelehnt  wird,  sofort  ausser  Wirksamkeit 
gesetzt  werden.  —  Nach  dem  wiederhergestellten  §.  122  des  hannover- 
schen L.-V.-G.  vom  6.  August  1840  ist  das  provisorische  Gesetz  der  näch- 
sten Ständeversammlung  „behufWahrn  ehmung  ihrer  verfassungsmässigen 
Rechte  in  Bezog  auf  den  Fortbestand  des  Gesetzes"  vorzulegen.  Der 
Beisatz  im  Gesetz  vom  5.  September  1848:  „und  falls  ihre  Zustimmung 
nicht  erfolgt,  wieder  aufzuheben"  ist  somit  gestrichen  worden. 

7)  S.-Goburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  130:  „.  .  .  Erfolgt  diese  Zu- 
stimmung nicht,  so  tritt  die  Verordnung  sofort  wieder  ausser  Kraft." 

«)  S.-Weimar,  rev.  G.-G.  1850,  §.  61. 
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tigkeit     des     provisorischeD     Gesetzes     mit     rttekwirkender 
Kraft»). 

VI.  Es  stehet  jederzeit  der  Staatsregienmg  frei,  der  Stände- 
versammluDg  die  Anzeige  zu  machen,  dass  sie  eine  Verord- 
nung oder  ein  provisorisches  Gesetz  bereits  selbst  wieder 
ausser  Wirksamkeit  gesetzt  habe.  In  diesem  Falle  ist  auch 
fllr  die  Ständeversammlung  keine  Veranlassung  gegeben,  sich 
weiter  mit  der  Prüfung  eines  solchen  zurückgenommenen 
landesherrlichen  Erlasses  zu  beschäftigen ,  insofeme  sie  nicht 
der  Zurücknahme  ungeachtet  in  dem  Inhalte  der  betreffen- 
den Verfügung  einen  besonderen  Grund  zur  Minister- 
anklage  finden  sollte. 

§.  395. 

Landständisches  Prüfimgsrecht  der  von  der  Krone 

abgeschlossenen  Staatsverträge. 

a)  Im  Allgemeinen. 

I.  So  wie  die  Vertretung  des  Staates  in  seinen  auswärtigen 
Verhältnissen  überhaupt,  so  erscheint  auch  insbesondere  das 
Recht,  Staatsverträge  abzuschliessen,  als  ein  Recht 
der  Krone,  bei  dessen  Ausübung  die  Stände  nach  der  über- 
einstimmenden Staatspraxis  aller  europäischen  repräsentativen, 
sowie  auch  selbst  der  parlamentarischen  Monarchien,  nicht 
oder  doch  wenigstens  nicht  unmittelbar  theilnehmen  kön- 
nen 0>  und  zwar  schon  aus  dem  Grunde,  weil  ihnen  die  erste 


•)  Ausdrücklich  sagt  dies  jedoch  nur:  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  67  a 
linea  2. 

^)  Ausdrücklich  erklären  die  französischen  Charten  vom  4.  Juni  1814, 
art  14  und  vom  14.  August  1830,  art.  13,  deren  Grundgedanken  in  dieser 
Beziehung  allen  deutschen  Verfassungsurkunden  !zu  Grunde  liegen,  wenn 
sie  auch  nicht  denselben  Satz  (als  selbstverständlich)  wörtlich  aufgenommen 
haben:  „Le  Boi  est  le  Chef  supreme  de  IMtat:  il  ...  fait  les  trait^s 
de  paix,  d'alliance  et  de  commerce"  etc.  ~  Dieser  Artikel  14 
resp.  13  bezweckte  überhaupt  nur,  eine  specielle  Aufzählung  der  Bechte 
zu  geben,  welche  die  Krone  ohne  Mitwirkung  der  Kammern  ausüben 
durfte,  nachdem  schon  in  dem  vorhergehenden  Artikel  (12.  13)  das 
Princip  ausgesprochen  war:  „Au  Boi  seid  appartient  la  puissanoe 
ez^cutive." 
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Voibeding^og  der  yölkerrechtlichen  Yertragsfähigkeit, 
nämlich  die  Souverainetät,  mangelt^). 

n.  Die  Absehliessiing  eines  Staatsvertrages  ist  überhaupt 
ffl  der  constitationellen  Monarchie  nicht  als  ein  Akt  der  Legis- 
lation, sondern  als  ein  Akt  der  Administration  und 
somit  der  vollziehenden  Gewalt,  die  der  Krone  allein 
xosteht,  aufzufassen,  da  die  gesetzgebende  Grewalt  ttber- 
hanpt  nicht  flber  die  Grenzen  des  Staates  hinaus  wirken  kann. 
Aodi  lehrt  die  Erfahrung,  dass  es  nur  die  Organe  der  voll- 
liehenden  Gewalt  sind,  durch  welche  Staatsyerträge  unter 
sonverainen  Staaten  abgeschlossen  werden  und  abgeschlossen 
werden  können. 

in.  Hieraus  ergibt  sich  als  leitender  Grundsatz,  dass 
den  Ständen  im  Allgemeinen  auch  nur  dieselben  Befugnisse  in 
Bezug  auf  die  von  der  Staatsregierung  abzuschliessenden  oder 
abgeschlossenen  Staatsverträge  zustehen,  wie  in  Bezug  auf 
jeden  anderen  Akt  der  vollziehenden  Gewalt. 

§.  396. 

b)  Ständische  Rechte  in  Bezug  anf  abzuschliessende 
Staatsverträge. 

I.  So  wenig  eine  Staatsregierung  überhaupt  verpflichtet 
ist,  flber  die  Verordnungen,  welche  sie  in  der  Zukunft  zu  er- 
lassen sich  bewogen  finden  könnte,  oder  über  die  künftig  von 


*)  Von  den  deutschen  Yerfassangsurkunden  erkennen  das  Recht  der 
Krone,  allein  die  Staatsvertrftge  abzuschliessen,  ausdrücklich  an: 
Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  85.  86.  —  Hannover,  L.-G.-G.  1840, 
§.  11  a  linea  2.  „Nur  Er  (der  König)  .  .  .  schliesst  Verträge  mit  anderen 
Staaten  ab,  und  erwirbt  dadurch  nicht  nur  Rechte  dem  Königreiche,  son- 
dern yerpflichtet  auch  dadurch  dasselbe  zur  Erfüllung  der 
Tertragsmässigen  Verbindlichkeiten."  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  48. 
^er  König  hat  das  Recht,  Krieg  zu  erklären  und  Frieden  zu  schliessen, 
auch  andere  Verträge  mit  fremden  Regierungen  zu  errichten."  (Siehe  noch 
J.  396,  Note  13).  —  Aehnlich:  Oldenburg,  rey.  V.-ü.  1852,  art  6.  — 
8.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  128.  —  ReuBS  j.  L.,  V.-ü.  1852, 
J.69.  70.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  11.  —  Schwarzburg-Son- 
dershausen,  V.-ü.  1857,  §.  42.43.  —  Anhalt,  Gfesammtyerfassung  Yon 
1859,  §.  19.  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  23. 
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ihr  zu  ergreifenden  Massregeln  im  Voraus  den  Ständen  Vor- 
lagen zu  machen,  ebensowenig  ist  eine  Staatsregiemng,  be- 
ziehungsweise das  Ministerium,  schuldig,  den  Ständen  auf 
etwaige  InterpeUationen  Auskunft  über  die  beabsichtigten 
Staatsverträge  während  der  mit  anderen  Staaten  schwebenden 
Unterhandlungen  zu  ertheilen,  oder  denselben  die  vereinbarten 
Entwürfe  vor  dem  ft5rmlichen  Abschlüsse  zur  Eenntnissnahme 
oder  Prüfung  vorzulegen^). 

n.  Hierbei  ist  besonders  die  Bücksicht  entscheidend,  dass 
sehr  oft  das  Zustandekommen  eines  für  das  Wohl  des  Staates 
sehr  wesentlichen  Staatsvertrages  scheitern  wfirde,  wenn  der- 
selbe vor  seinem  förmlichen  Abschlüsse  in  der  Ständeversamm- 
lung zur  Besprechung  gebracht  würde,  indem  die  Erfahrung 
gelehrt  hat,  dass  selbst  die  Veranstaltung  einer  geheimen  stän- 
dischen Berathung  keine  Bürgschaft  für  die  häufig  nothwen- 
dige  Bewahrung  des  Geheimnisses  gewährt^). 

in.  Dagegen  steht  es  der  Staatsregierung  jederzeit  frei, 
wenn  dieselbe  es  für  zweckmässig  erachtet,  die  beabsichtigten 
Staatsverträge  den  Ständen  zur  Begutachtung  vorzulegen  und 
sich  deren  Billigung  im  Voraus  zu  versichern^). 


*)  Auch  in  England  ist  dies  unzweifelhafte  Staatspraxis.  Aus- 
nahmslos und  jederzeit  haben  dajselbst  noch  alle  Minister  auf  die  Inter- 
pellationen wegen  abzuschliessender  Staatsverträge  in  den  beiden  H&usem 
des  Parlaments  mit  grösster  Entschiedenheit  jede  Auskunft  verweigert,  und 
desshalb  auf  die  Prärogative  der  Krone  und  auf  ihre  ministerielle  Verant- 
wortlichkeit hingewiesen.  Vergl.  z.  B.  PeeTs  Rede  im  Unterhause  am 
21.  März  1843.  —  Nachgiebigkeit  eines  Ministeriums  gegen  solche  stän- 
dische Interpellationen  ist  stets  ein  Zeichen  seiner  beginnenden  Schwäche. 
Man  erinnere  sich  nur  an  die  Nachgiebigkeit  des  französischen  Ministeriums 
(Guizot)  bei  Gelegenheit  der  Debatten  über  die  Erneuerung  des  Ver- 
trages mit  England  über  das  Durchsuchungsrecht  zur  Verhütung  des  Neger- 
handels.  1843—45. 

')  Ausdrücklich  sagte  die  (nun  aufgehobene)  V.-Ü.  von  Schwarz- 
burg-Sonders  hausen  von  1849,  §.  126,  dass  die  Auskunft  verweigert 
werden  dürfe,  „wenn  sie  schwebenden  Verhandlungen  nach- 
theilig sein  würde."  —  Es  gilt  dies  aber  überall  als  selbstverständlich. 
Schon  ein  gewöhnlicher  Geschäftsmann  würde  nicht  bestehen  und  kein 
Geschäft  von  irgend  einer  Bedeutung  zu  Stande  bringen  können,  wenn  er 
seine  beabsichtigten  Spekulationen  in  die  Oeffentlichkeit  bringen  würde ;  um 
wie  viel  weniger  eine  Staatsregierung! 

')  Grosse  Staaten,  .wie  England,  pflegen  dies  durchaus  zu  vermeiden, 
damit  nicht  eine  Staatspraxis  sich  einschleiche,  welche  am  Ende  die  Vor- 
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IV.  Auch  kann  die  Zastimmnng  der  Stände  zu  einem 
SUatSYertrage,  oder  die  Erhebung  desselben  zu  einem  wirk- 
ficheii  Gesetze  and  die  Einkleidung  in  die  Formen  eines 
solchen  unter  den  conti*ahirenden  Staaten  selbst  als  Bedingung 
seiner  Verbindlichkeit  stipulirt  werden  ^). 

V.  Ein  Recht  auf  Einsichtnahme  von  den  schwebenden 
Verhandlungen;  auf  Berathung  der  Vertragsentwürfe  und  auf 
Zostimmung  oder  Verweigerung  derselben  haben  aber  die 
Stände  nur  dann,  wenn  entweder  die  Staatsregierung  ihnen 
eitt  derartiges  Versprechen  im  einzehien  Falle  ertheilt  hat, 
oder  wenn  und  soweit  die  Verfassungsgesetze  eines  Staates 
aosdrflcklieh  die  Vorlage  der  abzuschliessenden  Staatsverträge 
an  die  Stände  vorschreiben,  oder  ein  Staatsherkommen  besteht, 
nach  welchem  die  Zustimmung  der  Stände  zur  BechtsgtUtigkeit 
dnes  Staatsvertrages  ttber  gewisse  Gegenstände  ftlr  nothwen- 
dig  gilt. 

VI.  In  den  älteren  landständischen  Freibriefen  war  ein 
solches  Zustimmungsrecht  den  Ständen  häufig  in  Bezug  auf 
die  Abtretung  des  Landes  oder  von  Landestheilen  an 
einen  fremden  Herrn  und  in  Bezug  auf  die  Verpfändungen 
des  Landes  oder  seiner  Theile  zugesichert.  Heut  zu  Tage  ist 
ein  solches  Zustimmungsrecht  der  Stände  zu  der  Veräusserung 
des  Landes  oder  von  Landestheilen  und  deren  Verpfändung 
allgemein  in  den  deutschen  Staaten,  theils  stillschwei- 
gend durch  die  Aufnahme  des  Grundsatzes  der  Unveräusser- 
Uehkeit  des  Staatsgebietes  anerkannt^),  theils  ausdrücklich 
CTwähnt^).     Nur  Noth fälle,    wie  durch  Krieg  erzwungene 


läge  der  beabsichtigten  Staatsverträge  an  die  Stände  (oder  Parlamente)  zur 
Begd  machen  würde. 

*)  Dies  geschah  z.  B.  im  J.  1612  bei  der  Errichtimg  eines  Ehever- 
tnges  zwischen  Ludwig  XIII.  yon  Frankreich  und  der  spanischen  In- 
ftjitm  Anna;  ebenso  im  J.  1659  bei  Gelegenheit  der  Eheberedung  Lud- 
vig'g  XIY.  und  der  Infantin  Maria  Theresia.  —  Meine  Schrift  über 
die  spanieche  Successionsfrage,  Heidelberg  1839,  §.  32  u.  f. 

*)  Yergl.  nnten  die  Lehre  vom  Staatsgebiete  §.  442  flg. 

*)  Ausdrückliche  Bestimmungen  enthalten:  Würtemberg,  Y.-U. 
1819,  i  86  (siehe  Note  10).  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  1.  —  K. 
Sachsen,  Y.-U.  1831,  §.  2.  „Kein  Bestandtheil  des  Königreiches 
oder  Recht  der  Krone  kann  ohne  Zustunmung  der  Stände  auf  irgend 


384  §•  396.  Stand.  Buchte  in  Bezog  auf  abzuBcbliessende  Staaterertrige. 

oder  in  Friedensschlüssen  zugestandene  Abtretungen  von 
Landestheilen,  machen  davon  eine  Ausnahme^;  nach  dnigen 
Verfassungen  auch  Grenzberichtigungen^),  jedoch  diese 
mitunter  nur  unter  gewissen  Beschränkungen®). 

VU.  Im  Uebrigen  schweigen  die  meisten  deutschen  Ver- 
fassungsurkunden vor  dem  Jahre  1840  von  ständischen  Hechten 
in   Bezug    auf  Staatsverträge^®);    erst   in    den  Verfassongs- 


eine  Weiße  veräussert  werden."  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  L 
„.  .  .  Kein  Bestandtheil  des  Herzogthums  kann  ohne  Zustimmung  der 
Stände,  Grenzberichtigungen  ausgenommen,  veräussert  werden."  — 
Aehnlich:  Hannover,  L.-G.-G.  1840,  §.  1.  —  Weimar,  rev.  G.-G.  1850, 
§.  4,  Nr.  7.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  3,  §.  1.  —  Waldeck, 
V.-ü.  1852,  §.  2,  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  2.  „Die  Grenzen  dieses 
Staatsgebietes  können  nur  durch  ein  Gesetz  verändert  werden."  —  lieber- 
einstimmt:  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  4;  vergl.  auch  ebendas.  §.  70 
(siehe  unten  Note  13).  —  Anhalt,  Gesammtverf.  von  1859,  §.  19. 

7)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  2  a  linea  3.  „.  .  .  unabwend- 
barer Nothfall."  —  Hannover,  L.-G.-G.  1840,  §.  1  a  linea  2.  „Friedens- 
schlüsse." 

»)  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  1.  (siehe  Note  6).  —  Han- 
nover, L.-G.-G.  1840,  §.  1  a  linea  2.  —  Anhalt,  Gesammtverfassong 
von  1859,  §.  19. 

»)  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  2  a  linea  2.  „Grenzberichtigungen 
mit  benachbarten  Staaten  sind  hierunter  (unter  der  ständischen  Zustim- 
mung) nicht  begriffen,  wenn  nicht  dabei  Unterthanen  abgetreten  werden, 
welche  unzweifelhaft  zu  dem  Königreiche  gehört  haben."  —  üeberein- 
Btimmen:  S.-Weimar,  rev.  G.-G.  1850,  §.  4^  Nr.  7.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü. 
1852,  §.  4  a  linea  2.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  2  a  linea  2.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  3,  §.  2.  „Auch  Grenzberichtigungen 
bedürfen  der  Zustimmung  des  Landtages,  wenn  dabei  Staatsangehörige  aus 
dem  Staatsverbande  treten,  oder  Erongut  oder  Staatsgut  angegeben,  oder 
Gemeinde-  oder  Privatgrundstücke  wider  den  Willen  der  Besitzer  abge- 
treten werden  sollen." 

«0)  Sehr  ausführlich  bestimmt  jedoch  schon  die  Würtemberg. 
V.-ü.  1819,  §.85.  „.  .  .  Es  kann  jedoch  ohne  Einwilligung  der  Stände 
durch  Verträge  mit  .Auswärtigen  kein  Theil  des  Staatsgebiets  und 
Staatseigenthums  veräussert,  keine  neue  Last  auf  das  Königreich 
und  dessen  Angehörige  übernommen  und  kein  Lau d es ge setz  abgeändert 
oder  aufgehoben,  keine  Verpflichtung,  welche  den  Rechten  der  Stände  Ein- 
trag thun  würde,  eingegangen,  namentlich  auch  kein  Handelsvertrag, 
welcher  eine  neue  gesetzliche  Einrichtung  zur  Folge  hätte,  ikein  Subsi- 
dienvertrag  zur  Verwendung  der  k.  Truppen  in  einem  Deutschland 
nicht  betreffenden  Kriege  geschlossen  werden." 
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gcNtzen  seit  dem  Jahre  1840  finden  sich  häufiger  einige  Be- 
fltimmnngen  hierüber  ^^). 

Vin.  Nur  in  wenigen  der  neuesten  Verfassungsurknnden 
fadet  sich  eine  Vorschrift ^  wonach  ausdrücklich  die  ,,Gül- 
tigkeit"  der  Staatsverträge  überhaupt  von  der  Zustim- 
iMDg  der  Stände  abhängig  gemacht  ^^),  oder  doch  bei  Staats- 
rerträgen  über  gewisse  Gegenstände  die  Zustimmung  der 
SttDde  als  Bedmgung  der  Gültigkeit  erklärt  wird.  Dies 
ist  nach  einzelnen  Verfassungsnrkunden  der  Fall  bei  Staats- 
rerträgen,  wodurch  Theile  des  Staatsgebietes  oder  Staats- 
dgenthnm,  Hoheitsrechte  und  Regalien  veräussert  werden 
aoUen,  bei  Handels-  und  Schifffahrtsverträgen ,  und  bei  Staats- 
TertrSgen,  welche  einen  Gegenstand  betreffen,  worüber  nur 
dorch  ein  mit  ständischer  Zustimmung  errichtetes  Gesetz  An- 
ordnongen  getroffen  werden  dürfen,  oder  wodurch  dem  Staate 
oder  den  Unterthanen  neue  Lasten  auferlegt  werden  ^^).    Selbst- 


")  Zuerst  in  Hannover,  L.-G.-G.  1840,  §.  11  (siehe  §.  395,  Note  2) 
md  Gesetz  vom  5.  September  1848,  §.  74  (siehe  §.  397,  Note  15);  sodann 
in  denVerfassongsurkunden  von  Schwarzburg- Sondershausen,  1849, 
Preussen,  1850,  Anhalt  -  Bernburg,  1850,  Oldenburg,  1852, 
S.-Coburg-Gotha,  1852,  Reuss  j.  L.,  1852,  Waldeck,  1852,  u.  s.  w. 
(siehe  §.  395,  Note  2). 

**)  Dies  war  der  FaU  in  Anhalt-Bernburg,  (aufgehobene)  V.-ü. 
1850,  §.  72  a  linea  2.  „Staatsverträge  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit 
der  Genehmigung  des  Landtages."  —  Derselbe  Satz  wird  eben  das.  §.  84 
a  linea  4  wiederholt     (Siehe  noch  unten  §.  397,  Note  8). 

0)  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  48  a.  E.  „Letztere  (die Staatsverträge) 
bedfirfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Zustimmung  der  Kammern,  sofern 
es  Handelsverträge  sind,  oder  wenn  dadurch  dem  Staate  Lasten  oder 
einxehien  Staatsbürgern  Verpflichtungen  auferlegt  werden.''  —  Aehn- 
lidi:  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  IL  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852, 
§.128  a  linea  2.  „Zur  gültigen  Abschliessung  der  Verträge  mit 
uderen  Staaten  gehört  die  Zustimmung  des  betreffenden  Landtages 
dann,  wenn  dadurch  dem  Staate  oder  Einzelnen  neue  Lasten  aufgelegt 
oder  Gesetze  gegeben,  abgeändert,  oder  aufgehoben  werden.  Solche  Ver- 
träge sind  als  Gesetze  zu  veröffentlichen."  —  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852, 
$.  70.  „Es  kann  jedoch  durch  Verträge  mit  anderen  Staaten  kein  Theil 
des  Staatsgebietes  und  des  Eigenthumes  veräussert,  keine  Last 
uf  das  Land  oder  dessen  Angehörige  übernommen  und  kein  Landes- 
gesetz abgeändert  und  aufgehoben,  auch  keine  Verpflichtung,  welche 
den  Rechten  der  Staatsbürger  Eintrag  thun  würde,  eingegangen  werden, 
ohne  dass  die  Zustimmung  der  Volksvertretung  vor  dem  Abschlüsse 
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yerständlich  fallen  unter  diesen  Gesichtspnnkt  anch  Snb- 
sidienverträge  zur  Verwendung  des  inländischen  Militain 
in  einem  Deutschland  nicht  betreffenden  Kriege  ^^). 

IX.  Die  Bticksicht  auf  die  grossen  Schwierigkeiten  nnd 
Verwickelungen  sowohl  mit  den  Landständen  als  mit  den 
auswärtigen  Paciscenten,  welche  eintreten  können  ^  wenn  die 
Stände  einem  ratificirten  Staatsvertrage  ihre  Zustünmung  ver- 
weigern (§.  397),  hat  es  in  neuerer  Zeit  schon  vielfach  auch 
in  solchen  Staaten,  in  welchen  kein  Verfassungsgesetz  die 
Zustimmung  der  Landstände  als  Bedingung  der  Gültigkeit 
der  Staatsverträge  vorschreibt,  rathsam  erscheinen  lassen,  die 
Zustimmung  der  Stände  in  dem  Vertrage  selbst  vorzubehalten, 
oder  denselben  vor  der  Ratification  der  ständischen  Zustimmung 
zu  unterbreiten. 


eingeholt  nnd  ertheilt  worden  ist"  (§.  71).  „Von  dieser  Yorschrift  sind 
die  bereits  abgeschlossenen  Verträge  für  ihre  vertragsmässige  Dauer  aus- 
genommen.** —  Zustimmung  oder  Bestätigung  des  Landtages  er- 
fordert: Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  6,  wenn  die  StaatsyertrSge 
a)  einen  Gegenstand  betreffen,  über  welchen  ohne  Zustimmung  des 
Landtages  von  der  Staatsregierung  verfassungsmässig  Anordnungen  gültig 
nicht  getroffen  werden  können,  oder  b)  Handels-  oder  Schifffahrts- 
verträge und  nicht  einfache  Gegenseitigkeitsverträge  sind;  oder  c)  ein- 
zelnen Staatsbürgern  besondere  Lasten  auflegen."  —  Schwarzburg- 
Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.  42.  „Staatsverträge  bedtlrfen  der  Zu- 
stimmung des  Landtags,  wenn  durch  dieselben  dem  Staate  Lasten  oder 
den  Staatsangehörigen  Verpflichtungen  auferlegt  werden."  §.  43. 
„Ausgenommen  von  dieser  Regel  sind  alle  Staatsverträge,  welche  auf  den 
Verhältnissen  des  Fürstenthums  ziun  thüringischen  und  resp.  zum  deut- 
schen Zoll-  und  Handelsverein  beruhen."  —  Anhalt,  Gesammtverfassnng 
von  1859,  §.  19,  fordert  Einholung  der  ständischen  Zustimmung  zu  Staats- 
verträgen, welche  den  ünterthanen  „neueLasten"  auflegen.  —  Liech- 
tenstein, V.-ü.  1862,  §.  23.  „.  .  .Es  kann  jedoch  ohne  Verwilligung 
des  Landtages  durch  Verträge  mit  Auswärtigen  weder  der  Staat  im 
Granzen  noch  ein  Theil  desselben  oder  Staats eigenthum  veräussert, 
auf  kein  Staatshoheits recht  oder  Staatsregal  verzichtet,  oder 
darüber  irgendwie  verfügt  werden,  weiteres  keine  neue  Last  auf  das 
Fürstenthum  oder  dessen  Angehörige  übernommen,  endlich  keinerlei  Ver- 
pflichtung, welche  den  Rechten  der  Landesangehörigen  Eintrag  thun 
würde,  eingegangen  werden." 

*«)  Ausdrücklich   sagt  dies   schon   die  Würtemberg.  V.-U.    1819, 
S*  85  (siehe  oben  Note  10). 
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§.  397. 

c)  Ständische  Rechte  in  Bezug  auf  abgeschlossene 
Staatsverträge  ^). 

I.  Hinsicfatlieh  der  Staatsverträge,  welche  die  Regierung 
ohne  Torgängige  ZustimmuDg  der  Landstände  oder  ohne  Vor- 
behalt derselben  mit  Auswärtigen^)  abgeschlossen  nnd 
ksiehnngsweise  ratüScirt  hat,  mnss  man  die  völkerrecht- 
liehe  nnd  die  staatsrechtliche  Bedeutung  derselben  onter- 
leheiden. 

n.  In  völkerrechtlicher  Beziehung  ist  die  Krone  dem 
aoswlrtigen  Paciscenten  gegenüber  vollkommen  gebunden,  nnd 
tbo  auch  verpflichtet,  den  Staatsvertrag  in  ihrem  Lande  zum 
Vollzug  zu  bringen  und  diesen  mit  allen  ihr  zu  Gebote  stehen- 
ißa  gesetzlichen  Mitteln  zu  bewirken  ^). 

in.  In  staatsrechtlicher  Beziehung  gilt  es  in  der 
ibsoluten  Monarchie  als  Grundsatz,  dass  die  von  der  Krone 
abgeschlossenen  Staatsverträge  das  Land  verpflichten,  so  wie 
sie  von  der  Krone  gehörig  publicirt  worden  sind.  In  der 
reprSsentativen  Monarchie  kann  aber  dieser  Grundsatz,  wenn- 
gleich er  auch  hier  die  Regel  bildet,  und  in  einigen  Ver- 
ÜMSimgsgesetzen  ausdrücklich  vorangestellt  wird  ^),  keine  gleiche 
raeingeschränkte  Anwendung  finden.  Da  nämlich  jeder  Staats- 
vertrag  als  ein  Akt  der  vollziehenden  Gewalt  erscheint 
(§.  395),  80  steht  den  Ständen,  wie  hinsichtlich  einer  jeden 
aoderen  Anordnung  derselben,  das  Recht  zu,  die  Vorlage  der 
SUatBverti^lge  zum  Zwecke  der  Prüfung  ihrer  Verfassungs- 
mässi^eit  und  Verträglichkeit  mit  dem  Staatswohle  zu  ver- 


0  (Zoepfl)  Das  ZustimmungBrecht  der  Landstände  zu  staatsrechtlichen 
Verträgen,  Freibnrg  im  Breisgau  1860. 

*)  Ob  dies  auswärtige  Staaten  oder  andere  auswärtige,  d.  h.  der 
iiländischen  Staatsgewalt  nicht  unterworfene  Autoritäten  sind,  ist  für  den 
Begriff  des  Staatsvertrags  gleichgültig.  Daher  sind  auch  die  Goncordate 
Bit  dem'  päpstlichen  Stuhl  jederzeit  als  Staatsverträge  betrachtet  worden« 
Siehe  unten  §.  529. 

')  So  K.  B.  durch  Auflösung  einer  widerstrebenden  Ständeyersanunlung 
ond  Yeisuch  einer  Verständigung  mit  einer  neu  berufenen. 

4)  So  z.  B.  Hannover,  L.-G.-6.  von  1840,  f.  11  a  linea  2;  siehe 
oben  §.  395,  Note  2. 

2Ö'* 
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langen.  Diese  Vorlage,  zn  welcher  einige  Verfassiingsnrkanden 
die  Regierung  ausdrücklich  ftlr  verpflichtet  erklären^),  ist  für 
genügend  geschehen  zu  erachten,  wenn  sie  auch  nur  mit  der 
Formel:  ,,zur  Eenntnissnahme^'  geschehen  ist,  indem  die  Stände 
sodann  aus  der  Einsicht  in  den  Inhalt  eines  Staatsvertrages 
ermessen  können,  welches  weitere  Verhalten  sie  in  Bezug  auf 
denselben  verfassungsmässig  einzuhalten  befugt  sind. 

IV.  Beanstanden  die  Stände  den  vorgelegten  Staatsvertrag, 
so  sind  folgende  Fälle  zu  unterscheiden: 

1)  Der  Grund  der  Beanstandung  liegt  darin  ^  dass  die 
Krone  einen  Staatsvertrag  eingegangen  hat,  zu  dessen  Gül- 
tigkeit nach  ausdrücklicher  Bestimmung  der  Verfassung 
die  Zustimmung  der  Stände  vor  dem  Abschlüsse  gehört*). 
In  diesem  Falle  kann  der  Mangel  ohne  Zweifel  durch  die 
nachträgliche  Zustimmung  der  Stände  gehoben  werden.  Er- 
folgt diese  nicht,  so  ist  der  Staatsvertrag  für  das  Land 
nicht  verbindlich,  und  darf  dessen  Ausführung  von  der 
Begierung  nicht  unternommen  werden;  sollte  sie  bereits  be- 
gonnen haben,  so  ist  dieselbe  einzustellen  und  müssen  die  auf 
die  Ausführung  bezüglichen  bereits  ergangenen  Verordnungen 
der  Regierung  zurückgenommen  werden. 

2)  Der  Staatsvertrag  begreift  Gegenstände,  hinsichtlich 
deren  zwar  in  der  Verfassung  die  vorhergehende  Zu- 
stimmung der  Stände  nicht  als  Bedingung  seiner  Gültig- 
keit vorgeschrieben  ist,  welche  aber  doch  nach  der  Staats- 
verfassung in  das  Gebiet  der  Gesetzgebung  gehören,  so 
dass  die  Unterthanen  in  diesen  Beziehungen  nach  der  Staats- 
verfassung nur  durch  solche  Gesetze  verpflichtet  werden 
können,  die  mit  ständischer  Zustimmung  errichtet  worden 
sind,  wie  z.  B.  wenn  in  dem  Staatsvertrage  Bestimmungen 
enthalten  sind,  welche  die  Freiheit  und  das  Eigenthum  der 


»)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  86.  „Der  König  wird  von  den 
Tractaten  und  Bandnissen,  welche  von  ihm  mit  auswärtigen  Mächten  an- 
geknüpft werden,  die  Stände  in  Eenntniss  setzen,  sobald  es  'die  um- 
stände erlauben."  —  Hannover,  Gesetz  vom  5.  September  1848,  §.  74. 
„Von  den  vom  Könige  mit  anderen  Staaten  abgeschlossenen  Vertragen  soll 
der  allgemeinen  Ständeversammlung,  sobald  die  Verhältnisse  es  erlauben, 
Kenntniss  gegeben  werden." 

«)  Siehe  §.  396,  Vni. 
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Bliger,  das  Civil-  und  Staatsrecht,  oder  die  Gerichtsyerfassung 
oder  den  Staatshaushalt,  insbesondere  die  Abgaben  nnd  Be- 
fteaerang  betreffen,  wohin  auch  im  Allgemeinen  die  Zoll-, 
Handels-  und  Sehifffahrtsyerträge  zu  rechnen  sind^).  In  diesem 
Falle  wird  der  Staatsvertrag  durch  die  Verweigerung  der 
stiDdischen  Zustimmung  zwar  nicht  rückwäits  an  sich  ungttltig, 
aber  fttr  die  fiegierung  durch  das  hiermit  eingetretene  staats- 
rechtliche Hindemiss  unvollziehbar. 

3)  Sofeme  und  soweit  der  Staatsvertrag  aber  Gegenstände 
begreift,  worüber  die  Krone  verfassungsmässig  durch  Verord- 
sangen  oder  ohne  ständische  Zustimmung  erlassene  Ge- 
setze Verfügung  zu  treffen  befugt  ist,  kann  auch  bei  er- 
hobenem Widerspruche  der  Stände  weder  von  Ungültigkeit 
noch  von  Unvollziehbarkeit  des  Staatsvertrages  die  Bede 
sdn^).  Es  kann  jedoch  die  Regierung  selbst  von  dem  Voll- 
soge abstehen,  wenn  sie  die  von  den  Ständen  desshalb 
erhobenen  Bedenken  fbr  begründet  erachtet.  Die  Stellung  der 
Regierang  den  Ständen  gegenüber  ist  in  diesem  Falle  über- 
haupt keine  andere,  als  bei  jeder  anderen  Reclamation  der 
Stande  gegen  eine  landesherrliche  Verordnung^). 

V.  In  jedem  der  drei  vorgenannten  Fälle  steht  übrigens 
den  Ständen  das  Recht  zu,  wenn  die  Regierung  der  ver- 
weigerten Zustimmung  oder  des  Widerspruches  derselben  un- 
geachtet anf  der  Vollziehung  des  Staatsvertrages  beharren  und 
eine  dessfalls  erhobene  Beschwerde  unbeachtet  lassen  sollte, 
eine  Anklage  gegen  die  Minister  zu  erheben  ^®). 

^  £s  sind  dies  somit  überhaupt  jene  Gegenstände,  hinsichtlicli  deren 
oeaere  Yerfassnngsgesetze  nunmehr  sogar  die  Vorlage  der  Staatsverträge 
sn  die  Stände  vor  dem  Abschlüsse  vorzaschreiben  pflegen.  YergL  *§.  396, 
VIU,  Note  13. 

')  Von  dem  (richtigen)  Gesichtspunkte  ausgehend,  dass  die  Staatsver- 
tr^e  Akte  der  vollziehenden  Gewalt  sind ,  und  daher  bezüglich  ihres 
Vollzuges  im  Inlande  zunächst  landesherrlichen  Verordnungen  gleich 
stehen,  hatte  sogar  die  sehr  demokratische  (jetzt  aufgehobene)  Verfassung 
ton  Anhalt- Bernburg  von  1850,  welche  ausdrücklich  die  Gültigkeit 
der  Staatsvertrftge  von  der  landständischen  Zustimmung  abhängig  gemacht 
itttte  (siehe  oben  §.  396,  Kote  12)  im  §.  84  a  linea  4  beigefügt:  „nnbe- 
Khadet  einer  provisorischen  Ausführung  inbesonders  dringen- 
den Fällen.'' 

^)  Siehe  oben  §.  394. 

^)  Siehe  unten  §.  402  flg. 
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VI.  Werden  znr  AasfÜhnmg  eines  Staatayertrages  neme 
Gesetze  oder  Abänderungen  der  bestehenden  Landes- 
gesetze  nothwendig,  so  hat  die  Regierung  hierzu ,  nach  Masa- 
gäbe  der  Verfassung  die  Zustimmung ,  so  wie  auch  bezfiglich 
der  zum  Vollzüge  etwa  benöthigten  Geldmittel  die  Be- 
willigung der  Stände  einzuholend^). 

VIL  Dadurch,  dass  die  Stände  einen  Staatsvertrag,  sa 
dessen  Abschlüsse  die  Krone  ohne  Torher  einzuholende  stän- 
dische Zustimmung  verfassungsmässig  befugt  war,  beanstanden, 
dagegen  Beschwerdeftlhrung  oder  Ministeranklage  beschfieasen, 
oder  ihre  Zustimmung  zu  dessen  Vollzuge,  oder  die  hierzu 
erforderlichen  Mittel  verweigern,  hört  der  abgeachloaaene 
Staatsvertrag  nicht  auf,  für  die  Staatsregierung  dem  con- 
trabirenden  fremden  Staate  gegenüber  völkerrechtlich  ver- 
pflichtend zu  sein. 

VIII.  Eine  Staatsregierung,  welche  sich  durch  solche  Be- 
anstandung, Missbilligung  oder  Weigerung  von  Seiten  ihr^ 
Stände  in  die  Lage  gebracht  sieht,  ihrer  eingegangenen  Ver- 
pflichtung gegen  einen  auswärtigen  Paciscenten  nicht  nach. 
kommen  zu  können,  muss  daher  die  Auflösung  des  Staatsver- 
trags durch  diplomatische  Verhandlung  herbeizuführen  suchen, 
wobei  meistens  ein  vorgäugiger  Ministerwechsel  unvermeidlich 
sein  wird.  Sollte  dies  nicht  gelingen,  so  stehen  regelmässig 
sehr  unangenehme  und  nach  Umständen,  wenn  der  andere 
Paciscent  ein  mächtiger  und  kriegerischer  Staat  ist,  sogar  den 
Friedenszustand  bedrohende  Verwickelungen  in  Aussicht  Wo 
letztere  Befürchtungen  begründet  sind,  werden  die  Stände 
wohl  nur  in  seltenen  Fällen  zu  dem  Beschlüsse  kommen,  dem 
Vollzüge  eines  von  der  Staatsregierung  berdts  abgeschlossenen 
Staatsvertrages  ihre  Zustimmung  zu  verweigern.  Auch  wird 
nicht  selten  die  Erwägung,  dass  die  sonstigen  Vortheile  eines 


^*)  Ausdrücklich  erkennt  dies  an:  Haanover,  L.-G.-G.  1840,  §.  11 
a  linea  3.  ,,Erfordert  die  Ausführung  der  Yertrftge  die  BewilUgong 
von  Geldmitteln  aus  der  Landeskasse ,  oder  sollen  die  Verträge  dne 
Ab.&nderung  bestehender  Landesgesetze  hervorbringen,  so  bedarf  es 
hierzu  der  yerfassungsmässigen  Mitwirkung  der  Stände.'^  —  Siehe  auch  dia 
oben  §.  396,  Note  10  und  13  angeführten  YerfassangsgesetBe.  —  Die  ana- 
logen bundesrechtlichen  Grundsätze  siehe  oben  §.  152.  338. 
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ivtf  nioht  in  allen  Punkten  den  Wttnschen  der  Stände  ent- 
ipeehenden  Staatsvertrages  dem  Lande  gänzlich  verloren 
gehen  würden ,  für  die  £rtheilang  ihrer  Zustimmung  zu  dem 
Vollzöge  dessdben  massgebend  sein. 

§.  398. 
4)  Ständische  Rechte  in  Bezug  auf  den  Staatshaushalt. 
a)  Allgemeine  Uebersicht.     Bewilligung  der  Voran- 
schläge.      Nachträgliche    Genehmigung    von    Ueber- 
schreitungen. 

In  Bezug  auf  den  Staatshaushalt  kommen  den  Ständen 
sowohl  nach  der  Grundidee  der  repräsentativen  Monarchie 
flberhaupty  als  nach  den  einzelnen  deutschen  Verfassungen 
folgende  Rechte  zu: 

I.  Das  Recht  y  von  der  Regierung  die  Aufstellung  und 
Toriage  eines  Anschlages  flber  die  Staatseinnahmen  und 
über  den  Staatsbedarf  (sog.  Finanz^tat,  Staatshaushalts- 
etat, Budget)  zu  verlangen  i).  Diese  Aufstellungen  geschehen 
jederzeit  für  einen  bestinunten  Zeitraum,  sog.  Finanzpe- 
riode, deren  Dauer  in  den  einzelnen  Verfassungsurkunden 
sehr   verschieden    bestinmit    ist^).      Regelmässig    wird   ein 


«)  So  Z.B.  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit,  Vü,  §.  4.  „Den  Ständen  wird 
...  die  genaue  Uebersicht  des  StaatsbedürMsses,  sowie  der  gesammten 
Staatseinnahmen  (Budget)  vorgelegt  werden,  welche  dieselbe  dnrch  einen 
insschuss  prüfen  und  sodann  über  die  zu  erhebenden  Steuern  in  Be- 
nthnng  treten."  —  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  55.  —  Würtemberg,  V.-ü. 
1819,  §.  111.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  67.  —  S.-Meiningen, 
V.-ü.  1829,  §.47.81.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  98.  —  Kurhessen, 
Y.-ü.  1831,  §.  144.  —  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  203  und  207.  — 
Braunschweig,  n.  L.-0. 1832,  §.184.  — Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  99.  — 
S..Weimar,  rev.  G.-G.  1850,  §.  36.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852, 
Ht  189.  —  S.. Coburg. Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  119.  —  Reuss  j.  L., 
V.*ü.  1852,  §.  56.  -  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  85.  —  Schwarzburg. 
Rttdolstadt,  V.-ü.  1854,  §.  28.  —  Luxemburg,  V.-ü.  1857,  art  104. — 
Hannover,  Gesetz,  das  Finanzcapitel  betr.,  vom  24.  März  1857,  §.16. 
24.— Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.44.  —  Anhalt, 
Gesammtver&ssung  von  1859,  §.  31.  —  Oesterreich,  Grundgesetz  vom 
Ä  Februar  1861,  §.  10,  c.  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  30.  45. 

*)  Eine  sechsjährige  Finanzperiode  hat:  Bayern,  V.-ü.  1818, 
Tit  YH,  §.  5.  6.  —  Eine  vierjährige:  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831, 
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ordentliches  nnd  ausserordentliches  Budget  anter- 
schieden,  wovon  das  Erstere  insbesondere  den  Anschlag  der 
regelmässigen,  das  Letztere  den  Anschlag  der  nur  vorttber- 
gehenden  oder  einmaligen  Ausgaben  darzustellen  hat. 

II.  Die  Stände  haben  das  Recht,  bei  der  Feststellung 
des  von  der  Regierung  vorgelegten  Budgets  mitzuwirken;  sie 
dürfen  daher  dasselbe  berathen,  und  Aendemngen  an  den 
einzelnen  Sätzen  desselben  vorschlagen 3).  Wo  zwei 
Kammern  bestehen,  ist  dieses  Recht  mitunter  nur  der  zweiten 
Kammer  eingeräumt;  der  ersten  Kammer  ist  sodann  nur 
gestattet,  das  von  der  zweiten  Kammer  angenommene  Budget 
oder  Finanzgesetz  entweder  ohne  weitere  Abänderung 
anzunehmen,  oder  im  Ganzen  abzulehnen^). 

ni.  Unstreitig  haben  die  Stände  in  den  deutschen  Staaten 
das  Recht  der  Genehmigung  des  Budgets  und  das  Be- 


§.  203;  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.  44;  S.-Co- 
burg-Gotha,  V.-ü.  1852^  §.  119.  —  Eine  dreijährige:  Würtem- 
berg,  V.-ü.  1819,  §.  112;  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  67;  K.  Sach- 
sen, V.-ü.  1831,  §.  98  und  Gesetz  vom  5.  Mai  1851,  §.  3;  Kurhessen, 
V.-ü.  1831,  §.  144;  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.184;  S.-Weimar, 
rev.  G.-G.  1850,  §.  35;  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  190;  Reuss 
j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  57;  Waldeck,  V.-ü,  1852,  §.  86;  Anhalt,  Ge- 
sammtverfassung  von  1859,  §.  31.  —  Eine  zweijährige  hat:  Baden, 
V.-ü.  1818,  §.  54;  Hannover,  Gesetz  vom  24.  März  1857,  §.  16.  —  Eine 
einjährige:  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  47  a  linea  3.  „Die 
Summen,  welche  auf  die  verschiedenen  Zweige  der  Staatsverwaltung  ver- 
wandt werden  sollen,  werden  jährlich,  oder  nach  Befinden  auf  mehrere 
Jahre  festgestellt"  (Da  aber  nach  §.  51  der  Verf.-Ürkunde  nur  alle  drei 
Jahre  ein  ordentlicher  Landtag  stattfindet,  so  muss  sich  wohl  eine  drei- 
jährige Finanzperiode  gebildet  haben.  Vergl.  auch  ebendas.  §.  81  b).  — 
Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  99  a  linea  2.  ,Jietzterer  (der  Staatshaushalts- 
Etat)  wird  jährlich  durch  ein  Gesetz  festgestellt."  ~  Ebenso:  Oester- 
reich,  Diplom  vom  20.  October  1860,  H.  —  Liechtenstein, V.-ü.  1862, 
§.30.44.  45.  Eigenthümlichunterscheidet: Luxemburg,  V.-ü.  1856, arL104;. 

3)  Die  Kammern  können  sowohl  eine  Erhöhung,  als  eine  Ernie- 
drigung der  Einnahme-  und  Ausgabepositionen  im  Budget  vorschlagen. 
Vergl.  noch  unten  §.  399,  B. 

*)  Eine  solche  Vorschrift  enthalten:  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  60.  — 
Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  18L  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820, 
§.  67.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  62  a  ünea  3.  —  üeber  den  bei 
solchem  Widerspruche  der  Abstimmungen  in  beiden  Eammem  nach  einigen 
Verfassungsurkunden;  zu  machenden  Vereinigungsversuch,  siehe  oben  §.  383;, 
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willigiingsrecht  in  Bezug  auf  die  Erhebung  der  Steuern 
md  Abgaben  und  die  Verwendung  anderer  Staatsein- 
nalunen,  auch  kommt  ihnen  in  einem  gewissen  Sinne  und 
Cmfiuige  das  Recht  zu,  diese  Bewilligung  zu  versagen^). 

IV.  Der  mit  Zustimmung  der  Stände  festgestellte  Voran- 
sehlag  bildet  die  Grundlage  des  zu  erlassenden  Finanzgesetzes, 
wo  die  förmliche  Errichtung  eines  solchen  vorgeschrieben  ist^). 
Selbstverständlich  gehört  hierzu  die  Zustimmung  der  Krone 
ind,  wo  zwei  Kammern  bestehen ,  beider  Kammern,  wie  zu 
jedem  anderen  Gesetze  ^). 

V.  Die  Stände  haben  femer  das  Recht,  die  Vorlage  der 
Staatsrechnungen  Aber  die  abgelaufene  Finanzperiode  zu  ver- 
langen und  dieselben  zu  prüfen^). 


*)  Hiervon  wird  im  §.  399  besonders  gehandelt. 

«)  Ausdrücklich  sagen  dies  z.  B.  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  99.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art  189,  §.3.  -  S.-Coburg-Gotha, 
Y.-U-  1852,  §.  121.  —  Schwarzburg-Rudolstadt,  V.-ü.  1854,  §.28.— 
Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.  44. 

^  Ausdrücklich  sagt  Hannover,  Gesetz,  das  Finanzcapitel  betr.,  vom 
H.  März  1857,  §.  17.  „Die  Bewilligung  des  Budgets  erfolgt  durch  den 
König  und  die  allgemeine  Ständeversammlung  gemeinsam.** 

»)  So  z.  B.  Nassau,  Patent  vom  1.  und  2.  September  1814,  §.  2, 
Nr.  3.  —  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  VII,.  §.  10.  „Den  Ständen  des  Reiches 
wird  bei  einer  jeden  (ordentlichen)  Versammlung  eine  genaue  Nachweisung 
über  die  Verwendung  der  Staatseinnahmen  vorgelegt  werden."  —  üeber- 
einstimmen:  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  98.  —  Kurhessen,  V.-ü. 
1831,  S-  152.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  188.  ~  S.-Meinin- 
gcn,  V.-ü.  1829,  §.  47  a  linea  4.  „Die  Rechnung  wird  den  Ständen 
jährlich  gelegt,  von  ihnen  durch  ihren  Ausschuss  mit  Zuziehung  der 
Rechnungskammer  monirt,  und  durch  ihre  Anerkenntniss  auf  einem  Land- 
tage definitiv  justificirt."  —  Aehnlich:  S.-Weimar,  rev.  G.-G.  1850, 
§.  44.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  104  a  linea  2.  „Die  Rechnungen 
über  den  Staatshaushaltsetat  werden  von  der  Oberrechnungskammer  geprüft 
und  festgestellt.  Die  allgemeine  Rechnung  über  den  Staatshaushalt  jeden 
Jahres,  einschliesslich  einer  üebersicht  der  Staatsschulden  wird,  mit  den 
Bemerkungen  der  Oberrechnungskammer,  zur  Entlastung  der  Staats- 
r^erung  den  Kammern  (beiden  Häusern  des  Landtags)  vorgelegt"— Vergl. 
S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  122.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852, 
§.60.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  9L  —  Schwarzburg-Rudol- 
stadt,  V.-ü.  1854,  §.  34.  —  Luxemburg,  V.-ü.  1856,  art  105.  —  Hau- 
nover,  Ges.,  das  Finanzcapitel  betr.,  v.  24. März  1857,  §.30.  — Schwarz- 
burg-Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.  49.  76  —  78.  —  0 esterreich, 
Gmndges.  v.  26.  Febr.  1861,  §.10,c.  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862;  §.  45. 
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VI.  Wenn  nnd  soweit  die  Stände  die  Staatsreehnmigen 
in  Uebereinstimmong  mit  d^n  Budget  finden,  haben  sie  die 
Entlastung  des  betreffenden  Ministeriums  ansznsprechen ^). 
Die  gleiche  Entlastung  findet  statt,  wenn  die  Stände  die 
etwaigen  Ueberschreitungen  des  Budget  als  gerechtfertigt  an- 
erkennen und  daher  ihre  dessfalls  erforderliche  nachträg- 
liche Genehmigung  ertheilen ^®) ,  wozu  sie  immer  befugt 
sind,  und  überhaupt  dieselbe  nicht  verwdgem  können,  wenn 
sie  dieselben  als  gerechtfertigt  anerkennen  ^^).  Erkennen  ab^ 
die  Stände  die  Ueberschreitungen  nicht  als  gerechtfertigt  an, 
so  können  sie  in  Berücksichtigung  der  obwaltenden  besonderen 
Umstände  dem  betreffenden  Ministerium  eine  Indemnität 
ertheilen^^)  und  diese  liegt  stillschweigend  darin,  wenn  die 
Stände  keine  Forderung  des  Ersatzes  der  beanstandeten 
Posten  beschliessen.  Glauben  aber  die  Stände,  eine  Ersatz- 
forderung aufstellen  zu  müssen,  so  haben  sie  dieselbe,  sofeme 
die  Ersatzpflicht  von  den  betreffenden  Persönlichkeiten  wider- 
sprochen wird,  oder  der  Fürst  nicht  durch  Selbstleistung  des 
Ersatzes  ins  Mittel  tritt  ^^),  auf  dem  Wege  der  Minister-Anklage 
zu  verfolgen^*). 


9)  Ansdrücklich  sagt  dies:  Preussen,  Y.-ü.  1850,  §.  101  a  linea  2, 
(siehe  Note  8). 

*o)  Preussen,  V.-Ü.1850,  §.104.  „Zu  Etatsüberschreitungen 
ist  die  nachträgliche  Genehmigung  der  Kammern  (beider  H&user  des 
Landtages)  erforderlich."  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1862,  §.  134 
(siehe  Note  11).  —  Schwarzburg-Rudolstadt,  V.-U.  1854,  §.  34. 
„Die  Genehmigung  einer  erfolgten^üeberschreitung  des  Gesammt- Ausgabe- 
Etats  steht  nur  dem  Landtage  zu."  —  Liechtenstein,  Y.-ü.  1862» 
§.  31.  45.  —  Yergl.  Hannover,  Gesetz  über  das  Finanzcapitd  vom 
24.  Mte  1857,  §.  23. 

*«)  S.-Coburg-Gotha,  Y.-ü.  1852,  §.124.  „Ueberschreitungen 
des  Yoranschlages  bedtlrfen  der  nachträglichen  Genehmigung  des  be- 
treffenden Landtages  oder  Landtagsausschnsses.  Diese  Genehmigung  kann 
im  Falle  des  Beweises  der  Nothwendigkeit  oder  Dringlichkeit 
nicht  versagt  werden."  —  Die  übrigen  Yerfassungsurkunden  setzen  dies 
als  selbstverständlich  voraus. 

.  ^)  Entlastung  nnd  Indemnität  unterscheiden  sich  dadurch,  dass 
erstere  die  Anerkennung  einer  Ausgabe  als  gerechtfertigt,  die 
andere  die  Yerweigerung  dieser  Anerkennung  voraussetzt 

^)  Dies  ist  bereits  einmal  in  Bayern  geschehen. 

««)  Siehe  unten  §.  402  flg.  —  Schwarzburg-Rudolstadt,  Y.-U. 
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VII.  Mitunter  schreiben  die  Verfassungsnrknnden  vor, 
(bss  die  Vorlage  der  Nachweisungen  über  die  Verwendung 
der  froheren  Staatseinnahmen  sogleich  bei  jedem  Ansinnen 
eiDer   nenen    Steuerrerwilligang    an    die    Stände   geschehen 


§.  399. 

b)  Von    dem   ständischen   Bewilligungs  -   und  Ver- 

weigerungsrechte  bezüglich  des  Staatshaushaltes 

insbesondere. 

I.  Das  Bewillignngsrecht  der  Landstände  (§.  398 
m)  m  Bezug  auf  den  Staatshaushalt  hat  zunächst  fUr  das 
Land  (Volk)  die  Bedeutung,  dass  dieses  verfassungsmässig 
die  von  den  Ständen  erklärte  Bewilligung  von  Steuern 
and  Abgaben,  sowie  ttberhanpt  die  ständische  Zustim- 
mang  zur  Verwendung  der  Staatseinnahmen  als  ftir  sich 
verpflichtend  anerkennen  muss^). 

n.  Die  Frage,  ob  den  Ständen  in  den  deutschen  Staaten 
auch  ein  Verweigerungsrecht   in  Bezug   auf  die  Mittel 


1854,  §.  30.  „Die  Staatsregierang  muss  mit  aller  Sorgfalt  'auf  Einhaltung 
des  Ausgabe- Etats  Bedacht  nehmen,  und  ist  für  eine  etwaige  üeberschrei- 
tODg  des  Gesammt-Etats  verantwortlich/'  —  Liechtenstein, 
Y.-U.  1862,  §.  45.  ,3ezüglich  der  vergangenen  Finanzperiode  ist  eine  ge- 
oaoe  Nachweisung  über  die  nach  Massgabe  des  Voranschlags  geschehene 
Verwendung  der  bewilligten  und  erhobenen  Ausgaben  von  der  Regierung 
mtzotheüen,  vorbehaltlich  der  nachträglichen  Genehmigung  von 
gerechtfertigten  und  der  Yerantwortlichkeit  der  Regierung  bei  den 
nicht  gerechtfertigten  Ueberschreitungen." 

«)  Ausdrücklich  bestimmen  dies  z.  B.  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  55.  — 
Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  110.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820, 
§.  68.  —  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  207.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U. 
1852,  art.  196,  §.  2. 

*)  Siehe  oben  §.  345,  11.  —  In  diesem  Sinne  sagt  ausdrücklich 
Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  173.  Die  Stände  haben  das  Recht, 
daneben  aber  zugleich  die  Pflicht,  die  zur  Erreichung  der  Staatszwecke 
erforderlichen  Mittel  zu  bewilligen,  insoweit  dieselben  ans  den  lieber- 
sdtOiaen  des  Kammergutes  und  dem  übrigen  Staatsveimdgen  nicht  bestritten 
werden  können.*' 
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zum  Staatshaushalte  zukomme,  ist  mit  folgender  Untersehei- 
dung  zu  beantworten. 

A)  Nach  dem  Grundgedanken  der  repräsentativen  Mo- 
narchie und  dem  Geiste  der  deutschen  Verfassungen  haben 
die  Stände  als  Repräsentanten  des  im  Staate  zum  Zwecke 
einer  verfassungsmässigen  Regierung  vereinigten 
Volkes  mit  dem  Rechte  auch  zugleich  im  Allgemeinen 
die  Pflicht  der  Bewilligung  in  dem  Sinne,  als  der  Natur  der 
Sache  nach  die  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  erforderlichen 
Mittel  von  dem  Lande  (Volke)  beschafft  werden  mfissen^). 
Dieser  Grundsatz  ist  auch  ausdrücklich  in  der  deutschen 
Bundesgesetzgebung  ausgesprochen  worden^). 

B)  Alle  deutschen  Verfassungen  erkennen  jedoch  an, 
dass  1)  nichts  desto  weniger  doch  ohne  Bewilligung  der  Stände 
kein  Finanz-  oder  Auflagengesetz  erlassen,  noch  eine  Steuer 
erhöht  oder  neu  eingeftlhrt,  oder  der  Staatshaushaltsötat  fest- 
gestellt werden  kann  ^) ;  dass  femer  2)  den  Ständen  das  Recht 


*)  Ausdrücklich  erwähnen  diese  Pflicht  des  Landes  und  der  St&nde: 
K  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  97.  „Die  Stände  haben  die  Verpflich- 
tung für  Aufbringung  des  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Staats- 
bedarfes durch  Aussetzung  der  hierzu  erforderlichen  Deckungsmittel  zu 
sorgen."  ~S.- Alten  bürg,  V.-U.  1831,  §.  202.  „Insbesondere  wirken  sie 
(die  Landstände)  mit  bei  der  Regulirung  der  den  ünterthanen  ob- 
liegenden Pflicht,  die  zur  Erhaltung  der  Staatszwecke  erforderlichen 
Mittel  aufzubringen."  (§.  204).  „Die  Landschaft  ist  verbunden, 
die  zu  anstandiger  Aufbringung  (Dotirung)  der  erforderlichen  .  .  . 
Ausgabesätze  nöthigen  Mittel  zu  bewilligen."  —  Braunschweig,  n. 
L.-0.  1832,  §.  173.  (Siehe  Note  1).  —  Dass  der  Landtag  die  zur  Führung 
einer  den  Bundespflichten  und  der  Landesverfassung  entsprechen- 
den Regierung  erforderlichen  Mittel  nicht  verweigern  darf,  sagen  aus- 
drücklich: Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art.  187,  §.  2.  —  Waldeck, 
V.-U.  1852,  §.  85.  —  Hannover,  Gesetz,  das  Finanzcapitel  betr.,  vom 
24.  März  1857,  §.  18.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1857, 
§.  45.  —  Liechtenstein,  V.-U.  1862,  §.  43  a  linea  3.—  Siehe  unten 
Note  4  und  besonders  Note  11  und  13.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852, 
art  187,  §.  2  (siehe  Note  13). 

3)  B.-B.  vom  28.  Juni  1832,  art  2.  (Siehe  oben  §.  338).  VergL  auch 
oben  §.  335,  IV. 

«)  Vergl.  die  oben  §.  398,  Note  1  und  2  angeführten  Ver&ssungage- 
setze.  —  Siehe  auch  noch:  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  VE,  §.  3.  —  Baden, 
V.-U.  1818,  §.  53.  —  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  109.  —  S.-Alten- 
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niflteht,  die  Vorschläge  der  Regierung  über  die  Art  und 
Weise  der  Deckimg  der  StaatsbedUrfiiisse  zu  genehmigen 
oder  abzulehnen^);  ebenso  3)  das  Becht,  auf  Ersparungen 
hinzn¥nrken,  und  zu  diesem  Behufe  das  von  der  Staats- 
regiemng  geforderte  Quantum  bei  den  einzelnen  Budget- 
sitzen herabzusetzen,  d.  h.  nur  eine  geringere,  jedoch  für  das 
Nothwendige  genügende  Summe  zu  bewilligen,  und  beziehungs- 
weise einzelnen  Positionen  des  Budgets,  insbesondere 
des  ausserordentlichen,  die  Zustimmung  ganz  zu  versagen^). 


bnrg,  V.-ü.  1831,  §.  203.  204  a.  E.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832, 
§.  174.  185.  —  Preußsen,  V.-U.  1850,  §.  100.  —  Oldenburg,  rev. 
V.-ü.  1852,  art.  187.  —  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  56.  —  Waldeck, 
V.-U.  1852,  §.  85.  —  Schwarzburg-Rudolstadt,  V.-U.  1854,  §.27.— 
Hannover,  Gesetz,  das  Finanzcapitel  betr.,  vom  24.  März  1857,  §.  25.  — 
Schwarzburg-Sondersbaasen,  V.-U.  1857,  §.  47.  —  Liecbten- 
atein,  V.-ü.  1862,  §.  43. 

*)  Z.  B.  ob  und  welche  Steuern  zu  erhöhen  und  neu  einzuführen 
sind,  oder  ob  Staatsschulden  aufzunehmen  sind.  —  Ausdrücklich  sagt  z.  B. 
K-  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  97  nach  Erwähnung  der  Pflicht  der  Stände, 
den  Staatsbedarf  zu  bewilligen  (siehe  Note  2)  weiter:  „Sie  (die  Stände) 
haben  dagegen  die  Befugniss,  hierbei  die  Nothwendigkeit, 
Zweckmässigkeit  und  Höhe  der  Ansätze  zu  prüfen  und  desshalb 
Erinnerungen  zu  machen,  auch  sich  sowohl  wegen  der  Annahme  der  ange- 
setzten Summen,  als  wegen  der  Art  der  Deckung,  die  Grundsätze  und 
Verhältnisse,  nach  welchen  die  Abgaben  und  Leistungen  auf  Personen 
and  Gegenstände  zu  legen  und  zu  vertheilen  sind,  so  wie  über 
die  Daner  und  Erhebungs weise  zu  entschliessen."-— S.-Mein Ingen, 
V.-ü.  1829,  §.  81  b.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  175.  —  Aehn- 
Bch:  Oldenburg,  rev. V.-U.  1852,  art.  188  (siehe  unten  §.400,  Note 2).— 
Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  56. 

«)  Z.  B.  S.-Meiningen,  V.-U.  1829,  §.  80.  „Die  erste  Obliegenheit 
der  getreuen  Stände  des  Herzogthumes  ist,  an  ihrem  Theile  dahin  mitzu* 
wirken,  dass  die  Beiträge  der  Unterthanen  zu  dem,  was  das  Gemeinwohl 
erheischt,  mit  kluger  Sparsamkeit  gefordert,  mit  Gerechtigkeit  ver- 
theilt  und  mij;  strenger  Gewissenhaftigkeit  und  Genauigkeit 
ihrer  Bestimmung  gemäss  verwendet  werden.'*  —  Fast  wörtlich  stimmt 
überein:  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  55.  -  K.  Sachsen,  V.-U.  1831, 
{.  97  (siehe  Note  5)  und  eben  das.  §.  100.  „.  .  .  Insoferne  sie  (die 
Stände)  .  .  .  auf  Verminderung  der  verlangten  Summen  antragen,  muss 
dies  unter  bestimmter  und  ausführlicher  Nachweisung  der  Gründe  dazu, 
sowie  der  Gegenstände,  bei  welchen,  und  der  Art  und  Weise,  wie  ohne 
Hintansetzung  des  Staatszweckes,  Ersparnisse  gemacht  werden  können, 
geschehen."  —  Vergl.  S.-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  203. 
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C)  In  diesem  Sinne  haben  die  Landstftnde  in  den  dent- 
soben  Staaten  allerdings  einVerweigerungsrecht  in  Beeng 
aaf  den  Staatshaashalt ,  und  zwar  sowohl  in  Bezog  auf  die 
Erhebung  von  Stenem  (sog.  Steuerverweigerüngs- 
recht),  als  auch  in  Bezug  auf  die  Verwendung  derselben, 
sowie  auch  in  Bezug  auf  die  Verwendung  anderer 
Staatseinkünfte^  welche  der  Eegiemng  nicht  aus  land- 
ständischen Verwilligungen  ^  sondern  auf  anderem  Wege,  ab 
Erträgnisse  des  Staatseigenfliumes  oder  der  Regalien  za- 
fliessen'^). 

D)  Eine  allgemeine  Verweigerung  der  ständischen 
Zustimmung  zur  Erhebung  von  Steuern  oder  der  Verwendung 
anderer  Staatsmittel  ist  dagegen  nach  den  ausdrücklichen  Be- 
stimmungen der  deutschen  Bundesgesetze  durchaus  unzu- 
lässig^). 

E)  Würden  die  Stände  ihrem  Verweigerungsrechte  eine 
solche  Ausdehnung  geben  wollen,  dass  dadurch  die  Führung 
einer  verfassungsmässigen  Regierung  überhaupt  unmöglich 
würde,  so  hat  die  Krone,  insofeme  sie  nicht  das  Einvernehmen 
mit  den  Ständen  entweder  durch  einen  Ministerwechsd,  oder 
durch  Auflösung  der  bisherigen  und  Einberufung  einer  neuen 
Ständeversammlung  wieder  herstellen  will  oder  kann^  nach 
der  Bundesverfassung  noch  einen  besonderen  Weg,  um  in  den 
Besitz  der  erforderlichen  Mittel  zu  einer  verfassungsmässigeB 
Staatsregierung  zu  gelangen,  nämlich  die  Veranlassung  eines 
Verfahrens  vor  dem  Bundesschiedsgerichte  ^). 

in.  Wo  eine  Pflicht  der  Staatsregierung  durch  die 
Bundesgesetze  und  Bundesbeschlüsse  begründet  ist» 
eine  gewisse  Summe  zu  bezahlen,  dürfen  die  Landstände  es 
nicht  verweigern,  die  erforderlichen  Mittel  zu  bewilligend^). 


V)  Siehe  hier  unten  IK  und  Note  18. 

s)  B.-B.  Yom  28.  Juni  1832,  art  2;  siehe  oben  §.  338. 

«)  Siehe  oben  §.  166  u.  f. 

«0)  W.  S.-A.  art.  58.  ~  B.-B.  vom  28.  Juni  1832,  art  2  (siehe  oben 
§.  335  und  §.  338).  —  Ausdrücklieh  stellen  diesen  GnmdsaU  auf:  S.*Mei- 
Aingen,  Y.-U.  1829,  %,  81  a.  £.  „Nur  über  das,  waa  nur  ErflÜluBg 
bandesgesetzlicher  Pflichten  nothwendig  geleistet  werden  muss,  steht 
ihnen  (den  St&nden)  keinVersagungsrecht  zu.*'  —  UebereinstimnieB: 
K.  Sachsen,  V.-U.  1881,  §.  89  und  Gesetz  yom  5.  Mai  1851,  §.  1.  ~ 
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lY.  Desglekheii  sind  anch  die  Stände  schuldig,  die  Mittel 
mr  ErfliUnng  der  priTatrechtlichen  Verbindlich- 
keiten der  Staatskasse  za  bewilligen,  es  mögen  diese 
nuDittelbar  in  der  Verfassung  begründet  sein,  wie  mitunter 
die  Civilliste  des  Fürsten  und  die  Apanagen  der  Prinzen  und 
Prinzessinnen,  oder  auf  anderen  verfassungsmässigen 
Seehtstiteln  beruhen,  wie  die  Gehalte  und  Pensionen  der 
Staatsdi^ia- ^^)  oder  —  mit  Ausnahme  der  Schulden  aus  An- 
lehen^^) —  aus  rein  privatrechtlichen  Geschäften  des 
FiscuSy  wie  Lieferungs-  und  Kaufverträge,  Entschädigungen 
wegen  zwangsweiser  Abtretung  des  Eigenthums  für  Staats- 
zwecke  n.  dergl.  herstammend^).    Die  Befugniss  der  Stände, 


Benss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  68.  -  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  85.  — 
Oldenbarg,  rev.  Y.-U.  1852,  art  187,  §.  2  (aiehe  oben  Note  2).  — 
Hannover,  Gesetz,  das  Finanzcapitel  betr.,  vom  24.  M&rz  1857,  §.  18.  — 
Schwarzburg-Sondershausen  Y.-U.  1857,  §.  45.  —  Liechten- 
stein, V.-ü.  1862,  §.  43  (siehe  Note  2). 

*«)  Schon  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  173  a  linea  2  sagt  aus- 
drücklich: „Insbesondere  dürfen  sie  (die  Stände)  nie  die  Deckung  der- 
jenigen Ausgaben  verweigern,  welche  auf  den  Grund  verfassungs- 
m&saig  entstandener  Verbindlichkeiten  aus  den  Staatskassen  gefordert 
werden  können.'' 

<*)  Nur  allein  hinsichtlich  der  Schulden  aus  Darlehen  stellen 
die  Ver&ssungsurkunden  andere  Grundsätze  au£  Siehe  hierüber 
unten  §.  401. 

*3)  Unbedingt  gestattet  der  Regierung  die  Verausgabung  dessen,  „was 
zur  Erf&nung  von  Staatsverbindlichkeiten  erforderlich  ist,  deren  Leistung 
imRechtswege  von  der  Staatskasse  gefordert  werden  kann" :  Weimar, 
nnr.  G.-G.  1850,  §.  38  (siehe  unten  §.  400,  Note  6).  —  Ausdrückliche  Be- 
stimmungen enthalten  femer:  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art  187, 
§.  2.  „Der  Landtag  darf  seine  Zustimmung  zur  Forterhebung  der  be- 
stellenden Steuern  und  Abgaben  nicht  verweigern,  insoweit  dieselben  zu 
emer  den  Bundespflichten  und  der  Landesverfassung  ent- 
sprechenden Regierung,  insbesondere  zur  Deckung  von  Ausgaben 
«forderlich  sind,  welche  auf  bundes-  und  landesgesetzlichen  oder 
anch  anf  privatrechtlichen  Verpflichtungen  beruhen."  —  Hannover, 
Gesetz,  das  Finanzcapitel  betr.,  vom  24.  März  1857,  §.  18.  „Bei  Ausgaben, 
welche  auf  bestimmten  bundes-  und  landesgesetzlichen  Verpflich- 
tungen oder  privatrechtlichen  Titeln  beruhen,  wozu  auch  Gehalte, 
Pensionen  und  Wartegelder  gehören,  welche  der  König  nach  den 
SQ  Recht  bestehenden  Grundsätzen  beigelegt  hat,  darf  die  allgemeine  Stände- 
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wegen  solcher  Air  den  Staat  eingegangener  Verbindlicbkeiten 
die  Organe  der  Staatsverwaltung  zur  Verantwortung  zu  zieben, 
gebt  nämlicb  niebt  weiter,  als  diese  für  baftbar  zu  erklären 
und  sie  nacb  Umständen  zum  Ersätze  anzuhalten.     Keines- 
wegs sind  aber  die  Ministerien  und  anderen  Behörden  Man- 
datarien der  Stände;   es  können  daher  auch   die  Grundsätze 
des  Mandatsvertrages ,  wonach  Geschäfte,  die  von  dem  Man- 
datar praeter  vel  contra  mandatum  abgeschlossen  worden,   tOr 
den  Auftraggeber  unverbindlich  sind,  hier  keine  Anwendung 
finden,   wenn  auch  die  Behörden  bei  Eingehung  solcher  Ge- 
schäft;e  den  Ausgabe -Etat  überschritten  haben  sollten.    Dazu 
kommt  noch  insbesondere  die  Erwägung,  dass  die  Staatsbe- 
hörden zur  Eingehung  solcher  Geschäfte  mit  Privaten  über- 
haupt verfassungsmässig  berechtigt  sind,  und  der  Privatmann 
keine  Verpflichtung  hat,  die  Budgetsätze  zu  kennen,  auch  oft 
sie  gar  nicht  kennen  kann,  und  dass  namentlich  bei  ausser- 
ordentlichen  Umständen,  wo  die  Ministerien  zu  Ueberschrei- 
tungen    des  Budgets    aus   Rtlcksicht   auf  die  Sicherheit    des 
Staates  genöthigt  sind,   dem  Staate  aller  Credit  entzogen  sein 
würde,  wenn  der  Privatmann,  z.  B.  ein  Lieferant,  befürchten 
müsste,  bei  Beanstandung  der  Nothwendigkeit  des  Geschäftes 
durch  die  Stände  um  seine  Zahlung  zu  kommen. 

V.  Ganz  dasselbe  gut  selbstverständlich,  wenn  eine  Staats- 
regierung durch  ein  austrägal-  oder  bundesschiedsge- 
richtliches oder  anderes  richterliches  Urtheil  zur  Be- 
zahlung einer  gewissen  Summe,  gleichviel  ob  wegen  einer 
staatsrechtlichen  oder  privatrechtlichen  Verbind- 
lichkeit rechtskräftig  verurtheilt  worden  ist**). 

VI.  Nichts  desto  weniger  hat  jedoch  die  Staatsregierung 
in  allen  solchen  Fällen  den  Ständen  von  den  eingegangenen 
Verbindlichkeiten  Vorlage  zu  machen  und  deren  Zustimmung 
hinsichtlich  der  Art  und  Weise  der  Aufbringung  der 
benöthigten  Mittel,  oder  wenn  die  Zahlung,  ohne  im  Budget 
vorgesehen  zu  sein,  bereits  geleistet  wäre,  deren  nachträgliche 


Versammlung  ihre  Bewilligung  nicht  versagen.  —  Uebereinstimmt:  Schwarz- 
burg-Sonderßhausen,  V.-U.  1857,  §.  44. 

*«)  Vergl.  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  142. 
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GeaebmigQng,  beziehnngsweise  die  Entlastung  von  der  hier 
mit  ttbemommenen  Yer<antwortlichkeit,  nachzusuchen  ^^). 

YII.  Wenn  die  Stände  einem  mit  anderen  Staaten  abge- 
seidossenen  Zoll-,  Steuer-  und  Handelsvertrage  ihre 
Zustimmung  gegeben  haben,  so  bedürfen  die  Al^aben, 
welche  in  Gemässheit  dieser  Verträge  zu  erheben  sind,  sowie 
die  hieraus  fliessende  Erhöhung  oder  Verminderung  von 
ZöDen  u.  s.  w.  keiner  weiteren  besonderen  Bestätigung  durch 
die  Stände  16). 

Vni.  Zufolge  des  allgemeinen  Gi-undsatzes,  dass  die  Stände 
nur  solche  Anforderungen  der  Staatsregiernng  zu  bewilligen 
schuldig  sind,  deren  Nothwendigkeit  und  Nützlichkeit  ihnen 
nachgewiesen  worden  ist,  können  die  Stände  Bewilligungen 
ArgeheimeÄusgaben  ablehnen,  es  wäre  denn,  dass  ihnen 
die  Verfassung  unter  gewissen  Voraussetzungen  ausdrücklich 
die  Pflicht  zn  solchen  Bewilligungen  auflegt  i^). 

IX.  Die  Verpflichtung  der  Stände  zur  Bewilligung  von 
Steilem  und  Abgaben  ist  principiell  nur  eine  subsidiäre, 
soweit  nämlich  die  Einkünfte  aus  dem  Staatsgute  oder  nutz- 
baren Hoheitsrechten  zur  Deckung  der  Staatsbedürfnisse  nicht 
ausreichen*®). 


<B)  Siehe  die  Bestimmungen  zahlreicher  yerfassungsurkunden  hierüber 
oben  §.  152,  Note  5.  —  Uebereinatimmen  auch:  Hannover,  Gesetz  vom 
«iMärz  1857,  §.  18.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1857, 
145.  -  Liechtenstein,  V.-U.  1862,  §.  43  a  ünea  3. 

^)  Ausdrücklich  sagt  dies:  K.  Sachsen,  Ges.  v.  5.  Mai  1851,  §.  2. 
(Zusatz  zur  Verf.-Ürk.  von  1831,  §.  96). 

")  Dies  ist  der  Fall  in  Baden,  V.-U.  1818,  §.  55  a  linea  2.  „Es 
darf  darin  kein  Posten  für  geheime  Ausgaben  vorkommen,  wofür 
nicht  eine  schriftliche ,  von  einem  Mitgliede  des  Staatsministeriums  contra- 
signirte,  Versicherung  des  Grossherzogs  beigebracht  wird,  dass  die  Summe 
tarn  wahren  Besten  des  Landes  verwendet  worden  sei ,  oder  verwendet 
werden  soUe,"  -  Uebereinstimmt:  K  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §  99 
a  linea  2. 

«)  Siehe  unten  §.  484. 
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§.  400. 

c)  Grundsätze  flir  die  Ausübung  des   ständischen  Be- 
willigungsrechtes bezüglich  des  Staatshaushaltes. 

I.  In  mehreren  deutschen  Verfassungsarkunden  ist  der 
Grundsatz  ausgesprochen,  dass  die  Stände  die  Bewilligung  der 
Mittel  ftir  den  Staatshaushalt  an  keine  Bedingungen 
knüpfen  dürfen^),  oder  doch  an  keine  anderen,  als  an  solche 
Bedingungen,  welche  mit  dem  Gegenstande  und  Zwecke  der 
Verwüligung  selbst  in  unmittelbarem  Zusammenhange  stehen, 
d.  h.  als  die  unmittelbaren  Voraussetzungen  und  Gründe  der 
Bewilligung  zu  betrachten  sind^).  Derselbe  Grundsatz  ist 
durch  die  Bundesgesetzgebung  (1832)  zur  allgemeinen 
Regel  erhoben  worden^). 


*)  unbeschränkt  schliessen  die  Bedingungen  aus:  Bayern,  Y.-ü.  1818, 
Tit  Vn,  §.  9.  —  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  56.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U. 
1820,  §.  68.  —  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  204  (lässt  nur  Verhand- 
lungen über  Zweck  und  Dauer  der  YerwiUigung  zu). 

«)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  113.  „Die  Verwüligung  Ton  Steuern 
darf'nicht  an  Bedingungen  geknüpft  werden,  welche  die  Verwen- 
dung dieser  Steuern  nicht  unmittelbar  betreffen."  —  Ebenso  erlaubt 
E.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  102  und  das  Gesetz  Yom  5.  Mai  1861,  §.  4 
keine  Bedingungen,  welche  nicht  das  Wesen  oder  die  Verwendung  der 
Abgaben  unmittelbar  betreffen.  —  Ebenso:  Wal  deck,  V.-ü.  1852,  §.  87 
a  linea  2.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  127  („nicht  Zweck 
und  Verwendung  betr.").  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  58  („das 
Budget  nicht  betr.").  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  188.  ,4)ie 
Bewilligung  der  erforderlichen  Mittel  darf  nicht  von  Bedingungen  oder 
Voraussetzungen  abhängig  gemacht  werden,  welche  nicht  den  Zweck 
und  die  Verwendung  derselben,  oder  den  umfang  des  Bedürfoisses, 
oder  die  Grösse,  oder  die  Art  der  Vertheilung  und  Erhebung, 
oder  die  Dauer  der  in  Frage  stehenden  Steuern,  Abgaben  und  Leistungen 
betreffen."  —  Hannover,  Gesetz,  das  Finanzcapitel  betr.,  vom  24.  Mftn 
1857,  §.  18  a  linea  2.  „Auch  kann  die  ständische  Bewilligung  der  Aus- 
gaben nicht  an  Bedingungen,  Voraussetzungen . und  Vorbehalte  ge- 
knüpft werden,  welche  den  bundesrechtlichen,  verfassungs- 
mässigen oder  gesetzlichen  Gerechtsamen  des  Königs  oder 
der  Regierung  zuwiderlaufen." 

3)  B.-B.  vom  28.  Juni  1832,  art.  2;  siehe  §.  338. 
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n.  Es  ist  allgemeiner  Grundsatz,  dass  die  von  den  Stän- 
den bewilligten  Snmmen  nur  filr  den  Zweck,  für  welchen 
sie  bewilligt  wurden,  verwendet  werden  dürfen*). 

ni.  Die  Vervnlligungen  der  Stände  werden  übrigens  (in 
der  Regel)  nicht  bestimmten  Personen  und  Stellen,  son- 
dern jedem  Zweige  der  Staatsverwaltung  im  Ganzen  er- 
theilt^).  Jedoch  ist  hierbei  dem  Ministerium  nach  einer  allge- 
oManen  Praxis,  so  wie  auch  in  mehreren  Verfassungsurkunden 
usdiUcklich,  die  Verwendung  und  Vertheilung  der  fUr  die 
einzelnen  Zweige  der  Staatsverwaltung  (der  Ministerialdeparte- 
ments)  im  Ganzen  festgestellten  Summen  gestattet,  sofeme  nur 
der  Specialetat  überhaupt  nicht  überschritten  wird,  und  das 
Ministerium  auf  Verlangen  der  Stände  die  Zweckmässigkeit 
der  vorgenommenen  Veränderung  nachzuweisen  vermag®). 

IV.  lieber  die  üeberschüsse,  welche  sich  durch  Er- 
sparnisse bezüglich  der  Specialetats  ergeben,  kann  nur  mit 
vorgängiger  oder  nachträglicher  Zustimmung  der  Landstände 
zu  anderen  als  den  etatsmässigen  Zwecken  verfügt  werden^). 


4)  Ausdrücklich  sa^en  dies:  Wal  deck,  V.-ü.  1852,  §.  87.  — 
Sdiwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1857,  §.  49  (siehe  Note  7). 

»)  Ausdrücklich  sagen  dies  z.B.  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,' §.82.  — 
Su-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  205.  —  Hannover,  Gesetz  vom  24.  M&rz 
1857,  5.  19  (siehe  Note  6). 

^  Ausdrücklich  ist  dies  ausgesprochen  in  S.-Meiningen,  Y.-U.  1829, 
$.82  und  ausführlicher  in:  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.  185.  — 
Hannover,  Gesetz,  das  Finanzcapitel  betr.,  vom  24.  März  1857,  §.  19. 
^ede  Ausgabe -Position  in  dem  Ausgabe -Budget  wird  dergestalt  als  ein 
Ganzes  betrachtet,  dass  die  Verwendung  und  Vertheilung  der  für  sie  im 
Ganzen  festgesteDten  Summe  der  Bestimmung  der  Begierung  überlassen 
wird,  insofeme  die  Verwendung  nur  für  diese  Position  stattfindet.  Insbe- 
sondere stehen  die  schon  festgestellten  und  noch  femer  festzustellenden 
Besoldungs -Etats  in  der  Art  zur  Verfügung  der  Regierung,  dass  sie 
die  Gesammtsumme,  welche  für  jeden  solchen  Etat  im  Budget  festge- 
stdit  ist,  zwar  nur  für  diesen  Dienstzweig,  für  welchen  sie  bestimmt  ist, 
verwenden,  auch  sie  selbst  nicht  überschreiten  darf,  und  festgestellte 
Maximal  -  Besoldungssätze  inne  zu  halten  hat,  im  Uebrigen  aber  und  im 
Einzelnen  bei  der  Verwendung  freie  Hand  behält'*  —  Aehnlich:  Luxem- 
burg, y.-ü.  1856,  art.  105  a  linea  4  und  5. 

T)  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art.  196,  §.  1  erklärt  das  Staats- 
miniBterium  dafür  verantwortlich,,  „dass  Ersparnisse  in  einer  Aus- 
gäbe -Rubrik  nicht  für  eine  andere  verwandt  werden/'  ~  S.-Goburg- 
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Boferne  nicht  etwa  die  partikuläre  Gesetzgebung  oder  Praxis 
eines  Landes  der  Staatsregiernng  darüber  eine  freie  Ver- 
fttgung  eingeräumt  hat. 

y.  Um  Stockungen  in  dem  Staatshaushalte  zu  verhüten, 
pflegen  die  Verfassungsurkunden  eine  ge?rtsse  Frist  zu  be- 
stimmen, innerhalb  deren  nach  Ablauf  einer  Finanzperiode  die 
bisherigen  Steuern  und  Abgaben  ohne  erneuerte  ständische 
Bewilligung  forterhoben  werden  dürfen,  wenn  frflher  die 
Einberufung  der  Ständeversammlung  nicht  thunlich  war, 
oder  die  Berathungen  der  Stände  über  die  Aufstellung  des 
Budgets  sich  verzögern,  oder  wenn  die  Ständeversammlung 
vor  der  Bewilligung  eines  neuen  Finanzetats  aufgelöst  wird. 
Die  zur  Forterhebung  der  Steuern  bestimmte  Frist  beträgt 
nach   einigen  Verfassungsurkunden  sechs  Monate^),  nach  an- 


Gotha, V.-ü.  1852,  §.  123.  „üeber  die  Einnahme  -  üeberschüsse  der 
Staatskassen  darf  nur  mit  Zustimmung  des  betre£fenden  Landtages  verfügt 
werden."  —  Schwarzburg- Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.  49.  „Die 
Staatseinkünfte  dürfen  nur  zu  den  Zwecken,  für  welche  sie  bewilligt 
worden  sind,  verwendet  werden.  Das  Ministerium  hat  daher  auch,  wenn 
es  aus  Gründen  der  Nothwendigkeit  oder  Nützlichkeit  Ersparnisse 
und  üeberschüsse  in  dem  einen  Verwaltungszweige  für  andere  Zweige 
verwendet,  hierüber  Rechenschaft  zu  geben."  —  Liechtenstein,  V.-ü. 
1862,  §.  32.  „Etwaige  Ersparnisse  in  einzelnen  Etatpositionen  dürfen 
nicht  zur  Deckung  des  Mehraufwandes  in  anderen  Positionen  verwendet 
werden." 

«)  So  in  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  Vü,  §.  7.  —  Baden,  V.-ü.  1818, 
§.  62.  —  Grossh.  Hessen,. V.-ü.  1820,  §.  69.  -  Kurhessen,  V.-U- 
1831,  §.  147.  —  Hannover,  Gesetz  vom  5.  September  1848,  §.  96.  — 
S.-Weimar,  rev.  G.-G.  1850,  §.  37,  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  86.  -~ 
üebereinstimmt:  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  191,  §.  1  bezüglich 
der  direkten  Steuern  und  Abgaben;  nach  §.  2  ist  „ die  Forterhebung 
der  indirekten  Steuern  und  Abgaben  durch  eine  Frist  nicht  beschränkt 
Der  nach  Ablauf  jener  sechs  Monate  eingekommene  Betrag  derselben 
wird  jedoch  einstweilen  in  den  Staatskassen  niedergelegt  und  kann  darüber 
ohne  Zustimmung ^es  Landtages  nicht  verfügt  werden."  —  S. -Weimar, 
rev.  G.-G.  1850,  §.'38.  „Vom  Ablaufe  der  sechs  Monate  an  (§.  37) 
darf  nur  noch  das,  was  zur  Erfüllung  derjenigen  Staatsverbindlichkeiten 
erforderlich  ist,  deren  Leistung  im  Rechtsweg e  von  der  Staatskasse  ge- 
fordert werden  kann,  vom  Abwürfe  des  Staatsgutes,  von  indirekten 
Steuern  und  aushülfsweise  von  weiter  auszuschreibenden 
Steuern  verausgabt  werden." 
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deren  ein  Jahr^);  in  einigen  ist  die  Frist  bis  zur  verfassungs- 
missigeii  Periode  des  nächsten  Landtages  und  nach  Eröffnung 
desselben  bis  zur  Festsetzung  und  Bewilligung  des  neuen 
Finanzetats  ausgedehnte^),  oder  es  ist  die  Forterhebung  der 
althergebrachten  Steuern  überhaupt  gestattet ^e)  oder  als 
Orandsatz  ausgesprochen,  dass  die  bestehenden  Steuern 
forterhoben  werden  bis  ein  abänderndes  Gesetz  zu  Stande 
kommt  *^).  Die  für  die  Forterhebung  der  Steuern  und  Ab- 
gaben bestimmten  Fristen  sind  in  die  nächste  Finahzperiode 
einzurechnen  ^^). 

VI.  Ausgenommen  von  der  Forterhebung  sind  jene  Steuern, 
welche   nur  für  einen  genau   bestimmten    besonderen  Zweck 


•)  So  in  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  103  und  Gesetz  vom  5.  Mai 
1851,  §.  5.  (Nach  diesem  Gesetze  §.  6  kann  sogar  unter  umständen  eine 
Forteihebung  noch  ein  weiteres  Jahr  hindurch  stattfinden).  —  S. -Alten- 
burg, V.-ü.  1831,  §.  206.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  126.  — 
Hannover,  Gesetz,  das  Finanzcapitel  betr.,   v.  24.  März  1857,  §,26.27. 

••)  So  in  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  81  b.  —  Reuss  j.  L., 
V.-U.  1852,  §.  57.  —  Eine  ähnliche  Bestimmung  enthält  Oldenburg,  rev. 
V.-ü.  1852,  art.  191,  §.  4  für  den  Fall,  dass  sich  Staatsregierung  und 
Landtag  über  einzelne  Ausgaben  oder  die  zu  deren  Deckung  erforder- 
fichen  Mittel  nicht  einigen  und  die  Sache  zur  Entscheidung  eines  Schieds- 
gerichtes oder  des  Staatsgerichtshofes  verstellt  worden  ist.  —  Schwarz- 
burg-Rudolstadt,  V.-ü.  1854,  §.  29.  „Sollte  der  Fall  eintreten,  dass 
vor  Ablauf  der  Finanzperiode  zwischen  der  Regierung  und  dem  einbe- 
rufenen Landtage  eine  Einigung  über  den  vorgelegten  Etat  nicht  erzielt 
wfirde,  80  können  die  bewilligten  Steuern  und  die  sonstigen  Einnahmen 
noch'  höchstens  drei  Jahre  lang  (eine  Finanzperiode  hindurch)  er- 
hoben und  nach  Massgabe  des  letzten  Ausgabe-Etats  (der  nach 
§.  28  in  der  Form  eines  Gesetzes  festgestellt  ist)  verwendet  werden." 

")  VergL  z.  B.  Anhalt,  Gesammtverfessung  1859,  §.  19.  31.  —  Dies 
agte  ausdrücklich  auch  die  (aufgehobene)  Verfassung  von  Anhalt-Bern- 
burg,  1850,  §.  76  a  linea  2.  „Die  alten  Steuern  (Steuern  und  ordi- 
*  naiie  Quarten)  werden  so  lange  ununterbrochen  forterhoben,  bis 
ae  durch  ein  Gesetz  aufgehoben  oder  abgeändert  sind."  -^  Aehnlich: 
Schwarzburg-Sondershausen,  (aufgehobenes)  Gesetz  vom  2.  August 
1802,  §.  36.  37. 

«)  PreuBsen,  V.-ü.  1850,  §.  99  und  §.109.  —  Luxemburg,  V.-ü. 
1856,  art.  100.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.  47. 
48.  —  Oeaterreich,  G.-G.  vom  26.  Februar  1861,  §.  10. 

^)  Ausdrücklich  sagen  dies:  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  69 
a  linea  2.  -  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  147.  »  Oldenburg,  rev. 
V.-ü.  1852,  art  191,  §.  1. 
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bewilligt    worden    sind;    soferne    dieser   Zweck    bereits    er- 
reicht ist^*). 

§.  401. 

d)  Ständische  Rechte  in  Bezug  auf  das  Staats- 
schuldenwesen. 

I.  Aus  Rücksicht  auf  die  Erhaltung  und  Hebung  des 
Staatercredites  ist  in  den  Constitutionen -monarchischen  Staaten 
Deutschlands  durchgehends  die  Staatsschuld  unter  die  Ge- 
währleistung undControle  der  Stände  gestellt  worden^). 

IL  Alle  Verfassungsurkunden  sprechen  nämlich  als  Grund- 
satz aus,  dass  neue  Staatsschulden  durch  Anleihen  nur  mit 
Zustimmung  der  Stände,  beziehungsweise  nur  auf  Grandlage 
eines  Gesetzes,  gemacht  werden  dürfen^). 

ni.  Das  Gleiche  gilt  in  Bezug  auf  die  Ausgabe  Yon 
Staatskassenscheinen    oder   sog.  Papiergelde')   und 

««)  Ausdrücklich  sagen  dies:  Eurhessen,  Y.-ü.  1831,  §.  147.  — 
Hannover,  Gesetz,  das  Finanzcapitel  betr.,  vom  24.  März  1857,  §.  26. 

<)  Ausdrücklich  erklären  dies:  Bayern,  V.-ü,  1818,  Tit.  VII,  %,  11.  — 
Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  119.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820, 
§.  78.  -  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  61.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852, 
§.  88.  —  0 esterreich,  G.-G.  vom  26.  Februar  1861,  §.  10.  „Die  Staats- 
schuld ist  unter  die  Gontrole  des  Reichsraths  gestellt  ^^ 

«)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  VH,  §.  11  a  linea  2.  „Zu  jeder  neuen 
Staatsschuld,  wodurch  die  zur  Zeit  bestehende  Schuldenmasse  im  Kapitals- 
betrage  oder  der  jährlichen  Verzinsung  vergrössert  wird,  ist  die  Zustim- 
mung der  Stände  des  Reiches  erforderlich.*'  —  üebereinstimmen:  Baden, 
V.-ü.  1818,  §.  57.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  78.  —  K  Sach- 
sen, V.-ü.  1831,  §.  105  und  Gesetz  vom  5.  Mai  1851,  §.  5.  —  S.-Mei- 
ningen,  V.-ü.  1829,  §.  42.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  95.  142.  — 
PreuBsen,  V.-ü.  1850,  §.  103.  —  S.-Weimar,  rev.  G.-G.  1850,  §.  4, 
Nr.  2.  —  S.-Coburg -Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  61  a  linea  2.  —  Wal- 
deck, V.-ü.  1852,  §.  88  a  linea  2.  —  Schwarzburg-Rudolstadt, 
V.-ü.  1854,  §.27.  —  Hannover,  Gesetz,  das  Finanzcapitel  betr.,  vom 
24.  März  1857,  §.  29.  ~  Schwarzburg- Sondershausen,  V.-ü. 
1857,  §.  50.  „Die  Aufnahme  neuer,  eine  Erhöhung  der  Staats- 
schulden bezweckender  Anlehen  findet  nur  auf  Grund  eines  Gesetzes 
statt"  —  Anhalt,  Gesammt-Verfassung  1859,  §.  19.  und  31.  —  Oester- 
reich,  G.-G.  vom  26.  Februar  1861,  §.  10,  c.  —  Liechtenstein,  V:-ü. 
1862,  §.  47. 

')  Ausdrücklich  ist  dies  bestimmt :  S. -Coburg-Gotha,  V.-U.  1852, 
§.  118.  ~  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  61.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852, 
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Yon  der  Uebernahme  von  Garantien;  wie  z.  B.  für  die 
Yerzinsong  der  Eisenbahnanlagen  von  AktiengeseUschaften 
%a  Lasten  des  Staates^);  nicht  minder  ist  die  landständische 
Zuatiniinung  nöthig  zur  Erhöhung  oder  Herabsetzung 
des  Zinsfusses  der  abgeschlossenen  Anlehen  und  bei  Auf- 
steDung  oder  Veränderung  des  Planes  der  Schuldentilgung^). 
IV.  Nur  ausnahmsweise  ist  daher  die  Regierung  in  einem 
coDstitntionell -monarchischen  deutschen  Staate  befugt ,  unter 
Verantwortlichkeit  des  Ministeriums,  bei  höchster  Dring- 
lichkeit der  Umstände  ein  Anlehen  ohne  vorher  einge- 
holte Zustimmung  der  Stände  aufzunehmen;  jedoch  ist  in 
diesem  Falle  die  ständische  Bewilligung  nachträglich  einzu- 
holen*). Nach  einigen  Verfassungsurkunden  ist  zur  Gültig- 
keit des  Anlehens  und  damit  das  Land  daraus  verpflichtet 
werde,  je  nach  den  einzelnen  Verfassungen ,  entweder  die 
Mitwirkung  ständischer  Gommissarien  oder  ständischer 
Ausschüsse  und  nachträgliche  Vorlage  an  den  Landtag  er- 
forderlich '). 

V.  Mitunter  sind  in  den  Verfassungen  noch  einige  andere 
Fälle  ausgezeichnet,  in  welchen  die  Staatsregierung  gültig 
ohne  ständische  Mitwirkung  ein  Darlehen  aufnehmen  kann^), 


§.88.  —  HannoTer,  Gesetz,  das  Finanzcapitel  betr.,  yom24.  M&rz  1857, 
§.  29.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1857,  §.  50.  —  An- 
halt, Gesammtverf.  1859,  §.  19.  31. 

*)  Ausdrücklich  erwümt  in:  Preussen,  V.-U.  1850,  §.  103.  — 
Schwarzburg -Sondershattsen,  V.-U.  1857,  §.  50. 

»)  Ausdrftcklich  sagt  dies:  S.-Coburg-Gotha,  V.-U.  1852,  §.118.— 
Veigl.  Braun  schweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  187. 

•)  GroBsh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  71.  —  K  Sachsen,  V.-U.  1831, 
§.  105  mid  Gesetz  vom  5.  Mai  1851,  §.  8.  —  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852, 
§.  62.  —  Waldeck,  V.-U.  1852,  §.  89.  —  Hannover,  Gesetz,  das  Finanz- 
capitel betr.,  vom  24.  März  1857,  §.  28. 

')  Vergl.  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  VE,  §.  15.  -  Baden,  V.-U. 
1818,  §.  57  a  linea  2  und  §.  63.  -  S. -Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  253.— 
Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art  193;  vergL  mit  art  137.  —  S.-Coburg- 
Gotha,  V.-U.  1852,  §.  118  a  linea  3.  —  Hannover,  Gesetz  v.  24. März 
1857,  das  Finanzcapitel  betr.,  §.  28. 

*)  Baden,  V.-U.  1818,  §.  57.  „Anlehen,  wodurch  etatsmftssige  Ein- 
nahmen zu  etatsmässigen  Ausgaben  nur  antidpirt  werden,  so  wie  die  Geld- 
anfnahmen  der  Amortisationskasse,  zu  denen  sie  vermöge  ihres  Fundations- 
geaetzes  ermächtigt  isV  —  S.- Weimar,  rev.  L.-G.-G.  1850,  §.  42.   „Auf 
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oder  es  sind  Fälle  namhaft  gemacht  ^  welche  nicht  als  Auf- 
nahme eines  neuen  Darlehens  betrachtet  werden  sollen,  wie 
z.  B.  neue  Eapitalanfnahmen  znr  Tilgong  älterer  Schalden, 
oder  die  Ansstellang  neuer  Schnldnrkonden  für  ältere  Obligar 
tionen,  sog.  Convertirung®).  Auch  bezieht  sich  das  Erforder- 
niss  der  ständischen  Zustimmung  nicht  auf  Verpflichtungen, 
welche  der  Staatskasse  aus  der  Annahme  von  Gautionen  oder 
Depositen,  oder  aus  anderen  ähnlichen  Bechtsgründen  und 
Einrichtungen,  wie  Brandkassen,  Staatsdienerwittwenkassen, 
Landes -Sparkassen  u.  s.  w.  erwachsen  ^^). 

VI.  In  einigen  Staaten  ist  den  Ständen  zur  grösseren 
Wirksamkeit  ihrer  Rechte  in  Bezug  auf  das  Schuldenwesen 
oder  in  Bezug  auf  den  Staatshaushalt  überhaupt,  und  die  Ver- 
wendung der  von  ihnen  bewilligten  Steuern  insbesondere,  das 
Recht  eingeräumt,  durch  besondere  Commissionen  oder  Aus- 
schüsse eine  fortwährende  Aufsicht  über  die  Staatsfinanzver- 
waltung oder  die  Staatskassen  auszuüben*^),  oder  die  Staats- 


den  Fond  der  Yorräthe  und  Reste  können  bis  zu  zwei  Drittheilen  ihres 
Betrags  Darlehen  ohne  EinwiUigung  des  Landtages  aufgenommen  wer- 
den." —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  90.  „Zur  Deckung  vorühengehender 
Bedürfiiisse,  zu  deren  Bestreitung  die  Mittel  der  Kassen  ausreichen,  und 
nur  'für  den  Augenblick  nicht  flüssig  sind,  können  die  erforderliche1^ 
Gelder  bis  zur  Beseitigung  der  Hindemisse  einstweilen  aufgenommen 
werden." 

»)  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  118  a  linea  2.  —  Reuss 
j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  61  a  linea  4.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  88  a 
linea  3  und  4.  —  Schwarzburg-Rudolstadt,  V.-ü.  1857,  §.  27. 
„.  .  .  Zu  einer  vorübergehenden  Schuldenerhöhung,  die  durch 
die  Nothwendigkeit  der  Fortführung  des  Staatshaushaltes  geboten  ist,  und 
innerhalb  der  laufenden  Finanzperiode  wieder  ausgeglichen  wird,  ist  die 
Regierung  ermächtigt." 

*o)  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  88  a  linea  4. 

")  So  z.  B.  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  Vü,  §.  14.  „Jede  der  beiden 
Kammern  hat  aus  ihrer  Mitte  einen  Commissär  zu  ernennen,  welche  ge- 
meinschaftlich bei  der  Schuldentilgungscommission  von  allen  ihren  Ver- 
handlungen genau  Eenntniss  nehmen  und  auf  die  Einhaltung  der  festge- 
setzten Normen  zu  wachen  haben."  Vergl.  Note  7.  —  üeber  die  Rechte 
des  landständischen  Ausschusses  in  Baden,  bezüglich  der  Anlehen  zu 
Kriegszwecken  und  Kriegssteuern,  siehe  Baden,  V.-Ü.  1818,  §.  63.  — 
Hannover,  Gesetz  vom  12.  September  1848,  das  Schatzcollegium 
betr.,  mit  Modificationen  durch  das  Gesetz  vom  24.  März  1857,  das  Finanz- 
capitel  betr.,  §.  31. 
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MfaddenzaUangskasBe  durch  ständische  Beamte  verwalten  oder 
mtrerwalten  zu  lassen  ^^). 

§.402. 

5)  Ständisches  Recht  der  Anklage  der  Minister. 

A)  Ministerverantwortlichkeit  überhaupt^). 

I.  Es  war  von  jeher  anerkannter  Grundsatz  in  den  deut- 
sehen Staaten,  dass  die  Minister  ^  so  wie  jeder  andere  Staats- 
beamte, dem  Landesherrn  fdr  ihre  Amtsverwaltung  verant- 
wortlich sind,  und  wegen  der  Verbrechen  und  Vergehen, 
welche  sie  bei  derselben  begehen,  der  Bestrafung  nach  den 
Strafgesetzen  des  Landes  unterliegen. 

n.  In  den  Verfassungsurkunden  der  Constitutionen -monar- 
ebischen  Staaten  wurde  aber  regelmässig  noch  ein  anderweiter 


««)  So  z.  B.  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  120.  „Die  Schulden- 
ahlnngskasse  wird,  nach  den  Normen  eines  zu  verabschiedenden  Statuts, 
TOD  st&ndischen  durch  die  Regierung  bestätigten  Beamten,  unter 
Lotung  und  Yerantwortlichkeit  der  Stände,  verwaltet"  —  üeber  die  Be- 
ufaichtigaiig  dar  Schuldentilgungskasse  durch  den  landständischen  Aub- 
schnss  und  das  Oberaufsichtsrecht  der  Staatsregierung,  siehe  eben  das. 
i  121—123.  188,  alinea2.  Dieselbe  Einrichtung  besteht  inK.  Sachsen, 
T.-ü.  1831,  §.  107.  ~  S.-Meiningen,  V.-U.  1829,  §.  47.  „Die  Em- 
kOnfte  des  Staatsvermögens  bilden  die  Landeskasse,  aus  welcher  aller 
dgentliehe  Staatsaufwand  bestritten  wird.  Diese  Kasse  wird  unter  der 
obersten  Leitung  des  Ministeriums  und  Mitwirkung  der  Stände  von 
einem  Kassier  verwaltet,  welchen  die  Stände  wählen  und  der  Herzog  be- 
stitigt«    Vergl.  ebendas.  §.  83. 

*)Buddeus,  die  Ministerverantwortlichkeit  in  constitutionellen  Mo- 
narchien. Leipzig  1833.  —  R.  v.  Mohl,  die  Verantwortlichkeit  der  Minister 
in  Einherrschaften  mit  Volksvertretung.  Tübingen  1837.  —  Bischof, 
Herrn.,  Ministerverantwortlichkeit  und  Staatsgerichtshöfe  in  Deutschland. 
Giessen  1859;  in  v.  Linde,  Archiv  für  das  öffentliche  Recht  des  deutschen 
Bandes,  Bd.  lU,  Heft  2.  —  Vergl.  hierüber  meine  Bemerkungen  in  den 
Heidelberger  Jahrbüchern  1859,  Nr.  4L  —  Siehe  auch  H.  A. 
Zachariae,  deutsches  Staatsrecht,  2.  Auflage,  Bd.  I,  §.  58.  59.  •—  Eine 
üebersicht  des  Inhaltes  der  in-  und  ausländischen  Gesetze  über  die 
Ifinisterverantwortlichkeit  enthält  der  von  Mittermaier  erstattete  Aus- 
schufisbericht  über  den  Gesetzentwurf,  die  Verantwortlichkeit  der  Reichs- 
Binister  betreffend.  Beil.  I  zum  Protokoll  der  62.  öffentlichen  Sitzung  der 
deotschen  constitnirenden  Nationalversammlung  zu  Frankfurt  a.  M.  vom 
1&  August  1848. 
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OrundBatz  aofgenommen ,  nämlich  der  eina:  Verantwoi 
lichkeit  der  obersten  Staatsbeamten  gegen  4H 
Landstände^. 

ni.  Durch  die  Aufnahme  dieses  Grundsatzes  wiid  d(B 
Landständen  ausser  dem  Rechte  der  Beschwerdefll 
rung  bei  dem  Landesherm  (§.  393)  noch  das  weitere  6«4 
beigelegt,  selbst  eine  förmliche  Anklage  gegen  ^ 
Minister  wegen  ihrer  Amtsführung  zu  erheben').  i 

IV.  Dieses  Recht  der  Minister- Anklage  äusseit 
Bedeutung  insbesondere  in  solchen  Fällen,  in  welchen  wei 
der  Souverain  eine  Veranlassung  zu  finden  gendgt  ist, 
Minister  zur  Verantwortung  zu  ziehen  und  auf  erhobene 
schwerden  der  Stände  eine  Untersuchung  anzuordnen,  n 
die  Landesgerichte  von  Amtswegen  einschreiten  dtirfen,  n 
ein  Privatankläger  auftreten  will  oder  kann. 


§.  403. 

B)  Geschichtliclie  Entwickelung  und  juriBtischer 
Charakter  der  Minister -Anklage. 

L  Das  Institut   der   Minister-Anklage    hat   sich  ' 
schichtlich  nach  dem  Vorgange  der  englischen  und  noi 


«)  Siehe  oben  §.  344,  Vm.  —  Schon  auf  dem  Wiener  Congress 
die  Au&ahme   eines   solchen  Grundsatzes  in   die  Bundesakte  beanfi 
Siehe  oben  §.  330,  lEL 

')  Das  Kecht  der  förmlichen  Anklage  der  Minister  erkeimea 
Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  VH,  §.  6.  —  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  63 
Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  124.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü. 
§.  109.  -  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  88.  -  K.  Sachsen,  i 
1831,  §.  141.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  61.  100.  —  S.-AIM 
bürg,  V.-U.  1831,  §.  37.  —  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.  108. 
Hannover,  Ges. v. 5. Sept.  1848,  §.102.  —  Preussen,  V.-U.  1^  §. 
S.-Weimar,  rev.  L.-G.-G.  1850,  §.  49  u.  f.  —  Oldenburg,  rev. 
1852,  art.  200  u.  f.  -  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  132.  Iföi 
Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  108.  -  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  « 
Schwarzburg-Rudolstadt,  V.-ü.  1854,  §.6.7.8  und 35.  -  LttJ 
bürg,  V.-U.  1856,  §.  77.82.  —  Schwarzburg-Sondershausen, 
1857,  §.  11.  12.  57.  -  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  40,  d: 
mit  §.  124. 
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imerikaniflchen  VerfaBsang  entwickelt,  welche  beide  Ver- 
toosgen  aber  selbst  wesentlich  in  der  Auffassung  seiner 
Gnindidee  von  einander  abweichen. 

II.  In  England  trägt  die  Minister-Anklage  durchaus  den 
Charakter  einer  Griminal-Anklage  wegen  eines  bestimmt 
vk  benennenden  Verbrechens  (meistens  Hochverrath,  treaaon)^ 
wobei  das  Unterhaus  als  Ankläger,  das  Oberhaus  als 
Richter  erscheint,  und  jede  Art  von  Strafe,  selbst  die 
Todesstrafe  aussprechen  kann. 

ni.  In  Nordamerika,  in  welchem  an  die  Stelle  der 
HiDisterverantwortlichkeit  im  Sinne  der  beschränkten  Monar- 
chie, die  Verantwortlichkeit  des  Präsidenten  und  Vicepräsi- 
denten  und  der  anderen  Giyilbeamten  der  Union  getreten  ist, 
findet  sich  zwar  auch  die  Grundidee,  dass  die  Anklage  sich 
auf  ein  hohes  Verbrechen,  wie  namentlich  Hochverrath  oder 
Bestechung,  gründen  müsse,  dass  das  Haus  der  Repräsen- 
tanten die  Anklage  erhebt  und  der  Senat  das  Urtheil 
fiUlt;  es  findet  sich  aber  hier  der  wesentliche  Unterschied  vom 
englischen  Rechte,  dass  der  Senat  keine  eigentliche  Griminal- 
strafe,  sondern  nur  allein  Entsetzung  vom  Amte  aus- 
sprechen kann,  so  dass  das  ganze  Verfahren  hier  nicht  den 
Charakter  eines  eigentlichen  Griminalverfahrens,  sondern  einer 
politischen  Massregel  trägt^). 

IV.  Für  die  Tüchtigkeit  einer  Gesetzgebung  über  die 
Minister -Anklage  ist  es  daher  wesentlich,  dass  der  Gesetz- 
geber sich  darüber  im  Klaren  befindet,  ob  ein  eigentliches 
Strafverfahren,  oder  nur  eine  politische  Einrich- 
tung erschafifen  werden  soll,  welche  zwischen  dem  blos 
moralischen  Gewichte  des  Tadels  und  der  Missbilligung 
des  Systemes   der   Regierung  durch   die   Stände   und   einer 


*)  Umonsveifassong  von  Nordamerika  1787,  Art  11,  Abschn.  4,  §.1. 
„Der  Präsident,  Vicepräsident  und  alle  Civilbeamten  der  yereinigten  Staaten 
sollen  ihrer  Stellen  entsetzt  werden  auf  Anklage  und  Ueberführung 
wegen  Hochverrath,  Bestechung  oder  anderer  hohen  Verbrechen 
and  Vergehen/^  —  üebrigens  ist  der  Begriff  des  Hochverrath  es 
nach  der  nordamerikanischen  Unionsverfassung  Art.  HI,  Abschn.  3, 
i  1  beschränkt  auf  den  Fall  der  Erregung  eines  Krieges  gegen  die 
vereinigten  Staaten  und  des  Anhanges  an  den  Feind,  d.  h.  indem 
diesem  Hülfe  und  Unterstützung  geleistet  wird. 
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eigentlich  etrafrechtlichen  Verartheilnng  die  Mitte 
hüt,  indem  von  der  Wahl  des  hiemach  voranzastellenden 
Princips  die  Entscheidung  Aber  die  Fragen  abhängt,  welche 
Handlungen  als  Gegenstand  der  Anklage  zn  bezeichnen  sind, 
wie  die  entscheidende  Behörde  einznrichten  ist,  nnd  welches 
der  Inhalt  eines  verdammenden  Urtbeils  sein  darf,  und  welche 
Rechtsfolgen  sich  daran  knüpfen  können.  Die  bisherigen  Ge- 
setzgebungen über  die  Verantwortlichkeit  der  Minister,  sowohl 
in  den  Vei-fassangsnrknnden,  als  in  den  einzelnen  besonderen 
Gesetzen,  beweisen  aber  zur  Genüge,  wie  wenig  man  sich 
entweder  des  principiellen  Gegensatzes  zwischen  einer  straf- 
rechtlichen nnd  einer  politischen  Anklage  bewnsst  geworden 
ist,  oder  wie  wenig  man  verstanden  hat,  das  eine  oder  das 
andere  Princip  conseqnent  durchzuführen^). 

.  V.  Insofeme  die  Absicht  einer  Verfassungsbestimmang  da- 
hin gerichtet  ist,  dem  Repräsentantenkörper  ein  Recht  der 
Anklage  auch  für  solche  Fälle  zu  geben,  welche  nicht  schon 
nach  den  allgemeinen  Strafgesetzen  des  betreflfenden  Staates 
als  gemeine  Verbrechen  und  Vergehen,  oder  als  Amtsver- 
brechen der  Staatsdiener  überhaupt  strafbar  sind,  so  muss  ein 
besonderesGesetz  jene  Handlungen,  welche  demnach  nur 
gegen  die  Minister  eine  Anklage  begründen  sollen,  so  wie 
die  zu  verhängende  Strafe  oder  Rechtsfolge  der  durchgesetzten 
Anklage,  die  entscheidende  Behörde  und  die  Art  des  Ver- 
fahrens besonders  bestimmen'). 

VI.  So  lange  dies  nicht  geschehen  ist,  hat  die  Aufstellung 
des  Grundsatzes  der  Verantwortlichkeit  der  Minister  gegen  die 
Landstände  in  einer  Verfassungsurkunde  keine  über  das  Be- 
reich der  gemeinen  Verbrechen  und  der  Amtsver- 
brechen der  Staatsdiener  überhaupt  hinausreichende  Bedeu- 


*)  Die  meisten  Versache  einer  nmfassenden  Gesetzgebung  über  die 
Ministerverantwortlichkeit  sind  gescheitert,  weü  sie  gewöhnlich  in  Zeiten 
grosser  politischer  Aufregung  unternommen  wurden,  wie  z.  B.  in  der  con- 
stituirenden  Nationalversammlung  in  Frankfurt  a.  M. 

')  Kichtig  erkennen  dies  die  meisten  deutschen  Yerfassungsurkunden 
an,  z.  ß.  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  67.  „Ein  besonderes  Gesetz  soll  die 
Fälle  der  Anklage,  die  Grade  der  Ahndung,  die  urtheilende  Behörde 
und  die  Procedur  bestimmen.'^  —  Ebenso:  Preussen,  Y.-U.  1850, 
§.  61  u.  A. 
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tong^);  d.  h.  es  ist  sodann  den  Ständen  nichts  weiter  beige- 
legty  als  das  Recht,  wegen  solcher  gemeinen  Verbrechen  oder 
AmtSYcrbrechen  der  Minister,  wie  ein  Privatankläger  vor 
den  Landesgerichten  aufzutreten. 

Vn.  Wo  aber  ein  Gesetz  besondere,  die  Stände  zur 
Anklage  der  Minister  berechtigende  Gründe  ausgezeichnet,  da 
steht  wegen  dieser  Gründe  das  Anklagerecht  auch  nur  den 
Ständen  allein  zu,  und  dürfen  daher  auch  die  Gerichte  in 
diesen  Fällen  nicht  von  Amtswegen  einschreiten^). 

VIII.  Den  Ständen  steht  zwar  jederzeit  frei,  ihre  Miss- 
biUigung  des  von  den  Ministem  befolgten  Systemes,  so  wie 
auch  einen  Tadel  einzelner  Massregeln  der  Regierung  auszu- 
sprechen ;  sie  sind  aber  durchaus  nicht  befugt,  dem  Ministerium 
oder  einem  Mitgliede  desselben  Verweise  zu  ertheilen,  da 
diese  nach  allgemeinen  Grundsätzen  schon  als  eine  Strafe 
zu  betrachten  sind.  Wo  die  Stände  also  einen  Verweis  ftlr 
begründet  und  dessen  Ertheilung  für  nothwendig  erachten, 
haben  sie  den  förmlichen  Weg  der  Anklage  zu  betreten. 

§.  404. 

C)  Die  Bestimmungen  der  deutschen  Verfassimgs- 

gesetze  über  die  Ministerverantwordichkeit^). 

a)  Anstellung  der  Anklage. 

I.  Wenn  sich  die  Stände  durch  ihre  Pflichten  aufgefordert 
finden,  gegen  einen  höheren  Staatsbeamten  förmliche  Anklage 


*)  So  gat ,  wie  für  jeden  anderen  Staatsbarger ,  müssen  auch  für  die 
Minister  die  Grundsätze  gelten:  „Nuüum  crimen  sine  lege^^  und  ,yNuUa 
poena  sine  lege.** 

*)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Braunschweig,  n.  L.-0. 1832,  §.112.— 
Waldeck,  Gesetz  vom  4.  Juni  1850,  art.  8. 

*)  Ausser  den  Bestinmiungen  in  den  Verfaesungsurkunden  (oben  §.402, 
Note  3)  gehören  hierher:  Baden,  Gesetz  vom 5. Oktober  1820.  —  Grossh. 
Hessen,  Gesetz  vom  5.  Juli  1821.  —  K.  Sachsen,  Gesetz  v.  3. Februar 
183a  —  S.-Coburg-Gotha,  Gesetz  v.  23.  December  1846  (in  Herms- 
dorf, Bd.  m).  ^  Bayern,  Gesetz  vom  4.  Juni  1848  und  Gesetz  vom 
30.  M&rz  1850.  —  Waldeck,  Gesetz  vom  4.  Juni  1850.  —  Oldenburg, 
Gesetz,  Anlage  lü  zur  Verfl-Ürk.  von  1852.   —  In  mehreren  Verfassungs- 
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zn  erheben,  so  mflssen  die  Anklagepunkte  speciell  bezeichnet 
werden  *). 

n.  Mitunter  ist  vorgesehrieben,  dass  die  förmliche  Anklage 
erst  dann  erhoben  werden  darf,  wenn  vorher  erfolglos  Be- 
schwerde bei  dem  Landesherm  geführt  worden  ist'),  oder 
es  ist  den  Ständen  ausdrücklich  ein  Wahlrecht  zwischen 
Beschwerdeftthrung  und  Anklage  eingeräumt^). 

ni.  Wo  zwei  Kammern  bestehen,  kann  die  Anklage  nur 
dann  erhoben  werden,  wenn  beide  Kammern  llbereinstimmend 
dieselbe  beschliessen  ^) ,  sofeme  nicht  die  Verfassung  aus- 
drücklich einer  Kammer  allein  schon  das  Recht  der  An- 
klage beilegt^). 

lY.  Zur  Verhütung  eines  übereilten  Beschlusses  der  Stände 
findet  sich  in  einer  Verfassung  die  Vorschrift,  dass  der  Be- 
schluss  einer  solchen  Anklage  zu  seiner  Gültigkeit  der  Wieder- 
holung in  einer  zweiten,  wenigstens  acht  Tage  nach  der 
ersten  Abstimmung  abgehaltenen  Sitzung  bedarf^.  Nach 
einer  anderen  Verfassung  darf  ein  strafrechtliches  Ver- 
fahren wegen  Verfassungsverletzungen  nur  auf  Grund 
eines  Landtagsbeschlusses  eingeleitet  werden,  welcher  durch 


nrknnden  ist  die  Erlassang  eines  besonderen  Gesetzes  über  die  Verant- 
wortlichkeit der  Minister  rerheissen,  jedoch  ein  solches  in  den  betreffenden 
Staaten  noch  nicht  zn  Stande  gekommen. 

«)  Ausdrücklich  so  bestimmt  in:  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  X,  §.  6.  — 
Baden,  Gesetz  vom  5.  Oktober  1820,  §.  6.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831, 
§.  141  a  Unea  2. 

»)  Dies  fordern:  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  169  und  Reuss 
j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  77.  —  Vorgängige  Anzeige  der  Beschwerdepunkte 
und  Erörterung  derselben  im  Verwaltungswege,  schreibt  vor:  S. -Alten- 
burg, V.-ü.  1831,  §.  37  a  Hnea  2. 

*)  Dies  thut  S.-Weimar,  rev.  L.-G.-G.  1850,  §.  49. 

»)  Ausdrücklich  erklären  dies:  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  X,  §.  6 
a  linea  2.  —  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  67  a  linea  2.  —  K  Sachsen,  V.-ü. 
1831,  §.  141  a  linea  3.  ~  Dasselbe  ergiebt  sich  für  das  Grosaherzogthum 
Hessen  aus  s.  Verf.-Ürk.  von  1820,  §.  97  und  dem  Gesetze  vom  4.  Juli 
1821,  art  4. 

•)  Dies  ist  nur  der  Fall  in  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  198  und 
Prenssen,  V.-ü.  1850,  §.  61. 

7)  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1862,  art.  200,  §.  2. 
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ese  Majorität  yon  zwei  Dritihefleii  der  Abstunmenden  gefasst 
worden  ist^). 

y.  Wo  die  Anklage  durch  eine  Deputation  der  Stände 
dem  Landesherm  zn  flberreichen  ist,  hat  dieser  die  Versetzung 
in  den  Anklagestand  möglichst  bald  zu  beschliessen,  sofeme 
er  es  nicht  für  nöthig  erachtet  ^  den  Ständen  fernere  £r- 
Unterungen  zufliessen  zu  lassen^). 

VI.  Nach  einigen  Gesetzen  ist  der  Souverain  yerpflichtet, 
anf  die  Mittheilung  der  ständischen  Anklage  sogleich  die  Sus- 
pension des  Angeschuldigten  yom  Amte  zu  yerfligen  *<^). 

§.  405. 
b)  Subjekte  der  Anklage. 

I.  Alle  Verfassungsgesetze  stimmen  darin  überein ,  dass 
den  Ständen  das  Recht  der  Anklage  gegen  die  Minister 
oder  anderen  höheren  Staatsbeamten  zusteht^  welche  mit 
der  selbstständigen  Leitung  eines  Verwaltungszweiges 
betraut,  oder  Mitglieder  der  obersten  Gentralleitung  des 
Staates  sind^). 


•)  8chwai:«burg-Rudol8tadt,  V.-ü.  1864,  §.  6.  7. 

*)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  X,  §.  6.  —  Grosah.  Hessen,  Geseti 
TOm  5.  Jnli  1821,  §.  4. 

«)  Z.  B.  Bayern,  Gesetz  vom  4.  Juni  1848,  art  10. 

0  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  X,  §.  6.  „Minister  und  Mitglieder 
der  obersten  Staatsbehörde."  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  199. 
Jfinister  und  Departements-Cbefs."  —  Grossb.  Hessen,  V.-ü. 
1820,  $.  109  a  linea  2.  „Minister  und  oberste  Staatsbehörden.*' 
Aehnlich  drückt  sich  aus:  Gesetz  Tom  5.  Juli  1821,  §.  1.  —  E.  Sachsen, 
V.-U.  1831,  §.  141.  „Vorstände  der  Ministerien."  —  Ebenso:  Kur- 
hessen,  V.-ü.  1831,  §.  100  mit  dem  Beisatze:  „oder  deren  Stellver- 
treter." —  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.  108.  „Mitglieder  der 
Staatsministeriums."  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1862,  art.  200.  —  Han- 
nover, Gesetz  vom  5.  September  1848,  §.  103.  „Minister  oder  Vor- 
stand eines  Ministeriums."  —  Preussen,  V.-ü.  1860,  §.  61.  „Die 
Minister."  —  Ebenso:  S.-Weimar,  rev.  L.-G.-G.  1860,  §.  48.  „Die 
Departements -Chefs  im  Staatsministerium,  als  solche,  und  als  Mit- 
glieder des  Gesammtministeriums."  —  Renss  j.  L.,  V.-ü.  1862,  §.  87 
(vdas  contrasignirende  Mitglied  des  Staatsministeriums").  —  Wald  eck, 
V.-ü.  1862,   §.  5  und  §.  66.     „Die  Mitglieder   der  Staatsregierung."  — 
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n.  Der  Idee  des  InstitnteB  der  Minister- Anklage  nach 
sollte  auch  das  ständische  Recht  der  Anklage  auf  diese 
Kategorie  von  Staatsbeamten  beschränkt  sein,  da  bei  all^Ei 
Amtsverbrechen  oder  anderen  Regelwidrigkeiten  und  Ver- 
fassungsverletzongen  durch  andere  Beamte  das  landständische 
Recht  der  Beschwerdeftthrnng  (§.  393)  als  vollständig 
ausreichend  betrachtet  werden  muss,  um  eine  Untersachong 
gegen  dieselben  zu  veranlassen  und  erst  die  Weigerung  der 
Staatsregierung y  eine  Untersuchung  eintreten  zu  lassen,  den 
Ständen  Grund  zu  einer  Anklage  und  zwar  sodann  gegen  daa 
Ministerium  selbst  geben  würde ^). 

III.  Ganz  hiermit  übereinstimmend  haben  auch  einige 
Verfassungsurkunden  ausdrücklich  erklärt,  dass  das  ständische 
Recht  der  Minister- Anklage  sich  auf  andere  Staatsdiener 
nicht  erstrecke^),  oderdoch  nur  ausnahmsweise  in  einem 
besonders  benannten  FaUe  stattfinde^);  oder  sie   geben  den 


Schwarzburg-Rudolstadt,  Y.-U.  1854,  §.6.  „Die  MitgUeder  der 
obersten  Regierungsbehörde/*  —  Luxemburg,  V.-ü.  1856.  „Les 
membres  du  gouvemement."  —  Schwarzburg  •  Sondershausen, 
V.-ü.  1857,  §.57.  „Die Mitglieder  des  Ministeriums."  —  Liechtenstein, 
V.-ü.  1862,  §.  40,  d.    „Die  verantwortlichen  Staatsbeamten." 

^)  Ganz  in  diesem  Sinne  erklärt  Baden,  Gesetz  vom  5.  Oktober 
1820,  §.  3  dass,  wenn  die  That  von  einem  Staatsdiener  herrührt,  der  nicht 
Mitglied  der  obersten  Staatsbehörde  ist,  die  Stände  nur  ein  Beschwerde- 
recht haben.  —  üebereinstimmt:  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  110,  fugt 
aber  noch  als  Voraussetzung  bei,  „dass  der  unmittelbar  Ver- 
letzte selbst  vergeblich  bei  dem  betreffenden  Departement  Klage  geführt, 
oder  sonst  die  gesetzlichen  Schritte  gethan  hat"  —  Beuss  j.  L.,  V.-U, 
1852,  §.  109.  „unerlaubte  Handlungen  oder  Versehen  und  Nachlässig- 
keiten der  unteren  Staatsdiener  können  der  Volksvertretung  zur  Ausübung 
dieses  Bechtes  (der  Anklage)  nur  dann  Veranlassung  geben,  wenn  desa^ 
halb  bei  der  zuständigen  höheren  Behörde  und  zuletzt  beim  Ministerium 
vergebens  Klage  geführt  worden,  und  dieses  eben  dadurch,  dass  solches 
vergeblich  gewesen,  sich  selbst  einer  Pflichtwidrigkeit  schuldig  ge- 
macht hat." 

»)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  199.  „Andere  Staatsdiener,  als 
Minister  und  Departements-Chefs,  können  vor  diesem  Gerichte  (dem  Staats- 
gerichtshofe) nicht  angeklagt  werden,  ausser  wegen  üebertretung  der  §b  53 
enthaltenen  Vorschrift."  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  110.  —  Beuss 
j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  109  (siehe  Note  2). 

*)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  199  (siehe  Note  3).  —  VergL  auch 
Braunschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.  108  a  linea  3  (siehe  Note  6). 
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Landständen  nur  das  Becht,  durch  Anträge  bei  dem  Ministe- 
rinm  die  Einleitung  einer  Untersuchung  durch  die  ordentlichen 
Gerichte  gegen  solche  andere  Staatsdiener  zu  veranlassen  ^)y 
oiet  sie  erklären  deren  Anklage  durch  die  Stände  nur  für 
sabsidiär  in  dem  Falle  als  zulässig,  wenn  eine  vorher  bei 
dem  Ministerium  angebrachte  Beschwerde  keinen  Erfolg  ge- 
habt hat<^). 

IV.  DarauS;  dass  eine  Verfassungsurkunde  von  Verant- 
wortlichkeit der  Minister  und  der  übrigen  Staatsbeamten 
ohne  gehörige  Unterscheidung  spricht '^),  ist  durchaus  nicht  zu 
folgern y  dass  das  ständische  Anklagerecht  auch  bei  den 
Letzteren  uneingeschränkt  Platz  greifen  könne:  vielmehr  be- 
gründet die  im  Allgemeinen  ausgesprochene  Verantwortlichkeit 
der  übrigen  Staatsdiener,  soferne  die  Verfassung  nicht  aus- 


«)  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  101.  „Auch  steht  den  Landständen 
und  deren  Ausschüsse  die  Befugniss  zu,  gegen  andere  Beamten,  welche  sich 
eine  der  im  §.  61  genannten  Yergehungen  zu  Schulden  kommen  liessen, 
die  gerichtliche  Untersuchung,  insofern  diese  nicht  schon  eingeleitet 
sein  sollte,  auf  geeignete  Weise  zu  yeranlassen."  —  Oldenburg,  rev. 
Y.-ü.  1852,  art  208.  „Der  Landtag  hat  die  Befugniss,  gegen  andere, 
zom  Staatsmimsterium  nicht  gehörende  Beamte,  wegen  Verletzung  der 
Verfassung,  und  bis  das  nach  art.  111  yerheissene  Gesetz  erlassen  ist, 
auch  w^en  eines  sonstigen  Amtsverbrechens  oder  Amtsvergehens  eine  ge- 
richtliche Untersuchung  durch  Antrag  bei  dem  Ministerium  zu 
feraalassen.  Dieses  hat  den  Antrag  sofort  dem  zuständigen  Gerichte  mit- 
zQthmlen,  und  davon,  dass  und  wie  es  geschehen  ist,  den  Landtag  in 
Kenntniss  zu  setzen."  —VergLauchB raunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.108 
1  linea  3  (siehe  Note  6). 

•)  S.-Meiningen,  V.-U.  1829,  §.88.  „Gegen Beamte,  welche  unter 
höherer  Leitung  stehen,  soU  jedoch  allemal  erst  Beschwerde  bei  dem 
Mmisterium  geführt,  und  nur,  wenn  dieser  nicht  abgeholfen  wird,  zur  An- 
Uage  geschritten  werden."  —  Eine  ähnliche  Bestimmung  enthält  Braun- 
schweig,  n.  L.-O.  1832,  §.  108  a  linea  3;  jedoch  hat  hiemach  die 
Sländeversammlung  in  solchem  Falle  ihren  Antrag  auf  Bestrafung  bei  dem 
ordentlichen  Landes gerichte  zu  machen;  auch  ist  dieser  Antrag 
nur  in  dem  Falle  zulässig,  wenn  solche  Beamte,  da,  „wo  sie  in  den 
Orensen  eigener  Verantwortlichkeit  handeln,  die  Verfas- 
sung verletzt  zu  haben  beschuldigt  werden." 

^}  Dies  thun  viele  deutsche  Verfassungsurkunden,  z.  B.  Wtlrtem- 
berg,  V.-ü.  1819,  §.  52.  53.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  109 
(fliel&e  Note  11).  —  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  88.  —  Beuss  j.  L., 
V.-ü.  1862,  §.  106  u.  f.  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  124. 

ZSpfl,  Suatsrecbt.  6.  Anfl.  H.  27 
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drttcklich  etwas  anderes  bestimmt,    nur  das  ständische  Be- 
sehwerderecht®). 

V.  Nnr  in  ein  er  Verfassung,  der  von  S.-Cobnrg-Gotha 
vom  Jahre  1852,  sind  die  übrigen  Staatsbeamten  den  Ministem 
bezüglich  des  landständischen  Anklagerechtes  völlig  gleichge- 
stellt^). Jedoch  ist  es  in  dieser  Verfassung,  als  eine  voll- 
kommen genügende  Entschuldigung  erklärt  worden,  wenn 
der  angeklagte  Staatsdiener  nachweist,  dass  er  in  Gemässbeit 
eines  in  gehöriger  Form  an  ihn  ergangenen  Befehls  der 
competenten  vorgesetzten  Staatsbehörde  gehandelt 
habe  "). 

VI.  Diese  Entschuldigung  wird  auch  in  anderen  Ver- 
fassungsnrkunden,  welche  nnr  ein  ständisches  Beschwerde- 
recht, aber  kein  ständisches  Elagerecht  gegen  die  unter- 
geordneten Beamten,  oder  doch  nur  ein  auf  gewisse  Fälle  be- 
schränktes, oder  nur  ein  subsidiäres  anerkennen,  ausdrücklich  ftir 
zulässig  erklärt  ^^),  und  muss  auch  als  selbstverständlich  und  somit 


»)  So  z.  B.  schränken  eben  die  in  Note  7  genannten  Verfassungen  das 
ständische  Anklagerecht,  angeachtet  des  darin  allgemein  ausgesprochenen 
Grundsatzes  der  Verantwortlichkeit  aller  Beamten,  auf  die  Minister  ein. 
(Siehe  oben  Note  1.  2.  3  und  6). 

»)  S.-Coburg-Gotha,  V.-U.  1852,  §.  132.  165.  „Jeder  Landtag 
ist  berechtigt,  Staatsbeamte  wegen  Verletzung  der  Ver&ssung  anzu- 
klagen." 

40)  Ebendaselbst  §.  166. 

")  Würtemberg,  V.-ü:  1819,  §.  35.  „Auf  gleiche  Weise  (wie  die 
Minister  nach  §.  52)  sind  auch  die  übrigen  Staatsdiener  und  Behörden  in 
ihrem  Geschäftskreise  verantwortlich;  sie  haben  bei  eigener  Verant- 
wortlichkeit nur  die  ihnen  von  den  geeigneten  Stellen  in  der  ord- 
nungsmassigen Form  zukommenden  Anweisungen  zu  beobachten.'-  — 
Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  109.  „Die  grossherzoglichen  Staatsh 
ndnister  und  sämmtliche  übrige  Staatsdiener  sind,  insoferne 
sie  nicht  in  Folge  von  Befehlen  ihrer  vorgesetzten  Behör- 
den handeln,  jeder  innerhalb  seines  Wirkungskreises  für  die  genaue 
Beobachtung  derVerÜEtssong  verantwortlich.'^  —  S.-Meiningen»  V.-ü. 
1829,  §.  104.  „Die  Verantwortlichkeit  für  jede  gesetzwidrige  Verfügung 
haftet  zunächst  auf  denjenigen,  von  welchem  sie  ausgegangen  ist;  Befehle 
einer  höheren  Behörde  decken  solche  nur,  wenn  sie  in  gehöriger  Form 
von  den  competenten  Obern  ausgegangen  sind.'*  —  Braunschweig,  n. 
L.-0.  1832,  §.  108  (siehe  Note  6). 
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ak  gemeinrechtlich  gtiltig  betrachtet  werden,  da  ausserdem 
eine  Ordnung  des  Dienstes  eine  Unmöglichkeit  sein  würde  ^^). 
Vn.  Einige  Verfassungsgesetze  dehnen  das  Anklage- 
recht  der  Stände  auch  auf  die  Mitschuldigen  der  Mit- 
glieder des  Staatsministeriums  oder  der  Departements -Chefs 
ans*'). 

VIII.  Das  ständische  Anklagerecht  kann  nicht  blos  gegen 
Minister ,  die  noch  im  Dienste  sind,  sondern  auch  gegen 
diejenigen  ausgeübt  werden,  welche  vor  der  wirklich  er- 
hobenen Anklage  ihr  Amt  niedergelegt  haben,  oder  von 
demselben  entfernt  worden  sind^^). 

IX.  Mitunter  beschränkt  sich  ein  Verfassungsgesetz  darauf, 
eme  allgemeine  Straffälligkeit  der  Beamten,  so  wie 
aUer  anderen  Unterthanen,  wegen  Verletzung  der  Verfas- 
sung aaszosprechen  ^^). 

§.  406. 

cj  Sicherstellung  der  Haftung  der  Minister  wegen  der 

Verfassungsmässigkeit    landesherrUcher    Verfugungen : 

die  Contrasignatur. 

I.  Es  wird  in  der  repräsentativen  Monarchie  als  unver- 
brüchlicher Grundsatz  betrachtet,  dass  der  Monarch,  welchem, 
dem  BegriflFe  der  Souverainetät  zufolge,  die  Unverantwort- 


M)  Alle  Staaten,  welche  in  dieser  Beziehung  weitergehende  Grund- 
sitze in  ihre  Verfassungen  aufiiahmen,  wie  z.  B.  die  kurhessische 
Terfftssung  Ton  1831,  haben  hierdurch  nur  unheilvolle  Verwickelungen 
kerrorgemfen. 

ö)  S.-Weimar,  rev.L.-G-G.  1850,  §.  49.  —  Oldenhurg,  rev.  V.-ü. 
1^2,  art  202. 

M)  Ausdrücklich  sagen  dies:  Grossh.  Hessen,  Gesetz  vom  5.  Juli 
1821,  art  3.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  151.  —  Waldeck,  Gesetz 
vom  4.  Juni  1850,  art  10.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U. 
1857,  §.  57.  —  Nur  mit  einer  Beschränkung  lässt  dies  zu  das  badi- 
sche Gesetz  vom  5.  Oktober  1820,  §.  5  (siehe  unten  §.  411,  Note  3).  — 
In  Fällen,  wo  das  Erkenntniss  nicht  ein  Mehreres,  als  die  Ent- 
fernung vom  Amte  aussprechen  könnte,  werden  sich  freilich  die  Stände 
nicht  weiter  zur  Erhebung  der  Anklage  gegen  einen  abgetretenen  Minister 
Tenmlasst  finden. 

«)  Dies  thut  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  266  a  linea  3. 

27* 
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lichkeit  zukommt,  niemals  ein  Unrecht  oder  die  Ver- 
letzung der  Rechte  der  Stände  oder  einzelner  Staatsange- 
hörigen will,  and  dass  daher  eine  landesherrliche  VeriUgang, 
welche  den  Ständen  oder  Einzelnen  Grand  za  einer  Beschwerde 
oder  Klage  wegen  Verletzang  ihrer  Rechte  giebt,  nie  in  einem 
Verschalden  des  Fürsten,  sondern  nar  in  einem  Verschalden 
der  höchsten  Staatsbeamten  ihren  Ursprang  haben 
kann  0- 

U.  Alle  deatschen  Verfassangsarkanden  stimmen  daher 
darin  überein,  dass  die  Minister  oder  Ministerialvorstände 
(Departements -Chefs)  die  Verantwortlichkeit  wegen  der 
Verfassangsmässigkeit  der  von  dem  Soaverain  selbst 
ausgehenden  Verfügungen  den  Landständen  gegenüber 
zu  tragen  haben  ^),  and  dass  sich  dalier  kein  Minister  je- 
mals zur  Entschaldigang  aaf  Befehle  des  Souverains  berafen 
kann  ^). 

m.  In  vielen  deatschen  Verfassangsgesetzen  ist  aus- 
drücklich vorgeschrieben,  dass  die  von  dem  Landesherm  aus- 
gehenden Erlasse  in  Regierangsangelegenheiten 
mindestens  von  einem  Mitgliede  des  Ministeriums  und  zwar 
insbesondere  von  dem  betreffenden  Departements -Chef  gegen- 


*)  Siehe  hierüber  besonders  meine  Bemerkungen  in  den  Heidel- 
berger Jahrbüchern  1859,  Nr.  41,  S.  644  flg.  —  Sehr  schön  spricht  sich 
hierüber  der  Eingang  des  grossh.  hessischen  Gesetzes  Yom  5.  Jali 
1821,  über  die  VerantwortUchkeit  der  Minister,  aus:  „Da  Befehle,  welche 
zu  gesetzwidrigen  Handlangen  oder  zur  Yerletzong  Unserer  den  Ständen 
gegebenen  Zusagen  führen  könnten,  nie  von  Unserem  V^illen  aus- 
gehen, sondern  nur  in  einem  MissTerständnisse  gegründet  sein  können, 
dessen  Aufklärung  Wir  als  eine  Pflicht  Unserer  obersten  Staatsdiener 
und  Staatsbehörden  betrachten,  so  haben  Wir  ...  für  gut  befunden,  zu 
verordnen  ..."  —  S.-Meiningen,  V.-U.  1829,  §.  102.  „Der  Landes- 
herr selbst  ist  über  jede  persönliche  Verantwortlichkeit  erhaben.  Alle 
Begierungshandlungen  müssen  jedoch  unter  persönlicher  Verantwortlich- 
keit eines  Staatsbeamten  geschehen."  —  Aehnlich:  S.-Altenburg,  V.-U. 
1831,  §.  36. 

*)  Vergl.  die  oben  §.  402,  Note  3  angeführten  Gesetze. 

')  Ausdrücklich  sagt  dies:  Grossh.  Hessen,  Gesetz  vom  5.  Juli  1821, 
art  1.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-U.  1852,  §.  168.  —  Reuss  j.  L., 
V.-U.  1852,  §.  107  a  linea  3  u.  Gesetz  v.  20.  Juni  1856,  §.  107  a  linea  4.— 
Luxemburg,  V.-U.  1856,  art  8L 
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geseiclmet  (contrasignirt)  werden  müssen,  welcher  eben  hier- 
dDreh  bearknndet,  dass  er  die  persönliche  Verant- 
wortlichkeit für  die  Verfassungsmässigkeit  einer  solchen 
Verfögung  übernimmt^). 

IV.  Wo  eine  ausdrückliche  Vorschrift  wegen  der  ministeri- 
eDen  Contrasignatur  nicht  in  der  Verfassungsurkunde  enthalten 
ist,  da  ist  dieselbe  nichtsdestoweniger  allenthalben,  nach  Auf- 
nahme des  Principes  der  Ministerverantwortlichkeit,  zum  Schutze 
der  ünTerantworÜichkeit  der  Krone  als  selbstverständlich  und 
unentbehrlich  in  der  Praxis  eingeführt  worden^). 

V.  Die  Gegenzeichnung  (Conti'asignatur)  der  landesherr- 
lichen Erlasse  in  Kegierungsangelegenheiten  durch  einen 
Minister  oder  Departements-Chef  hat  zunächst  den  Zweck, 
jedenfalls  mindestens  ein  Subjekt  der  Verantwortlichkeit  den 
Ständen  gegenüber  festzustellen;  es  ist  aber  dadurch  keines- 
weges  die  Verantwortlichkeit  der  übrigen  Minister  oder  De- 
partements-Chefs, welche  etwa  zu  dem  beschwerenden  landes- 
herrlichen Erlasse  erweislich  mitgewirkt  haben,  den 
Ständen  gegenüber  ausgeschlossen®).    Die  Verantwortlichkeit 

*)  Ausdrücklich  schreiben  die  Gontrasignatur  der  landesherrlichen  Er- 
laase in  Regierungsangelegenheiten  vor:  Würtemberg,  V.-ü.  1819, 
f  51.  —  Baden,  Gesetz  yom  5.  Oktober  1820,  §.  4.  —  S.-Meiningen, 
V..Ü.  1829,  §.  103.  -  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  43  und  §.  110  a 
hnea  2.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  108  (fordert  bei  Angelegenheiten, 
welche  mehrere  oder  sämmtliche  Departements  betreffen,  die  Gontrasig- 
natur eines  jeden  der  betreffenden  Vorstände).  —  S. -Altenburg,  V.-ü. 
1831,  §.  36.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  155.  156.  —  Bayern, 
Gesetz  vom  4.  Juni  1848,  §.  4  und  6.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  44.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  12,  §.  3.  —  S.-Goburg-Gotha, 
V.-ü.  1852,  §.  167.  168.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  107  und  Gesetz 
TOm20.  Juni  1856,  §.  107.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  5.  —  Schwarz- 
burg-Kudolstadt,  V.-ü.  1854,  §.  5.  —  Hannover,  Verordnung  vom 
1.  August  1855,  §.  1  (bei  Zachariae,  Verl-Gesetze,  erste  Fortsetzung, 
1858,  S.  30).  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.  11.  — 
Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  29. 

»)  Auch  die  constitutionellen  G harten  von  Frankreich  von  1814, 
art.  13  und  1830,  art.  12  hatten  sich,  wie  mehrere  der  älteren  deutschen 
Verfiissungsurkunden,  darauf  beschrankt,  die  Verantwortlichkeit  der  Minister 
auszusprechen,  ohne  die  Nothwendigkeit  der  Gontrasignatur  besonders  zu 
erwähnen. 

«)  Siehe  hierüber  meine  Bemerkungen  in  den  Heidelberger 
Jahrbachem  1859,  Nr.  41,  S.  647.—  Sehr  gut  sagt  Schwarzburg- Son- 
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der  Minister  fllr  ihre  eigene  Thätigkeit  ist  nämKch  ein 
allgemeiner  und  wesentlicher  Grundsatz  in  jeder  constitntio- 
nellen  Monarchie  (§.  407),  und  somit  ist  die  Contrasignatar 
nur  eine  Form,  wodurch  die  Beweisführung  der  eigenen 
Mitwirkung  bezüglich  des  contrasignirenden  Ministers  über- 
flüssig gemacht  wird. 

VI.  Hat  ein  Mitglied  des  Ministeriums  bei  der  Berathung 
einer  beschwerenden  landesherrlichen  Verfllgung  zwar  eine 
gegentheilige  Meinung  geäussert,  jedoch  den  gefassten  Be- 
schluss  unterzeichnet  oder  gegengezeichnet,  so  ist  er  f)lr  den- 
selben allerdings  verantwortlich '').  Nur  dann  kann  diese  Ver- 
antwortlichkeit ein  Mitglied  des  Ministeriums  nicht  treffen, 
wenn  es  entweder  ausdrücklich  bei  der  Beschlussfassung  förm- 
liche Verwahrung  (Separatvotum)  zu  Protokoll  niedergelegt 
und  die  Mitunterzeichnung  des  Beschlusses  verweigert  hat^), 
oder  sofort  mit  der  Weigerung  seiner  Zustimmung  seine  Ent- 
lassung erbeten  hat,  welche  auch  keinem  Mitgliede  des  Mini- 
steriums in  solchem  Falle  verweigert  werden  darf®). 

VII.  Eben  daher  steht  es  auch  den  Mitgliedern  des  Ministe- 
riums jederzeit  frei,  wenn  ein  von  dem  Souverain  ohne  Contra- 
signatur eines  Ministers  ausgegangener  Erlass  von  den  Ständen 
als  ein  solcher  angesprochen  wird,  welcher  verfassungsmässig 
nicht  ohne  Gegenzeichnung  eines  Ministers  hätte  ergehen  sollen, 
nachträglich  den  Ständen  zu  erklären,  dass  sie  ihnen 
gegenüber  die  Verantwortlichkeit  wegen  des  beregten  Erlasses 


dershausen,  V.-ü.  1857,  §.  12.  „Die  Verantwortlichkeit  für  die  Ver- 
fügungen des  Fürsten  betrifft  zunächst  diejenigen  Mitglieder,  welche 
dieselben  mitunterzeichnet  haben/' 

')  Baden,  Gesetz  vom  5.  Oktober  1820,  §.  4.  ■—  Braunschweig, 
n.  L.-O.  1832,  §.  156  a  linea  2.  —  Waldeck,  Gesetz  vom  4.  Juni  1850, 
art.  3.  „Für  die  Verfassungsmässigkeit  der  amtlichen  Handlungen  der 
Staatsregierung  haften  diejenigen  Mitglieder  derselben,  welche  dazn  mit- 
gewirkt, bezüglich  den  schriftlich  gefassten  Beschluss  unterzeichnet 
oder  gegengezeichnet  haben."  —  Ebenso:  S.-Coburg-Gotha,  V.-U. 
1852,  §.  168. 

*)  Bayern,  Gesetz  vom  4.  Juni  1848,  art.  7.  —  Waldeck,  Gesetz 
vom  4.  Juni  1850,  art  4. 

•)  Bayern,  Gesetz  vom  4.  Juni  1848,  art  3.  —  Waldeck,  Gesetz 
vom  4.  Juni  1850,  art  6  a  linea  2. 
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fibemehmen,  wie  dies  aaeh  schon  mehrfach  in  der  Praxis  vor- 
gekommen ist^^). 

VIU.  Dasselbe  gilt  hinsichtlich  solcher  Eegiemngsakte, 
bei  welchen,  weil  sie  nicht  in  einem  schriftlichen  Erlasse 
bestehen,  überhaupt  eine  Gontrasignatur  nicht  möglich  ist, 
wie  z.  B.  bei  einer  Thronrede,  welche  der  Souverain  bei  Er- 
5ffnnng  des  Landtages  zu  halten  pflegt,  wenn  sie  etwa  zu 
Bedamationen  der  Stände  Anlass  geben  sollte. 

IX.  Der  Natur  der  Sache  nach  bedürfen  der  Gegenzeich- 
nnng  dnrch  einen  Minister  nnr  jene  landesherrlichen  Erlasse, 
in  welchen  irgend  etwas  in  Begiernngssachen  verfügt 
wird,  weil  nnr  nnter  dieser  Voraussetzung  möglicherweise  die 
Verfassung  verletzt  oder  Sechte  der  Stände  oder  Einzelner 
gekränkt  werden  können.  Ganz  in  diesem  Sinne  sprechen  die 
Verfassnagsgesetze  durchgehends  nur  von  landesherrlichen 
Verordnungen  und  Verfügungen  in  Staatsangelegen- 
heiten oder  V09  Kegierungsanordnungen^O- 

X.  Obschon  durch  Publication  der  mit  den  Landständen 
vereinbarten  Gesetze  keine  Rechte  der  Stände  verletzt  wer- 
den können,  so  w#den  doch  auch  die  Verkündigungen  der- 
selben mit  ministerieller  Gontrasignatur  vorgenommen,  da  es 
immerhin  möglich  bleibt,  dass  ein  solches  Gesetz  nach  an- 
derer Seite  hin  als  eine  Rechtsverletzung,  wie  z.  B.  als  eine 
Kränkung  erworbener,  durch  die  Verfassung  oder  Staatsver- 
träge besonders  garantirter  Rechte  empfunden  würde  ^'^). 

XI.  Fürstliche  Erlasse,  welche  an  sich  keine  Verfassungs- 
oder Rechtswidrigkeit  enthalten  können,  bedürfen  folgerichtig 
auch  keiner  Contrasignatur.     Es  findet  sich  übrigens  dieser 


*^)  Vergl.  die  Verhandlungen  in  der  zweiten  badischen  Eanuner  am 
18.  Februar  1842,  das  grossherzogl.  Manifest  Yom  5.  August  1841  betr. 

«•)  Siehe  oben  Note  4.  —  Nur  allein  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  44 
gebraucht  das  seiner  grammatischen  Bedeutung  nach  weitergehende  Wort 
„Regierungsakte/'  ->  Nach  dem  badischen  Gesetz  vom  5.  Oktober 
1820  ist  die  ministerielle  Contrasignatur  nur  nöthig  bei  „Verfügungen 
und  Beschlüssen,  die  sich  auf  die  Verfassung  und  verfassungs- 
mässige  Hechte  beziehen." 

<*)  Beispiele  bieten  die  mehrfachen  Bedamationen  der  Standesherren 
und  anderer  ehemaliger  Beichsunmittelbaren  bei  der  Bundesversammlung 
gegßn  die  neueren  Landesgesetze. 
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Satz  nur  in  einer  einzigen  Verfasanng  in  Bezug  auf  einen  be- 
sonders genannten  Fall  positiv  ausgesprochen^^). 

XII.  Ein  Beamter,  welcher  eine  nicht  vorschriftsmässig 
contrasignirte  Verfügung  vollzieht,  macht  sich  dadurch  per- 
sönlich verantwortlich,  insoferne  nämlich  eine  solche  Ver- 
fügung irgend  eine  Verfassungs-  oder  Rechtsverletzung  ent- 
halten sollte. 

XTTT.  Die  Gontrasignatur  bezweckt  aber  ausser  der  Fest- 
stellung eines  Subjektes  der  ministeriellen  Verantwortlichkeit 
noch  weiter  die  Feststellung  der  allgemeinen  Glaub- 
würdigkeit oder  Authenticität  und  somit  die  Verhütung 
des  Missbrauches  der  landesfürstlichen  Namensunterschrift  ^^). 
In  mehreren  Verfassungsurkunden  ist  daher  die  ministerielle 
Gontrasignatur  ausdrücklich  als  die  Vorbedingung  derGültig- 
keit*^)  oder  Vollziehbarkeit*«)  der  landesfürstlichen 
Verfügungen  erklärt:  in  anderen  werden  die  nicht  oontra- 
signirten  landesfürstlichen  Erlasse  den  erschlichenen 
landesherrlichen  Rescripten  gleichgestellt "),  oder  es  wird  deren 
Vollziehung  sogar  ohne  Unterschied  der  Fälle  als  Amtsmiss- 
brauch bezeichnet*»).  • 


«)  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art  12,  §.  5.  „Der  GrosshenBOg 
ernennt  und  entlässt  die  Mitglieder  des  Staatsministeriums  lediglich  nach 
eigener  Entschliessung ,  wobei  es  der  ebengedachten  -Gegenzeichnang 
nicht  bedarf." 

w)  Ausdrücklich  sagen  dies:  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  108.  — 
Schwarzburg-Rudolstadt,  V.-ü.  1854,  §.  5.  —  Reuss  j.  L.,  Gesetz 
vom  20.  Juni  1856,  §.  107  a  linea  2. 

«)  So  z.  B.  S.-Weimar,  re?.  L.-G.-G.  1860,  §.  47.  —  Preussen, 
V.-ü.  1850,  §.  44.  -  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,.  art  12,  §.  3.  — 
Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  5.  —  Schwarzburg-Sondershausen, 
V.-ü.  1857,  §.  11. 

«)  Z.  B.  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  108.  —  Braunschweig,  n. 
L.-0.  1832,  §.  155.  —  Reuss  j.  L.,  Gesetz  vom  20.  Juni  1856,  §.  107 
a  linea  2. 

«7)  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  2. 

")  Bayern,  Gesetz  vom  4.  Juni  1848,  art  5.  „Derjenige  Staatsbe- 
amte, welcher  den  Vollzug  einer  ohne  ministerielle  Gegenzeichnung  er- 
gangenen Verordnung  des  Königs  auf  sich  nimmt,  macht  sich  des  Miss- 
brauches der  Amtsgewalt  schuldig." 
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§.  407. 
d)  Gegenstände  der  Älinisteranklage. 

I.  Es  ist  in  den  deutschen  Verfassungsgesetzen  allgemein 
anerkannt,  dass  Minister  und  andere  in  ähnlicher  Stellung  be- 
findliche höhere  Staatsbeamte  gegenüber  von  den  Ständen 
doreh  ihre  Mitwirkung  zu  einem  landesherrlichen  Erlasse, 
beziehungsweise  durch  die  Contrasignatur  desselben ,  eine 
Töllig  gleiche  Verantwortlichkeit  wie  durch  die 
Erlassung  einer  von  ihnen,  selbst  ausgehenden  Ver- 
fögang  übernehmen^). 

n.  Während  die  älteren  deutschen  Verfassungsurkunden 
sich  meistens  darauf  beschränken,  die  Verfassungsver- 
letzungen  als  Gegenstand  der  Ministeranklage  aufzuführen, 
so  tritt  in  den  neueren  Gesetzen  mitunter  das  Bestreben  hervor, 
die  Gegenstände  der  Anklage  zu  vervielfältigen  und  einzeln 
aufzuzählen  2). 


«)  Vergl.  Bayern,  Gesetz  vom  4.  Juni  1848,  art  6  nnd  die  im  §.  406, 
Note  4  angel  Yerl-Ürkunden. 

*)  Am  Weitesten  ging  darin  der  Entwurf  eines  Gesetzes  über  Yerant- 
▼ortüehke^  der  Beichsminister,  Beil.  I  zum  Frotok.  der  62.  öffentlichen 
Sitzimg  der  (Frankfarter)  constit.  Nationalyersammlung  vom  18.  Angnst 
1848,  S.  19,  §.4  und  5.  Danach  sollte  die  Anklage  eines  Ministers  er- 
hohen werden  können  wegen  jeder  Han.dlnng  oder  Unterlassung, 
welche  die  Sicherheit  oder  Wohlfahrt  des  deutschen  Bundess^tes 
beeinträchtigt:  insbesondere  1)  wegen  Hoch-  und  Landesverrathes; 
2)  wegen  Ertheilung  von  Instructionen  und  Befehlen,  deren  Nach- 
theil für  die  Wohlfahrt  oder  Sicherheit  Deutschlands  der  Minister 
kannte,  oder  bei  gehöriger  Aufmerksamkeit  kennen  konnte;  3)  wegen 
des  Vollzuges  von  Befehlen  des  Beichsverwesers,  welche  ge- 
setzwidrig oder  den  Interessen  Deutschlands  nachtheilig  sind; 
4)  wegen  Unterlassung  der  Yerkündung  oder  Vollziehung  eines  der 
Centialgewalt  zur  Vollziehung  zugewiesenen  Beschlusses  der  Na- 
tionalyersammlung; 5)  wegen  Vereitelung  des  Beschlusses  der 
Nationalyersammlung  durch  die  Art  der  Vollziehung;  6)  wegen  yorsätz- 
1  ich  er  Verletzung  der  yerfassungsm&ssigen  Rechte  eines  deutschen 
Bürgers;  7)  wegen  jedes  auf  Aufhebung  oder  Beschränkung  der 
Rechte  derNationalyersammlung  gerichteten  Unternehmens ;  8)  we- 
gen Annahme  oder  Bereiterklärung  zur  Annahme  yon  Geschenken  oder 
andererVort heile  f&r  die  Vornahme  oder  Unterlassung  einer  Amtshand- 
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m.  Soferne  die  VerfafisnDgBnrkunde  eines  Landes  nicht 
ausdrücklich  etwas  anderes  bestimmt ,  sind  überhaupt  als 
Gegenstand  der  ständischen  Anklage  nnr  solche  von  den 
Ministem  nnd  Departements -Chefs  ausgegangene  oder  von 
denselben  contrasignirte  landesherrliche  Verftlgungen  zu  be- 
trachten, durch  welche  die  Verfassung  verletzt  wird  3). 

IV.  Ob  die  Verfassung  im  Ganzen  oder  in  einzelnen  Be- 
stimmungen verletzt  wird,  macht  dabei  keinen  Unterschied^); 
ebenso  ist  es  an   sich   gleichgültig,    ob   die  Verfassungsver- 


lung;  9)  wegen  Benutzung  der  Amtsgewalt,  oder  Drohung  mit  der- 
selben, um  sich  Vortheile  zu  verschaflFen,  oder  wegen  unbefugter 
Beis  chaffung  von  Geldern  oder  Geldeswerth  zu  öffentlichen  Zwecken; 
10)  wegen  unrechtlicher  Verwendung  amtlich  zu  seiner  Verfügung 
gestellter  Gelder,  oder  wegen  anderer  Arten  der  Veruntreuung  in  Beziehung 
auf  öffentliche  Gelder. 

3)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  X,  §.  6  „wegen  vors&tzlicher  Ver- 
letzung der  Staatsverfassung."  (Siehe  aber  unten  Note  7).  — 
Baden,  V.-U.  1818,  §.  67  „wegen  Verletzung  der  Verfassung  oder 
anerkannt  verfassungsmässiger  Rechte."  —  Wttrtemberg, 
V.-U.  1819,  §.  159.  „Unternehmungen,  welche  auf  den  Umsturz  der 
Verfassung  gerichtet  sind  und  tkber  Verletzung  einzelner  Punkte 
der  Verfassung."  —  Ebenso  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  142.  — 
Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  100  „wegen  Verletzung  der  Verfassung."  — 
S.-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  37  „wegen  verfassungswidrig  ertheilter 
Befehle."  —  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.  110  wegen  „Verletzung 
der  auf  den  vorliegenden  Fall  unzweifelhaft  anzuwendenden  Bestim- 
mungen des  Landesgrundgesetzes."  —  S. -Coburg-Gotha,  V.-U.  1852, 
§.  132  und  §.  166  wegen  „Verfassungsv  er  letzung."  —  Reuss  j.  L., 
V.-U.  1852,  §.  110  wegen  „ab-sichtlicher  Verletzung  der  Ver&a- 
sung."  —  Waldeck,  V.-U.  1852,  §.  66  wegen  „Verfasaungsver- 
letzung."  —  Hannover,  Verordnung  vom  1.  August  1855,  §.  1  wegen 
„absichtlicher  Verletzung  des  Verfassungsgesetzes."—  „Ver- 
letzung der  Verfassung"  führen  neben  Anderem  namentlich  auf: 
S.-Meiningen,  V.-U.  1829,  §.  88  (siehe  noch  unten  Note  8  und  10).  — 
Bchwarzburg-Rudolstadt,  V.-U.  1854,  §.  6.  —  Schwarzburg- 
Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.  57.  —  Preussen,  V.-U.  1850,  §.61.— 
S.-Weimar,  rev.  L.-G.-G.  1850,  §.  49.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852, 
art  200,  §.  1.  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  40,  d. 

*)  Ausdr&cklich  sagen  dies:  Baden,  Gesetz  vom  5.  Oktober  1820, 
§.  1.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  159  (siehe  Note  3).  —  K  Sach- 
sen, V.-ü.  1831,  §.  142.  —  S.-Weimar,  rev.  L.-G.-G.  1850,  §.  49  „wiU- 
kührliche  Eingriffe  in  die  Veifiassung  oder  in  die  gesetzliche  Freiheit,  in 
die  Ehre  und  in  dtus  Eigenthum  der  Staatsbürger." 
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letznDgen  darch  Handlungen  oder  Unterlassungen  be- 
gangen werden^). 

V.  Dagegen  können  aber,  in  Qemässheit  der  allgemeinen 
strafrechtlichen  Grundsätze,  nur  allein  vorsätzliche  Ver- 
letzungen der  Verfassung  oder  verfassungsmässiger 
Rechte,  d.  h.  mit  dem  Bewusstsein  ihrer  Verfassungswidrigkeit 
erlassene  Verfligungen,  Gegenstand  der  ständischen  Anklage 
sein^),  ausser  insofeme  die  Verfassung  oder  ein  besonderes 
Gesetz  ausdrücklich  die  ständische  Anklage  auch  wegen  an- 
derer Arten  des  Verschuldens  zulässf^). 

VI.  Theils  den  Kreis  der  Handlungen,  welche  der  stän- 
dischen Anklage  unterliegen,  erweiternd,  theils  die  anklag- 
baren Handlungen  einzeln  aufzählend,  nennen  einige  Ver- 
fassungsurkunden als  Gegenstand  der  Anklage,  ausser  den 
Verfassungs -Verletzungen  femer  noch  entweder  im 
Allgemeinen  gesetzwidrige  Handlungen^),  oder  im  Ein- 


^)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Bayern,  Gesetz  vom  4.  Juni  1848,  art  9.  — 
Schwarzburg-Rudolstadt,  V.-ü.  1854,  §.  6.  —  Oldenburg,  rev. 
V.-U.  1852,  art  200,  §.  1,  a  (fügt  noch  bei  „oder  durch  blosse  Zulas- 
sung**)- —  Wal  deck,  Gesetz  Tom  4.  Juni  1850,  art.  5. 

^)  Ausdrücklich  bezeichnen  nur  vorsätzliche  Yerfassungsverletzungen 
als  Gegenstande  der  Anklage:  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  X,  §.  6  (vergl. 
aber  Not»  7).  —  Hannover,  Gesetz  vom  5.  September  1848,  §.  102.  — 
Renss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  110.  —  Hannover,  Verordnung  vom  1.  Au- 
gust 1855,  S-  1-  (Siehe  diese  SteUen  sämmtlich  in  Note  3).  ->  Dieselbe 
Idee  liegt  auch  zu  Grunde  in:  S.-Weimar,  rev.  L.-G.-G.  1850,  §.  49. 

0  Baden,  Gresetz  vom  5.  Oktober  1820,  §.  9.  „Die  Grade  der  Ahn- 
dung richten  sich  nach  der  Grösse  der  bösen  Absicht  oder  Schuld, 
nach  der  Grösse  und  dem  umfange  des  zugefügten  Schadens  und  den 
gesetzlichen  Regeln  der  Zurechnung."  —  üebereinstimmt:  S. -Coburg- 
Gotha,  V.-ü.  1862,  §.  164.  —  Auch  Bayern,  Gesetz  vom  4.  Juni  1848, 
art.  9  ordnet  Bestrafung  an:  „mit  Rücksicht  auf  den  Grad  des 
Verschuldens  und  den  Erfolg  der  Pflichtverletzung."  —  Oldenburg, 
rev.  V.-ü.  1852,  art.  200,  §.1  „vors&tzlich  oder  in  grober  Fahrlässig- 
keit,** soferne  eine  Verfassungsverletzung  in  Frage  ist;  bei  „sonstigen 
Amts  verbrechen"  wird  aber  ebendaselbst  art.  205,  §.  1  der  Staatsge- 
richtshof nur  für  competent  erklärt,  wenn  sie  vorsätzlich  begangen 
sind.  —  Waldeck,  Gesetz  vom  4.  Juni  1850,  art.  2  „bösliche  Ab- 
sicht oder  hohe  Fahrlässigkeit." 

«)  Grossh.  Hessen,  Gesetz  vom  5.  Juli  1821,  art  1.  —  S.-Mei- 
ningen,  V.-ü.  1829,  §.  103  und  104.  —  S.-Weimar,  rev.  L.-G.-G.  1850, 
§.  49  „gesetzwidrige  Eingriffe  in  die  Rechtspflege,  absieht- 
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zelnen:  Nichterfttllang  der  Zusagen  des  Sonyerains^, 
Missbrauch  der  Amtsgewalt,  Untreue  und  Erpres- 
sung^®), Verletzung  der  Amtspflicht  überhaupt"),  Be- 
stechung*^) und  Verrath**)  und  Anordnung  einer  gesetz- 
widrigen Verhaftung*^). 

VII.  Wegen  blosser  Unzweckmässigkeit  der  Regie- 
rungsmassregeln, oder  aus  dem  Orunde,  weil  dieselben  sich 
als  nachtheilig  und  schädlich  erwiesen  haben,  findet 
nach  den  sämmtlichen  deutschen  Verfassungsurkunden  keine 
Anklage  der  Minister  statt,  sondern  es  kann  desshalb  von 
den  Ständen  nur  Beschwerde  geführt  werden*^).  Dieser 
Grundsatz  ist  von  grösster  Bedeutung  in  jenen  Staaten,  in 
welchen,   wie  in  den  meisten  deutschen  Ländern  (§.  409), 


liehe  Verzögerung  in  derVerwaltung." — Schwarzburg-Rndol- 
Stadt,  V.-ü.  1854,  §.6  „widerrechtliche  Handlangen  und  Unter- 
lassungen, wegen  deren  sie  mit  privatrechtlichen  Klagen  in  Anspruch 
genommen  werden  können,  und  gemeine  und  besondere  Amtsyer- 
brechen."  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.40,  d:  „Gesetaver- 
letzungen." 

^)  Grossh.  Hessen,  Gesetz  vom  5.  Juli  1821,  §.  1. 

")  S.-Meiningen,  V.-U.  1829,  §.  88.  —  S.-Weimar,  rev.  L.-G.-G. 
1850,  §.  49  „ünterschleife  bei  öffentlichen  Kassen."  —  Oldenburg,  rer. 
y.-ü.  1852,  art.  200,  §.1,  b.  „Amtsuntreue,  Verletzung  der  Amtspflichten 
in  der  Absicht  der  Erlangung  eigenen  Yortheils,  oder  in  der  Absicht  der 
Benachtheiligung  des  Staates  oder  einzelner  Staatsbürger." 

*0  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1857,  §.6.—  S.-Wei- 
mar, rev.  L.-G.-G.  1850,  §.  49  bezeichnet  als  Gegenstand  der  ständischen 
Anklage  nur  „solche  Verletzungen  der  Amtspflichten  eines  Departe- 
ments-Chefs, welche  ausschliesslich  der  gerichtlichen  Bestrafung  vorbe- 
halten sind."  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art  200,  §.  1,  a.  „Miss- 
brauch ihres  Amtes  zu  einem  gemeinen  Verbrechen."  -—  Schwarz- 
burg-Rudolstadt,  V.-U.  1854,  §.  6  (siehe  Note  8). 

«)  Preussen,  V.-U.  1850,  §.61.  —  S.-Weimar,  rev.  L.-G.-G.  1850, 
§.  49.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art.  200,  §.  1,  b. 

*»)  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  61.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852, 
art  200,  §.  1,  b. 

**)  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art  200,  §.l,b.  —  Vergl.  S.-Wei- 
mar, rev.  L.-G.-G.  1850,  §.  49  (siehe  oben  Note  4). 

«)  S.-Weimar,  rev.  L.-G.-G.  1850,  §.  49.  „Wenn  nur  die  Un- 
zweckmässigkeit des  Verfahrens  behauptet  wird,  ist  nur  Be- 
schwerdeftthrung  zulässig."  —  Uebereinstimmt:  Reuss  j.  L.,  V.-U. 
1852,  §.  110. 
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die  Ministeranklage  nicht  rein  als  ein  politisches  Institnt, 
d.  h.  nicht  lediglich  zum  Behafe  der  Entfernung  eines 
Hinisters  vom  Amte,  sondern  auch  zu  dem  Zwecke  eiugerichtet 
worden  ist,  um  eine  Bestrafung  des  angeklagten  Ministers 
herbeizufiihren. 

§.  408. 

e)  Staatsgerichtshöf.    Verfahren  über  die  ständische 

Anklage. 

L  Die  Verhandlung  und  Entscheidung  über  eine  von  den 
Ständen  erhobene  Ministeranklage  ist  nach  den  Verfassungs- 
gesetzen  aller  deutschen  Staaten  einer  gerichtlichen  In- 
stanz zugewiesen,  welche  man  in  der  gedachten  Beziehung 
ab  Staatsgerichtshof  zu  bezeichnen  pflegt. 

U.  Die  Funktionen  des  Staatsgerichtshofes  sind  in  mehreren 
Staaten  deren  oberstem  Gerichtshofe  (Ober-Appellations- 
gerichte; übertragen^),  mitunter  aber  einige  besondere  Vor- 
schriften hinsichtlich  des  Verfahrens  bezüglich  der  Minister- 
anklagen aufgestellt  worden^).    In  Bayern  wird  nach  dem 


*)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  X,  §.  6  (siehe  aber  Note  3).  —  Baden, 
Gesetz  vom  5  October  1820,  §.  7.  —  Grossh.  Hessen-,  Gesetz  v.  5.  Juli 
1821,  art  3  und  4.  —  S.-Meiningen,  V.-U.  1829,  §.  88  a  linea  2.  — 
Kurhessen,  Y.-U.  1831,  §.  100.  —  Hannover,  Gesetz  v.  5. September 
1848,  §.  103.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  61.  —  S.-Coburg-Gotha, 
V.-U.  1852,  §.  171.  (Ebendas.  §.  170  wird  aber  ein  Gesetz  über  Bildung 
eines  besonderen  Staatsgericbtshofes  in  Aussicht  gestellt).  —  Reuss  j.  L., 
V.-ü.  1852,  §.  113.  —  Hannover,  Verordnung  vom  1.  August  1855,  §.  1. 

*)  Z.  B.  dass  das  0.-A.-Gericht  die  Sache  nur  in  einer  Plenar Ver- 
sammlung untersuchen  und  entscheiden  kann:  Baden,  Gesetz  vom 
5.  Oktober  1820,  §.  7.  -  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  100.  —  Han- 
nover, Verordnung  vom  1.  August  1855,  §.  1;  ebenso:  Preussen,  V.-ü. 
1860,  §.  61  (mit  dem  Beifügen:  „So  lange  noch  zwei  oberste  Gerichtshöfe 
bestehen,  treten  dieselben  zu  obigem  Zwecke  zusammen."  —  Grossh.  Hes- 
sen, Gesetz  vom  5.  Juli  1821,  art  4.  „Der  angeklagte  Minister  oder 
oberste  Staatsbeamte  kann  verlangen,  dass  das  Gericht  wenigstens  mit 
einem  Präsidenten  und  sieben  Käthen  besetzt seL"  —  S.-Coburg-Gotha, 
V.-ü.  1852,  §.  171  legt  dem  0.-A.-Gerichte  zu  Jena  für  diesen  Fall  auch 
aUe  Rechte  und  Pflichten  eines  Untersuchungsrichters  bei  accusatorischem 
Process  bei.  —  Aehnlich  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  100.  —  Beuss 
j.  lu,  V.-ü.  1852,  §.  113  gestattet  „dem  Angeklagten,  wie  der  Volksver- 
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Gesetze  vom  30.  März  1850  der  Staatsgerichtshof  bei  dem 
obersten  Gerichtshofe  aas  dem  Präsidenten,  sechs  Käthen, 
einem  Gerichtsschreiber  und  zwölf  Geschworenen  gebildet^). 

III.  In  anderen  Staaten  wird  der  Staatsgerichtshof  für  die 
Verhandlung  und  Entscheidung  der  ständischen  Anklagen 
nach  verschiedenartigen  Regeln  von  dem  Souverain  und 
den  Ständen  gemeinschaftlich  besetzt^). 

IV.  Nach  einigen  Verfassungsnrkunden  wird  der  Staats- 
gerichtshof nur  in  den  vorkommenden  einzelnen  Fällen  ge- 
bildet^); nach  anderen  Verfassungen  dagegen   wird   derselbe 


tretung,  auch  auf  Versendung  der  Akten  an  ein  anderes  deutsches 
Spruchkollegium  behufs  der  Entscheidung  über  die  Anklage  an  der 
Stelle  des  0.-A.-Gerichtes  anzutragen.''  —  Schwarzburg-Rudolstadt, 
y.-U.  1854,  §.  8  verweiset  die  Anklage  an  das  fürstliche  Appellations- 
gericht, welches  dar&ber  in  ejnem  GoUegium  von  drei  Bichtem  ent- 
scheidet   Vergl.  §.  409,  Note  21. 

5)  Bayern,  Gesetz  vom  30.  März  1850,  art  1. 
4)Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  196.    „Der  Staatsgerichtshof  besteht 

aus  einem  Präsidenten,  welcher  von  dem  Könige  aus  den  ersten  Vor- 
ständen der  höheren  Gerichte  ernannt  wird,  und  ans  zwölf  Richtern,  wo- 
von der  König  die  Hälfte  aus  den  Mitgliedern  jener  Gerichte  ernennt, 
die  Ständeversammlung  aber  die  andere  Hälfte  ....  ausser- 
halb ihrer  Mitte  ernennt."  —  Aehnlich:  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  142 
u.  f.  —  Desgleichen  S.-Weimar,  revid.  L.-G.-G.  1850,  §.  51.  52.  — 
Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  109.  (Der  zu  bildende  Gerichtshof 
soll  ans  sieben  Mitgliedern  der  höheren  Justizkollegien  bestehen.  Drei 
Mitglieder  werden  durch  das  Loos  aus  den  Mitgliedern  des  0.-A.-Gerichtes, 
die  übrigen  vier  ans  den  Mitgliedern  des  Landgerichtes  und  zwar  zwei  von 
der  Landesregierung,  zwei  von  der  Ständeversammlung  erwählt.  Das  Prä- 
sidium übernimmt  das  älteste  der  Mitglieder  aus  dem  O.-A.-Gerichte).  — 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  AnL  HI,  §.  1.  „Der  Staatsgerichtshof  be- 
steht aus  einem  Präsidenten  und  sechs  Richtern."  (§.3).  „Ein  Mit- 
glied desselben  wird  durch  das  Loos  aus  den  Mitgliedern  des  höchsten 
Landesgerichtes  berufen."  (§.  4).  „Von  den  übrigen  sechs  Mitgliedern 
werden  aus  den  richterlichen  Beamten  im  Grossherzogthume  von  der 
Staatsregierung  drei  und  von  dem  Landtage  eben£edls  drei  erwählt."  (§.  8). 
„Sämmtliche  Mitglieder  wählen  unter  sich  den  Präsidenten."  —  Nach 
Waldeck,  Gesetz  vom  4.  Juni  1850,  art.  9  sollte  die  Anklage  bei  dem 
Reichsgerichte  und  bis  zu  dessen  Begründang  bei  dem  provisorischen 
Schiedsgerichte  eriioben  werden.  Anf  ein  künftiges  Gesetz  verweist 
Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  66. 

6)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  198.  —  Braunschweig,  n.  L.-0 
l,  §.  109.  —  Bayern,  Gesetz  vom  4.  Juni  1848,  art.  10. 


§.  409.  Inhalt  d.  Uitheils.  Rechtsmiltel.  Zulftssigkeit  anderer  Klagen.  431 

je  von  einem  ordentlichen  Landtage  bis  znm  anderen 
ernannt  und  eingerichtet  ^). 

V.  Das  Verfahren  vor  dem  Staatsgerichtshofe  richtet 
sich  meistenth&ils  nach  den  Grandsätzen  des  Anklagepro- 
eesses^). 

VI.  Mitunter  ist  das  Verfahren  öffentlich®). 

VII.  Es  findet  sich  anch  mehrfach  die  Vorschrift,  dass 
die  Verhandlungen  und  Urdieile  des  Staatsgerichtshofes  durch 
den  Druck  bekannt  gemacht  werden  sollen*). 

§.  409. 

f)  Inhalt  des  Urtheils.     Rechtsmittel.     Zulässigkeit 

fernerer  Criminal-  und  Civilklagen. 

I.  Das  Erkenntniss  des  Staatsgerichtshofes  muss  vor 
Allem  aussprechen,  ob  der  angeklagte  Minister  sich  einer  Ve r- 
fassungsyerletzung .  oder  anderen  die  ständische  An- 
klage begründenden  Handlung  schuldig  gemacht  hat  oder 
nicht  ^).  Mitunter  ist  die  Gompetenz  des  Staatsgerichtshofes 
ausdrücklich  für  beschränkt  auf  die  Beantwortung  dieser 
Frage  erklärt^). 


•)  K  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  143.  —  S.-Weimar,  rev.  L.-G.-G. 
1«50,  §.  52.  —  Oldenburg,  V.-ü.  1852,  Anlage  IH,  §.  2.     • 

^  VergL  die  in  Note  2,  3  und  4  angef.  Gesetze.  —  Auf  die  Regeln 
des  ünterBuchnngsprocrases  verweist  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832, 
§.   110. 

•)  Dies  ist  der  Fall  z.  B.  in  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  199.  — 
Ba'yern,  Gesetz  vom  4.  Juni  1848,  art.  U.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü. 
1892,  Anl.  m,  §.  17.  —  Ausdrücklich  schliesst  die  Oeffentlichkeit  ans: 
Schwarzbnrg  -  Budolstadt,  V.-ü.  1854,  §.  8. 

»)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  $.  199.  —  Baden,  Gesetz  v.  5.  Oct 
1820,  §.8alinea2.  —  Braurischweig,  n.  L.-0. 1832,  §.  110  alinea4.— 
Hannover,  Gesetz  vom  5.  September  1848,  §.  103  a  linea  6.  —  S.-Co- 
burg- Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  171. 

«)  Z.  B.  S.-C ob urg- Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  172.  „Das  Erkenntniss 
hat  zunächst  auszusprechen,  ob  der  Angeklagte  gegen  die  Verfassung 
gehandelt  hat,  dann  über  Strafe  und  Kosten  zu  entscheiden." 

^)  Dies  ist  der  Fall  in  Braunschweig,  n.L.-0. 1832,  §.110.  „Dieses 
Erkenntniss  beschrlknkt  sich  auf  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  der  An- 
geklagte sich  der  Verletzung  einer  anf  den  vorliegenden  Fall  unzweifel- 
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n.  Eine  Entbindung  von  der  Instanz  in  Fällen,  in 
welchen  der  Sinn  der  angeblich  ttbertretenen  Yerfassangsbe- 
Stimmung  unzweifelhaft  ist,  wird  durch  den  Geist  des 
Institutes  der  Ministeranklage  und  überdies  mitunter  schon 
durch  die  Einrichtung  des  Staatsgerichtshofes'),  oder  durdi 
positive  gesetzliche  Vorschrift  ausgeschlossen^). 

in.  Findet  der  Staatsgerichtshof,  dass  der  Sinn  der  an- 
geblich übertretenen  Yerfassungsbestimmung  zweifelhaft 
ist,  so  musB  er  den  Angeschuldigten  für  nicht  schuldig  er- 
kennen. Mitunter  ist  aber  rorgeschrieben ,  dass  in  einem  sol- 
chen Falle,  insofeme  der  Staatsgerichtshof  die  ständische 
Ansicht  von  dem  Sinne  der  zweifelhaften  Yerfassungs- 
bestimmung t heilt,  das  Urtheil  zwar  aussprechen  soll,  dass 
eine  Yerfassungsverletzung  vorliege,  nichtsdesto- 
weniger aber  doch  der  Angeklagte  fttr  frei  von  Strafe  und 
Kosten  erklärt  werden  muss^). 

IV.  Erkennt  der  Staatsgerichtshof  den  Angeklagten  fOr 
schuldig,  so  hat  derselbe  nach  den  meisten  deutschen  Ver- 
fassungsgesetzen auch  die  Bestrafung  .des  Schuldigen  aus- 
zusprechen^).    Uebrigens  sind   darin  die  Bestimmungen   d^ 


haft  anwendbaren  Bestimmung  dieses  Landesgnmdgesetzes  schuldig  ge- 
macht habe  oder  nicht?  und  überl&sst  die  Beurtheilung  des  in  der  Ver- 
letzung des  Grundgesetzes  etwa  liegenden  gemeinen  Vergehens,  so  wie 
die  in  derselben  liegenden  Entschädigungsansprüche  den  ordent- 
lichen Gerichten."  —  Hannover,  Gesetz  vom  5.  September  1848, 
§.  103.  „Die  Entscheidung  des  Gerichtes  kann  nur  dahin  gehen,  dass  der 
Angeschuldigte  der  absichtlichen  Verletzung  des  LandesveiÜEUSSungsgesetzea 
.  .  .  schuldig  sei  oder  nicht/^: 

>)  So  z.  B.  in  Bayern  in  Folge  der  Mitwirkung  yon  Geschwonien, 
nach  Gesetz  vom  30.  März  1850.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  An- 
lage m,  §.  19.  „Der  Staatsgerichtshof  ist  an  positive  Beweis  regeln 
nicht  gebunden,  und  entscheidet  nach  seiner  gewissenhaften  Ueber- 
zeugung." 

«)  Oldenburg,  rey.  V.-U.  1852,  art  207,  §.  1.  „Das  Erkenntniss 
lautet  auf  Verurtheilung  oder  Freisprechung:  eine  Entlassung 
von  der  Instanz  ist  nicht  zulässig." 

6)  Ausdracklich  so  bestimmt  in  S.-Coburg-Gotha,  V.-U.  1852, 
§.  173.  —  Dasselbe  liegt  in  derVer&ssung  von  Braun  schweig,  n.  L.-0. 
1832,  §.  110  (siehe  Note  2). 

^)  Baden,  Ges.  v.  5.  October  1820,  §.  9  spricht  von  „Graden  der  Ahn- 
dung*' (siehe  §.407,  Note 7);  „die  Ahndungen  selbst  bestehen"  etc.  -^ 


IdüKcLUftheils.  RfiAf  ittd  ZoliaaiMt  anderar  flagen.  488 

Gesetze  »dir  venehieden,  welche  Strafen  der  Staats- 
ftngziisprechen  hat  Anfgeftlhrt  werden  Verweise^, 
iBsion^),  Entfernang  vom  Amte  mit  oder  ohne 
lioo*),  mit  oder  ohne  Vorbehalt  der  Wiederan- 
he^^)j  Dienstentsetzang  oder  Cassation  ^i), 
itrafen^^  and  angemessene  Freiheitsstrafen*'), 
ehUnn  die  gesetzliche  Strafe  flberhanpt ^^). 

l-Cobnrg-6otha,  Y.-ü.  1852,  $.  164.  —  Die  flbrigen  Yetft»- 
dieser  EMXegone  gebrauchen  sogar  stets  die  Bezeicluiang 
a,  Bestrafung.'' 
Ffirtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  203.  —  Baden,  Ges.  t.  6. Oktober 

—  S.-Coburg. Gotha,  V.-U.  1852,  §.  164. 
Tfirtemberg,  V.-ü.  1819,  J.  203.  —  Baden,  Ges.  ▼.  5. Oktober 

—  S.-Coburg. Gotha,  V.-U.  1852,  §.  164. 
rftrtemberg,  V.-U.  1819,  f.  203.  ~  Baden,  Ges.  ▼.  5. Oktober 

—  Bajern,  Gesetz  vom  4.  Juni  1848,  art  9.  —  S.-Weimar, 
r.-G.  1850,  §.  58  (siehe  Note  14).    —  Wal  deck,  GeseU  vom 

0,  art.  11.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  205,  §.  1.  — 

irg. Gotha,  V.-ü.  1852,  §•  164.  —  Kurhessen,  V.-ü.    1831, 

>ie  gegründet  befondene  Anklage  ziehet,  wenn  nicht  schon  das 

die  Amtsentsetzung  der  Angeklagten  ausspricht,  jedenüslls 

tfernung  vom  Amte  nach  sich.'*  ^  Aehnlich:  Weimar, 

.-G.  1850,  §.  58  a  linea  3  (siehe  unten  Note  16). 

len,  Gesetz  vom  5.  Oktober  1820,   §.  9.   —    S.-Coburg- 
^,  V.-ü.   1852,  §.  164.   -    Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,   §.  116.  — 
^▼er,  Gesetz  vom  5.  September  1848,  §.  103  a  linea  4.    („Der  An- 
e>  .  .  .  kann  auch  in  einem  anderen  Amte  nicht  wieder  ange- 
le** 

Len,  Gesetz  vom  5.  Oktober  1820,  §.  9.  —  Bayern,  Gesetz 
^Juni  1848,  art.  9.  —  S.-Weimar,  rev.  L.-G..G.  1850,  §.  58.  — 
^ck,  Gesetz  vom  4.  Juni  1850,  art  11.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü. 
205,  §.  1.  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  164.  - 
len,  V.-ü.  1831,  §.100  (siehe  oben  Note  9). 
Würtemberg,  V.-ü.  1819,  |.  203. 
Waldeck,  Gesetz  ?om  4.  Juni  1850,  art  11. 
S.-Weimar,  rer.  L.-G.-G.  1850,  f.  58.  „Die  Entscheidung 
bene  Anklagen  ist  in  Gem&ssheit  der  bestehenden  Ge- 
geben. Dieselbe  ist,  wenn  gesetzlicher  Grund  zur  Diensteni- 
M^  oder  Dienstentlassung  vorliegt,  auf  diese  mitzuerstrecken."  -^ 
im  j.  L.,  V.-ü.  1852,  f.  114  (siehe  Note  20).  —  Oldenburg,  rev. 
VBÖ2,  art  205,  f.  1.  „Der  Staatsgerichtshof  erkennt:  1)  als  Strafe 
Verletzung  der  Verfassung  Dienstentsetzung,  oder  Dienstent- 
4g;  2)  wegen  eines  vors&tzlich  begangenen  sonstigen  Amtsver- 
kena  oder  Vergehens,  die  gesetzliche  Strafe;  und  wenn  ein 
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V.  Nor  allem  die  VerfaBsnBgsarkimde  des  Eömgr^ebB 
Sachsen  yom  Jahre  1831,  die  neue  Landesordnang  des 
Herzogthumes  Braanschweig  yom  Jahre  1832  und  das 
hannoversche  Yerfassongsgesetz  vom  5.  September  1848 
zeichnen  sich  dadurch  vor  allen  anderen  deutschen  VerfassuDgen 
yortiiieilhaft  aus,  dass  sie,  geradeso  wie  die  Verfassung  der 
nordamerikanischen  Union  (§.  4Ö3),  die  Ministeranklage 
rein  und  scharf  nur  als  politisches  Institut  auffassen ^^). 
Demnach  legt  die  k.  sächsische  Yerfassungsurkunde  dem 
Staatsgerichtshofe  nur  die  Befugniss  bei,  eine  Missbilligung 
des  Verfahrens  des  angeklagten  Ministers  oder  dessen  Ent- 
fernung vom  Amte  auszusprechen.  Noch  angemessener 
erklären  die  neue  braunschweigis  che  Landesordnung  und 
das  hannoversche  Gesetz  vom  5.  September  1848  die 
Dienstentlassung  als  die  einzige  und  zwar  unmittel- 
bare, selbstverständliche  Folge  eines  verurtheilenden  Erkennt- 
nisses des  Staatsgerichtshofes  ^®). 

VI.  Die  meisten  Verfassungsgesetze  gestatten  dem  Ver- 
urtheilten  ein  oder  das  andere  Bechtsmittel  gegen  das  Er- 
kenntniss  des  Staatsgerichtshofes  ^^).    Als  zulässig  erklärt  sind 


mit  dem  Haapt;gegenstande  der  Anklage  zusammentrefiFendes  gemeines  Ver- 
brechen oder  Vergehen  in  der  Anklage  befasst  ist,  auch  dessen  gesetz- 
liche Strafe.'' 

«8)  K  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  148.  —  Braanschweig,  n.  L.-0. 
1832,  §.  110  (siehe  Note  2).  —  Hannover,  Gesetz  yom  5.  September 
1848,  §.  103. 

*^)  Unpassend  ist  in  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  148  die  Bezeichnung 
der  Befugniss  des  Staatsgerichtshofes  als  Strafbefugniss,  da  es  sich 
nach  der  Bedeutong,  welche  diese  Verfiftssnngs- Urkunde  der  stfindischen 
Anklage  beigelegt  hat,  offenbar  nicht  um  eine  Strafe  handelt  Sehr  gat 
haben  daher  die  angeführten  Gesetze  von  Braanschweig  und  Han- 
nover durchaus  vermieden,  von  Strafe  zu  sprechen.  —  Vergleiche  die 
Bestimmang  in  S.-Weimar,  rev.  L.-G.-G.  1850,  §.  58  a  linea  3.  „Wird 
ein  Departements -Chef  durch  den  Staatsgerichtshof  zu  einer  Strafe  ver- 
urtheilt,  ohne  dass  zugleich  Dienstentsetzung  oder  Dienstentlassung  zu 
erkennen  ist,  so  hat  derselbe  von  seinem  Amte  als  Departements -Chef  ab- 
zutreten.*' 

^7)  Hannover,  Gesetz  vom  5.  September  184B,  §.  103  a  linea  5  be- 
sagt: „Gegen  die  Entscheidung  des  Gerichtes  in  solchen  Fällen  finden 
keine  Bechtsmittel  statt.**  —  Keine  Bechtsmittel  kennt:  Bayern, 
Gesetz  vom  4.  Juni  1848. 
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citweder  nar  allein  das  Bechtsmittel  der  Wiederein- 
setzang  in  den  vorigen  Stand ^^);  oder  neben  dieser 
oder  allein  die  Revision i^),  oder  das  Bechtsmittel  der 
weiteren  Vertheidignng^^X  ^^^  ^  ^^^  gegen  die  Ent- 
adieidiiiig  sowohl  für  den  Angeschnldigten  als  ftlr  den  An- 
kttger  die  im  Anklageprocesse  überhaupt  gestatteten 
Rechtsmittel  zulässig *^^). 

YU.  Insgemein  ist  in  den  deutschen  Yerfassongsgesetzen 
augesprochen,  dass  die  VemrtheilnDg  durch  ein  Erkenntniss 
des  Staatsgerichts^fes  keineswegs  die  Einleitung  einer 
weit^en  Untersucflmg  und  Bestrafung  durch  die  ordent- 
lichen Gterichte  von  Amtswegen  wegen  eines  mit  derVer- 
bssnngsverletzung  concurrirenden  anderen  gemeinen  Amt»- 
Terhrechens  oder  Vergehens  ausschliesst  ^^). 


«*)  Dies  ist  der  Fall  in  Baden,  Gesetz  vom  5.  Oktober  1820,  §.  8  a 
linea  3;  und  in  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  110  alinea3.  —  Eur- 
hessen,  Y.-U.  1831,  §.  100.  „Nach  gef&lltem  Strafurtheil  findet,  unter 
den  gesetzlichen  Erfordernissen,  die  Wiederaufnahme  der  Unter- 
inchnng,  so  wie  das  Bechtsmittel  der  Bestitution  statt** 

«)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  204.  —  Grossh.  Hessen,  Gesetz 
n>m  5.  Juli  1821,  art.  6  und  7.  —  K  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  149.  — 
Nar  allein  das  Rechtsmittel  der  Revision  gestattet:  S.-Goburg* 
Gotha,  y.-U.  1852,  §.  171.  —  Zum  Behufe  der  Verhandlung  und  Ent- 
scheidung über  das  Rechtsmittel  der  Revision  werden  nach  den  ange^ 
fiibrten  Gesetzen  einige  angemessene  Veränderungen,  theils  in  der  Person 
des  Piisidenten,  theils  der  Referenten  und  der  anderen  Mitglieder  des 
StaatBgerichtshofes  vorgenommen. 

••)  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  88  a  linea  8.  „Dem  Verurtheilten 
steht  eine  nochmalige  Verthddigang  frei,  woraof  ausw&rtiges  UrtheU 
emzuholen  ist"  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1862,  Anl.  m,  §.20.  ,3echt8- 
mittel  der  weiteren  Vertheidigung  vor  dem  Staatsgerichtshofe.''  —  Reuss 
j,  L^  V.-ü.  1852,  §.  114.  „.  .  .  auf  dagegen  eingelegtes  Rechtsmittel 
dasselbe  Verfahren  zu  beobachten,  wie  in  anderen  Sachen,  welche  duith 
Compromiss  an  das  0.-A.-Gericht  gelangen;  §.  41  der  0.-A.-G.-Ordnung." 

«)  Dies  sagt  Schwarzburg-Rudolstadt,  V.-ü.  1854,  §.  8.  Die 
Appeliation  geht  hier  an  das  Plenum  des  AppeUationsgerichtes.  Siehe 
oben  §.  408,  Note  2  a.  £. 

«)  Ansdrficklich  erklaren  dies:  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  $.  208 
a  finea  2.  ^  Baden,  Gesetz  vom  5.  Oktober  1820,  §.9.  —  K  Sachsen, 
V.-Ü.  1831,  §.  148.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1882,  §.  110.  — 
Bayern,  Gesetz  vom  4.  Juni  1848,  art  13.  ^  S.-Coburg-Gotha, 
V.-ü.   1852,  §.  175.  —   Hannover,  Gesetz  vom  5.  September  1848» 
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YIII.  Mitunter  ist  aber  dem  Staatsgerichtshofe  das 
Recht  beigelegt,  eine  weitere  Untersuchung  and  Bestrafong 
durch  die  ordentlichen  Gerichte  ausdrticklich  in  seinem 
Erkenntnisse  auszuschliessen  ^). 

IX.  Nur  eine  einzige  Verfassung  (Oldenburg)  überträgt 
dem  Staatsgerichtshofe  zugleich  die  Fällung  des  Straf- 
erkenntnisses ttber  die  mit  dem  Hauptgegenstande  d^ 
Anklage  concurrir enden  gemeinen  Verbrechen  und  Ver- 
gehen 2*). 

X.  Insgemein  bleibt  auch  die  Benr^ilung  der  aus  der 
Verletzung  des  Grundgesetzes  etwa  abzimtenden  Entschä- 
digungsansprüche, wie  z.  B.  der  Ansprüche  der  Staats- 
kasse auf  den- Ersatz  von  Staatsgeldem ,  den  ordentlichen 
Gerichten  überlassen  2*). 

XI.  Nur  wenige  Verfassungsurkunden  erstrecken  die  Com- 
petenz  des  Staatsgerichtshofes  auch  auf  den  Civilpunkt,  und 
auch  dies  nur  in  dem  Falle,  wenn  das  Interesse  der  Staats- 
kassen in  Frage  kommt  ^^). 

§.  410. 

g)  Beschränkung  des  Begnadigungsrechtes  des  Souve- 

rains  bezüglich  der  vom  Staatsgerichtshofe  verurtheilten 

Staatsbeamten. 

I.  In  mehreren  deutschen  Verfassungsgesetzen  findet  man 
besondere  Bestimmungen  zu  dem  Zwecke,  dass  nicht  die  ver- 
fassungsmässige Verantwortlichkeit  der  Minister  und  anderen 

§.  103  a  linea  7.  «.Hinsichtlich  der  gemeinrechtlichen  Folgen  behält 
es  bei  der  ordentlichen  Rechts-  und  Gerichtsrerfiikssang  sein  Be- 
wenden." * 

M)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  203  a  linea  2.  —  K.  Sachsen, 
V.-ü.  1831,  §.  148  a  linea  2. 

M)  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  205,  §.  1.  (Siehe  oben 
Note  14). 

^)  fiaden,  Gesetz  yom  5.  Oktober  1820,  §.  9.  —  Braunschweig, 
n.  L.-0.  1832,  §.  110  a  linea  2.  —  Bayern,  Gesetz  vom  4.  Juni  184S, 
art  13.  —  Hannover,  Gesetz  vom  5. September  1848,  §.103  a  linea  7.— 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  205,  §.2.  —  Schwarzburg-Rudol- 
stadt,  V.-ü.  1854,  §.  6. 

«)  S.-Weimar,  rev.  L.-G.-G.  1850,  §.  58  a  linea  2.  —  Reuss  j.  L., 
Y.-U.  1852,  §.  115  a  linea  2, 
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Ukwen  Staatsbeamten  durch  das  Begnadigungsrecht  des 
SoBYerains  illusorisch  gemacht  werde. 

II.  Einige  Verfassüngsurkunden  und  Gesetze  erkennen 
zwar  principiell  an,  dass  dem  Souverain  auch  in  Bezug  auf 
die  Verfassungsverletzungen  der  Minister  und  die  ttbrigen 
etwaigen  Gegenstände  der  ständischen  Anklage  das  Begna- 
digungsrecht zustehe^);  allein  sie  verpflichten  den  Souverain 
tbdls  eine  landständische  Anklage  nicht  zu  hindern^), 
oder  durch  Niederschlagung  des  Verfahrens  (Abolition) 
die  Yerurtheilung  unmöglich  zu  machen  3),  theils  beschränken 
sie  den  Souverain  in  dem  Gebrauche  des  eigentlichen  Begna- 
digimgsreehtes  nach  erfolgter  Yerurtheilung.  Demnach  darf 
aadi  mehreren  Verfassungsgesetzen  auf  keinen  Fall  die  Be- 
gnadigung soweit  ausgedehnt  werden,  dass  derVerurtheilte  in 
seiner  Stellung  belassen  werde^X  ^^'^^  dass  ihm  eine  Wieder- 
anstellung in  einem  anderen  Staatsamte  zu  Theil  werden 
könne,  es  wäre  denn,  dass  das  Urtheil  in  dieser  Bttcksicht 


«)  Z.  B.  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  205.    „Der  König  wird 

andi  das  ihm  zustehende  Begnadigungsrecht  niemals  dahin  ausdehnen 
etc."  —  Baden,  Gesetz  vom  5.  Oktober  1820,  §.  10.  „Es  versteht  sich 
▼on  selbst,  dass  uns  in  jedem  Falle  das  Recht  der  Begnadigung  unbe- 
nommen bleibt,  doch  werden  wir  dieses  Recht  niemals  dahin  ausdehnen 
ete."  —  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  106.  „Das  Recht  der  Begna- 
digang  in  Strafeachen  steht  nur  dem  Landesherm  zu,  jedoch  mit  der  Ein- 
Bchrinkong,  dass  ...  2)  ein  auf  Anklage  der  St&nde  zur  Entsetzung  ver- 
«ctheilter  Beamter  zwar  hinsichtlich  der  Strafe  begnadigt  wer- 
den, jedoch  nicht  im  Dienste  bleiben,  noch  darin  wieder  aufgenom- 
men werden,  auch  auskeinerStaatskasse  Pensionen  beziehen  kann.'*  -— 
Ueber  die  politische  Grundlage  der  Beschränkungen  des  landesherr- 
lichen Begnadigungsrechtes  bezüglich  der  yerurtheilten  Minister,  siehe 
meine  Bemerkungen  in.  den  Heidelberger  Jahrbüchern  1859, 
S.  647.  648. 

«)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  205.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831, 
{.  150.  —  Hannover,  Gesetz  vom  5.  September  1848,  §.  103  a  linea  3. 

3)  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  111.  —  Hannover,  Geseti 
vom  5.  September  1848,  §.103  a  linea  5.  —  S.-Goburg-Gotha,  V.-U. 
1852,  5.  176.  —  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  116. 

*)  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  205.  —  Baden,  Gesetz  v.  5,  Okt 
1820,  i  10.  —  S.-Meiningen,  V.-U.  1829,  §.  106,  2  (siehe  Notel).  -- 
K.  Sachsen.  V.-U.  1831,  §.  150.  -  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  116. 
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einen  ausdrücklichen  Vorbehalt  zu  Gunsten  des  Yerartfaeilteii 
gemacht  hat^). 

m.  Andere  Verfassungsgesetze  gehen  aber  noch  weiter, 
indem  sie  in  Bezug  auf  die  Gegenstände  der  ständisehen  An- 
klage entweder  geradezu  die  Begnadigung  ausschliessen*), 
oder  doch  dazu  die  Zustimmung  der  Stände  verlangen, 
so  dass  in  solchen  Fällen  Abolifton  und  Begnadigung  nnr  in 
Form  eines  Gesetzes  ertheilet  werden  kann''). 

IV.  Eine  Verfassung  macht  die  Statthaftigkeit  der  Be- 
gnadigung sogar  von  einem  hierauf  gerichteten  Antrage  der 
Stände  abhängig  s). 


»)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  205.  -  Baden,  Gesetz  ▼.  5.  Okt 
1820,  8.  10.  —  S..Meiningen,  V.-U.  1829,  §.  106,  2  (siehe  Not©  1).  — 
K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  150.  —  BrauirBchweig,  n.  L.-0.  1832, 
§»  111,  —  Hannover,  Gesetz  vom  5. September  1848,  §.  103  a  linea  4.— 
Bayern,  Gesetz  vom  4.  Juni  1848,  art.  12.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852, 
§.  116. 

•)  Hannover,  Gesetz  vom  5.  September  1848,  §.  103  a  linea  5.  — 
Earhessen,  V.-U.  1831,  §.  126.  „Eine  gerichtliche  Untersuchung,  welche 
wegen  Dienstvergehungen  von  den  Landständen  oder  f^ren  Ans- 
BchuBse  veranlasst,  oder  von  der  dem  angeschuldigten  Staatsdiener  vor- 
gesetzten Behörde  oder  dem  oberen  Gerichte  eingeleitet  oder  ange- 
messen befanden  ist,  wird  niemals  im  Wege  der  Gnade  niederge- 
schlagen werden.  Ausgenommen  von  dem  landesherilichen  Becht 
der  Begnadigung  und  Abolition  überhaupt  sind  die  Fälle,  welche  eine 
Verletzung  der  Verfassung  oder  eine  auf  deren  Umsturz  gerichtete 
Unternehmung  betreffen.^' 

0  S.-Weimar,  rev.  L.-G.-G.  1850,  §.58.  „Der  Landesfürst  übt  rOek- 
sichtlich  aller  von  dem  Staatsgerichtshofe  zu  verhandelnden  Angelegeabeaten 
das  Becht,  die  Untersuchung  niederzuschlagen  und  das  Recht 
der  Begnadigung  nur  in  dem  Wege  eines  Gesetzes  mit  Zustimmung 
des  Landestages  aus."  —  Bayern,  Gesetz  vom  4.  Juni  1848,  art  12.  ,4>ie 
Behabilitirung  des  Verurtheilten  kann  nur  mit  Zustimmung  der  Stände  ge- 
schehen.** —  S.-Coburg-Gotha,  V.-U.  1852,  §.  176  a  linea  2.  J)er 
Herzog  wird  hinsichtlich  der  wegen  Verfisissungsverletzung  erkannten  Strafen 
ohne  Zustimmung  des  Landtages  oder  Landtagsausschusses  keine  Begna- 
digung ertheilen.**  —  Zustimmung  der  Stände  fordert  auch:  Reuss  j.  L., 
V.-U.  1852,  §.  116  „bei  Niederschlagung  der  Anklage,  und  wenn  es  sich 
um  Belassen  im  Dienste,  oder  um  Wiederanstellung  handelt  und  das  ür- 
theil  in  dieser  Beziehung  keinen  Vorbehalt  gemacht  hatte.** 

•)  Luembufg,  V.-U.  1856,  art  83.  „Le  Roi  Grand-Duc  ne  peut  £ure 
graoe  an  membre  du  gouvernem^it  condamn^,  que  sur  la  demande  de 
TAssemU^  des  Etats.**  —  Auch  Waldeck,  Gesetz  vom  4.  Juni  1850, 
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y.  Wo  die  VerfasBong  keine  aasdrückliche  Beschrän- 
kung des  landesherrlichen  Begnadigangs-  und  Abolitionsrechtes 
aifiiellty  mnss  dasselbe  dem  Fürsten  auch  hinsichtlich  der 
fvortfaeilten  Minister  als  anbeschränkt  zuständig  erachtet 
wirden. 

§.  411. 
h)  Verzicht  der  Stände  auf  die  Anklage:  deren  er- 
löschende Verjährung,  Fortsetzung  und  Zurücknahme. 

I.  Unbezweifelt  können  die  Stände  von  der  Anstellung 
dner  Anklage  Umgang  nehmen,  oder  auch  darauf  verzich- 
ten,  ebenso  können  sie  eine  bereits  anhängig  gemachte  An- 
klage jederzeit  wieder  fallen  lassen^. 

n.  Hat  eine  Ständeversammlnng  einmal  durch  einen  form- 
fichen  Beschluss  das  Verfahren  des  Ministeriums  gebilligt, 
80  findet  eine  ständische  Anklage  nicht  weiter  statt  ^). 

m.  Nur  wenige  Verfassungsurkunden  und  Gesetze  ent- 
halten die  Bestimmung  eines  Zeitraumes,  nach  dessen  Ablaufe 
das  ständische  Recht,  eine  Anklage  zu  erheben,  als  erloschen 
zu  betrachten  ist^). 

IV.  In  einer  Verfassungsurkunde  (S.-Coburg- Gotha) 
ist  es  als  ein  besonderer  Grund,  aus  welchem  eine  ständische 


vi  16  yenreist  bei  den  Anklagen  auf  VerfassongSTerletEimg  auf  §.  78  der 
(jetii  an^sehobenen)  Verfassung  Tom  23.  Mai  1849,  wonach  der  Fürst  das 
Beckt  der  Begnadigong  nnd  Strafianildening  nur  dann  sollte  ausüben  dürfen, 
leui  die  Stande  darauf  antragen. 

0  Ansdrücklich  sagt  dies  Oldenburg,  rer.  V.-ü.  1852,  art  208.  — 
Wild  eck,  Oesetz  y.  4.  Juni  1850,  art  15.  „Die  Zurücknahme  einer  er- 
hobenen Anklage  hat  die  Folge  yölliger  Freisprechung  für  den  An- 
geklagten. So  lange  nicht  erkannt  ist,  steht  die  Zurückziehung  der  Än- 
U«ge  frei,  wenn  nicht  der  Angeklagte  darauf  besteht,  dass  derselben 
ihr  Laof  gelassen  werde.'* 

*)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  112. 

')  Baden,  Gesetz  yom  5.  Oktober  1820,  §.  5.  ,Jm  Falle,  dass  ein 
^eaer  Anklage  unterworfener  Staatsdiener,  ehe  dieselbe  angebracht  wird, 
tm  dem  Staatsdienste  treten  sollte,  hört  das  Ankhigerecht  der 
Stinde  mit  dem  Schlüsse  des  ersten  nach  dem  Dienstaustritte  des- 
Miben  nisammenberufenen  Landtages  auf,  vorbehaltlich  übrigens  der 
Aber  die  Veij&hrung  der  Vergehen  und  Verbrechen  bestehenden  gesetai- 
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Anklage  eine  Vernrtheilnng  nicht  zur  Folge  haben  kann, 
aufgeführt,  wenn  der  Angeklagte  nachweist,  dass  die  der  An- 
klage nnterstellte  Verftigang  innerhalb  einer  einmonatlicben 
Frist  anf  eine  von  den  Ständen  bei  dem  Landesfärsten  er« 
hobene  Beschwerde  zurückgenommen,  und  durch  diese  Znrfick- 
nähme,  beziehungsweise  gleichzeitig  erfolgende  Entschädigang, 
die  vorige  Sachlage  wieder  hergestellt  worden  ist^). 

V.  Wird  eine  Ständeversammlung  aufgelöst,  bevor  sie 
eine  beschlossene  Anklage  bei  dem  Staatsgerichtshofe  an- 
hängig gemacht,  beziehungsweise  dem  Souverain  zur  Anord- 
nung des  gerichtlichen  Verfahrens  überreicht  hat,  so  hat  die 
nächste  Ständeversammlung  darüber  zu  beschliessen ,  ob  sie 
diese  Anklage  aufnehmen  und  weiter  verfolgen,  oder  den  Be- 
schluss  der  aufgelösten  Ständeversammlung  durch  einen  neuen 
entgegenstehenden  Beschluss  aufheben  will. 

VI.  Ist  die  Anklage  aber  einmal  bei  dem  Staatsgerichte- 
hofe anhängig  gemacht,  so  wird  die  Fortsetzung  derselben 
durch  Auflösung  des  Landtages  oder  sonstigen  Wechsel 
der  Stände  nicht  gehemmt^). 


liehen  Vorschriften."  —  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.  108  a  linea  2. 
„Ein  solcher  Antrag  muss  spätestens  binnen  sechs  Jahren  nach  ein- 
getretener Verletzung  gemacht  werden."  —  Waldeck,  Gesetz  Tom 
4.  Juni  1850,  art  14.  „Wenn  binnen  zwei  Jahren  von  der  Zeit  an, 
wo  der  Fttrst  oder  der  yersammelte  Landtag  von  der  Ver&ssangsrerletzung 
Kenntniss  erhalten  hat,  eine  Anklage  nicht  erfolgt,  so  ist  dieselbe  er- 
loschen." —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art.  204.  „Das  Klage- 
recht  veijährt  in  vier  Jahren  von  dem  Tage  an,  wo  die  Thatsache, 
auf  welche  die  Anklage  gebaut  wird,  zur  Kunde  des  Landtages  gekom- 
men ist." 

«)  S.-Coburg-Gotha;  V.-U.  1852,  §.  174.  —  In  diesem  Falle  kann 
jedoch  der  Staatsgerichtshof,  obschon  er  dem  Angeklagten  von  Strafe  und 
Kosten  freizusprechen  hat,  immerhin  noch  aussprechen,  dass  der  Angeklagte 
gegen  die  Verfassung  gehandelt  habe.  Eben  das.  §.  173.  (Siehe  oben 
§.  409,  Note  5).  Würde  jedoch  die  zurückgenommene  Verflgung  wieder- 
holt werden,  so  findet  ^e  gedachte  Bestimmung  auf  die  neu  zu  erhebende 
Klage  keine  Anwendung.    Ebendas.  §.  174  a  linea  2. 

s)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  66.  —  Der- 
selbe Satz  findet  sich  auch  schon  in  Wal  deck,  Gesetz  Tom  4.  Juni 
1860,  art.  10. 
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VII.  Es  kann  jedoch  anzweifelhaft  die  neue  Ständever- 
sammlimg  beschliessen,  die  von  der  vorhergegangenen  an- 
hängig gemachte  Ministeranklage  znrttckzunehmen ,  so  lange 
das  Urtheil  noch  nicht  erfolgt  ist. 

§.  412. 

6)  Ständisches  Recht,  Beschwerden  und  Petitionen  von 
Privatpersonen  anzunehmen*). 

I.  Die  deutschen  Verfassangsurknnden  haben  fast  sämmt- 
lieh  es  ausdrücklich  ftlr  ein  Recht  der  Stände  erklärt ^  Be- 
schwerden von  einzelnen  oder  mehreren  Privatpersonen 
oder  Klassen  derselben,  so  wie  anch  von  Gemeinden  nnd  an- 
deren Körperschaften  oder  anerkannten  Gesellschaften  wegen 
angeblicher  Verletzung  verfassungsmässiger  Rechte  durch  die 
Staatsregierung  oder  deren  Organe  anzunehmen^).  Wo  die 
Verfassung  den  Ständen  überhaupt  und  ohne  Einschränkung 


0  üeber  den  Unterschied  von  Beschwerden  nnd  Petitionen, 
I.  R.  y.  Mohl,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik,  Thl  I  (1860), 
8.  222  flg. 

•)  Bayern,  V-ü.  1818,  Tit.  Vn,  §.  21.    „Jeder  einzelne  Stäats- 
bflrger,  so  wie  jede  Gemeinde  kann  Beschwerden  über  Verletzung 
der  oonstitationellen  Rechte  an  die  Ständeversammlung  und  zwar  an  jede 
der  beiden  Kammern  bringen ,  welche  sie  durch  den  hierüber  bestehenden 
Aosachuss  prüft,  und  flndet  dieser  sie  hierzu  geeignet,  in  Berathung  nimmt. 
Mennet  die  Kammer  mit  Stimmenmehrheit  die  Beschwerde  für  begründet, 
»  theilt  sie  ihren  diesfiüls  an  den  König  zu  erstattenden  Antrag  der 
inderen  Kammer  mit,  welcher,  wenn  diese  demselben  beistimmt,  in  einer 
gemeinsamen  Vorstellung  dem  Könige  übergeben  wird."  —  üeber- 
eüwtimmen:  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  67.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819, 
§.38.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  81.   —    K.  Sachsen,  V.-ü. 
1831,  5.  111.   —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  99.   —  S.-Altenburg, 
T.-ü.  1831,  §.  216.   -   Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,   §.  103.  107. 
114,  mit  Modification  durch  Gesetz  v.  20.  April  1848,  §.1.  --  Hannover, 
^.-H.  1840,  §.42,   mit  Modification  durch  Gesetz  vom  5.  September  1848, 
i  11  mid  §.76.  —  S.-Weimar,  rev.  L.-G.-G.  1850,  §.  46.  —  Pr  euss  en, 
V.-ü,  1860,  §.  81.  -  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  134,  §.  1.  - 
8.-Coburg. Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  133.    —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852, 
i  78  mid  Gesetz  vom  20.  Juni  1856,  §.  23.  —  Luxemburg,  V.-ü.  1856, 
J.  67.  -  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.  55  u.  61.— 
Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  20.  42. 
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dias  Reeht  beilegt^  Petitionen  anzunehmen^),  ist  selbetver- 
ständlich  das  Becht,  Besehwerden  anzunehmen,  daranter  be- 
griffen. Uebrigens  ist  dies  letztgedachte  Recht  der  Stände 
anch  in  keinem  Staate  beanstandet  worden,  dessen  Yerfassimg 
weder  dasselbe,  noch  das  Recht  Petitionen  anzunehmen,  aoft- 
drücklich  erwähnt 

n.  Hinsichtlich  der  Beschwerden  Einzebier,  Mehrere, 
ganzer  Klassen,  Gemeinden  oder  Körperschaften  wegen  Ver- 
letzung ihrer  individuellen,  gemeinsamen  oder  korporativen 
Rechte  enthalten  die  Verfassungsurkunden  häufig  die  Bestim- 
mung, dass  die  Stände  nur  dann  auf  eine  Prüfung  derselben 
eingehen  und  in  Betreff  derselben  Anträge  an  die  Regienng 
stellen  dürfen,  wenn  in  der  Eingabe  nachgewiesen  ist,  dass 
der  Beschwerdeführer  bereits  den  gesetzlichen  Instanzenzag 
der  Staatsbehörden  erschöpft,  und  vergeblich  selbst  bei  der 
obersten  Regi^imgsbehörde  um  Abhülfe  nachgesucht  hat^). 

III.  Wo  zwei  Kammern  bestehen,  darf  gewöhnlich  die 
Beschwerde  bei  der  einen  wie  bei  der  anderen  Kammer,  nach 
Wahl  des  Beschwerdefiihrers,  eingereicht  werden'^). 

IV.  Die  Stände  haben  zunächst  die  Beschwerde  in  ge- 
schäftsordnungsmässiger  Weise  zu  prüfen^  und  können  von 
der  Staatsregierung  zu  diesem  Behufe  die  erforderliche  Auf- 
klärung verlangen'');  mitunter  dürfen  sie  auch  behufs  der  In- 


s)  So  z.  B.  in  Nassau,  Patent  vom  1.  und  2.  September  1814  §-  2, 
Nr.  4.  —  S.-Meiningen,  Y.-U.  1829,  §.  93.  (Siehe  hier  onten  YHI, 
Note  15).  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  67. 

0  Ausdrücklich  verlangen  diesen  Nachweis:  Baden,  Y.-ü.  1818, 
§.  67.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  38.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü. 
1820,  §.  81.  —  K  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  111.  —  Kurhessen,  V.-ü. 
1831,  §.  99.  —  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  216.  —  Brannschweig, 
n.  L.-0.  1882,  §.  114  mit  Modification  durch  Gesetz  vom  20.  April  1848, 
§.  1.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  134,  §.  1.  —  S.-Coburg- 
Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  133. 

B)  Siehe  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  VH,  §.  21  (oben  Note  2).  — 
Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  81.  —  Nur  Hannover,  Gesetz  v.  5.  Sept 
1848,  §.  76  bestimmt:  „Anträge  und  Petitionen  können  jedoch  nie  an 
eine  Kammer,  sondern  nur  an  die  allgemeine  St&ndeversamm- 
lung  gerichtet  werden.'* 

•)  Bayern,   V.-ü.  1818,  Tit.  VH,  §.  21  (siehe  Note  2). 

0  Ausdrücklich  sagen  dies:  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §,  3a  — 
Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.8L  -  Luxemburg,  V.-ü.  1856,  §.67.— 
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fonnation  GiunmisBioiieii  zur  Unteniichiiiig  der  Thatsachen  er- 
nennen ^). 

y.  Finden  die  Stände  die  Beschwerde  gegründet,  so  haben 
rie,  je  nach  Vorschrift  der  Verfassung,  ausserdem  nach  Lage 
des  Falles  und  ihrem  Ermessen  dieselbe  den  obersten  Staats- 
behörden oder  dem  Landesherrn  selbst  mit  dem  Antrage 
anf  geeignete  Berücksichtigung,  beziehungsweise  zur  Be- 
wirkung  der  Abhülfe,  zu  übergeben^). 

VI.  Wo  zwei  Kammern  sind,  darf  ein  solcher  Antrag  an 
den  Landesherrn  nur  dann  gebracht  werden,  wenn  beide 
Kammern  in  ihrem  Beschlüsse  übereinstimmen  ^^).  Nach  einigen 
Yerfusungen  müssen  die  Stände,  wenn  sie  den  Antrag  an 
den  Landesherrn  stellen  wollen,  die  von  ihnen  ftir  be- 
gründet erachtete  Beschwerde  zu  ihrer  eigenen  machen, 
d.  h.  sie  durch  den  Gebrauch  ihres  eigenen  Beschwerde- 
Rechtes  an  den  Landesherm  bringen  ^^);  wenn  aber  die 
eine  Kammer  der  anderen  in  Bezug  auf  eine  Beschwerde  nicht 
beistimmen  woUte,  so  bleibt  es  der  letzteren  unbenommen,  die 
oberste  Begierungsbehörde  Yon  der  beabsichtigten  Beschwerde 
im  Wege  der  gewöhnlichen  Mitiheilung  mit  dem  Bemerken  in 
Kenntniss  zu  setzen,  dass  dieselbe  der  anderen  Kammer, 
welche  ihre  Zustimmung  versagt  habe,  mitgetheilt  worden  sei  ^^). ' 


PreuBsen,  V-ü.  1860,  §.81.  „Jedes  der  beiden  Häuser  kann  die  an 
dasselbe  gerichteten  Schriften  an  die  Minister  oberweisen,  and  von  den- 
selben Auskunft  über  eingehende  Beschwerden  verlangen/* 

*)  Ausdrücklich  ist  jedem  der  beiden  Häuser  dieses  Recht  beigelegt: 
Preussen,  V.-U.  1850,  §.  82. 

*)  üebergabe  der  Beschwerde  an  den  Landesherrn  schreiben  vor: 
Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  VH,  §.  21  (siehe  Note  2).  —  Baden,  V.-U. 
1818,  §.  67.  —  S.-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  216.  —  Liechtenstein, 
Y.-U.  1862,  §. 42.  —  An  den  Landesherrn  oder  die  oberste  Staats- 
behörde: K  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  111.  —  Eurhessen,  V.-U. 
1831,  §.  99.  —  Schwaraburg- Sondershausen  V.-U.  1857,  §.5ö.  — 
An  die  Staatsregierung:  Oldenburg,  rer.  V.-U.  1852,  artl34.§.l.— 
a-Coburg-Gotha,  V.-U.  1852,  §.  133. 

«•)  Vergl.  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  Vn,  §.  21.  —  Baden,  V.-ü. 
1818,  §.  67.  —  GroBsh.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  81.  —  K  Sachsen, 
V.-ü.  1831,  §.  111. 

")  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  81.  —  K  Sachsen,  V.-U.  1831, 
§.  111. 

^  Ausdrücklich  sagt  dies:  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  82. 
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VII.  Einige  Verfassnngen  enthalten  die  aasdrücididie  Zir 
Bichernng,  dass  die  beantragte  Abhülfe  gegründeter  Be^ 
sehwerden  ohne  Verzug  erfolgen  wird  ^^)  und  jedenfalls  im\ 
Ständen  eineEröfihung  über  den  Erfolg  ihres  Antrags  genuuskt; 
werden  soll"). 

Vin.  Hinsichtlich   der   übrigen  Eingaben   an  Ständer»^  i 
Sammlungen^  welche  keineBeschwerden  wegen  Verletum 
verfassungsmässiger  Rechte  zum  Gegenstande  haben,  eDthattet 
nur  wenige  von  den  vor  dem  Jahre  1848  entstandenen  Ver^ 
fassungsurkunden  eine  Anerkennung  des  Rechtes  der  Sütil^  i 
Bitten  oder  Wünsche,  Vorschläge  oder  Anträge  ea-i 
zelner   oder   mehrerer  Privatpersonen,   Gemeinden,  Korpon^j 
tionen  oder  Vereine  in  Bezug   auf  allgemeine  Landet 
angelegenheiten  oder  Staatsinteresseu  —  jetzt  fl 
zugsweise   sog.    Petitionen    —   anzunehmend^).     Dagege 
finden  sich  in  diesen  älteren  Verfassungsurkunden  sogar  in 
unter  ausdrückliche  Bestimmungen,  welche  das  Recht  PetiticMBl 
an  die  Stände  einzureichen  in  der  Art  beschränkten,  di 
Einzehie  und  Korporationen  sich  nur  wegen  Verletzung  ün 
besonderen   individuellen   oder  korporativen    Rechte 
Interessen  an  die  Stände  wenden  durften  ^^). 

IX.  In  den  Verfassungsurkunden  seit  dem  Jahre  Ift 
ist  das  Recht  der  Stände,  auch  Petitionen  anzunehnrt 
welche  allgemeine  Landesinteressen  zum  Gegenstande habi 


um 


«)  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  99.  —  Oldenburg,  ret.  V.J 
1852,  art.  134,  §.  2.  —  Schwarzburg  -  Sondershausen,  T.-i 
1857,  §.  55. 

M)  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  111.  —  Liechtenstein,  V.^ 
1862,  §.  42. 

^)  Allgemein  sagte  nur  Nassau,  Patent  vom  1.  und  2.  Se|ited 
1814,  §.2,   Nr.  4:    „Die  Landstände   können  während  ihrer  j( 
Sitzungszeit    Vorstellungen    und   Bittschriften    von   einzel 
ünterthanen  sowohl,  wie  auch  yon  Gemeinden  annehmen.'^  —  S.-X< 
ningen,  V.-ü.  1829,  §.  93.    „Die  Berathungen  des  Landtags  werden 
anlaset  .  . .  c)  durch  Schreiben  oder  Vorstellungen  Anderer,  welche 
nur  dann  zu  einer  Berathung  gebracht  werden  dürfen,  wenn  auf  Anfli 
des  Inhalts  und  Vorlesen   der  Bitte    ein  Abgeordneter   dieselbea  i 
nntersttttzen  sich  erklärt"  I 

*•)  GroBsh.  Hesse«,  V.-U.  1820,  §.  81  a  linea  3.    „Ein  PetiW 
recht  der  Einzehien  und  Korporationen  in  Hinsicht  allgemeiner  poli 
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theils  nicht  weiter  beaDstandet,  theils  aasdrücklich  aDerkannt^*^); 
aoeh  sind  die  früher  bestandenen  Beschränkungen  theOs  iJs 
nnvereinbar  mit  den  neueren  Gesetzen  über  das  politische 
Yereinswesen  von  selbst  hinweggefallen  ^%  theils  ausdrücklich 
aufgehoben  worden <^).  Nur  werden  mitunter  Petitionen 
unter  einem  Gesammtnamen  nur  Behörden  und  Korpora- 
tionen gestattet  V),  oder  es  sollen  die  Wünsche  und  Bitten 
Ton  Gemeinden  und  Körperschaften  durch  ein  Mitglied  des 
Landtags'daselbst  vorgebracht  werden  ^1),  oder  es  sollen  die 
Petitionen,    welche  nur   indiridnelle  Interessen  betreffen, 


tisch  er  Interessen,  welche  zu  wahren  blos  den  Ständen  gebührt, 
ßndet  nicht  statt,  and  eine  Vereinigung  Einzelner  oder  ganzer 
Korporationen  für  einen  solchen  Zweck  ist  gesetzwidrig~und  straf- 
bar.** —  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.  114  a  linea  2.  „Bitt- 
schriften oder  Eingaben  anderen  Inhalts  (als  wegen  Beein- 
trächtigung in  der  gerichtlichen  Verfolgung  von  Rechten)  von  Ein- 
zelnen oder  Korporationen  anzunehmen,  ist  die  Ständeversiunmlung  nicht 
bcfagt"—  Hannover,  V.-U.  1840,  §.  42  a  linea  3.  „Mehrere  Gemein- 
den oder  Korporationen  dürfen  über  Angelegenheiten,  in  Rücksicht 
deren  sie  nicht  in  einem  verfassungsmässigen  Verbände  mit  einander  stehen, 
keine  gfemeinschaftlichen  Gesuche  übergeben/' 

*^  So  z,  B.  Hannover,  Gesetz  vom  5.  September  1848,  §.  76.  „Die 
aUgemeinen  Stände  können  schriftliche  Gesuche,  Beschwerden 
und  Vorstellungen,  nicht  aber  Deputationen  von  Körperschaften 
annehmen."  —  S.-Weimar,  rev.  L.-G.-G.  1850,  §.  46.  „Wenn  irgend  ein 
Staatsbürger  ...  ein  Gebrechen,  dessen  Abstellung  das  allgemeine 
Wohl  zu  erfordern  scheint ,  bemerkt ,  oder,  einen  nach  seiner  Ansicht  zum 
Besten  des  Landes  gereichenden  Vorschlag  gefasst  hat,  so  bleibt 
es  ihm  unbenommen,  den  Landtag  oder  den  Vorstand  schriftlich  in 
Kenntnifis  zu  setzen/*— ,3itten  oder  Beschwerden'' nennen:  Olden- 
burg, rev.  Grundges.  1852,  art.  134,  §.  L  —  Reuss  j.  L.,  V.-Ü.1852,  §.18. 
78.  —  Petitionen  und  Beschwerden:  Schwarzburg-Sonders- 
hansen,  V.-ü.  1857,  §.  61.  —  Waldeck,  V.-U.  1852,  §.  67.  „Der 
Landti^;  nimmt  Petitionen  an  und  bringt  sie  zur  Berathung."  — 
Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  20.  42.  ->  Vergl.  auch  Luxemburg, 
V.-U.  1856,  §.  67.  „L'Assembl^e  des  Etats  a  le  droit  de  renvoyer  aux 
membres  du  gouvemement  les  p^Stitions  qui  lui  sont  adress^es." 

«•)  Siehe  oben  §.  2d4  und  unten  §.  468. 

^)  So  z.  B.  die  in  Note  16  erwähnten  Beschränkungen  in  Braun - 
schweig,  durch  Gesetz  v.  20.  April  1848;  in  Hannover,  durch  Gesetz 
vom  5.  September  1848,  §.  11. 

«)  So  z.  B.  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  18  a  Unea  2. 

<<)  So  Liechtenstein,  V.-U.  1862,  §.  20. 
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von  den  Ständen  nicht  berttcksichtigt  werden  dfirfen,  ansser 
insoferne  sie  den  Charakter  einer  Beschwerde  wegen  einer  Ver- 
letzung yerfassnngsmässiger  Rechte  an  sich  tragen  ^^). 

X.  Petitionen,  welche  allgemeine  Staatsinteressen 
betreffen  y  können  ftlr  die  Landstände  nur  eine  VeranlaaBnng 
werden ;  von  ihrem  eigenen  Petitionsrechte,  oder  von  der 
ihnen  etwa  in  der  Verfassung  beigelegten  Initiatiye  Qebranch 
zu  machen.  Petitionen  dagegen,  welche  locale  Int^essen, 
oder  die  Interessen  Einzelner  betreffen,  kann  eine  Ständever- 
sammlang,  wenn  sie  dieselben  beachtenswerth  findet^  der 
Staatsregiemng  zu  geneigter  Berücksichtigung  empfehlen. 

XI.  Sowohl  Beschwerden  als  andere  Petitionen 
dürfen  an  die  Stände  nur  schriftlich  eingesandt  oderdoreh 
Vermittelung  eines  Ständemitgliedes  überreicht  werden.  Per- 
sönliche Ueberreichung  in  der  Ständeversammlung  durch 
Einzelne  oder  Mehrere  oder  durch  Deputationen  ist 
durchgehends  für  unstatthaft  erklärt  ^3). 


«)  Luxembnrg,  V.-ü.  1866,  §.  67  a  linea  3.  „L*Assembl^e  des  Eti^ 
ne  8*occape  d*aucune  Petition  ayant  poor  objet  des  int^rSts  individuels,  k 
moins  qu'elle  ne  tende  au  redressement  des  griefs  r^soltant  d^actes  iUeganz 
pos^s  par  le  Gouvernement  ou  les  autoritös,  oa  que  la  d^cision  k  inter- 
yenir  ne  seit  de  la  comp^tenoe  de  FAssenibl^e  des  Etats." 

*  ^)  Ausdrücklich  schreiben  die  schriftliche  Einreichung  der  Be- 
schwerden und  Petitionen  vor:  Nassau,  Patent  vom  1.  u.  2.  Sept 
1814,  §.  2,  Nr.  4.  —  Baden,  V.-U.  1818,  §.  67  a  linea  2.  —  VeigL  die 
Belehrung  im  bad.  Reg.-Bl.  1841,  IX.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819, 
§.  38.  —  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  93  c.  -  S.-Altenburg,  V.-ü. 
1831,  §.  216.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  114.  —  Preussen, 
V.-ü.  1850,  §.  81  a  linea  2.  —  Oldenburg,  rey.  V.-ü.  1852,  art  135.— 
S. -Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  133.  —  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852, 
§.  79.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  170.  „Deputationen  kann 
die  Ständeversammlung  weder  annehmen,  noch  ohne  Erlaubniss  des  Königs 
abordnen."  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  111.  „Die  Stande  können 
schriftliche  Beschwerden  der  Unterthanen,  nicht  aber  Deputationen 
von  Körperschaften  annehmen."  —  Ebenso:  Hannover,  Gresetz  vom 
5.  September  1848,  §.  76  (siehe  Note  17>.  —  S.-Weimar,  rev.  L.-G.-G. 
1850,  §.  46  (siehe  Note  17)  fügt  bei:  „Es  ist  jedoch  unstatthaft,  dass  za 
diesem  oder  einem  anderen  Zwecke  Deputationen  im  Landtage  erschei- 
nen." —  Aehnlich:  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.67.  —  Luxemburg,  V.-ü- 
1856,  art  67.  „II  est  interdit  de  präsenter  enpers'onne  des  p^tions 
k  Fassemblte  des  Etats."  -^  Ebenso:  Schwarsburg-Sondershaasen, 


f  413.  VoD  den  Spedallaiidti^eo,  Provinnallaiidtagen,  Aos&chüflsen  etc.  447 

§.  413. 
Von  den  8peciallandtagen,  Provinziallandtagen,  land- 
rtändischen  Ausschüssen  und  Kreisvertretungen,  Land- 
oder Provinzialräthen. 

In  mehreren  deutschen  Staaten  bestehen  nicht  nur  all- 
gemeine Ständeversammlnngen ;  sondern  auch  noch  land- 
stSndische  oder  diesen  ähnliche  Einrichtungen  fUr  ein- 
zelne llieile  oder  Provinzen.  Hierbei  sind  aber  folgende 
Verschiedenheiten  zn  bemerken. 

L  unter  den  HerzogthtimemSachsen-GobnrgnndSach- 
8en-6otha  besteht  eine  Bealnnion  (§.  65)  nnr  in  der  Art, 
dass  doch  jedes  Land  als  selbstständig  hinsichtlich  der  Gesetz- 
gebung nnd  inneren  Verwaltung  erscheint  Hier  hat  jedes  Herzog- 
firam  seine  besonderen  Stände  nnd  seinen  besonderen 
Landtag  mit  den  vollen  Hechten  der  Zustimmung  zu  den 
Landesgesetzen,  der  Steuerverwilligung  und  der  Beschwerde- 
fthnmg  in  Bezug  auf  die  Regierung  des  einzelnen  Landes; 
ausserdem  besteht  ein  gemeinsamer  Landtag,  welcher  aber 
Dor  die  in  der  Verfassungsurkunde  ihm  speciell  ange- 
wiesenen Gegenstände  zu  behandeln  hatO> 

n.  Ein  ähnliches  Verhältniss  besteht  zwischen  den  Ftlrsten- 
thümem  Waldeck  und  Pyrmont^);  so  wie  auch  nunmehr 
wieder  zwischen  den  Anhaltischen  Ländern^). 

ni.  In  Preussen,  K.  Sachsen  und  Hannover  be- 
stehen ausser  der  allgemeinen  Landesvertretung  noch  in  den 
emzelnen  Provinzen  besondere  Provinziallandtage,  mit  dem 
Rechte  des  Beirathes  bezüglich  der  provinziellen  Angelegen- 
heiten, nach  Massgabe  der  älteren  deutschen  landständischen 


V.-Ü.  1857,  §.61.  —  Die  übrigen Verfiusongsarkanden  setzen  die  schrift- 
liche Einreich ung  als  selbstverständlich  voraos. 

*)  S.-Coburg. Gotha,  V.-U.  1852,  §.  70  u.  f. 

«)  Waldeck,  V.-U.  1852,  §.  48.  49.  103. 

0  Anhaltische    Gesammt •Yer£BUSsnng    Ton    1859    (siehe    oben 
}.341,XXII). 
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Yerfassnng  und  manchen  eigenthttmlichen    historisch  begrtln- 
deten  Rechten  und  Einrichtungen  4). 

IV.  In  mehreren  Staaten  bestehen  landständische  Ans- 
schüsse,  welche  in  dem  Zeiträume  zwischen  den  landständi- 
sehen  Versammlungen  die  Rechte  der  Stände  za  wahren 
oder  anch  einige  besonders  bestimmte  Befugnisse  auszuüben 
haben  ^). 

V.  In  einigen  Staaten  hat  man  in  den  einzelnen  Regie- 
rungskreisen Ereisvertretungen  unter  dem  Namen  von  Land- 
räthen  oder  Provinziakäthen  eingerichtet,  welche  den  Zweck 
haben,  die  Staatsregierung  mit  ihrem  Beirathe  zu  unterstützen 
und  die  besonderen  Wünsche  und  Bedürfiiisse  der  betreffenden 


4)  Preussen:  Siehe  das  allgemeine  Gesetz  wegen  Anordnung  der 
Provinzialstände ,  vom  5.  Juni  1823,  nebst  den  daran  anschliessenden  Ge- 
setzen bezüglich  der  einzelnen  Provinzen,  bei  Pölitz,  V.-U.  I,  56  o.  f.  — 
E.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  61.  „Ffir  das  ganze  Königreich  Sachsen 
besteht  eine  allgemeine,  in  zwei  Kammern  abgetheüte  St&ndeyersammliing. 
Neben  selbiger  wird  die  besondere  Provinziallandesveifeissung  in  der  Ober- 
lausitz  und  die  Kreistagsverfassung  in  den  alten  Erblanden,  vor- 
behaltlich der  rücksichtlich  beider  nöthig  werdenden  Modificationen ,  noch 
femer  fortbestehen."  —  üeber  die  Provinziallandschaften  in  Hannover, 
vergl.  V.-ü.  1840,  §.  81.  82,  Gesetz  vom  5.  September  1848,  §.  33  und 
§.  64.  —  Den  Bundesbeschluss  vom  12.  April  1855,  Protokoll  §.  142  über 
die  Aufhebung  dieses  §.  33,  siehe  oben  §.  333,  Note  3. 

5)  Vergl.  Baden,  V.-U.  1818,  §.  51.  57.  63  und  Gesetz  vom  5.  Okt. 
1820,  die  Ausbildung  und  genaue  Anwendung  des  §.  57  der  V.-U.  betr.  — 
Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  187  u.  f.  —  S.-Meiningen,  V.-U.  1829, 
§.  55  u.  60.  —  K  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  114.  —  Ku'rhessen,  V.-ü. 
1831,  §.102.  —  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.218.249  u.  f.  —  Braun- 
schweig, n.  L.-0.  1832,  §.  59.  87  bis  93.  118  bis  127.  149  bis  152.  — 
Hannover,  L.-G.-G.  1840,  §.  181  (Schatzcollegium)  und  an  dessen  Stelle 
nach  Gesetz  vom  5.  September  1848,  §.  100  zwei  von  der  allgemeinen 
Ständeversammlung  auf  Lebenszeit  ernannte  Conmussarien,  nebst  -den 
Generalsecretären  jeder  Kammer.  Vergl.  auch  Gesetz,  das.  Finanzcapitel 
betreffend,  vom  24.  März  1857,  §.  31  (siehe  auch  §.  414,  Note  7).  — 
S.-Weimar,  rev.  L.-G.-G.  1850,  §.  12  u.  31.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü. 
1852,  art  166  u.  f.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  91  u.  f.  und 
§.  165  (siehe  §.  414,  Note  6).  -  Rens s  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  91  u.  f.  — 
Schwarzburg-Rudolstadt,  V.-U.  1854,  §.  42.  —  Schwarzburg- 
Sondershausen,  V.-U.  1857,  §.  72  u.  f.  —  Anhalt,  Gesammt-Verf. 
1859,  §.  35  u.  f.  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  106.  —  Vergl.  über 
die  politische  Bedeutung  der  landständischen  Ausschüsse:  R.  v.  Mo  hl, 
Staatsrecht,  Völkerrecht,  Politik,  Tbl.  I  (1860),  S.  347. 
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Beiirke  zur  Keimtniss  der  Begierniig  zn  bringen^).  Diese 
Emrichtung  hat  Bich  überall  als  besonders  ntttzlich  und  zweek- 
■ilflsig  bewährt 

§.  414, 
Von  den  Garantien  der  repräsentativen  Verfassung, 

I.  Bei  der  Einrichtnng  der  repräsentativen  Verfassungen 
in  den  deutschen  Staaten  glaubte  man  allenthalben  haupt- 
sächlich darauf  Bedacht  nehmen  zu  müssen,  dass  dieselben 
gegen  willkührliche  Verletzungen  oder  etwaige  Wieder- 
aufhebung  durch  den  Souverain  sicher  gestellt  würden; 
weniger  scharf  tritt  das  Bestreben  hervor,  die  Verfassung  auch 
gegen  Umsturz  und  Verletzung  durch  das  Volk  oder  die 
Stände  sicher  zu  stellen^). 

n.  Hitunter  sind  die  Bestimmungen,  welche  nach  der 
emen  oder  der  anderen  Richtung  hin  eine  besondere  politi- 
sche Garantie  der  Verfassung  enthalten  sollen,  in  den  Ver- 
fassnngsurkunden  am  Schlüsse  derselben  unter  einer  besonderen 
Rubrik  „Gewähr  der  Verfassung",  oder  „allgemeine 
Bestimmungen*'  zusammengestellt ^). 


^  Bayern,  Gesetz,  die  Einftihrnng  der  Landr&the  betr.,  v.  15.  Aug. 
1828,  sodann  Gesetz  vom  17.  November  1837  (einige  Abänderungen  betr.) 
imd  Gesetz  vom  23.  Mai  1846  (die  Ausscheidung  der  Ereislasten  etc.  betr.) 
Tei^L  Pötzl,  Lehrbuch  des  bayr.  Verf.-R.  1851,  S.  453  u.  f.  —  Olden- 
burg, rev.  V.-ü.  1852,  art.  112,  §.  2  und  Anl.  IV. 

<)  Ganz  derselben  Erscheinung  begegnet  man  in  der  französischen 
Charte  constitutijonelle  vom  14.  August  1830  (Louis  Philippe). 
IXortselbst  heisst  es  ausdrücklich,  art  66:  „La  pr^ente  Charte  et  tons 
les  droits,  qu'eUe  consacre,  demeurent  confi^s  au  patriotisme  et  au  courage 
des  gardes  nationales  et  de  tous  les  citoyens  fran^ais."  Damit  war  der 
Aufstand  gesetzlich  sanctionirt,  wenn  er  unter  dem  Yorwande  der  Ver- 
tfaeidigung  der  Charte  geschah.  Die  Hohlheit  solcher  Phrasen  hat  sich  in 
Fxmnkreich  seit  1848  thatsächlich  erwiesen. 

«)  So  z.  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  X.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü. 
1830,  Tit  X.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  Abschnitt  Vm.  —  Kur- 
hessen,  V.-ü.  1831,  §.  153  flg.  —  Hannover,  L.-G.-G.  1840,  §.  108.  — 
S..Weimar,  rev.  L.-G.-G.  1850,  Abschnitt  V.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü. 
1852,  Abschnitt  XI.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  Abschn.  IX.  — 
Benss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  Abschnitt  XI.  und  Gesetz  vom  20.  Juni  1856, 

ZSpfl,  Staatsrecht.  5.  Aafl.  II.  29 
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IH.  Die  beste  politiBche  Garantie  ist  nnverkennbar 
diejenige,  welche  eine  Verfassung  in  sich  selbst  trftgt,  und 
diese  liegt  in  der  Tüchtigkeit  und  Angemessenheit  ihr^ 
Bestimmungen  bezüglich  der  Zustände  des  Volkes,  für 
welches  sie  bestimmt  ist 

A.  Als  die  Einrichtungen,  welche  auf  die  besond«^ 
Gewähr  der  Verfassung  gegen  Umsturz  oder  Verletzungen 
von  Seiten  des  Souverains  abzielen,  werden  in  ein- 
zelnen deutschen  Verfassungen  aufgeflihrt:  1)  der  Verfas- 
sungseid, welcher  mitunter  von  dem  Souverain  oder  Begie- 
rungsyerweser,  den  Prinzen  des  Hauses  und  sänuntlichen 
Staatsdienem  zu  schwören  ist  ^) ;  2)  die  Aufnahme  des  Grund- 
satzes der  Verantwortlichkeit  der  Minister  f&r  die 
Regierungshandlungen  des  Souverams  und  überhaupt  das 
Institut  der  Ministeranklage^);  3)  die  Einrichtung  land- 
ständischer Ausschüsse  zur  Wahrung  der  ständischen  Rechte 
in  den  Zeiten,  in  welchen  die  Stände  nicht  versammelt  sind^); 

4)  das  Selbstyersammlungsrecht,  welches  einige  Ver- 
fassungen   den   Ständen    in    gewissen   Fällen    einräumen^); 

5)  mitunter  legt  eine  Verfassung  einem  gewissen  Colleginm 
oder  einem  Ausschusse  das  besondere  Recht  bei,  den  Schatz 
des  deutschen  Bundes  für  die  Verfassung  anzurufen,  ob- 
schon  derselbe  nicht  deren  Garantie  übernommen  hat^. 

B)  In  Bezug  auf  die  SichersteUung  der  Verfassung  gegen  Um- 
sturz und  Verletzung  durch  das  Volk  oder  die  Stände  erwähnen 
aber  die  deutschen  Verfassungsurkunden  hauptsächlich  nnr  fol- 
gende Einrichtungen:  1)  denVerfassungseid,  welchen  sämmt- 


§.  107.  —  Schwarzburg-Rudolstadt,  V.-ü.  1854,  §.  46  n.  f.  — 
Luxemburg,  V.-ü.  1856,  art.  109  u.  £  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862, 
§.  119  u.  f. 

8)  Siehe  oben  §.  243  a,  IV;  §.  265  m. 

4)  Siehe  oben  §.  242  u.  f. 

B)  Siehe  oben  §.  413. 

•)  Siehe  §.  366.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  165  a  linea  2 
erlaubt  insbesondere  dem  ständischen  Ausschüsse,  zum  Zwecke  der  Er- 
hebung einer  von  ihm  'fär  begründet  erachteten  Beschwerde  oder  Anklage 
eines  Staatsbeamten  wegen  Verfassungsverletzung  den  Landtag  nach  Tor- 
g&ngiger  Anzeige  bei  dem  Staatsministerium  zusammen  zu  berufen. 

')  Hannover,  L.-G.-G.  1840,  §.  181  (siehe  oben  §.  413,  Note  5).  — 
Kurhessen,  (aufgehobene)  V.-U.  1852,  §.  121. 
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lidie  Staatabdiger  und  die  Stände  insbesondere  zu  sehw5ren 
kaben^);  2)  erschwerende  Vorschriften  in  Bezug  auf  die  Ab- 
Indernng  der  emzelnenVerfassungsbestimmungen^); 
3)  sehr  wesentlich  ist  in  dieser  Hinsicht  ein  tttchtiges  Wahl- 
gesetz 1®).  4)  Schon  die  (Frankfurter)  Reichsyerfassnng  yom 
28.  März  1849  fand  es  aber  nöthig,  zum  Schatze  der  Verfas- 
song  gegen  gewaltsamen  Umsturz  durch  Volksbewegungen 
nach  dem  Vorgange  der  unter  K.  Louis  Philippe  aufge- 
kommenen Staatspraxis  die  Verkündigung  eines  sog.  Kriegs- 
zustandes oder  Martialgesetzes  zu  gestatten^^),  welche 
Einrichtung;  oder  eine  ähnliche,  wie  z.  B.  das  Recht,  bei  Auf- 
rohr ein  Standrecht  zu  verkündigen,  seitdem  auch  in  die 
Gesetzgebung  der  einzelnen  Staaten  übergegangen  ist^^),  zum 
Theile  aber  auch  schon  früher  darin  begründet  war  ^3). 

G)  Als  Einrichtungen,  welche  darauf  berechnet  sind,  eine 
Bürgschaft  der  Verfassung  gleichmässig  sowohl  gegen  den 
Versuch  eines  Umsturzes  oder  eine  Verletzung  von  Seiten  der 
Staatsregierungy  wie  der  Stände  oder  des  Volkes  zu 


•)  Siehe  oben  §.  285. 

»)  Siehe  ohen  §.  378. 

M)  Siehe  oben  §.  348  u.  f. 

")  (Frankforter)  Yerfassang  des  deutschen  Reiches  y.  28.  März  1849, 
Art.  lY.  ,Jm  Falle  des  Krieges  oder  Aufruhres  können  die  Bestünmungen 
der  Qnmdrechte  über  Verhaftung,  Haussuchung  und  Yersanunlungsrecht 
mm  der  Reichsregiemng  oder  der  Begierung  eines  Einzelstaates  für  ein- 
zelne Bezirke  zeitweise  ausser  Kraft  gesetzt  werden." 

«)  Vergl.  z.  B.  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  54.  —  Baden, 
Gesetz  Tom  29.  Januar  1851,  Reg.-Bl.  VI  über  den  Kriegszustand:  eben- 
das.  Gesetz  von  demselben  Datum,  das  Standrecht  betr.  —  Wal  deck, 
T.-ü.  1852,  §.96.  „Nur  im  Falle  eines  Krieges  oder  Aufruhres  kann 
nach  näherer  Bestimmung  des  Gesetzes  ein  Ausnahmezustand  eingeführt 
weiden.*^  _  Reuss  j.  L.,  Gesetz  vom  20.  Juni  1856,  §.  37.  „Es  dürfen 
.  .  .  ausserordentliche  Gommissionen  und  Gerichtshöfe  nicht  eingefOhrt 
werden,  es  sei  denn,  dass  der  Kriegszustand  erklärt  worden,  in  wel- 
ehem  Fall  auch  gegen  Civilpersonen  die  Militärgerichtsbarkeit  innerhalb 
der  TiHrgeschriebenen  Grenzen  statt  finden  kann.^'  —  Luxemburg,  V.-U. 
1856,  art.  113.  y,Aucune  disposition  de  la  Constitution  ne  peut  etre 
suspendue,  qne  dans  le  cas  d*^tat  de  si^ge  proclam^  conformöment 
i  la  loi'' 

*^  YeigL  z.  B.  über  das  Standrecht:  Bayern,  Stra%esetzbuch  von 
1813,  ai^  441  flg. 
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Terhttten,  finden  sich,  abgesehen  von  dem  Bandesschieds- 
gericht e^^);  in  den  Verfassnngen  der  deutschen  Einxel- 
staaten:  1)  die  Anordnung  einer  entscheidenden  Instanz,  wie 
ein  Schiedsgericht,  zur  Entscheidung  über  Streitigkeiten 
zwischen  der  Staatsregierung  nnd  den  Landständen  ^^) ,  oder 


*4)  Siehe  oben  §.  166  flg.  —  Von  den  deutschen  Verüassnnggurknnden 
sagt  übrigens  nur  allein  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  122:  „Wenn 
über  die  Auslegung  einzelner  Bestimmungen  der  Verfiissungsurkunde  Zweifel 
entsteht,  so  soll  die  Entscheidung  beim  Bundesschiedsgerichte  eingeholt 
werden." 

»)  In  beiden  Mecklenburg  wurde  am  28.  November  1817  ein  orga- 
nisches Staatsgesetz  über  die  Mittel  und  Wege  der  rechtlichen  Entschei- 
dung in  Streitigkeiten  über  die  Landesverfassung  errichtet  (siehe  oben 
§.  341,  Note  87)  und  dessen  Garantie  bei  dem  deutschen  Bunde  (Protok. 
vom  5.  December  1817)  nachgesucht.  Ein  Abdruck  dieses  Gesetzes  findet 
sich  auch  in  den  Prot,  der  B.-V.,  Quart-Ausg.,  Bd.  IV,  S.  150.  —  Kur - 
hessen,  V.-ü.  1831,  §.  154  schreibt  die  Bildung  eines  Compromissge- 
richtes  aus  sechs  unbescholtenen,  der  Rechte  und  der  Verüeissung  kundigen, 
wenigstens  30  Jahre  alten  Inländern  vor,  von  welchen  drei  durch  die  Re- 
gierung und  drei  durch  die  Stände  gewählt  werden,  und  die  sodann  ans 
ihrer  Mitte  durch  das  Loos  einen  Vorsitzenden  mit  entscheidender  Stinmie 
im  Falle  der  Stimmengleichheit  erwählen."  —  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831, 
§.  266  a  linea  2.  „Im  Falle  einer  nicht  auszugleichenden  verschiedenen 
Ansicht  zwischen  der  Staatsregierung  und  Landschaft  über  die  Auslegung 
einzelner  Punkte  tritt  ein  schiedsrichterliches  Verfahren,  nach  Analogie 
des  in  der  Oberappellationsgerichtsordnung  §.  41—44  verordneten  ein ;  doch 
ist  vor  dessen  Betreten  ein  nochmaliger  Versuch  einer  Hinlegung  im  Er- 
örterungswege zu  machen."  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  231 
ordnet  unter  gleicher  Voraussetzung  ein  Gompromissgerichtan,  wel- 
ches in  gleicher  Weise  zusammengesetzt  wird,  wie  der  Staatsgerichtsho£  — 
S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  115  verweiset  die  Entscheidung  der 
Frage,  ob  ein  Gegenstand  zur  Gompetenz  des  gemein  schaftlichen  Land- 
tages oder  der  einzelnen  Landtage  (siehe  §.  413)  gehöre,  dafeme  die 
Mehrheit  der  anwesenden  Abgeordneten  auf  dem  gemeinschaftlichen 
Landtage  fOr  Letzteres  stimmt,  vor  ein  Schiedsgericht,  über  weiches 
sich  die  Abgeordneten  beider  Herzogthümer  zu  vereinbaren  haben.  Kommt 
diese  Vereinbarung  innerhalb  vierzehn  Tagen  nicht  zu  Stande,  so  ist  die 
Frage  vor  denStaatsgerichtshof,  und  bis  dahin,  wo  ein  solcher  durch 
Gesetz  bestellt  worden,  vor  das  O.-A.- Gericht  zu  Jena  zu  bringen.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  209.  „Waltet  über  die  Auslegung  des 
Staatsgrundgesetzes  oder  über  die  Grenzen  der  verfassungsmässigen  Mit^ 
Wirkung  des  Landtages  eine  Verschiedenheit  der  Ansichten  zwischen  der 
Staatsregierung  und  dem  Landtage  ob,  und  ist  eine  Verständigung  nicht 
erreicht,  so  soll  auf  Antrag,  sei  es  der  Staatsregierung  oder  des  Landtages 
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OD  Staatsgerichtshof,  welcher  nicht  nur  über  die  Minister- 
anklagen,  sondern  auch  ttber  yerfassungswidrige  Handlangen 
der  St&ndemitglieder  oder  der  Mitglieder  der  landständischen 
Anssehttsse  m  erkennen  hat  ^^) ;  2)  die  Uebemahme  der  Garantie 
der  Verfassung  durch  den  deutschen  Bnnd^^). 


§.  415. 

Die  Repräsentativverfassung  in  den  vier  freien  Städten  *). 

I.  Verfassungszustände  vor  dem  Jahre  1848. 

L  Von  den  frttheren  freien  Beichsstädten  sind  nnr  vier, 
nämlich  die  drei  alten  Hansestädte  Lübeck,  Bremen  und 
Hambnrg,  nnd  die  Stadt  Frankfurt  znr  Sonverainetät  nnd 
Anfnahme  in  den  deutschen  Bnnd  unter  der  Bezeichnung  als 
freie  Städte  gelangt.  Sie  fuhren  gemeinschaftlich  die 
XVII.  Stimme   im  engeren  Rathe    der  Bundesversammlung^) 


die  Frage  Tor  einem  vereinbarten  SchiedsgericHte  oder  vor  dem 
Staatsgerichtshofe  als  Schiedsgericht,  und  falls  die  Staatsregie- 
mng  oder  der  Landtag  sich  bei  der  Entscheidung  des  Schiedsgerichtes 
nicht  bemhigen  wollen,  von  dem  deutschen  Bundes  Schiedsgerichte 
in  letzter  Instanz  entschieden  werden/'    * 

«)  Siehe  oben  §.  408.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  195.  „Zum 
gerichtlichen  Schutze  der  Verfassung  wird  ein  Staatsgerichts- 
hof errichtet**  Ebendas.  §.  199  wird  der  Staatsgerichtshof  nicht  nur 
filr  competent  zur  Entscheidung  über  die  ständischen  Ministeranklagen 
erid&rt,  sondern  auch  bezüglich  der  „Anklagen  der  Regierung  gegen 
einzelne  Mitglieder  der  Stände  und  des  Ausschusses.**  —  Braun- 
Bchweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  108  gibt  nur  der  Ständeversammlung 
das  Becht,  auch  Mitglieder  ihres  Ausschusses  wegen  Yeriassungsver- 
letzung  anzuklagen.** 

<7)  Siehe  oben  §.  337. 

*)  Alex-  Müller,  Einl.  z.  Studium  der  Verf-Gesch.  der  vier  freien 
Städte.  Hamburg  1826.  —  Ch.  de  Yillers,  constitutions  des  trois  villes 
Iflnres  hans^tiques.  Leipzig  1814.  —  C.  F.  Wurm,  YerflEtssungs- Skizzen 
der  freien  nnd  Hansestädte  Lübeck,  Bremen  und  Hamburg.  Hamb.  1841.  — 
N.  A.  Westphalen,  Gesch.  d.  Hauptgrundgesetze  der  Hamb.  Verfassung 
2  Bde.  Hamburg  1844.  —  H.A.  Zachariae,  deut.  Verf.-Gesetze  (1855) 
8.  1120  flg.;  erste  Fortsetzung  (1858),  S.  229  flg.;  zweite  Fortsetzung 
(1862),  S.  168  flg. 

^  Beut  B.-A.  art.  4. 
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uod  besitzen  ein  gemeinschaftliches  Oberappellationsgericht  zu 
Lttbeck. 

n.  Was  die  innere  Verfassung  der  vier  freien  Städte  an- 
betrifft,  so  zeigte  die  Verfassung  der  drei  Hansestädte 
auf  ihren  älteren ,  d.  h.  vor  dem  Jahre  1848  schon  bestan- 
denen, Grundlagen  betrachtet,  bei  vielfacher  Verschiedenheit 
im  Einzelnen,  doch  darin  eine  Uebereinstimmung,  dass  in  den- 
selben die  Hoheit,  oder  nunmehr  die  Souverainetät,  dem 
Senate  und  der  Gesammtheit  der  Bürger,  der  eigent- 
lichen (beziehungsweise  erbgesessenen  christlichen) 
Bürgerschaft  zusammen,  gemeinschaftlich  und  untrennbar 
(uno  inseparabiU  nexu)  zustand,  und  hierdurch,  so  wie  in  Folge 
mancher  anderen  Einrichtungen,  die  Verfassung  als  eine  aristo- 
kratische erschien^). 

HI.  Die  Verfassung  der  freien  Stadt  Frankfurt  beruhte 
dagegen  schon  seit  der  Constitutionsergänzungsakte  vom 
18.  Oktober  1816  auf  dem  demokratischen  Principe,  so 
dass  die  Souverainetät  der  Gesammtheit  der  christlichen 
Stadtbürger,  im  Gegensätze  der  Beisassen,  Landbe- 
wohner und  israelitischen  Staatsangehörigen  zustand^). 

IV.  In  allen  vier  freien  Städten  stand  nach  der  älteren 
Verfassung  (vor  dem  Jahre  1848)  und  steht  noch  der  Senat 
oder  (edle)  Rath  an  der  Spitze  der  gesammten  Staatsregierung ; 
er  hat  die  oberste  Leitung  aller  Staatsangelegenheiten,  insbe- 
sondere ist  ihm  die  vollziehende  Gewalt,  so  wie  die  Re- 
präsentation der  Stadt  in  ihren  auswärtigen  Beziehungen 
beigelegt.     Diese  Rechte  übt   der  Senat  unter  dem  Vorsitze 


3)  Die  Grundlagen  der  älteren  Verfassungen  der  drei  Hansestädte 
sind:  a)  f&r  Lübeck:  das  Stadtrecht  von  1586  and  der  Bürgerrecess  von 
1669,  nebst  vielen  einzelnen  Gesetzen  seit  1813;  —  b)  für  Bremen:  die 
Tafel  von  1433,  die  neue  Eintracht  von  1434,  die  kündige  RoUe  von  1489, 
das  Statut  über  die  Rathswahlen  von  1816  und  das  Statut  über  die  Bürger- 
convente  von  1818;  —  c)  fOr  Hamburg:  der Hauptrecess  zwischen  einem 
edlen  Rathe  und  der  erbgesessenen  Bürgerschaft  von  15.  Oktober  1712  und 
dessen  Beilagen,  wie  z.  B.  das  Reglement  der  Rath-  und  Bürgerconvente 
von  1710;   der  Unionsrecess  von  1710  approbat.  den  15.  Oktober  1712  etc. 

4)  Für  Frankfurt  bilden  die  Grundlage:  der  Bürgervertrag  von 
1618,  die  Constitutionsergänzungsakte  vom  19.  Juli  1816  und  viele  einzelne 
Gesetze.  —  Yergl.  auch  die  Wiener  Congressakte,  Art  46  (siehe  oben 
§.  138,  n). 
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Ton    Bürgermeistern y    welche   ans   seiner  Mitte   gewäSlt 
werden. 

V.  Neben  dem  Senate  standen  in  sämmtlichen  vier  freien 
Städten  dgenthümliehe  bürgerliche  Behörden,  Ausschüsse 
oder  Gollegien  nnter  verschiedenen  Namen  nnd  mit  yer- 
schiedener  Einrichtung ,  theils  zur  Ueberwachung  seiner  amt- 
lichen Thätigkeit,  theils  war  der  Senat  in  mehrfachen,  durch 
die  Verfassungen  der  einzelnen  Städte  yerschieden  bestimmten 
Fällen  an  die  Zustimmung  dieser  bürgerlichen  Ausschüsse 
oder  Gollegien  gebunden^). 

VI.  Solche  Ausschüsse  der  Bürgerschaft  oder  Gollegien 
yertraten  in  den  vier  freien  Städten  die  Stelle  der  Land- 
stände,  wesshalb  die  bundesgesetzlichen  Bestim- 
mungen über  die  landständische  Verfassung  auch  auf  die  vier 
freien  Städte  soweit  anwendbar  sind,  als  die  besonderen  Ver- 
fassungen und  Verhältnisse  derselben  es  zulassen^). 

Vn.  In  allen  freien  Städten  musste  bei  besonders  wich- 
tigen Angelegenheiten  eine  allgemeine  Bürger  Versamm- 
lung berufen  werden.  Dieser  kam  die  eigentliche  gesetz- 
gebende Gewalt  zu,  sofeme  dieselbe  nicht  durch  die  Verfas- 
sung ausdrücklich  ganz  oder  theilweise  an  ein  die  Bürger- 
schaft repräsentirendes  Collegium  verwiesen  worden  war'). 


<)  In  Lübeck  bildeten  die  bürgerliche,  den  Senat  controUirende  Be- 
lidrde,  die  Aeltesten  in  12  Gollegien;  in  Bremen,  ein  Colleginm  der 
Aeltermänner ;  auch  bestand  noch  daneben  eine  Regierungscommis- 
sion, hauptsächlich  aus  Deputirten  der  Bürgerschaft  zusammengesetzt.  In 
Hamburg  bestand  ein  Collegium  der  Oberalten  und  neben  ihm 
ein  Collegium  der  Sechziger  und  der  Hundertachtziger,  jedes  mit 
besonders  bestimmten  Befugnissen.  In  Frankfurt  besteht  nach  der  Con- 
stitutionsergäazungsakte  eine  „ständische  Bürgerrepräsentation'' 
aus  61  Personen  gebildet  und  ein  gesetzgebender  Körper,  welcher 
Letzterer  als  die  eigentliche  Vertretung  der  gesammten  Bürgerschaft 
namentlich  in  Bezug  auf  die  Gesetzgebung  erscheint. 

«)  Anadiücklich  sagt  dies:  W.  S.-A.  art  62.  —  Siehe  oben  §.  337 b.  — 
Daher  können  auch  Streitigkeiten  zwischen  dem  Senate  und  dieser  Reprä- 
aenftation  vor  das  Bundesschiedsgericht  gezogen  werden.  YergL  B.-B.  Yom 
30.  Oktober  1834  (siehe  oben  §.  166). 

T)  Dies  war  zuerst  der  Fall  in  Frankfurt,  wo  schon  seit  1816  der 
gröaete  Theil  der  gesetzgebenden  Gewalt  einer  besonders  erwählten  gesetz- 
gebenden Versammlung  zugetheilt  ist,  so  dass  für  die  allgemeine  Bürger- 
Versammlung  nur  noch  die  Abfassung,  Abänderung  und  authentische  Inter- 
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Vni.  Das  Staatsgebiet  jeder  der  freien  Städte  begreift 
ausser  der  Stadt  auch  einige  Landgemeinden,  denen  bis 
auf  die  neuesten  Verfassungsverändernngen  kein  oder  nnr  ein 
sehr  geringer  Antheil  am  Stadtregiment  zakam,  and  auch  jetzt 
theilweise  nnr  in  beschränktem  Masse  gewährt  wurde. 

IX.  In  der  neueren  Zeit  trat  auch  in  den  drei  Hanse- 
städten das  Bestreben  hervor,  in  ähnlicher  Weise ,  wie  dies 
inFrankfurt  schondurch  dieConstitutionsergänznngs- 
akte  von  1816  geschehen  war,  an  die  Stelle  der  alten 
Gollegialverfassung  eine  eigentliche  demokratische 
Bepräsentatiyyerfassung  mit  Beseitigung  oder  doch 
mit  möglichster  Beschränkung  der  noch  übrigen  wenigen  aristo- 
kratischen Elemente  einzurichten. 

§.  416. 

n.    Verfassungsveränderungen 
.    in   den  vier  freien  Städten  seit   1848. 
a)  In  Lübeck. 

I.  In  Lübeck  hatte  man  schon  seit  dem  Jahre  1844 
sich  mit  Vorarbeiten  für  die  Umgestaltung  der  Verfassung  be- 
schäftigt; ihr  Ergebniss  war  eine  förmliche  Verfassungsurkunde 
vom  8.  April  1848 1).  Aus  einer  fievision  derselben  ging  die 
jetzt  geltende  Verfassnngsurkunde  für  die  freie  und  Hanse- 
stadt Lübeck  vom  29.  December  1851  hervor 2). 

n.  Hiemach  besteht  der  Senat  aus  14  Mitgliedern.  Von 
diesen  müssen  stets  acht  dem  Oelehrtenstande  angehören  und 
unter  diesen  wenigstens  sechs  Bechtsgelehrte  sein;  unter  den 
übrigen  sechs  Mitgliedern  müssen  wenigstens  fünf  Kanflente 
sich  befinden  3). 


pretation  der  eigentlichen  Grand-  oder  Verfassungsge setze  flbiig 
gelassen  ist. 

^)  Yergl.  Hermsdorf,  Jahresberichte  über  die  deutsche  Gesetj^bung. 
1844,  S.  7.  1845,  S.  16.  1846,  S.  26. 

*)  Besonderer  Abdruck:  Yerfassangsurkonde  für  die  freie  und  Hanse- 
stadt Lübeck,  nach  dem  Beschlüsse  vom  29.  December  1851.  Lübeck 
1852;  bei  H.  A.  Zachariae,  deut  Verf.-Ges.  (1855),  S.  1121. 

»)  Lübeck,  V.-ü.  1851,  §.  1. 
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m.  Dem  Senate  steht  die  oberste  Leitang  aller  Stantsan- 
gdegenheiten  zq^).  An  seiner  Spitze  steht  ein  von  diesem 
ans  seiner  Mitte  erwählter  Bürgermeister,  welcher  zwei 
Jahre  in  diesem  Amte  bleibt,  und  nicht  sofort  wieder  dazn 
erwShlt  werden  kann^). 

IV.  Neben  dem  Senate  ist  eine  die  Gesammtheit  aller 
Bewohner  des  Ifibischen  Freistaates  vertretende  Körper- 
sehaft  anter  dem  Namen  ,,die  Bürg  erschaff'  eingerichtet 
worden,  welche  ans  120  von  der  gesammten  Einwohnerschaft 
gewählten  Mitgliedern,  sog.  Vertretern,  besteht,  nnd  theils 
in  ihrer  Oesammtheit,  theils  durch  einen  Ansschnss  (Bürger- 
ansschass)  von  30  Personen  ans  ihrer  Mitte,  in  weitester 
Ausdehnung  alle  die  Rechte  ausübt,  welche  den  Landständen 
in  den  monarchischen  Staaten  beigelegt  sind,  und  zwar  so 
YoUständig,  dass  nunmehr  in  Lübeck  eine  eigentliche  allge- 
meine Bürgerversammlung  nicht  mehr  stattfindet^). 

V.  Die  Mitglieder  des  Senates  bekleiden  ihr  Amt  lebens- 
länglich^; die  Vertreter  werden  auf  sechs  Jahre  gewählt,  doch 
so,  dass  alle  zwei  Jahre  diejenigen  austreten,  die  volle  sechs 
Jiüire  hindurch  in  der  Bürgerschaft  gesessen  haben  ^). 

VI.  Die  Ergänzung  des  Senates  geschieht  durch  Wahl 
des  Senates  und  der  Bürgerschaft  in  der  Art,  dass  diese  aus 
ihrer  Mitte  so  viele  Wahlmänner  (Wahlbürger)  ernennt,  als 
Senatoren  zu  der  Wahlhandlung  erschienen  sind^). 

VII.  Eine  besondere  Sorgfalt  hat  diese  Verfassung  der 
Erledigung  von  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  dem  Senate 
und  der  Bürgerschaft  zugewandt  und  dabei  zwei  Fälle  unter- 
schieden. 

A)  Betrifft  die  Meinungsverschiedenheit  die  authentische 
Auslegung  bestehender  Gesetze,  insbesondere  der 
Verfassung,  oder  ein  auf  Grund  der  Verfassung  von  dem 
Senate  in  Anspruch  genommenes  Recht,  so  ist  die  Streitfrage 


4)  Ebendas.  §.  27. 

B)  Ebendas.  §.  22.  25. 

•)  Ebendas.  §.  28  n.  f„  §.  51  u.  f.,  §.  67  u.  t,  §.  72  u.  f. 

^  Ebendas.  §.  18. 

^  Ebendas.  §.  36. 

•)  Ebendas.  §.  4  o.  £ 
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der  rechtlichen  Entscheidang  des  Oberappellationsgeiichtes  d4| 
vier  freien  Städte  zu  unterwerfen  *®).  j 

B)  Weichen  dagegen  die  Meinungen  des  Senates  und  doj 
Bürgerschaft  darüber  von  einander  ab,  was   das  Staat 
wohl  erfordere,   und    sind    in    solchem  Falle  Senat 
Bürgerschaft  der  übereinstimmenden  Ansicht,  dass  eise 
sehluBsnahme  ohne  wesentlichen   Nachtheil  für   das 
wesen  keinen  Aufschub  erleide,  so  ist  die  Heiira 
schiedenheit  durch  den  Ausspruch  einer  EntscheiduBgs-( 
mission  zu  beseitigen,  die  durch  sieben  Mitglieder  desi 
und  sieben  Mitglieder  der  Bürgerschaft  gebildet  wird.   Aa 
rungen  in  der  Verfassung  dürfen  mdessen  niemals  dufcb( 
Ausspruch  einer  solchen  Commission  durchgeführt  werden^ 


§.  417. 
b)  Verfassungsverändenmgen  in  Bremen. 


I.  In  Bremen  war   durch  Vereinbarung  zwischen 
und  Bürgerschaft  eine  Verfassung  des  Bremischen  Staates 
5.  und  8  März  1849  zu  Stande  gebracht  worden^). 

IL   Durch    Beschluss    der    Bundesversammlung    in 
VI.  Sitzung  vom  6.  März  1852  2)  wurde  aber   eine  Keihe 
Bestimmungen  in  dieser  Verfassung  ausgezeichnet,  welehe 
unvereinbar   mit    der   Bundesgesetzgebung    beseitigt 
müssten;    auch   wurde   in    der    VIII.  Sitzung    vom  22. 
1852  3)  ein  Bundescommissair  ernannt,  um  den  Senat  bd 
Ausführung  dieses  Bundesbeschlusses  zu  unterstützen. 

III.  Hierauf  kam  die  jetzt  geltende  Verfassung  der 
Hansestadt    Bremen   vom    21.  Februar    1854    zu 
dm'ch  welche  sich  die  Bundesversammlung  auf  erstatteten 


i 


*o)  Eben  das.  §.  89. 
")  Ebendas.  §.  90  u.  f. 

*)  Abgedruckt  in  Rauch,  parlam.  Taschenbuch,  Lief.  4,  S.  T8. 
«)  ProtQk.  der  B.-V.  §.65,  S.  327  u.  f.;  bei  G.  v.  Meyer,  Cwp-* 
Confod.  Germ.  3.  Aufl.,  Thl.  H,  S.  571. 

»)  Protok.  der  B.-V.  §.  80,  ebendas.  S.  572. 
*)  Besonderer  Abdruck:  Bremen  1854. 
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riebt  des  Bundescommissairs  in  der  SitznDg  vom  17.  August 
1854  Zufriedengestellt  erklärte^). 

rv.  Die  Verfassung  der  freien  Stadt  Bremen  v.  21.  Febr. 
1854^)  beruht  im  Wesentlichen  auf  denselben  Grundlagen,  wie 
die  Verfassung  der  freien  Stadt  Lübeck  vom  29.  December 
1851.  Auch  in  Bremen  steht  jetzt  dem  Senate,  welchem  die 
Leitung  und  Oberaufsicht  in  allen  Staatsangelegenheiten,  ins- 
besondere die  vollziehende  Oewalt,  zugewiesen  ist^),  eine  Ver- 
tretung aller  Staatsbürger  unter  der  Bezeichnung  als  Bürger- 
schaft, mit  ausgedehnten  landständischen  Rechten,  und  ohne 
dass  noch  eine  allgemeine  Bürgerversammlung  zu  berufen 
wäre,  zur  Seite®). 

V.  Der  Senat  besteht  hier  aus  18  Mitgliedern,  wovon 
wenigstens  zehn  dem  Stande  der  Rechtsgelehrten  angehören 
und  itlnf  Kaufleute  sein  müssen^). 

VI.  Auch  hier  geschieht  nunmehr  die  Wahl  der  Senats- 
mitglieder durch  den  Senat  und  die  Bürgerschaft  zusammen 
nach  näherer  Bestimmung  des  Gesetzes  ^^). 

Vn.  Der  Senat  erwählt  zwei  seiner  Mitglieder  zu  Bflrger- 
meistem;  jeden  auf  vier  Jahre,  doch  so,  dass  alle  zwei 
Jahre  einer  austritt  und  nicht  sofort  wieder  wählbar  ist.  Einer 
der  Bürgermeister  ist  für  die  Dauer  eines  Jahres  Präsident 
des  Senates.  Mit  dem  Anfange  des  nächsten  Jahres  tritt  der 
andere  Bürgermeister  an  seine  Stelle  ^0- 

Vm.  Die  Bürgerschaft  besteht  in  Bremen  nunmehr  aus 
150  Vertretern  der  Staatsbürger  ^2), 


^  Siehe  den  ausftLhrlichen  Bericht  des  Bundescommissairs  (General- 
migor  Jacobi)  in  den  Protok.  der  B.-V.  als  Beilage  1  zur  10.  Sitzung  t. 
6.  April  1864,  §.  100,  S.  2&3  u.  fl  und  das  Gutachten  des  politischen  Aus- 
schusses  der  Bundesversammlung  in  der  22.  Sitzung  vom  20.  Juli  1854, 
Protok.  §.  225,  S.  648  u.  f.  und  hierauf  den  B.-B.  vom  17.  August  1854, 
Protok.  §.  258,  S.  785. 

^  Abgedruckt  nebst  den  zur  Ausführung  errichteten  Gesetzen  bei 
BL  A.  Zacharie,  deut  Verf.-Ges.  (1855),  S.  1187  flg. 

7)  Bremen,  V.-U.  1854,  §.  59. 

•)  Ebendas.  §.  3,  §.  38  u.  f.,  §.  56  u.  f. 

»)  Ebendas.  §.  21. 

«<>)  Ebendas.  §.  22  u.  f. 

")  Ebendas.  §.  30.  31. 

»)  Ebendas.  %.  38. 
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IX.  Die  Senatoren  werden  auf  Lebenszeit,  die  Vertreter 
auf  sechs  Jafare,  mit  Aastritt  der  Hälfte  alle  drei  Jahre,  ge- 
wählt i»). 

X.  Senat  nnd  Bürgerschaft  ttben  ihre  gemeinschaftlichen 
Bechte  entweder  nnmittelbar  durch  übereinstimmende  Be- 
schlüsse; oder  mittelbar  durch  Ausschüsse  (sog.  Deputationen), 
welche  aus  Mitgliedern  des  Senates  und  der  Bürger- 
schaft gebildet  werden  i^). 

XI.  Für  Meinungsverschiedenheiten  über  Auslegung  der 
Verfassung,  eines  Gresetzes  oder  sonst  eines  gemeinschaftlichen 
Beschlusses  ordnet  auch  diese  V^assung  eine  gericht- 
liche Entscheidung  an^^).  Für  die  Fälle,  in  welchen  die 
Meinungsverschiedenheit  einen  anderen  als  einen  der  hier 
genannten  Gegenstände  betri£ft,  findet  sich  keine  gesetzliehe 
Bestimmung  bezüglich  ihrer  Ausgleichung. 

Xn.  Die  Verfassung  der  freien  Stadt  Bremen  hat  einen 
besonderen  Abschnitt,  von  den  Rechten  der  Bremischen  S^taats- 
genossen,  aufgenommen,  welcher  den  von  der  (Frankfurter) 
Nationalversammlung  beschlossenen  Grundrechten  des  deutschen 
Volkes  nachgebildet  ist,  jedoch  mit  mancherlei  mässigenden 
Abänderungen  ^^). 

§.  418. 
c)   Verfassungsveränderungen  in  Hamburg. 

I.  In  Hamburg  wurde  am  11.  April  1849  eine  neue  Ver- 
fassung des  Freistaates  beschlossen,  welche  im  Wesentlichen 
auf  der  Einrichtung  einer  Bürgerrepräsentation  (Bürgerschaft) 
neben  dem  Senate  beruhte,  wie  diese  in  Lübeck  und  Bremen 
getroffen  worden  ist,  und  auch  eine  Aufzählung  der  Grund- 
rechte im  Umfange  der  Beschlüsse  der  constituirenden  National- 
versammlung zu  Frankfurt  enthielt^).  Der  Bath  sollte  aus 
neun  Mitgliedern  bestehen,  und  unmittelbar  von  der  Bürger- 


»)  Ebendas.  §.  24.  40. 

")  Ebendas.  §.  59. 

«)  Ebendas.  §.  66.  2. 

«)  Ebendas.  §.  8-20. 

0  Abgedruckt  in  Bauch,  parlam.  Taschenbuch,  5.  lief.,  S.  209. 
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Schaft  und  beliebig  aus  allen  in  diese  wählbaren  Staatsbürgern 
gewählt  werden^). 

II.  Diese  Verfassung  wurde  zwar  alsbald  wieder  beseitigt 
und  ein  anderes  yon  einw  sog.  Neunercommission  ent- 
worfenes Verfassungsprojekt  durch  Raths-  und  Bttrgerbeschluss 
Tom  23.  Mai  1850  an  deren  Stelle  gesetzt.  Diese  sogenannte 
Nennerverfassung  konnte  aber  nicht  in's  Leben  treten, 
da  sie  von  dem  politischen  Ausschusse  der  Bundesversammlung 
beanstandet  wurde  ^). 

HL  Der  Senat  nahm  zwar  (August  1852  bis  Februar 
1854)  eine  Revision  dieses  Verfassungsprojektes  vor^);  der 
hieraus  hervorgegangene  Verfassungsentwurf  wurde  aber  von 
der  erbgesessenen  Bürgersehaft  abgelehnt  und  hierauf  von 
dem  Senate  die  Absicht  aufgegeben,  diesen  Entwurf  durch- 
zuführen. 

IV.  Auf  die  hiervon  der  Bundesversammlung  gemachte 
Anzeige  wurde  in  der  Sitzung  vom  2L  Juni  1855  beschlossen, 
diese  Sache  vorläufig  auf  sich  beruhen  zu  lassen  ^). 

V.  Nach  ab^maliger  Ablehnung  der  Vorlagen  des  Senates 
durch  die  Bürgerschaft  (7.  April  1856)  ruhte  die  Verfassungs- 
angelegenheit bis  zum  Jahre  1859.  Durch  Senats-  und  Bürger- 
beschluss  vom  11.  August  1859  gelangten  die  Verfassungs- 
Abschnitte,  welche  die  Bürgerschaft,  den  Bürger-Ausschuss  und 
die  Gesetzgebung  betrafen  und  ein  Wahlgesetz  zur  Annahme 
und  endlich  auch  die  nunmehr  in  Kraft  bestehende  Verfassung 
vom  28.  September  1860  zum  Abschlüsse). 

VI.  Hiermit  ist  auch  die  Verfassung  der  freien  Stadt 
Hambui^  im  Wesentlichen  auf  dieselben  Grundlagen  gebracht 


^  Hamburg,  Verf.  von  1849,  §.  94.  95.  96. 

»)  Protok.  der  B.-V.  XVH.  Sitz.  8.  Juni  1855,  §.  209. 

*)  Siehe  die  Hamburger  Yerfiussung  nach  der  von  dem  Senate  (1852  bis 
1854)  damit  vorgenommenen  Revision,  Protok.  der  B.-V.  Beil.  2  zu  §.  209 
XVIL  Sitz,  vom  8.  Juni  1855,  S.  587. 

»)  Vcigl.  Protok.  der  B.-V.  XIX.  Sitzung  vom  21.  Juni  1855,  §.  223, 
S.  648  u.  f.,  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföd.  Germ.  3.  Aufl.,  ThL  n, 
S.  638. 

•)  Abgedruckt  bei  H.  A.  Zach ariae,  deut.  Vert-Ges.,  zweite  Fort- 
setzung (1862),  S.  182  flg.;  bei  Rauch,  Parlamentär.  Taschenbuch,  8.  und 
9.  lief.  (1861),  S.  98  flg. 
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worden,  wie  die  dermal  bestehende  Verfassung  in  Lübeck  and 
Bremen.  Die  Faktoren  der  Staatsregiemng  sind  aaeh  Mar 
jetzt  der  Senat,  die  Bürgerschaft  (mit  dem  Charakter 
einer  Bürgerrepräsentation  oder  landständisehen  Körpers) 
und  ein  ans  ihr  hervorgehender  Bflrgerausschnss. 

VII.  Die  höchste  Staatsgewalt  steht  dem  Senate  nnd  der 
Bürgerschaft  gemeinschaftlich  zu.  Die  gesetzgebende  Gewalt 
wird  vom  Senat  and  Bürgerschaft  gemeinschaftlich  aii]sgettbt. 
Inhaber  der  vollziehenden  Gewalt  ist  der  Senat;  die  Ans- 
Übung  der  richterlichen  Gewalt  ist  den  Gerichten  zugewiesen  ^. 

VIÜ.  Der  Senat  besteht  aus  achtzehn  Mitgliedern,  nämlich 
aus  neun,  welche  die  Rechts-  oder  Cameralwissenschaften  stn- 
dirt  haben  und  aus  neun  sonstigen  Mitgliedern,  von  wdchen 
Letzteren  wenigstens  sieben  dem  Kaufiuannsstande  angehören 
müssen  ^).  Die  Wahl  der  Senatsmitglieder  geschieht  durch  die 
Bürgerschaft  aus  einem  Wahlaufsatze  von  zwei  Personen^). 
Die  Wahl  zum  Senatsmitgliede  muss  von  dem  Erwählten  bei 
Verlust  (ftir  immer)  der  staatsbürgerlichen  Rechte  und  des 
Rechtes,  in  Stadt  oder  Gebiet  ein  bürgerliches  Gewerb  zu 
treiben,  angenommen  werden^®);  das  Amt  ist  lebenslänglich 
und  jedes  andere  ö£fentliche  Amt  damit  unvereinbar  ^0-  Der 
Senat  wählt  in  geheimer  Abstimmung  aus  seiner  Mitte  einen 
ersten  und  einen  zweiten  Bürgermeister  für  die  Dauer  eines 
Jahres  zu  Vorsitzenden.  Kein  Bürgermeister  darf  länger  als 
zwei  Jahre  nach  einander  fungiren^^). 

IX.  Die  Bürgerschaft  besteht  aus  einhundert  und 
zweiundneunzig  Mitgliedern.  Hiervon  werden  viemndachtzig 
Mitglieder  durch  allgemeine  directe  Wahl  mit  geheimer 
Stimmabgabe  gewählt.  Die  übrigen  einhundert  und  acht 
Mitglieder  bestehen  1)  ans  achtnndvierzig  Grundeigenthümern, 
welche  von  einer  bestimmten  (hochbesteuerten)  Kategorie  von 
Grundeigenthümem  gewählt  werden  und  2)  aus  sechzig  Ab- 
geordneten   der   Gerichte,   der   Deputationen   und   Collegien, 


T)  Hamburgische  YerL  vom  28.  September  1860,  art  6  und  19. 

s)  Ebendas.  art.  8. 

«)  Eben  das.  art  9. 

«)  Ebendas.  art  10. 

«0  Ebendas.  art.  11  und  12. 

«)  Ebendas.  art  17. 
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welche  den  wichtigeren  Zweigen  der  Verwaltung  vorstehen, 
mid  der  zu  diesem  Behnfe  in  ein  WahlcoUeginm  zusammen- 
tretenden Aelterlente  der  zünftigen  Gewerbe.  Ablehnung  dieser 
Wahl  ist  mit  Verlust  der  staatsbürgerlichen  Rechte  nnd  des 
Rechtes,  in  Stadt  und  Gebiet  ein  zünftiges  Gewerbe  zn  treiben, 
für  die  Dauer  von  zehn  Jahren  bedroht  Die  Mitglieder  werden 
auf  sechs  Jahre  gewählt;  alle  drei  Jahre  hat  die  Hälfte  aus- 
zutreten >^. 

X.  Der  Bürger- Ausschuss  besteht  aus  zwanzig  Mit- 
gliedern, welche  die  Btlrgerschaft  aus  ihrer  Mitte  wählt,  unter 
denen  jedoch  nur  ftlnf  Rechtsgelehrte  sein  dürfen.  Seine  Be- 
fugnisse vergleichen  sich  denen  eines  landständischen  Aus- 
schusses ^^).  Besondere  Ausftihrlichkeit  zeigt  diese  Verfassung 
bezüglich  der  Art  und  Weise,  wie  vorgegangen  werden  soll, 
wenn  sich  eine  beharrliche  Meinungsverschiedenheit  zwischen 
Senat  und  Bürgerschaft  zeigt,  wobei  die  möglichen  Gegenstände 
derselben  zweckmässig  unterschieden  sind  ^^). 

§.  419. 
d)  Verfassungsveränderungen  in  Frankfurt. 

L  In  Frankfurt  erlitt  die  Constitutionsergänzungsakte 
vom  19.  Juli  1816  ^)  mehrere  wesentliche  Aenderungen  durch 
das  Yerfassungsgesetz  über  die  Berufung  einer  constituirenden 
Versammlung  nebst  Wahlgesetz  und  Uebergaugsbestimmungen 
vom  19.  Oktober  1848  und  das  Gesetz  vom  20.  Februar  1849 
über  die  bürgerliche  und  staatsbürgerliche  Gleichheit  der  Staats- 
angehörigen, wodurch  die  Israeliten,  Landbewohner  und  Bei- 
sassen den  christlichen  Stadtbürgern  in  allen  bürgerlichen 
und  staatsbürgerlichen  Beziehungen  gleichgestellt  wurden. 

n.  Dieses  Gesetz  wurde  in  Folge  des  Bundesbeschlusses 
vom  12.  August  1852  durch  Verordnung  des  Rathes  vom 
5.  Oktober  1852  wieder  aufgehoben^). 


»)  Ebendas.  art  28.  29.  34.  38. 
M)  Ebendas.  art  54—60. 
«•)  Ebendas.  art.  71—76. 

*)  Siehe  oben  §.  415,  Note  3.  —  Abgedruckt  bei  H.  A  Zachariae 
deut  yerf.-6e8.  (1855),  S.  1146  flg. 
«)  Vergl.  oben  §.  138,  U. 
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in.  An  dessen  Stelle  trat  sodann  ein  organisches  Ge- 
setz  vom  12. September  1853,  die  Erweiterung  der  staats- 
bürgerlichen Rechte  der  Landbewohner  und  Israeliten  betreffend, 
worin  denselben  zwar  nicht  völlige,  doch  th eilweise  Gleich- 
Stellung  mit  den  christlichen  Stadtbttrgem  in  staatsbürgerlicher 
Beziehung  eingeräumt  wurde  ^). 

IV.  Durch  ein  anderes  organisches  Gesetz,  beschlossen 
von  der  gesetzgebenden  Versammlung  am  22.  December  1854 
und  von  der  Bürgerschaft  am  5.  und  6.  Februar  1855,  wurden 
neue  Vorschriften  über  die  Einrichtung  des  Senates,  der  Ge- 
richte und  der  gesetzgebenden  Versammlung  gegeben.  Dieses 
Gesetz  wurde  durch  Beschluss  der  grossen  Rathsversammlung 
vom  16.  September  1856  amtlich  publicirt  und  ist  mit  dem 
1.  Januar  1857  in  Kraft  getreten. 

V.  Hiemach  besteht  der  Senat  mit  Einschluss  von  vier 
Syndiken  aus  21  auf  Lebenszeit  gewählten  Mitgliedern.    In 


')  Nach  diesem  seitdem  in  Kraft  stehenden  Gesetze  findet  (§.  1)  die 
Annahme  yon  Beisassen  künftig  nicht  mehr  statt.  Die  Mitglieder  der 
Frankfurter  Stadtgemeinde  werden  (§.  2)  ohne  Unterschied  Frankfurter 
Bürger  genannt;  die  Mitglieder  der  Landgemeinden  als  Bürger  ihrer  Ge- 
meinden bezeichnet  Den  Frankfurter  Bürgern  israelitischen  Religions- 
bekenntnisses werden  (§.  3)  ausser  der  zustehenden  Rechtsgleichheit  in 
privatbürgerUcher  Hinsicht  die  staatsbürgerlichen  Rechte  dahin  erweitert, 
dass  sie  zur  Wahl  der  75  Mitglieder  des  Wahlcollegs,  welche  45  Mitglieder 
der  gesetzgebenden  Versammlung  aus  der  Bürgerschaft  zu  wfthlen  haben, 
und  bei  der  Wahl  dieser  45  Mitglieder  selbst,  das  Wahlrecht  und  die 
Wählbarkeit  gleich  den  christlichen  Bürgern  haben  sollen,  doch  so,  dasa 
yon  dem  Wahlcolleg  nicht  mehr  als  vier  israelitische  Bürger  zu  Mit- 
gliedern der  gesetzgebenden  Versammlung  gewählt  werden  dürfen.  Den 
israelitischen  Büigem  sind  auch  die  öffentlichen  Aemter  im  Allgemeinen 
zugänglich,  jedoch  sind  (§.  4)  in  den  Senat  und  die  ständische  BOiger- 
repräsentation  nur  Frankfurter  Bürger  christlichen  Religionsbekennt- 
nisses wählbar;  ebenso  bleiben  die  Israeliten  yon  Richterstellen  und  yon 
Aemtem  ausgeschlossen,  deren  Wirkungskreis  christliche  Kirchen,  Schulen 
und  Stiftungen  betrifft.  In  ähnlicher  Weise  können  auch  Bürger  der  Land- 
gemeinden nicht  bei  der  Verwaltung  des  Vermögens  der  städtischen  Ge- 
meinde angestellt  werden,  sind  jedoch  zu  Richterstellen  wählbar;  auch 
sollen  (§.  5)  die  in  die  gesetzgebende  Versammlung  gewählten  Vertreter 
der  Landgemeinden,  so  wie  auch  (§.  6)  die  israelitischen  Mitglieder  der 
gesetzgebenden  Versammlung  an  allen  Berathungen  und  Beschlüssen  der- 
selben Theil  nehmen,  mit  Ausnahme  einiger  wenigen,  besonders  bezeich* 
neten  Gegenstände. 
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dem  Senate  müssen  wenigstens  vier  Mitglieder  dem  Hand- 
werksstande angehören  und  mehrere  Mitglieder  von  einer 
jeden  der  drei  christlichen  Confessionen  wirklich  sein^). 

VI.  Mit  der  Vornahme  der  Wahl  eines  Senatsmitgliedes 
werden  von  dem  Senate  sechs  nnd  von  der  gesetzgebenden 
Yersammlang  ebenfalls  sechs  Wahlmänner  beauftragt^). 

VII.  Alle  Jahre  wird,  wie  von  Alters  her,  zur  neuen 
Wahl  der  Bürgermeister  geschritten,  und  kein  Senatsmitglied 
darf  zwei  Jahre  hintereinander  das  Amt  des  Bürgermeisters 
fthren  *). 

VUI.  Die  Bestimmungen  der  Gonstitutionsergänzungakte, 
wonach  der  Senat  zur  Justizverwaltung  aus  sich  ein  Appel- 
lationsgericht zu  bilden  hatte,  hören  auf.  Die  Mitglieder  des 
Stadtgerichtes  und  Appellationsgerichtes  werden  fortan  in 
gldcher  Weise,  wie  die  Senatoren,  durch  sechs  von.  dem 
Senate  und  sechs  von  der  gesetzgebenden  Versammlung  be- 
auftragte Wahlmänner  auf  Lebenszeit  gewählt '^)« 

IX.  Die  gesetzgebende  Versammlung  besteht  fortan  1)  aus 
57  von  der  Bürgerschaft  der  Stadt  aus  sich  gewählten  Mit- 
gliedern; 2)  aus  20  von  der  ständischen  Bürgerrepräsentation 
gewählten  Mitgliedern;  3)  aus  11  von  den  Landgemeinden 
ans  sich  gewählten  Mitgliedern^). 

X.  Eine  Meinungsverschiedenheit,  die  sich  zwischen  dem 
Senate  und  der  gesetzgebenden  Versammlung  über  die  zum 
Wirkungskreise  dieser  Letzteren  gehörigen  Gegenstände  ergibt, 
soll  nur  auf  dem  Wege  gegenseitiger  Verständigung  ausge- 
gKchen  werden,  zu  welchem  Behufe  ein  Vermittelungs- 
Ausschuss  aus  5  Mitgliedern  des  Senates  und  5  Mitgliedern. 
der  gesetzgebenden  Versammlung  zu  bilden  ist,  um  über  die 
Vermittelungsvorschläge  zu  berathen  und  darüber  zu  be- 
richten ^). 


*)  Organisches  Gesetz  vom  22.  December  1854  und  5.  und  6.  Februar 
1855,  §.  1;  abgedruckt  bei  H.  A.  Zachariae,  deut.  Yerf.-Ges.  (1855), 
S.  1177  flg. 

*)  Ebendas.  §.  2. 

«)  Ebendas.  §.  4 

^  Ebendas.  §.  5  und  6. 

•)  Ebendas.  §.  15. 

•)  Ebendas.  §.  21-23. 

ZSpfl,  Stafttsreotat.  6.  Aufl.   n.  30 
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XI.  Wenn  aber  die  Verschiedenheit  der  Anrichten  i 
Auslegung  gesetzlicher  Bestimmungen  betziffi,  i 
steht  es  sowohl  dem  Senate ,  als  dem  gesetzgebenden  Kdrp 
frei,  die  Entscheidung  des  Oberappellationsgeriehtes  znLiibec 
in  Anspruch  zu  nehmen,  welche  sofort  als  Gesetz  zu  vi 
öjBTentlichen  ist,  und  die  Kraft  einer  authentischen  Inte 
pretation  hat^^). 


")  Ebendas.  §. 


Achtzehnter  Abschnitt. 

Die  Gemeinden. 

§.420. 
Begriff  von   Gemeinde  *). 

I.  Eine  Gemeinde  im  staatsrechtlichen  Sinne  ist  eine 
politische  Verbindung  von  Staatsbürgern  auf  einem  bestimmten 
Bezirke  des  Staatsgebietes  (Gemeindebezirk)  unter  einem 
bestimmten  Gemeindenamen  und  mit  Korporations- 
rechten zum  Zwecke  der  Wahrung  und  Beförderung  der 
lokalen  Interessen.  Ob  die  Mitglieder  dieser  Gemeinde  an 
einem  Orte  zusammen,  oder  in  mehreren  Orten  (Dörfer, 
Weiler,  Höfe)  wohnen,  ist  für  den  Begriff  der  Orts  gemein  de 
gleiehgültig. 


«)  V.  Aretin  (K.  v.  Rotteck),  Staatsr.  d.  constit. Monarchie,  m.  Bd. 
S.  24  u.  £  ~  Dahlmann,  Politik,  §.  238  u.  f.  —  H.  Beislör,  Betrach- 
tungen  über  Gemeindeverfessung  und  Gewerbswesen.  Augsburg  1831.  — 
C.  y.  Giech,  Ansichten  über  Staats-  und  Öffentliches  Leben.  Nürnberg 
1843.  —  H.  G.  Reichard,  Statistik  und  Vergleichung  der  jetzt  geltenden 
städtischen  Verfassungen  in  den  monarchischen  Staaten  Deutschlands. 
Altenburg  1844.  —  A.  Christ,  über  Gemeinden  und  Gemeindeyerfassungen 
(als  Einleitung  der  8.  Aufl.  yon  dessen  Werke:  „das  badische  Gemeinde- 
gesetz etc."  Karlsruhe  1845  beigegeben).  —  J.  Weiske,  Sammlung  der 
neueren  deutschen  Gemeindegesetze  nebst  einer  Einleitung,  die  Gemeinde 
als  Korporation,  1848.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Auflage),  I, 
S.  516  flg.  —  J.  Held,  System  des  Verf.-R.,  Thl.  H  (1857),  S.  653  flg.  — 
A.  Piper  und  Herm.  Stolp,  Monatsschrift  ftlr  deut.  Städte-  und  Ge- 
meindewesen. Frankfurt  a.  d.  Oder. 

30* 
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n.  Ueberall  unterscheidet  man  Stadt-  and  Landge- 
meinden^; and  mitunter  treten  aach  unter  diesen  selbst 
wieder  verschiedene  Klassen  und  Abstufungen  hervor^).  Diese 
Unterscheidungen  sind  aber  im  Einzelnen  durchaus  nur  parti- 
kularrechüich  entwickelt  und  beruhen  zunächst  in  der  grösseren 
Selbstständigkeit  und  vollkommeneren,  zum  Theile  auch  com- 
plicirten  Organisation  der  bedeutenderen  Gemeinden^). 

III.  Ausser  den  Ortsgemeinden  findet  man  mitunter 
auch  Amtsgemeinden;  insofeme  nämlich  mehrere  Orts  ge- 
mein den  selbst  wieder  unter  sich  eine  politische  Körper- 
schaft zum  Zwecke  der  Leitung  gemeinschaftlicher  Interessen 
bilden  ^). 


«)  VergL  z.  B.  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.115.  „Dorf-  und  Stadt- 
gemeinden.^* 

')  Z.  B.  Städte  erster,  zweiter  und  dritter  Klasse,  Marktflecken,  Dorf- 
schaften u.  dergL  —  Vergl.  Bayern,  rev.  Verordn.  die  Verf.  u.  Verwalt 
d.  Gem.  betr.  1.  JuH  1834,  §.  8  flg. 

*)  Vergl.  z.  B.  Hannover,  Gesetz  vom  5.  September  1848,  §.  19 
und  20.  —  Allgemein  wird  anerkannt,  dass  städtische  Gemeinden  und 
besonders  grosse  Städte,  der  Natur  der  Verhältnisse  nach  in  vielen 
Stacken  anderer  Gemeindeeinrichtungen  bedürfen,  als  die  Landgemeinden. 
In  der  früheren  Zeit  war  deren  Verfassung  auch  sehr  wesentlich  miter- 
schieden.  In  der  neueren  Zeit  hat  man,  auch  hier  alles  Heil  von  dem 
Principe  abstrakter  Gleichheit  erwartend,  vielfach  zum  Schaden  des 
Ganzen  und  der  einzelnen  Gemeinden  alles  auf  möglichst  gleiche  Grund- 
lagen zu  bringen  versucht  So  z.  B.  spricht  Oldenburg,  rev.  V.-U. 
1852,  art.  67  geradezu  aus:  „Alle  Gemeinden  in  Stadt  und  Land 
sollen  eine  möglichst  gleiche  Verfessung  haben."  —  Die  ErMirung 
war  dagegen  auch  in  dieser  Beziehung  in  den  meisten  Staaten  berdts  die 
beste  Lehrmeisterin. 

6)  Z.  B.  Wlirtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  64.  „Sämmtliche  zu  einem 
Oberamte  gehörige  Gemeinden  bilden  die  Amtskörperschaft."  — 
S.-Meiningen,  V.-U.  1829,  §.  24.  „Die  Gemeinden  eines  Amtes 
bilden  eine  Amtsgemeinde  zu  gemeinschaftlicher  Besorgung  der  dazu 
bestinmiten  Angelegenheiten."  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  73. 
„Die  Gemeinden  eines  bestinmiten  Bezirkes  sollen  zu  einem  grösseren 
Verbände  zusammentreten,  dessen  Verfassung  möglichst  nach  denselben 
Grundsätzen  und  Grundlagen,  wie  die  Verfassung  jener,  geordnet  wird." 
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§.  421. 
Entstehung,   Verfall   und   Wiederbelebung  der  freien 
Gemeinde -Verfassung    in    Deutschland    und    Bestim- 
mungen  der  Reichsverfassung  vom   28.  März  1849*). 

I.  Die  Gemeinde-Verfassung  war  in  politischer  Beziehung 
die  Urverfassung  von  Deutschland ,  und  vertrat  bis  zur  Ent- 
wickelung  der  Staatsverfassung  im  modernen  Sinne,  insbe- 
sondere bis  zur  kräftigeren  Ausbildung  der  Landeshoheit,  die 
Stelle  des  Staatsorganismus  selbst. 

II.  In  dieser  ursprünglichen  Weise  hatte  sich  sogar  das 
Gemeindewesen  als  gleichbedeutend  mit  dem  Staatswesen  in 
((en  freien  Reichsstädten  erhalten  und  besteht  im  Wesent- 
lichen noch  in  diesem  Verhältnisse  in  den  vier  freien 
Städten  2). 

in.  Die  Grundidee  aller  Gemeinden  war  ursprünglich  die 
einer  republikanischen  Verbindung ;  daher  nahm  ursprüng- 
lich jede  freie,  insbesondere  jede  städtische  Gemeinde  eine 
Art  von  Selbstregierung  bald  in  grösserem,  bald  in  geringerem 
Umfange,  in  Anspruch,  nämlich  die  Selbstverwaltung  des 
Gemeindevermögens,  der  Gerichtsbarkeit  nnd  der  Polizei, 
80  dass  die  Gesammtregiernng  des  Reichsstaates,  ja  selbst  die 
Landeshoheit,  in  dieser  Beziehung  ursprünglich  nur  wie  ein 
monarchisches  Protectorat  über  die  einzelnen  kleinen 
Repubüken  erschien^). 

IV.  Zuerst  verloren  aber  die  kleinen  Landgemeinden 
ihre  Selbstständigkeit  und  kamen  frühzeitig  in  eine  strengere 
Abhängigkeit  von  einzelnen  geistlichen  und  weltlichen  Grund- 
herren, so  wie  auch  eine  grosse  Anzahl  kleiner  Landgemein- 
den, die  sich  auf  den  Besitzungen  solcher  Grundherren  nach 
and  nach  entwickelten,  schon  von  ihrer  ersten  Entstehung  an 
in  einer  solchen  Unterordnung  und  Beschränkung  durch  man- 
cherlei Schutzverhältnisse  standen. 


»     *)  Siehe  den  Artikel,  Gemeinde,  von  K.  J.  A.  Mittermaier,  in 
Weiske  Eechtslexicon  (1861). 

«)  Siehe  oben  §.  95,  §.  415—419. 

0  VergL  meine  deutsch,  R.-Ge8ch.  3.  Aufl.  1858,  Thl.  n,  §.  55. 
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V.  Je  mehr  sich  die  Landeshoheit  zu  einer  eigent- 
lichen monarchischen  Staatsgewalt  ausbildete  und  der  Souve- 
rainetät  näherte,  desto  mehr  ging  auch  in  den  Städten  die 
freie  Gemeindeverfassung  unter.  Dagegen  entwickelte  sieh 
immer  mehr  ein  System  der  Obervormundschaft  des 
Staates  über  die  Gemeinden  *),  in  Folge  dessen  auch  die  Städte 
nicht  selten  ihre  Gerichtsbarkeit  und  Polizei  gänzlich  verloren, 
oder  doch  darin  sehr  beschränkt  wurden;  ebenso  verloren  sie 
häufig  das  Recht,  ihre  Beamten  selbst  zu  ernennen,  so  wie 
auch  die  Selbstverwaltung  ihres  Vermögens. 

VI.  In  der  neueren  Zeit  hat  man  in  Folge  der  Ein- 
ftthrung  des  Repräsentativ-Systems  in  die  Staatsverfassung  an- 
gefangen, die  Wichtigkeit  einer  freien  Gemeindeverfassung  ftir 
das  gesammte  Staatsleben  immer  mehr  einzusehen^),  und  daher 
machten  es  sich  die  neueren  Gemeindeordnungen  schon  längst 
vor  dem  Jahre  1848  zur  Aufgabe,  den  Gemeinden  wieder  eine 
freiere  Bewegung  einzuräumen,  wenngleich  in  der  Art  und 
Weise,  so  wie  in  dem  Umfange,  in  welchem  die  Selbstständig- 
keit der  Gemeinden  anerkannt  und  ins  Leben  gerufen  wurde, 
eine  ausserordentliche  Verschiedenheit  in  den  einzelnen  Ge- 
setzen hervortritt^). 


*)  Da  die  Praxis,  gestützt  auf  das  römische  Recht,  auf  die  Gemeinden 
die  Jura  minorum  übertragen  hatte,  so  mochte  es  bald  scheinen,  dass  sie 
auch  nach  Analogie  der  Minderjährigen  einer  Bevormundung  bedürften.  — 
L.  13,  Cod.  de  jure  reipubl.  (11,29).  „Rempublicam,  ut  pupillam,  extra 
ordinem  juvari,  moris  est."  —  S.-Meiningen,  V.-U.  1829,  §.  22.  „Die 
Gemeinden  gemessen  die  Rechte  der  Minderjährigen  in  Beziehung 
auf  ihre  Bechte  und  ihr  Vermögen  als  Gesammtheit.  Sie  stehen  anter  der 
Aufsicht  und  besonderen  Fürsorge  des  Staates." 

5)  üeber  die  Bedeutung  der  Gemeinden  für  die  Staaten  sprechen 
sich  ausdrücklich  aus:  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  62.  „Die  Ge- 
meinden sind  die  Grundlagen  des  Staatsvereins."  —  üeberein- 
stimmt:  S  -Altenburg,  V.-IJ.  1831,  §.  100.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U. 
1852,  art.  66.  „Die  politische  Gemeinde,  als  solche,  bildet  eine 
Unterabtheilung  des  Staates  und  dient  insoferne  seinen  Zwecken." 

«)  Vergl.  preuss.  Städteordnung,  19.  November  1808;  rev.  Städte- 
ordnung  17.  März  1831;  Bayern,  Gemeinde -Edikt  24.  September  1808;, 
Verordnung  über  dieVerfiEUBsung  und  Verwaltung  der  Gemeinden  v.  17.  Mai 
1818,  zum  Theile  abgeändert  durch  Gesetz  vom  I.Juli  1834.  ~  K.  Sach- 
sen, allgemeine  Städteordnung  2.  Februar  1832,  nebst  dem  Gesetze  übo- 
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VII.  Auch  in  der  constituirenden  Nationalver- 
sammlung zn  Frankfurt  a.  M.  glaubte  man  bei  der  Ab- 
fassung der  deutschen  Reichsverfassung  den  Gemeindeverfas- 
songen  einige  Aufmerksamkeit  zuwenden  zu  müssen^  be- 
schränkte sich  aber  doch  darauf,  einige  wenige  Grundsätze 
an&ustellen,  nämlich:  1)  Jede  Gemeinde  hat  als  Grundrechte 
ihrer  Verfassnng:  a)  die  Wahl  ihrer  Vorsteher  und  Ver- 


einige  Abänderungen  vom  9.  December  1837  und  Landgemeindeordnung 
?om  7.  November  1838.  —  Hannover,  Städteordn.  vom  1.  Mai  1851  und 
Gesetz  über  die  Landgemeinden  vom  4.  Mai  1852;  Gesetz  über  die  grossen 
Bfirgeraufischüsse  vom  3.  August  1837.  —  Würtemberg,  Edikt  über  die 
Gemeindeverf.  v.  31.  December  1818;  Yerwaltungsedikt  für  die  Gemeinden 
vom  1.  März  1822;  rev.  Gesetz  über  das  Gemeinde-  und  Beisitzrecht  vom 
4.  December  1853.  —  Eine  besondere  Beachtung  verdient  die  Gesetzgebung 
in  Baden  vom  31.  December  1831  (Gesetz  über  die  Hechte  der  Ge- 
meindebürger und  die  Erwerbung  des  Bürgerrechtes,  und  Gesetz  über 
die  Verfassung  und  Verwaltung  der  Gemeinden).  Diese  wegen  ihrer 
Freisinnigkeit  berühmte  Gesetzgebung  hat  sich  im  Laufe  von  zwanzig 
Jahren  in  der  Art  als  nachtheilig  und  zerstörend  für  den  Wohlstand  der 
Gemeinden,  den  Immobiliar- Credit  der  Einzelnen  und  die  öffentliche  Ord- 
nung erwiesen,  dass  im  Jahre  1851  (15.  Februar  und  25.  April)  eine  durch- 
greifende Revision  dieser  Gesetze  stattfinden  mußste.  Zugleich  wurde 
(30.  April  1851)  eine  neue  Gemeindewahlordnung  erlassen.  Durch 
provisor.  Gesetz  vom  6.  August  1852  wurde  sodann  noch  der  §.  40  des 
Gesetzes  über  die  Verfassung  und  Verwaltung  der  Gemeinden,  die  Entlas- 
sung des  Gemeinderathes  betr.  abgeändert.  —  Vergl.  Fr.  Fröhlich,  die 
badischen  Gemeindegesetze  sammt  den  dazu  gehörigen  Ministerialver- 
fügungen  und  geschichtlichen  Bemerkungen  aus  amtlichen  Quellen  bear- 
beitet. Heidelberg  1854.  —  Kurhessen,  Gemeindeordn.  vom  23.  Oktober 
1834.  —  Grossh.  Hessen,  Gemeindeordn.  vom  30.  Juni  1821.  —  Braun- 
schweig,  allgemeine  Städteordnung  vom  4  Juni  1834;  rev.  Städteordnung 
mid  Landgemeindeordnung  vom  19.  März  1850.  —  Nassau,  Verordnung 
aber  die  Orts-  und  Gemeindeverwaltung  vom  5.  Juni  1816;  Gemeinde- 
geaetz  vom  12.  December  1848.  —  S.-Weimar,  Landgemeindeordnung  vom 
2.  Februar  1840.  —  S.- Gotha,  Gemeindeordnung  vom  30.  Mai  1834.  — 
Oldenburg,  Landgemeindeordnung  vom  28.  December  1831;  Städteord- 
nung vom  12.  August  1833.  —  Anhalt-Dessau,  Städteordnung  vom 
10.  December  1834.  —  Anhalt-Bernburg,  Gemeinde-  und  Ereisord- 
nung  vom  28.  Februar  1850.  — -  Frankfurt,  Gemeindeordnung  vom 
12.  August  1824.  —  Bremen,  Gemeindeverfassung  der  Landgemeinden  vom 
25.  Februar  1850.  —  Hohenzollern-He.chingen,  Gemeindeordnung 
vom  19.  Oktober  1833.  —  Hohenzollern-Sigmaringen,  Gemeinde- 
Ordnung  vom  6.  Juni  1840.  —  Lippe- Detmold,  Städteordnung  vom 
16.  Mai  1843.  —  Waldeck,  Gemeindeordnung  vom  27.  April  1850. 
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treter;  b)  die  selbstständige  Verwaltung  ihrer  6« 
meindeangelegenheiten  mit  Einscbluss  der  Ortspolizei,  nol^ 
gesetzlich  geordneter  Oberaufsicht  des  Staates;  c)  die  Veili 
öffentlichnng  des  Gemeindehaashaltes;  d)  Oeffeii|{ 
lichkeit  der  Verhandlungen  als  Regel.  2)  Jedes  Grnnl 
stück  soll  einem  Gemeindeverbande  angehöreD;  ■ 
schfänkungen  wegen  Waldangen  und  Wüsteneien  bleiben  m 
Landesgesetzgebung  vorbehalten'^).  I 

§.  422. 

Bestimmungen  der  Verfassungsurkmiden    der  Einzd 
Staaten   über   das   Verhältniss   der  Gemeinden 
Staate  und  über  die  Gemeindeverfassung. 
1)  Vorbemerkung. 

I.  Die  Verfassungsgesetze  der  deutschen  Einzi 
vor  dem  Jahre  1848  erwähnen  meistens  die  Stellung  d^ 
meinden  und  die  Gemeindeverfassung  überhaupt  gar  nie 
aber  auch  von  den  Uebrigen  enthalten  nur  wenige  eiiuj 
massen  ausfbhrliche  Bestimmungen  über  diese  VerhältnisBi 

II.  Die  meisten  Verfassungsurkunden  begnügen  sich, 
leitende  Grundsätze  für   die   künftige  Gemeindeorda 
aufzustellen,  oder  über  einen  oder    den   anderen  Punkt 
Verhältnisses  von  Staat   und  Gemeinde  eine   vereinzelte 
Stimmung  zu  geben  und  verweisen  im  Uebrigen  auf  noA 
erlassende  vollständige  Gemeindeordnungen  ^). 


0  (Frankfurter)  Verf.  des  deut  Reiches  v.  28.  Mir«  1849,  ^i 
184.  üeber  die  vom  Unionsparlamente  beschlossene  Aendening  des  ^ 
siehe  oben  §.  295,  Note  16. 

*)  Bestinunungen,  die  sich  auf  die  Gemeinden  beziehen,  entfailta 
den  (noch  gültigen)  Verfeissungen  vor  dem  Jahre  1848  Überhaupt  Ml 
Verf.-Urkunden  von  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  Ö2  u.  £  —  Gl« 
Hessen,  Y.-ü.  1820,  §.  46  u.  f.  —  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  f* 
u.  f.  —  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  110  u.  f.  —  BrannsehveifJ 
L.-0.  1832,  §.  41  u.  f.  —  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  45  u.  f.  J 

«)  VergL  z.  B.  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  45.  „Die  Angdifl 
heiten  der'  Gemeinden  soUen  durch  ein  Gesetz  geordnet  weiden,  v^ 
als  Grundlage  die  eigene  selbstständige  Verwaltung  doidi  ^ 
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m.  Die  Verfassangen  seit  1848  haben  insbesondere  bei 
der  Aufttellnng  leitender  Grundsätze  ftlr  die  neuen  Gemeinde- 
ordnnngen  die  Bestimmungen  der  (Frankfurter)  Reichsverfas- 
song  von  1849  (§.  421)  zum  Vorbilde  genommen^). 

IV.  Mitunter  findet  sich  eine  Vorschrift,  dass  die  Grund- 
bestimmungen der  künftigen  Gemeindeordnung  einen  Bestand- 
theil  der  Verfassung  bilden  sollen^).  Wo  dies  nicht  aus- 
drttcklich  angeordnet  ist,  kann  einer  Gemeindeordnung  der 
Charakter  eines  eigentlichen  Verfassungsgesetzes  nicht  beige- 
legt werden. 

§.  423. 

2)    Die   Bestimmungen   der  Verfassungsurkunden   und 

Gemeindeordnungen  über  Gemeindeverhältnisse  im 

Einzelnen. 

a)  Klassen  der  Gemeindeangehöiigen.  Bürgeraufhahme. 

Wirkungen  des  Orts-  und  SchutzbürgeiTechtes.  Rechte 

und  Pflichten  der  Gemeindeglieder. 

I.  Von  dem  Grundgedanken  ausgehend,  dass  die  Orts- 
gemeinde  die  Grundlage  des  Staates  ist^),  haben  schon 
einige  Verfassungen  vor  1848  als  Grundsatz  ausgesprochen, 
dass  jeder  Staatsangehörige  einer  Gemeinde  in  irgend  einer 
Eigenschaft,  entweder  als  Bürger  (Nachbar)  oder  als 
Beisasse  (Schutzbttrger,  Schutzverwandter)  angehören  müsse'). 


der  Gemeinde  Gewählte  unter  der  Oberaufsicht  des  Staates  aus- 
sprechen wird."  —  Aehnlich :  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.54.55.  — 
Siehe  auch  die  in  Note  3  angeführten  Gesetze. 

»)  Hannover,  Gesetz  vom  5.  September  1848,  §.19.  —  Oldenburg, 
rev.  V.-ü.  1852,  art.  66-69.  -  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  60 
tt.  £  —  Reuss  i  L.,  V.-ü.  1852,  §.  39  und  Gesetz  vom  20.  Juni  1866, 
5.  29.  30.  —  Luxemburg,  V.-ü.  1856,  art  107.  —  Schwarzburg- 
Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.5.—  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.22. 

«)  Dies  erklart  z.  6.  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  45  a.  E. 

*)  Siehe  §.  421,  Note  5. 

s)  Wfirtemberg,  V.-ü.  1819,  §.62.  „. . .  Jeder  Staatsbürger  muss 
daher,  soferne  nicht  gesetzlich  eine  Ausnahme  besteht,  einer  Gemeinde 
als  Barger  oder  Beisitzer  angehören."—  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829, 
§.  19.    „Das  Band  der  Ortsgemeinden   umfasst  alle  Laadesunterthanen, 
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II.  In   einigen    Verfassnngsgesetzen   ist   seit   dem  Jahre 

1848  die  Unterscheidung  von  Bürgern  und  Beisassen 
nicht  mehr  erwähnt,  sondern  allgemein  vorgeschrieben,  dass 
jeder  Staatsangehörige  einer  Gemeinde  angehören  müsse  ^). 

III.  Anch  schon  vor  dem  Jahre  1848  hatte  man  in  einigen 
Gemeindeordnnngen  den  früheren  Unterschied  zwischeo 
Bürgern  und  Schutzbürgern  aufgehoben,  und  letztere  zu 
wirklichen  Bürgern  erklärt^),  dagegen  aber  neben  den  Bfiigem 
eine  Klasse  sog.  staatsbürgerlicher  Einwohner  aufge- 
stellt, d.  h.  Staatsbürger,  welchen  wie  z.  B.  Staatsdienem, 
Geistlichen,  Schullehrern,  das  Recht  eines  festen  Wohnsitzes 
in  einer  Gemeinde  zukommt,  ohne  Gemeindebürger  zu  sein, 


und  es  kann  in  Zuknnft  Niemand  Staatsbürger  sein,  ohne  zugleich  auf 
eine  oder  die  andere  Weise  im  Gemeindeverbande  zu  stehen."  — 
S. -Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  100  a  linea  2.  „Mit  Ausnahme  der 
Staatsbeamten,  Kirchen-  und  Schuldiener—  (wegen  deren  Ver- 
hältnisse, so  wie  wegen  der  Verhältnisse  der  Rittergutsbesitzer  zu  den 
Ortsgemeinden  das  Nöthige  ergehen  wird)  —  kann  im  Herzogthume 
Alten  bürg  Niemand  das  Staatsbürgerrecht  ausüben,  oder  die  vollen 
Rechte  der  Landesunterthanschaft  sich  aneignen,  der  nicht  als  Bürger 
oder  Nachbar  einer  inländischen  Gemeinde  angehört  Insbesondere  sind 
Aerzte,  Anwälte,  Notare  und  andere  nicht  im  unmittelbaren  Staatsdienste 
stehende  Personen  als  Mitglieder  des  Gemeindeverbandes  ihres  Wohnortes 
anzusehen."  —  Braun  schweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  42.  „Jeder  Landes- 
einwohner muss  einer  bestimmten  Gemeinde  angehören,  und  zwar  der- 
jenigen, in  welcher  er  den  gesetzlichen  Bestimmungen  zufolge  sdnen 
Wohnsitz  hat."  Ausnahmen  bestehen  in  den  meisten  Staaten  in 
Bezug  auf  Standesherren,  die  Mitglieder  des  übrigen  ehemals  reichs- 
freien Adels,  die  adeligen  Grundherren  und  die  Rittergutsbe- 
sitzer. 

')  Z.  ß.  Hannover,  Gesetz  vom  5.  September  1848,  §.  12.  „Jeder 
Landeseinwohner,  jedes  Grundstück  und  jedes  Haus  muss  in  Beziehung 
auf  die  öffentlichen  Verhältnisse  einer  Gemeinde  angehören."  —  S.-C  o  barg- 
Gotha,  V.-U.  1852,  §.  60.  „Jeder  Staatsbürger  muss  einer  Gemeinde 
angehören." 

4)  So  z.  B.  Baden,  Gesetz  über  die  Verfassung  und  Verwaltung  der 
Gemeinden  vom  31.  December  1831  (jetzt  revid.  vom  25.  April  1851)  §.  2. 
Vergl.  Gesetz  vom  31.  December  1831  (jetzt  revid.  vom  15.  Februar  1851) 
§.  89.  —  Die  Aufhebung  des  Unterschiedes  von  Bürgern  und  Schutz- 
bflrgem  hat  fast  überaU  grosse  Nachtheile  für  den  Wohlstand  der  Gemdn- 
den  zur  Folge  gehabt.  (Siehe  unten  §.  425,  Note  10).  —  Wo  aber  dieser 
Unterschied  einmal  aufgehoben  ist,  lässt  er  sich  nicht  wc^  wieder  einf&hreo. 
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mit  der  Hanptwirknng,  dass  den  Kindern,  Wittwen  und  ge- 
sehiedenen  Ebefranen  derselben  in  der  Gemeinde  ein  ange- 
borenes Btlrgerrecbt  beigelegt  wird,  wo  der  Vater  ange- 
stellt war^). 

IV.  Eine  besondere  Klasse  bilden  mitunter  die  sog.  Ein- 
lassen, d.  h.  Staatsangehörige  Personen,  welche  als  Hei- 
math lose  einer  Gemeinde  zugewiesen  oder  von  derselben 
aufgenommen  werden,  ohne  dass  sie  im  Stande  sind,  die  Be- 
dingnngen  des  Erwerbes  des  Bürgerrechtes  zu  erfüllen.  Dieses 
Einsassenrecht  gibt  die  Befugniss,  einen  jeden  erlaubten 
Nahrungszweig,  nach  Vorschrift  der  Gesetze,  in  der  Gemeinde 
zn  treiben,  die  öffentlichen  Gemeindeanstalten  zu  benützen, 
and  endlich  einen  Anspruch  an  die  Gemeinde  auf  Unter- 
sttltzang  in  Fällen  der  Dürftigkeit;  ausgenommen  wo  der 
Staat  die  Verbindlichkeit  der  Unterstützung  hat®). 

V.  Ausserdwn  werden  überall  noch  die  Ausmär k er  oder 
Harkgenossen  unterschieden,  d.  h.  Personen,  welche  in 
einer  Gemeindegemarkung  Grundstücke  besitzen,  ohne  dieser 
Gemeinde  als  Bürger  anzugehören ''). 

VI.  In  allen  Staaten  wird  als  Grundsatz  anerkannt,  dass 
jeder  Staatsangehörige  in  jeder  Gemeinde  des  Landes 
das  Gemeindebürgerrecht  zu  erwerben  beftigt  ist,  sofeme 
er  die  gesetzlichen  Bedingungen  der  Aufnahme  erfüllt,  wozu 
regelmässig  der  Nachweis  eines  gewissen  Nahrungszweiges, 
mitoBter  überdies  eines  gewissen  Vermögens,  und  bei  den- 
jenigen, die  nicht  ein  angeborenes  Bürgerrecht  in  der  Ge- 
meinde haben,  auch  die  Entrichtung  eines  gewissen  Aufnahme- 


^  So  z.  6.  Baden,  Gesetz  über  die  Rechte  der  Gemeindebürger  und 
die  Erwerbung  des  Bürgerrechtes  vom  31.  December  1831  (jetzt  revid.  vom 
16.  Februar  1851)  §.  55. 

<)  Yergl.  z.  B.  das  in  Note  5  ange£  badische  Gesetz  §.  70  u.  f.  mit 
§.  91  und  106. 

')  Vei^l.  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  101.  —  Braunschweig, 
n.  L.-0.  1832,  §.  43  (Markgenossen),  „Grundbesitzer,  welche  das 
Recht  des  Wohnsitzes  in  der  Gemeinde  nicht  erlangt  haben,  gemessen 
w^gen  ihres  Besitzthumes  denselben  Schutz,  welcher  den  Einwohnern  ge- 
währt wird;  sie  sind  aber  auch  wie  diese  zu  den  auf  den  Grundstücken 
haftenden  Lasten  verpflichtet'* 
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geldes  gebort^).  Nur  hinsiehtlich  der  Jaden  besteht  mit- 
unter nocb  eine  Ausnabme^).  Im  Uebrigen  hängt  die  Elrthei- 
lung  des  Oemeindebttrgerrechtes  von  der  Gremeinde  ab,  unter 
Vorbehalt  der  gesetzmässigen  Entscheidung  des  Staates  in 
streitigen  FäUen  ^»). 

VII.  Selbstverständlich  kann  Niemand  Gemeindebtirger- 
recht  erwerben;  der  nicht  bereits  im  Besitze  des  Indige- 
nates  ist^^). 

Vin.  Wo  die  Betreibung  der  Gewerbe  und  bürger- 
lichen Nahrung,  so  wie  der  Erwerb  von  Grundstücken 
nicht  bereits  als  eine  allgemeine  Wirkung  des  Staatsbürger- 
rechtes erklärt  sind^^),  erscheinen  sie  als  besondere  Wirkung 
des  Ortsbürgerrechtes.  Ausserdem  werden  noch  dahin 
gerechnet:  a)  Genuss  des  Gemeindeschutzes,  und  wo  ein 
besonderer  Ortsgerichtsstand  besteht,    Anspruch  daran; 


*)  Yergl.  z.  B.  Baden,  Gesetz  über  die  Rechte  der  GememdebOrger 
und  die  Erwerbung  des  Bürgerrechtes  vom  31.  December  1831  (jetzt  revid» 
15.  Februar  1851)  §.  17  u.  f.  -  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  22,  e. 
„Freiheit  der  Niederlassung  der  Landesangehörigen  in  jeder  Gemeinde/' 

^)  In  Baden  wurden  die  Beschränkungen  der  Israeliten  in  Bezug  auf 
den  Erwerb  und  die  Ausübung  des  vollen  Gemeindebürgerrechtes  aus- 
hoben durch  Gesetz  vom  4.  October  1862,  Reg.-Bl.  Nr.  XLVm. 

*o)  In  dieser  Weise  spricht  sich  z.  B.  aus:  Würtemberg,  V.-U.  1819, 
§.  63.  —  Vergl.  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  109.  —  Hannover, 
V.-U.  1840,  §.  55.  „Die  Zulassung  neuer  Mitglieder  in  einer  Gemeinde 
kann  gegen  den  Willen  der  Letzteren  nur  aus  einem  in  den  bestehenden 
oder  noch  zu  erlassenden  Gesetzen  bestimmten  Grunde  stattfinden.*'  — 
Aehnlich:  Baden,  Gesetz  über  die  Erwerbung  des  Bürgerrechtes  vom 
31.  December  1831,  revid.  vom  15.  Februar  1851,  §.  82  u.  f.  —  VergL 
Oldenburgs  rev.  V.-U.  1852,  art.  72,  §.  1.  „Zwischen  allen  Gemeinden 
soll  Freizügigkeit  bestehen  nach  näherer  gesetzlicher  Regelung."  — 
Ueber  die  Zulassung  neuer  Anbauer  soll  jedenfaUs  die  Gemeinde  zuerst 
gehört  werden:  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.  56.  —  Hannover, 
V.-ü.  1840,  §.  55  a  linea  2.  —  Als  ein  „Recht  der  Gemeinde"  er- 
klärt die  Bürgeraufnahme:  Liechtenstein,  V.-U.  1862,  §.  22,  d. 

*•)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  63  a.  K  — 
Eine  Ortsgemeinde  kann  daher  einem  Ausländer,  der  sich  um  Aufisahme 
meldet,  nur  eine  vorläufige  Zusicherung  eriheilen. —  Siehe  oben  §.  297, 
Note  4.  —  Dagegen  sagt  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  109.  a)  „Doich 
Verleihung  des  Ortsbürger-  oder  Nachbarrechtes  wird  zugleich 
das  Staatsbürgerrecht  verliehen." 

«)  Siehe  oben  §.  298,  Note  10, 
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b)  Theilnahme  an  den  Almendgütern  and  anderen  6e- 
meindegUtern,  Statuten,  Goncessionen,  öffentlichen 
Ortsanstalten  and  milden  Stiftungen;  c)  Theilnahme 
an  der  aktiven  und  passiven  Vertretung  in  der  Gemeinde; 
d)  Fähigkeit  zu  Gemeindeämtern;  e)  Anspruch  auf  gesetz- 
massige  Unterstützung  von  der  Gemeinde  im  Falle  der 
Hülfsbedürftigkeit,  sog.  Heimathsrecht,  und  f)  das  Kecht 
durch  Heirath  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften eine  Familie  zu  gründen  ^^).  Dagegen  werden  durch 
die  Aufnahme  als  Ortsbürger  allein  jene  Anrechte  an  den 
Gemeindegütern  nicht  gewonnen,  deren  Mitbenutzung 
an  den  Besitz  gewisser  Grundstücke  in  der  Gemeinde 
geknüpft  ist:  auch  nicht  an  Gütern,  welche  gewissen  Ge- 
nossenschaften gehören  ^^). 

IX.  Die  Beisassen,  Schutz-  und  Handwerks- 
Bürger  haben,  wo  solche  noch  vorkommen,  nur  an  jenen 
Rechten  der  Gemeindebürger  Antheil,  welche  ihnen  ein  Gesetz 
oder  das  Herkommen  beilegt.  Regelmässig  sind  sie  von  der 
Theilnahme  an  den  Gemeindeämtern  und  von  den  Ge- 
meindenatzungen ausgeschlossen^^). 

X.  Die  Pflichten  der  Ortsbürger  bestehen  ausser  der 
allgemeinen  Unterthanenpflieht  zum  staatsbürgerlichen  Gehor- 
same gegen  die  Ortsobrigkeit  (§.  282)  in  der  Theilnahme  an 
den  persönlichen  Leistungen,  an  den  Gommunal- 
Wachtdiensten  und  Gemeindefrohnen  jeder  Art,  so- 
feme  solche  noch  bestehen,  und  in  der  Entrichtung  der  beson- 
deren, durch  einen  rechtsbeständigen  Gemeindebeschluss 
angeordneten  Gemeindesteuern,  Einlagen  oder  Um- 
lagen »ß). 

XI.  Mitunter  findet  sich  die  Vorschrift,  dass  Niemand  das 
Bürgerrecht  in  mehr  als  einer  Gemeinde  besitzen  kann^^). 

«)  Siehe  oben  §.  298,  Note  11.  -  VergL  S.-Altenburg,  V.-U.  1831 
§.  102.  —  Baden,  Gesetz  über  die  Bechte  der  Gemeindebürger  und  die 
Erwerbung  des  Bürgerrechtes  vom  31.  December  1831  (jetzt  rev.  v.  15.  Fe- 
Imiar  1851),  §.  1. 

**)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Brannschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  48. 

«)  Vergl.  S. -Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  107.  108. 

«)  Veigl.  S.-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  103. 

^)  So  z.  B.  Baden,  Gesetz  über  die  Rechte  der  Gemeindebürger  etc. 
vom  31.  December  1831  (jetzt  revid.  vom  15.  Februar  1851),  §.  3. 
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§.  424. 
b)  Rechtlicher  Charakter  der  Ortsgemeinden, 

I.  Schon  nach  dem  gemeinen  deutschen  Rechte  kommt 
allen  Ortsgemeinden  unbezweifelt  der  Charakter  einer  juri- 
stischen Person  (univerdtas  ordinata)  zu;  es  wurden  daher 
auch  jederzeit  die  gemeinrechtlichen  allgemeinen  Grundsätze 
über  juristische  Personen  als  anwendbar  auf  die  Ortsgemeinden 
betrachtet. 

II.  Dies  ist  auch  in  einigen  Verfassungsurkunden  theils 
im  Allgemeinen  anerkannt  worden,  theils  wiederholen  die- 
selben einzelne  Sätze  des  gemeinen  Rechtes^). 

III.  Es  finden  sich  insbesondere  folgende  Bestimmungen: 
1)  Die  Bildung  neuer  Ortsgemeinden  fordert,  wie  die  Bildung 
irgend  einer  anderen  Korporation,  stets  die  Genehmigung 
der  Staatsregierung.  Ohne  diese  kann  auch  eine  be- 
stehende Gemeinde  ihren  Gemeindeverband  weder  durch  Auf- 
nahme anderer  Gemeinden  verändern,  noch  ihre  Gemeindever- 
fassung  eigenmächtig  abändern  2).  2)  Die  Ortsgemeinden 
können  bewegliches  und  unbewegliches  Eigenthum  und  andere 
dingliche  Rechte  .erwerben 3).    3)  Siß   haben, yias  Recht,    in 


9  Eine  allgemeine  Anerkennung  des  gemeinrechtlichen  Grundsatzes 
sprechen  aus:  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  20.  „Die  Ortsgemeinden 
haben  das  Recht  der  Persönlichkeit  und  der  geordneten  Gesell- 
schaften. Sie  können  Eigenthum  erwerben,  Beamte  und  Vorste- 
her bestellen,  Beschlüsse  mit  Verbindlichkeit  für  die  nicht- einwil- 
ligenden und  künftigen  Mitglieder  machen,  auch  Rechte  erlangen, 
welche  von  ihren  einzelnen  Mitgliedern  zu  deren  besonderem  Vortheile 
ausgeübt  werden."  —  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  110.  „Die  Gemeinde- 
rechte umfassen  im  Allgemeinen  die  Befugniss  der  Personen-Ein- 
heit im  Rechtssinne."  —  üebereinstimmt:  Bayern,  rev.  Gesetz  der  Ver- 
fessung  und  Verwaltung  der  Gemeinden  betr.  1834.  §.  20. 

<)  Genau  in  dieser  Weise  sprechen  sich  aus :  Braunschweig,  n.  L.-0. 
1832,  §.  44.  —  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  54.  —  Noch  weiter  geht:  Ba- 
den, Ges.  über  die  Verf.  und  Verwalt.  d.  Gemeinden  v.  31.  Dec.  1831 
(revid.  25.  April  1851.)  §.  4.  „Keine  bestehende  Gemeinde  kann  auf- 
gelöst, und  keine  neue  gebildet  werden,  als  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung." 

»)  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  20.  (siehe  Note  1).  —  S.-Alten- 
bürg,  V.-ü.  1831,  §.  110.  Nr.  4.  „Grundbesitzungen  und  Berechtigungen." 
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(x^neindeaDgelegenbeiten  Gemeindebeschlttsse,  und  zwar, 
insofeme  keine  besonderen  gesetzlichen  Vorschriften  bestehen^ 
nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechtes  zu  fassen ^); 
nnd  dadurch  die  nichteinwilligenden  und  die  künftigen 
Gemeindeglieder  zu  binden^).  4)  Sollen  auch  ftir  dritte 
Personen,  d.  h.  fllr  Nichtmitglieder  der  Ortsgemeinde, 
aus  den  Gemeindebeschlüssen  Verbindlichkeiten  erwachsen, 
also  den  Gemeinden,  wie  dies  mitunter  bei  Stadtgemeinden 
d^  Fall  ist,  ein  eigentliches  Statute n recht  beigelegt  werden, 
so  ist  hierzu  die  landesherrliche  Genehmigung  nothwendig  ^). 
Daher  ist  auch  die  Staatsgenehmigung  erforderlich,  wenn  eine 
Gemeinde  die  Einftlhrung  einer  indirekten  oder  Verbrauchs- 
steuer für  Gemeindezwecke  beschliessen  wilP).  5)  Allge- 
mein werden  den  Ortsgemeinden  die  Vorzüge  der  Minder- 


—  Ebenda s.  §.  119.  ,^atronat,  Mitaufsicht  über  Kirchen  und  Schulen, 
Marktrecht"  u.  s.  w. 

*)  Ganz  mit  dem  gemeinen  Rechte  übereinstimmend  fordert  Baden, 
Ges.  über  die  Verf.  und  Verwalt.  der  Gemeinden  v.  1831  (revid.  1851) 
§.  11.  Berufung  sämmtlicher  stimmfähigen  Gemeindeglieder  und  dass 
wenigstens  zwei  Dritt  heile  davon  erschienen  sind:  sodann  aber  wird 
abweichend  vom  gemeinen  Rechte,  welches  nur  einfache  Majorität  der  Er- 
schienenen zu  einem  Gemeihdebeschlusse  verlangt,  Vorgeschrieben,  dass  ein 
gfiltiger  Beschluss  nur  dann  vorhanden  sei,  wenn  sich  mehr  als  die 
Hälfte  der  Stimmen  aller  stimmfähigen  Bürger  für  eine  Meinung  ent- 
schieden habe.  —  Eine  Abweichung  in  anderer  Art  zeigt:  S. -Altenburg, 
V.-U.  1831,  §.  111.  „Zu  einem  gültigen  Gemeindebeschlusse  ist  die  ord- 
nnngsmässige  Yorrufung  aller  betheiligten  Gemeindeglieder,  und  die 
Stimmenmehrheit  von  wenigstens  zwei  Dritt theilen  der  hierauf  Er- 
schienen, oder,  unter  den  dazu  befugten  Gemeindevertretern, 
die  absolute  Stimmenmehrheit  erforderlich."  —  Vergl.  Bayern,  revid.  Ges. 
d.  Verfl  u.  Verwalt.  d.  Gem.  betr.  1834,  §.  37.  38.  (ganz  mit  dem  gemeinen 
Bechte  übereinstimmend ;  nur  soll  der  Gemeindevorsteher  bei  Stimmengleich- 
heit eine  entscheidende  Stimme  haben). 

»)  S.-Meiningen,  V.-U.  1829,  §.  20.  (siehe  Note  1).  —  S.-Alten- 
bnrg,  V.-U.  1831,  §.  111  a  linea  2.  „Der  Beschluss  verbindet  alle  Ge- 
meindeglieder, doch  darf  er  sich  nicht  über  die  Privat  rechte  von  Ein- 
zelnen oder  Korporationen  erstrecken." 

«)  Ausdrücklich  so  bestimmt  in:  S.-Altenburg,  V.-U.   1831.  §.  120. 

')  Vgl.  z.  B.  Baden,  Ges.  über  die  Verf.  u.  Verwaltung  der  Gemein- 
den von  1831  (revid.  1851)  §.  74.  —  Luxemburg,  V.-U.  1856,  art.  107, 
a  linea  5:  „Aucune  imposition  communale  ne  peut  ^tre  Stabile  ou  suppri- 
mee  sans  Tautorisation  du  Roi  Grand -Duc.'* 
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jährigen  in  Ansehnng  ihres  Vermögens  and  ihrer  Gerecht- 
same beigelegt^).  6)  Kein  einzelnes  Mitglied  der  Gemeinde 
kann  der  Gesammtheit  durch  seine  einseitigen  Handlangen 
Gerechtsame  vergeben,  oder  dadurch  besondere  Be- 
freiungen gegen  die  Gesammtheit  erwerben  ^).  Unzweifelhaft 
aber  können  umgekehrt  Einzelne  im  Interesse  der  Gemeinde 
klagend  auftreten  und  deren  Gerechtsame  verfolgen  '^).  7)  Die 
Ortsgemeinden  haben  das  Recht,  sich  eines  besonderen  Sie- 
gels bei  den  von  ihnen,  beziehungsweise  ihren  Vorstehern 
und  Vertretern,  ausgehenden  Ausfertigungen  zu  bedienen'^). 
8)  Ueber  die  Auflösung  der  Gemeinden  finden  sich  in  den 
Verfassungsurkunden  keine  Bestimmungen.  Es  muss  daher 
auch  in  dieser  Beziehung  der  gemeinrechtliche  Grundsatz  an- 
erkannt werden,  dass  eine  jede  Gemeinheit,  eben  so  wie  sie 
ihre  Mitglieder  durchaus  wechseln  kann,  auch  durch  ein  ein- 
ziges noch  übriges  Mitglied  fortgesetzt  werden  kann'^). 
Durch  einen  Gemein debescbluss  allein  kann  aber  nach 
der  Praxis  und  den  Gemeindeordnungen  die  Auflösung  einer 
Ortsgemeinde  nicht  bewirkt  werden,  weil  in  diesem  Falle 
regelmässig  zugleich  eine  Zuweisung  der  bisherigen  Gemeinde, 
unter  allen  Umständen  aber  z.  B.  wenn  die  gesammte  Ge- 
meinde auswandert,  eine  Zuweisung  ihies  Gemeindebezirkes 
an  eine  andere  Gemeinde  nothwendig  wird.  Es  wird  daher 
zur    Auflösung    einer    Ortsgemeinde    stets    die    Staatsge- 


»)  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  22.  (siehe  §.  421,  Note   3). 
S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.110.  Nr.  2.  —  Bayern,  rev.  Ges.  cL  Verf. 
u.  Verwalt.  d.  Gem.  betr.  1834.  §.  21. 

•)  Ausdrücklich  sagt  dies:  S.-Meiningen,  V.-ü.  1859,  §.  22, 
a  linea  2. 

*<*)  L.  1  Big.  de  locis  et  itineribus  publicis  (43, 7).  „Goilibet  in  publi- 
cum petere  permittendum  est,  id,  quod  ad  usum  omnium  pertinet, 
veluti  yias  publicas,  itinera  publica"  etc.  —  Baden,  Gesetz  über  die  Verfassung 
und  Verwaltung  der  Gemeinden  von  1831  (reyid.  1851),  §.  125  a  linea  3. 
„ .  .  .  Verweigert  (die  Gemeinde)  die  Zustimmung  zur  Führung  des  Rechts- 
streites, so  können  einzelne  Mitglieder  der  Gemeinde  denselben  auf  ihre 
Gefahr  filhren." 

")  S.. Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  HO,  Nr.  3. 

«)  L.  7,  §.  Dig.  ult.  Quod  coiusc.  univ.  nom.  (3,  4).  —  L,  85  Dig.  de 
Verb,  signif.  (50,  16). 
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nehmigangy  nach  Vorschrift  mancher  Gemeindeordnongen 
sogar  ein  Gesetz  erfordert ^^). 

§.  425. 
c)  Das  Gemeindevermögen.    Selbstverwaltung  der  Ge- 
meinde unter  Oberaufsiclit  des  Staates. 

L  Allgemein  ist  in  allen  deutschen  Staaten  als  Qrand- 
8 atz  anerkannt,  dass  das  Gemeindevermögen,  ohne  Unter- 
schied ob  bewegliches  oder  unbewegliches  Vermögen,  ob 
Bflrgergut,  Almendgut,  oder  städtisches  Kämmereigut,  im 
Eigenthume  der  Gemeinde  ist^). 

n.  Hieraus  folgt,  dass  das  Gemeindevermögen  im  Ver- 
hältnisse zum  Staate  eben  dieselbe  privatrechtliche 
Sicherheit  zu  geniessen  hat,  wie  das  Privatvermögen 
der  Einzelnen^),  so  dass  die  Staatsregierung  niemals  ein- 
seitig und  willkührlich  über  dasselbe  verfugen  ^),  oder,  so  lange 
die  Gemeinde  besteht,  es  den  Finanzen  des  Staates  einver- 
leiben kann^).    Dagegen  wird   aber  auch  der  Staat  niemals 


*^)  Dies  Letztere  ist  z.  B.  der  Fall  in  Baden;  siehe  oben  Note  2. 

0  YeigL  z.  B.  Baden,  Gesetz  über  Verfassung  und  Verwaltung  der 
Gemeinden  1831  (revid.  1851),  §.  53.  „Alles  liegende  und  fahrende  Ver* 
mögen  der  Gemeinden,  ersteres  mag  Gemeinde-  oder  Almendgut  sein,  ist 
das  Eigenthum  der  Gemeindebürger  als  Gesammtheit."  — > 
W^en  des  unverkennbaren  Interesse  des  Staates  an  der  Erhaltung  des 
GemeindeTermögens  und  weil  die  Gemeinde  in  gewisser  Hinsicht  selbst  ein 
Theil  des  Staatsorganismus  ist,  haben  Manche,  wie  Maurenbrecher, 
Staatsrecht  §.  201,  das  Gemeindevennögen  als  mittelbares  Staatsgut 
erklärt  Diese  Bezeichnung  ist  aber  praktisch  durchaus  bedeutungslos  und 
kiuiB  nur  zu  Missyerständnissen  führen. 

«)  In  dieser  Weise  spricht  sich  aus:  S.-Meiningen,  V.-U.  1829,  §.26. 

5)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  66.  „Keine  Staatsbehörde  ist  be- 
fugt. Aber  das  Eigenthum  der  Gemeinden  und  Amtskörperschaften  mit  Um- 
gefanng  und  Hintansetzung  der  Vorsteher  zu  verfugen."  —  Uebereinstimmt: 
S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  113. 

4}  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  46.  „Das  Vermögen  derGemein- 
den  kann  unter  keiner  Voraussetzung  dem  Finanzvermögen  einverleibt 
werden."  —  Uebereinstimmt:  S.-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  113.  —  Aehn- 
lieh:  S.-Meiningen,  V.-U.  1829,  §.  26;  mit  dem  Zusätze:  „so  hinge 
die  Gemeinde  besteht"  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  45.    „Das  Ver* 

ZSpfl,  Staatsrecht.  6.  Aafl.  n.  31 
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dnreh  die  VerbiDdlichkeiten  oder  ScholdeD  der  Gemeinden)  so 
wenig  wie  durch  die  Schalden  anderer  Korporationen ,  ver- 
pflichtet 5). 

in.  Die  Gemeinden  sind  nnr  sehnidig,  für  Oertliches 
zn  wirken  und  zu  leisten^).  Leistungen  zur  Erflillung  allge- 
meiner Landesverbindlichkeiten  können  nur  auf  das 
gesammte  Land  vertheilt  werden^).  Wenn  daher  einzelne 
Gemeinden  solche  allgemeine  Landeslasten ,  z.  B.  Einquar- 
tierungen und  Kriegsfuhren,  ausschliesslich  oder  vorzugsweise 
haben  tragen  mtissen,  so  haben  sie  hierfür  Entschädigung 
von  dem  Staate  zu  beanspruchen  ^).  Ueberhaupt  ist  die  Staats- 
regierung nicht  befugt,  die  Gemeinden  mit  Leistungen  und 
Ausgaben  zu  beschweren,  welche  nicht  gesetzlich  sind®). 


mögen  und  Einkommen  der  Gemeinden  und  ihrer  Anstalten  darf 
nie  mit  dem  Staatsvermögen  oder  den  Staatseinnahmen  vereinigt  werden.^  — 
Ebenso:  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.  45.  —  Hannover,  V.-ü. 
184D,  §.  57.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  65.  —  Reuss  j.  L., 
Gesetz  vom  20.  Juni  1856,  §.  30. 

8)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  57. 

«)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  6a  — 
S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  21.  „Sie  (die  Ortsgemeinden)  haben  da- 
gegen die  Pflicht,  für  die  Erhaltong  der  öffentlichen  Ordnung  und 
Sicherheit  in  den  ihnen  zugewiesenen  Gregenst&nden  aus  eigenen  Kräften 
ssu  sorgen,  namentlich  ihre  Vicinalwege  und  Brücken  zu  nnterfaahea 
und  ihre  Armen  zu  verpflegen."  —  Aehnlich:  S.- Altenburg,  V.-Ü. 
1831,  §.  114  (fügt  noch  bei):  „Pflaster,  Brunnen,  Krankeninstitate  a.  dgL; 
Bereithaltung  der  Löschgerathe  und  der  zu  dem  Gommunalwaditdienste 
nöthigen  Waffen  und  Wehren." 

T)  Ausdrücklich  so  bestimmt  in:  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  68. 

8)  Ausdrücklich  ist  dies  gesagt  in:  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.44. — 
Braunschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.  51. 

•)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  67.  „Weder  die  Amtskörper- 
schaften, noch  einzelne  Gemeinden  soUen  mit  Leistongen  und  Ausgaben 
beschwert  werden,  wozu  sie  nicht  vermöge  der  allgemeinen  (besetze  oder 
krB&  der  Lagerbücher  oder  anderer  besonderen  Rechtstitel  vez4)nndeii 
sind."  —  üebereinstimmen:  Kurhessen,  V.-ü.  1881,  §.  43.  —  Brann- 
■chweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  50.  —  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  53.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  71.  „Keine  Gemeinde  soU  mit  Ld- 
Btnngen  oder  Abgaben  beschwert  werden,  zu  denen  sie  nicht  ihreZustim- 
mang  gegeben  hat,  oder  durch  das  Gesets  verpflichtet  ist" 
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lY.  Es  wird  gegenwärtig  allgemeiii  anerkannt,  dass  den 
Qemeinden  die  Selbstverwaltung  ihres  Vermögens  zn 
llberlassen  sei,  jedoch  unter  Oberanfsicht  des  Staates ^^). 

y.  Diese  Oberanfsicht  des  Staates  ist  notbwendig: 
1)  znm  Zwecke  der  Erhaltung  des  Gemeindevermögens; 
daher  wird  regelmässig  die  Staatsgenehmignng  erfordert,  wenn 
das  (Temeindevermögen ,  oder  Almendgüter  y er t heilt  oder 
reräossert,  oder  mit  Schulden  belastet  werden  soUen^^). 
i)  Die  Oberaufsicht  des  Staates  ist  femer  notbwendig  zur 
Verhütung  der  Beeinträchtigung  anderer  Landesein- 
wohner durch  die  von  einer  Gemeindeverwaltung  etwa  an- 
genommenen gesetzwidrigen  Grundsätze  oder  Ueberschreitungen 
ihrer  gesetzlichen  Befugnisse  ^^) ,  und  3)  zum  Behnfe  der  Ent- 
scheidung von  Beschwerden  der  Gemeindeangehörigen  über 
die  Gemeindeverwaltung,  insbesondere  zur  Verhütung  einer 
nnzweckmässigen  oder  unbilligen  Abänderung  der  bestehenden 


»)  Ausdrücklich  sagen  dies  z.  B.  Knrhessen,  V.-ü.  1831,  §.  42.  — 
Beass  j.  L.,  Gesetz  vom  20.  Juni  1856,  §.  29.  —  Schwarz burg-Son- 
dershausen,  V.-ü.  1857,  §.  5. 

**)  Wenn  auch  anzuerkennen  ist,  dass  die  Gemeinden  ihr  Vermögen 
regehnässig  gut  und  mit  geringen  Kosten  zu  verwalten  pflegen,  so  ist 
doch  übendl  da  eine  grosse  Gefahr  der  Aufhebung  des  Gemeindevermögens 
herrorgetreten ,  wo  die  ärmere  Klasse  durch  die  Aufhebung  des  ünter- 
sdiiedes  von  eigentlichen  Borgern  und  Schutzbürgem  volles  Stimmrecht, 
nsd  somit  als  die  zahlreichste  Klasse,  das  Uebergewicht  über  die  Yermog- 
liieren  in  der  Gemeinde  erlangt  hat.  Die  ärmere  Klasse  drängt  überall 
nadi  Vertheilttng  der  Gememdegrundstücke,  auf  Vergrösserung  der  Bürger- 
hfrfsgaben  und  anderer  Waldnutzungen  und  auf  jährliche  Yertheilung  der 
Ueberschüsse  in  der  Gemeindekasse  nach  Köpfen.  Die  Folgen  hiervon 
nnd,  dass  nach  kurzer  Frist  die  ärmeren  Bürger  die  erhaltenen  Grund- 
stücke mit  Schulden  belasten  und  dann  veräussem  müssen,  dass  die  Ge- 
meindewaldungen entwerthet  oder  doch  die  Renten  der  Gemeinde  aus  den- 
selben geschmälert  werden  und  dass  bei  vorkommenden  ausserordentlichen 
BedOrfidssen  die  Gemeindekasse  von  Mitteln  entblösst  ist,  und  daher  zu 
neuen  Umlagen  gegriffen  werden  muss,  und  die  Erhaltung  der  Armen  eine 
immer  drückendere  Last  der  Gemeinden  wird.  Yergl.  Christ,  in  der 
Tor  rede  der  dritten  Auflage,  s.  Ausgabe  des  bad.  Gemeindege- 
setzes §.  7. 

«)  Siehe S.424in,Ziffer4.— Luxemburg, V.-U.18ö6,art.l07.  „LeRoi 
Grand-Duc  peut  suspendre  ou  annulier  les  actes  des  autorit^^s  communales 
qm  eze^dent  leurs  attributions  ou  qui  sont  contraires  ä  la  loi  ou  ä  llnt^rSt 
g^ndraL'' 

31* 
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Bettragsreriiältiiiflse    der   GemeindeaiigehörigeD    und 
Ortseinwolmtf  oder  der  Ansmärker  ^^.    4)  Nach  einigeai 
geizen  sind  die  Gememden,  insbesondere  die  Land 
gehalten,  anch  zamBegmne  von  Processen  dieCiene 
der  Staatsbehörden  einzuholend^). 

§.  426.  J 

d)  Gemeindeschulden.  Beitragspflicht  zu  den  Gremeindl 
lasten.     Aufhebung  der  Befreiungen. 

L  Für  die  Gemeindeschnlden  haftet  regelmässig 
Gemeindeyermögen.     Das  Vermögen  der    einzehen 
memdeglieder  haftet   aber   dem  Glänbiger  nicht  mmiittdl 
sondern    kommt   hierbei  gemeinrechtlich   nnr  so  weit  in 
trachty  als  es  sich  nm  die  ErftUlong  der  Beitragspfli 
zn  den  Gemeindelasten  handelt^). 

n.  Zn  den  Gemeindelasten  hat  ein  jedes  Mitglied 
Gemeinde  nach  dem  daftir  aufgestellten  allgemeinen  Massrt 
daher  im  Zweifel  gleichmässig,  beizutragen.   Befreinn 
von   dieser  Beitragspflicht   können    einzelne   weder  ftlr 
Person,  noch  flir  ihre  Gmndstflcke  in  Anspruch  nehmen, 


«s)  Ganz  in  diesem  Sinne  sprechen  sich  aas:  Hannoveri  Gesell 
5.  Sept  1848,  §.  17.  —  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  26.  —  S.-AI 
bürg,  V.-ü.  1831,  §.125—127.  —  Brannschweig,  n.  L..0.  18$ 

")  Vergl.  z.  B.  S.-Altenbnrg,  V.-ü.  1831,  §.  50. 

«)  L.  7  §.  1  Dig.  Qaod  cuiusqne  univers.  nom.  (3,  4).  „Qood 
sitas  debet,  singoli  non  debent^^  —  Von  den  deutschen  Verfiiasongsa 
den  hat  eine  Bestimmung  hierüber  nur  S.-Altenbttrg,  V.-ü.  1831,$ 
„Für  Gemeindeschulden  haftet  zunächst  das  GemeindeTermd 
und  aushülflich  das  Privatvermögen  der  einzelnen  Glieder 
teres  vornehmlich  dann,  wenn  die  Schuld  zu  solchen  Bedfirfiiissen  ge 
ist,  zu  deren  Bestreitung  auch  die  Einzelnen  hätten  beitragen  n 
Später  hinzutretende  Mitglieder  sind  beitragspflichtig.^^  —  Ib 
Bestimmung  der  altenburgischen  Verfassung  werden  ofifenbar  m 
Gemeindelasten  theilweise  die  Socia Hasten  oder  Genossenschi 
ausgaben  vermengt,  d.  h.  Ausgaben,  welche  nicht  durch  Zwecke 
meindeverbandes  an  sich ,  sondern  durch  die  Rücksicht  auf  die  Y< 
welche  den  Einzelnen  als  solchen  aus  einer  gewissen 
liehen  Einrichtung  oder  Anschaffung  zugehen,  veranlasst  worden 
Vergl.  Baden,  Gesetz  über  die  Verfassung  und  Verwaltung  der  Gcfll 
den  1831  (rev.  1851),  §.  81,  e. 
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ferne  ihnen  nicht  ein  gesetzlicher  Grund  oder  ein  besonderer 
Rechtstitel  zar  Seite  steht  ^).  Die  neueren  Gesetze  pflegen  die 
bisherigen  Befreiungen  gänzlich  aufzuheben,  mitunter  sogar, 
ohne  den  Betheiligten  eine  billige  Entschädigung  zu  ge- 
währen ^). 

III.  Ortseinwohner,  welche  nicht  Gemeindemitglieder  sind, 
haben  an  den  Gemeindelasten  nicht  mitzutragen,  und  können 
aach  durch  einen  Gemeindebeschluss  nicht  dazu  beigezogen 
werden,  sofeme  nicht  ein  bestimmtes  Gesetz  sie  in  einer  oder 
der  anderen  Beziehung  beitragspflichtig  erklärt  hat. 

IV.  In  wie  ferne  Beisassen  zu  den  Gemeindelasten  bei- 
zutragen haben,  hängt  von  der  partikulären  Gesetzgebung  ab. 

7.  Allgemein  anerkannt  ist  die  Beitiagspflicht  der  Aus- 
märker  nach  gleichem  Massstabe,  wie  die  grundbesitzenden 
Gemeindeglieder  wegen  ihres  Grundbesitzes  zu  den  Gemeinde- 
hi8ten  angezogen  werden^). 

VI.  Wo  und  insoweit  staatsbürgerliche  Einwohner  und 
Ansmärker  zu  den  Gemeindelasten  gesetzlich  beigezogen  wer- 
den dttrfen,  ist  denselben  auch  eine  Theilnahme  an  der  Be- 
rathang und  Beschlussfassung  durch  selbstgewählte  Vertreter 
dnznräTmien  ^). 

VII.  Wo  der  Grundsatz  aufgenommen  wird,  dass  fortan 
jedes  Grundstück  in  einen  Gemeindeverband  gezogen 
w^den  muss,  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  gegen- 
seitig ohne  Yorgängige  Vereinbarung  der  Betheiligten  über 
Ausgleichung  und  Entschädigung  keine  Lasten  und  Ver- 
bindlichkeiten übertragen  werden,  welche  lediglich  aus 
früherer  Zeit,  d.  h.  aus  der  Zeit  vor  der  Vereinigung  her- 


*)  Vergl.  Brannschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  49.  —  Hannover, 
Gesetz  Tom  5.  September  1848,  §.  13.  —  Dagegen  sagt  Liechtenstein, 
y.-ü.  1862,  §.  14.  „Das  Eigenthum  und  sonstige  Rechte  und  Ge- 
rechtsame können  für  Zwecke  des  Staates  oder  einer  Gemeinde 
mu  in  den  durch  die  Gesetze  bestimmten  FäUen  und  Formen ,  und  gegen 
vorgängige  volle  Entschä'digung  in  Anspruch  genonunen  werden." 

*)  VergL  Hannover,  Gesetz  vom  5.  September  1848,  §.  14.  15.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  65,  §.  3. 

«)  Siehe  oben  §.  423,  Note  7. 

•)  Vergl.  z.  B.  Baden,  revid.  Gesetz  über  die  Verfassung  und  Ver- 
waltang  der  Gemeinden  1851,  §.  81,  d. 
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rtthren,   und  deren   etwaige  Vorfheile  den   nea  Eintretaidea 
nicht  zu  statten  kommen^).  4 

Yin.  Desgleichen   fordert   die    Gerechtigkeit,   dasa  dei^ 
jenigen,  welche  durch  den  Anschloss  an  eine  Gemeinde, 
dnrch  Aufhebnng  von  Exemtionen  in  die  Lasten  der 
eintreten,  ein  ihrer  Goncurrenz  zu  diesen  Lasten,  so  wie 
Interesse  an  den  Gemeindeangelegenheiten  und  ihrem  Y( 
nisse  zu  anderen  Mitgliedern  der  Gemeinde  entsprechend 
Stimmrecht  beigelegt  werde ^). 


i 


§.  427. 

e)  Von  der  Justiz-  und  Polizeiverwaltung  in  den 

Gemeinden. 

L  In  den  früheren  Zeiten  hatten  die  Städte  häufig 
die  Verwaltung  der  Eechtspflege  in  erster  Instanz, 
ist  denselben  nunmehr  in  den  meisten  Staaten  entzogen  word 
da  man  diese  Einrichtung  fär  eben  so  unzweckmässig  als 
Patrimonialgerichtsbarkeit  erkannte  0.    Als  sehr  zweckmä 
hat   sich  dagegen  die  Einrichtung    einer   Vermittelan 
Instanz    zur    gfiüichen    Beilegung    von   ßechtsstreitigl 
durch  das  Bürgermeisteramt  oder  eine  Deputation  des 
sehen  Gemeinderathes  bewährt-)* 

n.  Begelmässig  überlassen  die  Gesetze  den  Städten 
Landgemeinden  die  Ausübung  der  Orts-  oder  Loealpo 
zei^).  Eine  Ausnahme  ist  mitunter  in  Bezug  auf  die  Residfl 
und  anderen  grösseren  Städte  gemacht,  und  zwar  nicht 
auf  deren  eigenen  Wunsch  oder  zu  deren  besonderer 
friedenheit,  so  wie  auch  häufig  in  anderen  grossen  Gem^ 


^)  Ausdrficklich  erklärt  sich  in   dieser  Weise:  Hanno  Ter, 
om  5.  September  1848,  §.  13  a  linea  2. 

7)  Ausdrücklich  so  bestimmt  in:  Hannover,  V.-ü.  1840,  §^ 
Vergl.  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  63. 

0  Die  städtische  Gerichtsbarkeit  lässt  noch  zu:  S^-Altenbarg,  Y* 
1831,  §.  121. 

*)  So  z.  6.  in  Bayern. 

')  Vergl.  Baden,  rev.  Gesetz  über  die  YeiftasiUig  und  Yerwahmg  M 
Gemeinden  1851,  §.  6.  ^ 
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der  gleiche  Wunsch;  dieser  lästigen  Thätigkeit  enthoben  zu 
sein,  vernommen  wird^). 

ni.  Zur  Ortspolizei  gehören:  die  Sicherheits-,  Beinlich- 
keitB-,  Gesnndheits-,  Armen-,  Strassen-,  Feuer-,  Markt-,  niedere 
Gewerbs-,  weltliche  Kirchen-,  Sittlichkeits-,  Gemarkungs-  und 
Gesindepolizei,  so  wie  die  Aufsicht  über  Mass  und  Ge- 
wicht*). 

IV.  Die  Handhabung  der  Ortspolizei  liegt  zunächst  dem 
Bürgermeister  ob,  welchem  zur  Unterstützung  nach  £r- 
fordemiss  des  Dienstes  einige  Mitglieder  des  Gemeinderathes 
beigegeben  werden.  Unter  seinen  Befehlen  steht  das  dienende 
Polizeipersonal. 

y.  Dem  Bürgermeister  steht  zum  Behufe  der  Handhabung 
der  Ortspolizei  das  Recht  zu,  wegen  Uebertretung  der  Polizei- 
gesetze und  wegen  Ungehorsams  gegen  seine  Anordnungen 
kleine  Geldstrafen  in  einem  gesetzlich  bestimmten  Betrage,  so 
wie  auch  einfaches  bürgerliches  Gefängniss  in  einem  gesetzlich 
bestimmten  geringen  Masse  zu  verhängen''). 

VI.  Regelmässig  sind  Standesherren,  Grundherren,  Staats- 
diener, Geistliche,  Schullehrer,  auch  wohl  Standes-  und  grund- 
herrliche Beamte,  insofeme  sie  in  ihrem  Dienstbezirke  eine 
Uebertretung  begehen,  von  der  polizeilichen  Strafgewalt  des 
Bürgermeisters  ausgenommen^). 


*)  YergL  Christ,  in  der  Vorrede  der  3.  Auflage  s.  Ausgabe  des 
badisclien  Gemeindegesetzes  §.  8. 

0  In  dieser  Weise  sind  z.  B.  die  Gegenstände  der  Ortspolizei  aufge- 
zählt in  Baden,  rev.  Gesetz  aber  die  Verf.  und  Verwalt  der  Gemeinden 
1851,  §.  48. 

•)  Vergl.  Baden,  rev.  Gesetz  über  die  Verf.  und  Verwalt.  der  Ge- 
meinden 1861,  §.  49. 

"O  So  z.  B.  ißt  in  Baden  (rev.  Gesetz  über  die  Verfessung  und  Ver- 
vahuiig  der  Gemeinden  1851,  §.  51)  dem  Bürgermeister  eine  polizeiliche 
Strafgewalt,  in  Städten  bis  auf  fünf  Gulden,  in  Landgemeinden 
bis  zu  zwei  Gulden,  und  in  beiderlei  Gemeinden  das  Becht  einge- 
räumt, „anständiges*'  bürgerliches  Gefängniss  bis  zu  48  Stunden  aus- 
zusprechen. 

*)  VergL  z.  B.  Baden,  rev.  Ges^  über  die  Verfassung  und  Verwal* 
der  Gemeiiiden  1851,  §.  52. 
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§.  428. 
f)  Die  Gemeindebehörden  und  die  Gemeindevertretung. 

I.  Hinsichtlich  der  Organisation  der  GemeindcTerwaltang 
oder  der  sog.  Gemeindeverfassung  sind  die  eigentlichen 
verwaltenden  Gemeindebehörden,  d.  h.  Bürger« 
meister  und  Gemeinderath  (in  Städten  auch  Magistrat 
oder  Stadtrath  genannt)  und  die  Ausschtissey  d.  h.  die 
Körperschaften  zu  unterscheiden,  welche  die  Bürgerschaft  gegen- 
über von  den  Gemeindebehörden  vertreten,  dieselben  über- 
wachen und  an  deren  Zustimmung  die  Gemeindebehörden  in 
gesetzlich  bestimmten  Fällen  gebunden  sind. 

II.  Wenn  auch  insoweit  eine  Uebereinstimmung  unter  den 
Getneindeverfassungen  der  meisten  deutschen  Staaten  besteht, 
dass  im  Allgemeinen  den  Gemeinden  die  Wahl  der  Mitglieder 
der  Gemeindebehörden  und  der  Ausschüsse  frei  gegeben  worden 
ist,  so  zeigen  doch  sowohl  die  Wahlordnungen  als  auch  die 
Zusammensetzung  und  Bildung  der  GemeindecoUegien  sehr 
grosse  Verschiedenheiten. 

III.  In  Bezug  auf  die  Bildung  der  Gemeindebehörden 
kann  man  hauptsächlich  zwei  Systeme  unterscheiden,  je  nach- 
dem nämlich  entweder  die  Bürgerschaft  den  Bürgermeister, 
den  Gemeinderath  und  einen  Bürgerausschuss  unmittelbar 
selbst  erwählt  und  dabei  die  Gemeindeversammlung  als 
Begel  hinsichtlich  aller  wichtigeren  Angelegenheiten  anerkannt 
bleibt,  oder  je  nachdem  die  Bürgerschaft  unmittelbar  nur  einen 
sog.  grossen  Ausschuss,  als  sie  selbst  in  allen  jenen  Fällen 
vollständig  vertretende  Körperschaft,  erwählt,  in  welchen 
nicht  vom  Gesetze  noch  ausnahmsweise  eine  Gemeinde- 
versammlung angeordnet  ist,  so  dass  Bürgermeister,  Gemeinde- 
rath und  ein  sog.  kleiner  Ausschuss  als  beaufsichtigendes 
CoUegium  von  dem  grossen  Ausschusse  gewählt  werden. 
Mitunter  finden  sich  beide  Systeme  in  derselben  Gtemeinde- 
ordnung,  das  erstere  ftlr  die  kleineren,  das  letztere  ftlr  die 
grösseren  Gemeinden  vorgeschrieben*). 


^)  So  z.  B.  Baden,  rev.  Gesetz  über  die  Verfiusung  und  Yerwaitiini^ 
der  Gemeinden  1851,  §.  14  flg.    Desgleichen  stellt  andere  Gnmdsfttze  Utar 
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IV.  Wo  die  Beisassen  oder  SchntzbUrger  den  eigentlichen 
Gemeindebtirgem  völlig  gleichgestellt  worden  sind,  fand  man 
sich  dnreh  die  Rücksicht  anf  den  Wohlstand  und  den  Credit 
der  Gemeinde  genöthigt,  daranf  Bedacht  zu  nehmen^  den  yer- 
möglieheren  Bürgern;  die  am  meisten  Ton  den  Gemeindelasten 
betroffen  werden  und  daher  auch  am  meisten  an  der  Erhaltung 
des  Gemeindevermögens  interessirt  sind,  einen  yerhältniss- 
mässigen  Einfluss  auf  die  Besetzung  der  Gemeindeämter  und 
Ausschüsse  einzuräumen^).  Zu  diesem  Behufe  hat  man  mit- 
unter, ähnlich  wie  bei  den  landständischen  Wahlen,  eine 
Wahl  zu  den  grossen  Ausschüssen  nach  drei  Vermögens- 
klassen, Höchst-,  Mittel-  und  Niederstbesteuerte,  eingeführt^). 

V.  Im  Allgemeinen  ist  der  Grundsatz  angenommen,  dass 
die  Gremeindeämter,  so  wie  die  Funktion  als  Mitglied  eines 
Ausschusses,  nur  auf  eine  bestimmte  Zahl  von  Jahren 
fibertragen  werden,  theils  aus  dem  Grunde,  weil  dieselben 
regelmässig  oder  doch  zum  grössten  Theile  unentgeldlich  als 
ein  Ehrenamt  geführt  werden  müssen,  auch  den  Gewählten 
gewöhnlich  durch  das  Gesetz  untersagt  ist,  die  Wahl  abzu- 
lehnen %  theils  aber  auch  aus  dem  anderen  Grunde,  weil  alle 
diese  Aemter  und  Stellen  auf  dem  Vertrauen  der  Gemeinde- 
glieder beruhen,  und  diesen  daher  von  Zeit  zu  Zeit  Gelegen- 
heit gegeben  werden  muss,  sich  über  die  Fortdauer  ihres  Ver- 
trauens zu  äussern. 


die  GemeindeTerwaltung  nach  den  verschiedenen  Klassen  der  Gemeinden 
auf:  Bayern,  revid.  Gesetz  über  die  Verfassung  und  Verwaltung  der  Ge- 
meinden 1834,  §.  45  flg. 

*)  Diese  Bücksicht  anf  den  Wohlstand  und  den  Credit  in  der  Gemeinde 
trat  besonders  da  als  nnabweislich  hervor,  wo,  wie  in  Baden,  dem  Ge- 
meinderathe  eine  Haftung  för  die  richtige  Taxation  der  Grundstücke  und 
die  richtige  Fühmng  der  P&ndbücher  obliegt 

')  So  z.  B.  Baden,  revid.  Gesetz  über  die  YerfEussung  und  Yerwal- 
tong  der  Gemeinden  ld51,  §.  16.  (Jede  der  drei  Klassen  wählt  für  sich 
besonders  den  dritten  Theil  der  Mitglieder  des  grossen  Ausschusses.  Es 
findet  keinerlei  Beschränkung  der  Wahl  auf  die  einzelnen  Klassen  der 
Wahlberechtigten  statt    Ebendas.  §.  19.  20). 

«)  Yergl.  z.  B.  Baden,  rev.  Gesetz  über  die  Verfassung  und  Verwal- 
tung der  Gemeinden  1851,  §.  31.  „Jeder  Gewählte  muss  die  anf  ihn  ge- 
&Dene  Wahl  annehmen.'*  —  Es  bestehen  jedoch  gesetzliche  Ausnahmen 
von  dieser  Verpflichtung. 
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VL  Nach  eiiiigeii  Gesetzen  aind  aber  gewisse  Gemeinde- 
Mmter,  namentlich  solche,  m  welchen  eine  juristische  Vor- 
bildung erfordert  wird,  sofort  oder  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen als  lebenslänglich  übertragen  erklärt^). 

Vn.  Die  Erfahrung  hat  gezeigt,  wie  unzweckmässig  es 
ist,  wenn  die  Amtsdauer  der  Bttrgermeister  auf  einen  zu 
kurzen  Zeitraum  bestimmt  ist,  und  wenn  überhaupt  bei  den 
Gemeinderäthen  zu  häufige  und  totale  Erneuerungen  durch 
Wahlen  stattfinden^). 

Vm.  Wo  die  Wahl  des  Gemeinderathes  der  Gemefaide 
oder  d^^n  Ausschüssen  überlassen  wird,  hat  man  es  durch 
Erfahrung  als  wesentlich  nothwendig  ftlr  die  Erhaltung  der 
Öffentlichen  Ordnung  erkannt,  dass  der  Staatsregiemng  das 
fiecht  zustehen  muss,  mindestens  den  ersten  Gemeindevor- 
steher oder  Bürgermeister  zu    ernennen  oder  doeh  zu 


")  So  z.  B.  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  123.  „Wenigstens  Emer 
der  Vorsteher  des  Stadtrathes  (in  grösseren  Städten  der  erste  BOiger- 
meister  oder  Stadtschnltheiss,  in  kleineren  St&dten  der  Syndikus)  BmaB 
ein  der  Be cht e  kundiger  altenborgischer  Staatsbürger  sein.  Dieser  wird 
durch  die  Stadtverordneten  (auf  gleiche  Weise  wie  die  Justizbeamten 
§.  121)  durch  Präsentation  zweier  Personen  an  die  Landesregierung  auf 
Lebensdauer  erwählt."  —  Bayern,  revid.  Gesetz  die  Yerfietssung  und 
Verwaltung  der  Gemeinden  betr.  1834,  §.  50.  ,  J)er  Bürgermeister  und  die- 
jenigen Stadträthe  aber,  bei  welchen  nach  §.  48  eine  höhere  QualitoitM» 
(d.  h.  vollendetes  juristisches,  akademisches  Studium  und  mit  Erfolg  be- 
standene Staatsconcursprflfung)  erfordert  wird,  erhalten  bei  ihrer  Anstel- 
lung eine  verhSltmaamSssige  fixe  Besoldung,  und  sie  treten  ncach  drei 
Jakren,  wenn  sie  durch  eine  neue  Wahl  in  ihren  Stellen  bestfttigt 
werden,  analogindie  Verhältnisse  Unserer  unmittelbaren  administrativeil 
Stastsdiener.'' 

^}  Bayern,  rev.  Gesetz  tber  die  VerüMsong  und  Verwaltung  der  Ge- 
mtinden  1834,  §.  50  bestimmt  die  Amtsdauer  der  Bürgermeister,  welche 
keine  höhere  (juristische)  Qualificadon  zu  besitzen  nöthig  haben,  wie  die 
der  übrigen,  aoa  der  Bürgerschaft  gewählten  Magistratspersonen,  auf  sechs 
Jahre,^  mit  Partiatemeuerung  der  Letzteren  alle  drei  Jahre,  durch  Anstatt 
der  Hälfke.  —  Baden,  rev.  Gesetz  über  die  Verfassung  und  Verwaltosg 
der  Gemeinden  1851,  §.  30.  „Dafi  Amt  des  Büxgen&eislers  daaeri  neun, 
jenes  der  Gemeinderäthe  sechs  Jahre.  Der  Gemanderath  emeuerl  ach 
alle  drei  Jahre  zur  Hfttfte/'  (Dasselbe  gilt  von  dem  grossen  und  kkinen 
Ausedhusse.  Ebendas.  §.  25  und  40,  g).  —  S.-Altenbnrg,  Y.-U.  1831, 
$.  12&  124,  Jbestimnit  die  AmtjKJww  der  Stadträthe  und  der  Stadtverad- 
neten  auf  3—6  Jahre''  u.  s.  w. 
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besUtigen  oder  zu  verwerfen,  weil  von  desseai  Persön- 
Sehkeit  wesentlich  die  Wirkeamkdit  der  Begiemngsmageregelity 
die  Rühe,  Ordnung  nnd  Bioherheit  in  der  Gemeinde,  so  wie 
&  Yerfasenngstrene  derselben,  und  die  Erhaltong  des  Ge^ 
Beindevermögens  nnd  des  Gredites  und  Wohlstandes  der  Ge- 
meiiideglieder  abhängt''). 

IX.  Auch  muss  der  Staatsregiemng  da,  wo  sie  nur  (als 
Begel)  das  Recht  hat,  den  Bürgermeister  zu  bestätigen,  doch 
(inbsidiär)  das  Recht  beigel^  werden,  selbst  denBtlrger- 
neister  zu  ernennen,  wenn  nändich  in  einer  Gemeinde, 
wiederholter  BemQhnng  ungeachtet,  keine  Bürgermeisterwahl 
m  Stande  kommt,  oder  die  Gemeinde  oder  deren  Ausschuss 
hartnäckig  nur  Wahlen  vornimmt,  welchen  die  Staatsregierung 
üire  Genehmigung  versagen  muss^). 

X.  Desgleichen  muss  aus  Rücksichten  auf  die  öffentliche 
Ordnung  der  Staatsregierung  das  Recht  zuerkannt  werden, 
änen  Gemeinderath ,  der  mit  ihr  in  systematische  Opposition 
tritt,  d.  h.  durch  sein  Benehmen  die  Dienstfahrung  erschwert 
oder  vereitelt,  aufzulösen  oder  einzelne  Mitglieder  aus  gleichem 
Grande  aus  demselben  zu  entlassen^). 


^  Vergl.  z.  B.  Baden,  revid.  Gesetz  über  die  Yer&ssuiig  und  Yer- 
wJtnng  der  Gemeinden  1851,  §.  27.  „Der  Bürgermeister  .  .  .  bedarf 
der  Bestätigung  der  Staatsbehörde.  Die  Versa gung  der  Bestätigung 
kuin  nur  von  der  Mittelbehörde  nach  kollegialischer  Berathang  beschlossen 
werden."  —  Luxemburg,  V.-U.  1856,  art  107  a  linea  2.  „Le  bourg- 
nestre  est  nomm^  et  revoque  par  le  Roi  Grand-Duc  qui  peut  le  choisir 
hon  du  sein  du  conseil.** 

')  Yergl.  z.  B.  Baden,  revid.  Gesetz  über  die  Verfassung  und  Ver- 
waltang  der  Gemeinden  1851,  §.  27.  „Wenn  bei  der  ersten  Abstimmung 
Keiner  die  erforderliche  Stimmenzahl  auf  sich  vereinigt,  oder  wenn  der 
Gewählte  von  der  Regierung  nicht  bestätigt  wird,  so  muss  zu  einer  zwei- 
ten, und  wenn  auch  diese  einen  solchen  Ausgang  hat,  zu  einer  dritten 
W&hl  geschritten  werden  .  .  .  Wenn  auch  bei  der  dritten  Wahl  Keiner 
die  erforderliche  Stimmenzahl  erhält,  oder  der  Gewählte  nicht  bestätigt 
wird,  so  wird  mit  Umgehung  einer  weiteren  Wahl  von  der  Staatsbehörde 
der  Bürgermeister  auf  höchstens  drei  Jahre  ernannt" 

*)  VergL  z.  B.  Baden,  revid.  Gesetz  über  die  Vex&ssung  und  Ver- 
waltang  der  Gemeinden  1851 ,  §.  40  und  hierzu  das  provisor.  Gesetz  vom 
«.  August  1852,  R^.-Bl.  XXXVm.  —  Luxemburg,  V.-ü.  1866,  art  107 
I  linea  2  (siehe  oben  Note  7)  und  a  linea  8.  „Le  Boi  Grand- Duc  a  le 
droit  de  dissoudre  le  conseil/' 
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XI.  Der  Erfahrung  nach  hat  es  sich  am  zweckmtoigflii 
bewiesen,  wenn  die  Sitzungen  des  Gemeinderaöies  nnd  d^ 
kleinen  Bttrgerausschusses  geheim,  dagegen  aber  l| 
Sitzungen  des  grossen  Bttrgerausschusses  öffentlich  d 
halten ^^),  und  von  dem  Oemeindehaushalte  periodid 
öffentliche  Nachweisungen  (durch  den  Druck)  gegeU| 

werden  ^0«  ' 

^ I 

")  In  dieser  Weise  unterscheidet  mit  Recht:  Christ  in  derTirr« 
zur  dritten  Auflage  s.  Ausg.  der  badischen  Gemeindegesetse. - 1 
die  Oeffentlichkeit  bei  Verhandlungen  über  die  GemeindeangelegnW 
hat  sich  erklärt:  ?.  Savigny,  in  der  histor.-polit  Zeitschrift  TonSü 
Bd.  I,  S.  413;  dagegen:  Dahlmann,  Politik  I,  S.  243.  -F.Ri 
Seckendorff,  Bedenken  gegen  die  Oeffentlichkeit  der  Beratlumgeai 
Beschlussfassungen  moralischer  Personen,  insbesondere  des  Stai[| 
Glogau  1835.  J 

*0  Ausdrücklich  sagt  dies  (abgesehen  von  zahlreichen  GeiaeiiM 
setzen):  Luxemburg,  V.-U.  1856,  art.  107  a  linea  6.  ,Jje8  comp« 
les  budgets  sont  rendus  publics.*' 


Neunzehnter  Abschnitt 

Die  innere  Verwaltung^). 

§.  429. 

A)  Von  der  Ausübung  der  politischen  Gewalten. 

L     Von    der  Ausübung   der   gesetzgebenden   Gewalt. 

1)  Von  der  gesetzgebenden  Gewalt  im 

Allgemeinen. 

I.  Unter  der  gesetzgebenden  Qewalt  versteht  man  die 
BefngnisB  der  Staatsgewalt,  sowohl  neue  Gesetze  tiber  bisher 
gesetzlose  Verhältnisse  zu  geben,  als  anch  die  bisherigen 
Gesetze  abzuändern,  oder  ganz  oder  theUweise  aufzu- 
heben oder  sie  authentisch  zu  interpretiren^). 


*)  Malchus,  Politik  der  inneren  StaatS¥er£Assang  1823.  —  Miras, 
Alex.  Die  Hoheitsrechte  in  den  deutschen  Bandesstaaten,  insbesondere 
mit  BerOcksichtigang  der  preassischen  Gesetzgebang.  2  Bde.  Aagsburg 
1840.  —  L.  J.  Gerstner,  die  Grandlehren  der  StaatSTerwaltung.  Würz- 
burg (Bd.  I)  1862. 

*)  VergL  R.  Y.  Mohl,  Politik,  Bd.  I  (1862),  S.  376.  —  Da  die  authen- 
tische Interpretation  durchaus  auf  keineu  logischen  Regeln  beruht,  so 
kann  sie  für  nichts  als  eine  neue  Gesetzgebung  {lex  carrectoria  juris 
imeerti)  angesehen  werden.  Darum  kann  die  autiientische  Interpretation 
auch  nur  mit  Beobachtung  derselben  Formalitäten  geschehen,  welche  zu 
der  gültigen  Erlassung  des  fraglichen  Gesetzes  selbst  nothwendig  waren. 
Wo  also  zu  der  Gesetzgebung  die  Mitwirkung  der  Landst&nde  in  einem 
gewissen  Staate  nothwendig  ist,  kann  auch  nur  unter  ihrer  Mitwirkung 

rechtsgültige  authentische  Interpretation  gegeben  werden. 
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n.  Wo  ein  neueres  Gesetz  ein  älteres  nicht  voUständig 
anfhebty  streitet  die  Yennuthnng  daftlr,  dass  der  Gesetzgeber 
das  Recht  nur  habe  fortbilden  und  weiter  zeitgemäss  ent- 
wickeln wollen.  Hieraus  ergibt  sich  von  selbst  die  Folgenmg, 
dass  nene  Gesetze  Qeges  correctoriae)  im  Zweifel  in  der  ge- 
ringsten Abweichung  von  dem  älteren  fiechte  zur  Anwen* 
düng  zu  bringen  sind.  Daher  sind  auch  durch  die  Aufhebung 
einer  älteren  Segel  keineswegs  die  Ausnahmen  von  derselben 
aufgehoben,  welche  schon  nach  dem  älteren  Rechte  bestan- 
den^); wohl  aber  faUen  mit  der  Aufhebung  eines  Prindps 
von  selbst  (impKcite)  alle  logischen  Consequenzen  dessdben 
hinweg. 

§.  430. 
2)  Begriff  von  Gesetz.    Artaa. 

I.  Gesetz  im  heutigen  staatsrechtlichen  Sinne  ist  eine 
mit  der  Sanction  des  Souverains  versehene,  von  dem- 
selben mit  der  ausdrücklichen  Bezeichnung  als  Gesetz  in 
der  Rubrik  oder  in  der  Publikationsformel  allgemein  pnbli- 
cirte  und  zur  allgemeinen  Beobachtung  verpflichtende 
Vorschrift. 

IL  Wo,  wie  regebnässig  in  den  deutschen  Staaten,  eine 
landständisc^e  Verfassung  besteht,  gehört  zur  Begriffsbestim« 
mung  des  Gesetzes  auch  noch  die  vorgängige  BerathuBg 
und  Zustimmung  der  Landstände,  nach  einigen  Ver- 
fassungsurkunden auch  noch  überdies  ausdrückliche  Erwäh- 
nung derselben  in  der  Publikationsformel  0* 

lU.  Das  Gesetz  ist  also,  an  sich  betrachtet,  eine  Unterart 
der  allgemeinen  landesherrlichen  Verordnungen,  wie  sich  dies 
deutlich  in  der  absoluten  Monarchie  zeigt.  In  den  Staaten 
mit  landständischer  Verfassung  ist  aber  das  Gesetz  von  den 
übrigen  allgemeinen  landesherrlichen  Verordnungen  sowohl 
seiner  Entstehung  als  publicistischen  Bedeutung  nach  specifisch 
unterschieden  und  in  scharfen  Gegensatz   zu    denselben  ge- 


>)  Jede  Ausnahme  von  einer  Regel  ist  nSmlich  nichts  anderes,  als 
selbst  eine  ein  jw  wnguUtre  statoirende  neue  Begel. 
0  Siehe  oben  §.  378.  890.  891. 
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stellt').  Doch  treten  auch  in  diesen  Staaten  noch  Anklänge 
an  den  Oattangsbegrifif  der  allgemeinen  landesherrlichen  Ver- 
ardnimgen  beryor,  theils  in  der  gewöhnlichen  Publikations* 
formely  weil  es  der  deutschen  Sprache  an  einem  Zeitworte 
fehlty  welches  ftir  sich  allein  das  Erlassen  einer  Vorschrift  als 
Gesetz  Tollständig  ansdrttcken  könnte^),  theils  in  den  sog. 
proTisorischen  Gesetzen^). 

rv.  Nach  den  Gegenständen,  worauf  sich  die  Gesetze  be* 
neben,  pflegt  man  politische  Gesetze,  insbesondere  Verfassungs-i 
Verw^tnngs-,  Finanz -Gesetze  und  organische  Gesetze,  Civil-, 
Straf-,  Polizei-  und  Process-Gesetze  u.  s.  w.  zu  unterscheiden. 
Es  gibt  sonach  so  Tiele  Arten  von  Gesten,  als  Gegenstände 
derselben  möglich  sind.  In  Bezug  auf  die  Errichtung,  Ab- 
Indemng  und  Aufhebung  der  Gesetze  ist  diese  Verschiedenheit 
der  Gegenstände  aber  ohne  Einfluss,  insofeme  nicht  die  Ver- 
fassnng  für  eine  oder  die  andere  Art  derselben  besondere  ver- 
mehrte oder  beschwerende  Formen  festsetzt,  was  meistens  nur 
hinsichtlich  der  Verfassungsgesetze  der  Fall  ist^). 

y.  Wo  eine  solche  Auszeichnung  der  Verfassungsgesetze 
eingef&hrt  ist,  kann  im  einzehien  Falle  zwischen  der  Regie* 
rang  und  den  Ständen  eine  Memungsverschiedenheit  entstehen^ 
ob  es  sich  um  die  Errichtung,  Abänderung  oder  Aufhebung 
eines  Verfassungsgesetzes  handelt  oder  nicht  Im  Zweifel  ist 
nur  dasjenige  Gesetz  als  ein  Verfassungsgesetz  anzuerkennen, 
welches  mit  der  erklärten  Absicht,  dass  es  ein  solches,  be- 
ziehungsweise ein  Bestandtheil  der  Verfassungsurkunde,  sein 
solle,  zu  Stande  gebracht  werden  soll  oder  zu  Stande  gebracht 
worden  ist®). 


*)  Siehe  Ober  den  unterschied  Ton  Gesetz  and  Verordnung  unten 
$.438.  439. 

»)  Vergl.  die  schon  oben  §.  373,  Note  17  erwähnte  häufige  Publi- 
kationsfonnel :  „Mit  Beirath  und  Zustimmung  Unserer  getreuen  Stände 
Ter  ordnen  Wir"  etc.  —  Gleichbedeutend  ist  die  Formel:  „. . ,  Torkünden 
Wir  als  Gesetz.« 

«>  Siehe  oben  §.  394  und  besonders  unten  §.  441. 

<)  Siehe  oben  §.  378,  L 

0  YergL  J.  Held,  System  des  Veri-IL,  Thl.  H  (1857),  S.  59. 
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§.  431. 

3)  ünstatthaftigkeit  von  Gesetzen  mit  rückwirkender 

Kraft^). 

I.  Obschon  die  deatschen  Verfassangsurkiiiiden  fiist  Bämmt- 
lich  darüber  schweigen^),  so  wird  es  doch  als  ein  aDgemeifl 
gültiger  y  schon  längst  durch  das  gemeine  Recht  eingeffliirter 
0rondsatz  erachtet,  das  kein  Gesetz  rückwirkende 
Kraft  haben  kann,  ausser  insoweit  es  dies  selbst  aas- 
drttcklich  ausspricht^). 

n.  An  sich  betrachtet  ist  ein  rückwirkendes  Gesetx 
ein  Widersprach  in  sich  selbst,  nnd  kann  es  daher  anch  keine 
solchen  Gesetze  geben.  Was  man  im  gemeinen  Leben,  in  der 
Wissenschaft,  nnd  anch  in  neueren  Gesetzgebungen  so  nennt, 
sind  nichts  anderes  als  Gesetze,  welche  die  Fortdauer  der 
Rechtswirkungen  eines  vor  ihrer  Erlassung  entstandenen  Za- 
Standes  oder  eines  früher  errichteten  Rechtsgeschäftes,  oder 
einer  früher  begangenen  Handlung  berühren,  d.  h.  diese  Bechts- 
wirkungen  im  Vergleiche  zu  dem  älteren  Rechte  aufheben, 
modificiren  oder  abschaffen^). 

III.  Nach  dieser  Beschränkung  des  Begriffes  von  rflct 
wirkenden  Gesetzen  ergibt  sich,  dass  das  Verbot  ihrer  Er- 
lassung, auch  wenn  es  in  einer  Verfassung  ausdrücklich 
ausgesprochen  ist,  sich  nicht  beziehen  kann: 


*)  Üeber  die  Lehre  von  der  Rückwirkung  der  Gesetze  nnd  die  hienuif 
bezügliche  Literatur,  vergl.  ?.  Yangerow,  Lehrbuch  der  Pandekten, 
sechste  Aufl.,  Bd.  I,  §.26  und  besonders  die  hier  unten  §.  433,  Note  1 
angeführten  Schriften  von  Christiansen  und  Lassalle. 

«)  Ausdrücklich  erklärt  nur  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  47.  „Kei- 
nem neuen  Gesetze  darf  eine  rückwirkende  Kraft  beigelegt  werden."  — 
Nur  einen  einzelnen  Fall,  in  welchem  keine  Rückbeziehung  statt  finden 
darf,  erwähnt:  Reuss  j.  L.,  Y.-U.  1852,  §.  67  a  linea  2;  siehe  oben 
§.  394,  V,  Note  9. 

5)  L.  7  Cod.  de  legibus  et  constit  princip.  (1,  14) :  „Leges  et  consti- 
tutiones  futuris  certum  est  dare  formam  negotiis,  non  ad  facta  prae- 
teritarevocari:  nisinominatim  et  de  praeterito  tempore,  et  adhac 
pendentibuB  negotiis  cautum  sit" 

*)  Dies  ist  auch  der  wahre  Sinn  der  in  der  Note  2  angeführten  L  7 
Cod.  de  legib.  et  constit  princ.  (1,  14). 
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1)  auf  Gesetze,  welche  die  rechtliche  Dispositions- 
fähigkeit der  Personen  (im  französischen  Rechte  capacitä 
genannt)  betreffen.  So  kann  eine  bisher  dispositionsfähige 
Person  darch  ein  neues  Gesetz  unfähig  oder  beschränkt,  und 
eine  unfähige  Person  fähig  werden  durch  andere  gesetzliche 
Bestimmung  des  Volljährigkeitstermines,  durch  Einführung  oder 
Aufhebung  der  Geschlechtsvormundschaft,  der  ehelichen  Vor- 
mundschaft, der  Hörigkeit  und  dergl. 

2)  Das  Verbot  kann  sich  auch  nicht  beziehen  auf  Ge- 
setze, welche  Ho ffnungs rechte  aufheben  oder  verändern, 
die  in  der  früheren  Gesetzgebung  wurzeln:  z.  B.  die  ge- 
setzliche Zusicherung  eines  Intestaterbrechtes,  eines  Pflicht- 
theils,  einer  statutarischen  Portion,  überhaupt  die  beneficia 
legig; 

3)  desgleichen  nicht  auf  Gesetze,  welche  dieHoffnungs- 
reehte  berühren,  die  bisher  von  einer  Person  einer  anderen 
durch  einen  einseitig  widerruflichen  Akt  eingeräumt  werden 
durften,  daher  die  Gesetzgebung  jederzeit  bisher  zulässige 
Subsütutionen,  Errichtung  von  Fideicommissen  u.  s.  w.  unter- 
sagen oder  für  wirkungslos  erklären  kann^);  auch  kann 

4)  ein  neues  Gesetz  die  Vollziehung  der  Verträge,  welche 
zwar  unter  der  Herrschaft  des  alten  Rechtes  geschlossen,  aber 
noeh  nicht  vollzogen  worden  sind  (negotia  perfecta  sed  non- 
dmn  consummata),  oder  welche  noch  fortwährende  Wirkungen 
haben,  beziehungsweise  zu  noch  fortwährenden  Leistungen 
verpflichten,  wie  z.  B.  ein  Zinsversprechen,  ganz  oder  theil- 
weise  verbieten,  z.  B.  den  Zinsfuss  herabsetzen,  oder  bisher 
fär  unabänderlich  geachtete  Verträge  ftir  abänderlich  erklären  ^), 
oder  eine  neue  Rechtsfolge  an  den  Vollzug  eines  älteren  Ver- 
trages knüpfen,  z.  B.  die  CoUation  von  Schenkungen  befehlen, 
welche  zur  Zeit  wo  sie  gemacht  wurden,  noch  nicht  derselben 
unterworfen  waren. 

IV.  Dagegen  ergibt  sich  eben  aus  der  oben  (unter  II) 
gedachten  Beschränkung  des  Sinnes,  in  welchem  allein  von. 


>)  Dies  ist  z.  B.  im  Code  Napoleon  art  896  geschehen. 

•)  Vergl.  z.  B.  Baden,  Gesetz  vom.  9.  October  1860,  die  Ausübung 
der  Erziehungsrechte  in  Bezug  auf  die  Religion  der  Kinder  betreffend 
Beg.-Bl.  Nr.  LI. 

Z  0  p  fl ,  StMterecht.  6.  Ana.  U.  32 
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rtlckwirkenden  Gesetzen  die  Bede  sein  kann,  als  selbstrer- 
ständlich,  dass  Beehtsgeschäfte,  welche  vor  der  Erlassnng  des 
neuen  Gesetzes  durch  Zahlung  oder  Leistung ,  oder  was  sonst 
derselben  rechtlich  gleich  steht,  wie  ein  geleisteter  Eid,  voll- 
ständig ansgeflihrt  nnd  beendigt  worden  sind  (negotia  eon- 
snmmata),  von  «einer  neuen  Gesetzgebung  gar  nicht  mehr 
berührt  werden  kOnnen. 

V.  Die  GtUtigkeit  der  Formen  eines  Rechtsgeschaftes 
und  die  Richtigkeit  einer  processualischen  Handlung  sind 
ebenfalls  nur  nach  den  Gesetzen  zu  beurtheUen,  welche  zur  Zeit 
der  Errichtung  des  Geschäftes  oder  der  Yomahme  der  proces- 
sualischen Handlung  in  Kraft  gewesen  sind'').  Wer  die  zur 
Zeit  der  Vornahme  eines  Aktes  daftlr  vorgeschriebenen  Formen 
beobachtet,  handelt  im  Vertrauen  auf  das  Gesetz,  und  dieses 
Vertrauen  darf  nie  täuschen ,  weil  man  dem  Gesetze  zu  ver- 
trauen verpflichtet  ist^).  Eben  so  kann  sich  auch  derjenige, 
welcher  die  zur  Zeit  der  Errichtung  eines  Aktes  gültigen  ge- 
setzlichen Formen  nicht  beobachtet  hat,  mit  gleichem  Grunde 
darauf  berufen,  dass  er  durch  die  Rücksicht  auf  die  durch  das 
damalige  Gesetz  ausgesprochene  Unverbindlichkeit  sich  zur 
Ausstellung  eines  formlosen  Aktes  bewogen  gefunden  habe; 
es  kann  daher  der  ungültige  Akt  nicht  dadurch  ftlr  ihn  ve^ 
bindlich  werden,  dass  ein  neues  Gesetz  die  früheren  Formen 
fbr  die  Zukunft  beseitigt  hat. 

VI.  Völlig  unstatthaft  ist  auch  die  Rttckanwendung  neuerer 
härterer  Strafgesetze  auf  die  vor  ihrer  Verkündigung  be- 
gangenen Handlungen,  weil  die  Vorbedingung  der  Anwendbar- 
keit aller  Strafgesetze  darin  beruht,  dass  die  gesetzliche  An- 
drohung der  Strafe  schon  zur  Zeit  der  That  vorhanden  war. 
Ist  dagegen  das  neue  Strafgesetz  milder  als  das  zur  Zeit  der 
That  geltende,  oder  ist  etwa  die  Handlung  in  dem  neuen  Ge- 
setze nicht  mehr  ftlr  strafbar  erklärt,  so  wird  es  allgemein  als 
eine  Forderung  der  Humanität  anerkannt,  dem  Angeschuldigten 


^  Für  die  üeberleitang  der  Frocesse,  welche  unter  der  Herrschaft 
eines  älteren  Processgesetzes  begonnen  haben,  in  das  neuere  Verfahren, 
fiind  immer  besondere,  sog.  transitorische  Bestmunnngen,  nothwendig. 

*)  L.  116  §.  1  de  R  J.  (50,  17).  „Non  capitor,  qui  jns  publicum 
sequitur/* 
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die  Ifilde  des  neuen  Gesetzes  zu  TheQ  werden  zn  lassen. 
Dazu  kommt  noch  der  rechtliche  Grand,  dass  der  Richter 
tLberhaupt  nicht  fUr  befugt  erachtet  werden  kann,  eine  auf- 
gehobene strafgesetzliche  Bestimmung  zur  Anwendung  zu 
bringen. 

§.  432. 

4)  Von  den  Grenzen  der  gesetzgebenden  Gewalt^). 

L  Die  Grenzen  der  gesetzgebenden  Gewalt  sind  im  All- 
gemeinen durch  den  Staatszweck  und  die  Natur  der 
Gegenstände  bestimmt ,  und  also  dieselben,  wie  die  der 
Staatsgewalt  überhaupt  2). 

n.  ImEinzelnen  undBesonderen  können  der  Staats- 
gewalt auch  positive  Grenzen  theils  durch  Staatsverträge 
mit  anderen  Staaten 3),  einschlUssig  der  Bundesgrundge- 
setze und   der  hieran  anschliessenden  Bundesbeschlttsse  ^), 


*y  E.  Vollgraff,  die  historisch  staatsrechtlichen  Grenzen  modemer 
Gesetegebungen.  Marburg  1830.  —  Einiges  über  den  Missbrauch  der  ge- 
setzgebenden Gewalt,  bei  Gelegenheit  gewisser  Ergebnisse  der  jüngsten 
Ständeversammlung  im  Grossh.  Baden.  Frankfurt  a.  M.  1832.  —  W.  v. 
Humbold,  Ideen  zu  einem  Versuche,  die  Grenzen  der  Wirksamkeit  des 
Staates  zu  bestimmen.  Breslau  1851. 

<)  Siehe  oben  §.  53.  —  Es  gibt  Gegenstände  und  Verhältnisse,  welche 
an  sich  gesetzunfähig  sind,  wie  z.  B.  alles,  was  nur  die  Moralität  der 
Gesinnung,  subjektive,  religiöse,  politische  und  wissenschaftliche  Ueberzeu- 
gungen  anbetrifft 

^  Dem  Unterthan,  welcher  sich  auf  einen  Staatsvertrag  beruft,  der 
Stipulationen  zu  seinen  Gunsten  enthält,  kann  von  der  Staatsregierung 
mcht  der  (ohnehin  nur  mit  Einschränkung  gültige)  Rechtssatz  entgegen- 
gehaltei  werden,  dass  man  aus  Verträgen  dritter  Personen  fOr  sich  keine 
Bechte  ableiten  könne,  weil  ein  jeder  Staatsvertrag,  so  wie  er  von  der  Staats- 
r^gierung  verkündiget  wird,  für  den  Unterthan  den  Charakter  eines  G  e  s  e  tz  e  s 
oder  einer  Verordnung,  und  nach  Umständen  eines  Privilegs,  annimmt 
^Ausdrücklich  erkennt  S.- Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  74  an,  dass  die 
Landesgesetzgebung  keine  Abgabenbefreiung  aufheben  könne, 
die  auf  einem  Staats  vertrage  beruht  Dasselbe  thut  K.  Sachsen, 
V.-ü.  1831,  §.  55  hinsichtlich  der  „auf  Verträgen  oder  besonderen 
Umständen'*  beruhenden  privilegirten  Gerichtsstände.  —  Siehe  auch  noch 
oben  §.  395—397. 

*)  Dahin  gehören  z.  B.  die  Bestimmungen  der  deutschen  Bundesakte 
in  Bezug  auf  die  den  Standesherren  u.  s.  w.  in  den  einzelnen  Bundesstaaten 
einzuräumenden  Bechte  u.  s.  w. 

32* 


500         §.  §•  4d2.    Von  den  Grenzen  der  gesetzgebenden  Gewalt 

theils  dnrch  die  LandesveTfassüiig^),  theils  darch  die 
Eingehnng  einer  besonderen  vertragsmässigen  Verpflieh- 
lang  gegen  bestimmte  einzelne  Personen^),  oder  dnrch 
Privilegien  und  andere  gleichznaehtende  besondere 
Bechtstitel  gesetzt  sein,  welche  FäDe  man  von  jeher  unter 
der  Bezeichnung  ,, wohlerworbene  Bechte,  jura  qnae- 
sita/'  zu  begreifen  pflegte^). 

in.  Dass  thatsächlich  Gesetze,  welche  solche  wohler- 
worbene Bechte  verletzen,  errichtet  werden  können,  ist  nicht 
nur  im  Allgemeinen  als  eine  Möglichkeit  anzuerkennen,  son- 
dern anch  erfahrungsmässig  häufig  der  Fall  gewesen;  selbst 
in  den  constitutionellen  Monarchien  lassen  sich  Beispiele  von 
formell  richtig  zu  Stande  gekommenen,  ihrem  Inhalte  nach 
aber  sogar  offenbar  landesverfassungswidrigen  Gre> 
setzen  nachweisen^). 

IV.  Ob  aber  die  Betheiligten  einen  Weg,  oder  welchen 
sie  haben,  um  sich  der  Beeinträchtigung  durch  die  Landea- 
gesetzgebung  zu  erwehren,   hängt  theils  von  der  Natur  des 


*)  So  z.  B.  die  Zusagen,  welche  die  Landesverfassungen  über  die  JJnr 
entziehbarkeit  des  Vermögens  der  Gemeinden,  der  Kirchen  and  mildeB 
Stiftungen,  und  über  die  ünyerletzlichkeit  der  Rechte  der  Staatsglänbiger 
zu  enthalten  pflegen. 

•)  Hierher  gehören  z.  B.  die  besonderen  Zusagen,  welche  einem  in  den 
Staatsdienst  berufenen  Ausländer  hinsichtlich  der  Pensionsrerhältnisse  ge- 
macht werden  u.  dergl. 

7)  Schon  zur  Reichszeit  wurde  dieser  Grundsatz  unbestritten  anerkannt» 
Gönner,  Staatsr.  §.  167.  „Schon  das  rationelle  Staatsrecht  würde  die 
Kraft  der  Stimmenmehrheit  bei  allen  Gegenständen  ausschliessen ,  welche 
der  Willkfihr  der  obersten  Gewalt  nicht  unterworfen  sind,  wohin 
wohlerworbene  Rechte  gehören,  über  die  zum  Schaden  eines  In- 
dividuums keine  Majorität  verfQgen  kann."  •—  Vergl.  die  in  §.  433,  Note  1 
angefahrten  Schriften. 

<)  So  z.  B.  sind  in  Baden  und  in  Würtemberg  im  J.  1848  Ab- 
lösungsgesetze zu  Stande  gekommen,  wodurch  grundherrlidie  und  sog. 
Feudalrechte  aufgehoben  wurden,  ohne  die  den  Betreffenden  gebührende 
Entschädigung  „vorgängig'*  festzusetzen,  wie  dies  doch  die  Yer&ssongs- 
Urkunden  in  diesen  Staaten  ausdrücklich  vorschreiben.  YergL  v.  Wöll- 
warth- Lauterburg,  die  neueste  würtembergische  Ablösungsgeaetx- 
gebung.  Stuttgart  1863.  —  üeber  die  Bedeutung  der  landständischen  Zu- 
stimmung, und  darüber,  dass  diese  nie  ein  materielles  Unrecht  zn 
materiellem  Rechte  machen  kann;  siehe  oben  §.  390,  VI. 
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Gegenstandes  nnd  des  BeehtstitelSy  nnd  theils  von  der  Landes- 
Teifassnng  ab.  Hiemach  kann  anter  Umständen  ein  Recht 
zur  Beschwerdeftthmng  bei  der  Bundesversammlung®), 
oder  ein  Elagerecht  vor  den  Landesgerichten  begründet  ^^X 
oder  eine  Abhfllfe  der  Beschwerde  nur  durch  einen  neaen  Akt 
der  Landesgesetzgebnng  zn  erlangen  sein^O* 

§.  433. 

5)  Entziehung   des  Privateigenthumes  und   anderer 
wohlerworbener  Rechte  durch  die  Staatsgewalt^). 

I.  Alle  deutschen  Verfassungsnrknnden  erkennen  als  Grnnd- 
satz  die  Unverletzlichkeit,  d.  h.  Sicherheit  des  Privat- 
eigenthumes gegen  willkührliche  Entziehung  durch  die 
Staatsgewalt  an  2). 


")  So  z.  B,  für  alle  Personen,  welchen  die  Bandesgrandgesetze  be- 
sondere Rechte  zasichern,  wegen  Verletzung  dieser  Rechte  durch  die 
Landesgesetzgebung;  siehe  oben  §.  147.  321.  Insbesondere  hat  die  Bandes- 
TerBammlang  schon  im  Protokoll  v.  J.  1819,  §.  101  aus  Anlass  einer  Reda- 
nation  mehrerer  Standesherren  den  Grundsatz  ausgesprochen,  dass  die 
gesetzgebende  Gewalt  eines  Staates  nicht  berechtigt  sei,  den  standesherr- 
Bdien  VasaUen  die  Befagniss  zur  Ablösung  ihrer  Lehen  gegen  den  Willen 
des  standesherrlichen  Lehensherm  einzuräumen.  —  Yergl.  die  ähnliche 
Beschwerde  von  Lippe  gegen  Eurhessen^  wegen  Anwendung  des  Ge- 
setzes Yom  26.  August  1848  auf  die  in  Eurhessen  belegenen  Lippe'schen 
Staatslehen,  in  den  Protokollen  der  B.-V.  1854,  §.  156,  S.  417.  Neuer- 
dings sind  diese  Grundsätze  anerkannt  worden  durch  den  B.-B.  v.  25.  Okt. 
18&5,  die  Reklamationen  der  würtemberg.  Standesherren  betr.  Sitz.  XXYI, 
ProtokoU  §.  291. 

*•)  Siehe  unten  §.  434  VI,  Note  14,  und  Vm,  B.  u.  C;  §.  451  u.  452. 

^0  Ueber  die  rechtliche  Bedeutung  verfassungswidriger  Gesetze, 
TergL  R.  v.  Mohl,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik,  Bd.  I  (1860), 
5.  66  flg. 

•)  C.  Christiansen,  über  erworbene  Rechte.  Eiel  1856.  —  H. 
Bischof,  das  Nothrecht  der  Staatsgewalt  in  Gesetzgebung  und  Regierung 
nach  aDgenu  u.  deut.  Rechte.  Giessen  1860  (in  v.  Linde,  Archiv  f.  d. 
öffentl.  R.  des  deut.  Bundes,  Bd.in,  Heft  3).  —  F.  Lassalle,  die  Theorie 
der  erworbenen  Rechte  nnd  der  Collision  der  Gesetze  unter  besonderer 
Berficksichtigung  dies  röm.,  franz.  u.  preuss.  Rechts,  2  Bde.  Leipzig  1861. 

*)  Vergl.  tlber  die  gleichlautende  Bestimmung  der  Grundrechte  oben 
§.  295.  —  Als  Vorbild  diente  den  deutschen  Verfassungsgesetzen  überhaupt 
die  Bestimmung  in   der  französischen   Charte  vom  4.  Juni  1814, 
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U.  Nicht  minder  ist  aber  anch  in  allen  deutschen  Ver- 
fassnngsnrkunden  anerkannt,  dass  die  Abtretung  yon  Privat- 
eigenthnm')  and  das  Aufgeben  aller  anderen  wohl- 
erworbenen Rechte  und  Gerechtigkeiten^),  also  auch 
von  Privilegien^),  sofeme  hinsichtlich  derselben  nicht  ein 
besonderer  Ausnahmegrand  in  den  Bundes  grün  dge  setzen, 
Bundesbeschlüssen  und  anderen  Staatsverträgen 
besteht^),  von  der  Staatsregierung  zu  Staats-  und  anderen 
öffentlichen  Zwecken  verlangt  werden  kann''). 


art.  10  u.  11  (Charte  constit.  vom  14.  August  1830,  art  8  u.  9):  „Toutes 
les  propriät^s  sont  inviolables  ....  T^tat  peut  exiger  le  sacrifice 
d*une  propri6t^  pour  cause  d'int^rSt  public  l^galement  constat^, 
mais  avec  une  indemnit^  pr^alable.'^ 

3)  Nur  das  Privateigenthum  nennen:  Bayern,  V.-ü.  1818,  Ht  IV, 
§.  8  (siehe  Note  8).  —  Baden,  Y.-ü.  1818,  §.  14  a  linea  4.  —  Grossh. 
Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  27.  —  Preussen,  V.-U.  1850,  §.  9;  ebenso 
Oldenburg,  S.-Coburg-Gotha,  Waldeck.  —  „Grundstücke": 
S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  16.  —  „Grundeigenthum":  Renss 
j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  24.  —  „Propri^tö":  Luxemburg,  V.-ü.  1856, 
art.  16.  —  Siehe  auch  Note  4  u.  7. 

«)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  30.  „Privateigenthum  und 
andere  Rechte."  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  31.  „Eigenthum 
oder  sonstige  Rechte  und  Gerechtigkeiten."  —  Ebenso:  Han- 
nover, V.-ü.  1840,  §.35.  —  Aehnlich:  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §,  32.— 
Reuss  j.  L.,  Gesetz  \j)m  20.  Juni  1856,  §.  21.  —  Liechtenstein,  V.-U. 
1862,  §.14.  -Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.33:  „Privateigentham 
und  Privatgerech.tsame."  üeber  „andere  Sachen"  enth&lt  eine 
besondere  Bestimmung :  S.-M  e  i n  i n g en ,  V.-ü.  1829,  §.  17.  (Siehe  Note  9). 

0  Ausdrücklich  sagte  schon  Preussen,  allg.  Landr.  1794,  Einl.  §.  70: 
„Privilegien,  auch  solche,  die  durch  einen  lästigen  Vertrag  erworben 
wurden,  kann  der  Staat,  jedoch  nur  aus  überwiegenden  Gründen  des  ge- 
meinen Wohles,  und  nur  gegen  hinlftngliche  Entschädigung  des  Privi- 
legirten  wieder  aufheben." 

^)  In  diesem  Falle  ist  nämlich  die  gesetzgebende  Gewalt  durch  eine 
von  ihr  unabhängige  völkerrechtliche  Autorität  beschränkt. 
Siehe  §.  432,  Note  4  u.  9. 

')  Siehe  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  IV,  §.  8  a  linea  4.  —  Baden, 
V.-ü.  1818,  §.  14  a  ünea  4.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  |.  30.  95.  — 
Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.27.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1881,  §.32.— 
S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  16.  17.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1881, 
§.  81.  —  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  54.  55.  —  Braunschweig,  n. 
L.-0.  1832,  §.33.  —  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.35.  —  Preussen,  V.-ü. 
1850,  §.  9.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  60.  —  S.-Goburg- 
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m.  Schon  die  Verfassniigsiirkmiden  vor  dem  Jahre  1848 
sachten  meistens  eine  Bürgschaft  gegen  willktthriiche  Ent- 
ziehnng  des  PrivateigenthnmeSy  oder  Zwang  zur  Abtretung  von 
anderen  Gerechtsamen,  dadurch  zu  geben,  dass  sie  eine  vor- 
gängige Entscheidung  des  versammelten  Staatsrathes, 
oder  Staatsministeriums,  oder  Geheimenrathes,  tlber 
die  Noth wendigkeit  dieser  Massregel  vorschrieben^),  wenn 
sie  gleich  im  Uebrigen  regelmässig  nicht  unterschieden,  ob 
die  Entziehung  durch  Gesetz  oder  auf  dem  Verordnungs- 
wege  geschehe,  und  Letzteres  nicht  nur  zuliessen,  sondern 
unverkennbar  sogar  als  das  Regelmässige  voraussetzten®). 


Gotha,  V.-U.  1852,  §.  49.  —  ReuBS  j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  24  und  Ge- 
setz y.  20.  Juni  1856,  §.  21.  —  Waldeck,  V.-U.  1852,  §.34.  —  Luxem- 
burg, T.-U.  1856,  art.  16.  —  Liechtenstein,  V.-U.  1862,  §.  14.  — 
Vergl.  oben  §.  290,  Note  2  und  §.  295,  Note  1  und  2. 

»)  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  IV,  §.  8  a  linea  4.  „Niemand  darf  ge- 
swongen  werden,  sein  Privateigenthum ,  selbst  für  öffentliche  Zwecke,  ab- 
sotreten,  als  nach  einer  förmlichen  Entscheidung  des  versammelten 
Staatsrathes  und  nach  vorgängiger  Entschädigung.'*  —  Ebenso: 
Baden,  V.-U.  1818,  §.  14  a  linea  4  (nur  mit  Hinweglassung  des  Wortes 
„selbst"). —  Aehnlich:  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  30.  „.  .  .  für 
aUgemeine  Staats-  und  Korporationszwecke*'  .  .  .  „nachdem  der 
Geheimerath  über  die  Noth  wendigkeit  entschieden  hat**  —  Aehnlich: 
S.-Meiningen,  V.-U.  1829,  §.  16.  —  S.- Altenburg,  V.-U.  1831, 
{.  54.  —  E.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  31.  „Niemand  kann  gezwungen 
werden,  sein  Eigenthum  oder  sonstige  Rechte  und  Gerechtigkeiten  zu 
Staatszwecken  abzutreten,  als  in,den  gesetzlich  bestimmten,  oder 
durch  dringende  Nothwendigkeit  gebotenen,  von  der  obersten 
Staatsbehörde  zu  bestimmenden  Fällen**  etc.  —  Aehnlich:  Han- 
no yer,  V.-U.  1840,  §.35  „zu  Staats-  oder  anderen  öffentlichen  Zwecken.** 

*)  Siehe  die  in  Note  8  angef.  Gesetze.  —  Braun  schweig,  n.  L.-O. 
1832,  §.  33.  „.  .  .  auf  Verfügung  der  competenten  Verwaltungs- 
behörden.** —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  27  bestimmte  schon 
allgemein:  „Das  Eigenthum  kann  für  öffentliche  Zwecke  nur  gegen  vor- 
g&ngige  Entschädigung,  nach  dem  Gesetze,  in  Anspruch  genommen 
werden.**  —  Aehnlich:  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  32.  „.  .  .  nur  in 
den  durch  die  Gesetze  bestimmten  Fällen  und  Formen.**  —  S.-Mei- 
ningen, V.-U.  1829,  §.  17  fordert  nur  fOr  einen  gewissen  Fall  ein  Ge. 
setz:  „Andere  Sachen  (als  Grundstücke)  können  durch  besondere 
Gesetze  dem  gemeinen  Besitze  und  Verkehre  entzogen  werden, 
und  es  ist  dann  ein  Jeder  yerbunden,  die  vorher  besessenen  gegen 
Entschädigung,  die  nachher  in  seine  Hände  kommenden,  ohne  solche 
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IV.  Die  VerfasBungsarkanden  seit  dem  Jahre  1848  Bchreiben 
dagegen  allgemein  vor,  dass  eine  derartige  Enteignung  nnr 
auf  den  Grund  eines  Gesetzes  and  in  den  Tom  Gesetz  Tor* 
geschriebenen  Formen  geschehen  dürfe  ^®). 

y.  Solche  gesetzliche  Bestimmungen,  wodurch  im  AU- 
gemeinen  ausgesprochen  ist,  dass  zu  öffentlichen  Zwecken, 
oder  bei  gemeiner  Gefahr,  oder  in  Nothständen  das  Eigenthum 
abgetreten  werden  muss ,  oder  auf  Anordnung  der  Behörden 
zerstört  werden  darf,  bestanden  in  den  meisten  Staaten  schon 
längst  in  deren  Civilgesetzgebungen**). 

VI.  In  der  neueren  Zeit,  wo  die  Abtretungen  von  Eigen- 
thum zu  öffentlichen  Zwecken  wegen  der  Anlage  umfassender 
Anstalten,  wie  z.  B.  Eisenbahnen  u.  dergl.,  häufiger  noth- 
wendig  wurden,  hat  man  in  den  meisten  Staaten  besondere 
Gesetze  über  Zwangsabtretungen,  sog.  Expropriationsge- 
setze,  meistens   in  Bezug   auf   die  Abtretung   Ton   Grand- 


abzuliefern/'  —  Eine  ähnliche  Bestimmung  enthält  S.-Altenburg,  Y.-ü. 
1831,  §.  55,  jedoch  mit  dem  unterschiede,  dass  die  „Gegenstände  des  Private 
eigenthums,  deren  Besitz,  Anwendung  oder  ungehinderter  Vertrieb  dem 
Staate  Nachtheil  bringen  könnte,  entweder  ganz  oder  für  einige  Zeit  durch 
polizeiliche  Verordnungen  dem  gemeinen  Besitze  und  Verkehre*^ 
entzogen  werden  dürfen.  —  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.35.  „.  .  .  dass 
^in  Gesetz  die  Abtretung  vorschreibt,  oder  eine  dringende  Koth- 
wendigkeit  sie  gebietet.** 

^0)  Schwarzburg -Sondershausen,  (aufgehobene)  V.-U.  1849, 
§.  38.  „Das  Eigenthum  ist  unverletzlich.  Eine  Enteignung  kann  nur 
aus  Rücksichten  des  gemeinen  Besten,  nur  auf  Grund  eines  Gesetzes 
und  gegen  gerechte  Entschädigung  vorgenommen  werden."  —  üeberein- 
stinmien:  Anhalt-Bernburg,  (aufgehobene)  V.-U.  1850,  §.  41.  — 
S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  49.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852, 
§.  34.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.60,  §.  1  u.  2,  jedoch  mit  dem 
Beisatze  §.3.  „An  dem  bestehenden  Deich-  und  Sielrechte  soll  dieser 
Artikel  nichts  ändern."  —  Aehnlich:  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  9.  — 
Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.24  „nach  Massgabe  des  Gesetzes";  u.  ebendas. 
Gesetz  v.  '20.  Juni  1856,  §.  21 :  „nur  in  den  durch  die  Gesetze  bestimmten 
Fällen  und  Formen."  —  Ebenso:  Luxemburg,  V.-ü.  1856,  art.  16.  — 
Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  14. 

<0  Vergl.  z.  B.  Preussen,  allg.  Ldr.  1794,  Einl.  §.  70.  74.  —  Code 
Napoleon  von  1804  und  badisches  Landrecht  1809,  art  545  und 
545   a. 
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eigenihiim  ^^) ,  mitunter  auch  ttber  die  Abtretuug  oder  sog. 
AblösuDg  von  Gerechtsamen ,  wie  Zehntel,  Jagd,  Fischerei 
u.  dergl.^*),  oder  auch  ttber  die  zwangsweise  Abtretung  von 
beweglichem  Eigenthume,  z.  B.  Bemontirung  der  Hilitärpferde, 
gemacht^^). 

§.  434. 

6)  Entschädigimgspflicht  des  Staates  wegen  der  Ent- 
ziehimg  von  Eigenthum  und  anderen  wohlerworbenen 

Rechten. 

L  Da  es  zu  den  besonderen  Obliegenheiten  der  Staats- 
gewalt gehört,  die  Unverletzlichkeit  und  Sicherheit  des  Frivat- 
dgenthumes  und  anderer  wohlerworbener  Bechte  zu  schtttzen 
und  aufrecht  zu  erhalten  i),  so  muss  der  Staat  schon  aus  all- 
gemeinen Bechtsgrttnden  für  verpflichtet  gehalten  werden,  den 
Beiheiligten  eine  gerechte  und  billige,  d.  h.  vollstän- 
dige Entschädigung  zu  leisten,  wenn  er  die  Abtretung 
von  Privateigenthum,  oder  das  Opfer  anderer  sog.  wohler- 
worbener,  d.  h.  auf  besonderen  Bechtstiteln  beruhender 
Bechte,  Gerechtsame,  Privilegien  und  dergl.  ftir  öffentliche 
Zwecke  verlangt, 

n.  Dies  ist  auch  von  jeher  in  Deutschland,  längst  vor 
der  Entstehung  der  gegenwärtig  geltenden  Verfassungsurkunden, 
in  Theorie  und  Praxis^),  so  wie  auch  in  den  Landesgesetz- 


**)  Yielfiicli  als  Vorbild  diente  das  franz.  Gesetz  Yom  7.  Juli  1833.  — 
Veigl.  Baden,  Gesetz  über  Zwangsabtretong  v.  28.  August  1835,  B^g.-BL 
S.  271 ;  insbesondere  f&r  Eisenbahnen,  Gesetz  vom  29.  März  1838,  Reg.-BL 
8.  209.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  Expropriationsgesetz  vom 
3.  April  1844  u.  s.  w. 

^)  Besonders  h&ufig  entstanden  solche  Gesetze  in  den  deutschen 
Staaten  in  den  Jahren  1848  und  1849. 

w)  Vergl.  z.  B.  Baden,  Gesetz  ▼.  29.  März  1852,  Reg.-Bl.  Nr.  XV, 
S.  114. 

*)  Siehe  oben  §.  290.  —  Schon  das  allgem.  preuss.  Landrecht 
von  1794  sagt,  Eini.  §.  76:  „Jeder  Einwohner  des  Staates  ist  den  Schutz 
desselben  f&r  seine  Person  und  sein  Vermögen  zu  fordern  berechtigt.'* 

*)  VergL  Struben,  rechtl.  Bed.  Bd.  n,  Nr.  80.  —  Müller  ad  Ley- 
ser,  Obs.  43.  —  Hommel,  Rhapsod.  Obs.  469.  —  Gerstlacher,  Corp* 
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gebnngen  anerkannt  worden^),  und  wird  auch  in  Bämmiliehen 
VerfasBungBorkunden,  welche  das  Recht  des  Staates,  Zwang»- 
abtretungen  anzuordnen ,  erwähnen ,  übereinstimmend  aneiv 
kannt^). 

ni.  Die  meisten  Verfassangsm'kanden  schreiben  vor,  dass 
die  Zwangsabtretung  nur  gegen  Torgängige  Entschädigung 
gefordert  werden  dürfe ^X  ^^^^  ^^^^  sofort  die  Entschädigung 
ermittelt  und  geleistet  werden  solle  ^).  Diese  Bestimmung  hat 
ihren  Grund  darin,  weil  die  Erfahrung  gelehrt  hat,  wie  ge- 
ringe Geneigtheit  bei  den  Landständen  vorhanden  ist,  zu  einer 
nur  einigermassen  angemessenen  Entschädigung  zuzustimmen, 
wenn  die  Aufhebung  eines  Rechtes  einmal  ohne  gleichzeitige 
gesetzliche  Festsetzung  einer  solchen  durch  ein  Gesetz  ansge- 


jur.  Germ.  Bd.  IV,  cap.  9.  —  Pfeiffer,  prakt.  Ausführungen  Bd.  I,  S.213, 
248.  —  Thibaut,  Syst  des  Pand..R.  8.  Aufl.  §.  42. 

s)  Z.  B.  Preussen,  aUg.  Landr.  1794,  §.  74.  „Einzelne  Rechte  und 
Yortheile  der  Mitglieder  des  Staates  müssen  den  Bechten  und  Pflichten 
zur  Beförderung  des  gemeinschaftlichen  Wohles,  wenn  zwischen  beiden  ein 
wirklicher  Widerspruch,  Collision,  eintritt,  nachstehen."  (§.  75).  „Da- 
gegen ist  der  Staat  dei^jenigen,  welcher  seine  besonderen  Rechte  und  Yor- 
theile dem  Wohle  des  gemeinen  Wesens  au£zuopfem  genöthigt  wird,  eu 
entschädigen  gehalten."  —  Dasselbe  ist  ebendas.  §.  70.  71  hinsichtlich 
der  Aufhebung  von  Privilegien  besonders  angeordnet  (Siehe  §.  433, 
Note  5). 

«)  Siehe  die  in  §.  433,  Note  7  angef.  Verf.-Urkunden.  —  Unter  diesen 
erw&hnen  ausdrQcklich  „volle"  Entschädigung:  Würtemberg,  V.-U. 
1819,  §.  30.  —  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  32.  —  Braunschweig,  n. 
L.-0.  1832,  §.  33.  —  Hannover,  V.-U.  1840,  §.  35.  —  Reuss  j.  L., 
Gesetz  y.  20.  Juni  1856,  §.  21.  —  Liechtenstein,  V.-U.  1862,  §.  14. 
,^ngemessene"  Entschidigung:  Schwarzburg-Sondershausen, 
(aufgehobene)  V.-U.  1849,  §.38.  —  S.-Coburg -Gotha,  V.-U.  1852, 
§..49.  —  Luxemburg,  V.-U.  1856,  art  16:  „une  juste  et  pr^alable 
indemnit^." 

«)  Bayern,  V.-U.  1818,  TitIV,  §.8.—  Baden,  V.-U.  1818, §.  14.— 
Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  30.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820, 
§.  27.  —  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  32.  —  Braunschweig,  n.  L.-O. 
1832,  §.  33.  —  Hannover,  V.-U.  1840,  §.35.  —  Preussen,  V.-U.  1850, 
§.  9.  —  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  24  und  Gesetz  vom  20.  Juni  1856, 
§.  21.  —  Luxemburg,  V.-U.  1856,  art  16. 

0)  S.-Meiningen,  V.-U.  1829,  §.  16,  —  K  Sachsen,  V.-U.  1881, 
§.  81.  „Entschädigung,  welche  ohne  Anstand  ermittelt  und  gewährt  wer- 
den BOU." 
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sprooben  worden  ist.  Nachträgliche  Entschädigung  ist 
daher  mehrfach  aosdrttcklich  nur  in  Noth fällen  als  zulässig 
erklärt  worden''). 

IV.  Es  ist  jedoch  der  Grundsatz;  dass  die  Anfgebnng 
wohlerworbener  Rechte  nnr  gegen  volle  vorgängige  Ent- 
schädigung zu  dffentlicheD  Zwecken  gefordert  werden  könne, 
in  vielen  Staaten  nur  hinsichtlich  des  Privateigenthums 
(Grundeigenthums)  zur  vollständigen  Durchftihrung  gekommen. 
Hinsichtlich  der  Abtretung  anderer  Gerechtsame  an  den 
Staat  oder  deren  Aufhebung  im  öffentlichen  Interesse  über- 
haupty  wie  Frohnden,  Grundzinsen,  Zehnten,  Jagdgerechtigkeit 
aaf  fremden  Grund  und  Boden,  Patrimonialgerichtsbarkeit, 
Gatshörigkeit  u.  s.  w.  setzen  aber  die  Aufhebungs-  oder  Ab- 
löaungsgesetze  nicht  selten  nur  ein  sehr  geringes  Mass  fest, 
in  welchem  die  Entschädigung,  theils  von  bisher  Verpflichteten» 
theils  von  der  Staatskasse  geleistet  werden  solH),  oder  sie 
erklären  mitunter  sogar,  dass  fllr  gewisse  Arten  der  aufge- 
hobenen Bechte  gar  keine  Entschädigung  geleistet  werden 
soll^),  was  alles  von  den  bisher  Berechtigten  nur  als  eine 
grosse  Härte  und  Unbilligkeit  empfunden  werden  kann^^). 
Es  tritt  bei  dieser  verschiedenartigen  Behandlung  des  Aüf- 
gebens  von  Piivateigenthum  und  anderen  Gerechtsamen  sehr 


^  Z.  B.  badisches  Landrecht  art  545a.  —  Enrhessen,  Y.-ü. 
1831,  §.32.  „üeberNothf&lle,  in  denen  ausnahmsweise  nachfolg  ende 
Entschfidigong  eintreten  soll,  wird  ein  besonderes  Gesetz  das  Nähere  be- 
stimmen.*^ 

•)  Siehe  oben  §.  432,  Note  8. 

*)  Vergl.  oben  §.  295  u.  §.  321,  Note  5.  —  Aach  die  BandesTersammlnng 
hat  mitunter  erworbene  Rechte  von  Privaten,  wie  Standes-  und  Grund- 
herren oder  Gemeinden  ohne  Zulassung  einer  Entsch&digungsforderung 
auQ^oben,  so  z.  B.  das  Recht  auf  die  Nachsteuer;  siehe  oben  §.  289,  lY. 

^)  Rechtfertigen  lässt  sich  selbst  vom  legislativen  Standpunkte 
ans  em  solches  Yerfiihren  nur  in  so  weit,  als  das  aufzugebende  Recht  auf 
einer  Immoralit&t  beruht,  wie  z.  B.  die  LeibeigenschafI;.  Aber  selbst 
in  diesem  Falle  soUte  billigerweise  den  bisher  Berechtigten  eine  Entschädigung 
aus  der  Staatskasse  gewährt  werden,  indem  den  Staat  selbst  die  Schuld 
trifft,  wenn  dergleichen  .Rechte  bisher  als  legitime  Yermögensrechte  aner- 
kannt worden  sind.  Dies  wird  sogar  in  den  Yereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika bei  der  nunmehr  beschlossenen  Aufhebung  der  Sklaverei  der  Neger 
anexkaimt 
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deatlicb  der  Einflnss  der  demokratischen  ZeitsMmmig  hervor, 
welche  im  ersteren  Falle,  von  welchem  Jedermann,  anch  ein 
Demokrat  betroffen  werden  kann,  eben  desshalb  nnr  die  toU- 
ständigste  Entschädigung  für  genügend  erachtet,  im  anderen  Falle 
aber  die  Omnipotenz  der  Gesetzgebung  oder  den  Despotismus 
der  Majorität,  welcher  den  vulgären  Liberalismus  kennzeichnet, 
ganz  in  der  Ordnung  findet,  weil  dadurch  nur  einzelne  bisher 
Bevorzugte  davon  betroffen  werden  ^0- 

V.  Hat  das  Gesetz  ausdrücklich  ausgesprochen,  dass  eine 
Entschädigung  ftlr  das  Aufgeben  eines  wohlerworbenen  Rechtes 
zu  geben  sei,  und  hat  es  zugleich  die  Grösse  oder  den  Mass- 
stab der  Entschädigung  bestimmt,  oder  Formen  ihrer  Er- 
mittelung festgesetzt,  so  ist  die  Entschädigungsfrage  selbst- 
verständlich nach  diesem  Gesetze  zu  beurtheilen  ^'). 

VI.  Ist  über  die  Grösse  der  Entschädigung  in  dem  Ge- 
setze nichts  ausdrücklich  bestimmt,  so  ist  dieselbe  nach  dem 
wahren  Werthe  der  Gegenstände,  welchen  diese  zur  Zeit 
der  Abtretung  oder  des  gebotenen  Aufgebens  hatten,  zu  leisten  ^^). 
Glaubt  der  Berechtigte  sich  bei  der  von  der  Staatsregieruog 
angebotenen  Entschädigungssumme  nicht  beruhigen  zu  können, 
so  steht  ihm  unbestritten  der  Rechtsweg  vor  den  Ge- 
richten offen,  um  eine  richterliche  Festsetzung  des  ange- 
messenen Betrages  zu  erwirken  ^^).    Uebrigens  kann  die  Aus- 


**)  Der  vulgäre  LiberaliBmos  führt  ebenso  zur  Aufopferung  des  Ein- 
zelnen fbr  die  Interessen  der  Mi^orit&t,  wie  der  fürstliche  oder  aristokra- 
tische Despotismus  zur  Aufopferung  der  Migorit&t  für  die  Interessen  eines 
Einzelnen  oder  einiger  Wenigen.  Der  Grundgedanke  des  vemunftgernftssen 
Staates,  Ausgleichung,  nicht  Aufopferung,  der  Rechte  der  Ein- 
zelnen und  der  Gesammtheit  (§.  22,  lY;  §.24,IY)  geht  aber  in  einem  wie 
in  dem  anderen  Falle  verloren. 

««)  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  197  a  Unea  2.  —  Hannover, 
L..V..G.  1840,  §.35. 

^')  Es  kommen  dabei  also  die  Lasten  in  Abrechnung,  welche  auf  dem 
abzutretenden  £igenthume  oder  auf  den  abzutretenden  Gerechtigkmten 
hafteten,  und  von  denen  nunmehr  der  Abtretende  oder  Aufgebende  selbst- 
verständlich befreit  wird.    Siehe  oben  §.  295,  Note  7. 

**)  Ausdrücklich  erkennen  das  Klagerecht  vor  Gericht  in  diesem  Falle 
an:  Würtemberg,  Y.-U.  1819,  §.  30.  „Entsteht  ein  Streit  aber  die 
Summe  der  Entschädigung  ...  so  ist  die  Sache  im  ordentlichen  Beehts- 
wege   zu  erledigen.''    —   Uebereinstimmen :   K.   Sachsen,   Y.-U.   1881» 
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fthmng  der  von  der  competenten  VerwaJtangBbehörde  fttr 
nothwendig  erachteten  AbtretUDg,  insbesoDdere  da,  wo  ein 
nnwiederbringlicher  Nachtheil  mit  dem  Verzage  verbunden  wäre, 
durch  einen  Bechtsstreit  über  die  Grösse  der  Entschädigung 
nicht  aufgehalten  werden  ^^). 

Vn.  Werden  dnrch  ein  Gesetz  ganze  Klassen  bisher 
bestandener  Gerechtsame  aufgehoben,  ohne  dass  ein  Anspruch 
der  bisher  Berechtigten  auf  Entschädigung  vorbehalten  oder 
für  statthaft  erklärt  worden  ist,  so  wird  als  Begel  anerkannt, 
dass  wegen  Aufhebung  dieser  nunmehr  ihrem  Titel  nach  miss- 
biUigten  Bechte  weder  von  der  Staatskasse  noch  von  den  hier- 
durch gewinnenden  Privaten  eine  Entschädigung  gefordert 
werden  kann^^). 

VIU.  Eine  Ausnahme  von  dieser  Begel  wird  insgemein 
als  begründet  angenommen,  wenn  der  Berechtigte  das  durch 
das  Gesetz  entzogene  oder  missbilligte  Becht  durch  einen  be- 
aonderen  onerosen  Bechtstitel  vom  Staate  selbst 


§.  31  a  linea2.  —  Braunschweig,  n.  L.-0. 1832,  §.  33.  ^  Hannover, 
V.-ü.  1840,  §.  36.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  48.  —  Vergl. 
Knrhessen,  V.-U.  1831,  §.  35.  —  Renss  j.  L.,  Gesetz  vom  20.  Juni 
1856,  §.  23. 

«OKSachsen,  V.-U.  1831,  §.  31  a  linea  2,  mit  dem  Beifftgen,  dass 
die  von  der  Behörde  angebotene  Summe  (des  eingeleiteten  Rechtsstreites 
angeachtet)  bei  Bewirkung  der  Abtretung  sofort  auszuzahlen  ist.  —  Vergl. 
Hannover,  V.-U.  1840,  §.  35  a.  E. 

*«)  Pfeiffer,  prakt  Ausfahrungen  Bd.  I,  8.  249.  —  ürtheil  des  k. 
bayeri9chen  0.-A.-6.  bei  J.  A.  Seuffert,  Blätter  für  Rechtsanwendung, 
znnächst  in  Bayern,  Bd.  XV,  S.  26  (Erlangen  1850),  mit  Hinweisung 
auf  eine  diesen  Grundsatz  ebenfalls  aussprechende  k.  b.  Verordnung 
vom  6.  Januar  1809.  —  Vergleiche'  auch  ebendaselbst  Bd.  XI, 
S.  328  (Urtheil  des  k.  b.  0.-A.-G.  vom  20.  Mai  1845).  —  Ganz  allge- 
mein sagt  Hannover,  V.-d.  1840,  §.  39.  „Glaubt  Jemand  durch 
einen  Staatsvertrag  oder  durch  die  Gesetzgebung  in  seinen  wohl- 
erworbenen Rechten  sich  verletzt,  so  kann  er  desshalb  einen  Rechtsan- 
apruch  weder  wider  die  Krone,  noch  wider  eine  Verwaltungsbehörde  bei 
den  Gerichten  des  Landes  geltend  machen.''  —  Ueber  den  Einfluss  von 
Staats  vertragen  auf  Privatrechte  der  Unterthanen,  siehe  noch  be- 
sonders J.  A.  Seuffert,  Archiv  f.  Entscheidungen  der  obersten  Gerichte 
in  den  deut.  Staaten,  Bd.  VH  (Manchen  1854),  Nr.  23,  S.  26.  27.  --  Ueber 
den  Einfluss  der  Publikation  der  Staatsvertrfige  als  Gesetz  oder  Ver- 
ordnung, siehe  oben  §.  397. 
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erworben  hat,  in  Folge  dessen  die  Erwerbs -Summe  in  die 
Staatskasse  geflossen  ist^^)^  £s  sind  jedoch  hier  mehrere 
Fälle  zu  unterscheiden: 

A)  Wenn  eine  Staatsregierang  einer  Person  fbr  sich  oder 
auch  für  ihre  Nachkommen  oder  für  ihre  Güter  nicht  ein 
dorchaos  singnläres  Recht ,  sondern  nur  jene  Vorzüge  und 
Begünstigangen  eingeränmt  hat,  welche  eine  gewisse  Klasse 
Yon  Personen  oder  Gütern  bereits  aaszeichnen,  wie  z.  B.  wenn 
Jemand  fttr  sich  und  seine  Familie  in  den  Adelstand  erhoben 
oder  ein  Gut  als  Bittergat  erklärt,  beziehungsweise  dem  Be- 
sitzer die  Patrimonialgerichtsbarkeit  u.  dergl.  yerliehen  worden 
ist,  so  theilt  eine  solche  Person,  wenn  später  durch  die  Gesetz- 
gebung derartige  Bechte  aufgehoben  werden,  das  Schicksal 
der  Klasse,  welcher  nunmehr  sie  und  ihre  Güter  angehören. 
Der  Erwerber  solcher  Bechte  kann  daher  selbst  im  Falle 
einer  onerosen  Erwerbung  derselben  keine  besondere  Ent- 
schädigung oder  Bückerstattung  der  gezahlten  Summen  ver- 
langen, wenn  der  gesammten  Klasse  keine  Entschädigung 
fttr  die  aufgehobenen  Vorrechte  gewährt  wird.  Der  Grund 
hiervon  liegt  eben  darin,  dass  in  diesem  Falle  die  betreffende 
Person  von  Haus  aus  kein  anderes  Becht  erworben  hatte,  als 
fttr  sich  oder  ihre  Güter  einer  gewissen  Klasse  anzugehören 
und  fortan  als  ein  Angehöriger  derselben  behandelt  za 
werden  ^®). 

B)  Hatte  dagegen  die  Staatsregierang  einzelnen  Personen 
oder  einer  gewissen  Klasse  gegen  Zahlung  einer  gewissen 
Summe  die  Bechte  einer  anderen  Klasse  eingeräumt,  wie  z.  B. 
Schutzbürgern  oder  Israeliten  die  vollen  politischen  und  bürger- 
lichen Bechte,  und  würde  sodann  ein  Gesetz  oder  eine  Ver- 
ordnung  solchen  Personen   die  Gleichberechtigung  mit 


*')  Pfeiffer,  prakt  Ausführungen  Bd.  n,  S.  285.  472.  VergL  die 
Entscheidungsgründe  des  in  Note  16  angeführten  ürtheils  des  k.  b.  0.-A.-G. 
bei  Seuffert,  Blätter  für  Rechtsanwendung  Bd.  XV,  S.  26. 

w)  In  Folge  der  NichtberAcksichtigung  dieses  Grundes  war  dagegen 
in  dem  in  Note  17  angeführten  Falle  die  Entschädigungsklage  eines  Städt- 
chens wegen  Aufhebung  ihrer  im  J.  1545  von  einem  bayerischen  Henog 
gekauften  Patrimonialgerichtsbarkeit  durch  die  allgemeine .  Gesetsgebong 
von  1809  f(lr  begründet  erkannt  worden! 
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dieser  anderen  Klasse  nachher  wieder  entziehen,  so  mnss  den- 
selben jedenfallB  das  Recht  zuerkannt  werden,  die  für  die  als 
dauernd  verheissene  Gleichstellung  bezahlten  Summen  zurück- 
sufordem  ^•). 

G)  Eben  so  muss  derjenige,  welchem  ein  durchaus  singu- 
llres  Becht,  wie  ein  rein  persönliches  Privilegium, 
oder  ein  durch  einen  besonderen  Vertrag  mit  der  Staats- 
regierung erworbenes  Becht ^<^)  durch  ein  Gesetz  entzogen 
wird,  welches  nicht  zugleich  ^e  Entschädigungs -Ansprüche 
ausdrttcklich  abspricht 2^),  fUr  befugt  erachtet  werden,  Ent- 
schädigung zu  verlangen  und  nach  Umständen  darauf  vor  den 
Gerichten  Klage  zu  erheben.  Der  Grund  hiervon  liegt  darin, 
dass  hier  die  gesetzgebende  Gewalt  in  das  Gebiet  der  Ver- 
waltung übergreift,  d.  h.  einen  Akt  vornimmt,  der  in  einem 
Staate,  in  welchem  keine  landständische  Verfassung  besteht, 
nnr  als  ein  Akt  der  Verwaltung  oder  vollziehenden  Gewalt 
betrachtet  werden  könnte  und  den  Fiscus  unzweifelhaft  zur 
Leistung  einer  Entschädigung  verpflichten  würde  ^^),  eben  weil 
es  sich  hier  nur  um  die  Entziehung  eines  einzelnen  Sechtes, 
und  nicht  um  die  principielle  Beseitigung  einer  gewissen  Klasse 
von  Bechten  oder  Bechtsgrundsätzen  handelt.  Auch  darf  die 
rechtliche  Stellung  der  Privaten  gegenüber  vom  Fiscus  durch 
die  Emführung  einer  landständisehen  Verfassung  nicht  schlechter 


^)  In  diesem  Falle  kann  die  Anwendung  der  ciTÜrechtlichen  Gnind- 
sätxe  bezüi^ch  der  Auflösung  der  ungenannten  Bealcontracte  wegen  Nicht- 
erföllung  von  Seite  des  einen  Contrahenten  {condictio  causa  data  wm 
secuta)  keinem  Bedenken  erliegen.  Will  man  aber  etwa  die  praktische 
Bedeutung  der  Theorie  der  ungenannten  Bealcontracte  überhaupt  läugnen, 
80  wttrde  man  doch  durch  die  Rücksicht  darauf,  dass  eine  wesentliche 
Voraussetzung  des  Geschäftes,  eine  conditio  tacita,  hier  in  WegM  ge- 
kommen ist,  zu  dem  gleichen  Ergebnisse  gelangen. 

^)  Dahin  gehören  z.  B.  Monopolien,  Pachtverträge  über  Spielbanken 
und  dergl. 

*9  Würde  das  Gesetz  dies  hier  thun,  so  wäre  dies  jedenfoUs  eine 
grosse  Unbilligkeit 

^  Yeigl.  preuss.  Landrecht,  Einleitung  §.70.  74.  75;  siehe  oben 
§.  433,  Note  5  und  hier  (§.  434)  Note  3.  —  Ob  die  Aufhebung  von  Privi- 
legien oder  anderen  Bechten  durch  ein  Gesetz  oder  durch  Anordnung 
einer  Behörde  geschieht,  begründet  nach  dem  preussischen  Landrecbt 
keinen  Unterschied. 
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werden,  als  sie  in  der  antokratischen  Monarchie  sein  wfirde, 
nnd  kann  anch  der  constitntioneUe  Fürst  mit  den  Landständen 
zusammen  den  Privaten  gegenüber  nicht  mehr  Recht  haben, 
als  ein  absoluter  Monarch  haben  würde.  Dazu  kommt  noch 
die  politische  Rücksicht,  dass  der  Credit  des  Staates  ausser- 
ordentlich darunter  leiden  und  alle  Verträge  mit  der  Staate- 
regierung  bedenklich  machen  würde,  wenn  der  Private  be- 
fürchten müsste,  dass  die  von  der  Staatsregierung  ihm  ver- 
tragsmässig  gemachten  Zusicherungen  jederzeit  durch  einen 
Akt  der  Gesetzgebung  ausser  Wirkung  gesetzt,  oder  ihm 
grössere  als  die  vertragsmässig  übernommenen  Leistungen  nnd 
beziehungsweise  Gegenleistungen  auferlegt  werden  könnten, 
ohne  dass  er  einer  angemessenen  Entschädigung  versichert 
sein  dürfte.  Die  Frage  nach  der  Grösse  der  zu  leistenden 
Entschädigung,  insbesondere  ob  der  bisher  Berechtigte  in 
diesem  Falle  nur  den  Ersatz  des  wirklich  erlittenen  Schadens 
{damnum  emergens)  oder  auch  des  entbehrten  Gewinnes  (lucrum 
eeeeans)  fordern  dürfe,  ist  nach  den  im  Staate  geltenden  civili- 
stischen Grundsätzen  zu  entscheiden^'). 

§.  435. 

7)  Von  der  Verpflichtung  des  Staatsherrschers  aus 
seinen  eigenen  Gesetzen  ^), 

I.  Der  Souverain  kann  als  Inhaber  der  gesetzgebenden 
Gewalt  nicht  nur  für  die  Unterthanen,  sondern  auch  für  sich 
selbst  (als  Autonom)  verbindliche  Gesetze  erlassen,  nnd 
Letzteres  sind  sie  unbezweifelt  dann,  wenn  er  sie  ausdrücklich 
als  solche  erklärt  hat^). 


^)  Vergl.  die  hiermit  übereinstimmenden  Entscheidnngsgründe  des  in 
Note  17  angef.  ürtheils  des  k.  bayr.  0.-A.-G.  bei  Seuffert,  BlÄtter  ftr 
Rechtsanwendung  Bd.  XY,  S.  26. 

*)  Schnaubert,  Diss.  de  principe  legibus  suis  obligato.  Jena  1753; 
deutsch  mit  Anmerkg.  von  Hageme ister,  Rost  and  Lieipz.  1795.  — 
Yergl.  Leist,  Staatsr.  2.  Anfl.  §.  HO.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  291. 

*)  Sehr  schön  spricht  sich  über  die  Nothwendigkeit  und  hohe  Be- 
deutung der  Anerkennung  yerbindlicher  Normen  von  Seite  des  Herrschers 
aus:  L.  4  Cod.  de  Legg.  (1,  14).    (Impp.   Theodoeiua  et  Vaiena).    ,J>igna 
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n.  Solche  Gesetze  können  sieh  sowohl  auf  politische^  wie 
aof  andere  Bechtsverhältnisse  beziehen.  Insbesondere  kann 
man  von  einem  jeden  mit  den  Landständen  errichteten  Ge- 
setze sagen,  dass  es  in  gewisser  Beziehung  ftir  den  Staats- 
herrscher verbindlich  ist,  nämlich  in  so  weit,  als  es  regel- 
mässig Yon  dem  Souverain  nicht  mehr  einseitig  aufgehoben 
werden  kann  3). 

III.  Was  sodann  die  materielle  Anwendbarkeit  der  zu- 
nächst nur  fHr  die  Unterthanen  publicirten  Gesetze  auf  den 
Souverain  anbelangt,  welchen  er  sich  nicht  selbst  ausdrücklich 
unterworfen  hat,  so  fällt  jedenfalls  die  Anwendbarkeit  der 
Strafgesetze  sowie  auch  der  Civilgesetze,  welche  unter 
gewissen  Voraussetzungen  einen  Personalarrest  zulassen, 
me  z.  B.  im  Wechselrechte,  wegen  der  hier  unmöglichen 
Trennung  der  Privatperson  von  der  Person  des  Souverains 
hinweg  *). 

IV.  Dasselbe  gilt  auch  hinsichtlich  jener  Gesetze,  welche 
ihrem  Zwecke  nach  nur  allein  für  die  Unterthanen  bestimmt 
sind,  wie  die  Polizeigesetze. 

V.  Auch  können  die  Bestimmungen  der  Landesge- 
setze keine  Anwendung  auf  den  Souverain  hinsichtlich  des 
Familien-  und  Erbrechtes  im  Verhältnisse  zu  seinen 
Familiengliedern  finden,  sofeme  sie  nicht  besonders  als 
massgebend  erklärt  sind^). 

VI.  Endlich  kann  man  den  Souverain  bei  Rechtsgeschäften 
nicht  an  die  Formen  für  gebunden  erachten,  welche  nur  in 
der  Errichtung  der  Urkunden  unter  öffentlicher  Autorität, 
oder  in  der  Insinuation  eines  Geschäftes,  wie  z.  B.  gewisser 
Schenkungen  bei  einer  Behörde  bestehen  (da  der  Souverain 
selbst  die  oberste  öffentliche  Autorität  ist),  oder  so  weit  er 


Toz  est  mi^estate  Regnantis,  legibus  assignatum  se  Principem  confiteri: 
adeo  de  autoritate  juris  nostra  pendet  autoritas.  Et  revera 
migns  imperio  est,  submittere  legibus  principatum.  Et  oraculo  praesentis 
Edicti,  quod  nobis  licere  non  patimur,  indicamus/'  (Impp.  Theodosius  et 
Valens). 

»)  Ve^l.  §.  390.  430. 

«)  Siehe  oben  §.  267,  IV. 

>)  VergL  oben  §.  214  flg. 

ZOpfl,  Staatsrecht.  5.  Aufl.  O.  33 
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aach  Unterthanen  von  der  Beobachtung  der  Formen  dispensiren 
könnte,  indem  in  solchem  Falle  angenommen  werden  moss, 
dass  sich  der  Sonverain  eine  solche  Dispensation  selbst  er- 
theilt  hat«). 

Vn.  In  den  übrigen  privatrechtlichen  Beziehungen  aber, 
wo  die  Person  des  Privatmannes  von  der  des  Souverains  voD- 
ständig  unterschieden  werden  kann,  wie  z.  B.  namentlich  da, 
wo  der  Begent  mit  den  Unterthanen  Privatgeschäfte,  wie  Dar- 
lehnsverträge,  Käufe  u.  dergl.  macht,  oder  aus  Geschäften 
derselben,  wie  letztwilligen  Verftigungen ,  erwerben  wül^, 
oder  als  Besitzer  von  PrivatgOtem  in  Betracht  kommt,  od^ 
die  durch  Eintragung  in  ein  Hypothekenbuch  bedingte  ExiBtenz 
und  Wirksamkeit  einer  Hypothek  in  Frage  steht,  kann  die 
Anwendbarkeit  der  gewöhnlichen  bürgerlichen  Landesgesetz- 
gebung nicht  bezweifelt  werden. 

VHL  In  diesen  Sachen  ist  auch  der  Sonverain,  insoferne 
er  in  Rechtsstreitigkeiten  mit  Privatpersonen  verwickelt 
wird,  seinen  eigenen  Gerichten  unterworfen^),  kann  aber  den 
Gerichtsstand  in  Anspruch  nehmen,  welcher  der  privilegutesten 
Klasse  der  Staatsangehörigen  eingeräumt,  beziehungsweise  Ar 
die  Mitglieder  der  regierenden  Familie  überhaupt  nach  der 
Landesverfassung  angeordnet  ist®). 


«)  VergL  Im  34  Cod.  de  donat.  (8,  54).  —  L.  14  Dig.  de  manumis- 
sionibus  (40,  1).  —  Hinsichtlich  der  Förmlichkeiten  eines  landesherrlidten 
Testamentes  behauptet  mit  Unrecht  das  Gegentheil,  Glück,  Zusätze  zu 
Bd.  I  seines  Comm.  S.  71;  vergl.  aber  oben  §.  254,  IV. 

0  L.  31  Dig.  de  Legat  m.  —  L.  3  Cod.  de  Testam.  (6,  23). 

^)  Prenss.  allgem.  Landr.,  Einl.  §.  87.  „Auch  Rechtsstreitigkeiten 
zwischen  dem  Oberhaupte  des  Staates  und  seinen  Unterthanen  sollen  bd 
den  ordentlichen  Gerichten,  nach  den  Vorschriften  der  Ge- 
setze, erörtert  und  entschieden  werden."  —  Schwarzburg -Son- 
dershausen, V.-U.  yon  1841,  §.  5  hatte  folgende  Bestimmung:  »In 
Ansehung  seiner  privatrechtlichen  Verhältnisse  wird  der  Fürst  Ton  den 
Regierungen  und  künftig  von  dem  zu  errichtenden  Landei^nstizko]]egio 
in  erster  Instanz,  jedoch  nur  in  den  Formen  des  Ordinaiprocesses,  Recht 
geben."  —  In  die  Sondershausischen  Verfassungen  ?on  1849  und  1857  iit 
dieser  Satz  nicht   übergegangen. 

»)  Vergl.  oben  §.  267,  HL 
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§.  436. 

BL  Von  der  Ausübung  der  vollziehenden  Gewalt. 

1)  Im  Allgemeinen. 

L  Unter  der  yoUziehenden  Gewalt  versteht  man  die  Be- 
Aigniss  der  Staatsgewalt,  die  Gesetze  (das  volksmässig 
dnrch  Herkommen  erzeugte  Recht  inbegriffen)  zu  hand- 
habeu;  und  überhaupt  dem  Staatszwecke  gemäss  zu  handeln. 

n.  Die  vollziehende  Gewalt  äussert  sich  hinsichtlich  der 
inneren  Staatsznstände  in  vierfacher  Weise:  aufsehend, 
anordnend,  entscheidend  und  vollstreckend,  d.  h 
mit  physischem  Zwange  einschreitend^). 

ni.  Die  Grenzen  der  vollziehenden  Gewalt  liegen  in 
den  Gesetzen  und  Bechten  selbst,  deren  Handhabung  ihre 
Aufgabe  ist.  Wo  aber  die  vollziehende  Gewalt  in  Ermangelung 
von  Gesetzen,  oder  anderen  Rechtsnormen,  oder  sonst  bei 
dringenden  Verhältnissen  selbst  anordnend  thätig  wird,  hat 
sie  keine  andere  Grenze,  wie  die  gesetzgebende  Gewalt, 
nämlich  den  Staatszweck,  sofeme  ihr  nicht  noch  eine  beson- 
dere Schranke  durch  die  Verfassung,  die  Bundesgrundgesetze, 
Staatsverträge  oder  andere  positive  Rechtsquellen  vorge- 
seiduiet  ist'). 

IV.  Da  der  Staat  seiuem  Wesen  nach  eine  rechtlich  ge- 
ordnete Form  der  menschlichen  Existenz  ist,  so  ergibt  sich 
von  selbst  die  Verpflichtung  der  vollziehenden  Gewalt,  nur  in 
den  (in  concreto  bestimmten)  gesetzlichen  Formen  zu 
verfahren,  und  eben  darum  auch  nie  einen  grösseren  Zwang 
anzuwenden,  als  nach  Lage  des  einzelnen  Falles  absolut  er- 
forderlich isf^ 


*)  Vergl.  oben  §.  275.  276.  —  Da  die  aufsehende,  entscheidende  und 
▼ollstareckende  Thätigkeit  der  yoUziehenden  Gewalt  bei  den  einzelnen  mate- 
riellen inneren  Hoheitsrechten  je  nach  dem  Gegenstande  mehr  oder  minder 
evgenthflmlich  hervortritt,  und  daher  bei  diesen,  so  weit  nöthig,  besonders 
dargesteUt  wird,  so  ist  vorerst  nur  von  der  anordnenden  Th&tigkeit, 
oder  dem  Yerordnungsrechte,  welches  überall  gleichmässig  Platin 
greift,  in  besonderer  Darstellung  (§.  437)  zu  handehi. 

«)  Vergl.  §.  53  und  §.  431. 

33* 
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§.  437. 

2)  Von  den  Verordnungen  insbesondere. 

a)  VoDzngsverordnungen  und  sog.  provisorische 
Gesetze  ^). 

I.  Die  bei  Weitem  wichtigste  Thätigkeit  der  vollziehenden 
Gewalt  besteht  in  dem  Anordnen,  d.  h.  in  der  Befagniss, 
Verordnungen  oder  Verfügungen  (ardinationesj  ordon- 
nances  etc.)  zu  erlassen. 

n.  Insofeme  in  einem  wohlgeordneten  Staate  voransge- 
setzt  werden  muss,  dass  gehorcht  wird,  so  wie  das,  was  zu 
thun  oder  zu  unterlassen  ist,  in  den  einzelnen  Fällen  gehörig 
festgestellt,  d.  h.  in  verfassungsmässiger  Weise  befohlen  ist, 
und  dass  nur  ausnahmsweise  ein  Widerstand  Einzelner  gegen 
die  Staatsgewalt  die  Anwendung  eigentlicher  Zwangsmass- 
regeln nothwendig  machen  wird,  so  ergibt  sich  von  selbst, 
dass  der  hauptsächlichste  und  höhere  Theil  der  Vollziehung 
in  dem  Verordnungsrechte  enthalten  ist. 

m.  Der  Zweck  aller  von  der  vollziehenden  Gewalt  ans- 
gehenden  Verfügungen  ist  möglicherweise  ein  zweifacher: 
1)  die  nothwendigen  Anordnungen  sowohl  im  Allgemeinen  als 
im  Besonderen  fttr  den  Vollzug  und  die  Anwendung  der 
Gesetze,  d.  h.  überhaupt  der  bereits  feststehenden 
Normen  zu  treffen,  und  2)  die  Lttcken  der  Gesetzgebung 
in  dringenden  Fällen  provisorisch  zu  ergänzen.  Hier- 
nach sind  zwei,  in  mehrfacher  Beziehung  wesentlich  ver- 
schiedene Klassen  von  Verordnungen  zu  unterscheiden, 
nämlich  Vollzugsverordnungen  und  provisorische 
Verfügungen,  für  welche  letztere  auch  die  Bezeichnung 
provisorische  Gesetze  gebräuchlich  ist*). 


«)  Siehe  überhaupt  R  v.  Mohl,  Politik  Bd.  I  (1862),  S.  628  flg. 

*)  üeber  die  sog.  provisorischen  Gesetze  siehe  oben  §.  391  nnd  ontes 
{.441. 
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§.  438. 

b)  Von  dem  Unterschiede  von  Gesetz  und  Ver- 
ordnung im  Allgemeinen^). 

I.  Ob  ein  und  welcher  Unterschied  zwischen  Gesetz  und 
Verordnung  sei,  ist  eine  besonders  in  neuerer  Zeit  sehr  be- 
strittene Frage.  UnlSugbar  haben  Gtesetz  und  Verordnung  in 
mehrfacher  Beziehung  Aehnlichkeiten,  welche  die  Erkenntniss 
der  Unterschiede  erschweren,  wohin  namentlich  zu  rechnen  ist, 
dass  beide  verbindliche  Vorschriften  fUr  die  Unterthanen 
aufstellen  wollen^). 

n.  In  der  deutschen  Staats-  nnd  Gterichtspraxis  vor  der 
Einführung  der  constitutionellen  Monarchie  wurde  zwar  im 
Allgemeinen  zwischen  Gesetz  und  Verordnung  nicht  so  scharf 
unterschieden,  wie  dies  seitdem  zu  geschehen  pflegt;  allein, 
wenn  man  auch  die  allgemeinen  landesherrlichen 
Verordnungen  den  Gesetzen  in  der  Wirkung  gleich 
achtete,  so  erkannte  man  doch  sowohl  hinsichtlich  der  landes- 
herrlichen Specialyerftigungen,  wie  z.  B.  der  Beskripte  und 
hinsichtlich  jener  Verordnungen,  die  von  Behörden  aus- 
gehen, allerdings  schon  wesentliche  Unterschiede  von  den  Ge* 
setzen  an^. 


*)  üeber  den  ünterBchied  von  Gesetz  und  Verordnung  siehe  insbe- 
sondere: E.  S.  Zachariae,  im  Arch.  f.  dTÜ.  Prax.  Bd.  XVI  (1833), 
S.  14&  flg.  —  V.  Linde,  im  -^ch.  f.  civü.  Prax.  Bd.  XVI  (1833),  8.  306 
flg.  —  Derselbe  in  der  Zeitschrift  f.  Civil-R.  u.  Process  Bd.  VII  (1834), 
S.  49  flg.  —  0.  G.  Wächter,  würtemberg.  Privat-R  Bd.  n  (1842),  §.  5.  — 
R.  Y.  Mo  hl,  in  der  krit  Zeitschrift  f.  Bechtswiss.  u.  Gesetzgeb.  des  Aus- 
landes Bd.  XXIV  (1852),  S.  117  flg. 

^)  Siehe  oben  §.  430,  m.  —  VergL  t.  Linde,  im  Arch.  f.  civil.  Prax. 
Bd.  XVI,  8.  381. 

^)  So  finden  sich  in  allen  Handbüchern  des  Givilrechtes  bereits  weit- 
l&nfige  Untersuchungen  über  die  Form,  die  Bedingungen  der  Gültigkeit, 
die  Verbindlichkeit  und  die  Anfechtung  landesherrlicher  Reskripte;  yerg). 
z.  B.  Glück,  Comm.  Bd.  I,  §.  d4.  95.  —  Auch  unterschied  man  schon 
nach  rönuschem  Rechte  die  eigentliche  Zex,  und  Rechtsquellen,  die  Legis 
vicem  (vigarem)  haben,  wie  die  SenatuaconauUa  und  Canstäutiones  und 
Mandata  principia  und  die  Rechtsquelljßn ,  welche  nur  Legie  autoritatem 
haben,  wie  die  Edicta  magtstratmim.    Ebenso  wurde  in  Deutschland  schon 
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in.  Ueberhanpt  aber  wäre  es  ein  Iniham,  wenn  man  ai 
nehmen  wollte ,  dass  die  praktische  Bedeatang  einer  Oi 
Scheidung  von  Gesetz  und  Verordnung   erst  im  Gefolge 
Repräsentativrerfassung   eingetreten  sei^),    viehnehr 
zwischen  Gesetz  und  Verordnung  ein   innerer  Ui 
dessen  praktische  Consequenzen  zum  Theile  schon  von 
im  gemeinen  Bechte  Anerkennung  und  Geltung  geftmden 
die  aber  allerdings  in  Folge  der  Einrichtung  der 
tatiyyerfassung  theils  zahlreicher  ^  theils  schSrfer  hi 

IV.  Unterschiede  zwischen  G^etz  und  Verordnung 
stehen  aber  theils  in  Hinsicht  auf  ihr  Wesen ,  d.  h.  auf 
Zweck  und  Inhalt,  theils  in  Hinsicht  auf  die  Antori 
von  welcher  sie  ausgehen,  theils  hinsichtlich  der  F«1 
kation,  theils  hinsichtlich  des  ständischen  Mitwirke 
rechtes  bei  ihrem  Zustandekommen,  theils  endlich 
lieh  ihrer  Rechtsbeständigkeit,  Anfechtbarkeit 
Aufhebung,  wobei  aber  nicht  zu  übersehen  ist,  da« 
mehrere  Arten  von  Verordnungen  gibt,  nnd  dass  ni 
alle  in  gleicher  Weise  sich  von  den  Gesetzen 
scheiden,  sondern  dass  manche  Arten  yon  Verordnungen 
den  Gesetzen  in  einer  Beziehung  eine  Uebereinstimmnng 
während  sie  doch  in  anderer  Beziehung  von  denselben 
weichen. 

§.  439. 

c)  Die  Unterschiede  von  Verordnung  und  Qesel 
im  Einzelnen. 

L  Im  Wesen,  d.  h.    durch  Zweck  und  Inhalt, 
scheiden  sich  Gesetz  und  Verordnung  nach  dorn 
praktischen  Staatsrechte  dadurch,  dass  Erster  es  die 
mnng  hat,  allgemeine  Grundsätze  au&ustellen;  die 


in  der  merowingischen  und  karolingischen  Zeit  zwiachen  der  Lm% 
eigentlichen  Volksrecht,  und  den  CftpituUrien  oder  kGnigüchM 
Ordnungen  unterschieden.  Meine  deut.  Reehtsgesch.  3.  Aufl^  StutlS' 
ThL  I,  §.17,  IV. 

«)  Von  dieser  Ansicht  ging  K.  8.  Zachariae  ans,  a.  a  0.  (M 
S.  Ii6. 
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Ordnung  dagegen  setzt  regelmässig  das  Vorhandensein 
eines  feststehenden  allgemeinen  Grundsatzes;  wenn 
anch  nieht  gerade  eines  Gesetzes  im  eigentlichen  Sinne  (§.  436) 
Torans.  Sie  hat  somit  regelmässig  nur  den  Zweck,  die 
Gesetze  y  das  Becht  oder  irgend  einen  bereits  feststehenden 
Regiernngsgrundsatz  zar  AusfUhrnng  zu  bringen^),  ^^^ 
kann  daher  nur  ausnahmsweise  und  proyisorisch  die 
Funktion  des  Gesetzes ,  d.  h.  die  Aufstellung  von  neuen 
Grundsätzen  übernehmen^). 

II.  Hinsichtlich  der  Autorität,  von  welcher  eine  Vor- 
sehrift  ausgeht,  unterscheiden  sich  Gesetz  und  Verordnung 
dadurch,  dass  ein  Gesetz  nur  von  dem  Souverain,  als  In- 
haber der  gesetzgebenden  Gewalt,  eine  Verordnung  aber 
sowohl  von  dem  Souverain,  in  seiner  Eigenschaft  als 
oberster  Inhaber  der  yollziehenden  Gewalt^),  als  auch 


f)  Siehe  oben  §.  436.  —  Den  inneren  Unterschied  zwischen  Gesetz 
und  Verordnung  hat  am  Besten  ausgeführt:  Wächter,  würtemberg. 
PriTatrecht  (1842),  Bd.  n,  §.  5. 

*)  Wo,  wie  in  der  uneingeschränkten  Monarchie,  oder  soweit  in  einer 
beschränkten  Monarchie  der  Sonverain  nach  den  einzehien  jetzt  geltenden 
Staatsverfassungen  in  Bezug  auf  die  Auüstellung  neuerGrundsätze  über 
gewisse  Verhältnisse  nicht  an  die  Mitwirkung  der  Stände  gebunden  ist 
(§.  390),  steht  daher  auch  die  von  ihm  ausgehende  Vorschrift  dem  Gesetze 
ganz  gleich,  und  ist  somit  der  Sache  nach  auch  ein  wahres,  wirk- 
liches, und  nicht  blos  ein  provisorisches  Gesetz.  Dies  hat  y.  Linde 
a.  a.  0.  (siehe  §.  438,  Note  1)  sehr  gut  ausgeführt. 

')  Wenn  auch  Verordnungen,  ebenso  wie  Gesetze,  von  dem  Sonve- 
rain ausgehen,  so  ist  dabei  doch  nicht  ganz  gleichgültig,  ob  die  Vorschrift, 
selbst  wenn  sie  eine  allgemeine  ist,  von  ihm  in  seiner  Eigenschaft  als 
Inhaber  der  gesetzgebenden,  oder  als  Inhaber  der  vollziehenden 
Gewalt  ausgegangen  ist  Auf  diese  Verschiedenheit  ist  bei  v.  Linde,  im 
Arch.  f.  dv.  Praz.  Bd.  XVI,  S.  330  flg.  keine  genügende  Rücksicht  ge- 
nommen, indem  er  auch  die  landesherrlichen  Verordnungen  als  vom  Ge- 
setzgeber ausgegangen  betrachtet  Allein  dieser  Unterschied,  der  zwar 
in  der  unbeschränkten  Monarchie  allerdings  hinsichtlich  der  praktischen 
Bedeutung  (der  Verbindlichkeit,  Rechtsbeständigkeit  und  Anfechtbarkeit) 
der  allgemeinen  landesherrlichen  Verordnung  keinen  Einfluss  hat,  ist  da- 
gegen nicht  unwesentlich  in  der  beschränkten  Monarchie,  wenigstens  nicht 
nach  den  Grundsätzen,  welche  mehrere  repräsentative  Verfassungen  darüber 
in  einer  oder  der  anderen  Beziehung  aufgenonmien  haben  (siehe  unten 
§.  440)  und  äussert  sich  besonders  praktisch  darin,  dass  eine  jede  Ver- 
ordnung jederzeit  von  dem   Souveram   einseitig  wieder  voUständig 
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von  Behörden,  als  den  mit  der  Aasübnng  der  vollziebendea 
Gewalt  vom  Sonverain  nnter  dessen  oberster  Leitung  betrantes 
Organen,  innerhalb  ihres  gesetzlichen  Wirkongskreises  aus- 
gehen kann.  Hiemach  zerfallen  also  die  Verordnungen  von 
Haus  aus  in  landesherrliche  Verordnungen  und  in  Ver- 
ordnungen der  Behörden.  (Letztere  wieder  nach  deren 
dienstorganischer  Bangordnung  in  Ministerial-,  Kreisregienmgs- 
und  Amtsverordnungen  u.  dergl.) 

HI.  So  viel  sodann  die  Publication  anbetrifFt,  sokann 
ein  Gesetz  nur  allgemein  publicirt  werden;  eine  Verordnung 
aber  kann,  je  nach  ihrem  Gegenstande,  sowohl  allgemein 
verkündet,  als  auch  nur  speciell  an  gewisse  Personen 
gerichtet,  oder  nur  für  einen  einzelnen  Fall  erlassen  sein,  und 
braucht  daher  unter  letzterer  Voraussetzung  auch  nur  den 
speciell  Betheiligten  bekannt  gemacht  zu  werden^). 

IV.  In  der  constitutionellen  Monarchie  tritt  hierza  noch 
der  formelle  Unterschied,  dass  eigentliche  Gesetze,  so 
weit  nicht  die  Verfassung  eine  besondere  Ausnahme  in  Bezug 
auf  gewisse  Gegenstände  macht  (§.  390),  von  dem  Sou verain 
nur  nach  Beirath  und  mit  Zustimmung  der  Stände, 
und  nach  mehreren  Verfassungen  nur  mit  ausdrücklicher 
Erwähnung  derselben  in  der  Publicationsformel  erlassen 
werden  können^),  und  sonach  selbst  jeder  landesherrliche  £r- 
lass,  der  nicht  in  dieser  Form  verkündigt  ist,  die  sog.  provi- 
sorischen Gesetze  abgerechnet,  nur  als  eine  Verordnung 
gelten  kann. 

V.  Hinsichtlich  der  Rechtsbeständigkeit  und  An- 
fechtbarkeit besteht  zwischen  den  Gesetzen  nnd  Verord- 
nungen der  Unterschied,  dass  hinsichtlich  der  Ersteren  eine 
Prüfling  der  Rechtsbeständigkeit  ihres  Inhaltes  durch  den 
Richter  auch  in  der  constitutionellen  Monarchie  regelmässig 


zurückgenommen  und  ausser  Wirkung  gesetzt,  oder  durch  eine  andere  Ver- 
ordnung ersetzt  werden  kann,  was  bei  Gesetzen  in  der  repräsentativen 
Monarchie  nicht  der  Fall  ist 

*)  So  z.  B.  ein  Reskript,  oder  eine  Instruktion  für  einen  Beamten  u.  s.  w. 

*)  Siehe  oben  §.  373  XV,  und  §.  430  HL 
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nstaithafl)  hinsichtlich  gewisser  Arten  der  Verordnungen  aber 
regelmässig  zulässig  ist^). 

VL  Hinsichtlich  der  Aufhebung  tritt  insbesondere  in 
der  constitutionellen  Monarchie  ein  Unterschied  zwischen  Ge- 
setzen und  Verordnungen  in  der  Weise  hervor,  als  eine  Ver- 
ordnung von  der  Regierung  jederzeit  beliebig  wieder  zurück- 
gezogen,  ein  eigentliches,  d.  h.  mit  Beirath  und  Zustimmung 
der  Landstände  errichtetes  Gesetz  aber  auch  nur  mit  Zustim- 
mung der  Landstände,  beziehungsweise  durch  ein  neues  Gesetz 
ausser  Wirksamkeit  gesetzt  werden  kann,  mit  Ausnahme  der 
Fälle,  in  welchen  die  Verfassung  der  Krone  die  Erlassung 
sog.  provisorischer  Gesetze  (§.  441)  gestattet.  Es  ist  daher 
auch  in  den  constitutionellen  Staaten  schon  mehrfach  eine 
Streitfrage  darüber  erhoben  worden,  ob  die  vor  der  Einführung 
der  landständischen  Verfassung  ergangenen  landesherrlichen 
Verftignngen,  Edikte  u.  s.  w.  überhaupt  nur  als  Verordnungen 
zu  betrachten  und  zu  behandeln  wären,  also  von  der  Staats- 
regierung einseitig  aufgehoben  werden  können  oder  nicht  ^). 
Die  erstere  Ansicht  ist  bisher  regelmässig  von  Seite  der  Re- 
gierungen vertheidigt  worden;  jedoch  ist  dabei  anzuerkennen, 
dass  ein  solches  altes  Edikt  nur  durch  ein  eigentliches  neues 
Gesetz  ersetzt  werden  kann,  wenn  der  Gegenstand  desselben 
unter  eine  der  Kategorien  fällt,  über  welche  nach  der  nun- 
mehrigen Verfassung  eine  Bestimmung  nur  noch  mit  Beirath 
und  Zustimmung  der  Landstände  getroffen  werden  darf  ^). 

§.  440. 

d)  Von  den  Gegenständen,  worüber  nur  durch  Gesetze 

oder  auch  durch  Verordnungen  Bestimmungen  ge- 

trojffen  werden  können. 

I.  So  einfach  sich  in  der  Theorie  das  Princip  der  Unter- 
scheidung von  Gesetz  und  Verordnung  bezüglich  ihres  In- 
haltes aussprechen  lässt  (§.  439),  so  schwierig  und  streitig 


•)  Die  mehr£Bu;hen  ünterscheidmigen ,  welche  in  dieser  Beziehung  zu 
machen  sind,  siehe  unten  §.  450  flg. 

0  So  z.  6.  in  Baden  die  sog.  Constitutions- Edikte  aus  den  Jahren 
1807—1809. 

•)  Siehe  oben  §.  390  und  unten  §.  440. 
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ist  mitanter  die  Anwendung  dieses  Princips  in  den  einzelnen 
Fällen,  oder  die  Gasaistik;  besonders  da,  wo  repHtoentatiye 
Verfassungen  eingerichtet  sind,  indem  bänfig  die  Stände  einen 
Gegenstand  als  zur  Gesetzgebung,  mithin  in  den  Kreis  ihrer 
Berathung  nnd  Zastimmnngsbefngniss  gehörig,  reclamiren, 
während  die  Staatsregiemng  dagegen  die  Befngniss  behauptet, 
einseitig  im  Verordnungswege  darüber  Vorschriften  zu  er- 
lassen. 

n.  Nach  dem  geschichtlichen  Ursprünge  und  der  Grund- 
idee der  repräsentativen  Verfassung  in  Deutschland,  wonach 
die  Krone  nur  in  bestimmten  Beziehungen  an  die  Mitwirkung 
der  Stände  gebunden  werden  kann  0  9  spricht  im  Zweifel  die 
Vermuthung  für  das  Verordnungsrecht  der  Krone, 
bis  aus  dem  Wortlaute  oder  dem  Geiste  der  Verfassung  und 
aus  der  Natur  des  betreffenden  Gegenstandes  nachgewiesen 
werden  kann,  dass  derselbe  in  das  Bereich  der  Gesetzgebung 
geh(5rt 

UI.  Hiemach  muss  es  1)  im  Zweifel  als  ein  im  Ver- 
ordnungswege auszutibendes  Recht  der  Krone  betrachtet  wer- 
den, den  Organismus  der  Behörden,  also  auch  den 
Justizorganismirs  durch  Verordnung  zu  bestimmen ^,  eben 
so  auch  die  Verlegung  der  Sitze  der  Behörden  von  einem  Orte 
an  einen  anderen,  die  Besoldungen  der  Beamten  u.  dergl.  zu 
bestimmen,  weil  überhaupt  alle  Verwaltung  von  der  Krone 
auszugehen  hat.  2)  Die  Staatsregierung  ist  befugt,  über  Alles 
Verordnungen  zu  erlassen,  worüber  noch  kein  Gesetz  besteht, 
sofeme   nicht   ausdrücklich   der  Gegenstand   durch   die  Ver- 


«)  Siehe  oben  §.  334.  340.  343. 

')  Hiervon  handeln  spedeU:  A.  v.  Feuerbach,  Kann  die  Gerichts- 
yerfassong  eines  Staates  durch  blosse  Verordnungen  rechtsgültig  geändert 
werden?  1830.  —  y.  Linde,  in  der  Zeitschr.  f.  Civil-R.  u.  Praxis  Bd.  VE 
(1834),  S.  49  flg.  -—  Neuere  Verf.-Ürkunden  zählen  dagegen  die  Gerichts- 
organisation zu  den  Gegenständen  der  Gesetzgebung,  so  z.  B.  Preussen, 
V.-ü.  1850,  §.  89.  „Die  Organisation  der  Gerichte  wird  durch 
das  Gesetz  bestimmt"  —  Aehnliche Bestimmungen  anderer  deutschen 
Ver&ssungsurkanden,  siehe  oben  §.  390,  Note  5.  —  Ausdrücklich  erwähnt 
Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  201  als  ein  Recht  der  Landesregie- 
rung „in  ausserordentlichen  und  dringenden  Fällen,  wenn  die  Zahl  der  ge- 
wöhnlichen Mitglieder  des  zuständigen  Gerichtes  nicht  ausreicht,  dieses 
durch  Mitglieder  anderer  Gerichte  zu  verstärken." 
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fuenng  der  Gesetzgebung  allein  zugewiesen  worden  ist  (§.390). 
8)  Ebenso  ist  die  Staatsregiemng  beftigt,  ttber  alle  Verhält- 
nisse im  Verordnnngswege  Vorsehriften  zn  erlassen ,  welchen 
an  sich  nicht  der  Charakter  des  Principiellen  nnd  Blei- 
benden zukommt,  sondern  nur  seiner  Natur  nach  Ver- 
Inderliches  in  einer  den  gegenwärtigen  Zeitum- 
ständen und  Verkehrsverhältnissen  entsprechenden 
Weise  geordnet  werden  soll,  d.  h.  Alles,  was  nur  polizeilicher 
Natur  ist  4)  Ebenso  hat  die  Krone  die  Befugniss,  durch  Ver- 
ordnung alle  diejenigen  Massregeln  anzuordnen,  die  zur  Sicher- 
heit des  Staates  nothwendig  sind^). 

IV.  Hiemach  kommt  also  der  Staatsgewalt  insbesondere 
das  Recht  zu,  alle  Arten  yon  Taxen,  z.  B.  flir  Advokaten, 
Aerzte,  Apotheker  u.  s.  w.  festzusetzen,  da  diese  Taxbestim- 
mungen  an  sich  nichts  Bleibendes,  Principielles  betreffen,  son- 
dern nur  seiner  Natur  nach  Veränderliches  in  einer  den  Ver- 
kehrsverhältnissen entsprechenden  Weise  ordnen  wollen. 

V.  Ebenso  ist  die  Staatsregierung  befugt,  durch  Verord- 
nimgen  die  Begulative ,  so  wie  auch  die  Taxen  fHr  Benützung 
der  Öffentlichen  Anstalten,  wie  Posten,  Eisenbahnen, 
Telegraphen,  das  Schutzgeld,  die  Goncessionsgelder  fttr  Gewerbe, 
welche  der  Staatserlaubniss  bedürfen  u.  s.  w.,  so  wie  auch  die 
Prdse  der  Produkte  zu  bestimmen,  welche  aus  Regalien  oder 
anderen  im  Staatseigenthume  befindlichen  Gegenständen,  wie 
Be^;werke,  Salinen,  Forste  und  Flüsse,  oder  im  Staatsbetriebe 
stehenden  Anstalten  gewonnen  werden^). 


^  Am  Ausf&hrlichsten  erklärt  sich  über  den  Umkreis  des  YerordnimgB- 
redites  der  Staatsregienmg:  S.-Altenburg,  Y.-U.  1831,  §.  211.  Reg- 
lement arische  YerfÜgongen  zur  Ansführung  bestehender  Gesetze,  Yer- 
ordnnngen,  die  aus  dem  Aufsichts-  und  Yerwaltnngsrechte  fliessen, 
polizeiliche  Anordnungen  (insofeme  sie  nicht  die  Freiheit  der  Per- 
son, oder  das  Eigenthum  aller  Unterthanen  berühren,  oder  die 
OrandYerfassung  ändern);  femer  Yorschriften  zur  Sicherheit 
des  Staates  bedOrfen  der  st&ndischen  Begutachtung  nicht*'  —  Yergl. 
S.  441. 

*)  Es  ist  nicht  zu  übersehen ,  dass  sich  die  deutschen  Landesherren 
whon  zur  Reichszeit  und  bei  dem  Bestehen  der  alt -landständischen  Yer- 
toong  in  dem  unbestrittenen  Besitze  und  der  unwidersprochenen  aUei- 
nigen  Ausübung  aller  dieser  Befugnisse  befiemden. 
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VI.  Die  Stände  haben  in  allen  diesen  Beziehungen  nur 
insofeme  eine  Mitwirkang,  als  es  sieh  um  die  Bewilligung 
Ton  Mitteln  ftir  die  Ausführung  der  Begierungsyerordnungen 
handelt,  oder  sie  in  diesen  Grund  zu  Beschwerden  wegen 
ttbermässiger  Ausbeutnng  des  Publikums,  oder  Unzweckmässig- 
keit  einer  Einrichtnng,  oder  wegen  Belästigung  und  Hemmung 
des  Verkehrs  u.  dergl.  finden  können. 

VII.  Dass  dagegen  die  Entziehung,  oder  Aufhebung,  oder 
auch  Beschränkungen  bisher  bestandener  Rechte 
nur  durch  Gesetze  eingeführt  werden  konnten,  lässt  sich 
nicht  unbedingt  und  ohne  Einschränkung  vertheidigen,  vielmehr 
ist  hierbei  theils  auf  die  Natur  des  in  Frage  stehenden  Rechtes, 
theils  auf  die  Individualität  des  Falles,  theils  auf  die  beson- 
deren Bestimmungen  der  einzelnen  Verfassungsurkunden  Rück- 
sicht zu  nehmen  ^). 

VIII.  Um  den  Beschwerden  der  Stände,  zu  welchen  die 
Ausübung  des  Verordnungsrechtes  bezüglich  der  in  das  Be- 
reich desselben  gehörigen  Gegenstände  Veranlassung  geben 
könnten,  zu  begegnen  und  vorzubeugen,  haben  mitunter  ein- 
zelne Staatsregierungen  auch  über  solche  Gegenstände,  welche 
an  sich  im  Verordnungswege  behandelt  werden  könnten,  Ge- 
setzesvorlagen gemacht,  und  mit  ständischer  Zustimmung 
darüber  wirkliche  Gesetze  erlassen. 

IX.  Unzweifelhaft  steht  auch  jeder  Staatsregierung  frei, 
über  jeden  Gegenstand,  über  welchen  sie  im  Verordnongs- 
wege  Bestimmungen  treffen  könnte,  mit  den  Ständen  ein 
förmliches  Gesetz  zu  errichten,  wenn  sie  dies  flir  zweck- 
mässig findet.  Ist  aber  einmal  ein  solcher  Gegenstand  auf 
diese  Weise  in  das  Bereich  der  Gesetzgebung  gezogen,  so 
kann  fernerhin  an  dem,  was  in  Bezug  auf  denselben  durch 
Gesetz  bestimmt  worden  ist,  in  Zukunft  auch  nur  auf  dem 
Wege  des  Gesetzes  eine  Aenderung  gemacht  werden. 


»)  Vergl.  oben  §.  433. 
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§.  441. 
e)   Von  den  sog.  provisorischen  Gesetzen^). 

I.  Unter  proyisorischen  Gesetzen  versteht  man  in 
der  repräsentativen  Monarchie  jene  allgemeinen  landes- 
herrlichen Verordnungen,  welche  aus  Rücksicht  auf  die 
Dringlichkeit  der  Umstände,  zu  einer  Zeit,  wann  die 
Stände  nicht  versammelt  smd,  ausnahmsweise  (einseitig)  über 
solche  Gegenstände  erlassen  werden,  worüber  nach  der  Ver- 
fassoDg  regelmässig  nur  durch  förmliche,  mit  stän- 
discher Zustimmung  errichtete  Gesetze  Bestimmungen  ge- 
troffen werden  können. 

n.  Vor  der  Einitihrung  der  repräsentativen  Monarchie 
?airden  diese  jetzt  sog.  provisorischen  Gesetze  von 
den  ttbrigen  allgemeinen  landesherrlichen  Verord- 
nungen nicht  unterschieden;  selbst  diese  Bezeichnung  war 
dem  deutschen  Staatsrechte  unbekannt.  Uebrigens  wurde  nie- 
mals bezweifelt,  dass  der  Staatsregierung  das  Recht  und  die 
Pflicht  obliege,  bei  dringlichen  Umständen,  insbesondere  zur 
Sicherheit  des  Staates  die  nothwendigen  Vorkehrungen  durch 
aUgemeine  landesherrliche  Verordnungen  zu  treffen. 

III.  Dies  war  so  allgemein  anerkannt,  dass  mehrere  Ver- 
fassungsnrkunden  aus  der  Zeit  vor  1848,  wie  namentlich  die 
bayerische^)  es  gar  nicht  Atr  nöthig  erachteten,  diese  Be- 
fiigniss   der  Krone  ausdrücküch  zu  erwähnen.    Allmählig  ge- 
schah dies  immer  häufiger;  jedoch  hat  eine  grosse  Anzahl  von 
Yerfassungsgesetzen,  sowohl  in  der  Zeit  vor,  als  auch  nach 
äem  Jahre  1848,  die  Bezeichnung  als  provisorische  Ge* 
setze  nicht  aufgenommen,  sondern  nur  die  allgemeinen  landes- 
hmlichen   Verordnungen    besonders   erwähnt,    welche    unter 


«)  EL  A.  Zachariae,  deut  Staatsr.  (2.  AufL)  Bd.  H,  §.  160  H.  — 
E.  y.  Mohl,  Staatsrecht,  Völkerrecht,  Politik,  Bd.  n  (1862),  S.  624.  — 
Henn.  Bischof,  das  Nothrecht  der  Staatsregierang  in  Gesetzgebung  und 
Begienmg,  nach  allgem.  o.  dent  Recht,  in  v.  Linde's  Archiv  f&r  öffenü. 
Becht  des  deut  Bundes,  Bd.  m,  Heft  3.  Giessen  1860. 

*)  Auch  die  Yerfassung  von  S.-Meiningen  (1821)  spricht  von  den 
ivoiisorischen  Gesetzen  nicht;  desgleichen  schweigen  hiervon  auch  die 
meisten  kleineren  (unvollständigen)  YerÜBussungsgesetze. 
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dringlichen  Umständen  aus  Rücksicht  anf  das  Staatswohl 
oder  die  Sicherheit  des  Staates  erlassen  werden,  und  in  das 
Oebiet  der  Gesetzgebung  eingreifen,  also  der  ständischen  Zn- 
Stimmung  unterliegende  Gegenstände  berühren,  deren  Yor- 
flbergehender  Zweck  aber  durch  Verzögerung  verdtelt 
werden  würde'). 

IV.  Wo  aber  auch  in  ein  Verfassungsgesetz  Air  diese 
Klasse  der  allgemeinen  landesherrlichen  Verordnungen  die 
jetzt  auch  besonders  in  der  Doctrm  adoptirte  Bezeichnung  als 
„provisorische  Gesetze''^)  oder  auch  als  „ohnevor- 
gängige  Mitwirkung  des  Landtags  unter  dringen- 
den Umständen  erlassene  Gesetze^'  oder  „gesetz- 
liche Verfügungen^'  aufgenommen   wurde^),    ist  hiermit 


3)  Baden,  Y.-ü.  1818,  §.  66.  „(Der  Grossherzog)  erUsst  auch 
solche,  ihrer  Natur  nach  zwar  zur  ständischen  Berathung  geeignete, 
aber  durch  das  Staatswohl  dringend  gebotene  Verordnungen, 
deren  Yorübergehender  Zweck  durch  jede  Verzögerung  Yereitelt 
würde."  —  Ebenso:  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  88.  —  Würtemberg, 
V.-Ü.1819,§.8d.  „DerKOnighat  ...in  dringenden  F&Ilen  zur  Sicherung 
des  Staates  das  Nöthige  vorzukehren."  —  Ebenso:  Grossh«  Hessen, 
V.-U.  1821,  §.  73.  -  S. -Altenburg,  V.-U.  1831,  §.211.  —  Liechten- 
stein,  V.-ü.  1862,  §.  24.  —  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  95.  „Auch  kann, 
wenn  die  Landst&nde  nicht  versammelt  sind,  zu  solchen  aas- 
nahmsweise  erforderlichen  Massregein,  welche  bei  ausserordent- 
lichen Begebenheiten,  wofOr  die  vorhandenen  Gesetze  unzulänglich 
sind,  von  dem  Staatsministerium  unter  Zuziehung  des  landständischen 
Ausschusses  auf  den  Antrag  der  betreffenden  Ministerialvorstände  för 
wesentlich  und  unaufschieblich  zur  Sicherheit  des  Staates  oder 
zur  Erhaltung  der  ernstlich  bedrohten  öffentlichen  Ordnung  erklärt  werden, 
ungesäumt  geschritten  werden."  —  Vergl.  Hannover,  Landes- Verfl-Ges. 
6.  Aug.  1840,  §.  122.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  63.  „.  .  .  wenn  die 
Aufrechthaltnng  der  öffentlichen  Sicherheit  oder  die  Beseitigung 
eines  ungewöhnlichen  Nothstandes  dies  dringend  erfordert''  — 
Ebenso:  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  130.  —  Auch  das  grossh. 
hessische  Gesetz  vom  15.  Juli  1862  (siehe  oben  §.  396,  Note  6)  gebraucht 
nur  die  Bezeichnung:  „Verordnungen." 

*)  Die  Bezeichnung  als  „provisorische  Gesetze"  findet  sich  in 
Weimar,  rev.  L.-G.-G.  1850,  §.  61.  —  Anhalt,  Gesammt-Veffisssang 
1859,  §.  20. 

*)  Diese  Bezeichnungen  finden  sich  in  Hannover,  L.*V.-G.  v.  1840, 
§.  122.  —  Schwarzburg. Rudolstadt,  V.-ü.  1854,  §.25.  —  Bchwari- 
burg-Sondershausen,  V.-U.  1857,  $.  39. 
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mchts  weiter  geschehen ,  ala  dass  ein  neuer  Name  zur  schär- 
feren Unterscheidung  von  den  übrigen  allgemeinen  landes- 
herrlichen Verordnungen  y  welche  in  die  Gesetzgebung  nicht 
hinüb^greifen,  eingeführt  worden  ist.  Es  kann  daher  auch 
bei  der  Beurtheilnng  des  staatsrechtlichen  Charakters  einer 
allgemeinen  landesherrlichen  Verordnung  im  einzelnen  Falle 
Bicht  darauf  ankommen,  ob  sie  mit  der  ausdrücklichen  Be- 
zeichnung als  provisorisches  Gesetz  erlassen  worden  ist 
oder  nicht,  sofeme  nicht  die  Verfassung  dies  besonders  vor- 
schreibt ®)y  sondern  abgesehen  von  diesem  Falle  kommt  es  nur 
darauf  an,  ob  die  landesherrliche  Verordnung  einen  Gegen- 
stand betriffl;,  über  welchen  regelmässig  nur  durch  ein  mit 
ständischer  Zustimmung  errichtetes  Gesetz  Bestinmmngen  ge- 
troffen werden  können  oder  nicht 

Y.  Der  Grund,  aus  welchem  in  den  Verfassungsurkunden 
der  Krone  das  Recht  beigelegt  wird,  ausnahmsweise  einseitig 
eine  allgemeine  Verordnung  über  Gegenstände  der  Gesetz- 
gebung, welche  regelmässig  der  Zustimmung  der  Stände  unter- 
liegen, zu  erlassen,  liegt  zunächst  in  der  Anerkennung,  dass 
in  dringenden  Fällen  die  Erlassung  von  Vorschriften  über 
Gegenstände  der  Gesetzgebung  nicht  ohne  Nachtheile  für  den 
Staat  bis  zum  nächsten  ordentlichen  Landtage  aufgeschoben 
werden  könnte,  eine  ausserordentliche  Berufung  der  Stände 
auch  nicht  immer  schleunig  genug  möglich  oder  zweckmässig 
sdn  würde.  Es  ist  dies  nichts  Anderes  als  die  Anerkennung 
der  Möglichkeit  einer  Art  von  Nothstand  in  Betreff  der 
Gesetzgebung.  Daher  pflegen  auch  die  Regierungen  die 
sog.  provisorischen  Gesetze  durch  die  ausdrückliche  Hinweisung 
auf  die  obwaltenden  dringlichen  oder  ausserordentlichen  Um- 
stände zu  motiviren;  übrigens  ist  die  Beifügung  dieser  Moti- 
virong,  sofeme  sie  kein  Gesetz  vorschreibt^),  nicht  unbedingt 
wesentlich,  indem  die  Regierung,  wenn  sie  ein  verfassungs- 
mässiges Recht  gebraucht,  auch  die  Vermuthung  für  sich  hat, 
dass   sie   dies   nur    unter   den   verfassungsmässigen   Voraus- 


«)  Dies  thut  Weimar,  rev.  L.-G.-G,  1850,  §.61. 

')  Dies  thut  HannoTer,  L.-V.-G.  1840,  §.  122.  „,  .  .  Bei  Verkün- 
digung derselben  ist  der  Grund  ihrer  Ausnahme  lon  der  ständischen  Mit- 
wirkung zu  erwähnen." 
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erklärt  warde^^).  Anch  ist  die  Befagniss  der  StaatsregimBg*: 
anerkannt,  Verfassungsbestimmnngen  und  Creeetzei  welche  akl  | 
anf  die  Garantie  der  individnellen  Freiheit  beziehen,  ffirdit! 
Dauer  eines  von  ihr  verkündigten  Kriegszustandes  oder  a»| 
gebrochenen  Krieges  oder  Aufruhrs  zu  suspendiren  ^^). 

i 

§.  442.  I 

B)  Von  der  Ausübung 

der  materiellen   inneren  Hoheitsrechte. 

I.  Die  Gebietshojieit 

1)  Begriff. 

L  Unter  Gebietshoheit  versteht  man  den  Inbegriff 
Rechte,  welche  der  Staatsgewalt  über  das  Staatsgebiet 
kommen. 

IL  So  wie  kein  Staat  ohne  Staatsgebiet  gedacht 
kann  (§.  15  u.  58),  so  ist  die  erste  und  unentbehrlichste 


«0  E.  Sachsen,  Y.-ü.  1831,  §.  88.  „Der  König  erl&sst  audi  fiok 
ihrer  Natur  nach  der  ständischen  Zustimmung  bedürfes 
aber  durch  das  Staatswohl  dringend  gebotene  Verordnungen,  deren  Toräi 
gehender  Zweck  durch  Verzögerung  vereitelt  werden  würde,  mit  A 
nähme  aller  und  jeder  Abänderungen  in  der  Verfassangi 
dem  Wahlgesetze."  —  üebereinstimmen :  S.-Weimar,  rev.  L.-ft 
1850,  §.  61.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  66.  —  Nur  Abänderung 
in  der  Verfassung  oder  Verfügungen,  „die  der  Verfassung  i 
wider  laufen",  schliessen  aus:  Hannover,  L.-V.-G.  1840,  |.  71 
Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  63.  —  S.- Coburg-Gotha,  T..U.  tf 
§.  130.  —  Dagegen  sagt  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  7.  „Wenn  der 
tag  nicht  versammelt  ist,  können  in  dringenden,  durchaus  keinen 
duldenden  Fällen,  unter  Verantwortlichkeit  der  Staatsr^giemng,  Va 
nungen,  welche  eine  Abänderung  der  Verfassung,  des  Wahlgesetz 
der  Gompetenz  der  Schwurgerichte  und  der  den  G^genstaikd 
§.  29  bildenden  Gesetze  (d.  h.  der  Gesetze,  die  sich  auf  die  persönlie 
Freiheit  beziehen)  nicht  enthalten,  auch  nicht  SteuerverhältnH 
betreffen,  mit  Gesetzeskraft  erlassen  werden."  —  üeber  provisorische  Wa 
gesetze  siehe  oben  §.  348.  —  üeber  provisorische  Verfaaaungs 
setze,  welche  durch  die  Aufhebung  einer  Verfassung  oder  eiiuseluer  Bi 
Stimmungen  derselben  durch  die  Bundesversammlung  nothvreadig  mM 
können,  siehe  oben  §.  334.  | 

«)  Siehe  oben  §.  414,  B,,  4.  —  Preussen,  V.-Ü.  1850,  J.  Hl.       \ 
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iiigDisg  in  dem  Begriffe  der  Staatsgewalt  ^  das  Hoheitsreeht 
Aber  ein  gewisses  Territorium. 

ni.  Dieses  Hoheitsrecht,  die  Oebietshobeit,  ist  aber 
kein  Eigenthumsrecht  der  Staatsgewalt  an  Grund  und 
Boden  eines  gewissen  Bezirkes  im  privatrechtlichen  Sinne,  so 
dasB  der  Staat  als  Obereigenthttmer,  die  Unterthanen  aber  nur 
ab  Hintersassen  und  Nutzeigenthfimer  zu  betrachten  wären  ^), 
sondern  die  Gebietshoheit  ist  ein  politisches  Becht,  d.  h. 
der  Inbegriff  der  gesetzgebenden  und  vollziehenden 
Gewalt  des  Staates  in  Bezug  auf  das  Land,  als  die  materielle 
Grundlage  des  gesammten  Staatslebens. 

IV.  Staatsgebiet  (territorium)  ist  hiernach  jener  Landstrich, 
welcher  der  gesetzgebenden  und  vollziehenden  Gewalt  eines 
Staateherrschers  unterworfen  ist 

§.  443. 

2)  Wirkungen  der  Gebietshoheit. 

Die  in  der  (rebietshoheit  liegenden  Beftignisse  der  Staats- 
gewalt sind:  1)  das  Recht  (und  zugleich  die  Pflicht),  alle 
Einwirkungen  einer  fremden  Staatsgewalt  auf  das 
Staategebiet  und  in  Bezug  auf  die  innerhalb  der  Staatsgrenzen 
befindlichen  Unterthanen  und  deren  Gtiter  auszuschliessen  ^). 
Es  kann  daher  auch  kein  in  einer  ausländischen  Gesetzgebung 
oder  Rechtsverfassung  wurzelndes  Recht  weder  von  einem  In- 
länder noch  von  einem  Ausländer  innerhalb  des  Staatogebietes 
ausgeübt  oder  geltend  gemacht  werden,  welches  der  inländi- 
schen Gesetzgebung  nnd  Rechteverfassung  unbekannt  ist  oder 
widerstreitet,  wie  z.  B.  die  Sklaverei,  sofeme  nicht  ein  Staats- 


0  Biese  Theorie  suchten  im  Mittelalter  die  deutschen  Kaiser  für  sich 
geltend  zu  machen,  wegen  des  von  ihnen  in  Anspruch  genommenen  an- 
geblichen damwmim  mundi.  Meine  deut.  Bechtsgeschichte  3.  Aufl.  Stutt- 
gart 1856,  Thl.  I,  §.  27  IQ,  Note  8. 

0  Folgerangen  hierron  sind,  dass  kein  Staat  seine  unterthanen  an 
fremde  Staaten  ausliefert,  noch  auch  die  ürtheile  auswärtiger  Gerichte  voU- 
zieht,  ausser  insoweit  er  durch  besondere  Staatsyerträge  dazu  eine  Yer^ 
pfiichtuttg  abemommen  hat    (Siehe  oben  §.  292,  Note  4,  §.  298). 

34* 
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vertrag  etwas  anderes  bestunint^).     Auch   steht  es  ledi^fal 
im  Ermessen  der  Staatsregierang  ^),  in  wie  ferne  sie  die 
nrtheilong   im  Auslände   entstandener  Rechtsyerhältoisse 
Rechtsgeschäfte  ans  Rücksicht  auf   den    internationalen  Vi 
kehr  nach  den  auswärtigen  Rechten  and  Gesetzen  diurdi 
inländischen  Behörden  gestatten  will,    was  übrigens  so^ 
ausdrücklich  als  stillschweigend,  d.  h.   durch  Zulassong 
Bildung  einer  Praxis,  eines  Gerichtsgebrauches  oder  eines 
wohnheitsrechtes  geschehen  kann^).     2)  Die  Staatsi 
ist  berechtigt,  die  Bedingungen  vorzuzeichnen,  unter 
einer  Person  der  Aufenthalt  im  Staate  gestattet  sein  soll, 
wie  auch    3)  jeden  Fremden,  welcher  sich    ohne  besoD( 
Verwilligung  der  Regierung  in  dem  Staate  aufhält,  hinw( 
weisen,  ohne  ihm  zur  Angabe  von  Gründen  für  diese 
regel    verpflichtet    zu    sein;    4)   desgleichen  jeden    Frei 
ebenso  wie  einen  eigenen  Unterthan  zu  schützen,  und  d( 
Auslieferung  selbst  seiner  Regierung  zu  verweigern,  insofi 
nicht  ein  besonderer  Staatsvertrag  mit  dieser  hierzu  eine  V< 
pfiichtung  auflegt;  dagegen  aber  auch  von  dem  Fremden 
die  Zeit  seines  Aufenthaltes  staatsbürgerlichen  Gehorsam 
fordern  ^).    5)  In  der  Gebietshoheit  liegt  femer  das  Recht, 
Bedingungen  des  Erwerbes  und  der  Ausübung  des  Eigenthi 


*)  In  Preussen  wurde  erst  durch  ein  Gesetz  v.  9.  Min  1857,  Qf 
Samml.  Nr.  14  ausgesprochen,  dass  Sklaven  von  dem  Augenblick  an 
sind,  wo  sie  preussisches  Gebiet  betreten  und  das  Eigentbumsrecfat 
Herrn  von  diesem  Augenblick  an  erloschen  ist,  womit  die  entgegenstefa 
den  Bestimmungen  des  preussischen  Landrechts  aufgehoben  worden 

3)  So  z.  B.  die  preussische  GarteU-Gonvention  mit  Russlaad,  in  B« 
auf  die  entlaufenen  russischen  Leibeignen.  Vergl.  die  Frankl  Postiei 
V.  2.  Aug.  1856. 

*)  Story,  Gommentar  über  den  Gonflict  der  auswärtigen  und  äd 
mischen  Gesetze  2.  Ausg.  Boston  1841.  —  Schaffner,  Entwickdug 
internationalen  Privatrechts.  Frankf.  a.  M.  1841.  —  Fölix,  trait^  de  i 
international.  Paris  1843.  —  G.  v.  Struve,  Aber  die  Gollision  der 
nach  Raum  und  Zeit,  in  der  Zeitschrift  fOr  deut.  Recht,  Bd.  VH,  S. 
E.  Th.  Pütter,  das  europ.  Fremdenrecht  Leipzig  1845.  —  L.  Bar. 
internationale  Privat-  und  Strafrecht.  Hannover  1862.  —  YergL  an^ 
bei  V.  Tanger ow,  Lehrb.  der  Pandekten,  7.  Ausg.  1863,  §.27  aof^etal 
Literatur.  j 

*}  lieber  die  RechtsyerhMtnisse  der  Fremden,  siehe  oben  §.  28L  m 
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und  aller  anderen  denkbaren  ßechte  an  bewegliehen  und  un- 
beweglichen Sachen,  nnd  somit  auch  diejenigen  Gegenstände 
KU  bestimmen,  welche  dem  Verkehre  ganz  entzogen  sein 
sollen^),  so  wie  auch  gewissen  Sachen  (sog.  befriedete 
Sachen)  einen  besonderen  Schutz  (sanctüas)  beizulegen.  6)  Aus- 
floss  der  Gebietshoheit  ist  auch  der  Grundsatz,  dass  die  Rechts- 
Verhältnisse  der  Immobilien  stets  nur  nach  den  Gesetzen  des 
Staates  {statuta  realia)  beurtheilt  werden,  in  welchem  sie  be- 
legen sind,  so  dass  dabei  die  persönliche  Eigenschaft  des 
Eigenthtimers  oder  Besitzers  als  Inländer  oder  Ausländer  ohne 
Einfiuss  ist^).  7)  Ebenso  ist  der  sog.  Landsassiat,  d.  h. 
der  Grundsatz,  dass  jeder  Ausländer,  der  ip  einem  Staate 
Gnmdeigenthum  besitzt,  hinsichtlich  aller  dasselbe  berührenden 
fiechtsTerhältnisse  der  Gerichtsbarkeit  eben  dieses  Staates 
unterworfen  ist,  ein  Ausfluss  der  Gebietshoheit^). 

§.  444. 

3)  Besondere  Eigenschaften  der  deutschen  Staats- 
gebiete. 

I.  Die  deutschen  Staatsgebiete  sind  heut  zu  Tage  durchaus 
geschlossene  Gebiete  (territoria  clausa)y  weil  gegenwärtig  überall 
der  Wirkungskreis  der  Staatsgewalt  durch  feste  Landesgrenzen 
bestimmt  ist^). 


•)  Siehe  oben  §.  433.  434. 

^  Sachsenspiegel,  I.  30.  „Erbe  nimmt  man  nach  des  Landes 
Recht,  und  nicht  nach  des  Mannes  Recht''  —  Code  Napoleon,  art.  3 
a  linea  2.  „Les  immeubles,  m6me  ceox  possM6s  par  des  Prangers,  sont 
i^gis  par  la  loi  fran^aise.'*  —  Aus  der  Gebietshoheit  erklären  sich  auch 
eine  Beihe  von  Rechten,  welche  in  den  germanischen  Staaten  früher  allge- 
mein in  üebnng  waren,  jetzt  aber  theils  veraltet,  theils  doch  nur  noch  in 
beschränktem  Gebrauche  sind:  z.  B.  das  jus  aUnnagü,  die  gabeüa  enugra- 
l»om  nnd  gabeüa  hereditaria,  das  Gmndruhrrecht,  das  Wildferngsrecht  und 
der  Territorialretract 

•)  Siehe  §.  281,  Note  2. 

*)  Ungeschlossene  Gebiete  {territoria  tum  clausa)  nannte  man  dagegen 
znr  Reichszeit  solche  Gebiete,  welche  durch  andere  unmittelbare  Reidis- 
l&nder  unterbrochen  waren,  oder  worin  der  Landesherr  nicht  alle  Regie- 
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IL  Mitunter  finden  sieb  aber  noch  thdls  gröSBere  Gebiets* 
theile,  welche  von  der  Hauptmasse  des  Gebietes  entfernt  liegen, 
theils  kleinere  Zabehörungen  eines  Staates,  welche  von  firemden 
Staatsgebieten  umschlossen  sind  (sog.  Enclaven)  mitunter 
sogar  nochy  jedoch  selten,  sog.  Gondominate,  d.  h.  Ort- 
schaften oder  Bezirke,  in  welchen  mehreren  Staaten  gemein- 
schafilich  die  Hoheit  zusteht. 

HI.  Die  gegenwärtigen  deutschen  Staatsgebiete  sind  all- 
mählig  aus  verschiedenen  Rechtstiteln  zusammengebracht  wor- 
den ^) ;  doch  gelten  nunmehr  alle  Bestandtheile  eines  deutschen 
Staatsgebietes  als  unter  sich  durch  Realunion  und  regdmäissig 
sogar  durch  Incorporation  verbunden^). 

lY.  Allen  deutschen  Staatsgebieten  kommt  die  Eigra- 
schaft  der  Freiheit  und  Unveräusserlichkeit,  den 
meisten  nunmehr  auch  die  Charakter  der  Unth  eil  bar- 
keit zu. 

V.  Unter  der  Freiheit  oder  Allodialität  der  deutschen 
Staatsgebiete  versteht  man,  dass  keines  gegenwärtig  mehr  von 
seinem  Souverain  als  Lehen  eines  anderen  Staates,  noch 
auch  als  Pfandschaft  besessen  wird.  Obgleich  nämlich 
das  Bestehen  eines  Lehenverbandes  unter  souverainen 
Staaten  nach  dem  allgemeinen  Staatsrecht  zulässig  ist^),  so 
ist  es  doch  in  Bezug  auf  die  dermaligen  deutschen  Staaten 
durch  den  Geist  der  Bundesverfassung  und  insbesondere  durch 
die  Bundesakte  art.  2  und  11  und  die   Wiener   Schlussakte 


rangsrechte  hatte,  sondern  ein  Theü  derselben  einem  anderen  Landesherm 
sostand.    Yergl.  Fütter,  inst.  §.  476. 

*)  Die  wichtigsten  Yeränderongen,  woraus  die  Bildung  der  jetzt  be> 
stehenden  Territorien  hauptsächlich  hervorging,  wurden  bewirkt  durch  den 
LttneYÜler  Frieden  v.  1801,  den  Beichsdeputationshauptschluss  v.  25.  Fe- 
bruar 1803,  die  Rheinbundsakte  v.  12.  Juni  1806,  den  ersten  Pariser 
Frieden  v.  30.  Mai  1814,  die  Wiener  Gongressakte  v.  9.  Juni  1815,  den 
zweiten  Pariser  Frieden  v.  20.  Norember  1815.  Zum  Vollzug  der  letzt- 
genannten beiden  Staatsverträge  wurde  der  sog.  Frankfurter  Territorial- 
recess  durch  Bevollmächtigte  von  Oesterreich,  England,  Preussen  und  Bnss- 
land  am  20.  Juli  1819  errichtet.  (Abgedruckt  in  G.  y.  Meyer,  Corp-  Jur. 
Conföd.  Germ.  3.  Aufl.  Bd.  I  (1858),  S.  343. 

3)  Siehe  über  diese  Begriffe  oben  §.  65. 

<)  Siehe  oben  §.  259  n. 
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art  1;  woriB  sich  die  Bandesglieder  die  ^^Unabhängigkeit 
mid  Unverletzbarkeit'^  ihrer  Staaten  and  namentlich  in 
der  Bandesakte  art.  11  ,,ihre  Besitzangen^',  d.  h.  ihren 
politischen  Besitzstand,  so  wie  er  znr  Zeit  der  Eingehang 
des  dentsehen  Bandes  thatsächlich  vorhanden  war,  ohne  alle 
Einschränkang  gegenseitig  garantiren,  dorchaas  aasgeschlossen 
und  hiermit  unverträglich^);  aach  ist  diese  Incompatibilität 
bereits  in  einem  Falle  von  der  Bundesversammlnng  auf  das 
Bestimmteste  anerkannt  worden^).  Es  ist  also  der  Grandsatz 
der  Allodialität  und  der  Incompatibilität  jedes  Lehenver- 
bandes beztiglich  der  deatschen  Staatsgebiete  oder  einzebier 
Theile  derselben  mit  der  dermal  bestehenden  Sonverainetät» 
wie  er  schon  durch  die  Bheinbundsakte  art  34,  den  sog. 
Yerzichtsartikel,  positiv  fiir  die  ehemaligen  Rheinbandsglieder 
festgestellt  worden  war^),  zum  deutsch -bandesrechtlichen  er- 
hoben worden  y  wie  sich  dies  auch  schon  aus  den  Adeessions- 
Urkanden  der  Rheinbundsglieder  zu  den  Bündnissen  der  Gross- 


s)  Siehe  oben  §.  112,  Note  1;  §.  249  YU  und  §.  259.  —  Es  ist  ein- 
leuchtend,  dass  es  für  den  Bund  zu  grossen  Inconvenienzen  fuhren  könnte, 
wenn  ein  Bundesglied  gegen  das  andere  eine  Lehensherrlichkeit  ausüben, 
daher  z.  B.  gegen  dasselbe  eine  Privation  seiner  Bundesländer  wegen  Felonie 
aussprechen,  oder  ein  Hehnfallsrecht  an  Gebietstheüen  als  etwaigen  ehe- 
maligen Personal -Lehen  geltend  machen  dürfte! 

*)  Dies  ist  in  dem  Streite  von  Eurhessen  mit  Waldeck  im  Jahre 
1848  geschehen,  siehe  oben  §.  259.  —  Nur  darüber  hat  die  Bundesver- 
sammlung ihre  Entschliessung  für  künftig  eintretende  Fälle  vorbehalten, 
ob  bei  dem  gänzlichen  Aussterben  eines  dermal  regierenden  deutschen 
Fürstenhauses  die  ehemalige  Lehenshoheit  für  ein  anderes  souveraines 
dentsches  Haus  ein  Rechtstitel  zur  Begierungsnachfolge  sein,  beziehungs- 
weise ein  solcher  Rechtstitel  wieder  aufleben  könne?  Siehe  oben 
f.  259  rv.  —  üeber  die  ünzulässigkeit  eines  austrägalgerichtlichen  Ver- 
Mrens  in  solchem  Falle,  siehe  oben  §.  160a  lY,  §.  259  und  besonders, 
cBe  Erklärung  von  Lippe-Schaumburg  gegen  die  von  Hannover  er- 
hobenen Ansprüche  auf  Lehensherrlichkeit  über  einen  Theü  des  Steinhuder 
Meeres,  Protok.  der  B.-V.,  25.  Sitz.  v.  26.  Juni  1862,  §.  211. 

0  Siehe  oben  §.  107  VE,  Vm.  —  Vergl.  die  ausdrückliche  Erklärung 
NapoUon's  L  in  dem  Schreiben  an  den  Fürsten  Primas  des  Rhein- 
bondes  v.  IL  Sept.  1806,  bei  Winkopp,  Rhein-Bund,  Heft  H,  S.  240. 
JLes  princes  de  la  Gonfäd^ration  du  Ehin  sont  Souverains,  qui  n*ont  point 
de  Suzerain." 
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mächte  gegen  Mapolöon  I.^)  und  ans  den  Verhandlmigen 
dem  Wiener  Gongress,   so  wie   ans    einigen   specieUen  Y\ 
gangen  auf  demselben    ergibt^).     Besitz   eines  Bnndesli 
als  Pfandschaft  ist  dermal  ebenso  ohne  Beispiel,  als 
noch  von  keinem  Bundesgliede  eine  derartige  Prätenrion 
einem  alten  Titel  erhoben,  oder  nach  den  bestehenden 
einrichtnngen  die  künftige  Errichtung  einer  solchen  Pf  an 
Schaft  zu  erwarten  ist*®). 

VI.  Der  Grundsatz  der  Unveräusserlichkeit  musate 
Folge  der  Entwickelung  der  fideicommissarischen  Ei| 
der  Landesregierung  aufgenommen  werden,  und  ist  n 
tiberall  iheils  durch  Hausgesetze  und  Herkommen,  theils 
die  neueren  Verfassungsgesetze  festgestellt,  so  dass 
gegenwärtig  da,  wo  eine  repräsentative  Verfassung 
Wirksamkeit    getreten   ist,    regelmässig   weder  eine  Vi 
äusserung.  Vertauschung  oder  Verpfändung  des  Staatsgebiet 
oder  einzelner  Theile  desselben  ohne  die  ständische  Zoatii 
mung  vorgenommen  werden  darf**). 

Vn.  Der  Grundsatz  der  Untheil barkeit   der  Sl 
gebiete  ist  insoweit  aufgenommen,  als  Primogenituror 
nung  bei  der  Thronfolge  Platz  greift*^). 

Vni.  Mitunter  finden  sich  verfassungsmässige  oder 
gesetzliche  Bestimmungen,  wodurch  der  Verschmelzung 


")  Ausdrücklich  wurde  hierbei  den  Bheinbundsf&rsten  von  den  Ga 
mäditen  der  ungeBtörte  Besitz  ihrer  Staaten  in  voller  Souverainetät,  so 
sie  damals  bestand,  garantirt 

°)  VergL  hierüber  die  Ausführungen  in  der  an  die  Bundesrersamn] 
überreichten  Erklärung  der  fürstlich  Lippe -Schaumbargischen 
gierung  gegen  die  von  Hannover  erhobenen  Ansprüche  auf  Leheiul 
lichkeit  über  einen  Theil  des  Steinhuder  Meeres,  Protok.  d.  B.-Y.  2L 
V.  26.  Juni  1862,  §.  211,  S.  315  flg. 

^0)  üeber  die  Pfandschaften  zur  Reichszeit,  siehe  oben  $. 
Note  19,  §.  91  y,  §.  103  Xni.  —  Ueber  die  Aufhebung  der  Pfimdsdal 
durch  die  Rheinbundsakte  v.  12.  Juni  1806  unter  den  Rheinbondi^^üel 
siehe  oben  §.  107  XI. 

**)  Die  Bestimmungen  der  Yerfiissungsurkunden  über  die  Unvcriiai 
lichkeit  der  Staatsgebiete,  die  Nothwendigkeit  der  st&ndischeu  ZustLoori 
bei  Territorialveränderungen,  und  die  Ausnahmen  hiervon  nauch 
der  einzelnen  Verfassungen,  siehe  oben  §.  396,  Note  6  n.  ög. 

*•)  Siehe  oben  §.  247  und  besonders  §,  251  V  und  VL 
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Staatsgebietes  mit  einem  anderen  für  den  Fall  vorgebengt 
werden  soü,  dass  der  Staatsherrseber  des  Letzteren  dareb  das 
Erbrecbt  zur  Tbronfolge  in  Ersterem  berufen  wird^^).  Dureh 
wiche  Bestimmungen  wurde  vorzugsweise  beabsiebtigt,  das 
Land  gegen  eine  Behandlung  als  ein  Nebenland  eines  grösseren 
Staates  sicher  zu  stellen. 

IX.  In  Bezug  auf  die  Beurtbeilung  der  Besitzrerbältnisse 
(Erwerbung  und  Verlust  des  Besitzes)  kommen,  abgesehen 
Ton  den  publicistischen  Besonderheiten  des  Regierungsantrittes 
baft  Erbfolgerechtes  ^^) ,  die  gemeinrechtlichen  (civilistischen) 
Grundsätze  zur  Anwendung.  Besondere  Vorsorge  ist  in  der 
Bnndesgesetzgebnng  fllr  die  Erhaltung  des  Besitzstandes  und 
Bamentlich  iHr  den  Schutz  des  jüngsten  Besitzes  getroffen  ^^). 

§.445. 

IL  Die  Justizhoheit. 

1)  BegrijBF  und  Umfang. 

I.  Justizhoheit  (Gerichtsbarkeit,  Juriadicüo)  ist  der  In- 
begriff der  Rechte,  welche  der  Staatsgewalt  in  Bezug  auf  die 
fiechtspflege,  d.h.  die  Handhabung  des  Becbtes,  im  Staate 
zustehen. 

n.  Sie  enthält:  1)  das  Becht  der  sog.  Oberaufsicht, 
i  h.  a)  der  Beaufsichtigung  des  ganzen  Becbtslebens  im  Staate 
un  das Bedfirfiiiss  desselben,  sowohl  in  Bezug  aaf  die  strei- 
tigen, als  die  nichtstreitigen  Verhältnisse  (sog.  streitige 
und  freiwillige  Gerichtsbarkeit)  in  dieser  Beziehung  zu  er- 
kennen, und  den  Stoff  für  die  Gesetzgebung  zu  gewinnen^); 
b)  insbesondere  das  Recht  der  Beaufsichtigung  (Visitations- 
recht) der  Justizbehörden  (Gerichte,  Notariate,  Amtsrevisorate 
u.  dergl.),  um  sich  in  fortwährender  Kenntniss  von  der  Art 


")  Siehe  oben  §.  249,  V. 

^)  Siehe  oben  §.  73,  HL 

«)  Sidie  oben  §.  154,  IV,  V. 

0  Ueber  die  Gründe,  wesshalb  die  sog.  freiwillige  Gerichtsbar- 
keit hieher  gezogen,  and  nicht  unter  die  Polizeihoheit  gesteUt  wird,  siebe 
oben  §.  273,  Note  2. 
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und  Weise  ihrer  Amtsfllhniiig  zu  erhalten  and  c)  die  Di^ 
ciplinargewalt  über  die   bei  der  Justiz  angestellte 
amten  und  Diener.     2)  Die  Jostizhoheit   enthält  ferner 
Recht  der  Justizgesetzgebnng,  selbstverständlich  in 
oonstitationellen    Monarchie    anter    yerfassangsmässiger 
wirkong  der  Landstände ,  als  Befngniss  der  AofsteUoDg ; 
mein  gültiger  Normen  als  Richtschnar  f&r  die  £ntscheidi 
der  Gerichte  and  die  Amtsfbhrang  der  für  die  Aasübu^  i 
freiwilligen    Gerichtsbarkeit    aofgestellten    Behörden; 
3)   die  Befngniss  zor  Jastizorganisation,  d.  h.  zori 
Ordnung  der  Grerichte  and  der  Behörden  zar  Aasübmig 
freiwilligen    Gerichtsbarkeit^);    4)    das   Becht,    sowohl 
Richter  als  alle  anderen  Jastizbeamten  zu  erneni 
und  anzustellen  ^);  und  5)  das  Recht  (so  wie  die 
der  Vollziehung  der  Rechtsgesetzgebung  in  ihrem 
Umfange,    insbesondere   die  Vorsorge  für  die  gehörige  T^ 
Streckung  der  von  den  Gerichten  gesprochenen  Urtheile^. 

§.  446. 

2)   Bundesgesetzliche  Bestimmungen  bezüglich  dl 

Justizverfassung  in   den  Bundesstaaten.     Abhiüfe 

Justizverweigerung.   Einrichtung  von  Gerichten  drÜ 

Instanz  und  Aktenversendung. 

In  der  Bundesgesetzgebung  sind  bezüglich  der  See 
pflege  in  den  einzehien  Bundesstaaten  nur  zwei  Grunds 
aufgestellt  : 

>)  üeber  die  Einrichtong  der  JostizorgaDisation  durch  Gesetz 
Verordnung,  siehe  oben  §.  440,  DI. 

>)  Auadrttcklich  erwähnt  Hannover,  L.-WG.  1840,  §.  6,  das 
Behörden  nur  eine  ihnen  „vom  Könige  übertragene  Gewalt" 
üben.  —  Preussen,  V.-U.  1850,  §.  87.  „Die  Richter  werden  voml 
oder  in  dessen  Namen  auf  Lebenszeit  ernannt"  —  Siehe  auch 
§.  296.  —  Nur  in  wenigen  Staaten  haben  die  Stände  das  Bedi^i 
einigen  Richterstellen  geeignete  Personen  zu  präsentiren.  So  z.  B.  in  Br« 
schweig,  n.L.-0. 1832,  §.  104  zu  zwei  Rathsstellen  im  Landeagencfetl 
Aehnlich  in  Hannover.  —  Das  karhessische  Gea.  v.  17.  Jmn 
(aufgehoben  1851)  enthielt  die  exorbitante  Bestimmimg,  dass  sämmtil 
Mitglieder  des  0.-A.-Gerichts  von  der  Kammer  vorgesdüagea  werdet^ 
drei  Candidaten  für  eine  erledigte  Stelle. 

*)  Ausdrücklich:  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  46. 
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L  dass  der  Rechtspflege  stets  ihr  gesetzlicher  Lauf  ge- 
lassen werden  müsse ,  und  daher  die  Betheiligten  iui  Falle 
einer  Jastizyerweigernng  oder  gehemmter  Rechtspflege^ 
sich  mit  einer  Beschwerde  an  die  Bundesversammlung  zu 
wenden  befngt  sind,  worauf  diese,  sofeme  die  Beschwerde  als 
begründet  erfunden  wird,  die  Abhülfe  nach  der  Verfassung 
and  den  Gesetzen  des  Landes  zu  bewirken  hat^). 

n.  Der  zweite  Grundsatz  ist  der,  dass  für  jeden  deut- 
schen Bundesstaat  ein  Gericht  dritter  Instanz  eingerichtet  sein 
soll^.  Hierüber  enthält  insbesondere  die  Bundesakte  art.  XII 
folgende  Bestimmungen: 

A)  „Diejenigen  Bundesglieder,  deren  Besitzungen  nicht 
eine  Volkszahl  yon  300,000  Seelen  erreichen,  werden  sich  mit 
den  ihnen  yerwandten  Häusern,  oder  anderen  Bundesgliedern, 
mit  welchen  sie  wenigstens  eine  solche  Volkszahl  ausmachen, 
m  Bildung  eines  gemeinschaftlichen  obersten  Gerichtes 
Yereinigen," 

B)  „In  den  Staaten  von  solcher  Volksmenge,  wo  schon 
jetzt  dergleichen  Gerichte  dritter  Instanz  yorhanden  sind,  wer- 
den jedoch  diese  in  ihrer  bisherigen  Eigenschaft  erhalten,  wo- 
km  nur  die  Volkszahl,  über  welche  sie  sich  erstrecken,  nicht 
unter  150,000  Seelen  ist." 

C)  „Den  vier  freien  Städten  steht  das  Recht  zu,  sich 
onter  einander  über  die  Errichtung  eines  gemeinsamen  ober- 
sten Gerichtes  zu  vereinigen" '). 


0  W.  S.-A.  art  29.  —  Siehe  hierüber  das  Nähere  oben  §.  156a. 

*)  Es  ist  damit  aber  nicht  gemeint,  dass  für  alle  Arten  von  Bechts- 
b&ttdehi  die  Berufung  bis  in  die  dritte  Instanz  zugelassen  werden  soll. 
Die  Bestimmung  der  hierzu  geeigneten  Sachen,  insbesondere  der  sog.  Appel- 
Ifttions- Summen,  ist  von  jeher  als  eine  Befugniss  der  Landesgesetzgebung 
betrachtet  worden..  Auch  ist  in  der  Praxis  anerkannt,  dass  das  Gericht 
der  dritten  Instanz  ebensowohl  den  Charakter  eines  Gassationshofes, 
deines  eigentlichen  Oberappellationsgerichtes  beigelegt  erhalten 
dürfe. 

*)  GemeinschaftlicheOberappellationsgerichte  bestehen  jetzt  noch:  1)  zu 
^^na  för  die  grossh.  und  herzogL  sächsischen  und  fürstl.  reussi- 
Bchen  Länder,  und  seit  der  Aufhebung  des  gemeinschaftlichen  Oberappd- 
btionsgerichtes  zu  Zerbst,  auch  für  die  fürsü.  schwarzburgischen 
QQd  anhaltischen  Länder;  2)  zu  Wolfenbüttel,  früher  für  Braun- 
schweig,  Waldeck  und  beide  Lippe.    In  Waldeck  geht  jedoch  die 
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D)  ,,Bei  den  solchergestalt  errichteten  gemeinschafUichen 
obersten  Gerichten  soll  jeder  der  Parteien  gestattet  sein,  auf 
die  Verschickung  der  Akten  auf  eine  deutsche  (Juri- 
sten-) Facultät  oder  an  einen  Schöffenstuhl  zur  Ab- 
fassung des  Endurtheils  anzutragen"^). 

in.  Auch  ausser  dem  in  der  Bundesakte  art.  XII  beson- 
ders benannten  Falle  war  die  Aktenversendung  an  Juristen- 


Berufung  in  Strafsachen  seit  1851  an  das  Obertribunal  in  Berlin.  Durch 
Vertrag  mit  Preussen,  d.  d.  Berlin  5.  Juli  1856  (bei  G.  v.  Meyer, 
Corp.  Jur.  Conf.  Germ.  3.  Aufl.,  Thl.  n,  1859,  S.  659)  ist  das  k.  pr.  Ober- 
tribunal zu  Berlin  auch  als  oberster  Gerichtshof  in  Civilprocess-Sachen 
ftlr  die  Fürstenthümer  Waldeck  und  Pyrmont  bestellt  worden.  —  In 
Lippe  (Detmold)  war  durch  ein  Gesetz  v.  J.  1848  die  dritte  Instanx 
zu  Wolfenbüttel  beseitigt  und  die  Aktenversendung  verboten  worden ,  was 
zu  verschiedenen  Eeklamationen  bei  der  Bundesversammlung  Veranlassung 
gab.  (Vergl.  Protok.  der  B.-V.  1854,  §.  77.  149.  212.  340,  1855,  §.  156. 
217).  —  In  einer  Verordnung  v.  10.  September  1855  hatte  Lippe  (Det- 
mold) seinen  RQcktritt  von  dem  0.-A.-G.  zu  Wolfenbüttel  erklärt, 
und  bis  dahin,  dass  ein  anderer  oberster  Gerichtshof  gefunden  sei,  eine 
eigene  sog.  O.-A.-Commission  niedergesetzt,  welche  die  sonst  nadi 
Wolfenbüttel  gehörigen  Sachen  instruirte  und  an  eine  auswärtige  Juristen- 
f  acultät  zur  Einholung  eines  Erkenntnisses  versande.  Seit  dem  1.  OcL  1857 
ist  das  k.  hann.  O.-A.-Gericht  zu  Celle  der  oberste  Gerichtshof  in  allen  Civfl- 
und  Criminalsachen  des  Fürstenthums  Lippe.  3)  Zu  Rostock  (früher  za 
Parchim),  für  beide  Mecklenburg.  4)  Zu  Lübeck,  für  die  vier  freien 
Städte.  5)Hessen-Homburghat8ichan  das  grossherzoglich  hessische 
0.-A.-Gericht  zu  Darmstadt,  und  6)  Liechtenstein  an  das  k.  k. 
österreichische  Appellationsgericht  für  Tyrol  und  Voralberg  zu  Ins - 
brück  angeschlossen. 

4)  Es  sind  schon  einmal  bei  Gelegenheit  des  gegen  den  ehemaligen 
Flotten-Commissair  Hannibal  Fischer  wegen  Beleidigung  der  herzogl. 
S.-Coburg-Gothaischen  Staatsregierung  im  J.  1856  angestrengten  Prooesses 
(Postzeitung  2.  Beil.  Nr.  103  vom  29.  April,  1.  Beil.  Nr.  105  vom  2.  Mai 
1856)  Zweifel  darüber  erhoben  worden,  ob  unter  einer  „deutschen 
Juristenfacultät"  nur  eine  innerhalb  des  deutschen  Bundes- 
gebietes bestehende  oder  aber  auch  eine  solche  Juristenfacultät  zu  ver- 
stehen sei,  welche  zwar  in  einem,  der  Nationalität  nach  deutschen,  jedoch 
nicht  zum  deutschen  Bundesgebiete  gehörigen  Lande  besteht,  wie  z.  B. 
die  preussische  Universität  Königsberg.  Die  Bundesakte  hat  sich  hierüber 
nicht  ausgesprochen,  es  kann  aber  allerdings  nicht  in  Abrede  gestellt  wer- 
den, dass  eine  solche  Juristenfacultät  zum  deutschen  Bunde  in  keinem 
anderen  Verhältnisse  steht,  als  die  Juristenfacultäten  an  den  deutschen 
Schweizer  -  Universitäten. 
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facnltäten  oder  Schöfifenstüble,  sowohl  in  Civil-  als  Griminal- 
nnd  Polizeisachen  nsd  Id  fiskalischen  Sachen  in  meh/eren 
Ländern  von  Alters  her  üblich  und  für  den  Fall,  dass  der 
Fiskas  Partei  ist,  sogar  mitunter  ausdrücklich  yorgeschrieben. 
Durch  einhelligen  Bundesbeschluss  vom  13.  November  1834 
(Sitz.  XXIX,  Protok.  §.  547)  wurde  aber  der  Art.  XH  der 
Bnndesakte  dahin  authentisch  interpretirt,  dass  eine  Aus- 
dehnung seiner  Bestimmung  auf  Polizei-  und  Criminalerkennt- 
oisse  nicht  in  seinem  Sinne  liege,  und  er  daher  nur  in  Bezug 
auf  Civilstreitigkeiten  Anwendung  zu  finden  habe. 

IV.  Durch  Stimmenmehrheit  erfolgte  sodann  am  5.  Nov. 
1835  (Sitz.  XXVII,  Protok,  §.  447)  ein  weiterer  Beschluss, 
wonach  die  Bundesstaaten,  in  denen  die  Versendung  der  Akten 
m  Polizei-  nnd  Criminalsachen  an  Facnltäten  und  Schöflfenstühle 
noch  verstattet  war,  veranlasst  wurden,  solche  Anordnungen 
zu  treffen,  dass  diese  Verschickung  der  Akten  spätestens  vom 

1.  Jan.  1837  an  aufhöre.  Die  Regierungen,  in  deren  Staaten 
Universitäten  bestehen,  wurden  ersucht,  denselben  von  gleichem 
Termine  an  die  Annahme  solcher  Akten  zum  Spruche  zu 
untersagen. 

V.  Dieser  zuletzt  genannte  Bundesbeschluss,  welcher  die 
Dnrchfllhrung  des  Verbotes  der  Aktenversendung  in  Polizei- 
nnd  Criminalsachen  zum  Gegenstande  hatte,  ist  aber  schon 
dnrch  Bundesbeschluss  vom  23.  März  1848  (Sitz.  XXn,  Protok. 
§.  176)  auf  Antrag  der  freien  Stadt  Frankfurt  ausdrücklich 
aufgehoben  worden.  Auch  auf  den  Dresdener  Gonferenzen 
wnrde  ausdrücklich  anerkannt,  dass  sowohl  der  Bundesbe- 
flehlnss  vom  13.  November  1834,  als  der  Bundesbeschluss 
vom    5.  November   1835    durch    den  Bundesbeschluss    vom 

2.  April  1848  (Sitz.  XXVH,  §.  214),  welcher  insgemein 
alle  sog.  Ausnahmsgesetze  des  Bundes  aufhob,  beseitigt 
worden  ist*). 


*)  Siehe  oben  §.  182,  Note  9.  —  Ob  es  logisch  richtig  war,  den  B.-B. 
vom  5.  November  1835,  wodurch  nur  die  AusfQhrung  eines  B.-B.  (vom 
13.NoYember  1834)  angeordnet  worden  war,  welcher  den  wahren  Sinn  des 
Art  12  der  B.-A.  feststellen  zu  wollen  erklärt  hatte,  unter  die  Ausnahms- 
S^set^e  zu  rechnen,  kann  hiernach  nicht  weiter  in  Betracht  kommen. 
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§.  446a. 
3)  Der  Bundes -Gesetzentwurf  über  die  in  den 
deutschen  Bundesstaaten  in  bürgerliclien  Rechtsstri 
keiten  gegenseitig  zu  gewährende  Rechtshülfe.  (B 
läge  zu  §.  220  des  Protokolls  der  26.  Sitzung 
Bundesversammlung  vom  25.  Juli  1861,  BraidesI 
schluss  vom  8.  August,  Sitzung  28,  Protokoll  §. 


Da  der  Gesetzentwurf  über  die  von  den  deutschen 
Staaten  gegenseitig  in  bürgerlichen  fiechtsstreitigkdten  n 
währende  Rechtshülfe,  beziehnngsweise  über  den  GerichtH 
und  die  Vollziehung  rechtskräftiger  Urtheile,  welcher  von 
Ntlmberg  zur  Berathnng  des  gemeinsamen  deutschen  Hanl 
gesetzbuches  versammelten  Conferenz  im  Auftrage  der  Bnnda 
Sammlung  ausgearbeitet  und  von  dieser  ihrem  ProtokoUe 
26.  Sitzung  vom  25.  Juli  1861,  §.  220  beigefügt  worden  ist, 
in  Folge  der  Auflforderung  dnreh  den  Bandesbeschlnss 
8.  Aug.  1861,  28.  Sitzung,  Protok.  §.  238  eine  seinem  Inhalta 
stimmende  Anerkennung  von  Seite  der  meisten  Bundesgii 
gefunden  hat,  und  demnach  seine  praktische  Geltung,  wo 
als  förmlicher  Bondesbeschloss,  doch  in  Form  eines  unter 
zustimmenden  Bundesgliedem  zu  errichtenden  Staatsverte 
in  naher  Aussicht  steht,  so  erscheint  es  zweckmässig, 
selben  hier  schon  aufzunehmen.    Derselbe  lautet  wörtlich 

„§.  1.  Jedes  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  in  c 
deutschen  Staate  erlassene,  nach  den  Gesetzen  desselbeB 
streckbare  Erkenntniss  ist  in  jedem  anderen  deutschen  St 
gleich  den  in  diesem  gesprochenen  Erkenntnissen  zur 
Streckung  zu  bringen,  sofern  1)  das  Gericht,  weldm 
Erkenntniss  erlassen  hat,  nach  den  Bestimmungen  diesot 
setzes  als  zuständig  anzuerkennen  ist,  und  2)  der  V<M 
des  §.  24  dieses  Gesetzes  über  die  Behändigung  der 
Process  einleitenden  Vorladung  oder  richterlichen  Yerflt 
genügt  worden  ist.     Mandate  oder  sonstige  richtedidke 


*)  Dieser  Entwurf  ist  auch  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Coiißd.ö 
3.  Aufl.  Bd.  m  (1862),  S.  236  flg.  aufgenommen.  ^ 
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t&gmgeuy  durch  welche  der  einen  Partei  eine  Zahlnng  oder 
Leistung  an  die  andere  Partei  auferlegt  wird,  und  welche  in 
Qemftssbeit  der  Landesgesetze  entweder  durch  Yersänmung 
einer  zu  Vorbringung  von  Einwendungen  bestimmten  Frist, 
oder  durch  Verwerfung  der  Einwendungen  vollstreckbar  ge- 
worden sind,  stehen  den  Erkenntnissen  gleich.  Dasselbe  gilt 
von  gerichtlich  beurkundeten  Vergleichen  und  Anerkenntnissen, 
weldie  die  in  einem  anhängigen  Civilprocesse  geltend  ge- 
machten Ansprüche  zum  Gegenstande  haben,  insoweit  diese 
Vergleiche  und  Anerkenntnisse  nach  den  Gesetzen  des  Process* 
gerichtes  vollstreckbar  sind;  es  macht  keinen  Unterschied,  ob 
diese  Vollstreckbarkeit  ohne  Weiteres,  oder  erst  nach  einer 
richterlichen  Verfügung  (Agnitionlsresolution,  unbedingter  Be- 
fehl und  dergl.)  eintritt.  —  §.  2.  Die  Gerichtsstände,  welche 
in  bfirgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  von  den  Gerichten  der 
yenchiedenen  deutschen  Staaten  im  Verhältniss  zu  einander 
gegenseitig  anzuerkennen  sind,  werden  durch  die  nachstehen- 
den Paragraphen  bestimmt.  Hierdurch  werden  jedoch  die  in 
den  einzelnen  Staaten  selbst  über  die  Gerichtsstände  und 
deren  Zuständigkeit  geltenden  Bestimmungen  nicht  berührt; 
viebnehr  haben  die  Gerichte  ihre  eigene  Zuständigkeit  nur 
nach  den  ftir  sie  geltenden  Landesgesetzen  zu  beurtheilen.  — 
§.  3.  Für  alle  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  sind,  soweit 
dieses  Gesetz  nicht  Ausnahmen  enthält  (§.  19,  Absatz  2),  die 
Qerichte  des  Ortes  als  zuständig  anzuerkennen,  an  welchem 
der  Beklagte  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hat.  Ob  diese 
Voraussetzung  vorliege,  insbesondere  auch  ob  in  Bezug  auf 
solche  Personen,  welche  einen  eigenen  ordentlichen  Wohnsitz 
noch  nicht  genommen  haben,  der  Gerichtfistand  des  Wohn- 
sitzes durch  die  Herkunft  in  dem  Gerichtsstande  der  Eltern 
begründet  sei,  ist  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  in  welchem 
die  Klage  angestellt  wird,  zu  beurtheilen.  Hat  der  Beklagte 
seinen  ordentlichen  Wohnsitz  an  mehreren  Orten,  sei  es,  dass 
diese  Orte  in  demselben  Staate,  oder  in  verschiedenen  Staaten 
liegen,  so  ist  der  Gerichtsstand  des  Wohnsitzes  bei  den  Ge- 
richten eines  jeden  dieser  Orte  im  Sinne  dieses  Gesetzes  be- 
grflndet.  Für  eine  Handelsgesellschaft  ist  der  Ort,  an  wel- 
diem  dieselbe  ihren  Sitz  hat,  als  der  Ort  ihres  Wohnsitzes  zu 
betrachten.    In  Bezug  auf  diejenigen  Personen  ^  welche  über- 
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haupt  keinen  ordentlichen  Wohnsitz,  oder  doch  keinen  ord^oit- 
lichen  Wohnsitz  in  einem  deutschen  Staate  haben,  sieht  der 
Ort,  an  welchem  sie  sich  aufhalten,  dem  Orte  des  Wohnsitzes 
gleich.  —  §.  4.  Wenn  Personen  an  einem  Orte,  auch  ohne 
daselbst  einen  ordentlichen  Wohnsitz  zu  haben,  als  Stndirende, 
Schüler  oder  Lehrlinge  sich  aufhalten,  oder  ihr  Gewerbe  in 
Verhältnissen  ausüben,  welche  ihrer  Natur  nach  einen  Aufent- 
halt von  längerer  Dauer  voraussetzen,  z.  B.  als  Pachter,  Hand- 
lungsdiener, Kunstgehülfen,  Gesellen,  Fabrikarbeiter,  Dienst- 
leute, so  sind  die  Gerichte  dieses  Ortes  für  alle  Klagen  als 
zuständig  anzuerkennen,  welche  gegen  die  bezeichneten  Pe^ 
sonen  während  der  Dauer  ihres  dortigen  Aufenthaltes  wegen 
der  daselbst  durch  Verträge,  Handlungen  oder  Unterlassungen 
für  sie  entstandenen  Verbindlichkeiten  erhoben  werden.  — 
§.  5.  Hat  Jemand  an  einem  Orte  zum  Betriebe  einer  Hand- 
lung, einer  Fabrik  oder  eines  anderen  Gewerbes  eine  Nieder- 
lassung, von  welcher  aus  unmittelbar  (reschäfte  geschlossen 
werden,  so  ist,  auch  wenn  er  an  diesem  Orte  einen  ordent- 
lichen Wohnsitz  nicht  hat,  die  Zuständigkeit  der  Gerichte 
dieses  Ortes  im  Smne  dieses  Gesetzes  ftir  alle  Klagen  be- 
gründet, welche  Ansprüche  an  die  Niederlassung  betreffen. 
Der  Gerichtsstand  der  Niederlassung  ist  auch  ftir  Klagen  gegen 
diejenigen  anzuerkennen,  welche  ein  mit  Wohn-  und  Wirth- 
schaftsgebäuden  versehenes  Gut  als  Eigenthttmer,  Nutzniesser 
oder  Pachter  bewirthschaften  oder  bewirthschaften  lassen,  so 
weit  diese  Klagen  die  auf  die  Bewirthschaftung  des  Gutes 
sich  beziehenden  Rechtsverhälthisse  betreffen.  —  §.  6.  Der 
Gerichtsstand  des  Vertrages  ist  im  Sinne  dieses  Gesetzes  bei 
den  Gerichten  des  Ortes  begründet,  an  welchem  der  Beklagte 
den  Vertrag  zu  erfüllen  hat,  wenn  entweder  1)  die  Con- 
trahenten  diesen  Ort  ausdrücklich  bestimmt  haben,  wohin  auch 
die  sogenannte  Wahl  eines  Wohnsitzes  zum  Vollzüge  eines 
Vertrages  zu  rechnen  ist,  oder  2)  in  Ermangelung  eüier  sol- 
chen ausdrücklichen  Bestimmung  dem  Beklagten  die  den  Pro- 
cess  einleitende  Vorladung  oder  richterliche  Verfügung  in  dem 
Gerichtsbezirke  des  Processgerichtes  behändigt  wird.  .  Der 
Gerichtsstand  des  Vertrages  ist  sowohl  für  Klagen  aof  £]> 
fttllung  des  Vertrages,  als  auch  für  Klagen  auf  dessen  Auf- 
hebung und  Entschädigung  wegen  Nichterfüllung  oder  niebt 
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gehöriger  ErfttDang  anzuerkennen.  —  §.  7.  Wenn  Jemand  an 
einem  Orte,  anch  ohne  daselbst  einen  ordentlichen  Wohnsitz 
«1  haben,  fremdes  Vermögen  verwaltet  .hat,  so  sind  die  Ge- 
richte dieses  Ortes  fllr  die  ans  einer  solchen  Verwaltung  her- 
iflhrenden  Klagen  im  Sinne  dieses  Gesetzes  zuständig.  Ist  die 
Verwaltung  von  einem  (rerichte  oder  einer  anderen  Behörde 
angeordnet,  so  sind  dieses  Gericht  oder  die  Gerichte  des 
Ortes,  an  welchem  die  Behörde  ihren  Sitz  hat,  gleichfalls  als 
Boständig  anzuerkennen.  —  §.  8.  Für  alle  dinglichen  Klagen, 
mit  Inbegrifif  der  Theilungsklagen,  ingleichen  fttr  alle  posses- 
sorischen Rechtsmittel  und  fQr  persönliche  Ellagen,  welche 
gegen  jeden  Besitzer  einer  Sache  als  solchen  gerichtet  werden 
können  (actiones  in  rem  scriptae)  sind  die  Gerichte  des  Ortes, 
an  welchem  sich  die  Sache  befindet,  als  zuständig  anzuer- 
kennen. —  §.  9.  Der  Gerichtsstand  der  Erbschaft  ist  im 
Sinne  dieses  Gesetzes  bei  den  Gerichten  begründet,  bei  wel- 
chen der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Ablebens  den  Gerichtsstand 
des  Wohnsitzes  (§.  3)  gehabt  hat.  Der  Gerichtsstand  der 
Erbschaft  ist  anzuerkennen:  1)  fUr  alle  Klagen,  welche  die 
Erbfolge,  die  Geltendmachung  der  Ansprüche  aus  Vermächt- 
nissen oder  sonstigen  Verfügungen  auf  den  Todesfall,  oder 
die  Theilung  der  Erbschaft  betreffen,  2)  für  alle  Erlagen  der 
Nachlassgläubiger  aus  Ansprüchen  an  den  Erblasser  oder  die 
Erben  als  solche,  für  die  Klagen  unter  2  jedoch  nur  so  lauge, 
als  der  Nachlass  ganz  oder  theilweise  noch  in  dem  Bezirke 
der  oben  bezeichneten  Gerichte  vorhanden,  oder,  wenn  der 
Erben  mehrere  sind,  noch  nicht  getheilt  ist.  —  §.  10.  Wenn 
ein  Arrest  (Verbot)  in  einem  deutschen  Staate  angelegt  worden 
ist,  so  ist  die  nach  den  Landesgesetzen  durch  den  Arrest  be- 
gründete Zuständigkeit  des  Arrestrichters  für  die  Hauptklage 
nnr  m  so  weit,  als  das  Processverfahren  auf  den  Gegenstand 
des  Arrestes  und  das  in  dem  Staate  des  Arrestriehters  anzu- 
treffende Vermögen  des  Arrestbeklagten  Wirkung  äussern  soll, 
imd  nur  unter  der  Voraussetzung  anzuerkennen,  dass,  wenn 
der  Arrestbeklagte  zur  Zeit  der  Anlegung  des  Arrestes  Unter- 
than  eines  anderen  deutschen  Staates  war,  dessen  Eigenschaft 
als  Ausländer  bei  Anlegung  des  Arrestes  nicht  massgebend 
gewesen  ist.  —  §.  11.  Wird  von  den  Gerichten  eines  deut- 
schen Staates  über  das  Vermögen  eines  Schuldners,  welcher 

ZSpfl,Staatir«oht.  5.  Anfl.  H.  35 
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in  diesem  Staate  einen  ordentlichen  Wohnsitz  hat,  Concors 
(Oant,  Fallissement)  eröffnet ,  so  sind  wegen  aller  Ansprüche 
an  den  Gemeinschuldnery  so  weit  dieselben  in  Bezug  auf  das 
in  diesem  Staate  befiDdliche  Vermögen  geltend  gemacht  werden, 
während  der  Daner  des  Concnrsprocesses  nur  die  dortigen  Ge- 
richte im  Sinne  dieses  Gesetzes  -znständig.  Dasselbe  gilt, 
wenn  von  den  Gerichten  eines  Staates,  in  welchem  Jemand 
eine  Niederlassang  im  Sinne  des  §.  5  dieses  Gesetzes  hat, 
gegen  denselben  der  Concars  eröfhet  wird,  wegen  all^  An- 
sprüche an  die  Niederlassung,  so  weit  dieselben  in  Bezug  auf 
das  zu  der  letzteren  gehörige  Vermögen  geltend  gemacht  wer- 
den. —  §.  12.  Ist  Yon  den  Gerichten  eines  deutschen  Staates 
ein  Concurs  eröffnet  worden,  so  kann,  in  so  weit  nach  den 
Landesgesetzen  dieses  Staates  der  Concurs  die  Vollstreckung 
der  Erkenntnisse  hemmt,  während  der  Dauer  des  Concuises 
die  dortige  Vollstreckung  der  in  anderen  Staaten  erlassenen 
Erkenntnisse  nicht  verlangt  werden.  Auch  nach  Beendigung 
des  Concnrses  kann  in  diesem  Staate  die  Vollstreckung  gegen 
den  früheren  Gemeinschuldner  in  so  weit  nicht  verlangt  wer- 
den, als  die  geltend  gemachten  Ansprüche  nach  den  dortigen 
Gesetzen  durch  Zwangsaccord  erloschen  sind,  oder  die  Bechts- 
wohlthaten,  welche  dem  früheren  Gemeinschuldner  als  solchem 
nach  den  dortigen  Gesetzen  zustehen,  die  Vollstreckung  ans- 
schliessen  oder  beschränken.  —  §.  13.  Die  Zuständigkeit  des 
Processgerichtes  regelt  sich  nach  dem  Grundsatze,  dass  der 
Kläger  dem  Beklagten  zu  folgen  hat.  Das  von  einem  nach 
diesem  Gesetze  als  zuständig  anzuerkennenden  Gerichte  eines 
Staates  auf  die  Klage  erlassene  Erkenntniss  ist  in  dem  an- 
deren Staate  auch  gegen  den  ELläger  zu  vollstrecken,  wenn 
es  in  solchen  Fällen,  in  welchen,  wie  bei  Theilungsklagen, 
die  Natur  der  Klage  eine  Verurtheilung  des  Klägers  gestattet 
(judicia  duplicia)  eine  gegen  den  Kläger  vollstreckbare  Ent- 
scheidung zu  Gunsten  des  Beklagten  enthält,  oder  wenn  es 
den  Kläger  zu  den  Kosten  verurtheilt.  In  Ansehung  der 
Kosten  findet  die  Vollstreckung  gegen  den  Kläger  selbst  dann 
statt,  wenn  das  Processgericht  nach  den  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  fOr  die  Hauptsache  nicht  zuständig  war.  —  §.  14. 
Für  die  Widerklage  wird  ein  im  Sinne  dieses  Gesetzes  anzu- 
erkennender Gerichtsstand  durch  die  Vorklage  nur  in  so  weit 


§.  446a.    Bundesgesetzentwurf  über  die  <a  gewährende  Rechtshfllfe.  547 

begrflndet,  als  der  Gegenstand  der  Widerklage  mit  dem  Gegen- 
stände der  Vorklage  in  rechtlichem  Zusammenhange  (Con- 
nexität)  steht.  —  §.  15.  Wenn  bei  einem  nach  diesem  Ge- 
setze als  zustilndig  anzuerkennenden  Gerichte  in  einem 
Processyerfahren;  in  welchem  nach  den  Landesgesetzen  nnr 
gewisse  Arten  von  Beweismitteln,  z.  B.  Urkunden ;  zulässig 
sind,  illiquide  Einwendungen  zur  besonderen  Ausftlhrung  ver- 
wiesen werden,  so  sind  die  nach  den  Landesgesetzen  dafttr 
mstandigen  Gerichte  des  Staates,  in  welchem  jenes  Verfahren 
anhängig  wurde,  auch  zur  Entscheidung  über  diese  Einwen- 
dungen in  so  weit  als  zuständig  anzuerkennen,  als  letztere 
die  Abwendung  oder  Wiederaufhebung  der  Verurtheilung  im 
Vorprocesse  oder  die  Wiedererstattung  des  in  Folge  derselben 
Geleisteten  zum  Gegenstande  hat.  —  §.  16.  Für  Provocations- 
klagen  (ex  lege  diffamari  und  ex  lege  ei  eontendcU)  sind  sowohl 
die  Gerichtsstände,  deren  Zuständigkeit  für  die  rechtliche  Aus- 
{Ummg  des  Hauptanspruches  nach  diesem  Gesetze  begründet 
ist,  als  auch  der  Gerichtsstand  des  Wohnortes  des  Provocaten 
anzuerkennen.  —  §.17.  Zur  Verhandlung  und  Entscheidung 
fiber  die  Intervention,  sie  sei  eine  Haupt-  oder  Nebeninter- 
vention,  betreffe  den  Kläger  oder  den  Beklagten,  sei  nach 
Yorgängiger  Streitverkttndigung  oder  ohne  dieselbe  erfolgt,  ist 
das  nach .  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  für  den  Haupt- 
process  competenie  Gericht  als  zuständig  anzuerkennen.  — 
§.  18.  Für  Geltendmachung  der  Ansprüche,  welche  Bechtsbei- 
ständen  (Anwälten,  Advocaten)  oder  Gerichtsvollziehern  gegen 
ihre  Parteien  wegen  Gebühren  und  Auslagen  in  einem  Civil- 
procecie  zustehen,  ist  der  Gerichtsstand  im  Sinne  dieses  Ge- 
setzes bei  den  Gerichten  der  Hauptsache  begründet,  selbst 
wenn  die  letzteren  nach  diesem  Gesetze  ftlr  die  Hauptsache 
nicht  zuständig  waren.  —  §.19.  Dadurch,  dass  nach  einem 
der  vorstehenden  Paragraphen  für  gewisse  Bechtsstreitigkeiten 
em  Gerichtsstand  als  begründet  anzuerkennen  ist,  wird  nicht 
Msgeschlossen,  dass  für  dieselben  auch  ein  anderer  Gerichts- 
stand nach  sonstigen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  anzuer- 
kennen sei.  Insoweit  jedoch  die  im  §.  8  und  die  im  §.  9 
imter  1  bezeichneten  Klagen  eine  unbewegliche  Sache  be- 
treffen, ist  für  diese  Erlagen  ausser  dem  Gerichtsstande  der 
gelegenen  Sache  nur  der  Gerichtsstand  des  Wohnsitzes  und 
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zwar  der  letztere  nur  dann,  wenn  er  sich  mit  dem  erbteren 
in  demselben  Staate  befindet,  als  zuständig  anzuerkennen.  — 
§.  20.  Der  in  dem  einen  deutschen  Staate  begründete  Ge- 
richtsstand des  Wohnsitzes  (§.  3)  kann  nicht  in  seinem  ganzen 
Umfange  durch  freiwillige  Unterwerfung  (Prorogation)  auf  die 
Gerichte  eines  anderen  Staates  tibertragen  werden.  Ausser 
diesem  Falle  ist  die  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Unter- 
werfung unter  die  Gerichte  eines  anderen  Staates  in  so  fem 
anzuerkennen,  als  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  in  welchem 
der  Beklagte  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hat,  eine  Proro- 
gation auf  das  Gericht  des  anderen  Staates,  wenn  es  ein  in- 
ländisches wäre,  zulässig  sein  würde.  Eine  Prorogation  auf 
die  Gerichte  eines  anderen  Staates  ist  jedoch  nicht  anzuer- 
kennen: 1)  wenn  der  Rechtsstreit  den  Personenstand  (statm) 
oder  die  Eingehung,  das  Bestehen  oder  die  Trennung  der 
Ehe  einer  der  Parteien  zum  Gegenstande  hat;  2)  wenn  dnreh 
Prorogation  die  im  §.  19,  Absatz  2  bezeichnete  ausschliessliche 
Zuständigkeit  in  Bezug  auf  unbewegliche  Sachen  auf  die  Ge- 
richte eines  anderen  Staates  übertragen  werden  soll.  Daraus, 
dass  der  Beklagte  der  den  Process  einleitenden  Vorladung 
keine  Folge  leistet,  und  ein  Contumacialerkenntniss  wegen 
Nichterscheinens  gegen  sich  ergehen  lässt,  ist  eine  still- 
schweigende Prorogation  nicht  herzuleiten.  —  §.  21.  Ist  in 
einem  deutschen  Staate  in  einer  bürgerlichen  Bechtsstreitigkeit 
nach  den  Landesgesetzen  ein  Gerichtsstand  begründet,  welcher 
in  diesem  Gesetze  überhaupt  nicht,  oder  nur  in  beschränkteren 
Umfange  anerkannt  worden  ist,  so  ist  gleichwohl  die  Zustän- 
digkeit dieses  Gerichtsstandes  auch  in  den  anderen  deutschen 
Staaten  dann  anzuerkennen,  wenn  bei  Eintritt  der  Rechts- 
hängigkeit entweder  1)  der  Beklagte  in  demselben  Staate,  in 
welchem  sich  nach  den  Landesgesetzen  der  Gerichtsstand 
für  die  Rechtsstreitigkeit  befindet,  seinen  ordentlichen  «Wohn- 
sitz hat,  oder  2)  in  keinem  der  anderen  deutschen  Staaten 
oder  der  dazu  gehörigen  Landestheile  nach  den  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  ein  Gerichtsstand  für  diese  Rechtsstreitigkeit 
begründet  ist.  —  §.  22.  Unter  den  Gerichten  eines  Ortes  wer- 
den in  diesem  Gesetze  alle  Gerichte  verstanden,  deren  Ge- 
richtsbarkeit sich  über  diesen  Ort  erstreckt.  Wenn  über  einen 
Ort,  nach  welchem  sich  der  Gerichtsstand  in  Gem^ssheit  dieses 
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Gesetzes  bestimmt,  mehreren  Gerichten  die  Gerichtsbarkeit  in 
der  Weise  zusteht,  dass  dieselbe  mit  Rücksicht  auf  die  Gat< 
tODg  der  Rechtsstreitigkeiten,  den  Gegenstand  des  Processes, 
die  Person  des  Beklagten,  das  Instanzenverhältniss,  oder  in 
sonstiger  Weise  abgegrenzt  ist,  so  kamt  bei  Anwendung  dieses 
Gesetzes  in  einem  anderen  Staate  aus  der  Ueberschreitung 
der  gedachten  Grenzen  der  Gerichtsbarkeit  ein  Einwand  nicht 
hergeleitet  werden.  —  §.  23.  Bei  Anwendung  dieses  Gesetzes 
ist  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  des  einen  Staates  von  den 
Gerichten  des  anderen  Staates  von  Amtswegen  nur  dann  zu 
beanstanden,  wenn  ungeachtet  der  in  der  Requisition  oder  der 
in  dem  Antrage  der  Partei  ftlr  die  Zuständigkeit  angeführten 
Umstände  begründete  Zweifel  in  Bezug  auf  diese  Zuständig- 
keit vorliegen.  —  §.  24.  Wird  bei  einem  nach  den  Bestim- 
mungen dieses  Gesetzes  als  zuständig  anzuerkennenden  Ge- 
richte des  einen  deutschen  Staates  eine  ELlage  in  bürgerlichen 
Beehtsstreitigkeiten  gegen  eine  Partei  angestellt,  welche  ihren 
Gerichtsstand  des  Wohnsitzes  (§.  3)  in  einem  anderen  deut- 
8ehen  Staate  hat,  so  muss  die  den  Process  einleitende  Vor- 
hdoDg  oder  gerichtliche  Verfügung  der  Partei  entweder  durch 
Vermittelung  der  Behörden  des  Staates,  in  welchem  sie  ihren 
Gerichtsstand  des  Wohnsitzes  hat,  nach  Massgabe  der  dortigen 
Gesetze  zugestellt,  oder  in  dem  Staate,  welchem  das  Process- 
gericht  angehört,  .persönlich  behändigt  werden ;  nur  wenn  dieser 
Vorschrift  genügt  ist,  sind  die  Gerichte  der  anderen  Staaten 
verbunden,  der  Vorladung  oder  Verfügung  Wirkung  beizu- 
legen. Der  Erfüllung  dieser  Vorschrift  steht  es  gleich,  wenn 
die  Partei  der  Vorladung  oder  Verftlgung  Folge  geleistet  hat 
—  §.  25.  Wenn  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten,  welche 
bei  einem  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  als  zu- 
ständig anzuerkennenden  Gerichte  des  einen  deutschen  Staates 
anhängig  gemacht  werden  sollen  oder  bereits  anhängig  sind, 
die  Behändigung  einer  Vorladung,  einer  Verfügung,  einer 
Processschrift  oder  eines  Erkenntnisses  an  eine  I^ocesspartd 
in  dem  Gebiete  eines  anderen  deutschen  Staates  erforderlich 
ist,  oder  wenn  von  dem  Processgerichte  beschlossen  wird,  dass 
eine  Besichtigung,  die  Abhörung  von  Zeugen,  die  Abnahme 
eines  Eides  ader  eine  andere  Processhandlung  in  dem  Gebiete 
eines  anderen  deutschen  Staates  vorgenommen  werde,  so  haben 
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die  Gerichte  dieses  anderen  Staates  den  Requisitionen  nm  Be- 
Wirkung  der  Behändignng  oder  um  Vornahme  der  Proce»«- 
handlung  gegen  Erstattung  der  Kosten  ebenso  Folge  zu  leisten, 
als  wenn  dieselben  von  einem  Gerichte  ihres  Staates  ergangen 
wären.  —  §.  26.  Ist  6ine  bfirgerliche  Rechtsstreitigkeit  unter 
Beobachtung  der  Vorschrift  des  §.  24  bei  einem  nach  diesem 
Gesetze  als  zuständig  anzuerkennenden  Gerichte  eines  deut- 
schen Staates  anhängig  geworden,  so  ist  die  Rechtshängigkeit 
in  der  Weise  anzuerkennen,  dass  die  Einrede  der  Rechts- 
hängigkeit (exceptio  Utü  pendentis)  vor  den  Gerichten  jedes 
anderen  deutschen  Staates  geltend  gemacht  werden  kann.  Die 
einmal  eingetretene  Rechtshängigkeit  wird  durch  eine  später 
erfolgende  Aenderung  in  den  die  Zuständigkeit  begrflndenden 
Umständen  nicht  berührt.  —  §.  27.  Unter  der  in  dem  vorigen 
Paragraphen  bezeichneten  Voraussetzung  ist  die  Wirkung  eines 
von  den  Gerichten  des  einen  deutschen  Staates  in  bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten  gefüllten  rechtskräftigen  Erkenntnisses  in 
der  Weise  anzuerkennen,  dass  bei  den  Gerichten  jedes  »n- 
deren  deutschen  Staates  die  Einrede  des  rechtskräftigen  Ur- 
theils  (exceptio  rei  judicatae)  geltend  gemacht  und  die  Judicats- 
klage  (actio  rei  judicatae)  angestellt  werden  kann.  —  §.  28. 
Die  Vollstreckung  des  in  dem  einen  deutschen  Staate  er- 
lassenen Erkenntnisses  I  welche  in  einem  anderen  deutschen 
Staate  gemäss  §.  1  stattfinden  soll,  erfolgt  mittelst  Requisition. 
Wenn  das  Requisitionsverfahren  nach  den  Landesgesetzen  des 
einen  oder  des  anderen  Staates  nicht  zulässig  ist,  so  ist  die 
Vollstreckung  von  der  Partei  unmittelbar  zu  betreiben.  Auch 
dann,  wenn  das  Requisitionsverfahren  zulässig  ist,  kann  die 
Partei  die  Vollstreckung  unmittelbar  betreiben,  wenn  die«s 
nach  den  Landesgesetzen  des  Staates,  in  welchem  die  Voll- 
streckung geschehen  soll,  statthaft  ist.  In  Bezug  auf  die 
Landestheile ,  in  welchen  die  rheinische  Civilprocessordnnng 
gilt,  kommen  in  dieser  Beziehung  die  Bestimmungen  des  §.  36 
zur  Anwendung.  Zum  Behuf  der  Vollstreckung  muss  neben 
einer  beglaubigten  Ausfertigung  des  Erkenntnisses  ein  ge- 
richtliches Zeugniss  darüber  beigebracht  werden,  dass  das 
Erkenntniss  vollstreckbar  sei,  und  dass  die  Vollstreckung  durch 
die  Einlegnng  eines  Rechtsmittels  gegen  dasselbe  nicht  ge- 
hemmt werde,  oder  dass  und  unter  welchen  Voraussetzungen 
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darch  Einlegang  eines  Rechtsmittels  eine  Hemmung  der  Voll- 
streckang  eintrete.  Ist  es  nach  den  Landesgesetzen  eines 
Staates  oder  Landestheiles,  in  welchem  die  Vollstreckang  er- 
folgen soll,  erforderlich,  dass  das  Erkenntniss,  damit  dort  eine 
Vollstrecknng  desselben  stattfinden  könne,  von  einem  dortigen 
Gerichte  für  vollstreckbar  erklärt  werde,  so  geschieht  diess 
ohne  Zulassung  von  Parteiverhandlungen.  —  §.  29.  Die  VoU- 
B^ckung  ist  nach  Massgabe  des  am  Orte,  wo  sie  erfolgt, 
geltenden  VoUstreckungsveifahrens  zu  bewirken.  Wenn  das 
in  dem  einen  Staate  erlassene  Erkenntniss  die  Personalhaft 
als  VoUstreckungsmittel  verftlgt  hat,  so  ist  dieselbe  in  dem 
anderen  Staate  nur  unter  der  Voraussetzung  zu  vollstrecken, 
dass  die  Personalhaft  daselbst  gleichfalls  als  ein  unter  den 
vorliegenden  Verhältnissen  zulässiges  Vollstreckungsmittel  gilt, 
liegt  diese  Voraussetzung  nicht  vor,  so  kann  nur  die  An- 
wendung der  in  dem  anderen  Staate  zulässigen  Vollstreckungs- 
mittel verlangt  werden.  —  §.  30.  lieber  Einwendungen  gegen 
die  Vollstreckung  hat  das  Gericht  der  Vollstreckung  zu  ent- 
seheiden,  wenn  dieselben  1)  die  Voraussetzungen,  von  denen 
die  Vollstreckung  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
abhängig  ist,  oder  2)  die  Art  und  Weise  der  Vollstreckung 
selbst  und  das  dabei  zu  beobachtende  Verfahren  zum  Gegen- 
stände haben.  Dagegen  unterliegen  3)  alle  nicht  unter  Num.  1 
nnd  2  begriffenen  Einwendungen  der  Entscheidung  der  Ge- 
richte desjenigen  Staates,  in  welchem  das  Erkenntniss  erlassen 
worden  ist.  In  Bezug  auf  Einwendungen  gegen  die  Voll- 
streckung, welche  dritte  Personen  wegen  eines  Anspruches  auf 
den  Gegenstand  der  Vollstreckung  erheben,  ist  das  Gericht 
der  Vollstreckung  zuständig.  —  §.  31.  Wenn  Einwendungen 
der  im  §.  30  unter  3  gedachten  Art  bei  dem  Gerichte  der  Voll- 
streckung erhoben  werden,  so  hat  dasselbe,  sofern  nicht  eine 
Mittheilung  von  Gericht  zu  Gericht  angemessen  erscheint  und 
nach  den  Landesgesetzen  beider  Staaten  statthaft  ist,  eine 
nach  seinem  Ermessen  zu  bestimmende  Frist  zu  Beibringung 
des  Nachweises  festzusetzen,  dass  die  Einwendungen  bei  dem 
Piocessgerichte  anhängig  gemacht  worden  sind.  Wird  dieser 
Nachweis  binnen  der  festgesetzten  Frist  nicht  geliefert,  oder 
werden  von  der  Partei,  welche  Einwendungen  der  im  §.  30 
anter  3  gedachten  Art  bereits  vorgebracht  hat,  von  Neuem 
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derartige  Einwendnogen  bei  dem  Gerichte  der  Vg 
vorgebracht,  so  ist  das  VoUstreckungsverfahreii,  der 
dnngen  nngeachtet,  fortzusetzen.  Durch  diese  Bestimmimg  i 
jedoch  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Vollstreckung  dum  ( 
zustellen  ist,  wenn  das  Processgericht  die  Einstdlung 
schliesst  und  der  Nachweis  darüber  noch  vor  beendigtem^ 
streckungsverfahren  beigebracht  wird.  —  §.  32.  Ist  Gber  j 
Wendungen  der  im  §.  30  unter  3  gedachten  Art  hä 
Processgerichte  durch  Erkenntniss  oder  sonstiges  ric 
Decret  entschieden  worden,  so  muss,  um  die  Fortsetzoogl 
Vollstreckung  zu  erwirken,  neben  der  Ausfertigimg  dcar 
Scheidung  zugleich  ein  gerichtliches  Zengniss  darüber 
bracht  werden^  dass  das  VoUstreckungsverfahren,  in  so' 
nicht  die  Einwendungen  durch  diese  Entscheidung  ak 
gründet  anerkannt  worden  sind,  fortgesetzt  werden  kOnne,  i 
dass  dasselbe  durch  Einlegung  eines  Bechtsniittels  gegen  ( 
Entscheidung  nicht  gehemmt  werde,  oder  dass  und  unter 
eben  Voraussetzungen  durch  Einlegung  eines 
eine  weitere  Hemmung  des  Vollstreckungsyerfahrens  ein 
§.  33.  Die  Vorschriften  der  §§.  28,  29,  30,  31  und  32 
auch  ftlr  die  Vollstreckung  der  im  §.  1,  Absatz  2  und 
zeichneten  richterlichen  Verfügungen,  Vergleiche  und  Aner! 
nisse.  —  §.  34.  Das  gegenwärtige  Gesetz  findet  auf 
Streitigkeiten,  welche  den  Personenstand  oder  die  Eing^ 
das  Bestehen  oder  die  Trennung  der  Ehe  einer  Person 
Gegenstande  haben,  nur  dann  Anwendung,  wenn  diese 
dem  Staate  des  Processgerichtes  ausschliesslich  als  Ud 
angehört,  die  Rechtsstreitigkeit  mag  eines  der  erwähnten  J 
Verhältnisse  selbst,  oder  die  aus  der  Entscheidung  über 
Verhältniss  unmittelbar  sich  ergebenden  Rechtsfolgen 
Auf  Injurienprocesse  finden  die  Bestimmungen  dieses 
überhaupt  keine  Anwendung.  —  §.  35.  Als  deutsche 
im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  diejenigen  zum  Deatschoi  ] 
gehörigen  Staaten  oder  Landestheile  anzusehen,  in 
dieses  Gesetz  Geltung  hat.  —  §.  36.  In  Bezug  auf  die  L« 
theile,  in  welchen  die  rheinische  Civilprocessordnung 
kommen  noch  die  folgenden  Bestimmungen  zur  Anwe 
I.  Wenn  in  einem  Landestheile,  in  welchem  die  rfae 
Civilprocessordnung  gilt,  zum  Behuf  eines  bei  den 
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eines  anderen  deutschen  Staates  einzuleitenden  oder  anhängig 
gewordenen  Processes  eine  Vorladung,  eine  Verfligung,  eine 
Processschrift  oder  ein  Erkenntniss  behändigt  werden  soll 
(§.  24,  25),  so  ist  der  Beamte  der  Staatsanwaltschaft  (Ober- 
procnrator,  Staatsprocurator)  bei  dem  Giyilgerichte  erster  In- 
stanz (Landgericht,  Ereisgericht) ,  in  dessen  Bezirke  die  Be- 
h&ndignng  bewirkt  werden  soll,  desshalb  zu  reqniriren.  In 
gleicher  Weise  ist  dem  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  des 
Bezirkes  die  Requisition  zu  übersenden  und  von  diesem  die 
Erledigung  derselben  zu  erwirken,  wenn  in  einem  LandestheUe, 
in  welchem  die  rheinische  Civilprocessordnung  gilt,  eine  Be- 
nchtignng,  die  Abhörung  von  Zeugen,  die  Abnahme  eines 
Eides  oder  eine  andere  Processhandlung  erfolgen  soll,  deren 
Vornahme  von  dem  in  einem  anderen  deutschen  Staate  be- 
findlichen Processgerichte  in  einem  vor  ihm  anhängigen  Pro- 
eesse  durch  Erkenntniss  oder  sonstiges  richterliches  Decret 
angeordnet  worden  ist  (§.  25).  U.  Wenn  bei  einem  Processe, 
welcher  in  einem  Landestheile,  wo  die  rheinische  Civilprocess- 
ordnung gilt,  eingeleitet  werden  soll  oder  bereits  anhängig  ist, 
die  Behändigung  einer  Vorladung  oder  einer  sonstigen  Zu- 
stellung in  einem  anderen  deutschen  Staate  erforderlich  ist 
(§.  24,  25),  so  hat  der  fUr  den  Bezirk  des  Processgerichtes 
bestellte  Beamte  der  Staatsanwaltschaft  auf  ein  von  der  be- 
treibenden Partei  durch  einen  Anwalt  bei  ihm  angebrachtes 
Gesuch  wegen  Behändigung  der  Vorladung  oder  des  Zustel- 
Inngsactes  Bequisition  zu  erlassen.  Ebenso  ist,  wenn  in  einem 
in  den  Landestheilen,  wo  die  rheinische  Civilprocessordnung 
gilt,  anhängigen  Processe  eine  Besichtigung,  die  Abhörung 
Ton  Zeugen,  die  Abnahme  eines  Eides,  oder  eine  andere  Pro- 
cesshandlung verfUgt  wird,  welche  in  einem  anderen  deutschen 
Staate  vorgenommen  werden  soll  (§.  25),  auf  das  Gesuch 
eines  Anwaltes  der  betreibenden  Partei  eine  Ausfertigung  des 
Erkenntnisses,  welches  die  Requisition  an  die  Gerichte  des 
anderen  Staates  enthält,  von  dem  Beamten  der  Staatsanwalt- 
schaft an  das  zuständige  Gericht  oder  an  den  zuständigen 
Beamten  der  Staatsanwaltschaft  zum  Behuf  der  Erledigung  der 
Requisition  zu  übersenden.  III.  Soll  ein  in  einem  Landes- 
theile, in  welchem  die  rheinische  Civilprocessordnung  gilt,  er- 
lassenes Erkenntniss  in  einem  anderen  deutschen  Staate  voll- 
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Streckt  werden  (§.  1) ,  so  geschieht  diess  anf  Betreiben  der 
Partei.  Wenn  dort,  wo  die  VoUstreckang  erfolgen  soll,  die 
rheinische  Ciyilprocessordnnng  nicht  gilt,  so  hat  die  Partei 
entweder  unmittelbar,  oder  durch  Vermittlnng  der  Staatsan- 
waltschaft dem  Gerichte,  bei  welchem  die  VoUstreckang  nach- 
gesucht wird,  die  Ausfetligang  des  Erkenntnisses  nnd  da« 
Zeugniss  der  Vollstreckbarkeit  (§.  28)  nebst  dem  Ezecntions- 
gesnche  einzureichen.  Die  Vermittlnng  der  Staatsanwaltschaft 
erfolgt  anf  Anwaltsgesuch  dnrch  den  bei  dem  Civilgerichte 
erster  Instanz  des  Bezirkes,  in  welchem  das  Erkenntniss  er- 
lassen ist,  angestellten  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  anf 
dem  Wege  der  Requisition.  Wird  der  Requisition  stattgegeben, 
so  hat  das  vollstreckende  Gericht  im  weiteren  Verfahren  un- 
mittelbar mit  der  die  Vollstreckung  nachsuchenden  Partei  oder 
deren  Vertreter  zu  verhandeln;  ist  in  dem  Executionsgesuehe 
kein  Vertreter  bei  dem  dortigen  Gerichte  bestellt,  so  kann  das 
Gericht  einen  Vertreter  dieser  Partei  auf  deren  Gefahr  be- 
stellen. rV.  Das  Zeugniss  der  Vollstreckbarkeit  (§.  28,  Ab- 
satz 2)  eines  in  einem  Landestheile,  in  welchem  die  rheinische 
Givilprocessordnung  gilt,  erlassenen  Erkenntnisses  wird  von 
dem  Präsidenten  des  Givilgerichtes  erster  Instanz,  in  dessen 
Bezirke  das  Erkenntniss  erlassen  worden  ist,  ertheilt  Zu 
diesem  Zwecke  muss  demselben  die  executorische  Ausfertigung 
des  Erkenntnisses  nebst  den  Acten  ttber  die  Zustellung  und 
der  Nachweis  vorgelegt  werden,  dass  bis  dahin  die  Einlegnng 
von  Rechtsmitteln,  welche  die  Vollstreckung  des  Erkenntnisses 
hemmen,  in  die  durch  die  Artikel  163  und  549  der  rheini- 
schen Givilprocessordnung  bezeichneten  Register  nicht  einge- 
tragen worden  ist  Die  Einlegung  von  Rechtsmitteln  kann  von 
den  Anwälten  der  Parteien  in  diese  Register  eingetragen  wer- 
den. Auch  bei  den  Handelsgerichten  und  bei  den  Friedens- 
gerichten sind  solche  Register  zu  halten  und  die  Gerichts- 
schreiber haben  in  dieselben  auf  Verlangen  der  Parteien  oder 
ihrer  Bevollmächtigten  die  Einlegung  der  Rechtsmittel,  nach 
Vorlegung  der  darüber  vorhandenen  Acten,  einzutragen.  In 
dem  Zeugnisse  der  Vollstreckbarkeit  sind  die  Rechtsmittel, 
durch  deren  Einlegung  die  Vollstreckung  gehemmt  werden 
^'^nn,  genau  und  unter  Angabe  der  Fristen,  binnen  welcher 
Anlegung  zulässig  ist.  zu  bezeichnen;  insbesondere  muss, 
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wenn  das  Erkenistniss  ein  Contnmacialuriheil  ist,  dessen  Voll- 
strecknng  durch  Einspruch  gehemmt  werden  kann,  diess  be* 
merkt  und  zugleich  angegeben  werden,  ob  der  Einsprach 
gegen  das  Erkenntniss  bis  zur  VoUstieckung  zulässig  ist,  oder 
binnen  welcher  Frist  der  Einspruch  erhoben  werden  kann. 
Liegt  ein  Erkenntniss  vor,  welches  in  Gemässheit  seines  In- 
haltes oder  nach  den  Landesgesetzen  nur  gegen  Leistung 
einer  Caution  vollstreckbar  ist,  so  muss  vor  Ertheilung  des 
Zengnisses  die  Caution  bereits  bestellt  worden  sein  und,  dass 
diess  geschehen,  in  dem  Zeugnisse  bemerkt  werden.  Y.  Soll 
ein  in  einem  Landestheile,  in  welchem  die  rheinische  Civil- 
processordnung  gilt,  erlassenes  Contumacialurtheil,  gegen  wel- 
ches das  Rechtsmittel  des  Einspruches  bis  zur  Vollstreckung 
zulässig  ist,  in  einem  anderen  deutschen  Staate  vollstreckt 
werden,  so  kann  der  Einspruch  bei  dem  Gerichte  des  anderen 
Staates,  durch  welches  die  Vollstreckung  bewirkt  wird,  ange- 
meldet werden.  Durch  diese  Anmeldung  wird  das  Rechts- 
mittel gewahrt,  sofern  der  Einspruch  binnen  zwanzig  Tagen 
nach  dem  Tage  der  Anmeldung,  in  der  durch  die  Artikel  162 
und  438  der  rheinischen  Oivilprocessordnung  bezeichneten 
Weise  bei  dem  Processgerichte  wiederholt  wird.  Die  Anmel- 
dung des  Einspraches  hemmt  die  Vollstreckung,  sofern  das 
Erkenntniss  nicht  ungeachtet  des  Einspruches  vollstreckbar 
ist;  es  muss  jedoch  dem  Gerichte,  bei  welchem  die  VoU- 
atreckung  nachgesucht  worden  ist,  binnen  vierzig  Tagen  nach 
dem  Tage  der  Anmeldung  die  bei  dem  Processgerichte  er- 
folgte Wiederholung  des  Einspraches  durch  ein  Zeugniss  des 
ftlr  dessen  Bezirk  bestellten  Beamten  der  Staatsanwaltschaft 
nachgewiesen  werden,  widrigenfalls  nach  Ablauf  dieser  Frist 
die  Vollstreckung  fortzusetzen  ist.  Durch  diese  Bestimmung 
ist  jedoch  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Vollstreckung  dann 
einzustellen  ist,  wenn  der  gedachte  Nachweis  noch  nachträglich 
beigebracht  wird.  VI.  Soll  ein  in  einem  Landestheile,  in 
welchem  die  rheinische  Civilprocessordnung  gilt,  erlassenes 
Erkenntniss,  gegen  welches  die  Berufung  zulässig  ist,  in  einem 
anderen  deutschen  Staate  vollstreckt  werden,  so  kann  die  Be- 
rafung  bei  dem  Gerichte  des  anderen  Staates,  durch  welches 
die  Vollstreckung  bewirkt  wird,  angemeldet  werden.  Die  Be- 
rofong  gilt  als  mit  dem  Tage  der  Anmeldung  eingelegt,  sofera 
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binnen  zwanzig  Tagen  naeh  dem  Tage  der  Anmeldung  die 
wirkliche  Einlegnng  des  RechtsmittelB  in  dem  Landestheile  des 
Processgerichtes  aaf  die  gesetzlich  Yorgeschriebene  Weise  er- 
folgt. Die  VoUstreckang  des  Erkenntnisses  wird,  wenn  das- 
selbe nicht  nngeachtet  der  Bemfang  vollstreckbar  ist,  darch 
die  Anmeldang  der  Berufung  gehemmt;  es  muss  jedoch  dem 
Gerichte,  bei  welchem  die  VoUsti-eckung  nachgesucht  worden 
ist,  binnen  yierzig  Tagen  nach  dem  Tage  der  Anmeldung  die 
wirkliche  Einlegung  der  Berufung  durch  ein  Zeugniss  des 
Beamten  der  Staatsanwaltschaft  des  Bezirkes  nachgewiesen 
werden,  widrigenfalls  nach  Ablauf  dieser  Frist  die  Vollstreckung 
fortzusetzen  ist.  Durch  diese  Bestimmung  ist  jedoch  nicht 
ausgeschlossen,  dass  die  Vollstreckung  dann  einzustellen  ist, 
wenn  der  gedachte  Nachweis  noch  nachträglich  beigebracht 
wird.  Vn.  Gehört  in  den  unter  V.  und  VI.  gedachten  Fällen 
das  Gericht  der  Vollstreckung  gleichfalls  einem  Landestheile 
an,  in  welchem  die  rheinische  Givilprocessordnung  gilt,  so  er- 
folgt die  Anmeldung  des  Rechtsmittels  mit  der  bezeichneten 
Wirkung  durch  eine  dem  Vollstreckungsbeamten  auf  dessen 
Act  abzugebende  Erklärung  oder  durch  eine  Zustellung  an  die 
Partei,  von  welcher  die  Vollstreckung  betrieben  wird,  an  ihrem 
wirklichen,  oder  an  dem  bei  Einleitung  der  Vollstreckung  von 
ihr  gewählten  Wohnsitze,  und  der  Nachweis  der  Wiederholung 
oder  der  wirklichen  Einlegung  des  Rechtsmittels  ist  durch 
eine  in  derselben  Weise  zuzustellende  Insinuation  zu  liefern. 
VIII.  Soll  in  einem  Landestheile,  in  welchem  die  rheinische 
Givilprocessordnung  gilt,  ein  in  einem  anderen  deutschen  Staate 
erlassenes  Erkenntniss  vollstreckt  werden  (§.  1),  so  ist  zu- 
nächst in  jenem  Landestheile  die  Vollstreckbarkeitserklärung 
des  Erkenntnisses  zu  erwirken.  Dieselbe  erfolgt  durch  Be- 
schluss  der  Rathskammer  eines  Givilgerichtes  erster  Instanz 
nach  vorgängigem  Antrage  der  Staatsanwaltschaft.  Der  Be- 
schluss  kann  sowohl  mittelst  Requisition  des  Processgerichtes 
des  anderen  Staates  an  den  Beamten  der  Staatsanwaltschaft, 
als  auch  von  der  Partei  mittelst  Anwaltsgesuches  erwirkt  wer- 
den. Der  Requisition  oder  dem  Gesuche  ist  die  Ausfertigung 
des  Erkenntnisses  nebst  emer  Abschrift  desselben  und  das  in 
§.  28,  Absatz  2  bezeichnete  gerichtliche  Zeugniss  beizufügen, 
^ie  Ausfertigung  des  Beschlusses  wird  der  Ausfertigung  des 
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Erkeimtnisses  hinzngeftigt  oder  derselben  angehängt  und  die 
Abschrift  des  Erkenntnisses  bei  der  Urschrift  des  Beschlasses 
zurückbehalten.  Wenn  das  requirirende  Processgericht  diess 
Yerlangt,  so  hat  der  Beamte  der  Staatsanwaltschaft  das  ftir 
vollstreckbar  erklärte  Erkenntniss  einem  Anwalte  oder  einer 
sonst  geeigneten  Person  zn  übergeben,  am  die  Vollstreckung 
filr  die  Partei  zu  bewirken.  Ist  ein  solches  Verlangen  nicht 
gestellt,  so  wird  das  ftlr  Yollstreckbar  erklärte  Erkenntniss  an 
die  Partei  unmittelbar  oder  durch  Vermittlung  des  requiriren- 
den  Gerichtes  zur  Betreibung  der  Vollstreckung  abgegeben. 
Das  in  dem  gedachten  Verfahren  ftir  vollstreckbar  erklärte 
Erkenntniss  kann  ebenso,  als  wenn  es  in  demselben  Landes- 
theile  erlassen  wäre,  zum  Behuf  der  Erlangung  einer  gericht- 
lichen Hypothek  in  die  Hypothekenregister  eingetragen  werden. 
IX.  Werden  gegen  die  in  einem  Landestheile,  wo  die  rhei- 
nische Civilprocessordnung  gilt,  eingeleitete  Vollstreckung  eines 
in  einem  anderen  deutschen  Staate  erlassenen  Erkenntnisses 
Einwendungen  erhoben  (§.  31),  so  geschieht  diess  durch  einen 
Einspruch  (Opposition),  welcher  die  Einwendungen  bestimmt 
angeben  und  zugleich  eine  auf  die  Erscheinungsftist  von  acht 
Tagen  zu  stellende  Vorladung  vor  das  Civilgericht  erster  In- 
stanz, in  dessen  Bezirke  die  Vollstreckung  eingeleitet  ist,  ent- 
halten muss.  Dieser  Einspruch  hemmt  die  Vollstreckung;  das 
Gericht,  bei  welchem  derselbe  anhängig  gemacht  ist,  hat, 
wenn  das  Processgericht  nach  Massgabe  des  §.  30  zur  Ent- 
scheidung über  die  Einwendung  zuständig  ist,  eine  Sitzung 
zur  Beibringung  des  im  §.  31  bezeichneten  Nachweises  zu 
bestimmen,  und,  wenn  der  Nachweis  nicht  erfolgt,  oder  wenn 
von  dem  zuständigen  Gerichte  über  die  Einwendungen  ent- 
schieden worden  ist,  auf  die  Anträge  der  Parteien  das  Weitere 
in  Betreff  der  Vollstreckung  zu  verordnen.  In  den  Fällen,  in 
welchen  das  Processgericht  die  Einstellung  der  Vollstreckung 
beschlossen  hat,  ist  der  Nachweis  darüber  der  die  Vollstreckung 
betreibenden  Partei  an  ihrem  wirklichen,  oder  an  dem  bei 
Einleitung  der  Vollstreckung  von  ihr  gewählten  Wohnsitze  zu 
insinniren;  auf  diese  Insinuation  ist  die  Vollstreckung  einzu- 
stellen. X.  Der  im  §.  31  vorgeschriebene  Nachweis  darüber, 
dass  die  dort  erwähnten  Einwendungen  gegen  die  Voll- 
streckung bei  dem  Processgerichte  anhängig  gemacht  worden 
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sindy  ist,  wenn  bei  dem  Processgerichte  die  rheinisohe  (Si 
processordnang  gilt,  durch  ein  Zeugniss  des  Beamten 
Staatsanwaltschaft  des  Bezirkes  zn  liefern.  XI.  Anf  iu 
§.  32  erforderliche  Zeugniss  and  in  Betreff  der  Bechl 
gegen  das  tlber  die  Einwendungen  erlassene  Erkenntniss  finil 
wenn  bei  dem  Processgerichte  die  rheinische  Civilproec 
Ordnung  gilt,  die  Bestimmungen  unter  IV.  und  unter  V 
und  VII  ebenfalls  Anwendung. 

§.  446  b. 

4)  Vorbereitende  Schritte  in   der  Bundesversamiuin 
zur  Herbeiführung  einer  gemeinschaftlichen  Civil- 
Criminalgesetzgebung  flir  die  deutschen  Bundesstaai 

I.  Die  Regierungen  von  Bayern,  K.  Sachsen,  Wfiitemh 
Eurhessen,  Grossherzogthum  Hessen,  Nassau,  Sacbsen-H 
ningen,  Sachsen-Altenburg,  Mecklenburg-Schwerin  und  Stn 
haben  in  der  40.  Sitzung  der  Bundesversammlung  vom  17. 
cember  1859,  Protok.  §.  355  an  die  Bundesversammlaiig 
Antrag  gestellt,  dass  der  Ausschuss ,  welchem  in  der  Sita 
vom  3.  November  1859  der  von  der  grossherzoglich  bft 
sehen  Regierung  gestellte  Antrag  bezüglich  der  Erricbi 
eines  Bundesgerichtes  zur  Berichterstattung  tiberwies^ 
beauftragt  werde,  seine  Erörterungen  zugleich  anf  die  Fa 
ob  und  in  wie  weit  die  Herbeiführung  einer  gem< 
samen  Civil-  und  Criminalgesetzgebung  wünsch 
werth  und  ausftihrbar  sein  werde?  als  einen  verwatt 
Gegenstand,  auszudehnen  und  gutachtlich  zu  äussern 
dabei  den  Gesichtspunkt  zu  berttcksichtigen,  dass  der  Wi 
grösserer  Einigung  unter  den  deutschen  Ländern  aucb 
einer  Richtung  Ausdruck  gefunden  habe,  welcher  die 
nannten  Regierungen  vorzugsweise  Berechtigung  zuerb 
insoferne  das  Streben  dahin  gehe,  innerhalb  der 
des  wirklichen  Bedürfoisses  eine  Uebereinstimmung  der 
setzgebung  im  Gebiete  der  Rechtspflege  allmählig 
führen. 

II.  Nachdem  der  vorgedachte  Ausschuss   einen 
Uchen  Vortrag  in  der  29.  Sitzung  vom  12.  Augost  1861  FM 
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tokoll  §.  248  erstattet  hatte  ^X  wurde  in  Uebereinstimmung  mit 
den  von  der  Mehrheit  desselben  gestellten  Anträgen  Ton  der 
Bmidesversammlang  in  der  6.  Sitzung  Tom  6.  Februar  1862 
Protok.  §.  58  ebenfalls  durch  Stimmenmehrheit  beschlossen^): 
1)  die  allmählige  Herbeiführung  einer  gemeinsamen  Civil-  und 
Ciiminalgesetzgebung  fUr  Deutschland  sei  allerdings  wünschens- 
werth,  jedoch  seien  die  hierauf  zu  richtenden  Bestrebungen 
zunächst  auf  einige  Theile  des  Civilrechts  und  auf  das 
gerichtliche  Verfahren  in  bürgerlichen  Bechtsstreitig- 
keiten  zu  beschränken;  2)  zunächst  eine  Gommission  zur 
Ausarbeitung  und  Vorlage  des  Entwurfes  einer  allgemeinen 
Civilprocessordnung  für  die  deutschen  Bundesstaaten  in 
Hannover  niederzusetzen;  3)  ferner  eine  Gommission  zur 
Ausarbeitung  und  Vorlage  des  Entwurfes  eines  allgemeinen 
Gesetzes  über  dieBechtsgeschäfte  und  Schuldyerhält- 
nisse  (Obligationen-Becht)  für  die  deutschen  Bundes- 
staaten mit  dem  Sitze  in  Dresden  in  Aussicht  zu  nehmen/' 
Die  Betheiligung  wurde  den  Begierungen,  welche  hierzu  ge- 
neigt wären,  anheimgestellt,  mit  der  Einladung,  Bechtsgelehrte 
zu  diesen  Gommissionen  auf  ihre  Kosten  abzuordnen. 

III.  Durch  Bundesbeschluss  in  der  28.  Sitzung  vom 
17.  Juli  1862,  Protok.  §.  243  3)  wurde  der  Zusammentritt  der 
Gommission  fUr  die  Bearbeitung  des  Entwurfes  der  Givilprocess- 
ordnung  auf  den  15.  September  1862  zu  Hannover,  und  durch 
Bundesbeschluss  in  der  38.  Sitzung  vom  13.  November  1862 
Protokoll  §.  332  der  Zusammentritt  der  Gommission  zur  Be- 
arbeitung des  Entwurfes  des  Obligationenrechtes  auf  den 
5.  Januar  1863  ^)  zu  Dresden  festgesetzt,  und  zugleich  den  ge- 
dachten Gommissionen  die  erforderliche  Instruction  ertheilt. 


«)  Bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  ConfÖd.  Germ.  Bd.  m  (1862), 
S.  244  flg. 

<)  Ebendas.  Bd.  III,  S.  265—271;  woselbst  sich  auch  die  motivirten 
Abstimmangen  der  dissentirenden  Begierungen,  wie  Freossen,  die  Nieder- 
lande o.  8.  w.  finden. 

>)  Ebendas.  Bd.  m,  Nr.  GCXXXm. 

*)  Ebendas.  Bd.  m,  Nr.  CCXXXYII. 
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§.  446  c. 

5)   Thätigkeit   der  Bundesversammlung   in  Bezug 
die  gemeinsame  Fortbildung  und  Ergänzung  der  i 
sehen  Wechselordnung  vom  26.  November  1848,J 

I.  In  der  6.  Sitznng  der  Bandesversammlnng  Tom  3. 
1854,  Protok.  §.  62  wurde  auf  Antrag  von  K.  Sachsen 
Ausschuss  niedergesetzt,    um  die   in   den    einzelnen 
Staaten   zur  Ausftthi'ung  des  Art.  2  der  vom  Erzherzog 
kann  von  Oesterreich  als  Reichsverweser  am  26.  Not( 
1848  verkündigten  allgemeinen  Wechselordnung^ 
troffenen  gesetzlichen  Bestimmungen  wegen  BeschränkoDg 
Wechselhaft  ans  Gründen  des  öffentlichen  Rechts 
sammen  zu  stellen  und  zu    erörtern,   in  welcher  Weise 
wünschenswerthe   Gleichförmigkeit    der    deutschen  Fi 
gesetzgebungen  in  der  gedachten  Hinsicht  herbeizuführen 
möchte. 

n.  Am  16.  März  1854,  Protok.  §.  76  richtete  dieser 
schuss  ein  Ersuchen  an  die  Eegierungen  um  die  entsprecl 
den  Mittheilungen,  welches  durch  Bundesbeschlass  y.  19.  F 
1857,  Protok.  §.  96,  Ziffer  1  erneuert,  und  zugleich 
Ziffer  2  beschlossen  wurde,  die  in  Nürnberg  zusammengetre 
Gommission  zur  Berathung  des  Entwurfes  eines  allgeme 
Handelsgesetzbuches  zu  beauftragen:  a)  sowohl  zu  a^ 
in  welcher  Weise  die  vorgedachten  partikularrecfaflicheu 
Stimmungen  in  Uebereinstimmung  zu  bringen  seien ,  als  i 
b)  in  Berathung  zu  ziehen,  wie  die  Lösung  der  bezüglich 
Wechselordnung  entstandenen  Controversen  herbeizufld 
sein  dürfte. 


«)  Allgem.  Wechselordnung  v.  26.  Nov.  1848,  art  2  nr.  2. 
wie  fem  aus  Gründen  des  öffentlichen  Rechts  die  Yollstrecis 
des  Wechselarrestes  gegen  andere  als  die  Torgenannteo  1 
(d.  h.  gegen  die  Erben  eines  Wechselscholdners,  gegen  die  YerticMI 
juristischen  Personen,  Corporationen,  Aktiengesellschaften  und  von 
viduen,  die  zur  eigenen  Vermögensverwaltung  unfähig  sind,  und 
Frauen,  die  nicht  Handel  oder  ein  anderes  Gewerbe  treiben)  Bescbrtnfci 
erleidet,  ist  in  besonderen  Gesetzen  bestinunt"  ^ 
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in.  Der  hierauf  erstattete  Bericht  der  Commission  za 
Kttrnberg  wurde  der  BundesversamoiluDg  iu  der  11.  Sitzung 
vom  18.  M^z  1858  Protok.  §.  131  vorgelegt;  und  in  der 
13.  Sitzung  vom  15.  April  1858  Protok.  §.  175  hierüber  yon 
dem  Aufischusse  Bericht  erstattet.  Die  hierauf  eingegangenen 
Erklärungen  der  Begierungen  wurden  durch  Bundesbescbluss 
Yom  20.  December  1860 ,  32.  Sitz.  Protok.  §.  274  der  Com- 
mission zu  Nürnberg  mit  der  Aufforderung  zur  Erstattung 
eines  weiteren  Gutachtens  mitgetheilt.  Nachdem  auch  dieses 
dngekommen  und  von  dem  Ausschusse  in  der  12.  Sitzung 
vom  13.  April  1861  Vortrag  erstattet  und  von  den  meisten 
Begierungen  diesem  zustimmende  Erklärungen  abgegeben 
waren,  wurde  in  der  4.  Sitzung  yom  23.  Januar  1862  Protok. 
§.  34  auf  abermaligen  Vortrag  des  Ausschusses  beschlossen: 
1)  an  alle  Begierungen,  in  deren  Staaten  die  deutsche  Wechsel- 
ordnung Geltung  hat^  die  Einladung  zu  richten,  die  als  Bei- 
lage dieses  Protokolls  abgedruckten  acht  Vorschläge  der  Com- 
mission «u  Nürnberg  zur  Ergänzung  der  deutschen  Wechsel- 
ordnung (wobei  der  eventuelle  Vorschlag  sub  4  vorgezogen 
worden  war)  baldmöglichst  und  unverändert  in  ihren  Ländern 
zur  gesetzlichen  Einführung  zu  bringen,  und  2)  den  Wunsch 
auszusprechen,  die  Begierungen  möchten  mit  der  Anzeige  über 
deren  Einführung  ihre  Bereitwilligkeit  erklären,  allenfaUsige, 
künftig  als  wünschenswerth  erscheinende  Abänderungen  und 
Ergänzungen  der  deutschen  Wechselordnung  nicht  einseitig 
vornehmen,  sondern  auf  demselben  Wege,  wie  die  vorliegen- 
den Ergänzungen  zu  Stande  gekommen  sind,  hervorrufen  zu 
wollen. 

IV.  Der  dritte  Absatz  des  Art.  2  der  deutschen  Wechsel- 
ordnung erhielt  hierdurch  nachstehende  Fassung:  „Den  Landes- 
gesetzen bleibt  vorbehalten,  die  Vollstreckung  des  Wechsel- 
arrestes auch  noch  auszuschliessen :  a)  gegen  die  Mitglieder 
der  Ständeversanmilungen  während  der  Dauer  der  letzteren; 
b)  gegen  Officiere  und  Soldaten,  Auditeure  und  Militärärzte 
und  sonstige  Militärbeamte,  so  lange  sie  sich  im  aktiven  Dienste 
befinden;  c)  gegen  Civilstaatsdiener  im  aktiven  Dienste; 
d)  gegen  ordinirte  Geistliche;  e)  gegen  den  Schiffer,  die  Schifib- 
siannschaft,  so  wie  alle  übrigen  auf  dem  Schiffe  angestellten 
Personen,   wenn  das  Schiff  zum  Abgehen  fertig  (segelfertig) 

Z  9  p  f  I ,  SUAtsrecbt.  5.  Aafl.  II.  36 
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ist ;  f)  wenn  über  das  Vermögen  des  Scbnldners  der  Concia 
eröffiiet   oder   der   Schuldner   zur  Gttterabtretang   zugelasM 
worden  ist,  wegen  der  früher  entstandenen  Forderungen, 
g)  wenn  der  Schuldarrest  wenigstens  ein  Jahr  hindurch 
streckt   worden   ist,   wegen   der   früheren  Forderungen  4 
jenigen  Glänbigers,  welcher  den  Arrest  beantragt  hat,  sofeN 
derselbe  nicht  nachweist,  dass  dem  Schuldner  Befriedigip 
mittel  zu  Gebot  stehen^). 

V.  Nach  den  in  den  BundesprotokoUen  enthattenea 
zeigen  ist  die  deutsche  Wechselordnung  nebst  den  in 
4.  Sitzung  vom  23.  Januar  1862  Protok.  §.  34  angenomnei 
acht  Vorschlägen  der  Nürnberger  Commission  bereits  in 
liehen  Bundesstaaten  eingeführt  oder  die  Einführung  is 
griff  genommen,  mit  Ausnahme  von  Luxemburg  und  Limbi 
woselbst  die  Krone  aus  „in  der  Landesverfassung  liegea 
Gründen  '^  die  Einflihrung  der  deutschen  Wechselordnung  I 
haupt  nicht  beabsichtigt  3),  und  Holstein  und  Lauenburg, 
selbst  besondere  aber  im  Wesentlichen  mit  der  deutsc 
Wechselordnung  übereinstimmende  Wechselordnung^ 
stehen  *). 

§.  446  d. 

6)   Die   Thätigkeit    der  Bimdesversammlnng    für 
Abfassung  eines  gemeinsamen  deutschen  Handell 
gesetzbuches. 

I.  Nach   dem  Znstandekonmien   der  deutschen  Wed 
Ordnung  durch  commissionelle  Ausarbeitung  und  nach  i 
Einführung  in  fast  aUen  Bundesstaaten  lag  der  Gedanke 


*)  Die  übrigen  sieben,  das  öfPentliclie  Recht  nicht  berOhrenden^ 
und  Controversenentscheidungen  bezüglich  der  deutschen  W< 
siehe  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Germ.  3.  Aufl.,  ThL  DI,  S.  264. 

')  Erklärung  der  Niederlande,  in  der  1.  Sitz,  yom  5.  Januar 
Protok.  §.6;  in. der  Sitzung  vom  23.  Januar  1863,  Protok.  §.  3i 
sich  daher  die  Niederlande  der  Abstimmung  enthalten. 

«)  Für  Holstein,  Ges.  v.  23.  Febr.  1854,  ffer  Lauenburg, 
y.  15.  Febr.  1858,  siehe  die  Erklärung  von  Dänemark  in  der  17.  S 
y.  24.  Mai  1860,  §.  145.  Dem  Bnndesbeschluss  y.  23.  Jan.  1863,  Pral 
§.  34  hat  Dänemark  zugestimmt 
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der  Wunsch  nahe,  hieran  in  gleicher  Weise  eine  allgemeine 
deutsche  Handelsgesetzgebnng  zn  reihen.  Den  ersten  Versuch 
hierzu  machte  das  Yormalige  Reichsministerium  der  Justiz^  in- 
dem es  im  December  1848  eine  Oommission  zur  Ausarbeitung 
eines  Entwurfes  ernannte,  welche  auch  die  erste  Abtheilung  eines 
solchen  vollendete  und  im  J.  1849  zum  Druck  brachte.  Auch 
bei  der  an  die  Stelle  der  provisorischen  Centralgewalt  ge- 
tretenen Bundescentralcommission  (§.  193)  wurde  diese  Ange- 
legenheit wieder  angeregt  durch  eine  Denkschrift  der  k.  k. 
österreichischen  Regierung,  welche  die  Berufung  eines 
Congresses  zur  Ausarbeitung  eines  Handels-  und  Privatsee- 
recbts  beantragte,  ohne  dass  jedoch  diesem  Antrage  eine  Folge 
gegeben  worden  wäre^). 

IL  In  der  8.  Sitzung  der  Bundesversammlung  vom  21.  Fe- 
bruar 1856  Protok.  §.  71 2)  stellte  Bayern  mit  Einweisung 
auf  „das  Beispiel  der  Wecbselgesetzgebung'^  den  Antrag,  eine 
Oommission  zur  Entwerfung  und  Vorlage  eines  allgemeinen 
Handelsgesetzbuches  fttr  die  deutschen  Bundesstaaten  nieder- 
zusetzen, zu  diesem  Ende  aber  vorerst  an  die  Regierungen, 
welche  geneigt  wären ,  zu  dieser  Oommission  auf  ihre  Kosten 
Bechtsgelehrte  und  Sachverständige  abzuordnen,  das  Ansuchen 
za  stellen,  hiervon  Mittheilung  zu  machen.  Auf  beifälligen 
Vortrag  des  handelspolitischen  Ausschusses  in  der  12.  Sitzung 
vom  3,  April  1856  Protok.  §.  116  3)  wurde  dieser  Antrag  von 
der  Bundesversammlung  in  der  14.  Sitzung  vom  17.  April 
1856  Protok.  §.  141  zum  Beschlüsse  erhoben^)  und  sodann 
durch  Bundesbeschluss  in  der  38.  Sitzung  vom  18.  December 
1856  Protok.  §.  852.^)  der  Zusammentritt  der  Oommission  auf 
den  15.  Januar  1857  zu  Nürnberg  angeordnet  Den  Berathungen 
wurde  ein  von  Preussen  vorgelegter  Entwurf  unter  beson- 
derer Berücksichtigung  eines  von  Oesterreich  vorgelegten 


*)  Diese  geschichüichen  Notizen  sind  aus  dem  Vortrage  des  handels- 
politischen Ausschusses  in  der  16.  Sitz.  v.  8.  Mai  1861 ,  Protok.  §.  132 
entnommen. 

*)  Bei  G.  y.  Meyer,  Corp.  Jar.  Gonföd.  3.  Aufl.  Thl.  2,  S.  643. 

')  Eben  das.  Thl.  2,  S.  643.  644. 

*)  Ebendas.  Thl.  2,  S.  645. 

0  Ebendas.  ThL  2,  S.  665. 

36* 


564       i  446d.    AWassung  eines  deutBdien  HandeUgeselzlNiches. 

Entwurfes  zu  Grande  gdegt.  Nach  588  Sitzungen  wurde  t« 
dieser  Commission  am  11.  März  1861  der  Entwurf  eines  allgo; 
meinen  deutschen  Handelsgesetzbuches  nach  drdmaligerLesiag 
zu  Stande  gebracht,  worin  auch  als  fünftes  Buch  das  Seeied^ 
aufgenommen  ist,  zu  dessen  Berathung  der  Sitz  der  Cm 
mission  mit  Bewilligung  der  Bundesversammlung  zeitweN 
nach  Hamburg  verlegt  worden  war®). 

ni.  Am  16.  März  1861  kam  dieser  Entwurf  eines 
meinen  deutschen  Handelsgesetzbuches  in  der  Bundesyasm^i 
lung  zur  Vorlage.  Auf  den  Vortrag  des  handelspolikisd«! 
Ausschusses  in  der  16.  Sitzung  vom  8.  Mai  1861  Probil 
§•  132  ^  wurde  von  der  Bundesversammlung  in  d^  18.  Sitsn 
Yom  31.  Mai  1861  Protok.  §.  151^)  beschlossen,  den  voigi 
dachten  Entwurf  eines  allgemeinen  deutsdien  HandelsgeMiti 
buches  „in  allen  seinen  Theilen  als  nach  den  Anordnnsgi 
des  Bundesbeschlusses  vom  18.  December  1856  regdmi 
und  vollständig  berathen  anzusehen,  und  seine  Vorhige 
die  befriedigende  Ausftihrung  dieses  Bundesbeschlnsses 
erkennen/^  Zugleich  wurde  an  aUe  Bundesregierungen 
Einladung  gerichtet,  diesem  Entwürfe  baldmöglichst  nii 
unverändert  im  geeigneten  Wege  Gesetzeskraft  in  ihn 
Landen  zu  yerschaffen,  und  der  Wunsch  ausgesprochen, 
die  Regierungen  mt  der  Anzeige  über  die  Rinftihmng  < 
Handelsgesetzbuches  die  Bereitwilligkeit  erklären  mi 
etwa  später  als  wttnschenswerth  erscheinende  Abänd< 
und  Ergänzungen  dieses  Gesetzbuches  nicht  einseitig, 
dem  vielmehr  in  derselben  Weise,  wie  dasselbe  ins  Leben 
rufen  worden,  zur  Ausftihrung  zu  bringen.    Der  YoUstibu 


•)  B.-B.  2L  SitE.  vom  23.  JuH  1857,  Protok.  §.  278.  --  Uete  i 
grossen  Schwierigkeiten,  welche  sich  bei  der  Berathang  ergaben, 
sondere  in  Folge   der  starken  Meinungsverschiedenheit  anter  den 
nussionsmitgliedem   und   beziehungsweise   den  Begierangen,   ob  bei 
dritten  Lesung  gesch&ftsordnungsm&ssig  yerMren  worden  sei ,   sehe  i 
Vortrag  des  handelspolitischen  Ausschusses,  in  der  16.  Sitz.  ▼.  8.  Mai  li 
Protok.  §.  132,  und  ausführlich  H.  Thöl,  zur  Geschichte  des 
eines  allgeuL  deut.  Handelsgesetzbuches.  Göttingen  1861. 

f)  Bei  G.  ▼.  Meyer,  L  c.  Tbl.  m,  S.  30  flg. 

•)  Ebendas.  ThLin,  S.  156. 
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Entwurf  ist  dem  Protokoll  der  16.  Sitzung  vom  8.  Mai  1861 
ab  Beflage  beigegeben  ^). 

IV.  Zufolge  der  bereits  bei  der  Bundesversammlung  ein- 
gelaufenen Anzeigen  ist  die  Einführung  des  allgemeinen  deut- 
schen Handelsgesetzbuches  in  den  meisten  Bundesstaaten  be- 
reits erfolgt  oder  in  naher  Aussicht.  InOesterreich  werden 
die  vier  ersten  Bücher  desselben  mit  dem  1.  Juli  1863  in 
dessen  zum  deutseben  Bund  gehörigen  und  auch  in  anderen 
Kronländem  in  Kraft  treten,  mit  Ausschluss  des  fünften 
Buches,  des  Seerechts ^®).  Die  Niederlande  halten  dagegen 
die  Einflibmng  des  allgemeinen  deutschen  Handelsgesetzbuches 
in  Luxemburg  nicht  für  zweckmässig^^). 

§.  447. 

7)  Die   Bestimmungen  der   deutschen  Verfassungsur- 

kunden  über  die  Gerichtsbarkeit  und  Rechtspflege  mit 

Vergleichung   der  Bestimmungen  in   der   projektirten 

Reichsverfassung  vom  28.  März  1849,  art.  X. 

I.  In  den  deutschen  Staaten  haben  sich  im  Laufe  der 
Zeit,  theils  schon  zur  Reichszeit,  theils  seit  der  Auflösung  des 


*)  Eben  das.  Thl.  III,  S.  42  flg.  und  hieraus  Separatabdruck,  nebst 
ToUständigem  Sachregister  und  dem  Einführungsgesetze  der  freien  Stadt 
Frankfurt  v.  17.  October  1862,  bei  H.  L.  B rönner  in  Frankfurt  a.  M. 
1863.  —  Als  authentische  Ausgabe  der  Protokolle  der  Ndmberger 
Commission  ist  nur  der  von  dieser  veranstaltete  Folio -Abdruck  anzuer- 
kennen. Yergl.  die  Erklärung  von  Hannover  in  der  24.  Sitzung  vom 
11.  Juli  1861,  Protok.  §.  200;  jedoch  hat  die  B.-Y.  durch  Beschluss  in  der 
23.  Sitz.  V.  4.  Juli  1861,  Protok.  §.  195  auch  den  von  dem  k.  b.  Bezirks- 
gerichtsrath  Lutz  (dem  ersten  Secretair  der  Nürnberger  Commission)  ver- 
anstalteten, beziehungsweise  zu  veranstaltenden  Ausgaben  der  Protokolle  der 
Commission  gleiche  Autorität  beigelegt,  den  Regierungen  aber  das  Recht  vorbe- 
halten, amtliche  Ausgaben  davon  zu  veranstalten.  Das  Gesuch  einer  Buchhand- 
lung (Korn  in  Nürnberg)  um  Verleihung  des  Verlagsrechtes  des  Handels- 
gesetzbuches und  der  Commissions-Protokolle  ist  von  der  Bundesversamm- 
lung abschlägig  beschieden  worden:  23!  Sitzung  v.  4.  Juli  1861,  Protok. 
$.  195  und  35.  Sitz.  v.  12.  December  1861 ,  Protok.  §.  317 ;  sämmüich  bei 
G.  V.  Meyer,  1.  c.  ThL  HI,  S.  158.  258. 

*•)  Protok.  der  B.-V.  v.  11.  Dec.  1862,  §.  358. 

")  Protok.  der  B.-V.  v.  19.  Febr.  1863,  §.  17.  —  In  Limburg  gilt 
ohnebin  nur  die  niederländische  Gesetzgebung. 
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Reiches  in  Theorie  and  Praxis  eine  Reihe  von  staatared^j 
liehen  Gmndanschanangen   über   das  Verhältnisa  der 
regiemng   zur   Gerichtsbarkeit  und   Rechtspflege  fest^ 
welche   gegenwärtig   theils    in    sämmtlichen ,    theils  in 
meisten  Einzelstaaten  als  massgebende  Gnindsätze  be 
werden. 

n.  Diese  Gmndanschannngen  haben  sich  auch  in 
constituirendenNationalTersammlang  zu  Frankfurt  (1848—18 
geltend  gemacht;  sie  sind  daher  grossentheils  in  die  Bd 
Verfassung  vom  28.  März  1849,  Art.  X,  §.  173  —  182  flb 
gangen,  und  darin  zum  Theile  mit  grosser  Schärfe  ansgespr 
worden  *). 

in.  Obschon  die  formelle  Geltung  dieser  Reichsyerfai 
beseitigt  ist^),  so  haben  doch  vorzugsweise  die  bezüglich 
Gerichtsbarkeit  darin  aufgenommenen  Bestimmungen 
sichtigung  in  den  neuesten  Verfassungsurkunden  und  ande 
das  Gerichtswesen  betre£fenden  Gesetzen  gefunden,  und 
daher  bei  deren  wissenschaftlicher  Darstellung  als  einflussn 
auf  die  geschichtliche    Entwickelnng   der  Gesetzgebung 
während  zu  berücksichtigen. 

§.  448. 

8)  Die   einzelnen   Bestimmungen   der  deutschen 
fassungsurkunden  über   die   Gerichtsbarkeit  und 
Rechtspflege. 

a)  Der  Souverain  als  Quelle  der  Gerichtsbarkeit  k 
Übung  der  Rechtspflege  durch  die  ordentlichen  Gerid 

I.  In  allen  deutschen  Staaten  wird  anerkannt,  daas  a]]e(il 
liche)GerichtsbarkeitnurvondemStaatsoberhaupteai 


«)  Vergl.  oben  §.  296. 

*)  Siehe  die  beiden  Bundesbeschlüsse  v.  23.  August  1851 ,  oben  $. 
und  §.  a34. 

0  Ausdrückliche  Erklärungen  hierüber   enthalten:    Bayern,  Ti 
1818,  Tit.  Vin,  §.  1.    „Die  Gerichtsbarkeit  geht  vom  Könige 
Aehnlich:  Br&unschweig,  n.  L.-0. 1832,  §.191.  —  HannOTer,  L.-^ 
1840,  §.  9.    „Der  König  ist  die  Quelle  aller  Geiichtebarkeit'*  —  S.< 
ningen,  Y.-ü.  1829,  §.  105.     „Alle  Gerichtsbarkeit  geht  Tom  St 


1 


§.  448.    Der  Souverain  als  Quelle  der  Gerichtsbarkeit  567 

nnd  in  dessen  Namen  und  nnter  seiner  Oberaufsicht  von 
den  Oerichten  verwaltet  wird^). 

IL  In  den  meisten  Staaten  ist  daher  auch  ausdrücklich 
festgesetzt  worden,  dass  keine  anderen  Gerichte,  als  nur 
Staatsgerichte,  bestehen  sollen,  und  deshalb  die  Patri- 
monialgerichte,  wo  solche  bisher  noch  bestanden,  aufzu- 
heben sind '). 


und  dem  Landes  he  rrn  aus."  -~  Yergl.  auch  oben  §.  343,  VI.  —  Die 
Reichsverfassung  vom  28.  März  1849  sagte  dagegen  nur:  „Alle  Gerichts- 
barkeit geht  vom  Staate  aus/*  —  Dieser  Satz  findet  sich  gleichlautend 
in:  Schwarzburg- Sondershausen,  (aufgehobene)  V.-ü.  1849,  §.173. 
-  Anhalt-Bernburg,  (aufgehobene)  V.-U.  1860,  §.  31.  —  Olden- 
burg, rev.  V.-ü.  1852,  art.  92.  —  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  30.  — 
Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.  88. 

«)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  Vni,  §.  1.  „Sie  (die  Gerichtsbarkeit) 
wird  unter  Seiner  (des  Königs)  Oberaufsicht  durch  eine  geeignete  Zahl 
von  Aemtem  und  Obergerichten  in  einer  gesetzlich  bestimmten  Instanzen- 
ordnung verwaltet."  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  92.  „Die  Gerichts- 
barkeit wird  im  Namen  des  Königs  und  unter  dessen  Oberaufsicht 
durch  collegialisch  gebildete  Gerichte  in  gesetzlicher  Instanzenordnung  ver- 
waltet" —  Aehnlich:  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  7.  —  Hannover, 
L-V.-G.  1840,  §.  9  a  linea  2.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  86.  „Die 
richterliche  Gewalt  wird  im  Namen  des  Königs  durch  unabhängige,  keiner 
anderen  Autorität  als  der  des  Gesetzes  unterworfene  Gerichte  ausgeübt 
Dieürtheile  werden  im  Namen  des  Königs  ausgefertigt  und  vollstreckt"  — 
S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  134  (siehe  unten  Note  9).  —  Wal- 
deck, V.-ü.  1852,  §.  74.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü. 
1857,  §.  89.  „Die  richterliche  Gewalt  vird  im  Namen  des  Fürsten  durch 
die  Gerichte  ausgeübt"  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  33.  „Die 
Gerichtsbarkeit  wird  im  Auftrage  des  Fürsten  durch  geprüfte  und  verpflich- 
tete Richter  ausgeübt" 

')  Ausdrücklich  sprechen  die  Aufhebung  der  Patrimonialgerichte  aus: 
Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  191.  —  Anhalt-Bernburg,  (auf- 
gehobene) V.-ü.  1850,  §.31.  -  8..Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  136.  - 
Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  30.  ~  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  74  a 
linea  2.  —  In  vielen  anderen  Staaten  war  die  Patrimonialgerichtsbarkeit 
Bchon  langst  zuvor  aufgehoben,  so  z.  B.  in  Baden  schon  im  J.  1813,  theils 
hatte  sie  die  Krone  durch  Verträge  mit  den  einzelnen  Berechtigten  für 
den  Staat  erworben.  —  Auch  die  R.-V.  v.  28.  März  1849  hatte  bestimmt 
§.  173:  „Es  sollen  keine  Patrimonialgerichte  bestehen";  und  zwar  mit 
dem  Beisatz  $.  166:  „Ohne  Entschädigung  sind  aufgehoben  die  Patri- 
monialgerichtsbarkeit und  die  grundherrliche  Polizei,  sammt  den  aus  diesen 
Rechten  fliessenden  Befugnissen,  Exemtionen  und  Abgaben."  —  üebrigens 
wurde  schon  zur  Reichszeit  die  Patrimonialgerichtsbarkeit  allgemein  nicht 
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III.  Es  ist  allgemein  anerkannter  Grondsats,  daas  im 
Soaverain  die  Gerichtsbarkeit  nur  durch  die  Gerichte  i 
dem  dnrch  die  Jnstizyerfassang  des  Landes  bestiflimteik 
Stanzenzuge  verwaltet^).  Einige  Verfassnngsürkanden 
men  dabei  ausdrücklich^  dass  alle  Gerichte  collegialiti 
besetzt  sein  sollen^). 

lY.  Kabinetsjustiz  ist  in  den  deutschen  Länden 
jeher  unstatthaft  gewesen^). 

V.  Uebereinstimmend  mit  den  bundesgesetzlichen 
mungen  tlber  die  Justizverweigerung  (§.  156.  446) 
klären   mehrere   Verfassungen    ausdrücklich,    dass  niemi 
der  Lauf  der  Justiz  gehemmt  werden^,  auch  Ni( 
an  der  Betretung  und  Verfolgung  des  Rechtsweges  Tor 
Gerichten  gehindert  werden  dürfe ^). 

VI.  Ausübung  der  Justiz  durch  Verwaltungsbehörden,  ol 
sog.  Administrativjustiz,  ist  nur  insoweit  statthaft, 
ein  bestimmtes  Landesgesetz  die  Entscheidung  über  gewi 
Streitigkeiten  an  Verwaltungsbehörden    verweiset^).    In  4 


als  eine  selbstständige,  sondern  als  eine  yon  dem  Staate  abgeleitr 
auf  aosdrücklicher   oder  stillschweigender  Coneession   des  Staataol 
hanptes  beruhende,  sog.  mittelbare  (rerichtsbarkeit  betrachtet  — 
A.  Hesse,  Ansichten  aber  Patrimonialgerichtsbarkeit  Altenburg  18G2. 

«)  Ausdrücklich  erklären  dies:  Bayern,  V.-tf.  1818,  Tit.  Vm,  §.1j 
Wftrtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  92  (siehe  Note  2).  —  S.-Meiningi 
V.-ü.  1829,  §.  105.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  45. 

»)  So  a.  B.  Wttrtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  92  (siehe  Note  21 
Braun  schweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  102. 

«)  Die  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  siehe  oben  §.  156  a,  NoteLj 
Die  R-V.  V.  28.  März  1849  bestimmte'§.  174.  „.  .  .  Kabinets 
Ministerialjustiz  ist  unstatthaft."  —  Dieselbe  Bestimmung  findetl 
in  Oldenburg,  rev.  V.-ü,  1852,  art  93,  §.  2.  —  S.-Coburg-6o 
V.-ü.  1852,  §.  135.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  31. 

0  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  VÜI,  §.  4.  „Der  König  kann  . . 
keinem  Falle  irgend  eine  anhängige  Streitsache,  oder  angefangene  üil 
suchung  hemmen."—  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.105.  „.  .  .  uiA 
der  Lauf  der  Justiz  nicht  gehemmt  werden."  —  Hanno  Ter,  L-Vi 
1840,  §.  9  a  linea  3.  „Der  König  kann  den  geraden  Lauf  der  Recktet 
nicht  hemmen."  i 

•)  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  113.  —  Braunschweig»  n.  lJ 
1832,  §.  201.  203.  -  Reuss  j.  L.,  Ges.  v.  20.  Juni  1856»  §.  35l  j 

^)  In  diesem  Sinne  ist  zu  verstehen:  S.-Coburg-6otha,  V.-ü.  Ifl^ 
§.  134.    „Die  richterliche  Gewalt  wird  im  Namen  des  Herzogs  und  biI| 
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meisten  dentechen  Stallten  ist  dieselbe  ausdrücklich  ansge- 
schlossen,  oder,  wo  sie  eiDgefUhrt  war,  wieder  abgeschafit 
worden  *®). 

Vn.  In  mehreren  Verfassungsnrknnden  ist  anch  grnnd- 
gätzlich  "ausgesprochen  worden,  dass  den  Polizeibehörden 
keine  Strafgewalt  (im  criminalrechtlichen  Sinne) 
zostehen  könne  ^^). 

VIII.  Mit  der  Grundansicht,  dass  die  der  Krone  zustän- 
dige Staatsgerichtsbarkeit  durch  Gerichte  auszuüben  ist, 
hängen  auch  die  bereits  bei  der  Darstellung  der  Volksrechte 
aufgeführten  Zusicherungen  zusammen,  >telche  die  Verfassungs- 
arknnden  den  Unterthanen  darüber  zu  ertheilen  pflegeu,  dass 
Niemand  seinem  ordentlichen,  d.  h.  gesetzlichen,  Sichter 
entzogen  werden ^^),  noch  aus  anderen  als  aus  gesetzlichen 


dessen  Oberauiiaicht,  und  zwar,  insoweit  nicht  für  besondere  F&lle 
die  Gesetze  eine  Ausnahme  bestimmen,  durch  die  Gerichtshöfe 
nnd  richterliche  Beamte  ausgeübt*'  —  Das  gemeine  deutsche  Recht  kennt 
die  80g.  Administratiy-Justiz  überhaupt  nicht.  Sie  ist  überhaupt 
nur  in  wenigen  Staaten  nach  französischem  Vorbilde  eingeführt  worden.  — 
Vergl.  übrigens:  K.  v.  Pfizer,  Prüfung  der  neuesten  Einwendungen  gegen 
die  Zttlässigkeit  der  Yerwaltungsjustiz.  Stuttgart  1833.  * 

«)  R.-V.  V.  28.  März  1849,  §.  181.  „Die  Verwaltungsrechtspflege  hört 
anf ;  über  alle  Rechtsverletzungen  entscheiden  die  Gerichte."  —  Diese  Be- 
stimmung haben  angenommen:  Schwarz  bürg- Sonders  hausen,  (auf- 
gehobene) V.-ü.  1849,  §.  169.  —  Anhalt-Bernburg,  (aufgehobene) 
V.-ü.  1850,  §.  38.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  96,  §.  2.  — 
ReusB  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  37.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  81.  - 
Ueber*Trennung  von  Justiz  und  Verwaltung,  siehe  unten  §.  458. 

")  Als  Vorbild  diente  auch  hier  die  R.-V.  v.  28.  M&rz  1849,  §.  181  a 
linea  2.  „Der  Polizei  steht  keine  Strafgewalt  zu."  —  Diesen  Satz  haben 
aufgenommen:  Schwarzburg-Sondershausen,  (aufgehobene)  V.-ü. 
1849,  §.169  alinea  2.  —  Anhalt-Bernburg,  (aufgehobene)  V.-ü.  1852, 
§.38.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852^§.  81.  —  Dagegen  bestimmt  Olden- 
burg, rev.  V.-ü.  1852,  art  103.  „üeber  Polizeivergehen  und  deren  Be- 
strafimg soll  ein  besonderes  Gesetz  erlassen  werden.''  —  In  den  meisten  deut- 
schen Staaten  ist  den  Polizeibehörden  noch  das  Recht  einger&umt,  wegen 
Polizeiübertretungen  kleine  Gefangniss-  oder  Greldstrafen  (Bussen)  zu 
verhängen,  welche  jedoch  nicht  als  Strafen  im  criminalrechtlichen 
Sinne  betrachtet  werden. 

«)  Siehe  oben  §.290,  Note  4,  §.  296.  —  Bayern,  V.-ü.  1818,  TitIV, 
{.Sa  linea  2.  „Niemand  darf  seinem  ordentlichen  Richter  entzogen 
werden."  —  üebereinstimmen :  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  14  a  linea  2  und 
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Gründen  und  mit  Beobachtung  der  gesetzlichen  For- 
men verhaftet  oder  bestraft  werden  dürfe ^3). 

IX.  Dasselbe  gilt  von  den  besonders  in  der  neueren  Zeit 
häufiger  in  den  Verfassungsurkunden  vorkommenden  Bestim- 
mungen, dass  die  privilegirten  Gerichtsstände  (Fora 
privüeffiata)   der  Personen   und   Sachen   aufgehoben  ^^),    und 


§.  15.  —  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  26.  —  GrosaL  Hessen,  V.-ü. 
1820,  §.  31.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  201.  —  Preussen, 
V.-U.  1850,  §.  7.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art  38,  §.  2.  —  S.- 
Coburg-Gotha,  V.-U.  1852,  §.31.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.31.— 
Wal  deck,  V.-U.  1852,  §.  75.  -  R.-V.  v.  28.  März  1849  (siehe  oben 
§.  296).  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  48.  „Kein  ünterthan  darf  seinem 
ordentlichen  Richter  entzogen  werden,  als  in  den  von  den  Gesetzen 
vorausbestimmten  Fällen."  ~  Uebereinstimmt:  S.-Altenburg, 
V.-U.  1831,  §.  45.  —  Ebenso:  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848,  §.  5  mit 
dem  weiteren  Beisatze:  „ausser  in  den  im  Prozessgange  begründeten 
.  .  .  FäJlen."  —  Aehnlich:  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  114.  —  Reuss 
j.  L.,  Ges.  V.  20.  Juni  1856,  §.  37.  —  Schwarzburg-Sondershau- 
Ben,  V.-U.  1857,  §.  93.  —  Liechtenstein,  V.-U.  1862,  §.  9.  —  Ueber 
die  Bedeutung  dieser  Klausel,  siehe  hier  unten  Nr.  X. 

«)  Siehe  oben  §.  290,  Note  2,  §.  292,  Note  17  flg.  —  Ausdrücklich 
sagt  dies  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  IV,  §.  8  a  linea  3.  —  Baden,  V.-ü. 
1818,  §.  15  a  linea  2.  —  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  26.  —  Grossh. 
Hessen,  V.-U.  1820,  §,33.  —  K  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.51.  —  Kur- 
hessen, V.-U.  1831,  §.  115  flg.  —  S.-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  51 
(§.  52  verbietet  ausdrücklich,  Gestandnisse  durch  Zwang  zu  erpressen).  — 
Braunschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.  202.  204.  (Schutz  gegen  Verlänge- 
rung der  Haft).  —  Hannover,  L.-V.-G.  1840,  §.  30.  —  Preussen, 
V.-U.  1850,  §.  5.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art.  38.  39.*—  S.- 
Coburg-Gotha, V.-U.  1852,  §.  32.  —  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  10 
und  Gesetz  vom  20.  Juni  1856,  §.38.  —  Waldeck,  V.-U.  1852,  §.  92.  — 
Liechtenstein,  V.-U.  1862,  §.  9.  —  Uebereinstimmte:  R.-V.  vom 
28.  März  1849,  §.  138  u.  f.  (siehe  §.  292). 

**)  Unter  den  Verf.-Urkunden  vor  dem  J.  1848  hatte  schon  die  des  K. 
Sachsen  die  Aufhebung  der  privilegirten  Gerichtsstände  in  Aussicht  ge- 
stellt —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  55.  „Die  Rechtspflege  wird  auf 
eine  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  entsprechende  Weise  in  dem  Masse 
eingerichtet  werden,  dass  die  privilegirten  Gerichtsstände  aufhören,  so 
weit  nicht  einzelne,  auf  Verträgen  oder  besonderen  Verhältnissen  be- 
ruhende Ausnahmen  noch  femer  nothwendig  bleiben.''  —  Die  Bestimmung 
der  Reichsverfassung  v.  28.  März  1849,  welcher  sich  die  meisten  neueren 
yerf.-Urkunden  anschlössen,    nebst  diesen  Gesetzen,  siehe  oben  §.  296, 
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keinerlei  Ansnahmsgeriehte  oder  ausserordentliche 
Commissionen  zugelassen  werden  sollen^  soferne  nicht  der 
Kriegszustand  erklärt  worden  ist^*). 

X.  Mehrere  Verfassangsgesetze  haben  aber  in  letzterer 
Beziehung  ausdrücklich  hervorgehoben,  dass  die  nach  den 
Processgesetzen  in  gewissen  Fällen  nöthige  Beauftragung 
eines  anderen  als  des  regelmässig  zuständigen  Gerichtes  durch 
ein  Obergericht  zur  Verhandlung  oder  Entscheidung  einer 
Sache  nicht  unter  die  Kategorie  der  Ausnahmsgerichte  zu 
zählen  sei^*). 

XL  Auch  wird  allgemein  anerkannt,  dass  aus  Rttcksichten 
der  Zweckmässigkeit  für  Rechtsstreitigkeiten,  welche  gewisse 
Arten  von  Gegenständen,  wie  Handels  -  und  Wechselsachen  *'), 
oder  auch  gewisse  Klassen  von  Personen,  wie  namentlich  das 
Militair  und  die  Studirenden  auf  den  Universitäten  anbe- 


Note  3.  —  Schwarzhurg- Sondershausen,  V.-ü.  von  1857,  §.  94 
a  linea  2  lässt  jedoch  den  persönlichen  Gerichtsstand  der  Mitglieder  des 
fürstlichen  Hauses  fortbestehen. 

*«)  Die  Bestimmung  der  R.-V.  v.  28.  März  1849,  §.  195  nebst  den  Verf.- 
ürlnmden,  in  welche  sie  übergegangen,  siehe  oben  §.  296,  Note  2.  —  Vergl. 
noch  ReusB  j.  L,  Ges.  v.  20.  Juni  1856,-§.  37  a  linea  2.  —  Luxemburg, 
V.-ü.  18|||yDt.  86.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1857, 
§.  98  a  flMI.  —  üeber  den  Kriegszustand,  s.  oben  §.  414,  III,  0,4. 

*•)  Vergl.  ausser  den.  oben  Note  12  angef.  Verf.-Ürkunden  und  Ge- 
setzen von  Hannover,  Eurhessen,  Reuss  j.  L.  und  Liechten- 
stein auch  nochS.-Altenburg,  Y.-ü.  1831,  §.45.  —  Braunschweig 
n.  L-0.  1832,  §.  201.  —  Vergl.  besonders  die  oben  §.  296,  Note  2  ge- 
gebene Erläuterung.  —  Solche  Ersetzung  eines  Gerichtes  durch  ein  anderes 
kann  z.  6.  auch  dann  unvermeidlich  sein,  wenn  ein  ganzes  Gollegium  per- 
horrescirt  wird,  oder  sich  selbst  (aus  gesetzlichen  Gründen)  recusirt  z.  B. 
wegen  Betheiligung  seiner  sämmtlichen  Mitglieder  am  Ausgange  des  Rechts- 
streites. 

»^  Ausdrücklich  sagt  dies:  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  91.  „Gerichte 
ftr  besondere  Klassen  von  Angelegenheiten,  insbesondere  Handels-  und 
Crewerbe-Gerichte  soUen  im  Wege  der  Gesetzgebung  an  den  Orten 
errichtet  werden,  wo  das  Bedürfniss  solche  erfordert.'*  —  Desgleichen  ge- 
stattet Preussen,  V.-U.  1850,  §.  95  die  Errichtung  eines  besonderen 
Schwurgerichtshofes  zur  Aburtheilung  „des  Verbrechens  des  Hochver- 
rathes  und  der  schweren  Verbrechen  gegen  die  Äussere  und  innere  Sicher- 
heit des  Staates."  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.35.  „.  .  .  Handels-, 
Berg-  und  Äewerbe-Gerichte." 
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treffen,    besondere   Gerichte   (Fora   speeiaUa)    eingerichtet 
werden  dürfen*®). 

§.  449. 
ß)  Unabhängigkeit  der  Gerichte. 

I.  Schon  znr  Reichszeit  war  allgemein  anerkannt,  dass 
weder  der  Landesherr  noch  irgend  eine  Verwaltungsbehörde 
befugt  sei,  sich  in  die  eigentliche  Rechtsprechung  der  Ge- 
richte einzumischen*). 

II.  Derselbe  Grundsatz  wurde  auch  in  die  meisten  deut- 
schen Verfassungsurkunden  ausdrücklich  aufgenommen'),  nnd 
allgemein  wird  anerkannt,  dass  die  Urtheile  der  Gerichte,  nnd 
zwar  ebensowohl  die  Strafurtheile  als  die  CivUerkenntnissey 
um  rechtskräftig  zu  sein,  keiner  speciellen  Bestätigung 
des  Souverains  bedürfen^). 


**)  lieber  die  Zulässigkeit  besonderer  Militairgerichte,  siehe  oben 
§.  296,  Note  4.  Vergl.  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1857, 
§.  94.  —  üeber  üniTersit&tsgerichte,  s.  meine  Schrift:  üeber  aka- 
demische Gerichtsbarkeit  und  Studentenvereine.  Heidelberg  1832. 

*)  Eine  solche  Einmischung  wurde  als  Kabinetejustiz  oder  als  Justiz- 
yerweigerung  oder  Hemmung  der  Rechtspflege  betrachtet  J|||he  §.  448, 
Note  6—8).  —  Yeigl.  auch  oben  §.  273,  Note  1.  —  Im  ^^^  erkl&te 
Kaiser  Ferdinand  von  Gestenreich :  „Es  ist  unsere  innigstMKrzeugung 
dass  der  Aufrechthaltung  des  Staates  und  den  Grundgesetzen  des  Reiches, 
die  dessen  Palladium  sind,  nichts  gefährlicher  sei,  als  Angriffe  auf  die  ge- 
setzliche ünabh&ngigkeit  der  Richter.'*  —  Yergl.  Pfeiffer,  prakt. 
Ausführungen,  Bd.  VI,  S.  660.  —  üeber  die  eigenthQmliche  Stellung  des 
ehemaligen  deutschen  Kaisers  zur  Rechtspflege  des  Reichshofirathes,  siehe 
oben  §..  84.  85.  100. 

<)  Siehe  Note  5. 

s)  Ausdrücklich  sagt  dies  z.  B.  Würtemberg,  Y.-ü.  1819,  §.  96. 
„Die  Erkenntnisse  der  Griminalgerichte  bedürfen,  um  in  Rechtskraft  über- 
zugehen, keiner  Bestätigung  des  R^enten.**  —  Nicht  zu  yerwechseln  mit 
einer  solchen  Bestätigung  der  gerichtlichen  urtheile  ist  die  in  den 
meisten  Staaten  vorgeschriebene  Vorlage  der  Griminalurtheile,  welche  auf 
schwere  peinliche  Strafen,  namentlich  die  Todesstrafe,  erkennen,  an  den 
Souverain  zum  Behufe  seiner  EntSchliessung  über  eine  etwaige  Begna- 
digung oder  Strafmilderung.  Dieser  Unterschied  ist  recht  gut  her- 
vorgehoben in:  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  97.  —  Braunschweig, 
n.  L.-0.  1832,  §.  193.  „Die  Strafurtheile  der  Gerichtshöfe  bedürfen  keiner 
Bestätigung  des  Landesfürsten;  doch  soll  die  Vollziehung  derdordi 
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in.  Da  nach  dem  Charakter  aller  geltenden  deutschen 
Verfassungen,  so  wie  nach  dem  deutschen  Bondesrechte,  ein 
System  der  Theilong  der  Gewalten  grundsätzlich  ausgeschlossen 
ist^X  ^^  i^^nt^  die  den  Gerichten  in  eben  diesen  Rechtsquellen 
beigelegte  Unabhängigkeit  nur  Ton  einer  Unabhängigkeit 
innerhalb  des  verfassungsmässigen  Kreises  ihrer 
Thätigkeit,  aber  nicht  von  einer  solchen  Unabhängigkeit 
reistanden  werden,  welche  als  eine  wahre  Souverainetät 
der  Gerichte  betrachtet  werden  müsste,  und  denselben  eine 
die  gesetzgebende  und  vollziehende  Gewalt  des  Staatsober- 
hauptes beherrschende  Stellung  einräumen  wttrde  ^). 


dtf  Gesetz  bezeichneten  schweren  peinlichen  Strafen  nur  nach  landesfüist- 
bcher  Genehmigong  erfolgen.'' 

«)  Siehe  oben  §.  aa4.  348. 

5)  In  diesem  Sinne  sagt:  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  Vin,  §.  3.  „Die 
Gerichte  sind  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  amtlichen  Befug- 
nisse unabhängig."  —  üebereinstinmien :  Baden,  V.-ü.  1818,  §,  14.  — 
Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  93.  —  Die  Verfc-Ürkimden  von  S.-Mei- 
ningen,  1829,  §.  105  und  Hannover,  L.-V.-G.  1840,  §.  9  a  linea  2 
imd  3  enthalten  einen  solchen  Satz  nicht ,  drücken  aber  denselben  Ge- 
danken dadurch  aus,  dass  sie  die  Gerichtsbarkeit  nur  den  ordentlichen 
Gerichten  zuweisen  und  erklären,  dass  der  Landesherr  den  Lauf  der  Justiz 
nicht  henunen  kann.  (Siehe  §.  448,  Note  7).  —  Ausführlicher  äussern 
sich:  Grossh.  Hessen,  Y.-U.  1820,  §.32.  „Das  Materielle  der  Justiz- 
ertheilung  und  das  gerichtliche  Verfahren  innerhalb  der  Gren- 
len  seiner  gesetzlichen  Form  und  Wirksamkeit  sind  von  dem  Ein- 
flasse der  Regierung  unabhängig.'*  —  Aehnlich:  K  Sachsen,  V.-ü. 
1831,  §.  47.  —  S.-Aftenburg,  V.-ü.  1831,  §  46.  —  Braunschweig, 
n.  L.-0.  1832,  §.  103.  193.  „Die  Gerichte  sind  in  ihrer  Amtsführung  der 
Isndesherrlichen  Oberaufsicht  unterworfen,  jedoch  bei  der  Beurtheilung  von 
Bfichtssachen  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Gompetenz  unabhängig. 
Sie  entscheiden  daher  in  allen  Instanzen  mit  voller  Freiheit  der 
Meinungen  und  werden  in  Ausübung  ihres  Amtes  ndthigenfalls  durch 
den  Beistand  der  Civil-  und  Militairbehörden  geschützt''  —  Aehnlich: 
Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  123.  —  Renss  j.  L.,  Ges.  v.  20.  Juni  1866 
f.  43.  —  Die  B.-V.  v.  28.  März  1849  bestimmte  §.  174.  „Die  richter- 
liche Gewalt  wird  selbstständig  durch  die  .Gerichte  geübt'*  — 
Diese  Fassung  hat  au^nommen:  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1862,  art.  93, 
i  1  and  erklärt  sodann  im  §.  2  ähnlich  wie  Braunschweig,  Eurhes- 
sen  und  Reuss  j.  L.  die  Gerichte  für  berechtigt,  „den  Schutz,  und  zur 
Anslühnmg  ihrer  VerfiDignngen ,  den  Beistand  der  bürgerlichen  und  mili- 
tairischen  Behörden    zu  verlangen."  —   Preussen,*V.-ü.  1860,  §.  86. 
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IV.  In  dieser  Grnndanschauung  ist  zugleich  das  leitende 
Princip  fBr  die  Beurtheilung  des  Verhältnisses  der  richter- 
lichen Befugnisse  zu  der  gesetzgebenden  und  vollziehenden 
Oewalt  ausgesprochen. 

§.  450. 
y)  Competenz  der  Gerichte.    Justizsachen  überhaupt. 

I.  Die  Competenz  der  Gerichte,  d.  h.  der  Kreis  ihrer  amt- 
lichen Thätigkeit,  innerhalb  dessen  ihnen  die  verfassungs- 
mässige Unabhängigkeit  zukommt,  beschränkt  sich  ausschliess- 
lich auf  Justizsachen. 

n.  Unter  Justiz  Sachen  versteht  man  nur  solche  Sachen, 
über  welche  die  richterlichen  Behörden  zur  Entscheidung 
nach  Rechtsgesetzen  aufgerufen  werden  können  und 
müssen,  wenn  eine  derartige  Entscheidung  nöthig  ist.  Im 
Gegensätze  hiervon  werden  alle  Gegenstände,  bezüglich  deren 
die  Staatsgewalt  in  der  Form  der  Gesetzgebung,  Verordnung 
oder  Vollziehung  thätig  wird,  Segierungs-  oder  auch  Ad- 
ministrativ-Sachen  genannt^). 


„Die  richterliche  Gewalt  wird  durch  unabhängige,  keiner  an- 
deren Autorit&t,  als  der  des  Gesetzes  unterworfene  Gerichte  ausge- 
übt." —  Aehnlich:  S,-Coburg-Gotha,  V.-U.  1852,  §.  135.  —  Wal- 
deck, y.-U.1852,  §.  74.  „Die  richterliche  Gewalt  wird  im  Namen  des 
Fürsten  durch  unabhängige  Gerichte  ausgeübt,  welche  keiner  anderen  Au- 
torität als  der  der  verfassungsmässigen  Gesetze  unterworfen  sind, 
yorbehaltlich  jedoch  ihres  dienstgesetzlichen  Subordinations- 
Verhältnisses  gegen  ihre  vorgesetzten  Behörden."  —  Schwarzburg- 
Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.  90.  „Die  Gerichte  sind  innerhalb  der 
Grenzen  ihrer  Zuständigkeit  unabhängig  und  nur  den  Gesetzen  unter- 
worfen. Das  landesherrliche  Oberaufsichtsrecht  über  die  Gerichte  äussert 
sich  in  der  allgemeinen  Fürsorge  für  die  Erhaltung  und  Beförderung  einer 
wohlgeordneten  und  schleunigen  Rechtspflege,  gestattet  aber  keine  Ein- 
mischung in  die  Verhandlung  und  Entscheidung  der  einzelnen  Fälle."  — 
Luxemburg,  V.-ü.  1857,  art  84.  85.  (Siehe  §.  460,  Note  3).  —  Liech- 
tenstein, V.-ü.  1862,  §.  34.  „Die  Gerichte  sind  innerhalb  der  Grenzen 
ihrer  gesetzlichen  Wirksamkeit  in  dem  MaterieUen  der  Justizertheilung 
und  in  dem  gerichtlichen  Verfiaihren  unabhängig  von  aller  Einwirkung  der 
Regierung." 

*)  D.  G.  Struben,  gründlicher  Unterricht  von  Regiemngs-  und  Justiz- 
sachen. Hildesheim  1733. 
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in.  Zufolge  dieser  Einschränkung  des  Begriffes  der  Justiz- 
Sachen  auf  die  dem  Bereiche  der  eigentlichen  richterlichen 
Thätigkeit,  d.  h.  der  Rechtsprechung,  anheim  fallenden 
Gegenstände  ist  eine  Justizsache  nur  dann  vorhanden,  wenn 
l)'eine  Sache  einer  ausdrücklichen  und  speciellen,  d.  h.  den 
einzelnen  Fall  betreffenden  Entscheidung  nach  bereits 
bestehendenRechtsregeln  bedarf,  oder,  wie  man  sich 
gewöhnlich,  jedoch  nicht  ganz  erschöpfend,  auszudrücken  pflegt, 
wenn  eine  streitige  Rechtssache  vorhanden  ist;  und 
2)  wenn  ein  Gesetz  oder  eine  andere  demselben  gleich  zu 
achtende  Rechtsquelle  vorhanden  ist,  woraus  die  Ent- 
scheidungsnorm  geschöpft  werden  kann^). 

IV.  Unter  diesen  Voraussetzungen  ist  die  Competenz  der 
Gerichte,  die  Sache  anzunehmen,  zu  verhandeln  und  zu  ent- 
scheiden, als  begründet  zu  erachten,  soferne  nicht  durch  ein 
besonderes  Gesetz  die  Sache  von  der  Competenz  der  Gerichte 
ausgenommen  ist. 

V.  Ob  die  Sache  civilrechtlicher,  strafrechtlicher 
oder  staatsrechtlicher  Natur  ist,  macht  hierbei  keinen 
Unterschied^).  Insbesondere  ist  die  gerichtliche  Klage  in 
letzterem  Falle  dann  zulässig,  wenn  durch  Verfügungen  der 
Staatsbehörden  bei  Ausübung  der  Staats-  und  Hoheitsgerecht- 
same ein  auf  einen  besonderen  Rechtstitel  sich  gründendes 
Recht  als  verletzt  nachgewiesen  werden  kann,  durch  welches 
ausser  dem  Gebiete  des  Privatrechts  in   dem  einzehien  Falle 


«)  VergL  Mitteriaaier,  im  Arch.  f.  civil.  Prax.  Bd.  XXI,  S.  254; 
Bi  XXn,  S.  47;  Bd,  XXIQ,  S.  125. 

')  Ueber  die  Unrichtigkeit  der  Ansicht,  als  wenn  alle  Sachen  des 
öffentlichen  Rechtes  der  Competenz  der  Gerichte  entzogen  seien,  siehe 
meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  und  Ebenburt.  Stuttg.  1853,  §.  40.  — 
Aosdr&cklich  sagt  Luxemburg,  V.-U.  1856,  art  84:  „Les  contestations 
qoi  ont  pour  objet  des  droits  civils,  sont  exclusivement  du  ressort  des 
tribonaux.''  §.  85.  ,Jjes  contestations  qui  ont  pour  objet  des  droits  po- 
litiques,  sont  du  ressort  des  tribunaux,  sauf  les  exceptions  ^tablies  par 
laloL"-—  Schwarzburg-Sondershausen,  (aufgehobene)  Y.-U.  1849, 
$.  89.  ,4)en  Gerichten  gebührt  die  rechtliche  Verhandlung  und  Entscheidung 
der  Streitigkeiten  über  Privatrechte,  so  wie  die  Untersuchung  und  Be- 
strafung der  Verbrechen  und  Vergehen  wider  die  Strafgesetze.  Aus- 
nahmen von  diesen  Regehi  können  durch  die  Gesetze  getroffen  werden." 
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die  Anwendung  der  Torgedachten  Staatsgerechtsame 
wird*). 

VI.  Die  Frage  über  dieNotfawendigkeit  nndZweel 
mässigkeit  des  von  einer  Verwaltungsbehörde  in 
halb  ihrer  Zuständigkeit  beobachteten  Verfahrens  kann 
zum  Gegenstande  eines  Rechtsstreites  gemacht  w^den. 
hierdurch,  oder  durch  unrichtige  oder  unbefugte  Anwend 
oder  Auslegung  der  Staatsverträge  oder  Gesetze  be 
Entschädigungsansprüche  können  aber  allerdings  Yor  da  < 
richten  geltend  gemacht  werden.  Doch  wird  dabei  r^h 
vorausgesetzt,  dass  der  Kläger  bereits  bis  zur  höchsten^ 
waltungsbehörde    um  Abhülfe   seiner  Beschwerde   ve 
nachgesucht  habe^). 

§.  451. 
d)  Competenz  der  Gerichte  in  Bezug  auf  die  Recl 
gUltigkeit    der    eigentlichen    und    sog.    provisoi 
Gesetze  der  landesherrlichen  Verordnungen  und 
Bescripte. 

I.  So  einverstanden  man  darüber  ist,  dass  die  Geriw 
nur  in  Justizsachen  competent  sind,  so  streitig  ist  es  in  viel 
Fällen ,  ob  eine  Sache  Justizsache  sei^  oder  nicht.  Insbes 
dere  ist  dies  der  Fall  bezüglich  der  Frage,  ob  die  Geric 
competent  sind,  über  die  Verbindlichkeit  und  Rech 
beständigkeit  der  Gesetze  und  landesherrlich 
Verordnungen  zu  entscheiden 0 ? 


«)  Aosdracklich  sagt  dies  Reass  j.  L.,  Ges.  v.  20.  Juni  1856»  $.391 
YergL  über  die  Yerletzung  wohlerworbener  Rechte  durch  Yerftgongei 
Staatsgewalt  oder  der  Behörden  oben  §.  432.  4S3. 

B)  Ansdrücklich  sagt  dies:  Hannover,  Y.-ü.  1840,  §.40  and  Ya 
T.  1.  Aug.  18&Ö,  m,  §.  3,  bei  H.  A.  Zachariae,  Yerf.-GeB.,  erste  i 
setKong  (1858)  S.  31.  —  Yergl.  oben  §.  283  m,  und  über  die 
digongspflicht  wegen  Aufhebung  wohlerworbener  Rechte  iuBb^oodefe 
§.  434. 

*)  Am  Ausführlichsten  ist  diese  Rechtsfrage  behandelt  tob 
Bischof,  YerfAssung,  Gesetz,  Verordnung  o.  richterL  FrOfangsted^ 
Verfassungsmässigkeit  landesherrlicher  Gesetze  and  YerordnnngeB, 
y« Linde,  Zeitschrift  f.  GiTik.  u.Process,  neue  Folge  (Bd.  16,He&2,18 
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n.  Da  der  Begriff  des  Biehtens  oder  das  Wesen  der 
Rechtsprechang  in  der  Anwendung  der  Gesetze  und 
anderen  diesen  gleichstehenden  Rechtsqnellen  auf  die 
einzeben  Fälle  besteht^  somit  das  Gesetz  oder  eine  andere 
^ehTerbindUche  BechtsqneUe  voraussetzt,  so  muss  den 
Gerichten  unter  allen  Umständen  ein  Prüfungsrecht  hin- 
nchtlich  der  wirklichen  Existenz  einer  solchen  Rechts- 
quelle  beigelegt  werden.  Dass  den  Gerichten  ein  solches 
Prflfnngsrecht  in  Bezug  auf  die  Frage,  ob  die  Publikation 
tiberhaupt  stattgefunden  hat,  so  wie  in  Bezug  auf  die  Rich- 
tigkeit und  Verfassungsmässigkeit  der  Form  der  Verkün- 
digung der  Gesetze  und  allgemeinen  landesherrlichen  Ver- 
ordnungen^ und  der  Ausfertigung  der  landesherrlichen 
Bescripte  zusteht,  ist  unbestritten  jederzeit  anerkannt  worden^); 
auch  kann  nicht  mit  Grund  bezweifelt  werden,  dass  der  Richter 
diese  Prüfung  von  Amtswegen  vorzunehmen  hat,  und  es 
daher  regelmässig  einer  Beweisauflage  nicht  bedarf^). 

in.  Streitig  ist  dagegen,  ob  das  richterliche  Piüfungsrecht 
bezüglich  der  Existenz  eines  Gesetzes  lediglich  auf  die  Prüfung 
der  Form   der   eigentlichen  Publikation    beschränkt    ist, 


S.  235  flg.;  Heft  3  (1859),  S.  385  flg.;  Bd.  17,  Heft  1  (1859) 
S.  104  flg.;  Heft  2  (1860),  S.  253  flg.;  Heft  3  (1860),  S.  448  flg.;  Bd.  18, 
Heftl  (1860),  S.  129  flg.;  Heft  2  (1861),  S.  302  flg.;  Heft  3  (1861), 
S.  393  flg.  —  Derselbe:  das  Nothrecht  der  Staatsgewalt  in  Gesetz- 
gebang  und  Regierang,  histor.-dogmatisch  nach  aUgem.  und  deut.  Rechte 
erörtert  Giessen  1860,  in  t.  Linde  Archiv  f.  d.  öffentl.  R.  des  deutschen 
fiandes  Bd.  HI,  Heft  3.  —  Stenographischer  Bericht  über  die  erste  Plenar- 
Tersammlung  des  dritten  deutschen  Juristentages  am  25.  Aug.  1862,  abge- 
druckt in  dessen  Verhandlungen  Bd.  H,  Lief.  1.  Berlin  1863. 

f)  Schmid,  Staatsr.  §.  76.  „.  •  *  •  I>as  Urtheil  über  das  Dasein, 
die  äussere  Rechtmässigkeit  und  die  Wirkung  des  Gesetzes  ge- 
hört allerdings  zur  richterlichen  Beurtheilung." 

^  Geradezu  ftü:  unstatthaft  erklärt  die  Beweisauflage  über  die  That- 
sache  der  Publikation  eines  Gesetzes:  v.  Yangerow,  Lehrb.  d.  Pandekten 
7.  Aufl.,  §.  12,  Anm.  2.  Allein  man  wird  diese  Beweisauflage  wenigstens 
dann  für  zulässig  erachten  müssen ,  wenn  dem  Richter  ungeachtet  seiner 
PrOfong  von  Amtswegen  noch  Zweifel  verbleiben,  oder  wenn  es  sich  um 
ein  analändisches  Gesetz  oder  um  eine  ähnliche  von  einer  auswärtigen 
Antorität  ausgegangene  Rechtsquelle  handelt,  wie  z.  B.  um  die  Publikation 
des  Goncilium  Tridentinum  in  einem  Landestheile. 

ZSpfl,  Staatsrecht.  5.  Aufl.  U.  37 
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oder  ob  dasselbe  auch  das  Recht  begreift ,  das  V< 
handensein  solcher  Thatomstände  zu  untersnehen,  wdd 
nach  den  Verfassungsgesetzen  des  betreffenden  Staates 
nothwendige  Stadien  der  Errichtung  eines  Gesetzes  der  Pol 
kation  desselben  voran  zu  gehen  haben?  In  Bezug  anf 
Frage  sind  einige  Unterscheidungen  zu  machen. 

1)  In  Staaten,  in  welchen  keine  RepräsentativT« 
fassung  eingeführt  ist,  sind  die  Gerichte  verbunden,  aDe 
dem  Souverain  ausgehenden  allgemeinen  Anordnongeo, 
mögen  als  Gesetz  oder  Verordnung  benannt  sein,  zu  be(ol| 
und  als  Richtschnur  ihrer  Entscheidungen  anznerk^nen, 
hier  dem  Souverain  völlig  frei  steht,  ob  er  seine  Gebote 
einer  oder  der  anderen  Bezeichnung  erlassen  will^).  In  dia 
Staaten  kann  sich  also  unbestreitbar  das  richterlidie  Pröfoi 
recht  bei  Gesetzen  und  allgemeinen  landesherrlicb 
Verordnungen  nur    allein  auf   die  Formrichtigke 
der  Verkündigung  beziehen^),  es  müsste  denn  ein  besoi 
deres  Gesetz  den  Richter  noch  überdies  zur  weiteren Priifi 
verpflichten  und  berechtigen,  ob  ein  Erlass,  den  die  Eil 
ausdrücklich  mit  der  Bezeichnung  als  Gesetz  publicirt, 
der   Publikation    gewisse    Stadien   richtig   durchlaufen  ha 
z.  B.  der  Prüfung  des  Staatsrathes  oder  einer  Gesetzgebi 
commission  unterworfen  worden  sei^). 

2)  Aber  auch  in  den  Staaten  mit  Repräsentativv 
fassung  gelten  im  Allgemeinen  keine  anderen   Grunds! 


*)  In  solchen  Staaten  findet  der  römische  Satz  onhedingte  Anwesdo 
L.  1  Dig.  de  constit  pnncipum  (1,  14)  UJpianus:  „Quod  prindpi  plai 
legis  habet  vigorem." 

5)  Vergl.  V.  Linde,  im  Arch.  f.  civü.  Praxis  XVI  (1833),  S.  308. 

0)  Eine  derartige  Vorschrift  &nd  sich  z.  B.  in  dem  im  J.  1791 
eilten  „Allgemeinen  Gesetzbache  für  die  preossischen 
Einl.  §.  12.  „Ein  ohne  dergleichen  Prüfung  (durch  die  GesetzcomiQfl 
bekannt  gemachtes  Gesetz  ist,  in  Ansehung  des  dadurch  beintritck 
ten  Staatsbürgers,  unverbindlich  und  ohne  Wirkung."  —  Ii 
an  die  SteUe  dieses  allgemeinen  Gesetzbuches  im  J.  1794  getretenen  « 
gemeinen  Landrechte"  für  die  preussischen  Staaten  imide 
diese  Stelle  hinweggelassen,  obschon  im  Uebrigen  der  Grundsatz,  das  j 
Gesetz  vor  seiner  „Vollziehung"  d.  h.  Sancdon  durch  den  EMk 
der  Gesetzcommission  geprüft  werden  solle,  beibehalten  worden 
Ldr.  V.  1794,  §.  7—9.  \ 
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Auch  in  diesen  Staaten  hat  sich  die  richterliche  Prüfung,  so- 
feme  nicht  ein  besonderes  Gesetz  Mehreres  vorschreibt, 
rieht  weiter  zu  erstrecken,  als  darauf,  ob  ein  Gesetz,  oder 
eine  allgemeine  landesherrliche  Verordnung  in  den 
y^assungsmässigen  Formen,  also  z.  B.  mit  ministerieller 
Contrasignatur  versehen'),  oder  Ersteres  insbesondere  mit  Er- 
wlhnung  des  Beirathes  und  der  Zustimmung  der  Landstände 
verkündigt  worden  ist»).  Zu  einer  Untersuchung  darüber,  ob 
die  Landstände  in  verfassungsmässiger  Weise  zugestimmt, 
z.  B.  in  gesetzlicher  Anzahl  abgestimmt  haben  oder  nicht, 
sind  die  Gerichte  weder  von  Amtswegen,  noch  auch  auf  An- 
trag einer  processfUhrenden  Partei  befugt.  Vielmehr  ist  es 
aasschliesslich  Sache  der  Landstände,  ob  sie  eine 
derartige  Unregelmässigkeit  rügen  wollen  oder   nicht®).     So 


^  Siehe  oben  §.  406;  430.  —  Siehe  hier  unten  Note  11. 

*)  Siehe  oben  §.  373,  XY.  —Gegen  diesen  Satz  haben  sich  mit  mehr  oder 
minder  Einschränkungen  erklärt,  und  für  die  Gerichte  ein  PrOfungsrecht  der 
Yerfitssungsmäflsigkeit  der  Entstehung  und  des  Inhaltes  der  Gesetze, 
insbesondere  des  Inhaltes  der  landesherrlichen  allgemeinen  Verordnungen 
in  Anspruch  genommen:  Elüber,  die  Selbstständigkeit  des  Richteramtes 
(besonders  im  Verhältniss  zu  einer  preuss.  Verordn.  v.  23.  Jan.  1823). 
Prirft.1832.  —  K.  S.  Zachariae,  im  Arch.  f.  civü.  Prax.  (1833),  Bd.XVI, 
S.  145  flg.  —  Wächter,  im  Arch.  f.  civil.  Prax.  (1841),  Bd.  XXIV, 
S.238,  Note  28  und  besonders  in  s.  würtemberg.  Priv.-R.  Bd.n  (1842), 
S.  26.  —  B.  W.  Pfeiffer,  die  Selbstständigkeit  und  Unabhängigkeit  des 
Richteramtes.  Göttingen  1851.  (Vergl.  auch  dessen:  Prakt  Ausführungen 
Bd.  m,  S. 279 flg.).  —  Verhägen,  des  lois  inconstitutionnelles,  Bruxelles 
IföO.  —  Lettre  k  Mr.  T.  sur  la  brochure  intitul^e:  Les  lois  etc.  Bruxelles 
1851.  —  J.  Bärens,  (Dissert.)  über  das  Prüfungsrecht  des  Richters  in 
Bezog  auf  die  Rechtsgültigkeit  von  allgemeinen  landesherrlichen  Ver- 
fügungen. Tübingen  1861.  —  y.  Vangerow,  Lehrbuch  der  Pandekten, 
7.  Ausg.  (1863),  Bd.  I,  §.  12,  Anm.  1. 

*)  Für  die  hier  in  Berücksichtigung  der  Gleichförmigkeit  der  neuesten 
Gesetzgebung  und  die  Praxis  der  Gerichte  als  die  richtigere  aufgenommene 
Ansicht  haben  sich  erklärt:  Mittermaier,  im  Arch.  f.  dvil.  Prax.  (1821), 
Bd.  IV,  S.  334.  -  Jordan,  ebendas.  (1825),  Bd.  Vm,  S,  214.  — 
Schweitzer  in  Martinas  Jahrb.  d.  Gesetzgeb.  u.  Rechtspflege  in  Sach- 
sen, Neustadt  a.0.  1829,  Jahrg.  DI,  Heft  3,  S.  297.  —  (Weber),  in  den 
Bätr.  z.  constit.  deut.  Staatsrechte,  aus  der  deut.  Vaterlandszeitung  abge- 
druckt Darmstadt  1833,  Heft  2,  S.  42.  -  y.  Linde,  im  Archiv  f.  civil. 
Pntt.  (1833),  Bd.  XVI,  S.  305.  —  Stabel,  Vorträge  über  franz.  Civü- 
recht  Freib.  im  Breisgau  1843,  S.  23.  —  R.  v.  Mo  hl,  in  der  krit.  Zeit- 
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wenig  die  Gerichte  im  Voraus  wissen  können,  ob  die  Land- 
stände jemals  einen  solchen,  yielleicht  bisher  unbemerkt  ge- 
bliebenen, Mangel  rügen  werden  und  rügen  wollen,  eben  so 
wenig  sind  sie  befugt,  die  Landstände  durch  eine  Ungültig- 
keitserklärung des  Gesetzes  gegen  ihren  Willen  zu  einer  neuen 
Aufnahme  der  Verhandlungen  oder  zur  Wiederholung  der  Ab- 
stimmung über  dasselbe  zu  nöthigen  ^%  Dieser  Grundsatz  ist 
in  alle  deutsche  Verfassungsurkunden,  welche  die  Frage  nach 
dem  Umfange  des  Prüfungsrechtes  der  Landstände  überhaupt 
behandeln,  übereinstinmiend  aufgenommen  worden  ^^). 


Schrift  f.  R-Wiss.  und  Gesetzgeb.  des  Auslandes,  1852,  Bd.  XXIV,  S.  117 
u.  f.  —  Vergl.  Eigenbrodt,  das  Verhältniss  der  Gerichte  zur  Verwal- 
tung im  Grossherzogthum  Hessen,  mit  Entscheidungen  des  Staatsrathes 
zu  Darmstadt  1840.  ~  v.  Lepel,  der  grossh.  hessische  Staatsrath, 
seine  Organisation,  Competenz,  Procedur  und  Rechtsprechung  als  Supple- 
ment zu  Eigenbrodt*s  Schrift,  1856.  —  Siehe  insbesondere  die  Aus- 
führungen von  Herm.  Bischof  (1859—1860),  hier  oben  Note  1. 

1^)  Hiermit  stimmt  auch  im  Allgemeinen  die  Praxis  der  deutschen  Ge- 
richte aberein.  (Vergl.  die  bei  K.  S.  Zachariae  a.  a.  0.  angeführten 
Beispiele).  —  Eine  Zusammenstellung  von  Entscheidungen  der  obersten  Ge- 
richtshöfe aus  der  neueren  Zeit  findet  sich  beiNöllner,  das  monarchisdie 
Princip,  Braunschweig  1856,  S.  519  flg.  —  Siehe  auch  die  Jahrbücher  des 
bad.  Oberhofgerichts,  Jahrgang  VH  (1831),  S.  188.  —  Urtheil  des  bad. 
0.-H.-G.  y.  20.  März  1854  im  Magazin  f.  bad.  Rechtspflege  u.  Verwaltung, 
Bd.  I  (1855),  S.  74  flg.  —  Die  gleichfedls  übereinstimmende  Praxis  der 
belgischen  Gerichtshöfe  bezeugt:  Ch.  Faider,  Etüde  sur  Fapplication 
des  lois  inconstitutionnelles  (im  Bullet,  de  Tacad.  royale  de  Belgique  T.  XVII). 
—  Vergl.  dessen:  Nouvelle  ^tude  sur  Tapplication  etc.  Bruxelles  1851. 

*«)  Hannover,  L.-V.-G.  1840,  §.  123.  „Die  Gerichte  und  Verwal- 
tungsbehörden haben  solche  (vom  Könige  verkündigte  Gesetze  und  Verord- 
nungen) zu  befolgen  und  über  deren  Befolgung  zu  wachen,  ohne  dass  es 
ihnen  zusteht,  zu  beurtheilen,  ob  dabei  die  Mitwirkung  der  Stände  ver- 
fassungsmässig stattgefunden  habe,  noch  ob  dieselbe  erforderlich  gewesen 
sei."  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848,  §.  73  a  linea  2.  ,JEntsteht 
Zweifel  darüber,  ob  bei  einem  gehörig  verkündigten  Gesetze  die  veriassungs- 
mässige  Mitwirkung  der  Stände  hinreichend  beobachtet  sei,  so  steht  nur 
diesen  zu,  Anträge  desshalb  zu  machen."  —  Uebereinstimmt :  Hannover, 
Verord.  V.  1.  Aug.  1855,  §.4.  —  Schwarzburg-Sondershaasen,  V.-ü. 
1849,  §.  109  und  jetzt  1857,  §.  41  a  linea  2.  —  Preussen,  V.-ü.  1850, 
§.  106.  „Gesetze  und  Verordnungen  sind  verbindlich,  wenn  sie  in 
der  vom  Gesetze  vorgeschriebenen  Form  bekannt  gemacht  worden  sind. 
Die  Prüfung  der  Rechtsgültigkeit  gehörig  verkündeter  königlicher 
Verordnungen  steht  nicht  den  Behörden,  sondern  nur  den  Kammern 
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IV.  Was  aber  den  Inhalt  der  eigentlichen  Gesetze 
anbelangt,  so  können  die  deutschen  Landesgerichte  in 
Folge  ihrer  veifassungsmässigen  Stellung  im  Staatsorganismus 
als  Diener  des  Gesetzes  eben  so  wenig  fttr  berechtigt  ge< 
halten  werden,  dieSechtmässigkeit  oderUnrechtmässig- 
keit  oder  Verfassungswidrigkeit  eines  solchen  eigent- 
lichen Gesetzes  einer  Prüfung  zu  unterziehen,  als  sie  über 
dessen  Nothwendigkeit  und  Zweckmässigkeit  zu  er- 
kennen befugt  sind^^).  Ob  die  Regierungsform  eine  unbe- 
schränkte oder  beschränkte  Einherrschaft,  oder  wie  in  den 
vier  freien  Städten,  eine  republikanische  ist,  begründet  hierbei 
keinen  Unterschied;  denn  in  den  letztgedachten  beiden  Staats- 
formen ist  durch  die  hier  vorausgesetzte  Zustimmung  der  Land- 
stände, beziehungsweise  der  Bürgerrepräsentation  oder  allge- 
meinen Bflrgerversammlung,  von  den  vereinigten  Faktoren  der 
Gesetzgebung  eine  Ausnahme  von  den  sonst  massgebenden 
Verfassnngsbestimmungen  gemacht,  wozu  denselben  in  ihrer 
Vereinigung  die  Befugniss  eben  so  wohl  zusteht,  als  in  der 
absoluten  Monarchie  dem  Souverain  allein.  Eben  in  Folge 
der  Gmndanschauung,  dass  den  Gerichten  des  Landes 
keine  Kritik  des  Inhaltes  der  von  den  verfassungsmässigen 
Faktoren  der  Gesetzgebung  ausgegangenen  Gesetze  zusteht, 
und  dass  sonach  die  Landesgerichte  auch  nicht  beftigt 
sind,  Landesgesetze  für  unrechtmässig  oder  unvollziehbar 


zu."—  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  141,  §.  2.  „Die  Prüfung  der 
Rechtsbestandigkeit  gehörig  verkündigter  Gesetze  und  Verordnungen 
steht  nicht  den  Behörden,  sondern  nur  dem  Landtage  zu.*^  —  Ueberein- 
stimmt:  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  94  a  linea  2.  —  Schwarzburg- 
Rudolstadt,  V.-ü.  1854.  §.  26.  —  Reuss  j.  L.,  Ges.  v.  20.  Juni  1856, 
§.  107  a  linea  2  u.  3.  „Durch  die  gedachte  (ministerielle)  Contrasignatur 
erhalten  solche  (allgemeine  landesherrliche)  Anordnungen  und  Verfügungen 
aUgemeine  Glaubwürdigkeit  und  Vollziehbarkeit  Diese  rechtliche  Folge 
ist  ohne  Ausnahme  sowohl  für  die  Gerichte,  als  für  aUe  andere  Staats- 
behörden massgebend,  so  dass  nur  derLandesvertretung  vorbehalten 
bleibt,  im  Betreff  der  Frage  über  die  Rechtsbeständigkeit  erlassener  Ver- 
ordnungen mit  der  Regierung  in  Verhandlung  zu  treten."  —  Vergl.  An- 
halt, Gesammt-Verf.  v.  1859,  §.  20. 

«)  Vergl.  §.  450VI.  —  Schmid,  Staatsr.  §.  76.  —  Veigl.  den  von 
v.  Wangenheim  in  der  B.-V.  XV.  Sitz.  v.  5.  Juni  1823,  Protok.  §.  98, 
S.  247  erstatteten  Gonmiissionsbericht. 
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zu  erklären,  welche  die  bnndesgnmdgesetzliehen  Becbte  der 
Standesherren  verletzen ,  hat  sich  die  Bondesversammlaiig 
veranlasst  gefanden,  Letzteren  im  Falle  der  Beschwenuig 
durch  die  Landesgesetzgebnng  einen  besonderen  Weg  zur 
Erlangung  der  Abhülfe,  den  Rekurs  an  die  Bandesver- 
Sammlung  (§.  321)  zn  eröffiuen.  Ueberdies  ist  es  eine 
Selbsttäuschung,  wenn  die  sog.  Fortschrittspartei  in  der 
schrankenlosen  Ausdehnung  des  richterlichen  Prttfnngsrechtes 
auf  den  Inhalt  der  Gesetze  eine  Garantie  ihrer  politischen 
Errungenschaften  zu  finden  glaubt:  vielmehr  würde  manche 
derselben  ihr  verloren  gehen,  wenn  die  Competenz  d^  Ge- 
richte anerkannt  werden  würde,  wegen  verfassungswidrigen 
Inhaltes  einem  mit  landständischer  Zustimmung  errichteten 
Gesetze  die  Vollziehbarkeit  abzusprechen  oder  nach  dem  Voll- 
züge die  Wiederherstellung  des  früheren  Zustandes  anzu- 
ordnen *^). 

V.  So  viel  sodann  (im  Gegensatze  zu  den  eigentlichen 
Gesetzen)  die  allgemeinen  landesherrlichen  Verord- 
nungen anbelangt,  so  ist  in  den  unbeschränkten  Ein- 
herrschaften selbstverständlich  das  richterliche  Prüflings- 
recht  bezüglich  der  Verfassungsmässigkeit  ihres  Inhalts  oder 
der  Uebereinstimmung  desselben  mit  den  eigentlichen  Gesetzen 
ebenfalls  durchaus  ausgeschlossen.  In  der  repräsentativen 
Monarchie  ist  dagegen,  besonders  in  neuerer  Zeit,  hinsichtlich 
der  allgemeinen  landesherrlichen  Verordnungen 
häufig  die  Behauptung  aufgestellt  worden,  dass  den  Gerichten 


*s)  Einen  sprechenden  Beleg  bildet  das  im  J.  1848  mit  Zustimmung 
der  Landstände  auf  Andrängen  der  Bewegongspartei  in  Baden  ergangene 
Gresetz  über  die  Aufhebung  der  Feudalrechte,  worin  offenbar  verfas- 
sungswidrig, im  Widerspruche  mit  den  klaren  Worten  der  Yerfassungs- 
Urkunde  von  1818,  §.  14  die  Entschädigung  der  bisher  Berechtigten  nidit 
„vorgängig"  bestimmt,  sondern  nachträglich  zu  bestimmen  vorbe- 
halten wurde.  Sicher  würde  eben  jene  x>oliti8che  Partei,  welche  das  ab- 
solute Prüfungsrecht  der  Gerichte  als  eine  Garantie  der  politischen  Freiheit 
vertheidigt ,  Zeter  gerufen  haben ,  wenn  je  ein  badisches  Gericht  auf  An- 
rufen eines  Betheiligten  die  Vollziehung  dieses  (noch  bestehenden)  Ge- 
setzes hätte  f(lr  verfassungswidrig  erklären  oder  die  Wiederherstellung  des 
Berechtigten  nach  dem  Vollzüge  hätte  anordnen  wollen.  Das  Staatoecht 
kann  aber  nicht  mit  zweierlei  Mass  messen,  je  nachdem  der  Inhalt  eines 
Gesetzes  den  Interessen  einer  politischen  Partei  entspricht  oder  nicht 
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die  Befngniss  zustehe,  die  Verfassungsmässigkeit  ihres  Inhalts 
und  ihre  Uebereinstimmung  mit  den  Gesetzen  zu  prüfen,  und 
dieselben  bei  der  Fällung  der  Erkenntnisse  unbeachtet  zu 
lassen,  insofeme  sie  mit  der  Verfassung  oder  den  Gesetzen  in 
Widerspruch  stehen  i^).  Man  beruft  sich  zur  Rechtfertigung 
dieser  Behauptung  theils  auf  den  Geist  der  constitutionellen 
Monarchie  überhaupt,  und  auf  die  in  den  Verfassungen  ver- 
bürgte Unabhängigkeit  der  Gerichte,  den  Ausschluss  der 
Eabinetsjustiz  und  die  UnStatthaftigkeit  eines  Eingriffes  der 
Regierung  in  die  Rechtspflege,  so  wie  auch  darauf,  dass  dem 
Richter  doch  unstreitig  die  Auslegung  der  Gesetze  und  die 
Anwendung  auf  die  einzelnen  Fälle  zustehe,  und  durch  das 
riebterliche  Urtheil  nicht  die  allgemeine  landesherrliche  Ver- 
ordnung an  sich  oder  deren  Verbindlichkeit  für  die  Verwal- 
tungsbehörden aufgehoben,  sondern  nur  deren  Anwendung  im 
einzelnen  Falle  ausgeschlossen  werde  ^^). 


")  In  diesem  Sinne  hat  sich  ausgesprochen  ein  (per  majoi'a  heschlos- 
senes)  rechtliches  Gutachten  der  Juristenfacultät  zu  Heidelberg,  über 
die  verfassungsmässige  Gültigkeit  der  grossh.  hessischen  Verordnungen 
Tom  2.  Okt.  1850  und  17.  Sept.  1852,  so  wie  über  die  Verpflichtung  und 
Berechtigung  des  Eichters,  die  Gültigkeit  landesherrlicher  Verordnungen 
zu  prüfen.  Frankfiirt  a.  M.  1861.  —  Siehe  aber  dagegen:  F.  Nöllner, 
über  das  richterliche  Prüftingsrecht  der  Verfassungsmässigkeit  landesherr- 
licher Verordnungen  im  Grossh.  Hessen,  im  Vergleiche  zu  einem  Rechts- 
gatachten  der  Juristenfacultät  zu  Heidelberg,  in  y.  Linde,  Zeitschrift  für 
Civür.  u.  Process.  Neue  Folge,  Bd.  19,  Heft  1  (1861),  S.  133  flg.  -Der- 
selbe die  deutschen  Verfassungen,  Gesetze  und  Verordnungen  im  Ver- 
gleiche mit  dem  richterlichen  Prüfungsrechte,  in  der  deut  Vierte^ahrs- 
schrift  1861,  Heft  m,  Nr.  XCIV.  —  Eine  Widerlegung  Nöllner 's  hat 
Tersucht:  Renan d,  Herrn  F.NöUner's  Kritik  des  Heidelberger  Rechts- 
gatachtens  etc.  Heidelberg  1861.  —  Vergl.  die  in  Note  9  angefahrten 
Schriften  Yon  Eigenbrodt  und  v.Lepel.  —  Nunmehr  ist  die  Streitfrage 
für  das  Grossh.  Hessen  erledigt  durch  das  Gesetz  v.  15.  Juli  1862;  siehe 
oben  §.  394,  Note  6. 

«)  Vergl.  die  stenographischen  Berichte  über  die  erste Plenar- 
Tereammlung  des  dritten  deutschen  Juristentages  am  25.  August  1862  (in 
dessen  Verhandlungen  Bd.  H,  Lief.  1.  Berlin  1863,  wonach  (S.  61)  der- 
selbe „mit  einer  an  Einstimmigkeit  grenzenden  Majorität"  als  seine  üeber- 
Zeugung  aussprach :  „Verordnungen  und  Erlasse  des  Staatsoberhauptes  oder 
der  Staatsregierung,  deren  Inhalt  nur  in  der  Form  des  Gesetzes  mit  Zu- 
gtimmung  der  Stände  hätte  festgestellt  werden  können,  haben  für  den 
Richter  keine  verbindliche  Kraft." 
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VI.  Es  ist  jedoch  die  Hinweisang  auf  den  Geist  der  con- 
stitationellen  Monarchie  und  die  in  ihr  yerbflrgte  Unabhängig- 
keit der  Gerichte  nichts  anderes  als  eine  petitio  prindpii^  and 
eben  das  die  Frage ,  wie  weit  die  Unabhängigkeit  der  Ge- 
richte in  ihr  gehe.  Der  Ausschluss  der  Eabinetsjustiz  nnd  die 
UnStatthaftigkeit  der  Einmischung  der  Begierung  in  die  Rechts- 
pflege ist  aber  in  keiner  Verfassung  jemals  in  einem  anderen 
als  in  dem  Sinne  ansgesprocben  worden ,  dass  dadurch  ein 
Eingreifen  der  Begierung  in  die  gerichtliche  Verbandlang 
und  Entscheidung  einer  gerichtlich  anhängigen  Sache  durch 
eine  speciell  eingreifende  Verfügung  untersagt  sein  soll^*). 
Ein  Schluss  von  der  unzweifelhaften  Befngniss  des  Bichters, 
die  Gesetze  und  allgemeinen  landesherrlichen  Verordnungen 
auszulegen  und  anzuwenden,  d.  h.  die  einzelnen  Fälle  darunter 
zu  subsumiren  *''),  auf  eine  weitere  Befngniss  desselben,  deren 
Verfassungs-  und  beziehungsweise  Gesetzmässigkeit  zu  prüfen, 
ist  bei  dem  Mangel  aller  Analogie  zwischen  diesen  beiden 
Befugnissen  durchaus  unstatthaft.  Die  Behauptung  aber,  dass 
durch  die  richterliche  Erklärung  einer  landesherrlichen  allge- 
meinen Verordnung  nur  deren  Anwendung  im  einzelnen  Falle 
ausgeschlossen,  insbesondere  deren  Verbindlichkeit  für  die 
Verwaltungsbehörden  nicht  aufgehoben  werde,  fährt  zu  Folge- 
rungen und  beziehungsweise  offenbaren  Widersprüchen,  welche 
mit  einem  geordneten  Staatszustande  geradezu  unverträglich 
sind,  indem  hiemach  eine  Befugniss  der  Staatsregierung,  rechtlich 
Unverbindliches  zu  verordnen  und  insbesondere  eine  Befugniss 
und  beziehungsweise  Verpflichtung  der  Verwaltungsbeamten, 
den  Versuch  zu  machen,  dies  praktisch  durchzuführen,  bis 
ihnen  ein  gerichtliches  Interdikt  entgegen  tritt,  principiell  an- 
erkannt wäre;  und  wenn  es  auch  allerdings  richtig  ist,  dass 
ein  gerichtliches  Urtheil  nie  eine  allgemeine  landesherrliche 
Verordnung  als  solche  aufhebt,  so  entzieht  es  ihr  doch  durch 
die  Verweigerung  der  Anerkennung  ihrer  Bechtsverbindlichkeit 
alle  praktische  Bedeutung,  während  es  doch  der  allein  denk- 
bare Zweck  einer  solchen  Verordnung  ist,  für  die  unter  ihr 
begriffenen  Fälle,  so  wie  sie  eintreten,  zu  gelten.    Somit  hat 


*•)  Siehe  oben  §.  448,  IV. 
")  Siehe  unten  §.  452. 
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dne  solche  Theorie,  wonach  die  allgemeine  landesherriiche 
Verordnung  neben  der  praktischen  Bedentangslosigkeit  einen 
formellen  Bestand  behalten  wttrde,  eine  vollständige  Lahm- 
legung des  landesherrlichen  Verordnungsrechtes  in  nnansbleib- 
liebem  Gefolge.  Anch  kann  kein  Staatswesen  dabei  bestehen 
und  es  mnss  znr  Anarchie  Miren,  wenn  es  lediglich  in  das 
subjective  Ermessen  jedes  einzelnen  Richters  oder  Gerichts- 
hofes, selbst  der  untersten  Instanzen,  verstellt  sein  soll,  ob  er 
den  Inhalt  einer  landesherrlichen  allgemeinen  Verordnung  fbr 
rechtsverbindlich  erachten  will  oder  nicht,  and  sonach  mög- 
licher, ja  sogar  wahrscheinlicher  Weise  eine  verschiedenaiüge 
Praxis  in  den  einzelnen  Gerichtsbezirken  hervortritt,  wogegen 
hier,  wo  es  sich  meistens  um  dringende,  auf  das  Bedttrfiiiss 
des  Augenblicks  im  allgemeinen  Staatsinteresse  berechnete 
Massnahmen  der  Regierung  handelt,  die  langwierige  Verfolgung 
des  Rechtsweges  vor  den  höheren  richterlichen  Instanzen  keine 
genügende  Abhülfe,  wie  in  Sachen  des  Civil-  oder  Criminal- 
rechtes,  gewähren  kann  ^^).  Die  hier  bestrittene  gegentheilige 
Ansicht  ftlhrt  unverkennbar  nicht  nur  dasPrincip  derTheilung 
der  Gewalten,  welches  durch  die  Bundesgesetzgebung  ftir  die 
deutschen  Staaten  ausgeschlossen  ist^^),  in  das  Staatsleben 
ein,  sondern  stellt  sogar  die  richterliche  Gewalt  geradezu  über 
die  vollziehende  Gewalt,  ja  selbst  mitunter  über  die  gesetz- 
gebende, während  die  dermalige  deutsche  landständische  Ver- 
fassung auf  ein  harmonisches  Zusammenwirken  der  politischen 
Gewalten  gebaut  ist^).     Dabei  ist  auch  nicht  zu  übersehen, 


*•)  Hält  man  eine  richterliche  Entscheidung  über  die  Rechtsbestandig- 
keit  des  Inhalts  der  allgemeinen  landesherrlichen  Verordnungen  für  noth- 
wendig,  so  erscheint  sonach  die  Einrichtung  einer  besonderen  Instanz 
wie  eines  Staatsgerichtshofes  u.  der^l.  dringend  als  geboten,  wie 
diese  auch  zweckmässig  bereits  in  einigen  Staaten  besteht  —  Siehe  unten 
Note  22. 

1«)  Siehe  oben  §.  334. 

^)  Schon  Gönner  schrieb  in  seinem  Handbuch  des  gem.  deutschen 
Processes  Bd.  H  (Erlangen  1801),  S.  83.  „Jede  (dieser  politischen  Ge- 
walten) hat  ihre  besonderen  Zwecke,  ihre  eigenen  Bestimmungsgründe, 
ihre  eigenen  Mittel  zu  ihrem  Zwecke,  es  würde  also  der  grösste  Wider- 
spruch sein,  wenn  man  einen  Gegenstand,  welcher  nach  der  einen  Seite 
zu  einer  dieser  Gewalten  ressortirt,  dieser  Gewalt  nach  allen  Seiten  zu- 
theilen  und  die  Wirksamkeit  aller  anderen  Gewalten  nach  anderen  Rück- 
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dasB  die  deutsche  landständische  Verfassung  in  der  Anordnung 
der  Gontrasignator  der  Minister ,  in  der  Anfhahme  des  Grund* 
Satzes  der  Ministerverantwortlichkeit  und  in  der  Anerkennung 
des  ständischen  Beclamations-  und  Prüfungsrechtes  bezüglich  der 
allgemeinen  landesherrlichen  Verordnungen  (§.  394)  eigenthfim- 
licheund  genügende  Institutionen  erschaffen  bat,  um  den  m($gliehen 
Widerstreit  allgemeiner  landesherrlicher  Verordnungen  mit  der 
Verfassung  und  den  Gesetzen  zu  einer  befriedigenden  £r- 
ledigung  zu  bringen,  ohne  den  jederzeit  bedauerlichen  Conflict 
zwischen  den  Gerichten  und  der  yollziehenden  Gewalt  h^nuf 
zu  beschwören.  Insbesondere  kommt  aber  hierbei  noch  in 
Betracht  y  dass  die  Unterscheidung  von  eigentlichen  Gesetzten 
und  allgemeinen  landesherrlichen  Verordnungen  erst  durch  die 
Anerkennung  des  landständischen  Zustimmungsrechtes  zu  den 
ersteren  in  den  dermaligen  Verfassungsurkunden  in  das  deut- 
sche Staatsrecht  eingeführt  worden,  und  dass  daher  gerade 
das  sehr  oft  ein  zwischen  der  Regierung  und  den  Ständen 
sehr  streitiger  und  zweifelhafter  Punkt  ist,  ob  ein  Gegenstand 
in  das  Gebiet  der  eigentlichen  Gesetzgebung  oder  der  Ver- 
ordnung gehört  ^^),  welche  Streitfrage  der  Natur  der  Sache 
nach  nur  zwischen  der  Regierung  und  den  Ständen  zum  Aus- 
trag kommen  kann,  ohne  dass  sich  eine  andere  Autorität  ein- 
zumischea  oder  dieser  yerfassungsmässigen  Erledigung  des 
Streites  vorzugreifen  befugt  wäre,  sofeme  die  Verfassung 
nicht  selbst  etwa  ftlr  die  Erledigung  solcher  Streitigkeiten  eine 
besondere  Instanz,  wie  einen  Staatsgerichtshof,  Schiedsgericht 
u.  dergl.  angeordnet  hat,  was  für  mittlere  und  kleinere  Staaten 
zweckmässig  ist  ^^).  Sehr  mit  Unrecht  hat  man  hiergegen  mit- 
unter eingewendet,  dass  die  letztgedachten  Gründe  mehr  po- 
litischer als  rechtlicher  Natur  wären.     Dieser  Einwand 


Bichten  vernichten  wollte.  Als  wenn  der  Staat  keine  gesetzgebende, 
keine  vollziehende  Gewalt  hätte,  weil  es  jemand  gefällig  war, 
die  richterliche  Gewalt  aufzufordern?  Behauptet  man  doch  nicht, 
dass  ein  Objekt,  auf  welches  die  legislative  Gewalt  wirkt,  nicht  mehr  Justiz- 
sache  sein  oder  werden  könne,  warum  soll  nur  die  richterliche  Gewalt 
zu  einer  alles  verschlingenden  Gewalt  umgeschaffen  werden?'' 

«0  Siehe  oben  §.  440. 

»)  Siehe  unten  §.  452;  vergL  oben  §.  414  III,  G,  von  ähnlichen  £in- 
richtongen  in  Lübeck,  Bremen  u.  Frankfurt    Siehe  oben  §.  416.  417.  419. 
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konnte  nnr  dann  Bedeutung  haben,  wenn  es  sich  um  die  Be- 
streitung eines  positivgesetzlicb  festgestellten  Rechtsgrund- 
satzes bandelte:  er  ist  aber  völlig  bedeutungslos  und  unbe- 
gründet, wo  es  sich,  wie  hier,  nur  darum  handeln  kann,  einen 
Bechtsgrundsatz  als  einen  gemeingültigen  aus  dem  Wesen 
dner  gewissen  politischen  Institution  (der  deutschen  landstän- 
dischen Verfassung)  selbst  erst  abzuleiten  und  als  deren  Grund- 
gedanken entsprechend  und  in  demselben  wurzelnd  nachzu- 
weisen. 

Vn.  Uebereinstimmend  mit  diesen  Ansichten  ist  seit  dem 
Jahre  1840  in  mehreren  deutschen  Verfassungsgesetzen  positiv 
ausgesprochen  worden,  dass  den  Gerichten  und  Verwaltungs- 
behörden ein Prttftingsrecht  des  Inhaltes  allgemeiner  landes- 
herrlicher Verordnungen  eben  so  wenig,  als  bezüglich  des  In- 
haltes der  Gesetze  zustehe,  sondern  nur  die  Landstände 
zu  solcher  Prüfung  befugt  sind^^).  Dagegen  enthält  keine 
deutsche  Verfassung  eine  Bestimmung,  welche  mit  ausdrück- 
lichen Worten  den  Gerichten  das  fragliche  Prüfupgsrecht 
beilegte. 

VnL  Wie  man  aber  auch  über  das  richterliche  Prüfungs- 
recht  bezüglich  des  Inhaltes  der  allgemeinen  landesherrlichen 
Verordnungen  denken  mag,  so  muss  doch  jedenfalls  so  viel 
anerkannt  werden,  dass  der  Richter  ihn  als  verbindlich  aner- 
kennen muss,  so  weit  die  Verfassung  der  Krone  das  Recht 
beilegt,  sog.  provisorische  Gesetze,  d.  h.  allgemeine  Ver- 
ordnungen mit  der  provisorischen  Wirkung  eines  Gesetzes  zu 
machen  ^^),  sie  mögen  in  der  Publikationsformel  ausdrücklich 
als  solche  bezeichnet  worden  sein  oder  nicht,  es  müsste  denn 
eine  Verfassung  an  den  Gebrauch  oder  die  Unterlassung  dieser 
Bezeichnung  einen  Unterschied  hinsichtlich  der  Rechtsfolge 
angeknüpft  haben  ^^).     Desgleichen  ist   anerkannt,    dass  der 

^)  Siehe  die  in  Note  11  angeführten  Yerfassungsgesetze  von  Han- 
nover, Preussen,  Oldenburg,  Schwarzbnrg-Sondershausen 
and  Waldeck. 

M)  Aosdrücklich  wurde  Yon  dem  Präsidenten  des  dritten  deutschen 
Juristentages  (t.  Wächter)  dies  anerkannt  und  damit  die  Erklärung  ver- 
bunden, dass  sich  der  oben  (Note  15)  erwähnte  Beschluss  des  Juristen- 
tages auf  diese  provisorischen  Gesetze  nicht  beziehe.  Yergl.  die  in 
Note  15  angeführten  Verhandlungen  (Bd.  II,  S.  59). 

«)  Vergl.  oben  §.  441,  Note  6. 
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Richter  nicht  die  Frage  zu  nntersachen  hat,  ob  eine  zur  Er- 
lassnng  des  provisorischen  (xesetzes  berechtigende  dringliche 
Veranlassung  oder  Noth  vorlag,  sondern  dass  anch  dieses  nnr 
Sache  der  Land  stände  ist^®).  Erkennt  man  aber  an,  dass 
der  Richter  nicht  befugt  ist,  den  Inhalt  eines  gehörig  publi- 
cirten  provisorischen  Gesetzes  zu  prüfen,  so  wird  fttr  die  als 
Regel  behauptete  Befugniss  desselben,  den  Inhalt  allgemeiner 
landesherrlicher  Verordnungen  zu  prüfen,  und  beziehungsweise 
dieselben  für  unverbindlich  zu  erklären,  wo  sie  in  das  Gebiet 
der  Gesetzgebung  übergreifen,  nur  ein  sehr  geringer  und  pre- 
kärer praktischer  Spielraum  übrig  bleiben,  weil  es  sonach  in 
der  Macht  der  Krone  steht,  dieses  richterliche  Prüfungsrecht 
einfach  durch  die  Bezeichnung  der  von  ihr  ausgehenden  all- 
gemeinen Verordnung  als  provisorisches  Gesetz  nach 
Belieben  auszuschliessen. 

IX.  Es  kann  daher  nur  ausnahmsweise  der  Richter 
für  befugt  erachtet  werden,  eine  allgemeine  landesherrliche 
Verordnung,  welche  einen  regelmässig  der  Form  eines  mit 
landständischer  Zustimmung  zu  errichtenden  Gesetzes  bedürf- 
tigen Gegenstand  zum  Inhalt  hat,  für  unverbindlich  zu  er- 
klären, wenn  sich  aus  dem  Wortlaute  oder  dem  Sinne  und 
der  Absicht  einer  Bestimmung  der  Verfassung  mit  Sicherheit 
ergibt,  dass  für  einen  gewissen  Fall  einer  solchen  Verord- 
nung die  rechtliche  Verbindlichkeit  von  Haus  aus  entzogst 
sein  solle.  Ein  solcher  Fall  liegt  vor,  wenn  die  Verfassung 
die  provisorischen  Gesetze  von  anderen  landesherrlichen 
allgemeinen  Verordnungen  formell  unterscheidet,  und  die 
Krone  es  unterlassen  hat,  ihre  Verordnung  ausdrücklich  oder 
durch  Bezugnahme  auf  die  Verfassungsbestimmung,  welche 
sie    uneingeschränkt    zur    Erlassung    provisorischer    Gesetze 


*»)  Auch  dies  wurde  ausdrücklich  von  v.  Wächter  (siehe  Note  24) 
anerkannt.  Siehe  auch  oben  §.  441,  VI.  —  Der  Grund  hiervon  liegt  nicht 
etwa  in  einem  angeblichen  oder  wirklichen  Mangel  des  Richters  an  poli- 
tischer Bildung,  sondern  darin,  dass  er  seiner  Stellung  nach  weder 
in  der  Lage  ist,  die  gebieterischen  politischen  Verhältnisse  vollständig  zu 
übersehen,  und  überhaupt  nicht  berechtigt  und  berufen  ist,  über  die  Noth- 
wendigkeit  und  Zweckmässigkeit  politischer  Massregeln  zu  entscheiden, 
und  beziehungsweise  also  seiner  subjectiven  politischen  Gesinnung  oder 
Meinung  einen  Einfluss  auf  sein  Urtheil  zu  gestatten. 
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antorisirt,  als  provisorisches  Oesetz  zu  bezeichnest''),  oder 
wenn  die  Verfassung  der  Krone  das  Recht,  provisorische  Ge- 
setze zu  erlassen  in  Bezng  auf  gewisse  Gegenstände,  wie 
z.  B.  die  Aufhebung  oder  Abänderung  der  Verfassung,  aus- 
drücklich entzogen  hat^^),  oder  wenn  die  Verfassung  der  Krone 
die  Forterhebung  der  Steuern  nach  Ablauf  der  Periode,  ftir 
welche  sie  von  den  Ständen  bewilligt  worden  sind,  nur  noch 
fUr  einen  gewissen,  ausdrücklich  benannten  kurzen  Zeitraum 
gestattet  ^^),  oder  wenn  die  Verfassung  einen  bestimmten  Zeit- 
punkt festsetzt,  nach  welchem  die  Verbindlichkeit  eines  pro- 
visorischen Gesetzes  von  selbst  und  ohne  Weiteres  erloschen 
sein  soll  3^),  oder  wenn  die  Verfassung  die  Suspension  einiger 
ihrer  Bestimmungen,  wie  mitunter  der  Garantien  der  persön- 
lichen Freiheit,  nur  unter  der  Voraussetzung  der  vorgängigen 
Verkündigung  des  Kriegszustandes  oder  eines  ausgebrochenen 
Krieges  oder  Aufstandes  für  zulässig  erklärt  ^^). 

X.  Es  ist  jedoch  nicht  zu  verkennen,  dass  gerade  die  Auszeich- 
nung einiger  der  vorbenannten  Fälle  in  den  Verfassungsnrkunden 
unter  Umständen  grössere  Nachtheile  für  das  Staatsleben  haben 
kann,  als  die  Anerkennung  der  Verpflichtung  des  Richters,  die  pro- 
visorischen Gesetze  unbeschränkt  ftir  verbindlich  anzuerkennen, 
je  haben  könnte.  Es  bleibt  nämlich  immerhin  möglich,  dass 
ganz  ausserordentliche  Verhältnisse  eintreten,  welche  die  Krone 
in  die unabweisliche  Völker-  oder  bundesrechtliche  oder 
faktische  Nothwendigkeit  versetzen,  aus  Rücksichten  auf 
das  Staatswohl  auch  in  den  verfassungsmässig  ausgenommenen 
Fällen  mit  provisorischen  Gesetzen  vorzugehen  ^2)  ^  iind  dass 
die  Landstände  nachträglich  eine  ihrem  Inhalte  nach  ver- 
fassungswidrige allgemeine  landesherrliche  Verordnung  für  ge- 
rechtfertigt  durch   den   gedachten   Nothstand    anerkennend^), 


*f)  Siehe  hier  oben  Nr.  Vm  und  §.  441,  Note  6. 

")  Siehe  §.  441,  Note  17. 

«)  Siehe  oben  §.  400,  V. 

»)  Siehe  oben  §.  394,  Note  6. 

31)  Siehe  oben  §.  414,  Note  12,  und  §.  441,  Note  18. 

^)  Eine  solche  rechtliche  Nothwendigkeit  kann  z.  B.  durch  die 
BundesYerfEissung  begründet  sein ;  siehe  oben  §.  334. 

«)  Ein  solcher  Fall  ereignete  sich  in  Baden  im  J.  1847.  Durch 
provisorisches  Gesetz  wurde  unter  dem  damaligen  als   höchst  loyal  und 
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wonach  sodann  die  etwa  mittlerwefle  ergangenen,  der  land* 
ständischen  Beurtheilung  vorgreifenden  richterlichen  Ur- 
theile  als  unbegründete  and  nachtheilige  Eingriffe  in  die  Staats- 
regierung  erscheinen  müssen.  Die  unlängbare,  auch  bereits 
erfahmngsmässige  Möglichkeit  eines  solchen,  das  Staatsleben 
inVerwirrnng  bringenden  Missstandes  beweist  klar  die  Lücken- 
haftigkeit einer  Yerfassungsgesetzgebnng,  welche  solche 
ausserordentliche  Umstände  nicht  berücksichtigt.  Wo  aber  die 
Verfassung  neben  der  Auszeichnung  gewisser  Fälle,  in  wel- 
chen keine  provisorischen  Gesetze  oder  allgemeinen  landes- 
herrlichen Verordnungen  erlassen  werden  sollen,  sofort  noch 
ausdrücklich  die  Bestimmung  aufgenommen  hat,  dass  der 
Eichter  ihre  Rechtsgfiltigkeit  nicht  prüfen  darf,  wenn  sie 
gehörig  publicirt  worden  sind,  wie  dies  in  mehreren  Verfas- 
sungsurkunden wirklich  geschehen  ist'^),  da  ist  allerdings  die 
vorgedachte  Lücke  in  der  Gesetzgebung  ausgefüllt  Eben 
hierdurch  sind  aber  zugleich  die  in  der  Verfassung  anfge- 
ftihrten  Beschränkungen  des  landesherrlichen  Rechtes,  provi- 
sorische Gesetze  zu  erlassen,  bezüglich  der  Gerichte  ihrer 
Bedeutung  wieder  entkleidet.  Es  bleibt  sonach  hier  nur  die 
Verantwortlichkeit  der  Minister  gegen  die  Landstände  als 
praktisch  bestehen,  wie  dies  überhaupt  als  gemeinrechtlich 
zu  betrachten  ist. 

XI.  Darüber  aber  herrscht  allgemeine  Uebereinstimmiing, 
dass  die  Gerichte  unter  keiner  Voraussetzung  für  befugt  geachtet 
werden  können,  ein  Gesetz  oder  eine  allgemeine  landesherr- 
liche Verordnung  durch  ein  Erkenntniss  aufzuheben  oder  zu 
cassiren,  sondern  dass  sie  selbst  da,  wo  ihnen  eine  besondere 
Verfassungsbestimmung  erlauben  sollte,  über  die  Bechtsgültig- 
keit  der  besetze  oder  allgemeinen  landesherrlichen  Verord- 
nungen zu  entscheiden,  diese  nur  mit  Wirkung  auf  den  zur 


liberal  anerkannten  Ministerium  die  Forterhebung  der  Steuern  auch  noch 
auf  einige  Monate  über  den  nach  der  badischen  Y.-ü.  §.  62  bestimmten 
Zeitraum  von  sechs  Monaten  nach  Ablauf  der  Yerwilligungszeit  angeordnet, 
und  doch  wurde  diese  offenbar  mit  der  Verfassung  in  Widerspruch  stehende 
Anordnung  von  der  nächsten  St&ndeTersammlung  in  Anbetracht  der  be- 
sonderen Umstände  gebilligt,  welche  eine  frühere  Berufung  der  Stände  un- 
möglich gemacht  hatten. 

^)  Siehe  die  in  Note  11  angeführten  Yerfiissungsurkunden. 
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richterlichen  Entscheidung  Yorliegenden  einzelnen  Fall  für 
nnTerbindlich  erklären  dürfen'^). 

XQ.  Hinsichtlich  der  speciellen  landesherrlichen 
Erlasse,  d.  h.  der  Sescripte,  welche  in  Bezug  anf  be- 
stimmte Personen,  oder  Air  einzelne  Fälle  ergehen, 
war  von  jeher  im  gemeinen  Sechte  anerkannt,  dass  dieselben, 
sofeme  sie  mit  den  Gesetzen,  oder  mit  wohlerworbenen  Bechten 
Einzelner  im  Widerspruche  stehen,  durch  die  Gerichte  anf  An- 
trag der  Betheiligten  ftir  unTcrbindlich  und  nicht  rechts- 
beständig erklärt  werden  dürfen  ^^),  und  überhaupt  in  an- 
deren Fällen  oder  bei  anderen  Gegenständen  nicht  als  mass- 
gebend zu  betrachten  sind^'^). 

§.  452. 
e)  Competenz  der  Gerichte  in  Bezug  auf  die  Anwen- 
dung und  Auslegung  von  Gesetzen,   landesherrlichen 
Verordnungen  und  Rescripten. 

I.  Wenn  aber  auch  die  Gerichte  nach  den  gegenwärtig 
in  Wirksamkeit  bestehenden  deatschen  Verfassungen  nicht  ftlr 
berechtigt  anerkannt  werden  können,  einem  Gesetze  oder  einer 


^  Selbst  die  Gewalt  der  Gerichtshöfe  in  der  nordamerikanischen  Union, 
zu  deren  Competenz  es  unbestritten  gehört,  die  Uebereinstimmung  des 
Inhaltes  der  Gesetze  der  einzelnen  Unionsstaaten  mit  der  Yerfassungsnr- 
kunde  der  vereinigten  Staaten  zu  prüfen,  geht  nicht  weiter  als  dahin,  ein 
dieser  widersprechendes  Gesetz  bei  Beurtheilung  der  einzelnen  Fälle  als 
nicht  anwendbar  bei  Seite  zn  lassen. 

^)  Ganz  in  diesem  Sinne  ist  eine  der  herrlichsten  Constitutionen  im 
Codex  Jusdn,  abgefasst;  L.  7  Cod.  de  precibus  imp.  offer.  (I,  19).  Impp. 
Theodosins  et  Yalentinianns.  „Rescripta  contra  jus  elicita,  ab  omnibus  ju- 
didbus  refutari  praecipimns:  nisi  forte  sit  aliquid,  quod  non  laedat  alium; 
et  prosit  petenti,  vel  crimen  supplicantibus  indulgeaf  —  Ueber  die  An- 
fechtung der  Rescripte  (sog.  exceptio  eubreptioma und  exceptio  ohrepUoms) 
siehe  Glück,  Comm.  Bd.  I,  §.  97. 

>^)  Ausdrücklich  erklärte  dies  schon  L.  2  Cod.  de  legib.  et  constit 
princ  (1,  14).  —  Vergl.  Glück,  Comment  Bd.  I,  §.  96.  —  Preuss. 
Ldr.  1794,  £inl.  §.  5.  „Die  von  dem  Landesherm  in  einzelnen  F&llen, 
oder  in  Ansehung  einzelner  Gegenstände  getroffenen  Verordnungen  können 
in  anderen  Fällen,  oder  bei  anderen  Gegenständen,  als  Gesetze  nicht  an- 
gesehen werden." 
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aUgemeinen  landesherrlichen  Verordnung  die  Rechtagfiltig' 
keit  oder  verbindliche  Kraft  an  sich  abzusprechen, 
liegt  es  doch  unstreitig  und  allgemein  in  ihrer  Befugniss, 
Gesetze  oder  einer  allgemeinen  landesherrlichen  Veroidni 
die  Anwendbarkeit  auf  einen  einzelnen  Yorliegenden 
abzusprechen,  d.  h.  zu  erkennen,  dass  der  Forliegende 
nicht  unter  ein  gewisses  Gesetz,  oder  eine  gewisse 
landesherrliche  Verordnung  zu  subsumiren  seL  Dieser 
tritt  nicht  nur  da  ein,  wo  die  rückwirkende  Kraft  eiies 
setzes  in  Frage  steht  0,  sondern  auch  so  oft  sich  dne 
auf  einen  besonderen,  die  Wirksamkeit  der  Land< 
gebung  auf  ihre  RechtsyerhSltnisse  ausschliessenden,  von 
Landesgesetzgebung  selbst  anerkannten,  be 
deren  Bechtstitel  berufen  kann,  wie  z.  B.  ein 
oder  einen  Staatsvertrag,  indem,  nach  allgemeinen 
grundsätzen,  durch  die  Erlassung  eines  allgemeinen 
keineswegs  die  bereits  begründeten  besonderen  Recht 
ohne  Weiteres  ausser  Kraft  gesetzt  werden^).  Dies  ist 
in  neueren  Verfassungsurkunden  ausdrücklich  anerkannt^}. 
II.  Geht  jedoch  der  Inhalt  des  Gesetzes  direkt  auf 
Aufhebung  des  auf  einem  besonderen  Titel  bei 
Rechtes,  oder  hebt  das  Gesetz  diesen  Titel  selbst 
oder  verbietet  es  dem  Richter  speciell  und  ausdrücklich  de« 
Berücksichtigung,  so  ist  freilich  eben  hierdurch  der  Bechl 
vor  den  Landesgerichten  ausgeschlossen^). 


*)  Dass  den  Gerichten  das  Recht  zusteht,  darüber  zu  entsdieideiii 
einem  Gesetze,  welchem  der  Gesetzgeber  überhaupt  eine  rückwkil 
Kraft  beigelegt  hat  (siehe  oben  §.  431),  diese  auch  in  Bezog  auf  dei 
zelnen  vorliegenden  Fall  zukomme,  ist  noch  zu  keiner  Zeit  bestcittn  i 
den.  Yergl.  Thibaut,  System  des  Pand.-K.  &  AniL  §.  26.  —  MitI 
maier,  im  Arch.  f.  civil.  Prax.  Bd.  X,  S.  118.  —  t.  Linde, 
Bd.  Vn,  Heft  1,  Nr.  10. 

')  Dieser  Grundsatz  war  von  jeher  im  deutschen  Staatsredite 
kannt    Struben,  rechü.  Bed.  Thl.  I,  Nr.  135;  Thl.  II,  Nr.  121.  — 
deut  Staatsr.  §.  110.  —  Siehe  oben  §.  390,  YL 

s)  Vergl.  z.  B.  E.  Sachsen,  Y.-U.  1831,  §.  55  (siehe  oben  §> 
Note  14). 

*)  Hiervon  ist  zu  verstehen:  Hannover,  L.-V.-G.  1840,  §w39.  JGM 
Jemand  durch  einen  Staatsvertrag  oder  durch  die  Geaetzgebn 
seinen  wohlerworbenen  Rechten  sich  verletzt,  so  kann  er  dessbtalb 
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in.  Da  die  Gerichte  von  den  Gesetzen  selbst  ansdrttcklich 
angewiesen  sind,  nicht  blos  ihren  Wortverstand,  sondern 
aach,  nnd  zwar  vorzugsweise  ihren  Geist,  d.  h.  die  Absicht 
des  Gesetzgebers  zn  berücksichtigen^),,  so  ergibt  sich  von 
selbst,  nnd  ist  unbestritten  anerkannt,  dass  die  Gerichte 
auch  befügt  sind,  die  Gesetze,  die  allgemeinen  landesherr- 
liehen Verordnungen,  so  wie  auch  die  landesherrlichen  Re- 
scripte,  zum  Behufe  der  Entscheidung  der  einzelnen  Fälle 
nach  den  gemeinen  juristischen  Interpretationsregeln  auszu- 
legen^), und  zwar  um  so  mehr,  als  ausserdem  die  Entschei- 
dung selbst  oft  eine  Unmöglichkeit  sein  würde,  die  Dunkel- 
heit und  Unzulänglichkeit  eines  Gesetzes  aber  niemals  dem 


Rechtsanspruch  weder  wider  die  Krone,  noch  wider  eine  Yerwaltongs- 
behürde  bei  den  Gerichten  des  Landes  geltend  zu  machen."  —  Aus 
Rücksicht  auf  derartige  Verletzungen  durch  die  Landesgesetzgebung,  gegen 
welche  die  Landesgerichte  keinen  Rechtsschutz  gewähren  können,  hat  die 
Bundesgesetzgebung  den  Standesherren  und  anderen  ehemals  reichsun- 
mittelbaren adeligen  FamiUen  ein  besonderes  Beschwerderecht  bei  der 
Bondesyersammlung  eingeräumt  und  ein  besonderes  Verfahren  zur  Aus- 
fiüirung  ihrer  Klagen  wegen  Verletzung  durch  die  Landesgesetzgebungen 
angeordnet    (Siehe  oben  §.  321).* 

s)  L.  12  Dig.  de  Legibus.  (1,  3).  „Non  possunt  omnes  articuli  singil- 
latim  aut  legibus  aut  senatusconsultis  comprehendi:  sed  si  in  aliqua  causa 
sententia  eorum  manifesta  non  est,  is,  qui  jurisdictioni  praeest,  ad  si- 
milia  procedere,  atque  jus  dicere  debef  —  Ausdrücklich  erklärt  das 
preuss.  Landr.  1794,  £inl.  §.  46  den  Richter  für  befugt,  die  Gesetze  in 
dem  Sinne  auszulegen,  „welcher  aus  den  Worten  und  dem  Zusammen- 
hange derselben  in  Beziehung  auf  den  streitigen  Gegenstand,  oder  aus 
dem  nächsten  unzweifelhaften  Grunde  des  Gesetzes,  deutlich  erhellet.'*  — 
üebereinstimmt:  das  öster reiche  bürgerl.  Gesetzbuch  1811.  Einl.  §.  6.  — 
Eäne  grosse  Singularität  findet  sich  aber  in  den  nachfolgenden  §.  47  u.  48 
der  Einl.  des  preussischen  Landrechtes,  indem  hiernach  in  zweifel- 
haften Fällen  der  Richter  bei  der  Gesetzcommission  anfragen  und  deren 
BeschlusB  bei  seinem  folgenden  Erkenntnisse  zu  Grunde  legen  muss.  — 
Das  österreichische  bürgerl.  Gesetzbuch,  Einl.  §.  7  verweist  dagegen, 
mit  dem  gemeinen  Rechte  übereinstimmend,  den  Richter  in  solchem  Falle 
anf  ähnliche,  in  dem  Gesetze  bestimmt  entschiedene  Fälle,  und  auf  die 
Gründe  anderer  damit  verwandten  Gesetze;  endlich  auf  die  natürlichen 
Rechtsgrundsätze. 

•)  Die  ganze  juristische  Hermeneutik  beruht  auf  der  Voraussetzung 
der  Unbestreitbarkeit  dieses  Grundsatzes.  —  Thibaut,  Theorie  der  log. 
Auslegung  2.  Aufl.  Altena  1806,  §.  3. 

ZSpfl,  StaaUrtdit.  ».Aufl.  n.  *  38 
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Richter  zum  Vorwande  dienen  darf,  nm  sein  Urtheal  m 
weigern '). 

IV.  Ein  von  den  Gerichten  in  Gemässheit  des  tob 
bei  der  Entscheidung  eines   einzelnen  Falles  angeno 
Sinnes  eines   Gesetzes   ergangenes   rechtskräftig  gev 
Urtheil  bleibt  auch  dann  unabänderlich,  wenn  später  asf  ( 
Wege  der  Gesetzgebung  eine  anthentidche  Inti 
in  entgegengesetztem  Sinne  ergehen  sollte^). 

§.  453. 

Q  Competenz  der  Gerichte  in  Bezug  auf  die 
von  Verordnungen  der  Behörden. 

I.  Im  Gegensatze    zu  den    allgemeinen   landeshe 
Verordnungen  steht  den  Gerichten  in  Bezug  auf  jene  Ve 
nnngen,  welche  von  Behörden  ausgehen,    im 
das  Recht  der  Prüfung  und  nicht  minder  der  Enteche 
über  deren  Rechtsbeständigkeit  als  deren  An  wen  db| 
keit  bezüglich  des  einzelnen  Falles  zu,   wenn  die  Rei 
lichkeit   und  rechtliche   Verbindlichkeit   einer 
artigen  Verordnung  in  Frage  kom%it 

n.  Daher  können  selbst  Erlasse  des  Justizmini^ 
riums  oder  einer  Gesetzgebungscommission,  welche  i 
klärungen  über  den  Sinn  eines  Gesetzes  oder  einer  lande 
liehen  Verordnung  enthalten ,  das   selbstständige  Urtheil 


'')  Am  Bestimmtesten  erklärt  sich:   Code  Napoleon  arL  4.| 
jage  qui  refiisera  de  juger,  sous  pr6texte  da  silence,  de  robsconti^ 
rinsoffisance  de  la  loi,  poarra  etre  poarsoivi  comme  coapable  de 
jastice."        Preass.  allg.  Ldr.  1794,  Einl.  §.  49.    „Findet  der  I 
kein  Gesetz,   welches  zur  Entscheidong   des   streitigeii  Falles 
könnte,  so  mass  er  zwar  nach  den  in  dem  Landrechte  aofgenon 
gemeinen  Grandsätzen  and  nach  den  wegen  ähnlicher  F&Ile 
denen  Yerordnangen  seiner  besten  Einsicht  gemäss  erkennen*';  §. 
mass  aber  zugleich  diesen  Termeintlichen  Mangel  der  Gesetze  dem  ' 
der  Justiz  sofort  anzeigen/* 

>)  Preass.  allg.  Landr.  1794,  §.  51.    „Sollte  durch  ders^«cfta| 
zeige  (siehe  Note  7)  in  der  Folge  ein  neaes  Gesetz  Teranlasst 
kann    dasselbe  doch  auf  die  vorher  schon  gültig  ToUzogenen 
keinen  Einflos's  haben." 
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BJchters  nicht  nnbedingt  binden,  sondern  ftir  dasselbe  nnr  die 
Bedentang  einer  doetrinellen  Interpretation  haben  ^),  sofeme 
nicht  ein  besonderes  (jesetz  etwas  anderes  vorschreibt^). 

m.  Mehrere  dentsche  Yerfassnngsnrkanden  erkennen  eine 
Befiigniss  der  Staatsangehörigen,  wegen  Verletzung  ihrer 
Rechte  durch  Akte  der  Staatsgewalt,  und  namentlich 
dorch  Yerwaltnngsmassregeln,  Klage  vor  den  Gerichten 
zn  erheben,  ausdrücklich  an^):  in  den  anderen  Staaten  wird 
dies  als  nach  gemeinen  Rechten  selbstverständlich  betrachtet. 
Zugleich  ist  aber  allgemein  anerkannt,  dass  durch  die  Aus- 
flbung  dieser  Befngniss  der  freie  Fortgang  der  Verwaltung 
nicht  gehindert  werden  dürfe  ^). 

IV.  Dem  Begri£fe  von  Justizsachen  (§.  450)  gemäss  sind 
die  Gerichte  insbesondere  befogt,  über  die  Erlasse  von  Polizei- 


0  In  Frankreich  ist  dies  hitisichtlich  der  Lettres  circulaires  durch  ein 
OrtheO  des  Cassationshofes  v.  12.  Januar  1816  ausgesprochen  worden.  — 
In  Baden  ist  von  dem  Justizministerium  eine  ähnliche  Erklärung  fm 
J.  1842  an  das  Oberhofgericht  gelangt.  O.-H.-G.  Jahrbuch  n,  367 ;  yergl. 
noch  Trefurt,  über  das  Recht  der  Gesetzesauslegung  etc.  eben  das. 
Neue  Folge,  4.  Jahrgang  (1836,  1837),  S.  137.  —  Stabel,  Vortrüge  über 
das  franz.  Giyilr.  Freiburg  1843,  S.  23.  —  Will  das  Justizministerium 
sicher  sein,  dass  ein  Gesetz  in  dem  von  ihm  als  richtig  anerkannten  Sinne 
▼on  den  Grerichten  angewandt  werde,  so  hat  es  eine  authentische  Auslegung 
durch  ein  förmliches  Gesetz  oder  mindestens  durch  eine  als  proyisorisches 
Gesetz  zu  erlassende  landesherrliche  Verordnung  zu  veranlassen. 

*)  Dies  ist  z.  B.  nach  dem  preuss.  allg.  Ldr.  §.  47.  48  in  einem 
gewissen  Falle  bezüglich  der  Beschlüsse  der  Gesetzcommission  vorgeschrie- 
ben. Siehe  §.  452,  Note  5.  —  Ueber  die  in  Preussen  bezüglich  der  Aus- 
l^ong  von  Staatsverträgen  von  den  Richtern  bei  dem  Ministerium  des 
Auswärtigen  einzuholende  Auskunft,  siehe  oben  §.  156,  Note  6. 

»)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  95  (siehe  unten  Note  6).  —  K. 
Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  49.  „Jedem,  der  sich  durch  einen  Akt  der 
Staatsgewalt  in  seinem  Rechte  verletzt  glaubt,  steht  der  Rechts- 
weg offen."  —  Schwarzburg-Sondershausen,  (au%ehobene)  V.-U. 
1849,9-  176.  „Jedem,  der  sich  durch  eine  Verwaltungsmassregel  in 
seinen  Privatrechten  gekränkt  glaubt,  steht  desshalb  der  Rechtsweg  offen.'* 

—  üebereinstimmcn:  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  35.  —  Oldenburg, 
rev.  V.-Ü.  1852,  art  48. 

«)  Ausdrücklich  sagen  dies:  K  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.49  a  linea  2 

—  Schwarzburg-Sondershausen,  (aufgehobene)  V.-Ü.  1849,  §.  176 
a  finea  2.  —  Vergl.  auch  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  195  (siehe 
i  454,  Note  1).  --  Vei«l.  oben  §.  282  V. 
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and   anderen  Verwaltnngsbehörden  ein  rechtliches  V( 
einznleiten  und  zn  erkennen:  1)  wenn  die  Beobachtnns 
gesetzlichen    Formen    bei   der   Erlassnng   einer  solchen 
filgang  in  Frage  steht;  2)  wenn  behauptet  wh-d,  dass 
Behörde  durch  ihre  Verordnungen   oder  Befehle  ihre 
sungsmässigen  Amtsbefugnisse    dberschritten  habe, 
nach  Umständen  sogar  über  Amtsmissbranch  geklagt « 
3)  wenn  die  Kichtigkeit   der   von   den  Verwalton, 
gemachten  Subsumtion    eines   einzelnen  Falles  unter  die 
gültig  anerkannten  Gesetze  und  Verordnungen,  also  die 
Uchkeit   ihrer  Handlungsweise  im   einzelnen  Falle  in 
steht;    4)  wenn  eine  Person  ein  noch  rechtsbeständiges 
yilegium  oder  sonst  ein  erworbenes  auf  besondei 
Titel  beruhendes  Recht  behauptet,  und  dessbalb  dieAa^ 
barkeit  einer  administrativen  Anordnung  auf  ihre  Veihl 
bestreitet^),    und  5)  wenn  es  sich. um  die  Ermittelung 
Entschädigung  wegen  Entziehung  erworbener  Redte 
Rücksichten  des  öfifentlichen  Wohles  durch  Verftigungen 
Behörden  handelt^). 

V.  Die  Klage  wegen  der  erlittenen  Verletzung  ist  gc 
diejenige  Behörde  und  beziehungsweise  gegen  denjenigen 
amten  zu  richten,  von  welcher  oder  welchem  die  Verleti 
ausging  ^) ;  also  da,  wo  ein  Beamter  oder  niederer  Diener 


^)  Ausdrücklich  sagt  Hannover,  Gesetz  vom  5.  Sept.  1848,  ^.l 
linea  3.  ,,Yerwaltang8mas8regeln,  welche  von  den  YenraltmigslMMiJ 
ausserhalb  der  Grenzen  ihrer  Zuständigkeit  vorgenommen  weiden,  h 
auf  Antrag  des  dadurch  in  seinen  Rechten  Verletzten  durch  die 
aufgehoben  werden.  Daneben  kann  von  denselben  geeigneten 
auf  Schadenersatz  erkannt  werden." 

«)  AusdrückUch  sagt  dies  Würtemberg,  V.-U.  1819,5.95 
Borger,  der  sich  durch  einen  Akt  der  Staatsgewalt  in 
einem     besonderen    Titel     beruhenden    Privatrechte    n 
glaubt,  kann  der  Weg  zum  Richter  verschlossen  werden."  —  VergL 
§.  432.  452. 

^)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  3,19t- 
Hannover,  L.-V.-G.  1840,  §.  35  und  Gesetz  vom  6.  Sept  1848,  §, 
linea  2  und  3.  —  Siehe  oben  §.  433.  434. 

^)  Welcher  Klage  sich  der  Verletzte  zu  bedienen  hat,  ist  oaeli 
sehen  Grundsätzen  zu  bestimmen.  Nicht  selten  wird  sich  der  Fall 
Stellung  einer  Spolienklage  eignen;  nach  Um8tftnde&  kann  eine  «mfattf 
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speeielle,  den  einzelnen  Fall  betreffende  Befehle  seiner  vorge- 
setzten  Behörde  vollzieht,  gegen  die  befehlende  Behörde^). 

VI.  In  mehreren  Staaten  besteht  die  Yorschrift;  dass  wegen 
Verletzungen  durch  Verordnungen  der  Behörden  der  Rechts- 
weg erst  dann  zulässig  ist,  wenn  der  Beschwerte  vorerst  bei 
den  höheren  und  höchsten  Verwaltungsbehörden  vergeblich  die 
Aufhebung  der  beschwerenden  Verordnung  nachgesucht  hat; 
mitunter  mnss  auch,  um  eine  persönliche  Klage  gegen  einen 
Beamten  wegen  seiner  Amtshandlungen  anstellen  zu  können, 
vorerst  die  Genehmigung  seines  vorgesetzten  Ministeriums  nach- 
gesucht werden  ^^). 

§.  454. 
ij)  Nichtcompetenz  der  Gerichte  in  eigentlichen  Regie- 
rungs-  oder  Administrativsachen.    Gompetenzconflikte. 

L  Da  die  Gerichte  ihrem  Begriffe  nach  nur  da  competent 
Bein  können,  wo  die  Beurtheilung  einer  Sache  nach  recht- 
lichen Gesichtspunkten  in  Frage  und  möglich  ist,  so  erhellet, 
dass  die  Competenz  derselben  in  allen  eigentlichen  Regierungs- 
and Administrativsachen  ausgeschlossen  ist,  d.  h.  in  allen  jenen 
Sachen,  in  welchen  Regierungsbehörden  innerhalb  ihres  ver- 
fassungsmässigen Wirkungskreises ,  nach  Rücksichten  der 
Zwecbnässigkeit  und  des  öffentlichen  Wohles  VerfttguDgen  er- 
lassen, und  nicht  die  Rechtlichkeit,  sondem  die  Zweckmässig- 
keit dieser  Yerfligungen  und  die  Befugniss,  aus  solchen  Rück- 
sichten der  Zweckmässigkeit  und  des  öffentlichen  Wohles  zu 
handeln,  in  Frage  steht  0. 


vindicaUo^  bei  Privilegien  eine  sog.  actio  confessoria  utüis  n.  s.  w.  statt- 
finden. 

•)  Die  Bestimmungen  der  Verf-Ürkunden,  wonach  der  Befehl  der  vor- 
gesetzten Behörde  den  Beamten  ausser  Verantwortlichkeit  stellt,  siehe  oben 
§.  405,  Note  10  und  11. 

*^)  £&  ist  dies  jedoch  nicht  fOr  gemeinrechtlich  zu  achten;  auch  ist 
in  den  neneren  yerf.-ürkunden  regelmässig  das  Gegentheü  bestimmt.  So 
a.  B.  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art  48  a,  E.  —  Siehe  oben  §.  2H, 
Note  3. 

0  Ausdrücklich  handeln  hiervon:  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832, 
$.  Id5.    „Die  Verfügungen  aller  nicht  gerichtlichen,  d.  h.  der  Verwaltunga- 
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n.  Eb  kann  nicht  fehlen^  dass  nicht  im  Einzelnen  viel- 
fache Zweifel  darüber  entstehen  sollten ,  ob  eine  Sache  als 
Jostizsache  oder  als  Yerwaltangssache  zn  betrachten  sei.  Bei 
einem  solchen  Competenzconflikte  steht  nach  gemeinem 
Bechte  den  Gerichten  das  Entscheidnngsrecht  zn,  da  es  an 
sich  allgemeiner  Grandsatz  ist,  dass  jedes  Gericht  in  jeder 
Sache  seine  Gompetenz  nnd  beziehungsweise  die  Eigenschaft 
der  bei  ihm  anhängig  gemachten  Sachen  als  Jostizsachen  zn 
prüfen  und  darüber  zu  erkennen  hat. 

in.  Dieser  Grundsatz  ist  auch  in  einigen  Verfassanga- 
gesetzen  ausdrücklich  ausgesprochen  2). 


behörden  und  Beamten  innerhalb  des  denselben  angewiesenen,  von  der 
Rechtspflege  getrennten  Wirkungskreises,  gehören  nicht  zur  Gompe- 
tenz der  Gerichte,  und  können  in  ihrer  Ausföhrung  von  denselben 
nicht  gehemmt  werden."  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept  1848,  §.  10.  „Ver- 
waltungsmassregeln, welche  von  den  Verwaltungsbehörden  innerhalb  der 
Grenzen  ihrer  Zuständigkeit  Yorgenommen  worden  sind,  können  von  den 
Gerichten  nicht  aufgehoben  werden.  Es  kann  aber  in  solchem  Falle  der 
etwaige  Anspruch  auf  Entschädigung  bei  den  Gerichten  geltend  gemacht 
werden."  —  Am  Ausführlichsten  und  ganz  in  üebereinstimmung  mit  dem 
gemeinen  Bechte  hatte  sich  die  frühere  V.-ü.  von  Schwarz  bürg -Son- 
dershausen (1^1)  ausgesprochen,  §.  88:  „Von  der  gerichtlichen  Ver- 
handlung und  Entscheidung  sind  ausgeschlossen:  1)  die  Ausübung  der 
landesherrlichen  Hoheitsrechte,  jedoch  mit  Vorbehalt  der  Entschädigungs- 
ansprüche deijenigen,  welche  dadurch  in  ihren  wohlerworbenen  Beehten 
beeinträchtigt  sein  sollten  —  2)  die  Handlungen  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt: det  Bichter  hat  nicht  darüber  zu  entscheiden,  ob  ein  in  yerfassongs- 
mässiger  Form  erlassenes  Gesetz  hätte  gegeben  werden  sollen,  sondern 
lediglich  den  wahren  Sinn  und  Umfang  desselben  zu  ermitteln  und  es  im 
Geiste  der  Gerechtigkeit  anzuwenden  —  3)  die  Erfüllung  allgemeiner  Unter- 
thanenpflichten,  wie  Kriegsdienst,  Entrichtung  der  Steuern  und  Abgaben 
und  anderer  allgemeinen  Obliegenheiten,  so  lange  nicht  eine  Ausnahme 
▼ermöge  eines  besonderen  Bechtstitels  behauptet  werden  kann  —  4)  die 
Zweckmässigkeit  der  von  der  Staatsverwaltung  ergehenden  Verfügungen." 

')Eurh essen,  V.-ü.  1831,  §.113:  „Die  Beurtheilnng,  ob  eine  Sache 
zum  Gerichtsver&hren  sich  eigne ,  gebührt  dem  Bichter  nach  Massgabe  der 
allgemeinen  Bechtsgrundsätze  und  solcher  Gesetze,  welche  mit  Beistimmang 
der  Landstände  werden  erlassen  werden."  —  Hannover,  Gesetz  vom 
5.  Sept  1848,  §.  10.  „Die  Gerichte  sind  befugt,  über  die  Grenzen  ihrer 
Zuständigkeit  selbst  zu  entscheiden."  Siehe  aber  auch  Note  3.  —  An- 
halt-Bernburg, (angehobene)  V.-ü.  ISdO,  §.  38  a  linea  4.    „üeber 
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IV.  In  den  meisten  deutschen  Staaten  sind  aber  beson- 
dere Behörden  zur  Entscheidung  über  die  Competenzcon- 
flikte  zwischen  Justiz-  und  Verwaltungsbehörden  eingerichtet 
imd  meistens  ist  in  der  Verfassung  deren  Errichtung  besonders 
vorgeschrieben  worden^). 


Gompetenzstreitigkeiten  entscheiden  die  zuständigen  Gerichte  im  gewöhn- 
lichen Instanzenzuge/^ 

')  Ansdrückliche  Bestinimangen  enthalten  S.-Altenburg,  V.-Ü.1831 
§.  16  a  linea  5.  „üeber  Gompetenzconflikte  entscheidet  die  höchste 
Stelle."  —  Die  Zusammensetzung  einer  besonderen  Behörde  ordnen 
an:E.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  47.  „. . .  eine  besondere  Behörde,  deren 
Organisation  durch  ein  Gesetz  bestimmt  wird,  und  deren  Mitglieder  zur 
H&lfte  aus  Bäthen  des  obersten  Justizhofes  bestehen  müssen.*'  —  Aehn- 
M:  Braun  schweig,  n.L.-0. 1832,  §.  159. 196.  — Wal  deck,  V.-ü.  1852, 
§.80u.l01.  —  Auch  die  Reichsverfassung v.  28. März  1849  hatte  diese 
Einrichtung  aufgenommen  §.  180  a  Jinea  2.  „Ueber  Gompetenzconflikte  zwischen 
den  Yerwaltungs  -  und  Gerichtsbehörden  in  den  Einzelstaaten  entscheidet 
ein  durch  das  Gesetz  zu  bestimmender  Gerichtshof.''  —  Dieser  Fassung 
BcUieasen  sich  an:  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  96.  —  Schwarzburg-Son- 
dershausen,  V.-ü.  1857,  §.92  alinea2.  —  Aehnlich:  Oldenburg,  rev. 
V.-ü.  1852,  art  97.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  36  und  Gesetz  vom 
20.  Juni  1856,  §.  36.  —  Eigenthümlich  bestimmt  S.-Coburg-Gotha, 
y.-ü.  1852,  §.  142.  „üeber  Gompetenzconflikte  zwischen  Verwaltungs- 
ond  Justizbehörden  entscheidet  eine  besondere  Gommission.  Diese  Com- 
mission  wird  gebildet  aus  dem  dirigirenden  Staatsminister  als  Vorsitzenden 
und  5  höheren  Staatsbeamten,  von  denen  zwei  von  dem  Herzoge  und 
drei  von  dem  gemeinschaftlichen  Landtage  ernannt  werden."  —  In  Han- 
nover besteht  zur  Entscheidung  von  Gompetenzconflikten  ein  vom  König 
besetzter  Staatsrath.  V.-ü.  1840,  §.  169. 171;  vergl.  mit  Verord.  v.  1.  Aug. 
1855,  §.3  und  Verord.  v.  7.  Sept.  1856;  die  eine  Hälfte  der  Mitglieder 
wird  hiemach  aus  Mitgliedern  der  höheren  Gerichte,  die  andere  aus  der 
Verwaltung  ernannt.  —  In  Bayern  besteht  kraft  Gesetzes  v.  28.  Mai 
1850  bei  dem  obersten  Gerichtshof  ein  Senat  zur  Entscheidung 
von  Gompetenzconflikten.  Siehe  dessen  Entscheidungen  von  1860—1862 
inSeuffert,  Nachtragsheft  zur  2.  Aufl.  der  Erkenntnisse  des  obersten 
Gerichtshofes  in  Gompetenzconflikten.  München  1863.  —  Die  Bestimmung 
des  Wirkungskreises  des  Staatsrathes  in  Gompetenzconflikten  und  in  strei- 
tigen Angelegenheiten  des  öffentlichen  Rechts  behält  einem  besonderen 
Gesetze  vor:  Oesterreich,  Statut  über  den  Staatsrath  1861,  26.  Fe- 
bruar §.  5. 
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§.  455. 

S)  Verfassungsmässige  Garantien  filr  die  Unabl 
keit  der  Gerichte. 

I.  Um  die  Unabhän^gkeit   der  Gerichte   innerhalb 
Kreises  ihrer  Gompetenz  möglichst  za  gewährleisten,  entl 
mehrere  Yerfassungsgesetze  einige   besondere  Best 
wodurch  die  Stellung  der  Mitglieder  der  Gerichtshöfe  m  \ 
hältnisse    zu   anderen  Staatsbeamten    ausgezeichnet  und 
sonders  sicher  gestellt  wird. 

n.  Dahin  gehören  folgende  Einrichtungen:  1)  Nach  eb 
Verfassungsgesetzen  sind  die  Anstellungen  nndBeförJ 
rungen  der  Jnstizbeamten  sofort  definitiv,    w&hrend 
der  anderen  Beamten  regelmässig  gewisse  Jahre  hindurch 
provisorisch  zu  sein  pflegen^).    2)  In  mehreren  Verfassn 
gesetzen  wird  den  Richtern  zugesichert,  dass  sie  nicht 
ihren  vollen  Gehalt   in  Ruhe-  oder  Pensionsstand  ver 
und  nur  durch  gerichtliches  Urtheil  entlassen  werden  köi 


*)  Ausdracklich  so  bestimmt  z.  6.  in:  Bayern,  Edikt  aber  das  ^ 
hältniss  der  Staatsdiener,  §.  4  (Beil.  IX  zor  V.-U.  v.  1818).  —  Old^ 
bürg,  rev.  V.-ü.  1852,  artl04.— Wo  diese  Bestimmung  in  dieVe 
aufgenommen  worden  ist,  muss  eine  ^n  einem  nicht  definitiT  asg 
Richter  gepflogene  gerichtliche  Verhandlung  oder  gefäUtes  ürtheQ  für 
tig  erkannt  werden.  Für  gemeinrechtlich  oder  selbstverständlidi  ist  i 
jedoch  nicht  zu  erachten. 

«)  Bayern,  Edikt  (Beü.  IX  zur  V.-ü.  1818),  §.  23.    „Die  Vo 
und  R&the  der  Justizcollegien  mit  Einschluss  der  Ereis-  und  St 
Terbleiben  in  ihrer  Eigenschaft  als  Richter  in  allen  Quiescenz-l 
Bezüge    des    verliehenen   Gesammtgehaltes.     Landrichter,    Land 
assessoren  und  Aktuare  behalten  ihren  fixen  Geldgebalt" 

»)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  Vm,  §.  3.     „,  .  .  Die  Richter  ki 
nur  durch  einen  Rechtsspruch  von  ihren  Stellen  mit  YerluBt 
mit  verbundenen  Gehaltes  entlassen,  oder  derselben  entaetxt 
Wartemberg,  V.-ü.  1819,  §.  46.    „Kein  Staatsdiener,  der  «n 
amt  bekleidet,  kann  aus  liegend  einer  Ursache  ohne  richterlichi 
kenntniss  seiner  Stelle  entsetzt,  entlassen,  oder  auf  eine  geringere 
werden."  —  üebereinstimmt :  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  M 
mit  dem  Beisatze:  „Die  Direktoren  der  Justizcollegien  bleiben 
den  allgemeinen  Bestimmungen  der  Dienstpragmatik  unterworfien.*'  — 
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3)  IGtnnter  ist  das  Amt  eines  Richters  als  unverträglich 
mit  anderen,  insbesondere  mit  anderen  besoldeten  Staats- 
Smtem  erklärt^);  oder  4)  es  dürfen  gewisse  hohe  Richter- 
stellen vom  Fürsten  nur  auf  Grundlage  eines  Gutachtens  des 
obersten  Gerichtshofes  besetzt  werden^),  oder  5)  es  findet  bei 
gewissen  Richterstellen  ein  Vorschlagsrecht  der  Landstände 
statt«). 


Altenburg,  Y.-U.  1831,  §.  46  a  linea  3  (sichert  den  richterlichen  Be- 
amten, wenn  sie  gegen  ihren  Willen  versetzt  werden,  anch  Yei^tung  der 
ümzugskosten  ausdrücklich  zu).  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848, 
$.  106.  106.  —  Weiter  als  diese  Verfassungsnrkanden  ging  die  Reichs- 
verfassung  vom  28.  März  1849,  §.  176.  „Kein  Richter  darf  ausser  durch 
ürtheil  und  Recht  von  seinem  Amte  entfernt,  oder  an  Rang  und  Gehalt 
beeinträchtigt  werden.  Suspension  darf  nicht  ohne  richterlichen 
Beschluss  erfolgen.  Kein  Richter  darf  wider  seinen  Willen,  ausser 
durch  gerichtlichen  Beschluss  in  den  durch  das  Gesetz  bestimmten  Fällen 
und  Formen,  zu  einer  anderen  Stelle  versetzt,  oder  in  Ruhestand 
gesetzt  werden."  ~  Diese  Bestimmung  ging  über  in:  Schwarzburg- 
Sondershausen,  (aufgehobene) V.-U.  1849, §.  167.  —  Aehnlich :  P r e u s - 
aen,  V.-TJ.  1850,  §.  87,  nur  mit  dem  Beifügen:  „Auf  die  Versetzungen, 
weldie  durch  Veränderungen  in  der  Organisation  der  Gerichte  oder  ihrer 
Bezirke  nöthig  werden,  finden  diese  Bestimmungen  keine  Anwendung."  — 
Hiennit  stimmen  im  Wesentlichen  überein:  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852, 
§33.  — Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  106.  107.  —  Waldeck,  V.-ü. 
1852,  §.  77 ;  vergl.  mit  dem  w  al  deck 'sehen  Staatsdienergesetze  v.  27.  April 
1850,  §.  9.  —  Luxemburg,  V.-ü.  1856,  art.  91.  —  Schwarzburg- 
Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.  91. 

4)  Schwarzburg-Sondershansen,  (aufgehobene)  V.-ü.  1849, 
{.167  a.  £.  „Den  Richtern  sind  keine  anderen  Staatsämter  zu 
übertragen."  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  88.  „Den  Richtern  dürfen 
andere  besoldeteStaatsämter  nicht  übertragen  werden.  Ausnahmen 
sind  nur  auf  Grund  eines  Gesetzes  zulässig."  —  üebereinstimmt:  Olden- 
burg, rev.  V.-ü.  1852,  art.  105.  —  Aehnlich:  Luxemburg,  V.-ü. 
1856,  art  93. 

')  Luxemburg,  V.-ü.  1856,  art  90.  „Les  conseillers  de  la  Cour 
et  les  pr^sidents  et  vice-pr^idents  des  tribunaux  d'arrondissement  sont 
nomm^  par  le  Roi  Grand- Duc,  sur  l'avis  de  la  Cour  sup^rieure  de 
justice." 

^  Siehe  oben  §.  445,  Note  3. 
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§.  456. 

4)  Verfassungsmässig  zulässige  Einwirkung  des 
verains  auf  die  Rechtsprechung^), 
a)  Begnadigungsrecht'*). 

I.  Zufolge  der  Unstatthaftigkeit  aller  Eabinetsjnstix  (§. 
IV)  kann  in  den  deutschen  Staaten  keine  andere  Emwiri 
des  Souverains  auf  die  Rechtsprechung  vorkommen,  als  db  I 
der  Ausübung  des  Begnadigungsrechtes  in  St 
und  in  der  Ertheilung  von  Moratorien  enthalten  ist 

n.  Das  Begnadigungsrecht  begreift  gemeinrecbtUch  i 
das  sog.  Begnadigungsrecht  im  engeren  Sinne,  d.^ 
das  Recht  des  Souverains,  die  von  den  Gerichten  nach  v4 
gängigem  Straftrerfahren  erkannten  Strafen  zu  mildem 
ganz  nachzulassen^)^  als  auch  das  sog.  Abolitionsreel 
d.  h.  das  Recht,  eine  strafrechtliche  Untersuchung  ül 
auszuschliessen,  so  wie  auch  bereits  begonnene 
Untersuchungen  vor  gefälltem  Urtheile  niederzuschlagen, 
insbesondere  der  Ausdruck  Amnestie  gebräuchlich  ge^ 
ist,  wenn  der  Akt  der  Begnadigung  eine  grosse  Anzahl 
demselben  Delikte,  wie  z.  B.  an|  einem  Aufrühre  beÜie 


*)  J.F.  vonLennep,  diss.  de  partibos,  quas  reges  habaerint 
que  etiam  nunc  in  administranda  jostitia.  Amstelodami  1849. 

*)  J.  Plochmann,    das  Begnadigungsrecht   Erlangen  lSi5.  — J 
Tiemann,  de  jure  prindpis,  cum  üs  qui  delicta  commiserint,  mitiiis  i 
quam  leges  jubeant.  Halis  Saxon.  1846.  —  A. Kirsten,  Abhandlmig»! 
dem  Gebiete  des  Strafrechts  1846,  Nr.  n.  —  Mittermaier,  über  d«i 
h&ltniss   der  Begnadigung  etc.,    in  dessen:  vier  Abhandlongen    aus  i 
Strafrechte.   Frkf.  1849.    ~  C.  Lüder,  das  SouTerainetätsr«cht  der] 
gnadigung.  Leipz.  1860.  —  R.  v.  Mohl,  PoKtik  I  (1862),  S.  6^4  4g. 

*)  Das  Begnadigungsrecht  des  Souverains   erwähnen 
Kch:  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  VIU,  §.4.  —  Baden,  V.-U.  1818,  f. 
Würtemberg,  V.-ü.  1819,    §.  97.    —    S.-Meiningen,  V.-ü. 
§.  103.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.52.  —  S.-Altenburg,  V.-ÜJ 
§.  48.  —  Kurhessen,  V.-ü.    1831,  §.  126.  127.  ~  Hannover, 
1840,  §.  9.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  49.  —  Oldenburg,  rer- 
1852,  art  10.  —  S.-Coburg- Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  140.  —  Bei 
L.,  V.-ü.  1852,  §.  44.  -    Waldeck,  V.-ü.  1852,   §.  12.   —  Lux< 
bürg,  V.-ü.  1856,  art  38. 
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PersoDen  begreift,  ohne  Unterschied,  ob  sie  bereits  in  Unter- 
gachnng  gezogen ,  oder  yerprtheilt  worden  waren  oder  nicht 
Mehrere  deutsche  Yerfassungsurkunden  legen  hiermit  über- 
einstimmend dem  Sonyerain  ansdrticklich  beide  Arten  des  Be- 
gnadigungsrechtes bei^). 

in.  Viele  Yerfassungsurknnden  nennen  nnr  im  Allgemeinen 
das  Begnadigungsrecht,  ohne  das  Abolitions-  nnd  Amnestie- 
recht besonders  zu  erwähnen^).  In  diesem  Falle  ist  das 
Letztere  als  nnter  der  allgemeinen  Bezeichnung  des  Begna- 
digungsrechtes überhaupt  inbegriflPen  zu  betrachten,  und  zwar 
um  80  mehr,  als  es  den  regierenden  Fürsten  schon  vor  der 
Auflösung  des  Reiches  zustand,  und  daher  überhaupt  die  fort- 
dauernde  Zuständigkeit  des  Begnadigungsrechtes  in  seiner 
Tollsten  Ausdehnung  auch  da  nicht  bezweifelt  werden  kann, 
wo  desselben  in  einer  Yerfassungsurkunde  gar  keine  Er- 
wähnung geschieht^). 

IV.  Es  ist  daher  auch  eine  Beschränkung  des  Souverains 
beEüglich  des  Abolitions-  und  Amnestierechtes  in  keinem  deut- 
schen Staate  weiter  anzunehmen,  als  ein  Verfassungsgesetz 
dies  ausdrücklich  bestimmt).    Daher  ist  auch  in  der  Praxis 


*)  Ausdrücklich  legen  dem  Soaverain  neben  dem  Begnadigongsrechte 
das  Abolitionsrecht  bei:  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  97  a  linea  2. 
-K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.52.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.126.— 
Hannover,  L.-V.-G.  1840,  §.  9  a  linea  5.  -  S.-Coburg-Gotha,  V.-U. 
1852,  §.  140.  -  Am  Speciellsten  ist  Waldeck,  V.-U.  1862,  §.  12.  „Der 
Fflrst  hat  das  Becht  der  Begnadigung  und  Strafmilderung,  so  wie 
der  Amnestirnng  und  Abolition.'* 

')  Siehe  die  in  Note  3  aufgeftLhrten  Yerfassungsurkunden. 

*)  So  z.  B.  in  den  Veil-Urkunden  des  Grossh.  Hessen  von  1820, 
▼<m  Schwarzburg-Rudolstadt,  von  1854,  Schwarzburg  -  Son- 
dershausen von  1857,  Liechtenstein  von  1862  u.  A. 

')  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  Vm.  §.  4.  „Der  König  kann  in  straf- 
raehtlichen  Sachen  Gnade  ertheilen,  die  Strafe  mildem  oder  erlassen;  aber 
in  keinem  Falle  irgend  eine  anhängige  Streitsache  oder  ange- 
fangene Untersuchung  hemmen.'*  —  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832, 
§■  206.  „Der  LandesfOrst  kann  in  strafrechtlichen  Sachen  begnadigen,  die 
Strafe  müdem  oder  erlassen,  aber  in  keinem  Falle  sch&rfen,  und  eine  an- 
ge&ngene  Untersuchung  nur,  nachdem  das  Oberappellationsgericht  sich 
gutachtlich  darüber  geäussert  hat,  niederschlagen/*  ^  Preussen,  V.-U. 
1850,  §.  49.    ,  J)er  König  hat  das  Recht  der  Begnadigung  und  Strafinilde* 
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angenommen,   dass  selbst  da,  wo  die  YeifassQng  die  Wiakä 
schlagung   einer  bereits   eingeleiteten    Untersnehnng  im 
zelnen  ansschliesst,  dies  doch  nicht  von  jenen  Fällen  zu 
stehen  sei,  in  welchen  die  Krone  eine  Amnestie  in 
angegebenen  Sinne  zu  ertheilen  sich  veranlasst  findet, 
nicht  anch  für  diesen  Fall  die  Verfassung  eine  besondre 
schränknng  anfsteUt,  nnd  etwa  in  solchem  Falle  die 
eines  förmlichen  Gesetzes  yorgeschrieben  ist^. 

V.  Mehrere  Verfassnngsnrknnden  enthalten  besondre 
schränknngen  des  landesheirlichen  Begnadigungsrechtes 
lieh  der  auf  Anklage  der  Stände  verurtheilten  Minister  < 
anderen  Staatsbeamten^).    Eine  Verfassung  (die   kurhe 
sehe  von  1831)  erklärt  überdies,  ohne  Unterschied  der 
sonen,  als  „ausgenommen  von  dem  landesherrlichen  Bei 
der  Begnadigung  und  Abolition  überhaupt' die  Fälle, 
eine  Verletzung  der  Verfassung  oder  eine  auf  deren  Ci 
gerichtete  Unternehmung  betreffen  ^^).'' 

VI.  So  weit  das  Begnadigungs-  und  Abolitionsreeht 
Landesherm,  die  Amnestie  inbegriffen,  durch  die  V^i 
nicht  beschränkt  wird,  ist  selbstverständlich  bei  der  Austt 
desselben  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  „dass  dadnrch 
wirklichen  Ansehen  der  Strafgesetze  nicht  zu  nahe  gell 
werde  ^^).^'  Aber  auch  von  den  Landständen  sollte 
Rücksicht  bei  Anträgen  auf  die  Ertheilung  einer  Amnc 
nicht  ausser  Acht  gelassen  werden  >'). 

Vn.  Mitunter  ist  vorgeschrieben  oder  auch  ohne  ansdii 
liehe   Erwähnung    in    der   Verfassungsurkunde   herk5i 
dass  Straferkenntnisse,  welche . schwere  Strafen,  insbesoa 


rang  .  .  .  der  König  kann  bereits  eingeleitete  üntersadnuigeD 
auf  den  Grand  eines  Gesetzes  niederschlagen.'* 

•)  Vergl.  die  in  Note  7  angef.  V.-ü.  von  Preussen,  1850,  §.  4Sl 

*)  Siehe  die  Bestinunongen  der  Verf.-Urkanden  oben  §.  410. 

»)  Karhessen,  Y.-ü.  1831,  §.  126.  ->  Bei  der  Anfiiahme 
Bestimmnng  in  die  als  sehr  freisinnig  berühmte  karhessische  Yt 
ist  schwerlich  daran  gedacht  worden,  dass  dadarch  aach  die  Beweg ■ 
partei  sehr  hart  betroffen  werden  kann. 

")  AosdrückUch  sagt  dies:  Karhessen,  Y.-U.  1831,  §.  136. 

«*)  Yer^.  die  Behr  beachtenswerthe  Bede  des  Freiham  von  Lere 
fei d  in  der  27.  Sitzung  der  2.  bayerischen  Kammer  v.  16.  Mai  1861 
in  der  A.  A.  Z.  T.  19.  Mai,  Nr.  138). 
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die  Todesstrafe y  aussprechen,  vor  dem  Yollzuge  dem  Soa- 
yerain  durch  das  Justizministerium  zu  Behufe  einer  etwaigen 
Begnadigung  mit  angemessener  Begutachtung  vorzulegen  sind. 
Die  Nichtgewährung  der  Begnadigung  wird  in  der  Form  einer 
Bestätigung  des  Urtheils  ausgesprochen ^  welche  jedoch 
oieht  als  eine  Vorbedingung  seiner  Rechtskraft ,  son- 
dern nur  als  Vorbedingung  seiner  Vollstreckbarkeit  auff 
zufassen  ist  ^3). 

VUI.  Hinsichtlich  der  Frage,  ob  der  Verurtheilte  die  ihm 
etwa  ohne  sein  Ansuchen  oder  unter  seinem  Widerspruche 
ertheilte  Begnadigung  annehmen  müsse,  ist  zu  unterscheiden, 
ob  die  Begnadigung  eher  ausgesprochen  wird,  als  der  etwaige 
gesetzliche  Instanzenzug  erschöpft  ist,  d.  h.  zu  einer  Ze%  wo 
der  Verurtheilte  noch  ein  ordentliches  Bechtsmittel,  wie  das 
Rechtsmittel  der  weiteren  Vertheidigung  hat,  oder  eme  Nichtig- 
keitsklage sofort  gebrauchen  kann  und  gebrauchen  will,  oder 
nicht  Im  ersten  Falle  muss  es  als  ein  Recht  des  Verur- 
tbeilten  betrachtet  werden,  die  Begnadigung  abzulehnen,  da 
dieselbe  ausserdem  wie  eine  Abschneidung  des  Rechts- 
weges (eine  Justiz  Verweigerung)  wirken  wtlrde.  Auch  darf 
derjenige,  welcher  seine  Schuldlosigkeit  darzuthun  vermag, 
daran  nicht  gehindert  werden,  weil  es  keineswegs  für  die 
Ehre  einer  Person  gleichgültig  ist,  ob  sie  als  gerechtfertigt 
von  mibegründeter  Anschuldigung  oder  nur  als  begnadigter 
Verbrecher  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft  auftreten  kann. 
Im  anderen  Falle  aber  kann  die  Begnadigung  von  dem  Be- 
gnadigten nicht  abgelehnt  werden,  weil  durch  die  Anerkennung 
des  Begnadigungsrechtes  des  Souverains  in  der  Verfassung 
eine  besondere  Instanz  zur  Ausgleichung  der  etwaigen 
Härten  des  Gesetzes  mit  der  Humanität,  d.  h.  mit  den  Billig- 
keitsrficksichten  erschaffen  ist,  welche  in  der  Beschaffen- 
heit des  einzehien  Falles  begründet  sind,  und  deren  Berück- 
sichtigung eben  so  sehi-  im  öffentlichen  Interesse  liegt, 
als  die  üandhabung  der  strengen  Gerechtigkeit,  wo  solche 
besondere  Umstände  nicht  vorliegen. 


«)  Vergl.  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.96,  97  u.  Braunschweig, 
n.  L.-0.  1832,  §.  193  (siehe  oben  §.  449,  Note  3). 
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IX.  Selbstverständlich  kann  die  Begnadigung  einei  T^ 
urtheilten  nur  die  peinliche  Strafe  und  deren  Rechtsfidga  m 
heben  oder  herabsetzen  nnd  vermindern,  aber  Niemand  ■ 
dem,  aus  der  Bechtsverletzang  herrührende  privatreefl 
liehe  Ansprüche  zu  verfolgen  ^^).  J 

X.  Einzelne  Verfassnngsnrkonden  erklären  ansdrflcUfl 
dass  dem  Sonverain  kein  Recht  zusteht,   eine  von  den 
richten  erkannte  Strafe  zu  schärfen ^^).    Dies  wird 
allgemein  als  selbstverständlich  betrachtet 

§.  457. 
b)  Landesherrliches  Recht  der  Moratorien-Erthdhza 

I.  Gestützt  auf  römisch -rechtliche  Grandlagen  hat 
Praxis  in  Deutschland  den  Landesherren  zur  Beichszot 
Recht  beigelegt,  überschuldeten  Personen  Anstandsbric 
sog.  Möratorich  zu  ertheilen,  d.  h.  das  Concursverfahren 
dieselben  auf  eine  Anzahl  von  Jahren  zu  snspendiren. 
ausdrückliche  Bezugnahme  auf  diese  gemeinrechtliche  Git 
läge  findet  sich  nur  in  einer  einzigen  deutschen  Verfassm 

n.  In  der  neueren  Zeit  ist  dieses  Recht,  Moratori< 
ertheilen,  in  einigen  deutschen  Yerfassungsurkund^i  dem 
verain  entweder  gänzlich  abgesprochen^),  oder  es  ist  auf 


**)  Ausdrücklich  sagen  dies:  S.-Mein Ingen,  Y.-ü.  1829,  §.  K) 
S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  8. 

'•)  Baden,  Y.-ü.  1818,  §.  15  a  linea  3.     „Der  Grosahenog 
eikannte  Strafen  mildern  oder  ganz  nachlassen,  nicht  aber  M 
fen."  —  K.  Sachsen,  Y.-ü.  1831,  §.  52.  —  S.-Altenbnrg,  V,-E 
§.  48.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.208  (siehe  Note  7).  — 
nover,  Y.-ü.  1840,  §.  5. 

*)  Yergl.  über  das  Wesen   der  Moratorien  nach  römischem  I 
Mühlenbruch,  Lehrb.  des  Pand.-Recht8  Bd.  I,  §.  172.  — -  ü( 
politischen  Bedenken   dagegen:  R  v.  Mohl,   Politik  I  (1863),  & 
664.   674. 

«)  Reuss  j.  L.,  Yerord.  v.  20.  Juni  1856,  §.  45.    „Moratorien 
nur  unter  den  dessMs  gemeinrechtlich  festgesetsten  Yoi 
and  Bedingungen  ertheilt  werden.** 

>)  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  $.54.   ,JMoratorien  dürfen  ^n  Sti 
wegen  nicht  ertheilt  werden."  —  Kurhessen,  Y.-ü.  1831,  §.129. 
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selteoe  Fälle  beschränkt  ^)y  oder  seine  Ansttbnog  an  die  Zn- 
stimmnng  des  Landtages  geknüpft'^),  oder  es  ist  endlich  die 
Ertheilnng  eines  Moratoriums  ausschliesslich  in  das  Ermessen 
der  Gerichte  verstellt  worden®). 


§.  458. 

5)   Allgemeine   Grundsätze,    welche    einzelne    Verfas- 
sungsurkunden hinsichtlich  der  Rechtspflege  aufstellen. 

In  einigen  Verfassungsurknnden  finden  sich  einige  allge- 
meine Vorschriften  über  einzelne  Gegenstände  der  Bechtspflege. 
So  z.  B. 

I.  die  Vorschrift,  dass  alle  Urtheile  der  Gerichtshöfe  mit 
Entscheidnngsgründen  versehen  sein  sollen^). 

n.  Mitunter  werden  gewisse  Strafen  als  abgeschafft 
erwähnt.  Uebereinstimmend  erklären  alle  neueren  deutschen 
Verfassungsurkunden  die  allgemeine  VermOgenscon- 
fiskation  für  aufgehoben^). 


Tatorien  dtkrfen  nicht  eriheilt  werden."  ~  Ebenso:  S.-Gobarg-Gotha, 
V.-U.  1852,  §.  57. 

*)  Hannover,  L.-V.-G.  1840,  §.  9  a  linea  4.  „In  ganz  ausser- 
ordentlichen Fällen  kann  Er  (der  König)  nach  Anhörung  des  Staats- 
rathes,  Moratorien  ertheilen." 

»)  Wal  deck,  V.-ü.  1852,  §.  82.  „Moratorien  in  einzehien  Fallen 
dürfen  nur  mit  landständischer  Beistimmung  ertheilt  werden." 

«)  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.  209.  „Moratorien  werden  von 
der  Landesregierung  nie  ertheilt;  die  Gerichte  dürfen  in  den  gesetzlich 
bestimmten  Fällen  darauf  erkennen.*'  —  üebereinstimmt:  Oldenburg, 
rev.  V.-U.  1852,  art.  49. 

«)  Diese  Vorschrift  findet  sich  in  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  VIII, 
§.2.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.46.  —  S.-Altenburg,  V.-ü. 
18S1,  §.  47  a  linea  2.  ^  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  192  a  linea 
2.  —  Luxemburg,  V.-ü.  1856,  art.  89.  —  Liechtenstein,  V.-ü. 
1862,  §.  37. 

*)  Siehe  die  Bestimmungen  der  deutschen  Verf.-Ürkunden  oben  §.  295, 
Note  17.  Vergl.  dazu  nodi:  Luxemburg,  V.-ü.  1856,  art  17.  —  Beuss 
j.  L.,  Ges.  V.  20.  Juni  1856,  §.  44.  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862, 
§.  16.  —  Wegen  Abschaffung  anderer  Strafen,  siehe  oben  §.  292,  Note  21. 
—  Vergl.  auch  noch  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  10.  —  Oldenburg, 
rev.  V.-ü.  1852,  art  43.  44.  -  Reu ss  j.  L.,  V.-ü.  1862,  §.  6.  U. 
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III.  Nach  dem  Vorbilde  der  deutschen  Rdchsverfa 
vom  28.  März   1849  wurden  in  die  seitdem  errichteten  Vfl 
fassangsnrknnden  auch  meistens  Zusichemngen  ttber  die 
richtnng  des  Gerichtswesens  aufgenommen ;  insbesondere 
den  als  dnrchzaftibrende  Grundsätze  oder  zu   trdSTende 
riohtungen  erwähnt,  die  Mündlichkeit  und  OeffenUichkät  < 
Rechtspflege;  Einführung  von  Schwurgerichten;  Trennung' 
Justiz  und  Verwaltung^);  mitunter  sogar  die  Einfilhmnf  i 
Schiedsgerichten^)   und   des  Notariates^)  und  der 
von  Sachverständigen  in  Givilproeessen,  wenn  Aber  Sachen 
besonderer  Berufserfahrung  zu  erkennen  ist^). 

§.  459. 

in.     Polizeihoheit. 

1)  Allgemeines. 

I.  Unter  Polizeihoheit  versteht  man  das  Recht 
Staatsgewalt,  beobachtend,  Nachtheiligem  vorbeugend 
Rechtswidriges  verhindernd,  das  Nützliche  dagegen  beföidi 
auf  alle  denkbaren  Verhältnisse  des  inneren  Staatslebens 
öffentlichen  Interesse  einzugreifen.  -Wegen  dieses  weiten 
fanges  der  Polizeihoheit  bezeichnet  man  die  Ansflbong 
selben  in  ihren  höheren  Stufen  vorzugsweise  als  Reglern 


^  DergleiclieQ  Vorschriften  finden  sich  in  der  R.-Y.  t.  28.  Min 
8.  177  flg.  —  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  112.  —  HannoTer,  Ga 
V.  5.  Sept  1848,  §.  9.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  35.  38.  —   Old 
bürg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  96.  100.  101.  —   S.-Coburg-Goth», } 
1852,  §.  137.  139.  —  Reuss  j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  34.  36  und  Gebete 
20.  Juni  1856,  §.  34.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  78  flg.  —  V«^  i 
Braunschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.  192.  200.  —  Schwarzbarg-S«l 
dershausen,  V.-ü.  1857,  §.  92. 

«)  Anhalt-Bernburg,  (aufgehobene)  V.-ü.  1850,  §.37.  —  01d< 
bürg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  99. 

8)  Anhalt-Bernburg,  (aufgehobene)  V.-ü.  1850,  §.  3a 

«)  Diese  Vorschrift  findet  sich  zuerst  in  der  R-V.  y.  28.  Dfln 
§.  179.    Hieraus  ist  sie  in  Schwarzburg-Sondershaasen, 
hobene)  V.-ü.  1849,  §.  174  und  Oldenburg,  rev,  V.-U.  1^2, 
übergegangen.  —  üebrigens  war  die  Zuziehung  von  SachTerst&nd^MiL! 
dergleichen  F&Ilen  von  jeher  R^gel  im  gemeinen  deutschen 
gewesen. 
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deB  Inneren,  innere  Staatsverwaltung  oder  Admini- 
stration, and  gebraucht  die  Bezeichnung  Polizei  häufig  nur 
f&r  einige  niedere  Arten  ihrer  Thätigkeit,   wie  namentlich  die 


n.  Es  lassen  sich  nach  den  Gegenständen  sehr  yerschie- 
dene  Zweige  der  polizeilichen  Thätigkeit  unterscheiden,  wie 
z.  B.  die  Rechtspolizei ^)  (wohin  im  AUgemeinen  das 
Notariatswesen,  das  Hypothekenwesen,  das  Yormundschafts- 
wesen  und  das  Legitimationsrecht  in  Bezug  auf  uneheliche 
Kisder  gehören),  die  Sicherheitspolizei  einschlüssig  der 
Fremdenpolizei,  die  Bevölkerungspolizei  einschlttssig 
des  Auswanderungswesens,  dieUnterrichtspolizei, 
die  Bücherpolizei,  die  Handels-  und  Gewerbepoli- 
zei, die  Strassen-  und  Wasserpolizei,  die  Forst-  und 
Jagdpolizei  u.  s.  w. 

HI.  In  kleineren  Staaten  ist  die  oberste  Leitung  der  ganzen 
inneren  Staatsverwaltung  regelmässig  einer  einzigen  obersten 
Stelle,  dem  sog.  Ministerium  des  Innern,  zugewiesen;  in 
grösseren  Staaten  hat  man  sich  aber  durch  den  Umfang  der 
Geschäfte  meistens  genöthigt  gesehen,  für  die  oberste  Leitung 
der  verschiedenen  Zweige  der  inneren  Staatsverwaltung  mehrere 
besondere  Ministerien  einzurichten^). 

IV.  Da  sich  die  Polizeiwissenschaft  bereits  zu  einer  selbst- 
ständigen Wissenschaft  entwickelt  hat^),  so  hat  sich  die  Dar« 
BteUnng  in  einem  Systeme  des  gemeinen  deutschen  Staats- 
rechtes auf  die  Nachweisung  dßr  gesetzlichen  Bestimmungen 
KU  beschränken,  welche  über  einzelne  Verhältnisse  in  den 
deutschen  Bundesbeschlüssen  und  in  den  Verfassungen  der 
Einzelstaaten  enthalten  sind,  letztere  jedoch  nur  insoweit,  als 
sie  Ausflüsse  gemeinssuner  Grundanschauungen  sind. 


0  PnkktiBch  wird  diese  jedoch  meistens  unter  die  oberste  Leitung  des 
JuBtizministeriums  gestellt  —  Siehe  oben  §.  273,  Note  2. 

*)  So  z.  B.  neben  dem  Ministerium  des  Innern,  noch  ein  Ministerium 
des  Gnltns  und  des  Unterrichtes,  des  Handels,  der  öffentlichen  Arbeiten, 
der  öffentlichen  Sicherheit,  oder  im  engeren  Sinne  sog.  Ministerium  der 
Polizei  u.  s.  w. 

*)  Vergl.  R.  V.  Mo  hl,  Polizeiwissenschaft  nach  den  Grundsätzen  des 
Bechtsstaates.  Tübingen  1832,  1833. 

ZOpfl,  Staatsrecht.  5.  Aufl.  U.  39 
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y.  Den  zur  Zeit  des  deutschen  Reiches  eFgaogeiMi 
Reichspolizeiordnnngen^)  und  einzelnen,  polizeiMl 
Verhältnisse  betreffenden,  Reichsgesetzen  ^)  kann  zwar  im  if 
gemeinen,  d.  h.  der  Theorie  nach,  der  Charakter  noch  gfllägei 
Quellen  des  gemeinen  Rechtes  nicht  abgesprochen  weiden*); 
allein  ihre  praktische  Bedeutung  ist  um  so  geringer,  als  sil 
nur  die  Verhältnisse,  auf  welche  sie  berechnet  waren, 
vielfach  yerändert  haben,  sondern  auch  neuere  Gesetze  midfi 
Ordnungen  fast  allenthalben  und  zwar  gerade  in  Bezug  sif 
eigentlich  polizeilichen  Bestimmungen  jener  Reichsgesettt 
deren  Stelle  getreten  sind  ^. 

§.  460. 

2)   ßundesbeschlüsse  in  Bezug  auf  die  Erhaltung 
öffentlichen  Ordnung  und  des  Rechtszustandes  in  i 
deutschen   Bundesstaaten. 
Vorbemerkung. 

Die  Beschlüsse  des  deutschen  Bundes  vor  dem  Jahre  1 
in  Betreff  der  Erhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  and  i 
Rechtszustandes  in  den  Bundesstaaten  waren  zunädist  auf 
zur  Zeit  ihrer  Abfassung  eingetretenen  Zeitverhältnisse 
rechnet,  und  sind  daher  unter  veränderten  Umständen  oi 
nur  zum  grossen  Theile  an  sich  unpraktisch  geworden,  i 
dem  es  ist  auch  von  den  Bundesgliedern  bereits  in  fia 
auf  mehrere  dieser  Beschlüsse  fibereinstunmend  aneiki 
worden ,  dass  dieselben  die  Bundesglieder  nicht  mehr  f( 
verbinden^).  Da  sich  jedoch  vielfach  die  Landesgei 
gebungen  die  in  solchen  Bundesbeschltlssen  aufgestellten  CM 


*)  Die  wichtigsten  Beichapolizeiordnangen  sind  die  Toa  1590, 
und  1577. 

^)  Yergl.  meine  deut.  B.-Gesch.  3.  Aufl.  1858,  Thl.  U,  §.  76. 

«)  Siehe  oben  §.  72. 

^)  üeber  das  Polizeirecht   zur  Reichszeit  ist  zu  vergieichffl:  ^4 
mann,  initia  jur.  polit  Genn.  Norimb.  1757.  —  v.  Berg,  Handbudl 
Polizeirechtes.    VII  Bde.    Hannover  1799,  1809.  —  Gerstlacher,  f 
buch  der  deut.  Reichsgesetze  Bd.  IX. 

0  Siehe  oben  §.  182,  Note  9. 
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salze  angeeignet  und  dieselben  beibehalten  haben  ^  so  kann 
die  Kenntniss  des  Inhaltes  derselben  auch  jetzt  nicht  füglich 
entbehrt  werden. 

§.  461. 
a)  Der  Bundesbeschluss  vom  27.  Oktober  1831 ;  Verbot 
gemeinschaftlicher  Adressen   an   die  Bundesversamm- 
lung über  ÖflFentliche  Angelegenheiten  des  deutschen 

Bundes  ^). 

I.  Da  es  bei  der  Aufregung^  welche  in  Deutschland  seit 
der  französischen  (Juli-)  Revolution  und  dem  Aufstande  der 
Polen  in  den  Jahren  1830  und  1831  herrschte,  yorgekommenwar, 
dass  Adressen  mit  zahlreichen  Unterschriften  an  die  Bundes- 
yersammlung  über  die  öffentlichen  Angelegenheiten  Deutsch- 
lands eingereicht  wurden,  so  beschloss  die  Bundesversamm- 
lung am  27.  Oktober  1831,  Sitz.  XXXVI,  Protok.  §.  239, 
dass  alle  dergleichen  Adressen  als  unstatthaft  zurück- 
zuweisen seien. 

n.  Dieser  Bundesbeschluss  wurde  dadurch  motivirt,  dass 
eine  Befugniss  zu  solchen  gemeinschaftlichen  Vorstellungen 
oder  Adressen  über  öffentliche  Angelegenheiten  des  deutschen 
Bundes  in  der  Bundesverfassung  nicht  begründet,  das  Sammeln 
von  Unterschriften  zu  dergleichen  Adressen  aber  vielmehr  nur 
als  ein  die  Autorität  der  Bundesregierungen  und  die  öffentliche 
Ordnung  und  Ruhe  gefährdender  Versuch  anzusehen  sei,  auf 
die  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  Verhältnisse  Deutsch- 
lands einen  ungesetzlichen,  mit  der  Stellung  der  Unterthanen 
zu  ihren  Regierungen  und  dieser  Letzteren  zum  Bunde  unver- 
einbaren Einfluss  zu  üben. 

III.  Die  Bundesversammlung  hat  sich  bis  jetzt  noch  nicht 
darüber  ausgesprochen,  ob  sie  diesen  Beschluss  als  noch  in 
OeUnng  bestehend  betrachtet,  oder  ob  derselbe  unter  die  sog. 
Ansnahmsgesetze  zu  zählen  sei,  deren  Beseitigung  durch  den 
Bnndesbeschluss  vom  2.  April  1848,  Protok.  §.  2U  verftlgt 
worden  ist 


0  Bei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  ConfÖd.  Germ.  3.  Aufl.,  Tbl.  n  (1859), 
8.  238. 


612  §•  462.    ßundesbeschloss  YOm  5.  Juli  1832. 

§.  462. 
b)  Der  Bundesbeschluss  vom  5.  Juli  1832  vermisclitea 

Inhaltes  ^). 

I.  Die  fortdauernde  Aufregimg  in  Deutschland,  wdehe  )m 
sonders  vom  Auslande  her  unterhalten  wurde,  veranlasste 
Bundesglieder,    sich  in  einem  Bundesbeschlusse  vom  5. 
1832,  Sitz.  XXIV,  Protok.  §.  231  über  gemeinschaftliche 
s&tze  und  Massregeln  zur  Erhaltung  der  gesetzlichen 
und   Ruhe   zu   vereinbaren.     Durch   diesen    Bundes! 
wurde  bestimmt:  1)  alle  ausserhalb  Deutschlands  in 
scher  Sprache  erscheinenden  Zeitungen  und  politise 
Schriften  unter  zwanzig  Bogen  sollen  nur  mitGenehmi 
der  Regierung   in    einen   deutschen  Staat  eingeführt 
dürfen.    2)  Alle  Vereine  mit  politischer  Tendenz 
in  allen  Bundesstaaten  verboten.    3)  Volksversammlung^ 
und  Volksfeste,  die  bisher  nicht  üblich  waren ,  sollen  nur 
Genehmigung   der   Landesregierung   gehalten    werden.     Wi 
dieselben    ohne   eingeholte    Erlaubniss    veranlasst    oder  i 
schreibt,  soll  angemessener  Strafe  unterliegen.    Auch  bei 
laubten  Volksversammlungen  dürfen  bei  Strafe  keine  Bedi 
politischen  Inhaltes  gehalten,   auch  keine  Adresse 
und    Beschlüsse    vorgeschlagen    und    genehmigt    ?Ferdi 
4)  Unnachsichdiche   Strafe  ist  dem  öffentlichen   Tragen 
Abzeichen  in  Bändern  oder  Cocarden  gedroht,   die 
Farben  haben,  als  die  Landesfarben  des  Staates ,   dem 
Tragende  als  Unterthan  zugehört.    Ebenso  ist  das  nicht-aoli 
sirte  Aufstecken  von  Fahnen  und  Flaggen,  das  Errichten 
Freiheitsbäumen  und  dergleichen  Aufruhrzeichen 
sichtlich  zu  bestrafen.    5)  Sodann  wurden  die  ttber  die 
aufsichtigung  der  Universitäten  (damals)  bestehend^oi  V 
nungen  neu  eingeschärft^).     6)  Die  Bundesregierung)^ 
pflichten  sich  zur  grössten  Aufmerksamkeit  auf  alle  Einboi 
sehen,  die  aufwieglerischer  Tendenzen  verdächtig   sind,  m 
versprechen  sich  auch  gegenseitige  Hittheilung  der  gemadUH 


«)  Ebendas.  ThL  II,  &  250. 
«)  Siehe  unten  §•  464. 
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Entdeckungen.  7)  Besonders  strenge  Aufmerksamkeit  soll  ttber 
fremde  politische  Fltlchtlinge  nnd  ttber  solche  Einheimische 
und  Fremde  gehalten  werden,  die  aas  Orten  nnd  Gegenden 
kommen,  wo  sich  Verbindungen  zum  Umsturz  des  deutschen 
Bandes  und  der  Kegierungen  gebildet  haben  und  die  der  Theil- 
nahme  daran  yerdächtig  sind.  8)  Alle  aus  einem  Bundesstaate 
in  den  anderen  geflüchteten  politischen  Verbrecher 
sollen  auf  Requisition  ausgeliefert  werden,  sofeme  sie  nicht 
eigene  Unterthanen  sind.  9)  Schliesslich  sichern  sich  die 
Bandesregierungen  gegenseitig  die  prompteste  militärische  Assi- 
stenz zu,  wie  dies  bereits  schon  früher  durch  den  Bundes- 
beschlnss  vom  21.  Oktober  1830,  Sitz.  XXXIV,  Protok.  §.  258 
geschehen  war. 

U.  Der  Bundesbeschluss  vom  5.  Juli  1832  wird  von  der 
Bandesversammlung  nicht  mehr  als  in  Wirksamkeit  stehend 
betrachtet,  mit  Ausnahme  jedoch  der  unter  Ziffer  8  aufge- 
ftlbrten  Bestimmungen^). 

§.  463. 

c)   Die   Bundesbeschlüsse    vom    15.  Januar  1835  und 
3.  December  1840,   das  Wandern  und  die  Verbin- 
dungen der  Handwerksgesellen  betreffend^). 

Dieselben  Rücksichten  auf  die  Erhaltung  der  öffentlichen 
Ordnung  und  Ruhe,  welche  den  Bundesbeschluss  vom  5.  Juli 
1832  hervorgerufen  hatten  (§.  462),  veranlassten  auch  einen 
Bundesbeschluss  vom  15.  Januar  1835,  Sitz,  in,  Protok.  §.  36, 
wonach  das  Wandern  der  deutschen  Handwerksge- 
sellen nach  denjenigen  Ländern,  in  welchen  offenkundig 
dergleichen  Associationen  und  Versammlungen  geduldet  werden, 
durch  welche  die  öffentliche  Ruhe  im  In-  oder  Auslande  be- 
droht oder  gestört  werden  könnte,  untersagt  und  den  Regie- 
rungen aufgegeben  wurde,  die  Zurückberufung  der  in  solchen 


3)  Siehe  oben  §.  182,  Note  9.  —  Ueberdies  findet  sich  die  unter  Ziffer  8 
aufgeführte  Bestimmung  auch  in  dem  noch  geltenden  Bundesbeschlüsse  vom 
18.  August  1836;  siehe  unten  §.  465. 

*)  Bei  G.  ▼.  Meyer,  Corp.  Jur.  ConfÖd.  Germ.  3.  Aufl.,  Thl.  n  (1859), 
S.  824.  388. 
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Ländern  befindlichen  Handwerksgesellen  und  deren  Beaaf 
sichtignng  bei  ihrer  Rückkehr  in  die  Heimath  zu  yerfttgen, 
und  auch  über  die  in  Deutschland  wandernden  Handwerks- 
gesellen und  über  die  Verbindungen,  in  welche  sie  sich  eiii- 
lassen  könnten,  strenge  polizeiliche  Aufsicht  zu  führen. 

n.  Hieran  reihte  sich  ein  Bundesbeschluss  vom  3.  D^ 
cember  1840,  Sitz.  XXVII,  Protok.  §.  310,  wodurch  sich  die 
Regierungen  vereinigten,  übereinstimmende  Massregeln  hin- 
sichtlich derjenigen  Handwerksgesellen  zu  treffen,  welche  sich 
durch  Theilnahme  an  unerlaubten  Gesellenverbin- 
düngen,  Gesellen  gerichten,  Verrufs  er  klärungen 
u.  dergl.  gegen  die  Landesgesetze  vergangen  haben;  und  zwar 
sollen  den  Handwerksgesellen,  welche  sich  in  einem  Bundes^ 
Staate,  dem  sie  nicht  durch  Heimath  angehören,  derlei  Vier- 
gehen zu  Schulden  kommen  lassen,  nach  deren  Untersuchung 
und  Bestrafung  die  Wanderbttcher  oder  Keisepässe  abge- 
nommen, in  dieselben  die  begangenen  und  genau  zu  bezeich- 
nenden Uebertretungen  der  Gesetze  nebst  den  verhängten 
Strafen  bemerkt,  und  diese  Wanderbücher  an  die  Behörde  der 
Heimath  des  betreffenden  Gesellen  gesendet  werden.  Solche 
Handwerksgesellen  sollen  nach  überstandener  Strafe  mit  ge- 
bundener Reiseroute  in  ihre  Heimath  gewiesen  und  dort  unter 
geeigneter  Aufsicht  gehalten  und  sonach  in  keinem  anderen 
Bundesstaate  zur  Arbeit  zugelassen  werden.  Ausnahmen  von 
dieser  Bestimmung  werden  nur  dann  stattfinden,  wenn  die 
Regierung  der  Heimath  eines  solchen  Handwerksgesellen  sich 
durch  dauerndes  Wohlverhalten  desselben  zur  Ertheilung  eines 
neuen  Wanderbuches  oder  Reisepasses  nach  anderen  Bundes- 
staaten veranlasst  finden  sollte. 

IH.  Diese  beiden  Bundesbeschlüsse  vom  15.  Januar  1835 
und  vom  3.  December  1840  werden  von  der  Bundesversamm- 
lung als  aufgehoben  betrachtet^).  Dagegen  enthält  der  Bundes- 
beschluss vom  13.  Juli  1854  eine  neue  Bestimmung  über 
Arbeitervereine  ^). 


<)  Siehe  oben  §.  182,  Note  9. 
»)  Siehe  unten  §.  469,  Nr.  8. 
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§.  464. 

d)  Die  BundesbescUüsse  in  Bezug  auf  die  Universi- 
täten vom  20.  September  1819  und  13.  November  1834. 

I.  Schon  in  Gemässheit  der  Karlsbader  Gonferenzbeschlttsse 
wurde  die  Ueberwachung  des  sittlichen  und  politischen  Geistes 
an  den  deutschen  Universitäten  als  eine  idlgemeine  Bandes- 
aDgelegenheit  behandelt. 

n.  Nach  einem  Bnndesbeschlnsse  vom  20.  September  1819^ 
Sitz.  XXXV,  Protok.  §.  220*)  sollte  an  jeder  Universität  ein 
ausserordentlicher,  am  Orte  derselben  residirender  landesherr- 
licher Commissär  ernannt  werden,  der  aber  auch  zugleich 
Curator  der  Universität  sein  kann,  um  auf  die  Handhabung 
der  Gesetze  und  Disciplinarvorschriften  zu  halten,  den  Geist, 
in  welchem  die  Lehrer  bei  ihren  öffentlichen  und  Privatvor- 
trägen verfahren,  zu  beobachten  und  die  Sittlichkeit,  gute 
Ordnung  und  äusseren  Anstand  der  Studierenden  zu  über- 
wachen. Nach  Art.  2  dieses  Bundesbeschlusses  verpflichteten 
sich  die  Bundesstaaten,  Lehrer,  die  ihren  Einfluss  auf  die  Ge- 
mtltber  der  Jugend  missbrauchen,  und  der  öffentlichen  Ruhe 
femdselige,  oder  die  Grundlagen  der  bestehenden  Ordnung 
untergrabende  Lehren  vortragen,  vom  Lehramte  zu  entfernen, 
nnd  sollte  ein  solcher  Lehrer  an  keiner  anderen  Universität 
in  den  Bundesstaaten  mehr  angestellt  werden.  Geheftne  und 
nicht  autorisirte  Verbindungen  unter  den  Studierenden,  nament- 
lich die  allgemeine  Burschenschaft,  wurden  untersagt  (Art.  3) 
und  die  Bundesregierungen  verpflichtet,  die  Theilnehmer  hieran 
bei  keinem  öffentlichen  Amte  zuzulassen  (Art.  3,  Abs.  2)^). 
Auch  sollte  kein  Studierender,  der  auf  Antrag  oder  mit  Be- 
stätigung des  Regierungscommissärs  von  einer  Universität 
weggewiesen  würde,  oder  der  keine  genügenden  Zeugnisse 
semes  Wohlverhaltens  nachweisen  könnte,  an  einer  anderen 
Universität  aufgenommen  werden. 


*)  Bei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföd.  Germ.  3.  Aufl.,  Thl.  n 
(1859),  S.  96. 

')  Aehnliche  Bestimmmigen  finden  sich  schon  in  einem  Reichsgut- 
achten  yom  14.  Juni  179ß  in  Schmauss,  Corp?  Jur.  Publ.  (Ausg.  von 
1794),  S.1669;  auch  bei  Emminghaus,  Corp.  Jur.  Germ.  (1844),  S.612. 
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in.  Diese  Grundsätze  sind  dorch  die  Bandesbeschlfisse 
Yom  16.  August  1824,  vom  5.  Juni  1832  und  durch  den  Bandes- 
beschluss  vom  13.  November  1834  wiederholt  eingeschärft  und 
bestätigt  worden.  Insbesondere  wurde  durch  letzteren,  am 
15  Artikeln  bestehenden,  sehr  in's  Einzelne  gehenden  Enndes- 
beschlusSy  dessen  Grundlagen  auf  den  Wiener  Conferenzen 
vom  Jahre  1834  vorbereitet  worden  waren,  die  Niedersetznng 
besonderer  Immatrikulationscommissionen  unter  dem  Beisifze 
eines  ausserordentlichen  Regierungsbevollmäohtigten  angeordnet 
und  festgesetzt,  welche  Nachweisungen  ein  Studierender  zum 
Behufe  der  Immatrikulation  zu  machen  habe^). 

IV.  Die  formelle  Verbindlichkeit  dieser  Bundesbeschlflsse 
als  solcher  ist  nunmehr  als  aufgehoben  anerkannt,  indem  der 
Bundesbeschluss  vom  20.  September  1819,  zn  dessen  weiterer 
Ausführung  die  übrigen  angeführten  Bundesbesohlüsse  dienten, 
unbezweifelt  unter  die  im  Jahre  1848  aufgehobenen  Ausnahms- 
gesetze gerechnet  worden  ist*). 

§.  465. 

e)    Der  Bundesbeschluss   vom    18.  August  1836    über 
die  Bestrafung  und  die  gegenseitige  Auslieferung  poli- 
tischer Verbrecher^). 

I.  burch  Beschluss  vom  18.  August  1836,  Sitz.  XVI,  Protok. 
§.  226  wurde  bestimmt,  dass  die  gegen  die  Existenz,  Integrität, 
Sicherheit  oder  Verfassung  des  deutschen  Bundes  gerichteten 
Handlungen  in  dem  Staate,  in  dem  der  Thäter  Unterthan  ist, 
als  Hochverrath,  Landesverrath  oder  unter  einer  an- 
deren Benennung  bestraft  werden  sollen,  unter  welcher  die 
gleiche  Handlung,  gegen  den  einzelnen  Staat  selbst  begangen, 
zu  strafen  sein  würde.  Als  Grund  dieser  Bestimmung  wird 
in  diesem  Beschlüsse  selbst  angegeben,  dass  die  Verfassung 


9)  Siehe  den  yollst&ndigen  Abdruck  des  B.-B.  y.  13.  Nov.  1834  in  G. 
V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföd.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  n,  S.  320. 

«)  Siehe  oben  §.  182,  Note  9. 

*)  Bei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföd. .Germ.  3.  Auflage,  Tbl.  ü, 
S.  347. 


$.  406.    Bttndesbeschloss  Yom  26.  Januar  1854.  617 

des  dentschen  Bundes  auch  ein  Theil  der  Landesverfas- 
flimg  seL 

n.  Aüch  verpflichteten  sich  hier  abermals  die  Bandes- 
legiemngen  zur  gegenseitigen  Ansliefernng  politischer  Ver- 
brecher, Yoransgesetzty  dass  ein  solches  Individnum  nicht  ein 
Unterihan  des  um  die  Auslieferung  angegangenen  Staates 
selbst,  oder  in  diesem  schon  wegen  anderer  ihm  zur  Last 
fallenden  Verbrechen  zu  untersuchen  oder  zu  bestrafen  ist. 
Sollte  das  Unternehmen,  dessen  der  Auszuliefernde  beschuldigt 
^^>  g^en  mehrere  Bundesstaaten  gerichtet  sein,  so  hat  die 
Aaslieferang  an  jenen  dieser  Staaten  zu  geschehen,  welcher 
snerst  dämm  bittet. 

in.  Dieser  Bundesbeschluss  besteht  noch  gegenwärtig  in 
praktischer  Gültigkeit   (Siehe  §.  466). 

§•  466. 

f)  Der  Bundesbeschluss  vom  26.  Januar  1854  über 
die  gegenseitige  Auslieferung  gemeiner  Verbrecher*). 

Durch  Bundesbeschluss  vom  26.  Januar  1854  (Sitz.  III, 
Protok.  §.  25)  wurde  zum  Behufe  der  Handhabung  des  allge- 
meinen Bechtszustandes  eine  Vereinbarung  unter  den  Bundes- 
gliedem  in  XI  Artikeln  getroffen,  wodurch  sich  dieselben  nun- 
mehr auch  gegenseitig  zur  Auslieferung  der  gemeinen  Ver- 
brecher verpflichten.  (Art.  I).  „Unter  Vorbehalt  fortdauernder 
Wirksamkeit  der  durch  den  Bundesbeschluss  vom  18.  August 
1836  bezüglich  der  Auslieferung  politischer  Verbrecher  ge- 
troffenen Anordnungen,  für  deren  Ausführung  die  folgenden 
Artikel  gleichfalls  zur  Anwendung  zu  bringen  sind,  verpflichten 
sieh  die  Bundesstaaten  gegenseitig,  Individuen,  welche  wegen 
anderer  Verbrechen  und  Vergehen  (ausschliesslich  der 
Abgabendefraudationen  und  derUebertretungen  von 
Polizei-  und  Finanzgesetzen)  von  einem  Gerichte  des- 
jenigen Staates,  in  welchem  oder  gegen  welchen  das  Ver- 
brechen oder  Vergehen  begangen  worden,  verurtheilt  oder  in 
Anklagestand  versetzt  sind,  oder  gegen  die  ein  gerichtlicher 


«)  Bei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  ConfÖd.  Genn.   3.  Auflage  (1859), 
TU.  n,  8.  694. 
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Yerhaftgbefehl    dort  erlassen  ist,   diesem  Staate  an 
Yoransgesetzt,  dass  nach  den  Gesetzen  des  reqairirten 
die  veranlassende  strafbare  Handlang  gleichfalls  als  Verbr 
oder  Vergehen  anzusehen  and  die  Strafe  noch  nidit  ve 
ist.    Ausnahmen  treten  nur  ein:  1)  wenn  das  betreffi^del 
dividuum  ein  Untorthan  des  um  die  Auslieferung 
Staates  ist;    2)  wenn  wegen  derselben  strafbaren  Hand 
welche  den  Auslieferungsantrag  veranlasst  hat,  die  Comp 
der  Gerichte  des  um  die  Auslieferung  angegangenen 
nach  den  Gesetzen  desselben  begründet  ist;  3)  wenn  der^ 
Kuliefemde  in  dem  um  die  Auslieferung  angegangenen 
wegen  anderer  Handlungen  einer  Untersuchung  oder 
oder  wegen  Schulden  oder  sonstiger  dvih-echtlicher  Ye 
lichkeiten  einem  Arreste  unterliegt.^'    (Art.  U).   ,yln  dem 
des  Art.  I,  Ziffer  3,  hat  die  Auslieferung  erst  nach 
Freisprechung  oder  erstandener  Strafe,  beziehungsweiBe 
aufgehobenem  Arreste,    Platz    zu  greifen.^'     (Art.  ni). 
der  Person  sind  alle  Gegenstände,  welche  sich  in  derea 
sitze  befinden,  wie  auch  andere,  die  zum  Beweise  der 
baren  Handlung  dienen   können,    zu  übergeben/'    (Ali 
„Die  Auslieferung  erfolgt  auf  Ansuchen  der   zuständigeu 
richtsbehörde,  oder,  wenn  es  sich  um  die  Ergreifling 
entwichenen  Strafgefangenen  handelt,  der  Verwaltongsbehn 
der  betreffenden  Strafanstalt,  an  die  Justiz-  oder  Polizdbeli 
des  Bezirkes,   in  welchem  sich  der  Angeschuldigte 
In  dem  Ansuchen  ist  das  Verbrechen  oder  Vergehen, 
das  betreffende  Individuum  beschuldigt  wird,  oder  w^en  de 
dasselbe  verurtheilt  worden,  so  wie  die  Zeit  der  verübte 
baren  Handlung,    im  letzteren  Falle   unter  Bezeiehnang 
Gerichtes,  welches  die  Verurtheilung  ausgesprochen  hat, 
des  wesentlichen  Inhaltes  des  Erkenntnisses  anzugeben, 
um  die  Auslieferung  angegangene  Behörde  hat  sofort  die 
den  Landesgesetzen  erforderlichen  Einleitungen  zur  Er 
der  Prüfung  und  Bescheidung  des  Antrags  zu  treffen, 
wird  sodann  die  zugestandene  Auslieferung  an  dem  der 
haftung  zunächst  liegenden  Grenzorte,  an  dem  sich  eine) 
Uebernahme  geeignete  Behörde  befindet,  vollzogen.'^    (Art ' 
„Ist  die  Auslieferung  von  mehreren  Staaten  nachgesucht 
den,  so  eifolgt  dieselbe  an  den  Staat,  welcher  das  de 
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Aiusnehen  zuerst  gefstellt  haf  (Art  VI).  ,,Die  Kosten  der 
E^^g;reifang  und  die  des  Unterhaltes  des  verhafteten  Individuams 
wie  der  mit  zu  übergebenden  Gegenstände  werden  dem  aus- 
fiefemden  Staate  von  dem  Tage  der  Verhaftung  an,  in  den 
Artikel  I,  Ziffer  3  erwähnten  Fällen  aber  vom  Tage  der  Frei- 
Bprechung  oder  beendigten  Straf-  oder  Arresthaft  an,  bis  ein- 
scUiessUch  dem  der  Auslieferung,  unmittelbar  nach  erfolgter 
Uebersendnng  der  Eostenspecification  an  das  die  Auslieferung 
nachsuchende  Gericht,  durch  letzteres  erstattet.''  (Art.  VU). 
,J)er  Transport  solcher  aus  deutschen  Bundesstaaten  oder 
aneh  aus  anderen  Ländern  auszuliefernder  Individuen  wird  in 
jenen  Bundesstaaten,  welche  sie  als  Zwischengebiet  berühren, 
unbehindert  gestattet  werden;  übrigens  unterliegt  diese  Ver- 
bindlichkeit zur  Durchlieferung  denselben  Ausnahmen  und 
Beschränkungen,  welche  in  Art.  I,  Ziffer  1  bis  3  incl.,  flir  die 
Verpflichtung  zur  Auslieferung  festgesetzt  sind."  (Art.  VIII). 
„Die  Verhafteten  und  die  mit  zu  übergebenden  Gegenstände 
werden  auf  dem  Wege  nach  dem  Bundesstaate,  an  welchen 
die  Auslieferung  erfolgt,  eben  so  verpflegt  und  behandelt,  und 
es  wird  in  gleichem  Masse  hierfür  Vergütung  geleistet,  wie 
dieses  ftbr  die  eigenen  Unterthanen  in  denjenigen  Staaten  vor- 
geschrieben ist,  von  welchen  die  Auslieferung  vollzogen  wird, 
oder  durch  welche  der  Transport  führt."  (Art.  IX).  „Von  der 
ausliefernden  Behörde  ist  ein  Transportausweis  auszufertigen 
und  mit  dem  Verhafteten  zu  übergeben.  Diejenigen  Staaten, 
dnrch  welche  der  Transport  führt,  haben  die  auf  ihrem  Ge- 
biete erwachsenen  Kosten  vorschussweise  zu  bezahlen,  die- 
selben auf  dem  Transportausweise  quittiren  zu  lassen,  und  so 
dem  nächstfolgenden  Staate  in  Anrechnung  zu  bringen,  welcher 
letztere  bei  der  Auslieferung  an  die  requirirende  Behörde  durch 
diese  vollen  Ersatz  erhält."  (Art  X).  „Durch  die  vorstehende 
Uebereinkunft  werden  die  zwischen  einzelnen  deutschen  Staaten 
bestehenden  Auslieferungsverträge  in  so  weit  ausser  Wirkung 
gesetzt,  als  dieselben  Bestimmungen  enthalten,  welche  mit  den 
durch  diese  Uebereinkunft  begründeten  gegenseitigen  Ver- 
pflichtungen im  Widerspruche  stehen,  oder  nicht  etwa  beson- 
dere Verabredungen  über  den  Vollzug  von  Auslieferungen  und 
die  Kosten  derselben  in  sich  fassen.  Die  Erneuerung  der  mit 
auswärtigen  Staaten    bestehenden  Auslieferungsverträge    wird 
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in  einer  mit  dem  Inhalte  dieser  Uebereinklinft  ttbefeinatimiMi! 
den  Weise  erstrebt  werden/^    (Art.  XI).  y,Anf  das  Gebiet 
Herzogthnms  Limburg  findet  dieser  BandesbescUnss 
Anwendung.'' 

§.  467. 

g)  Die  Bundesgesetzgebung  über  das  Vereins- 

Versammlungsreclit. 

a)  Geschichtliclies. 

Üeberblick  des  Vereinsrechtes  bis  zur  Ab£Bussang  i 

deutschen  Reichsverfassung  vom  28.  März  1849. 

I.  Schon  nach  dem  gemeinen  Beichsrechte  war  die  Bili 
von  Vereinen  zu  erlaubten  Zwecken  und  ohne  politii 
Tendenzen  den  Staatsangehörigen  allgemein  gestattet  und  i 
obrigkeitliche  Genehmigung  nur  in  soweit  erforderlich,  ab 
Verein  Corporationsrecht  zn  geniesen  wünschte^). 

II.  Dagegen  waren  schon  durch  die  Beidisgesetze 
Vereine  und  Verbindungen  mit  politischer  Tendenz  verbot 
insbesondere  diejenigen,  welche  darauf  abzielten,  die  Ui 
thanen   der  Botmässigkeit  gegen   ihre   Landesherren  zu 
ziehen^),  so  wie  alle  Verbindungen  und  Zusammenrottirni^ 
welche   die   öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit   bedrohte 
Uebrigens  wurde  nicht  bezweifelt,  dass  sowohl  die  Beichsst 
gewalt,  so  wie  auch  jede  Landesregierung  jeden  Verein 
bieten  könne,  dessen  Bestehen  ihr  mit  dem  öffentlichen  Wi 
unverträglich  schien. 

in.  Seit  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches  wurdei 
mehreren  Staaten  aber  strengere  Grundsätze  in  Bezug  auf, 
Vereins-  und  Versammlungsrecht  aufgestellt,  and  häufig 


*)  Das  gemeine  Reichsrecht  hatte  für  Vereine,  weldie  nur 
Zwecke  verfolgten,  keine  anderen  GrondsftUe,  als  die  Ober 
vertrage  (societaUB)  and  Gorporadonen  {wdoersitaUs)  fiberbaopt  sacA  i 
Givilrechte  galten.  —  Vergl.  Note  4. 

«)  Aurea  Bulla  Caroli  IV,  cap.  XV,  §.  1—4. 

')  So  z.  B.  die  wiederholten  Verbote  derVergadderungei 
eigenmächtiger  Yersammlongen  des  Eriegsvolkes  n.  dei^l.  —  An 
R.-A.  1551,  §.  %  flg. ;  Execntionsordnong  t.  1555,  §.  M  flg. 
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Bfldnng  von  Veremen  ohne  obrigkeitliche  Erlanbniss  überhaupt 
verboten  nnd  für  strafbar  erklärt,  desgleichen  auch  die  Ab- 
haltiuig  Yön  Volksyersammlnngen  nnd  das  Halten  von  Beden 
an  das  Volk  nntersagt. 

IV.  Unter  den  Verfassnngen  vor  dem  Jahre  1848  enthält 
nordicTon  Sachsen-Meiningen  (1829)  eine  ansdrttckliche 
Bestimmung  über  das  Vereinsrecht,  welche  jedoch  nur  die 
schon  in  der  Keichszeit  als  gemeinrechtlich  betrachteten  Grund- 
sätze wiederholt^). 

V.  Die  Bundesversammlung  wandte  ihre  Aufmerksamkeit 
dem  Vereins-  und  Veroammlungswesen  (abgesehen  yon  den 
sehon  früher  in  den  Kreis  ihrer  Thätigkeit  gezogenen  Ver- 
bindungen der  Studierenden  auf  den  Universitäten)  erst  in  dem 
Jahre  1832  zu^  beschränkte  sich  aber  in  dem  Bundesbeschlusse 
vom  5.  Juli  1832  darauf,  alle  Vereine  mit  politischer 
Tendenz  durchaus  zu  verbieten  und  die  Abhaltung  von 
Tolksyersammlungen  nnd  Volksfesten,  welche  bisher 
nicht  üblich  waren,  von  der  Genehmigung  der  Begierung 
abhängig  zu  machen^). 

VI.  Enrz  nach  dem  Jahre  1832  fingen  aber  bereits  einige 
deutsche  Ständeversammlungen  an,  das  Vereins-  und  Versanun- 
longswesen,  welches  bisher  durch  Verordnungen  der  Staats- 
regierungen geregelt  worden  war,  in  den  Kreis  der  Gesetz- 
gebung zn  ziehen.  In  den  aus  dieser  Zeit  stammenden  Ge- 
setzen wird  meistens  die  Bildung  von  Vereinen  und  die  Ab* 
haltnng  von  Volksversammlungen  im  Allgemeinen  frei  gegeben, 
jedoch  den  Staatsbehörden  die  Befugniss  beigelegt,  einen 
Verein,  der  die  Sicherheit  des  Staates  bedroht,  oder  das  all- 
gememe  Wohl  gefährdet,  aufzulösen,  sein  Fortbestehen  zu 
untersagen,  und  die  Theilnahme  an  einem  solchen,  durch  ein 
öffentlich  verkündetes  Verbot  ausdrücklich  untersagten  Verein 


0  S.-Meiningen,  Y.-I}.  1829,  §.  28.  „Es  ist  zwar  den  ünterthanen 
nicht  verwehrt,  zn  Zwecken,  welche  an  sich  nicht  gesetzwidrig  sind,  Ge- 
sellschaften zu  stiften,  allein  das  Becht  der  Persönlichkeit,  die  Fähig- 
keit auf  den  Namen  der  (Gesellschaft  Gmndeigenthnm  zu  erwerben,  Beamte 
zu  besteUen,  ein  Siegel  zn  führen  und  Statuten  zu  errichten ,  erlangen  sie 
nur  durch  die  Bewilligong  des  Staates.*' 

^  Siehe  oben  §.  462. 
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mit  Strafen  za  belegen,  desgleichen  auch  unter  gieiden 
aussetzungen  bevorstehende  Volksyersamndnngen  zu  y( 
oder  eine  bereits  versammelte  Volksmenge '  zum  Ai 
gehen  anfzofordem  ^). 

VII.  In  den  Bewegungen  des  Jahres  1848  wnrde, 
dem  Vorgänge  von  Frankreich,  auch  in  den  meiste  di 
Ländern  eine  anbeschränkte  Freiheit  in  BUdong  von  V< 
und   Abhaltung    von   Volksversammlungen   in  Ansjmub 
nommen.     Die  politischen  Vereine   traten   unter   einaDder 
Verbindung,   und  bildeten   sonach  eine  föimliche 
Macht  neben  der  Staatsregierung,   welche   dieselbe  in 
ihren  Massregeln  entweder  lähmte  oder  terrorisirte. 

Vni.  In  Frankreich  fanden  sich  daher  sogar  die 
kanischen  Machthaber  alsbald  veranlasst,  strenge  Gesetze 
die  Zusammenrottungen  (7.  Mai  1848)   und   über  die 
ciationen  (24.  Juli  1848)  zu  erlassen. 

IX.  In  Deutschland  wurde  dagegen  noch  in  den 
rechten  des  deutschen  Volkes  und  der  Reichsverfassung 
28.  März  1849  das  Vereinsrecht  principiell  ohne  El 
anerkannt,  und  jede  vorbeugende  Massregel  als  unzulässg 
klärt;  ebenso  wurde  das  Recht,  sich  friedlich  und  ohneW« 
zu  versammeln,  anerkannt,  und  die  Nachsuchung  einer 
keitlichen  Erlaubniss  hierzu  für  flberfltlssig  erklärt    1 
Bezug  auf  Volksversammlungen  unter  freiem  Himmel 
zugelassen,  dass  sie  bei  dringender  Gefahr  für  die  öffenlB 
Sicherheit  sollten  verboten  werden  können'). 

§.  468. 

ß)  Die  Gesetze  der  Einzelstaaten  über  das  Verein 
wesen  seit  dem  Jahre  1849. 

I.  Schon  in  dem  Unionsparlamente  zu  Erfurt  (1< 
wurde  anerkannt,  dass  die  Bestimmungen  der  Reichsv^fui 
vom  28.  März  1849  über  Vereine  und  Versammlungen  < 

6)  Yergl  z.  6.  das  badische  Gesetz  über  die  Vereine  t.  96k 
1833,  Reg.-Bl.  XXXVIII  und  aber  YolksYersammlungen  t.  15.  Kor. ' 
Reg.-Bl.  XUV. 

T)  Grundrechte  des  deutschen  Volkes,  art.  VIU.  —  R-V.  v.  iS.  ] 
1849,  §.  161  flg.  —  Siehe  ohen  §.  294. 
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grösseren  Einschränkung  bedürften^).  Dieselbe  erfahmngs- 
mäsBige  Ueberzengnng  liegt  auch  allen  Gesetzen  zn  Gmnde, 
welche  in  den  dentschen  Staaten  seit  dem  Jahre  1849  ttber 
das  Vereins-  nnd  Versammlungswesen  errichtet  worden  smd  ^). 

n.  Allen  diesen  Gesetzen  hat  das  französische  Gesetz 
Yom  84.  Joli  1848  znm  Vorbilde  gedient;  sie  beruhen,  wie 
dieses,  übereinstunmend  anf  dem  Grundgedanken,  eine  Or- 
ganisation der  politischen  Vereine  zn  hindern, 
wodimh  diese  als  eine  Autorität  neben  der  Staatsregierang 
erscheinen  konnten'). 

in.  In  allen  diesen  Gesetzen  ist  im  Allgemeinen  das 
Recht  der  Staatsangehörigen  anerkannt,  zu  Zwecken,  welche 
den  Strafgesetzen  nicht  zuwiderlaufen,  Vereine  zu  bilden  und 
rieh  friedlich  und  ohne  Waffen  zu  versammeln.  Allgemein  ist 
daselbst  der  Staatsbehörde  das  Becht  beigelegt,  jene  Vereine 
aufzulösen  und  jene  Versammlungen  zu  verbieten ,  welche  die 
Sffeniliche  Sicherheit  und  das  öffenliche  Wohl  gefährden. 

IV.  In  Bezug  auf  die  Vereine  haben  die  neueren  Ge- 
setze insbesondere  folgende  Grundsätze  angenonmien:  1)  Alle 
Vereine,  welche  eine  Einwirkung  auf  politische  Ange- 
legenheiten bezwecken,  mttssen  Statuten  und  Vorsteher 
haben,  und  diese,  so  wie  ihre  Mitglieder  den  Behörden  an- 
seigen.  2)  Begelmässig  sind^  jetzt  Nicht -Deutsche  als  Mit- 
glieder politischer  Vereine  unzulässig.  Ebenso  sind  regel- 
mässig Minderjährige  von  der  Theilnahme  ausgeschlossen, 
meistens  auch  Personen  weiblichen  Geschlechts.  3)  Durch- 
gehends  sind  zwei  oberste  Grundsätze  in  Bezug  auf  das  Ver- 
einsrecht aufgestellt  worden,  das  Princip  der  Localisirung 
und  das  Princip  der  Publicität    4)  Das  Princip  der  Lo- 


0  Siehe  oben  §.  294,  Note  4—6. 

*)  Hierher  gehören:  Oesterreich,  provisor.  Gesetz  yom  17.  März 
1849.  —  Bayern,  Ges.  v.  26.  Februar  1850.  —  Preussen,  Ges.  t. 
11.  H&rz  1860.  —  K.  Sachsen,  Verordn.  v.  3.  Jnni  1850.  —  Baden, 
Ges.  T.  14.  Febr.  1851  u.  s.  w.  ~  Die  Bestimmungen  neuerer  Verfassungen 
siehe  unten  §.  480,  Note  2. 

^)  Ansfohrlicheres  über  die  einzehien  Bestimmungen  der  neueren  Ge- 
setze siehe  in  dem  von  mir  erstatteten  Commissionsberichte  (Beil.  Nr.  184 
zum  Protok.  d.  36.  Sitz,  der  badischen  Ersten  Kammer  der  Land- 
rtftnde)  v.  14.  Dec.  1850. 
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calisirmig  besteht  darin,  dass  ein  politische  Verein  nkltj 
anders,  als  nur  als  örtlicher  Verein  geduldet  wird,  ii 
kein  politischer  Verein  darf  mit  anderen  politischen  Ye 
in  Verbindung  treten,  namentlich  nicht  in  der  Art,  dan 
eine  den  Beschlttssen  des  anderen  unterworfen  wird.  5) '. 
Princip  der  Publicität  ist  in  der  Art  durchgeführt,  daa< 
Sitzungen  der  Vereine,  beziehungsweise  jede  einzdne  Yt 
Sammlung  der  Obrigkeit  gehörig  angezeigt  werden  muK, 
die  Polizei  zu  jeder  Versammlung  einen  oder  zwei 
oder  andere  Bevollmächtigte  abordnen  darf,  welche  Av 
nungen  machen  und  fordern  können,  dass  ihnen  der  Vo 
die  Namen  der  Bedner  angibt  6)  Es  ist  durchaus 
dass  die  politischen  Vereine  Beschlttsse  in  der  Form  von  ^ 
setzen,  Verordnungen  oder  Bechtssprttchen  fassen;  aach 
kein  Staatsgebäude,  kein  Gemeindehaus  und  keine  Eirdie^ 
Sitzungen  politischer  Vereine  oder  Versammlungen 
werden.  7)  Die  Vorsteher  sind  verpflichtet  f&r  die  Ordnong^ 
der  Versammlung  zu  sorgen,  ausschweifenden  Bednem 
Wort  zu  entziehen  und  überhaupt  die  Versammlung  bei  i 
fahr  irgend  einer  Unordnung  sogleich  aufzulösen,  name 
wenn  dies  die  Abgeordneten  der  Polizei  verlangen,  oder 
Bewaffnete  gegenwärtig  sind.  8)  Bei  ausgesprochener 
lösung  haben  sich  alle  Anwesenden  sogleich  zu  entfernai. 
Zögerung  in  Befolgung  einer  solchen  Aufforderung  kanu 
gleich  die  bewaffnete  Macht  einschreiten.  9)  Vereine,  we 
diesen  Bestimmungen  entgegen  handeln ,  können  Begleich 
schlössen  werden.  10)  Nicht -politische  Vereine  bedt 
keiner  obrigkeiüichen  Erlaubniss,  keiner  Statuten  und 
Steher.  Wenn  sie  aber  Statuten  und  Vorsteher  haben, 
mttssen  sie  dieselben  der  Obrigkeit  anzeigen.  So  wie 
solcher  Verein  sich  aber  mit  Politik  beschäftigt,  wird  er 
politischer  Verein  behandelt. 

V.  Hinsichtlich  der  Volksversammlungen  unterse 
die  neuen  Landesgesetze  hauptsächlich  solche ,  welche  in  i 
schlossenen  Räumen,    und  solche,   welche  unter 
Himmel  gehalten  werden  sollen;  sodann  solche,  in 
öffenüiche   Angelegenheiten   besprochen    werden    sollen, 
solche,  die  nur  Vergnügungen,  kirchliche  Feier  n.  dergL 
Zwecke  haben.     Bei   allen  Volksversammlungen   mt&nai 
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Veraiustalter  regelm&Bsig  wenigstens  24  Standen  yor  dem  Be- 
ginne der  Versamndong  die  Anzeige  bei  der  Bezirksbehörde 
machen  y  nnd  diese  ist  berechtigt  und  yerpflichtet,  die  Ver- 
sammliing  za  verbieten,  wo  Gefahr  f&r  die  öfPentliehe  Sicher- 
heit oder  das  öffentliche  Wohl  ist.  Jede  Volksversammlnng 
mnss  mindestens  einen  Leiter  (Präsidenten)  haben,  der  nebst 
den  Veranstaltern  nnd  anderen  Vorstehern  persönlich  fbr  alle 
Dnordnnng  verantwortlich  nnd  haftbar  ist.  Leiter  einer 
Volksversammlnng  können  nm*  Staatsbürger  des  Landes  sein, 
wo  sie  gehalten  wird.  AUe  Vorschriften,  welche  ttber  die 
Sitzimgen  der  Vereine  bestehen,  finden  anch  analoge  Anwen- 
düDgen  auf  die  Volksversammlungen.  Volksversammlungen 
miter  freiem  Himmel  setzen  nach  den  neueren  Gesetzen 
darehans  vorgängigeErlaubniss  der  Polizeibehörde  voraus. 
Auch  bestimmen  die  neueren  Gesetze  besondere  Strafen  ftir 
die  Uebertretung  ihrer  Vorschriften,  und  behalten  der  Staats- 
regiemng  das  Recht  vor,  hinsichtlich  der  Mflitairpersonen, 
Staatsbeamten  und  anderer  öffentlichen  Diener  und  der  Stu- 
dierenden nnd  Schttler  der  öffentlichen  Studienanstalten  beson- 
dere Vorschriften  hinsichtlich  deren  Theilnahme  an  Vereinen 
imd  Versammlungen  zu  erlassen.  Endlich  sind  auch  in  den 
neueren  Gesetzen  regehnässig  sog.  Sturmpetitionen,  d.  h.  solche 
Petitionen  y  welche  yon  einer  Masse  von  Personen  zugleich 
Sbergeben  werden  wollen,  verboten. 

§.  469. 

y)  Bundesbeschluss  vom  13.  Juli  1854,   das  Vereins- 
weseji  betreffend  1). 

L  Da  es  im  Interesse  der  gemeinsamen  Sicherheit  und 
Ordnung  geboten  erschien,  allgemeine  Grundsätze  ftir  das  Ver- 
einswesen in  sänmitlichen  deutschen  Bundesstaaten  aufzustellen, 
80  haben  sich  die  höchsten  und  hohen  Bundesregierungen 
durch  Bundesbeschluss  vom  13.  Juli  1854,  Sitz.  21,  Protok. 
§.  219  über  nachstehende  Bestuinmungen  vereinigt,  wodurch 
nunmehr  die  Principien  der  Lok'alisirung  und  der  Publi- 


*)  Bei  G.  y.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföd.  Germ.  3.  Auflage,  Thl.  11 
(1859),  S.  604. 
I  ZOpfi,  Staata-eoht.  6.  Aufl.  H.  40 
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cität  der  Vereiae  (§.  468)  zu  gemeinreohflid  Sflliigea  GmA 
gfttzen  erhoben  worden  sind.  1)  In  allen  deatsehen  Bunte 
Staaten  dürfen  nur  solche  Verdne  geduldet  weiden,  dieiiil 
darttber  genügend  auszuweisen  yermögra,  dass  ihre  Ziraoh^ 
mit  der  Bundes-  und  Landesgesetzgebung  im  Einklänge 
und  die  öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit  nicht 
2)  Die  einzelnen  Bundesregierungen  werden  demnadi 
nöthigen  Anordnungen  treffen,  um  von  der  Einrichtuif 
den  Zwecken  eines  jeden  Vereines,  sowohl  im  Beginne  tk  i 
Laufe  seiner  Existenz  und  Wirksamkeit,  Eenntniss 
können.  3)  In  Bezug  auf  politische  Vereine 
muss,  sofeme  derartige  Vereine  nicht  nach  Masagabe 
Landesgesetze  überhaupt  untersagt  sind,  oder  doch 
jeden  Fall  besonders  zu  ertheU^iden  Genehmigung 
die  betreffende  Staatsregierung  sich  in  der  Lage  be&idcn, 
Massgabe  der  Umstände,  besondere  vorübergehende 
kungen  und  Verbote  erlassen  zu  können.  4)  AUgemein 
fttr  politische  Vereine  noch  folgende  Beschränkungen  m  < 
tung  zu  bringen:  ä)  Minderjährige,  Lehrlinge  and 
dürfen  sich  an  solchen  Vereinen  nicht  betheiligen,  b) 
Verbindung  mit  anderen  Vereinen  ist  unstatthi 

5)  In  allen  Bundesstaaten  muss  der  Landesregierang 
das  Recht  zustehen,  die  Versammlungen  solcher  Ve 
welche,   ohne  im  Besitze  einer  besonderen  staatlichen 
kennung,  beziehungsweise  Genehmigung,   zu  sein,   sieh 
öffentlichen   Angelegenheiten    beschlUtigen ,    o  b  r  i  ( 
fiberwachen  zu  lassen,  sondern  es  muss  den  betreffe 
obrigkeitlichen  Abgeordneten  auch  überall  die  Befngnigs 
geräumt  werden,  jede  Versammlung   eines  solchen  Ve 
aufzulösen,    sofeme    entweder   die   ihren  Zusammentritt 
dingenden  Förmlichkeiten  nicht  beobachtet  worden  smd, 
aber  der  Inhalt  der  Verhandlungen  eine  in  der  Nofliv 
keit  der  Aufrechthaltung  der  Gesetze,  so  wie  der  öffeod 
Sicherheit   und    Ordnung   begründete  Veranlassung 

6)  Die  bewaffnete  Macht  darf  sich  nicht  andefs 
Befehl  versammeln   und  weder  in  noch  ausser  dem 
berathschlagen;  Versammlungen  und  Vereine  jedes  Tbeilesi 
stehenden  Heere  und  der  Landwehr  zur  Berathung 
Schlussfassung    über   militairische   Befehle    und  Anordnn 
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mä  anch  daim,  wenn  dieselben  nicht  znsammenbernfen  sind, 
nntenagt  7)  Zuwiderhandlungen  gegen  die  ans  Anlass  yor- 
stehender  Bestimmungen  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  ge- 
troffenen Anordnungen  sind  mit  entsprechenden  Strafen  zu 
belegen.  8)  Im  Interesse  der  gemeinsamen  Sicherheit  ver* 
pflichten  sich  sämmiliche  Bundesregierungen  femer,  die  in 
ihren  Gebieten  etwa  noch  bestehenden  Arbeitervereine 
nnd  Verbrttderungen,  welche  politische,  socialisti- 
8che  oder  communistische  Zwecke  verfolgen,  binnen  zwei 
Monaten  aufzuheben  und  die  Neubildung  solcher  Verbindungen 
bei  Strafe  zu  verbieten. 

n.  In  der  27.  Sitzung  der  Bundesversammlung  vom 
10.  Juli  1862,  Protokoll  §.  229,  ist  von  Baden  der  Antrag 
gestellt  worden,  diesen  Bundesbeschluss  aufzuheben  und 
dabei  auszusprechen,  dass  die  Bundesversammlung  den  Bundes- 
regierungen die  Erlassung  der  für  das  Vereinswesen  nöthigen 
gesetzlichen  Bestimmungen  auf  dem  Wege  der  Landesgesetz- 
gebung überlasse. 

§.  470. 

h)  Die   Bundesgesetzgebung    über    die   Freiheit    der 

Presse  *). 

a)  Geschichtliclies.    Das  Bundespressgesetz  vom 

20.  September  1819^. 

L  Schon  in  der  deutschen  Bundesakte  findet  sich  eine 
Andeutung,  dass  die  Freiheit  der  Meinungsäusserung  durch 
die  Presse  die  Grundlage  des  von  der  Bundesversammlung 
aa&ttstellenden   Systemes   der  Pressgesetzgebung   zu  bilden 


0  Beyscher,  Versuche,  S.  80  flg.,  S.  102  flg.  —  Welcker,  wich- 
tige Urkunden,  S.  302.  —  J.  A.  Gollmann,  Quellen,  Materialien  und 
Gommentar  des  gem.  deut.  Pressrechtes.  Berlin  1844.  —  Schletter, 
Handbuch  der  deut  PressgesetEgebung.  Leipzig  1846.  —  Wiesner,  Denk- 
wOrdigkeiten  der  (ysterreich.  Censur  vom  Zeitalter  der  Beformation  bis  auf 
die 'Gegenwart  Stuttg.  1847. 

^  Bei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  GonfÖd.  Germ.  3.  Auflage,  Thl.  n 
(18Ö9),  8.  94. 
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habe,  und  dass  deren  Aufgabe  nur  darin  liege,  dem 
brauche  der  Pressfreiheit  Schranken  zn  setzen'). 

n.  Ebenso  ist  in  allen  Bepräsentadwerfassnngen 
Grundgedanke    als  der  leitende  fltr  die  Land 
anerkannt^). 

in.  Es  ging  jedoch  sowohl  die  Bondesgesetzgebmig, 
auch  die  Gesetzgebung  der  Einzelstaaten  in  der  ostea 
nach  der  Grttndong  des  deutschen  Bundes  allgemdit 
Yon  der  Ansicht  aus,  dass  die  Verhütung  des 
der  Pressfreiheit  nicht  allein  durch  ein  BepreBsiysyiSt 
d.  h.  durch  eine  dem  Missbrauche  nachfolgende  Bestraf«! 
sondern  auch   durch   ein  PräYentivsystem,   d.  h. 
die  Censur,  erstrebt  werden  mtlsse^). 

IV.   Die  Grundsätze,   über  welche  sich  die 
Sammlung  als    die  Massgebenden   zur  Durchf&hrung 
zweifachen  Systemes  yeremigte,  und  die  im  WesentlidieD 
die  Grundlage  der  Landesgesetzgebungen  bildeten,  finden  i 
in  dem  provisorischen  Bundespressgesetze  vom  SO. 
1819  aufgestellt,    hinsichtlich  dessen    durch  Bundesb 
Yom   16.  August  1824,  Sitz.  XXIV,  §.  131,   Nr.  3 


s)  B.-A.  1815,  art  XYIII  d.    „Die  BandesverBammlnng  iriid 
ihrer  ersten  Zosammenkmifl;  mit  der  Ab&ssung  gleidiförmigerVe 
über  die  Pressfreiheit  und  die  Sicherstellang  der 
Verleger  g^gen  den  Nachdnick  beschikftigen." 

<)  Als  Vorbild  diente  den  deutschen  Verfiissnngsarkimden  die  < 
constit.  (Lonis  XYm.)  t.  4.  Juni  1814,  art  a    „Les  Fnmfau  oiU  i 
da  publder  et  defcdre  mptimer  leurs  opimonB,  en  te  eonfifratmä  < 
^  daivent  riprimer  Ua  abu8  de  cette   Uberti,"'    —    VeigL  die 
mungen  der  deutschen  Verf.-  Urkunden  yor  dem  Jahre  1848  obet  j 
Note  1. 

*)  Die  Büchercensur  wurde  in  Deutschland  zuerst . 

durch  den  Reichsabschied  von  Speier  1529,  §.  9  eingef&hrt,  und  _ 
Übung  der  Landespolizeigewalt  übertragen.    Von  hier  an  häuften  — 
Einschärfnngen  der  Handhabung  der  Gensur  in  den  Beichagesetieo. 
Gerstlacher,  Handbuch  der  deut  Rdchsges.  Tbl  IX,  S.  1189-^ 
K.  Wahlkap.  seit  1790,  art  H,  §.  6.  8.    „Ueberhauyt  aber  keine  9i 
geduldet  werde,  die  mit  den  symbolischen  Büchern  beiderlei L 
ligionen  und  mit  den  guten  Sitten  nicht  vereinbar  ist,  oder  wodordM 
Umsturz  der  gegenwärtigen  Verfassung  oder  die  Stör  an«  der  dF 
liehen  Euhe  befördert  wird.« 
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wuriBy  dass  es  so  lange  in  Kraft  bleiben  solle,  bis  man  sich 
über  ein  definitives  Pressgesetz  vereinigt  haben  würde. 

V.  Dnreh  das  Bandespressgesetz  vom  20.  September  1819 
war  bestimmt  worden :  1)  dass  alle  Sebriften,  die  in  Form  von 
tägiicben  Blättern  oder  regehnässigen  Heften  oder  ttberhanpt 
in  Heften  erscheinen,  die  nieht  flber  20  Bogen  stark  sind, 
nieht  ohne  Gensnr  oder  Staatsgenehmignng  znm Drucke 
befördert  werden  dürfen®).  Hiermit  war  selbstverständlich  die 
Censnrfreiheit  ftir  alle  Drnckschriflien  über  20  Bogen  ansge- 
gprochen.  2)  Ansdrttcklich  war  erklärt,  dass  die  Einftihrnng 
der  vorbeugenden  Massregehi,  d.  h.  der  Censur,  in  Bezug  auf 
die  als  censurpflichtig  erklärten  Schriften  nicht  von  der  Will- 
klihr  der  Einzelstaaten  abhänge,  und  in  Bezug  auf  diese 
Schriften  Gesetze,  welche  blos  auf  gerichtliche  Verfolgung  und 
Bestraftmg  der  im  Wege  des  Druckes  bereits  verwirklichten 
Ifiwbräuche  und  Vergebungen  abzwecken,  nicht  als  zureichend 
betrachtet  werden*^.  3)  Wenn  Druckschriften,  welche  hier- 
nadi  der  Censur  nicht  unterlagen,  einem  anderen  Bundesstaate 
Aidass  zur  Klage  gaben,  sollte  diese  Klage  im. Namen  der 
Begiernng,  an  welche  sie  gerichtet  ist,  nach  den  in  den  ein- 
zelnen Bundesstaaten  bestehenden  Formen  gegen  die  Verfasser 
oder  Verleger  der  dadurch  betroffenen  Schrift  erledigt  wer- 
den^). 4)  Jeder  Bundesstaat  war  wegen  der  in  ihm  erschei- 
nraden,  ^er  Censur  unterliegenden  Druckschriften,  insofeme 
dadurch  die  Würde  oder  Sicherheit  anderer  Bundesstaaten 
verletzt,  oder  die  Verfassung  und  Verwaltung  derselben  ange- 
griffen wurde,  nicht  nur  den  unmittelbar  Betheiligten,  sondern 
aneh  der  Oesammtheit  des  Bundes  verantwortlich  gemacht^). 
5)  Die  Bundesversammlung  war  überdies  ftir  befligt  erklärt, 
Bowohl  auf  Antrag  eines  bethefligten  Bundesgliedes,  wenn  das- 
selbe nicht  von  einem  anderen  Bundesgliede  die  gewünschte 
Abhtllfe  erlangen  konnte,  als  auch  unaufgefordert  aus  eigener 
Autorität,  alle  staatsgefährlichen  Druckschriflien,  und  wenn  sie 
zur  Klasse  der  periodischen  gehörten,  deren  Fortsetzung  durch 


0  BnndespressgesetB  ▼.  20.  Sept.  1819,  §.  1. 

^  Ebenda«.  §.  3. 

*)  Ebendas.  §.  1  a  Unea  2. 

^  Ebendas.  §.  4. 
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einen  AoBspruch  zu  nnterdrttcken,  von  welchem  keine  kffir 
lation  stattfand,  und  den  alle  Landesregiernngen  zu  yi 
Terpfliehtet  waren  ^^).     6)  Der  Redakteur  einer  nnt^drUi 
Zeitung  oder  Zeitschrift   durfte   binnen  5  Jahren  in 
Bnndesstaate  bei  der  Redaktion  einer  ähnlichen  Schrift 
lassen  werden  ^^).     7)  Hatten  jedoch  die  Verfasser,  H( 
geber  oder  Verleger  einer  censorpflichtigen  Druckschrifi 
Vorschriften   dieses   Bnndespressgesetzes    gemft 
so  waren  sie  ausdrücklich  von  jeder  weiteren  VeranI 
frei  erklärt,  und  konnten  die  Aussprüche  der  Bundes 
Sammlung  nur  noch  gegen  die  Schriften,  nie  aber  gega 
Personen   gerichtet  werden^*).     Von  der   Verantwoi 
gegen   die   einzelnen   Bundesstaaten   waren  aber 
Verfasser,  Herausgeber  und  Verleger  nach  ausdrttddieher 
klämng  der  Bundesversammlung  durch  Bundesbeschlus^ 
14.  Juni  1832,  Sitz.  XXI,  Protok.  §.  202,  Nr.  3  hi( 
nicht  entbunden.    8)  Endlich  war  vorgeschrieben,  dass 
in  Deutschland  erscheinenden  Druckschriften  ohne  Ai 
mit  dem  Namen  des  Verlegers,  und  insofeme  sie 
der  Zeitungen   oder   Zeitschriften   gehören,   aach   mit 
Namen  des  Redakteurs  yersehen  sein  müssen  ^^).    In 
auf  die  Verfasser  war  sonach  ein  Recht  der  Anonym! 
anerkannt    9)  Druckschriflien,  bei  welchen  die  eben 
Vorschrift  nicht  beobachtet  war,  durften  in  keinem 
in  Umlauf  gesetzt  werden,  und  mussten,  wenn  solches 
lieber  Weise  geschah,  gleich  bei  ihrem  Erscheinen 
schlag  belegt,  und  die  Verbreiter  derselben,  nach 
heit  der  Umstände,  zu  angemessener  Geld-  oder 
strafe  verurtheilt  werden  ^*). 


«0)  Ebendas.  §.  6. 

«0  Ebendas.  §.  7. 

««)  Ebendas.  §.  7  a  Unea  3. 

«9)  Ebendas.  §.  9. 

««)  Ebendas.  §.  9  a  £. 
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§.  471.   " 

ß)  Abschafiung  der  Censur.     Bundesbeschluss  vom 

3.  März  1848.   Die  Bestimmungen  der  Reichsverfassmig 

vom  28.  März  1849. 

L  Seitdem  in  der  französischen  Charte  (Louis  Phi- 
lippe's)  vom  14.  Angnst  1830)  art.  7  die  Absohaffnng  der 
Censar  ausgesprochen  war^),  warde  das  Verlangen  nach  Auf- 
hebung derselben  in  Deutschland  nicht  nur  im  Volke  immer 
lebhafter  und  dringender,  sondern  es  wurde  auch  von  Seite 
der  Regierungen  eingesehen ,  dass  durch  ein  tüchtiges  Re- 
pressivsystem den  Missbräuchen  der  Presse  kräftiger  gesteuert 
werden  könne /als  durch  die  Censur,  deren  Handhabung  ftlr 
die  Behörden  eine  ausserordentliche  Last  war,  und  ftlr  die 
Staatsregierungen  selbst  häufig  sehr  unangenehme  Verwicke- 
lungen mit  auswärtigen  Regierungen  zur  Folge  hatte,  wenn 
dieselben  sich  durch  censirte  Druckschriften  verletzt  glaubten, 
und  desshalb  wegen  nicht  gehöriger  Handhabung  der  Censur 
Bedamationen  erhoben. 

n.  Es  war  bereits  in  der  Bundesversammlung  selbst  eine 
durchgreifende  Reyision  der  Pressgesetzgebung  angeregt^),  als 
die  Bewegungen  im  Jahre  1848  zu  besonderer  Eile  drängten. 
Um  die  allgemeinen  Forderungen  zu  befriedigen,  welche  be- 
reits in  einigen  Ständeversammlungen  ausgesprochen  und  von 
einigen  Regierungen  als  unabweislich  zugestanden  worden 
waren,  beschloss  die  Bundesversammlung  am  3.  März  1848, 
jedem  deutschen  Bundesstaate  frei  zu  stellen,  die  Censur  auf- 
zuheben und  volle  Pressfreiheit  einzuftihren,  doch  sollte  dies 
nur  unter  Garantien  geschehen,  welche  die  anderen  deutschen 
Bundesstaaten  und  den  ganzen  Bund  gegen  Missbrauch  der 
Pressfreiheit  möglichst  sicher  stellen^). 

ni.  Durch  die  Grundrechte  des  deutschen  Volkes  vom 
21.  December  1848,   art  IV  und  die  Reichsverfassung  vom 


0  Charte  constit  14.  Aoüt  1830,  art  7  a  linea  2.    „La  eenturs  ne 
pmirra  jamais  Hre  retabUe.^^ 
*)  Siehe  oben  f.  181,  Note  5. 
^  Si«he  oben  §.  181,  Note  8  und  4. 
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28.  März  1849,  §.  143  a.  f.  wurde  die  Piessfrdheit  principiel 
ausgesprochen.      Zugleich    worden    alle    Praventiymmfl 
regeln  als  unznlässig  erklärt;  es  sollte  über  die  dordi 
Presse  begangenen  Verbrechen  and  Vergehen  em  befl<»d 
allgemeines  Strafgesetz  abgefasst  und  durch  Geschworene 
dieselben  gerichtet  werden^).    Diese  Grundsätze  wurden 
alsbald  in  den  meisten  Bundesstaaten  in  die  Verfassungsgesetatj 
aufgenommen^). 

§.  472. 

y)  Die  Fressgesetzgebung  in  den  Einzektaaten     j 
seit   1849. 

I.  Obschon  die  Reichsverfassung  vom  28.  März  1849 
zur  Ausftihrung  kam,  und  die  darin  aufgenommenen  sog.  6no 
rechte  des  deutschen  Volkes  durch  Bundesbeschluss  y.  21. 
gust  1851  beseitigt  worden  sind  0>  so  wurde  doch  in  den 
1849  erschienenen  Pressgesetzen  der  Einzelstaaten  die  Prc 
fireiheit  fortwiUurend  principiell  anerkannt  und  die  Gens 
nicht  wieder  eingeführt^). 

n.  Alle  Pressgesetzgebungen  der  Einzelstaaten  seit 
Jahre  1849  beruhen  auf  demselben  Grundgedanken, 
gleichzeitig  auch  in  dem  Pressgesetze  der  französisdieu 
publik  vom  16.  Juli  1850  hervortrat  und  in  diesem  mit  grM 
Schärfe  entwickelt  wurde,  dass  nämlich  durch  die  Gesetzgeh 
auf  die  Zerstörung  der  schlechten ,  erfahrungsmäas^ 
verderblich  erkannten  sog.  kleinen  Lokalpresse 
wirkt,  und  die  Wirksamkeit  der  wegen  Missbrauchs 
Pressfreiheit  ergehenden  gerichtlichen  Stra furtheile  siel 
gestellt  werden  müsse'). 


«)  Siehe  oben  §.  293,  Note  1  flg. 

s)  Ebendas.  Note  4. 

0  Siehe  oben  §.  150;  §.  334,  IX. 

*)  YergL  z.  B.  Anhalt-Bernbnrg,  Pressges.  ▼.  21.  Febr. 
Bayern  v.  17.  M&rz  1850.  —  K  Sachsen  ▼.  3.  Juni  185a  —  Bai 
V.  15.  Febr.  1851.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  27  ond  Gesetz  ▼.  Üi 
1851,  n.  B.  W.1 

')  In  dem  Geeetse  der  französÜBchen  Republik  v.  16.  Jnli  1850  iü 
Zeitongsstempel,  sogar  ftür  den  Roman  im  Feuilleton,  anch  ein  Sieaqicl 
kleine  Broschüren  unter  filnf  Bogen,  die  Leistung  hoher 
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in.  Die  Omndflätze,  welche  von  den  Gtesetzgebiuigen  der 
Einzelstaateii  zu  diesem  Behnfe  aufgestellt  wurden,  haben  im 
Allgemeinen  die  Anerkennung  der  deutschen  Bnndesversamm- 
tang  erhalten  und  sind  in  den  Bundesbeschluss  vom  6.  Juli 
1854  ttbergegangen^  und  dadurch  zum  dermal  geltenden  ge- 
meinen Rechte  in  Deutschland  erhoben  worden. 

§.  473. 
d)  Das  Bundes -Pressgesetz  vom  6.  Jidi  1854^). 

I.  unter  Vorbehalt  der  Befugniss  der  höchsten  und 
hohen  Bundesregierungen,  nach  Bedürfniss  eingreifendere 
Anordnungen  zu  treffen,  wurden  durch  Bundesbeschluss  vom 
6.  Juli  1854  Sitz.  XX,  Protok.  §.  213  nachstehende  allgemeine 
Bestimmungen  zur  Verhinderung  des  Missbrauchs  der 
Presse  festgesetzt  (§.  1).  „Alles,  was  durch  gegenwärtigen 
Bmidesbeschluss  in  Bezug  auf  Druckschriften  angeordnet  wird, 
findet  nicht  blos  auf  Erzeugnisse  der  Buchdrucker- 
presse, sondern  auch  auf  alle  anderen,  durch  mechanische 
Mittel  vorgenommenen  Vervielfältigungen  von  Schriften 
nnd  bildlichen  Darstellungen  seine  Anwendung.'^  (§-2)« 
„Zur  Ausübung  des  Gewerbes  eines  Buch-  oder  Steindruckers, 
Bach-  oder  Kunsthändlers,  Antiquars,  Inhabers  einer  Leih- 
bibliothek oder  eines  Lesekabinets  und  Verkäufers  von  Zei- 
tongen,  Flugschriften  unä  bildlichen  Darstellungen  soll  in  allen 
Bandesstaaten  die  Erlangung  einer  persönlichen  Con- 
cession  (obrigkeitlichen  Bewilligung)  erforderlich  und  nur 
denjenigen  Gewerbtreibenden ,  welche  eine  solche  Concession 
(obrigkeitliche  Bewilligung)  erlangt  haben,  die  Erzeugung  von 
Drackschriften  und  der  gewerbmässige  Verkehr  mit  denselben 
nach  Hassgabe  der  Concession  (obrigkeitlichen  Bewilligung) 
gestattet  sein.  Die  Einziehung  der  Concession  (obrig- 
keitiichen   Bewilligung)    im  Falle   des   Missbrauchs   des   Ge- 


flberdies,  was  keine  andere  Gesetzgebnng  aufgenommen  hat,  die  nament- 
liche Unterzeichnung  jedes  raisonnirenden  Zeitongsartikels  durch 
den  wirklichen  Verfasser  vorgeschrieben. 

*)  Bei  6.  Y.  Meyer,  Corp.  Jnr.  Gonföd.  Germ.  3.  Auflage,  Tbl.  n 

(18B9),  s.  eoi. 
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werbsbetriebes  .kann  nicht  nur  in  Folge  geriehtliehei 
Verartheflnngy  sondern  anek  auf  administratiyem  W^ 
erfolgen;  auf  letztorem  jedoch  nur  dann,  wenn  nach  Yonat 
gegangener  wiederholter  BchrifUicher  Verwarnang  odoj 
nach  erfolgter  gerichtlicher Bestrafang  die  vorerwifaiilMi 
Gewerbtreibenden  ihre  BeschSftigang  beharrlich  zur  Vertadtiig 
von  strafbaren,  insonderheit  staatsgefährlicheBDnHfej 
Schriften  missbranchen^).  Conceasionen,  welche  in  widet* 
rnflicher  Weise  ertheilt  sind,  können  auch  ohne  deniti|l 
vorhergegangene  Einschreitnngen  anf  administrati? 
Wege  eingezogen  werden."  (§.  3).  „Nur  mit 
lieber  Erlaabniss  und  innerhalb  der  Grenzen  derselben 
mit  Druckschriften  hansirt,  nnd  dürfen  dieselben  an  dffoi 
liehen  Orten  a^osgestreat,  angeboten,  vertheilt  oder 
schlagen  werden.  Diese  Erlaabniss  kann  jederzeit  zi 
genommen  werden."  (§.  4).  „Auf  jeder  im  Bundesgebiete 
scheinenden  Druckschrift  muss  der  Name  und  Wohnort 
Druckers,  und  wenn  dieselbe  flir  den  Buchhandel 
zur  öffentlichen  Verbreitung  auf  anderem  Wege 
ist,  auch  der  Name  und  Wohnort  desjenigen,  bd  dem 
Druckschrift  als  Verlags-  oder  Commissi onsartikel 
scheint,  oder  beim  Selbstvertriebe  der  Name  undWol 
ort  des  Verfassers  oder  Herausgebers  genannt 
(§•  ^)'  tt^^T^  j^^f  ^^  Presse  verlassenden  Druckschrift 
vor  deren  Ausgabe,  oder  mindesten»  sobald  die  AusÜv 
oder  Versendung  beginnt,  ein  Exemplar  der  von  der 
regierung  dazu  bestimmten  Behörde   überreicht 


*)  Die  Einführung  dieser  Bestimmung  über  die  Goncessiona-i 
auf  administrativem  Wege  ist  in  mehreren  Bundesstaaten,  iriel 
sen,  Sachsen,  Würtembeig,  Brannschweig  n.  s.  w.  nicht  als  eüM 
gatorische,  sondern  nur  als  eine  fakultative  betrachtet  und  < 
die  Landesgesetzgebung  gar  nicht  aufgenommen  oder  irieder 
fernt  worden.    In  Oesterreich  wurde  der  wiederholten  Yen 
nung  nnr  die  Folge  beigelegt,  dass  dem  Betreffenden  der 
betrieb   anf  drei  Monate  eingesteUt  wird.     Siehe  den  Vortuff J 
Würtemberg  in  der  8.  Sitz.  v.  28.  Febr.  1861,  Protok.  S-  ^  -^ 
den  hatte  die  obgedachte  Bestimmung,  wie  die  meisten  Bundes^taattt»^ 
obligatorisch  au^Kefiust,  hat  aber  in  der  27.  Sitsung  der  &•¥. 
10.  Juli  1862,  Protok.  §.  228  auf  deren  Aufhebung  angetrageiL 
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Es  18t  den  einzelnen  Bundesregierangen  ttberlassen,  Drnck- 
schiiften,  welche  zwanzig  Bogen  und  darüber  gtark  sind, 
yon  dieser  Bestimmnng  anszanehmen  nnd  die  Zeitfristen 
der  Ueberreichnng  dem  Zwecke  entsprechend  festzn- 
setzen/^  (§.  6).  ^^Von  der  Erfttllnng  der  in  den  §§.  4  nnd  5 
enäialtenen  Vorschriften  sind  blos  die  den  Bedllrfiiissen  des 
Verkehrs  oder  des  geselligen  Lebens  dienenden  Drucksachen, 
ab  Formulare,  Etiqnetten,  Visitenkarten  und  ahn« 
liehe  diesen  gleich  zn  achtende  kleinere  Presserzengnisse  ans- 
zunehmen/^  (§.  7).  ,,Fttr  jede  im  Bundesgebiete  erschei- 
nende periodische  Druckschrift  (Zeitung,  Zeitschrift)  muss 
ein  ftlr  deren  ganzen  Inhalt  verantwortlicher  Redakteur  be- 
stellt und  dessen  Name  auf  jedem  Blatte  oder  Hefte 
(Nummer)  genannt  sein.  Eine  Ausnahme  von  diesem 
Grandsatze  ist  nur  bezüglich  jener  Zeitschriften  zulässig,  welche 
alle  politischen  und  socialen  Fragen  von  der  Besprechung 
au  SS  oh  Hessen.^'  (§.  8).  „Der  verantwortliche  Redakteur 
dner  periodischen  Druckschrift  muss  unbedingt  dispositions- 
fähig sein,  im  Oenusse  der  bürgerlichen  Rechte  sich 
befinden,  und  bei  Zeitschriften,  welche  nicht  blos  wissenschaft- 
liehen, artistischen  oder  technischen  Inhaltes  sind,  in  dem 
Staatsgebiete,  in  welchem  die  Druckschrift  erscheint,  seinen 
regelmässigen  Wohnsitz  haben.  Die  Redaktion  der  Zeit- 
sehriften  wissenschaftlichen,  technischen  oder  artistischen  In- 
halts kann  indessen  ausnahmsweise  von  den  Landesregierungen 
auch  Personen  gestattet  werden,  welche  die  vorbezeichneten 
Eigenschaften,  namentlich  die  Dispositionsfähigkeit,  nicht  be- 
sitzen. Personen,  welche  sich  in  Straf-  oder  Untersuchungs- 
haft befinden,  kann  während  der  Dauer  der  Haft  die  Führung 
der  verantwortlichen  Redaktion  untersagt  werden.^'  (§.  9). 
„Für  jede  im  Bundesgebiete  erscheinende  periodische  Druck- 
schrift muss  eine  Caution  bestellt  werden.  Von  dieser  Ver- 
pfiichtung  können  nach  dem  Ermessen  der  einzehien  Bundes- 
regierungen nur  amtliche  und  solche  Blätter  befreit  werden, 
welche  alle  politischen  und  socialen  Fragen  von  der  Be- 
sprechung ausschliessen.'^  (§.  10).  „Die  Caution  für  eine 
periodisch  erscheinende  Druckschrift  soll  in  der  Regel 
5000  Thaler  preuss.  Cour.,  beziehungsweise  8000  fi.  rhein.  be- 
tragen.    Es  bleibt  jedoch   den  einzehien  Bundesregierungen 
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anheimgegebeiii   die  CantionssiUDine,    unter  Berflc 
der  Bevölkenings-  nnd  VermögmsyerhMItiusse  der  Ve 
and  ihrer  nächsten  Umgebung  ^  so  wie  der  Zeitabflehnitte  < 
Erscheinens  der  Drackschriften,  auf  geringere  BeUge 
steUen.    Bei  Zeitschriften,  welche  wöchentlich  Öfter  ab 
mal  erscheinen  y   kann  aber  dabei   nicht  nnter  1000 
prenssisch  Conrant,   beziehungsweise  1600  fl.  rheinisä, 
solchen,  die  dreimal  oder  weniger  als  dreimal  wOcheDtiiA( 
scheinen,  nicht  unter  500  Thaler  prenssisch  Conrant,  1 
weise  800  fl.  rheinisch  herabgegangen  werden/'    (§.  11). 
Caation  hat  f&r  alle  ans  Anlass  der  Druckschrift,  für 
sie  bestellt  worden  ist,  zuerkannten  Strafen,  dann  flb 
Kosten  der  Untersuchung  und  der  Straf^oUstreeknng, 
Sticksicht  auf  die  Person  des  Verurtheilten,  zu  haften. 
Cantion  ist  im  Falle   eingetretener  Verminderung 
selben  spätestens  in  vier  Wochen  wieder  auf  den  vollen  1 
zu  ergänz en.^^    (§.  12).  „Die  Herausgabe  einer 
Pflichtigen  Druckschrift  darf  erst  dann  erfolgen,  y 
Bedingungen,  an   welche  das  Becht  hierzu  geknttpft 
vollständig  erfüllt   sind.''     (§.  13).    „Jede   periodiselj 
Druckschrift,    welche   Anzeigen    aufnimmt,    soll  von 
öffentlichen  Behörden  zur  Kundmachung  amtlicher 
gegen  Vergütung  der  Üblichen  Einrttckungsgebühren, 
weit  nicht  nach  den  Landesgesetzen  die  unentgddliche 
nähme  gefordert  werden  kann,  in  Anspruch  genommen 
können.''    (§•  14).  „Gerichtliche  EntscheiduDgen 
amtliche  Verwarnungen,  welche  aus  Anlass  einer 
riodischen  Druckschrift  erlassen  worden  sind,  mtlssai 
dem  Herausgeber  derselben   auf  Anordnung  der  zu 
inländischen  Behörde  unentgeldlich  und  ohne  Zui 
und  Bemerkungen  eingerttckt  werden.    Sind 
Entscheidungen  durch  Ehren  Verletzungen  veranlassti^ 
sind  die  Betheiligten  beftigt,  deren  Veröffentlichung  täi 
antragen,  und  es  hat  das  Gericht  ttber  Zulässigkeit  dei^ 
träges  zu  entscheiden  und  dessen  Vollzug  festzusebeo. 
amtliche    oder    amtlich    beglaubigte    Berichtigungen 
Widerlegungen  in  einer  periodischen  Dmckschrift 
gebraohter  Thatsachen  soll  der  betheiligten  Behörde  oder  ] 
person   mindestens   der  Baum   des  Artikels,   der 
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Eatg^nmig  Anlass  bot,  kostenfrei  and  in  einer  der  beiden 
aäe  baten  nach  erfolgter  Anfforderong  erseheinenden  Nom- 
mem  zur  Verfügung  gestellt  werden/'  (§.  15).  ,,  Zuwider- 
handlungen gegen  die  Bestinunungen  der  yorbergehenden  Para- 
graphen, namentiieh  wissentlicb  falsche  Angaben  in  Erflülung 
der  in  den  §§.  4  und  7  enthaltenen  Yorsehriften,  sind  ndt 
angemeBsener  Strafe  zu  bedrohen.'^  (§.  16).  „In  allen  Bundes- 
itaaten  muss  der  Missbrauch  der  Presse  durch  Aufforde- 
rnngy  Anreizung  oder  Verleitung  zu  Handlungen, 
welche  dureh  die  allgemeinen  Strafgesetze  verboten  sind,  mit 
ottspreehender  Strafe  bedroht  sein.  Insbesondere  muss  durch 
die  Strafgesetzgebung  Vorsorge  getroffen  werden  fUr  die  Fälle 
der  Aufforderung,  Anreizung  oder  Verleitung  zum  Hoch-  und 
Landesyerrathe  und  zum  Aufrühre,  so  wie  der  Mili- 
tairpersonen  oder  Beamten  zum  Treubruche  oder  Un- 
gehorsame; zur  Widersetzung  oder  zum  gewalt- 
samen Widerstände  gegen  die  Obrigkeit,  zu  Gewalt- 
tkätigkeiten,  zu  ungesetzlichen  Versammlungen 
oder  Zusammenrottungen,  zu  ungesetzlicher  Bewaff- 
nung; zum  Ungehorsame  gegen  die  Gesetze  und  gegen 
Anordnungen  der  Obrigkeit,  zur  Verweigerung  der  Zah- 
lung der  Steuern,  zu  yerbotenen  Geldsammlungen;  zu 
Angriffen  auf  Eigenthum  oder  auf  die  persönliche 
Sicherheit  Die  Strafbarkeit  solchei;  durch  die  Presse  be- 
gangenen iHandlungen  soll  auch  dann  eintreten,  wenn  die 
Aufforderung  ohne  Zusammenhang  mit  einer  anderen  yer- 
hreeherischen  Handlung  steht,  oder  ohne  Erfolg  geblieben  ist.'^ 
(§.  17).  „Die  Strafgesetzgebung  jedes  Bundesstaates  hat  gegen 
nachfolgende  Angriffe  durch  die  Presse  ausreichenden  Schutz 
in  gewähren,  und  solche  mit  angemessenen  Strafen  zu  be- 
drohen: Angriffe  auf  die  Beligion  oder  auf  die  Lehren, 
GebiUuche  und  Gegenstände  der  Verehrung  einer  anerkannten 
Bdigionsgesellschaft;  Angriffe  auf  die  Grundlagen  des 
Staates  und  der  Staatseinrichtungen,  auf  die  letzteren 
selbst,  auf  die  Anordnungen  der  Obrigkeit,  auf  die  zur 
Handhabung  derselben  berufenen  Personen,  die  Belei- 
digungen der  letzteren,  der  Regierungen  und  des  Ober- 
hauptes eines  fremden  Staates.  Als  strafbarer  Angriff 
ist  jeder  anzusehen,  welcher  durch  Kundgabe  erdichteter  oder 
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entBteDter  Thatsacfaen,  oder  durch  die  Form  der  Darsiellmg 
den  Gegenstand  des  Angiiffira  dem  Hasse  oder  d^  Missachtnng 
auszusetzen  geeignet  ist^^    (§.  19).  >>Alle  in  den  §§.  16  und  17 
bezeichneten  Haadlnngen  sollen  entweder  von  Amtswegen 
oder  auf  Antrag  verfolgt  und  bestraft  werden,  sie  mögen 
gegen   die  Staatseinrichtungen,   Hassregeln ,   Behörden  oder 
Personen  des  Staates,  in  welchem  die  Drucksduift  erschienen, 
oder  eines  anderen  Bundesstaates  gerichtet  sein.    Be- 
leidigungen des  Oberhauptes  eines  auswärtigen  Staates 
sollen  verfolgt  und  bestraft  werden,  insoweit  der  auswärtige 
Staat  den.  Grundsatz   der  Gegenseitigkeit   angenommen 
hat'^    (§.  19).    „Die  Strafen  wegen  Uebertretnng   press- 
polizeilicher Vorschriften  oder  der  von  den  competenten 
Behörden  erlassenen  besonderen  VeAote  sind,  abgesehen 
von  den  durch  den  Inhalt  der  Druf^sdnift  etwa  sonst  ver- 
wirkten Strafen,  zu  erkennen.^'    (§.  20).   „Für  die  durch  den 
Inhalt  einer  Druckschrift  begangenen  strafbare  Handlungen 
ist  Jeder   verantwortlich  zu  erachten,  welcher  nach  allge- 
meinen   strafrechtlichen   Grundsätzen    als   Urheber    oder 
Theilnehmer  strafbar  erscheint   Der  Drucker,  Verleger 
oder  Gommissionär  (im   engeren  Sinne,   d.  fa.   deijenige^ 
welcher  ohne  Namhaftmachung  eines  Verlegers  auf  der  Schrift 
als  die  Person  benannt  ist,  durch  welche  der  Vertrieb  besorgt 
wird),  insofeme  sie  nicht  als  Uriieber  oder  Theilnehmer  ohne- 
dies zur  Strafe  gezogen  werden,  sind  mit  anganessenen  Geld- 
oder Gefängnissstrafen  auch  ftlr  die  Fälle  zu  bedrohen,  wo 
der   Verfasser   nicht   genannt,    oder    nicht  im   Be- 
reiche  der   Gerichtsbarkeit    eines    deutschen   Bundes- 
staates ist,  oder  wo  eine  Uebertretnng  presspolizeilicher 
Bestimmungen  verübt  wurde.    Dieselben  können  von  der  des- 
fallsigen  Haftung  nach  dem  Ermessen  der  einzelnen  Bundes- 
regierungen nur  dann  befreit  werden,  wenn  sie  bei  der  erstea 
verantworüichen  Vernehmung  den  Autor   benennen,   und 
dieser  sich  im  Bundesgebiete  befindet     Der   verantwort- 
liche Redakteur  einer  periodischen  Druckschrift  ist  wegen 
des  strafbaren  Inhaltes  derselben  in  jenen  AusnafamsfSllen, 
wo  er  nicht  als  Urheber  oder  Theilnehmer  zur  Strafe 
gezogen  werden  kann,  mit  einer  besonderen  Geld-  oder  Ge- 
fängnissstrafe zu  bedrohen.^'    (§.  21).  „Wenn  Drucksobiften 
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dm  Thatbefltand  einer  strafbaren  Handlung  enthalten, 
80  iflt  auf  ihre  Unterdrückung  nnd  Vernichtnng  zn  er- 
kennen,  auch  wenn  die  Vernrtheilnng   einer  strafbaren 
Person  nicht  damit  verbunden  werdenkann,  oder  über- 
haupt eine  Person,   gegen  welche  eine  Anklage  gerichtet 
werden  könnte,   nicht  gegeben  ist^'    (§.  22).    „Ueber  die 
Zuständigkeit  der  Gerichte  zur  Aburtheilung  der  durch 
den  Inhalt  von  Druckschriften  begangenen  Verbrechen  oder 
Vergehen,  so  wie  über  die  Zuständigkeit  derselben  oder  der 
Administrativbehörden  zu  dem  Erkenntnisse  über  Unter- 
drückung von  Druckschriften    entscheiden    die  Landesge- 
setze').     Eine   vorzugsweise    Verweisung   durch   die 
Presse    begangener    strafbarer    Handlungen    vor    das    Ge- 
schwojnengericht  oder  zur  öffentlichen  Verhandlung  soll 
jedoch   nicht  stattfinden/'     (§.  23).    „Die  Verwaltungs- 
und  Geridbtsbehörden  sind  beftigt,  zum  Behufe  der  Einleitung 
des  hierauf  alsbald  einzuleitenden   Strafverfahrens   Druck- 
schriften und  die  zu  ihrer  Vervielfältigung  bestimmten  Platten 
und  Formen  mit  Beschlag  zu  belegen.    Druckschriften, 
wdche  wegen  strafbaren  Inhalts  oder  wegen  Uebertretung  der 
§§.  4  und  7  mit  Beschlag  belegt  worden,  dürfen,  so  lange 
die  Beschlagnahme  nicht  wieder  aufgehoben  ist,  weder  ver- 
breitet, noch  durch  anderweiten  Abdruck  vervielfältiget 
werden.^'    (§.  24).    „Veröffentlichung  von  Gerichtsakten, 
Gerichtsverhandlungen    und    Abstimmungen,     von 
Verhandlungen  anderer  Behörden  oder  politischer 
Körperschaften,  dann  über  Truppenbewegungen  und 
Vertheidigungsmittel    des  Landes  oder  des    deutschen 


')  In  PreuBsen,  nach  dessen  Verüeussungsurkunde  von  1850,  §.  27 
nnd  28,  Beschränkungen  der  Pressfreiheit  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung 
emgef&hrt,  und  Pressvergehen  nur  durch  die  Gerichte  nach  den  allge- 
meinen Strafgesetzen  bestraft,  diese  Bestimmungen  aber  nur  im  Fall  des 
1. 111  (im  FaU  eines  Krieges  oder  Aufiruhrs)  ^zeit-  und  distriktweise  ausser 
Kraft  gesetzt  werden  dürfen,  ist  im  Widerspruche  mit  diesen  Verfietssungs- 
bestmunungen  und  mit  den  Artikeln  7  und  8.  der  Yerfiusuiiigsurkunde  durch 
die  mit  provisorischer  Gesetzeskraft  verkündigte  Verordnung  vom  1.  Juni 
1863  die  Unterdrückung  einer  inländischen  Zeitung  auf  administrativem 
Wege  nach  vorgängiger  zweimaliger  Verwarnung,  und  das  Verbot  auswär- 
%r  Blätter  wegen  fortdauernder,  das  Wohl. des  preossiscken  Staates  ge- 
^^]u!dender  HaltoBg  durch  Beschluss  des  Staatsministeriums  angeordnet  worden. 
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Bundes  in  Zeiten  von  Kriegsgefahr  oder  inneren  Ud< 
ruhen  können  von  der  zuständigen  Behörde  ans  RlldEskM 
für  den   öffentlichen  Dienst  oder  die  Staatsinteressen,  floW 
Androhung  angemessener  Strafen,   verbot^   oder  be8€hrifli|l 
werden.    Die  Namen  von  Geschworenen  dürfen  in  U 
tnngen  nur  bei  Mittheilung  über  die  Bildung  des  Schwsr 
gerichtes  genannt  werden.     Ebenso    darf  die  Anklage* 
Schrift  oder  ein  anderes  Schriftstück  eines  CrimiDti 
processes  nicht  eher  veröffentlicht  werden,  als  bis  dknlil 
liehe  Verhandlung  stattgefunden,  oder  der  Process  auf 
Wege  sein  Ende  erreicht  hat'^    (§.  25).  „Sämmtliche 
regierungen  werden  dafür  Sorge  tragen,  dass  die  toi 
allgemeinen  Grundsätze  in  Wirksamkeit  treten,  und  dass 
Press-  und  Strafgesetze  mit  denselben  in  Uebei 
gebracht  werden;    sie  werden  davon,  wie  dieses  gescb 
der  Bundesversanmilung  in  möglichst  kurzer  Frist  Anzdge 
statten  lassen.'^    (§.  26).   „Der  politische  Ausschuss  wird 
auftragt,  nach  Verfluss  von  zwei  Jahren,  unter  Berücks» 
der  bis  dahin  gemachten  Erfahrungen,  in  nähere 
zu  ziehen,    ob  die  in  gegenwärtigem  Beschlüsse  eni 
Bestimmungen  sich  zur  Verhütung  des  Missbrauches  der 
freiheit  als  genügend  erwiesen  haben,  und  hierüber  der 
versamndung,  unter  Begutachtung  der  etwa  für  nöthig 
teten  weiteren  Anträge,  Bericht  zu  erstatten." 

n.  In  der  27.  Sitzung  der  Bundesversammlung  v.  ] 
1862,  Protokoll  §.  228  ist  von  Baden   der  Antrag 
worden,  auch  den  Bundesbeschluss  vom  6.  Juli  1854  1 
Presse  ausser  Kraft  zu  setzen  und  die  Erlassung  der  n< 
gesetzlichen  Vorschriften  zur  Verhinderung  des  Missbi 
der  Pressfreiheit   den   einzelnen   Bundesregierungen 
trauen.    Der  Begründung  dieses  Antrages  zufolge  geht 
Absicht  dahin,  dass  die  Bundesversammlung  sich  auf  die 
stellang  allgemeiner  Grundsätze   über   das  Minimum 
gewährenden  Pressfreiheit  beschränke  und  so  das 
ihrer  Thätigkeit  in  die  Partikulargesetzgebungen  auf  eine 
Setzung  der  äussersten  Grenze  der  möglichen 
der  Pressfreiheit  in  den  einzelnen  Ländern  mindere^). 

*)  Es  wiederholt  sich  von  Zeit  za  Zeit  die  Erscfaeinimg,  diss  £t  1 
gierungen  der  mittleren  und  kleineren  Staate  sich  in  d»  Zeüm 
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§.  474. 

i)   Die  Bundesgesetzgebung  in  Bezug   auf  Nachdruck 

und  Schutz  des  sog.  geistigen  Eigenthums^). 

a)  Die  Bundesbeschlilsse  vom  6.  December  1832 

und  9.  November  1837. 

I.  Hinsichtlich  des  Nachdruckes  oder  des  Schatzes  des 
sog.  geistigen  Eigenthnms  hatte  schon  die  Bandesakte,  Art.  18 
die  AafsteUung  gleichförmiger  Omndsätze  verheissen  ^). 

n.  Durch  Bnndesbeschloss  vom  6.  December  1832  wurde 
zuerst  nur  eine  aUgemeine  Verbindlichkeit  der  Bnndes- 
regiernngen  ansgesprochen,  hinsichtlich  des  Nachdruckes  den 
in  anderen  Bundesstaaten  sesshaften  Verlegern  gleichen  Bechts- 
schütz,  wie  ihren  eigenen  Unterthanen  zu  gewähren. 


tion&rer  oder  anarchischer  Bewegungen  unter  die  schützende  Aegide  der 
CentnJgewalt,  der  Bimdesyersammlong ,  flüchten,  und  zu  den  strengsten 
Prftyentivmassregeln  drängen  oder  bereitwillig  dazu  die  Hände  bieten,  so 
wie  aber  die  Gefahr  vorüber  ist,  wieder  einem  centrifugalen  Partikularismus 
huldigen. 

0  Jolly,  die  Lehre  vom  Nachdrucke  nach  den  Beschlüssen  des  deut 
Bundes.  Heidelb.  1851.  —  P.  Laboulaye,  ^tude  sur  le  droit  de  pro- 
prio lit^raire  en  Allemagne  (Revue  historique  de  droit  Fran^ais.  Paris 
1865,  Liv.  m,  p.  27^.  —  A.  T.M.  Eisenlohr,  das  literarisch-artistische 
Elgenthum  und  Verlagsrecht  mit  Rücksicht  auf  die  Gesetzgebungen. 
Schwerin  1855,  und  desselben:  Sanmüung  der  Gesetze  und  internationalen 
Verträge  zum  Schutze  des  literarisch -artistischen  Eigenthums  in  Deutsch- 
land, Frankreich  und  England.  Heidelberg  1856.  —  M.  Fri'edländer, 
der  einheimische  und  ausländische  Rechtsschutz  gegen  Nachdruck  und 
Nachbildung.  Rechtswissenschaftliche  und  für  den  praktischen  Gebrauch 
bestimmte  Darstellung  der  heutigen  Gesetzgebung  und  des  internationalen 
Rechts  zum  Schutz  schriftstellerischer  und  künstlerischer  Erzeugnisse. 
Berlin  1857.  —  Herm.  Kaiser,  diepreussische  Gesetzgebung  in  Bezug 
auf  Urheberrecht,  Buchhandel  und  Presse.  Zusammenstellung  aller  auf 
diesen  Grebieten  zur  Zeit  gültigen  Gesetze  und  Verordnungen  nebst  gericht- 
lichen Entscheidungen  etc.  Berlin  1862.  Siehe  auch  die  Abhandlung,  die 
Gesetzgebung  über  den  Nachdruck  betr.,  in  der  deutschen  Vierteiljahrs- 
flchi^  1863,  Heft  1,  S.  219  flg. 

>)  B.-A.  art  XVm,  d  (siehe  §.  470,  Note  3). 
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ni.  Durch  BeBchloss  vom  9.  November  1837^  wuide 
weiter  bestimmt  (art.  1),  dass  literarische  Erzeugnis^ 
aller  Art  and  Ennstwerke,  sie  mögen  bereits  yeröi 
sein  oder  nicht,  nicht  ohne  Erlaabniss  des  Urhebers  oder 
dem  er  sein  Recht  übertrug,  auf  mechanischem  Yfegjb 
vielfältigt  werden  dürfen. 

IV.  Die  Absicht  dieses  Bundesbeschlnisses  ist  nny^k 
dem  in  dem  Buch-  und  Kunsthandel  angelegten  Kapital 
dem  Gewinne,  welchen  Autor  and  Verleger  yon  ihrer 
und  kaufmännischen  Thätigkeit,  Zeit-  und  Geldaufwand  n 
warten  berechtigt  sind,  den  längst  dringend  geforderten  Sek 
zu  gewähren^).  Daher  kommt  es  auch  bei  musikalische  Wed 
und  bei  bildlichen  Darstellungen  eben  so  wenig  auf  da 
Kunst w er th  an,  als  bei  literarischen  Erzeugnissen  auf  dei 
wissenschaftliche  Bedeutung^);  daher  fallen  auch 
dem  Geiste  der  Bundesgesetzgebung  alle  bildliehen  Dm 
lungen  unter  den  Begriff  von  Kunstwerk,  sofeme  sie  i 
nach  dem  jeweiligen  Standpunkte  der  Technik,  worüber 
Sachverständigen  zu  vernehmen  sind,  fabrik-,  manufaktnr-  <l 
handwerksmässig  erzeugt  werden^). 

V.  Dem  Geiste  und  Zwecke  des  Bundesbeschlusses 
9.  November  1837,  art.  1  zufolge  sind  auch  die  in  nei 
Zeit  aufgekommenen  Vervielfältigungsarten  auf  chemise 
Wege,  wie  durch  Photographie,  Galvanoplastik  n.  dergL  i 
dem  Verbote  fOi  mitbe^riffen  zu  erachten. 
• 


')  Bei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confod.   Geno.    3.  Aufljige, 
(1859),  S.  351. 

4)  Yergl.  z.  B.  schon  Fütter,  der  Bachemachdmck  Tom  Staodfi 
des  Rechts.   Göttingen  1794. 

6)  Nicht  selten  sind  gerade  die  geistlosesten  Werke,  wie  KoeW 
Gebetbücher,  Schulbücher  für  Volksschulen,  Bilderbücher  für  Kinder  l 
Yom  buchhändlerischen  Standpunkt  aus  die  werthTollsten. 

«)  Die  Erzeugnisse  der  Fabrikation,  der  Manu&ktur  und  des  1 
Werks  stehen   nicht  unter   dem  Schutze   der  Bnndesgesetzge^ 
über  unbefugte  Nachbildung :  unzweifelhaft  steht  es  aber  der  Landesgel 
gebung  frei,  ihnen  einen  gleichen  Schutz  zu  gewähren,  was  auch  mitfl 
unter  gewissen  partikularrechtlichen  Voraussetzungen  und  FörmiBdiMl 
geschehen  ist;  auch  tritt  immer  mehr  in  dieser  Beziehung  das  Bedüll 
einer  gemeinsamen  Patentgeseti^bung  faerror.  ^ 
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VL  Das  im  art  1  des  Bnndesbeschlasses  Tom  9«  November 
1837  bezeichnete  Beoht  des  Urhebers  oder  Dessen,  der  das 
Eigenthnm  des  literarisehen  oder  artistischen  Werkes  erworben 
hat,  geht  (Art  2)  ,,anf  dessen  Erben  und  Rechtsnachfolger  ttber, 
ind  toll,  insofeme  auf  dem  Werke  der  Heransgeber  oder 
Verleger  genannt  ist,  in  sämmtlichen  Bnndesstaaten  min- 
destens während  eines  Zeitranmes  von  zehn  Jahren  aner- 
kannt nnd  geschützt  werden.^^  Die  Nennung  des  Urhebers 
ist  als  genflgend  geschehen  zu  erachten,  wenn  das  Werk  unter 
seinem  Familiennamen  oder  offenknndigen  Antomamen  erschie- 
nen, oder  das  Kunstwerk  mit  seinem  offenkundigen  Künstler* 
seichen  versehen  isf). 

Vn.  Ausserdem  enthält  der  Bundesbeschluss  vom  9.  No- 
yember  1837  noch  folgende  Bestimmungen:  (Art  2).  „Die 
(yorgedachte)  Frist  von  zehn  Jahren  ist  fiir  die  in  den  letzt- 
Terflossenen  zwanzig  Jahren  im  Umfange  des  deutschen  Bundes- 
gebietes erschienenen  Druckschriften  oder  artistischen  Erzeug- 
nisse vom  Tage  des  gegenwärtigen  Bundesbeschlusses,  bei 
den  künftig  erscheinenden  vom  Jahre  ihres  Erscheinens  an, 
zu  rechnen.  (Werke,  welche  vor  diesen  zwanzig  Jahren  im 
deutschen  Bundesgebiet,  oder  überhaupt  ausserhalb  desselben 
erschienen  sind,  oder  im  Ausland  erscheinen,  stehen  nicht 
unter  dem  Schutze  der  Bund^sgesetzgebung.  Letztere  können 
daher  auch  nur  unter  der  Voraussetzung  in  Deutschland  Schutz 
gegen  Nachdruck  oder  Nachbildung  geniessen,  dass  eine 
Staatsregierung  desshalb  einen  besonderen  Staatsvertrag  mit 
dem  Auslande  geschlossen  hat).  „Bei  den  in  mehreren  Ab- 
fheHongen  herauskommenden  Werken  ist  diese  Frist  ftlr  das 
ganze  Werk  erst  von  Herausgabe  des  letzten  Bandes  oder 
Heftes  zu  zählen,  vorausgesetzt,  dass  zwischen  der  Heraus- 
gabe der  einzebnen  Bände  oder  Hefte  kein  längerer  als  ein 
dreijähriger  Zeitraum  verflossen  ist.'^  —  (Art.  3).  „Zu  Ounsten 
Ton  Urhebern,  Herausgebern  oder  Verlegern  von  grossen,  mit 
bedeutenden  Vorlagen  verbundenen  Werken  der  Wissenschaft 


0  Dies  ergibt  sich  als  logische  Folgerung  ans  dem  Bundesbeschlusse 
im  22.  April  1841;  siehe  unten  §.  476. 
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und  Kunst  wird  das  ausgesprochene  Minimum  des  Schutzes 
der  Gesammtheit  gegen  den  Nachdruck  auch  bis  zu  einem 
längeren y  höchstens  zwanzigjährigen  Zeitraum  ausgedehnt^ 
und  hinsichtlich  derjenigen  Regierungen,  deren  Landesgesetz- 
gebung diese  verlängerte  Schutzfrist  nicht  ohnehin  erreicht, 
diesfalls  eine  Vereinbarung  am  Bundestage  getroffen  werden, 
wenn  die  betreffende  Regierung  drei  Jahre  nach  dem  öffent- 
lichen Erscheinen  des  Werkes  hierzu  den  Antrag  stellt.^^  — 
Dieser  zwanzigjährige  Zeitraum  bildete  also  das  Maximum  des 
Schutzes,  welchen  die  Bundesversammlung  auf  Antrag  einer 
Regierung  zu  gewähren  sich  vorbehielt.  —  (Art  4).  „Dem 
Urheber,  Verleger  und  Herausgeber  der  Originalien  nachge- 
druckter oder  nachgebildeter  Werke  steht  der  Anspruch  auf 
volle  Entschädigung  zu.  Ausser  den  in  Gemässheit  der 
Liandesgesetze  gegen  den  Nachdruck  zu  verhängenden  Strafen 
soll  in.  allen  Fällen  die  Wegnahme  der  gedruckten  Exem- 
plare, und  bei  Werken  der  Kunst  auch  noch  die  Beschlag- 
nahme der  zur  Nachbildung  gemachten  Vorrichtungen,  also 
der  Formen,  Platten,  Steine  u.  s.  w.  stattfinden.^^  —  (Art.  5). 
„Der  Debit  aller  Nachdrucke  und  Nachbildungen  der  im 
Art.  1  bezeichneten  Gegenstände,  sie  mögen  im  deutschen 
Bundesgebiete  oder  ausserhalb  desselben  veranstaltet  sein, 
soll  in  allen  Bundesstaaten  bei  Vermeidung  der  Wegnahme 
und  der  durch  die  Landesgesetze  angedrohten  Strafen  aster- 
sagt sein/'  Dabei  wurde  es  als  selbstverständlich  erklärt, 
„dass  die  Bundesregierungen,  in  deren  Staaten  bis  jetzt  der 
Nachdruck  gesetzlich  nicht  verboten  war,  selbst  zu  bestimmen 
haben,  ob  und  auf  wie  lange  sie  im  Bereiche  ihrer  Staaten 
den  Vertrieb  der  vorräthigen,  bisher  erschienenen  Nachdrucke 
gestatten  wollen/'  Die  Einführung  dieser  Grundsätze  in  den 
einzelnen  Bundesstaaten  durch  specielle  Gesetze  oder  Verord- 
nungen wurde  den  Regierungen  überlassen. 

Vin.  Bezüglich  der  Veranstaltung  von  Uebersetzungen 
deutscher,  im  Bundesgebiete  erschienener  Werke  in  fi-emde 
Sprachen,  und  umgekehrt,  im  Bundesgebiete  in  fremden 
Sprachen  erschienener  Werke  in  die  deutsche  Sprache,  so  wie 
auch  darüber,  welche  Bedeutung  einem  etwa  auf  dem  Titel- 
blatte vom  Verfasser  gemachten  Vorbehalte  des  Rechtes  der 
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Uebersetzimg  beizulegen  sei,  enthält  die  deutsche  Bandes- 
gesetzgebung  keine  Bestimmung^). 


§.  475. 

ß)    Die   ergänzenden  Bundesbeschlüsse  vom   19.  Juni 

1845  und  vom   6.  November    1856,   Nachdruck  und 

Nachbildung  betreflFend. 

I.  Zur  Ergänzung  des  Bundesbeschlusses  vom  9.  November 
1837  sind  sämmtliche  deutsche  Eegierungen  durch  Bundesbe- 
schluss  vom  19.  Juni  1845,  Sitz.  21,  Protok.  §.  228  noch 
Hber  folgende  Bestimmungen  übereingekommen:  (§.  1).  „Der 
durch  den  Art.  2  des  Beschlusses  vom  9.  November  1887  für 
mindestens  zehn  Jahre  nach  dem  Erscheinen  eines  liter'ärischen 
Erzeugnisses  oder  Werkes  der  Kunst  zugesicherte  Schutz 
gegen  den  Nachdruck  und  jede  andere  unbefugte  Verviel- 
fältigung auf  mechanischem  Wege  wird  fortan  innerhalb  des 
ganzen  deutschen  Bundesgebietes  fUr  die  Lebensdauer  der 
Urheber  solcher  literarischen  Erzeugnisse  und  Werke  der 
Kunst  und  auch  dreissig  Jahre  nach  dem  Tode  derselben 
gewährt."  (§.  2).  „Werke  anonymer  oder  pseudonymer  Au- 
toren, so  wie  posthume  und  solche  Werke,  welche  von  mora- 
lischen Personen,  Akademien,  Universitäten  u.  s.  w.  herrühren, 
gemessen  solchen  Schutzes  während  dreissig  Jahren,  von 
dem  Jahre  ihres  Erscheinens  an."  (§.  3).  „Um  diesen  Schutz 
in  allen  deutschen  Bundesstaaten  in  Anspruch  nehmen  zu 
können,  gentigt  es,  die  Bedingungen  und  Förmlichkeiten  er- 
füllt zu  haben,  welche  dieserhalb  in  dem  deutschen  Staate,  in 
welchem  das  Originalwerk  erscheint,  gesetzlich  vorgeschrieben 
sind."  (§.  4).  „Die  Verbindlichkeit  zu  voller  Schadloshaltung 
der  durch  Nachdruck  u.  s.  w.  Verletzten  liegt  dem  Nachdrucker 


^  Eine  solche  Bestmunung  findet  sich  jedoch  in  einigen  von  deut- 
schen Begierungen  mit  auswärtigen  Staaten  abgeschlossenen  Staatsverträgen, 
80  z.  B.  im  Staatsvertrag  von  Baden  mit  Frankreich  vom  2.  Juli  1856, 
Eeg.-Bl.  Nr.  XL. 
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Qnd  demjemgen,  welcher  mit  Nachdruck  wissentlich  Handel 
treibt  y  ob^  und  zwar  solidarisch ,  insoweit  nicht  aUgeraeine 
Bechtsgrundsätze  dem  entgegenstehen.^'  (§.  5).  y,Die  Ent- 
schädigong  hat  in  dem  Verkaufspreise  dner  richterlich  festzu- 
setzenden Anzahl  von  Exemplaren  des  Originalwerkes  zn  be- 
stehen, welche  bis  zn  1000  Exemplaren  ansteigen  kann,  nnd 
eine  noch  höhere  sein  soll,  wenn  von  dem  Verletzten  ein  noek 
grösserer  Schaden  nachgewiesen  worden  isf  (§.  6).  y^Ansser- 
dem  sind  gegen  den  Nachdruck  and  andere  nnbefagte  Ver- 
vielfältigang  auf  mechanischem  Wege,  auf  den  Antrag  der 
Verletzten,  in  allen  Bundesstaaten,  wo  die  Landesgesetzgebnng 
nicht  noch  höhere  Strafen  vorschreibt,  Geldbussen  bis  zu 
1000  Gulden  zu  verhängen.' '  (§.  7).  „Die  über  dergleichen 
Vergehen  erkennenden  Richter  haben  nach  näherer  Bestimmung 
der  Landesgesetze  in  denjenigen  Fällen,  wo  ihrem  Efmessen 
zufolge  der  Befund  von  Sachverständigen  einzuholen  ist,  bei 
literarischen  Werken  das  Gutachten  von  Schriftstellern,  Ge- 
lehrten und  Buchhändlern,  bei  musikalischen  und  Kunstwerken 
das  von  Efinstlem,  Kunstverständigen  und  Musik-  oder  Kunst- 
händlern einzuholen. 

IT.  lieber  den  Sinn  des  Art.  1  dieses  Bundesbeschlnssee 
vom  19.  Juni  1845  ist  eine  Meinungsverschiedenheit  in  d» 
Bundesversammlung  hervorgetreten:  ob  nämlich  der  hier  zu- 
gesicherte ausgedehnte  Schutz  sich  auch  auf  die  in  der 
zwanzigjährigen  Periode  vom  9.  November  1817  bis  dahin 
1837  erschienenen  Werke  beziehe,  oder  ob  Alles,  was  vor 
dem  9.  November  1837  erschienen  sei,  auch  fortan  nur  nach 
dem  Bundesbeschlusse  von  diesem  Datum  zu  behandeln  sei?- 
lieber  diese  Streitfrage  wurde  in  der  Bundesversammlung, 
Sitz.  XU  vom  12.  April  1855,  Protok.  §.  145  ein  ausfthrlicher 
Commissionsvorti-ag  erstattet  Der  Oommissionsbericht  erklärte 
es  fttr  bedenklich,  bei  der  Verschiedenheit  der  Ansichten  unter 
den  Bundesregierungen  durch  eine  Interpretation  entscheidend 
einzugreifen  und  hielt  dies  auch  nicht  ftir  nothwendig,  da  sich 
die  Zahl  der  früher  erschienenen  Werke,  für  welche  der 
Schutz  des  Bundesbeschlusses  vom  19.  Juni  1845  in  An- 
spruch genommen  werden  wolle,  täglich  vermindere;  so  z.  B. 
werde  Beethoven,  dessen  Werke  speciell  in  Betracht  ge- 
zogen   wurden,    schon    am   26.    März    1857   drdss^   JUve 
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yerstorben  sein.  Dieser  Ansicht  des  CommissionsberichteB 
trat  die  BandesTersammlnng  dnrch  Beschluss  vom  24.  Hai 
1855,  Sitz.  XVI,  Protok.  §.  187  bei,  so  dass  also  in  den 
Einzelstaaten  die  Auffassung  des  Sinnes  des  Art.  1  des  Bandes- 
beschlnsses  vom  19.  Joni  1845  durch  die  Landesregierung, 
beziehungsweise  die  Landesgerichte,  massgebend  blieb. 

m.  Zur  Beseitigung  dieses  schwankenden  Zustandes  wurde 
anf  Antrag  von  Preussen  am  6.  November  1856,  28.  Sitz., 
Protokoll  §.  296^),  einstimmig  von  der  Bundesversammlung 
beschlossen:  „Der  durch  den  Art.  2  des  Bundesbeschlusses 
vom  9.  Nov.  1837  und  den  Bundesbeschluss  vom  19.  Juni 
1845  ftlr  Werke  der  Literatur  und  Kunst  gegen  Nachdruck 
und  mechanische  Vervielfältigung  gewährte  Schutz,  so  wie  der- 
jenige Schutz,  welcher  durch  besondere  Bundesbeschlüsse  im 
Wege  des  Privilegiums  fttr  die  Werke  einzelner  bestimmter 
Autoren  gewährt  worden  ist,  wird  dahin  erweitert,  dass 
dieser  Schutz  zu  Gunsten  der  Werke  derjenigen  Autoren,, 
welche  vor  dem  Bundesbeschlusse  vom  9.  November  1837 
verstorben  sind,  noch  bis  zum  9.  November  1867  in  Kraft 
bleibt.  Jedoch  iSndet  der  gegenwärtige  Bundesbeschluss  nur 
auf  solche  Werke  Anwendung,  welche  zur  Zeit  noch  im  Um- 
fange des  ganzen  Bundesgebiets  durch  Gesetze  oder  Privi- 
legien gegen  Nachdruck  oder  Nachbildung  geschützt  sind.'^ 

IV.  Zum  Behufe  noch  weiterer  Verbesserungen  der  Bundes- 
gesetzgebung über  den  Nachdruck  und  die  unbefugte  Nach- 
bildung von  Kunstwerken ,  insbesondere .  zur  Herbeiführung 
einer  grösseren  Uebereinstimmung  der  Landesgesetze  in  den 
noch  nicht  bundesgesetzlich  geordneten  Beziehungen  stellte 
K.  Sachsen  in  der  IV.  Sitzung  der  Bundesversammlung  vom 
23.  Jan.  1862,  Protok.  §.  29  den  Antrag  auf  die  Ernennung  einer 
Commission  von  Sachverständigen  zur  Ausarbeitung  von  Vor- 
schlägen. Durch  Bundesbeschluss  vom  16.  October  1862, 
XXXIV.  Sitz.,  Protokoll  §.  304  wurden  von  den  deutschen 
Regierungen,  welche  sich  zu  dieser  Fortbildung  der  Gesetz- 


*)  Bei  G.  ▼.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföd.  Genn.  3.  Auflage,  Thl.  U 
I,  S.  661. 
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gebnng  sich  geneigt  fanden,  anter  Widersprach  von  Preus- 
sen,  die  Niedersetzang  einer  solchen  Commission  beschlossen'). 

§.  476. 

d)  Die  Bundesbeschlüsse  vom  22.  April  1841  und  vom 

12.  März  1857,  den  Schutz  musikalischer  Compositionen 

und  dramatischer  Werke  gegen  unbefugte  Aufflihrung 

und  Darstellung  betreffend. 

L  Dnrch  Bundesbeschluss  vom  22.  April  1841,  Sitz.  X, 
Protokoll  §.  130^)  sind  nunmehr  auch  besondere  Verfügungen 
zum  Schutze  der  inländischen  Verfasser  musikalischer 
Compositionen  und  dramatischer  Werke  gegen  unbe- 
fugte Aufführung  und  Darstellung  derselben  un  Bundes- 
gebiete getroffen  worden.  Hiernach  darf  1)  die  öffentliche 
Aufführung  eines  solchen  Werkes  im  Ganzen  oder  mit  Ab- 
kürzungen nur  mit  Erlaubniss  des  Autors  oder  seiner 
lErben  oder  sonstigen  Rechtsnachfolger  geschehen,  so  lange 
das  Werk  noch  nicht  durch  den  Druck  vervielfältigt  worden 
ist.  2)  Dieses  Recht  soll  wenigstens  10  Jahre  in  allen  Bundes- 
staateuy  von  der  ersten  rechtmässigen  Aufführung  an  gerechnet, 
anerkannt  und  geschützt  werden.  Hat  jedoch  der  Autor  die 
Aufdührung  irgend  Jemand  ohne  Nennung  seines  Familien-  oder 
offenkundigen  Autornamens  gestattet ,  so  findet  auch  gegen 
Andere  kein  ausschliessliches  Recht  mehr  statt.  3)  Dem  Autor 
oder  dessen  Rechtsnachfolger  steht  gegen  Jeden,  der  sein  aus- 
schliessliches Recht  durch  öffentliche  Aufführung  eines  noch 
nicht  gedruckten  dramatischen  oder  musikalischen  Werkes  be- 
einträchtigt, Anspruch  auf  Entschädigung  zu.  4)  Die  Bestim- 
mung dieser  Letzteren  und  die  Festsetzung  der  etwa  noch 
ausser  dem  Schadenersatze  zu  leistenden  Geldbussen  bleibt 
den  Landesgesetzen   vorbehalten.     In  jedem  Falle  soll    der 


*)  Siehe  die  Motivirung  des  Widerspruches  von  Preussen  in  5.  Sits. 
vom  30.  Jannar  1862,  Protok.  §.  50.  Preussen  betrachtet  die  Bestimmung 
des  art.  l8,  Nr.  4  der  Bundesakte  als  erledigt  durch  den  B.-B.  t.  9.  Nov. 
1887  und  die  hieran  schliessenden  bisherigen  Bundesbeschlttsse. 

0  Bei  6.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföd.  Germ.  3.  Auflage,  ThL  n 
S.  389. 
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ganze  Betrag  der  Einnahme  der  unbefugten  Auffllbrung,  ohne 
Abzug  der  auf  dieselbe  verwendeten  Kosten,  in  Beschlag  ge- 
nommen werden  und  zwar  ol^ne  Rücksicht,  ob  das  betreffende 
Stück  allein  oder  mit  einem  anderen  zur  Aufführung  gebracht 
worden  ist. 

n.  Auf  Antrag  von  Preussen  vereinigten  sich  sämmt- 
liche  Regierungen  in  der  X.  Sitzung  der  Bundesversammlung 
vom  12.  März  1857,  Protokoll  §.  1312)  weiter  zu  folgendem 
Beschlüsse:  1)  „Die  öffentliche  Aufführung  eines  dramatischen 
oder  musikalischen  Werkes  im  Ganzen,  oder  mit  Abkürzungen 
darf  nur  mit  Erlaubniss  des  Autors,  seiner  Erben  oder  sonstigen 
Rechtsnachfolger  stattfinden,  so  lange  das  Werk  nicht  durch 
den  Druck  veröffentlicht  worden  ist.  Das  ausschliessende 
Recht,  diese  Erlaubniss  zu  ertheilen,  steht  dem  Autor  lebens- 
länglich und  seinen  Erben  oder  sonstigen  Rechtsnachfolgern 
noch  10  Jahre  nach  seinem  Tode  zu.  2)  Auch  in  dem  Falle, 
dass  der  Autor  eines  dramatischen  oder  musikalischen  Werkes 
sein  Werk  durch  den  Druck  veröffentlicht  hat,  kann  er  sich 
und  seinen  Erben  oder  sonstigen  Rechtsnachfolgern  das  aus- 
schliessende Recht,  die  Erlaubniss  zur  öffentlichen  Aufführung 
zn  ertheilen,  durch  eine  mit  seinem  darunter  gedruckten  Namen 
versehene  Erklärung  vorbehalten,  die  jedem  einzelnen  Exem- 
plar seines  Werkes  auf  dem  Titelblatte  vorgedruckt  sein  muss. 
Ein  solcher  Vorbehalt  bleibt  wirksam  auf  Lebenszeit  des  Au- 
tors selbst  und  zu  Gunsten  seiner  Erben  oder  sonstigen  Rechts- 
nachfolger noch  10  Jahre  nach  seinem  Tode.  3)  Dem  Autor 
oder  Rechtsnachfolgern  steht  gegen  jeden,  welcher  dessen 
ausschliessendes  Recht  durch  öffentliche  Aufführung  eines  noch 
nicht  durch  den  Druck  veröffentlichten,  oder  mit  der  unter 
Ziffer  2  erwähnten  Erklärung  durch  den  Druck  veröffentlichten 
dramatischen  oder  musikalischen  Werkes  beeinträchtigt,  An- 
spruch auf  Entschädigung  zu.  4)  Diese  erweiterten  Bestim- 
mungen werden  vom  1.  Juli  1857  an  in  Wirksamkeit  gesetzt 
werden.  5)  Ziffer  1,  2  und  3  des  Bundesbeschlusses  vom 
22.  April  1841  sind  hiemach  aufgehoben,  wogegen  es  bei 
Ziffer4hinsichtlich  der  Entschädigungen  etc.  sein  Bewenden  behält. 


«)  Bei  Gl  v.  Meyer,  Corp.  Jor.  ConfÖd.  Germ.  3.  Auflage,  Tbl.  11 
(1859), SS.  668. 
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§.  477.  j 

k)  Der  Bundesbeschluss  vom  19.  Juni  1845,  den      | 
Negerhandel  betreffend^).  * 

;,In  voller  und  gerechter  Anerkeimang  der  GesiiminigQi  | 
und  Grundsätze  christlicher  Menschenliebe,  welche  die  Efife  t 
von  Grossbritannien,  Oesterreich,  Prenssen  nnd  Bnsshoi  n 
dem  wegen  Unterdrficknng  des  Negerhandels  (Traik  in 
Nigres)  am  20.  December  1841  geschlossenen  Uebereinkommei 
veranlasst  hat,  nnd  von  dem  Wunsche  beseelt,  so  viel  t« 
ihnen  abhängt,  anch  ihrerseits  znr  gänzlichen  AbschaflhDg  defr 
Negerhandels  mitzuwirken,^'  haben  sich  sämmtliche  dentsdiij 
Regiemngen  durch  Bundesbeschluss  vom  19.  Juni  18ti| 
Sitz.  XXI,  Protok  §.  227  dahin  vereinbart,  „dass  von  dfli 
selben  der  Negerhandel  allgemein  verboten  werde] 
Demgemäss  soll,  wo  diesfalls  durch  bestehende  StrafgeseM 
nicht  bereits  Fürsorge  getroffen  ist,  der  Negerhandel  gleiel 
dem  Seeraube  bestraft,  in  denjenigen  Staaten  aber,  dem 
Gesetzgebung  des  Seeraubes  nicht  besonders  erwähnt,  mit  d^ 
Strafe  des  Menschenraubes  oder  mit  einer  ähnlieh« 
schweren  Strafe  belegt  werden.^'  ' 

§.  477  a.  ' 

l)    Der  bevorstehende  Bundesbeschluss  über  die  Aol 
hebung  der  öffentlichen  Spielbanken. 

I.  Schon  die  Nationalversammlung  zu  Frankfurt  und  £ 
provisorische  Gentralgewalt   hatten    am   8.  Januar   1849 
Aufhebung  der  öffentlichen  Spielbanken   beschlossen,  jed( 
kam  dieser  Beschluss  nicht  zum  Vollzüge  ^).    Auch  ein  AdI 
von  Prenssen  in  der  12.  Sitzung  der  Bundesversammli 
vom  18.  April  1844,  Protok.  §.  114  auf  Aufhebung  der  öl 
liehen  Spielbanken,  so  wie  der  Classen-Lotterie  und  des  Lot 
innerhalb  des  deutschen  Bundesgebiets  und  der  hierauf  m  dfl^ 

*)  Bei  ö.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföd.  Genn.   a  Auflage,  TU.  IT  ] 
(1869),  S.  488. 

«)  Siehe  oben  §.  187,  XIV. 
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5.  Sitzimg  vom  6.  Februar  1855 ,  Protokoll  §.  61,  erstattete 
Ansschassberieht  blieb  ohne  Erfolg. 

II.  In  der  36.  Sitzung  der  Bandesversammlnng  vom  9.  De- 
eenker  1854,  Protok.  §.  368  wurde  Ton  Prenssen  abermate 
ein  Antrag  auf  die  Aufbebnng  der  öffentlichen  Spielbanken 
geBtellt.  Der  hiemaeh  am  14.  December  1854  gewählte  Ans- 
sehiiBS  legte  bereits  in  der  15.  Sitzung  vom  10.  Mai  1855, 
Protok.  §.  218  einen  Beschlussentwurf  vor,  doch  blieb  die 
Sache  liegen,  bis  Preussen  in  der  18.  Sitzung  vom  5.  Juni 
1858,  Protok.  §.  246  einen  Antrag  auf  Wiederaufnahme  der 
Verhandlungen  zur  Bewirkung  einer  Vereinbarung  stellte.  In 
der  37.  Sitzung  vom  6.  November  1862,  Protok.  §.  328  wurde 
sodann  von  dem  Ausschusse  der  Antrag  gestellt,  eine  gemein- 
sane  ErkläruDg  in  das  öffentliche  Protokoll  der  Bundesver- 
sammlung niederzulegen:  1)  „Die  öffentlicben  Spielbanken 
sind  ein  sociales  und  volkswirthschaftliches  Uebel,  dessen  Be- 
stehen auf  dem  Gebiete  des  deutschen  Bundes  mehr  und  mehr 
Bedenken  und  Besorgniss  fttr  das  öffentliche  Wohl  erregt. 
2)  Es  iat  demnach  zu  wünschen,  dass  nicht  nur  keine  neuen 
öffentlichen  Spielbanken  mehr  gestattet,  sondern  auch  die  noch 
bestehenden  so  bald  als  möglich  beseitigt,  und  dass  bis  dahin 
deren  nachtheilige  Wirkungen  durch  angemessene  Beschrän- 
kungen in  aller  thunlichen  Weise  gemildert  werden.  3)  Es 
wird  wechselseitig  als  bundesfreundlich  mit  Dank  anerkannt, 
wenn  die  einzelnen  höchsten  und  hohen  Bundesregierungen 
ihre  Behörden  und  Organe  in  diesem  Sinne  wirken  lassen.^^ 

m.  In  der  39.  Sitzung  vom  20.  November  1862,  Protok. 
§w  342  stellte  Grossh.  Hessen  einen  schärfer  gefassten  Antrag 
dahin:  1)  „Die  Beseitigung  der  öffentlichen  Spielbanken  auf 
dem  deutschen  Bundesgebiete  ist  mit  allen  rechlich  zulässigen 
Mittehi  anzustreben,  und  die  Bundesversammlung  wird  ihr 
anhaltendes  Bestreben  dahin  richten,  desshalb  eine  Verein- 
barung unter  säonmilichen  Bdndesgliedem  zu  bewirken. 
2)  Demgemäss  spricht  die  Bundesversammlung  zunächst  die 
Erwartung  aus,  dass  keine  neuen  Goncessionen  zu  öffentlichen 
Spielbanken  mehr  ertheilt  und  die  bestehenden  nicht  über  die 
Zeit,  Air  welche  sie  ertheilt  sind,  verlängert  oder  erneuert 
werden.  Diejenigen  Begierungen,  welche  sich  hiermit  einver- 
standen erklären,  übernehmen  damit  die  förmliche  Verpiiish^ 
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tangy  dieser  Erwartung  zu  entsprechen.  3)  Jn  gleicher  Wäfie 
wird  sodann  denjenigen  Regierungen,  in  deren  Gebiete  sor 
Zeit  noch  öffentliche  Spielbanken  bestehen,  dringend  empfoUeo, 
jede  sich  darbietende  Gelegenheit  zur  Beseitigung  deiselbei 
zu  benutzen  und  bis  dahin  deren  nachtheilige  Wirkungen  imA 
angemessene  Beschränkungen  in  aller  thonlichen  Weise  n 
mindern.'^ 

IV.  Die  Mehrzahl  der  Regierungen  sprach  sich  bd  der 
Abstimmung  (40.  Sitz.  v.  27.  Nov.  1862,  Protok.  §.  347,  wl 
41.  Sitz.  11.  Dec.  1862,  Protok.  §.  360)  im  Allgemein«!  ffee 
die  Aufhebung  der  öffentlichen  Spielbanken  aus ;  jedoch  tbA 
dem  Ansschussantrage ,  theils  dem  grossh.  hessischen  A»*^ 
trage  unbedingt,  theils  eventuell  zustimmend,  daher  der  A» 
schuss  beauftragt  wurde,  einen  neuen  Beschlussentwurf 
zulegen. 

§.  477b. 

m)   Verhandlungen    am    Bundestage    über    die  Fest 

Stellung    allgemeiner  Normen  in   Bezug  auf  die  Ha 

mathsverhältnisse,  insbesondere  Uebemahme  der 

Heimathlosen. 

I.    Die  Aufstellung   gleichmässiger  Grundsätze   Ob^ 
HeimathsVerhältnisse  war  schon  vor  dem  Jahre  1848  mehHac 
in  der  Bundesversammlung  angeregt,  und  sogar  am  15 
1846    ein  Gommissionsentwurf  in   derselben   zur  Vorlage  ff 
kommen.     Hieran  im  Wesentlichen   anschliessend  wurde 
15.  Juli  1851  vonPreussen  mit  einer  Anzahl  anderer  Bundes 
genossen  zu  Gotha  ein  Vertrag  (sog.  Gothaer  Vortrag 
abgeschlossen^),  um  die  Schwierigkeiten  zu  beseitigen,  weldH 
sich  bisher  unter  ihnen  in  Bezug  auf   die  Uebemahme 
Auszuweisenden    oder  Heimathlosen   ergeben 
und  dadurch  zugleich,  so  viel  an  ihnen  ist,  ein  allgemdiM 
deutsches  Heimathsrecht  vorzubereiten.     Zugleich  wurden  il 


*)  Der  Gothaer  Vertrag  v.  15.  Juli  1851  findet  sich  in  den  Pw^l 
koUen  der  B.-V.  als  Beilage  zu  §.  58  der  9.  Sitz.  v.  10.  März  1853;  bdl 
ö.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföd.  Germ.  3.  Auflage,  ThL  11  (180 Vi 
S.  ö82|^flg.  \ 
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einem  besonderen  Protokolle  von  demselben  Datum  einige 
nähere  Festsetzungen  zur  Erläuterung  des  Vertrages  yerein- 
bart^),  insbesondere  ist  jede  Regierung  für  verpflichtet  erklärt, 
y^Anordnung  zu  treffen,  damit  in  ihrem  Gebiete  keine  Ver- 
heirathung  eines  Angehörigen  der  anderen  contrahirenden 
Staaten,  sei  es  mit  einer  Inländerin  oder  Ausländerin,  ohne 
Consens  der  Qeimathbehörde  gestattet  werde^',  indem 
man  in  dem  bisherigen  Mangel  dieser  Anordnung  in  mehreren 
Staaten  eine  hauptsächliche  Veranlassung  der  häufigen  Hei- 
mathlosigkeit  erkannte.  Diesem  Vertrage  sind  theils  noch  im 
Jahre  1851,  theils  nach  einer  Einladung  durch  die  Bundes- 
yersanmilung  vom  10.  März  1853,  9.  Sitzung,  Protok.  §.  58, 
in  den  Jahren  1853  und  1854  noch  mehrere  Bundesglieder 
beigetreten  3).  Im  Jahre  1854  wurde  auf  einer  Gonferenz  zu 
Eisenach,  an  welcher  sich  28  Staaten  betheiligten,  eine 
Bevision  des  Gothaer  Vertrages  vorgenommen ,  welche  jedoch 
die  Hauptbestimmungen  desselben  unberührt  liess  und  sich  auf 
einige  Erläuterungen  derselben  beschränkte^).  Das  Gleiche 
war  der  Fall  beztlglich  der  ebenfalls  auf  einer  Gonferenz  zu 
Eisenach  am  29.  Juli  1858  beschlossenen  nachträglichen  Be- 
stLmmungen. 

IL  Die  ^Bundesversammlung  hatte  unterdessen  in  der 
Sitzung  vom  3.  April  1856,  Protok.  §.  118  an  die  (wenigen) 
noch  nicht  beigetretenen  Regierungen^)  eine  erneuerte  Eiii- 
ladung  zum  Beitritte  ergehen  lassen^).  Am  15.  November 
1860,  28.  Sitzung,  Protok.  §.  237  ?)  erklärte  Oesterreich  seine 
Bereitwilligkeit  zum  Beitritt  und  zur  Zustimmung  zu  einem  im 


«)  Bei  G.  V.  Meyer,  1.  c  Thl.  H  (1859),  S.  585  flg. 

')  Siehe  das  Yerzeidmiss  bei  G.  v.  Meyer,  1.  c.  Thl.  II,  S.  582, 
585.  —  Nicht  beigetreten  waren  nur  Oesterreich,  Dänemark  wegen 
Holstein  und  Lauenburg,  und  Niederlande  wegen  Limburg;  ftlr 
Luxemburg  ist  der  Beitritt  erfolgt;  ebendas.  Thl.  U,  S.  647. 

*)  Siehe  das  Schlussprotokoll  der  Gonferenz  zu  Eisenach  v.  25.  Juli 
1854  als  Beilage  zum  Protokoll  der  B.-Y.  v.  B.  April  1856,  12.  Sitz.  §.  118, 
bei  G.  V.  Meyer,  1.  c.  Thl.  H  (1859),  S.  648. 

«)  Siehe  oben  Note  3. 

•)  B..B.  y.  a  April  1856,  Protok.  §.  118,  bei  G.  v.  iiey er,  1.  c.  Thl.  U 
(1859),  S.  647. 

0  Bei  G.  T.  Meyer,  L  c.  Thl.  DI  (1862),  S.  24. 
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Siniiid  der  Ooihaer  und  Etsenacher  VerabredmiseD  n  fassendfli 
BondesbescUiissey  ind^m  es  zngleioh  einige  HodificatioDeii  em- 
pfahl. .  Dieser  Erklämng  schloss  sich  anch  akbsld  Liech- 
tenstein an®).  Auf  den  Bericht  und  Antrag  dar  Maj<nittt 
des  flir  diese  Angelegenheit  niedergesetzten  Aosschnssei*)  b^ 
schloss  die  Bnndesyersammliing  in  der  26.  Sitzung  v.  85.  Jd 
1861  y  Protok.  §.  222,  die  Regierungen  zu  ertochen,  Con- 
missaire  nach  Frankfurt  abzusenden ,  um  auf  dm  berdtiTV- 
handenen  Grundlagen  mit  Berücksichtigung  der  von  OesieRWih 
Torgeschlagenen  Modalitäten  eme  Vorlage  an  die  Bondflif» 
Sammlung  zur  definitiven  Schlussfassung  auszuarbeiten^®),  b! 
dnem  weiteren  Beschlüsse  ist  es  zur  Zeit  nicht  gekonunen    : 

§.  477c  I 

n)  Würtembergischer  Antrag  auf  Herstellung  einer  ge- 
meinsamen Pharmakopoe  und   eines  einheitlicheD 
Medicinalgewichtes. 

In  der  37.  Sitz,  der  Bundesversammlung  vom  6.  Nov.  ISC^ 
Prot.  §.  326y  hat  Würtemberg  einen  Antrag  auf  die  Hetbc^ 
führung  einer  gemeinsamen  Pharmakopoe  und  eines  einheiäidHii 
Medidnalgewichtes  in  den  deutschen  Bundesstaaten  gestdHip 
diesen  Antrag  durch  die  Hinweisung  auf  ein  längst  gdtbta 
Bedttrfhiss  begründet  0,  welches  seit  der  grösseren  Entwieki 
Inng  des  Eisenbahnnetzes  mehr  mid  mehr  zu  Tage  gsMfl 
ist  Der  durch  die  Eisenbahnen  so  sehr  erleichtoie  Y< 
hat  nämlich  zur  natürlichen  Folge  gehabt  ^  dass  Aerzte 
Bnf  auf  grosse  Entfernungen  ftlr  bedeutende  ErankheiteB 
Käthe  gezogen  werden ,  so  wie  dass  viele  Personen 
ihrer  auswärtigen  Aerzte  mit  sich  führen  und  deren 


<)  Protok.  der  B.-Y.  y.  21.  Febr.  1861,  7.  Sitz.  §.  54,  bei  0.  ▼.  M ej4 
1.  c.  Tbl.  in  (1862),  S.  2a  • 

•)  ProtokoU  der  6.-7.  ▼.  27.  Joni  1861,  22.  Sits.  §.  184  bei  a«^ 
Meyer,  L  c.  Tbl.  m  (1862),  8.  235.  Das  ebendaselbst  tob  daikl 
prenssiBcben  Gesandten  erstattete  Minorität8e:QtachteB  spricbt  wM 
gegen  die  Fassong  eines  Bnndesbeschlusses  in  dieser  Angel^godieit  «a 

M)  B.-B.  T.  2&.7iiU  1861,  £»ts.  26,  PiDtok.  «.  222,  bei  G.  y.  Mfy»» 
1.  c.  Tbl.  m  (1862),  S.  235. 

0  Vergl.  Protok.  der  B.-V.  2.  Sita.  y.  1865,  §.  27. 
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in  jder  Apotheke  ihres  jeweiligen  Aufenthaltsortes  in  Ansprach 
nehmen.  Die  Verschiedenheit  der  Stärkegrade  der  einzelne« 
Stoffe,  theils  der  Gewichtsmengen  bei  gleicher  in  Deutschland 
tUblicher  Bezeichnung  kann  nun  aber  insbesondere  dann,  wenn 
es  sich  um  stark  wirkende  Stoffe  handelt,  zu  grossen  Unzu- 
träglichkeiten führen.  Die  Bundesversammlung  hat  diesen  An- 
trag in  derselben  Sitzung  dem  handelspolitischen  Ausschüsse 
zur  Begutachtuog  zugewiesen,  und  zwar  mit  allen  Stimmen 
gegen  eine,  nämlich  die  yon  Preussen,  dessen  Gesandter 
erklärte,  zwar  weder  die  Aussetzung  der  Besathungen  bean- 
tragen, noch  gegen  die  Verweisung  an  den  handelspolitischen 
Aosschuss  Widersprach  erheben  zu  wollen,  jedoch  schon  jetzt 
auch  hier  auf  die  Einwendungen  hindeutete,  welche  von  seiner 
Begierung  wider  eine  legislatorische  Behandlung  ähnlicher 
Gegenstände  geltend  gemacht  worden  sind^). 

§.  478. 

3)  Allgemeine  Bestiimmmgeii  über  die  Freiheit  der 

Flussschiffifahrt^). 

a)  Die  Bestimmungen  des  Reichsdeputationshaupt- 

Schlusses    vom    25.    Februar    1803   über    die  Rhein- 

schi£Efahrt. 

I.  Da  die  Hebung  und  Entwickelung  des  Handels  haupt- 
sächlich Ton  einer  möglichst  freien  Benutzung  der  Verkehrs- 
mittel abhängt,  so  wurde  seit  dem  Anfange  dieses  Jahr- 
hunderts besonders  die  Befreiung  der  Schifffahrt  auf  den  sog. 
conyentionellen  Flüssen,  d.  h.  auf  denjenigen  schiffbaren 
Fltlssen,  welche  in  ihrem  Laufe  die  Gebiete  mehrerer  Staaten 
berühren  oder  durchschneiden,  immer  mehr  als  ein  Gegenstand 
der  höchsten  Wichtigkeit  anerkannt. 

U.  Die  erste  Erleichterung  wurde  der  Bheinschifffahrt 
in  Theil,  und  zwar  in  Folge  der  Abtretung  des  linken  Rhein- 


*)  Siehe  oben  §.  145,  Note  5. 

^)  Etienne  Caratb^odory,  du  droit  intenialioiial  concemant  ]ß$ 
gnwds  cooTB  d'eau.  Etade  tb^t^tique  et  pratiqae  sur  la  libertä  de  la 
nayigation  flaviale.  Leipz«  1861. 
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nfers  an  Frankreich  im  LfineviUer  Frieden  vom  Jahre  1801,  j 
dnrch  den  Heichsdepntationsabschied  vom  25.  Febmar  180S 
Art.  39   and  die  sich  hieran  anschliessende  Convention  fiber. 
den  RheinschifiTahrts-Octroi  vom   15.  Angost  nnd  1.  Oktober, 
1804  2). 

in.  Dnrch  den  Beichsdepntationshaaptschluss  vom  Ü.  Fe-  [ 
bruar  1803,  Art.  39  wurden  alle  sowohl  auf  dem  rechten,  all 
linken  Bheinnfer  bis  dahin  erhobenen  Rhein z6lle  n^ 
hoben  y  jedoch  anter  Vorbehalt  der  Eingangszölle  ((bvit  di  i 
douane)  and  eines  Schifffahrtsoctroi,  der gemeinschafi&k^ 
von  Frankreich  and  dem  deatschen  Reiche  angeordnet 
erhoben  wurde.  Der  Ertrag  des  Octroi  im  Ganzen  hatte  Tor 
erstens  die  Kosten  der  Erhebung ,  der  Verwaltung  nndil 
Polizei  zu  bestreiten.  Der  Ueberschuss  wurde  m  iwQ 
gleiche  Theile  getheilt,  deren  jeder  vorzüglich  zur  ünta 
haltung  der  Leinpfade  und  der  zur SchifGTahrt  erforderlidM 
Arbeiten  auf  jedem  der  respektiven  Ufer  bestimmt 
Auf  den  reinen  Rest  der  zum  rechten  Rheinufer  gehörig« 
Hälfte  waren  mancherlei  Dotationen  und  Rentenzahlungen  ai 
gewiesen '). 

IV.   Mainz   und   Köln  wurden    damals    noch  als  Ol 
Schlagsplätze  9    d.  h.  Plätze ^  wo  die  zu  Berg  oder  zu  Th 
fahrenden  Schiffe  ihre  Ladung  löschen  und  auf  andere  Sdu 
verladen  mussten,  beibehalten^). 


*)  Abgedruckt  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jar.  Gonfo<L  Germ.  3. 
Tbl.  I,  S.  45. 

«)  Nach  dem  R.  D.  H.  S.  v.  25.  Febr.  1803,  art  39  wnide  diea»  B« 
▼erhypotbecirt:  1)  zur  Ergänzung  der  Dotation  des  Korftaiea 
kanzlers,  dann  fiLr  die  übrigen  in  den  §§.  9. 14  17. 19  und  20 
Anweisungen;  2)  zur  Bezahlung  der  in  den  §.  7  und  27  subsidiaiisch  i 
bedingnissweise  angewiesenen  Renten.  —  Ueber  die  rechtliche  Natnri 
auf  den  Rheinoctroi  gelegten  immerwährenden  Lasten,  siehe  (t.  Lini 
Archiv  f.  d.  öffentl.  Recht  des  deut.  Bundes  Bd.  I,  Heft  2  (1854),  &  7  ^ 
—  Vergl.  auch:  (Longard  I)  AusfQhrung  der  Ansprüche  des  Gnün 
Eltz-Kempenich  aus  dem  BheinzoUe  zu  Engers,  Coblenz  1842,  und 
hierauf  bezüglichen  Protokolle  der  B.-\L  vom  20.  Mai  1857,  17.  8 
§.  216  und  4.  Sitz,  vom  28.  Januar  1858,  §.  39.  —  ürtheü  des  k.  h 
noverschen  O.-A.-Gerichts  zu  Celle  in  der  Streitfrage  der  freien  SCii| 
Frankfurt  wider  die  Rheinnfer-Staaten.  Hannoyer  1860. 

*)  Conyention  über  den  RheioschifflGEihrtsoctroi  v.  15.  Ang.  imd  1. 
1804,  art  3. 
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§.  479. 
b)  Die  Bestimmuiigen  des  ersten  Pariser  Friedens  und 
der  Wiener  Congressakte  und  der  sich  hieran  an- 
schliessenden Conventionen  und  Schiflffahrtsakten  über 
die  Freiheit  der  Flussschifffahrt,  und  die  Bundesbe- 
schlüsse  vom  3.  August  1820  und  27.  Februar  1832. 

I.  In  dem  ersten  Pariser  Frieden  vom  30.  Mai  1814,  Art.  V 
wurde  zum  ersten  Male  grundsätzlich  die  Freiheit  der  Schiff- 
fahrt auf  dem  Rheine  für  Jedermann,  von  dem  Punkte  an, 
wo  er  schiffbar  wird,  bis  zu  seinem  Ausflusse  in  das 
Heer,  ausgesprochen^). 

n.  Zugleich  wurde  es  dem  in  Aussicht  sfehenden  Oon- 
gresse  vorbehalten,  denselben  Orundsatz  auch  auf  die  an- 
deren schiffbaren  Flüsse  auszudehnen,  welche  in 
ihrem  Laufe  mehrere  Staatsgebiete  berühren  oder  durch- 
laufen^. 

ni.  Eine  solche  allgemeine  Bestimmung  in  Bezug  auf 
alle  schiffbaren  Flüsse,  welche  die  Gebiete  mehrerer 
Staaten  trennen  oder  durchlaufen,  ist  auch  wirklich  in  die 
Wiener  Congressakte  vom  9.  Juni  1815,  Art  109  aufge- 
nommen und  von  den  Mächten,  deren  Gebiete  von  schiffbaren 
Flttssen  geschieden  oder  durchschnitten  werden,  im  Ai-t.  108 
die  Verpflichtung  übernommen  worden,  durch  gemeinsame 
Uebereinkunft  die  SchiffTahrt  auf  solchen  Flüssen  zu  ordnen  ^). 

0  L  Pariser  Frieden,  30.  Mai  1814,  art.  Y.  „La  navigation  sur 
le  Rhin,  du  point  oü  11  devient  navigable  jusqu'ä  la  mer,  et  r^dpro- 
qaement,  sera  libre  de  teile  sorte  qu'elle  ne  puisse  §tre  interdite  ä  per- 
sonne,"  etc.  —  Von  den  Niederlanden  wollten  längere  Zeit  hindurch  die 
Worte:  jusqu'  h,  la  merj  nur  von  der  Freiheit  der  Schiff&hrt  bis  an  das 
Meer,  nicht  aber  bis  in  das  Meer  {daiw  Iq  mer)  yerstajiden  werden.  In 
der  Uebereinkunft  der  üferstaaten  des  Rheins  v.  31.  März  1831 ,  art.  1 
wurde  aber  ausdracklich  gesagt:  „bis  in  das  Meer.'' 

')  I.  Pariser  Frieden,  30.  Mai  1814,  art  V  a  linea  2. 

')  Von  der  FlussschiMahrt  handelt  Überhaupt  die  Wiener  Congressakte 
V.  9.  Juni  1815,  art.  108—116.  —  Insbesondere  art.  108.  ,Jje8  puissances 
dont  les  ^tats  sont  s^par^s  ou  travers^s  par  une  m§me  rivi^re  navigable 
B'engagent  k  r^er  d'un  conunun  *  accord  tout  ce  qui  a  rapport  ä  la  navi- 
gafcion.*'  (art.909).  „La  navigation  dans  tout  le  cours  des  riviäres  indiqu^es 

ZSpfl,  Staatincht.  5.  Aufl.  U.  42 
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IV.  Als  Grundsätze  worden  in  der  Wiener  Coogreo* 
akte  aufgestellt:  1)  dass  sowohl  fttr  dieErhebmig  der  Schiff* 
fahrtsabgaben,  als  auch  fbr  die  Handhabmg  der  Pi 
auf  den  Flüssen,  gleichförmige  und  dem  Handel  idQ^ 
Tortheilhafte  Systeme  aufzustellen  sind^);  2)  dsu» 
lieh    die  Schifffahrtsabgaben   in    unveränderlich 
Weise  festzusetzen  und  so  einzurichten  sind,  dass  keine  ii* 
Einzelne   gehende  Untersuchung    der  Ladung 
stattfindet,  als  zur  Verhütung  von  Unt^^chleifen  nötUgiik^ 
3)  dass  insbesondere  bei  Feststellung  der  Schiffiahit8a\)gdi 
von  der  Rücksicht  auf  Ermunterung  des  Handels 
Erleichterung  der  Schifffahrt  als  leitendem 6m 
gedanken  ausgegangen  werden  soll,  wobei  auf  den 
Schifffahrtsoktroi   als   beiläufig   massgebendes  Vorbild 
wiesen  wurde  ^),  daher  4)  jeder  Uferstaat  flir  die  ErhaKi 
des  guten  Standes  der  Leinpfade  und  des  FInssbett 
innerhalb  seines  Gebietes  zu  sorgen  verpflichtet  ist,  dal 
die  Schifffahrt  auf  keine  Hindernisse  stosse^ 
nach  es  offenbar  als  sdbstverständlich  erscheint,  daast 
Staat  befagt  ist,  Bauten,  wie  Brttcken  u.  dergL,  in  einer 
chen  Weise  anzulegen,  dass  hieraus  der  Schiffiahrt  ein  nel 
Hinderniss    erwachsen    würdet;    5)    dass    keine  nei 


dans  Fartide  präc^ant,  du  point  oü  chacnne  d^dks  derieat  a 
jttsqu'ä  son  embonchure,  sera  enti^rement  libre  et  ne  ponrra 
rapport  du  commerce  etre  interdite  ä  personne**  etc. 

«)  Eben  das.  art  109  a.  £.  und  art.  110. 

>)  Ebendas.  art.  111. 

*)  Eben  das.  art  111.    „.  .  .  on  partira  n^anmoins  en 
tarif,  du  point  de  vue,  d'encoarager  le  commerce  en  facili 
navigation**  etc. 

^  Ebendas.  art  113.    „Chaqne  ^tat  riverain  se  chai^gende 
tien  des  chemins  de  halage  qui  passent  par  son  territoire  et  des 
n^cessaires  pour  la  m§me  ^tendue  dans  le  litde  la  riviöre,  ponrnel 
^prouver  aucun  obstacle  k  la  navigation.^' 

*)  Ausdrücklich  hatte  übrigens  schon  die  Kais.  Wahl cap.  Bit 
§.  7  verboten,  in  schiffbaren  Strömen  der  Schifßahrt  hinderliche  Bit 
anzulegen,  ,,  sondern  es  sollen  solche  Gebäude  .  .  .  wenigstens  also 
richtet  werden,  dass  die  Schiffe  ungehindert  auf-  und&bk 
men  können.  —  Vergl.  (R.  v.  Mob  1)l  erste  und  «weite  I>enksdirift 
die  Nothwendigkeit  eines  Durchlasses  för  die  Schiffiahrt  i^  der 
Köln  und  Deuts  zu  erbauenden  Brücke  (beide  s.  L  et  a.).  — 
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Stapel-  und  Umschlagplätze  eriiehtet  und  selbst  bei  be- 
gtehenden  nur  so  weit  beibehalten  werden  dürfen,  als  es  die 
Ufnrstaaten,  abgesehen  von  dem  lokalen  Interesse  dieser  Plätze, 
ftr  die  Schifffahrt  und  den  Handel  im  Allgemeinen 
fSi  n^thig  nnd  ntttzlich  finden^),  nnd  dass  6)  das  Ein- 
gaogszoUwesen  (les  douanes)  der  einzelnen  Uferstaaten  nicht 
niit  dem  Systeme  der  Schififahrtsabgaben  vermengt  werden 
darf'^).  7)  Ansdrtteklich  wurde  bestimmt,  dass  ein  von  den 
Uferstaaten  errichtetes  gemeinschafUiches  Reglement  nur  mit 
jEünwilUgang  aller  Theilnehmer  verändert  werden  kann^O- 

V.  In  Gemässheit  dieser  allgemeinen  Grandsätze  sind  be- 
reits auch  Uebereinkommen  der  Uferstaaten  des  Rheines  ^^), 
der  Elbe^^)  und  Weser^^)  nnd  anderer  Fitisse,  me  Main, 
Neckar,  Mosel  nnd  Schelde^^)  errichtet  worden. 


oompetent  in  dieser  Angelegenheit  hat  sich  die  B.-Y.  erklärt,  laut  B.-B.  v. 
12.  Allgast  1858,  27.  Sitzung  §.  360,  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  ConfQd. 
Gem.  3.  AnfL  Thl.  H  (1859),  S.  685. 

«)  Wiener  Congressakte  v.  9.  Juni  1815  art.  114. 

*^)  Ebendas.  art  115. 

«*)  Ebendas.  art.  116. 

**)  Yergl.  Articles  concemants  la  navigation  du  Bhin,  annexe  XYI  ä 
Tacte  de  Congrds  de  Yienne.  (G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföd.  Germ. 
3.  Aufl.  Thl.  I,  S.  279).  —  .Rheinschifffahrtsakte,  Uebereinkunft 
unter  den  üferstaaten  des  Rheins  und  auf  die  Schiffilahrt  dieses  Flusses 
ach  beziehende  Ordnung,  Mainz  31.  März  1831;  ebendas.  I,  S.  408  flg. 
--  Ueber  die  Gesetzgebung,  die  RheinschifffGkhrt  betr.  siehe  Oppenheim, 
der  freie  deutsche  Rhein.  Stuttgart  und  Tabingen  1842.  —  C.  A.  von 
Kamptz,  die  Handels-  und  SchiffEahrtsrerträge  des  Zollyereins,  gesammdt 
oud  mit  Rücksicht  auf  die  fremdländische  Gesetzgebung  und  gewerbliche 
Yeriiältoisse  beleuchtet  Braunschweig  1345. 

»)  Elbeachifffahrtsakte,  Dresden,  23.  Juni  1821,  bei  G.  v. 
Meyer,  3.  Aufl.  Thl.  I,  S.  354  flg.  —  Revislonsakte,  Hamburg, 
18.  Sept  1824.  —  Neueste  Yereinbarung  der  Eibuferstaaten  1863. 

«)  Weserschifffahrtsakte,  Minden,  10.  September  1823,  bei  G.v. 
Meyer  I.  S.  379  flg.  —  Revislonsakte,  Bremen,  21.  December  1825, 
ebendas.  S.  399  flg. 

^)  Articles  concemants  la  navigation  du  Neckar,  du  Mein,  de  la 
Moselle  et  de  TEscaut,  auch  als  annexe  XYI  de  Tacte  du  Congr^s  de 
Vieime,  bei  G.  v.  Meyer,  a.  a.  0.  Thl.  I,  S.  284. 

42* 
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VI.  In  dem  Staatsvertrage  Über  die  Beendignng  des 
orientalischen  EriegeS;  geschlossen  zn  Paris  am  30.  Ißn  1856 
zwischen  Oesterreich,  Frankreich,  Grossbritannien,  FreoaBO, 
Rosslandy  Sardinien  nnd  der  Türkei,  wnrde  bestimmt,  d» 
die  in  der  Wiener  Congressakte  fiber  die  Schiffiiahrt  aof  da 
Flflssen,  welche  mehrere  Staatsgebiete  trennen  oder  dordi- 
fliessen,  anfgestellten  Gmndsätze  in  Zukunft  auch  sof  & 
Donau  und  deren  Mündungen  ausgedehnt  werden  solIeD^).  h 
Folge  hieiTon  kam  eineDonauschifffahrtsakte  nmä« 
Oesterreich,  Bayern,  der  Ttirkei  und  Wttrtemberg  zolin 
am  7.  und  9.  November  1857  zu  Stande^''). 

Vn.  Durch  Bundesbeschluss  vom  3.  August  1820  haM 
sich  die  Bundesglieder  verbindlich  gemacht,  die  fiber  dieFM 
schiffTahrt  in  der  Wiener  Congressakte  enthaltenen  Besiü 
mungen  „unverbrüchlich^'  zu  befolgen*®). 

Vm.  In  Bezug  auf  den  Bau  stehender  Brfiekendil 
Grenzflüsse  des  deutschen  Bundes  wurde  durch  Bimdi 
beseUuss  vom  27.  Februar  1832,  8.  Sitzung,  Separat-Pni 
koU  I,  §.  5,  Nr.  2  festgesetzt,  dass  „ans  Grfinden  der  Sieh 
heif'  keine  solchen  Brücken  „ohne  vorgängige  PrfifoBg  Sil 
Zulässigkeit  aus  dem  militärischen  Gesichtspunkte  und  oli 
Zustimmung  des  Bundes  angelegt  werden  dürfen  '*). 


")  Pariser  Frieden  vom  30.  März  1856,   art  15—18;  bei  6.« 
Meyer,  Corp.  Jur,  Conföd.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  I  (1858),  S.  451.  452. 

")  Donauschifffahrtsakte  vom  7.  u.  9.  Nov.    1857;  ebendi 
Tbl.  I,  S.  464  flg.  —  Es  ist  hiemach  die  Freiheit  der  Schifi&bTt  ii 
Meer  nnd  umgekehrt  ausgesprochen,  jedoch  im  art  8  die 
die  zwischen  den  üferplätzen;  ohne  das  Meer  zu  berühren,  stattfindet, 
Schiffen  der  üferstaaten  vorbehalten. 

«)  B.-B.  V.  3.  August  1820 ;  Protok.  der  Plenarversammhmg  $.  4|| 
G.  V.  Meyer,  a.  a.  0.  Thl.  H  (1859),  S.  115. 

«)  Bei  G.  V.  Meyer,  a.  a.  0.  Thl.  H  (1859),  S.  240.  —  Vei^i 
V.  25.  Febr.  1858,  8.  Sitz.  §.  98,   die  Errichtung  einer  stehenden 
aber  den  Rhein   bei  Waldshut  betr.,   ebendas.  Thl.  n,  S.  6^ 
6.-6.  vom  5.  Juni  1858,  Separatprotokoll  der  18.  Sitzung,   die 
einer  stehenden  Bracke  über  den  Bhein  bei  Kehl  betr.,  ebendas. ' 
S.  683. 
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§.  479  a. 

4)  Bestrebungen  für  gemeinsame  Gesetzgebung  in 

handelspolitisclier  Beziehung. 

a)  Die  Bestrebungen  der  Dresdener  Ministerial- 

Gonferenz  (1850  —  1851). 

In  der  am  27.  December  1850  gehaltenen  zweiten  Dres- 
dener Hin is t e rialc 0 nf  er en z  0  wurden  fünf  Gommissionen 
niedergesetzt.  Der  dritten  dieser  Gommissionen  wurden  die 
Einrichtungen  zur  gemeinsamen  Förderung  der  materi- 
ellen Interessen,  Handel,  2iOll,  SchiffiTahrt,  Verkehrsmittel,  als 
Gegenstände  ihrer  Berathungen  bezeichnet.  Diese  Gommission 
erbat  sich  alsbald  von  den  Regierungen  die  Absendung  von 
Sachverständigen  nach  Dresden,  und  diese  ttbergaben  am 
9.  März  1851  als  das  Ergebniss  ihrer  Arbeiten  einen  Ent- 
warf einer  Uebereinkunft  zwischen  den  deutschen  Bundes- 
staaten zur  Beförderung  des  Handels  und  Verkehrs,  nebst 
vier  Anlagen,  nämlich  ein  Verzeichniss  der  Gegenstände, 
die  bei  dem  Uebergang  aus  einem  Bundesstaate  in  den  an- 
dern vom  Eingangszoll  frei  sein  sollten,  ein  Verzeichniss 
der  in  den  einzelnen  deutschen  ZoUgebieten  bestehenden  Aus- 
gangsabgaben, einen  Entwurf  eines  Zollcartels  und 
eines  Httnzcartels  zwischen  den  deutschen  Bundesstaaten ^). 

§.  479  b. 

b)  Die  Bestrebungen  in   der  Bundesversammlung  fttr 
Herstellung  von  gleichem  Mass  und  Gewicht. 

In  der  7.  Bundestags -Sitzung  vom  23.  Febr.  1860  hatten 
Bayern,  K.  Sachsen,  Würtemberg,  Eurhessen,  Grossherzogthum 
Hessen,  Nassau,  Sachsen -Meiningen  und  Sachsen -Altenburg 
den  Antrag  eingebracht,  die  Bundesversammlung  wolle  sich 
die  Einführung  gleichen  Masses  und  Gewichtes  zur  Aufgabe 


0  lieber  die  Dresdener  Ministenalconferenzeii,  siehe  oben  §.  199. 
^  VergL  Protokoll  der  B.-V.  vom  9.  August  1851,  §.  112,  woselbst 
auch  dieser  Entwurf  mit  seinen  Anlagen  (in  Beilage)  zu  finden  ist 
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stellen.    Anf  Bericht  des  handelspolitisclieii  AnsschnsseB  k  to 
18.  Sitzung  Yom  8.  Jnni  1860^  Protok.  §.  158  wnideYonder 
Bandesversammlnng  durch  Stimmenmehrheit  die  Miedenetnog^ 
einer  Gommission  von  Fachmännern  zu  Franküoit  &.  M.  a# 
Kosten  der  theilnehmenden  Regierungen  beschlossen.  Der  toi  ' 
dieser  Gommission  ausgearbeitete  Entwurf  eines  Bundesgeaetur^ 
ttber  die  Einführung  gleichen  Masses  und  Gewichtes  bii  ii' 
der  22.  Sitzung  vom  27.  Juni  1861,  Protokoll  §.  183nr?fl^- 
läge  und  wurde   durch  Bundesbeschluss  vom  18.  M  1^1, 
Protokoll  der  25.  Sitzung,  §.  212,  zur  Eenntniss  derBep^ 
rungen  gebracht  mit  der  Aufforderung,  ihre  ErklänrngeB  Usd 
ttber  abzugeben  1).  i 

§.  479  c. 

c)  Die  Bestrebungen  in   der  Bondesversammlong  ftl 
Herstellung  einer  gemeinsamen  Patentgesetzgebnng. 

In  der  25.  Sitzung  der  Bundesversammlung  vom  26.  Ji 

1860,  Protok.  §.  197  wurde  von  Bayern,  K.  Sachsen,  Wfirte 
berg,  Eurhessen,  Grossh.  Hessen,  Sachsen -Meniingen  a 
Sachsen-Altenburg,  Nassau  und  Mecklenburg-Schwerin  der  J 
trag  gestellt,  die  schon  auf  den  Dresdener  Ministerial-Ci 
ferenzen  angeregte  Frage  wegen  Entwerfung  aUgemeiner  s 
Schutze  von  Erfindungen  aufzustellender  Vorschriflen  wi« 
aufzunehmen,  und  eine  gemeinschaftliche  deutsche  Patei 
gesetzgebung  durch  die  Bundesgesetzgebung  herbeizafflbM 
womit  einem  im  Kreise  der  Gewerbtreibenden  lebhaft  geflU 
Bedürfnisse  entsprochen  werden  wflrde.  Auf  den  Antrag  < 
handelspolitischen  Ausschusses  in  der  27.  Sitzung  vom  L  ii 

1861,  Protok.  §.  229  wurde  von  der  Bundesversammlifflg 
der  34.  Sitzung  vom  5.  December  1861,  Protok.  §.  309  dii 
Stimmenmehrheit  beschlossen^),  am  Sitze  der  Bundesrersai 
lung  eine  Conmiission  von  Fachmännern  zur  Ausarheitong 
aohtlicher  Vorschläge,  auf  Kosten  der  Regierungen 


«)  Bei  G.  V.  Meyer,  1.  c  ThL  ÜI  (1862),  S.  159,  woselbrt  anck *^ 
Gutachten  der  Sachverständigen  roUst&ndig  abgednu^  ist  \ 

«)  Bei  G.  ▼.  Meyer,  Cofp.  Jur.  Conföd.  Genn.  3.  Auflag«»  "W-^ 
1862),  S.  257.  ^ 
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n  m  lassen,  welche  geneigt  wären ,  solche  Commissaire 
Dordnen.  Diese  Commission  trat  am  25.  November  1868 
EVankfnrt  zusammen;  die  von  ihr  ausgearbeiteten  Entwürfe 
den  der  Bundesversammlnng  in  der  18.  Sitzung  vom 
Juni  1863  durch  das  Bundespräsidium  vorgelegt  und  auf 
ma  Antrag  unter  Zustimmung  aller  Bundestagsgesandten, 
Ausnahme  des  preussischen,  dem  handelspolitischen  Aus- 
isse  fiberwiesen. 

§.  479  d. 

Ausserhalb   der  Bundesyersammlung    geschlossene 
reine    mehrerer    deutschen   Bundesstaaten   zur  Be- 
förderung von  Handel  und  Verkehr*), 
a)  Der  Zollverein. 

Der  Zollverein,  zwischen  Preussen,  Bayern,  E.  Sach- 
Wftrtemberg,  Baden,  Kurflirstenthum  und  Grossherzogthum 
9en,  den  zum  thüringischen  Zoll-  und  Handels  verein  ver- 
denen  Staaten,  Brannschweig,  Nassau  und  der  freien  Stadt 
ükfurt,  beruht  auf  den  ZollvereinigungsvertrXgen  vom 
und  30.  März  und  11.  Mai  1833,  vom  12.  Mai  und  10.  De- 
kr  1835,  vom  2.  Janaar  1836  und  vom  8.  Mai,  19.  Oe- 
tt  und  13.  November  1841;  er  wurde  im  Jahre  1853  er- 
tert  durch  den  Beitritt  des  zwischen  K.  Hannover,  Olden- 
S  und  den  ihnen  angeschlossenen  Gebieten  bestandenen 
lervereins.  Zufolge  des  Vertrages  von  Berlin  4.  April  1853, 
dieser  Zollverein  zwölf  Jahre  (vom  1.  Januar  1854  bis 
December  1865)  zwischen  sämmtlichen  vorgenannten 
aten  fortzubestehen.  Sofeme  der  Vertrag  nicht  vor  dem 
lanuar  1864  von  dem  einen  oder  dem  andern  der  contra- 
»den  Staaten  abgekündigt  wird,  soll  derselbe  (art.  42)  auf 
tere  zwölf  Jahre  und  so  fort  von  zwölf  zu  zwölf  Jahren  als 
Kngert  angesehen  werden.  Letztere  Verordnung  ist  jedoch 
'  für  den  Fall  getroffen  „dass  nicht  in  der  Zwischenzeit 


0  Bifi  in  diBsem  und  den  folgenden  Paragraphen  (§.  479  d  bis  §.  479  g) 
lefiüvten  YerMge  finden  sich  in  den  Begierungablfittem  der  veresn- 
tea  Staaten. 
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Bämmtliche    dentsche   Bandesstaaten    Aber  gemeinsame 
Massregeln  flbereinkommen,  welche  den  mit  der  Abaidit  te 
Artikels  19   der  deutschen  Bandesakte  in  Uebereiii' 
stimmnng    stehenden   Zweck    des   gegenwärtige  Zol^ 
Vereins  vollständig  erfllllen.''    Im  art  41  der  UebereinkHil 
vom  4.  April  1853    sind    sämmtliche  Zollvereinsstaaten  oA 
dem  zwischen  Preassen  und  Oesterreich  zn  Bedm 
19.  Febraar  1853  abgeschlossenen  Handels-  and  Zolheitrig» 
beigetreten,    dessen  Daaer    ebenfalls    anf   zwölf  Jahre  (jm 
1.  Janaar  1854  bis  zum  31.  December  1865)  f estgesteDi  i*. 
Nach  art.  25  dieses  Vertrages  sollten  schon   im  Jahre  11 
Gommissarien    der    contrahirenden    Staaten    zusammeni 
„am  über  dieZolleinigang  zwischen  den  beiden  coni 
den  Theilen  and  den  ihrem  ZoUverbande  alsdann  angehöi^ 
Staaten y    oder,    falls  eine  solche  Einignng  noch  nicht 
Stande  gebracht  werden  könnte,  über  weitergehende, 
die  am  1.  Januar  1854  eintretenden  und  die  im  art  3 
wähnten,  durch  commissarische  Verhandlungen  nachträglieh  fiä 
zustellenden  Verkehrserleichterungen   und  über  m5| 
liebste  Annäherung  und  Gleichstellung  der  beid 
seitigen  Zolltarife  zu  unterhandeln.''    Diese  Unterhandlung 
bisher  noch  nicht  stattgefunden;    dagegen  ist  durch  den 
29.  März  1862  von  Preussen  mit  Frankreich  auf  12  Ja 
von  1865  an  abgeschlossenen  Handelsvertrag,  zu  welchem 
Beitritt  der  übrigen  Zollvereinstaaten  beantragt  ist,  nidit 
die  Einigung  mit  Oesterreich,    und  somit  die  Erflillang 
Absicht  des  art.  19  der  deutschen  Bundesakte  vorerst 
in  die  Feme  gerückt,  sondern  der  Fortbestand  des  Zolh 
bandes    selbst   bedroht^).     Von    grosser  Bedeutung  itir 


*)  Der  französisch -preuBsische  Vertrag  vom  29.  März  1862  stefafc 
nach  ganz  abgesehen  von  der  g&nzlichen  Hintansetsnng  des  Pzindpei 
yölkerrechtlichen  Rechtegleichheit  und  Gegenseitigkeit  und  der  unlftagbi 
Bedrohung  der  industriellen  Interessen  der  sämmtlichen  ZollTeroasti 
in  offenbarem  Widerspruch  mit  dem  berühmten  Patente  des  11.  Fri^ 
rieh  Wilhelm  IV  von  Preussen  vom  18.  März  1848,  worin  d 
die  Herstellung  eines  allgemeinen  deutschen  ZoUverbaDdes  abl 
der  gerechtesten  und  nicht  Iftnger  zu  verweigernden  Fordeningen  des  dl 
sehen  Volkes  selbst  proklamirt  hatte.  Siehe  oben  §.  181  (Tbl.  I)  8.  4MA 
Vergl.  6.  H einzelmann,  Altes  und  Neues  aus  der  Handelsgesckidl 


§.  479  e.    Der  Manzvertrag  der  ZollTereinsstaaten.  665 

Sehnte  deutscher  LandesangehOrigen  im  Aasland  ist  art.  20 
des  Handels^  und  ZoQvertrages  zwischen  Preussen  (und  be- 
riehnngsweise  den  Zollvereinsstaaten)  nnd  Oesterreich  vom 
19.  Februar  1853 ,  wonach  jeder  Theil  y, seine  Consnln  im 
Ausland  zu  verpflichten  hat,  den  Angehörigen  des  anderen 
Theiles,  sofern  letzterer  an  dem  betreffenden  Platze  durch 
emen  Consul  nicht  vertreten  ist,  Schutz  und  Beistand  in  der- 
selben Art,  und  gegen  nicht  höhere  Gebühren,  wie  den  eigenen 
Angehörigen  zu  gewähren/'  Sonach  sind  die  Angehörigen 
der  Zollvereinsstaaten  keineswegs  so  ganz  schutzlos  im  Aus- 
lande, wie  dies  mitunter  dargestellt  wird,  und  ist  daher  auch 
Dir  sie  dem  Mangel  deutscher  Bundes  Konsulate  abgeholfen, 
und  zwar  um  so  mehr,  als  überdies  die  Hansestädte  ihre  Gon- 
Boln  angewiesen  haben,  die  Unterthanen  aller  deutschen 
Bundesstaaten,  wie  die  hanseatischen  Bürger  zu  vertreten^). 

§.  479  e. 
b)  Der  Münzvertrag  der  Zollvereinsstaaten, 

Die  Zollvereinsstaaten  hatten  schon  unter  dem  30.  Juli 
1838  eine  Hünzconvention  unter  sich  abgeschlossen.  In 
Folge  des  art.  19  des  Handels-  und  Zollvertrages  zwischen 
Preussen  und  Oesterreich  vom  19.  Februar  1853,  wel- 
chem die  übrigen  Zollvereinsstaaten  unter  dem  4.  April  1853 
beigetreten  sind,  wurde  unter  diesen  sämmtlichen  Staaten  und 
Liechtenstein  am  24.  Januar  1857  ein  Münzvertrag  ab- 
geschlossen, der  mit  dem  1.  Mai  1857  in  Wirksamkeit  trat. 
Die  Dauer  des  Vertrages  ist  bis  zum  Jahre  1878  festgesetzt; 
es  soll  derselbe,  insofeme  nicht  von  einer  oder  der  anderen  Seite 
der  Rücktritt  erklärt  oder  eine  anderweite  Vereinbarung  ge- 
troffen wird ,  stillschweigend  als  von  flinf  zu  fünf  Jahren  ver- 
längert betrachtet  werden.     Der  Rücktritt    ist  nur    zulässig. 


von  Deutschland.  München  1863.  —  Sehr  gut  sagt  A.  Peetz,  Sieben 
handelspolitische  Briefe  aus  England,  Leipz.  1863,  S.  59:  „Die  Vervoll - 
Bt&ndigung  des  Zollvereins  erscheint  uns  als  ein  Recht  des  deut- 
schen Volkes,  und  ob  sie  von  Oesterreich  gewünscht  und  von  Preussen 
bekämpft,  oder  ob  sie  von  Oesterreich  bekämpft  und  von  Preussen  ge- 
▼flnscht  wird,  das  kommt  för  uns  hierbei  gar  nicht  in  Betracht.'' 
')  Siehe  oben  §.  199  (Tbl.  I),  S.  544. 
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wenn  die  betreffende  Regierung  ihren  EntscUnss  miiidesteHi 
zwei  Jahre  vor  Ablauf  der  ausdrücklich  festgeseUten  oder  | 
stillschweigend  verlängerten  Yertragsdaner  erklärt,  woranf  m-  j 
dann  nnter  sämmtlichen  Vereinsstaaten  nnverweilt  waten  | 
Verhandlang  znr  Bewirkung  einer  neuen  Verständigong  ein- 1 
zutreten  hat  i 


§.  479  f. 

c)  Der  deutscli -österreichische  Postverein. 

Am   6.  April  1850  wurde  zu  Berlin  von  Oesterreie 
und  Preussen  ein  Vertrag  ttber  einen  Postverein  (dentscl 
österreichischer  Fostverein)  geschlossen,  welchen 
Feststellung   gleichmässiger  Bestimmungen    ftr   die 
und  postalische  Behandlung  der  Brief-  und  Fahrpostsenda 
bezweckt,  die  sich  zwischen  den  verschiedenen   zum  Ve 
gehörigen  Postgebieten  oder  zwischen  dem  Vereinsgebiet  i 
dem  Auslande  bewegen.    Oesterreich  und  Preussen 
dem  Vereine  ftir  ihr  gesammtes  Staatsgebiet  beL    An 
dem  sollte  derselbe  nur  deutsches  Gebiet  umfassen. 
Bestimmungen  über   die   internen  Brief-  und  Fahipos 
düngen   bleiben   den    einzelnen  Staaten   überlassen.    Die 
Vereine  traten  alsbald  und  allmählich  immer  mehrere  den 
Postverwaltungen  bei.    Am  5.  December  1851  kam  zu 
ein  revidirter  Postverein  zu  Stande,  an  welchen  sich  Nachti 
vertrage  3.  September  1855  und  25.  Februar  1857 
Alle  diese  Verträge  wurden  nebst  den  Beschlüssen  der  vie 
zu  Frankfurt  a.  M.    am  15.  Mai   1860    zusammengetrete 
deutschen  Postconferenz  in  einen  neuen  Postvertrag 
18.  August  1860  zusammengefasst    Beigetreten  sind  bis, 
Oesterreich,  Preussen,  Bayern,  Sachsen,  Hannover,  Wli 
berg,  Baden,  Luxemburg,  Braunschweig,  beide  Mecklenb 
Oldenburg,  Lübeck,  Bremen,  Hamburg   und   der  Fürst 
Thum  und  Taxis.    Der  revidirte  Vertrag  trat  mit  dem  1. 
1861  in  Wirksamkeit.    Derselbe  bleibt  bis  zum  Schlüsse 
Jahres  1870  und  von  da  ab  femer  unter  Vorbehalt 
Kündigung  in  Kraft. 
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§.  479g. 
d)  Der  deutsch  -  östereichische  Telegraphen -Verein. 

In  ähnlicher  Weise,  wie  der  deutsch -österrdchische  Post- 
Terein,  kam  anch  ein  deutsch-österreichischer  Tele- 
graph eny  er  ein  zu  Stande.  Der  Hauptvertrag  yom  25.  Juli 
1850  und  die  bezflglichen  Nachtragsyerträge  vom  14.  Oktober 
1851,  23.  September  1853  und  29.  Mai  1855  wurden  nach  er- 
folgter Bevision  durch  Bevollmächtigte  von  Oesterreich,  Preus^ 
Ben,  Bayern,  Sachsen,  Hannover,  Würtemberg,  Baden,  Mecklen- 
burg-Schwerin und  Königreich  der  Niederlande  in  einen  revi- 
dirten  deutsch-österreichischen  Telegraphen-Yer- 
eins-Vertrag  vom  16.  November  1857  zu  Stuttgart  zu- 
sammengestellt, welchem  auf  der  sechsten  Conferenz  von 
Bevollmächtigten  der  Vereinsstaaten  zu  Haag  am  31.  August 
1861  noch  einige  nachträgliche  Bestimmungen  beigefügt  wurden. 
Deutsche  Staaten  können  diesem  Telegraphenverein  nur  als 
wirkliche  Mitglieder  beitreten,  ausserdeutsche  Staaten  aber 
mit  demselben  nm*  in  ein  Vertragsverhältniss  treten.  Jede 
Vereinsregierung  ist  befugt,  Verträge  dieser  Art  mit  Nachbar- 
staaten im  Namen  des  Vereins  zu  schliessen,  insoferne  den 
Verträgen  die  Bestimmungen  des  Vereins  zu  Grunde  gelegt 
werden.  Die  Zulassung  von  Bestimmungen,  welche  von  den 
Grandsätzen  des  Vereins  abweichen,,  darf  nur  mit  Genehmigung 
sämmtlicher  Vereinsregierungen  stattfinden.  Der  revidirte  Ver- 
trag ist  mit  dem  1.  April  1858  in  Wirksamkeit  getreten  und 
bleibt  fUr  die  Dauer  von  sechs  Jahren  in  Kraft.  Sofeme  der- 
selbe nicht  spätestens  ein  Jahr  vor  seinem  Ablauf  gekündigt 
wird,  soll  er  auf  weitere  sechs  Jahre  und  so  fort  von  sechs  zu 
sechs  Jahren  als  verlängert  angesehen  werden. 

§.  480. 

6)  Bestimmungen  in  den  Verfassungsurkunden  der 
Einzelstaaten  über  Gegenstände  der  Polizeigewalt. 

I.  Die  Verfassungsurkunden  der  deutschen  Bundesstaaten 
enthalten  nur  wenige  vereinzelte  Bestimmung^  liber  solche 
Gegenstände,  welche  in  das  Gebiet  der  Polizeigewalt  gehören, 
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nnd  diese  sind  grösstentheüs  nur  in  sehr  allgemeineD  1 
gehalten   and  schliessen   sich  theils   der  Bunde 
an,  theils  sind  sie  dnrch  deren  neueste  Bestimmungen' I 
flüssig  oder  abgeändert  worden,  theils  bestehen  diesdbe&j 
einer  Nachbildung   oder   in   Modificationen   einzeber  in 
Grundrechte  des  deutschen  Volkes  und  hiermit  m  die  ] 
Verfassung  vom  28.  März  1849  Übergegangenen  Bestiimii 
Dahin  gehören  die  Bestimmungen  der  deutschen  Yc 
Urkunden   über   die  Freiheit  der  Presse^),    das  Vereii 
recht^,  den  Nachdruck'),  die  Haussuchnngen^Xi 
Beschlagnahme  von  Papieren^)  und  das  Briefgekei^ 
niss®). 


<)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  IV,  §.  11.  —  Baden,  V.-ü.  1818,^ 
—  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  28.  —  Grossh,  Heasen,  V.-C 
§.  35.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831.  §.  35.  -  Knrh essen,  V.-ü. 
§.  37.  —  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  67.   —   Brannschweig, 
L.-0.  1832,  §.  31.  ^  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept  1848,  §.  3.  —  Pr 
sen,  V.-ü.  1850,  §.27.28.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  ari  K 
S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.   1852,  §.43.   —    Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1 
§.  14  und  Gesetz  v.  20.  Juni  1856,  §.  26.   —    Wal  deck,  V-ü.  1 
§.  30.  —   Luxemburg,  V.-ü.  1856,  art.  24.    —    VergL  oben  §• 
470  flg. 

«)  S..Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  28;  siebe  oben  §.  467,  Nöte 
Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  29.  30.  38.  39.   —   Oldenburg,  ler. 
1852,  art  47.  50.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  44.  46.  41 
Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,   §.  15  und  Gesetz  ?.  20.  Juni  1856,  §.  i 
Luxemburg,  V.-ü.  1856,  art  25.  26.  —  Liechtenstein,  V.-ü. 
§.  18.  —  Siehe  oben  §.  294.  468. 

»)  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.49.—  Reuss  j.L.,  V.-ü. 
§.  24.  —  Siehe  oben  §.  472  flg. 

*)  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  6.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü. 
art.  40.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  12  und  Ges.  v.  20.  Jnni 
§.  40.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  29.  —  Luxemburg,  V.-ü. 
art  15.  —  Liechtenstein,  V.-ü.  1862,  §.  12.  —  Siehe  oben  §.  298. 

»)  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  12  und  Ges.  v.  20.  Juni  1856,  §• 
Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  29.  —  Luxemburg,  V.-ü.  1856,  art. 
Siehe  oben  §.  292. 
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n.  Vereinzelte  Bestimmungen  finden  sich  über  die  Ge- 
werbefreiheit'), das  Postwesen®),  das  Recht,  den  Be- 
sitz gewisser  Gegenstände  zn  verbieten^)  nnd  die  Ober^ 
aufsieht  des  Staates  bei  Priyatwal düngen ^^). 

in.  Häufiger  finden  sich  dagegen  Bestimmungen  liber  das 
Dnterrichtswesen  in  den  Verfassungsurkunden.  Die  Ver- 
fassungen vor  dem  Jahre  1848  beschränkten  sich  meistens 
darauf,  im  Allgemeinen  die  Freiheit  der  Berufswahl  und  der 
Ausbildung  fttr  den  erwählten  Stand  und  Gewerbe  im  In-  und 
Auslände  ausdrücklich  auszusprechen^^),  verwiesen  aber  mit- 
unter dabei  auf  die  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften 
hinsichtlich  des  Besuches  auswärtiger  Bildungsanstalten  ^^), 
oder  hinsichtlich  der  Vorbereitung  zum  Staatsdienste*^),  oder 
auf  andere  beschränkende  Gesetze  und  Privatrechte  *^).    . 

T)  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  36.  ,JDiejenigen  Gewerbe,  für  deren 
Aosflbung  aus  polizeilieben  oder  staatswirthschaftlichen  Kacksichten  eine 
Concession  erforderlich  ist,  soUen  gesetzlich  bestimmt  werden.  Das 
Erfordemiss  einer  Concession,  wie  solches  bisher  bestand,  ist  nirgend 
auszudehnen."  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art.  56:  (§.  1), 
„Die  Freiheit  des  Gewerbes  und  sonstigen  Nahrungsbetriebes  darf  nur  ge- 
setzlich und  nur  insoweit  beschränkt  werden,  als  es  vom  Gemeinwohle 
gefordert  wird."  (§.  2).  „Beschränkungen  der  Gewerbe  und  gewerblichen 
Anlagen  von  Seiten  des  Staates  auf  den  Grund  eines  beanspruchten  Re^ 
gals  finden  nicht  statt."  (§.  3).  „Die  jetzt  gesetzlich  bestehenden  Be- 
schränkungen bleiben  bis  zu  ihrer  Aufhebung  in  Kraft"  —  Innungs- 
m&ssige  Erlernung  und  Betrieb  der  Gewerbe  schreibt  dagegen  vor:  S«- 
Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  58. 

«)  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art.  57:  „Die  Postanstalten  sollen 
kfinftig  nicht  den  Zweck  haben,  eine  Quelle  der  Staatseinkanfte  zu  sein." 

•)  S.-Meiningen,  1829,  §.  17.  —  S.-Altenburg,  ;V.-U.  1831, 
J.  55.  —  Siehe  oben  §.  433,  Note  9. 

«)  Anhalt-Bernburg,  (aufgehobene)  V.-U.  1850,  §•  46.  »Das 
Recht  des  Staates  auf  Nutzung  des  Holzaufschlages  auf  fremden  Grund- 
stücken ist  angehoben.  Dem  Staate  steht  hinsichtlich  der  Priyatwaldungen 
nur  ein  Oberaufsichtsrecht  zu." 

*«)  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  29.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü. 
1820,  §.  36.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  28.  —  Kurhessen,  V.-ü. 
1831,  §.  27.  —  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  62.  —  Braunschweig, 
n.  L-O.  1832,  §.  24. 

«)  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  29. 

")  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  36. 

«)  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  28.  —  S.-Altenburg,  V-0. 
1831,  §.  62. 
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IV.  Die  Verfassnngsurkiindeii  seit  dem  Jabie  1B48  ] 
zum  Theile  die  in  den  Qrnndredbten  des  dentsi^en  Vota 
aufgestellten  Grundsätze  Aber  die  unbeschränkte  Freiheit  da 
Berufswahl  und  Ausbildung,  so  wie  über  das  Erzidnngs-  «■ 
Unterriehtswesen  anverändert  aufgenommenen  ^^)y  snm  IMH 
aber  einige  Abänderungen  an  denselben  eintreten  bmi^ 
namentlich  in  der  Art,  dass  bei  der  Errichtung  der  TdWI 
schulen  auf  die  confessionellen  Bedürfnisse  Rttcksicfat  geno»] 
men,  oder  die  Verbindung  zwischen  Kirche  und  Schale  au»; 
kannt  wird*«). 

V.  In  allen  Staaten  ist  längst  anerkannt,  dass  das 
richtswesen  unter  der  Aufsicht  des  Staates  stehe  ^^^  w 
fttr    den   Volksunterricht    gehörige  Sorge    getragen 
mttsse  ^^)y  wenn  gleich  meistens  erst  die  neuesten  Ve 
Urkunden   diese  Sätze  ausdrücklich   aufstellen.     Vei) 
heiten  finden  sich  darin,  dass  in  einigen  Staaten  nicht  blos  i 
höheren  Bildungsanstalten  ^'),  sondern  auch  dieVolksschi 
als  Staatsanstalten ^^),  in  anderen  Staaten  aber 
als  Gemeindeanstalten  erklärt  sind^O-    ^  einigeii 


u)  Siehe  oben  §.  2d3,  Note  20  und  22—30.  —  Veigl.  nodi  Lax^ 
bürg,  V.-U.  1856,  art.  23. 

«•)  Siehe  ohen  §.  293,  Note  21. 

")  Ansdrdcklidi  sagen  dies  Braanschweig,  n.  L.-0. 1SS2,  §.3 
Preuseen,  V.-ü.  1850,  §.  23.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1892,  i 
—  S.. Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  37.  —  Renas  j.  I*,  V.-ü. 
|.  90.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  44.  —  Lazembnrg,  T.-U. 
art  23. 

tt)  AnsdrOcldich  sagt  dies:  Würtemberg,  Y.-U.  1819,  §.  81 
Erhaltung  und  Yeryollkommnung  der  höheren  und  niederen  ün 
anstalten  jeder  Art  nnd  namentlich  der  Landesuni yersit&t 
künftig  auf  das  Zwedooftssigste  gesorgt '^  —  AdiaHdi:  Kurkei 
V.-ü.  1831,  §.  137.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  83.  84.1 
S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  29.  —  Renss  j,  L.,  V.-ü. 
§.  19  und  Gesetz  vom  20.  Juni  1856,  §.  48.  —  Luxemburg, 
1856,  art  23. 

<•)  Die  gelehrten   Schulen   erklärt    ansdrackllch   als 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  90.  91. 

»)  So  B.  B.  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  25.  29. 

«0  Dies  erklären  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.94.  25.  —  Oldenbi 
rev.  V.-ü.  1852,  «t  86.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  i 
Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  21. 
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fiursHiigen  ist  die  Eriialtung  des  UniTersitätBfaiids  besonders 
verborgt  a*). 

VL  In  einigen  Staaten  ist  durch  besondere  Gesetze  der 
Grandsatz  dnrchgeftlhrt  worden,  dass  die  Gemeinde ,  nnd  in 
ganz  gewissen  Fällen  der  Staat  selbst  für  den  Schaden  za 
haften  and  einzutreten  hat,  welcher  bei  Tumult  oder  Anfruhr 
Privatpersonen  zngeAigt  worden  ist^^). 

§.  481. 
VI.    Privilegienlioheit. 

L  Unter  Privilegienhoheit  versteht  man  das  Recht  der 
Staatsgewalt,  Ausnahmen  von  dem  gemeinen  Rechte  (jura 
nng%daria)y  sei  es  fUr  einzehie  Fälle  und  Personen  oder  ftr 
ganze  Klassen  derselben,  zu  machen. 

II.  Die  Ertheilung  von  Privilegien  ist  in  einem  wohlge- 
ordneten Staate  insofeme  gerechtfertigt,  ja  unentbehrlich,  als 
sie  selbst  als  ein  Akt  der  Gerechtigkeit,  nämlich  als  ein  Akt 
der  Ausgleichung  der  Billigkeit  {jus  aequum)  mit  dem  strengen 
Rechte  {jus  strictum)  erscheint. 

in.  Die  Privilegienhoheit  wird  entweder  in  der  Form  der 
eigentlichen  Gesetzgebung  oder  der  Verordnung  (durch 
Reskripte)  ausgeübt. 

IV.  Ersteres  ist  nothwendig,  wenn  singulare  Rechtsgrund- 
sätze fttr  eine  ganze  Klasse  von  Fällen  oder  Personen  auf- 


«)  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  21.  „Die  Dotationen  der  beiden  Landes- 
omyersitäten  und  anderer  höheren  Lehranstalten,  sie  mögen  in  eigenthttm- 
lichen  Gütern  und  Gef&llen  oder  in  Zuschüssen  aus  der  allgemeinen  Staats- 
kasse bestehen,  sollen  ungeschmälert  bleiben.*'  —  Hannover,  L.-T.-G. 
1840,  §.  79.  „Das  von  den  vormaligen  Klöstern  und  ähnlichen  Stiftungen 
in  den  verschiedenen  Theüen  des  Königreiches  herrührende,  zu  einer  abge- 
sonderten Masse  vereinigte  Vermögen  soll  von  den  übrigen  öffentlichen 
Kassen  gänzlich  getrennt  bleiben  und  allein  zu  Zuschüssen  für  die  Landes- 
universität,  ftkr  Kirchen  und  Schulen,  auch  zu  milden  Zwecken  aller  Art 
verwandt  werden"  etc.  —  Eine  ähnliche  Bestimmung  über  Verwendung  des 
vereinigten  Klosterfonds  und  des  von  der  ehemaligen  Universität  Helm- 
Btädt  herrührenden  Studienfonds  für  Kirchen,  Bildungsan^tatten  und  wohl- 
thätige  Zwecke  enthält:  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.  219-222. 

«)  So  2.  B.  Hannover,  Ges.  vom  16.  April  1848.  —  Baden,  Ges. 
V.  18.  Febr.  1851,  Reg.-Bl.  Nr.  XIV. 
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gestellt  werden  sollen  0*  In  diesem  Falle  concniriren  bei  te 
Ertheiinng  des  Privilegs,  beziehungsweise  bei  der  Anfttdlmf 
dnes  singnlären  Rechtssatzes,  in  den  constitationellen  Stute 
die  Landstände  ebenso,  wie  bei  einem  jeden  anderen  Akfli 
der  Gesetzgebung. 

V.  Wo  die  Krone  aber  ihre  Privilegienhoheit  nur  ii 
Form  der  Verordnung  flir  einzehie  Fälle  oder  Penaiet 
ausübt,  findet  auch  in  der  constitutionellen  Monarchie  ketit 
Mitwirkung  der  Stände  bei  diesem  Akte  statt  iSmm 
diesem  Falle  darf  die  Krone,  die  Staatsverfassung  sei,  \ 
sie  wolle,  von  ihrer  Privilegienhoheit  nur  in  der  Art  Gebaid| 
machen,  dass  das  Privilegium  demjenigen,  welchem  es  etim 
wird,  günstig  ist^)  und  keine  erworbenen  Rechtedritt 
Personen  verletzt^). 

VI.  Nach  dem  gemeinen  deutschen  Staatsrechte  ist  dal 
der  Souverain,  abgesehen  von  dem  auch  unter  diesen 
Sichtspunkt  fallenden  Begnadigungsrechte  in  Stt 
Sachen^)  und  dem  Rechte,  Moratorien  zu  verleihen^),  bef« 
A)  durch  Reskripte  Belohnungen  und  Auszeichnnng< 
j^er  Art,  wie  z.  B.  Orden  und  andere  Ehrenzeichen,  Ti 
und  Würden  und  Standeserhöhungen  nach  seinem  Eimesa 
zu  ertheilen^).     B)  In  der  Privilegienhoheit  liegt  femer 


*)  Beispiele  solcher  allgemeinen  durch  Gesetze  eingef&hrten 
legien  oder  singol&ren  Rechte  finden  sich   schon  im  römischen  Bedite: 
z.  B.  das  Sc.  Veüejanumy  St  Macedomanum ,  ^e  privilegia 
Insofeme  ein  solches  durch  ein  allgemeines  Gesetz  eingeföhrtes  Pmikgi 
ein  favarabäe  ist,  heisst  es  beneficiwn  legis. 

*)  Siehe  oben  §.  432  flg.  —  Also  nur  priväegia  faoorabiUa, 
prwüegia  odioftcu  L.  7  Cod.  de  predbus  imperatori  offerendis  (1 
Siehe  oben  §.  451,  Note  36. 

>)  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  6.  —  Siehe  unten  Note  lA. 

«)  Siehe  oben  §.  456. 

ft)  Siehe  oben  §.  457. 

*)  Ausdrücklich  erwähnen  das  Recht  des  Souverains, 
zu  Terleihen:  Hannover,  L.-V.-G.  1840,  §.10.  „Der  König  aUein  Ut| 
Recht,  Titel,  Rang,  Worden  und  Ehrenzeichen  zu  yerleihen  und 
erhöhungen  Torzunehmen.    Ausnahmen  hierron  können  nur  kraft  o^ 
benen  Rechtes  vorkommen.''  —  Preussen,  Y.-U.  1850,  §.  öO.   < 
Könige  steht  die  Verleihung  von  Orden  und  anderen  mit  Yorrechtea 
yerbundcnen  Auszeichnungen  zu."  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  18Ö8,  «t 
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Roehty  Dispensationen  von  den  Beschränkungen  zn  er- 
theilen,  welche  prohibitive  Civilgesetze  festsetzen  '^\  jedoch  nur 
issofeme  hierdurch  nicht  Veranlassung  zur  Verletzung  von 
Rechten  gegeben  wird,  welche  das  Gesetz  gegen  alle  WillkUhr 
der  Privatpersonen  sicher  stellen  will^),  oder  insoferne  nicht 
durch  den  Wortlaut  oder  den  Gleist  der  Civilgesetze  selbst 
gewisse  Arten  der  Privilegien  als  unstatthaft  ausgeschlossen 
amd*),  oder  erworbene  Rechte  Dritter  verletzen^®).  C)  Das- 
selbe gilt  hinsichtlich  des  Nachlasses  rückständiger  Steuern, 
Abgaben y  Gebühren,  Sportein  u.  dergL^O-  ^)  Hieher  gehört 
auch  das  Secht,  Vereinen  oder  frommen  Stiftungen  das  Kor- 
porationsrecht^^)  und  Orfschaften  das  Recht  zur  Bildung 


„Dem  GroBsherzoge  steht  die  Belohnung  ausgezeichneter  Verdienste  zu/'  — 
Die  WahUcapitulation  art.  XXII,  §.  1  legte  dem  Kaiser  bei  Ertheilung  von 
Standeserhöhungen  auf  „dshin  zu  sehen,  damit  auf  allen  Fall  dieselbe  allein 
denen  von  uns  ertheilt  werde,  die  es  vor  anderen  wohl  meritiret,  im  Reiche 
gesessen  und  die  Mittel  haben,  den  affektirenden  Stand  pro  iügnitate  aus- 
zof&hren/' 

^)  So  z.  B.  kann  nach  gemeinen  Rechten  der  Souverain  von  bürger- 
lichen Ehehindemissen  dispensiren,  die  mangelnde  v&terliche  Einwilligung 
rar  Eingehung  einer  Ehe  ergänzen,  veniam  aetatis  ertheilen  u.  s.  w. 

^)  So  z.  B.  kann  durch  kein  Reskript  einem  Vater  das  Recht  ertheilt 
werden,  seine  Kinder  aus  anderen  als  den  gesetzlichen  Gründen  zu  ent- 
erben, oder  ihre  Pflichttheile  zu  verkleinem  u.  s.  w. 

*)  So  z.  B.  kann  da,  wo  der  Code  Napoleon  gilt,  keine  Legitimatio 
per  re«cr^^m  jTntictptff  stattfinden.  —  Schwarzburg  -  Sondershau- 
sen, (aufgehobene)  V.-ü.  1849,  §.  65.  „Von  dem  Fürsten  hängt  die 
£rtheilung  von  Dispensationen  ab,  so  weit  dieselben  nach  den  Gesetzen 
zulässig  sind/*  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  96.  „Dispensationen  von 
den  jetzt  schon  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  sollen  nur  mit  grösster 
Vorsicht  ertheilt  werden,  und  dürfen  niemals  gegen  die  künftig  ergehenden 
ver&ssungsmässigen  Gesetze  stattfinden,  sofeme  nicht  solche  in  dem  Ge- 
setze ausdrücklich  vorbehalten  sind." 

»)  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832,  §.  6.  „Der  LandesfÜrst  kann 
in  einzelnen  FäUen  Dispensationen  von  den  gesetzlichen  Vorschriften 
ertheüen,  jedoch  insofern  dritte  Personen  wegen  ihrer  Rechte  betheiligt 
find,  nur  mit  deren  Zustimmung.'* 

*0  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  39.  —  Oldenburg,  rev. 
V.-ü.  1862,  art  194.  —  Wal  deck,  V.-ü.  1852,  §.  12.  (Siehe  diese 
Texte  unten  §.  490,  Note  22.) 

**)  Ausdrücklich  behalten  der  Krone  das  Redit  vor.  Korporationsrechte 
zu  verleihen:  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  27.  28.  -    S.-Altenburg, 

ZSpfl,   Stutsreeht.  5.  Aafl.  II.  43 
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einer  besonderen  Gemeinde,   oder  Stadtredit  nnd  Marktredt 
u.  dergl.  zn  verleihen^'). 

YII.  Desgleichen  ist  der  Sonverain  befugt,  den  handeli- 
gewerblichen  nnd  anderen  industriellen  oder  arfisti-j 
sehen   Unternehmungen,    so   wie   den   Erfindnogei 
durch  Patente  einen  besonderen  und  weiter  gehendoi  SeMi  j 
zu  yerleihen,  als  dieselben  nach  der  allgemeinen  < 
des  Landes  oder  des  deutschen  Bundes  beanspruchen  Udm%-] 
soferne  nicht   in  einem  solchen  Gesetze  ein  Maximan 
zu  gewährenden  Schutzes  bestimmt  ist.    Nach  einiges  Tg 
sungen  dürfen  jedoch  A)  ausschliessende  Handelt- 
Gewerbsprivilegien    oder   Monopole   nur   mit 
mung  der  Landstände  ^^)  oder  überhaupt  nicht  mehr 
werden ^^).     B)  Die  Ertheilung  von  ErfindungspatenU 
ist   überall   der   Regierung    ohne   landständische 
überlassen,  jedoch  mitunter  yorgeschrieben,  dass  dieselben  i 
auf  eine  gewisse,    zu  bestimmende  oder  bestimmte  Zdt 
liehen  werden  sollen^®). 


V.-U.  1831,  §.  99.  —  Preussen,  V.-U.  1850,  §.31.  —  S.-Cobai| 
Gotha,  V.-U.  1862,  i  46. 

u)  Siehe  oben  §.  424,  m,  1). 

M)  Würtemberg,  Y.-U.  1819,  §.  31.  „AosscUiessliche  Handd»-! 
GewerbspriTÜegien  können  nur  zu  Folge  eines  Geseties,  oderi 
Bonderer,  för  den  einzelnen  Fall  gültiger  Beistimmung  der  St&ndej 
theilt  werden."  —  Uebereinstimmen  im  Wesentlichen:  Grosah.  Hess^ 
V.-ü.  1820,  §.  104.  —  Knrhessen,  V.-ü.  1831,  §.  36.  —  Oldenb« 
rev.  Y.-U.  1852,  art  58,  §.  2.  „Handela-  und  GewerbsprivilegieB  i 
nur  in  einzelnen  Fällen,  nur  anf  dem  Wege  des  Gesetzes  ondi 
unter  Festsetzung  ihres  Umfanges  und  auf  eine  bestimmte  Zeit^ 
theilt  werden.''-- Re u SS  j.  L.,  Ges. y. 20.  Juni  1856,  §.25.  ^u 
Handels-  und  Gewerbsprivilegien  sollen  ohne  Zustimmung  des 
nicht  ertheilt  werden."  —  Liechtenstein,  V.-U.  1862,  $.  17.  ,J)ie] 
l&ssigkeit  ausschliesslicher  HandeLi-  und  Gewerbsprivflegiea  ftkr  i 
stimmte  Zeit  wird  durch  ein  besonderes  mit  den  einschifigigem 
gesetzen  übereinstimmendes  Gesetz  normirt" 

<s)  S.-Altenburg,  Y.-U    1831,  §.  59.    „Monopole  (a 
liehe  Privilegien)  sollen  künftig  nicht  mehr  ertheilt  oder  vieder 
werden.''  —  Uebereinstimmt :  S.-Goburg -Gotha,  Y.-U.  1852,  §.  57. , 

«•)  Würtemberg,  Y.-U.  1819,  §.  31  a  linea  2.    „Dem 
der  R^enmg  bleibt  überlassen,  nützliche  Erfindungen  durch  Pafteiü^ 
deren  ausschliesslichen  Benützung  bis  auf  die  Bauer  von  sehn  Jahna  i 
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§.  482, 

V.    Finanzhoheit. 

1)  Begriff  und  Geschichtliches. 

I.  unter  Finanzhoheit  oder  Cameralgewalt  ver- 
steht man  die  Befugnisse  der  Staatsgewalt,  welche  sich  auf 
den  Staatshaashalt  beziehen.  Sie  begreift  die  Finanz- 
gesetzgebnng,  als  das  Recht,  den  Staatshaushalt  zuordnen 
nnd  die  Einkünfte  und  Ausgaben  zu  bestimmen,  die  Finanz- 
Vollstreckung  d.  h.  das  Recht,  die  Einkünfte  zu  erheben,  zu 
verwalten  und  zu  verausgaben,  und  die  Finanzaufsicht, 
d.  h.  das  Recht  die  Finanzverwaltung  zu  überwachen. 

n.  Zur  Zeit  des  Reiches  war  das  Finanzwesen  des 
Reiches  und  das  der  einzelnen  Territorien  zu  unter- 
sebeiden.  In  ähnlicher  Weise  ist  heut  zu  Tage  das  Finanz- 
wesen des  Bundes  und  das  der  einzelnen  Bundesstaaten 
za  unterscheiden. 

in.  Da  die  Reichsdomainen  im  Laufe  der  Zeit  veräussert 
worden  und  die  einträglichen  Hoheitsrechte  in  die  Hände  der 
Landesherren  übergegangen  waren,  eine  bleibende  allgemeine 
Beichssteuer  aber  (gemeiner  Pfennig)  nicht  durchzuführen  war, 
da  femer  der  Rheinschifffahrtsoctroi  (§.  478)  seine  besondere 
Bestimmung  hatte,  und  andere  Einkünfte  der  kaiserlichen 
Kammer  nur  sehr  geringen  und  zweifelhaften  Ertrag  gaben, 
so  war  das  Reich  bei  Bestreitung  seiner  Ausgaben  im  Wesent- 
liehen  auf  die  Beiträge  der  Reichsstände  angewiesen.  Als 
ordentliche  regelmässige  Beiträge  erschienen  aber  nur  die  sog. 
Kammer  ziele,  d.  h.  die  Beiträge  zur  Erhaltung  des  Reichs- 
kammergerichtes. Für  ausserordentliche  Bedürfnisse  wurden 
die  Beträge  nach  sog.  von  dem  Reichstage  besonders  zu  be- 
willigenden Römermonaten  geleistet,  zu  welchen  die  Reichs- 


belohnen."—  Dieselbe  Frißt  bestinmit:  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.36.— 
Desgleichen  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  arL  58,  §.  2.  —  ReusB  j.  L., 
Ges,  V.  20.  Juni  1856,  §.  25.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  104  a 
linea  2.  „Patente  auf  Erfindungen  kann  ...  die  Regierung  auf  bestinunte 
Zeit  ertheilen."  —  üebereinstimmt:  S.-Altenburg,  V.-U.  1881,  §.  59  a 
linea  2:  —  Ohne  Einschränkung  gestattet  die  Ertheilong  von  Erfindungs- 
patenten: S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  57. 
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Stande  nach  einer  Matrikel  (zuerst  von  1422,  zdetst  nsAJ 
einer  Usnalmatrikel  von  1737)  beitragen^).  / 

IV.  In  den  einzelnen  Territorien  bildete  das  land 
liehe  Eammergut  (die    Domainen)   die   Grandlsge 
Finanzsystemes.    Seine  Verwaltang  geschah  durch  eine 
herrliche  Behörde,  das  Kammer- CoUegiom.    In  die! 
kasse    flössen   zugleich    die   Erträgnisse    der   nntzbii 
Hoheitsrechte,  nnd  aus  dieser  Kasse  worden,  so  weit  die] 
nahmen  reichten,  die  Kosten  des  landesherrlichen  Hol 
nnd  der  Landesregierung  bestritten.     Ein  eigentüches  I 
gut  (sog.  Landeseigenthum)  gab  es,  abgesehen  todi 
Flttssen,  Heerstrassen  und  dem  Fiskus  als  herrenlos  » 
den  Gutem  (sog.  adespota)^  nur  etwa  in  den  freien 
Städten^. 

Y.  Daher  war  bei  der  regelmässigen  UnzulängUchkdt  | 
Einkünfte  aus  dem  Kammergute,   dem  Landeseigenttiume 
den  nutzbaren  Hoheitsrechten  ftlr  die  gedachten  Zwecke, 
Besteuerung  der  Unterthanen  unvermeidlich '). 

VI.  Das  Besteuerungsrecht  (jus  coUeetandi)  in 
Territorium  wurde  zwar  als  ein  in  der  Landeshohdt  lies 
Recht  betrachtet,  konnte  aber  von  dem  Landesherm  kei^j 
wegs   nach  Willkühr  ausgettbt  werden,   sondern   war 


*)  Vergl.  über  die  Finanzverfiissnng  des  deut  Reiches  meine  ( 
R-Gesch.  3.  Aufl.  ThL  H  (1858),  §.  75.  —  üeber  die  Beichs-Opi 
tionskasse  und  deren  Schulden,  so  wie  über  die  Ereis-Schsll 
siehe  oben  §.  107,  XÜI;  §.  113,  IX;  §.  302,  I. 

*)  In  den  freien  Beichsstftdten  konnte  n&mlich  das,  was  Ton  dsn  1 
sehenden  Subjekte  erworben  wurde,    nichts   anderes    als  Eigentesj 
st&dtischen  Korporation  werden.    In  den  geistlichen  Staaten  hatte  sl 
ähnliche  Bewandtniss  mit  den  Gütern,  welche  yon  dem  Bischöfe  oder  i 
Kapitel   zar   bleibenden    Ausstattung    des  bischdflidien    Holes 
wurden  (sog.  Tischgüter  oder  Mensalgüter);  sie  vertraten  in  da( 
liehen  Staaten  die  SteUen  der  Domainen  oder  des  Kammergnts.  Sie 
aber  doch  nicht  als  eigentliches  Landeseigenthum,  sondern  als  ge 
liehe  Güter  betrachtet,  und  auch  bei  der  Säkularisation  (1808)  ab  i 
behandelt 

*)  Veigl.  über  die  Finanz?erft8sung  in  den  Territorien  «nr  ^^.»- 
Pütt  er,  instit  §.  254  flg.  -  Gönner,  Staatsr.  i.  44B  üg.  ^  Lei 
Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  226  flg.  ^         '^ 


|.  488.    Begriff  und  GeBchichtliches  yon  Fiiumzfaoheit.  677 

durch  die  Beichsgrundgesetze,  thefls  durch  die  Landst&nde, 
wo  solche  vorhanden  waren,  eingeschränkt^). 

Vn.  Man  unterschied  nothwendige  und  freiwillige 
Stenem,  je  nachdem  dieselben  auf  einem  fbr  die  Unterthanen 
Terbindlichen  Sechtstitel,  oder  auf  deren,  beziehmagsweise  der 
Landstände,  freier  Bewilligung  beruhten. 

yni.  Zu  den  nothwendigen  Steuern  wurden  1)  die 
Beichs-  und  Ereissteuern  gerechnet,  wegen  deren  Ent- 
richtung die  Beichs-  und  Ereisstände  auf  ihre  Unterthanen 
zurQckzugreifen  berechtigt  waren  ^),  jedoch  auch  regelmässig 
die  landesherrlichen  Kammergttter  beitragen  mussten.  2)  Zu 
den  nothwendigen  Steuern  gehörten  auch,  nach  reichsgesetz- 
licher Bestimmung,  die  Kosten,  welche  durch  Anlegung  und 
Errichtung  der  nöthigen  Landes festungen  und  der  darin 
erforderlichen  Garnisonen^),  und  3)  durch  die  Gesandt- 
schaften zu  Beichs-,  Kreis-  und  Bittertagen  erwuchsen^). 
4)  Nicht  minder  wurden  zu  den  nothwendigen  Steuern  die- 
jenigen gerechnet,  zu  welchen  sich  die  Unterthanen  oder 
Landstände  als  bleibenden  Steuern  freiwillig  yerbindlich  er- 
klärt hatten,  oder  die  von  den  Beichsgerichten  nach  einem 
stattgehabten  Verfahren  als  unumgänglich  nöthig  ftlr  die 
Landesbedttrfiiisse  erkannt  worden  waren. 

IX.  Dabei  bestanden  aber  vielfach  Steuerbefreiungen  für 
Personen  und  Gttter,  die  auf  besonderen  Bechtstiteln,  zum 
Tbeile  auch  auf  Unvordenklichkeit  beruhten,  und  höchstens 
bei  ausserordentlichen  Nothfällen  unbertlcksichtigt  bleiben 
durften.  * 


*)  YeigL  über  die  Bechte  der  Landstftnde  in  Finanzsachen  zur  Beicha- 
■dt  oben  §.  328,  X.  XL 

s)  Man  nannte  dies  das  Subcollectationsrecht  der  Beichsstände.  Man 
findet  es  reichsgesetzlich  anerkannt  in  vielen  Beichsabsdueden  seit  dem 
R.-A.  von  1530,  §.  118.  —  YergL  Gerstlacher,  Handbach,  Thl.  Vn, 
§.  967. 

•)  R-A.  von  1654.  §.  180  a.  £. 

^  Siehe  die  hierher  gehörigen  Beichsgesetze  beiOerstlacber,  Hand« 
buch  YH,  S.  986  flg. 
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§.  483. 
2)   Enanzverfassung  des  deutschen  Bundes. 

I.   Die  Fiuanzverfassnng  des  deutschen  BnndeB  i4ji||pkfc 
einfach  >  da  aosser  der  Besoldnng  des  dienenden  PenoiBil#| 
der  Bnndesyersammlung  nnd  ausser  den  Kosten  ftr  dieDii» 
haltnng  der  Lokalitäten  der  Bundesversammlnng  bis  j^zt  hsm 
regelmässigen  Ausgaben  des  Bundes  yorkommen  ^). 

U.  Zur  Bestreitung  dieser  regelmässigen  Bedlifinnft 
besteht   eine    Kasse  unter  dem    Namen   Bunde skauüei* 
kasse.    Jede  der  17  Stimmen  des  engeren  Bathes  zaUt  dsUi| 
jährlich  2000  Gulden,   sog.  Bundeskanzleibeitrag, 
sammen  also  34,000  Oulden. 

III.  Für  ausserordentliche  Auslagen,  worunter  anchKiktflt 
kosten   gehören,    besteht   eine   zweite   Hauptkasse, 
Matrikularkasse,  wovon  die  Bundeskriegskasse  ( 
Filialkasse  ist 

IV.  Die  Beiträge,    welche   die  Bundesglieder  dahin 
leisten  haben,  heissen  Bundesmatrikularbeiträge,  m 
sie  nach  einer  Matrikel,  d.  h.  nach  einem  Verzeichnisse 
hoben  werden ,  in  welches  sämmtliche  Bundesglieder  nadi 
Bevölkerungszahl  jedes   Landes    als    beitragspflichtig  m 
tragen  sind. 

V.  Die  neueste  Matrikel,  vom  26.  Januar  1860^, 
sich  die  Bundesversammlung  noch  bedient,  ist,  wie  die  frfibefl 

*)  Die  Gnmdlage  der  Finanzveriassuiig  des  Bundes  bestiBmit 
Finannnatrikel  v.  20.  August  1818,  Site.  XLIH,  §.  210.  —  Hierta  i 
sich  der  eigftnsende  Beschluss  y.  3.  Febr.  1819,  Site,  m,  §.  19.  V( 
den  CommissionsYortrag  v.  19.  Juli  1821,  Site.XXYin,  $.205.  —  Alili 
▼ollstftndigung  hieryon  siehe  die  am  21.  Juni  1827,  Site.  XVm, 
Protok.  §.  4  zum  Regulativ  erhobene  Cebersieht  der  Grundsfttee  and 
richtung  bei  dem  Bundesrechnungswesen.  —  Der  Beschlosa  y.  14  OM 
1830,  Site.  XXXn,  §.  246  Qber  die  definitive  Organisation  des 
kassenwesens  bestimmt  das  Yerwaltungspersonal,  velcfaes  hii 
aus  einem  Bundeskassier,  einem  Eassenkontroleur  und 
Kassendiener  besteht  Yergl.  B.-B.  v.  27.  Januar  1831,  Site.  I,  §. 
(Si^e  oben  §.  137).  —  Eine  Zusammenstellnng  der  auf  die  Leatooga 
den  Bund  bezüglichen  Bundesbesehlüsse ,  siehe  in  G,  v.  Mejer,  ~ 
Constit  Germ.  Heft  I,  XX,  S.  89.  . 

•)  Beüage  zum  Protokoll  der  B.-V.  vom  26.  Januar  1860,  Site.  Ig 
§.  89,  Beil.  2  bei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföd.  Germ.  3.Aufl.  Tklll 
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nach   eiDem  fiedttrfiiuise  (Stiupltmi)  von   30,000  Gnlden   b^ 
reehnet^). 

VI.  Darob  fiandesbeBchluss  y.  9.  Deoember  1859,  Sitz.  39, 
Protokoll  §.  470  wurde  die  Emfflhmng  der  süddeutschen 
Währung  Ar  das  Bundeskassen-  und  Rechnungswesen  an  Stelle 
des  247)  Ouldenfusses  eingeführt^). 

§.  484. 

3)  Finanzverfassung  der  Bundesstaaten. 

a)  ADgemeine  Grundsätze.    Insbesondere  Subsidiaritilt 

der  Besteuerung. 

L  Noch  gegenwärtig  gilt  in  allen  deutschen  Staaten  der 
Grandsatz,  dass  sowohl  der  Unterhalt  des  regierenden  Hauses 
als  die  Kosten  der  Staatsregierung  vorerst  aus  dem  Staats- 
gate, dem  Kammergute  und  den  Erträgnissen  der  Hoheitsrechte 
und  Regalien  zu  bestreiten  sind,  und  dass  eine  Steuerpflicht 


(1863),  S.  10.  —  Die  Veranlassimg  zu  dieser  neuesten  Veränderung  der 
Matrikel  gab  die  Abtretung  des  Condominates  Lippstadt  von  Lippe- 
Scbaumburg  an  Preussen  durch  Staatsvertrag  vom  17.  Mai  1856, 
bei  G.  y.  Meyer,  1.  c.  Tbl.  m  (1862),  S.  8.  —  Auch  in  dieser  Matrikel 
sind  Luxemburg  und  Limburg  nicht  gesondert,  obschon  durch  B.-B. 
Yom  20.  Becember  1851,  Sitz.  d2,  Protok.  §.  265,  bei  G.  v.  Meyer,  1.  c. 
TU.  n  (1859),  S.  567,  die  besondere  Berechnung  für  beide  L&nder  nach 
der  betröffenden  Beyölkerungssahl  angeordnet  worden  ist  Für  Anhalt- 
Dessau-Cöthen  wurde  die  Ausfertigung  einer  Gesammtberechnung  durch 
B.-B.  vom  9.  Februar  1854,  Sitz.  4,  Protok.  §.34,  bei  G.  v.  Meyer,  L  c. 
ThL  n  (1859),  8.  595,  yorgeschneben  und  auch  jetzt  beibehalten.  Ausser 
der  ersten  Bundesmatrikel  (siehe  Note  1)  yom  Jahre  1818  und  der  hier 
erwähnten  neuesten  Matrikel  vom  Jahre  1860  wurden  Bundesmatrikehi 
ao^Qseselzt  in  den  Jahren  1819,  1827,  1831,  1834,  1839,  1842.  —  Yergl.  G. 
y.  Meyer,  Corp.  Constit.  Germ.  Heft  I,  8.  92. 

3)  Den  grössten  Beitrag  hierzu  zahlt  Oesterreich  mit  9429  fl. 
56  kr.;  den  kleinsten  zahlt  Liechtenstein  mit  5  fl.  31  kr. 

*)  B.-B.  y.  9.  December  1859,  Sitz.  39,  Protokoll  §.  470,  bei  G.  y. 
Meyer,  Corp.  Jur.  GonfÖd.  Germ.  3.  Aufl.  ThL  HI  (1862),  S.  1.  —  Durch 
B.-B.  y.  17.  December  1859,  Sitz.  40.  §.  360  (ebendas.  ThI.  m,  8.  6)  wurde 
die  Verzinsung  der  bei  dem  Banquierhause  M.-A.  von  Rothschild  ange- 
legten Bundesgelder  mit  2  Procent  bis  auf  Weiteres  genehmigt. 


den^bt 
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der  Unteithanen  nur  in  so  weit  besteht  ^   ab  die 
ans  jenen  Quellen  nicht  zureichen  ^). 

IL  Auch  die  Bundesgesetze,  welche  anssprechen, 
zur   Führung   einer   bundes-    und  landesyerfassungBi 
Regierung   erforderliehen  Mittel    Ton  den  Landständen 
verweigert  werden  dflrfen ,  sind  in  keinem  anderen  Shne  ■ 
verstehen  ^. 

m.  Die  Besteuerung  selbst  ist  als  ein  GegensttBl 
der  Gesetzgebung  zu  betrachten  und  unterliegt  libenDi^ 
wo  Landstände  bestehen,  der  ständischen  Mitwirkung'). 

IV.  Obschon  die  Besteuerung  nur  subsidiär  stat^det,  • 
macht  dieselbe  doch  unter  den  gegenwärtigen  UmstSndeDiij 
allen  Staaten  den  grössten  Theil  des  Staatseinkommens  au^ 

§.  485. 
b)  Das  Staats-  und  das  Kammergut. 

L  Unter  Staats  gut  versteht  man  ein  Vermögen, 
im  Eigenthume  des  Staates  ist,  und  dessen  Er 
aofeme  es  solche  abwirft,  in  die  Staatskassen  fliessen. 

U.  Verschieden  von  dem  Staatsgute  ist  das  land 
liehe  Kammergut,  auch,  insofeme  es  aus  Grundstöcken,! 
schlossenen  Gütern,  Forsten  u.  dergl.  besteht,  die  Domain^ 
oder  Kammerdomain en  genannt  Dieses  Kammerj 
ist  sowohl  seinem  geschichtlichen  Ursprünge  nach,  tk 
nach    den    zur    Reichszeit    anerkannten    Rechtsgrand 


«)  Aosdracklich  sagt  dies:  Wttrtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  lOa 
weit  der  Ertrag  des  Eammeiguts  nicht  zareicht,  wird  der 
durch  Steuern  bestritten/'  —  Aehnlich:  Eurh essen,  Y.-ü.  183t  i 
—  Braanschweig,  n.  L.>0.  1832,  §.  173.  —  Hannover,  GeseUtrtl 
5.  September  1848,  §.  91.  —  S.-Meiningen,  Y.-O.  1829,  §.  37.  «ft 
Staatsvermögen  begreift  die  Gesammtheit  deijenigen  Mittel  unter  $kiu  i 
welchen  die  allgemeinen  Landes-  und  StaatsbedOrfhisse  bestritten  4 
den'*  etc.  —  Vergl.  die  oben  §.  399,  Note  2  angeführten  Yeitafltf 
Urkunden. 

«)  Siehe  oben  §.  335.  33a  399. 

3)  Siehe  oben  §.  398  flg.  ! 

«)  Ausdrücklich  sagt  dies:   S.-Meiniagen,   Y.-ü.   1889,  f  37i 
linea  2. 


{.  485.    Staats-  and  Eammergat  681 

Eigentham  der  regierenden  Familie^),  welches  sich 
aber,  nach  Analogie  der  Stammguts-  nnd  Famüienfideioommiss- 
folgi,  in  dem  Besitze  nnd  Genüsse  des  jeweilig  regierenden 
Forsten  befindet. 

III.  Unzweifelhaft  hatte  das  Eammergnt  nach  der  älteren 
deutschen  Verfassung  die  Bestimmung,  dass  davon  der  Unter- 
halt des  regierenden  Hauses  bestritten  werden  mnsste,  und 
ebenso  war  anerkannt,  dass  aus  demselben  Beiträge  zu  den 
Reichssteuem  zu  leisten  und  davon  auch  sonstige  Kosten  der 
Landesregierung  zu  bestreiten  waren  ^).  Dadurch  aber,  dass 
solche  Verbindlichkeiten  gegen  das  ßeich  und  das  Land 
anf  dem  Eammergute  lagen,  hörte  dasselbe  nicht  auf,  Eigen- 
thum  der  regierenden  Familie  zu  sein,  und  dies  äusserte  sich 
besonders  da  praktisch,  wo  eine  Familie  von  der  Landes- 
regierung abtrat,  oder  in  ihrem  regierungsfähigen  Mannsstamme 
ausstarb. 

rV.  Ganz  diesen  Grundsätzen  gemäss  wurden  daher  auch 
in  der  Rheinbundsakte  Art.  27  den  nunmehrigen  Standesherren 
ihre  Dom a inen  als  Eigenthnm  belassen^),  was  die  deutsche 

*)  üebereinstimmen :  PQtter,  inst.  §.  191.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.) 
§.28.  ~  Gönner,  Staatsr.  §.  450.  —  Yergl.  Der  Domainenstreit  ün  Her- 
zogthmne  Nassaa.  Frankf,  a.  M.  1831.  —  A.  Krätzer,  vom  Ursprung 
der  Domainen  in  Deutschland ,  insbesondere  in  Bayern.  Manchen  1840.  «^ 
W.  Schumacher,  die  Domainenfrage  im  Herzogthnme  Waldeck. 
Arolsen  1848.  —  B.  W.  Pfeiffer,  üeber  den  Begriff  der  Domainen  nach 
knrhessischem  Rechte;  in  dessen:  Fingerzeige  für  alle  deutsche  Ständever- 
sammlungen.  Kassel  1849,  Nr.  IX,  S.  54  flg.  —  Die  Domainenfrage  im  Her- 
zogthnme S.-Altenburg.  Frankf.  a.  M.  1853.  —  A.  Yollert,  Die 
Domainenfrage  im  Grossherzogthume  S.-Wei  mar- Eisen  ach.  Weimar 
1854.  —  H.  A.  Zachariae,  das  rechtliche  Yerh&ltniss  des  fürstlichen 
Sammergutes,  insbesondere  im  Herzogthum  S. -Meiningen.  Gröttingen 
1861.  —  Yergl.  hierzu  meine  Bemerkungen  in  den  Heidelberger 
Jahrbüchern  1861,  Nr.  29,  S.  449  flg. 

<)  Yergl.  z.  B.  R.-A.  1543,  §.  25.  „Die  Obrigkeiten  sollen  auch  zu 
diesem  christlichen  Werke  sich  gleichermassen,  wie  die  Unter- 
t  hauen  selbst,  angreifen  und  Mitleiden  tragen '*  (d.h.  an  der  Steuer- 
last theilnehmen).  —  R.-A.  1576,  §.  11.  „Weil  den  Ständen  .  .  .  solche 
beharrliche,  auch  m  eventum  eilende  HOlfe  aus  ihren  Kammergtttern 
und  Einkommen  allein  zu  leisten  und  abzurichten,  unerschwinglich 
fallen  will:  so  soll''  etc. 

*)  Rheinbundsakte  art  XXYH.  „Les Princes  ouGomtes  actuelle« 
mentr^gnans  conserveront  chacuncommepropriötö  patrimoniale 
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BmideBakte  Art.  XIV  c.  bestätigte«).  Desgleichea  ut  m 
mehreren  Yerfassniigsiirkimden  das  fideicommiBBAiiseh 
nach  Ordnung  der  Begiernngsnachfolge  y< 
Eigenthum  des  regierenden  Hauses  an  den 
wie  auch  der  Grundsatz  ausdrücklich  anerkannt,  dass  ^ 
kflnfte  der  Domainen  zunächst  zur  Deckung  der  Hofhal- 
tung des  regierenden  Fürsten  und  zum  Unterhalte  der 
regierenden  Familie  zu  verwenden  sind,  aus  den  lieber- 
Schüssen  aber  die  Kosten  der  Landesregierung  mitberiDttn 
werden  müssen^). 

V.  Da  das  Land  wegen  seiner  subsidiären  Steucrpffiott 
eben  so  sehr,  wie  die  regierende  Familie  selbst,  an  der  Er- 


et  priy^  touB  lesdomaines  sans  ,6xception  qtt*il8  poasMent 
—  Siehe  oben  §.  107,  V. 

*)  Vert^.  oben  §.  319. 

'^)  Baden,  Y.-ü.  1818,  §.  59.  „Ohngeachtet  die  Domainen,  nacb  afl* 
gemein  anerkannten  Grandsätzen  des  Staats-  und  FOrstenrechteB,  la^ 
streitiges  Patrimonialeigentham  des  Begenten  and  seiner Fnsiiy 
sind''  etc.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  7.  „Die  flbrigen  twälMOi 
theile  (der  Domainen,  welche  nicht  nach  §.  6  zur  SchttldentSgimg  an 
Staat  abgegeben  wurden)  bilden  dasschulden  f  re  ie  nnver&nsse  rlid 
Familieneigenthnm  des  grossherzoglichen  Hauses.^'  —  S.*Kei«] 
n  in  gen,  Y.-ü.  1829,  §.  88.  „Das  Domainenyennögen  ...  ist  Ei;< 
thnm  des  grossherzoglichen  Specialhanses  und  bestimmt,  dayon  tunh 
die  Kosten  der  Hofhaltung  und  der  Unterhaltung  der  heraogL  Familie 
bestreiten.''  -  S.-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  la  »Das  jetzige 
künftige  Domainenyerm6gen  ...  ist  Eigenthum  des  heROglicha 
ses.''  —  Schwarzburg-Rudolstadt,  Y.-U.  1854,  §.9.  „Das 
Kammerrermdgen  mit  allen  Rechten  und  Beschwerden  yerblabt 
wfthrendes  fideicommissarisches  Eigenthum  des  fürstUcfaen 
und  erbt  in  demselben  nach  den  Grundsätzen  der  Staataerbfolge 
(§.  11).  „Die  gesammten  EinkOnfke  des  Domanialyermögena  werden 
Massgabe  der  hierüber  zu  treffenden  Bestimmungen  zun&chstzur 
der  Kosten  der  Hofhaltung  des  regierenden  Fürsten  und  zur  Sosteul 
der  fürstlichen  Familie  yerwendet  Aus  den  Ueberschüssen  werdet 
Kosten  der  gesanmiten  Staatsyerwaltung  mitbestritten.''  —  Aehnlich:  fiti 
noyer,  Gesetz  yom  24.  M&rz  1857,  das  Finanzkapitel  betreifend  §.  t 
Schwarzburg-Sondershausen,  Y.-U.  1857,  §.  19.  „Das 
gut  bildet  ein  immerwährendes,  und  —  so  weit  nicht  rücksichtlich 
Bestandtheile  eine  in  dem  firüheren  Familienrecht  begründete 
nachgewiesen  werden  kann  —  nach  der  Regierungsnaehfoige  foitr- 
erbendes  Fideicommiss  des  fürstlichen  Hauses.'*  ->  S.-AItettbarfVi 
Ges.  y.  18.  Mtas  1864,  A.  1.  —  S.-3feiningen,  GeseU  y.  3.  Juai  18H 
art  1.  —  S.- Coburg-Gotha,  Ges.  y.  L  M&cz  1855,  AnL  A.  n.  t.  v. 
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hmltang  des  Kammei^teB  betheiligt  ist,  so  war  schon  zur 
Beichszeit  anerkannt ,  und  ist  in  den  gegenwärtigen  Yerfas- 
simgen  regelmässig  ausgesprochen,  dass  den  Ständen  über  die 
Verwaltung  der  Eammergüter  Rechnung  gelegt  werden  soll, 
und  dieselben  nicht  ohne  ständische  Mitwirkung  yeräussert 
oder  mit  Schulden  oder  anderen  bleibenden  Lasten  belegt 
werden  dürfen^). 

VI.  Zu  blossen  Veränderungen  in  den  Bestandtheilen 
des  Domainenvermögens  und  zu  nützlichen  Verwaltungs- 
handlungen wird  die  Einholung  der  ständischen  Zustimmung 
nicht  erfordert''). 

•)  Ausdrücklich  sagen  dies:  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  58  (siehe  Note?). 
—  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  107.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820, 
§.  7  a  linea  2.  —  S.-Meiningen,  Y.-ü.  1829,  §.  43  flg.  (bestimmt  Fälle, 
in  welchen  die  Stände  zu  Eammerschulden  consentiren  müssen).  —  Braun- 
schweig,  n.  L.-0. 18S2,  §.  164.  —  Oldenburg,  üebereinkunft  über  das 
Domanialvermögen  v.  5.  Februar  1849,  §.  12  als  Beil.  I  zur  V.-ü.  1862.  — 
Waldeck,  V.-ü.  1852,  Anl.  A,  §.3.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852, 
§.  117.  —  Schwarzburg-Rudolstadt,  V.-ü.  1854,  §.  10.  —  Han- 
noyer,  Gesetz  vom  24.  März  1857,  das  Finanzkapitel  betr.  §.  2.  3.  — 
Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.  19.  51.  —  Nassau, 
Verord.  v.  25.  Nov.  1851,  §.  2  gesteht  den  Ständen  nur  eine  Controle  über 
die  Verwaltung  der  Domainen  imd  die  Erhaltung  ihrer  Substanz  zu,  legt 
aber  die  Dispositionsbefiigniss  über  die  Beyenuen  ausschliesslich  dem  Herzog 
bei;  über  den  darüber  entstandenen  Streit,  vergl.  H.  A.  Zachariae,  deut 
Vcrf..Ge8etze  (1855),  S.  757. 

0  Ausdrücklich  sagt  dies:  Baden,  V.-U.  1818,  §.  58.  „Es  darf  keine 
Domaine  ohne  Zustimmung  der  Stände  yeräussert  werden.  Ausgenom- 
men sind  die  zur  Schuldentilgung  bereits  beschlossenen  Veräussenmgen ; 
Ablösungen  yon  Lehen,  Erbbeständen,  Gülden,  Zinsen,  Frohndiensten; 
Verkäufe  yon  entbehrlichen  Gebäuden,  yon  Gütern  und  Gefällen,  die  in 
benachbarten  Staaten  gelegen  sind,  und  alle  Veräussenmgen,  die  aus  Staats* 
wirthschaftlichen  Rücksichten  zur  Beförderung  der  Landescultur  oder  zur 
Aufhebung  einer  nachtheiligen  eigenen  Verwaltung  geschehen.  Der  Erlös 
moss  aber  zu  neuen  Erwerbungen  yerwendet  oder  der  Schuldentilgungs- 
kasse zur  Verzinsung  übergeben  werden.  Ausgenommen  sind  auch  Tausche 
and  Veräusserungen  zum  Zwecke  der  Beendigung  eines  über  Eigenthums- 
oder  Dienstbarkeitsyerhältnisse  anhängigen  Rechtsstreites ;  femer  die  Wieder« 
Vergebung  heimfallender  Thron-,  Ritter-  und  Eammerlehen  während  der 
Regierung  des  Regenten,  dem  sie  selbst  heimgefallen  sind.*'  —  Im  Wesent- 
lichen stimmen  überein:  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.107.^  Schwarz* 
burg-Rudolstadt,  V.-ü.  1854,  §.  10  a  linea  2.  -  Schwarzburg- 
Sondershausen,  V.-ü.  1857,  §.  19,  a.  £.  —  Hannover,  Gesetz  yon 
24.  März  1857,  §.  3  flg.  —  Aehnliche  Grundsätze  stellte  schon  auf:  Preus- 
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YII.  Zur  Beichszeit  war  gemeinrechflich  aneh  der  agna* 
tische  GonseBS  zur  Veräosseraiig  oder  Bdastnng  dsrDo- 
mainen  erforderlich,  und  dies  gilt  noch  jetzt,  sofeme  esnidt 
durch  den  Wortlaut  oder  den  Geist  eines  neaeren  Ver&8fl(|^ 
gesetzes  aufgehoben  worden  ist^). 

Vni.  So  lange  die  landesherrliche  Familie  die  Krone  k- 
sitzt,  vererben  auch  die  Domalnen  nach  derselben  £rb%- 
ordnnng,  wie  die  Landesregierung^).    Nach  dem  AoBStoiND 
der  thronfolgeberechtigten  Mitglieder  fallen  aber  die  DoDfiBCD  ^ 
an  die  sonstigen  Erben,   die  sog.  Allodialerben'^),  iraa  1 
nicht  ftir  diesen  Fall  eine  besondere  Vorsorge  in  der  Uod»  | 
Verfassung  getroflfen  ist  | 

Et.  Wenn  bei  neuen  Erwerbungen  Zweifel  darttej 
obwalten ,  ob  ein  Gegenstand  zum  Kammergute  oderttj 
dem  Staats  gute  gehöre,  so  ist  als  massgebend  denehi 
Grundsatz  zu  betrachten,  welcher  überhaupt  filr  die  Unta^j 
Scheidung  des  Private igenthumes  des  Sonv^ains  TCtl 
dem  Staatsgute  (§.  263)  gültig  ist  Es  ist  daher  die  Eitj 
stehung  eines  Staatsgutes  davon  abhängig,  dass  dieSadta 
aus  Staatsmitteln,  oder  durch  Anwendung  der  Staatirj 
kräfte  oder  aus  Rücksicht  auf  den  Staat,   d.  t 


Ben,  Edikt  and  Hausgesetz  über  die  Yerausserlichkeit  der  k. 
V.  17.  December  1808,  pubL  6.  November  1809.  Nur  die  Verschenk« 
Yon  Domainen  war  darin  f&r  absolut  unstatthaft  erklärt  —  Auch  in  ^^ 
änderungen,  Austausch  u.  s.  w.  fordert  Einholung  der  stftadisdteD 
Stimmung:  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.165.  —  Ebenso  Wftrtei 
berg,  Y.-ü.  1819,  §.  108  hinsichtlich  des  daselbst  vom 
unterschiedenen  Hofdomainenkammeigutes. 

^  Ausdrücklich  fordert  ausser  dem  landst&ndischen  auch  nodi  ^1 
agnatischen  Consens:  S.-Meiningen,  Y.-U.  1829,  §.  45. 

0)  Siehe  die  in  Note  5  angeführten  Yerfässungsurkunden. 

<«)  Siehe  oben  §.263,  YII.  YDI.  —  Ausdrücklich  erkennt  dieses  Gifliri 
satz  an:  S.-Altenburg,  Y.-U.  1831,  §.  3.  —  Ebenso  eikliit  OU«*; 
bürg,  üebereinkunft  über  das  DomanialYermögen  y.  5.  Febr.  1849.  i'j 
(Beil.  I  zur  Y.-U.  t.  1852)  dass  diese  üebö-einkunft  „nur  för  die  Da»; 
der  im  §.  8  des  Staatsgrundgesetzes  bestimmten  RegiemogsnaichfQi^  gfm 
ist,  und  mit  allen  daraus  zu  ziehenden  Folgerungen  hinwegfiUh,  flokrii 
kein  Nachkomme  aus  dem  Maansstamme  des  Herzogs  Peter  FnriaA 
Ludwig  mehr  an  der  Regierung  des  Grossherzogthums  ist 
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der  Absicht  erworben  worden  ist,  dass  sie  Staatsgut  sein 

BoUe'O- 

X.  Zn  den  Domainen  gehören  dagegen  solche  neneEr- 
Werbungen,  welche  entweder  mit  der  Absicht,  dass  sie  dazu 
gehören  sollen,  von  dem  regierenden  Hause  erworben  ^^),  oder 
an  die  Stelle  anderer Domainengrundstflcke  gesetzt i^),  oder 
Überhaupt  dem  ffirstlichen  Hause,  als  Entschädigung  fttr 
Verluste,  welche  dasselbe,  und  nicht  den  gegenwärtigen 
St a  at ,  betroffen  haben,  durch  Staatsverträge  gewährt  worden  sind. 

XI.  Aus  diesem  letzteren  Grunde  gehören  insbesondere 
zu  dem  fürstlichen  Domainen-  oder  Kammergute  die  Güter  der 
Bischöfe,  der  Domkapitel  und  ihrer  Dignitarien,  und  die  Gitter 
and^^r  frommen  Stiftungen,  Collegien,  Spitäler  oder  Universi- 
täten, welche  durch  den  Reichsdeputationshauptschluss  vom 
25.  Februar  1803,  §.  35,  36  und  37  den  Fürsten,  welche 
auf  dem  linken  Rheinufer  in  Gemässheit  des  Lüneviller  Frie- 
dens Besitzungen  verloren  hatten,  als  „ Entschädigung '^ 
oder  „zur  freien  Disposition'^  überwiesen  worden  sind, 
sofeme  dieselben  nicht  nachher  von  den  Erwerbern  als  Staats- 
gut erklärt  wurden. 

Xn.  Dass  dabei  in  Bezug  auf  gewisse  Güter  eine ,  über- 
dies in  die  freie  Disposition  der  entschädigten  Landes- 
herren verstellte  Zweckbestimmung  {modus),  wie  Verwen- 


")  Siehe  oben  §.  263,  'Note  4.  —  In  diesem  Sinne  erkl&ren  sich: 
Bayern,  Tit  m,  §.  2,  Nr.  9.  „.  .  .  aUes,  was  aus  Mitteln  des  Staates 
erworben  wurde."  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  2  a  linea  2.  „Als 
Landeszuwachs  ist  alles  anzusehen,  was  der  König  nicht  blos  flär  seine 
Person,  sondern  durch  Anwendung  der  Staatskr&fte,  oder  mit  aus- 
drtlcklicher  Bestimmung,  dass  es  einen  Bestandtheil  des  Königreichs 
ausmachen  soU,  erwirbt."  —  Grossh.  Hessen,  Y.-U.  1820,  §.  8.  „Bei 
künftigen  Erwerbungen  wird  nach  den  Bechtstiteln  des  Erwerbes 
festgesetzt  werden,  ob  sie  zu  dem  Staats-  oder  zu  dem  Familieneigenthume 
gehören."  —  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  37  (siehe  oben  §,  484, 
Note  1);  ebendas.  a  linea  2.  „Auch  die üeber Schüsse  und  Erspar- 
nisse in  der  Verwaltung  des  Staatsvermögens  gehören  dem  Staate  und 
können  nicht  zu  den  Domainen,  noch  weniger  zu  dem  SchatuUgute  ge- 
zogen werden."  —  VergL  auch  K  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  16.  —  Kur- 
hessen, V.-ü.  1831,  §.  139. 

»)  Am  richtigsten  drftcktdies  aus:  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.8 
(siehe  Note  11). 

«>)  Siebe  die  in  Note  7  angeführten  Gesetze. 
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duBg  f&r  GotteBdienst,  Unterrieht  oder  andere  geraeiBBttiige 
Anstalten ,  oder  Überhaupt  Verwendung  zur  Erleichtmtng  der 
fltrstliehen  Finanzen,  ausgesprochen ,  nnd  anch  in  einer  B^ 
ziehnng  den  entschädigten  Landesherren  eine  positive  Ter- 
bindlichkeit  auferlegt  worden  ist,  nämlich,  die  beiivbe- 
haltenden  Domkirchen  auszustatten  und  gewisse  PennoneD 
für  die  aufgehobene  Geistlichkeit  zu  bezahlen'^),  ksiu  ekei 
sowenig  etwas  an  dem  Eigenthumsrechte  derregimote 
Familien  an  den  ihnen  durch  den  ReichsdeputationshauptBcUoi 
vom  25.  Februar  1803  zugewiesenen  und  von  ihnen  in  Beriii 
genommenen  geistlichen  Gütern  ändern,  als  die  auf  ihren  ita 
Domainen  ruhende  Verbindlichkeit,  zu  den  LandesbedtlrfiiMi 
beizutragen,  ihr  Eigenthumsrecht  an  denselben  ausschüesst 

§.486. 
c)   Verwandlung  des  Kammergutes  in  Staatsgut 
Scheidung  von  Staatsdomainen    und   landesherriichai 

Domainen. 

L  Seit  der  Umwandlung  der  deutschen  Territmen  iii 
souveraine  Staaten  trat  überall  das  Bestreben  hervor,  den  fhnt^ 
liehen  Hofhaushalt  von  dem  Staatshaushalte  zu  sondern'). 

U.  Zu  gleicher  Zeit  wurde  inmier  mehr  die  grosse  Be^ 
deutung  anerkannt,  welche  das  Kanmiergut  fttr  die  Bestreiton^ 
der  Staatsbedürfnisfle  hat,  und  somit  »trat  gleichzeitig  das  W 
streben  hervor,  dasselbe,  oder  einen  den  bisherigen  Bei^Sgca 
desselben  zu  den  Staatslasten  entsprechenden  Theil  davon,  fll^ 
Staatsgut  zu  erklären. 

III.  Diese  Zwecke  wurden  aber  in  den  einzelnen  Staateii 
auf  verschiedene  Weise  zu  erreichen  gesucht  So  wurde  iii) 
Bayern  das  sämmtliche  Kammergut  als  Staatsgut  erklärt  mrff 
überdies  sogar  bestimmt,  dass  auch  alle  neuen  Erwerbimgei' 
aus  Privatrechtstiteln  an  unbeweglichen  Güten ,  si^ 
mögen  in  der  Haupt-  und  Nebenlinie  des  k.  Hauses  geschdiei, 
zum   Staatsgute  gehören   sollen,    wenn   der    erste   Erwerktf 

*«)  Siehe  insbesondere  §.  35  des  R.-D.-a-S.  vom  25.  Febr.  180i 
*)  Ausdrücklich  sagt  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  16L   ^ 

Beförderung  einer  geregelten  Finanzverwaltung  soll  der  förstliche  i 

von  dem  Staatshaushalte  getrennt  .  .  .  werden.'^ 
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wShrmd  seines  Lebens  nieht  darüber  verfllgt  hat^.  In 
Wllrtemberg  wurde  das  k.  Kammei^ty  bestehend  ans  dem 
TormaHgen  herzoglichen  Fideicommisse  and  den  vom  Könige 
nen  erworbenen  Gmndstflcken,  Oef^en  nnd  nutzbaren  Rechten, 
als  ein  yon  dem  Königreiche  unzertrennliches  Staats- 
gut erklärt;  jedoch  wurde  ein  sog.  Hofdomainenkammer- 
gut  hiervon  ausgenommen 9  welches  als  Privateigenthum 
der  k.  Familie  ausdrücklich  anerkannt  wurde,  der  Verwaltung 
und  Benutzung  des  Königs  überlassen  blieb  und  zu  den  allge- 
meinen Landeslasten  in  gleicher  Weise  beizusteuern  hat,  wie 
die  bisher  steuerfreien  Güter 3).  Auch  in  dem  K.  Sachsen 
sind  alle  Kammergüter  und  Domainen  als  Staatsgut  erklärt 
worden.  Es  wird  aber  davon  ein  Hausfideicommiss 
unterschieden,  welches  als  Eigenthum  des  k.  Hauses  aner- 
kannt ist  und  mit  der  Krone  auf  den  jeweiligen  Regenten 
vererbt,  zugleich  aber  ebenfalls  als  unzertrennbar  vom 
Lande  erklärt  ist^).  In  Kurhessen  ist  durch  eine  im 
Jahre  1831  getroffene  Uebereinkunft  die  Bildung  eines  Staats- 
vermögens durch  Ausscheidung  gewisser  Bestandtheile  aus  dem 
landesherrlichen  Hausfideicommiss  -  Vermögen  ausgesprochen 
worden^).  In  Oldenburg  ist  durch  Uebereinkunft  vom 
5.  Februar  1849  eine  Sonderung  des  Domanialvermögens  in 
Krongut  und  Staatsgut  bewirkt  und  diese  Uebereinkunft  durch 
die  revidirte  Verfassungsurkunde  von  1852  neuerdings  be- 
stätigt worden^).  In  Wal  deck  wurden  durch  die  Beilage  A 
§.  1  zur  VerfassuDgsurkunde  von  1852  gewisse  früher  dem 
Domanium  aus  Hoheitsrechten  und  Regalien  zugeflossene  Ein- 
künfte ftUr  immer  und  unter  Verzicht  auf  jede  Entschädigung 
dem  Staate  überlassen.  In  Nassau  hat  die  in  der  Verord- 
nung vom  25.  November  1851  beibehaltene  Bezeichnung  der 
Domainen  als  Staatseigenthum  keine  praktische  Be- 
deutung'^). 

«)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  IH,  §.  1. 

«)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  102.  108.  108. 

«)  K  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  16—20. 

0  Biese  Uebereinkunft  war  anch  in  der  (jetzt  wieder  angehobenen) 
knrhessischen  V.-U.  1852,  §.  107—110  anerkannt  worden. 

•)  Oldenburg,  rev.  Y.-U.  1852,  art.  179.  —  Die  Uebereinkunft  vom 
5.  Februar  1849  ist  dieser  Yerf-Urkunde  als  Beil.  I  beigefügt 

^  Siehe  oben  §.  485,  Note  6. 
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IV.  In  den  meisten  Staaten  ist  jedoch  noeh  das  Eigen- 
thnm  des  regierenden  Hanses  an  sämmtlichen  Domaines, 
aber  auch  zugleich  der,  schon  im  älteren  Rechte  bestandcM^ 
Grundsatz  anerkannt,  dass  aus  den  Einkünften  dtx  Domain« 
oder  des  Eammergutes,  in  einer  mit  den  Landständen  zu  rep- 
abredenden  Weise,  nicht  blos  der  Unterhalt  des  fürsüiehei 
Hanses,  sondern  auch  andere  Staatsbedürfnisse  zu  beatreta 
sind  ^).  Daher  werden  auch  die  Domainen  meistens  unter  fa 
Aufsicht  des  Finanzministeriums ,  wie  die  eigentlichen  StaaüK 
gttter,  und  mit  denselben  verwaltet,  und  deren  ErtrlgniHI 
auch  in  dem  Finanzbudget  aufgeführt^). 

§.487. 

d)    Der  Unterhalt  des  regierenden  Hauses.     Cb 
Domainenrente. 

I.    Wo  das  Kammergut   vollständig  an   den  Staat 
treten  und  gänzlich  mit   dem  Staatsgute  verschmolzen 
erwächst  fbr  das  Land  die  Verpflichtung,  die  ftlr  den  Ua 
halt  des  regierenden  Hauses  erforderlichen  Mittel  aufznbri 
Die  mit  den  Landständen  zu  solchem  Zwecke  vereinbarte 


»)  Vergl.  oben  §.  485,  IV  und  unten  §.  487,  VI,  Note  10.  15. 

*)  Ausdrilckliche  Bestimmungen  finden  sich  darüber  z.  B.  in  Braa 
schweig,  n.  L.-0.  1832,  §.166.  —  Vergl.  auch  K.  Sachsen,  V.-ü. 
§.  17.  -  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  141.  -  Waldeck,  V.-C. 
Anl.  A,  §.  2.  —  S.-Weimar,  Verord.  vom  4.  Mai  1854.  §.  1.  —  Altci 
bürg,  Ges.  v.  18.  M&rz  1854,  B.  1. 

*)  Charte  constit.  t.  1814,  23     „La  liste  civile  est  fii6e 
toute  la  duröe  du  r^gne,  par  la  premiöre  l^slature  assemblee  depuis 
nement  du  Roi.'*   -    Die  Civil  liste  in  dem  angegebenen  Sinne  ist  i 
in  England  aufgebracht  worden,   als  die  üeberschuldung   der 
durch  firilhere  verschwenderische  Wirthschaft  die  Krone  ausser  Staiui 
setzt  hatte,  den  durch  ihre  Stellung  bedingten  Aufwand  fortzusetzeo. 
dann  wurde  dieses  System  in  Frankreich  eingefOhrt,  wo  die  Re?o]iitioo 
1789  der  £jrone  alle  ihre  Domainen  entrissen  hatte.    Von  da  aas  « 
dieses  System  in  mehreren  deutschen  Staaten  eingeßüirt    In 
Ausdehnung  findet  es  sich  jedoch  nur  in  Bayern,  indem 
Unterscheidung  zwischen  Domainen  und  Staatsgut  durch  die  V.-U.  v. 
Tit.  III,  §.  1  flg.  voUst&ndig  verwischt  worden  ist.     Vet|^.  insl 
Bayern,  Gesetz,  die  Festsetzung  einer  pennanenten  CiviUisle  betr.,  ~- 
1.  Juli  1834.  ^ 
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in  einem  Verfassnngsgesetze  bestimmte  Summe  wird  nach  dem 
Vorbilde  der  französischen  Verfassung  vom  4.  Juni  1814, 
Art  23 1)  die  Givilliste  genannt 2). 

n.  In  den  Staaten ,  in  welchen  die  Domainen  ganz  oder 
zum  Theile  an  das  Land  abgetreten  worden  sind,  und  nicht 
cdn  bestimmter  Theil  mit  Beibehaltuig  seines  althergebrachten 
Charakters  zur  Bestreitung  der  Kosten  des  Hofhaltes  und  des 
Unterhaltes  der  regierenden  Familie  besonders  ausgeschieden 
nnd  ausschliesslich  bestunmt  worden  ist^),  haben  die  Verfas- 
sungsgesetze mitunter  noch  aus  dem  älteren  Rechte  den  Grund- 
satz beibehalten,  dass  von  den  Einkünften  der  ehemaligen 
Kammergflter  oder  Domainen,  ihrer  Umwandlung  in  Staats- 
gut ungeachtet,  vor  Allem  der  Unterhalt  des  Souverains 
und  des  regierenden  Hauses  bestritten  werden  muss,  so 
dass  erst  der  Ueberschuss,  wenn  sich  ein  solcher  er- 
gibt, zur  Bestreitung  anderer  Staatsausgaben  verwendet 
werden  darf*). 

HL  In  anderen  Verfassungsgesetzen  dieser  Klasse  ist  je- 
doch keine  solche  vorzugsweise  Verwendung  der  ehe- 
maligen, jetzt  in  Staatsgut  umgewandelten  Kammergtiter  oder 
Domainen  zur  Bestreitung  des  Unterhaltes  des  Souverains  und 
des  regierenden  Hauses  ausgesprochen,  sondern  es  whrd  die 


*)  Der  Ausdruck  „Givilliste"  findet  sich  unter  den  deutschen  Yer- 
8-ürkunden  zuerst  in:  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  59  (siehe  Note  10). 
—  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.104.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  22. 

»)  Dies  ist  der  Fall  in  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  141. 

4)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  103.  „Auf  demselben  (dem  als 
Staatsgut  erklärten  Eammergute)  haftet  die  Verbindlichkeit,  neben 
den  persönlichen  Bedürfnissen  des  Königs,  als  Staatsoberhauptes, 
und  derMitglieder  des  königlichen  Hauses,  auch  den  mit  derStaats- 
verwaltung  verbundenen  Aufwand,  so  weit  es  möglich  ist,  zu  be- 
streiten.'' —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  Beil.  I  (Vereinbarung  vom 
5.  Februar  1849,  §.  7).  „Der  Grossherzog  bezieht  zu  dem  im  §.  2  ange- 
gebenen Zwecke  (Sustentation  des  grossherzoglichen  Hauses)  aus  dem  . . . 
für  Staatsgut  erklärten  Domanialvermögen"  —  (also  neben  den  Erträgnissen 
des  im  §.  2  hieraus  ausgeschiedenen  sog.  Krongutes)  —  „jährlich  eine 
baare  Summe  von  85,000  Thalem."  ~-  (§.8).  „Diese  85,000  Thaler  werden 
hierdurch  auf  das  bisherige  Domanialvermögen  radicirt"  etc.  —  Auch 
Baden,  V.-ü.  1818,  §.  59  spricht  von  einer  auf  die  Domainen  radicir- 
ten  Civilliste.    Siehe  Note  10. 

ZOpfl,  StMtarecht.  5.  Aufl.  U.  44 
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Civilliste,  wie  jede  andere  Staatsaasgabe,  aus  der  Sbutit 
kasse  abgef&hrt^). 

IV.  Die  Civilliste  ist  ihrem  rechtlichen  Charakter  niA 
nicht  als  ein  dem  Souverain  von  den  Landst&nden 
Gehalt  oder  Pension,  sondern  als  ein  Aeqnirilei 
aufzufassen,  welches  dem  Sonverain  und  beziehungsweiae 
regierenden  Hause  fttr  die  an  den  Staat  überwiesenen  BeMt 
der  Domainen  oder  Kammergttter  gebührt^). 

V.  Die  Verfassungsurkunde  hat  zu  bestimmen ,  wu  4^, 
Souverain  von  der  Civilliste  zu  bestreiten  hat 
ist  regelmässig  der  Aufwand  fEir  den  gesammten  Hofksk, 
den  Unterhalt  der  (xemahlin  und  der  noch  nicht  vollj 
Kinder  des  Souverains,  so  wie  der  seiner  freien 
flberlassenen  Schlösser  begriffen'').     In  einigen  Staaten 
in    der  Civilliste  auch  die  Apanagen  der  übrigen  Ifitg&il 
des  Hauses  begriffen^);   in  anderen   wird  aber  die  ZaUi 
dieser  Apanagen  als  eine  besondere  Verpflichtung  der 
kasse  aufgeftlhrt,  wozu  die  Civilliste  nicht  beizutragen  hat' 

VI.  In  jenen  Staaten,  in  welchen  die  Domainen  nie 
als  Staatsgut  erklärt  worden  sind,  jedoch  der  Souveram 
Bezüge  aus  dem  Kammergute  auf  die  mit  den  Ständen  v 
einbarten  Beträge  beschränkt,  sollte  gar  nicht  von 
Civilliste  gesprochen  werden,  da  hier  der  Souverain  offeok 
nichts  aus  Staatsmitteln  erhält,  sondern  vielmehr 
selbst  dem  Staatshaushalte  aus  seinem  und  seines  Ha« 


s)  Dies  ist  der  Fall  in  Bayern  and  in  E.  Sachsen,  Y.-U. 
§.  22.  Jedoch  erkl&rt  Bayern,  Ges.  über  die  Civilliste  yom  1.  Joli  18 
ait.  2  die  Civilliste  ausdrOcklich  als  auf  die  gesammlen  Sta&t 
domainen  radicirt 

•)  Aosdracklich  sagt  dies:  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  22  a 

^)  Ausftkhrliche   Aafz&hlongen   enthalten   z.  B.    K  Sachsen,  V: 
1831,  §.  22.  —  Bayern,  Gesetz  über  die  GiTiUlste  v.  1.  Juli  1834, 
IL  d  —  Dasselbe  that  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  170 
der  Domainenrente  des  Herzogs.  —  Oldenburg,  rev.  Y.-U.  1852,  £ 
(Vereinbarung  t.  5.  Febr.  1849,  §.  12).  —  Hannover,  Ges.,  das  Fii 
ci^itel  beir.  v.  24.  M&rz  1857,  §.  5. 

•)  So  z.  B.  in  S.- Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  19.  -   Oldenb 
rev.  Y.-ü.  1862,  BeU.  I  (Verdnbarung  v.  &.  Febr.  1849,  §.  12). 

»)  \et^  z.  B.  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §u  104. 105.  —  K.  Si 
Ben,  y.-U.  1831,  §.  22.  23.  ~  Hannover,  Ge&  v.  24.  lOzz  1857,  S>^ 
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Gtfuunmteigenthame  ZnschttsBe  leistet^®).  Hier  ist  nur  die 
Bezeichnong  der  Bezüge  des  Sonverains  als  Domainen-  oder 
Eammerrente  angemessene^).  Nichtsdestoweniger  ist  in 
mehrere  Verfassangsurkunden  solcher  Staaten ,  und  zwar  zum 
Theile  schon  in  den  ersten  Zeiten  der  Einfühmng  der  Be- 
pAsentatiyyerfassnng,  die  hier  ganz  ungerechtfertigte 
und  unpassende  Bezeichnung  als  Civilliste  aufgenonunen 
worden  ^^)y  was  zur  Vermeidung  von  Begrifisverwirrungen  und 
im  wohlyerstandenen  und  rechtlich  begründeten  Interesse  des 
regierenden  Hauses  hätte  durchaus  vermieden  werden  sollen, 
imd  audi  mit  Recht  bisher  in  mehreren  Verfassungsurkunden 
vermieden  worden  ist^*). 


*^)  Am  deutlichsten  spricht  sich  darüber  aus:  Baden,  Y.-ü.  1818, 
§.  59.  „Ohngeachtet  die  Domainen  unstreitiges  Patrimonialeigenthum  des 
Regenten  und  seiner  Familie  sind,  und  Wir  sie  auch  in  dieser  Eigenschaft, 
vennöge  obhabender  Pflichten  als  Haupt  der  Familie  hiermit  ausdrOcklich 
bestätigen;  so  wollen  Wir  dennoch  den  Ertrag  derselben,  ausser 
der  darauf  radicirten  Civilliste  und  ausser  anderen  darauf  haften- 
den Lasten,  so  lange  als  Wir  Uns  nicht  durch  Herstellung  der 
Finanzen  in  dem  Stande  befinden  werden,  unsere  ünterthanen 
nach  unserem  innigsten  Wunsche  zu  erleichtem,  der  Bestreitung  der 
Staatslasten  femer  überlassen." 

")  Sehr  gut  sagt  Schwarzburg -Sondershausen,  Y.-ü.  1857, 
{.  20.  „Die  Verwaltung  und  Nutzung  des  Kammeiguts  kann  mit  Aus- 
BchlasB  der  zur  unmittelbaren  Benützung  des  fürstlichen  Hauses  bestimmten 
Bestandtheile  von  dem  Fürsten  gegen  den  Bezug  einer  festen  Domainen- 
rente der  Landesfinanzverwaltung  überhissen  werden.  Dem  Regierungs- 
nachfolger  bleibt  jedoch  das  Recht,  dieses  Yerhältniss  wieder  au&ulösen. 

«)  So  z.  B.  zuerst  in  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  59  (siehe  Note  10).  — 
S.-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.18.19.—  Schwarzburg-Sondershau- 
len,  (au^hobene)  V.-U.  1849,  §.  68.  —  Anhalt-Bernburg,  (au^- 
hobene)  V.-ü.  1850,  §.  92.  93. 

")  Vermieden  ist  der  Ausdrock  Civilliste  in :  Grossh.  Hessen, 
V.-ü.  1820.  —  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1881, 
i  141.  —  Braunschweig,  n.  L.-O.  1832.  —  Hannover,  Gesetz  vom 
24.  M&rz  1857  u.  s.  w.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  Beil.  I  (Verein- 
bsnmg  vom  5.  Februar  1849,  §.  2)  bezeichnet  die  zur  Sustentation  des 
giossherzoglichen  Hauses  ausgeschiedenen  Domanialgrundstücke  alsEron- 
gnt.  —  Ebenso  in  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  59.  „Dem  Eronfidei- 
commissfond  verbleibt  die  durch  das  Gesetz  vom  17.  Januar  1820  auf  die 
Einkflofte  der  Domainen  und  Forsten  angewiesene  Beute.*' 

U* 
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VII.  Es  sind  besonders  zwei  Gesichtspunkte,  tod 
ans  die  Bezeichnung  einer  Domainen-  oder  KanunoreDte 
Civilliste  für  verwerflich  erklärt  werden  muss :  denn  1)  iit  < 
SteUung  eines  Fürsten  zu  seinem  Volke  eine  offenbar  j 
wenn  das  Volk  weiss,  dass  das  Land  dem  Ffirsten  ftr  i 
und  seines  Hauses  Unterhalt  nichts  bezahlt  ^^) ,  sonden  < 
es  umgekehrt  von  seinem  Ffirsten  etwas  Namhaftes 
was  hinwegfallen  wfirde,  wenn  die  fürstliche  Familie ; 
würde  zu  regieren  ^^);  und  2)  ist  es  für  gewisse  Ev 
wie  sie  seit  1806  die  jetzigen  Standesherren  betroffen  1 
von  grösster  Wichtigkeit,  ob  eine  Familie,  wdehe  vot 
Regierung  durch  äussere  Umstände  abzutreten  genothigti 
den  sollte,  Domainen  und  Domainenrenten,  d.  h.  ein 
haftes  Familieneigenthum  hat,  oder  ob  ihre  Bezüge 
Leistungen  der  Staatskasse  erscheinen.  Daher  hat  min 
in  einigen  Staaten,  in  welchen  im  Jahre  1848  das  Do 
gut  gegen  eine  Civilliste  zum  Staatsgut  erklärt  worden 
später  das  frühere  Verhältniss  wieder  hergestellt  und 
Eigenthum  des  fürstlichen  Hauses  an  den  Domainen 
anerkannt ^^);  auch  wohl  den  Ausdruck  „Civilliste" 
„Domainenrente''  ersetzt  oder  erläutert ^^). 

VIII.  Die  Verfassungsurkunden  der  Staaten,  in 
der  Fürst  keine  eigentliche  Civilliste,  sondern  eine  Domi 
oder  Eammerrente  bezieht,   sprechen   regelmässig 
aus,  dass  vorerst  von  den  Domainen  der  Bedarf  des  re| 
renden   Hauses,    die   Apanagen    inbegriffen >^, 


*>)  Aosdracklich  erw&hnt  daher  Liechtenstein,  Y.-U.  1868,  f  | 
dass  „der  Fürst  von  den  Landeseinnahmen  nichts  ffir  i 
behält'' 

M)  So  z.  B.  in  Baden,  siehe  oben  Note  10;   veigL  S.-Cobs 
Gotha,  Gesetz  y.  1.  März  1855,  AnL  B,  §.  5,  u.  s.  w. 

iK)  So  z.  B.  in  Weimar,  nach  Yereinbanmg  mit  den  Stiaden; 
die  Verordnung  v.  4.  Mai  1854,  bei  H.  A.  Zachariae,  deat  YeA4 
(1855),  S.  532.  —  Yergi.  die  in  Note  14  und  16  angefUirten  Geietttt 
S.-Gobarg-Gotha,  S.-Altenbuig  und  S.-Meiningen. 

M)  So  z.  B.  S.-Altenburg,  Gesetz  v.  18.  Mftrz  1854,  B.  2,  Gl 
bei  H.  A.  Zachariae,  1.  c  (1855),  S.  636.  63a  —  S.-Meiningen, 
y.  3.  Juni  1854;  ebendas.  S.  567,  n.  s.  w. 

•0  Vergl.  Braunschweig,  n.  L-0.  1832,  §.  171.   —    Waldi 
V.-ü.  1852,  §.  5. 


§.  487.    Civilliste.    Domainenrente.  693 

decken,  und  nur  der  lieber  seh  ass  zu  Landesbedürfiiissen 
zu  verwenden  ist  ^^) ;  daher  auch  vorkommen  kann ,  dass  bei 
ÜDzalänglichkeit  der  Domainen  f)ir  erster en  Bedarf  auch 
hierzu  die  Landeskasse  subsidiär  in  Anspruch  genommen  wird^^). 
IX.  Hinsichtlich  der  mit  den  Landständen  zu  verein- 
barenden Grösse  einer  Civilliste  oder  Kammerrente 
enthalten  die  Verfassungsgesetze  mitunter  die  ausdrückliche 
Bestimmung,  dass  die  Vereinbarung  auf  die  ganze  Regie- 
rnngszeit  des  Souverains  gültig  ist^®),  oder  doch  nicht  ohne 
Zustimmung  des  Souverains  vermindert,  und  nicht  ohne  Zu- 
stimmung der  Stände  erhöht  werden  darf^^),  oder  dass  der- 
selbe Betrag  auch  nach  dem  Tode  des  Souverains  an  dessen 
Nachfolger  so  lange  fortzuentrichten  ist,  bis  mit  demselben 
eine  neue  Vereinbarung  getroffen  worden  ist^^),  oder  dass 
die  Civilliste  permanent  für  alle  Zukunft  festgesetzt 
bleibt  2»), 


*•)  Dies  liegt  auch  in  dem  Geiste  der  Y.-ü.  von  Baden,  1818,  §.  59 
(gidie  Note  10).  —  Grosah.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.7.  „.  .  .  Die  zu 
den  Bedfirfiüssen  des  grossherzoglichen  Hauses  erforderlichen  Summen  sind 
aber  darauf  (d.  h.  auf  die  Domainen)  vorzugsweise  radicirt."  —  S.- 
Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  38.  „Das  Domainenvermögen  ...  ist  be- 
stimmt, davon  zunächst  die'  Kosten  der  Hofhaltung  und  der  Unterhaltung 
der  herzoglichen  Familie  zu  bestreiten.*'  —  S.-Altenburg,  V.-U.  1881, 
J.18.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  169.  172.  —  Waldeck, 
Y.-U.  1852,  Anl.  A,  §.  5. 

«)  S.-Meiningen,  V.-U.  1829,  §.  38  a  linea  4.  „Ueberschüsse  in 
derEammerkasse  £EÜlen  der  freien  Disposition  des  Herzogs  zu  und 
können,  insofeme  die  D omain enkasse  keine  Zuschüsse  aus  der 
Landeskasse  erhebt,  und  wenn  nicht  die  Umstände  und  dringende 
Landesbedürfhisse  dem  Souverain  eine  Verwendung  zum  Besten  des  Landes 
anrathen,  zu  dem  Schatullgute  gezogen  werden."  —  Vergl.  S.-Meinin- 
gen, Gesetz  v.  3.  Juni  1854. 

^)  Als  Vorbild  diente  auch  hier  die  französische  Ver£asBung  v.  1814 
(«ehe  Note  1).  —  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  104.  —  K.  Sachsen, 
V.-ü.  1831,  §.  22.  —  Anhalt-Bernburg,  (aufgehobene)  V.-U.  1860, 
§•92.    „.  .  .  for  die  Lebensdauer  des  jetzt  regierenden  Herzogs." 

««)  Baden,  V.-U.  1818,  §.59  a  linea  2.  -  K.  Sachsen,  V.-U.  1831, 
§.  22.  —  Bayern,  Ges.  über  die  Civilliste  v.  1.  Juli  1834,  art.  3. 

«)  So  bestimmt  in  K  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  22  mit  dem  Beisatze: 
.jedoch  längstens  nur  bis  zur  Vereinigung  über  ein  neues  Budget*' 

^)  Bayern,  Gesetz  vom  1.  Juli  1834,  die  Festsetzung  einer  perma- 
nenten Civilliste  betr.  art  1.    „Die  CiviUiste  des  Königs,  so  wie  sie 
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X.    Nor    wenige  Verfassongsgesetze    enthatteD   Beitiah 
mnngen  ttber  den  Betrag  der  Civilliste^). 

§.  488. 

e)  Die  Finanzquellen  und  das  Fiskusrecht.   FLdudisde 

Sachen. 

I.  Als  Quellen  der  Staatseinnahmen  erscheinen  1)  die  fr  j 
trägnisse  der  eigentlichen  Hoheitsrechte,  wie  der. 
und  Polizeihoheit  an  Sportein ,    Gerichtstaxen,  Stemp 
a.  dergl.;    2)  die  Einkünfte    ans   den  Regalien   oder 
nutzbaren,  zufälligen  Hoheitsrechten ,  so  weit  solche  ssek  i 
Landesverfassung   bestehen,   wie  Bergwerksregai,    Po 
das  Mttnzrecht  u.  s.  w.  0 ;    3)  die  Erträgnisse  der  ei] 
Staatsgüter  und  der  Kammergüter,  so  weit  diese 
Staatskassen  zugewiesen  sind;  4)  die  direkten  und  ind 
Abgaben  und  Steuern^),  einschliesslich  der  Zölle, 
welchen  jedoch  die  deutschen  Verfassungsurknnden  nicht 
drücklich  handeln,  da  sie  in  staatsrechtlicher  Beziehung, 
besondere  was   ihre  Einftlhrung  anbelangt,   unter  den 
meinen  Gesichtspunkt  von  Steuersachen  fallen^. 


durch  das  Finanigesetz  v.  28.  December  1831  festgesetzt  wurde,  soll 
alle  Zukunft  als  eine  unreränderliche  GiTÜUste  eines  jeden  Königs 
Bayern  festgesetzt  bleiben/* 

M)  So  s.  B.  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.22.  „Diese  Nutzongen  sd 
auch  den  Staatskassen  so  lange  überwiesen  werden,  als  eine  Chilfisls 
willigt  wird,  welche  der  jetzt  mit  500,000  Thalem  verabschiedeten  an 
wenigstens  gleich  kommt*'  —  Bayern,  Gesetz  vom  1.  Juli  1834,  ni 
„Sie  (die  GiTÜliste)  ist  auf  die  Summe  von  2,350,000  fl. 
Yeigl  Hannover,  GeseU  v.  24.  M&rz  1857,  §.  5,  Nr.  2.  —  S.-€obKi 
Gotha,  GeseU  vom  1.  M&rz  1855,  Anl.  B,  §.  5. 

«)  In  einigen  Staaten  galt  das  Recht  anf  den  sog.  Neabrachie) 
oder  Rottzehent  (decimae  wwales)  als  Hoheitsrecht.    J.  P.  0. 
§L  47  verweiset  in  dieser  Beziehung  ansdrUcklich  anf  die 
oder  Yertrftge.  —  Ueber  die  nutzbaren  Regalien,  siehe  unten  §.  541  4i^ 

*)  unter  diesen  Gesichtspunkt  gehören  auch  alle  Arten  von 
Weg-  und  Brackengelder  u.  s.  w.  —  Ueber  den  finanziellen  und 
Akonomiscken  Charakter  der  verschiedenen  Abgaben,  vergL  C.  v.  H< 
die  öffentlichen  Abgaben  und  Schulden,  1863. 

*)  Zur  Rttchsieit  gehörte  des  Zoilrecht  zu  den  kaiseriidia 
servatrechten.    (R-A.  1576,  §.   Ua  119.    W.-K.  1711,  art  8. 
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n.  Die  Behörde,  welche  die  Rechte  des  Staates  als  Sub- 
jekt von  Vermögensrechten  anstlbt,  wird  Fiskus  genannt^). 

ni.  Unter  Fiskusrecht  versteht  man  insbesondere  das 
Recht  der  Staatsgewalt  auf  gewisse  zufällige  Einkünfte, 
und  die  Vorrechte  (privilegia  fiact)  y  welche  dem  Fiskus  in 
civil-  und  processrechtlicher  Beziehung  zustehen. 

IV.  Das  Fiskusrecht  begreift:  1)  das  Becht  auf  Geld- 
strafen und  Gonfiscationen,  d.  h.  auf  die  nach  den  Ge- 
setzen fiir  verwirkt  oder  verfallen  zu  erklärenden  Sachen  über- 
haupt^), und  insbesondere  wegen  Zolldefraudationen  und  Gon- 
traventionen  gegen  Zoll-  und  andere  Steuergesetze,  oder  gegen 
solche  Privilegien,  bezüglich  deren  das  Zuwiderhandeln  mit 
Geldstrafe  bedroht  ist.  Dergleichen  Rechtssachen  werden  fis- 
kalische Sachen  genannt  Hierbei  erscheint  der  Fiskus 
als  Kläger  vor  den  Gerichten,  entweder  durch  besonders 
zur  Verfolgung  seiner  Ansprüche  aufgestellte  Staatsbeamte, 
sog.  Fiskale,  oder  durch  gewöhnliche  Advokaten  und  An- 
wälte^). Der  Fiskus  hat  den  Beweis  der  von  ihm  behaupteten 
Defraudationen  oder  Gontraventionen  u.  s.  w.  nach  den  ge- 
wöhnlichen processualischen  Regeln  zu  führen.  2)  Das  Fis- 
kusrecht  begreift  sodann  auch  das  Recht  auf  die  erbl.osen 


auch  oben  §.  85).  Es  wurde  aber  das  Recht,  einen  Zoll  za  erheben,  sehr 
h&ufig  Ton  dem  Kaiser  an  Landesherren  und  Privatpersonen,  auch 
oft  pfandweise,  verliehen,  üeber  die  Entschädigungspflicht  des  Staates  bei 
der  Aufhebung  der  ZoUrechte  der  Standesherren  oder  anderer  Privaten, 
siehe  oben  §.  320,  UI,  IV;  §.  434.  —  Wenn  der  Staat  ZöUe,  Weggelder, 
Brückengelder  u.  dergl.  verpachtet,  ist  das  Recht,  gegen  die  De- 
frandanten  Klage  zu  erheben,  selbstverständlich  als  dem  Pftchter  mit- 
abertragen  zu  erachten. 

*)  Zur  Reichszeit  unterschied  man  den  kaiserlichen  und  landesherr- 
lichen Fiskus.  In  ersteren  flössen  nur  die  Geldstrafen,  welche  nach  Marken 
löthigen  Silbers  berechnet  wurden.    Yisitations-Abschied  v.  1713,  §.  81. 

")  Z.  B.  verfallene  oder  verwirkte  Erbschaften,  Vermächtnisse,  Geld- 
strafen bei  unerlaubten  Verträgen  u.  s.  w. 

•)  Schwarzburg- Sondershausen,  V.-ü.  1867,  §.,97.  „Alle 
Klagen,  4nrch  welche  Ansprüche  gegen  den  Staat  verfolgt  werden  sollen, 
sind  gegen  den  ein-  für  aUemal«zu  ernennenden  Fiskal  zu  richten.  Letz- 
terer ist  auch  legitimirt,  Ansprache  des  Staates  vor  den  inländischen  Ge- 
richten als  Kläger  geltend  zu  machen." 


1 
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Gttter  {bona  vacantia)  ^) ;  aüeh  werden  3)  gewöhnlich  die  hemih 
losen  Sachen  (adespota)  hieher  gerechnet®). 

V.  Die  Privilegien  des  Fiskus  sind  gemdnrecliffidi 
nach  dem  römischen  Sechte  zn  benrtheilen.  In  einigen  deil- 
sehen  Verfassnngsgesetzen  sind  dieselben  jedoch  nonmehr  tbeil- 
weise  anfgehoben  worden^). 

VI.  Allgemein  wird  anerkannt,  dass  derFiskns  Fordca 
Landesgerichten  Secht  zu  geben  and  zn  nehmen  bak^ 
wenn  der  Staat  als  Sabjekt  von  Vermögensrechten  oder  a 
Verträgen  n.  dergl.  belangt  wird^®).  Dabei  ist  fibmill  u 
die  fortdauernde  Otiltigkeit  des  römisch-rechüiehen  GnmdnM 


7)  L.  4.  5.  Cod.  de  bonis  vacant  (10,  10).  —  L.  11  Dig.  de  jurM': 
(49,  14). 

*)  Da  als  allgemeines  Recht  das  römische  Bedit  zu  betnditaiil 
80  kann  als  gemeinrechtlich  begründet  weder  ein  aasscUiessficl 
Recht  des  Fiskus  auf  die  Sch&tze  (ihesaurt)  noch  auf  Terlassene 
(rw  derelictae)  angenommen  werden.  Eben  so  wenig  gehören  unter 
adetpatay  worauf  das  Fiskusrecht  geht,  jene  Sachen,  welche  nadi  ri 
schem  Rechte  oder  nach  deutschem  Herkommen  als  Zuwachs  oder 
Zubehör  vom  Grundeigenthume  betrachtet  werden,  wie  AlluTionen, 
brQche,  das  Wild,  öde  oder  wüste  Plätze  in  dem  Bezirke  eines  Pifn 
eigenthums.  Nur  gewisse  unter  den  Grundstücken  der  Unterthaa 
befindliche  Mineralien  werden  nach  gemeinem  deutschen  Bechle 
dem  Fiakusrechte  unterworfen  betrachtet    Siehe  unten  §.  542,  Note  L 

9)  Z.  B.  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  Id9.  ,J)ie 
Yonechte  des  Fiskus  in  Beziehung  auf  gerichtliche  Verfolgung 
spräche  PrivatperBonen  g^nenflber  werden  hierdurch  ausgehoben.  ^  T< 
lugs-  oder  stillschweigendes  Pfimdrecht  behält  derselbe  nur  wegen  flii 
Ucher  Abgaben." 

»)  VeigL  z.  B.  Baden,  V.-U.  1818,  §.  14.  „Der 
Fiskus  nimmt  in  allen  aus  privatrechtlichen  YeihäitnisseB 
springenden  Streitigkeiten  Recht  vor  den  Landesgerichten.''  —  K  Sa< 
sen,  y.-U.  1831,  §.  50.  „Der  Fiskus  nimmt  in  allen  ihn 
Rechtsstreitigkeiten  Recht  vor  den  ordentlichen  LandesgericfateD.' 
Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  198.  „Der  Fukus  als  der  Y< 
aller  das  Staatsvermögen  und  die  Einkünfte  des  Staates  betreffenden 
und  Verbindlichkeiten  ist  in  streitigen  Rechtssadien  den  Gerichten 
worfen.  Die  Vollziehung  des  gerichtlichen  Eri^enntnisses  wird  gegea 
in  demselben  bezeichnete  Behörde  oder  Kasse  verfügt  —  Schwarzbi 
Sondershausen,  V.-U.  1857,  §.97  (siehe Note 6).  —  Liecliten8tei% 
V.-U.  1862,  §.35.  „Der  Fiskus  und  die  förstUchen  Domaoialbebaeter 
haben  vor  den  ordentlichen  Gerichten  Recht  zu  geben  und  zu  nehnea*' 
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anerkaont,    dass  im  Zweifel   gegen    den  Fiskns   zu  er- 
kenne]) iat^O- 

§.  489. 
£)  Das  Nothrecht  des  Staates. 

I.  Unter  dem  Nothrechte,  auch  änsserstes  Recht, 
Machtvollkommenheit  des  Staates,  Dominium  eminens 
genannt,  versteht  man  die  Befiigniss  der  Staatsgewalt,  wegen 
eines  nnabweislichen  öffentlichen  Bedürfnisses  Privateigenthnm 
anch  ohne  ein  eigentliches  Expropriationsgesetz  durch  Special- 
verfUgungen  dem  Besitzer  zu  entziehen  und  ffir  den  öffent- 
lichen Zweck  zu  verwenden^). 

II.  Da  hier  der  Einzelne  einem  Nothstande  der  6e- 
sammfheit  ein  Opfer  bringen  muss,  so  ergibt  sich  von  selbst 
fBr  den  Staat  die  Verpflichtung  zur  vollständigsten  Entschär 
digung  2). 

m.  In  Bezug  auf  andere  Verhältnisse  als  auf  Ver- 
mögensrechte ist  ein  Nothrecht  des  Staates  in  keiner 
Weise  weiter  begründet,  als  insofeme  die  Voraussetzungen 
eintreten,  unter  welchen  ein  provisorisches  Gesetz  er- 
lassen oder  ein  Kriegszustand  verkündigt  werden  kann ^). 


«0  L.  10  Dig.  de  jure  fisd  (49,  14). 

*)  Es  können  nach  Umst&nden  eben  so  wold  Immobilien,  z.  B.  zum 
Zwecke  von  Befestigungen,  als  Mobilien,  wie  z.  B.  Pferde,  Gegenstand 
eines  Bolcben  Zugrifies  des  Staates  sein.  Siehe  §.  433,  Note  14.  ^  Yergl. 
fiberhanpt  oben  §.  433. 

<)  Siehe  oben  §.  434. 

')  Siehe  oben  §.414.441.  —  Als  ein  auf  Jnstizsachen  angewandtes 
Nothrecht  des  Staates  behauptete  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  189  ein 
Recht  des  Staatsherrschers,  Machtsprüche  zu  thun.  Allein  nie  kann 
ein  Staatsznstand,  er  sei,  welcher  er  wolle,  eine  Verletzung  der  Gerechtig- 
keit durch  einen  Eingriff  in  die  Rechtsprechung  fordern.  Ein  solcher 
Machtspruch  wäre  nichts  anderes,  als  Eabinet^ustiz,  und  diese  ist  sowohl 
nach  der  Bundesgesetzgebung,  als  nach  der  Verfassung  aller  deutschen 
Staaten  durchaus  unstatthaft  Siehe  oben  §.  448.  —  lieber  die  ehemalige 
kaiserliche  Machtvollkommenheit,  siehe  oben  §.  85. 
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§.  490. 

g)    Besondere  Bestimmungen   der  deutsclien  Ver- 
fassungsurkunden in  Bezug  auf  den  Staatshaushalt 

Die  deatschen  VerfasaiiDgsnrkaiiden  enthalten  mandedci 
in's  Einzelne  gehende  Bestimmungen  Aber  den  Staatshanglub, 
and  zwar  in  drei  fach  er  Beziehung:  nämlich  hinsichtlich  dei 
Staatsgutes,  hinsichtlich  der  Staatsschulden  und  Ui- 
sichtlich  der  Besten  er  nng 

I.  In  Bezng  anf  das  Staatsgut   finden   sich  fdgak 
Grandsätze  ausgesprochen:    1)  das  Staatsgut  ist  im  Eiges* 
thum  des  Staates^);  2)  es  ist  untheilbar,  nnveräoseer 
lieh  nnd  dem  Staate  ungeschmälert  zu  erhiüten,  so  dass  otae 
landständische  Zustimmung  keine  Veränsserung  oder  Yen» 
derung  desselben  stattfinden    kann^).     3)  Nützliche  Vet- 
änderungen  in  der  Substanz,  so  wie  Verwaltnngsmtss- 
regeln,  sind  jedoch  nach  ähnlichen  Grundsätzen,  wie  M' 
der  Verwaltung  der  Domamen,  ohne  ständische  MitwiifciDgi 
jedoch  unter  Verantwortlichkeit  der  Finanzbehörden  gegen  div 
Stände,    zulässig').     4)  Die  Erträgnisse    des  Staatsgut« 
fliessen  in  die  Staatskasse  und  sind  ausschliesslich  ftlr  StaaM^ 
zwecke  zu  verwenden*). 

n.   In  Bezug  auf  Staatsschulden^)  ist  allg^nein 
erkannt:  1)  dass  die  Verpflichtungen  des  Staates  gegen  seiii 


0  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art  180. 

«)  So  z.  B.  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  lU,  §.  1.  3.  7.  -  Würte»-' 
berg,  V.-ü.  1819,  §.  107.  —  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  |.  46.-1.1 
Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  16.  18.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  148.-| 
Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art.  181. 

>)  Vergl.  oben  §.  485,  VI.  -  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  ffl,  l^^l 
6.  7.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  107.  —  Grossh.  Hessen,  T.-ttl 
1820,  §.  9.  10.  —  K  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.18.  —  Kurhessen,  T.4! 
1831,  §.  142.  -  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  181,  §.  2  und 3.-1 
Mehrere  F&lle  führt  auf:  Schwarzburg-Soudershausen,  T.4I»' 
1857,  §.  53. 

«)  So  z.  B.  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  17.  —  Oldenburg, «^ 
V.-ü.  1852,  art  182.  183. 

>)  Vergl.  hier&ber  besonders  C.  v.  Hock,  die  öffentHcfaen  AJbff^ 
und  Schulden,  Stuttgart  1863.  ~  üeber  die  stftndischen  Rechte  in  Beni 
auf  die  Staatsschulden,  siehe  oben  §.  399.  400. 
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Gläubiger  unverletzlich  sind®),  daher  auch  2)  mitunter  die 
Staatsschulden  ausdrücklich  als  unter  die  Garantie  der 
Stände  gestellt  erklärt  wurden ^)^  und  tiberall  das  gesammte 
steuerbare  Vermögen  der  Unterthanen  fiir  die  Be- 
zahlung der  verfassungsmässig  entstandenen  Landesschulden 
haftet^).  3)  Was  als  Staatsschuld  zu  betrachten  ist,  kann 
in  Bezug  auf  neue  Anleihen  in  den  Staaten  mit  landstän- 
diflcher  Verfassung  nicht  zweifelhaft  sein,  da  hierzu  stets  die 
landständische  Zustimmung  erforderlich  ist®).  In  Bezug  auf 
Anleihen,  welche  aus  älteren  Zeiten  stammen,  -ist  darauf  Bück- 
sieht  zu  nehmen,  ob  Landstände  vorhanden  waren  oder 
nicht,  ob  nach  der  Landes-  oder  Hausverfassung  der  agna- 
tische  Gonsens  erforderlich  war  oder  nicht ^^),  oder  ob  da, 
wo  der  Landesherr  keiner  Beschränkung  durch  Landstände 
oder  Agnaten  unterlag,  das  Anlehen  ausdrücklich  für  das 
Land  oder  zur  Bestreitung  von  Landesbedürfhissen  aufge- 
nommen, oder  doch  das  Geld  wirklich  in  die  Landeskasse 
eingezahlt  worden  war  oder  nicht  ^^).     Hinsichtlich  der  ehe- 


«)  Ausdrücklich  erklären  dies  Baden,  V.-ü.  1818,  §.22.  —  K.  Sach- 
sen, V.-U.  1831,  §.  19.  -  Waldeck,  V.-U.  1852,  §.  88.  -  Es  darf 
daher  die  Begierung  selbst  mit  Zustimmung  der  Landstände  nicht  den 
Zinsfüss  der  Staatsanlehen  herunter  setzen,  ohne  den  StaatsglUubigem  die 
Heimzahlung  ihrer  Kapitalien  im  vollen  Nennwerthe  der  Staats  -  Schuld- 
briefe anzubieten,  noch  eine  andere  eine  solche  Herabsetzung  des  Zins- 
fnsses  yerdeckende  Massregel  ergreifen,  wie  die  Besteuerung  der  Coupons, 
am  wenigsten  derjenigen,  welche  sich  in  dem  Besitze  von  Ausländern  be- 
finden, da  diese  der  Begierung  unter  keinen  Umständen  steuerpflichtig 
sind.  —  Vergl.  oben  §.  434,  Vm,  C. 

')  Vergl.  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.119.  --  Reuss  j.  L.,  V.-U. 
1852,  §.  61.  —  Zu  gleichem  Zwecke  ist  die  Staatsschuldentilgungskasse  unter 
die  Verwaltung  des  ständischen  Ausschusses  gestellt:  E.  Sachsen,  V.-U. 
1831,  §.  107.  —  Siehe  auch  oben  §.  401,  VI,  Note  11. 

«)  Ausdrücklich  sagt  dies:  S.-Meiningen,  V.-U.  1829,  §.43.—  Vergl. 
Hannover,  Gesetz,  das  Finanzkapitel  betr.,  y.  24.  März  1857,  §.  28. 

•)  Siehe  oben  §.  401.  —  Vergl.  S.-Meiningen,  V.-U.  1829,  §.  43. 
44.  —  Preussen,  V.-U.  1850,  §.  103. 

*^)  Darauf  aber,  ob  die  Hausgesetze,  welche  den  agnatischen  Gon- 
sens vorschreiben,  publicirt  waren  oder  nicht,  kann  zufolge  der  hier  ein- 
schlägigen Analogie  der  Grundsätze,  die  für  Stammgüter  Überhaupt  gelten, 
nidits  ankommen.    Siehe  oben  §.  214. 

")  L.  27Dig.  de  rebus  creditis  (12,  1).  „Givitas  mutui  datione  obli- 
gari  potest,  si  ad  utilitatem  ejus  pecuniae  versae  sunt:  alioquin  ipsi  soli. 


700     §•  490.  Besondere  Bestunmiingen  in  Besng  anf  den  Sttatskaosbk 

maligeD  Reichs-  und  Kreisschulden  kann  die  Voipfliclh 
tong  der  nnnmehr  Bonverainen  Einzelstaaten ,  daf&r  nach  Ver- 
hältniss  ihres  bnndesmatriknlarmässigen  Bestandes  za  hafteBJ 
nach  allgemeinen  Omndsätzen  nicht  mit  Gnmd  bezweitit 
werden ^^).  Weigern  sich  die  Landstände,  dieFordomig 
eines  Gläubigers  an  den  Fiskus,  sie  mag  ans  einem  Anldien 
herkommen,  oder  auf  einem  anderen  Sechtstitel  beruhen,  tn- 
znerkennen,  und  bringen  sie  durch  ihre  Weigerung  die  SMt 
regierung  in  die  Lage,  die  Forderung  des  Gläubigers  niclit 
befriedigen  zu  können,  und  sieht  sich  dieser  hierduich  nr 
gerichtlichen  Klage  gegen  den  Fiskus  genöthigt,  lo 
können  die  Landstände  im  Falle  der  gerichtlichen  Verurthdhng 
des  Fiskus  zur  Zahlung  die  Bewilligung  der  hi^^u  erforder 
liehen  Mittel  nicht  verweigern  ^3). 

III.  In  Bezug  auf  die  Besteuerung  gilt  1)  allgeoiaa 
anerkannt  der  Grundsatz,  dass  kein  Unterthan  mit  Abgabea 
oder  anderen  Leistungen  beschwert  werden  soll,  wozu  er  lueU 
vermöge  der  Gesetze  oder  kraft  besonderer  Bechtstitel 
verbunden  ist**).  2)  Durchgehends  ist  die  gleiche  Pflichtigv 
keit  aller  Staatsaugehörigen  ausgesprochen,  naeh  Itfassgabe 
ihres  Vermögens  zu  den  Staatslasten  beizutragen^^).  3)  Ii 
mehreren    Verfassungsurkunden    wird    ausdrtlcklich   zugesagt' 


qui  contrazernnt,  non  dvitas,  tenebuntur."  —  Ein  Nachweis,  dass  das  Geil 
nach  KinyAhinng  in  die  Landeskasse  auch  wirklich  für  Landeezwecke  ai% 
gewendet  worden  sei,  kann  aber  dorn  Gl&ubiger  nicht  anfgebOrdet  wertet^ 
L.  82  Dig.  pro  socio  (17,  2).  Vergl.  G.  F.  E.  Kleinschrod,  üeberU 
27  Dig.  de  reb.  credit.  Heidelberg  1851.  —  Dieselben  Grundsätse  gdtei 
analog  auch  in  Bezug  auf  die  aus  der  älteren  Zeit  stammenden  Kanoi^. 
schulden. 

**)  Siehe  die  n&here  Ausfdhrung  hierüber  oben  §.  113,  Note  11. 

«)  Siehe  oben  §.  399,  IV,  V. 

««)  Ausdracklich  sagt  dies:  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  37. 

«)  Bayern,  V.-U.  1818,  TitIV,  §.3.--  Baden,  V.-U.  1818,  §.a- 
Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  21.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  IS^ 
§.30.  -  S.-Meiningen,  V.-U.  1829,  §.  10.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  lÄ 
§.  38.  —  S. -Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  74.  —  BraunBchweig,i» 
L.-0.  1832,  §.  39.  —  Hannover,  Gesetz  v.  5.  September  18i8,  §.  8.- 
Preussen,  V.-U.  1850,  §.101.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  18Ö2,  «t  Ä 
S.-Goburg-Gotha,  V.-U.  1852,  §.  58.  —  Reuss  j.  L-,  V.-ü. 
§.  83.  —  Siehe  oben  §.  295,  Note  la 
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dass  keine  neuen  Befreiungen  von  öffentlichen  Abgaben 
nnd  Lasten  bewilligt  werden  sollen  ^^).  4)  Eben  so  werden 
in  mehreren  Verfassungsorkunden  ausdrücklich  alle  früheren 
Befreiungen  von  Steuern  und  anderen  öffentlichen  Lasten 
als  aufgehoben  erklärt  i^).  Nur  wenige  Verfassnngsurkunden 
sichern  hierbei  den  bisher  Befreiten  ausdrücklich  Entschädigung 
zn^^).  5)  Mitunter  wurden  die  bisherigen  Befreiungen  der 
Kirchen  und  Geistlichen  von  Staatslasten  noch  insbe- 
sondere namentlich  aufgehoben  ^^) ;  nur  vereinzelt  ist  deren 
Fortbestand  anerkannt  ^^).  Auch  die  Steuerfreiheit  gewisser 
Besitzungen  des  Landesherrn  oder  der  Mftglieder  des  regie- 
renden Hauses  oder  der  Standesherren  ist  nur  in  wenigen  Ver- 
fassungsurkunden erwähnt  ^^).  6)  Allgemein  ist  anerkannt, 
dass  die  Staatsregierung  beftigt  ist,  nach  ihrem  Ermessen  in 
einzelnen  Fällen  Na c blas s  (Erlasse,  aber  keine  Befreiungen) 


")  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  lU,  §.  4,  Tit  IV,  §.  13.  —  Baden, 
V.-ü.  1818,  §.8.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  40.  —  Oldenburg, 
rev.  V.-U.  1852,  art  65,  §.  4.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  58. 

«')  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  IV,  §.  13.  -  Baden,  V.-ü.  1818,  §.8. 
—  Hannover,  Gesetz  vom  5.  Sept.  1848,  §.  8.  —  Oldenburg,  rev. 
V.-U.  1852,  art.  65,  §.3.  —  Der  künftigen  Gesetzgebung  behalten  die 
Aufhebung  der  Befreiungen  vor:  S.-M  ein  Ingen,  V.-U.  1829,  §.  10.  — 
K.  Sachsen,  V.-JJ.  1831,  §.  39.  -  S.-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  74.— 
Schwarzburg-Sondershausen,(aufgehob.)V.-U.1849,§.46.— Beuss 
j.L.,  V.-U.  1852,  §.28.  -  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.151.  „Die  gesetzlich 
in  Bücksicht  ihres  dermaligen  Besitzers  steuerfreien  Grundstücke  verlieren 
diese  Eigenschaft,  wenn  sie  in  Privateigenthum  übergehen  (siehe  unten 
Note  20). 

«)  Dies  thun  nur:  K  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  39.  —  S.-Alten- 
burg, V.-U.  1831,  §.  74.  —  Mit  Unterscheidungen:  Oldenburg,  rev. 
V.-U.  1852,  art  65,  §.3.  —  VergL  wegen  der  Entschftdigungsfrage  auch 
oben  §.  434,  IX. 

«)  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  IV,  §.  9  a  linea  6.  —  S.-Coburg- 
Gotha,  V.-U.  1852,  §.  58. 

«)  Dies  thut  nur:  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  149  bezüglich  der 
Kirchen,  Pfarreien,  öffentlichen  Unterrichtsanstalten  und  milder  Stiftungen. 

•»)  Hannover,  Gesetz  v.  5.  September  1848,  §.  8.  —  Kurhessen, 
V.-ü.  1831,  §.  150.  —  S.-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  74  sagt  die  Be- 
steuerung der  landesherrlichen  Kammer-  und  Schatullgüter  von  der  Zeit 
an  zu,  wo  die  Lehngüter  zu  den  bisherigen  Grundsteuern  beitragen 
werden. 
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der  Bchaldigen  Steaern,  Abgaben  ^  Spprteln,  Taxen  n.  s.  w. 
zu  bewilligen  2^). 

§.  491. 

VI.  Die  sog.  gemeine  Landesdiensthoheit  oder  das 
Hoheitsrecht  der  Landfolge*). 

I.  Die  gemeine  Landesdiensthoheit  oder  das  Recht  der 
Land  folge  besteht  in  der  Befngniss  der  Staatsgewalt,  tob 
der  Staatsbürgern  nach  Massgabe  des  BedUrfhissee  fie 
Leistung  von  gemeinen,  d.  h.  solchen  Diensten  zu  ver- 
langen y  welche  keine  wissenschaftliche  oder  gewerblidie  Vor 
bildang  voraussetzen. 

n.  Der  Form  der  Leistung  nach  unterscheidet  man  Fei- 
sonaldienste  und  Spanndienste,  d.  h.  solche,  wddit 
mit  Fuhrwerk  geleistet  werden  mfissen. 

in.  Abgesehen  von  dem  mitunter  auch  Land fo Ige  go-. 
nannten  Landesaufgebote  zur  Landesvertheidigunfv 
begreift  das  Hoheitsrecht  der  Land  folge  dasBecht,  gemeiif 
Dienste  zu  fordern:  1)  zu  Kriegszwecken^);  2) 
Zwecke  der  Landespolizei,  insbesondere  zum  Behufe 
Landessicherheit,  wie  z.  B.  zur  Verfolgung  aitspmnj 
Verbrecher  (sog.  Amts-  oder  Gerichtsfolge  oder  Nae^ 
eile),  zur  Festnehmung  oder  Vertreibung  berumstreifem 
Gesindels,  Diebs-  oder  Räuberbanden,  zur  Ausrottung 
lieber  Thiere  (sog.  Jagdfolge) ;  3)  bei  allgemeiner  Landesnot^ 
wie  z.  B.  Wassergefahr  durch  Deichbrflche.    4)  In  fifOierei 


^)  Ausdrücklich  sagen  dies:  Brannschweig,  n.  Lk-O.  1832,  §. 
„.  .  .  höchstens  fOr  die  Dauer  einer  Finansperiode.^'  —  Oldenbiirg^ 
rev,  V.-U.  1852,  art.  194.  „Die  Erlassung  rückständiger 
nahmen,  Steuern,  Abgaben,  Sportein  und  Gebühren  in  einzelne 
bleibt  dem  Ermessen  der  Staatsregierung  überlassen.''  —  Eine  Beschrift*^ 
kung  enthält  nur  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  12.  „Dem  EnnesseB 
Fürsten  bleibt  es  vorbehalten,  in  einzelnen  FäUen  rüdeständige 
(mit  Ausnahme  der  Steuern),  Sportein  und  sonstige  Gebühren  la  iP" 
lassen."    Siehe  oben  §.  481,  VI  C. 

*)  Moser,  von  der  Landeshoheit  in  Ansehung  der  Üntertfaaiieii 
sonen  und  Vermögen.  Cap.  XI.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  %.  3^  ig. 

•)  Z.  B.  Kriegsfuhren,  Schanzarbeiten  u.  s.  w. 
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Zeiten  worden  solche  Dienste  auch  allgemein  zam  Festungs- 
bane,  Weg-  nnd  Ghansseebane  gefordert^);  doch  ist  man  hier- 
von in  den  meisten  Staaten  abgekommen,  indem  die  Beschaf- 
fiing  der  Arbeit  durch  gedungene  Arbeiter  in  staatswirthschaft- 
lieber  Beziehung  für  zweckmässiger  geachtet  wird. 

IV.  Die  Leistung  der  Landfolge  ist  eine  Landeslast  in 
dem  SinnC;  als  den  Unterthanen  für  die  Leistung  der  Dienste 
keine  Entschädigung  gegeben  wird.  Sie  ist  nach  Analogie 
der  Staatssteuem  eine  gemeine  Landeslast,  in  dem  Sinne, 
als  regelmässig  keine  Befreiung  davon  statt  findet. 

V.  In  Ermangelung  eines  anderen  Massstabes  sind  diese 
Dienste  nach  dem  Massstabe  der  Besteuerung  zu  leisten.  Die 
Pflichtigen  können  sich  dabei  durch  Stellvertreter  auf  ihre 
Kosten  vertreten  lassen. 

VI.  In  der  neueren  Zeit  äussert  sich  durchgehends  das 
Bestreben,  die  Landfolgedienste  gesetzlich  festzustellen,  deren 
Leistung  auf  das  Unentbehrlichste  einzuschränken,  und  so  viel 
wie  möglich,  eine  zweckdienliche  Verdingung  an  ihre  Stelle 
treten  zu  lassen^). 

VII.  Nur  die  Verpflichtung  zu  Waffendienst  zur  Erhaltung 
der  Landessicherheit,  somit  auch  zur  Erhaltung  der 
öffentlichen  Buhe  und  zum  Oemeindeschutze,  wird 
in  mehreren  Verfassungsurkunden  besonders  hervorgehoben^). 
In  manchen  Staaten  ist  zu  diesem  Zwecke  die  Einrichtung 
einer  organisirten  Btlrgerwehr  gestattet  oder  angeordnet^). 


')  Hinsichtlich  der  Verpflichtung  der  Dienstleistung  beim  Festungsbau 
bezog  man  sich  auf  R-A.  1654,  §.  180  und  die  V^.-E.  art.  XIV,  §.  3. 

*)  Ausdrücklich  erkl&rt  sich  in  diesem  Sinne:  Kurhessen,  V.-U. 
1831,  §.  33. 

")  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  40.  „Alle  Landeseinwohner 
sind  in  dem  gesetzlichen  Verhältnisse  .  .  .  zum  Waffendienste  behuf 
des  Gemeindeschutzes  verpflichtet" 

»)  Vergl.  z.  B.  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  80.  „Die  Landesunter- 
thanen  haben  ausserdem  die  Verbindlichkeit,  zu  Aufrechthaltung  der  öffent- 
lichen Sicherheit  und  bürgerlichen  Ordnung,  nach  Anordnung  des 
Staatsoberhauptes,  innerhalb  Landes  Schutz-  und  Waffen- 
dienste zu  leisten,  sich  in  Bürgergarden  oder  Ortswachen  zu 
bilden  und  den  von  ihnen  selbst  gewählten  oder  gegebenen  Vor- 
gesetzten pünktlichen  Gehorsam,  so  wie  der  ersten  Aufforderung  der  Obrig- 
keit, Polizei  oder  des  Ortsvorstandes  zur  Waffenhülfe  unweigerlich  Folge 
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§.  492. 

Vn.    Die  Müitärhoheit. 

1)    Begriff.     Geschichtliches. 

L  Unter  Milit'ärhoheit  oder  Bewaffnnngsreekt 
(Jt/9  armorum)  versteht  man  die  Befiigniss  des  SouTerm 
1)  von  den  Unterthanen  Kriegsdienste,  insbesondere itek 
der  jetzigen  Kriegsverfassnng  sowohl  im  stehenden  Heeie 
als  in  der  Landwehr,  oder  auch  im  allgemeinen  Landes* 
anfgebote  (Landsturm,  Heeresfolge)  zu  Terlsoga, tt 
wie  auch  2)  alle  für  die  Vertheidigung  des  Landes  und  A 
Rechte  und  Interessen  des  Staates  im  Verhältnisse  zu  anders 
Staaten  erforderlichen  kriegerischen  Einrichtungen  zu  tielai^ 
Als  Inhaber  der  Militärgewalt  heisst  der  Souverain  Kriegshef^ 

U.  Zur  Reichszeit  unterschied  man  die  Reichsmilittt' 
gewalt  und  die  Landesmilitärgewalt 

III.  Das  Reich  hatte   in  Friedenszeiten   kein 
Kriegsheer  ^).    In  Eriegszeiten  wurde  die  Reichsarmee 
Gontingente  der  Reichsstände  gebildet,  welche  unter  sieh 
den  Reichskreisen  zusammengestellt  wurden.    Die  GrOsse 
Gontingente    der   Reichsstände    war    zuerst    durch    di< 
(Wormser)  Matrikel  von  1521,  wie  die  Geldbeiträge, 
worden.    Nachher  legte  man  den  Reichsschluss  von  1681 
Grunde,  wonach  das  Reich  in  Kriegszeiten   eine  Armee 
40,000  Mann    aufstellen    sollte.     Später  wurde   im 
Falle  durch  Reichsschlflsse  bestimmt,  ob  das  Drei-  oder 
fache  an  Mannschaft  gestellt  werden  sollte.    Dem  Kaiser 
das  Recht  zu,  den  Oberbefehl  Aber  das  Reichsheer  sdbsl 


zu  leisten."  —  Die  meisten  Staaten  haben  seit  dem  Jahre  18ld  I 
Gesetze  über  Bargerwehren  erlassen.     Die  allein  zweckmässise  usä 
währte  Einrichtung   dieser  Art  ist  die  der  bayerischen  sog.  Lt 
wehr,  und  diese  beruht  auf  einer  Nachbildung  der  firanzösisckea  C 
ncttionale. 

0  Hierher  gehört  das  Recht,  Festungen  und  Waffi»iptiUxe  i^\ 
legen  u.  s.  w.  | 

*)  Yergl.  tlber  die  Beichskriegsyerfassung  meine  Rechts -ßesdodli 
3.  Auüage  1858,  Thl.  U,  §.  74.  —  Leist,  Staatsrecht  (2.  Auflage)  ^Ü| 
u.  f.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  355  u.  f. 
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fthren.     Wenn  er  ihn  nicht  ttbemahm,  so  wurde  der  Ober- 
befehlshaber durch  einen  Reichsschlnss  ernannt. 

IV.  Hinsichtlich  der  Landesmilitärgewalt  war  es  als  ein 
Secht  des  Landesherrn  anerkannt,  eigentliches  Militär  zu 
halten,  welches  Recht   weder  Apanagirte,  noch  Unterthanen 
sich  anmassen  durften^).    Man  unterschied  reguläres  Mili- 
tär oder  eigentliche  Soldaten,  Landmiliz  oder  Landsoldaten, 
und  Landesaufgebot  oder  Landsturm  (Heeresfolge,  sequela, 
armandid).    Das  reguläre  Militär  zerfiel  in  das  Reichs-  und 
Kreiscontingent  und  in  Haus-  oder  Landestruppen, 
anter  welchen  Letzteren  man  jene  Truppen  verstand,  welche 
ein   Landesherr  ttber  den  Betrag  seines  Reichs-    und  Ereis- 
Gontingentes  zur  Landesvertheidigung  hielt.    Unter  regulären 
Soldaten  verstand  man  diejenigen,  welche  von  dem  Landes- 
herm  gegen  einen  bestunmten  Unterhalt,  theils  in  Geld  (Sold, 
Gage,  Traktament,   Löhnung)  theils  in  Naturalien  (Quartier, 
Proviant,  Gommisbrod),  zu  beständigen  Kriegsdiensten  ange- 
nommen und   in   ein  Verzeichniss,   Musterrolle,    eingetragen 
wurden.    Die  gemeinen  Soldaten  und  Unterofficiere  erhielten 
ihre  Ausrüstung  (Montur,  Armatur,  Pferde)  vom  Landesherm. 
Die  Of&ciere  hatten  dieselbe  von  ihren  Gagen  zu  beschaffen. 
Das  reguläre  Militär  hatte  einen  besonderen  Gerichtsstand,  der 
sich  nicht  blos  auf  militärische  Verbrechen  und  Dienstvergehen, 
sondern  auch  auf  gemeine  Verbrechen,  Vergehen  und  Givil- 
sachen  erstreckte.    Die  Gerichtsbarkeit  wurde  theils  von  den 
Regimentern,  theils  von  besonderen  Militärjnstizcollegien,  theils 
von  Standgerichten  und  Kriegsgerichten  ausgeübt    Das  regu- 
läre Militär  wurde  entweder  durch  Werbung  (durch  einen 
Werbecontract,  contractus  militaris),  theils  durch  Aushebung 
(Conscription)  aufgebracht.  Kein  Landesherr  war  schuldig, 
einem  anderen  eine  Werbung  in  seinem  Lande  zu  gestatten. 
Auswärtigen  Mächten  durfte  überdies  ein  Landesherr  die  Wer- 
bung nur  gestatten,  wenn  sie  auch  beträchtliche  Reichsländer 
besassen;  ausserdem   war   die  Einwilligung  des   Reichstages 


')  VergL  überhaupt:  Moser,  von  der  Landeshoheit  in  Militärsachen. 
Frankf.  nnd  Leipzig  1773. 

ZOpfl,  Staütareeht.  6.  Anfl.  n.  45 
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dazu  erforderlich^).  Eine  Aasbebang  war  nur  gcstattel,  n 
das  Reichs-  oder  Kreiscontingent  und  die  BesaAzongen  fli  die 
nöthigen  Landesfestongeii  aufzubriDgen^),  sofeme  nicht  Landesr 
vertrage  oder  Observanz  dem  Landesherm  in  dieser  BezidiiDg 
ein  grösseres  Recht  einräumten.  Kein  Landesheir  war  bered- 
tigt, seine  Unterthanen  zum  Kriegsdienste  zn  zwingen,  m&  se 
an  einen  anderen  Kriegsherrn  zn  vermiethen.  Den  Coi- 
scribirten  war  gestattet,  einen  diensttauglichen  SteDvertRier 
zu  stellen. 


§.  493. 
2)   Die  Kriegsverfassung  des  deutschen  Bundes. 
a)  Das  Bundesheer  überhaupt 

I.  Der  deutsche  Bund  hat  kein  in  Friedenszeitmi  sfindipi  | 
Bundesheer.  In  Kriegszeiten  wird  das  Bundesheer  am  0»j 
tingenten  der  einzelnen  Bundesstaaten  gebildet,  welche  joA: 
der  im  §.  483  erwähnten  Matrikel  vom  26.  Januar  1860  Aj 
stellen  sindO- 

U.  Das  Bundesheer  besteht  aus  zehn  Armeekorps; 
von  diesen  stellt  Oesterreich  allein  drei  (1.11.111.);  Preus* 
sen  ebenfalls  drei  (IV.V.  VI.);  Bayern  eines  0^1).  Du 
sieben  Armeekorps  heissen  daher  ungemischte, 
ttbrigen  drei  Armeekorps  sind  aus  den  Gontingenten 
Bundesstaaten  zusammengesetzte,  sog.  combinirte 
korps.  Das  achte  Armeekorps  bilden  Wfirtemberg,  Bsdei 
und  Grossherzogthum  Hessen;  das  Neunte  K.  Saehseii 


«)  Wahlkap.  art.  IV,  §.  14.  „Wollen  wir  in  der  reichsriterikhl 
Absidit,  damit  das  Reich  der  dienstfähigen  Mannschaft  nidit  entbl6et  veA 
für  die  Zukunft  keinesweges  gestatten,  dass  ohne  unsere  und  dff  fi^ 
fürsten  und  Stände  förmliche  Bewilligung  jenen  M&chten,  die  nickt 
selbst  ansehnliche  Reichslande  besitzen,  eine  Werbang^ 
Reiche  zugelassen  oder  nachgesehen  werde." 

<0  Reichsdeputationshauptschluss  vom  25.  Februar  1803,  §.  27. 

0  Siehe  über  diese  Matrikel  und  deren  Beibehaltong  unten  f  A 
Note  1. 
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Kttrhessen^  Luxemburg^)  und  Nassau^);  das  Zehnte 
Hannover,  Holstein,  Brannschweig,  beide  Mecklen- 
burg^), Oldenburg,  Lübeck,  Bremen  und  Hamburg. 

UI.  Die  übrigen  kleinen,  ursprünglich  in  das  achte,  neunte 
und  zehnte  Armeekorps  eingetheilten  Staaten  sind  gegen  die 
Uebemahme  der  Verpflichtung  zur  Stellung  einer  grösseren 
Anzahl  von  Infanterie  von  der  Stellung  von  Cavallerie  und 
Artillerie  befreit  worden.  Ihre  hiemach  nur  aus  Infanterie  be- 
stehenden Contingente  sind  durch  B.-B.  vom  9.  December  1830 
von  den  drei  gemischten  Armeekorps  ausgeschieden  und  in 
eine  zur  Verstärkung  der  Eriegsgamisonen  in  den  Bundes- 
festungen bestimmte  Reserve-Infanteriedivision  vereinigt 
worden*).  Die  Beibehaltung  dieser  Reserve -Infanteriedivision 
und  die  Fortdauer  ihrer  Befreiung  von  Stellung  der  Special- 
waffen wurde  durch  Bundesbeschluss  vom  27.  April  1861, 
Sitz.  XIV,  Protok.  §.  118,  Ziffer  6  neuerdings  bestätigt»). 

IV.  Es  sind  von  diesen  kleinen  Staaten  mehrfach  besondere 
Einrichtungen  bezüglich  der  Formation  ihrer  Contingente  mit 
Bewilligung  der  Bundesversammlung  getroffen,  auch  mehrfach 
Verträge  darüber  unter  sich  oder  mit  grösseren  Staaten  auf 
gewisse  Zeit  und  auf  Kündigung  geschlossen  worden,  welche 


')  üeber  die  Formation  des  Gontingents  von  Luxemburg,  siehe  B.-B. 
▼.  26.  Februar  1857,  Sitz.  VÜI,  §.  107  (siehe  unten  §.  508,  II).  —  Vergl. 
die  luxemburgische  Verordnung  über  das  bei  eintretender  MobU- 
machung  des  luxemburgischen  Gontingents  für  Herbeischaffung  der  vacanten 
GayaUerie-,  Artillerie-  und  Armeefuhrwerkspferde  zu  beobachtende  Yer- 
fiBLhien,  d.  d.  Haag,  7.  Juli  1843,  als  BeUage  zu  §.  32  der  3.  Sitz,  der  B.-Y. 
▼om  18.  Januar  1844. 

')  Ueber  den  Brigadeverband  von  Limburg  und  Nassau,  siehe 
Protok.  der  B.-V.  vom  22.  Febr.  1855,  Sitzung  VI,  §.  71  und  Protok.  vom 
29.  Mftrz  1855,  Sitzung  XI,  §.134,  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Gonföd. 
Germ.  3.  Aufl.  Thl.  H  (1859),  S.  633.  635. 

*)  Ueber  die  Organisation  des  Mecklenburg-Strelitz' sehen  Gon- 
tingents, siehe  den  B.-B.  vom  25.  Febr.  1858,  Sitz.  Vm,  §.  97,  bei  G.  v. 
Meyer,  L  c.  Thl.  II,  8.  678. 

s)  B.-B.  vom  9.  Dec  1830  nebst  darauf  bezüglichem  B.-B.  v.  14.  Dec. 
1830;  B.-B.  v.  17.  Februar,  3.  März,  25.  April  und  11.  August  1831,  siehe 
bei  G.  V.Meyer,  Gorp.  Jur.  GonfÖd.  Genn.  3.  Aufl.  Thl. II,  S.  222 flg.,  232, 
284  flg.  —  Vergl.  Revidirte  Instruktion  der  zur  Reserve-Infanterie-Division 
gehörigen  Contingente  v.  28.  April  1836;  ebendas.  S.  329. 

•)  Bei  G.  V.  Meyer,  1.  c.  m  (1862),  S.  30. 
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iheils  bei  der  Bandesyersamflilaikg  zur  Anzeige  gekommcB 
und  von  ihr  gebilligt '^),  theils  aber  bisher  ignoriit  woiden 
sind,  obflchon  Letztere  mitunter  solche  Verftigangen  Aber  dai 
landesfllrstliche  Recht  der  Militärhoheit,  beziehongsweise  derea 
Abtretnng  an  einen  grösseren  Staat,  enthalten,  dass  Bedenka 
entstehen  könnten,  ob  derartige  Verträge  mit  der  bnndesgnni- 
gesetzlichen  Voraassetzong  der  aktiven  Bandesmitgliedsek^ 
der  Innehabang  der  vollen  Souverainetät  über  ein  deatBekee 
Bandesland,  in  Einklang  stehen^). 


§.  494. 
b)  Uebersicht  der  bundesgesetzlichen  Bestimmnngen 
über  das  MiKtärwesen. 

Das  Militärwesen  des  Bandes  ist  im  Allgemeinen  ioA 
folgende  Gesetze  geordnet:  1)  dnrch  den  Bnndesbeschloss  ?ob 
9.  April  1821,  sog.  Entwarf  der  Kriegsverfassang  des  dei*^ 


^  Yergl.  aber  die  Organisation  des  Gontingentes  von  Schaumbaif^ 
Lippe  und  Lippe,  den  B.-B.  v.  7.  April  1859,  Sitz.  XI,  §.  118,  bäft 
V.  Meyer,  1.  c.  Thl.m  (1862),  S.  3  und  B.-B.  v.  laFebr.  1860,  Siti.^ 
§.  56,  eben  das.  S.  11;  —  über  die  Formation  des  Gontingeatea  von  A^ 
balt-Bernburg,  B.-B.  vom  8.  März  1862,  Sitz.  X,  §.  85,  ebend« 
S.  272;  —  über  die  Organisation  des  Gontingentes  der  freien  Stadt  Ynw, 
fürt,  B.-B.  vom  9.  September  1858,  S.  XXYUI,  §.  372,  ebendas.  TU.i| 
(1859),  S.  685,  und  B.-B.  vom  17.  M&rz  1859,  Sitz.  YIÜ,  §.  88,  ebenda« 
Tbl.  m  (1862),  S.  8;  —  über  die  Formation  des  Gontingentes  der  finM| 
Stadt  Lübeck,  B.-B.  vom  31.  März  1859,  Sitz.  X,  §.  111,  ebendtit 
Tbl.  m  (1862),  S.  3.  —  In  diesem  Jahre  (1863)  bat  Dänemark  (« 
Holstein  und  Lauenburg)  den  Vertrag  gekündigt,  nach  weldiem  es  ftrü 
zweite  Division  des  X.  Armeekorps  (bis  zum  1.  Juni  1864)  10  St&tk  B^ 
lagerungsgeschütz  und  einen  Brückentram  von  200  Fuss  im  Frieden  van^ 
geldlich  zu  steUen  übernommen  hatte.  Dagegen  steht  der  Abechloss  dafl 
neuen  Vereinbarung  unter  den  betreffenden  Staaten  auf  einer  etwas  ler* 
änderten  Grundlage  nahe  bevor  (Frankf.  Po  st- Zeitung  1863,  Nr.209^ 

^)  Vergl.  die  Militär  -  Gonvention  zwischen  S.-Goburg-6o  tha  üt 
Preussen  vom  1.  Juni  1861;  abgedruckt  in  der  deutschen  Vlexi^sifcilr 
Schrift  1862,  Heft  2,  S.  171  nebst  Betrachtungen  hierüber  von  W.  Streibsl 
ebendas.  S.  157  flg.  —  Aehnliche  Militär -Gonvention^  mit  Preussea 
werden  als  abgeschlossen  oder  beabsichtigt  mit  Wal  deck,  Weinar, 
S.-Altenburg,  Lippe  und  Reuss  j.  L.  erwähnt 
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sehen  Bundes ,  in  24  Artikeln 0;  2)  durch  die  sog.  Grund- 
Züge  der  Kriegsverfassung  des  deutsehen  Bundes ,  bestehend 
in  zehn  Abschnitten,  zusammen  97  §§.  enthaltend,  wovon  die 
fünf  ersten  Abschnitte  am  12.  April  1821,  die  fünf  letzten 
durch  Beschluss  vom  11.  Juni  1822  zu  Stande  gekommen 
sind^);  3)  den  Bundesbeschluss  vom  13.  September  1832  als 
authentische  Auslegung  der  §§.  31  und  32  der  Grund- 
zfige  der  Eriegsverfassung  des  deutschen  Bundes').  4)  Nun- 
mehr sind  durch  Bundesbeschluss  vom  4.  Januar  1855,  Sitz.  1, 
Protok.  §.  6  an  die  Stelle  der  fünf  ersten  Abschnitte  der 
Grnndzüge  der  Eriegsverfassung  neue  Bestimmungen  unter 
der  Bezeichnung  als  „NähereBestimmungen  derEriegs- 
Terfassung  des  deutschen  Bundes"  gesetzt  worden^), 
onter  Vorbehalt  der  Entscheidung  über  die  §§.  15.  18.  19 
und  22,  mit  dem  Beiftigen,  dass  bis  zur  Entscheidung  darüber, 
ob  die  Befreiung  von  der  Stellung  der  Reiterei  aufge- 
hoben wird,  diejenigen  Staaten,  welche  dermalen  Reiterei 
aufgestellt  haben,  dieselbe  beizuhalten  haben,  so  vne 
selbstredend  hinsichtlich  derjenigen  Punkte,  welche  Gegenstand 
der  einstweilen  zurückgestellten  vier  Paragraphen 
sind,  die  bisherigen  bundesgesetzlichen  Bestimmungen  bis  zu 
anderweiter  bundesgesetzlicher  Regelung  in  Eraft  bleiben. 
5)  Durch  Bundesbeschluss  vom  15.  November  1855  ist  be- 
reits auch  über  den  ausgesetzten  §.  22  eine  Vereinigung  er- 
folgt 5). 


*)  Bei  O.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföd.  Germ.  3.  Auflage  Thl.  n 
(1859),  8.  133. 

*)  Ebendas.  U,  S.  136. 

s)  Ebendas.  U,  S.  254. 

«)  Ebendas.  H,  S.  622. 

*)  Ebendas.  n,  S.  64t 
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§.  495. 
c)   Die    revidirten  fünf  ersten  Abschnitte  der  Krieg»- 
Verfassung  oder  die  näheren  Bestimmungen  der  Eri^- 
verfassung  des  deutschen  Bundes,  nach  dem  Bundes- 
beschlusse  v.  4.  Januar  1855  und  dem  Bundesbeschlnsse 

vom  15.  JN^ovember  1855. 
a)   I.  Abschnitt.     Stärke  des  Bundesheeres  und  allge- 
meine Bestimmungen. 

,,(§.  1.    Kriegsmacht,    Gontingente).     Die  Kiii^ 
macht  des  Bandes  ist  aus  den  Contingenten  aller  Bind» 
Staaten  zusammengesetzt.    Jedes  dieser  Bondescontingeote  be- 
steht ans  dem  Haupt-,   dem  Reserve-  und  dem  Ersati- 
Contingente.      Die    beiden    ersteren   sind    bestunmt,  tkj 
Bestandtheile  des  Bundesheeres  in  das  Feld  zu  rücken  od 
die  Bundesfestnngen  zu  besetzen;  das  letztere  bleibt  zur  Kl^ 
düng  des  dem  Heere  nachzusendenden  Ersatzes  im  eigeM! 
Staate  zurück.   Diese  Contingente  werden  nach  der  im  Buoditt'i 
bescblnsse  vom  14.  April  1842  festgesetzten  Matrikel,  weUi 
in  der  Anlage  unter  Ziffer  1  beigefligt  ist^),  berechnet  oi 
betragen  für  jeden  Bundesstaat  an  streitbarer  Mannschaft  m 
Hauptcontingente  ein  und  ein  Sechstel  {Vk),  im  Be&er?eow 
tingente  ein  Drittel  (Vs);   im  Ersatzcontingente   em  SecfaM 
(Ve)  Procent  der  MatrikeP).    (§.  2.  Aufgebot  und  Ersat^tl 


*)  Die  Beifügung  der  Anlagen  ist  in  dem  B.-B.  Yom  4.  JaBoar  181 
noch  vorbehalten.  Jetzt  gilt  die  im  §.  483,  V  ...  nnd  §.  493,  I  enrite* 
Matrikel  vom  26.  Januar  1860  (bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jar.  Corfi 
Geim.  Thl.  HI  (1862),  S.  10  (hier  unten  als  Anhang  C);  veigL  B.-B.  i« 
27.  April  1861,  Nr.  1  (bei  G.  v.  Meyer,  1.  c.  DI,  S.  29). 

«)  Durch  B.-B.  v.  27.  April  1861,  Sitz.  XTV,  Protok.  §.  118,  Stol' 
bis  5  (bei  G.  v.  Meyer,  L  c.  lU  (1862),  S.  29.  30)  wurde  dieser  f  1  *t 
revidirten  Abschnitte  der  Eriegsverfassung  folgendennasaen  abgeäs^crtl  | 
(2)  „dass  die  Unterscheidung  von  Hanpt-  nnd  ReserTee««*  i 
tingent  wegfallen,  und  diese  beiden  Contingente  fortan  oatff  ^ 
Benennung  Hauptcontingent  zusammengefasst  und  dem  £ rsa tscom*  < 
tingente  gegenüber  gestellt  werden  soUen;"  (3)  „dass  das  aos  der  Vi^  | 
einigung  des  bisherigen  Haupt-  und  Reservecontingents  gebildete  H«nF** ; 
conti  ngent  1'/«  Procent  der  Matrikel  betragen  solle;**  (4)  „dass  Ai 


§.  4^  Stftrke  des  Bundesheereä  und  allgemeine  Bestimmnngen.    711 

Das  Bimdesheer  muss  in  der  Stärke,  in  welcher  dasselbe  vom 
Bunde  aufgeboten  wird,  in  allen  seinen  Theilen  vollständig 
gestellt  und  vollzählig  erhalten  werden.  Damit  aber  bei 
grösseren  Verlusten  einzelner  Bundescontingente  unverhältniss- 
massige  Leistungen  vermieden  werden,  soll  der  Ersatz  an 
Mannschaft  für  das  Heer  in  einem  Eriegsjahre  ein  halbes 
Prooent  der  Matrikel  nicht  übersteigen.  (§.  3.  Grössere 
Anstrengungen).  Grössere  Anstrengungen  müssen 
durch  besondere  Bundesbeschlüsse  bestimmt  werden.  Sind 
solche  grössere  Anstrengungen  ausnahmsweise  auf  Ersuchen 
des  Bundes  von  einzelnen  Bundesstaaten  geleistet  worden,  so 
sind  die  dadurch  veranlassten  Kosten  alsbald  nach  der  Matrikel 
auszugleichen.  (§.  4.  Streitbare  und  nicht  streitbare 
Mannschaft).  In  der  Zahl  der  §.  1  erwähnten  Contingente 
ist  nur  die  streitbare  Mannschaft  aller  Waffengattungen 
begriffen.  Zur  streitbaren  Mannschaft  werden  gerechnet:  die 
OfBciere,  Unterofficiere,  Gemeine,  Spiel-  und  Zinmierleute,  dann 
die  Artilleriefuhrwesens -Soldaten,  so  weit  sie  nach  §.  10  hin- 
zugezählt werden  dürfen,  —  femer  von  Musikern  höchstens 
acht  bei  jedem  Bataillon,  insofeme  sie  auch  als  wirkliche 
Spielleute  (Signalisten)  verwendet  werden  können.  Dagegen 
sind  über  die  als  Contingente  festgesetzten  Zahlen  zu  stellen: 
aUe  Beamte  und  Mannschaften,  welche  dem  Heere  als  Geist- 
lichkeit,  als  Gerichtspersonal,  femer  ftir  das  Armeefuhrwesen, 
f&r  die  Verpflegung  mit  Einschluss  der  Bäckerei,  so  wie  ftlr 
das  Sanitäts-  und  Lazarethwesen  zugetheilt  werden,  desgleichen 
diejenigen  Schreiber,  Of&cierdiener  und  Handwerker,  welche 
nach  den  Dienstvorschriften  des  betreffenden  Bundescontingentes 


Ersatzcontingent  von  Ve  ftuf  Vs  Procent  der  Matrikel  zu  erhöhen  sei*'; 
(5)  „dass  die  Bestimmang  im  §.  1  der  revidirten  Abschnitte  der  Eriegs- 
▼erfassnng,  wonach  das  Ersatzcontingent  zur  Bildmig  des  dem  Heere 
nachzusendenden  Ersatzes  im  eigenen  Staate  zurück  bleibt,  unverändert 
beizubehalten  sei/*  —  In  der  4.  Sitz,  vom  23.  Januar  1862,  $.  36  wurde 
beschlossen,  die  vorbemeldete Erhöhung  der  Ersatzcontingente  auf 
*'3  Procent  der  Matrikel  unverzüglich  auszuführen,  ohne  die  Voll- 
endung der  Revision  der  Bundeskriegsverfassung  abzuwarten,  bei  G.  v. 
Meyer,  1.  c.  Thl.  m,  S.  260;  den  hierauf  bezüglichen  Ausschuss- Antrag 
im  ProtokoU  der  1.  Sitzung  vom  4.  Januar  1862,  §.  9,  siehe  ebendas. 
Thl.  m,  8.  2&8. 
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nicht  in  Reih'  und  Glied  einzutreten  bestimmt  sind.  (§.  5. 
Reservecontingente).  Die  Resenrecontingente  müssen 
den  Haaptcontingenten  ganz  gleich  organisirt  und  bereit  ge- 
halten werden.  (§.  6.  Landwehr,  Landsturm,  Bürger- 
wehr).  Es  bleibt  den  Bundesstaaten  überlassen,  zur  Bildung 
ihrer Bundescontingente  auch  Landwehr  zu  verwenden,  doeh 
muss  dieselbe  gleich  den  Linientruppen  gettbt,  ansgerflstet, 
schlagfertig  und  mit  in  der  Linie  gebildeten  OfBderen  besetct 
sein  (vergl.  §.  24).  Als  Grundsatz  wird  hierbei  angenommen, 
dass  kein  Bundescontingent  zum  grösseren  Theile  aus  Land- 
wehr bestehen  könne.  Der  Landsturm,  die  Bfirgerwehr, 
Miliz  und  ähnliche  Volksbewaffnungen  gehören  nicht  in  du 
geregelte  System  des  Krieges,  sondern  sind  zu  den  Anstalten 
zu  zählen,  welche  im  Augenblicke  der  Gefahr  ihre  Bestimmung 
erhalten,  und  dem  eigenen  Ermessen  der  einzelnen  Bundes- 
staaten ttberiassen  bleiben.^' 


§.  496. 

ß)  n.  Abschnitt  der  revidirten  Grundzüge  der  Kriegs- 
verfassung.    Verhältniss  der  WaflPengattungen  und 

Chargen. 

„(§.7.  Reiterei).  Das  numerische  Verhähniss  der  Rei- 
terei des  Bundesheeres  wird  auf  ein  Achtel  der  Gresammtzshl 
eines  jeden  Contingentes  angenommen  (vergl.  §§.  18  und  23). 
Wenigstens  zwei  vom  Hundert  dieser  Reiterei  wird  als  Feld- 
gen s  dar  merie  (§.  97)  gestellt  und  in  jener  eingerechnet 
(§.8.  Feldartillerie).  Für  die  Feldartillerie  wird  das 
Verhältniss  dergestalt  festgesetzt,  dass  zwei  und  ein  halb 
Stttck  Geschütz  für  jedes  Tausend  Mann  des  Haupt-  und  Be- 
servecontingentes  als  Minimum  gerechnet  werden.  Die  Feld- 
artillerie jedes  Bundes -Armeekorps  soll  in  der  Regel  bestehen 
aus  einem  Viertbeile  Haubitzen,  einem  Viertheile  ZwöUpfflod- 
nem,  zwei  Viertheilen  SechspfÜndnem ;  ein  FünftheU  der 
Gesammtzahl  soll  reitende  Artillerie  oder  Reitereigeschfltz  sein 
(vergl.  §§.  18  und  23).  Die  Stellung  schwererer  Feldgeschfltie 
als  ZwölfpfUndner,  oder  einer  grösseren  Anzahl  der  letzteren 
und  der  Haubitzen,  so  wie  der  reitenden  Artillerie  wird  der 
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CoDvenienz  der  betreffenden  Staaten  überlassen,  nnd  in  diesem 
Falle  von  der  Zahl  der  leichten  Fnss-  (fahrenden)  Geschütze 
abgerechnet  Ebenso  bleibt  es  den  einzelnen  Staaten  ttber- 
lassen,  ausser  der  festgesetzten  Geschützzahl  noch  Baketen- 
Batterien  zu  stellen  (vergl.  §.  10).  (§.  9.  Belagerungs- 
park). Ausser  den  Feldgeschützen  wird  ein  Belagerangs- 
park  für  das  gesammte  Bandesheer;  welcher  aus  100  schweren 
Kanonen,  30  Belagerangshaabitzen  und  70  Mörsern  bestehen 
soll,  nach  den  unter  Ziffer  2  bis  4  beiliegenden  Uebersichten 
gestellt,  und  im  Falle  eines  Krieges  nach  den  Bestimmungen 
des  Oberfeldherm  auf  einem  oder  mehreren  Punkten  vereinigt 
In  den  gemischten  Armeekorps  ist  die  conventionsmässig  über- 
nommene Leistung  der  einzelnen  Glieder  derselben  ftlr  den 
Belagerungspark  (vergl.  §.  19)  in  den  erwähnten  Ausweisen 
aufgeführt.  (§.  10.  Artilleriemannschaft).  Für  die 
Bedienung  der  Feldgeschütze  werden  im  Durchschnitte 
auf  jedes  Stück  30  Mann  an  Stäben,  Bedienungsmannschaft 
und  Fahrern  der  Geschütze  so  wie  der  Munitionswagen  der 
Batterien  gerechnet  Was  über  diese  Zahl  für  die  Munitions- 
colonnen  nnd  für  das  sonstige  Artillerieftihrwesen  an  Mann- 
schaften nöthig  ist,  wird  ohne  Einrechnung  in  die  Contingente 
durchschnittlich  mit  10  bis  15  Mann  auf  jedes  Geschütz  ge- 
stellt, —  Baketeure  aber,  wo  diese  nach  §.  8  erforderlich 
smd,  können  als  Streitbare  angerechnet  werden.  Die  zur  Be- 
dienung des  Belagerungsparkes  gehörende  Artillerie- 
maunschaft,  so  wie  die  zu  den  Besatzungen  der  Bundes- 
festungen  erforderliche  wird  ausser  der  Mannschaft  der 
Feldartillerie  von  denjenigen  Bundesstaaten  als  Streitbare  ge- 
stellt (vergl.  §.  13),  welche  diese  Geschütze  des  Belagerungs- 
parkes oder  die  Besatzungen  der  Bundesfestungen  geben,  und 
zwar  beziehungsweise  nach  den  (den  §§.  9  und  44)  unter 
Ziffer  4  nnd  11  beiliegenden  Tabellen.  (§.  11.  Brücken- 
train).  Ein  jedes  Armeekorps  ohne  Unterschied,  ob  gemischt 
oder  ungemischt  (§.  15),  stellt  einen  Brückentrain  für  eine 
Flnssbreite  von  400  Fuss  und  ausserdem  für  die  Avantgarde 
eme  vollständige  Birago'sche  Brückenequipage  von  150 
bis  200  Fuss  Länge  (vergl.  §.  19).  (§.  12.  Pionniere,  Ge- 
nietruppen). Für  Pionniere  und  Pontoniere  wird  das 
Verhältniss  des  einhundertsten  Theiles  der  Armee  festgesetzt 
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AuBser  diesem  bandertsten  Theile  der  Annee  werden  die  uä 
Anlage  Ziffer  4  zam  Belagerangsparke  gehörenden  Sappenre 
and  Mineare   von   denjenigen   Bandesstaaten  gestdlt,  In 
welchen  sich  diese  Trappen  bereits  im  Frieden  orgaoisirtl» 
finden,    imgleichen    die   nach  Anlage   Ziffer  11    zn  da  Be* 
satznngen  der  Bandesfestangen   erforderlichen  Fiomiiere  ud 
Genietrappen  von  den   diese  Besatznngen   gebenden  BiiDde§> 
Staaten.    (§.  13.   Infanterie  and  Jäger).    Das  namezisek 
Verhältniss  der  Infanterie  ergibt  sich   von  selbst,  wenn  die 
Reiterei,  die  Bedienang  der  Feldgeschütze,  der  etwa  gestditci 
Raketen   and   des   Belagerangsparkes,   <Ue   FestongsaitiDeik^ 
so  wie  die  Pionniere  and  Genietrappen  von  der  Gesamfititf 
des   ganzen  Heeres  abgezogen  werden.     Ungefähr  der  ft# 
zehnte Theil  der  Infanterie  soll  aas  Jägern,  Büchse&sdMt 
oder  mit  gezogeaen  Gewehren  bewaffneten  ScharfischlltieD  W 
stehen.    (§.  14.   Zahlenverhältniss  der  Chargen,  d«t 
Aerzte  etc.    zar   streitbaren   Mannschaft).     Bd  d« 
Trappen  soU  das  Zahlenverhältniss  der  Chargen 
streitbaren  Mannschaft   im  Haapt-   and  Reserre-  so  wie  j| 
Ersatzcontingente  —  nach  Massgabe  der  verschiedenen 
sationen  —  als  Minimnm  betragen   1  Officier  «af  45 
50  Streitbare  bei  der  Infanterie,  30  bis  35  Streitbare  bei 
anderen    Waffengattnngen;    1    Unterofficier   aaf  12 
15  Streitbare  bei  der  Infanterie,   10  bis  12  Streitbare  bei 
anderen  Waffengattnngen;  1  Spielmann  aaf  45  bis  60 
bare  bei  der  Infanterie,  Pionnieren  and  Genietrappen,  40 
50  Streitbare  bei  der  Reiterei  and  Artillerie.    Die  höhe 
Stäbe   bis  einschliesslich  der  Brigadestäbe,  die  höhten 
tillerie-  and  Geniestäbe  (das  Ingenienrcorps)  and  der 
Stab  (vergl.  Rnbr.  5,  6  and  7  der  Standestibersicbt, 
Ziffer  5)  sind  in  dem   nach  vorstehenden  Ansätzen  siek 
gebenden  Bedarfs  nicht  eingeschlossen.    Imgleichen  sind 
den  Unterofficieren  die  Bombardiere,  die  Rottmdsiff 
Gefreite,  and  von  den  Spielleaten  (Signalisten  and 'ßPB»' 
petem)  sämmtliche  Masiker  bei  obigen  Feststellongen 
schlössen.     An   geprüften   Militärärzten    soll    miBdeMi' 
gestellt  werden:  fttr  die  Trappen  ein  Arzt  aaf  300  StreitiMl% 
fttr  stehende  and  ambalante  Feldlazarethe   ein  Arzt  ip 
30  Kranke,   d.  h.  aaf  300  bis  360  Mum  des  Haupt-  wä 
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BeBervecontiDgeiiteB.  Das  nach  dem  Bedarfe  zu  stellende 
höhere  ärztliche  Personal  ist  in  dieser  Zahl  mit  begriffen.  Fttr 
alle  Waffengattungen  sind  nach  Bedarf  der  Truppenabtheilungen 
die  nöthigen  geprüften  Thierärzte,  Eurschmiede,  Büchsen- 
schmiede,  Sattler  und  sonstigen  Handwerker  zu  stellen.^' 

§.  497. 
y)  in.  Abschnitt  der  revidirten  Grundzüge  der  Kriegs- 
verfassung.    Eintheilung  des  Bundesheeres. 

„(§.  15.  Armeekorps  und  üebersicht).  Ausge- 
setzt^). —  (§.  16.  B  es  tan  dt  heile).  Mindestens  soll  enthalten 
1  Division  2  Brigaden,  1  Brigade  2  Regimenter  oder  4  Ba- 
taillone, 1  Infanterieregiment  2  Bataillone,  1  Reiterregiment 
4  Schwadronen.  Der  Regel  nach  muss  stark  sein- 1  Bataillon 
mindestens  800,  höchstens  120Ö  Streitbare,  1  Infanteriecom- 
pagnie  mindestens  120,  höchstens  250  Streitbare,  1  Schwadron 
mindestens  120,  höchstens  130  Streitbare,  1  Batterie  mindestens 
6,  höchstens  8  Geschütze.  (§:  17.  Minima  in  den  Waffen- 
gattungen). Hinsichtlich  der  einzelnen  Waffengattungen 
beträgt  das  Minimum  im  Haupt-  und  Reservecontingente  zu- 
sammen bei  der  Reiterei  1  Division  von  300  Pferden,  bei  der 
Artillerie  1  Batterie  von  6  Geschützen.  Die  Bundescontingente, 
welche  in  der  Infanterie  die  Stärke  eines  Bataillons  nicht  er- 
reichen, sind  zu  combinirten  Bataillonen  zu  vereinigen.  Letz- 
tere müssen  ganz  gleich  organisirt,  bewaffnet  und  geübt  sein. 
Wo  die  Vereinigung  zu  combinirten  Bataillonen  nicht  ausführbar 
ist,  muss  die  selbstständige  Organisation  der  Infanterie  den 
vorerwähnten  Normen  desjenigen  Truppenverbandes  entsprechen, 
welchem  sie  zugetheilt  ist.  Die  in  §.  13  vorgeschriebenen 
Scharfschützen  werden  entweder  in  besondere  AbtheÜungen 


*)  Bis  zur  Vereinbamng  über  diesen  §.  15  besteht  statt  dessen  nocli 
fort:  Grandzüge  der  Kriegsverfassung  v.  12.  April  1821,  Absclinitt  in, 
$.  23.  „Das  Bundesheer  besteht  (nach  Beihige  Ziffer  9)  aus  sieben  un- 
gemischten und  drei  combinirten  Armeekorps,  welche  ohne 
weitere  Benennung  nach  Nummern  bezeichnet  werden,  und  deren  jedes  in 
Abtheilnngen  von  Divisionen,  Brigaden,  Regimentern,  Bataillons,  Gompag- 
nien,  Schwadronen  und  Batterien  zerfUlt" 
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formirt  oder  den  Bataillonen  zogetheilt  (§.  18.  Vertretang 
in  den  Specialwaffen).  Ansgesetzt  (§.  19.  Asseige 
von  Vereinbarungen  nnd  Veränderungen).  Äusge- 
setzt^).  (§.  20.  Commandostellen).  1)  Das  anfgesteDte 
Kriegsheer  des  Bundes  wird  von  einem  O b  er  feldherrn  be- 
fehligt (§.  45  etc.).  2)  Jede  Ärmeeabtheilung,  wdcbedi 
Theil  des  Bundesheeres  nach  §.  35  aufgestellt  wird;  soirie 
jedes  Armeekorps  erhält  einen  Commandanten  (yergL  ^ tf 
und  67  etc.).  Das  Gommando  der  übrigen  taktischen  KOiper 
muss  in  der  Regel  yon  folgenden  Dienstgraden  geMit 
werden:  3)  der  Division  von  einem  Generallieutenant)  mo- 
destens  von  einem  Generalmajor,  4)  der  Brigade  TondBOi 
Greneralmajor,  mindestens  von  einem  Oberst^i,  5)  ieth* 
fanterieregimentes  von  einem  Obersten,  mindestenBnn 
einem  Oberstlieutenant,  des  Reiterregimentes  oder  tu 
sechs  Batterien  von  einem  Obersten,  mindestens  von  eioci 
Major,  6)  des  Infanteriebataillons,  der  ReiterdiTisioil 
oder  von  zwei  Batterien  von  einem  Major,  höchstens  v«f 
einem  Oberstlieutenant,  7)  der  Compagnie,  Schwadrel 
oder  Batterie  von  einem  Hauptmann  (Rittmeister).  MZ» 
sammenstossen  verschiedener  Abtheilungen  entscheidet  Aber  di 
Ftihmng  des  Commandos  der  Functionsgrad,  welcher  jaA 
obiger  Nummemfolge  bekleidet  wird.  Zwischen  OfBdercai  li 
gleichem  Functionsgrade  entscheidet  der  Diens^rad.  Sil 
Functions-  und  Dienstgrad  gleich,  dann  entscheidet  das  Datt 
des  Patentes,  und  sollte  zufällig  auch  dieses  gleich  sem, 
Reihenfolge  der  Matrikel  (siehe  §.  1).'' 


')  Bis  die  Vereinbarang  über  den  Inhalt  des  §.  18  and  19 
bleibt  es  bei  der  Bestimmung  der  Grandzüge  ▼.  12.  April  1821,  §•) 
„Die  Theilliaber  an  den  combinirten  Korps  und  DiTisionen  wentea  i 
unter  einander  vereinigen,  wie  sie  die  gesetzlichen  Abtheflnngen  so  P 
und  die  verschiedenen  Waffengattungen   nach  dem   angenommeneo 
hältnisse  unter  sich  zu  yertheilen  f&r  gut  finden,  und  dkse  üe 
.  .  .  der  Bundesyersammlung  anzeigen.    Da  wo  sie  sich  nidit ' 
könnten,  wird  die  Bundesyersammlung  vermittelnd  einwirken  und  vSAJ(^  \ 
Ms  entscheiden.'' 
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§.  498. 

d)  IV.  Abschnitt  der  revidirten  Grundzüge  der  Kriegs- 
verfassung.    ßereithaJtung  im  Frieden. 

,,(§-  21.  UmfaBg  der  Bereithaltung  im  Frieden). 
Die  Heeresmacht  des  Bnndes  mnss  sich  stets  in  einem  Zu- 
stande befinden y  welcher  geeignet  ist,  allen  Wechselfäilen  zu 
genügen,  ond  im  eintretenden  Falle  den  Uebergang  aas  der 
Friedens-  in  die  Kriegsbereitschaft  mit  der  erforderlichen  Be- 
schleunignng  zu  bewirken.  Die  Friedensbereitschaft  muss 
daher  die  Mittel  gewähren,  in  möglichst  knrzer  Zeit,  erforder- 
hehenfalls  gleichzeitig  das  Haupt-  nnd  Reservecontingent 
in  allen  Waffengattungen  marsch-  und  schlagfertig  ftlr  das 
Feld  und  ftlr  die  Besatzung  der  Bundesfestungen  aufzusteUen, 
80  wie  die  Ersatztruppen  zu  formiren.  Die  zur  Erreichung 
dieses  Zweckes  ftlr  die  Friedensbereitschaft  der  drei  Gontin- 
gente  nachstehend  ertheilten  Bestimmungen  sind  nur  als 
Minima  der  Bundesforderungen  zu  betrachten,  unbeschadet 
desjenigen,  was  über  diese  Gontingente  und  deren  Friedens- 
bereitschaft hinaus  ftir  die  bestehenden  Landes-  und  sonstigen 
Verhältnisse  der  betreffenden  einzelnen  Bundesstaaten  noch 
weiter  geboten,  und  dieserhalb  von  deren  Regierungen  zur 
Tollständigen  Sicherung  der  Bereitschaft,  so  wie  zur  Erhaltung 
der  inneren  Ordnung  und  zur  Besetzung  der  Landes- 
festungen aufgestellt  wird.  (§.  22.  Dienstverpflich- 
tttng  und  Gesammtpräsenz,  nach  der  durch  Bundesbe- 
schluss  vom  15.  November  1855,  28.  Sitzung,  Protok.  §.  311 
erhaltenen  Fassung^).  1)  Die  Dienstverpflichtung  eines 
in  die  Bundescontingente  einzurechnenden  Mannes  beträgt 
mindestens  sechs  Jahre;  2)  die  Gesammtpräsenz  bei  der 
Infanterie  2V2  wenigstens  2  Jahre,  bei  der  Reiterei  372  wenig- 
stens 3  Jahre,  bei  der  Fuss-  und  Festungsartillerie  272  we- 


*)  Bei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföd.  Germ.  3.  Auflage  Thl.  ü, 
S.  641.  —  Anwendang  dieses  Bundesbeschlusses  auf  das  Contingent  der 
fr.  Stadt  Frankfurt,  B.-B.  v.  12.  März  1857,  Sitz.  10,  §.  128,  ebendas. 
8.  675;  auf  das  Contingent  der  fi*.  Stadt  Bremen,  B.-B.  v.  29.  Oct.  1857, 
SiU.  26,  §.  318,  ebendas.  S.  675. 
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nigstens  2  Jahre ,  bei  der  reitenden  Artillerie  3^/^  wcaugstev 
3  Jahre;  bei  den  Pionnieren  and  Genietrappen  2^2  wemgat» 
2  Jahre.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  f[ber  die  Kenstfo- 
pflichtnng  und  Präsenzzeit  sind  nicht  darchschnitUich,  sonden 
flir  jeden  einzelnen  Mann  einzuhalten.  Die  Berechnang  der 
Präsenzzeit  desselben  beginnt  mit  seiner  Einstellang  bei  den 
Trappentheile,  wenn  gleich  dieRekrnten  der  Infanterie  iL  s.w. 
nach  §.  24  anter  I.  and  §.  29  nicht  zum  PriLsenzstaad  ge- 
rechnet werden  dürfen.  3)  Aasnahmen  von  Torstehenda  Be* 
Stimmungen  auf  Grund  besonderer  Verhältnisse  sind  der  M 
Scheidung  der  Bundesversammlung  vorbehalten.'^  (§.  H  i 
Bereithaltung  der  Mannschaft  und  der  Pferde).  Dtt 
Haupt-  und  Reservecontingent  des  Bundesheeres  ml 
auch  im  Frieden  bis  auf  die  in  §.  26  gestatteten  Vacanio  k 
ausgebildeter,  felddienstf&higer  Mannschaft  und  geeignM 
Pferden  vollständig  erhalten  werden.  FOr  die  Ersatztrappeff 
müssen  im  Friedensetat  jedes  Bundescontingents  die  Mi 
vorhanden  sein,  um  die  Mannschaft  unverzüglich  mit 
Gadres  an  OfQcieren,  Unterofficieren  und  Spielleuten  vi 
zu  können,  ohne  die  §.  14  festgestellten  Verhältnisse  Ar 
Haupt-  und  Reservecontingent  zu  beeinträchtigen.  Es  dl 
diese  Chargen,  jedoch  höchstens  bis  zur  halben  Zahl 
Bedarfs,  aus  auf  Wartegeld  Stehenden  oder  Halbinvaliden 
stehen.  An  Gemeinen  müssen  bei  erster  Formation  der 
satztruppen  mindestens  jeder  Abtheilung  der  Infanterie 
dritte  Theil,  jeder  Abtheilung  der  anderen  Waffen  die 
ihrer  Stärke  in  ausgebildeter  Mannschaft  überwiesen 
können,  und  sind  diese  daher  stets  evident  zu  erhalten.  (§. 
Präsenzstand).  Zur  Ersparung  des  Soldes  und  der 
pflegung  kann  zwar  im  Frieden,  so  weit  es  die  Lan^ 
richtungen  unbeschadet  des  Zweckes  gestatten,  eine 
laubung  oder  Vacanthaltung  (vei^l.  §§.  25  und  26) 
der  nachstehend  festgesetzte  TheQ  der  Mannschaft  imd 
Pferde  muss  jedoch  bei  den  Fahnen  und  im  Dienste 
werden,  in  so  weit  sich  nicht  schon  ein  höherer  Präsei 
durch  die  Bestimmungen  des  §.  22  ergibt  I.  Für  Havf^ 
und  Reservecontingent  —  es  mag  eine  Formation 
oder  ohne  Landwehr  bestehen  (vergL  §.  6)  —  sind  zueami»«^ 
gerechnet  im  Frieden  mindestens  präsent  zu  halten:  1)  ker 
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allen  Waffengattungen:  ftinf  Sechstel  (Ve)  der  Offici^e, 
2)  bei  der  Infanterie:  drei  Viertel  (^/O  der  Unterofficiere 
imd  Spiellente,  ein  Sechstel  (V«)  der  Oemeinen,  3)  bei  der 
Reiterei:  a)  dreiviertel  (^/O  bis  vier  Fünftel  (Vs)  der  Unter- 
officiere,  Trompeter  und  Oemeinen  nebst  Pferden^  wo  nach 
§.  26  bezüglich  ein  Viertel  (V4)  oder  ein  Fünftel  (Vs)  der 
Pferde  vacant  gehalten  wird,  b)  zwei  Drittel  (Vs)  der  Unter- 
officiere, Trompeter  und  Gemeinen  nebst  Pferden,  wo  Land- 
wehr-Reiterei besteht,  c)  ein  Drittel  (V3)  derselben,  wo  eine 
Benrlanbnng  mit  Pferden  nnd  mit  Sold  stattfindet,  4)  bei  der 
Fnssartillerie:  drei  Viertel  (^4)  der  Unterofficiere  und 
Spiellente,  ein  Drittel  {\k)  der  Gemeinen  and  Reitpferde, 
5)  bei  der  reitenden  Artillerie:  wie  unter  3  bei  der 
Reiterei,  nnd  6)  bei  der  Festnngsartillerie:  die  Unter- 
officiere und  Spielleute,  wie  unter  4  bei  der  Fussartillerie,  die 
Gemeinen,  wie  unter  2  bei  der  Infanterie,  7)  bei  den 
Pionnieren  und  Genietruppen:  wie  unter  4  bei  der 
Fnssartillerie  angegeben  ist  Rekruten  dürfen  bei  der  In- 
fanterie, der  Fussartillerie,  den  Pionnieren  und  Genietruppen 
in  den  sechs  Monaten  ihrer  Ausbildung  (vergl.  §.  29)  nicht  in 
die  vorerwähnten  Präsenzstände  eingerechnet  werden.^  Bei  der 
Artillerie  muss  ausserdem  die  Fahrmannschaft,  welche  zu 
der  im  Frieden  beizubehaltenden  Bespannung  für  drei  Achtel 
sftmmtlicher  Geschütze  und  ersten  Munitionswagen  gehört,  in 
80  weit  diese  Mannschaft  nicht  schon  in  den  oben  unter  4 
nnd  6  festgestellten  Präsenzständen  enthalten  ist,  stets  im 
Dienste  sein.  Die  Vertheilung  erwähnter  präsent  zu  halten- 
den Pferde  auf  einige  oder .  auf  sämmtlicbe  Batterien  bleibt 
ttberlassen.  Die  Präsenzstärke  während  der  Uebungen  ist  in 
§.  30  angeordnet 

II.  Für  die  Ersatztruppen  sind  die  Mittel  (vergl. 
§.  28)  zur  Stellung  mindestens  der  Hälfte  der  nach  §.  14  er- 
forderlichen Offidere,  Unterofficiere  und  Spielleute  präsent  zu 
halten,  —  ingleichen  eine  angemessene*  Anzahl  von  Pferden 
in  denjenigen  Bundesstaaten,  in  welchen  die  Erlangung  des 
Pferdebedarfes  Schwierigkeiten  bietet. 

ni.  Von  Nicht  streitbaren  ist  wenigstens  der  dritte 
Theil  sämmtlicher  nach  §.  14  erforderlichen  Aerzte  präsent  zu 
balten,  die  sonstigen  Nichtstreitbaren  in  dem  Masse,  als  es 
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der  Oesondheitsdiensty  das  GerichtsweBen,  die  YerwiUrag  wai 
das  FahrweBen,  insbesondere  bei  der  Artillerie  nach  §.  10  er 
fordert.     (§.  25.   Benrlanbnng).    Als  benrlaabt  mllMa 
diejenigen  Mannschaften,  sowohl  streitbare  wie  niehtstreiättiey 
ungleichen   alle   Pferde  nachgewiesen   werden,    welche  im 
Haupt-  und  Reservecontingent  nach  seiner  den  Bondei* 
fordemngen  entsprechenden  Kriegsformation  ausser  den  MmI» 
gehaltenen   (§.  24)   und  den  in  §.  26   gestatteten  Ysetnei 
enthalten  soll.    Auch  für  die  Ersatztrappen  sind  die{.tt 
geforderten  Mannschaften  zn  berechnen.    Die  Bearhuiboog  tef 
bei  keinem  Manne  frtther  eintreten,  bevor  er  die  §.  22  folg» 
stellte  Zeit  der  nnonterbrochenen  Präsenz  beendigt  hat  91 
darf  in  den  verschiedenen  Waffengattungen  nur  m  der  Alt 
stattfinden,  dass  die  kleinsten  taktischen  Körper  (Compagu^ 
Schwadronen,   Batterien)    wenigstens    als    Stämme 
bleiben.    (§.26.  Yakanthaltung).  Eine  daurande  Takii 
haltung  ist  im  Haupt-  und  Reservecontingente  a)  bd  Ol 
cier-  und  Unterofficier-Stellen  nur  in  so  wdt  imd 
m  den  nach  §.  24  nicht  präsent  zu  haltenden  zolissig, 
die  Mittel  genttgend  nachgewiesen  werden,  diese  Stdka 
dem  Eintritte  der  Mobilmachung  sofort  angemessen  n 
setzen.    Sie  darf  sich  aber  in  der  Gesammtzahl  höehstesB  i 
den  zwölften  Theil  (Vis)  derOfißdere,  und  zwar  in  den 
sten  SteOen,  und  auf  den  sechsten  Theil  (^  e)  der  UnteroSeÜ 
erstrecken,    b)  Bei  Spielleuten  und  Gemeinen  ist 
solche   dauernde  Yakanthaltung  nicht   zulässig.     Es 
dagegen  an  Qemeinen  resp.  Unterof&cieren  so  viele  mdir 
gewiesen  werden,  als  die  etwaige  Vakanz  an  Unteiofiieiei 
oder  Of&cieren  beträgt    c)  Bei  den  Nichtstreitbaren  ^ 
der  dritte  Theil  der  Aerzte,  welche  nach  §.  14  im 
erforderlich  sind,  vakant  gehalten  werden,  in  so  fem  in 
Weise,  wie  unter  a  erwähnt,  der  Gesammtbedarf  sicher 
ist    Die  anderweiten  Mchtstreitbaren  sind,  so  weit  i 
nicht  unter  den  PriLsenten  oder  Beurlaubten    bereite 
nach  dem  Kriegsbedarf  zu  ennittehi  und  in  Listen  zn  ÜM 
Bei  den  Pferden  darf  im  Frieden  nur  vukant  gehallen  wflrfl 
ein  Fttnftel  (V&)  bi«  ein  Viertel  (VO  der  Reitpferde  i 
Reiterei  und  reitenden  Artillerie,    insofeme  eine  Landvii 
Einrichtung  oder  Beurlaubung  der  Dienstpferde  nicht  Mtbi 
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zwei  Drittel  (Vs)  der  Reitpferde  der  Fnssartillerie^  fünf  Achtel 
(Vs)  der  Zugpferde  der  Geschütze  und  ersten  Munitions- 
wageuy  femer  die  ganze  Bespannung  ftlr  die  den  Batterien 
nicht  unmittelbar  angehörenden  Munitionswagen,  so  wie  aller 
anderen  Fuhrwerke  des  Contingents.  Es  sind  aber  die  Landes- 
emrichtungen  der  Art  zu  treffen,  dass  im  Falle  der  Mobil- 
machung des  Heeres  (Abschnitt  Y)  die  sämmtlichen  vakant 
gehaltenen  Pferde  rechtzeitig  eingestellt  werden  können.  Hierzu 
wd  eine  genaue  und  fortlaufende  Gontrole  der  in  jedem 
Landestheile  vorhandenen  Pferde  und  ihrer  Beschaffenheit 
nöthig.  (§.27.  Kriegsmaterial).  Für  den  completen  Stand 
des  Haupt-  und  Beservecontingents ,  so  wie  für  die  Ersatz- 
mannschaft muss  auch  im  Frieden  das  erforderliche  Kriegs- 
material stets  in  gehöriger  Anzahl  und  Eigenschaft  vor- 
handen sein.  Es  betrifft  dieses  die  Waffen,  die  Munition,  die 
Bekleidung,  Equipirung  und  Feldgeräthe  jeder  Art,  die  ge- 
sammte  Pferdeausrüstung  und  Beschirrung  für  die  Beiterei, 
Artillerie  und  die  Trains,  so  wie  die  nötUgen  Fuhrwerke  ftlr 
dieselben  (§.  43).  Insbesondere  muss  bei  den  Fusstruppen 
eine  doppelte  Garnitur  Stiefel  (Schuhe)  bereit  gehalten  werden. 
In  den  Zeughäusern  müssen  ausserdem  die  erforderlichen  Vor - 
räthe  liegen,  um  jeden  Abgang  schnell  ersetzen  zu  können. 
Dahin  gehören,  ftir  die  Haupt-  und  Beservecontingente  be- 
rechnet, als  Minimum  1)  an  Geschützen,  Munitionswagen 
and  sonstigen  Fahrzeugen  ein  Drittel  (Va)  der  Batterien  als 
Feldreserve,  2)  an  Infanterie- Gewehren  und  Jägerbüchsen 
eine  vollständige  zweite  Garnitur,  von  welcher  zunächst  der 
erste  Ersatzmann  bewafihet  werden  kann,  3)  an  Garabinem^ 
Pistolen  und  blanken  Waffen  die  Hälfte  des  zur  Bewafihung 
firforderlichen.  Den  Bedarf  zur  ersten  Ausrüstung  für  die 
Feldgeschütze  und  Feuergewehre  zeigt  Anlage  Ziffer  6.  Für  die 
Mannschaft  als  Taschenmunition,  ftir  die  Batterien  und 
bespannten  Munitionscolonnen  sind  hiervon  bestimmt  fttr 
jeden  Infanteristen  150  Schuss,  ftir  jeden  Beiter  60  Schuss, 
für  jede  6 pftinder- Kanone  260  Schuss,  ftir  jede  12pftlnder- 
Kanone  225  Schuss,  ftlr  jede  Haubitze  175  Schuss.  Eine 
Beservechargirung  von  gleicher  Höhe,  ftlr  die  Depots  be- 
stimmt, muss  mindestens  zur  Hälfte  fertig,  zur  Hälflie  im 
Material  verftigbar  sein  (vergl.  §.  40).     Der  Munitionsbedarf 
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ftlr  den  Belagernn^spark  ist  atis  Tabelle  2  eraiebflich  und 
im  Material  vorräthig  zn  halten.   DieAnnei,  VertMUidreqnisilen 
und  Hospitalbedttrfhisse  sind,   auf  den  zehnten. bis  zwSUksk 
Theil  der  Stärke  des  Hanpt-  nnd  Reservecontingentes  bereebnet^ 
stets  vorräthig  zu  halten  oder  müssen,  was  die  Arznei  betrifll, 
durch  Contrakte  sicher  gestellt  sein.    (§.  28.  Call b er).    In 
Hinsicht  der  Bewaffhang,  des  Calibers  der  Qewefare  ^nd  Qe- 
schütze  soll  in  jedem  Armeekorps  eine  solche  Uebereinstim- 
mnng  stattfinden,  dass  die  Munition  der  Artillerie  nnd  vorzOg- 
lich  jene  der  Fenergewehre  gegenseitig  gebrancht  werden  kann. 
Im  Falle  der  NenansehafiFiing  von  Geschützen   ftlr  den  Be- 
lagemngspark  haben  sich  die  drei  gemischten  Armeekorps  in 
Rücksicht  des  Calibers  an  Oesterreich,  Prenssen  oder  Bayern 
anznschliessen.     (§.  29.   Erste  Ausbildung,   Felddienit 
nnd  Schiessübnngen).    Ein  Zeitraum  von  sechs  Monaten 
ist  als  das  Minimum  anzusehen,   welches  zur  Ausbildung 
eines   eingeübten  Soldaten   angenommen  worden   muss.     Bis 
zum  Ablaufe  dieses  Zeitraumes  ist  er  als  Rekrut  zu  betrachten. 
(Hinsichtlich    der  Präsenzberechnung  desselben   vergl.    §.  82 
und  24).    Nächstdem  bilden  die  Felddienst-  und  Schieaa- 
Übungen  einen Uebungszweig,  der  während  der  ferneren  idf 
unterbrochenen  Präsenz  vorzugsweise  in  Ausführung  zu  bringen 
ist    Für  die  Schiessübungen   wird  als  Norm  festgeaetsC» 
dass  jährlich  bei  den  Jägern  und  Scharfschützen  jeder 
Subaltemoffioier,  Unterof&cier  und  Gemeine  90,  bei  d^  In* 
fanterie  jeder  Mann  wenigstens   80  scharfe  Patronen    ver- 
schiesst.     Kein  Mann  darf  beurlaubt  werden,  bevor  dersdbe 
die  zweite  Schiessübung  abgehalten  hat    Die  ArtiUerie  blH 
alljährlich  Uebungen  im  Scharfschiessen,  und  zwar  naeh  Maas- 
gabe ihrer  Bestimmung  aus  Feld-,  Belag^ungs-  und  Festnngs- 
Geschützen  ab,  wobei  sämmtliche  fiir  die  verschiedenen  Ge- 
schütze bestimmten   Geschossarten   zur  Anwendung   kommen 
müssen.    Diesen    Uebungen   ist   eine  solche  Ausdehnung   zu 
geben,   dass  jeder  Mann  in  der  Bedienung   des  GesehtttKS 
mit  scharfer  Munition  die  fbr  den  Krieg  erforderiiehe  Fertig- 
keit erlangen  kann.    Die  ftlr  die  Ergänzung  der  Trainaol- 
daten, insbesondere  der  Fahrer  ausgehobene  Mannaehaft  ist 
entsprechenden    ersten  Einübungen    zu  unterwerfen.     (§.  30. 
Grössere  Uebungen).    In  so  fem  der  in  §.24  fes^eselile 
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Prisenzstaiid  nidit  sehon  eine  höhere  Uebnngssttt^e  bedingt, 
und  eine  längere  Daner  der  Uebnngen  gestattet,  sind  in  jedem 
BuLdesstaate  die  yerschiedenen  Waffengattungen  alle  Jahre 
wenigstens  in  der  halben  Kriegsstärke  des  Haupt-  und  Be- 
Sttryeeontingents  mindestens  vier  Wochen  hindurch  im  Dienste 
ond  im  Gebrauche  der  Waffen  zu  üben,  jedoch  ohne  bei  der 
Artillerie  den  PrSsenzstand  der  Pferde  erhöhen  zu  mttssen. 
Ea  sind  Vorkehrungen  zu  treffen,  dass  jeder  einzelne  taktische 
KUrper,  insbesondere  jedes  combinirte  Bataillon  jährlich  ver- 
einigt, und  mindestens  alle  zwei  Jahre  abwechselnd  Antheil 
an  Uebnngen  von  Brigaden  oder  Divisionen  nehme,  und  dass 
jedes  Armeekorps  sich  wenigstens  alle  sechs  Jahre  zu  gemein- 
schaftlichen Uebnngen  vereinige.  (§.  31.  Anderweite  Bil- 
dungsmittel). Um  den  kleineren  Bundescontingenten  die 
Mittel  zu  erleichtem,  ihren  Ersatz  an  militärisch  gehörig  vor- 
gebildeten OfBderen  zu  sichern,  ist  durch  Uebereinkttnfte  den 
Officieraspuranten  und  OfBcieren  der  Zutritt  zu  den  Militär- 
Bildungsanstalten  und  Prüfungen  der  grösseren  Bundes- 
staaten zu  eröfinen.  Zur  Oewinnung  tüchtiger  UnterofGeiere 
müssen  nicht  nur  überall  Bataillons-  (Beglments)  Schulen 
bestehen,  sondern  es  empfiehlt  sich,  dass  auch  durch  Zulagen 
an  liängerdienende  (Gapitulanten)  und  da,  wo  Stellver- 
tretung stattfindet,  durch  vorzugsweise  Berücksichtigung  ge- 
dienter Leute  obiger  wichtige  Zweck  gefördert  werde.  (§.  82. 
Reglements).  Auf  eine  möglichste  Uebereinstimmung  der 
Hauptgmndlagen  des  militärischen  Dienstes  ist  in  dem  ganzen 
Bundesheere  hinzuarbeiten.  Insbesondere  sollen  in  Hinsicht 
der  Waffenübungen  und  der  Dienstreglements  wenig- 
stens in  der  Hauptsache  bei  jedem  Armeekorps  gleiche  Grund- 
sätze beobachtet  werden.  (§.  33.  Standesübersichten). 
Spätestens  am  1.  Februar  jedes  Jahres  wurd  der  Bundesver- 
sammlung von  jedem  Bundesstaate  eine  nach  beiliegendem 
Schema,  Ziffer  7,  angefertigte  Standesübersicht  des  Bundes- 
contingents  vorgelegt  Aus  diesen  emzehien  Standesüber- 
sichten  wird  alsdann  eme  Qeneralübersicht  des  Bundes- 
heeres  zusammengestellt.  (§.34.  Musterung).  Die  Gontingente 
der  einzehien  Bundesstaaten  sollen  mindestens  alle  fünf  Jahre 
einer  durch  die  Bundesversammlung  angeordneten  Musterung 
unterworfen  werden.   Die  Instruction  für  die  zur  Musterung 

46* 


724     §•  499.    Mobilmaehiing  und  Besaizong;  der  ßand^festongen. 

abgeordneten  Generale  ist  in  der  Anlage  ZiffiM-  8  cDtluKeii^ 
Dieser  generellen  Instraction  sind  nöthigenfalls  ftr  einzdie 
Zwecke  specielle  Znsätze  beizaftigen.  In  besonderen  fUkt 
behält  sich  die  Bundesversammlong  auch  ausser  den  tsä- 
jährigen  Musterungen  in  kurzer  Frist  zu  bestimmende  neie 
Inspieirungen  einzelner  Bundescontingente  yor.  Diejen^ 
Bundesglieder  ^  welche  zusamnien  einen  gemischten  Tnppo- 
theil  bilden,  haben  sich  unter  einander  ttber  eine  hlntpr 
wiederkehrende  Musterung  mindestens  in  der  Division  m  ve 
einigen  (§.  19)." 

§.  499. 

«)  V.  Abschnitt  der  revidirten  GrundzUge  der  Kriegt 
Verfassung.   Mobilmachung  und  Besatzung  d^  BnndfS* 

festungen.  \ 

,,(§.35.   Umfang  der  Mobilmachung)^.    Der  Bai 
wird  beschliessen,  ob  von  jedem  Bundesstaate  nur  ein  Theäb 


*)  Siehe  die  Instraction  für  die  mit  der  Musterung  der  Gouti^ 
gente  des  Bundesheeres  beauftragten  Generale,  als  6.  Beilage  zur  16. 
S.  219  T.  6.  Mai  1858,  bei  G.  t.  Meyer,  Corp.  Jur.  Con£  Germ.  3. 
Tbl.  n  (1859),  S.  680. 

*)  Die  reridirten  Gnmdzttge  der  Eriegsverfiftssang  untendicideD 
wenig  als  die  älteren,  Mobilmachung  und  Eriegsbereitscka 
welches  letztere  Wort  sich  nur  ein  einziges  Mal,  in  dem  §.  21  der 
dirten  Grundzüge  und  zwar  ganz  in  gleicher  Bedeutung  mit  Mol 
findet  In  dem  Bundesbeschlusse  vom  8.  Februar  1855  war  aber  dne  - 
der  Mobilmachung  unterschiedene  Eriegsbereitscbaft  iR 
schlössen  worden.  Der  unterschied  big  darin ,  dass  der  B.-B.  t.  &  fM 
1855  keinen  Oberfeldherrn  desBundes  ernannte,  was  bei  eige&M|| 
Mobilmachung  unerlasslich  ist;  und  dass  die  marsch-  und  schhi&rtU 
Aufstellung  der  Truppen  nach  ergehendem  Aufrufe  des  Bundes  in  deÄ 
gewöhnlichen  Standquartieren  gesichert  sein  sollte,  wogegeaW 
eigentlicher  Mobilmachung  nach  §.  36  der  re?idirten  Gmndzüge  die  wt0S0\ 
und  schlagfertige  Au&teUung  der  Truppen  spätestens  vier  Wochen  a<^ 
erlassener  Aufforderung  des  Bundes  zur  Yeiftigung  des  OberfeldhcnaMi 
den  für  jedes  Armeekorps  in  seinem  Bezirke  im  Voraas  zu  bC^j 
stimmenden  Sammelplätzen  erfolgt  sein  muss.  Nach  den  Vuliw  | 
lungen  am  Bundestage  scheint  aber  bei  Abfeissung  des  BundesbeediMi 
vom  8.  Februar  1855  weniger  die  Ersdiafiung  einer  neuen  bleibeoJft 
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oder  das  Ganze  des  Hanptcontingentes,  oder  ob  erforder- 
liehenfalls  auch  das  fieservecontingent  zu  stellen  sei,  so 
wie  auch  ob  nur  einzelne  Bnndescontingente  zur  Erfüllung 
bestimmter  Bundeszwecke  aufgestellt  werden  sollen.  (§.  36. 
Zeiterforderniss  für  die  Mobilmachung).  Spätestens 
vier  Wochen  nach  der  vom  Bunde  erfolgten  Aufforderung 
müssen  die  Gontingente  der  einzelnen  Bundesstaaten  in  der 
nach  §.  35  aufgebotenen  Stärke  YoUständig  marsch-  und 
schlagfertig  zur  Yerfllgung  des  Oberfeldherm  auf  den  für  jedes 
Armeekorps  in  seinem  Bezirke  im  Voraus  zu  bestimmenden 
Sammelplätzen  aufgestellt  sein.  Gleichzeitig  werden  die  Er- 
satzabtheilungen  (§.  39)  gebildet.  Am  vierzehnten  Tage 
nach  dem  Eingange  des  Bundesbeschlusses  bei  den  betreffen- 
den Regierungen  mtissen  die  zur  Eriegsbe Satzung  der 
Bundes festungen  bestimmten  Truppen  (§.  44)  zum  Ab- 
rttcken  bereit  sein.  (§.  37.  Stäbe  und  Truppen).  Der 
Oberfeldherr  und  der  Generallieutenant  des  Bundes 
werden  nach  §§.  45  und  51  von  der  Bundesversammlung  ge- 
wählt. Dasselbe  findet  mit  dem  Oberbefehlshaber  statt, 
wenn  nur  ein  Theil  des  Bundesheeres  aufgeboten  wird.  Die 
Corpscommandanten  der  zusammengesetzten  Armeekorps 
werden  nach  §.  68  ernannt,  und  die  Stäbe  des  Hauptquar- 
tieres,  so  wie  der  Armeekorps  nach  §§.  81  und  74  gebildet. 
Die  Eintheilung  des  Bundesheeres  ist  in  §.  15  angegeben. 
Dem  Oberfeldherm  werden  Standesübersichten  und  Otdru  de 
hataXUe  der  verschiedenen  Armeekorps  übergeben,  in  welchen 
letzteren  auf  die  Bildung  einer  starken  Reiter-  und  Geschütz- 
reserve Rücksicht  genommen  wird.  In  dem  besonderen  Falle, 
wenn  ausnahmsweise  ein  Truppenkorps  aus  Bestandtheilen 
eines  oder  mehrerer  Armeekorps  des  Bundesheeres  oder  aus 
einzelnen  Bundescontingenten  zusammengesetzt  werden  soll, 
wird  durch  Bundesbeschluss  auch  die  Eintheilung  dieses  Corps 
näher  vorgeschrieben  werden.  Bei  Aufstellung  des  Bundes- 
heeres wbd  vom  Oberfeldherm  für  alle  Bnndescontingente  ein 


Einrichtung,  als  vielmehr  nnr  das  in  Absicht  genommen  worden  zu 
sein,  zwischen  dem  Andrängen  Oesterreichs  anf  Mobilmachung  und  der 
Weigerung  Preussens  einen  vermittelnden  Weg  im  einzelnen  Falle  ein« 
cnsdüagen. 
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gemeiiMchaftlieheB  ErkenniuigBzdchen  vorgeBchriebeiL   (§9. 
Abgang).     Der   bei  jedem  aufgestellten  Bundescontbgale 
sidi  ergebende  Abgang  an  Mannschaft ,  Pferden  and  lUerid 
wird   monatlich    durch  den  Commandanten   des  Armcduspi 
mittelst  einer  nach  Anlage  Ziffer  9  anfznstellenden  Listete 
betreffenden  Begiemng  behnfs  Veranlassung  der  Nachscoip; 
des  Ersatzes  mitgetheflt    Ein  Duplicat  dieser  Liste  wiiita 
Oberfeldherm  zur  E^uitnissnahme  ttbersehickt,  und  durch  bb* 
teren  auch  der  Bundesyersammlung  die  erforderliche  AiiM|( 
gemacht    Unter  dem  Abgange  an  Mannschaft  werden«' 
standen   1)  alle  Todten,  Gefangenen  und  Deserteure,  ^ 
nach  Eintritt  des  FaUeJs,  2)  alle  Vermissten,  nach  dnemU 
räume  von  vier  Wochen,  3)  alle  im  Hospitale  b^mdlidieoTa^ 
wundeten  und  Kranken,  welche  nach  drei  M<maten  ihüt 
dienstuntauglich  anerkannt  werden,  4)  alle  übrigeo  Term 
deten   und  Kranken  nur,    wmm   sie  den   zehntmi  Thdl  ii 
aufgestellten  Bundescontingentes  übersteigen.    (§.  39.  Entit* 
truppen  und  Nachschub).     Um   die  VollstBadigkdt ii 
Heeres  fortwährend  zu  sichern,  müssen,  sobald  den  Rfl(^ 
rangen  der  BuftdesbescUnss  zur  Aufstellung  TonBundestn^ 
zugeht,  auch  die  Ersatztruppen  in  dem  VerhäUmsse ii 
einem  Seohstel  Procent  der  Matrikel  (§.  1),  jedodi  bei 
theflweiser  Aufstelling  des  Hauptoontingentes  auch  nur 
Massgabe  der  nach  §.  35  wiiklich  angebotenen 
sowohl  an  Mannschaft  (§.  23)  wie  an  Pferden  aufgesMlt 
unausgesetzt  yoUztidig   erhalten   werden  (yerg^.  §.  2). 
kruten,  welche  eine  geeignete  AusbOduig  erhalten 
kOnnen  den  abrückenden  Truppen  belassen  werden ;  die 
sind  den  Ersatstnippen  zu  überweisen.    Sechs  Woch^ 
dem  Ausrücken  des  Bundesheeres  wird  der  Ihs  dahin 
zeigte   Abgang  an  Mannschaft  sowohl  als   an  Pferden 
Material  dwch  eine  Nachsendung  Ydlstiadig  «setit, 
weiter  mit  diesen  Nachsendungen  nach  Massgabe  des 
Ton  zwei  zu  zwei  Monaten  fortgefahren.    Der  Nachseki!] 
ist  —  falls  der  Ersatz  nicht  durch  ältere  Truppeukßiper  |^ 
leistet  wird  —  mö^chst  in  Marschbataillone  undMars«!* 
Schwadronen  zu  formiren,  und  brigade-,   diyisioDS-  ^i 
korpsweise  der  Armee  nachzusenden.    Bei  der  Armee  a4^ 
kommen,  werden  die  MarschbataiDone  und  Manchsdiwt^Mil 
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aufgelöst  (§.  40.  Munitionscolonnen).  Was  znr  ersten 
AQsrflsttmg  an  Munition  ftr  die  Feldgeschütze  und  Feuerge- 
wehre als  erforderlich  erachtet  worden ;  ist  §.  27  und  in  der 
Anlage  Ziffer  6  angegeben.  Von  diesem  Mnnitionsbedarfe  wird 
die  Hälfte  theils  als  Taschenmunition  ausgegeben,  theils  dem 
Heere  sofort  mit  eigener  Bespannung  nachgefUhrt.  Die  andere 
Hälfte  wird  in  Depots,  welche  nicht  über  24  Meilen  yon  der  ersten 
Anstellung  des  Bundesheeres  entfernt  sein  dürfen,  zur  Ab- 
führung bereit  gehalten.  Für  diesen  Theil  wird  eine  eigene 
Bespannung  nicht  gefordert  (§.  41.  Hospitäler).  Von  den 
auf  den  zehnten  (Vio)  bis  zwölften  (Vn)  Theil  der  Stärke  des 
ausgerückten  Bundesheeres  zu  berechnenden  Feldhospi- 
tälern ist  die  Hälflie  zu  stehenden  und  die  andere  Hälfte 
%n  beweglichen  Hospitälern  einzurichten  (§.  27),  und  nach 
§.  14  mit  einem  hinlänglichen  ärztlieben  und  Hospital-Personale 
zn  yersehen.  Das  Bundes-Sanitätsreglement  enthält  die  näheren 
Bestimmungen*  (§.42.  Proviantcolonnen).  Zugleich  mit 
der  Aufstellung  des  Heeres  erfolgt  die  Bildung  der  Proviant- 
colonnen in  der  Art,  dass  bei  jedem  Armeekorps,  ausser 
demjenigen,  was  die  Truppen  bei  sich  haben,  die  Natoralver- 
pflegung  ftlr  die  Mannschaft  wenigstens  auf  vier  Tage  mit 
eigener  Bespannung  mitgeftlhrt  werden  kann.  Bei  jedem 
Armeekorps  sollen  so  viele  Backöfen  mitgeführt  werden,  dass 
in  24  Stunden  ftlr  den  vierten  Theil  der  Mannschaft  gebacken 
werden  kann.  Das  Bäckerpersonal  (§.  4),  welches  mili- 
tärisch organisirt  und  bewafihet  werden  soll,  um  nöthigenfalls 
ftir  die  Yertheidigung  der  Magazine  verwendet  werden  zu 
können,  muss  so  berechnet  werden,  dass  auf  jedes  Tausend 
Mann  vier  Bäcker  mit  Einschluss  der  Oberbäcker  kommen. 
Das  nähere  Detail  der  Verpflegung  (vergL  Abschnitt  JX)  ent- 
hält das  Bundes -Verpflegungsreglement  (§.43.  Bagage- 
trains,  Feldpost,  Pferde-Depots  und  Uebersicht  des 
Fuhrwesens).  Zur  Fortschaffung  der  übrigen  vorschrift- 
mässigen  Trnppenbedttrihisse  müssen  die  auf  das  Nothwendigste 
zu  beschränkenden  Fuhrwerke  nebst  Bespannung  vorhanden 
sein,  die  in  Bagagetrains  vereinigt  werden  können.  Für 
den  Feldpost  dienst  ist  bei  jedem  Armeekorps  das  erforder- 
liche Personal  anzustellen,  das  Fuhrwerk  und  die  Pferde 
anzuschaffen.    Zu  schleunigem  Ersätze  der  bei  dem  Heere  im 
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Felde  abgehenden  Pferde  hat  jedes  Armeekorps  ein  Pferde* 
Depot  mitznfUhren.  Der  Stand  an  Mannschaft  and  anPferte 
für  das  gesammte  Fuhrwesen  des  Oepäckes,  der  Mnnitkn, 
der  Lebensmittel,  der  Hospitalerfordemisse,  der  Feldpost  nid 
des  Pferde-Depots  ist  nach  beiliegendem  Schema  Ziffer  10  tb 
jedes  Armeekorps  nachzuweisen.  (§.  44.  Besatzung  der 
Bundesfestnngen).  Die  Besatzungen  der  Btndei- 
festungen  bestehen  ans  den  Trappen,  welche  die  in  Aiiip 
Ziffer  11  namhaft  gemachten  Bandesstaaten  nach  den  bestte- 
den  Staatsverträgen  und  Bnndesbeschlttssen  für  diesen  Zwedk 
zu  stellen  haben.  Das  Specielle  sowohl  hinsichdieh  te 
Friedensbesatzung,  des  Minimumsund  der  Tollen  Kriegt» 
besatzung  und  wegen  des  nach  dem BedttrfhiBse  derPlitil; 
ermittelten  Verhältnisses  der  verschiedenen  WaffengsttüDg«  i 
ist  aus  vorerwähnter  Anlage  zu  ersehen.^' 

§.  500. 

d)  Die  noch  geltenden  fünf  letzten  Abschnitte  (\1— ^ 
der  Grundztige  der  Kriegsverfassung  des  Bundes  voä 

11.  Juni  1822. 
a)  YL  Abschnitt  der  Grundztige  der  Kriegsverfassuiigi. 

Oberfeldherr  *). 

„(§.  45).  Der  Oberfeldherr  wird  jedesmal,  wenn  9, 
Aufstellung  des  Kriegsheeres  beschlossen  wird,  von  dem  Bob« 
in  der  engeren  Versammlung  erwählt    Diese  SteDe  hört  iril 

*)  Es  ist  anerkannt,  dass  die  Bestmunimgen  der  Bundes  •EriQ;n^ 
fiissong  über  die  Oberfeldherrn  Schaft  durchaus  nngenOgend  sind,i4 
insbesondere  die  Eventoalitäten,  unter  welchen  ein  Bundeskrieg  nodiwaii|| 
werden  kann,  nicht  erschöpfend  berQcksichtigen.    Diesen  Mängeln  nliv 
gegnen,  haben  sich  Bayern,  K.  Sachsen,  Hannover,  Würtemberg,  EoiiMMJr 
Grossh.  Hessen,  Nassau  und  Mecklenburg-Schwerin  im  August  ds&l^ 
auf  einer  Conferenz  zu  Würzburg  über  einen  Entwurf  einer C*' 
vention  für  die  Eintheilungy    Führung   und  eventuell  YorbereitaDde  ^' 
Stellung  des  VH.,  VHI.,  IX.  und  X.  Armeekorps  bei  einem  ausbreckoi* 
Kriege  geeinigt,  welcher  der  Bundesyersammlung  in  der  18.  Sitsnii;^ 
31.  Mai  1861,  Protok.  §.  144  (bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföd.  G«* 
Thl.  ni,  1862,  S.  155)  zur  Eenntnissnahme  und  Berücksichtigung  Toifciv 
worden  ist 
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der  Aaflösiing  des  Bandesheeres  aaf.  (§.  46).  In  Fällen,  wo 
man  nnr  einen  Theil  des  Bnndesheeres  zusammen  zn  ziehen 
fllr  nöthig  erachtet,  bleibt  es  der  Beschhissnahme  der  Bundes- 
Versammlung  vorbehalten,  wegen  des  Oberbefehls  besondere 
Verfilgang  zu  treffen.  (§.  47).  Der  Oberfeldherr  verhält  sich 
zum  BundC;  wie  jeder  commandurende  General  zu  seinem  Sou- 
verain;  die  Bundesversammlung  ist  daher  seine  einzige  Be- 
hörde, welche  mit  ihm  durch  einen  aus  ihr  gewählten  Aus- 
schuss  in  Verbindung  steht.  (§.  48).  Der  Oberfeldherr  wird 
von  der  Bundesversammlung  in  Eid  und  Pflicht  des  Bundes 
genommen;  er  erhält  von  derselben  allein  Vollmachten  und 
Befehle y  auch  in  besonderen  Fällen  specielle  Instructionen;  er 
erstattet  an  dieselbe  seine  Berichte  unmittelbar.  (§.  49).  Wenn 
der  Oberfeldherr  in  Eid  und  Pflicht  genommen  ist,  und  seine 
allgemeine  Instruction  von  der  Bundesversammlung  erhalten 
hat,  so  bleibt  es  ihm  allein  überlassen,  den  Operationsplan 
nach  seiner  Ansicht  zu  entwerfen,  auszufahren  und  abzuändern, 
wie  es  die  Umstände  fordern.  Er  ist  durchaus  nicht  verbunden, 
diesen  Plan  vor  der  Ausführung  irgend  jemand  mitzutheilen, 
nnd  es  soll  lediglich  von  seinem  besonderen  Vertrauen  ab- 
hängen, wenn  er  die  Hauptzttge  desselben  mit  einem  oder 
mehreren  Generalen  besprechen  oder  berathen  will.  (§.  50). 
Erst  dann,  wenn  er  nach  getroffenen  Einleitungen  zur  wirk- 
lichen Ausführung  geschritten  sein  wird,  ist  er  verpflichtet,  der 
Bundesversammlung  die  Umrisse  seines  Operationsplanes  vor- 
zulegen. Er  muss  jedoch  denselben  auf  das  umständlichste 
aufsetzen ;  damit  für  alle  Zufälle,  die  ihn  persönlich  treffen 
können,  so  vorgesorgt  sei,  dass  sein  Nachfolger  das  Ganze 
vollständig  einsehen  und  folgerecht  verfahren  könne.  (§.  51). 
Ansser  dem  Oberfeldherm  wird  von  der  Bundesversammlung 
auch  ein  Generallieutenant  des  Bundes  gewählt.  Diesem 
gebührt  in  allen  Fällen,  welche  eine  Stellvertretung  im  Ober- 
commando  des  Heeres  fordern,  die  zeitliche  Verwesung  der 
Oberfeldhermstelle,  mit  ganz  gleichen  Rechten  wie  die  des 
Oberfeldherm.  Sobald  der  bisherige  Oberfeldherr  das  Ober- 
commando  wieder  übernimmt,  oder  ein  Neugewählter  in  das- 
selbe eintritt,  kehrt  der  Generallieutenant  des  Bundes  in  sein 
früheres  Verhältniss  zurück.  (§.  52).  Als  Generallieutenant  des 
Bundes  soll   einer   der  Korpscommandanten  gewählt  werden^ 
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welcher  jedoeh;  so  lange  mobt  der  Fall  des  SteKfcrintmi 
oder  Einbenifang;  yon  Seiten  des  Oberfeldh^ni  stattfinde^  ob» 
Vorreeht  vor  den  ttbrigen  Korpscommandantw  bei  seinem  Knfi 
yerbleibt  (§.  53).  Der  Oberfeldberr  hat  die  Befognias,  woga 
Einstellung  der  Feindseligkeiten  Uebereinkfiiifte  ak* 
znschliessen,  wenn  dadnreb  grosse  Vortheile  zn  eneieheii  aad^ 
oder  Gefahr  auf  dem  Verzuge  hafi^  Er  soll  jedoch  ftnilic^ 
allgemeine  Waffenstillstands -Verträge  nur  unter  YorbehaUaB 
Genehmigung  des  Bundes  abschliessen  können.  (§.  54).  Der 
Oberfeldherr,  kann  über  die  Anfstellung,  Bewegung  und  V» 
Wendung  der  ihm  anvertrauten  Streitkräfte,  auch  die  aUeD&li 
nötbigen  zeitlichen  Detachirungen,  nach  seinem  EimeMi 
Tedttgen,  jedoch  mit  Beobachtung  der  festgesetzten  Heera« 
theilung,  die  er  nie  abändern  darf,  und  der  Beisammeidiiltvi 
der  Yon  EÜnem  Staate  gestellten  Korps,  in  Fällen,  wo  Abu 
ohne  Nachtheil  berücksichtigt  werden  kann.  Alle  Deiachirmeil 
und  solche  Massregeln,  welche  in  die  organischen  EÜegsvo^ 
hältnisse  eingreifen,  können  nur  so  lange  danem,  als  es 
tftrisclie  Bttckiiichten  erfordern,  und  kein  Korps  darf 
Ihs  zu  dem  Grade  geschwächt  werden,  dass  es  nicht  mehr 
selbstständiger  Körper  bestehen  könnte.  (§.  55).  Zu  dem 
Reserve  aufzustellenden  Armeekorps  stossen  besondea 
bildende  Gavallerie-  und  Artillerie-Massen,  zu 
Bildung  alle  Armeekorps  des  Bundesheeres  nach  dem  V( 
nisse  ihr^  Gavallerie  und  Artillerie  beitragen.  Der  Ol 
herr  kann  zu  diesem  Behufe  von  jedem  der  un, 
Armeekorps  bis  zu  einem  Ftinftel,  und  von  jedem 
Korps  bis  zu  einem  Sechstel  der  Gavallerie^  femer  von 
Armeekorps  bis  zu  einer  Batterie  von  acht  Stücken 
beordern.  Wenn  durch  vom  Bunde  genehmigte 
die  Zahl  der  Reiterei  emes  Korps  sich  gegen  den  m 
massigen  Betrag  mindert,  so  wird  die  Zahl,  um  welche 
vermindert  wird,  an  dem  Quantum  abgezogen,  welches 
werden  kann.  (§.  56).  Obige  Bestimmung  eines 
soll  den  Oberfeldherm  nicht  hindern,  fiOr  den  Tag  einer 
die  Reserve  durch  Infanterie,  Gavallerie  und  Artillerie 
Korps  nach  seiner  Einsieht  in  so  weit  zu  verstärken,  sk  # 
die  Sehlagfertigkeit  der  einzeben  Korps  gestattet  (6-^ 
Dar  Oberfeldherr  hat  das  Reebt,  die  Befehlshaber  der  aas  d» 
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Tenehiedeneit  Korps  heranszassiehenden  Oavallerie-  und  Ar- 
tülerie-Masflen  ans  den  Generalen  des  Bnndesheeres  nach  seinem 
Ermessen  zu  ernennen.  (§.  58).  Wenn  schon  die  innere  Ein- 
richtong  der  Contingente^  nach  ihrem  AnsTttcken^  auch  im 
Kriege  den  einzeben  Bundesstaaten  überlassen  bleibt,  so  ist 
doch  der  Oberfeldherr  befngt,  die  Mannschaft  sowohl,  als  das 
Materielle  der  yerschiedenen  Contingente  zn  mustern,  zu 
Hebung  allenfallsiger  Mängel,  welche  auf  die  Schlagfertigkeit 
Einfluss  nehmen  können,  sich  an  die  betreffende  Regierung  zu 
wenden,  und,  wenn  er  es  ftlr  nöthig  hält,  auch  deswegen  An- 
träge bei  der  BundesT€a*sammlung  zu  machen,  welche  ohne 
Verzug,  mit  Anwendung  der  Aber  die  Kriegsverfassung  aufge- 
stellten Grundsätze,  darüber  einen  Beschluss  fassen  und  fitr 
dessen  Ausführung  Sorge  tragen  wird.  (§.  59).  Die  Bestim- 
mung der  Militärstrassen,  die  Anlage  von  Hospitälern  und 
Magazinen,  so  wie  die  Bezeichnung  der  Verpflegungsbezirke 
der  Korps  und  überhaupt  aUer  Massregeb  zur  Sicherstellung 
der  Armeebedürfhisse  und  der  Wohlfahrt  des  Heeres  sind  dem 
.  Oberfeldherm,  mit  Beachtung  der  Eigenthumsrechte  und  unter 
dem  nöihigen  Benehmen  mit  den  Landescommissarien,  lediglich 
zn  üb^lassen.  (§.  60).  Der  Oberfeldherr  kann  die  bidiriduen, 
wdche  sich  auszeichnen,  ihren  Landesherren  zur  Belohnung 
empfehlen.  (§.  61).  Um  in  den  Felddienst  des  Bundesheeres 
die  nöthige  Uebereinstimmung  zu  bringen,  hat  der  Oberfeldherr 
das  Becht,  darüber  Bestimmungen  durch  Armeebefehle  zu 
erlassen,  so  weit  solche  fttr  das  Allgemeine  nolhwendig  sind, 
and  nicht  in  die  innere  Einrichtung  der  Korps  eingreifen. 
(§.  62).  Damit  den  Bundesstaaten  fib^  gleichmässige  Behand- 
lung aller  Theile  des  Bundesheeres  volle  Beruhigung  yerschafft 
werde,  so  wird  aus  dem  Generalstabe  derselben  für  jedes 
Armeekorps  ein  höherer  Officier  in  das  Hauptquartier 
abgesendet,  dem  bei  dem  Oberfeldherm  und  allen  übrigen 
Chefs  freier  Zutritt  gebührt,  um  mit  denselben  über  die  Ange- 
legenheiten des  Korps  sich  zu  benehmen  und  dessen  Interessen 
zu  vertreten.  (§.  63).  Bei  den  combinirten  Korps  kann  diesem 
höheren  Of&ciere  noch  ein  anderer  von  niedrigerem  Range 
von  jeder  Division  beigegeben  werden,  um  die  einzelnen  Divi- 
sionen in  demselben  Korps  zu  vortreten.  (§.  64).  Diese  höheren 
Qfficiere  «nd  die  Organe  zwischen  dem  Oberfeldherm  und  dm 
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einzelBen  Begieraogen   sowohl,    Bis  den  betreffenden  KcHpi. 
Dem  Oberfeldherm  ist  es  jedoch  in  besonderen  FiSen,  wo  er 
es  räthlich  findet,  frei  gestellt,   sich  unmittelbar  an  die  Re- 
gienmgen  zu  wenden,  und,  wie  es  sich  von  sdbst  yo^ 
alle  Ausfertigungen,    welche   auf  Operationen   Bezug  babei, 
durch  die  ihm  untergebenen  Stellen,  ebenso  an  die  Korps  a 
erlassen.     (§.  65).    Der   Bundesfeldherr   kann  nicht  xogUdi 
Befehlshaber  irgend  einer  Heeresabtheilung  sein.    Ueberhanft 
kann  kein  Greneral  zugleich  das  unmittelbare  Conunando  Ifber  \ 
eine  höhere  und  eine   niedere  Abtheilung   ftihren.    Ifit  den  | 
Antritte  eines  jeden  höheren  Wirkungskreises  wird  der  medoe  i 
an    den  Nächstfolgenden    im  Range   in   derselben  HecRnb-  ; 
theilung  in  der  Zwischenzeit  abgetreten.    (§.  66).  So  m  te 
Oberfeldherr  mit  ausgedehnter  Vollmacht,  durch  nichts  beogt, 
mit  Kraft  und  Nachdruck    seine  Beschlüsse  yerfolgen  kiai|  | 
so  ist   er  auch   ftlr   fehlerhafte  Entwürfe    oder  LrihfliDer  ii  | 
grossen  Gombinationen  dem  Bunde  persönlich  verantwortliek 
Der  Bund  kann  ihn  einem  Kriegsgerichte  unterwerfen,  wdcM 
aus  einem  Feldmarschalle,  General  der  Infanterie  oder  Ol* 
vallerie,  als  Präsidenten,  von  der  Bundesversammlung  gewAl); 
zwei  Feldzeugmeistem ,    oder   Generalen  der  Infanterie  odff 
Cayallerie;  zwei  Generallieutenants;  zwei  Generalmajors,  us 
dem   Bundesheere    dazu    commandirt;    einem   Generdaadäaif 
von  dem  Staate  des  Oberfeldherm ;  einem  Defensor,  von  dM| 
Oberfeldherm  selbst  gewählt,  bestehen  soll,  und,  nach  UnMÜl 
suchung  des  Thatbestandes,  ihn  nach  dem  Gesetzbu(^e 
jenigen  Staates,  zu  dem  er  gehört,  zu  richten  hat    Von 
als  Beisitzer  zu  diesem  Kriegsgerichte  bestimmten  sechs  fiV 
neralen  ist  Einer  von  Oesterreich,  Einer  von  Preussen,  Hrf 
von  Bayern  und  Einer  von  jedem  der  drei  gemischten  AiaS 
korps  zu  commandiren.    Die  Commandirang  geschieht  anfEÜJ 
ladung  der  Bundesversammlung  an  die  betreffenden  Staates^ 

§.  501. 

ß)  \TI.  Abschnitt  der  Grundzüge  der  Kriegsver- 
fassong.     Korpsconnnandanten. 

jf{%-  6'^)-    ^^  Befehlshab^  der  ungemischten  Sorpi| 
erhalten  diejenigen  Rechtei  welche  der  Souverain,  dessen  bif* 
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sie  befehligen  y  in  Uebereinstimmiuig  mit  den  angenommenen 
Gmndsätzen  der  Bundes -KriegSTerfassnng,  ihnen  zu  ertheilen 
flir  gut  findet.  Was  aber  die  Befehlshaber  der  zusammen- 
gesetzten Korps  betrifil,  so  treten  dabei  folgende  Grundsätze 
in  Anwendung  (§.  68  bis  75).  (§.  68).  Die  zusammenge- 
setzten Armeekorps  werden  jedes  Ton  einem  General 
befehligt  y  der  aus  denjenigen  Staaten  oder  den  Truppen  der- 
selben ^  deren  Gontingente  das  Armeekorps  bilden ,  genommen 
werden  soll.  (§.  69).  Die  Eorpscomroandanten  können  zwar 
die  Eintheilung  ihrer  Armeekorps  nicht  ändern;  allein  sie 
sind  befugt  y  zum  Behufe  der  ihnen  übertragenen  Operation 
alle  augenbUcklichen  Detachirungen  vorzunehmen,  welche  der 
Dienst  erfordert.  Die  Bestimmung,  welche  Truppen  sowohl 
sa  diesen,  als  zu  den  von  dem  Oberfeldherm  yerftigten  Ent- 
sendungen yerwendet  werden  sollen,  bleibt  den  Korpscomman- 
danten tiberlassen.  Der  Oberfeldherr  kann  nur  ausnahmsweise 
in  besonderen  und  dringenden  Fällen  direct  darttber  yerfttgen. 
Er  hat  jedoch  den  betreffenden  Korpscommandanten  gleich- 
zeitig davon  in  Kenntniss  zu  setzen,  und  solche  Detachirungen 
nicht  contingentweise,  sondern  nach  den  bestehenden  Unter- 
abtheilnngen  der  Korps  in  Divisionen,  Brigaden,  Regimenter 
n.  8.  w.  zu  verfUgen.  (§.  70).  Die  Korpscommandanten  haben 
im  Dienste  der  einzelnen  Gontingente  eine  Verhältnis s- 
m&ssige  Gleichheit  unter  diesen  zu  beobachten.  (§.  71). 
Die  Korpscommandanten  haben  das  Recht,  die  unter  ihren 
Befehlen  stehenden  Korps  sowohl  in  Beziehung  auf  die  Mann- 
schaft, als  auf  das  Material  eben  so  zu  mustern,  wie  der 
Oberfddherr.  (§.  72).  Zur  Erhaltung  der  inneren  Ordnung 
können  sie  die  ihnen  zu  Gebote  stehenden  polizeilichen 
Mittel  verwenden,  und  alle  ihre  Untergebenen  wegen  mili- 
ti&rischer  Vergehen  in  Arrest  nehmen  und  provisorisch  suspen- 
diren.  Jede  Untersuchung  und  Aburtheilung  muss  aber  den 
betreffenden  Militärgerichten  ttberlassen  und  dem  Korpscom- 
mandanten die  Abschrift  aller  Urtheilssprttche  über  diejenigen 
Vergehen  mitgetheilt  werden,  deren  Untersuchung  er  veranlasst 
hat.  (§.  73).  Den  Korpscommandanten  steht  das  Recht  zu, 
Individuen,  welche  sich  besonders  auszeichnen,  dem 
Oberfeldherm  und  den  betreffenden  Regierungen  zu  empfehlen. 
(§.  74).  Die  Korpscommand^ten  haben  das  Recht,  sich  den 
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Chef  ihrasGeneralstabeSy  ihren  GeDeraladjntaatoi  naimt 
hiBlftngliche  Anzahl   Ofificiere  des   Generalstabes    ontar  im 
Officieren  derjenigen  yerschiedenen  Staaten  auszuwählen,  toi 
Gontingente  das  Korps  bilden  nnd  sich   diese  von  duk  ke- 
treffenden  Regieningen  zu  erbitten.     Die  Beamten  der  To^ 
waltongszweige  nnd  übrigen  Anstalt»  werden  yon  detgaftt 
Staaten  gewählt,  deren  Gontingente  zusammen  das  Armeektt]« 
bilden.    (§.  75).  Die  an  den  combinirten  Korps  und  DimiiMi 
Theil  habenden  Staaten  werden  sich  unter  einander  sornU 
ttber  die  Art  und  Weise  der  Wahl  der  Korps-  und  Dimoai-  | 
commandanten,  als  auch  ttber   die  Einrichtimg  des  Genaal*  1 
Stabes  und  der  ttbrigen  Yerwaltongszweige  yereinigeBi  lai  \ 
diese  Uebereinkunft,  drei  Monate  nach  Annahme  der  zMtoi  | 
Abtheilung  der  ^^näheren  Bestimmungen'^  der  Bundesreisn»  j 
lung  anzeigen.    Da,  wo  sie  sich  nicht  yereinigm  kOnnen,  nai 
die  Bundesversammlung  yermittelnd  einwirken  and  Miäfftt 
fitlb   entscheiden.      (§.  76).    Wenn    der    Befehlahabo'  d« 
gemischten   oder   ungemischten  Armeekorps   sieh  durdi  te, 
Oberfeldherm  in  Rechten  des  Korps  oder  der  dasselbe  biU». 
den  Gontingente,  die  er  zu  yertreten  hat,  yerietst  glaabt,  m 
hat  er  davon  die  Anzeige  an. die  Be^emng  des  betreffead« 
Bundesstaates  zu  machen,  welche  sodann  seine  B  es chwerdli 
der  Bundesversammlung  vorlegen  kann.    (§.  77).  GlaaU 
Korpsoommandant    aber,    dass   ihm  in  seinoi    peisi 
Rechten  zu  nahe  getreten  worden,  so  kann  er  eine 
theiische  Untersuchung  fordern.    Ist  die  Veranlassmig 
der  Art,  dass  Korpscommandanten  durch  Eingriffe  des 
Mdherm  in  ihre  Rechte  oder  durch  sonstige  WillkUhiiid 
gegrttndete  Beschwerden  zu  haben  glauben,  und  desshab 
Untereuchung  gegen  den  Oberfeldherm  fordmi,  so  smd 
Korpscommandanten  bwechtigt,  sich  anf  dem  Dienstwege  ' 
den  Oberfeldherm  von   der  Bundesversammlung   ~  ' 
gericht  zu  erbitten.    Diese  wird   sodann  drei  1 
wählen,  wdche  zu  dem  niederzusrtzendra  Kri^pgeriüto'-^j 
ähnlich  jenem  für  den  Oberfeldheira  bestimmten  —  die  vM^  j 
Offidere  nebst  dem  Auditor  zu  commandiren  haben.   Alb  •■ 
deren  Untersuchungen,  wekhe  die  Korpscommandanten,  ä«1 
dureh  Beschwerde  gegen  einander  oder  gegen  ibe  Wj^j 
g^benen  veranlasst,   wünschen  seihen,  können  nar  b«  » 
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Oberfddhemi  im  gewl^hnliehen  Dienstwege  nachgesucht  und 
Yon  ihm  die  diesfallsigen  Kriegsgerichte  angeordnet  werden. 
(§.  78).  Die  Verhältnisse  der  Befehlshaber  der  zusammen- 
gesetzten Divisionen  nnd  Brigaden  sind  in  ihrem 
Wirkungskreise  denen  der  Korpscommandanten  analog/^ 


§.  502. 

y)  Vin.  Abschnitt  der  Grundzüge  der  Eoiegsverfassung. 
Bildung  des  Hauptquartiers. 

9i(§*  '^^h  I^i^  Geschäfte  des  Hauptquartiers  zerfallen  in 
zwei  Hanptabtheilnngen :  in  die  Leitung  des  Heeres  im  Allge- 
meinen, und  in  die  Leitung  besonderer  Zweige.  Die  erste 
enthält:  1)  die  Leitung  der  Operationen  und  Bewegungen; 
3)  die  Evidenthaltung  und  Ergänzung  des  Standes,  den  inneren 
Dienst;  3)  die  ökonomische  Leitung,  die  Pflege  und  Wartung 
des  Heeres.  Die  zweite:  1)  die  Artilleriedirection;  2)  die 
Geniedirection;  3)  die  Heerespolizei.  (§.  80).  Die  Geschäfte 
der  ersten  Abfheilung  filhren  der  Generalquartiermeister,  der 
diiighrende  Generaladjutant,  der  Generalintendant;  die  der 
zweiten,  der  General-Genie-,  der  General- Artillerie-Director  und 
der  Chef  der  Heerespolizei  — '  sämmtlich  in  gleichen  Dienst- 
verhältnissen und  in  Gemässheit  der  Tom  Oberfeldherrn  er- 
haltenen Befehle.  Die  Tabelle  Nr.  12  bezeichnet  den  Wir- 
kungskreis der  verschiedenen  Chefs,  das  Detail  der  Emtheilung 
nnd  die  dazu  nOÜiigen  Individuen.  (§.  81).  Der  Oberfeldherr 
hat  das  Becht,  sich  den  Generalquartieimeister,  den  dirigirenden 
Generaladjutanten,  den  Generdauditor  und  den  dirigirenden 
Arzt  zu  wählen,  auch  seinen  Gteneralstab  selbst  zu  bestellen. 
Der  Ctonerallieutenant  des  Bundes,  die  Directoren  des  Artillerie- 
nnd  Graie-Wesens,  der  Chef  der  Heerespolizei  und  der  General- 
intendant, mit  den  ihm  zunächst  untergebenen  Vorständen  der 
Verwaltungszweige,  werden  von  dem  Bunde,  welcher  auf  die 
Vorschläge  des  Oberfeldherm  die  geeignete  Bücksicht  nehmen 
wird,  gewählt  und  in  Pflichten  genommen.  (§.  82).  Der  Ober- 
feldherr wird,  sobald  er  den  Oberbefehl  des  Heeres  ttber- 
nommen  hat,  sämmtliche  im  Hauptquartiere  angestellte  Officiere 
und  Beamte,  welche  nicht  bereits  von  der  Bundesversammlung 
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selbst  Tereidet  sind,  im  Namen  nnd  aas  Aoftrag  denelbeiif  h 
Eid  nnd  Pflichten  des  Bandes  nehmen.  (§.  83).  Der  Ober- 
feldherr unterzeichnet  alle  Befehle,  welche  an  die  verschiedeaa 
Zweige  und  Abtheilungen  aasgefertigt  werden.  Nur  auBoalm»- 
weise  und  in  dringenden  Fällen  können  die  betreflendeu  fie- 
ferenten,  jeder  in  seinem  Fache,  im  Namen  des  Oberfddliein 
Weisungen  unterzeichnen,  welche  indessen  jedesmal  an  die 
Korpscommandanten  und  nie  an  die  denselben  untergeordDCten 
Zweige  gerichtet  sein  mlissen.  (§.  84).  Der  Oberfddheir, 
welcher  ftir  die  Dauer  des  ihm  übertragenen  Befehls  narim 
Dienste  des  Bundes  steht,  bezieht  auch  nur  von  diesem  sdieii 
Qehalt  und  alle  sonstigen  Emolumente.  Die  ttbrig^i  im  BMSftr 
quartiere  und  bei  der  Intendanz  angestellten  Individaei  9- 
halten  zwar  ihre  gewöhnliche  Qage,  Besoldung,  Löhnung  ai 
Naturalverpflegung  —  nach  dem  Range,  welchen  sie  im  Eäeati 
des  Bundesstaates  einnehmen,  zu  welchem  sie  gehören  —  Hk 
diesen  Bundesstaaten.  Dagegen  aber  werden  alle  tbnffH 
Unkosten,  die  aus  der  Zusammensetzung  des  Hauptquartiaa 
und  der  Intendanz  hervorgehen,  aus  der  Kriegskasse  bestrittei^ 
nKmlich:  1)  die  Tafelgelder  und  ausserordentlichen 
an  Geld  und  Naturalien  ftlr  das  gesammte  Personale 
Hauptquartiers  und  der  Intendanz;  2)  der  Aufwand  ftr 
yerschiedenen  Kanzleien  jener  Zweige  und  für  ihren  Trans] 
3)  die  geheimen  Auslagen  fUr  Kundschafter  n.  s.  w.; 
Besoldung  und  Verpflegung  aller  im  Hauptquartiere 
Individuen,  die  nicht  zu  dem  einen  oder  dem  andern 
tingente  des  Bundesheeres  gehören.  (§.  85).  Die  dn: 
von  der  Bundesversammlung  zu  ernennenden  Chefs,  so 
die  übrigen  Chargen  im  Hauptquartiere,  können  aus  den 
schiedenen  Bundesstaaten  im  Sinne  des  §.  81  der 
gewählt  werden.  Die  diesen  Individuen  in  Folge  ihrer  h 
gemessen  Anstellung  zukommenden  Gebtlhren  sind  in 
Verpflegungsreglement  enthalten,  gleichwie  der  Wirk) 
der  Letzteren,  nämlich  der  Chargen,  un  Dienstreglement 
bezeichnet  ist 
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§.  503. 

d)    IX.     Abschnitt    der  Grundzüge    der  Kriegsver- 
fassung.    Verpflegung.    Ergänzender    Bundesbeschluss 
vom   12.  Juli   1823,    in  Betreff  der    Bezahlung    und 
Unterhaltung    der   Contingente    der  vom    Feinde 
besetzten  Bundesstaaten. 

I.  lieber  die  Verpflegung  des  Bnndesheeres  enthält  der 
nur  ans  einem  einzigen  Paragraphen  bestehende  IX.  Abschnitt 
der  Grnndzttge  der  Kriegsverfassung  folgende  Bestimmung: 
(§.  86).  „Sobald  die  Contingente  des  Bundesheeres  unter  die 
Befehle  des  Oberfeldherrn  treten,  geschieht  die  Verpflegung 
derselben  nach  den  Vorschriften  des  für  das  Bundesheer  ent- 
worfenen Verpflegsreglements,  welches  zugleich  die  Instruktionen 
fÄr  die  verschiedenen  Verpflegsbeamten  enthält." 

n.  Durch  Bundesbeschluss  vom  12.  Juli  1823,  Separat- 
protokoll der  21.  Sitzung^),  wurde  in  Betreff  der  Bezahlung 
und  Unterhaltung  der  Contingente  vom  Feinde  besetzter 
Bundesstaaten  noch  weiter  beschlossen :  1)  „Wenn  ein  Bundes- 
staat im  Laufe  des  Krieges  vom  Feinde  ganz  besetzt  wird, 
so  sollen,  fQr  die  Dauer  der  Besetzung,  die  Unterhaltungs- 
kosten seines  Contingents  als  gemeinschaftliche  Last 
Torschuss weise  getragen  werden.  Auch  bei  theil weiser 
Besetzung  eines  solchen  Bundesstaates  hat  die  Bundesversamm- 
lung die  Befugniss  nach  Befund  der  Umstände  eine  verhält- 
nissmässige  Unterstützung  zu  gleichem  Zwecke  als  Vorschuss 
zu  bewilligen.  Die  Wiedererstattung  dieser  Vorschüsse  findet 
erst  nach  geschlossenem  Bundesfrieden  statt;  ihr  gänzlicher 
oder  theilweiser  Nachlass  kann  jedoch  aus  besonderen  Gründen 
beschlossen  werden.  Die  näheren  Bestimmungen  über  den 
Vollzug  dieser  Massregel  sind  in  dem  Verpflegungsreglement 
fbr  das  Bundesheer  enthalten." 


«)  Bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföd.  Germ.  3.  Auflage,  Thl.  II 
(1859),  S.  150. 
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§.  504. 

e)  X.  Abschnitt  der  Grundzüge  der  KriegsyerfaBsimg. 
Gerichtsbarkeit 

»(§•  87).  Die  Gerichtsbarkeit  steht  in  der  Regdfa 
Befehlshabern  der  Korps,  Divisionen,  Brigaden  and  B^DOtor 
zu.  (§.  88).  Die  Bundesstaaten  werden  die  Grenzen  te 
Gerichtsbarkeit  bestimmen,  welche  sie  den  Comnumdailtt 
ihrer  Korps,  Divisionen  nnd  Gontingente  übertragen  irolk% 
nnd  hiebei  bedacht  sein,  die  Befngniss  in  der  mQgjiebMl 
Ausdehnung  zu  ertheilen.  (§.  89).  Jeder  im  Hauptqnitiidl' 
angestellte  Officier  und  Civilbeamte  eines  Bundesstaates,  oi 
jedes  von  den  verschiedenen  Contingenten  demselben  ng^ 
theilte  Individuum  gehört  unter  die  Gerichtsbarkeit  dei  ll« 
treffenden  Korps  oder  der  Division.  In  Fällen,  wo  dn 
liebes  Verfahren  ttber  ein  solches  Individuum  noär 
werden  sollte,  kann  der  Oberfeldherr  nach  Befinden  doreh 
Auditor  des  Hauptquartiers  solches  über  die  begangenen 
gehen  summarisch  instruiren  lassen.  Dann  aber  mfissoi 
Angeklagten,  nebst  den  Untersuchungsakten,  an  ihre 
liehe  Behörde  zur  Aburtheilung  abgeliefert  werden.  Diese 
Stimmungen  haben  auch  ftir  die  Individuen,  welche  in 
Hauptquartieren  der  Armeekorps  angestellt  sind,  ihre  an: 
AnwenduDg  zu  finden.  (§.  90).  Diejenigen  Militär-  und 
Bevollmächtigten,  welche  zum  Hauptquartiere  abgeordnet 
und  nicht  unter  der  Gerichtsbarkeit  der  Korps  stehen,  k 
nur  bei  solchen  Verbrechen,  wo  Gefahr  bei  dem  Verzuge 
fände,  jenem  summarischen  Verhöre  unterliegen,  und  ml 
dann  zur  Aburtheilung  an  die  betreffenden  Behörden  abj 
werden.  Wenn  die  Verhaftung  eines  solchen  Abgeoi 
nothwendig  geworden,  so  wird  der  Oberfeldherr  den 
sprechenden  Korpscommandanten  unverzüglich  zur  AI 
eines  provisorischen  Bevollmächtigten  auf  so  lange  in 
Hauptquartier  einladen,  bis  von  dem  (den)  betreffenden 
(Staaten)  eine  neue  definitive  Ernennung  für  diesen 
gangen  ist  (§.  91).  Diejenigen  Individuen,  welche  doreh 
Uebereinkunft  und  Annahme  dem  Hauptquartiere  folgen, 
wie  auch  alle  Fremde,  Kriegsgefangene  u.  s.  w.,  stehen 
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der  Gerichtsbarkeit  defi  Hauptquartiers,  und  werden  nach  den 
Gesetzen  desjenigen  Staates  gerichtet,  von  welchem  der  Ober- 
fddherr ist.  (§.  92).  Der  Oberfeldherr  hat  das  Recht,  alle 
Befehlshaber  des  Heeres  eu  snspendiren,  jeden  Untergebenen 
verhaften  zu  lassen,  nnd  gerichtliche  Untersuchung  über  sie 
bei  ihren  Behörden  zu  reranlassen ;  auch  in  Fällen,  wo  Gefahr 
mit  dem  Verzuge  yerbunden  wäre,  ein  summarisches  Verhör 
derselben  anzuordnen.  Bei  den  gemischten  Armeekorps  haben 
rieh  die  betfaeiligten  Staaten  ttber  die  Bestimmung  des  Ge- 
richtsstandes des  Korpscommandanten,  der  Divisionärs  und 
Brigadiers  zu  vereinigen.  (§.  93).  Gegen  das  Verbrechen  des 
MeineideS;  des  Verraths,  der  Feldflttchtigkeit  und  der  Insubor- 
dination werden  im  Bundesheere  durch  besondere  Eriegs- 
artikel  Straf  bestimmungen  getroffen,  welche  dem  gesammten 
Kriegsheere  als  gleichförmiges  Gesetz  gelten  sollen.  (§.  94). 
Die  m  den  Eriegsartikeln  nicht  genannten  Verbrechen  und 
Vergehen  werden  nach  den  bei  den  Contingenten  der  einzelnen 
Staaten  gtlltigen  Gesetzen  beurtheilt  (§.  95).  Der  Oberfeld- 
hen  kann  das  Standrecht,  nämlich  den  summarischen, 
ausserordentlichen  Process,  gegen  Militärs  in  allen  jenen 
ansserordentliehen  Fällen  anordnen,  in  welchen  schnelle  Be- 
Btrafung  des  Beispiels  wegen  nöthig  wird,  und  in  den  Ge- 
s^zen  der  verschiedenen  Bundesstaaten  nicht  ohnehin  schon 
das  Standrecht  festgesetzt  ist.  (§.  96).  Ebenso  hat  der  Obe^ 
feldherr  das  Recht,  das  Martialgesetz,  das  heisst,  das 
summarische  peinliche  Verfahren  gegen  den  Bürger  in  Feindes- 
land zu  verkünden,  und  in  Folge  dessen  das  Standrecht 
anzuordnen.  In  den  Bundesstaaten  soll  dies  jedoch  nur  nach 
gepflogenem  Benehmen  mit  den  betreffenden  Begierungen 
und  erhaltener  Zustimmung  derselben  geschehen.  (§.  97). 
Zur  Handhabung  der  Heerespolizei  wird  eine  eigene  Gens- 
darmerie  errichtet,  deren  Minimum  auf  Zwei  vom  Hundert 
der  Reiterei  angenommen  und  welche  Zahl  in  das  Gavallerie- 
Contingent  eingerechnet  wird*  Das  Reglement  enthält .  die 
allgemeinen  Bestimmungen  ttber  ihre  Bildung  und  Dienst- 
leistung.^^ 
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§.  505. 

e)  Der  BundesbeschluBB  vom  24.  Juni  1852  tiber  den 
militärischen  Gerichtsstand  in  Strafsachen  bei  Band» 
truppen,  welche  in  Friedenszeiten  zu  Bimdeszwecfcffl 
zusammengezogen  werden. 

An  die  Bestimmangen  des  X.  Abschnittes  der  GnnMge 
der  Krieg8Ter£EU9snng  des  Bundes  (§.  504)  reiht  sieb  scm 
Inhalte  nach  zunächst  ein  Bundesbeschlnss  vom  24.  Jimi  185i^ 
Sitzung  16,  Protok.  §.  158  an^),  welcher  ttber  den 
sehen  Gerichtsstand  in  Stra&achen  bei  Bondestnippen, 
in  Friedenszeiten  zn  Bandeszwecken  zasanunengezogOD 
den,  nachstehende  Bestimmangen  aofstellt  „Sobald 
trappen  zn  Bandeszwecken  zasammengezogen  sind,  findet  k 
Ansehung  der  nicht  militärischen  Verbrechen  and  Vflii 
gehen  der  Militärpersonen  die  Bestimmangen  des  §.  94 
GfandzQge  der  EriegSTcrfassang  des  deutschen  Bundes 
11.  Juli  1822  Anwendung,  jedoch  unter  nachstehende 
Vorschriften  wegen  des  Verfahrens.  (§.  1).  Die 
sonen  haben  den  militärischen  (Gerichtsstand  in  Strsfs 
jeder  Art  nach  den  in  den  Staaten,  welchen  sie 
bestehenden  Grcsetzen.  Hieher  sind  auch  Injurien  ondP< 
Sachen,  so  wie  Zoll-  und  Steuercontraventionen  zu 
(§.  2).  Alle  bürgerlichen  Gerichts-  und  PolizeibehOrdeu 
angewiesen,  Ton  den  innerhalb  ihres  Amtsbezirkes 
menden  strafbaren  Handlangen,  wobei  Militärpersonen  sIs 
Urheberschaft  oder  Theilnahme  yerdächtig  sind,  der 
gesetzten  Militärbehörde  schleunige  Anzeige  ttber  dem  V( 
zugehen  zu  lassen,  auch  derselben  und  dem  betreffendes 
tiigerichte  jede  zur  Einleitung  und  Durchführung  der 
reehtiichen  Untersuchung  nöthige  Mittheilung  zu 
(§.  3).  Obgleich  den  bflrgerlichen  Gerichten  und 
beh(lrden  ttber  diejenigen  Personen,  die  den  militärisdMB 
richtsstand  in  Strafisachen  haben,  in  Ansehung  dieser 
keine  Gerichtsbarkeit  zusteht,  so  sind  sie  doch  zur 
eilender  y  zur  Sicherheit  dienender  Massregeln  gegen  die 
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dachten  Militärpersonen  in  allen  den  Fällen  befn^  und  Ter- 
pflichtet,  bei  denen  Gefahr  auf  dem  Verzuge  haftet,  d.  h.  wo 
kein  militärischer  Yorgesetzter  an  Ort  nnd  Stelle  gegenwärtig 
ist,  nnd  eine  dringende  Besorgniss  obwaltet,  dass,  falls  erst 
eine  Militärbehörde  reqairirt,  oder  anch  nur  der  nächste  mili- 
tärische Vorgesetzte  um  seinen  Beistand  ersucht  werden  sollte, 
die  den  Umständen  nach  zu  ergreifenden  Massregeln  zu  spät 
kommen,  nnd  ihr  Ziel  yerfehlen  möchten.  (§.  4).  Unter  dieser 
Voraussetzung  müssen  die  bürgerlichen  Gerichte  und  Polizeibe- 
hörden, wenn  Militärpersonen  Aufläufe,  Unruhen,  Schlägereien 
oder  andere  Excesse  erregen,  oder  daran  Theil  nehmen,  oder 
Jemanden  mit  unerlaubten  Gewaltthätigkeiten  bedrohen,  oder 
sonst  irgend  eui  Verbrechen  zu  begehen  im  Begriffe  sein 
möchten,  denselben  nachdrücklich  Einhalt  thun  und  nöthigen- 
falls  dieselben  in  Verhaft  nehmen  und  mit  einer  Anzeige  dess- 
falls  an  ihre  vorgesetzte  Militärbehörde,  längstens  binnen 
24  Stunden  nach  der  Verhaftung,  abliefern  lassen.  (§.  5). 
Femer  müssen  unter  der  gleichen  Voraussetzung  die  bürger- 
lichen Gerichte  und  Polizeibehörden,  wenn  eine  Militärperson 
in  ihrem  Amtsbezirke  ein  Verbrechen  begangen,  oder  sich 
dessen  dringend  verdächtig  gemacht  hat,  in  den  geeigneten 
Fällen  die  schleunige  Verhaftung  des  Thäters  oder  dessen 
schleunige  Verfolgung  veranstalten.  Auch  müssen  in  diesen 
Fällen  die  bürgerlichen  Gerichte  nnd  Polizeibehörden  diejenigen 
Schritte  thun,  welche  zur  Ausmittelung  der  Wahrheit  und  Auf- 
rechthaitung  der  Beweise  gereichen,  und  welche  sich  nicht 
ohne  Nachtheil  bis  zur  Dazwischenkunft  der  zuständigen  Mili- 
tärbehörde aufschieben  lassen.  Die  Civilbehörde,  welche  solche 
vorläufige  Massregeln  ergriffen  hat,  ist  jedoch  verpflichtet, 
hiervon  und  von  der  Veranlassung  dieser  Massregel  der  Militär- 
behörde unverzüglich  Nachricht  zu  ertheilen.  Hat  eine  Vei^ 
haftung  von  Militärpersonen  stattgefunden,  so  müssen  die 
bürgerlichen  Gerichte  und  Polizeibehörden  daftir  sorgen,  dass 
dieselben,  sobald  als  den  Umständen  nach  ü-gend  geschehen 
kann,  jedenfalls  innerhalb  der  nächsten  24  Stunden  nach  der 
Verhaftung,  an  die  zuständige  Militärbehörde  abgeliefert  wer- 
den. (§.  6).  Wenn  eine  Militärperson  wegen  eines  gemeinen 
(nicht  militärischen)  Verbrechens  in  Untersuchung  geräth, 
welches  anscheinend  eine   schwere  Strafe   nach   sich  ziehen 
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wUrde^  ist  die  znsttodige  Militärbehörde  —  jedodi  vm 
naeh  Massgabe  der  Gesetze  des  eigenen  Landes  —  befugt, 
den  Angesehnldigten  zur  Fortsetzung  der  UntersQdrang  usi 
Bestrafiing  an  das  bllrgerliehe  Gerieht  abzalieferi. 
(§.  7).  Diese  Vorschriften  gelten  nur  in  Friedensseitea 
nnd  so  lange  nicht  die  AafsteUnng  des  Bnndesheeres,  bei  be> 
Yorstehendem  Kriege,  yom  Bünde  beschlossen  wird.  In  kii^ 
terem  Falle  hat  es  bei  den  Vorschriften  der  Bandeskrü^fiw* 
fassong  das  Bewenden/' 

§.  506. 

f)  Allgemeine  Gartellconventioii  unter  den  deutsclia 
Bundesstaaten  vom  10.  Februar  1831,  die  Ausliefening 
von  Deserteuren  und  Militärpflichtigen  und  das  Yeibofc 
fremder  Werbungen  betreffend,  nebst  den  ergänzende  ^ 
Bundesbeschlttssen  vom  17.  Mai  1832,  29.  April  1859: 
und  2.  JuH  1863. 

I.  In  Folge  des  Artikels  24  der  Ornndzüge  der 
fSusnng  Tom  9.  April  1821  haben  die  sony^änai  Fürsten 
freien  Städte  Dentschlands  am  10.  Februar  1831,  Sitsmig 
§.  25  eine  allgemeine  Cartellconvention  gesehlossen,  dezen 
Stimmungen  in  folgenden  Artikeln  enthalten  sind^).    „(AiL 
Alle  Ton  den  Truppen  eines  Bundesstaates,  ohne  Uni 
ob  solche  zu  Provinzen  gehören,    welche   im  Bund 
liegen,  oder  nicht,  unmittelbar  oder  mittelbar  in  die 
liehen  Lande  eines  Bundesgliedes  oder  zu  dessen 
wenn  diese  auch  ausserhalb  ihres  Vaterlandes  sieh 
desertvende  Militärpersonen  werden  sofort  und  ohne 
Bedamation  an  den  Staat  ausgeliefert,  dem  selbige 
sind.    Gleichmässig  werden  auch  alle  Deserteure,  welcte 
nicht  zum  Bundesgebiete  gehörige  Provinzen  der  BundesstMMj 
entweichen,  an  den  Staat  ausgeliefert,  dem  selbige 
sind.    (Art  11).   Als  Deserteur  wird  derjenige  ohne 
schied  der  Waffe  angesehen,   welcher,   indem  er  an 


0  Bei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jor.  ConfÖd.  Genn.  S,  Auflag,  TäU 
8.  228. 
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einer  Abtheflimg  des  stehenden  Heeres  oder  der  bewaffneten 
ndt  demselben  in  gleichem  Verhältnisse  stehenden  Landes- 
oiacbt,  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  jedes  Bundes- 
staates gehört,  und  durch  seinen  Eid  zur  Fahne  verpflichtet 
ist»  ohne  Pass,  Ordre  oder  sonstige  Legitimation  sich  in  das 
Gebiet  eines  anderen  Staates  oder  zu  dessen  Truppen  begibt 
Offidere  niederen  oder  höheren  Banges,  wenn  sich  bei  solchen 
ein  Desertionsfall  ereignen  sollte,  sind  nur  auf  ergangene  Be- 
quisition  auszuliefern.  (Art.  III).  Sollte  ein  Deserteur  schon 
von  einem  anderen  Bundesstaate  entwichen  sein,  so  wird  er 
an  denjenigen  Bundesstaat  ausgeliefert,  m  dessen  Dienste  er 
zuletzt  gestanden.  Wenn  ein  Deserteur  nur  von  einem  Bundes- 
staate zn  einem  fremden  Staate  und  von  diesem  zu  Truppen 
eines  anderen  Bundesstaates  entweicht,  so  wird  er  an  den 
ersten  Bundesstaat  ausgeliefert,  falls  zwischen  dem  letzteren 
und  dem  fremden  Staate  kein  Cartell  besteht  (Art  IV).  Nur 
folgende  Fälle  können  die  Verweigerung  oder  Verzöge- 
rung der  Auslieferung  begründen,  a)  wenn  der  Deserteur 
zu  dem  Staate,  wohin  er  entweicht,  durch  Geburt  oder  recht* 
liebe  Erwerbung  —  abgesehen  von  dem  anderswo  flbemom- 
menen  Militärdienste  —  in  Unterthansverbande  steht, 
also  mittelst  der  Desertion  in  seine  Heimath  zurückkehrt; 
b)  wenn  der  Deserteur  in  dem  Staate,  in  welchen  er  entwichen 
ist,  ein  Verbrech  en  begangen  hat,  in  welchem  Falle  die  Aus- 
liderung erst  nach  erfolgter  Bestrafung,  so  weit  es  thunlich 
ist,  unter  Mittheilung  des  Straf urtheils,  jedoch  ohne  Anspruch 
auf  Erstattung  der  Untersnchungs-  und  Arrestkosten,  statt* 
finden  soll.  Schulden  oder  andere  eingegangene  Verbind- 
lichkeiten geben  aber  dem  Staate,  in  welchem  er  sich  aufhält, 
kein  Recht,  die  Auslieferung  zu  verweigern.  (Art  V).  Die 
Verbindlichkeit  der  Auslieferung  erstreckt  sich  auch  auf 
Pferde,  Sättel,  Beitzeug,  Armatur  und  Montirungs- 
stficke,  welche  der  Deserteur  mitgenommen  hat,  selbst  in 
dem  FaUe,  wo  der  Deserteur  nach  Artikel  IV  nicht,  oder  nioht 
sofort,  ausgeliefert  wird.  (Art.  VI).  Die  Auslieferung  geschieht 
an  den  nächsten  Grenzort,  wo  sich  entweder  eine  Militärbehörde 
oder  ein  Gensd'armeriecommando  befindet  Wird  ein  Deserteur 
von  einem  Bundesstaate  ausgeliefert,  der  nicht  unmittelbar  an 
den  Bundesstaat  grenzt,  welchem  der  Deserteur  angehört,  so 
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'    wird  derselbe  an  die  Milit&rbehörde  des  dazwischen 

Bondesstaates  unter  Ersatz   der  nothwendigen  AvftlageD  €b 
geben,  von  derselben  ttbemommen,  die  Unterhsltangsko 
während  des  Transportes  bestritten  und  mit  Beobachtong  < 
sonstigen  Bestimmungen ,   dem  Staate,  dem  er  gehOit, 
liefert.    (Art  VII).  Sollte  ein  Deserteur  der  Anfme 
der  Behörden  entgangen  sein ,  so  erfolgt  die  AusUefenrng  i 
die  erste  dessfallsige  Requisition,  auch  wenn  er  in  die 
dienste  des  Staates,  in  den  er  entwichen,  getreten  ist, 
sich  daselbst  ansässig  gemacht  hat    Die  Bequisitionen 
an  die  oberste  Civil-  oder  Militärbehörde  der  Provinz, 
der  Deserteur  sich  begeben  hat    (Art.  Vm).  Die  Unterh 
kosten  der  Deserteure  und  der  mitgenommenen  Pf^e 
dem  ausliefernden  Staate  von  dem  Tage  der  YerhaftinK : 
bis  einschliesslich  den  der  Ablieferung,  in  dem  Aug 
erstattet,  wo  der  Deserteur  abgeliefert  wird.    Desertesre  i 
mitgenommene  Pferde,  welche  dem  Bundesstaate,  dem  sie  i 
gehören,  zugefDhrt  werden,  werden  auf  dem  W^  dakis 
einheimische,  auf  dem  Marsche  begrilSene  Mannschaften 
Pferde  verpflegt,   und  es  wird  fttr  diese  Verpflegung 
Staate  die  nämliche  Vergütung  geleistet,  welche  dort  fl 
Verpflegung  der  eigenen,  auf  dem  Marsche  begriffenen  Ma 
schalten  und  Pferde  vorgeschrieben  ist.    Der  Betrag  d 
vergütenden  Auslagen  ist  überall  durch  eine  amtliche 
nigung  auszuweisen.    In  den  Fällen ,  wo  der  Deserteur 
verschiedene  Gebiete    fortzuschaffen  ist,    muss   von  der 
liefernden   Behörde  jederzeit   ein  Transportzettel   mitgab 
werden.  Diejenigen  Staaten,  durch  welche  der  Deserteur  do 
geführt  wu*d,  haben  die  erwachsenen  Unterhaltungskostes 
schussweise   zu   bezahlen,    welche    auf   dem   Transp 
quittirt  und  so  dem  nächstvorliegenden  Staate  in  Zur 
gebracht  werden,   welcher  hierauf  bei  der  Äuslieferuog 
vollen  Ersatz  erhält    (Art.  IX).   Unterthanen,   welche 
teure  und  mitgenommene  Pferde  einliefern,   eriialten 
Prämie:  fttr  einen  Deserteur  ohne  Pferd  8  fl.  C.M.,  fllr  < 
Deserteur  mit  Pferd  16  fl.  C.  M.,  ftir  jedes  Pferd  ohne  1 
8  fl.  C.  M.  —  Obrigkeiten,  welche  dnen  Deserteur 
erhalten  keine  Prämie.    (Art.  X).   Ausser  den   Unterha 
kosten  und  der  Prämie  darf  nichts  weiter,  unter  keinerlei  ^ 


$.  506.   Auslieferung  t.  Desertearen  etc.  Verbot  fremder  Werbungen.    745 

wand,  er  betreffe  Löhnung,  Handgeld,  BewaclrangB-  und  Forl- 
schaffongskosten,  gefordert  werden.  (Art.  XI).  Allen  Behörden 
wird  zur  strengen  Pflieht  gemacht,  auf  Deserteure  zu  wachen. 
(Art.  XII).  Alle  nach  der  Verfassung  der  Bundesstaaten  reserve-, 
landwehr-  und  überhaupt  mifitärpflichtigen  Unterthanen,  sie 
mögen  vereidet  sein  oder  nicht,  einberufen  sein  oder 
nicht,  welehe  ohne  obrigkeitliche  Erlaubniss  in  die  Länder 
oder  zu  den  Truppen  eines  anderen  Bundesgliedes,  sie  mögen 
zum  Bundesgebiete  gehören  oder  nicht,  übertreten,  sind  der 
Auslieferung  unterworfen,  jedoch  nur  auf  besondere  Requisition 
der  competenten  Behörde.  Mit  den  Unterhaltungskosten  ist 
es,  wie  bei  den  Deserteuren  von  den  Truppen  selbst,  zu  halten. 
Eine  Prämie  wird  aber  nicht  gezahlt  (Art.  Xm).  Allen  Be- 
hörden und  Unterthanen  der  Bundesglieder  ist  streng  zu  unter- 
sagen, Deserteure  oder  Militärpflichtige,  welche  ihre  Militär- 
befreiung nicht  hinlänglich  nachweisen  können,  zu  Kriegs- 
diensten aufzunehmen,  deren  Aufenthalt  zu  verheimlichen,  oder 
dieselben,  um  sie  etwaigen  Reelamationen  zu  entziehen,  in 
entferntere  (regenden  zu  befördern.  Auch  ist  nicht  zu  ge- 
statten, dass  eine  fremde  Macht  dergleichen  Indi- 
viduen innerhalb  der  Staaten  des  deutschen  Bun- 
des anwerben  lasse.  (Art  XIV).  Wer  sich  der  wissent- 
lichen Verhehlung  eines  Deserteurs  oder  Militärpflichtigen 
emes  anderen  Bundesstaates,  oder  der  Beförderung  der  Flucht 
desselben  schuldig  macht,  wird  nach  Landesgesetzen  des 
Hehlers  so  bestraft,  als  wenn  die  desertirenden  oder  austreten- 
den Individuen  dem  Staate  selbst  angehörten,  in  dem  der 
Hehler  wohnt  (Art  XV).  Wer  Pferde,  Sättel,  Reitzeug,  Ar- 
matur- und  Montirungsstücke,  welche  ein  Deserteur  aus  einem 
anderen  Bundesstaate  bei  seiner  Entweichung  mitgenommen 
hat,  an  sich  bringt,  hat  selbige  ohne  Ersatz  zurückzu- 
geben, und  wird,  wenn  er  wusste,  dass  sie  von  einem  De- 
serteur herrührten,  eben  so  bestraft,  als  wenn  jene  Gegenstände 
dem  eigenen  Staate  entwandt  wären.  (Art  XVI).  Eigen- 
mächtige Verfolgung  eines  Deserteurs  oder  austretenden 
Militärpflichtigen  über  die  Grenze  ist  zu  untersagen.  Wer  sich 
solche  erlaubt,  wird  verhaftet,  und  zur  gesetzlichen  Bestrafung 
an  seine  Regierung  abgeliefert.  Als  eigenmächtige  Verfolgung 
ist  aber  nicht  anzusehen,  wenn  ein  Gommandirter  in  das  jen- 
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Mitige  Gebiet  abgesandt  wird,  um  der  Ortadbri^ett  dkDes»' 
tion  za  melden.     Der  Gommandirte   darf  neb  ab^r  sa  im 
Deserteur  nicht  yergreifen,  widrigmfalls  er,  wie  TOKiwiliBi) 
zu   bestrafen   ist     (Art  XVII).  Jede   gewaltsame  oder 
heimliche  Anwerbung  in  anderem  Territorinii,  Y» 
flüining  ZOT  Desertion  oder  zmn  Austreten  von  Hilitliii^idrlim 
ist  in  dem  Staate,  wo  solche  geschieht,  nach  den  Gaeba 
desselben  an  bestrafen.    Wer  sich  der  Bestrafong  dmekiEe 
Hncht  entzieht,  oder  yon  seiner  Heimafli  ans  auf  oUp  Art 
auf  jenseitige  Unterthanen  au  wirken  sucht,  wird,  nf  te- 
fiülsige  Requisition,  in  seinem  Lande  zur  Unt^suehiDg  od 
gesetzlichen  Strafe  gezogen.    (Art  XYIU).  Allen  Tor  klmäm 
dieser  allgemeinen  Cartellconyention   desertirten  oder  vufr 
tretenen,  in  den  Art.  I,  n,  in  und  Xn  bezeichneten  häübm 
wird  Amnestie  zugestanden,  sofeme  sie  ihren  Wunsch  dadal 
binnen  Jahresfrist  erklären  wflrden  2).    (Art  XIX).  Die  Bote 
g^eder  machen   sich  verbindlich,   keine  besonderen  OvA 
unter  sich  bestehen  zu  lassra,   oder  von  nun  an  einsogt 
deren  Bestimmungen  mit  den  Grundsätzen  dieses  aHgaseiMi 
Gartells  in  Widerspruch  stehen.    (Art.  XX).  VoiBtehende  Oit 
tettcouTention  tritt  vom  heutigen  Tage  (10.  Februar  18S1)  n 
in  Whrksamkeit.^' 

n.  Zur  Erläuterung  und  Ergänzung  der  allgemeinen  CaitaD* 
eonyention  wurde  durch  Bundesbeschluss  vom  17.  Mai  181^ 
Sitz.  XVn,  Protok.  §.  167  weiter  bestimmt'):  I)  imd» 
darmen,  Polizeidiener,  Militär-  oder  Sicherheitswaeha,  ^ 
überhaupt  alle  obrigkeitliche  Personen  und  Diener,  sofeme  k 
ihrer  Dienstobliegenheit  die  Wachsamkeit  auf  alle  verdidi^ 
Individuen  liegt,  keine  Prämie  (Art.  IV  der  CiaiteUeonT«^ 
tion)  ansprechen  kOnnen,  wenn  sie  Deserteure  oder  von  dieMi 
mitgenommene  Pferde  einliefern.  2)  Die  übrigen  BestunmutS 
des  Bundesbeschlusses  vom  17«  Mai  bezweckten  nur,  die  Bi> 
Bitzung  der  im  Art  18  der  Gartellconvration  verkeisseMi 
Amnestie  zu  erleichtem ,  und  verkündeten  au^eich  eine  Tt^ 


*)  Da  die  Frist  für  diese  Amnestie  längst  abgelaufen  ist,  so  wurde  a 
bei  diesem  Art  XYIU  unterlassen,  denselben  seinem  ganien  Wortls^ 
aaeh  mitjnitheilen. 

')  Bei  G.  V.  Meyer,  L  c.  TU.  II«  &  2dL 
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llDgeniDg   der    daflir   bewüligten   Frist    bis    zum  5.   Okto- 
ber 1832. 

in.  Auf  Antrag  Ton  GfOBsherzogthum  H  essen  erging 
sodann  wegen  Auslegung  and  Anwendung  der  Artikel  VIII — X 
der  Bondes-Cartellconvention  vom  10.  Februar  1831  noch  ein 
weiterer  Bnndesbeschluss  in  der  15.  Sitzung  vom  29.  April 
1858,  Protok.  §.  210  *),  wodurch  dieBundesregierungen  ersucht 
worden,  ihre  betreffenden  Behörden  zu  genauerer  Befolgung 
der  Vorsehriften  der  Oartellconvention  ttber  die  au  vergütenden 
Unterhaltungskosten  der  Deserteure  anzuweisen.  Zugleich 
wurde  erläuternd  ausgesprochen,  „dass  die  durch  Abliefe- 
rung eines  Deserteurs  entstehenden,  nach  den  Artikeln  Vin — ^X 
der  Bundes-Cartellconyention  zu  vergütenden  Kosten  auf  allen 
Stationen  in  dem  Betrage  zu  vergüten  sind,  wie  solche  auf 
dem  Transportzettel  quittirt  sind,  und  dass  es  lediglich  Sache 
desjenigen  Staates,  welchem  der  Deserteur  angehört,  und  an 
welchen  derselbe  schliesslich  abgeliefert  wird,  sei,  die  Rück- 
vergütung von  Kosten,  welche  den  Bestimmungen  der 
CarteUconvention  zuwider  aufgerechnet  werden,  von  dem 
betreffenden  Staate  zu  verlangen.''  • 

IV.  Durch  Bnndesbeschluss  vom  2.  Juli  1863,  21.  Sitzung, 
Protok.  §.  158  wurde  der  Art.  Vin  der  Oartellconvention  noch 
weiter  dahm  abgeändert,  dass  künftig  ausser  der  im  Art  IX 
der  Convention  flir  Einlieferung  von  Deserteuren  und  mitge- 
nommenen Pferden  festgesetzten  Prämie,  keinerlei  Ver- 
gütung der  durch  die  Auslieferung  von  Deserteuren  entstehen- 
den Kosten  —  weder  ftlr  den  Transport,  die  Bewachung  u.  s.  w., 
noch  für  den  Unterhalt  der  Deserteure  und  der  mitgenommenen 
Pferde  —  zu  gewähren  sei,  und  dass  diese  kostenfreie  Aus- 
lieferung vier  Wochen  nach  Fassung  dieses  Bundesbeschlusses 
einzutreten  habe.  Nach  der  Erklärung  der  k.  niederländi- 
schen Regierung  werden  diese  neuen  Bestimmungen  zwar 
auch  ftlr  das  Königreich  der  Niederlande  Gültigkeit  er- 
langen, nicht  aber  für  die  Golonien,  wegen  deren  die  k.  Re- 
gierung zu  besonderen  Vereinbarungen  mit  den  einzehien  Re- 
gierungen bereit  ist.  Die  k.  dänische  Regierung  trat  dieser 
neuen  Einrichtung  zwar  fbr  Holstein  und  Lauenburg  bei, 


«)  Bei  G.  V.  Meyer,  1.  c.  ThL  n,  8.  679.  680. 
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hiiisiohtiich  des  KönigreioliB  Dänemark  uid  des  Hemg- 
ihiims  Schleswig  wird  es  aber  bei  den  Bestimmimgeoder 
Cartellconyention  yon  1831  bewenden. 

§.  507. 
g)  Die  BundesfestungeiL 
a)  Die  Pariser  Verträge  von   1815  und   die  Bunde»- 
beschlttsse  vom  5.  Oktober  1820  und  28.  Juli  182& 

I.  Da  die  einzigen  eigentlichen  Reichsfestangen  EeM 
nnd  Phillippsbnrg  in  dem  Kriege  mit  Frankreich  zerstOit 
worden  waren  nnd  nach  der  Bestimmung  des  Lfineviller 
Friedens  Ton  1801  art  VI  nicht  wieder  hergesteOt  werdet 
dnrften ,  so  entbehrte  die  Reichsgrenze  gegen  Westen  in  der 
letzten  Zeit  des  Reiches  alles  Schatzes. 

n.  In  den  Pariser  Verträgen  von  1815  wnrde  aber  danaf 
Bedacht  genommen,  das  Vertheidignngssystem  des  dentsebea 
Bandes  anf  neae  Grnndlagen  zu  bringen.  Zn  diesem  Zwecke 
warde  am  20.  November  1815  beschlossen,  dass  die  Flltie 
Mainz,  Laiceftibarg  and  Landan  dem  deutschen  Bunde 
znm  Zwecke  der  Befestigung  überlassen  werden  sollten,  jedodi 
unbeschadet  der  Gebietshoheit  der  betreffenden  Landesherren^. 
Zugleich  wurde  bestimmt,  dass  eine  Summe  von  sechzig 
Millionen  Franken  von  den  französischen  Contributionsgelden 
auf  die  Befestigung  der  westlichen  Grenze  Deutschlands  ver- 
wendet und  noch  eine  vierte  Bnndesfestung  am  Oberrfaeiii 
angelegt  werden  solle  ^). 

ni.  Durch  Bundesbeschluss  vom  5.  Oktober  1820  eignete 
sich  die  Bundesversammlung  drei  von  den  Bevollmächtigten 
auf  den  Wiener  Ministerialconferenzen  verabredete  Artikd 
wegen  Uebemahme  der  Bundesfestungen  an,  nämlich:  1)  „K^ 
nach  den  europäischen  Verträgen  bereits  als  Bundesfestnngei 
bestehenden   Plätze   Mainz,    Luxemburg    und  Landsl 


0  Protocole  Paris  3.  u.  20.  Nov.  1815,  art  X«  in  6.  v.  Meyer,  (^ 
Jur.  Conföd.  Genn.  3.  Aufl.  TU.  I  (1858),  S.  293. 

«)  Ebendas.  arl  X  a  linea  5.  —  Statt  eines  rierten  VbXseiid 
spater  iwei,  Ulm  und  Rastatt  als  Bandesfestangen  in  Stand  gesitä 
worden.    Siehe  unten  §.  509. 
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werden  von  dem  Bunde  ttbemommen.  8)  Die  nüttigen  Yor- 
kehnuBgen  sur  nnaii&chiebliehen  Herstollnng  nnd  VoUendiiDg 
dieser  FeBtangen  sind  sogleich  za  veranlassen;  and  3)  die 
Anerkennung  der  Gamisonsrechte  in  den  Art  1  benannte 
Plätzen  findet  in  Gemässheit  der  bestehenden,  der  Bondesver- 
Bammlong  in  der  50.  Sitznng  des  Jahres  1818  vorgelegten 
Verträge  statt.'' 

IV.  Dnrch  Bondesbeschloss  vom  28.  Juli  1825  (Separat- 
Protokoll  der  19.  Sitzung)  wurden  mit  grosser  Ausführlichkeit 
die  VerhiUtnisse  der  Bundesfestungen  Mainz,  Luxemburg 
nd  Landau  zum  Bunde  bestimmt,  und  namentlich  dieGmnd- 
fttze  fOr  deren  Uebemahme,  Erhaltung  und  Herstellung  und 
den  Geschäfts -Verkehr  der  Gouverneure  und  Commandantmi 
Biit  der  Bundesversammlung  festgestellt  Lasbesondere  ist  hierin 
ftosgesprochen,  dass  diese  Bundesfestungen  in  FriedenszeiteD 
Uiter  den  Befehlen  und  der  speciellen  Aufsicht  der  Bundes- 
nxsammlung  stehen;  im  Kriege  übergibt  die  Bundesversamm- 
lug  diese  ihre  Rechte  an  den  Oberfeldherrn  des  Bundes.  Die 
Gouverneurs,  Commandanten,  Genie-  und  Artilleriedirektoren 
in  Mainz,  Luxemburg  und  Landau,  so  wie  auch  die 
Bechnungsbeamten  in  den  beiden  erstgenannten  Bundes- 
hfltongen  stehen  in  Eid  und  Pflicht  des  Bundes.  Der  Sold 
BDd  die  Bekleidung  der  Tmppen  werden  jederzeit  von 
lern  Kriegsherrn  bezahlt;  desgleichen  die  Verpflegung, 
bis  der  wirkliche  Belagerungsstand  eintritt^). 

§.  508, 

^  Die  Bundesfestungen  Mainz,   Luxemburg  und 

Landau. 

L  Li  Bezug  auf  Mainz  war  schon  durch  Vertrag  zwischen 
den  Kronen  Oesterreich,  Preussen  und  dem  Grossherzoge  von 
Bessen  vom  30.  Juni  1816  art  VIU  anerkannt,    dass  die 


s)  Siehe  den  B.-B.  yom  28.  Juli  1825  bei  6.  v.  Meyer,  1.  c.  Thl.  n 
[185d),  S.  171.  —  Ueber  die  Uebemahme  der  Bandesfestungen  und  die 
^Terpflegoogspflicht  der  Besatznngstruppen  in  denselben,  siehe  noch  insbe- 
Mndere  den  B.-B.  vom  19.  Aug.  1830,  Sitz.  23,  §.  186  und  die  nachträg- 
Bdie  Erläuterung  Oesterreichs  und  Prenssens  yom  26.  Aug.  1830,  Sitz.  24, 
{.  191,  eben  das.  Thl.  n  (1869),  S.  213;  siehe  auch  unten  §.  510. 


750   f  fiOa.   IHe  BondeafcBtaiWHi  Mains,  Loxcnliuf  mA  Ijndm 

Stadt  mid  das  QdUet  tod  Mainz,  eiMchUlmg  Casbd  »d 
KotAeiBy  ttnter  Sow^ainettt  toh  Hemeii  (rtehea,  mitAiit- 
nähme  alles  desseB,  was  die  Festung  ansmadit,  die  lii 
Bandesfestiing  erklärt  ist^.     Die  CkmisonsTerhiltiDtte  md 
der  Festlingsdienst  in  Mainz  wurden  durch  dne  IGKinii- 
vention  unter  denselben  Staaten  zu  Garlsbad,  den  10.  A^Mt 
1817   geordnet^.     Die   wesentlichsten   Bestimmungen  dkMr 
Uebereinkunft  sind:  1)  Die  Besatzung  von  Mains  soll,  wie 
bisher,  aus  ein»  gleiche  Anzahl  österreichischer  vd 
preussischer  Truppen  und  dnem  Bataillone  grosdienoglUk 
hessischer  Truppen  bestehen.    2)  Der  Ocuverneir  wU 
von  Oesterreieh  und  Prenssen  von  fünf  zu  ftinf  Jahien  ito- 
nirend  ernannt:  ebenso  der  Gommandant,  und  zwar  n^ 
dass  wenn  ein  Oesterreieher  Gouverneur  ist,  der  Comnuatal 
von  Preussen  gegeben  wird,  und  umgekehrt  3)  Sehr  aosfliiuU 
sind  die  Rechte  und  Pflichten  des  Gouverneurs  und  Comnii' 
danten  bestimmt,  und  insbesondere  deren  persönliche  V«^ 
wortlichkeit  gegen  den  Bund  hervorgehoben.  4)  Ffir  dasHtfir 
mum  der  Besatzung  im  Frieden  wurde  die  Zahl  von  7000  Mau 
Infanterie    und    200   Pferden    festgesetzt      In  Kiiegaseita 
soU  die  Besatzung,    wenn  die  Festung  in  Belagenuigartiai 
erUftrt  wird,  nicht  unter  20,000  Mann  Infanterie  mit  600  PfB^ 
den  bleiben. 

II.  In  Bezug  auf  Luxemburg  war  durch  V^trag  A 
Frankfurt,  den  12.  März  1817,  art  IV— VII  festgesetit  imda% 
dass  die  volle  Souverainetät,  sowohl  in  der  Stadt  ak  Fe* 
stung  Luxemburg,  dem  Könige  der  Niederlande  als  Gro» 
herzog  von  Luxemburg  verbleibt  Das  Recht  den  Oouvmetf 
und  Commandanten  dieses  Platzes  zu  ernennen,  wurde  von  dett 
Könige  der  Niederlande  an  Preussen  abgetreten.  I>ieB^ 
Satzung  bestand  hiemach  zu  drd  Viertheilen  ans  k.  preissi* 
sehen,  zu  einem  Viertheile  aus  k.  niederländiaehei 
Truppen  ^.    Nach  dem  Bnndesbeschlusse  vom  28.  JuH  18^ 


«)  Siehe  den  Vertrag  von  Frankfurt,  den  Sa  Juni  1S16  bd  &  ^ 
Meyer,  Goip.  Jnr.  Gonföd.  Germ.  3.  Aufl.  ThL  n  (1868),  &  11& 

•)  £benda8.  Thl.  U  (1859),  S.  119. 

>)  Siehe  den  Vertrag  vom  13.  MftrE  1817,  ebendas.  TU.  n(lM 
S.  125. 
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wird  auch  der  Artillerie-  und  Geniedirektor  in  Luxemburg  ron 
Prenssen  ernannt^)«  Dnreh  Bnndesbesohlass  vom  18.  Joni 
1839,  Shz.  10,  Protok.  §.  143  %  wurde  in  Bezug  auf  Luxem- 
burg festgesteUt,  1)  dass  die  Verpflichtung  des  Bundes  im 
Bestreitung  der  baulichen  Herstdlong  der  Bundesfestung 
Luxemburg  als  Grundsatz  ausgesprochen  und  2)  gleichmXasig 
die  Verpflichtung  der  Gesammtheit  des  Bundes,  die  Kosten  der 
Aprovisionirung  des  Bundesfestung  Luxemburg  fbr  den  Fall  der 
Belagerung  zu  tragen,  anerkannt  werde ^).  Am  17.  No- 
vember 1856  wurde  zu  Frankfurt  a«  M.  eine  Convention 
Bwischen  der  preussischen  und  luxemburgischen  Begiemng 
abgeschlossen  und  am  20.  November  1856  bei  der  Bundes- 
versammlung zur  Anzeige  gebracht''),  wonach  Luxemburg  die 
alleinige  Besatzung  der  Festung  Luxemburg  in  Friedens- 
zeiten an  Preussen  ttberlässt,  und  das  luxemburgische 
Bnndescontingent  nur  zur  Kriegsbesatzung  beigezogen 
wird.  Diese  Uebereinkunft  wurde  von  der  Bundesversammlung 
in  der  8.  Siteung  vom  26.  Februar  1857,  Protokoll  §.  107 
genehmigt^). 

in.  Landau,  Canton,  Stadt  und  Festung,  wurde  durch 
Vertrag  zu  München  den  14.  April  1816  von  der  Krone  Oester- 
reich  an  die  Krone  Bayern  zu  vollem  Eigenthume  und  Souve- 
rainet&t  abgetreten,  jedoch  die  Festung  mit  ausdrücklichem 
Vorbehalte  ihrer  Eigenschaft  als  Bundesfestung  ^).  Durch 
Bnndesbeschluss  vom  14.  December  1830,  Sitz.  42,  Protokoll 
§.  320  ^<^)  wurde  in  Bezug  auf  diese  Festung  besonders  be- 
stimmt, 1)  dass  das  Bundesrecht  über  dieselbe  in  Friedens- 
zeiten, im  Namen  und  Auftrage  des  deutschen  Bundes,  von 


«)  Eben  das.  TU.  H  (1859),  B.  171. 

B)  Eben  das.  Tbl.  H  (1859),  S.  362. 

<0  Die  übrigen  Bestimmangen  dieses  Bondesbeschlosses  betreffen  nur 
die  Anwendung  dieses  Princips  auf  bereits  früher  ausgeführte  Bauten  und 
Anschaffiongen. 

7)  ProtokoU  der  B.-Y.  v.  20.  November  1866,  Sitz.  80,  §.  311  (eben- 
daselbst Thl.  n  (1859),  S.  662). 

•)  Eben  das.  ThL  H  (1859),  S.  667. 

*)  Siehe  den  Vertrag  d.  d.  München,  14.  April  1816,  ebenda«. 
Thl.  n  (1869),  S.  124. 

«)  Ebendas.  Thl.  ü  (1869),  S.  226. 
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dem  Könige  von  Bayern  anter  Oberanfsieht  des  BnndcB  aoB- 
gefibt  wird,  nnd  fllr  diese  Zeit  die  Wirksamkeit  der  l^tir- 
eommission  als  Zwischeninstanz  zwischen  der  BundesTersaDB- 
long  und  den  Festangsbehörden  aasgeschlossen  ist    2)  Sobald 
die  BandesYersammlang  nach  Art  38  der  Wiener  ScUnaBakte 
einen  Beschlass  über  die  Ergreifang  von  Yertheidigongnua- 
regehi  fasst,  tritt  die  unmittelbare  Unterordnang  der  Boad«- 
festnng  Landau  unter  die  specielle  Aofeicht  and  Befdde  der 
Bondesversammlang  und  des  Oberfeldh^rm  in  gleicher  Weiee^ 
wie  bei  den  Bnndesfestungen  Mainz  und  Luxemburg,  cäu 
3)  In  Friedenszeiten  werden  nur  der  Gouvemeor  mid  Co» 
mandant,  nicht  aber  der  Grenie-  und  Artilleriedirektor,  da 
Bande  vereidigt    4)  Der  grossherzoglich  badischen  B^ 
rang  wurde  die  nach  dem  pariser  Protokoll  vom  3/20.  H^ 
vember  181d,  art.  X^O   ^^   aaferlegte  Verbindlichkeit,  m 
Drittheil  der  Eriegsbesatzung  von  Landau   zu  steSOi 
erlassen  und  auf  die  Infanteriecontingente  der  in  der  Steflof 
som  Bandesheere   erleichterten  Staaten  ttbertragen,  wogtet 
sich  die  grossherzoglich  badische  Regierung   T^fliditeli^'< 
fllr  den  Fall  aagenblicklichen  Bedürfnisses  und  bis  n 
Eintreffen  der  zur  Verstärkung  der  Kriegsbesatzung  vom  Bimdri 
bestimmten  Contingente,  provisorisch  2000  Mann  in  die  Bimdaii^ 
festung  zu  stellen  ^^).    Durch  Bundesbeschlass  vom  19.  Mri 
1859,  Sitzung  18,  Protok.  §.  184^^)  ist  nonmehr  die  UebtfB 
nähme  der  Bundesfestung  Landau  in  die   unmittelbar^ 
Verwaltung  des  Bundes,  unbeschadet  der  yertragsrnSaagaf 
Soaverainetäts-  und  Eigenthumsrechte  der  Krone  Bayern  aa 
Stadt  und  Festung,  so  wie  des  ausschliesslichen  Besatznagf' 
rechtes  Bayerns  in  Friedenszeiten  daselbst  angeordnet  wordtf 
und  in  Wirksamkeit  getreten,  so  dass  hiernach  dieVerwaltuf 


«*)  Siehe  G.  y.  Meyer,  Corp.  Jur.  Gonföd.  Germ.  3.  Auflag?  TUl 
(1858X  S.  293. 

**)  Ueber  die  AasfÜhrang  dieser  letzteren  Bestimmung  des  &*B.  itf 
li.  December  1830,  yergl.  den  B.-B.  vom  17.  M&ra  1881,  Sitx.  9,  Pro* 
§.  68,  bei  G.  V.  Meyer,  1.  c  TU.  U  (1869),  S.  233. 

")  Ebendas.  Tbl.  H  (1862),  S.  4.  —  Ueber  die  Anlegung  eM 
Scbiessplatzes  in  Landau  dnrcb  Pacbtnng  eines  Areals,  siehe  BA. 
vom  16.  Mai  1861,  Sitzung  17,  ProtokoU  §.  130;  ebend&s.  TU  B 
(1861),  S.  154. 
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dieser  Bondesfestnng  mit  jener  der  übrigen  Bundesfestnngen 
auf  gleichen  Fius  gebracht  worden  ist 

§.  509. 

y)  Die  Bundesfestungen  Ulm  und  Rastatt* 

L  Durch  BondesbeBchlnss  vom  26.  März  1841  (Separat- 
protokoll der  7.  Sitznng)  wurde  femer  beschlossen:   1)  dass 
snr  Sichernng  der  oberrheinischen  Grenze  Deutschlands  die 
Plätze  von    Ulm  nnd    Rastatt    befestigt    werden    sollten. 
2)  Ulm  wurde  als  Hauptwaffenplatz ,   Rastatt  als  Verbin- 
dnngs-  und  Grenzfestung  sowie  als  Waffenplatz  des  achten 
Armeekorps  bestimmt.    3)  Ausser  einigen  Bestimmungen  ttber 
die  Art  und  Weise  der  Befestigung  und  die  Bildung  eines 
gemeinschaftlichen  Baufonds  aus  dem  Yorhandenen  Fond  von 
20  Hillionen  Franks   und   matrikularmässigen  Beiträgen   der 
Bundesglieder  wurde   festgesetzt ,  dass  die  Unterkünfte-  und 
Aufbewahrungsräume,  welche  für  die  Ergänzung  der  Besatzung 
ftir   den   Eriegsfuss   erforderlich  sind,    auf  gemeinschaftliche 
Kosten  des  Bundes  erbaut,  die  fUr  die  Friedensbesatznng  er- 
forderlichen Gebäude  aber,  wenn  sie  nicht  zugleich  Defensions- 
gebäude  und  Werke    sind,   von  den   die  Friedensbesatzung 
stellenden  Staaten   auf  eigene  Kosten  errichtet  werden  und 
deren   Eigenthum   bleiben    sollen.     Die   Unterhaltung  erfolgt 
nach  Hassgabe  der  Erbauung.  4)  Belangend  dieGarnisons- 
▼erhältnisse,    so    wird  die  Friedensbesatzung   der 
Bundes&stung  Ulm  aus  k.  bayerischen  und  k.  wfirtem- 
bergischen  Truppen,  dann  einer  k.  k.  österreichischen 
Artillerieabiheilung  von  zwei  Compagnien  zu  300  Hann  be- 
stehen.    Die  Kriegsbesatzung   wird    zu  einem  Drittheile 
aus  k.  k.  österreichischen  nnd  zu  zwei  Drittheilen  aus 
k.  bayerischen  und  k.  wfirtembergischen  Truppen  ge- 
bildet.    Von    den    Festungsbehörden    daselbst    werden    der 
GouTcmeur,  Commandant  und  Geniedirektor  von  Seite  Bayerns 
nnd  Wtirtembergs,  der  Artilleriedirektor  von  Oesterreich 
ernannt.    Die  Besatzungs-  und  Conmiandoyerhältnisse  zwischen 
Bayern    und   Wfirtemberg    werden    unter   Genehmigung   des 
Bundes  durch  besondere  Vereinbarung  zwischen  beiden  Terri- 
torialherren   geordnet.     5)   Die    Friedensgarnison    der 

ZSpfl,  Stattmoht.  6.  AniL  H.  4S 
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Bündesfestung  Rastatt  wird  ans  grossherzoglich  badisekes 
Truppen  und  einer  für  die  Friedensbesatzung  erfordeilicbefi 
Zahl  k.  k.  österreichischer  Sappears  und  Minenrs  be- 
stehen ;  die  Kriegsbesatzung  aber  zu  einem  Drittheile  ans  k. 
k.  österreichischen  und  zn  zwei  Drittheilen  ans  groo- 
herzoglich  badischen  Trappen  gebildet.  Von  denFegtimgs- 
behörden  ernennt  Baden  den  Gouvemenr,  Commandantes  imd 
ArtUleriedirektor,  Oesterreich  den  Geniedirektor.  6)  äianft- 
liche  Festangsbehörden  in  beiden  Festungen  werden  in  Gü 
und  Pflicht  des  Bundes  genommen.  7)  Der  Bund  übt  du 
Inspektionsrecht  in  beiden  Plätzen  in  Bezug  auf  die  Festmigi- 
werke  und  die  Ausrlistung  durch  die  Militärcommissioii.  Dv- 
selbe  hat  die  Verwaltung  der  von  ihm  zu  leistenden  jihrlifbei 
Festungsdotation. 

IL  Durch  Bundesbeschluss  vom  11.  August  1842  (Sepink* 
Protokoll  der  21.  Sitzung)  wurden  die  von  der  Miliförc(ifr_ 
mission  vorgelegten  Grandlinien  der  Befestigung  von  Ulm 
Rastatt  genehmigt y  und  ftlr  deren  AusfQhrung  als  nieht« 
ttberschreitender  Gesammtkostenbetrag,  fOr  Ulm  die  Si 
von  17,500,000  Gulden,  und  flir  Rastatt  10,000,000  GuHi 
bewilligt. 

III.  Auf  die  Bundesfestungen  Ulm  und  Rastatt 

sich  noch :  1)  Die  BundesbeschltLsse  vom  30.  Juli  1846,  Sits. 

Protok.  §.  207  und  vom  6.  September  1851,  Sitz.  22, 

§.  140,  die  Bezeichnung  der  Geschfitzrohre  der  Artilleriedoi 

in  diesen  beiden  Bundesfestungen  betreffend  *) ;  2)  der  Buni 

beschluss  vom  30.  April  1857,  Sitz.  15,  Protok.  §.  189, 

durch  der  am  9.  März  desselben  Jahres  zwischen  Bayern 

Wflrtemberg  abgeschlossenen  Uebereinkunft  über  die  Peisoidl 

Verhältnisse  der  Geniedirektion  der   Bündesfestung  Ulm 

Genehmigung  ertheilt  wurde  ^);    3)  der  Bundesbeschlass 

19.  März  1857  Sitz.  11,  Protok.  §.  145,  worin  die 

gebenden   Regierungen   von    Oesterreich   und   Baden 

wurden,  zur  Sicherstellung  eines  schon  im  Frieden  Ti 

SU   haltenden  Proviantvorrathes   ftir  die  Eriegsbesatzmif  te| 

Bündesfestung  Rastatt  eine  Vereinbarung  zu  treSen  vi! 
I 

«)  Bei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföd.  Germ.  3.  AuflL  Tbl  n  (iSfl^ 
S.  440  ond  563;  siehe  oben  §.  132,  lY. 

•)  Sbendas.  S.  670. 
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ausserdem  die  badiflche  Begiernng  um  EinriehtaBg  einer  Militär- 
TerpflegODgs- Verwaltung  mit  eigener  Bäckerei  für  ihre  Be- 
satzangstmppen  za  Rastatt  angegangen  wurde ^). 

IV.  Durch  Bundesbeschlnss  vom  11.  August  1859;  Sitz.Sl, 
Protok.  §.  269^)  wurden  die  Besatzungsverhältnisse 
der  Bundesfestung  Rastatt  auf  das  Andringen  von  Prenssen 
folgendermassen  abgeändert:  1)  Die  Besatzung  der  Bundes- 
festung Rastatt  wird  im  Kriege  wie  im  Frieden  von  den 
Regierungen  von  Oesterreich^  Preussen  und  Baden 
gemeinschaftlich  gestellt.  2)  Die  Friedensbesatzung  der  Bundes- 
festnng  Rastatt  ist  auf  6000  Mann,  die  Kriegsbesatzung  auf 
12000  Mann  festgesetzt  mit  specieller  Angabe  der  Mannschaft 
nach  den  einzelnen  Waflfengattungen.  3)  Desgleichen  wurde 
bestimmt,  wie  viele  und  welche  Mannschaft  jede  der  drei  ge- 
nannten Regierungen  zur  Friedens-  und  Kriegsbesatzung  zu 
stellen  hat.  4)  Baden  ernennt  den  Gouverneur  der  Festung 
und  den  Artilleriedirektor,  so  wie  auch  das  Personal  der  Ar- 
tilleriedirektion, die  Vorstände  und  das  Personal  der  Admini- 
stration und  der  Gouvernements-Kanzlei.  In  der  Ernennung 
des  Festungscommandanten  findet  zwischen  0  est  er  reich  und 
Preussen  ein  fünflähriger  Wechsel  statt.  Für  den  ftinf- 
jährigen  Zeitraum,  für  welchen  Oesterreich  den  Comman- 
danten  zu  ernennen  hat,  bestellt  Preussen  den  Platzmajor 
und  umgekehil  Der  Geniedirektor  und  das  der  Geniedirektion 
unterstehende  Personal  werden  von  Oesterreich  ernannt. 

§.  510.- 

d)  Einzelne  Bundesbeschliisse  von  bleibender  Bedeutung, 

die  Bundesfestungen  betreffend. 

aa)  Festungsbudget. 

Durch  Bundesbeschlnss  vom  3.  September  1835,  Sitz.  21, 
Protok.  §.  341  wurde  vorgeschrieben,  dass  künftig  die  Abstim- 


s)  Ebendas.  S.  669. 

*)  Ebendas.  Tbl.  HI  (1862),  S.  5.  —  Vergl.  die  Anzeige  von  Oester- 
reich, Preussen  und  Baden  in  der  29.  Sitzung  vom  28.  Juli  1859,  Protok. 
§.  251.  —  Der  B.-B.  vom  7.  December  1850,  Sitz.  21,  Protok.  §.  67  über 
die  Besatzung  von  Rastatt  hatte  nur  vorübergehende  Bedeutung  gehabt; 
siehe  oben  §.  198,  Note  24. 

48* 
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mangen  ttber  die  von  dem  BandeBtagsausschnwe  in  JESat- 
Angelegenheiten  in  Betreff  der  Festungsbadgefta  gemieto 
Anträge  jedesmal  binnen  zwei  Monaten  abzugeben,  die 
bifl  dahin  nicht  erfolgten  Abstimmungen  aber  als  den  Aotiigeo 
beipflichtend  anzusehen  und  hiemach  die  Beschlffsse  sofwt  n 
ziehen  seiend« 


§.  510a. 

Anstellung  der  Hülfsschreiber  bei  den  Gme- 
direktionen  der  Bundesfestnngen. 

Durch  Bundesbeschlnss  vom  10.  März  1859,  Sitns;  7, 
Protok.  §.  77  ist  bestimmt  worden^),  dass  die  bisher  daitb 
die  Geniedirektionen  der  Bundesfestungen  Namens  des  Bote 
unmittelbar  besetzten,  vom  Bunde  dotirten  Stellen  der  Eandd- 
gehtllfen  (Hülfsschreiber)  der  Geniedirektion  künftig  von 
den  Regierungen  besetzt  werden  sollen,  welchen  dits  Enea- 
nungsrecht  des  ttbrigen  Personals  der  Geniedirektion  zostdit, 
in  Ulm  altemirend  von  Wttrtemberg  und  Bayern.    Der  Booi 
ttbemimmt  wie  bisher  auch  künftig  die  Zahlung  der  GehaHi 
flir  diese  Stellen').    Die  Stellen  der  ersten  £[anzleigehfllfen 
sind  mit  solchen  Bediensteten  zu  besetzen,  welche  ausser  den 
Schreibgeschäfte  auch  zu  den  Zeichnungsarbeiten  der  Gerne- . 
direktion  verwendbar  sind,  und,  wenn  irgend  thnnlich,  in  yot 
fibergehenden  NothfäUen  zu  zeitweiser  Vertretung  der  JJv^ 
beamten  der  Geniedirektion   Hülfe   leisten    können.    Ue  Rfr 
gierungen    werden    diese   Bedienstetea  in  Hinsicht  auf  V» 
pflegungs-  und  Pensionsansprüche  den  betreffenden  Kat^n« 
des  eigenen  Dienstes  gleich  stellen.   Pensionsansprficbe  an  dfll 
Bund   finden   nicht  statt.     Die  genannten   Gehttifen  wefdei 
gleich  den  ttbrigen  Unterbeamten  für  den  Bund  verpflichtet. 


«)  Siehe  den  B.-B.  Tom  3.  September  1835  bei  6.  t.  Mejer,  Gb^ 
Jnr.  Conföd.  Genn.  3.  Anfl.  Tbl.  11  (1869),  S.  327. 

«)  Bei  6.  Y.  Meyer,  Corp.  Jor.  ConiM.  Germ,  a  Anflage,  ThL  IB 
(1862),  S.  2. 

t)  Es  folgen  hier  die  Bestimmungen  Ober  die  Höhe  der  Gebahe. 
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§.  510  b. 

yy)  Sicherstellung  der  Dispositionsfonds  für  die 
Bundesfestongen. 

In  der  17.  Sitzung  vom  13.  Mai  1859,  Protok.  §.  168*) 
wurde  von  der  BnndesTersammlnng  beschlossen:  1)  den  in 
gewöhnlichen  Friedenszeiten  za  unterhaltenden  eisernen  Be- 
stand der  Festungshanptkassen  für  Mainz  und  Ulm  auf 
16,000  Gulden,  für  Luxemburg,  Rastatt  und  Landau  auf 
10,000  Gulden  festzustellen;  2)  den  Rest  der  Dispositionsfonds 
im  Friedensstande  verzinslich  anlegen  zu  lassen,  denselben 
jedoch  der  Militärcommission  in  der  Art  zur  Verfligung  zu 
stellen,  dass  er  im  eintretenden  Bedarfsfalle  sofort  bezogen 
w^den  kann;  3)  die  erwachsenden  Zinsen  der  Dispositions- 
fonds zu  deren  allmähliger  Verstärkung  zu  bestimmen. 

§.  510  c. 

AJ)  Vereinfachung  des  Geschäftsganges  bei  dem  Kassen- 
und  Rechnungswesen   der  Bundesfestungen  und  Ver- 
einigung der  Festungsfonds. 

In  der  22.  Sitzung  vom  27.  Juni  1861,  Protok.  §.  188  0 
hat  die  Bundesversammlung  beschlossen:  1)  vom  1.  Juli  1862 
an  die  bestehenden  12  Festungsfonds  in  der  Art  auf  5  zu 
vermindern,  dass  fUr  jede  Bundesfestung  nur  ein  Fond  be- 
stehen bleibt;  2)  sich  damit  einzuverstehen,  dass  die  Bundes- 
Militärcommission  kfinftig  bei  jeder  Gteldanforderung  zwar  die 
Bewilligungsbetreffe  zu  specificiren  habe,  dass  aber  die  Festungs- 
behörden nicht  wie  bisher  über  die  fUr  jeden  Bewilligungs- 
betreff aus  der  Bundeskasse  erhaltenen  Gelder  gesonderte 
Quittung  auszustellen  haben,  dass  vielmehr  fOr  jeden  Geld- 
empfang nur  eine  Quittung,  welche  aber  die  Specialsummen 
für  jede  Bewilligung  nachzuweisen  haben  wird,  auszustellen 


0  Bd  G.  ▼.  Meyer,  Corp.  Jnr.  Conföd.  Genn.  3.  Auflage,  Thl.  III 
(1862),  8.  4 

0  Bei  G.  Y.  Meyer,  Corp.  Jor.  ConfÖd.  Germ.  3.  Auflage,  Thl.  III 
),  S.  157. 
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sei  9  wodurch  aber  für  die  Festungsbehörden  eine  weitere 
Schranke  als  die  der  Einhaltung  der  BewilligUDgs-SnmiDe  hio- 
sichtlich  der  Verwendung  der  empfangenen  Gelder  nidit  ge- 
zogen sein  solle. 

§.  510  d. 
m)  Unzulässigkeit  des  Aufenthaltes  von  Agenten  uud 
Consuln  fremder  Staaten  in  den  BundesfestungtiL 

L  Durch  Bundesbeschluss  vom  12.  Nov.  1835,  Sito.!?, 
Protok.  §.  455  wurde  auf  einen  Bericht  des  Festungsgonfeme- 
ments  zu  Mainz,  in  Erwägung,  dass  der  Aufenthalt  bleibeoda 
Agenten  fremder  Staaten  in  Bundesfestnngen  unaDgemessa 
sei ,  und  da  unangenehme  CoUisionen  in  der  Austtbung  der 
Befugnisse  des  Festungsgouvemements  nicht  immer  zn  Ter- 
meiden  sein  würden,  beschlossen,  „dass  die  Aufstell&ng 
von  Consuln  in  den  deutschen  Bundesfestnngen  unzu- 
lässig sei^)." 

n.  Mehrfache  Anstände,  welche  überdies  sich  in  Folge 
des  Aufenthaltes  der  Rheinschiffifahrtsbehörden  in  Mainz  ergebet 
hatten,  haben  ihre  Erledigung  durch  den  Beschluss  der  Bhea- 
schififahrts-Centralcommission  vom  24.  August  1860  gefimdeB^ 
wonach  dieselbe  ihre  Sitzungen  nach  Mannheim  verlegte  rai 
demnach  auch  der  Oberinspektor  der  Bheinschiffiahrt  ond  der 
k.  französische  Rheinschiffrahrts-Commissair  ihren  Wohnsitz  m 
Mannheim  nahmen.  Die  Bundesversanmilung  nahm  ron  dff 
ihr  desfalls  am  20.  December  1860  gemachten  Anzeige  sif 
Antrag  des  Ausschusses  in  Militär -Angelegenheiten  Veruh 
lassnngy  ihren  Beschluss  vom  12.  November  1835,  Protokol 
§.  455  durch  einen  neuen  Bundesbeschluss  in  der  S.  Sitzug 
vom  17.  Januar  1861,  Protok.  §.  19,  dahin  ausdehnend!! 
erläutern^):  „dass  nicht  blos  die  Aufstellung  von  GonsolB^ 
sondern  der  Aufenthalt  aller  und  jeder  bleibender,  ai 
einem  internationalen  oder  öffentlichen  Charakter 
bekleideter  Agenten  fremder  Staaten  in  deutschen  BnndeR- 
festungen  unzulässig  sei.'' 


*)  Siehe  den  B.-B.  vom  12.  November  1835  bei  G.  t.  Meyer.  1 1 
TU.  n  (1859),  S.  327. 

«)  Ebendas.  Tbl.  in  (1862),  S.  26.  27. 
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« 

§.  510  e. 
^)  Eisenbahnen  im  Rayon  der  ßundesfestungen. 

I.  Durch  Bundesbeschluss  vom  19.  Oktober  1838,  Sitz.  29, 
Protok.  §.  323  ^)  wurden  die  Bedingungen  festgesetzt,  unter 
welchen  die  Bundesversammlung  ihre  Zustimmung  zur  Führung 
einer  Eisenbahn  durch  den  Rayon  und  die  Werke  der 
Festung  Mainz  gestattet.  Diese  Bestimmungen  bezwecken, 
die  Unterordnung  der  Eisenbahn  unter  die  Militäryerhältnisse 
der  Festung  zu  sichern.  Der  Militärbehörde  der  Festung  wurde 
dadurch  das  Recht  vorbehalten,  vorkommenden  Falls  die  Bahn 
nicht  allein  beliebig  zu  unterbrechen,  sondern  auch  die  De- 
struktion derselben  mit  Hülfe  der  Lokomotive  zu  bewirken. 
Wird  eine  solche  Destruktion,  wozu  die  Militärbehörde  ohne 
Angabe  der  Gründe  befugt  ist,  aus  militärischen  Rücksichten 
nöthig,  so  kann  von  Seiten  der  Bahnsocietät  keine  Ent- 
schädigung weder  fUr  geschmälerten  Ertrag,  noch  für  ver- 
lorenes oder  unbrauchbar  gewordenes  Material  u.  dergl.  oder 
ans  irgend  einem  anderen  Grunde  in  Anspruch  genommen 
werden.  Auch  in  allen  anderen  Beziehungen  ist  die  Societät 
schuldig,  den  Anordnungen  der  Militärbehörde  unweigerlich 
nachzukommen.  Das  Interesse  der  Eisenbahn -Societät  bleibt 
dem  der  Fortifikation  stets  untergeordnet,  und  kann  auch  bei 
neuen  fortifikatorischen  Bauflihrungen  die  Festungsbehörde 
in  keinem  Falle  dieser  Art  zu  einer  Entschädigung  verbun- 
den sein. 

II.  Unter  ähnlichen  Voraussetzungen  hat  die  Bundesver- 
sammlung durch  Bundesbeschluss  vom  21.  September  1854, 
Sitz.  28,  Protok.  §.  280  2)  die  Errichtung  von  Bahnhofgebänden 
in  dem  kilometrischen  Rayon  der  Bundesfestung  Landau  ge- 
stattet, und  ihre  Genehmigung  insbesondere  an  die  Voraus- 
setzung geknüpft,  dass  nicht  nur  die  Gonstruction  dieser  Ge- 
bäude den  von  ihr  gegebenen  Vorschriften  gemäss  eingerichtet 
werde,  sondern  auch  die  Direktion  der  pfälzischen  Ludwigs- 
bahn  einen  vorschriftsmässigen  rechtsbeständigen  Revers  aus- 


«)  Bei  G.  V.  Meyer,  1.  c.  Thl.  H  (1859),  S.  354. 
«)  Ebendas.  ThL  H  (1859),  S.  620. 
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stelle,  in  welchem  die  GegellBchaft  ansärtt^^cli  auf  jeln 
Ereatz  Verzicht  leistet,  im  Falle  eine  Demolining  sowoUk 
Bahnhofgebände,  wie  der  sämmtliohen  Bahnanlagen  in  doi 
gedachten  Bayon  erforderlich  werden  sollte. 


§.  510  f, 

fjfl)  Telegraphenleitungen  im  Rajon  der  Bundes- 
festungen. 

In  Bezug  auf  Telegraphenleitnngen  dnrch  U 
Rayon  der  Bnndesfestnngen  wurde  durch  Bundesbesehli»  rod 
24.  Mai  1855,  Sitzung  16,  Protok.  §.  189  ^)  bestimmt:  1)^ 
Ausführung  einer  Telegraphenleitung  im  Rayon  emer  Bjoiei 
festnng  und  über  den  zu  dieser  gehörigen ,  dem  Bunde  eigei 
Ihttmlichen  Grund  und  Boden,  dann  durch  die  FestoDgswcA 
und  in  der  Festung  selbst  wird  der  Zustimmung  der  Festanf 
behürden  vorbehalten  und  darf  nur  nach  vorgängiger 
nehmigung  derselben  hergestellt  werden.  2)  Diejenigen 
regierungen,  welche  sich  im  Besitze  solcher  Tdegnpb 
Idtungen  befinden,  sind  auf  Ansuchen  der  betreffenden  Feston 
behGrde  verpflichtet,  im  Einvernehmen  mit  derselben  eine  j 
Aendemng  der  Dratfdeitung,  die  sich  ans  militärischen  Giün 
als  wttnschenswerth  darstellt,  vornehmen  zu  lassen.  Die 
fllhrung  hat,  insofeme  nicht  eine  anderweite  Yereinbtfi 
besteht,  auf  Kosten  des  Bundes  und  in  der  Art  zu  erfo% 
dass  hierdurch  der  Telegraphenverkehr  durch  die  Festong' 
keiner  Weise  gestört  wird.  3)  Die  betreffenden  GonTi 
mentB  der  Bundesfestungen  werden  ermächtigt,  in  KriegB- 
Friedenszeiten,  in  letzteren  aber  nur  unter  ansseigewöhnlid 
und  besonders  dringenden,  die  Sicherheit  der  Festangen 
fkhrdenden  Verhältnissen,  nOthigenfaUs  den  Verkehr  ixoA 
Tdegraphen  f&r  die  Privatoorrespondenz  auf  den  in  den  Bay 
der  Festungen  liegenden  Stationen  und  den  Telegraphendie 
behuft  der  amtlichen  tel^rapluschen  Gorrespondenz  nnd 
Staalsdepesehen  unter  militärische  Gontrole  zu  stellai,  so 
auch  die  Ausgabe  von  Chiffredepeschen   auf  den  gedadil 

«)  Bei  6.  T.  Meyer,  L  c  ThL  II,  S.  64a 
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Stationen  während  dessen  ansznsohliessen.  Es  ist  jedoch  dabei 
immerhin  Ftlrsorge  zn  treffen ,  dass  hierdurch  das  Dnrch- 
telegraphiren  auf  der  durch  die  Festnng  geführten  Drahtleitnng 
von  nnd  nach  ausserhalb  der  Festung  liegenden  Stationen 
nicht  gestört  werde ,  und  es  sind  die  Festungsgouvemements 
▼erpflichtety  den  betreffenden  Territorial-  beziehungsweise  den- 
jenigen Regierungen  y  auf  deren  Linie  der  Telegraphenverkehr 
eingestellt  oder  beschränkt  wird^  von  den  getroffenen  dess- 
fallsigen  Anordnungen  stets  sofort  Mittheilung  zu  machen/' 


§.  510g. 
S-S-)  Unterkunft  und  Verpflegung  der  Besatzungen  und 
insbesondere  der  Kriegsbesatzungen   in   den  Bundes- 
festungen. 

I.  Durch  Bundesbeschluss  vom  4.  August  1853,  Sitz.  25, 
Protok.  §.  225^)  ymrde  bezüglich  der  Unterkunft  und  Ver- 
pflegung der  Besatzungen  in  den  Bundesfestungen  be- 
stimmt: 1)  Die  Unterkunftsräume  fttr  die  Ergänzung  der  Frie- 
densbesatzung auf  die  Kriegsbesatzung  werden  vom  Bunde 
gestellt  und  einschliesslich  der  periodischen  Weissung,  Kamin- 
und  Ofenreinigung  baulich  unterhalten.  Wenn  wegen  Mangels 
zureichender  Unterkunftsräume  zur  Einquartierung  geschritten 
werden  muss,  so  hat  der  Bund  die  in  Friedenszeiten  etwa 
zuständige  Entschädigung  der  Quartierträger  zu  leisten ,  die 
Kriegsherren  der  einquartierten  Contingente  haben  aber  hierzu 
so  viel  beizutragen ;  als  bei  ordnungsmässiger  Gasemirung  fttr 
die  betreffende  Mannschaftszahl  der  Aufwand  an  Holz,  Licht, 
Stroh,  Reiserbesen  und  ftir  Reinigung  der  Bettwäsche  betragen 
haben  würde.  2)  Die  Casem-,  Hospital-,  Bäckerei«  und  son- 
stigen Utensilien  ftlr  die  Ergänzung  der  Friedensbesatzung  auf 
die  Kriegsbesatzung  werden  vom  Bunde  angeschafft,  so  weit 
sie  nicht  zur  feldmässigen  Ausstattung  der  Truppen  gehören. 
Ebenso  ttbemimmt  der  Bund  die  laufende  Unterhaltung  und 
den  Wiederersatz  der  durch  den  ordnungsmässigen  Gebrauch 
abgängig  gewordenen,  von  ihm  angeschafften  Utensilien.  3)  Der 


*)  Bei  G.  T.  Meyer,  1.  c.  TW.  n  (1859),  S. 
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Bimd  sorgt  für  den  ganzen  (Kriegs-  und  Friedens-) 
Bland  für  das  Belagernngs-Lazarethdepot.  Die  Zahl  der  EnakeD 
und  Verwundeten,  auf  welche  dasselbe  zn  dotiren  ist,  wA 
für  jede  Festang  besonders  festgestellt    Es  werden  an  dem 
Gesanuntbedarf  für   dasselbe  die  Hospital -Einrichtnngsgqiefi- 
stände  abgerechnet ,  welche  die  Friedensbesatznng  nadideo 
gewöhnlichen  Krankenstände  anzuschaffen  und  zu  nnteiiaÜeD 
hat.     4)  Der  Sold,  die  Bekleidung  und  AusrüBtong  werieo 
jeder  Zeit,  alle  laufenden  Verpflegungsbedürfnisse  einschlieolk^ 
des  Holzes,  Lichtes  und  Strohes,  so  wie  der  Reiserbesen  oni 
anderer   Reinigungsmittel,    überhaupt    alle    Verbrancbsgego* 
stände  bis  zum  Tage  des  eintretenden  wirklichen  BelageniagE- 
zustandes  von  jedem  Besatzungscontingente  aus  eigenen  Mütdi 
gedeckt.    Ferner  wird  die  Reinigung  des  Bettzeugs  nnddcr 
sonstigen  Einrichtungsgegenstände  jederzeit  von  den  betrefcBr 
den  Contingenten  betritten.  5)  Den  die  Kriegsbesatzung  stelk»- 
den  Staaten  bleibt  die  Geltendmachung  ihres  Ersatzansprncl» 
an  den  Bund  ftlr  den  Mehraufwand,  welchen  die  Stellnngder 
Kriegsbesatzung   ihnen    verursacht,    so    weit  eine  einseitige 
Leistung  im  Sinne  des  Artikels  XXUI  der  allgemdnen  Um- 
risse der  Kriegsverfassung  vorliegt  und  so  weit  nicht  in  ein- 
zelnen Fällen  auf  einen  solchen  Anspruch  verzichtet  sein  sollte 
im  Liquidationswege  vorbehalten.    6)  Von  dem  Tage  an,  irt 
die  Festung  vom  Feinde  umringt  ist  und  keine  Leb^osndd: 
mehr  eingeführt  werden  können,  wird  die  gesammte  FestBBf^ 
besatzung  aus  dem  auf  Bundeskosten  anzuschaffenden  nnd  bil 
dahin     unangreifbaren    Festungsapprovisionnement   veqpfle^ 
Diese  Verpflegung  dauert   bis   drei  Tage   nach   der  Wied» 
eröffhung  der  durch  die  ümringung  gehemmt  gewesenen  C^ 
munication,    von  wo  an    die  besatznuggebenden  Staaten  it 
eigene  Verpflegung  wieder   tibernehmen.     Den  Tag  des  Bl- 
ginnes  und  Endes  der  Verpflegung  aus  Bundesvorrätiien  to* 
stimmt  ein  Befehl  des  Gouvernement».    Für  die  aus  Bnnde»- 
vorräthen  genossene  Verpflegung  haben  die  besatzunggehend« 
Staaten  an  den  Bund  so  viel  zu  ersetzen,   als  eme  glockft 
Anzahl  im  freien    Felde   stehender  Truppen  för  die  ^^ 
Zeitdauer  gekostet  haben  würde.    Die  Bestimmung  der  Abstg^ 
welche  an  den  Gagen  der  Offleiere  und  Militärbeamten  vai 
an  dem  Solde  der  Mannschaft  ftir  die  freie  Verpflegung  id  p- 
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simdem  und  krankem  Stande  während  der  Belagernngszeit  zu 
machen  sein  werden,  bleibt  den  beBatznnggebenden  Begiemngen 
ttberlasBen. 

II.  Zum  VoUznge  des  vorstehenden  Bandesbeschlusses  vom 
4.  August  1853  erfolgte  in  der  17.  Sitzung  vom  24.  Mai  1860, 
Protok.  §.  153  insbesondere  in  Betreff  der  Unterbringung  und 
der  Verpflegung  der  Kriegsbesatzungen  in  den  Bundes- 
featungen  ein  Bundesbesehluss  ^).  Hierdurch  wird  mit  grosser 
Ansflihrlichkeit  und  sehr  in  das  Einzelne  eingehend  fUr  die 
Zeit,  während  welcher  die  Besatzungen  in  den  Bundesfestungen 
auf  die  Kriegsstärke  gebracht  sind,  im  ersten  Abschnitt 
die  Art  der  Einquartirung,  sofeme  solche  nothwendig  wird, 
und  die  dafür  von  dem  Bunde  zu  leistende  Entschädigung  b^ 
stimmt.  Der  zweite  Abschnitt  enthält  in  gleich  ausführlicher 
Weise  die  Bestimmungen  über  die  im  Belagerungsfalle  von 
dem  Bunde  zu  leistende  Verpflegung. 

§.  510  h. 

u)  Anschaflxmg  von  Büchern  und  Zeitschriften  in 
den  Bundesfestungen. 

Aus  Rücksicht  auf  die  im  Interesse  des  Dienstes  erfordei^ 
liehe  fachwissenschaftliche  Fortbildung  der  Artillerie -Of&ciere 
in  den  Bundesfestungen,  welchen  die  Benützung  der  militäri- 
schen Bibliotheken  der  Gontingente  nicht  leicht  mOglich  ist, 
hat  die  Bundesversammlung  auf  Antrag-  der  Militärcommission 
und  nach  dem  Outachten  des  Ausschusses  für  MUitärangelegen- 
heiten  0  in  der  4.  Sitzung  vom  29.  Januar  1863,  Protok.  §.  40 
beschlossen,  zu  gestatten,  dass  künftig  in  die  Voranschläge 
jeder  Bundesfestung  und  zwar  der  Genie-  und  Artilleriedirektion 
ein  Ansatz  von  je  60  Gulden,  zusammen  120  Gulden,  und  der 


>)  Ebendaa.  Tbl.  EI  (1862)»  S.  19  flg.  —  Ueber  frohere  Yerein- 
barungen,  siehe  den  B.-B.  vom  19.  August  1830,  Sitz.  23»  Protok.  §.  186 
und  die  nachträgliche  Erläuterung  von  Oesterreich  und  Preussen  hierzu, 
in  der  24.  Sitzung  vom  26.  August  1830,  Protok.  §.  191,  ebendas.  ThLII 
(1869),  S.  213.  214 

0  Siehe  dieses  Gutachten  in  den  Protokollen  der  B.-y.  ▼.  1&.  Januar 
1863,  S.  2ö. 
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Goayernementskanzlei-VerwaltaDg  ein  Ansatz  von  je  90  Gddn 
zu  dem  nämlichen  Zwecke  aufgenommen  werde. 

§.  510L 

xx)  Abgaben-  und  Zollfreiheit  bei  Erwerbungen  mA 
AnschaflEungen  flir  die  Bundesfestungen, 

L  In  der  9.  Sitznng  vom  U.  April  1842,  Protok.  §.  l^ 
Ziffer  2  nnd  3  >)  wurde  von  der  BnndesyerBammhmg  be- 
schlossen,  an  die  Begierangen  von  Bajenii  Wtirfcembeig  nl 
Baden  durch  ihre  Bundestags -Gesandtschaften  das  Emeha 
um  Nachlass  der  Eaufaccise,  so  wie  aller  soDstigeBii 
die  Staatskasse  fliessenden  Abgaben  zu  richten,  wenn  6iwt- 
Stücke  für  die  Bundesfestungen  erworben  werden.  Dwa 
Ersuchen  ist  auch  jederzeit  yon  diesen  Regierungea^  ul 
ebenso  von  der  luxemburgischen  Begierung  eotsprodici 
worden^). 

n.  Ganz  in  gleicher  Weise  wurden  die  betrdfeDden  le- 
gierungen  von  der  BundesTersammlung  in  vorkomm^a 
Fällen  um  die  Gewährung  von  Zollfreiheit  und  ähnlieher  Ab- 
gabenfreiheit  ftlr  die  Bundesfestungen  ersucht,  und  ist  aadi 
diese  jederzeit  bereitwillig  gewährt  worden*).  Insbesondere 
haben  die  Zollvereinsregierungen  (1862)  über  die  Gewähnios 
dieser  Zoll-  und  Abgabenfreiheit  der  Bundesfestungen  oBtar 
sich  eine  ausdrückliche  Verabredung  getroffen,  und  hd  dff 
Bundesversammlung  zur  Anzeige  gebracht^). 


0  Bei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföd.  Germ.  3.  Auflage,  mD 
(1859),  S.  402. 

«)  Vergl  wegen  ühn  und  Rastatt  B.-B.  vom  7.  Juli  1842,  Sitwi«  ^ 
ProtokoU  §.  188,  ebeudas.  S.  408;  B.-B.  vom  26.  Januar  1843,  S^< 
§.  87,  ebendas.  S.  410;  B.-B.  vom  1.  Juni  1843,  Sitz.  16,  §.  169,  «I 
B.-B.  vom  22.  Juni  1843,  §.  187,  ebendas.  S.  419. 

»)  Vergl.  B.-B.  vom  20.  März  1862,  Sitz.  12,  §.  101,  ebendas.  TU. BI 
(1862),  S.  274;  auch  B.-B.  vom  5.  Juni  1862,  Sitz.  23,  §.  191. 

«)  Vergl.  den  B.-B.  vom  20.  März  1862,  Sitz.  12,  §.  102,  äea» 
rftckersatz  för  eiserne  Balken  zum  Proviantmagazin  in  Luzemborgl^ 
treffend;  ebendas.  ThL  III  (1862),  S.  274. 

»)  Veigl.  den  B.-B.  vom  a  Mai  1862,  Sitznng  17,  §•  15*»  ebcia»fr 
Tbl.  m  (1862),  S.  276,  siehe  die  Verembarung  selbst  im  Protok.  der  15^  Sitt 
vom  10.  April  1862,  $.  125. 
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III.  Anf  Antrag  der  MilitärcommiBsion  ist  dem  Bunde  auch 
bereits  von  der  wttrtembergischen  und  von  der  grossh. 
hessischen  Regierung  die  Freiheit  von  allen  Gerichts- 
sp ortein  in  Processen  zugestanden  worden^  welche  der  Bund 
▼or  den  betreffenden  Landesgerichten  führen  lässt®). 

§.  510  k. 

3ÜL)  Versicherung  der  für  Bundesfestungen  erworbenen 
Gebäude  gegen  Feuersgefahr. 

Durch  Bundesbeschluss  vom  7.  Juli  1842 ,  Sitzung  16, 
Protokoll  §.  188 ,  Ziffer  2  ^) ,  wurde  der  Militärcommission  zu 
erkennen  gegeben,  dass  die  Versicherung  der  jfUr  die 
Bundesfestungen  zu  erwerbenden  Gebäude  gegen  Feuersgefahr 
bei  der  betreffenden  Staatsassekuranz  fortzudauern  habe,  wobei 
der  Hilitärcommission  zugleich  aufgegeben  wurde,  dafUr  Sorge 
zu  tragen,  dass  die  Versicherungs- Summen  in  angemessener 
Weise  festgestellt  werden. 

§.  5101. 

fAfi)  Benützung  der  Bundesfestungs- Geschütze  zu 
Artillerieübungen    und    Theihiajune    der    Artilleriebe- 
satzungen  und  anderer  Besatzungstheile  der  Bundes- 
festungen an  grösseren  Schiessübungen. 

I.  Durch  Bundesbeschluss  vom  9.  August  1851,  Sitz.  18, 
Protok.  §.  108  wurde  festgestellt,  dass  1)  zu  allen  Exercier- 
Übungen  der  Festungsarlillerie  die  nöthigen  Geschütze  aus  den 
Festungsbeständen  geliefert  werden.  Die  besatzunggebenden 
Regierungen  sind  jedoch  ersucht»  zur  Schonung  der  Geschütze 
des  Platzes,  ihrem  ArtiUeriecontingente  eine  hinreichende  An- 
zahl von  Exercierfeldgeschützen  zukommen  zu  lassen  und  die- 


*)  Siehe  die  würtembergische  Erklärung  im  Protokoll  v.  15.  Nov. 
1865,  Sitzung  28,  §.  905;  die  grossh.  hessische  Erklärung  im  Protokoll 
Tom  1.  Juli  1858,  §.  287;  beide  bei  G.  v.  Meyer,  1.  c.  Thl.  H  (1859), 
S.  640.  684. 

*)  Bei  6.  V.  Meyer,  Corp.  Jnr.  Confdd.  Germ.  3.  Auflage,  Thl.  II 
(1869),  8.  403. 
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selben  selbst  im  Stande  zn  erhalten.  2)  Die  be8atzii]i^d)€iideB 
Staaten  tragen  a)  die  Kosten,  weiche  bei  den  AitOleriefiboBgei 
im  Scheibenschiessen  durch  Verlust  an  Eisenmonition ,  PoKer, 
Bettungen ,  durch  Entschädigung  der  Gemeinden  u.  dergL  fx^ 
stehen;  b)  die  Kosten,  welche  bei  den  Artillerie-ExerdtieD 
durch  die  Bespannung  veranlasst  werden.  3)  Die  Kosten  der 
durch  die  Artillerieübnngen  entstehenden  ReparatnieD  m 
Festungs-Eigenthum  werden  vom  Bnndesärar  getragen. 

IL  Diese  Bestimmungen  werden  auch  zu  Grunde  gdegt, 
wenn  die  Beiziehung  von  Bundesgeschützen  zu  grösseren  Sdüeo- 
tlbungen  yon  einer  besatzunggebenden  Begienmg  am  Boade 
nachgesucht  wird^). 

UI.  Da  sich  alljährlich  die  Gesuche  um  zeitweise  ib- 
Sendung  der  Artilleriebesatzungen  der  BundesfestünseB 
behufs  deren  Theilnahme  an  grösseren  Schiessttbungen  «iedtf^ 
holen,  80  wurde  die  Militärcommission  durch  BandesbacUtti 
vom  27.  Juni  1861,  Sitz.  22,  Protok.  §.  187 «)  ermächtigt,  die« 
Gesuche  zu  genehmigen,  sobald  gegen  die  beantragteo  Ak* 
Sendungen  keinerlei  Bedenken  von  Seiten  der  Featang»- 
gouvemements  geltend  gemacht  werden,  noch  sonstige  ErinBe- 
rungen  hiergegen  bestehen. 

IV.  Durch  Bundesbeschluss  vom  3.  Juli  1862,  Sitzung  24, 
Protokoll  §.  226  wurde  die  vorgedachte  Ermächtigirag  der 
Militärcommission  unter  denselben  Voraussetzungen,  so  ^ 
unter  Vorbehalt  einer  jedesmaligen  Anzeige  auf  sämmtliete 
Besatzungstheile  der  verschiedenen  Bundesfestnngel 
erstreckt.  Zugleich  wurde  aber  der  Militärcommission  erG&et, 
dass  eine  gleiche  Ermächtigung  hinsichtlich  der  in  Frank- 
furt a.  M.  gamisonirenden  Bundestrnppen  nicht  ertbei 
werden  könne,  vielmehr  zu  derartigen  Gesuchen,  welche  di<Äi 
Bundesgamison  betreffen,  wie  bisher  die  Genehmigung  der! 
Bundesversammlung  vorbehalten  werde. 


*)  Vergl.  z.  B.  den  B.-B.  vom  20.  Juli  1860,  Sitzung  24,  $.ßL 
bei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföd.  Germ.  3.  Auflage,  TiiL  DI  (lÄ 
Seite  22. 

«)  Ebendas.  S.  157. 
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§.  510m. 

w)    Entschädigungs  -     und    SicherungsansprUche    der 
bürgerlichen  Einwolinerschaft  in  den  Bundesfestungen. 

I.  Es  kann  nicht  verkannt  werden,  dass  die  Städte,  welche 
zn  Bnndesfestnngen  erklärt  worden  sind,  eben  dnrch  die  hier- 
nach stattfindenden  militärischen  Einrichtungen,  wie  insbe- 
sondere durch  die  unvermeidliche  Anhäufung  von  Schiess- 
materialien, grossen  Gefahren  ausgesetzt  sind,  und  leicht 
ausserordentlichen  Schaden  leiden  können,  wie  dies  bei  der 
Pulverexplosion  zu  Mainz  am  18.  November  1857  bereits  der 
Fall  gewesen  ist  i).  Ist  es  hiemach  ftir  den  Bund  eine  selbst- 
verständliche, unwidersprochene  und  anerkannte  Pflicht,  daftlr 
zu  sorgen,  dass  bei  der  Anlage  der  ftir  die  Kriegszwecke  er- 
forderlichen Werke  mit  möglichster  Sorgfalt  verfahren  werde, 
80  kann  doch  auf  der  anderen  Seite  dieser  Forderung  nicht 
eine  Ausdehnung  gegeben  werden,  dass  dadurch  das  Bestehen 
von  Festungen  unmöglich  gemacht  werde  2).  Es  kann  daher 
auch  bei  eintretenden  Unglücksfällen  ein  Entschädigungs- 
Anspruch  der  Verletzten  nicht  weiter  als  rechtlich  begründet 
anerkannt  werden,  als  den  Bund  ein  besonderes,  bestimmtes 
Verschulden  trifft.  Hierdurch  sind  aber  Billigkeitsrück- 
sichten gegen  die  Verletzten  nicht  ausgeschlossen,  und  in 
dem  vorgedachten  Falle  auch  von  der  Bundesversammlung 
in  einer  anerkennungswürdigen  Weise  genonmien  worden  ^). 


0  Vergl.  Protok.  der  B.-V.  v.  26.  Nov.  1857,  Sitz.  30,  §.  346  (das  ver- 
letzte Bundeseigenthum  betreffend).  Eingabe  der  Stadt  Mainz  vom 
29.  November  1857  (im  Protok.  der  B.-V.  vom  18.  März  1858,  Sitzung  11, 
§.  141)  und  Antrag  von  Grossh.  Hessen  in  der  32.  Sitz,  vom  10.  Decbr. 

1857.  Protok.  §.  358. 

*)  Vergl.  den  Ausschussbericht  vom  18.  März  1858,  Sitz.  11,  Protok. 
§.  141.  Viel  zu  weit  geht  in  dieser  Beziehung  die  vorgedachte  Eingabe 
der  Stadt  Mainz  vom  29.  November  1857  (siehe  Note  1)  und  ein  Aufisatz 
von  E.  Levita  in  Alzey,  im  Mainzer  Journal  1857,  Nr.  275. 

3)  Vergl.   den   in  Note  2  erwähnten  Ausschussbericht  vom  18.  Mftrz 

1858,  den  Antrag  von  K.  Sachsen  in  der  15.  Sitz.  1858,  Protok.  §.  211 
und  B.-B.  vom  6.  Mai  1858,  Sitz.  16,  §.  224  und  die  hierauf  erfolgte  An- 
zeige des  Dankes  der  Stadt  und  des  Bischofs  von  Mainz  für  gew&hrte 
HQlfe  in  der  24.  Sitz,  vom  22.  Juli  1858,  Protok.  §.  322. 


I 
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n.  Ein  am  14.  Februar  1861  von  dem  Gememdenfte 
der  Stadt  Rastatt  bei  der  Bundesyersammiung  eingereidita 
Gesnch  am  die  Erbannng  einer  bombensicheren  Ränmlidikdk 
znr  Unterbringnng  von  kranken  und  verwundeten  Givilpenoan 
wSiurend  einer  Belagerang  hat  der  hierfür  sprechenden  Bi% 
keitsrttcksichten  angeachtet  bei  d^  BondesTersammbmg  keae 
Erhöning  gefanden  ^). 

§.  510n. 

h)  Bundesbeschlüsse  in  anderen  militäriselien  An- 
gelegenheiten, 
a)  Bundesbesatzung  in  der  freien  Stadt  Frankfiirt 

I.    Zar   Unterdrflckang   des    Angriffes    auf   die  denteete 
Nationalversammlang  am  18.  September  1848  waren  tod  der 
damaligen  proyisorischen  Reichsgewalt  Trappen  nach  Fniik- 
fart  berafen  worden  and  sind  seitdem  österreichische,  preof. 
sische  and  bayerische  Trappentheile  daselbst  yerblieben,  tbdb 
zum  Schatze   der  Bandesyersammlang^  theUs  aas  Bficksidi 
auf  andere  allgemeine  dentsche  Verhältnisse.    Die  Leistnngei 
für   diese  Bandesgamison    haben   der  freien  Stadt 
Veranlassung  zu  Ersatzforderungen  an  den  Bund  gegeben 
Da   aber   hinsichtlich    derselben   weder  eine   ye] 
Vereinbarung  mit   der  Bundesyersammiung  getroffen 
ist,  noch  auch  eine  bundesbeschlussmässige  Feststellnng 
gefunden  hat,  so  hat  die  Bundesyersammiung  durch  BondeM 
beschluss  yom  2.  Juli   1863,  Sitzung  21,  Protok.  §.  159  i0 
gedachte    Ersatzforderung   der   freien   Stadt  Frankfurt  nteii 
unbedingt  anerkannt,  sondern  dieselbe  wegen  Regelung  OmT: 
Leistungen   fllr   die  Bundesgarnison,   beziehungsweise  wegtf^ 
Entschädigung  daftlr  auf  Vereinbarung   mit    den  Contingoit- 


«)  YeigL  den  AusachaBSvortmg  yom  20.  April  1861,  SitE.  13,  {.  ff^ 
and  den  B.-B.  yom  8.  Mai  1861,  Sitzung  16,  §.  134,  G.  v.  Meyer,  Ic 
TW.  in  (1862),  S.  151.  153. 

«)  Siehe  die  ausfohrliche  Erklärung  der  freien  Stadt  Fruikliiit  ii  ^ 
Sitzung  der  B.-V.  vom  2.  Juli  1863.  Vergl.  die  Protokolle  d»  B.-V.  «■ 
26.  Juni  1862,  Sitz.  25,  §.  213;  t.  15.  Jan.  1863,  Sitz.  2,  {.  28  nebft  Bfr 
lagen,  und  vom  U.  Juni  1863,  SiU.  18,  §.  138. 
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r^enmgen  nach  Kttndigiuig  der  mit  denselben  geschlossenen 
Verträge  verwiesen,  und  sich  zugleich  bereit  erklärt,  mit  der 
freien  Stadt  Frankfurt,  falls  Letztere  dies  wttnschen  sollte, 
behaÜB  endlicher  Herbeiführung  eines  Bnndesbeschlusses  zu 
definitiver  Feststellung  der  Oamisonsverhältnisse  in  conunis- 
sarische  Verhandlung  zu  treten. 

n.  Gesuche  der  Contingentsregierungen  um  zeitweise  Ab- 
Sendung  von  Theilen  der  in  Frankfurt  gamisonirenden  Bundes- 
truppen behufs  deren  Theilnahme  an  grösseren  militärischen 
Uebnngen  können  nicht  von  der  Militärcommission  selbst- 
ständig erledigt  werden,  sondern  deren  Genehmigung  ist  der 
Bundesversammlung  selbst  vorbehalten^). 


§.  510o. 

ß)  Einfluss   der  Eisenbahnen   auf  die   Wehrhafligkeit 
des  deutschen  Bundes. 

In  Berücksichtigung  des  Einflusses  der  Eisenbahnen 
anf  die  Wehrhafligkeit  des  Bundes  hat  die  Bundesversamm- 
Inng  in  der  5.  Sitzung  vom  31.  Januar  1856,  Protok.  §.  49 
beschlossen  ^),  unter  Bezugnahme  auf  den  Bericht  der  Militär- 
eommission  die  Regierungen  zu  ersuchen,  den  daselbst  auf- 
gestellten Punkten  in  Betreff  der  Benützung  der  Eisenbahnen 
zu  Kriegszwecken  geeignete  Berücksichtigung  zu  gewähren 
nnd  auch  fernerhin  die  darauf  bezüglichen  Erfahrungen  und 
Notizen,  welche  für  die  Wehrhaftigkeit  des  deutschen  Bundes 
von  Interesse  sind,  zur  Kenntniss  der  Bundesversammlung 
bringen  zu  wollen^). 


>)  6.-B.  Tom  3.  Jufi  1802,  Sitzung  26,  Protdioll  §.  226;  delie  hier 
oben  $.  5101. 

0  Bd  0.  Y.  Meyer,  Corp.  Jur.  GonfiHL  Germ.  8.  Auflage,  TU.  H 
(1869),  S.  637. 

<)  Yergl.  auch  B.-B.  vom  12.  Febroar  1857,  Sitzung  6,  §.  74  und  B.-B. 
vom  25.  Jani  1859,  Protok.  §.  217. 

SSpfl,  BiMtireelit.  I.  Aufl.  U.  49 


770        §•  ^t    Die  toebdadio  MffitfmMuuMoE  dei  BmdBi. 

§.  511. 
i)  Die  techmsche  Militärcominission  des  Bond^. 

L  Die  deatsche  Bondesversainmlniig  hat  in  der  Erwigu^ 
dass   sie  sowohl   zur   endlichen  Festsetzung    des  IGlitlbw- 
fassnngsplanes  und  zur  Leitang  der  Air  die  fortifikatoriadffii 
Arbeiten  bestimmten   Loealcommissionen   als  aach   Qbeihufit 
zn  den  laufenden,  eigentlich  rein  militärischen  (reschäftei)  ea« 
zdtlicben  technischen  Beistandes  bedürfe ,  schon  durch  Bondei- 
beschluss  vom  15.  März  1819,  Sitz.  10,  Pfotok.  §.  37  die  Zi- 
sammensetzung  einer  technischen  Militärcommission  angearinet 
und   eine  Geschäftsordnung   ftfr   dieselbe   aufgestellt^).  % 
wesentlichsten  Bestimmungen    dieser   Geschäftsordnung  sind: 
1)  Es    wird   eine   zeitliche  Militärcommission    der  dentKka 
Bundesversammlung  ernannt^  wdche  unbeschadet  der  Giäd^ 
heit  der  Rechte,  nach  den  Armeekorps,  aus  einem  österreadi' 
sehen,  einem  preussischen,    einem  bayrischen  und  von  jeden* 
der  drei  gemischten  Korps  aus  einem  MilitärbevoUmächtigte^ 
im  Ganzen  also  aus  sechs  Mitgliedern,  besteht    2)  Der  Wir- 
kungskreis dieser  Commission  ist  im  Allgemeinen  a)  die  teeb- 
nischen  Militärarbeiten  zu  liefern,  welche  ihr  von  der  Boudei' 
Versammlung,  oder  von  dem  Bundestagsausschusse  ftir  HiliSP'- 
angelegenheiten    Übertragen    werden,     b)    Dieselbe  hat  &^ 
Evidenthaltung  des  Standes  aller  Contingente  des  Bundesheenl^ 
zu  besorgen,    c)  Derselben  liegt  die  rein  militärische  Au6kl(!| 
ob  über  die  Bundesfestungen  und  den  Militärdienst  m  des- 
selben, so  wie  d)  die  Leitung  der  fortifikatorischen  Arbeite^j 
welche  von  der  Bundesversammlung  angeordnet  waren.   S$ 
erledigt  durch  EntSchliessung   die   periodischen  Berichte  der 
Festungscommandanten  in  Beziehung  auf  die  FestungsarbeiteBi 
insofeme  es  aber   nicht    auf  rein  technische  Bestinuninzgft 
und  blosse  Vollziehong   bereits   von  der  BundesversaouiiIiiV 
gebilligter  Anordnungen  ankommt,  werden  die  Entschliessiogci 
der  Commission   dem   Bundestag» -Ausschüsse   verlilaig  vor 
gelegt,    e)  Die  Commission  kann  auch  ohne  besondere  AnfbiC 


*)  Siehe  den  voUst&ndigen  Abdruck  des  B.-B.  Yom  15.  M&n  1S19  ba 
G.  Y.  Meyer,  L  c  ThI.  H  (1869),  S.  7a 
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der  fidndeBTttrsammlimg  Mitg^eder  zum  Behufe  der  Inspektioii 
der  fortifikatorisehen  Arbeiten  abordnen,  bat  jedocb  von  emsm 
solcben  Beschlnsse  dem  Präsidirenden  des  Bundestages  An- 
zeige zn  machen,  welcher  in  dringenden  Fällen  die  voiiänfige 
Bewilligong  im  Namen  der  Versammlung  ertheilt  f)  Wegen 
der  benöthigten  Gelder  hat  sich  die  Militftrcommission  an  den 
Bnndestags-Ausschuss  zu  wenden,  g)  Sie  ist  f)ir  zweckmässige 
Ausführung  der  flbertragenen  Arbeiten  und  die  richtige  Ver- 
wendung der  Gelder  der  Bundesversammlung  TerantworUich ; 
eben  desshalb  können  aber  auch  h)  alle  Anordnungen  der 
Bundesversammlung  bezüglich  der  fortifikatorischen  Arbeiten 
nur  durch  diese  Gommission  zum  Vollzuge  gebracht  werden, 
i)  Die  Militärcommission  ist  in  ihrer  Gesammtheit  als  eine  der 
Bundesversammlung  untergeordnete  Behörde  zu  betrachten; 
die  einzelnen  Mitglieder  derselben  sind  den  sie  bevollmäch- 
tigenden Regierungen  für  die  von  diesen  erhaltenen  besonderen 
AufMge  verantwortlich.  An  diese  Militärcommission  sind  die 
versebiedenen  Militärlokalcommissionen  und  die  Gouverneure 
and  Commandanten  der  Bundesfestungen  gewiesen^).  3)  Hin- 
sichtlich der  GeschäftsfHhrung  ist  besthnmt,  dass  die  Gesdiäfte 
unter  die  Mitglieder  zu  vertheilen,  und  die  Beschlllsse  nach 
Stimmenmdirheit  zu  fassen  sind,  im  Falle  der  Stimmengleich- 
heit legt  die  Militärcommission  die  verschiedenen  Meinungen 
dem  Bundestags -Ausschusse  vor.  Dies  findet  auch  auf  be- 
sonderes Verlangen  der  Minoritlt  statt  Es  müssen  wenigstens^ 
vier  Mitglieder  versammelt  sein,  damit  die  Gommission  einen 
Beschluss  fassen  kann.  In  Ansehung  der  allgemeinen  colle- 
gialischen  Verhandlung  komm^  die  fOr  den  früher  bestandenen 
Militärausschuss  erlassenen  Bestimmungen  des  Bundesbeschlusses 
vom  9.  April  1818^)  mit  einigen  besonders  bezeichneten  Modi- 
fieationen  zur  Anwendung.  Hiernach  wird  der  Vorsitz  einem 
besonders  dazu  von  der  Bundesversammlung  zu  bezeichnenden 
Bevolfanächtigten  übertragen. 

n.  In  der  10.  Sitzung  vom  17.  März  1853,  Protok.  §.  71 
wurden  die  Vereinbarungen  zur  Kenntniss  der  Bundesversamm- 


*)  YeigL  die  in  Bezug  anf  die  Bundesfestong  Landftu  durch  B.-B.  v. 
14.  Dec  1830  in  Friedenszeiten  gemachte  Aasnahme^  qben  §.  506^  IIL 
»)  Bei  G.  V.  Meyer,  L  c.  Thl.  D  (1859),  8.  7?.  Not©  1. 
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kng  gebracht,  welche  zwischen  den  das  X.  Ameekarps  bildeD- 
den  Staaten  über  die  Stimmftahrang  in  der  MililSreoniniBrioii 
geschlossen  worden  sind^). 

m.  Nach  tibereinstimmender  Erklämng  aller  Bnndes- 
tagsgesandtscbaften  Tom  24.  Februar  1831,  Sitzung  6,  FroteL 
§.  45  wird  die  Legitimation  der  MiIitärbeyollmIehtigte&  di- 
dnreh  bewirkt,  dass  der  betrefiende  Gesandte  der  Bondesiv- 
Sammlung  von  dessen  Ernennung  Anzeige  macht,  welche  leUoe 
sodann  die  MilitSrcommission  hiervon  benachrichtigt^). 

IV.  Wegen  Vertretung  der  die  Besenre-InfantmediTim 
bildenden  Gontingente  bei  der  MilitSrcommission  wurde  in 
Bundesbescblusse  Tom  25.  April  1831  die  nachträgliebe  Be- 
stimmung vorbehalten^). 

V.  Durch  Bundesbeschluss  vom  16.  Mai  1832,  Stzmg  % 
Protok.  §.  109  wurden  die  Regierungen  ersucht,  zum  Befa^ 
der  Unterstfltzung  der  Militärcommission  mit  teehniMhen 
Hiilfsmitteln,  die  in  ihren  Staaten  geltenden  und  die  künftig 
zu  ertheilenden  mittheilbaren  Vorschriften  Übet  Fonnalioi^ 
Dienst,  Verwaltung  und  jede  Art  von  Competenzen  ikrar 
Truppen,  ingleichen  auch  die  jährlichen  Rang-  und  Qaartiff^ 
listen  an  das  Bundesarchiv  flir  den  Gebrauch  der  IditäreoBb 
mission  gelangen  zu  lassen.  Zugleich  wurde  die  Militäreom- 
mission  ermächtigt,  die  Anschaffung  ilir  zweckmässig  oaehtelar 
Karten  und  sonstiger  strategischer  Hfll&mittel,  insofeme  9k 
nieht  von  den  Regierungen  selbst  verliehen  werden  wollen,  bei 
vorkommender  Gelegenheit  in  Antrag  zu  bringen. 

VI.  in  der  21.  Sitzung  der  Bundesversammlung 
8.  Juli  1857,  Protokoll  §.  245  wurde  beschlossen^, 
1.  Januar  1858  an  wieder  in  ähnlicher  Weise,  wie  es  voa 
1819—1848  bestand,  eme  getrennte  Rechnung  i&r  die  KaasW- 
kosten  der  Militärcommission  als  Filiahrechnung  der  Bund» 
matriknlarkasse  fllbren  zu  lassen,  zugleich  wurde  der  Honatir 
etat  dieser  Kanzleikosten  (920  fl.  jährlich)  genehm^  und  d«r 
Militärcommission  zur  Verfllgung  gestellt 


«)  Ebendas.  Tbl.  H  (1859),  a  588. 
•)  Ebendas.  a  281. 
•)  Sbeadas.  &  S84 
f)  Ebendas.  a  074. 
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§.  612. 

3)  Die  Bestimmungen  der  deutschen  Verfassungs- 
urkunden über  die  Militärhoheit 

L  In  allen  deutschen  Staaten  ist,  theils  als  selbstver- 
ständlich,  theils  ansdrttcklich  in  den  Verfassangsorknnden, 
anerkannti  dass  der  Sonverain  Kriegsherr  (§.492)  ist;  dass 
lediglich  von  ihm  die  bewaffnete  Macht  abhängt 0;  dass 
er  den  Oberbefehl  ttber  dieselbe  fllhrt^),  alle  militärischen 
Stellen  besetzt^),  und  allein  befugt  isty  Kri^g  zn  erklären  nnd 
Frieden  zn  schliessen^). 

n.  Allgemein  anerkannt  ist  die  gleiche  Militärpflich- 
tigkeit  aller  waffendiensttauglichen  Unterthanen,  sofeme  nicht 
gesetzliche  Befreiangen  bestehen^).     Nur  in  Bezng   anf  die 

0  Ausdrücklich  so  bestimmt  in  Hannover,  Gesets  v.  .5.  September 
1848,  §.  1.  „Die  bewaffnete  Macht  und  deren  EinrichtQng,  wie  auch 
alle  in  Beziehung  auf  dieselbe  vorsonehmenden  Anstellungen,  zu 
machenden  Anordnungen  und  zn  erlassenden  Befiahle  hängen  allein  vom 
Könige  ab/' 

*)  Ausdrücklich  ist  dies  gesagt  in:  Brauns chweig,  n.  L.-0.  1832, 
§.  9.  ,J)em  Landesherrn  steht  die  Verfügung  über  die  bewaffioete  Macht, 
deren  Formation,  Organisation,  Ausbildung  und  Disdplin  ausschliessend 
zn.  Ohne  seine  Erlaubniss  darf  sich  in  dem  Herzogthnme  keine  bewaffiiete 
Macht  bflden  oder  au&tellen/'  —  Preussen,  Y.-ü.  1850,  §.  46.  „Der 
König  fahrt  den  Oberbefehl  ttber  das  Heer.*'  —  Ebenso:  Olden- 
burg, rev.  V.-ü.  1852,  §.  a  —  Renss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  43.  —  Wal- 
deck, V.-ü.  1852,  §.  9.  —  Luxemburg,  V.-ü.  1866,  art  37.  —  Als 
Vorbild  diente  auch  hier  die  französische  Charte  comtitutUmiMe  ▼.  4.  Juni 
1814,  §.  14  (1830,  art  13).  „Le  Roi  est  le  chef  supreme  de  l'^tat,  com- 
mande  les  forces  de  terre  et  mer,  d^clare  la  guerre*'  etc. 

*)  Ausdrücklich  wird  dies  erwähnt  in:  Preussen,  V.-ü.  1850, 
§.  47.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.10.  —  Oldenburg,  re?.  V.-ü.  1852, 
art  7.  f.  2.  —  Luxemburg,  V.-ü.  1866,  art  36. 

«)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Preussen,  V.-ü.  1860,  §.47.—  Luxem- 
burg, V.-ü.  1866,  art  37. 

•)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  IV,  §.  12;  Tit  IX,  §.  1.  -  Baden, 
V.-ü.  1818,  §.  10.  —  Wttrtemberg,  V.-ü.  1819,  §.23.  —  Grossh.  Hes- 
sen, V.-ü.  1820,  §.  29.  —  8.- Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  10.  -  K. 
Sachsen,  V.-ü.  1881,  §.  30.  -  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  77.  - 
Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  40.  --  Braunschweig,  n.  L.-0.  1882, 
§.  40.  —  HannoTer,  L.-V.-G.  1840,  §.  33;  Gesetz  t.  5.  September  1848, 
§.  1  (siehe  Note  1).  ~  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  34.  —  Oldenburg, 
]WT.  V.-ü.  1852»  art  31,  §.3.  -  3.-Go  bürg -Gotha,  V.-ü.  1862,  f.  59.— 
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Mitglieder  der  standesherrliehen  Familien  bestellt  dne 
bandesgesetzliche  Befreiang^^).  Mitunter  sfireeheii  Ver- 
fassongsgeBetze  eine  Befreiung  der  Mitglieder  des  regie- 
renden Hauses^)  oder  des  geistliehen  Standes  von  der 
Mitttürpflieht  sm^). 

UL  Ueber  die  Einrichtung  des  Heer wesens,  usBOii- 
äeh  die  Unterscheidung  des  zum  Kriegsdienste  geges  des 
iusseren  Feind  verpflichteten  stehenden  He^es»  der 
Landwehr  und  der  Heeresfolge  oder  des  sog.  Land- 
sturmes entliatten  nur  wenige  VerfassungsnifamdoB  an- 
drflcklidie  Bestimmungen^). 

IV,  Regelmässig  wird  das  stehende  Heer  durch  Coi- 
skription  gebildet  und  ist  Stellvertretang  Eidifliis")L 
Werbung  findet  nur  noch  in  den  freien  Städten  8tatt")i 

Waldeek,  ¥.-U.  1852,  §.  ai.  —  Beuss  j.  L.,  Gewti  vomSaJoi 
lg&6,  f.  Sa.  —  Liechtenstein»  Y.-U.  1862,  §.  21.  —  Yer^  die  <ta 
{.  284,  Note  5  «hgedrackten  Texte. 

•)  B.-Ä.  art  14,  ÜTr.  3.  —  Siehe  oben  §.  317. 

T)  Dies  thnt  Waldeck,  Y.-ü.  1852,  §.  31. 

«)  Di«  sagen  Bayern,  Y.-U.  1818,  Tit  IX,  S>L  —  WUrtemberg, 
Y.-U.  1819»  §.  23. 

•)  Bayern,  Y.-ü.  1818,  Tit  IX,  §.  3  flg.  unterscheidet  steheaie 
Armee,  BeserTebataillons  zn  deren  Yerstirknng  und  im  Fafie  dn 
Angebotes  mit  gleicher  Yerpflichtong,  gegen  den  äusseren  Feind  a 
dienen,  und  Landwehr,  die  in  KiiQgsieiten  nur  auf  besondoen  ÄiM 
des  Königs,  und  nur  innerhalb  der  Grenzen  des  Beichea  in  militiri- 
sehe  Thitigfcait  tritt  —  Eine  andere  Bedeutung  hat  die  L«ndireJii 
in  Prenssen,  Y.-ü.  1850,  §w  35.  JHa  Heer  begreift  alle  AhthfihagBS 
des  stellenden  Heeres  und  der  Landwehr.  Im  FaDe  desKricigeB  fcSB 
der  Ktaig  nach  Masqgabe  des  Gesetses  den  Landsturm  aafbieiaL'* — 
Yend  Giosah. Hessen,  Y.-U.  1820,  $.28.  Jn  ansaerordentüehen Notk- 
fallen  iat  jeder  Hesse  soDr  Yertheidigung  des  Yateriandee  Terpffi<^trt  wd 
kann  flir  diesen  Fall  an  den  Waffen  gerufen  werden.''  YeigL  auch  ät 
Übrigen  in  Note  5  angefthrten  YerfiusnngSQi^unden. 

•)  Bayern,  Y.-U.  1818,  Tit  IX,  §.  2.  —  Grosah.  Hessen,  Y.-P. 
1820,  §^29.  ^.  .  .  Loos,  mit  Gestattnng  der  Stelhertretnag.'-  —  ITste 
den  Ausadduss  der  Stellvertretung  durch  die  Bdchsverfiissnitg  ?.  2&  IOb 
1849,  §.  137,  siehe  oben  $.  292,  Kote  15.  --  Ausdrflddidi  gevihxlaürt 
die  Zulissigkeit  der  Stelhertrelnng  Kurhessen,  Y.-U.  1881,  S^  4a- 
Audi  in  Sehwarsburg-Sondershausen  wurde  durdiGea.  t. 
185i,  {.  1  dM  YeriMt  der  Stellvertretung  wieder  angehoben. 

*•)  Yoa    den   Yertesungs-Urlcunden    der    monarehisdien 
Staaleii  bcuüm^t  nur  BrAunachweig,  n.  L.-0.  1832,  $.  102  • 
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V.  Jeder  Staat  ist  sehiddig^  stehende  Truppe  in  der  Zahl, 
vrie  es  für  sein  Contingent  zum  Bandesheere  erforderiioh 
ist,  nnd  in  der  Art  and  Weise,  wie  es  die  Bnndesgeaetse  Tor- 
Behreiben,  zu  halten  ^^). 

VL  Da  die  meisten  Bandesstaaten  ohnehin  keine  grössere 
Anzahl  yon  Trappen  halten ,  als  fttr  ihr  Bandesconiingent  er- 
forderlich ist^^),  80  wird  anch  dar  regelmässige  jährliche  Be- 
darf an  nea  zugehender  Mannschaft  insgemein  ohne  besondere 
hiidständische  Bewilligung  ausgehoben  ^^). 

VII.  Die  Stände  haben,  sofeme  ihnen  ein  LandesYtt*- 
(Susungflgesetz  nicht  ausdrficklich  grössere  Beftignisse  bei- 
legt,  in  Militärangelegenheiten  keine  weitere  Einwirkung, 
als  insoweit  es  sich  um  eigentliche  Gesetzgebung,  wie 
die  Abfassung  eines  Conskriptionsgesetzes,  oder  Gesetzes  über 
die  Stellyertretung  und  Dauer  der  Militärdienstpflicht  und  den 
militärischen  Gerichtsstand  Aber  nicht  militärische  Verbrechen 
nnd  Vergehen  und  in  Givilsacben  der  MUitärpersonen  ^^)  und 
nm  die  Bewilligung  von  Geldmitteln  und  deren  Ver- 
wendung flir  das  Militär  handelt  ^^).  Daher  bedürfen  auch 
die  Verfügungen  des  Sonverains,  welche  lediglich  Aus- 
fluss  des  Oberbefehles  über  das  Heer  sind,  keiner  Con- 
trasignatur  eines  Ministers  ^^). 


nGleichflULi  ist  deren  (der  Stände)  Bewilligung  exforderlich,  wenn  dnrch 
Werbung,  besonders  von  AuBl&ndem,  Trappen  gebUdet  werden  sollen/' 

««)  Siehe  oben  §.  498  flg. 

^)  AusdrQckliche Bestunmungen  enthalten:  Braunschweig,  n.  L.-0. 
1882,  $.  102.  „Ein  grösseres,  als  das  durch  die  Bondesgesetzgebung  Yor- 
geickriebene  Trappenkorps  wird  ohne  Zustunmang  der  Stände  nicht  auf- 
geitellt*'  —  Waldeck,  Y.-U.  1852,  §.  92.  „Die  bewaflhete  Macht  wird 
den  Qetetzen  des  deutschen  Bundes  gemäss  aufgestellt." 

^)  Nor  allein  WUrtemberg,  V.-U.  1819,  §.  99  bestinunt:  „Was 
^e  Militärrerfassong  betrifft,  so  wird  die  Zahl  der  zur  Ergänzung  des 
k  Militärs  jährlich  erforderlichen  Mannschaft  mit  den  Ständen  ver- 
•bichiedet'« 

**)  Wegen  des  militäriichen  Gerichtsstandes  siehe  die  Bestimmungen 
der  Beichsrerfasaung  vom  28.  März  1849  und  der  Landesverfiusungsgesetie 
«bea  i.  296,  Note  4.  —  Die  bundesgesetzlichen  Bestimmungen  siehe  in 
iö06. 

*0  Siehe  oben  §.  399  flg. 

«7)  Aosdrtkcküch  sagt  dies:  Hannover,  L.-y*-G.  1840,  $.  102  a 
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VnL  Es  10t  aDgemeiii  anerkannter  Ornndaats,  daai  du 
stellende  Heer  im  Innern  nnr  auf  Requisition  der  Cirii- 
behörden  snr  Erhaltung  der  Öffentlichen  RnheTerwendeticr 
den  kann^^). 

IX.  Ebenso  ist  allgemein  anerkannt,  dass  ohne  sOadiicke 
Bewillignng  kein  Theil  des  Heeres  in  den  Dienst  eines  m- 
wftrtigen  Staates  gegeben  werden  kann  '^). 

X.  Dem  Militilr  steht  in  keinem  Staate  das  Beekt  n, 
in  oder  ausser  dem  Dienste  Versammlungen  zu  haltai  ui 
Beraihsehlagnngen  zu  pflegen;  sondern  sdne  verfusogi- 
massige  Stellung  bringt  es  mit  sich,  dass  es  lediglieh  den  Be- 
fehlen seiner  Voi^esetzten  zu  gdiorchen  hat^). 


«)  Bayern,  Y.-U.  1818,  Tit.  IX,  §.  &  „Die  Amee  handdi  si|ei 
den  äusseren  Feind,  und  im  Innern  nnr  dann,  wenn  die  IGHtfattiit 
von  der  competenten  Civilbehörde  förmlich  dazu  aufgefordert  iMJ'  - 
Aehnlich:  Preussen,  Y.-U.  1860,  §.  36.  —  Waldeck,  Y.-ü.  ISO» 
§.  93.  —  Oldenburg,  rev.  Y.-ü.  1852,  art  53,  $.  1.  —  Ebendat.  $.  t 
„Yor  wirklichem  Gebrauche  der  Waffengewalt  mnas,  so  laii^  keh  Fd 
gerechter  Nothwehr  eingetreten  ist,  der  versammelten  Menge  die  bei«^ 
stehende  Anwendung  bestimmt  und  vernehmlich  und  so  zeitig  bekaont  ge- 
macht werden,  dass  die  versammelte  Menge,  so  wie  jeder  Einzdne  in  der- 
selben, sich  fortbegeben  kann.  (Aehnliche  Gmnds&tze  haben  die  neiilei 
übrigen  Staaten  in  besonderen  Tumult-  und  Aufruhigesetzen  ani^esteUt).— 
YeitjL  S,-Coburg. Gotha,  Y.-ü.  1852.  $.  45. 

**)  Aosdrackliche  Bestimmungen  enthalten  hiertiber:  Wartemberg, 
Y.-U.  1819,  fi.  85.  „Snbsidienvertrflge  zu  Yerwendnng  k.  Trufpes  it 
einem  Deutschland  nicht  betreffenden  Kriege'*  erfordern  «ttiidisfhf  fit- 
willigmig.  —  S.-Meiningen,  Y.-U.  1829,  $•  10.  „Alle  UnterthaMi  mi 
schuldig,  nach  dem  Gesetze  der  Gleichheit  und  nach  Yerfaftltniss  des  Yo^ 
mögens  und  ihrer  Kräfte,  zu  dem  Zwecke  des  Staates  beizutrugen,  i 
Heb  .  .  .  b)  durch  Kriegsdienste  fbr  das  Land  und  den 
Bond  ...  In  fremdem  Solde  sich  brauchen  zu  lassen  sBdA 
Cnterthanen  nicht  schuldig.''  —  S.*Altenburg,  Y.-U.  1881,  f  9 
(Siehe  oben  f.  284,  Note  5).  ~  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §-  ^ 
„Ohne  deren  (der  Stände)  Bewilligung  kann  weder  das  Troppenkoips,  aod 
dne  AbtheUaog  desselben  in  den  Dienst  eines  auswärtigen  StMtoif^ 
geben  werden.'' 

»)  Dieser  Gnuidsati  war  sogar  in  der  französisdien  F^nbBkaaiiAa 
Yerftraong  vom  i.  November  1848,  art  104  ansdrttdilidi  an^gesprai» 
»Jja  foree  publique  est  essentiellement  ob^issante.  Un  cofps  am^i* 
pent  ddlib^ier."  —  Prenssen,  Y.-U.  1860,  $.  38.  „Die  bewaftete  MkM 
darf  weder  in,  noch  aosser  dem  Dienste  berathschlagen,  oder  flA 
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XL  Ai»  g^eieher  BttokBicht  ist  man  tlberali  von  der  Be- 
sidigvng  des  Militärs  auf  die  VerfassoDg  znrttck- 
{dLommen,  wo  diese  im  Jahre  1848  angeordoet  worden  war^O- 

Xn.  Es  ist  eine  in  der  Natur  der  Sache  begründete  Pflicht 
im  Staates,  fllr  die  Untersttttsnng  der  Militärpersonen,  welche 
m  Dienste  des  Vaterlandes  ihre  Kräfte  aufgeopfert  haben,  so 
irie  ihrer  Hinterbliebenen  zu  sorgen  ^.  Hierüber  bestehen  in 
kn  meisten  Staaten  besondere  Oesetxe. 


§•  518. 

Vm.    Die  Aemterhoheit^). 

1)  Begriff.    Staatsämter.    Staatsdiener.    Staatsdienst 

I.  Die  Aemterhoheit  begreift  die  Befngniss  desSonve- 
«ms,  den  Organismus  des  Civil-  und  Militärstaats- 
lienstes  zn  bestimmen,  die  fähigen  Personen  zn  den  ge- 


tiden  als  aaf  Befehl  TerBanuneln.  YerBammltmgen  und  Vereine  der  Land- 
nbr  zur  Beratluuig  miütftriBcher  Einrichtungen,  Befehle  und  Anordnungen 
nd  auch  dann,  wenn  dieselbe  nicht  zusammenberulen  ist,  untersagt'^ 

•<)  So  z.  B.  Preussen,  Y.-ü.  1850,  §.  108  a  linea  2.  „Eine  Ver- 
eidigung des  Heeres  auf  die  Verfassung  findet  nicht  statt/'.— 
iTergl.  den  von  mir  in  der  Ersten  Kammer  der  badisch eu  Landst&nde 
statteten  Commissionsbericht  Aber  den  Gesetzentwurf,  die  Ablegung  des 
Mmeneides  betr.  BeU.  17  zum  Protokolle  der  2.  Sitzung  vom  20.  Decbr. 
Iföl.  —■  Baden,  Gesetz  vom  29.  M&rz  1862,  Reg.-Bl.  XV.  „Der  Eid 
les  Ifflitftrs  auf  die  Verfassung  (Gesetz  vom  7.  Juni  1848)  ist  aufgehoben. 
\kT  Inhalt  des  Fahnenddes  wird  durch  landesherrliche  Verordnung  be- 


")  AoBdrackUch  ist  dies  ausgesprochen  in  Wtlrtemberg,  V.-U. 
1819,  §.  101. 

0  Klüber,  öffentl.  Recht  i.  Aufl.  §.  487  flg.  —  Maurenbrecher, 
faatsr.  {.  159  flg.  —  Weiss,  System  (.  362  flg.  —  H.  A.  Zachariae, 
UMte.  2.  Aufl.  §.  188  flg«  —  J.  Held,  System  des  Verf.-a  Bd.  H  (1857), 
^  923  flg.  ~  Insbesondere  siehe:  J.  M.  Seuffert,  von  dem  Verhältnisse 
ks  Staates  und  der  Diener  des  Staates  gegen  einander.  WOrzburg  1793.  — 
ITanderBecke,  von  StaatsJUntem  und  Staatsdienem.  Heilbronn  1797.  — 
1  TL  G5nner,  der  Staatsdienst  etc.  Landshut  1808.  —  B.  W.  Pfeiffer, 
Net  Aast  Bd.  I.  Hannover  1825,  S.  281  flg. ;  Bd.  H  (1828),  S.  861  flg. ;  Bd.  IH 
[1831),  8. 362  flg.,  513  flg. ;  Bd.  V  (1888),  S.  201  flg. ;  Bd.  Vm  (1846),  S.  481  flg. 
>-  A.W.  Hoffte  r,  tlber  die  RechtsverhUtaisse  der  Staatsdiener,  in  dessen 
Mtr.  z.  deutsch.  Staats-  und  FQrstenreehte.  Berlin  1829.  -^  Jaup,  Appel- 
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eigneten  Stellen  zu  eraeimen,  dmiselben  Qehalle  imdFwuna 
•nsaweiseiiy  ihre  DiensiftUmug,  so  wie  Oberhaupt  weh  ik 
PrivatlebeDy  insoferne  dies  aaf  ihre  Dienfltflüiniog  Emiw 
haben  kann,  za  bean&iohtigeny  sie  zu  b^rdern,  zu  Tosetia 
and  unter  Beobaehtnng  der  gesetzliehen  oder  sonst  rddkte 
firandsftize  zn  entlassen  oder  in  Rahestand  od^  in  fXtfmr 
bilittt  zu  versetzen'). 

U.  Unter  einem  Staatsamte  oder  Staatiilienste 
(munuSf  officium  e.  miniaterium  pubUeum)  ist  in  snbjeliiiver 
Beziehong  die  Verpflichtung  zu  einer  bernfsmäasigei 
Thtttigkeit  ftlr  Staatszwecke  in  Folge  einer  landolm* 
liehen  Ernennung  (sog.  Anstellung)  zu  yersteboL  Ii 
objektivem  Sinne  bezeichnet  Staatsamt  den  bestinn- 
ten  Kreis  der  Thätigkeit,  zu  welchem  der  AngesteDte  n^ 
pffichtet  ist  3). 

III.  Staatsbeamte  oder  Staatsdiener  hdssai  & 
Personen,  welchen  von  dem  Souverain  StaatsSmter  übertngei 
worden  sind^). 

IV.  Die  Aemter  heissen  auch  Stellen,  oder  Stasti* 
stellen,  da  durch  die  Uebertragung  eines  Amtes  dem  Be- 
amten eine  gewisse  Stellung  in  dem  Staatsorganismns  veifieki 
wird.  Häufig  wu-d  Stelle  auch  als  gleichbedeutend  mit  B^ 
hörde  überhaupt  gebraucht 


ktioBsiechtfertigang,  PensioiiBansprficlie  betr.  nebst  einem 
der  Universität  HaUe,  als  Macpt  gedr.  Dannstadt  1836.  —  GL  PertiiM. 
der  Staatsdienst  in  Prenssen,  Hamboig  1838.  •—  Meisterlia.  «üiT» 
liiltniBse  der  Staatadiener  nach  rechtlichen  Gronda&taen.  Gaanl  1B3&^ 
F.  y.  Seybold.das  Institut  der  Aemter.  München  1854.  —  Verg^  mtiu 
AJOfiOamg  hieraber  in  den  Heidelberger  Jahxb.  1854.  8.  760  flg> 

*)  Inwiefeme  die  Aemteriioheit  durch  Gesetz  oder  Verordimqg  am*' 
tibw  ist»  sidie  oben  §.  440. 

s)  Ueber  die  TerschiedeDen,  sehr  von  einander  abweicfaeDdea  B^pA* 
bestiramangen  von  Staatsamt,  nehe  meine  Aaaföhnmg  in  dm  Bod^ 
berger  Jahrb.  1854,  S.  761  flg. 

«)  Wenn  man  insgemein  die  Staatsdiener  als  Personen  eridiiit  t^ 
dum  angesteUt  sind,  Hohutsrechte  bem&massig  mit  YersatintficV 
g«igen  den  Souverain  aosaaüben,  so  ist  wohl  so  viel  richtig,  dia  *^ 
Personen  aUerdings  Staaladiener  sind.  £b  ist  aber  ^eae  BtipiS^f^ 
rnnog  viel  m  eng»  indem  es  viele  Personen  gibt,  die  als  Stastwftaif' 
geeteUi  sind,  oad  doch  keine  Hoheitsreckte  aosm&ben  haben,  x.  &  ^^ 
•eren,  Direktoren  von  Kunataammlm^yn  oder  Fabriken  des  Stalles  aaf- 
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V.  Fast  allgemeiii  will  der  Gbaraktctr  des  Staatsdienetes 
in  einer  HttlfeleistaBg  gefimdeo  werden,  welche  der  Ber 
amte  den  SoaTerain  zu  gewähren  habe.  Diese  Anffassnng 
ist  jedoeh  eben  so  unrichtig,  als  nichts  erklärend;  sie  bemht 
auf  der  eben  so  falsdien  als  unwürdigen  Ansicht  von  der 
Stellang  des  Souverains  im  Staate,  als  wenn  der  Sonverain 
eigentlich  alles,  was  für  den  Staat  nöthig  ist,  selbst  persönlich 
tlimi  mflsste^).  Der  Sonverain  hat  aber  seinem  Begriffe  nadi 
nnr  zn  regieren,  d.  h.  die  Verwaltung  zu  leiten,  oder  zu 
befehlen;  der  Beamte  dagegen  hat  zu  verwalten,  d.  h. 
pffiehtmässig  das  Befohlene  (was  ihm  kraft  seines  Amtes  ob- 
liegt) unter  persönlicher  Verantwortlichkeit  auszufahren^). 

VL  Als  ein  im  allgemeinen  Staatsrechte  wurzelnder  Satz 
wird  auch  gemeiniglich  die  Behauptung  aufgestellt,  dass  die 
Uebemahme  der  Staatsämter  eine  allgemeine  Unterthanen- 
p flicht  für  die  Befähigten  sei^.  Bei  dem  ttbergrossen  Zu* 
dränge  von  Bewerbern  zu  dem  Civil-  und  Militärstaatsdienste, 
welcher  sich  in  allen  Staaten  bemerklich  macht,  ist  aber  dieser 
Satz  mindestens  ganz  unpraktisch;  auch  ist  in  keinem  Staate 
dermal  ein  Zwang  zur  Uebemahme  eines  Staatsamtes  als  ge- 
setzlich zulässig  anerkannt 

VII.  Wenn  überdies  mehrere  Gesetze  den  Sonverain  ver- 
pflichten, oder  die*Zusage  enthalten,  dass  keine  Ausländer  zu 


»)  Heidelberger  Jahrbücher  1854,  S.  763.  —  Man  hat  sich  besonders 
durch  die  aas  geschichtlicher  VeranlaBSong  (§.  514)  gebräuchlich  gewordene 
Bemdmimg  Staatsdiener  und  Staatsdienst  irre  leiten  lassen,  weil 
man  in  jeder  Dienstleistung  eine  Unterstützung  zu  sehen  gewohnt  ist 
Hält  man  sich  aber  an  den  eigentlichen  B^ff  von  Staatsamt,  so  ist 
leicht  erkennbar,  dass  hierin  wohl  die  Idee  der  Verpflichtung  zu  einer 
besonderen  Th&tigkeit  im  öffentlichen  Interesse,  aber  nicht  die  einer 
Unterstützung  der  Staatsgewalt  oder  des  Souverains  liegt 

•)  Siehe  oben  §.  344,  Yin. 

7)  Selbst  Gönner,  der  sonst  in  vielen  Beziehungen  schon  richtigere 
Grundsätze  aufstellt,  als  seine  Vorgänger,  stellt  in  seiner  Schrift  vom  Staats- 
dieoDste  §.  29  noch  den  Satz  anf:  „Staatsdienste  sind  eine  Staats- 
laif  Im  Widerspruche  hiermit  sagt  er  aber,  auf  den  richtigenn  Weg 
einlenkend,  ebendas.  im  Anfiinge  S.V.  Note  5.  „.  .  .  weil  Staatsdienste 
weder  als  Staatslast,  noch  als  Nahrung^stand  aus  einem  Ver- 
trage beurtheilt  werden  dürfen.''  —  Nur  die  dafür  nothwendigen  Besol- 
dungen und  Pensionen  werden  aber  in  der  Praxis  wirkUdi  als  eine 
fitaatslaat  empfonden. 
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StaataAmtem  berafeo  werden  sollen,  weldie  doreh  beflbigte 
Inländer  gehörig  besetzt  werden  kOnnen^),  so  seigt  sicli  ebsi 
hierdarch  deatlich,  dass,  unter  den  bestehenden  VerhUtmssai, 
die  Uebemahme  von  Staatsamtem  von  Seite  der  Staatsange- 
hörigen viehnehr  als  ein  Recht,  als  wie  eine  Pflicht  aof- 
gefasst  wird. 

VUL  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  dem  Sonreraii 
die  Befngniss  zusteht,  auch  Personen,  wdche  nicht  Staats- 
diener  sind,  Aofträge  zor  Ansftthrang  einzelner  Geschäfte 
im  öffentlichen  Interesse  zu  ertheSen^);  jedoch  wird  dabei 
vorausgesetzt,  dass  die  (Geschäfte  nicht  von  der  Art  sind,  dasi 
sie  nach  der  Verfassung  nur  durch  eigentliche  Beamte  od« 
Behörden  besorgt  werden  dflrfen.  So  wenig  ein  solches  Ge- 
schäft ein  Amt  im  Bechtssinne  des  Wortes  ist,  eben  so  wenig 
wird  der  hiermit  Beauftragte  durch  einen  solchen  Auftrag  m 
Beamter  oder  Staatsdiener. 

§.  154. 

2)  Geschichtliche  Entwickelung  des  Staatsdienstes. 

Das  System  des  Dienstvertrages. 

I.  In  der  ersten  Zeit  der  Entwickelung  des  eigeotlicheo 
Staatslebens  bei  den  germanischen  Völkern  vertrat  der  könig- 
liehe  Gefolgsschafts-  oder  Treuverband  {comüaltu\ 
auch  wohl  die  Minist erialität,  die  Stelle  des  eigentliches 
Staatsdienstes,  insbesondere  hinsichtlich  der  höheren  Beamteo '). 
Den  Orafen,  aus  welchen  sich  später  hauptsächlich  die  Landes- 
herren entwickelten,  stand  aber  schon  in  der  karolingischen 
Zeit  das  Recht  zu,  ihre  Stellvertreter  (judices  vicarioe,  cenU- 
narios\  Boten,  nach  ihrem  Belieben  zu  ernennen'). 


•)  Siehe  oben  §.  298,  Note  7. 

*)  So  K.  B.  AufMge  zur  vorbereitenden  Einleitung  diplomatischer  Usler- 
hsndlongen;  sum  Bereisen  anderer  Staaten;  zur  BerichterBtattong  Ober 
deren  fünrichtongen,  Znstftnde,  Bildongsanstalten  u.  s.  w. 

0  Siehe  meine  dent  B.-6esch.  3.  Aofl.  1868,  Tbl.  n,  §.  38,  veisL 
mit  §.  29  und  80a 

*)  Eben  das.  ThL  II,  §.  38,  VI.  —  Mit  ünrßcfat  behai^tet  Waltker, 
Progr.  de  banno  etc.,  Bonn  1867,  dass  das  Recht,  die  Zealgnifen  seltat  si 
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n.  An  diese  letztere  EinrichtuDg  ansehliessend  entstand 
Bfteh  der  vollständigen  Entwickelang  der  Landeshoheit  ein 
System  desDienstvert  rages,  in  Folge  dessen  die  Beamten 
sich  in  ähnlicher  Stellung  zu  dem  Landesherm  befanden ,  wie 
dessen  übrige  vertragsmässig  gedungene  Hofdiener  und  Privat- 
diener,  daher  auch  dem  Landesherm  das  Recht  beigelegt 
wurde,  seinen  Beamten  nach  Belieben  den  Dienst  zu  ktlndigen 
und  sie  zu  entlassen^). 

m.  Hieraus  entwickelte  sich  allmählig  das  gegenwärtig 
bestehende  System  des  Staatsdienstes  iflsein  eigenthflm- 
liches  politisches  Institut^),  indem  insbesondere  die 
Rücksicht  massgebend  wurde,  dass  gewisse  berufsmässige 
Th3ttigkeiten  ftlr  die  Zwecke  des  Staates  ununterbrochen  noth- 
wendig  sind,  dass  die  Angestellten  eine  besondere  Vorbildung 
für  den  Staatsdienst  mit  grossem  Aufwände  von  Zeit  und 
Kosten  sich  erwerben  und  regelmässig  auf  jeden  anderen  ein- 
träglichen borgerlichen  Nahrungszweig  verzichten  müssen,  und 
dass  die  Wohlfahrt  des  Staates  unabweislich  eine  Sicherstel- 
lung des  berufttreuen  und  tadellosen  Beamten  in  seinen  ttkono- 


ernennen,  den  Landesherren  erst  durch  die  Gonsütutio  ütinensis  Fri- 
derlei  n.  1232  yerlijehen  worden  wäre;  dieselbe  bestätigt  vielmehr 
nnr  die  Landesherren  in  diesem  hergebrachten  Rechte.  Siehe  meine  deut 
a-Oesch.  3.  Aufl.  1858,  ThL  n  §.  125a,  Note  15,  S.  861,  und  besonders 
meine  AlterthOmer  des  deutschen  Reichs  und  Rechts  Bd.  I  (Ldpz.  1860), 
S.  98  flg. 

s)  L.  Hugo,  de  statu  regionum  Germ.  1661,  cap.  m,  §.  34.  „Nam 
pleraque  offida  non  tam  a  legibus,  quam  a  solo  nutu  principis  depen- 
dent"  —  Myler  ab  Ehrenbach  Hyparchologia,  cap.  lY,  §.  11,  Nr.  4. 
^,Nec  per  talem  officii  redamationem  conqueri  potest  offidalis,  natura 
contractus  ita  suadente,  ut  tamdiu  utendum  concedatur,  quamdiu 
ooncedens  patiatnr.^*  —  Yergl.  J.  H.  Böhmer,  de  jure  prindpis  drca 
dindss.  ministror.  HaL  1716,  c.  I,  §.  15.  —  Auch  in  späterer  Zeit  £Buiden 
daher  die  Anstellungen  häufig  nur  mit  der  Formel  statt:  „so  lange  als 
gnädigst  gefiüüg''  oder  „bis  auf  weitere  Yerfttgung'*.  Yer^,  Yan 
der  Becke,  a.  a.  0.  §.  65. 

«)  Es  können  daher  auch  die  Bestinmittngen  des  römischen  Rechtes 
bei  der  gänzlichen  Yerschiedenheit  der  Yerhältnisse  keine  Anwendung 
finden.  In  älteren  Schriften  findet  man  Hinweisungen  auf  L.  11  §.  8  Dig. 
de  moseiibus;  L.  9  Dig.  de  negol  gestis;  L.  6  $.  4  Dig.  de  excusat;  L. 
4  B.  5  Dig.  de  decret  ab  ordine  fiic;  L.  5  Dig.  de  manum.  test.;  L.  2. 
Cod.  de  pnitas.  ei  medic;  U  3  Cod.  de  offia  Pr.  pr.  Cr.  et  Qlyr.  " 
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miBcheii  Verhältniflsen  erheische.  Daher  befeBtigte  skb  immer- 
mehr  die  Ansicht,  und  wurde  endlich  tüa  gemeines  Beebt  be- 
trachtet, dasB  ein  Staatsbeamter  nicht  willkfihriich  tob  da 
Staatsoberhanpte  seines  Dienstes  entlasse  werden  Üfm% 

IV.  Die  Ansicht,  dass  ein  Beamter  nicht  andeis  ib  dml 
Urtheil  nnd  Recht  von  seiner  Stelle  »tsetzt  werden  bfnt^ 
£uid  zuerst  reichsgesetsliche  Anerkennung  in  Bezog  arf  A 
Mitglieder  des  Beichskammergerichtes^),  und  nivis 
auch  bezOglich  der  Mitglieder  des  ReichshofratheiM 
die  beiden  letzten  Wahlkapitniationen  (Leopold  11.  nndFnniil) 
reichsgmndgesetzlich  ausgesprochen "). 

y.  In  derselben  Zeit  stellte  sich  auch  die  reichiktmner- 
gerichtliche   Praxis   in  Bezug    auf  die  Bevrtheihng  in 
Dienorerhältnisses  der  landesherrlichen  Beamten  in  der  iit 
fest,  dass  man  zwar  noch  anerkannte,  dass  der  Landete 
da,  wo  eine  TemporalaufkUndigung  dem  Dienstrertrsge  » 
verleibt  sei,  sich  ihret  nach  Wohlgefallen   bedienen  ktas» 
und   dem   Diener  nur   ein   vorwurfsfreies    EnflassongsdekRt 
{dimUgio  honesta  im  Gegensatze   einer    auf  Grund  von  Ter 
brechen  und  Urtheil  beruhenden  dimüsio  iffnominiosa)  wMäi 
sei,  dass  hingegen  im  anderen  Falle  keine  wUlkOhrliche  Dieort* 
entlassnng  gerechtfertigt  sei,  sondern  nur  dann  dem  Lande» 
herm  freistehe,  wenn  er  dem  Diener  die  volle  Besoldung  laai 
oder  nach  den  Umständen  eine  zureichende  Pension  ausurarfe^ 
Gleichen  Grundsätzen  begegnet  man  auch  bereits  in  den  Landein 
gesetzgebungen  im  XVIII.  Jahrhunderte^). 


^  Malacord,  diss.  de  pablids  oöidis  absque  jnata 
legaU  cognitione  non  anferendis.  Gdttingen  1788.  -~  Zoerat  findet  neb  fltf 
Anerkennung  dieses  Prindps  in  England,  in  der  AnsteUnngsfoDMl  i^ 
Oberrichter:  „tarn  diu,  quam  bene  se  gesserint*^ 

«)  Concept  der  R.  K,  ö.  O.  1S18,  ThL  I,  Tit  HI,  {.  8.  (Siele  eh« 
§.  »9,  VI,  Note  12). 

f)  W.  E.  art  XXIV,  §.  10.  „.  .  .  aucb  soD  kein  Beicfasbofriüi  stE* 
Stelle  anders,  als  nach  vorhergegangener  rechtlicher  Gogaiüfi 
und  darauf  erfolgtem  Spruche  Recht ens  entsetit  werden.*' 

•)  Häberlin,  Staatsarchiv  Bd.  X,  S.  390.  —  Pfeiffer,  ptkü«* 
f&hnmgen  I,  S.  288.  291.  -^  Doch  wurde  äSß  PraziB  des  BMAdaft^ 
später  wieder  schwankend.    Pfeiffer,  prakt  AnsfilhroDgen  1,  &  ^^ 

^  So  t.  B.  in  einem  von  der  k.  preuisiBcheB  GeselccoiBBnBOt  *^ 
statteten  G^tacl^n  v.  1787;  siehe  Pfeiffer^  piakt  Aaiftlira««^  &^ 
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YI.  Indem  durch  die  reichskammergeriehtliche  PraxiB  so- 
mit ein  Becht  des  YorwaEfisireien  Staatsdieners  auf  die  söge- 
sieberte  Besoldung,  nicht  aber  auf  die  Beibehaltung  des 
Staatsamtes  selbst  anerkannt  wurde,  war  die  öffentlich- 
rechtliche und  die  privatrechtlicbe  Seite  des  Staats- 
dienstes scharf  unterschieden,  wie  dies  auch  seitdem  die 
WissGDSohaft  ge&an  hat^^),  und  somit  war  die  Doctrin  und 
Praxis  in  der  Lehre  von  den  Staatsämtern,  auf  jenen  Stande 
pimkt  getreten,  welchen  das  canonisohe  Recht  inBesiehung 
auf  die  Eircjienämter  schon  seit  Jahrhunderten  einge- 
nommen hatte,  indem  dieses  von  jeher,  sowohl  die  eigentliche 
Absetzung  {degradatio\  als  die  Enfliebung  vom  Amte  (jmspensio 
ab  ofßcio)y  und  die  Entziehung  des  Diensteinkommens 
(ademiio  &ane/!dt  oder  tuspendo  a  ben^cio)  unterschieden  und 
genan  die  Fälle  ausgezeichnet  hatte,  in  welchen  die  letztere 
in  der  Verbindung  mit  dem  Verluste  des  Amtes  einzutreten 
habe  oder  nicht  ^^). 

VIL  Schwierigkeiten  und  mancherlei  praktische  Unzm- 
träglichkeiten  ergaben  sich  aber  bei  diesem  Systeme,  bei  wel- 
chem es  an  allen  Grundsätzen  ttber  das  Becht  auf  einen  eigent- 
lichen Ruhegehalt  und  dessen  Mass  fehlte,  fortwährend  in  den 
Fällen,  wo  der  Beamte  durch  hohes  Alter,  oder  durch  unver- 
schuldete Zufälle  dienstuntauglich  wurde,  indem  sonach  enl^ 
weder  der  Landesherr  einen  anderen  tüchtigen  Beamten  neben 
dem  unfähig  gewordenen  besolden,  oder  dieser  Letztere  sich 
entscUiessen  musste,  sich  auf  seine  Kosten  einen  Adjunkten 
od^  Substituten  zu  halt^,  oder  ein  solcher  vom  Landesherm, 
nicht  selten  mit  der  Anwartschaft  auf  dereinstige  Nachfolge 
im  Dienste,  ernannt  und  ihm  ein  Theil  des  Diensteinkommens 
des  Ushmgen  Beamten  zugewiesen  wurde  ^'). 

^^)  Dieser  unterschied  wurde  in  der  Doktrin  zuerst  von  Gönner  in 
der  angef.  Schrift  Ober  den  Staatsdienst,  1808  besonders  hervorgehoben. 

^0  DasB  die  suapeTuio  ab  officio  nicht  auch  die  a  heneficio  an  und  f&r 
sich  anr  Folge  habe,  sagt  ausdrflcklicb  eap.  10  X,  de  purg.  canon.  ^  Die 
Bestimmungen  des  canonischen  Rechtes  Aber  die  Absetzung  u.  s.  w.  der 
GeiitUcheii  mit  Bdassung  des  Benefidnm  finden  sich  hauptsächtlieh  in  den 
Decretalen  Gr^or's  IX  Tit  de  miQoritate  et  obedientia;  die  Aber  Pensions- 
▼erhiltoiBse  der  Geistlichen  im  Tit  de  PensionibBS. 

<>)  IMese  MissBtiade  mochten  sich  wohl  in  dea  CoUogiea  weniger  em-  - 
pfindlich  machen,  wo  auch  alte  Bäthe  leichter  fortdienen  können  und  sogar 
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ndscheii  Verhältniflsen  erheische.  Dahe;   /  **  ^ 

mehr  die  Ansicht ,  nnd  wurde  endlii^  /   f  ^^** 

trachtet,  dass  ein  Staatsbeamter  i/^\\    '  .undei- 

Staatsoberhaupte  seines  Dienstes  f  ^  '  ^     ^        ^  ^?^  " 

IV.  Die  Ansicht,  dass  ein  B  '\  "\  .,  ak  die  G«l» 
Urtheü  und  Recht  von  seiner  :'  .a  der  höheren  SWi- 
&nd  zuerst  reichsgesetriiche  ;  .  '  -««'  ^Sxm^i  tBB«  li 
Mitglieder  des  Reichsks/,  ereinstimmten.  Dm  km 
auch  beillgUch  der  Mitglk  ;  •"«»diener  überhaupt  md  »• 
die  beiden  letzten  Wahlka  ^  »«A^l*  ^^^^  ^^  BerafiÄiür 
reichsgrundgeselalich  a^ '  ^   bei  den  immer  steigendeD  Ai- 

V.  IndereelbenZ',  •'  fortwährend  vermehrte  und  d« 
gerichtliche  Pra/  dem  Mangel  oder  der  ünziilllBgiktt 
Dienerverhältnisses  ^sütutionen  in  einer  gesichertes  tt» 
fest  dass  man  '  -'^  Staatsdiener  selbst  eme  Garantie,  ttdi 
da  'wo  eine  T /^^  ministerielle  Willktthr,  IheQs  goga  d* 
verleibt  sei  r  ^eidliche  Bestechlichkeit  der  BeamtOD  tat 
und    dem   D*  '^"S®  Ausbeutung  ihrer  SteDen  zum  NaekAd» 

brechen  ny^tfr  Anerkennung  des  Grundsatzes,  dass  die  Suti- 
sei  dass  ^iriUktthrlich  ohne  Pension  entlassen  werden  dfliH 
entlassr  >^^  Schritt  zur  Unteischeidung  von  regieren  od 
herm  v^<  geschehen,  nnd  der  Staatsdienerstand  (dksv* 
oder  ^^i^''*^^^)  bildete  seitdem  als  eine  grOsstentfadlsuB 
/^ifachwuchs  sich  ergänzende  Standesklasse ,  ebeM 
^(jAe  Mittelgewalt,  wie  sie  frAhw  derAddgebiM 


gep     ^«'i^  Mittelgewalt,  wie  sie  frAhw  derAddgenW 
_     /f  A'e  ä'^®^  unter  Umständen  einen  noch  grf^sseren  Diwk, 


61ei  i^ifachwuchs  sich  ergänzende  Standesklasse,  ebeM 
gep 

J^^^er,  auf  das  Land  auszuüben  vermag  und  eine  grtsMri 

I      ^dasselben   werden  kann,  als  dies  der  Adel  jemsb  ^ 

^  *^i^  welchem  selbst,  wenn  er  politischen  Eänilsss  l)^ 

^D  will,  nunmehr  grösstentheils  nichts  anderes  übrig  UoK 

^ji  die  Reihen  der  Büreaukratie  einzutreten. 

%,  Nach  einer  solchen  vollständigen  Umbildung  des  b- 
0if»  des  Staatsdienstes  kann  es  freilich  nur  als  gms  o4^ 

^  Er&hrung  wegen  von  grossem  Werthe  sind.  Die  NwMA  v«is 
^  lieeonden  empfindlich,  wo  Stellen  durch  einzelne  Beantes nriil^ 
^g{^  und  die  DieiistanwartaGhaften  häufig  ?om  Nepcägmiis  va^^ 
^  dadurch  die  SteUen  nicht  selten  ftr  Söhne  oderSdiwi^möhBeC*«^ 
^  erblich  gemacht  wurden. 
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''«jniuigeacfatet  fortfuhr, 

des  Staatsdienstes 

gehaltlosen  Unterste!- 

.amen  mnsste,  um  jene 

d   erklären,  welche  man 

.enst  begründeten  betrachtet 

lg  immer  mehr  einsehen  mnsste, 

fl  Fragen,  welche  bei  der  neuen 

.  des  Staatsdienstes  entstehen  mnssten, 

jhr  unsichere  Lösung  aus  sog.  allge- 

,  deren  Gültigkeit  eben  selbst  vielfach 

l^^^m  .önnten^^),  so  musste  man  in  den  einzelnen 

r^%  dacht  nehmen,  im  Wege  der  Gesetzgebung, 

^^  dng  von  sog.  Staatsdiener-Edikten  oder  Dienst- 

'^^  m  neues  positives  Recht  zu  gründen. 

^  dieser  Beziehung  hat  die  k.  bayerische  Haupt- 

ragmatik  über  die  Dienstverhältnisse  der  Staats- 

«orzOglich  in  Bezug  auf  ihren  Stand  und  Gehalt,  vom 

.aar  1805,  die  Bahn  gebrochen  ^^),  und  sind  seitdem  in 

einzelnen  Staaten   immer  häufiger  ähnliche  Gesetze  er- 

ß^  worden  ^% 

°)  Die  Unzulänglichkeit  der  Annahme  (Fiktion)  eines  Dienstvertra- 
N  xnr  rechtlichen  Begründung  des  Staatsdienstverh&ltnisses  hat  Gönner, 
li  Staatsdienste  1808  §.  29  überzeugend  nachgewiesen.    (Siehe  §.  513, 

\  *)  So  z.  B.  die  Frage,  welche  im  öffentlichen  Dienste  beschäftigte  Per- 
)Mn  als  Staatsdiener  zu  betrachten  sind?  In  welchem  Betrage  und  Yer- 
btniase  zu  den  Dienstjahren  Pensionen  zu  gewähren  sind  u.  s.  w. 

*)  Abgedruckt  bei  Gönner,  vom  Staatsdienste  1808  als  Anhang. 

^)  So  z.  B.  in  Bayern  selbst,  das  Edikt  über  die  Verhältnisse  der 
tatsdiener,  als  Beil.  TX  zur  V.-ü.  1818.  —  Baden,  VE.  Constit-Edikt 
25.  April  1809;  Ges.  v.  30.  Januar  1819,  Reg.-Bl.  Nr.  IV;  Verordnung 
14  Nov.  1839,  Reg..Bl.  Nr.  XXXÜ;  Gesetz  v.  30.  Juli  1840,  Reg.-Bl. 
r.XXVn.  —  Grossh.  Hessen,  Gesetz  v.  12.  April  1820.  —  Kurhes- 
>a,  Staatsdienerges.  in  Müller,  Archiv  Thl.  III,  S.  653.  —  Braun- 
{kweig,  Gesetz  v.  12.  Okt  1832.  —  K.  Sachsen,  Gesetz  v.  7.  März 
B5.  —  Anhalt-Bernburg,  Gesetz  v.  13.  Dec.  1841.  —  Hannover, 
wetz  V.  8.  Mai  1852.  —  Wal  deck,  Gesetz  v.  27.  April  1850  u.  s.  w. 
ie  aaf  den  Staatsdienst  in  Preussen  bezüglichen  Gesetze  und  Literatur 

ZSpfl,  SUatorecht.  5.  Aofl.  IL  50 
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XTTT.  Den  Gesetzen  über  den  Staatsdienst,  namenffich  w 
weit  sie  sich  aaf  den  Civilstaatsdienst  beueben,  istioit- 
unter  ausdrücklich  der  Charakter  von  Staatsgnmdgesetzen  bei- 
gelegt worden"), 

XIV.  Die  Militärdienstpragmatik  dagegen  hadt 
noch  häufig  auf  Verordnung  des  Staatsoberhauptes  als  Kri^ 
herr.  In  anderen  Staaten  sind  bereits  auch  hierüber  oA  da 
Landständen  Gesetze  errichtet  worden  ^  wodurch  hiiJdfMid 
der  Dienstentlassung  und  Pensionirung  der  Militärdiener,  i  L 
der  Officiere  und  Kriegsbeamten,  zum  Theile  auch  sogute 
ünterofficiere,  dieselben  oder  ähnliche  Grundsätze  fesIgestcS 
wurden,  wie  bei  den  Civilstaatsdienem  ^^). 

§.  515. 

3)  Entstehung  (Rechtsgrund)  des  Staatsdiener- 
verhältnisses. 

L  Die  Grundlage  des  StaatsdienerreriiättnisseB  büdek 
Ernennung  {Nominatio)  als  Staatsdiener   durch  Aea 
yerain,  welche  stets  schriftlich  in  Form  eines  Anstellnni 
dekrets  mit  Unterschrift  des  Landesherm   und 
mit  Beidrttcknng  des  Staatssiegels  (Signatur)  erfolgt^). 

n.  Die  Ernennung  ist  ihrem  juristischen  Charakter 
nicht  als  ein  Vertrag  (weder  als  locatio  canductio 
noch  als  Mandat  im  civilistischen  Sinne)  anfznfasBen^i 


siehe  bei  H.  Simon,  pieoss.  Staatsrecht  Breslau  1844,  I,  S.  1^  IK 
292  flg.  . 

«7)  So  s.  B.  in  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  V,  §.  6;  in  Baden»  T.«f 
1818,  §.  24. 

«)  Yeigl.  s.  B.  Baden,  Gesetz  über  die  MilitärdienstpragiBilik 
31.  December  1831. 

*)  Ueber  die  aosdrficklicjie  Anerkennung  des  aiisschliesslictoi  — ^^ 
des  SoQTeruns,  die  Staatsdiener  anzustellen,  in  mehreren  deutsches  W 
ftssungsorinrnden,  siehe  oben  §.  343,  Note  15  u.  unten  §.  521, 1,  Xotel' 
üeber  die  Beschränkung  des  landesherrlichen  Emennungarecktfl  ■ 
Richter  durch  ein  etwaiges  landstftndisches  Prftsentationsrecht,  sie^ 
§.  445,  Note  3.  ^ 

*)  Dass  hier  weder  Ton  Miethrertrag,  noch  ron  Mandat  geij^^Biii 
werden  kdnne,  hat  schon  Gönner,  Tom  Staatsdienste  §.  29  bemokt 
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dern  ak  eis  eigentliches  Dekret,  d.  h.  als  eine  vom  Son- 
▼eraki  im  öfenftlioh^  Interesse  erlassene  Verfttgung,  welcher 
der  Charakter  einer  Entscheidung  ttber  die  Wflrdigkdt 
nnd  Befähigung  des  Angestellten  für  die  ttbertn^gene  Stelle 
sukommt'),  und  die  zugleich  die  Verleihung  der  besonderen 
Standesrechte  eines  Staatsdieners  an  den  Angestellten  als 
ihre  «elbstverständlidie  gesetzliche  Rechtsfolge  in  sich 
achliesst^). 

m.  Mitunter  geht  aber  allerdings  der  wirklichen  Anstel- 
lung ein  fftnnlicher  Vertrag  mit  dem  Anzustellenden  voraus, 
wie  z.  B.  bei  Berufung  von  Ausländem  in  den  Staatsdienst. 
Ein  solcher  Vertrag  kann  für  dieselben  hinsichtlich  des  Ge- 
haltes, der  Pensionirung  u.  s.  w.  besondere  Bechtsansprttche 
begründen^);  nichts  destoweniger  beruht  ihre  Staatsdiener- 
eigenschaft doch  auch  lediglich  nur  auf  dem  nach  dem  vor- 
bereitenden Vertrage  ertheilten  Anstellungsdekrete. 

rV.  Da,  wo  jetzt  besondere  Staatsdienstpragmatiken  be- 
stehen, kann  darttber,  ob  Jemand  als  Staatsdiener  angestellt 
worden  ist,  nicht  leicht  ein  Zweifel  entstehen.  Hiemach  ist 
Staatsdiener  derjenige,  welcher  in  Gemässheit  der  Pragmatik 
angestellt  worden  ist.  In  Staaten,  wo  keine  solche  Pragmatik 
besteht,  können  dagegen  mancherlei  Zweifel  darttber  entstehen, 
ob  eine  Person  wirklich  als  Staatsdiener  angestellt  worden  ist,  oder 


findet  daselbst  das  Wesen  der  Anstellung  in  einem  Juswa,  womit  er  sich 
der  hier  aufstellten  Ansicht  nähert,  indem  die  Anfiassong  der  Anstellung 
als  Ju8su8  wohl  eine  Analogie  darbietet 

')  Die  hier  angestellte  Ansicht  wird  durch  den  Wortlaut  aller  neueren 
Staatsdienergesetze  bestätigt  Z.  B.  Bayern,  Gesetz  (Beil.  IX  zur  y.-U. 
1818),  §.  1.  „Der  Stand  eines  Staatsdieners  wird  durch  das  Anstel- 
Inngsdekr  et,  erworben." 

*)  Längst  zuTor,  ehe  man  in  der  Lehre  .vom  Staatsdienste  zu  rich- 
tigeren Ansichten  von  dessen  juristischer  Grundlage  gelangte,  hatte  das 
canonische  Becht  hinsichtlich  der  Erwerbung  von  Eirchenämtem  die 
richtige  Theorie  der  Nominatio  aufgestellt  und  die  eigentlichen  Diener 
der  Eürche,  die  Geistlichen,  als  einen  besonderen  Ehrenstand  (prdd)  erklärt. 

>)  Dass  durch  Vertrag  mit  dem  Staatsdiener  besondere  Pen- 
sionsansprüche desselben  begründet  werden  können ,  erkennt  bezüglich 
der  Minister  und  anderer  Mitglieder  des  Geheimen  Bathes  ausdrücklich 
an:  Würtemberg,  Y.-U.  1819,  §.  57,  jedoch  mit  dem  Beifügen,  dass  die 
Tertragsmässig  zuzusichernde  Summe  zwei  Drittheile  des  Gehaltes  nicht 
übersteigen  darf. 

50* 
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ihr  nur  ein  nach  civilistischen  Grundsätzen  zu  bemiheileDte 
Auftrag  zur  Besorgung  einzelner  Geschäfte  oder  ein»  KImr 
▼on  Geschäften  ftlr  den  Staat  za  Thefl  geworden  ist  ik 
Vennnthnngsgründe  ftlr  die  AnsteUnng  als  StaatedieDcr  oi 
in  Betracht  zu  ziehen :  1)  wenn  die  EmennuDg  von  des  Sw- 
verain  selbst  in  den  Formen  geschehen  ist,  in  wdcfaet  de^ 
selbe  überhaupt  Staatsdiener  anzustellen  pflegt^  2)  wem  iti 
Dienst  ein  solcher  ist,  welcher  regehnässig  nur  dureh  Stiili' 
diener  versehen  werden  kann,  oder  versehen  zu  werden  ])flegi: 
also ,  wenn  der  Angestellte  ein  Hoheiterecht  auszuttben  H 
insbesondere,  wenn  er  ein  wirkliches  Verftlgongs-  oderfii^ 
scheidungsrecht  hat;  3)  wenn  der  Ernannte  wn'kBfik  im 
Staate  Dienste  zu  leisten  und  nicht  blos,  nach  einer  im  MM> 
liehen  Interesse  zu  erstehenden  Prüfung,  eine  Coneesbiolc 
Licenz  erhalten  hat,  dem  Publikum  Dienste  zuleiten, «to 
Advokaten,  Notare,  Aerzte,  Hebammen  u.  s.  w. ;  4)  wen  i 
Ernannte  einen  wirklichen  Amtstitel  und  nicht  blos  eisa 
keiner  bestimmten  Stelle  zusammenhängenden  Ehrentitd 
halten  hat;  5)  wenn  er  den  förmlichen  Diensteid  wie 
unzweifelhafte  Staatsdiener  hat  leisten  müssen;  6)  wenn 
übertragene  Funktion  den  Ernannten  berufsmässig,  insbesondl 
ausschliesslich,  in  Anspruch  nimmt,  und  namentlich,  wenn 
die  Betreibung  von  Nebengeschäften  zu  anderweitem 
ausser  seiner  Besoldung  untersagt  worden  ist;  7)  wem 
einen  regelmässigen  Gehalt  bezieht  und  davon  die  bei  < 
eigentlichen  Staatsdienem  üblichen  Beiträge  zu  Staatsdiei 
wittwenkassen,  Pensionskassen  u.  s.  w.  leisten  muss. 

V.  In  mehreren  Staaten  werden  von  den  eigentlichen 
dienern  eine  andere  Klasse  (niederer)  öffentlicher  Die; 
unterschieden,  welche  zwar  auch  im  Justiz-  oder  Vei 
dienst  berufsmässig  thätig  zu  sein  haben,  jedoch  nicht  vom 
verain  selbst,  sondern  nur  durch  Ministerialrescript  oder 
ohne  ein  solches  angestellt  werden,  auch  nicht  die  P( 
ansprüche  der  eigentlichen  Staatsdiener   haben   und 
wie     diese     entlassen     werden^).      Gewöhnlich    sind 

»)  Vergl.  z.  B.  Kurhessen,  V.-ü.  1831,   §.  56.  —  H»nnoTer,k 
V.-G.  1840,  §.  179.    ,4)ie  Dienstkündigung  soU  nur  bei  der 
Staatsdienerschaft  vorbehalten,  dieselbe  jedoch  nur  von  dem  « 
Staats-  und  Departementsminister  zur  Ausübung  gebracht  werden.' 
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Verhältnisse  durch  besondere  Gesetze  oder  Verordnangen  be- 
stimmt^). 

VI.  Anf  Gemeindebeamte,  standesherrliche  oder  grnndherr- 
liche  Beamte,  Angestellte  bei  Aktiengesellschaften  und  sonstige 
Privatbedienstete  finden  die  Grundsätze,  welche  für  das  Staats- 
dienstverhältniss  gelten,  keine  analoge  Anwendung,  soferne 
nicht  Partikulargesetze  dies  vorschreiben,  oder  der  Dienstvertrag 
es  ausdrücklich  festsetzt,  oder  ein  Herkommen  sich  festgestellt  hat. 

§.  516. 
4)  Allgemeine  Wirkungen  des  Staatsdienerverhältnisses. 

I.  Die  Ernennung  als  Staatsdiener  begründet  ftlr  den  An- 
gestellten einen  besonderen  Stand  (ordo),  der  als  ein  Ehren- 
stand erscheint  und  als  solcher  sowohl  eigenthttmliche  Rechte 
als  eigenthümliche  Pflichten,  abgesehen  von  der  selbstverständ- 
lichen Pflicht,  das  speciell  übertragene  Amt  gesetzlicher  Vor- 
schrift gemäss  zu  verwalten,  begründet. 

n.  Die  Eigenthümlichkeiten  des  Staatsdienerverhältnisses 
sind:  1)  Der  Staatsdiener  ist  dem  Staatsoberhaupte,  als 
der  Quelle  des  Staatsdienstes  und  daher  sog.  Dienstherrn, 
zur  besonderen  persönlichen  Treue,  d.  h.  zur  ge- 
wissenhaften Erfüllung  seiner  Amts-  und  Standespflichten  in- 
und  ausserhalb  seines  besonderen  Dienstkreises  verbunden 
und  dafür  verantwortlich^),  und  hat  auch  einen  beson- 
deren Diensteid  bei  Antritt  seines  Amtes  zu  schwören.  2)  Der 
Charakter  als  Staatsdiener,  welcher  durch  die  Anstellung  er< 
langt  wird,  ist  ein  bleibender  Charakter,  d.  h.  er  dauert  so 
lange,  bis  dem  Angestellten  die  Dienstentlassung  durch 
ein  Entlassungsdekret,  sei  es  auf  sein  Ansuchen  oder 
in  geeigneten  Fällen  zur  Strafe,  ertheilt  wird.  3)  Es  kann 
daher  kein  Staatsdiener  einseitig  und  beliebig  jederzeit  seinen 
Staatsdienst  aufgeben  (resigniren),  sondern  muss  seine  Funktion 
fortsetzen,  bis  er  durch  das  Entlassungsdekret  derselben  ent- 


')  Z.  B.  Baden,  Ges.  v.  28.  Aug.  1835,  Reg.-Bl.  Nr.  XXXIX. 

0  Ansdrücklich  sagt  dies:  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  71.  „Aüe 
Staatsbeamte  sind  dem  Fürsten  zur  besonderen  Treue  verpflichtet  und 
ihm  für  die  ErftAlung  ihrer  Dienstpflichten  verantwortlich." 
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hoben  wird.  Doch  ist  allgemein  angenonunen,  dass  die  g» 
beteneEntlasBnng^  womit  alle  Ansprüche  auf  den biaiieiipi 
Bangy  Titel  y  Besoldung  and  Ruhegehalt  yon  settst  wegCdta^ 
keinem  Staatsdiener  verweigert  werden  darf^).  4)  IM 
Versetzung  in  den  Ruhestand  geht  der  Charakter  ak  SMi^ 
diener  nicht  Terloren»  im  Gegentheile  ist  dessen  Fortduerii 
selbstverständliche  Grundlage  aller  der  Bezüge  und  der  h^ 
Stellung,  welche  den  in  Ruhestand  getretenen  Stutatan 
eingeräumt  werden.  5)  Es  gibt  keinen  Zwang  zur  ^saim 
einer  Anstellung  im  Staatsdienste  (§.  513).  Tom  EiiMb 
in  den  Staatsdienst  an  und  so  lange,  bis  derselbe  dorckM 
lassung  beendigt  wird,  ist  der  Staatsdiener  aber  $MSi 
sich  jede  Versetzung,  sei  es  aus  administrati?»  UtI- 
sichten,  oder  wegen  neuer  organischer  Einrichtunges,  geUü 
zu  lassen,  wodurch  derselbe  weder  an  Rang  noch  Gehdtiv* 
ktirzt  wird^);   nur  hinsichtlich  der  Richter   machen  eoigl 


«)  Vergl.  z.  B.  Bayern,  Gesetz  (Beil.  IX  rar  V.-ü.  1818),  S-ö^ 
,.Der  Staatsdiener  kann  zu  jeder  Zeit  and  ohne  alle  MottrinioK  soier 
lasBong  aus  dem  Staatsdienste  nehmen.  Er  verliert  in  diesen  Falle 
Standes-  und  Dienstgehalt  mit  dem  Titel  und  dem  Funktaon&zeidMB.'' -^ 
Baden,  Gesetz  Tom  30.  Januar  1819,  §.  2.  „Der  Staatsdiener  bom  ' 
Dienst  aafkündigen,  jedoch  ohne  aUe  Ansprüche  auf  Ruhegehalt  mtd 
folgenden  Bedingungen :  dass  1)  er  wenigstens  ein  Vierteljahr  to 
Austritte  den  Dienst  aufsage;  2)  dass  er  keine  Bückstäade  in 
Dienstgeschaften  hinterlasse;  3)  dass  deijenige  Diener,  veldier 
Stützungen  zu  seiner  Ausbildung  für  den  Staatsdienst  ans 
erhalten  hat,  wozu  jedoch  akademische  Stipendien  nicht  zu  re<tot 
dieselben  rückerstatte."  —  Hannover,  L.-V.-G.  1840,  §.  176. 
Staatsdiener  soll  die  nachgesuchte  Entlassung  verweigert  werden, 
muss  er  sich  vor  dem  wirklichen  Austritte  aus  dem  Dienste,  auf  T( 
seiner  vorgesetzten  Behörde,  aller  ihm  desshalb  obliegenden  TeriaidSBll 
keiten  entledigen."  —  Aehnlich:'.  Kurhessen,  V.-ü.  1881,  §.  59.  J* 
Vorschrift,  welche  die  nachgesuchte  Dienstentlassung  unbedingt  atlf 
s  Chiles  st,  ist  unstatthaft."  —  Nur  hinsichtlich  der  Minister  bärti 
in  manchen  Staaten  Ausnahmen,  so  z.  B.  verbleibt  dem  in  Folge  oM 
Bitte  oder  aus  eigenem  Antriebe  des  Monardien  entlassenen  Ißja^^ 
Bayern,  nach  Gesetz,  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  betoeßest«* 
4  Juni  18i8,  art  3  der  Standesgehalt  ungeschmälert 

»)  Vergl.  z.  B.  Bayern,  Gesetz  (Beil.  IX  zur  V.-ü.  1818)  $•* 
„Versetzung  eines  Staatsdieners  kann  aus  administrativen  BHlt' 
Sichten  oder  in  Folge  organischer  Einrichtungen  wiflgt*«**! 
wenn  damit  keine  Zurücksetzung  in  Beziehung  auf  die  DiensteskltUt 
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neuere  Gesetze  eine  Ausnahme^).  6)  Ebenso  ist  der  Staats- 
diener schuldig,  eine  Beförderung  zu  einer  höheren  Stelle 
anzunehmen^).  Es  steht  daher,  abgesehen  von  der  etwa  be- 
züglich der  Richter  gesetzlich  gemachten  Ansnahme,  lediglich 
bei  der  Gnade  des  Souverains,  ob  er  einen  versetzten  oder 
beförderten  Staatsdiener  auf  dessen  Ansuchen  in  seiner  bis- 
herigen Stelle  belassen  will.  7)  Den  Staatsdienem  ist  regel- 
mässig untersagt,  bürgerliche  Gewerbe,  Bankgeschäfte  oder 
Fabriken  zu  betreiben;  mitunter  nnterliegen  sie  sogar  hin- 
sichtlich des  Erwerbes  von  landwirthschaftlichen  Gütern  einiger 
Beschränkung^).  8)  Wenn  auch  in  der  Theorie  noch  allge- 
mein angenommen  wird,  dass  ein  Staatsamt  nicht  noth- 
w endig  mit  einer  Besoldung  verbunden  sein  müsse,  und 
sonach  besoldete  und  unbesoldete  Staatsämter  unter- 
schieden werden,  so  ist  doch  in  der  Praxis  gegenwärtig  überall 
regelmässig  jedes  Staatsamt  mit  einer  entweder  etatsmässig 
bestimmten,  oder  von  dem  Staatsoberhaupte  im  einzelnen  Falle 
zu  bestimmenden  Besoldung  verbunden,  was  unvermeidlich 
war,  ujxx  dexa  Beamten  für  sich  und  seine  Familie  einen 
Nahrungsstand  zp  gewähren,  indem  ihm  andere  Erwerbszweige 


oder  den  st&ndigen  Gehalt  verbunden  ist."  —  Würtemberg,  V.-ü. 
1819,  §.  49.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  57.  —  Hannorer,  L.-V.-G. 
1840,  §.  174  a  linea  2.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  109,  §.  1.  — 
Bei  einer  Versetzung,  welche  nicht  mit  einer  Beförderung,  beziehungsweise 
Verbesserung  des  Einkommens,  verbunden  ist,  erhält  der  Staatsdiener 
regelmftssig  gesetzUche Entschädigung  ftLr  dieümzugskosten.  —  Wür- 
temberg, V.-ü.  1819,  §.  49  a  linea  2.  —  Vergl.  hierüber  besonders: 
Pfeiffer,  prakt  Ausfuhrungen  Bd.  VIJI,  S.  481. 

«)  Siehe  hierüber  oben  §.  455,  Note  3. 

B)  Aus  welcherlei  Rücksichten  die  Beförderung  geschieht  (wie  z.  B. 
mitunter:  pramovecUur  ut  amoveatur!)  ist  in  rechtlicher  Beziehung 
gleichgültig,  wenn  gleich  aus  anderen  Rücksichten  ein  [solches  Vei&hren 
sehr  zu  missbilligen  sein  kann. 

«)  Vergl.  z.  B.  Bayern,  Gesetz  (Beü.  IX  zur  V.-ü.  1818)  §.  21. 
„Der  in  Amtsthätigkeit  stehende  Staatsdiener  bleibt  von  der  Ausübung  der 
streng  bürgerlichen  Gewerbe,  von  der  Führung  einer  Bank  oder  ähnlidier 
Anstalt  und  von  dem  ausschliessenden  persönlichen  Betriebe  einer  Fabrik 
ausgeschlossen.  Dem  äusseren  Justiz-,  Polizei-  und  Finanzbeamten  ist 
ausserdem  noch  untersagt,  in  seinem  Amtsbezirke  eine  Gutsrealität  zu 
erwerben." 
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iheils  untersagt,  theils  an  sich  nicht  leicht  möglicli  mi^ 
9)  Die  Anstellung  der  Staatsdiener  geschieht  in  der  Begd 
zuerst  nur  provisorisch  ftir  eine  bestimmte  Zahl  YonPitÄe- 
jahren  (meistens  3  oder  5  Jahre),  während  welches  Zeitraiinei 
sie  von  der  Staatsregiening  beliebig,  ohne  Angabe  von  (äl^ 
den  und  ohne  alle  Pensionsansprttche,  entlassen  werte 
können^).  Nur  hinsichtlich  der  Richter  findet  sich  mitantor 
die  Vorschrift,  dass  ihre  Anstellung  sofort  eine  definitire 
ist^).  10)  Aber  auch  die  definitive  Anstellung,  sie  bü 
gleich  anfänglich  oder  nach  vollendeter  Probezeit  erfolgeii 
gibt  dem  Angestellten  nur  ein  Recht  auf  seinen  Bang  toi 
Besoldung,  so  lange  dieselben  nicht  aus  gesetzlichen  GrüBiet 
verwirkt  werden;  er  erlangt  aber  damit  gegenüber  toi  da 
Staatsoberhaupte  kein  Recht  auf  wirkliche  Amtsthätigkeit, 
sondern  es  steht  dem  Souverain  jederzeit  frei,  den  Beuolta 
aus  administrativen  Rücksichten  seiner  Funktion  zu  eotiidMa, 
und  auch  ohne  dessen  Willen  in  zeitlichen  (temporären)  Sab- 
stand  (vorzugsweise  sog.  Quieszenz)  oder  auch  in  UeiiNai» 
den  Ruhestand  (insbesondere  sog.  Pensionsstand)si?er- 
setzen^®).    Nur  hinsichtlich  der  Richter  hat  man  von  dieser 


^  Auch  in  dieser  Beziehung  ist  das  canonische  Recht  ttngst  te 
Staatsrechte  mit  den  richtigen  Gmnds&tzen  Torangegangen :  NuUum  cffeim 
sme  beneficio;  nuÜam  heneficnmi  sine  officio,  —  Blosse  Titel -Ter« 
leihungen,  sog.  Charakterisirungen,  begründen  im  Zvdfidkött 
Staatsdiener  -  Eigenschaft. 

>)  Dreijährige  Probezeit  hat  z.  B.  Bayern,  IX.  BeiL  sor  y.4l 
1818,  §.  2.  Sogar  bei  Beförderungen  soll  hiemach  (§.  3)  auch  ineder  am 
drey ährige  Probezeit  beginnen,  aber  nur  mit  der  Wirkung,  dass  (krBe* 
förderte,  wenn  er  der  Anforderung  des  höheren  Dienstes  nicht  gttlg^ 
wieder  auf  die  vorige  Stelle,  aber  ohne  Nachtheil  an  Rang  and  Gctel 
und  ohne  Nachtheil  rQcksichtlich  anderweiter  Beförderung  surfickrerscöl 
werden  kann.  >-  Baden,  Gesetz  vom  30.  Januar  1819,  §.  3.  „Wte* 
ruflich  ist  unbedingt  der  Dienst  bei  denjenigen  CivüstaatsdieDeni,  dB9 
Dienstzeit  unter  fünf  Jahren  betragt  Diese  haben  keinen  recfat&te 
Anspruch  auf  einen  Ruhegehalt,  und  können  daher  ohne  Angabe  cöfl 
Grundes  und  ohne  Ruhegehalt  entlassen  werden.'' 

9)  So  z.  B.  in  Bayern,  Ges.  (BeiL  IX  z.  V.-U.  1818)  §.  4.  -  D« 
lag  auch  im  Geiste  der  Reichsrei&ssnng  vom  28.  März  1849,  §.  ITS*** 
Siehe  oben  §.  455,  n. 

^)  lieber  die  Anerkennung  dieses  Grundsatzes  durch  die  Praxis  ds 
Reichskammergerichts  in  den  letzten  Zeiten  des  Reiches,  siehe  Pfeiffer 
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tegel  in  der  neueren  Zeit  mitunter  eine  Ausnahme  einge- 
Uirt^i).  11)  Jeder  Staatsdiener  erlangt  mit  der  definitiven 
^Stellung  ein  Recht  auf  einen  Ruhegehalt  im  Falle  er  in 
len  Bnhestand  versetzt  wird^^).  Nach  gleichen  Grund- 
itzen  gebtthrt  ihm  ein  sog.  Wartegeld,  wenn  er  wegen 
«ganischer  Veränderungen  in  Disponibilität  gestellt 
rird  ^^).  Die  Dienstpragmatiken  zeichnen  regelmässig  gewisse 
nUle  anSy  in  welchen  der  Beamte  als  berechtigt  erklärt  ist, 
eine  Versetzung  in  den  bleibenden  oder  temporären  Ruhestand 
a  verlangen  y  wie  z.  B.  eine  bestimmte  grosse  Reihe  von 
Kenstjahren,  meistens  40  Jahre ,  hohes  Alter,  z.  B.  70  Jahre, 
ider  UnflUiigkeit  durch  Krankheit  u.  s.  w.  ^^).  12)  Jeder  Staats- 
liener  erlangt  mit  der  definitiven  Anstellung  auch  ein  Recht 
mf  die  in  den  Staatsdienstpragmatiken  den  Wittwen  und  Waisen 
ler  Staatsdiener  bestimmten  Pensionen  und  Sustentationen, 
lat  aber  auch  die  Verpflichtung,  zu  den  betrefienden  Pen- 
lioBskassen  die  gesetzlichen  Beiträge  zu  leisten.  Diese  werden 
«gelmässig  durch  Abzüge  an  der  Besoldung  erhoben. 

§.  517. 
Sj  Von  dem  Diensteinkommen,  den  Besoldungen  und 
Ruhegehalten  der  Staatsdiener. 

I.  Der  AusdmckDiensteinkommen  begreift  ohne  Unter- 
lebied  Alles,  was  ein  Staatsdiener  in  Folge  seiner  Anstellung 
ca  bezieben  hat. 


imkt  Ausf&hnmgen  I,  S.  291;  und  dorch  die  dennalige  Praxis,  eben  das. 
1  301.  307.  —  Seuffert,  Blätter  für  Rechtsanwendung  X,  S.  228. 

««)  Reichsverfassang  vom  28.  M&rz  1849,  §.  176.  —  Siehe  die 
Inermit  fibereinstunmenden  Verfassungsurkunden  oben  §.  455,  Note  3. 

»)  Siehe  hierüber  §.  517. 

«)  Hannover,  L.-V.-G.  1840,  §.  174.  —  Die  Versetzung  in  Disponi- 
bflität  ist  ihrem  Wesen  nach  nichts  anderes,  als  eine  Versetzung  in  zeit- 
lichen Buhestand.  Wo  daher  nicht  etwa  ein  Gesetz  etwas  anderes  vor- 
lehreibt,  ist  auch  das  Wartegeld  nach  denselben  Grundsätzen,  wie  der 
Buhegehalt  überhaupt  zu  bemessen.  —  Vergl.  v.  Kamptz,  über  die 
Entschädigungsberechtigung  der  Staatsdiener  bei  Aufhebung  ihrer  Stellen. 
Frankt  1808. 

*«)  Vergl.  z.  B.  Bayern,  Beil.  IX  zur  V.-U.  1818,  §.  22. 
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U.  Das  Diensteinkommen  begreift  1)  die  Besoldnsg 
oder  den  Gehalt^),  worunter  man  das  versteht,  was  emoQ 
Staatsdiener  in  festbestimmten  Geldsummen  and  festbestimmteo 
Quantitäten  inNaturalien,  z.  B.  Getreide,  Brennholz o. s. w. 
ausgeworfen  ist^),  und  worunter  auch  regelmässig  die  Dienst- 
wohnung, wo  eine  solche  gegeben  wird,  um  einen  festeo 
Anschlag,  gewöhnlich  eine  bestimmte  Quote  der  in  einer  Geü* 
summe  ausgedrückten  Besoldung,  begriffen  ist^).  2)  Zn  dea 
Diensteinkommen  gehören  ferner  alle  zufälligen  Ein* 
nahmen,  welche  der  Angestellte  etwa  bei  und  aas  söoei 
DienstftLhrung  zu  beziehen  befugt  ist,  wie  Tantiemen  ao  im 
SporteLa,  Diäten  u.  s.  w.  3)  Es  können  auch  besondere 
Dienstaufwandgelder  vorkommen,  d.  L  GeldsnniBei, 
meistens  Aversionalsummen,  welche  dem  Staatsbeamtea  au- 
schliesslich  aus  Rücksicht  auf  den  Dienst  und  f&r  dessen  Duer, 
zur  Bestreitung  oder  als  Ersatz  der  im  Dienste  nothwen£( 
zu  machenden  Auslagen,  wie  z.  B.  ftlr  Schreibmat^afien  nni 
andere  Büreaurequisiten,  oder  Pferderationen  für  nothwendig 


*)  In  einigen  Staaten  wird  der  Ausdruck  Besoldang  nur  inBoBg 
auf  wirkUche  Staatsdiener,  der  Ansdruck  Gehalt  in  Bemg  auf  aadoe 
(niedere)  öffenUicha  Diener  gebraucht  —  Yei^L  aber  die  Beaoldoogs-  «i 
PensionsTerhältnisse  der  Staatsdiener  besonders  :die  im  §.  51ä,  No«  1  aa^ 
geD&hrten  Ausf&hrongen  von  Pfeiffer  nnd  von  Janp. 

*)  Es  ist  sebr  zn  bedaaem,  dass  in  den  meisten  Staaten  die  ÜLeSieie 
Yerabreichong  der  Besoldungen  in  Naturalien^  oder  einem  nach  dem  Maiktr 
preise  veränderlichen  Anschlage,  abgekommen  ist  Nach  dem  litetei 
Systeme  stand  in  Folge  der  Naturalpr&station  oder  deren  Mark^reises  d« 
£^nkommen  des  Beamten  in  einem  viel  richtigeren  Verhältnisse  za  den 
Steigen  und  Sinken  der  Preise  der  Lebensbedfirfiiisse  abeihaiipt,  als  dift 
bei  Zuireisung  blosser  Geldbesoldungen  möglich  ist,  wonadi  die  Ao^rtcfci 
von  Theuemngssulagen,  besonders  von  Seiten  ;der  geringer  besolJetc^ 
Staatsdiener,  unvermeidlich  werden,  und  Oberhaupt  der  Beamte  tgegnA 
Gewerbe-  und  Landwirthschaft- treibenden  Klassen  der  Beväkenof  i* 
offenbaren  IGssverhältnisse  steht,  besonders  da,  wo,  wie  ftst  aUeatblteB, 
die  Besoldungen  so  noch  fortbestehen,  wie  sie  vor  ftlnfnig  and  noch  nAr 
Jahren  mit  Rücksicht  auf  die  damaligen  Preise  der  Lebenabedfii&isse  A^ 
gesetit  worden  sind. 

')  In  Bezug  auf  die  Dienstwohnung  ist  das  Yerhältniss  des  Beastea 
anim  Staate  ganz  nach  der  Analogie  des  Verhältnisses  eines  Mietherf 
zum  Yermiether  zu  beurtheilen. 
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ra  haltende  Dienstpferde^  ausgeworfen  sind^).  4)  Einige 
iSliflre  Beamte^  wie  z.  B.  insbeaondere  die  Gesandton  an  ans* 
irirtigen  EMea  nnd  die  dirigirenden  Staatsministory  erhalton 
attonter  sog.  Bepräsentationsgelder,  d.  h.  es  werden 
ksen  bestimmto  Summen  ansbeEahlt,  als  eine  Vergütung  dafOr, 
lass  sie  bei  besonderen  Gelegenheiten  den  Fürsten  oder  den 
Staat  dnreh  Veranstaltung  von  Festlichkeiten  u.  dergL  zu 
repräsentiren  haben  ^).  5)  Ausserdem  können  noch  sog.  Be- 
Bunerationen  oder  Gratificationen  vorkommen^  theils 
n  dem  Zwecke  einer  Belohnung  fUr  eine  besondere  An- 
rtrengung  im  Dienste,  theils  als  vorübergehende  Zulagen ,  wie 
K.  B.  Theuerungsznlagen ;  theils  werden  sie  auch  regelmässig 
jahrlich  yerwilligt,  um  eine  Erhöhung  der  Besoldung  oder  des 
Gehaltes  zu  vermeiden,  welche  auf  die  Bestimmung  eines 
deieinstigen  Buhegehaltes  Einfluss  haben  könnte. 

ni.  Die  Verschiedenheit  der  Bestandtheile  des  Dienstoin- 
kommens  äussert  ihren  wesentlichen  Einfluss  bei  der  Ver- 
setzung des  Staatsdieners  in  den  Buhestand.  Wenn  diese 
emtritt,  so  fallen  alle  Emnahmen  ausser  der  Besoldung,  d.  h. 
alle  jene  Einnahmen,  welche  ihrem  Begriffe  nach  durch  die 
wirkliche  Amtsthätigkeit  bedingt  sind,  wie  die  sog.  zufälligen 
Emnahmen,  Dienstaufwandgelder,  Bepräsentationsgelder  und 
Gratificationen  selbstverständlich  hinweg.  Dagegen  muss  die 
eigentliche  Besoldung  gemeinrechtlich  dem  Staatsbeamten  in 
ihrem  vollen  Werthe  auch  im  Buhestande  verbleiben,  da  ge- 
meinrechtlich weder  ein  Bechtsgrund  noch  ein  Massstab  eines 
Abzuges  besteht. 


*)  Nicht  in  diese  Klasse  gehören  die  sog.  Equipagengelder,  d.  h. 
SoBunen,  welche  höheren  Staatsbeamten  aus  Bücksiebt  darauf,  dass  sie 
ihie  Steliang  zu  höherem  Aufwände  veranlasst,  besdehongsweise  damit  sie 
One  Equipage  halten  können,  aber  nicht  nothwendlg  halten  müssen, 
bewilligt  sind.  Wo  es  im  Belieben  des  Beamtai  steht,  ob  er  eine  Summe 
sa  dem  Zwecke  (modus)^  Yon  welchem  sie  benannt  ist,  verwenden  will  oder 
Bidit,  ist  sie  zu  seiner  Besoldung,  über  welche  ihm  stets  freie  Dispo- 
lition  zusteht,  und  nicht  zu  den  Dienstaufwandgeldem  zu  rechnen. 

')  H&ufig  reichen  die  Bepräsentationsgelder  bei  Weitem  nicht  fär  den 
Aufwand  aus,  welchen  ein  Gesandter  an  grossen  auswärtigen  Höfen  zu 
mschen  genöthigt  ist,  daher  sich  erklärt,  dass  solche  Stdlen  meistens 
^^  an  Personen  von  bedeutendem  Privatvennögen  übertragen  werden 
können. 
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IV.  Um  die  Staatskassen  nicht  zn  sehr  zu  belasten,  bit 
man  aber  in  den  meisten  Staaten  bereits  besondere  Pensioia- 
Systeme  eingeführt ,  wonach  dem  Staatsbeamten  bei  dem  Bs- 
tritte  in  den  Bohestand  meistens  gewisse  Abzüge  an  der 
Besoldung  gemacht  werden.  Dabei  wird  gewöhnlich  yerlitt- 
niBsmässige  Bücksicht  auf  die  Zahl  der  Dienstjahre  genommei, 
so  dass  in  demselben  Verhältnisse,  wie  diese  steigt,  dieAk^ 
zflge  an  der  Besoldung  sich  verringern^),  und  meistens  wU 
dem  Staatsdiener  nach  vierzigjähriger  Dienstzeit  die  Bdassug 
des  vollen  Gehaltes  zngesicherf).  Mitunter  wird  zu  gleidtee 
Behnfe,  um  die  Pensionslast  fttr  das  Land  nicht  zu  gross  m 
machen,  in  der  Besoldung  ein  sog.  Standesgehalt  und  eis 
sog.  Dienst-  oder  Funktionsgehalt  unterschieda  vai 
nur  der  Erstere  bei  der  Versetzung  in  den  Buhestand  fer- 
abreicht ^).  Nur  hinsichtlich  der  Bichter  findet  sieh  lA 
unter  auch  in  dieser  Beziehung  die  Ausnahme,  dass  sie  nur 
mit  vollem  Gehalte  in  den  Buhestand  versetzt  werden  köoiien')i 

§.  518. 

6)  Von  der  Straf-  und  Disciplinargewalt  über  die 
Staatsdiener. 

L  Allgemein  ist  anerkannt,  dass  Staatsdiener  nach  vor 
gängiger  gerichtlicher  Untersuchung  durch  richterliches  Urtbeil 
in  den  vom  Cresetze  bestimmten  Fällen,  sowohl  wegen  eigeut- 


^)  Dieses  Prindp  spricht  ausdrücklich  aus:  Hannover,  L.-V.-6. 1840. 
§.  175. 

0  Z.  B.  Baden,  Ges.  ▼.  30.  Jan.  1839,  §.  6.  —  Da  im  Dttrchscfeirito 
nicht  leicht  ein  Staatsdiener  vor  dem  dreissigsten  Lebenigahre  zur  entta 
eigentlichen  Anstellung  gelangt,  und  viele  schon  vor  dem  70.  Leben^ain« 
den  Anstrengungen  des  Dienstes  erliegen,  so  erhellt,  dass  nur  wenige  uk 
voller  Besoldung  in  den  Ruhestand  treten  können. 

«)  Vergl.  Bayern,  Gesetz  (Befl.  IX  zur  V.-ü.  1818),  §.  6  flg. - 
Baden,  Gesetz  vom  3.  Angnst  1844,  Beg.-Bl.  Nr.  XVn,  ail  L  ,.?« 
Besoldungen  und  Besoldnngszulagen,  welche  Civil-  und  Milit&rstaatsdieBa 
seit  dem  1.  Januar  1832  verliehen  worden  sind,  oder  künftig  veiüeks 
werden,  ist  bei  Ermittelung  des  Ruhegehaltes  ein  Fünftheil  ausser  B«e^ 
nung  zu  lassen'*  u.  s.  w. 

®)  Dies  war  auch  die  Meinung  der  Beichsverfassung  v.  28.  Mftrc  1B49.  — 
Siehe  oben  §.  455.  n,  Note  2. 
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Heber  Amtsverbrechen  und  Vergehen  bestraft  and  ihres  Amtes 
entsetzt,  als  auch  in  Verbindung  mit  der  Verartheilang  wegen 
gemeiner  Verbrechen  and  Vergehen  durch  richterliches 
Urtheil  ans  dem  Staatsdienste  ausgestossen  werden  können. 

n.  Es  ist  aber  auch  von  jeher  als  gemeines  Recht  an- 
erkannt worden,  dass  Staatsdiener  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen auch  auf  dem  Verwaltungswege  mit  Disciplinar- 
•trafen  belegt  und  nach  Umständen  aus  dem  Dienste  ent- 
lassen (entsetzt)  werden  können.  Hieher  rechnet  man 
Fahrlässigkeit,  Unfleiss,  Leichtsinn  im  Dienste,  Ungehorsam 
oder  systematischen  Widerstand  gegen  die  Weisungen  der 
Torgesetzten,  Unverträglichkeit  mit  den  GoUegen  und  unsitt- 
Uches  Betragen  in-  und  ausserhalb  des  Dienstes,  insbesondere, 
wenn  dadurch  ein  solches  öffentliches  Aergemiss  gegeben 
wird,  dass  durch  die  längere  Belassung  des  Beamten  im  Dienste 
das  Ansehen  der  Behörde  biosgestellt  werden  wttrde. 

ni.  Die  neueren  Staatsdienstpragmatiken  haben  es  sich 
zur  besonderen  Aufgabe  gesetzt,  ebenso,  wie  sie  einerseits 
den  pflichttreuen  Beamten  gegen  fürstliche  und  ministerielle 
Willkühr  sicher  stellen,  auf  der  anderen  Seite  der  Staats- 
regierung die  Mittel  und  die  Kraft  zu  gewähren,  den  Staats- 
dienst von  unbrauchbaren  und  unwürdigen  Beamten  zu  säubern, 
ohne  durch  einfache  Versetzung  in  den  Ruhestand  dem  Un- 
brauchbaren und  Unwürdigen  eine  unverdiente  Schonung  er- 
weisen, und  der  Staatskasse  und  somit  den  Steuerpflichtigen 
eine  unverantwortliche  Last  aufbürden  zu  müssen. 

IV.  Für  jene  Fälle,  in  welchen  eine  Besserung  des  Fehlen- 
den zu  erwarten  ist  und  nicht  ein  öffentliches  Aergemiss  vor- 
liegt, ordnen  die  I^agrnatiken  oder  die  Verfassungsgesetze 
regelmässig  mancherlei  Disciplinarstrafen  an,  mitunter  mit  der 
Festsetzung  einer  Stufenfolge,  bestehend  in  Verweisen,  Oeld- 
strafen,  Haus-  und  Givilarrest,  Versetzung  aaf  eine  geringere 
Stelle  mit  Schmälerung  des  Gehaltes  oder  Verminderung  des 
Ranges,  oder  Amtssuspension  mit  Entziehung  des  Dienstein- 
kommens, welche  Stufenfolge  beobachtet  werden  soll,  bevor 
die  Entlassung  ausgesprochen  wird^). 


0  Vergl.  2.  B.  Bayern,  Beü.  IX  zur  V.-ü.  1818,  §.  12.  —  Baden, 
Gesetz  vom  30.  Januar  1819,  §.  10  u.  11.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819, 
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V.  Mnr  hinsichtücdi  der  Kichter  &idefc  mitniiter  die  Au- 
Mhme  «tatty  dasB  sie  nidit  ohne  geriohtlidies  Uräial  eitaett 
werden  dürfen^). 

VI.  Um  auch  den  Beamten,  welche  nicht  zom  SUitentufe 
gehören  y  eine  Garantie  gegen  Willktthr  bezflgfioh  der  Snths- 
snng  80  weit  zn  geben ,  als  dies  mit  der  Btti^ickt  inf  ie 
Erhaltung  der  Einheit  und  Kraft  der  OentraUeitnng  derStuli- 
▼erwaltong  möglich  ist,  ist  mitunter  YorgesdiriebeD,  dassiff 
dem  Aosepmche  der  Entlassung  dem  ßoaverain  m  Goteeta 
des  Staatsrathes  erstattet  werden  mnss^). 

VII.  Wenn  ein  Staatsdiener  in  eine  strafreohffidie  ok 
dise^ilinäje  Untersuchung  genommen  wird,  deren  kvsgaf 
mO^oherwdse  seine  Dienstentlassung  herbeif&hrmi  ktno,  w 
wird  derselbe  regelmässig  vorläufig  von  der  Amteflhng 
snspendirt  Diese  Snspension  bezieht  sich  aber  wM 
nur  auf  seine  amtliche  Thätigkeit,  nicht  aber  auf  den  Beng 
der  Besoldung;  in  diesem  verbleibt  der  Beamte  nicfa  ge- 
meinem Rechte  bis  zur  Entscheidung  der  Sache  ^). 

§.  519. 
7)  Von  der  Verantwortiichkeit  der  Beamten- 

I.  Jeder  Beamte  ist  dem  Staatsoberhaupte  wegen 
seiner  Amtsführung  verantwortlich  und  hat  desshalb  eben 


§.  46.  47.  —  Hannover,  K-V.-G.  1840,  §.  177.  178.  —  Die  gering«» 
'  Disciplinarstrafen  dürfen  meistens  Yon  der  unmittelbar  Torgesetzten  Be- 
hörde,  die  höheren  nur  von  den  obersten  Yerwaltangsbehörden  alng^ 
Bprochen  werden.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  109,  §.1b-) 
erklärt  aber  keine  Entlassung  mit  Entziehung  oder  Schm&lenuif  des Gt* 
haltes  für  sulassig,  ausser  auf  richterliches  ürtheiL 

<)  Siehe  oben  §.  455. 

»)  So  z.  B.  Hannover,  L.-V.-G.  1840,  §.  104.  -  In  Bade»  W 
auf  dem  Landtage  1851  tou  der  Begierung  die  BOdung  eines  aus  bäieiti 
Jutis-  und  AdmimstFatiTbeamten  zusaameoKUsetzenden  besonderen  Diici* 
plinarhofes  beantragt  worden;  der  Gesetzentwurf  ecrogte  aber  ü^ 
Bedenken  und  wurde  daher  zurdckgezogen. 

*)  Auch  in  dieser  Beziehung  hat  das  canonische  Recht  zum  TariaHt 
gedient  Suspension  mit  Gehaltentziehung  ist  dagegen  sditm  ^ 
Disdiüinarstimfe,  und  nur  statthaft,  wo  ein  Landesgesetz  sie  Euttet  Siefe 
Note  1. 
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[Mensteid  zn  leisten.  Bei  CiyilBtaatsdienerii  wird  atich 
iie  Yerpfiichtang  zur  Beobachtung  der  Verfassiiiig  m 
3en  Diensteid  aufgenommen^). 

n.  Der  Staatsdiener  ist  jederzeit  schuldig,  sich  auf  Ver- 
langen seiner  vorgesetzten  Behörden  wegen  seiner  Amtshand- 
hmgen  zn  rechtfertigen,  und  ist  wegen  der  begangenen  Pflicfat- 
vridrigkeiten  dem  nach  BeschafTenheit  des  Falles  gesetzlich 
begründeten  Straf-  oder  Disciplinarverfahren  (§.  518)  nnter- 
vforfen.  Beamte,  welchen  nach  ihrer  verfassungsmässigen  Stel- 
lung die  Vollziehung  der  Befehle  vorgesetzter  Behörden  obliegt, 
rind  hinsichtlich  ihrer  Amtshandlungen  nur  so  weit  verant- 
wortlich, als  sie  nicht  zu  deren  Vornahme  durch  die  vorgesetzte 
Behörde  in  gesetzmässiger  Form  angewiesen  worden  sind'). 

III.  Den  Land  ständen  ist  ein  Beamter  nur  in  so  weit 
und  in  dem  Sinne  verantwortlich,  als  die  Verfassung  denselben 
em  Recht  der  Anklage  gegen  gewisse  Beamte  und  wegen 
gewisser  Handlungen  derselben  beilegt^. 

IV.  Privatpersonen,  welche  sich  durch  Amtshand- 
lungen eines  Beamten  in  ihren  Rechten  verletzt  glauben,  steht 
gemeinrechtlich  stets  der  Rechtsweg  o£fen,  wenn  der  Fall  von 
der  Art  ist,  dass  er  sich  zur  Erhebung  einer  strafrechtlichen 
Anklage  durch  den  Verletzten,  vne  z.  B.  wegen  Erpressung 
(Concussion),  Bestechung  u.  dergl.  eignet,  ohne  dass  es  ge- 


«)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  X,  §.  4.  —  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  7.  — 
Wttrtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  45.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.42.  — 
Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.60.  —  Br&unschweig,  n.  L.-0.  1832, 
(.  153.  —  S.-Coburg-Gotha,  Y.-ü.  1852,  §.  162.  -  Reuss  j.  L.,  V.-ü. 
1852,  §.40.  —  Walde ck,  V.-ü.  1852,  §.  71.  73.  —  Ueber  die  Nicht- 
beeidigang  der  Offi eiere  auf  die  Verfassung,  siehe  oben  §.  512,  XI.  — 
Als  bandeswidrig  ist  dieselbe  erklärt  in  Eurhessen,  landesherrl. 
Verordnung  vom  21.  Juni  1862,  §.  2,  Ziffer  1,  wodurch  der  Art  60  der 
kurhess.  Verf.  von  1831  somit  modüicirt  wurde. 

*)  Ausdrücklich  sagen  dies:  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  61  ud 
landesherrliche  Verkündigung  vom  21.  Juni  1862,  §.  2,  Ziffer  2.  —  8.- 
Oobarg-Gotha,  V.-U.  1852,  §.  166.  „Der  Angeklagte  kann  sich  von 
der  Anklage  durch  den  Nachweis  befreien,  dass  er  in  Gemflssheit  eines  in 
9(hdriger  Form  an  ihn  ergangenen  Befehles  der  competenten  vorgesetasten 
Btaaiabehdrde  gehandelt  hat*'  —  Siehe  oben  §.  405,  IH,  IV,  V. 

')  Siehe  oben  §.  405,  U,  III. 
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meinrechtlich  hierzu   einer  Ermächtigiing  darch  die?«* 
I^esetzte  Behörde  bedarf^). 

IV.  Selbstverständlich  ist  jeder  Beamte  sowohl  demSUilir 
als  den  Privatpersonen,  zum  Ersätze  des  materiellen  Sehadoi 
yerbondeiiy  welcher  denselben  dorch  seine  dolosen  aia 
cnlposen  Handinngen  zugegangen  ist,  und  gelten  in  diw 
Hinsicht  die  Grundsätze  des  römischen  Rechtes,  bei  relkr 
Gleichheit  der  Verhältnisse,  unbestritten  als  die  gemeinnekt* 
liehen^).  Der  Beamte  haftet  auch  ftr  die  geringste  Culfg% 
Er  haftet  jedoch  nur  für  den  Schaden,  welcher  als  eine  m 
dem  Beschädigten  nicht  zu  vermeidende  Folge  seinar  widtt* 
rechtlichen  Handlung  {damnum  ex  re)  erscheint^.  Der  Baute 
haftet  daher  auch  ftir  den  Schaden,  welcher  durch  Handliog« 
seiner  Collegen  und  Unterbeamten  veranlasst  ist,  iniofene 


«)  Denselben  Gnmdsatz  hatte  die  Reichsver&BSung  t.  28.  Mia  ISO, 
§.  159  ausgesprochen.  Er  findet  sich  femer  in  Preussen,  Y.-ü.  iSd, 
§.  97.  „Die  Bedingungen,  unter  welchen  öffentliche  Civil-  nod  MSiär- 
beamte  wegen  durch  Ueberschreituog  ihrer  Amtsgewalt  Terübter  Beate* 
▼erletxungen  gerichtlich  in  Ansprach  genommen  werden  können,  bestinil 
das  Gesetz.  Eine  Tozg&ngige  Genehmigung  der  Behörden  darf  nicht  fer- 
langt  werden."  -—  Ebenso:  Schwarzburg-Sondershansen,  V.-U. 
1857,  §.  96.  —  Aehnlich  bestimmte  Anhalt-Bernburg,  (anfsdiobae). 
Y.-ü.  1850,  §.  38  a  linea  5.  „Das  Recht,  öffentliche  Civü-  imd  WOt'- 
beamte  wegen  amtswidriger  Handlungen  gerichtlich  zu  Terfolgen,  daifa 
keiner  Weise  beschränkt  werden."—  Ueber  das  Recht  der  Besehwerde 
fahrung  bei  den  vorgesetzten  Behörden  siehe  oben  §.  283. 

3)  G.  A.  Schiftger,  zur  Lehre  yon  der  ciTÜrechtlichen  Haftbuiot 
der  Bdiörden,  in  y.  Linde,  Zeitschrift  f.  Givilr.  u.  Process  1%d,  Heftl». 
S.  140  flg.  ~  üeber  die  Grundsätze  des  römischen  Rechts:  E  LaboaUyc«f 
Essai  sur  les  lois  criminelles  des  Romains  concemant  la  responsaäü* 
des  magistrats.  Paris  1845.  —  H.  A.  Zachariae,  ttber  die  Haftai^gsicr*' 
bindlichkeit  des  Staates  aus  rechtswidrigen  Handlungen  und  UnteriassB^gn 
seiner  Beamten  in  der  TabingerZeitschr.  f.  d.  ges.  Staatsw.  XDLBi 
(1863),  Heft  3  u.  4,  S.  584  flg. 

*)  Die  Erben  eines  Magistratus  gemessen  jedoch  die  Verg&mtvtm 
nur  ftür  dessen  clokts  und  culpa  lata  zu  haften.  L.  2  Cod.  de  msgistnlft* 
conven.  (5,  75). 

0  Es  kann  daher  z.  B.  ein  Telegraphenbeamter,  wdcher  tine  fif^ 
tige  Depesche  durch  Versehen  unrichtig  telegraphirt  hat,  nidit  in  AssftA 
genommen  werden,  wenn  der  Au^eber  derselben  es  unterizssen  bat}  ^ 
selbe  zuracktelQgraphiren  zu  lassen,  um  sich  von  der  richtigeii  Besorgtfl 
zu  überzeugen.    Siehe  unten  §.  520,  Note  12. 
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ihm  die  BeaufsichtigaDg  und  Gontrole  ihrer  Akte  obliegt,  nnd 
ihm  hierbei  ein  Versehen  zur  Last  fällt,  nnd  zwar  solidarisch, 
jedoeh  mit  dem  Rechte,  die  Vorausklage  des  Schuldigen  zu 
verlangen^);  er  haftet  jedoch  nicht,  wo  ihm  kein  Delict  oder 
Versehen  beigemessen  werden  kann,  also  nicht  da,  wo  er 
einem  Beschlüsse  ausdrücklich  nicht  beigestimmt,  sich  gegen 
denselben  verwahrt  nnd  denselben  auch  nicht  zum  Behufe  der 
Ausfertigung  oder  Vollziehung  unterzeichnet  hat^),  also  auch 
nicht;  wo  und  so  weit  das  Gesetz  seinen  Subalternen  eine 
selbstständige  und  von  seiner  Einwirkung  unabhängige  Thätig- 
keit  gestattet  ^^),  oder  wo  er  selbst  nur  auf  specielle  Weisung 
seiner  vorgesetzten  Behörde  als  deren  Organ  gehandelt  hat. 

§.  520. 

8)  Von   der  Verpflichtung   des  Staates  aus   pflicht- 
widrigen Handlungen  der  Staatsbeamten^). 

I.  Hinsichtlich  der  Frage,  ob  der  Staat  aus  den  pflicht- 
widrigen Handlungen  seiner  Beamten  verpflichtet  werde,  und 


•)  L.  1  §.  9,  L.  7  Dig.  de  magistratibus  conveniendis  (27,  8).  — 
L.  11  pr.  Dig.  ad  municipal.  (50,  1).  —  L.  1  Cod.  Quo  quisque  ordine 
(11,  85). 

*)  Aigum.  L.  4  in  f.  Cod.  qao  qnis  ordine  (11,  35).  ~  Wegen  der 
Minister  siehe  oben  §.  406,  YI. 

«)  L.  6  Cod.  de  magistrat.  coven.  (5,  75). 

*)  Gegen  die  Haftpflicht  des  Staates  haben  sich  in  neuerer  Zeit  aus- 
gesprochen: R.  V.  Mohl,  System  der  Pr&venti^justiz  2.Aufl,  Tübingen  1845, 
8.  555  flg.  —  Richelmann,  im  Magazin  für  hannov.  Recht,  Bd.  11 
(1852),  Heft  3,  S.  343  flg.  —  Wochenblatt  l  merkw.  Rechtsf&Ue  1857, 
Nr.  3,  S.  17  flg.  —  Für  unbedingte  Haftpflicht:  K.  S.  Zachariae, 
Vierzig  Bücher  Tom  Staate  (Umarbeitung)  Bd.  I  (1839),  S.99.>-  Schmitt- 
henner,  Qrundlinien  des  allgem.  oder  idealen  Staatsrechts.  Giessen  1845, 
S.  513.  —  Mit  mehr  oder  minder  Unterscheidungen:  Emming- 
hans,  Pandekten  des  s&chs.  Rechts,  Bch.  IV,  S.  92.  94,  SteUe  13.  la  ^ 
Eori  und  y.  Langenn,  Erörterungen  Bd.  H,  S.  42.  —  Schwarze, 
Zeitschrift  für  Rechtspflege  und  Verwaltung,  zunächst  für  das  Königr. 
Sachsen,  neue  Folge  Bd.  XH,  Heft4,  S.  289*.  —  Buddaeus,  in  Weiske 
Bechtslexicon,  Thl.  I  (1839),  S.231  flg.  —  Reyscher,  Zeitschr.  für  deut. 
Recht,  Bd.  H,  S.  160  flg.  —  Gründler  in  v.  Zurhein,  Zeitschr.  für 
Theorie  und  Praxis  in  Bayern,  Bd.  H,  Nr.  18.  —  Heffter,  Beitr.  zum 
St.-  n.  Fürstenr.  Berlin  1829,  S.  162  flg.  —  Sund  heim,  über  Schaden- 

Z  6  p  f  1 ,  Staatireeht.  6.  Aufl.  II,  51 
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den  Privatpersonen  ftlr  den  hieraas  zogegangenen  Sdote 
einznstehen  habe^  fehlt  es ,  wie  allgemein  anerkannt  wiid,  m 
gemeinen  Rechte  an  ansdrtickliehen  positiven  Bestimmiogai 
ftir  die  Bejahang  dieser  Frage  ^.  Viehnehr  kennt  das  itaiaebe 
Recht,  dem  Geiste  der  römischen  Staatsyerfassnng  gcmia; 
nnr  eine  persönliche  Haftpflicht  der  einzdnen  Magistnie'); 
es  spricht  sich  sogar  gdegentlich  gegen  die  Haftnng  dar 
Hnnicipien  ans ,  nnd  erlaubt  gegen  dieselben  nnr  in  lo  vdt 
eine  Klage;  als  sie  etwa  dnrch  den  dolus  oder  die  eJpa  äter 
Vorsteher  bereichert  sind^).  Eben  so  wenig  findet  sUb 
in  dem  canonischen  Rechte,  in  den  Reichsgesetzen  imd  m 
Sachsenspiegel  eine  hieher  gehörige  Bestimmung^). 

II.  Seit  der  Aosbildang  des  neaeren  Institutes  des  Sbi&- 
dienstes  mnsste  immer  mehr  fühlbar  werden,  dass  diegnad- 
sätzliche  nnd  unbedingte  Verneinung  der  Haftpflicht  des  Steitas 
für  die  pflichtwidrigen  Handlungen  der  Beamten  grosse  Di- 
zuträglichkeiten  und  Nachthdle,  insbesondere  f&r  den  Cie& 
des  Staates  haben  müsse.    Sonach  bildete  sich  allmäiilig  emo 
Doktrin  nnd  Praxis,  welche  bald  mehr  bald  minder  «UeHuA* 
pflicht  des  Staates  grundsätzlich  anerkannte,  ohne  dass  jedod 
ttber  deren  Rechtsgrund,  Voraussetzungen  und  Umfang  Usher 
eine  Uebereinstimmung  der  Ansichten  erreicht  werden  konotfti 

in.  So  viel  den  Rechtsgrund  der  Haftung  des  Stsstti 
anbelangt,  so  musste,  entsprechend  dem  EntwickdnngsgsBgc^ 
welchen  die  Lehre  vom  Staatsdienste  selbst  genommes  b^ 
die  anf&nglich  allgemein  verbreitete  Lehre  von  dem  (sogeb* 
Hohen)  Staatsdienstvertrage,  den  man  als  ein  Mandat  auf- 
fasste  (§.  514),  unvermeidlich  von  grossem  Einflüsse  werd«a 

stiftong  durch  Staatsbeamte  and  die  Haftangsrerbindlidikeit  des  SttiM 
daftr.  Giessen  1827.  ~  Meisterlin,  die  YeriiältniBse  dar  Stutsdieiff 
nach  rechtlichen  OnmdsitteiL  Cassel  183a  ~  Pfeiffer,  prakt  Auftkr» 
Bd.  a  1828,  S.  371  flg.;  522  flg.;  Bd.  Vm,  1846,  S.  521;  imd  hattokas 
H.  A.  Zachariae,  in  der  Tttbinger  Zeitachr.  £  d.  ges.  Staatsw.  Bd.  SS 
(IdBSX  Heft  3  o.  4,  S.  582  flg. 

<)  H.  A.  Zachariae,  L  c  (Note  1)  &  584. 

>)  Siehe  ohen  §.  519,  lY. 

«)  L.  15  Dig.  de  dolo  male  (4,  3). 

*)  Dass  die  mitimter  angesogenen  Beiehsgesetie  und  Stellen  da  Si^ 
Beaqtkgda  hier  in  keiner  Weiae  einsdüagen,  hat  H.  A.  Zachariae,  U 
(Note  IX  a  587  sehr  g«t 
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Wo  nan  den  Staatadienstvertrag  als  ein  reines  Mandat 
aaf&sate,  mosste  man  folgerichtig  za  der  sogar  noch  vielfach 
im  Anfange  dieses  Jahrhunderts  gerichtlichen  Entscheidungen 
n  Grande  gelegtoi  Ansicht  gelangen,  dass  der  Staat  für  die 
plieltfwidrigen  Handlangen  seiner  Beamten  nicht  einzustehen 
habe,  weil  der  Mandant  nicht  flir  das  haftet,  was  der  Mandatar 
contra  mandatmn  gethan  hat,  es  sei  denn,  dass  denselben  ein 
Yerseholden  bezüglich  der  Anstellong  eines  nnwtirdigen  Sub- 
jektes {culpa  in  eligendo)  treffe.  Dass  eine  solche  Lehre,  wo- 
aaeh  die  Haftpflicht  des  Staates  ohnehin  nur  in  den  seltensten 
fißea  eine  praktische  Bedeutung  haben  könnte,  den  Anforde- 
nmgen  des  neueren  Staatslebens  nicht  genfigen  kann,  und 
geradezu  den  Staatscredit  untergräbt,  ist  eben  so  unverkennbar 
ib  sie  überhaupt  als  theoretisch  unhaltbar  aufgegeben  werden 
mnas,  so  me  man  anerkennt,  dass  der  fiechtsgmnd  des 
Staatsdienstverhältnisses  überhaupt  nicht  in  einem  Mandate 
beruht«). 

lY.  Es  können  daher  überhaupt  nur  noch  die  beiden 
anderen  Ansichten  in  Betracht  kommen,  von  welchen  die  eine 
die  Haftungspflicht  des  Staates  auf  die  Analogien  des  aller- 
diogs  römisch-privatrechtlichen,  institorischen  Ver- 
bUtmsses  gründet^),  die  andere  aber  die  Herbeiziehung  dieser 
Analogie  ftlr  überflüssig  erklärt,  und  in  der  Verweisung  auf 
die  moderne  Staatsidee  allein  schon  eine  genügende 
itaatsrechtliche  Begründung  der  Haftpflicht  des  Staates 
«kennen  wiU^). 

V.  Die  erstere  dieser  Ansichten  geht  davon  aus,  dass  es 
nch  bei  der  Frage  nach  der  Haftpflicht  des  Staates  ftlr  die 
pflichtwidrigen  Handlungen  seiner  Beamten  wesentlich  um  die 
Gdtendmachung  eines  privatrechtlichen  Anspruches  (um 
Entschädigung)  handelt,  und  dass  nach  dem  gesanmiten 


•)  Yergl.  Zachariae,  1.  c.  (Note  1),  8.  591  flg. 

0  Biese  Ansicht  iBt  von  mir  auch  in  den  früheren  Ausgaben  dieses 
LdittoshB  als  die  richtige  vorgezogen  worden;  auch  finde  ich  mich  nicht 
venalaast,  davon  abzugehen,  so  sehr  ich  auch  das  grosse  Verdienst  von 
H.  A.  Zachariae  um  diese  Lelire  in  der  Note  1  angeführten  neuesten 
Abhandlung  anerkenne. 

*)  Diese  Ansicht  hat  ihre  beste  Vertretung  in  der  vorgedachten  Ab- 
bandiang  von  H.  A.  Zachariae  gefunden. 
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Entwickelnngsgange  der  Rechtsbildung  in  Deatsehlaod  es  toh 
jeher  nicht  nur  für  zulässig,  sondern  fär  geboten  enditet 
worden  ist,  die  römisch -ciyilistischen  Grundsatze  da  aoakg 
anzuerkennen,  wo  bei  Ermangelung  eines  ausdrüekliehea  Ge- 
setzes dieselbe  ratio  juria^  wenn  auch  in  Folge  einer  neueres 
Entwickelung  des  Staatsleben  herrortritt.  Die  entere 
Lehre  macht  daher  ebenfalls  Anspruch  darauf,  in  so  wä  eiie 
staatsrechtliche  Begründung  der  Haftpflicht  des  Stutes 
zu  sein,  als  auch  sie  von  der  modernen  Stellung  desBeuntoh 
thums,  namentlich  der  Verwaltungsbeamten,  als  einer 
positiv  gegebenen,  dem  römischen  Rechte  unbekannten,  onei 
Thatsache  ausgeht,  aber,  wenn  sie  gleichwohl  den  Recht^gnaid 
des  Staatsdienstverhältnisses  nicht  als  in  einem  Mandaie 
wurzelnd  auffasst,  doch  dem  Anstellungsdekrete  beilg* 
lieh  der  Stellung  des  Beamten  zum  Publikum  eine  gm 
gleiche  Wirkung,  wie  dem  römischen  institorischen  Yol^ 
nisse  beilegt,  wozu  man  sich  um  so  mehr  f&r  berechtigt  haltei 
musSy  als  gerade  das  institorische  Yerhältniss  selbst  nicht  not- 
wendig auf  einem  Mandate  beruhen  muss,  sondern  aneh  aof 
einem  jwsua  des  Inhabers  einer  potestas  beruhen  kann,  zwisdiea 
welchem  und  dem  Institor  ein  Yertragsverhältniss  gar  meU 
denkbar  ist^). 

VI.  Eben  durch  die  Verweisung  auf  diese  Analogie  ge* 
winnt  aber  diese  erstere  Ansicht  zugleich  einen  positir* 
rechtlichen  Boden,  so  weit  man  bei  der  Oesetzesanalogie 
überhaupt  von  einem  solchen  sprechen  kann ,  und  damit  ist 
auch  ein  positiver  Massstab  ftir  die  weiteren  VoraussetzuogeSf 
den  Umfang  und  die  Unmittelbarkeit  oder  Subsidiantit  der 
Haftung  des  Staates  gegeben,  wogegen  die  Theorie,  welck 
die  Haftpflicht  des  Staates  lediglich  aus  der  modernen  Staate- 
idee  allein  mit  Verschmähung  der  Analogie  des  berdts  pori* 
tiven  Rechtes  ableiten  will,  nicht  nur  dem  Vorwurfe  m^ 
setzt  ist,  dass  sie  politisch  Zweckmässiges  und  Wflnecbetf- 
werthes  ohne  positivrechtliche  Vermittelung  für  bereits  wiiklicl 
geltendes  Recht  ausgibt,  sondern  auch  insbesondere  beflirdtttf 
muss,  dass  die  Richtigkeit  oder  der  Umfang  ihrer  FolgenngQi 
und  die  Voraussetzungen  der   Ansprüche   an   den  Staat  ta 

»)  Ueber  die  Analogie  des  fuuus  siehe  oben  §.  515,  Note  8. 
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Einzelnen  bestritten  werden  können,  abgesehen  davon,  dass 
sie  ftr  die  Beschädigten  zn  weniger  günstigen  Resultaten  fbhrt, 
als  die  analoge  Anwendung  der  Grundsätze  des  institorischen 
Verhältnisses. 

VII.  Es  kommt  aber  hierbei  noch  femer  in  Betracht,  dass 
die  Haftung  des  Staates  nur  bei  zwei  Klassen  von  Fällen  in 
Frage  kommen  kann,  nämlich  1)  bei  solchen  Geschäften,  welche 
im  Wesentlichen  privatrechtlicher  Natur  sind,  und  2)  wo 
es  sich  um  die  Geltendmachung  öffentlicher  Machtbefug- 
nisse handelt,  wozu  auch  alle  jene  Fälle  zu  rechnen  sind, 
wo  es  sich  um  Beurkundungen  u.  dergl.  im  Interesse  der 
publica  fides  durch  Staatsbeamte  handelt. 

YIII.  In  ersterer  Beziehung,  d.  h.  bezüglich  der  Geschäfte 
privatrechtlicher  Natur  kann  die  Analogie  des  institori- 
schen Verhältnisses,  wie  dasselbe  in  dem  gemeiuen  Civilrecht 
überhaupt  bezüglich  der  Haftung  des  Fraeponens  t&M  die  Hand- 
lungen freier  Mittelspersonen  als  Factoren  festgestellt  ist,  un- 
zweifelhaft keinem  Bedenken  unterliegen.  Der  Beamte  schliesst, 
ftlhrt  oder  betreibt  nämlich  hier  direct  ein  Geschäft  des 
Staates  selbst  als  seines  wahren  Geschäftsherrn  (prae- 
p<mens)y  und  daher  kann  es  bei  allen  dergleichen  Geschäfl;en 
an  sich  keinen  rechtlichen  Unterschied  begründen,  dass 
nicht  ein  Privatmann  der  Geschäflsherr  ist^®),  wie  sich 
z.  B.  bei   den   Post-^^),  Telegraphen-^^)  und  Eisenbahn -An- 


^^)  Der  Staat  kann  aUerdings  kraft  seines  Rechtes  der  Gesetzgebung 
und  Verordnung  für  die  Haftung  seiner  Anstalten  andere  als  die  gemein- 
rechtlichen Grundsätze  aufstellen,  und  hat  es,  regelmässig  zum  Nach- 
theil des  Publikums  und  des  Verkehrs,  auch  schon  oft  gethan;  allein  wo 
dies  nicht  geschehen  ist,  bleibt  es  eben  bei  dem  gemeinen  Rechte. 

^0  lieber  die  Hafbrerbindlichkeit  der  Post,  siehe  die  oben  §.  303 b, 
Note  22  angef.  Literatur;  yergl.  Funkhänel,  über  die  Anwendbarkeit 
der  de  recepto  actio  auf  die  Ersatzrerbindlichkeit  der  heutigen  Postan- 
stalten u.  s.  w.  Glogau  1836.  —  W.  Kompe,  vom  Posttransportvertrage, 
insbesondere  von  der  Schadenersatzyerbindlichkeit  der  Postanstalten  nach 
MasBgabe  der  Postyereinsbestimmungen,  in  der  Zeitschrift  f&r  deut  Recht, 
Bd.  XVm  (1858),  S. 301  flg.  —  H.  A.  Zachariae,  1.  c  (Notel),  S.  624 

**)  Reyscher,  das  Telegraphenrecht,  insbesondere  die  Haftpflicht 
aus  unrichtiger  oder  verspäteter  Telegraphimng,  in  der  Zeitschrift  f.  deut 
Recht,  Bd.  XIX,  S.  271  flg.,  und  ürtheil  des  L.-G.  zu  Cöln  v.  29.  Juli 
1866,  ebendas.  S.  456.  —  H.  A.  Zachariae,  1.  c.  (Note  1),  S.  625.  — 
Siehe  auch  oben  §.  519,  Note  7. 
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staltoD^^),  bei  dem  Vertrieb  von  Regie -OegensOnden,  wk 
Salz  oder  Tabak ,  bei  dem  Depositen -Wesen  n.  s.  w.  detf- 
lieh  zeigt. 

IX.  Aber  aueh  in  der  zweiten  vorstehend  miter  VII  ge- 
dachten   Beziehung,    d.   h.   hinsichtlich    der   Ansfibung  der 
öffentlichen  Machtverhältnisse;    Benrknndnngen  n.  dergl 
kann  die  Analogie  des  institorischen  Verhältnisses  keio«B 
gegründeten  Bedenken  unterliegen.    Sehr  mit  Unreelit  woHa 
Einige  hierin  eine  übermässige  Ausdehnung  seiner  GmdBlItt 
sehen  ^^);  denn  sowohl  fbr  den  Begriff  des  Staatsdienstes  od 
der   Staatsdienereigenschaft,    als    fllr  die   EntschädignngBai- 
Sprüche  des  Verletzten  gegen  den  Beamten   und  deai  Stui, 
ist  es  rechtlich  ganz  gleichgültig,  ob  die  Handlungen,  ideke 
der  Beamte  kraft  seines  Amtes  und  in  d^  Sphäre  dwi» 
vornimmt,    privatrechtlicher   oder   öffentlich -rechtlidier  Site 
sind.    Auch  ist  die  Analogie  des  institorischen  VerbSttniiNi 
in  dieser  zweiten  Beziehung  vollkommen  ausreichend,  um 
Privatpersonen  allen  gebührenden  Ersatz  für  die  YetUnagi 
durch  pflichtwidrige  Handlungen  der  Beamten  zu  sieben, 
bei  der  Zugrundelegung  dieser  Analogie  die  Casuistik  in  ob-c 
jektiver  Beziehung  bezüglich  des  Eintrittes  der  Haftpflidit  iat 
Staates  vollständig  dieselbe  bleibt,  als  wenn  man  die  lleoriBi 
zu  Grunde  legt,  welche  die  Haf^flicht  des  Staates  ans  M 
modernen  Staatsidee  allein  ableitet,  so  dass  in  dieser  Bftt 
Ziehung  der  ganze  Streit  um  den  Vorzug  einer  dieser  Tbeoriev 
als  ein  praktisch  unfruchtbarer  erscheint. 

X.  Diejenigen,  welche  die  Haftpflicht  des  Staates  ledii^iGli 
aus  der  modernen  Staatsidee  —  einem  an  sich  sehr  schwankeiH 
den  und  sehr  verschiedener  Auffassung  fähigen  Begriffe  -* 
ableiten,  finden  den  hauptsächlichsten  Grund  für  deroi  Aih 
nähme   in    der   Unvermeidlichkeit   (necessUas)  tdt  to 


«>)  Beschomer,  das  deutsche  Eisenbahnredit  Eriaageo  1866.-; 
Koch,  Deutschlands  Eisenbahnen,  2.  Abth.  Marburg  1868^  1859.  -B.i.: 
Zachariae,  in  den  Göttinger  gel.  Ana.  1861,  St  3,  S.  lUi  ^'^ 
der  Note  1  angef:  Abh.  8.  623.  625.  —  übbelohde,  im  Aieh.  i^  pnkt 
R-W.  Bd.  VII,  Heft  2  and  im  Magaain  f&r  hannoT.  Bedit,  Bil^ 
(1869),  S.  201  flg. 

**)  Dies  thut  z.  B.  H.  A.  Zachariae,  in  der  oben  Noie  1  iif^ 
Abhandlang. 
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Staat,  seine  Machtbefagnisse  anders  als  durch  Beamte  ans- 
iiflben,  und  in  der  gleichen  Unvermeidlichkeit  fbr  die 
Pri?aten,  diese  Ansttbnng  der  öffentlichen  Machtbefagnisse 
Kber  sich  ergehen  za  lassen  ^^).  Diese  Theorie  würde  einen 
positi?en  Stützpunkt  haben,  wenn  man  fttr  dieselbe,  was  früher 
iDch  wohl  geschehen  ist,  die  Analogie  des  reeeptum  der  Gast- 
irirthe  und  Schiffer  anziehen  dürfte,  deren  Haftpflicht  ebenfalls 
inf  der  Unvermeidlichkeit  mit  ihnen  in  Beziehung  zu  treten 
bffluht^^).  Das  praktische  Ergebniss  würde  aber  auch  hiei^ 
nach  kein  anderes  sein,  als  wie  bei  der  Zugrundelegung  des 
institorischen  Verhältnisses.  Da  aber  die  Yertheidiger  dies^ 
Theorie  die  Analogie  dieses  reeeptum  y  dessen  Grundsätze  an 
ttch  als  Singularität  im  Ciyilrecht  erscheinen,  mit  vollem 
Beehte  selbst  zurückweisen^^),  so  entbehrt  ihre  Theorie  fttr 
das  gemeine  Recht  allen  positivrechtlichen  Stützpunkt  Sonach 
kann  die  Yorgedacbte  neoessitas  ohne  Willkührlichkeit  nur  als 
0in  allerdiogs  sehr  beachtungswerthes  Motiv  (utilüatü  ratio) 
nur  Erlassung  einer  zur  Zeit  im  gemeinen  Rechte  fehlenden 
tpeciellai  gesetzlichen  Bestimmung  betrachtet  werden,  gerade 
fto,  wie  dieselbe  im  römischen  Rechte  das  Motiv  für  die  Er- 
kssong  des  bezüglichen  prätorischen  Ediktes  über  das  reeeptum 
geworden  ist^^).  Aus  der  sog.  modernen  Staatsidee,  d.  h. 
richtig  verstanden,  aus  der  Idee  des  Rechtsschutzes  für  Jeder- 
mano,  und  aus  der  Unvermeidlichkeit  fttr  den  Staat,  anders 
als  durch  Beamte  zu  handeln,  würde  nämlich  mit  juristischer 
Consequenz  nur  die  überdies  erst  in  neuerer  Zeit  zu   allge« 


«)  Vcrgl.  H.  A.  Zachariae,  1.  c.  (Note  1),  S.  615  flg. 

^)  L.  1  §.  1  Dig.  Nautae,  caupones,  stabularii,  ut  recepta  restituant 
(4,  9).  „Majdma  autem  est  utilitas  htgus  £dicti,  quia  necesae  est 
plenimqne,  eorum  fidem  sequi,  et  res  custodiae  eorum  committere/*  — 
Dabei  wird  ebendaselbst  noch  als  weiteres  Motiy  auf  die  Schlechtigkeit 
vieler  Gaatwirthe  hingewiesen,  von  welchen  ohne  die  gesetzliche  Auferlegung 
der  Haftpflicht  zu  befftrchten  w&re,  dass  sie  mit  ihren  diebischen  Dienst- 
teten oder  anderen  Dieben  gemeinsame  Sache  machen  würden  —  eine  raüo 
legis,  welche  gewiss  keine  Uebertragung  auf  das  Verh&ltniss  des  Staates 
2Q  seinen  Beamten  leidet 

")  YergL  H.  A.  Zachariae,  1.  c.  S.  629,  wo  er  die  Analogie  des 
ftceptum  ausdrücklich  verwirft,  aber  doch  zugleich  auf  dasselbe  „ver- 
gleichsweise** hinweist. 

^)  Siehe  das  in  Note  16  angeführte  Pandektenfragment. 
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meinerer  AnerkenDung  gelangte  Folgerung  gezogen  werdflo 
dürfen y  dass  der  Staat  schuldig  ist,  den  yerletzten  Prin^ 
sonen  die  Anstellung  von  Klagen  gegen  die  Beamten  n  p- 
Btatten,  ohne  dass  es  hierzu  einer  Erlaubniss  der  vorgeietite 
Behörde  im  einzelnen  Falle  bedarf  >'),  und  dass  sieh  d^  Ver- 
letzte die  Folgen  der  obgedachten  Unvermeidlichkeit  ge&Dei 
lassen  muss,  wenn  der  ausgeklagte  Beamte  insolvent  ist  & 
wflrde  aber  hieraus  noch  keineswegs  mit  gleicher  jariiti- 
scher  Consequenz  folgen ,  dass  auch  der  FiscuB  und  k- 
ziehungsweise  der  Säkel  der  unschuldigen  Sten^iiditigai 
dem  Verletzten  verhaftet  ist,  sondern  es  können  Ueifllr  bv 
Billigkeitsgrflnde  und  andere  Ntttzlichkeitsgrlid«^ 
wie  die  Kücksicht  auf  den  öffentlichen  Credit,  angefBhitveriei, 
welche,  um  ein  wirkliches  Recht  zu  erschaffen,  einepofltif' 
gesetzliche  Bestimmung  oder  doch  deren  Analogie  Tomi' 
setzen,  wie  diese  hier  das  institorische  Yerhältniss  dttüettt 

XI.  So  viel  die  Voraussetzungen  anl 
welchen  die  Haftpflicht  des  Staates  als  begrtlndet 
ist,  so  ist  das  erste  Erfordemiss,  dass  der  NachweiB  m 
solchen  pflichtwidrigen,  dolosen  oder  culposen,  Hand- 
lung des  Beamten  geliefert  wird,  aus  welcher  derselbe  seUst 
auf  Ersatz  des  dadurch  veranlassten  Schadens  bdangt  woda 
kann'®).  Das  zweite  Erfordemiss  ist,  dass  der  eingetreteM 
Schaden  die  unmittelbare,  ftir  den  Beschädigten  unTennddlicK 
nicht  durch  den  Gebrauch  der  gesetzlich  zulässigen  EedUv- 
mittel,  Berufungen,  BeschwerdefQhrungen  oder  Piotertatioiia 
abwendbare  Folge  der  pflichtwidrigen  Handlung  wir^ 
Unter  diesen  Voraussetzungen  ist  es  gleichgültig,  ob  di^Püekt' 


»)  Siehe  oben  §.  519,  IH. 

»)  Siehe  oben  §.  519,  IV.  —  Wo  also  der  Beamte  selbst  nicht  liWi 
wie  z.  B.  der  Richter,  dessen  ürtheil  in  der  höheren  Instans  ib  Mi*^ 
indqua  reformirt,  oder  als  nichtig  cassirt  wird,  ohne  dass  gegen  üa^ 
Syndikatsklage  begründet  w&re,  kann  überhaupt  von  einer  HiÄpfficktiB 
Staates  nicht  die  Hede  sein. 

*0  Siehe  §.  519.  —  Dass  aber  der  Privatmann  auch  Wldenliidf«! 
den  Beamten  mit  Privatgewalt  versucht  habe,  wo  diese  abeihaoptiliM 
wehr  entschuldigt  sein  könnte  (§.  283),  gehört  sicher  nicht  n  desToR« 
Setzungen  seiner  Ansprüche  an  den  Staat.  Vergl.  H.  A.  Zachariie.i* 
(Note  1),  S.  631. 
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ridrigfceit  in  einer  positiven  (Commissiv-)  Handlang  oder  in 
iner  Unterlasenng  (Omissiv- Handlung)  bestand  2^).  In  dem 
(egriffe  der  Pfliehtwidrigkeit  liegt»  dass  die  schädliche 
landlnng  innerhalb  der  Sphäre  der  gesetzlichen  Amts- 
hfttigkeit  des  Beamten  begangen  worden  sein  moss ;  schädliche 
landlnngen  des  Beamten,  welche  ausserhalb  dieser  Sphäre 
legen,  and  somit  keine  Verletzung  der  Amtspflichten  ent- 
lalten,  können  keine  Haftpflicht  des  Staates  begründen,  wenn 
luch  das  Amt  dem  Beamten  die  Gelegenheit  zu  deren 
Tertlbung  gegeben  haben  mag.  Auch  dieser  wohl  allgemein 
inerkannte  Grundsatz ^3)  ist  kein  anderer,  als  der  bei  dem 
nstitorischen  Verhältniss  positiv-rechtlich  festgestellte. 

Xn.  Hinsichtlich  des  Umfanges  und  der  Reihenfolge 
1er  Haftpflicht  des  Staates  muss,  soferne  man  die  Analogie 
les  institorischen  Verhältnisses  als  durchgreifend  oder 
loch  ftlr  jene  Fälle,  wo  der  Beamte  nur  privatrechtliche  Ge- 
lekäfte  ftlr  den  Staat  abzuschliessen  hat,  als  massgebend  an- 
Ofkennt,  folgerichtig  auch  durchgängig  oder  doch  in  der  vor- 
liedachten  Beschränkung  der  Benachtheiligte  ftlr  befagt  erkannt 
Verden,  seine  Ansprüche  auf  Schadenersatz  direct  gegen  den 
Staat  und  zwar  in  dem  ganzen  Umfange  des  erlittenen  Scha- 
dens zu  richten,  ohne  dass  es  einer  Vorausklage  des  schul- 
digen Beamten  bedarf,  wie  dies  in  derNatar  der  institorischen 
Dage  liegt.  Diese  Theorie  ist  Überdies  die  den  Anforderungen 
des  dermaligen  Verkehrs  und  den  rechtlichen  Interessen  der 
Beschädigten  am  meisten  angemessene,  sie  hilft  den  Letzteren 
am  schleunigsten  und  sichersten  zu  ihrer  gebührenden  Ent- 
schädigung und  zwar  aus  voller  Gleichheit  des  Grundes,  aus 
welchem  obgedachte  Klage  im  römischen  Rechte  eingeftlhrt 
worden  ist,  weil  es  nämlich  unbillig  ist,  die  Beschädigten  voiv 


«)  YergL  H.  A.  Zachariae,  I.  c.  (Note  1),  S.  642.  —  Da  es  be- 
sQglich  der  Eigenthmnsbesch&digangen  bei  Aufruhr  oder  Tumult  oft  sehr 
Khwieiig,  ja  unmöglich  sein  kann,  zu  ermitteln,  in  wie  ferne  die  Behörden 
an  Verschulden  wegen  Unterlassung  oder  Verzögerung  der  erforderlichen 
Kassregeln  trifft,  doch  aber  die  Billigkeit  einer  Entschädigung  der  B^ 
tthldigten  einleuchtet,  so  haben  neuere  Gesetze  besondere  Grundsfttze 
ttber  die  Haftpflicht  der  Oemeinden  oder  des  Staates  aufgestellt.  Siehe 
oben  S.  480,  VI. 

»)  Veigl.  H.  A.  Zachariae,  1.  c.  (Note  1),  S.  616  flg. 
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erst  auf  die  Rechtsverfolgong  gegen  Personen  zu  Yerw&aeUj 
von  welchen  immer  unsicher  bleibt,  ob  von  ihnen  nach  lang- 
wierigem Rechtsstreit  nnd  endlich  erwirktem  obsieglichen  Er- 
kenntniss  eine  materielle  Entschädigung  zu  erlangen  ist  Die- 
jenigen dagegen,  welche  die  Haftpflicht  des  Staates  lediglidi 
oder  doch  bezüglich  der  öffentlich-rechtlichen  Hand- 
lungen der  Beamten  auf  die  moderne  Staatsidee  stellen, 
wollen  den  Staat  namentlich  in  letzterer  Beziehung  nur  ds 
Garanten  Air  die  pflichtmässige  Handlungsweise  seiner  Be- 
amten betrachten,  also  demselben  nur  eine  subsidiäre  Haf- 
tung wie  einem  Btlrgen,  nach  Vorausklage  des  Schuldigen, 
auferlegen^).  Für  die  Annahme  einer  solchen  Bürgschaft 
des  Staates  flir  seine  Beamten  fehlt  es  aber  wenigstens  im 
gemeinen  Rechte  an  allem  positiven  Halt  ^^),  sie  ist  yielmehr 
eine  willktthrliche  peiitio  principiiy  die  um  so  bedenklicher  ist, 
als  noch  in  manchen  Staaten  selbst  die  Klage  gegen  Beamte 
nicht  ohne  Erlaubniss  der  Staatsregierung  zulässig  ist,  und 
diese  somit  in  der  Verweigerung  dieser  Erlaubniss  zugleich  ein 
Mittel  hat,  sich  selbst  aller  subsidiären  Haftung  zu  entzidien; 
auch  ist  nicht  einmal  ein  Grund  vorhanden,  wesshalb  man  die 
nur  subsidiäre  Haftung  des  Staates  vom  legislativen  Stand- 
punkte aus  fUr  empfehlenswerth  erachten  sollte,  da  sie  flir  den 
Bechtsschutz  des  Publikums  unverkennbar  weniger  leistet,  als 
die  Analogie   des   institorischen   Verhältnisses^).     Es    ei^bt 


««)  Hiermr  erklärt  sich  H.  A  Zachariae,  1.  c.  S.  633. 

«)  üebereinstimmt  Heffter,  im  Arch.  ftkr  Crim.-R.  1851,  S.  457  flg. 

^)  Ueberhaupt  sprechen  nur  sehr  wenige  Yer&ssnngsorknnden  von 
der  Haftpflicht  des  Staates.  Am  Tollstilndigsten  hatte  diese  die  auf- 
gehobene Verf.  von  Schwarzburg-Sondershausen  vom  24.  Sept. 
1841,  §.  63  u.  64  anerkannt,  und  zwar,  ganz  den  Gmndsätzen  des  insti- 
torischen Verhältnisses  entsprechend,  in  allen  Fällen  „ohne  dass  es 
einer  Yorausklage  gegen  den  schuldigen  Beamten  bedar£''  — 
unter  den  neueren  YeifeuBsungen  hat  nur  die  von  S. -Coburg -Gotha  v. 
1852  in  vollem  Umfang  die  Haftpflicht  des  Staates  anerkannt;  aber  im  all- 
gemeinen nur  als  subsidiäre;  §.  68.  „FOr  die  Schäden,  welche  einem 
Staatsangehörigen  durch  die  Arglist  oder  grobe  Verschuldung  der  Staats- 
beamten als  solcher  verursacht  werden,  hat  der  Staat  —  insofame  ni^t 
besondere  Gesetze  in  gewissen  Fällen  eine  unmittelbare  Ver- 
tretungspflicht desselben  festsetzen  —  dann  zu  haften,  w^in  der  Be- 
schädigte den  Sdiadenersatz  vom  schuldigen  Beamten  nidit  au  erlangen 
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sich  dies  auch  noch  insbesondere  darans,  dass  nach  der  Theorie 
der  nur  subsidiären  Haftnng  des  Staates  der  Beschädigte 
unvermeidlich  zur  Anstellang  einer  neuen  Klage  und  zur 
Einleitung  eines  nenen  Processes  gegen  den  Fiscns  genOthigt 
isty  in  welchem  neuen  Processe  selbst  das  im  ersten  Processe 
gegen  den  schuldigen  insolventen  Beamten  erwirkte  obsieg- 
liche  Urtheil  keine  sichere  Bttrgschaft  eines  neuen  Sieges  ge- 
währty  weil  es,  als  gegen  eine  andere  Gegenpartei  ergangen, 
keine  Bechtskraft  gegen  den  Fiscus  hat,  sofeme  nicht  etwa 
der  Kläger  rechtzeitig  denselben  zum  ersten  Bechtsstreite  hat 
beiladen  lassen  ^^). 

XIII.  Selbstverständlich  kann  von  einer  Haftpflicht  des 
Staates  überhaupt  nur  die  Bede  sein,  insofeme  die  Handlungen 
eigentlicher  Staatsbeamten  und  mit  denselben  in  einem 
vOUig  analogen  Verhältnisse  stehender  niederer  öffent- 
licher Diener  (§.  515,  V)  in  Frage  stehen,  nicht  aber  be- 
züglich der  Handlungen  anderer  Personen,  welche,  wie  Advo« 
katen,  Notare,  Aerzte  u.  s.  w.  (§.  515,  IV,  8)  ohne  Staatsdiener- 
eigenschaft nur  zu  gewissen  Berufsthätigkeiten  concessionirt 
sind,  oder  die,  wie  Gesehworne  in  Criminalsachen,  nur  fttr 
einen  einzelnen  Fall,  zu  einer  völlig  selbstständigen  Thätigkeit 
im  öffentlichen  Interesse   berufen  werden.     Aber   selbst   be- 


yermag.  Die  dessfallsigen  Entsch&digangsansprüche  an  den  Staat  sind 
jedoch  schon  nach  5  Jahren  nach  Eintritt  des  beschädigenden  Ereignisses 
als  erloschen  zn  betrachten/'  —  Die  Grundrechte  des  deutschen  Volkes 
vom  27.  December  1848,  §.  8  (Reichsverf.  vom  28.  Mftrz  1849,  $.  138  a 
linea  5)  sprechen  in  dem  einzigen  von  ihnen  erw&hnten  Falle  (der  wider- 
rechtlidi  yerf&gten  oder  verlängerten  Haft)  auch  nur  eine  subsidiäre 
Entfichädigungspflicht  des  Staates  aus.  Dasselbe  ist  der  Fall  in  den  Ver- 
&88ungsurkunden,  welche  diesen  Satz  der  Grundrechte  aufgenonmien 
haben.  (Siehe  unten  Note  29).  Aehnlich:  Baden,  Ges.  aber  EinfEÜirung 
des  Strafgesetzbuches  vom  5.  Februar  1851,  §.  2&  —  Dagegen  spricht  die 
anmittelbare  Haftung  des  Staates  für  die  gerichtlichen  Depositen 
aus,  0 esterreich,  Verord.  v.  12.  März  1859  (im  Gerichtssaal  1860, 
8.  225  flg.),  und  das  provisorische  Gesetz  der  fr.  Stadt  Hamburg  vom 
11.  August  1859  (H.  A.  Zachariae,  1.  c.  S.  651),  sofeme  eine  Verwal- 
tungsbehörde (nicht  blos  ein  einzelnes  Mitglied)  wegen  Verletzung  durch 
eine  nicht  riditerliche  Verfügung  belangt  wird. 

*')  Ausdracklich  sagt  dies  das  in  Note  26  angef.  badische  Geseta  t. 
5.  Februar  185L 


812    i520.  Verpflichtang  d.  Staates  aus  d.  Handlungen  d.  Staatstantea. 

zttglich  einer  Klasse  der  eigenüicben  Staatsbeamten,  oSofich 
der  Jnstizbeamten,    welchen   richterliche  FnnktioneD 
Übertragen  sind,  ist  die  Haftpflicht  des  Staates  ansgesehloiaeo, 
sofeme  der  Schaden  oder  Nachtheil  einer  Privatperson  bei  der 
Ansttbnng  der  richterlichen  Funktionen  zngef&gt  wordee 
ist^^).    Der  Grand  hiervon  liegt  darin,  dass  der  Richter  beut 
zu  Tage  bei  der  Ansttbung  des  Richteramtes,  insbesondere  bd 
der  eigentlichen  Rechtsprechung   und  überhaupt  beider 
Erlassnng  richterlicher  Verfügungen  vollkommeD  ii- 
abhängig  von  allen  Weisungen  und  Emflfissen  der  Staals- 
regierung  ist,  gerade  so  wie  dies  ein  römischer  Hagiatnlis 
zur  Zeit   der  Republik  war  und    em  Geschwomer  bei  im 
Schwurgericht   noch  gegenwärtig  ist.    In  den  gedacUei  Be- 
ziehungen ist  somit  eine  Analogie  des  institorischen  TeAik- 
nisses,  in  welcher  allein  gemeinrechtlich  der  Grund  derOiftr 
pfiicht  des  Staates  liegt,  der  Natur  der  Sache  nach  «sge- 
Bchlossen.    Hiermit  soll  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dw 
die   Ausdehnung   der  Haftung   des  Staates   ftir   die  Besdät 
digungen   durch    richterliche   Erkenntnisse    und  VerfttgongCD 
sich  vom  legislativen  Standpunkte  empfehlen  mag,  wobei  n 
erwägen  sein  wird,  ob  diese  Haftpflicht  uneingeschränkt  oder 
nur  in  bestimmt  benannten  Fällen  eintreten  solL    Die  mdsteD 
neueren  Gesetze ,  welche  diese  Richtung  eingeschlag^  babei, 
welche  überhaupt  erst  seit  der  Abfassung  der  Grundrechte  des 
deutschen  Volkes  (27.Dec.  1848)  und  der  Reichsverfassimg  von 
28.  März  1849  hervorgetreten  ist,  haben  sich  darauf  beschrlukt) 
einen  Fall  auszuzeichnen,  in  welchem  fortan  eine  Hafipffieht 
des  Staates  fttr  richterliche  Verftigungen  Platz  grdfen  soD^); 
und  eben  hierin,  dass  schon  dies   allgemein  als  ein  Fort- 
schritt anerkannt  wird,  liegt  ein  sprechendes  Zeugniss  dafür, 


»)  Das  Gegenthefl  behauptet  R  A.  Zacbariae,  L  c  (KoCe  1). 
S.  637  flg. 

»)  Grundrechte  vom  27.  December  1848,  §.  8,  und  Reichsferi 
Tom  28.  März  1849,  §.  138  a  linea  5.  „Im  Falle  einer  vid^recfadkh  1«^ 
fügten  oder  verlängerten  Haft  ist  der  Schuldige,  und  nöthifenfsHs 
der  Staat,  dem  Verletzten  znr  Genngthuimg  nnd  Entschfidiguog  "^ 
pflichtet/*  —  Siehe  die  hiermit  übereinstimmenden  Ver£-ürkonden  ob« 
§.  292,  Note  20.  —  Vei|;L  das  in  Note  26  angeL  badische  6eBeö«a 
5.  Februar  1861. 
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dass  eine  unbeschränkte  Haftpflicht  des  Staates  für  die  Yer- 
letzong  Yon  Privaten  durch  richterliche  Urtheile  nnd  Ver- 
hgongen  zur  Zeit  nicht  als  gemeinrechtlich  bestehend  aner- 
kannt ist^). 

XIV.  Anders  verhalt  es  sich  dagegen  bezüglich  derjenigen 
Handlangen  eines  Jnstizbeamten,  vs^elche  nicht  mit  der  Becht- 
iprechnng  selbst  zusammenhängen,  also  nicht  Erkenntnisse^ 
Bescheide  oder  Vei-fügungen  enthalten,  sondern  nur  solche 
Akte  sind,  welche  ihrer  Natur  nach  den  Charakter  von  Yer- 
waltnngsakten  an  sich  tragen,  wie  z.  B.  Beurkundungen^ 
AnfiDahme  von  Protokollen,  oder  wenn  und  so  weit  der  Richter 
da,  wo  die  Administration  noch  nicht  oder  nicht  vollständig 
ron  der  Justiz  getrennt  ist,  auch  die  Geschäfte  der  freiwilligen 
Qerichtsbarkeit,  das  Vormundschafts-,  Hypotheken-  und  Depo- 
sitenwesen  u.  s.  w.  zu  besorgen  hat,  und  somit  in  dieser  Be- 
ziehung als  Verwaltungsbeamter  erscheint.  Hat  der 
Justizbeamte  bei  dieser  Gattung  von  Geschäften  durch  Be- 
Mgereien  wie  Protokollfälschung,  Unterschlagung  u.  dergl. 
oder  andere  Unterschleife  oder  durch  solche  Nachlässigkeiten 
ind  Verschulden,  durch  welche  er  selbst  auf  Ersatz  belangt 
werden  kann,  Privatpersonen  in  Nachtheile  oder  Verluste  ge- 
bracht, so  muss  man  wegen  völliger  Gleichheit  des  Verhält- 
nisses die  Haftpflicht  des  Staates  für  eben  so  unbedingt  und 
unmittelbar  begründet  anerkennen,  wie  wenn  die  Handlung 
Ton  einem  eigentlichen  Verwaltungsbeamten  begangen  worden 
wäre^i).  Wo  nicht  der  Staat,  sondern  ein  Standes-  oder 
Grandherr,  oder  eine  städtische  Gemeinde  der  Gerichtsherr 
ist,  liegt  diesem  analog  die  Haftpflicht  in  gleicher  Weise  ob, 
wie  sie  den  Staat  treffen  würde  3^). 


^)  Dass  die  Haftung  des  Staates  überhaupt  nur  in  den  F&llen  in 
Frage  stehen  kann,  in  welchen  der  Richter  selbst  mit  der  Syndikats- 
kiage  belangt  werden  könnte,  versteht  sich  von  selbst  Siehe  oben 
Note  20. 

")  VergL  die  in  Note  26  angef.  österreichische  Verordnung  vom 
12.  Mftrz  1859. 

»)  Yergl.  H.  A.  Zachariae,  1.  c.  (Note  1),  S.  645  flg. 
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§.  521. 
9)  Besondere  Bestimmungen  der  deutschen  Ver- 
fassungsurkunden über  die  Ausübung  der  Aemtethohät 

I.  Die  deutschen  Verfassmigsarkimden  spreche  reget 
massig  positiv  den  übrigens  selbstverständlichen  Gnmdülx 
ans,  dass  die  Ernennung  zu  Civil-  und  Militärstaalsdieiisteii 
nur  allein  von  dem  Souverain  ausgehen  kann  ^). 

U.  Es  ist  allgemein  anerkannter  Grundsatz,  dass  nur  Ii- 
länder,  d.  h.  eigene  Unterthanen,  ein  Staatsamt  ?er- 
walten  können^,  und  dass  daher  mit  der  Bern  fang  einei 
Ausländers  in  den  Staatsdienst  noth wendig  die  Vedeitaas 
des  Indigenates  verbunden  ist^);  auch  ist  mehrfach  pooliv 
vorgeschrieben  y  dass  bei  gleicher  Tüchtigkeit  geborese  Ui- 
terthanen  (Landeskinder)  vor  Fremden  berfieksieUigt 
werden  soUen^). 

III.  Allgemein  ist  anerkannt^  dass  jeder  Staatsangehörige 
Staatsämter  erwerben  kann,  wenn  er  die  nöthige  Beftfaigiiiv 


«)  Vergl.  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.43.—  S.-AItenbnrg,  V.-r. 
1831,  5.  61.  —  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  51.  —  Hannover,  L-T.-G. 
1840,  §.172.  —  Preussen,  V.-U.  1860,  §.47.  —  Oldenburg,  m.T.-ü. 
1862,  srt  7.  —  Beuss  j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  43.  -  Waldeck,  V--Ü.  ISO. 
§.  8.  m 

*)  Zur  Beichszeit  entstanden  nicht  selten  sehr  imangenehaie  Yfl^ 
Wickelungen  dadurch,  dass  reichsunmittelbare  Herren,  z.  B.  h&ufig  ym  ia 
Beichsritterschaft,  in  den  Staatsdienst  eines  deutschen  Beichsfftrsten  takau 
nichts  destoweniger  aber  die  Competenz  seiner  Gerichte  über  ihre  Peisfli, 
selbst  bezOglich  ihrer  Amtsführung,  nicht  anerkannten. 

')  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  IV,  §.  4.  ^^Eronftmter,  obente  Hol' 
ftmter,  CiYÜstaatsdienste  und  oberste  Milit&rstellen ,  wie  auch  ffirchmtow 
und  PfrOndten  können  nur  Eingeborenen  oder  YerhsBoaggaämg 
Naturalisir ten  ertheilt  werden."  —  VergL  Baden,  V.-ü.  1818,  $.8 
a  linea  2.  „Alle  Ausländer,  welchen  wir  ein  Staatsamt  oonfnanD,  er 
halten  durch  die  Verleihung  unmittelbar  das  Indigenat"  —  Vei^  daA 
oben  §.  297,  m. 

*)  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.44.  —  S.-Altenburg,  V.-ü.  IßM* 
§.  61.  —  Waldeck,  V.-U.  1862,  §.  10.  -  Siehe  andi  oben  {.  A 
Note  7. 
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besitzt,  und  dasB  bei  deren  Besetsnng  keine  vorzugsweise  Be- 
euditong  der  Gebort  stattfinden  darf  ^). 

lY.  Die  Krone  ist  verpfliehtet^  nnr  solchen  Personen  Staats- 
imter  zu  übertragen,  welche  ihre  Befähigang  hierzu  erprobt 
liaben.  Es  ist  daher  mitunter  auch  ausdrücklich  vorge- 
schrieben, dass  der  Anzustellende  in  den  Staatsprüfungen  wohl 
bestanden  sei^). 

y.  Die  Ertheilung  von  Anwartschaften  auf  Aemter, 
nrelche  an  sich  mit  jeder  tüchtigen  Staatsverwaltung  unver- 
träglicb  ist,  wird  in  einigen  Verfassungen  durchaus  untersagt^). 

VI.  Mitunter  ist  die  Bekleidung  eines  Staatsamtes  fttr  un- 
rarträglieh  mit  der  Uebemahme  eines  Hofamtes  ^),  oder  auch 
lie  Unverträglichkeit  des  Richteramtes  mit  einem  anderen  be* 
»oldeten  Staatsamte  erklärt®). 

VQ.  Allgemein  ist  in  den  deutschen  Verfassnngsurkunden 
üs  Grundsatz  anerkannt,   dass  kein  Staatsdiener  seines 


«)  Bayern,  V.-ü.  1818,  TitIV,  §.6.  —  Baden,  V.-ü.  1818,  §.9.— 
Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  22.  —  Grosah.  Hessen,  V.-ü.  1820, 
5.  20.  —  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.15.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831, 
|.  34.  —  S.-Altenbarg,  V.-ü.  1831,  §.  61.  —  Braunschweig,  n. 
L-0.  1832,  §.  34.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  4.  —  Anhalt- 
Bernburg,  V.-ü.  1850,  §.  4.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  31, 
i.  2.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  30.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü. 
1852,  §.  8. 

•)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.44.—  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820, 
5.47.—  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  90.—  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.52. 

f)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  HI,  §.  5  a  linea  4.  —  Grossh.  Hessen, 
V.-ü.  1820,  §.  48.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  54.  „Die  Ertheilung 
ron  Anwartschaften  auf  bestimmte  Staatsdienerstellen  ist  vöUig  unstatthaft; 
gieichvohl  kann  den  Gehülfen,  welche  altersschwachen  oder  sonst  an  ge- 
höriger Dienst?ersehung  gehinderten  Staatsbeamten  beigegeben  werden,  die 
iemnächstige  selbstständige  Anstellung,  nach  Massgabe  ihrer  bewährten 
rochtigkeit,  zugesichert  werden." 

*)  £ine  solche  Bestimmung  enthält  nur:  Oldenburg,  rey.  V.-ü.  1852, 
irC  110.  „Staatsdienst  und  Hofcavalierdienst  sind  in  derselben  Person 
unTereinbar." 

*)  Eine  solche  Bestimmung  enthält:  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  88. 
»»Den  Richtern  dflrfen  andere  besoldete  StaatsAmter  fortan  nicht  Hber- 
Oagea  werden.  Ausnahmen  sind  nur  auf  den  Grund  eines  Gesetzes  zu- 
lässig.« —  Ebenso:  Oldenburg,  re?.  V.-ü.  1852,  art  105. 
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Amtes  willktthrlich  entsetzt  werden  kann^^.  Nor  hb- 
sichtlich  der  Minister  besteht  in  den  constitntionelknonaidii- 
schen  Staaten  eine  in  dem  Wesen  der  RepräsentatiTverfiissimg 
begründete  Ansnahme,  indem  diese  (als  solche)  von  dem  Soft- 
verain  nach  seinem  unbeschränkten  Belieben  gewählt  nnd  ent- 
lassen werden  können  ^^). 

Vin.  Mitanter  ist  ausdrücklich  ausgesprochen^  dass  Unter- 
suchungen  gegen  Staatsdiener  wegen  Dienstyerbreekeii 
nicht  niedergeschlagen  werden  dürfen ^^). 

IX.  Selbstverständlich  dürfen  Staatsdiener,  welche  da 
Dienstes  dergestalt  entsetzt  worden  sind,  dass  das  DitbeS 
ihre  Unfähigkeit,  im  Staatsdienste  wieder  angestellt  zu  weidei, 
ausdrücklich  ausgesprochen  hat,  nie  im  Staatsdienste  vieder 
angestellt  werden^'). 

X.  Alle  erledigten  Stellen  sollen  so  bald,  als  ttunfidi, 
dem  betreffenden  Etat  gemäss  wieder  besetzt  werden'^). 

§.  522, 

IX.  Die  Lehensholieit. 

1)  BegiifF.   Untersclied  von  Leiiensherrlicilkeit 

I.  Unter  Lehenshoheit  {potestas  feudalis  mbUmU,  jn 
aublime  «.  majeataticum  s,  imperium  civile  circa  feuda)  TCnielift 
man  den  Inbegriff  der  politischen  Rechte,  wdche  dem  Staats- 
herrscher als  solchem  über  die  im  Staate  TorkommeodcB 
Lehenverbindungen  zukommen,  ohne  Unterschied,  ob  die  Lebea 


*^)  AusdrackÜcli  spricht  dies  als  Prindp  aus:  Haunover,  L-T.-G. 
1840,  §.  177.  —  Vergl.  über  die  Bestimmungen  der  abrigen  Yer&asaags- 
ttrkonden  oben  §.  518. 

")  Vergl.  Wttrtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  57.  —  Hannover,  lu-V.-ß. 
1840,  §.  101.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1867,  §  IOl— 
Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  45.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1^8,  «l  Ä 
§.  5.  —  Wal  deck,  V.-ü.  1852,  §.  8.  —  Die  eigenthOmliche  Bestinrani 
des  bayerischen  Gesetzes  vom  4.  Juni  1848,  art  3,  siebe  oben  f.  5!^  ] 
Note  2.  —  Vergl.  über  Pensionen  der  Minister  auch  Wttrtemberg,  T.4L  f 
1819,  §.  57  a  linea  2. 

«>)  Ausdrttcklich  sagt  dies:  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1890,  S-  Sa 

«')  Auch  dies  sagt  ansdracklich:  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1830,  $.^ 

«)  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  66. 
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Staatslehen  (Feuda  publica)  oder  Privatlehen  (Feuda  pri- 
vata)  sind. 

IL  Die  Lehenshoheit  begreilFt:  1)  das  Recht  der  Gesetz- 
gebung (Lehensgesetzgebnng)  nnd  2)  die  vollziehende 
Gewalt  in  Bezug  anf  das  ganze  Lehenwesen  ^).  Diese  Letztere 
enthält:  a)  das  Becht  der  fortwährenden  Beaufsichtigung 
(jus  supremae  inspectionis)  des  Lehninstitutes  oder  die  sog. 
Lehenpolizeiy  kraft  deren  die  Staatsgewalt,  wenn  sie  es 
dem  Staatswohle  angemessen  findet,  allerdings  auch  die  voll- 
ständige Aufhebung  des  Lehenwesens,  wie  jedes  anderen 
bisher  rechtlich  bestandenen  Privatrechtsverhältnisses  anordnen 
kann  ^).  b)  Die  vollziehende  Gewalt  in  Lehenssachen  begreift 
femer  das  Becht  der  Lehengerichtsbarkeit,  sofeme  nicht 
dieselbe,  wie  allerdings  zur  Beichszeit  sehr  häufig  der  Fall 
war  und  für  gemeines  Becht  geachtet  wurde,  analog  der 
Patrimonialgerichtsbarkeit,  dem  Lehensherrn  zugestanden 
worden  war^);  und  endlich  gehört  hierher  c)  die  Befugniss 
der  Handhabung  der  Lehensgesetzgebung  durch  eigentliche 
Vollstreckung  der  Lehensgesetze  und  in  Lehenssachen 
ergangenen  Urtheile. 

in.  Nicht  zu  verwechseln  mit  der  Lehenshoheit  ist  die 
Lehensherrlichkeit  {dominium  feudale)^  d.h.  der  Inbegriff 
der  Bechte,  welche  dem  Lehensherrn  ans  dem  Lehen- 
vertrage  gegen   den  Vasallen    und  über  das  Lehngut   zu- 


^)  Insofeme  nach  der  älteren  Terminologie  xm^r  Jurisdictio  die  ganze 
▼ollziehende  Gewalt  begriffen  wurde,  kann  man  auch  einfach  die  Lehens- 
hoheit als  UgieUxUo  ei  jurisdicHo  circa  feuda  erklären. 

*)  Ueber  die  neuere  Gesetzgebung  bezüglich  der  Aufhebung  des  Lehen- 
▼erbandes,  siehe  unten  §.  525. 

^  Da  in  der  Reichszeit  zum  grössten  Theile  nur  grössere  Landes- 
herren als  Lehensherren  erschienen,  welche  ohnehin  Gerichtsbarkeit  hatten, 
so  hatte  die  Ausübung  der  Lehensgerichtsbarkeit  durch  die  Lehensherren 
wenig  Schwierigkeiten.  Kleinere  Lehensherren,  die  nicht  selbst  Landes- 
herren waren  und  keine  eigenen  Lehengerichte  halten  konnten,  standen 
schon  damals  in  streitigen  Lehenssachen  nebst  ihren  Vasallen  unter  der 
Gerichtsbarkeit  des  Landesherm.  Heut  zu  Tage  ist  den  Privatlehensherren, 
wie  z.  B.  den  Standesherren  meistens  nur  noch  die  sog.  freiwillige 
Lehengerichtsbarkeit  (die  Ausfertigung  der  Lehenbriefe,  Yomahme  der  Be- 
lehnungen u.  s.  w.)  überlassen,  zu  deren  Ausübung  sie  eine  eigene  Lehen - 
kanzlei  einrichten  dürfen. 
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Btehen^).  Die  Lehensherrlichkeit  erscheint  derLehefii- 
hoheity  als  einem  politischen  Rechte  gegenflber,  Bvrib 
ein  PriTatrecht,  and  ist  von  ihr  sowohl  im  Wesen,  ak 
hinsichtlich  ihres  Rechtsg^andes  nnd  ihrer  Wirkongoi  t» 
schieden  ^). 

IV.  Es  ändert  daher  auch  nichts ,  weder  an  dem  Begrii 
dieser  beiden  Rechte ^  noch  an  dem  VerhSritniflse  derselben 
einander,  wenn  sie  gleichwohl  beide,  wie  bent  zn  Tage  meuta 
der  Fall  ist,  einer  nnd  derselben  Person,  dem  Staalshem^ 
zustehen. 


§.  523. 

2)  Staatsrechtliclie  Veränderungen  in  Bezug  aaf  das 
Lehenwesen    in  Folge   der  Auflösung  des   dentste 

Reiches. 

Die  Aoflöflnng  des   deutschen   Reiches   im  Jahre  ISOS 
ftnsserte   vielfache  staatsrechtliche  Wirkungen   in  Bexi«g  arfj 
die  früher  bestandenen  Lehensverbindnngen.  j 

I.  Jeder  jetzt  soaveraine  Fttrst  besitzt  seitdem  seme  eM 
maligen  unmittelbar  vom  Reiche  herrilhrenden  Lehea  dnrif 
Appropriation  als  Allod^). 


*)  YergL  Behr,  Versuch  einer  allgemeinen  Bestimmaiig  des  üi 
Bchiedes  zwisdiea  Leheosherrlichkeit  und  Lebenslioheit  Wflr^oig  173^ 

*)  IMe  haiqitB&chlichsten  Unterschiede  zwisdiea  der  UbeuhML  i 
Lehensberrlichkeit  lassen  sich  kors  folgendermaaaen  sasammeB&saei:  1) 
Lehenshoheit  ist  juris  puhUci  (ein  eigentliches  Hc^eitsrecht),  die 
herrlichkeit  ist  juris  privad  (ein  patrimoniales  Recht) ;  2)  die  £ntere 
ihren  Kechtsgnmd  unmittelbar  im  Begriffe   der  Staatsgevalt  aeOwt, 
Letztere  hat  dagegen  ihren  Bechtagrund  in  einem  Vertrage  tvisdia 
Lehensherrn  nnd  dem  Vasallen;    3)  die  Erstore  hat  die  Intemaea 
Staates  an  der  Lehenverbindung,  die  Letstere  dag^;en  die  LBteressa» 
Lehensherrn  am  Lehengute  und  an  den  ihm  zu  leistenden 
zum  Gegenstande;  und  4)  die  Lehenshoheit  erstreckt  sich  sowohl  äto 
Lehensherrn  als  den  Vasallen  und   das  Lehngnt;  ^e 
aber  nor  Ober  Letztere. 

*)  Abdankungsnrkunde  des  K.  Franz  IL  Tom  6.  Angtot  1S0(  ■■  &^ 
V.  Meyer,  Corp.  Jur.  ConfÖd.  Germ,  3.  Auflage,  Thl.  I  (1858X  &  H.  — 
Bheinbundsakte  vom  12.  Juli  1806,  art  1  und  3,  ebendas.  S.  80. 
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11.  Die  jetzt  soATerdnen  frttfaer  zum  Rheinbünde  ge- 
kdrigen  Fürsten  besitzen  die  in  ihrem  Staatsgebiete  liegenden 
Lehen ;  welche  eie  zur  Beichszeit  als  Vasallen  von  anderen 
dentschen  Fttrsten  trugen,  als  Allod,  da  es  bei  der  Begründung 
des  Rheinbundes  und  in  der  neueren  Zeit  auch  von  der  deut- 
schen Bundesversammlung  f&r  unpassend  gehalten  wurde,  dass 
ein  sonveraines  Bundesglied  Vasall  eines  anderen  Fürsten 
sein  solle  ^). 

ni.  Nach  der  als  subsidiäres  Bundesgesetz  dienenden  k. 
bayerischen  Declaration  vom  19.  März  1807  M.  1.^)  darf 
sich  jeder  souveraine  deutsche  Fürst  als  Lehensherm  der  in 
seinem  Lande  belegenen  Lehngüter  betrachten,  welche  Me- 
diatisirte  oder  andere  Unterthanen  früher  vom  Reiche  oder 
von  anderen  jetzt  souverainen  Fürsten  zu  Lehen  getragen 
hatten^),  sofeme  deren  Ob  je  et  nicht  erloschen  ist^). 


*)  Schon  der  Pressburger  Frieden  vom  26.  December  1805,  art.  15 
hob  jede  Lehenverbindung  zwischen  Oesterreich,  Bayern,  WOrtemberg  und 
Baden  auf.  —  YergL  die  Rheinbundsakte  vom  12.  Juli  1806,  art.  34.  — 
Wiener  Congressakte  vom  9.  Juni  1815,  art.  19.  —  Ueber  die  Er- 
klftrongen  der  deutschen  Bundesversammlung  siehe  oben  §.  160  a,  Note  9 
und  besonders  §.  ^9.  ~-  Klub  er,  Abhandl.  für  Geschichtskunde  etc. 
Frankfürt  1831,  Bd.  I,  S.  18  flg.  vertheidigte  zwar  vom  Standpunkte  der 
Theorie  aus  die  Ansicht,  dass  der  Art  34  der  Rheinbundsakte  (der  Yer- 
zichtsartikel;  siehe  oben  §.  107,  VII)  nur  von  einem  Verzichte  auf  poli- 
tische Bechte  der  Bheinbundsglieder,  nicht  aber  von  Privatrechten 
derselben,  wozu  die  Lehenrechte  gehören,  zu  verstehen  sei,  gab  aber 
(8.  22)  die  entgegenstehende  Praxis  zu.  —  Siehe  oben  §.  107,  X. 

»)  Bei  G.  V.  Meyer,  1.  c  ThL  D,  1859,  S.15. 

*)  Dasselbe  spricht  aus:  Baden,  Lehnedikt  v.  12.  Aug.  1807  (V.  Gon- 
stit- Edikt),  §.  3.  —  Auch  hiergegen  finden  sich  Bedenken  vom  theoreti- 
schen Standpunkte  aus,  bei  El  über,  a.  a.  0.  S.  395  flg.  —  Eine  Aus- 
nahme machte  das  Grossherzogthum  Hessen,  welches  die  Fortdauer  der 
Nassauischen  Lehensherrlichkeit  über  den  fireiherriich  von  Löwen- 
steinischen  Ort  Steinfurt  anerkannte.  Vertrag  vom  30.  August  1806 
in  Winkopp,  rhein.  Bund,  Heft  IX,  S.  457.  —  Nachweisungen  über 
die  faktisch  bestehenden  Verhältnisse,  siehe  bei  Köhler,  Standesherren, 
§.  41  flg. 

B)  Dies  ist  der  Fall  da,  wo  bios  die  Landeshoheit  über  das  standes- 
herrliche Gebiet  das  Lehensobject  gewesen  war,  welches  die  standes- 
herrliche Familie  vom  Reiche  trug.  Vergl.  Kohler,  die  Standesherren, 
S.  297  flg. 
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IV.  Wenn  sich  dies  in  Bezug  anf  die  Lehen,  welche  fie 
Mediatisirten  von  anderen  Fürsten  tragen,  auch  am  eiier 
Übrigens  sehr  zweifelhaften  gegenseitigen  Abtretung  der  LebeDS- 
herrlichkeit   durch  die  Rheinbündsglieder   als  der  biskerign 
Lehensherren  allenfalls  rechtfertigen  lässt,  so  ist  doch  nieht  n 
verkennen,  dass  ftlr  die  Nöthignng  der  Mediatisirten,  ihre  da- 
maligen  Reichslehen   nnnmehr    als    I^hen  anzneikeooo, 
die  von   ihren   gegenwärtigen  sonverainen  LandesheiTen  her- 
rühren f  nicht  der  entfeiiiteste  Rechtsgmnd  angefUurt  werda 
kann.    Viehnehr  hätten  die  Reichslehen  der  Hediatnita 
folgerichtig  ganz  ans  demselben  Grande  (Erlöschen  des  Ldeu- 
herm)  als  allodificirt  betrachtet  werden  mflssen,  ans  wdekii 
die  dermaligen  Soayeraine   ihre   eigenen    ehemaligen  iaAt 
lehen  als  Allod  behaupten,   und  zwar  um  so  mehr,  ab  & 
Rheinbundsakte  vom  12.  Juli  1806,  art.  27  den  mediatiarln 
Fürsten  und  Grafen    ausdrücklich  ihre  Domainen  ohne  Aiffi- 
nähme  und  alle  ihnen  belassenen  Herren-  und  Fendalrechte, 
einschlüssig    sogar    der   Gerichtsbarkeit   zweiter  Instanz  all 
freies,    allodiales    Privateigenthum    {proprietd  pairimmdi  d 
priv4e)  erklärt  hatte  ^).     Ebenso  hätten  auch  die  ehemaligea 
Feuda  oblata  derselben  für  allodificirt  geachtet  werden  soUeO) 
wenn   deren    ursprüngliche   Lehensherren    nicht  mehr  dieae 
Eigenschaft   behaupten    konnten   oder  wollten,   da  die  k^ 
tragung  eines  Gutes  zu  Lehen  nur  in  der  Absicht  geschidi^ 
Vasall  einer  bestimmten  zum  Lehensherm  selbst  gewlhl* 
ten  Familie  sein    zu   wollen^).     Eine  praktische  BedeutiDf 
dieser  Erwägungen  kann  noch  dann  hervortreten,  wenn  bd 
einer  demnächstigen  Allodification  die  Frage  zur  l^gislstra 
Erledigung  konmien    muss,  welche  der  jetzt  noch  beetehoh 


«)  Siehe  oben  §.  319  flg.  —  Ein  badisches  Edikt  vom  2a  II 
1807,  §.  11  hatte  hieran  anschliessend  einen  „Verzicht''  des  SonTSibt 
auf  die  Lehensherrlichkeit  Qber  die  Lehen  der  Standeaherren  ansgesprncta 
welche  sie  vom  Reich  oder  anderen  Sonverainen  tmgen;  dagegeo  eote 
sie  aUe  Jurisdiction  innerhalb  des  Landes  als  badisehes  Tbni* 
mannlehen  anerkennen,  wenn  sie  auch  vorhin  von  Niemand  m  I^>* 
gingen.  Dermal  sucht  der  badische  Fiscns  die  GnmdsfttR  der  la|^ 
riachen  Declaration  vom  19.  Mftrz  1807  geltend  au  machen. 

^)  Weitere  Ausführungen  hierüber  siehe  bei  Kohler,  Sttodokoi^ 
S.  297  flg. 
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ien   Lehen   ohne   Bezahlung    einer  AblÖBnngBsnmme   freizu- 
geben sind. 

V.  Die  Aktivlehen  der  Mediatisirten  gegen  ihre  der- 
maligen  Landesherren  sind  da,  wo  sie  vorkamen,  aufgehoben 
irorden  *). 

VI.  In  mehreren  Staaten  wurde  als  Grundsatz  ausge- 
iprochen,  dass  Niemand  mehr  Lehensherr  eigentlicher 
Lehen  sein  könne ,  als  nur  allein  noch  der  Landesherr®). 
Eine  Ausnahme  hiervon  wurde  nur  noch  zu  Gunsten  der  Standes- 
berren  zugelassen  ^^). 

Vn.  Desgleichen  ist  in  mehreren  Staaten  den  Unterthanen 
rerboten  worden,  ihre  inländischen  Besitzungen  in's  Künftige 
einem  auswärtigen  Souverain  zu  Lehen  aufzutragen;  auch 
mirde  mitunter  der  passive  Lehensbesitz  eines  fremden  sou- 
rerainen  Fürsten  im  Lande  untersagt  ^^). 

§.  524. 

3)  Die  Bestimmungen   der  Verfassmigsurkmiden  über 

die  Lehen. 

L  Die  Verfassungsurkunden  der  deutschen  Staaten  ent- 
halten nur  wenige  vereinzelte  Bestimmungen  ttber  das  Lehen- 
iresen. 

II.  Die  vor  dem  Jahre  1848  entstandenen  Verfassungs- 
nrknnden  sprechen,  wenn  sie  ttberhaupt  diesen  Gegenstand 
berflhren ,  nur  von  denjenigen  Lehen ,  hinsichtlich  deren  der 
Souverain  als  Lehensherr  erscheint. 


•)  Bayern,  Edikt  v.  3.  Febr.  1809  und  5.  Dec.  1811. 

*)  Baden,  Grundherrlichkeitsedikt  Tom  22.  Juli  1807  (lY.  Constit- 
Edikt)  §.  23,  und  Lehnedikt  ▼.  12.  August  1807,  §.  3.  —  Yergl.  Baden, 
Beg.-BL  vom  8.  September  1807,  Nr.  XXXI.  —  Bayern,  Lehnedikt  vom 
iJuli  1808,  §.  1-6. 

*)  Bayern,  Bedaration  vom  19.  März  1807  M.  2.  —  Baden,  Lehn- 
edikt vom  12.  August  1807,  §.  3. 

<0  Baden,  Lehnedikt  1807,  §.  3  u.  4.  -  Bayern,  Lehnedikt  1806, 
|1.  —  In  Preussen  hatte  dagegen  noch  am  13.  April  1842  der  (damals) 
louTeraine  Fflrst  von  Hohenzollem-Hechingen  die  Belehnung  mit  Sagan  in 
Bchlesien  und  den  Titel  eines  Herzogs  von  Sagan  erhalten,  und  be^^ 
noch  der  Herzog  von  Braunschweig  die  Standesherrschaft  Oels  als  Lehen; 
nehe  oben  §.  249,  Note  12. 
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III.  Diese  Leben  bestehen  entweder  nur  allein  in 
Würden,  wie  die  sog.  Thronlehen  in  Bayern 0,  oder 
rühren  ans  dem  fürstlichen  Domainenvermögen  her,  ote 
sie  sind  aas  dem  Staats  gute  gegeben. 

IV.  Der  regelmässige  Fall,  besonders  bei  des 
alter  Zeit  herstammenden  Lehen  ist  der,  dass  sie  av 
Domanialgnte  verliehen  sind.  Lehen  ans  dem  Staatii 
gate  finden  sich,  da  die  Lehen  ans  dem  ehemaligen  iaäü 
gute  nicht  mehr  als  solche  in  Betracht  konmien,  nor  ent 
neuerer  Zeit,  seitdem  sich  ein  eigentliches  Staatsgut  in 
nunmehrigen  Einzelstaaten  and  zwar  grossentheiit  au  < 
früheren  Domanialgnte  entwickelt  hat^). 

y.  Die  Verfassnngsnrknnden  vor  dem  Jahre  1848 
daher  von  den  Lehen  hauptsächlich  nur  in  Bttck&cktekBe 
auf  die  Eigenschaft  der  Lehensherrlichkeit  des  Som 
rains,  als  der  Befugniss  zur  Ausübung  einer  zu  dem  DoDSoi^ 
oder  Staatsgate  gehörigen  und  aus  dem  Eigenthnme  an 
selben  fliessenden  Berechtigung. 

VI.  Sie  setzen  somit  regelmässig  als  selbstverstlnA 
lieh  voraus,  dass  der Souverain  die Lehensheirlichkeit»  wddi 
er  in  der  Eigenschaft  als  Familienhaupt  oder  ak  Statt 
her rs eher  ausübt,  nicht  dazu  gebraucht,  das  DomaiDa 
oder  Staatsgut  zu  verringern,  so  dass  also  hiermit  dieäi 
seitige  Freigebung  oder  Allodification  dieser  Lehen  oli 
eine  entsprechende  Abkanfssumme  als  untersagt  zu  betraekto 
ist,  und  hierzu,  wie  zu  anderen  Veräusserungen  des  Donii 
oder  Staatsgutes  entweder  die  Einwilligung  der  Stünde 
einzelnen  Falle  eingeholt,  oder  dnrch  ein  mit  ständischer  6c 
willigung  errichtetes  Gesetz  grundsätzlich  festgestellt  vtfds 


*)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  V,  §.  1.     „Die  Kronlmter 
als   oberste   Würden    des   Reiches,   entweder   auf  die  LebeoBttit 
Würdenträger,    oder  auf  deren  männliche  Erben,  nach  doa  Beekte 
Erstgeburt  und  der  agnatisch -linealischen  Erbfolge,   dJia  TliroBUk'' 
Yorliehen/* 

*)  Siehe  oben  §.  486.  —  Zu  den  Domainen  rechnen  die  LebeD  «t 
drücklich:  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  58.  —  S.-Meiningen,  V.-C  MS 
§.39  (siehe  Note  5).  —  Dem  Staatsgute  weisen  die  künftig  höisÄM» 
lAen  zu:  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  17.  —  Kurhessen,  T.-ü.  lÄ 
§.  142  (siehe  Note  3). 
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miDBS,  welche  Arten  von  Lehen  ohne  Entgdd  in  Allodien  um- 
gewandelt werden  können. 

YII.  Hiernach  haben  es  die  Verfassnngsnrknnden  vor  dem 
Jahre  1848  nur  fllr  nothwendig  erachtet,  jene  Berechtignngen 
besonders  anszuzeichnen  nnd  zu  erwähnen^  welche  der  Son- 
verain  als  Lehensherr  fortwährend  ohne  ständische  Zn- 
stimm nng  ansznaben  befngt  ist,  oder  es  wurde,  um  Zweifel 
SU  verhüten,  für  gewisse  Fälle  ausdrticklich  die  ständische  Zu- 
stimmung YorbehalteB. 

VIU.  Die  einzelnen  Bestimmungen  selbst,  welche  sieh  in 
den  Verfassungsurkunden  yor  1848^ttber  die  Austtbnng  der 
Lehensherrlichkeit  des  Souverains  finden,  sind:  1)  der 
Souverain  hat  das  Recht,  heimgefallene  Lehen  wieder  zu 
verleihen,  sie  mögen  zum  Domanialgute  oder  zum  Staats- 
gute  gerechnet  werden^).  2)  Mitunter  ist  yorgesehrieben,  dass 
die  Wiederverleihung  zur  Belohnung  ausgezeichneter  Ver- 
dienste um  den  Staat  geschehen  soll,  oder  es  sind  ausserdem 
noch   Klassen   von   Personen    bezeichnet  (insbesondere  die 


')  Bayern,  Y.-ü.  1818,  Tit  m,  §.  5  a  linea  3*  „Auch  steht  dem 
Eömge  die  Wiederrerleihang  heim  fallender  Lehen  jederzeit  frei^'  — 
Uebereinstimmen:  Baden,  Y.-U.  1818,  §.  58  a  linea  2.  8iehe  Note  9.  — 
Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  11.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819, 
§.  107.  „Auch  ist  unter  Yerftusserung  der  Fall  nicht  begriffen,  wenn  vom 
Könige  ein  heimfallendes  Lehen  zur  Belohnung  ausgezeichneter 
Verdienste  um  den  Staat  wieder  verlieh«!  wird.**  —  üebereinstimmt  im 
WewntUchen:  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  11.  —  Kurhessen,  V.-ü. 
1831,  §.  142.  „Auch  die  künftig  he  im  fallenden  Lehen  werden  zum 
Staatsgute  gehören.  Gleichwohl  bleibt  der  Regent  berechtigt,  die 
während  der  Dauer  seiner  Regierung  heimgefallenen  Lehen  an 
Glieder  des  kurfürstlichen  Hauses  oder  der  hessischen  (ehemals  reichs- 
munittelbaren,  althessischen  und  schaumbui^rischen)  Ritterschaft,  oder 
zur  Belohnung  von  kundbar  ausgezeichneten  Verdiensten  um  den  Staat 
wieder  zu  verleihen.**  —  K  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  17  a  linea  3.  „So 
lange  der  Lehenverband  zwischen  dem  Könige,  als  Oberlehensherm,  und 
seinen  Vasallen  noch  besteht,  wachsen  die  heim  fallenden  Lehen  dem 
Staategttte  zu;  es  bleibt  aber  dem  Könige  das  Recht,  £rbverwand- 
lungen  zu  bewilligen,  Lehnspardon  zuertheilen,  auch  alle  andere 
aus  der  Oberlehensherrlichkeit  fliessende  Befugnisse  auszu- 
üben. Lehensanwartschaften  werden  jedoch  nicht  ertheilt  wer- 
den.** —  Unzweifelhaft  ist  hiemach  auch  in  der  k.  sächsischen  Ver- 
fiusongsurkunde  das  Recht  des  Königs,  heimgefallene  Lehen  wieder 
zu  verleihen,  anerkannt,  obschon  nicht  ausdrücklich  genannt. 
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Ritterschaft  des  Landes),  an  welche  die  Wiederrerleihnng 
gefallener  Lehen  geschehen  darf  ^).  3)  Eine  Verfassiing  g^ 
stattet  dem  Fürsten,  die  heimfallenden  Lehen  zu  den 
Schatnllgnt  zn  ziehen^).  4)  Nene  Errichtung  yod  Lei« 
ans  Staatsdomainen  n.  dergl.  erfordert  Zustimmung  der  SOnde*). 
5)  Die  Allodification  der  Lehen  gegen  eine  AbkaufsBinmie 
wird  als  eine  Verwaltungshandlung  betrachtet,  wodurch  der 
Domainengrundstock  nicht  verringert  wird,  und  bedarf  daher 
der  Zustimmung  der  Stände  nicht  ^).  6)  In  mebrereaa  Yer- 
fassungsurkunden  ist  dem  Souverain  die  Ertheilung  von  An- 
wartschaften  auf  Lehen  (worunter  sowohl  sog.  einfache 
Lehensanwartschaften  oder  Lehensversprechen,  ab  sneh 
die  sog.  qualificirten  Lehensanwartschaften  oder  Eveifaai- 
belehnungen  zu  verstehen  sind)  überhaupt  untersagt^,  aisf 
es  ist  doch  die  Statthaftigkeit  derselben  auf  jene  Lehen  he- 
schränkt,  welche  während  der  Dauer  seiner  B^erung  eriAtI 
werden  % 


<)  Siehe  die  in  Note  3  angeführten  Bestimmungen. 

B)  S.-Meiningen,  Y.-ü.  1829,  §.  39  a  linea  2.  ,^o  don  SchstoB- 
gut  können  auch  heimfialiende  Lehen  gezogen  werden,  und  nur  die  Lehi- 
herrlichkeit  nebst  den  davon  abfallenden  Nntzongen  gehört  zma  Do- 
mainengut  und  zn  dem  Fideicommiss  des  herzoglichen  Haoses."^ 

•)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  m,  §.  5  * 
linea  3. 

T)  Ausdrücklich  erklärt  dies:  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  58. 

«)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  IE,  §.  5  a  linea  4.  „Anwartschaftea 
auf  künftig  der  Krone  heimfaUende  Güter,  Renten  and  Bechte  köBiei 
eben  so  wenig,  als  auf  Aemter  und  Würden  ertheilt  werden.^  —  Sdtffia 
das  bayerische  Lehnedikt  vom  7.  Juli  1808,  §.  41  hatte  bestimmt:  JSk 
Lehen  kann  nur  durch  die  wirkliche  Belehnong  erworben  weiden.  Zu- 
sagen, letzte  Willensordnnngen  und  Anwartschaften  sind  ohne  WhkiBi. 
Mitbelehnschaften  nnd  eyentuelle  Belehnung  finden  in  Zukunft  naM 
statt."  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  17  a  linea  3  a.  K  (stehe  obo 
Note  3). 

»)  Dies  ist  der  Fall  in  Baden,  V.-U.  1818,  §.  58  a  Imea  2.  (Aw- 
genommen  von  der  Zustimmung  der  Stände  ist  . .  .)  „die  Wiederrergeboif  1 
heimgefallener  Thron-,  Ritter-  und  Eammerlehen  während  der  Zeit 
der  Regierung  des  Regenten,  dem  sie  selbst  heimgefallen  sioi" 
(Schon  das  badische  Lehnedikt  y.  12.  Aug.  1807,  §.  22  hatte  die  eia- 
f  ach  e  Lehensanwartschaft  als  unyerbindlich  filr  den  Nachfolger  des  Lekes»* 
herm  erklärt).—  Vergl.  Kurhessen,  V.-IJ.  1831,  §.142  a  linea  2.  (SiAe 
oben  Note  3). 
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IX.  Die  seit  dem  Jalire  1848  entstandenen  Verfassnngs- 
Brkmiden  sprechen  meistens  nur  einfach  ans,  indem  sie  sich 
der  Beichsyerfassnng  vom  28.  März  1849,  §.  170  anschlies- 
send^), dass  aller  Lehenverband  anfznheben  sei^  oder  anfge- 
hohen  bleibe*^),  oder  sie  untersagen  nur  die  Errichtung  nener 
Leben  ^^) ,  oder  stellen  nnr  die  Bestimmung  auf,  dass  der 
Lehenverband  ablösbar  sei^'). 


§.  525. 

4)  Die  neuesten  Gesetze  über   die   Allodification   der 

Lehen. 

I.  Schon  zur  2!eit  der  Auflösung  des  deutschen  Reichs 
war  allgemein  anerkannt,  dass  die  Staatsverfassung  längst 
untergegangen  sei,  in  welcher  dem  Lehenwesen  eine  wesent- 
liche politische  Bedeutung  zukam.  Die  Fortdauer  des  Lehens- 
institates  wurde  daher  selbst  in  den  neuen  Lehngesetzen  nur 
Boch  durch  die  Bücksicht  auf  die  darin  wurzelnden  Eigen- 
thums-,  Heimfalls-  und  Erbberechtigungen  begründet  erklärt  <). 

IL  Es  konnte  daher  nicht  fehlen,  dass  nicht  das  allge- 
meine Streben  der  neueren  Zeit,  den  Grundbesitz  von  allen 
bleibenden  Lasten  und  Beschränkungen,  die  nicht  unmittelbar 
in  der  Natur  der  Verhältnisse  des  Grund  und  Bodens  wur- 
zeln 2),  auch  auf  die  eigentlichen  Lehen  einen  Einfluss  äussern, 


«)  Siehe  oben  §.  295,  Note  15. 

")  Schwarzburg-Sondershausen,  (aufgeh.)  V.-U.  1849,  §.  44.— 
Anhalt-Bemburg,  (aufgeh.)  V.-ü.  1850,  §.  49.  —  Oldenburg,  rev. 
V.-Ü.  1862,  art  213.  —  ReusB  j.  L.,  V.-U.  1852,  §.  29.  —  Vergl.  Grossh. 
Hessen,  Gesetz  vom  2.  Mai  1849,  art  1  (siehe  unten  §.  525,  Note  4). 

«)  Hierauf  beschränkt  sich  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  55. 
„Die  Errichtung  neuer  Lehen  ist  unstatthaft."  —  Vergl.  Preussen,  Ges. 
vom  5.  Juni  1852  (siehe  oben  §.  295,  Note  15). 

«)  Dies  thut  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  38.  —  Dasselbe  sprach 
schon  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  37  aus.  (Siehe  oben  §.  295, 
Kote  15). 

*)  Ausdrücklich  spricht  sich  in  diesem  Sinne  aus:  Baden,  Lehnedikt 
(V.  Con8t.-Edikt)  vom  12.  August  1807,  §.  1. 

*)  So  z.  B.  Servituten,  die  aus  der  natürlichen  Lage  der  Grundstücke  mit 
ünvermeidlichkeit  sich  ergeben,  wie  der  Abfluss  des  Begenwassers  n.  s.  w. 


"^ 
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ond  vielfach  den  vasallitiscben  Familien  selbst  die  AUfiemig 
des  Lebenverbandes  wünschenswerth  erscheinen  lassen  mvic^ 
besonders  seit  dem  sich  gezeigt  hatte,  dass  der  Seholx,  mt 
chen  der  Lehensherr  nach  dem  Lehenvertrage  dem  Vasslki 
in  Bezug  auf  den  ungestörten  Besitz  und  Genuas  der  sa  Lehes 
gegebenen  Gerechtsame  zu  gewähren  hat,  in  den  mfliita 
FUlen  gegenüber  von  dem  Drängen  der  StSndeYerssmmliuigBB 
auf  Aufhebung  dieser  Gerechtsame  nicht  mdir  geleistet  werda 
konnte. 

in.  Noch  entschiedener  ging  die  demokratische  Bewi^giOK 
in  dem  Jahre  1848  auf  die  gänzliche  Beseitigung  des  Lehih 
Verbandes  und  zwar  aus  denselben  Grttnden  los,  am  wAki 
sie  auch  die  Aufhebung  der  Familienfideicommisse  ftiderte^ 
indem  sie  ganz  richtig  erkannte,  dass  durch  den  UnoMt- 
band,  ebenso  wie  durch  das  Familienideicommiss,  ob  gnw 
Gnmdbesita  zusammengehalten  und  dessen  ZerspUttenuis  Mi 
ttbermässige  Theilung  verhütet  wird. 

IV.  Diesem  Anstosse  nachgebend  hatten  die  OnrnMie 
des  deutschen  Volkes  vom  27.  December  1848  ind  UniMb 
die  Reichsyerfassong  vom  28.  März  1849,  §.  170  die  Bertin- 
nsoag  aufgenommen,  welche  alsbald  in  mehrere  der  oeseeten 
Verfassungsurkunden  überging,  dass  aller  Lehenverbud  ttf- 
auheben  sei^).  Das  Nähere  Übet  die  Art  und  Wei»  ^ 
Anfhebang  anzuordnen,  wurde  der  LaadesgesetzgdmDg  Ito" 
käsen. 

V.  Die  neuesten  Gesetzgebungen  der  Einzelstaaten  über 
die  Allodification  der  Lehen  gehen  von  zwei  ganz  Tered»^ 
denen  staatsrechtlichen  Gesichtspunkten  aus:  entweder  sie 
erklären  die  Aufhebung  des  Lehenverbandes  f&r  eine  absoUe 
Nothwendigkeit^),  oder  sie  erklären  die  AUMag  d» 


')  Siehe  oben  §.  295,  Note  Ih. 

*)  Dies  tkttt  Grossh.  Hessen,  Gesets  vom  2.  Mai  184S,  aitl  J» 
liBbeaTerband  ist  auiQii^oben  und  kann  nicht  wieder  etridiUt  vskf-" " 
Yuifi,  die  im  $.  ö24,  Note  11  angeföhrten  Yerl-Ürkuadea.  -  Oester* 
reich,  Gesetz  Tom  17.  December  1862  aber  die  theflweise  Aufhebo«^ 
LeheuT«rbtadefl(Beichage8.-BLNr.XLYI).  Hiernach  ist  das  LetoveäititBifi 
im  lombardisch  -  Tenetiaiuscheii  Könignkh  rOcksiohtlich  aller  Ldm.a 
dtu  Obrifea  im  Gesetie  benaanten  KranUmdem  besOglich  derRutial* 
uud  BeatelUhen,  so  wie  der  frei  verkäuflichea  ud  »««^ 
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jebenyerbandeg  flir  fakultativ,  soferne  nämlich  die  Vasallen, 
iwsL  aneh  die  Lehensherren  darauf  antragen^),  und 
nehmen  dabei  mitonter  gewisse  Arten  von  Lehen  von  d&c 
Ulodifieation  ganz  aus.  Letzteres  ist  theils  in  Bezug  auf  die 
rhronlehen^),  theils  in  Bezug  auf  die  Lehen,  welche  auf 
ftndeBherrlicher  Dotation,  oder  auf  unentgeltlicher  Verleihung 
ras  dem  Staatsvermögen  beruhen^,  oder  die  ausserhalb 
les  Landes  liegenden  Lehen ^),  theils  hinsichtlich  der  auf 
lern  Heimfalle  stehenden  Lehen  angeordnet  worden®). 

VL  Auch  hinsichtlich  der  Wirkungen  der  Allodification 
lalten  die  neuesten  AUodiflcationsgesetse  zwei  verschiedene 
üehtangen  ein:  entweder  nämlich  ist  1)  als  Grundsatz  ans- 
^prochen,  dass  das  Lehen  durch  die  Allodification  sofort 
reies  Eigenthum  in  der  Hand  des  Besitzers  wird^^),  und 
böchstens  zu  Gunsten  des  nächsten  Lehenfolgers  noch  ein- 
mal eine  Suceession  nach  dem  bestehenden  Lehenreehte  in 


liehen  Lehen  aushoben.  Die  Errichtung  neuer  Lehen  ist 
»atersagt 

^)  Bayern,  Gesetz  Tom  13.  Juni  1848,  art  1.  „SänunUiche  Lehea 
können  vom  Lehenverbande  befreit  werden.*'  —  Hannover,  Verordn. 
7om  13.  April  1836,  §.  3  (insoweit  bestätigt  durch  Gesetz  vom  19.  Juli 
1S48)  erklärt  ausdrQcklich  nur  die  Vasallen  für  befugt,  auf  die  Allodi- 
kation  anzutragen.  —  Ablösung  sowohl  auf  Verlangen  des  Lehns- 
herrn, als  des  Vasallen,  gebietet  Baden,  Gesetz  Tom  9.  August 
1862,  §.  1. 

*)  Dies  erklären  Bayern,  Gesetz  t.  13.  Juni  1848  art  2.  —  Preus* 
9en,  Gesetz  ▼.  ö.  Juni  1852,  art  3.    (Siehe  oben  §.  295,  Note  15). 

0  Bayern,  Gesetz  t.  13.  Juni  1848,  art  3. 

*)  Preussen,  Gesetz  vom  5.  Juni  1852,  art  3  (siehe  oben  J.  295, 
Kote  15). 

*)  Allodification  der  auf  dem  Heimfall  (auf  zwei  oder  vier  Augen) 
stehenden  Lehen  verbietet:  Hannover,  Gesetz  v.  19.  Juli  1848,  §.  1.  — 
Ebenso  fallen  nach  dem  grossh.  hessischen  Gesetz  vom  2.  Mai  1849, 
art.  9  die  auf  dem  Heimfall  stehenden  Lehen  an  den  Lehnherm  zurück, 
und  können  also  ohne  dessen  Zustimmung  nicht  veräussert  oder  belastet 
▼erden«  —  Aehnlich:  Baden,  Gesetz  v.  9.  August  1862,  §.  1  a  linea  2.  ~ 
Ueber  die  Behandlung  heimfeüilender  Lehen  nach  dem  bayerischen  Ge- 
KUe  vom  13.  Juni  1848,  siehe  unten  Note  21. 

^)  Nach  dem  grossh.  hessischen  Gesetz  vom  2.  Mai  1849  kann 
^  dermalige  Besitzer  das  Lehen  beliebig  unter  Lebenden  oder  von  Todes 
w^gen  veränssem,  und  findet  nach  art  4  keine  Suceession  nach  Lehnrecht 
mehr  statt 
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das  allodificirte  Lehen  stattfindet i^;  oder  2)  das  Lden  wU 
durch  die  AUodifieation  in  ein  freies  Familien-  oderStanm- 
gut  umgewandelt,  so  dass  die  Snccessionsrechte  d^  Ai&atei 
nnd  die  bisherige  Saeeessionsordnung  unTeiindeit  eriialta 
bleiben  ^^),  oder  es  besteht  das  allodifieirte  Lehen  doch  wd;- 
stens  dann,  wenn  es  bereits  fideieommissarische  E^ 
Schaft  hatte,  als  allodiales  Familienfideicommiss  forti'),  md 
das  Gesetz  gestattet  zugleich  die  neue  Errichtung  du» 
Familienfideicommisses  aus  dem  allodificirten  Lehen  ^0« 

")  Hannover,  Gesetz  Tom  19.  Jali  1848,  §.  3.  —  YergL  mdi  Hu- 
noTer,  Yerordn.  vom  13.  April  1836,  §.  7.  —  Im  üebrigen  liid  oA 
nach  dieser  Verordnung  §.  21  das  Lehen  sofort  in  freies  Eigeothm 
des  Besitzers  verwandelt  Vergl.  anch  §.  6  dieser  Yerordnng Dota 
Noteid. 

*^  Bayern,  Gesetz  vom  13.  Juni  1848,  art  4.  J>ie  FiddcoHH- 
Terhiltnisse  der  Lehen,  so  wie  die  Berechtigong  der  Erbfolge  in  deoidn 
werden  hierdurch  (dorch  AUodifieation)  nicht  aufgehoben.  Ksch  Aus- 
sterben der  zur  Lehenfolge  Berechtigten  geht  das  bisherige  lehnbsreOiijckt 
an  die  Eiben  des  Besitzers  aber.'*  —  Dieser  Grundsatz  galt  aadi  Uskr 
als  der  gemeinrechtliche  bei  der  AUodifieation  der  Lehen. —  Eben»: 
Oesterreich,  Gesetz  vom  17.  December  1862,  §.  3.  -  DieBccbteder 
Eventualbelehnten  an  dem  Lehengnte  hören  aber  gemeinredttlidi 
selbstrerst&ndlich  mit  der  AUodifieation  des  Lehengutes  auf  (sehe  ol« 
§.  257.  Vergl.  anch  preuss.  Landr.  Tbl.  I,  Tit  18,  §.  651-656);  soBa 
sie  daher  ungeachtet  derselben  fortbestehen,  so  muss  dies  jeden&Ds  in  te 
Gesetze  besonders  ausgedrückt  werden.  Dies  thut  anch  wirididt  Btdei, 
Gesetz  vom  19.  April  1856,  art  1.  —  Rechte  nur  einfacher  Lebfis- 
anwiiter  an  ein  aUodificirtes  Lehen  werden  von  keiner  Geseti^nBf  tt- 
eikannt  Nach  Lage  des  FaUes  kann  aber  der  Lehensherr  wegen  der  itt^ 
dification  dem  Anwärter  persönUch  zur  Entschädigung  verpffiditet  m 
(Siehe  auch  unten  Note  19). 

*')  Dies  erkennen  aUe  jene  Gresetze  an,  welche  das  aUodifidite  I^ 
ohnehin  als  aUodiales  Familien-  oder  Stammgut  fortbestehen !«»• 
üeberdies  erkennt  den  Fortbestand  einer  bereits  vorhandenea  fideicon- 
Bissarischen  Eigenschaft  auch  an:  Hannover,  YeronL  v .  13.  Apnl 
1836,  §.  6.    ,^e  Rechte  der  Agnaten  und  sonstigen  Lehnfolger,  w^ 
der  Exspectivirten  auf  ein  aUodificirtes  Lehen  sind  vom  Augenblicke  dff 
Aufl^^sung  des  Lehenverbandes  an  ohne  Entschädigung  erioscbes.. 
Indessen  soUen  ...  die  in  Familien  neben  dem  Lehenverbande  ecn  n^  \ 
gttltig  bestehenden  besonderen  Erbfolgeordnungen  (Senionte,  lütfon^  >»  | 
Minorate  u.  s.  w.)  durch  die  eintretende  AUodifieation  nicht  an^^ 
werden."  —  Yeigi.  anch  §.  21  derselben  Verordnung. 

••)  Hannover,  Verordn.  vom  13.  April  1836,  §.  2  gertittet  je*« 
Lehenbesitier  die  Errichtung  eines  Majorates,  d.  h.  eines  FamflW**' 
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Vn.  Die  Gesetzgebungen;  welche  den  nnmittelbaxen  Forl> 
bestand  der  bisherigen  Lehengflter  in  der  Eigenschaft  als  allo- 
diale  Familien-  oder  Stammgfiter  anordnen,  sind  dabei  von 
der  richtigen  Erkenntniss  ausgegangen;  dass  die  Erhaltung 
eines  grossen  geschlossenen^  nicht  der  beliebigen  Zersplitterung 
nnterworfenen  Grundbesitzes  durch  das  öffentliche  Interesse 
geboten  ist^  und  diese  Rücksicht  durfte  um  so  weniger  da 
aos  den  Augen  gelassen  werden,  wo  der  Personalbestand  der 
ersten  Kammer  der  Landstände  zum  Theile  auf  dem  bis- 
herigen grossen  Lehensbesitze  beruht'^). 

Yin.  Die  neueren  Allodificationsgesetze  erklären  theils  aus- 
drücklich, theils  setzen  sie  als  selbstverständlich  voraus,  dass  die 
Einwilligung  der  Agnaten  und  anderer  Lehenfolgeberech- 
tigten  oder  Lehensanwärter  zur  Umwandlung  des  Lehens  in 
AHod  nicht  notfawendig  ist  ^^).  Dies  rechtfertigt  sich  aber  vom 
Standpunkte  der  Billigkeit  aus  betrachtet  nur  hinsichtlich 
jener  Gesetzgebungen,  welche  die  Erbfolgerechte  der  Agnaten 
and  Lehenfolger  an  dem  in  allodiales  Familien-  oder  Stanmi- 
gnt  umgewandelten  Lehen  unverändert  fortbestehen  lassen, 
weil  nur  unter  dieser  Voraussetzung  die  gedachten  Personen 
darch  die  Allodification  keinen  Nachtheil  leiden  ^^). 

IK.  Die  Gesetzgebungen,  welche  die  Allodification  der 
Lehen  zu  gemeinem  freien  Eigenthume  als  nothwendig 
gebieten,   erklären  mitunter   zugleich  auch   die  Bechte  aller 

cozDmisses  mit  Primogeniturordnung,  wenn  das  Gut  einen  Beinertrag 
TOD  mindestens  12,000  Thlr.  gewäbrt  -  Baden,  Gesetz  vom  19.  April 
1856,  §.  2  gestattet  die  Errichtung  von  Familienfideicommissen  aus  allo- 
dificirten  Lehen,  sogar  ohne  die  Beschränkungen,  welchen  die  Errichtung 
von  Stammgütern  ausserdem  nach  dem  Landrechte  §.  577a.  flg. 
unterliegt 

^)  Yergl.  den  von  mir  in  der  ersten  Kammer  der  Landstände  be- 
arbeiteten Commissionsbericht  über  den  badischen  Gesetzentwurf  von 
1856,  Beil,  zum  Protok.  der  5.  Sitz,  vom  9.  Januar  1856. 

*•)  Hannover,  Verord.  ?.  13.  April  1836,  §.  3.  —  Bayern,  Geseti 
vom  13.  Juni  1848,  art.  4.  —  Baden,  Gesetz  v.  9.  August  1862,  §.  3.  — 
Auch  den  Gonsens  des  Afterlehenherrn  erklärt  für  unnöthig:  Han- 
nover, Verord.  vom  13.  Aprü  1836,  §.  21. 

*T)  Siehe  hier  oben  VI,  Note  12.  13.  —  Baden,  Gesetz  v.  19.  April 
1856  erfordert  die  Einwilligung  aller,  auch  der  eventuell  Betheiligten, 
nebst  Staatsgenehmigung,  wenn  das  Lehen  sofort  völlig  freies  Eigenthum, 
ohne  Beibehaltung  der  Eigenschaft  als  Familiengut,  werden  soll 
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Ldienfolger  und  Anwärter  im  dem  Lehngate  als  ohne 
Entseh&dignng  erloschen ^^) ,  oder  gewähren  de&sdbes 
doch  nnr  nnter  gewissen  Voraassetenngen  einige  E^itsehl* 
digung*«). 

X.  Als  Regel  stellen  alle  neueren  Allodificalionsgesete 
anf  ^  dass  eine  Abkaafesnmme  für  das  Aufgeben  der  lAkt» 
herrlidikeit  bezahlt  werden  mnss^).  Gewöhnlich  sind  geirioe 
Procente  des  Gntswerthes  durch  das  Gesetz  selbst  bestimnl; 
und  nach  Verschiedenheit  der  FaUIe,  d.  h.  je  nach  det  gitaerai 
oder  geringeren  Wahrscheinlichkeit  des  Eintrittes  emes  Hod- 
fiilles  hoher  oder  niedriger  festgesetzt  ^i). 

XI.  Mitunter  sind  Arten  yon  Lehen  benannt,  wdehe  Aoe 
Erlegung  einer  Abkaufssumme  freigegeben  werden  sobi. 


«)  HannoTer,  Yenurd.  t.  la  April  1836,  S-  6  (s.  oben  Note  IS).- 
OroBsh.  Hessen,  Gesetz  t.  2.  Mai  1849,  §.  5. 

*>)  So  sichert  Hannoyer,  Verord.  t.  13.  April  1836  den  Leheni- 
anw&rtern  eine  Entschildigang  durch  Yerldhung  heim&llender  L^eo 
m.  —  Grossh.  Hessen,  Gesetz  vom  2.  Mai  1849,  §.  6  veipfliiitet  ilr 
ien  Fall,  dass  der  bisherige  Lehenbesitzer  keine  lehenfWige  Desecndas 
hat,  und  somit  das  aUodificirte  Lehen  an  andere  als  die  Lebe nserben 
fiUlt,  jene  anderen  Erben,  an  die  Lehenserben  50  Procent  des  Wertki 
des  Lehngutes  zu  bezahlen. 

*•)  Hannover,  Verord.  v.  13.  April  1836,  §.  9.  --  Vorschriftai  über 
Terdieilnng  der  Abkaofissumme  bei  Afterlehen  zwisdien  dem  Obfr- 
lehensherrn  und  dem  Afterlehensherrn  enthalten:  Hannover, 
Verord.  v.  13.  April  1836,  §.  21.  —  Grossh.  Hessen,  Gesetz  v.  i  lii 
1649,  art  15  (weist  dem  Oberlehensherm  Vst  dem  AfterieiieDSheRi  ^s 
der  Ablösungssumme  zu). 

**}  Die  Abkaufssumme  beträgt  nach  dem  bayerischen  Gesetefoi 
IB.  Juni  1848  bei  S6hn-  und  Töchterlehen  1  Proceni;  ba  Maon- 
leben  3  Procent;  bei  heimfälligen  Lehen,  wof&r  hier  solche  Lehen  er 
kl&rt  sind,  welche  nur  auf  vier  Augen  stehen,  wenn  der  Besitzer  and 
der  Lehnerbe  bereits  das  50.  Jahr  erreicht  haben,  10  Frooent  des  Leba- 
fassionswerthes.  —  Nach  dem  grossh.  hessischen  Gesetz  von  2.  Mu 
1849,  art  8  steigen  die  Procente  in  dem  Masse,  als  sich  die  ZaU  <ler 
ausser  dem  Besitzer  vorhandenen  Lehenerbberechtigten  vermindert  fii 
sind  zu  zahlen:  bei  3  bis  5  Erbberechtigten  2  Procent;  bd  2  EiMefnk- 
tigten  5  Procent;  bei  1  Erbberechtigten  10  Procent.—  Hannover,  Terttd 
vom  13.  April  1836,  §.  10.  11  fordert  Ablösung  mit  2ö&chem  Betrage,  oder 
dnrch  eine  jährliche,  aber  ablösliche  Rente.  —  Mancherlei  UntencheidflBgcB 
nacht:  Oesterreich,  Gesetz  vom  17.  December  1862,  f  5  4g.  —  Ba- 
den, Gesetz  vom  9.  August  1862,  §.  3  flg. 
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)ie8  Bind  1)  aufgetragene  und  ^em  Lekensherra  er- 
lauf te  Lehea^');  2)  Lehen^  deren  Lehensherrliehkeit  der 
Maat  in  Folge  der  Anflösang  dee  dentsehen  Reichs  and  der 
Uftnng  des  Rheinbandes  oder  späterer  TerritorialverftndeniDgea 
m  sich  gezogen  hat^);  oder  anch  Lehen,  bei  welchen  ansser 
lern  gegenwärtigen  Besitzer  oder  Nntzniesser  eine  beträcht- 
iehe  Anzahl  zur  Nachfolge  nach  Lehenrecht  berechtigter  Per- 
ionen Torhanden  sind^^). 

XII.  In  Bezug  anf  die  von  Standesherren  als  Lehens- 
lerren  relevirenden  Lehen  hat  die  Bandesversammlnng  ans- 
gesprochen;  dass  die  gesetzgebende  Gewalt  eines  deutschen 
itaatee  nicht  berechtigt  sei,  dnrch  AufsteQung  Ton  Bedingungen 
Iber  die  Verwandlung  der  Lehen  in  Allod  den  standesheiT- 
Sehen  Vasallen  die  Beiugniss  zur  Erwerbung  des  freien  Eigen- 
Bmms  einzurilumen  *^). 

§.  526. 

X.     Die   Kirchenhoheit*), 

1)  Begriff. 

I.  Kirchenhoheit  (Jut  sublime  «.  majuMtiewm  einm 
mcra)  ist  der  Inb^riff  der  Hoheitsrecbte,  welche  dem  Staats- 


^  Aufgetragene  L^en  nennt:  OrosBh.  HesBen,  Gesetz  t.  2.  Mai 
1849,  art.  7  c.  •—  Bayern,  Gesetz  yom  13.  Juni  1848,  art  3.  „Lehen, 
velche  urkundlich  als  aufgetragene  (feuda  oblatä)  oder  durch  den  Vasallen 
▼om  Lehensherm  erkaufte  (/euda  emtüid)  nachgewiesen  werden,  verwandeln 
sich  in  freies  Eigenthum  ohne  Entgeld." 

»)  Dies  bestinimt:  Grossh.  Hessen,  Gesetz  t.  3.  Mai  1849,  art  7  a. 

M)  Grossh.  Hessen,  Gesetz  Tom  2.  Mai  1849,  art.  7b.  „.  .  .  mehr 
tie  fünf"  etc. 

«)  Protok.  der  B.-V.  1819,  §.  101.  —  Im  Mai  1864  brachte  Lippe  eine 
Beschwerde  am  Bundestag  vor,  wegen  einer  ähnlichen  Beeinträchtigung 
seiner  Lehensherrlichkeit  in  Kurhessen,  durch  Anwendung  des  kurhessi- 
Bchen  Gesetzes  vom  26.  August  1848.  —  Vergl.  den  B.-B.  vom  25.  Oktober 
1B55  aber  die  Reklamationen  der  wQrtembergischen  Standesherren ;  siehe 
oben  §.  432,  Note  9. 

«)  Kl  aber,  öffentl.  Recht  4.  Atifl.  §.  506  flg.  —  Manrenbrecher, 
Grands.  §.  222.  -  Weiss,  Staatsr.  §.  262.  276.  357. 
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heiTScher  über  die  anerkannten  christlichen  Kirchen  imd 
andere  ReligionsgesellBchaften  zostehen'). 

IL  Die  Kirchenhoheit  begreift:  1)  das  ELecht  der  Aaf- 
nähme  oder  Zulassung  von  Beligionsgesellschaften  fiberhaapt 
(sog.  jus  receptianis)]  2)  das  Recht  der  An f sieht  (JMis  Mupn- 
mae  inspeetionis)^  and  das  Schutz-  oder  Schirmrecht  (jw 
advocatiae  e.  protectionü)  über  die  Kirchen. 

lU.  Schon  in  dem  westphälischen  Frieden  wurde  die 
Kirchenhoheit  als  ein  in  der  Landeshoheit  liegendes  Beekt 
anerkannt ').  Seit  der  Auflösung  des  Reichs  erscheint  sie  ak 
eine  mit  dem  Begriffe  der  Souverainetät  für  den  Stasts- 
herrscher  unmittelbar,  unzertrennlich  und  unTcrzichtbar  gegeboe 
Befugniss. 

IV.  Die  Kirchenhoheit  steht  als  ein  rein  politisches  Beekt 
jedem  Staatsherrscher  als  solchem  zu,  ohne  alle  Btlcksi^  aif 
die  Confession,  welcher  er  persönlich  angehört 

V.  Gegenstand  der  Kirchenhoheit  ist  nur  die  äussere 
Beligionstlbung  der  Unterthanen. 

VL  Die  Grenzen  der  Kirchenhoheit  sind,  wie  die  eineß 
jeden  anderen  Hoheitsrechtes,  abgesehen  von  besonderen  posi- 
tiven Bestimmungen  einzelner  Staatsgesetze,  im  AIlgemeiDeD 
nur  durch  den  Staatszweck  bestimmt 

VII.  Es  ist  jedoch  dieses  Hoheitsrecht  stets  in  solcher 
Weise  auszuüben,  dass  dadurch  weder  der  Gewiasensfreiheit 
der  Einzelnen,  noch  auch  den  erworbenen  und  yerfassungs^ 
massig  festgestellten  Rechten  der  bestehenden  und  anerkanntai 
Beligionsparteien  zu  nahe  getreten  wird^). 


*)  Kirchen  und  andere  ReligionsgeseUschaften  stimmen  darin  ikr- 
ein,  dass  sie  sftmmüich  Verbindungen  xur  gemeinsamen  GottesvenbniQf 
sind.  Ein  unterschied  besteht  nur  insofern,  als  man  sich  gewiäuii  hit 
die  Bezeichnung  als  Kirche  (eccUsia)  nur  Yon  den  anerkannte! 
christlichen  mit  Corporationsrecht  versehenen  ReUgionsgeseUsditfta 
zn  gebrauchen.  In  diesem  Sinne  drückte  sich  auch  das  Eiiorter  Pariftmcrt 
sehr  bestimmt  aus  in  seinen  Beschlossen  §.  145  (siehe  oben  S>  A 
Note  11). 

3)  L  P.  0.  art  Vm,  §.1.  „. . .  Singali  Electores,  Prindpes  etSttfs 
Imperii  Romani  ...  in  libero  juris  territorialis  tarn  in  Ecclesia* 
sticis  quam  in  politicis  exerdtio  .  .  .  stabiliti  firmatique  sunto."" 

*)  Siehe  oben  §.  282,  Note  6;  §.  293. 
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Vin.  Uebrigens  hat  die  Eirchengewalt  nicht  blos  einen 
negativen  Charakter,  d.  h.  sie  ist  etwa  nicht  blos  ein  Yer- 
htttnngsrecht  (jtte  cavendi  s.  prohibendi)y  sondern  sie  hat  auch 
die  positive  Anfgabe,  den  Religionsgesellschaften;  insbesondere 
den  anerkannten  christlichen  Gonfessionen,  eine  solche  Stellang 
im  Staate  einznränmen,  dass  diese  eine  ftir  das  Wohl  des 
Staates  selbst  erspriessliche  Wirksamkeit  änssem  können. 

IX.  Ausgeübt  wird  die  Kirchenhoheit,  wie  jedes  Hoheits- 
recht,  theils  in  den  Formen  der  Gesetzgebung,  theils  der  Voll- 
ziehung, d.  h.  im  Verordnungswege. 

§.  527. 
2)  Unterschied  von  Karchenhoheit  und  Karchengewalt. 

I.  Nicht  zu  verwechseln  mit  der  Eirchenhoheit  ist  die 
Kirchengewalt  (jus  in  sacra)^  d.  h.  der  Inbegriff  der  Rechte, 
welche  emer  Kirche  als  gesellschaftlicher  Verein  über  ihre 
Mitglieder  in  Oemässheit  des  Zweckes  und  der  inneren  Ein- 
richtung dieser  Verbindung  zustehen  0. 

n.  Die  Kirchenhoheit  und  die  Kirchengewalt 
sind  in  ihrem  Wesen,  d.  h.  sowohl  hinsichtlich  ihres  Zweckes 
als  ihrer  Wirkungen  unterschieden.  Diese  Unterschiede 
bleiben  auch  dann,  wenn  etwa  zufällig  Kirchenhoheit  und 
Kirchengewalt  in  einem  und  demselben  Subjekte  zusammen- 
treffen 2). 

m.  Der  Re cht sg rund  der  Kirchenhoheit  liegt  in  dem 
Begriffe  der  Staatsgewalt  selbst,  beziehungsweise  in  dem 
Wesen  des  Staates:  der  Rechtsgrund  der  Kirchengewalt  liegt 
dagegen  in  dem  kirchlichen  Oesellschaftsvertrage '). 


*)  Je  DAch  der  VerfiasBung  einer  ReligionsgeseUschaft  oder  Kirche  kann 
die  Eirchengewalt  der  Gemeinde  selbst,  oder  ganz  oder  zum  Theile  einem 
besonderen  bevorzugten  Theile  derselben  (einer  Priesterschaft  oder  einem 
Episkopate)  oder  auch  einem  einzehien  Subjekte  zustehen. 

*)  Dies  war  der  Fall  in  den  katholischen  geistlichen  deutschen  Staaten 
und  ist  noch  so  im  Kirchenstaate  (Rom) ;  auch  in  der  evangelischen  Kirche 
erscheint  der  Landesherr,  wenigstens  in  gewissen  Beziehungen,  als  der 
Inhaber  der  Kirchengewalt. 

*)  Es  wird  Niemand  in  der  Art  als  Mitglied  einer  Kirche  geboren,  wie 
man  durch  Geburt  Mitglied  der  Staatsgesellschaft  wird  (§.  297),  sondern 
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IV.  Der  Zweck  der  Kirchengewalt  ist  keio  anderer,^ 
der  der  Kirche  selbst,  also  im  Gegensätze  des  Stuttt, 
welcher  sich  die  äusseren  Bedingungen  eines  yenurnft- 
mässigen  Volkslebens  zur  Aufgabe  setzt,  die  gemeinschaitliek 
Gottesverehrung  nach  einem  bestimmten  Ritus  auf  der  Gnmi- 
lage  eines  bestimmten  Dogma,  und  hierdurch  zugleich  die 
Beförderung  der  sittlichen  Entwickelung  des  inneren  Ma- 
schen und  Hinleitung  ihrer  Mitglieder  zur  ewigen  Seligkeit 
nach  dem  zeitlichen  Tode. 

V.  Hinsichtlich  der  Wirkungen  findet  zwischen  der 
Kirchenhoheit  und  der  Kirchengewalt  der  Unterschied  statt, 
dass  sich  die  Erstere  als  ein  Theil  der  Staatsgewalt  mit 
äusseren  Zwangsmitteln  und  weltlichen  Strafen,  welche ia  die 
bürgerliche  Stellung  der  Individuen  eingreifen,  Geltoog^- 
schaffen  kann ;  dass  dagegen  Letzterer  keine  äusseren Zwiogs- 
mittel  zu  Gebote  stehen.  Die  Kirchengewalt  wirkt  daher  sdb« 
da,  wo  sie  nach  der  Verfassung  der  Kirche  als  eine  Dö- 
ciplinargewalt  über  deren  Mitglieder  erscheint,  doch  nnr  dann 
und  nur  so  weit,  als  diese  sich  im  einzehien  Falle  der  I^ 
ciplin  ihrer  Kirche  freiwillig  unterwerfen;  daher  kann  die 
Kirchengewalt  selbst  in  den  äussersten  Fällen  nicht  mehr  ik 
eine  Ausschliessung  eines  Mitgliedes  aus  der  kirchlicheD  6^ 
meinschaft  (excommunicatio)  verhängen. 

VI.  Im  Mittelalter  wurde  den  kirchlichen  ZwangsmittelD, 
insbesondere  der  Excommunication,  ein  grosser  Emfloas  w 
die  bürgerliche  und  staatsbürgerliche  Stellung  der  Individoei 
beigelegt^).    Heut  zu  Tage  ist  dagegen  in  den  neueren Geaetir 


jedes  Mitglied  einer  Religionsgeselischaft  wird  erst  durch  einea  speaeflo 
Akt  (hei  der  christlichen  Kirche  den  Taufband)  in  die  Gemeutfchift  tf^ 
genommen. 

«)  Vergl.  Schwabenspiegel  (Lassberg)  Vorrede  §.  c.  ♦,•••'•* 
dem  pabest  wider  ste,  des  er  mit  geistlichem  gerihte  betwingen  nidit  boc 
dai  sol  der  cheiser  vnd  ander  weltliche  rihter  betwingen  mit  der  ehie.*"- 
§.  f.  „Als  ein  Mann  in  dem  Banne  ist  sehs  wochen  Ynd  einen  tu,  so  w 
in  der  weltlich  rihter  ze  aehte  tun"  etc.  —  Constit  Frid.  H.  ».  ÖÄ 
de  jur.  princ.  ecdes.  §.7.  (Pertz,  Monnm.  Germ.  Leg.  11  p.  236).  n»! 
quia  gladios  materialis  constitatns  est  in  subsidiomgladüspiritoslii»"^'' 
Uebrigens  soUte  anch  umgekehrt  der  geistliche  Bann  der  weltliche  ^ 
nachfolgen.    YeigL  Schwabenspiegel  (Lassbeig)  §.  106.  I3&  2tf. 
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gebnngen  durchaus  der  Grundsatz  aufgenommen  worden,  dass 
keine  kirchliche  Massregel  gegen  ein  Individuum  auf  dessen 
bürgerliche  oder  staatsbürgerliche  Stellung  eine  Wirkung  äussern 
kann,  sofeme  dies  nicht  durch  ein  Staatsgesetz  oder  sonst  im 
einzelnen  Falle  durch  eine  Verftigung  der  Staatsgewalt  ge- 
nehmigt wird^)y  und  eben  daher  hat  auch  der  Staat  durchaus 
keine  Ursache,  sich  darein  einzumischen,  welche  kirchliche 
Massregeln,  oder  aus  welchen  Gründen  sie  von  der  kirchlichen 
Gewalt  gegen  ein  Mitglied  der  Eärche  verhängt  werden^). 

*)  Vergl.  z.  B.  Baden,  (aufgehoh.)  I.  Constit  Edikt,  die  kirchlichen 
Yerh&ltnisse  hetr.  vom  14.  Mai  1807,  §.  11.  „.  .  .  Keinem  ihrer  kirch- 
lichen Zwangsmittel  kann  aher  irgend  ein  £influ88  auf  das  gesellschaft- 
liche Lehen  und  die  hürgerlichen  Yerh&ltnisse  im  Staate  gegönnt  werden, 
80  lange  deren  Anwendung  für  den  einzehien  Fall  mit  besonderer 
Staatsgenehmignng  nicht  yersehen  ist,  welche  zugleich  ausdrücken 
kann  und  soll,  welche  Staatsfolgen  auf  den  ungehorsam  etwa  damit  ver- 
bunden werden  sollen/'  —  Bayern,  k.  Yerord.  vom  8.  April  1852,  §.  5. 
»Erkenntnisse  der  geistlichen  Gerichte  bedarfen  der  k.  Be- 
stätigung nicht  Der  §.  71  des  Beligionsedikts  ist  dahin  zu  inter- 
pretiren,  dass  derlei  Erkenntnisse  nur  dann  einen  Einfluss  auf  die  staats- 
bOrgerlichen  Beziehungen  und  bürgerlichen  Rechtsverhältnisse  äussern, 
wenn  die  Einwilligung  der  Staatsgewalt  erholt  ist/'  —  Siehe 
oben  §.  293.  —  Baden,  Gesetz  v.  9.  Oktober  1860,  §.  16.  „Yerfftgungen 
und  Erkenntnisse  der  Eirchengewalt  können  gegen  die  Freiheit  oder 
das  Yermögen  einer  Person  gegen  deren  Willen  nur  von  der  Staats- 
gewalt und  nur  unter  der  Yoraussetzung  vollzogen  werden,  dass  sie  von 
der  zuständigen  Staatsbehörde  für  vollzugsreif  erklärt  worden  sind.''  — 
Aehnlich:  Würtemberg,  Gesetz  vom  30.  Januar  1862,  art.  7.  Der 
vorhergehende  Art  6  dieses  Gesetzes  bestinnnt  überdies:  „Die  Disdplinar- 
gewalt  der  kirchlichen  Behörde  kann  niemals  durch  Freiheitsent- 
ziehung geübt  werden.  Geldbussen  dürfen  den  Betrag  von  40  Gulden, 
die  Einberufung  in  das  Besserungshaus  der  Diöcese  darf  die  Dauer 
von  6  Wochen  nicht  übersteigen."    Yergl.  unten  §.  540,  Note  6. 

*)  In  Deutschland  herrschen  hierüber  noch  vielfach  sehr  unrichtige 
Ansichten;  in  Nordamerika  ist  dagegen  dies  längst  anerkannt  Yergl. 
J.  Fröbel,  Theorie  der  Politik  Bd.  I  (Wien  1861)  S.  132.  133.  „Dass 
die  Staatsgewalt  einschreite,  wenn  die  Kirche  excommunicirt  oder  die  Er* 
theilnng  ihrer  wahren  oder  eingebildeten  Heilmittel  verweigert,  ist  in  den 
Yereinigten  Staaten,  die  doch,  so  zu  sagen,  in  Sachen  der  Freiheit 
nicht  ganz  unbewandert  sind,  etwas  Undenkbares  .  .  .  Ezcommunicaüon, 
Yerweigenmg  der  Sacramente,  Eirchenbnsse,  Indulgenz  —  alle  diese  Aus- 
übungen kirchlicher  Autorität  kommen  in  den  Yereinigten  Staaten  vor, 
ohne  dass  es  einem  vernünftigen  Menschen  einfällt,  bei  dem  Staate  Schutt 
sa  fuehen.*' 
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§.  528. 

3)  Verhältniss  der  christlichen  Kirche  zum  Staate  im 
Allgemeinen*). 

Geschichtliches. 

I.  Id  der  ersten  Zeit  erschien  die  christlidie  Kirche  nnr 
als  eine  einfache  gesellschaftliche  Verbindung  (societas)  der 
Gläubigen,  und  stand  somit,  wie  jeder  andere  Verein ,  unter 
der  Staatsgewalt,  vielfach  deren  Verfolgung  als  eine  fttr  staata- 
gefährlich  betrachtete  Verbindung  ausgesetzt 

n.  Nachdem  aber  (seitConstantin  d.  Gr.)  das  Cfazisteii' 
thum  von  den  römischen  nnd  griechischen  Kaisern  aDgenoDmen 
und  znr  Staatsreligion  erhoben  worden  war,  entwickelte  Ktk 
bezüglich  des  Verhältnisses  der  Kirche  zum  Staate  zuerst  das 
hierarchische  System.  Nach  diesem  Systeme  trägt  die 
Kirche  als  unmittelbare  göttliche  Institution  in  sich  selbst  dai 
Titel  ihres  Bestehens  als  eine  weltbttrgerliche,  an  kdne 
Staatsgrenzen  gebundene  Gememheit  (un%ver8ita8)j  d.  h.  ab  dn 
universeller  Gottes-Staat  (civüas  Deiy\  in  welchem  aUe 
weltlichen  Staaten  selbst  zu  stehen  haben;  die  Kirche  wird 
aber  durch  eine  hohe  Priesterschaft  {episcopatus)  regiert,  welche 
durch  göttliche  Anordnung  zu  ihrer  obersten  Leitung  berufte 
ist.  Die  Kirche  stellt  sich  nach  diesem  Systeme  in  Folge 
ihres  göttlichen  Berufes  insofern  fiber  den  Staat,  als  dieser 
von  ihr  erst  die  religiöse  Weihe  und  die  sittlichen  Ideen 
empfängt,  so  dass  also  auch  die  Kirchengewalt  sich  über  die 
Staatsgewalt  erhebt  Die  praktische  Durchführung  dieees 
Systemes  hatte  sich  das  Papsttfaum  im  Mittelalter  znr  An^;abe 
gesetzt;  es  wurde  aber  thefls  durch  die  reformatorisehen  Be- 


*)  Aemil.  Friedberg,  de  finiam  inter  eoclesüua  ^  dntitaa  re- 
gandorum  judido,  quid  medii  aen  doctores  et  l^ges  stataerint.  Lip&  1861.— 
Politisdie  Betrachtungen  aber  das  YerhSltniss  von  Staat  und  Kircke: 
R.  T.  Mohl,  Politik  Bd.  I  (1861),  S.  171  flg.  -  Siehe  insbesondere  Aber 
die  der  Kirche  gebohrende  Unabhängigkeit  vom  Staate,  die  Tortrefflidie  Ao- 
f)lhning(vonSch&ffle):  Philosophisdie  Zeitgedanken,  in  der  deat  Yioiei- 
jahrsMhrifk  1861,  HeftI,  &  376  flg.  —  Ueberdie  podtivrechtlidi  in  Dentach- 
land  geltenden  Grandsitae,  siehe  besonders  die  unten  §.  529,  Note  4  a  iL 
angefllhxte  Abhandlung  von  t.  Linde. 

*)  SdKm  der  KirchennUer  S.  Aognstinns  gebrandite  diesen  AnsdncL 
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ifarebQDgeii  in  Staat  und  Kirche  seit  dem  XVI.  Jahrhundert^ 
theils  darch  die  Entstehung  des  modernen  europäischen  Staaten- 
ijstemes  ttberhanpt,  beseitigt ,  und  ist  für  Deatschland  ins- 
besondere durch  den  westphälischen  Frieden  (1648)  positiv 
ansgesehlossen  worden. 

in.  Im  Gefolge  der  reformatorischen  Bewegungen  in  dem 
kirchlichen  Gebiete  seit  dem  Anfange  des  XVI.  Jahrhunderts 
entwickelte  sich  ein  anderes  System  über  das  Verhältniss 
der  Kirche  zum  Staate,  das  sog.  Territorialsystem.  Nach 
diesem  Systeme  wird  die  christliche  Religion  als  eine  Landes- 
angelegenheit  aufgefasst.  Es  beruhte,  wo  es  auf  die 
Spitze  getrieben  wurde,  auf  der  Ansicht,  dass  der  Staatsherr- 
seher in  Religionssachen  dieselbe  Gewalt  habe,  wie  in  politi- 
schen Sachen^),  dass  er  daher  auch  Symbolum  und  Cultus 
bestimmen  uud  die  Religionsttbung  im  Lande  beliebig  ver- 
ändem  und  der  von  ihm  begünstigten  Gonfession  das  Kirchen- 
yermOgen  im  Lande  zuwenden  könne,  daher  man  von  einem 
jwi  reformandi  des  Landesherm  sprach  und  den  Satz  aufstellte: 
yyCujus  est  regioi  illius  est  religio ^)^^  Der  Staatsherrscher  ver- 
einigt in  sich  sonach  die  Eirchengewalt  und  die  Eirchenhoheit 
in  solcher  Weise,  dass  die  Erstere  in  der  Letzteren  unter- 
geht'), d.  h.  von  dieser  durchaus  abhängig  ist,  und  somit  die 
Kirche,  sowohl  in  den  inneren  als  äusseren  Beziehungen, 
dem  Staate  untergeordnet  ist.  Dieses  System  wurde  mitunter 
in  einzelnen  deutschen  Staaten  in  dem  Beformationszeitalter, 
so  lange  die  Begriffe  von  Eirchengewalt  und  Eirchenhoheit 
noch  nicht  in  ihrem  ganzen  Gegensatze  znm  Bewusstsein  ge- 


')  Am  Weitesten  ging  in  der  Yertheidigang  dieser  Theorie  Spinoza. 
YergL  J.  Hörn,  Spinoza*8  Staatslehre.  Dessau  1851.  —  Aach  die  Könige 
▼OB  England  verfuhren  bei  der  Einführung  der  kirchlichen  Beformation 
nach  diesen  Grundsätzen.  In  Deutschland  wurde  das  Territorialsystem  be- 
sonders TonThomasiuB  und  den  lutherischen  Theologen  vertheidigt. 
Siehe  aber  dagegen  Estor,  neue  kleine  Schriften  Heft  I,  Nr.  IX,  S.  82. 

«)  Das  jus  reformandi  wird  sogar  in  dem  westphftlischen  Frieden 
(J.  P.  0.  art  y,  §.  29)  als  ein  bis  dahin  unbestritten  in  der  Landeshoheit 
liegendes,  oder  doch  von  den  Landesherren  ausgeQbtes  Recht  vorausgesetzt, 
und  dieser  FriedensschlnsB  selbst  setzte  sich  nur  zur  Aufgabe,  es  einiger- 
einzuachr&nken.    Siehe  unten  %,  531. 

*)  Dies  ist  auch  bezüglich  der  griechischen  Kirche  in  Russland  der  Fall. 
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kommen  nnd  in  ein  richtiges  YerhUtniss  gebradil 
waien,  einznftlhren  yersncht,  ist  aber  in  iem  hier  aDgegebcDCD 
Umfange  durch  die  Beschränkungen,  weiche  der  westphlliBche 
Frieden  der  landesherrlichen  Kirchenhoheit  gea^t  hat»  ^ekh- 
falls  Air  die  deutschen  Staaten  positiv  beseitigt  worden. 

IV.  Seit  dem  westphälischen  Frieden  entwickelte  sieb  aB- 
mählig  ein  drittes  System  über  das  Verhältniss  der  ReK- 
gionsgesellschaften  zum  Staate,  welches  mit  der  allgemenieB 
Sichtung  auf  Sicherung  der  indi?idnellen  Freiheit  im  Staate 
und  des  Yereinswesens  zusammenhängt,  nämlioh  das  System 
der  Beligionsfreiheit  oder  das  Associationssysten. 
Es  wird  hiernach  ftir  jeden  Einzelnen  die  yollkonunenste  si^ 
jektive  Freiheit  des  religiösen  Glaubens  und  der  YerbiBdiif 
mit  gleichgesinnten  Personen  zu  Religionsgesellschaften  in  An- 
spruch genommen,  und  daher  an  den  Staat  auch  keine  andoe 
Forderung  gestellt,  als  dass  er  unbedingte  Gewissema- 
freiheit  und  Freiheit  in  Bildung  yon  Beligionsge- 
sellschaften  gewähre,  so  dass  das  religiöse  Bekenniniai 
durchaus  keinen  beschränkenden  Einfluss  auf  die  bfiiger- 
liehen  und  politischen  Bechte  des  Individuums  änsseni  dai^ 
der  Staat  dagegen  auch  nicht  verbunden  ist,  irgend  etwas  flr 
die  einzelnen  Beligionsgesellschaften  oder  Kirchen  zu 
wenn  er  es  nicht  selbst  seinem  eigenen  Interesse 
findet,  der  einen  oder  der  anderen  Kirche  aus  Bllcksidit  aif 
die  Bedeutung  derselben  fUr  eine  grosse  Anzahl  der  Staats- 
angehörigen eine  Unterstützung  zu  gewähren^).  Die  Kirche 
selbst  will  nnd  soll  nach  diesem  Systeme  vom  Staate  nur  nadi 
den  Grundsätzen  des  freien  Yereinsrechtes  beurtfaeilt  Hsn^ 
so  dass  dem  Staate  über  sie  auch  keine  anderen  Befugnis 


•)  Diese  Gnmds&tze  &nden  zuerst  eineii  positiv  gesetalichea  Ausdiatk 
in  den  französischen  Charten  vom  4  Juni  1814  und  vom  li.  Aogast 
1880.  —  Die  Charten  von  1814,  art.  5  und  von  1880,  art  5  ngen  aber- 
einstimmend:  „Chacnn  professe  sa  religion  avec  nne  <gale  fibert^  ei  oböitf 
poor  son  colte  la  meme  protection/'  —  Dagegen  wurde  der  art  6  der 
Charte  von  1814 »  welcher  laatete:  „Cependant  Ja  religion  catUi|as, 
apostolique  et  ronudne,  est  la  religion  de  l*£tat^'  ia  der  Obaite  von  18)0 
art  6  dahin  abge&ndert:  ,Jies  nunistres  de  la  reUgion  catholiqiie 
lique  et  romaine,  profess^  par  la  majoiit^  des  Fran^aia,  et  eeux  dei 
coltes  chrötiens,  re^oivent  des  traitemens  du  trdsor  pnbltfoe,'* 
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zuBteben  Bollen,  als  welche  ihm  überhaupt  Aber  gesetzlich  erlaubte 
Vereine  zustehen.  Hiemach  wird  fttr  die  christlichen  Kirchen  und 
anderen  Religionsgesellschaften  hinsichtlich  ihrer  inneren 
C^eaellschaftsyerhältnisBe,  wie  Dogma,  Symbolnm,  Kitus,  Liturgie, 
Disciplin  n.  s.  w»,  so  wie  hinsichtlich  der  Verwaltung  ihres 
Kirchenvermögens ,  völlige  Freiheit  und  Unabhängigkeit  vom 
Staate  in  Anspruch  genommen;  es  bleiben  jedoch  die  christ- 
lichen Kirchen,  insofeme  sie  das,  besonders  hinsichtlich  ihres 
Vermögens  wichtige,  Korporationsrecht  oder  die  Unterstützung 
aus  Mitteln  des  Staates  in  Anspruch  nehmen,  der  Staatsgewalt 
snbordinirt;  auch  bleiben  die  christlichen  Kirchen  und  anderen 
Beligionsgesellschaften  der  Aufsicht  des  Staates  bezüglich  der 
Beobachtung  der  allgemeinen  Staatsgesetze  unterworfen,  und 
haben,  so  lange  sie  sich  diesen  gemäss  verhalten,  den  Schutz 
des  Staates  anzusprechen.  Dieses  System  hatte  seinen  voll- 
stSndigsten  Ausdruck  in  den  Bestimmungen  der  Grundrechte 
des  deutschen  Volkes  und  beziehungsweise  der  Reichsver- 
faflsung  vom  28.  März  1849,  §.  144  flg.  gefunden  und  wurde 
im  Wesenflichen  auch  in  dem  Berliner  Entwürfe  und  in  den 
Beschlüssen  des  Erfurter  Parlamentes  beibehalten''). 

V.  Die  gegenwärtig  geltenden  Gesetzgebungen  der  Einzel- 
staaten haben  dieses  System  theils  vollständig  aufgenommen, 
tbeils  zeigen  sie  doch  eine  grosse  Annäherung  an  dasselbe^). 

§.  529. 

4)  Uebersicht  der  flir  die  Ausübung  der  Kirchenhoheit 

in  den  deutschen  Staaten  jetzt  geltenden  gesetzlichen 

Bestimmungen. 

I.  Nachdem  das  Wormser  Concordat  v.  Jahre  1122 1) 
und  das  Wiener  Concordat   vom  Jahre  1448^)   seit  der 

^  Siehe  die  einschl&gigen  Bestimmungen  der  ReichsTerfassung  vom 
S8.  M&rz  1849  nebst  den  betreffenden  Modificationen  des  Berliner  Ent- 
imrfes  und  des  Erfurter  Parlamentes,  oben  2d8. 

•)  Siehe  die  Nachweisnngen  in  den  §§.  &S0  flg. 

<)  Siehe  meine  deut  R-Gesch.  d.Aufl.  1858,  Thl.  U,  §.56,  und  meine 
Alterthümer  des  deutschen  Reichs  und  Bechts,  Bd.  I  (Leipzig  1860), 
8.  U2  flg. 

s)  Meine  deut  R.-Qe8ch.  1.  c.  $,  64.    Siehe  auch  oben  f  78,  YIH. 
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Auflösung  des  deatschen  Belebe»  bei  ganz  YerftBderte&  Stei»> 
yerbältnissen  in  ihren  wesentlichsten  Bestiouniuig^  kerne  prak- 
tische Geltang  mehr  behaupten  konnten^  sind  als  die  gaum- 
rechtlichen  Quellen  Air  die  staatskirchenrechtliehen  Veihiltmi» 
in  den  deutschen  Bundesstaaten  nur  noch  aufzuf&hren:  1)  der 
Passauer  Vertrag  vom  Jahre  1552  und  der  Angsbniger 
Beligionsfrieden  vom  Jahre  1555^;  2)  der  diese  Fiie- 
densschlttsse  bestätigende,  ergänzende  und  weiter  fortbfldesde 
westphälische  Frieden  vom  Jahre  1648^);  3)  die  in  dn 


')  Ebendas.  §.  63.    Siehe  anch  oben  §.  78,  YII. 

«)  Ebendas.  §.  65.  Siehe  anch  oben  §.  78,  EL  —  Min  fat  n 
neaerer  Zeit  mitonter  Zweifel  erregen  wollen,  ob  auch  die  ka&tMe 
Kirche  sich  aof  den  westphfilischen  Frieden  bemfen  dfirfe,  weQ  derPqä 
bei  dessen  Abschlüsse  gegen  denselben  protestirt  habe.  Allein  1)  iä  na 
dem  Papste  nicht  gegen  den  westph&lischen  Frieden  im  Ganaea,  sooien 
nur  gegen  einzelne  Artikel  Yerwahning  eingelegt  worden ,  nnd  anf  äese 
der  katholischen  Kirche  nachtheiligen  Bestimmungen  wird  sich  diese  ladi 
sicher  nicht  berufen.  (Yergl.  Bnllar.  Magn.  T.  Y.  ab  ürbano  Tm.  vspt 
ad  Innoc  X.  Lnxemb.  1727.  p.  466.  Bulla:  Zdo  domua  Da  mi  to 
Rubrik:  „Dedaratio  nuUitatis  articulorum  nupene  pads  GenaiuM, 
religioni  catholicae,  locis  püs  ac  personis  et  juribus  ecclesiastids  qDoaodfi 
übet  praejudicialium:  §.  24.  „.  .  .  ejusmodi  articnlos  esse  irritos,  ddHoi, 
iniquos'')-  2)  I^^r  Papst  war  an  sich  nicht  Contrahent  des  westphälisdia 
Friedens,  daher  auch  daraus,  dass  er  einige  Artikel  als  den  Bechtot  der 
katholischen  Kirche  widersprechend  erklärte,  nichts  gegen  die  Yerbiaffidh 
keit  und  Gültigkeit  des  Friedensschlusses  unter  den  Contxahentea  abge- 
leitet werden  kann.  3)  Der  westphälische  Frieden  wurde  su  allen  Zeües 
Ton  den  katholischen,  wie  von  den  protestantischen  Beichsstäuden  ab  ei 
Gesetz  und  zwar  als  ein  Reichsgrundgesetz  anerkannt,  und  dieier 
Bedeutung  ist  durch  die  päpstliche  Protestation  gegen  einige  Artikd  des- 
selben nichts  abgebrochen  worden.  4)  Die  Protestation^  welche  ein  Mus 
gegen  einen  Staatsvertrag  oder  ein  Gesetz  einl^,  kann  nie  etwas  sndeRi 
bezwecken,  noch  eine  andere  Wirkung  haben,  als  die,  dessen  virUkii 
oder  vermeintlich  verletzte  Rechte  f&r  künftige  Zeiten  zu  wahren,  «eoi 
veränderte  umstände  erlauben  sollten,  sie  wieder  zur  Gdtnng  zu  baoget^ 
sie  hindert  aber  den  Protestirenden  niemals,  sich  auf  das  zu  beroieB,  «■ 
zu  seinen  Gunsten  in  dem  Staatsvertrage  oder  Gesetze  entfaaltea  ist  So 
haben  auch  die  deutschen  Standesherren  auf  dem  Wiener  Congresse  gQKB> 
die  deutsche  Bundesakte  insofeme  Protest  emgelegt,  als  ihnen  dadard 
ihre  Landesherrschaft  nicht  zurQckg^ben  worden  ist,  nodi  ist  es  abv 
Kiemanden  beigefiülen,  desshalb  den  Standesherren  zu  verwehren,  <& 
Rechte  in  Anspruch  zu  nehmen,  welche  ihnen  die  B.-A.  art  XIY  äxataaL 
Tergl  aber  die  fortwährende  Gflitigkdt  des  weatphälisdten  Friedeoa  aoei 
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ReiefasdepntatioDshaiiptschlnsse  vom  25.  Febraar  1803  ent- 
haltenen Bestimmnngen  ^) ;  nnd  4)  der  Artikel  XVI  der  deat- 
Bcben  Bnndesakte,  so  weit  derselbe  von  der  bürgerlichen  und 
staAtsbfirgerlichen  Stellung  der  Mitglieder  der  christlichen  Seli- 
gionsparteien  handelt^). 

II.  So  viel  sodann  insbesondere  die  Sechtsverhältnisse  der 
kartholisohen  Kirche  anbelangt ,  so  sind  in  einigen  (katholi- 
scben)  Staaten  nunmehr  förmliche  Concordate  mit  dem 
römischen  Stuhle  geschlossen,  nämlich  in  Bayern  das  Gon- 
cordat  vom  24.  Oktober  und  24.  November  1818 ,  geschlossen 
z^vrischen  dem  Papste  Pius  VIT.  und  dem  Könige  Maxi- 
milian Joseph  I.^),  und  in  Oesterreich  das  Concordat 
vom  18.  August  1855,  geschlossen  zwischen  dem  Papste 
Pias  IX.  und  dem  Kaiser  Franz  Joseph^). 

III.  In  anderen  (protestantischen)  Staaten  sind  die  Ver- 
hältnisse  mit  dem  römischen  Stuhle  durch  päpstliche  Bullen 
geordnet,  welche  nach  yorhergüngiger  Verständigung  mit  den 
betreffenden  Staatsregierungen  erlassen  wurden.  Dies  geschah 
in  Preussen  durch  die  Bulle:  »»^e  acdute  caiimarum'^  vom 
16.  Juli  1821®);  in  Hannover  durch  die  Bulle:  y^Impenaa 
Romanorvm  pontifidum'^  Tom  26.  März  1824;  in  der  sog.  ober- 
rbeinischen    Kirchenprovinz,    d.    h.    in   Würtemberg, 


die  oben  $.  72,  Note  5  angefahrten  Schriften,  und  besonders  y.  Linde, 
Betrachtangen  über  die  Selbstständigkeit  und  Unabhängigkeit  der  Kirchen- 
gewalt  und  Schutzpflicht  des  deutschen  Bundes  und  der  Theilnehmer  an 
dem  westph&l.  Frieden  sammt  und  sonders  in  Deutschland,  im  Archiv  f. 
d.  ^Vffentl.  R.  des  deut.  Bundes,  Bd.  ü,  Heft  1.  Giessen  1855. 

»)  R.-D.-H.-S.  V.  25.  Februar  1803,  §.  63.  65.  —  Siehe  oben  §.  104, 
Note  21. 

•>  Siehe  unten  §.  532.  —  Ueber  die  Bestimmungen  der  B.-A.  art  XYI 
besnglich  der  Bekenner  des  mosaischen  Glaubens,  siehe  oben  §.  301. 

f)  Diese  Concordate,  so  wie  die  übrigen  nachherigen  päpstlichen  Bullen 
nnd  Breven  und  die  meisten  der  übrigen  hier  angeftüirten  Religionsedikte 
finden  sich  u.  A.  abgedruckt  in  Walter,  Kirchenrecht,  12.  Auflage. 
Bonn  1856. 

•)  Abgedruckt  u.  A.  in  der  Schrift:  Studien  über  das  Oesterreichische 
Concordat  Wien  1856;  auch  im  Anhang,  bei  F.  Walter,  Lehrbuch  des 
Kirchenrechts,  12.  Aufl.  Bonn  1856. 

*)  Siehe  auch  das  päpstliche  Brere  über  die  Bischofswahlen  in  Preus- 
sen, Tom  16.  JuH  1821,  in  t.  Mol,  Archiv  d.  Eirchenrechts ,  Bd.  YI 
(1860),  8.  169. 
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Baden,  Nassaa,  beiden  Hessen,  Mecklenburg,  den 
Henogthfimern,  Oldenburg,  Waldeck  und  den  freien  Stidta 
Frankfurt,  Lübeck  und  Bremen,  dnrch  die  Butten:  ^^Pmiia 
iolersque**  Yom  16.  Angnst  1821  und  „ild  iondmä  frtgu 
eustodiam''  Tom  11.  April  1827.  Nach  der  Pnblication  letttenr 
Balle  warde  in  allen  zur  oberrheinischen  Kirehenprovinx  g^ 
hörigen  Staaten  gleichzeitig,  am  30.  Jannar  1830,  eine  gieiek- 
lantende  Verordnung,  das  landesherrliche  Schutz-  imd  Ait 
sichtsrecht  betreffend,  bekannt  gemacht  Die  hirä  aa^ 
stellten  Grundsätze  wurden  zwar  von  dem  Papste  Pias  VÖL 
dnrch  ein  an  die  Bischöfe  der  oberrheinischen  Kirchenpnmix 
gerichtetes  Breve:  „Pervenerat  non  ita  pridem''  Yom  30.  M 
1830,  als  den  abgeschlossenen  Vereinbarungen  znwideriuM, 
Ycrworfen ;  es  fand  aber  dieses  Breye  von  Seiten  der  Stute- 
regiemngen  damals  keine  Beachtung  ^®).  Erst  durch  mt  m 
mehreren  dieser  Staatsregierungen  unter  dem  1.  Mto  ItH 
erlassene  Verordnung  wurden  einige  Bestimmungen  derYer 
ordnnng  vom  30.  Januar  1880  abgeänderte^). 

IV.  Die  von  Würtemberg  am  8.  April  1857»«)  md?« 
Baden  am  28.  Juni  1859  e^)  mit  dem  päpstlichen  StoMenr 
Beendigung  langjähriger  Streitigkeiten  abgeschlosseneB  Oon- 
ventionen  kamen  in  diesen  beiden  Staaten  in  Folge  des  da- 
gegen in  den  Kammern  der  Abgeordneten  erhobenen  Fider 
spmches  nicht  zur  Ausfilhrung.  Ueberhaupt  hat  sich  in  des 
landständischen  Kammern  der  Abgeordneten  in  neuester  M 
eine  sehr  grosse  Abneigung  gegen  den  Abschluss  irgend  einei 
Concordates  oder  einer  Convention  mit  dem  päpstGdien  StoUe 
gezeigt,  und  ist  die  Feststellung  des  Vo-hÜtnisses  iwidMO 
Staat  und  Kirche  ausschliesslich  fttr  die  Landesgesetsgeka; 
in  Anspruch  genommen  worden.  Da  jedoch  viele  Vdititnine, 
wenn  unheilvolle  Conflikte  vermieden  oder  beendigt  wcrdci 
sollen,  nicht  anders  als  durch  eine  Verständigung  zwischeB 


^^)  Hierin  liegt  der  Ausgangspunkt  der  sp&ter,  besonders  seit  I^ 
in  mehreren  der  Staaten  der  oberrheinischen  ElrchenproTinz  hemIS^ 
tretenen  kirchlichen  Conflikte. 

")  Abgednickt  bei  Walter,  a.  a.  0.  S.  735. 

«)  A^edruckt  bei  v.  Moi,  1.  t.  Bd.  m,  8.  2S6  flg. 

«)  Ebendas.  Bd.  V,  8.  79. 
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der  igdatliehen  und  weltUchen  Gewalt  geordnet  werden  kön- 
nen ^^),  Bo  sind  Yereinbarangen  der  Begieningen  mit  dem 
röfflisehen  Stuhle  oder  den  katholischen  Landesbisehöfen  der 
Sache  nach  doch  unyermeidlich  geblieben,  wenn  sie  auch 
nicht  nnter  diesem  Namen  oder  überhaupt  nicht  pnblicirt 
werden,  sondern  von  den  Begiemngen  lediglich  als  materieUe 
Grandlage  ihrer  GtesetzYorlagen  an  die  Stände  oder  ihrer  Ver- 
ordnungen behandelt  werden  ^^). 

y.  Mitunter  bestehen  besondere  Religionsedikte,  Oesetze 
oder  Verordnungen,  welche  die  Verhältnisse  der  katholischen 
ond  protestantischen  Kirche  zum  Staate  näher  bestimmen  '*). 


M)  Siehe  hierüber  (Sch&f fle)  in  der  oben  §.  528,  Note  1  ange£  Ab- 
handlnng  S.  378. 

*>)  Dies  bat  sich  namentlich  in  Baden  sehr  deutlich  gezeigt.  Vergl. 
die  grossh.  Entschliessungen  nnd  Yerordnungen  vom  20.  Novbr.  1861  über 
die  Yerwaltong  der  kathol.  Kirchenpfründen  and  die  Verwaltung  des 
KirchenYennOgens,  und  die  darauf  bezüglichen  erzbischöflichen  Yerkün- 
digongen  vom  30.  Not.  1861,  bei  y.  Moi,  Archiv,  Bd.  Vn,  S.  121  flg.  — 
In  Hessen- Darmstadt  besteht  eine  Torl&uflge  Convention  mit  dem 
Bischof  von  Mainz  vom  22.  August  1854;  ebendas.  VI,  S.  158.  —  Aus- 
,  dracklich  bestimmt  Liechtenstein,  V.-U.  1862,  §.  50:  „Alle  Verein- 
barungen mit  kirchlichen  Behörden  sind  dem  Landtage  vorzu- 
l^gen,  sofern  sie  in  das  Bereich  der  Gesetzgebung  eingreifen.** 

*^  So  z.  B.  in  Bayern,  das  Edikt  über  die  äusseren  Bechtsveth&lt- 
ooK  der  Einwohner  des  Königreiches  Bayern  in  Beziehung  auf  Religion 
nnd  kirchliche  Gesellschalten,  als  BeiL  n  zur  V.-U.  vom  26.  Mai  1818; 
und  der  dasselbe  in  Bezug  auf  die  katholische  Kirche  modificirende  k.  £r- 
1&B8  vom  8.  Aprfl  1852;  das  Edikt  über  die  inneren  kirchlichen  Angelegen- 
lieiten  der  protestantischen  Gesammtgemeinde  in  dem  Königreiche  Bayern, 
als  Anh.  n  z.  Beil.  n  der  V.-ü.  1818;  siehe  auch  die  Urkunde  über  die 
Vereinignng  der  beiden  evangelischen  Landeskirchen,  nebst  Beilagen,  die 
Kirchenverfessung  u.  s.  w.  betr.  vom  26.  Juli  1821.  —  In  Baden  galt  bis 
1860  das  Beligionsedikt  (I.  Constitutionsedikt)  vom  14.  Juli  1807,  jetzt  gilt 
das  Gesetz  vom  9.  Oktober  1860,  die  rechtliche  Stellung  der  Kirchen  und 
kiiddichen  Vereine  im  Staate  betr.,  nebst  einigen  damit  in  Zusammen- 
Itttig  stehenden  Gesetzen  von  gleichem  Datum,  bei  v.  Moi,  Archiv  VI, 
a  182  flg.  —  Wflrtemberg,  Gesetz  vom  30.  Januar  1862,  ebendas. 
vn,  B.  324  flg.  —  Nassau,  Ministerial- Verordnung  vom  25.  Mai  1861» 
ebendas.  VI,  375;  vergL  Vn,  142  (bezweckt  eine  provisorische  £r- 
ledigmig  des  Kirchenconflikts).  —  Das  sog.  Protestantengesetz  fCkr 
Oesterreich  vom  8.  April  1861,  siehe  bei  H.  A.  Zachariae,  den! 
Yert-Gesetse,  Fortsetz,  n  (1862),  S.  86. 
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VI.  Aach  die  VerfasBimgsiirkimden  der  EinzelBtaaten  esAr 
halten  regehnässig  einzelne  Bestimmungen  kirchenstaatsrecht- 
liohen  Inhalts ,  insbesondere  über  das  landesherrliche  Schntz- 
nnd  Anfsichtsrecht  ^^). 

§.  530. 

5)  Von  dem  Rechte  der  Aufoahnie  der  Religions- 

geseUscIiafi^en. 

a)  Allgemeine  Grundsätze, 

I.  Unter  dem  Rechte  der  Aufnahme  versteht  man  die 
Befqgniss  des  Staates,  die  Bildung  von  Religionsgesellscbafien 
in  seinem  Gebiete  zu  gestatten  und  die  Bedingungen  ihies 
Bestehens  festzusetzen.  Es  begreift  aber  dieses  Recht  keines- 
wegs auch  die  Befugniss,  die  Glaubenssätze  zu  bestimmen, 
sondern  es  setzt  vielmehr  voraus,  dass  von  den  Bekennem 
eines  gewissen  Glaubens  ein  demselben  entsprechendes  Sym- 
bolum  bereits  aufgestellt  worden  ist. 

n.  Das  Recht  der  Aufaahme  umfasst  1)  das  Recht,  den 
Unterthanen  zu  gestatten,  sich  in  religiöse  Gesellschaften  zu 
vereinigen  und  vor  der  Aufnahme  die  Darlegung  ihres  Glau- 
bensbekenntnisses zu  verlangen,  um  darüber  Gewissheit  zu 
erbalten,  dass  die  Verbindung  nicht  unter  dem  Namen  einer 
Religionsgesellschaft  unsittliche  oder  staatsgefährliche  Grund- 
sätze aufsteUe;  2)  das  Recht,  die  Befugnisse  der  Religions- 
gesellschaften  in  ihren  Beziehungen  zum  Staate,  so  wie  unter 
sich,  zu  bestimmen.  3)  Umgekehrt  steht  aber  auch  dem  Staate 
das  Recht  zu,  Religionsgesellschaften  die  Aufnahme  zu  ver- 
weigern, welche  unsittliche  oder  staatsgefährUche  Grundsätze 
aufstellen  sollten. 

III.  Die  Zulassung  der  Religionsgesellscbaften  kann  auf 
zweifache  Art  geschehen:  entweder  1)  durch  ein  förmliches 
Staatsgesetz,  eigentiiche  Aufnahme  oder  reeeptio^  oder 
2)  durch  einfache  Bewilligung  aus  Gnade  des  Landesherm, 
80g.  Toleranz.  Der  Unterschied  zwischen  beiden  Arten  der 
Zulassung  liegt  darin,  dass  in  ersterem  Falle  die  Zulassung 


'^)  Siehe  unten  §.  533  and  §.  I>89. 


§.  6dO.  Von  dem  Itechte  der  Aufnahme  der  tteligtonsgesellseluiftetL    845 

als  UBwiderniflichy  im  letzteren   Falle  aber  im  Zweifel  als 
widermflich  (preearia)  gewährt  erscheint 

IV.  Hinsichtlich  der  Formen  der  äusseren  Religions- 
tibnng  kann  der  Staat  Befugnisse  in  mehrfacher  AbstnAmg 
gewähren:  1)  das  Kecht  der  einfachen  Hansandacht 
(devotio  domettica  simplex)]  diese  ist  mit  der  Anerkennung  des 
Bechtes  der  Gewissensfreiheit  der  Einzehien  von  selbst  ge- 
währt; 2).  das  Recht  der  sog.  qnalificirten  Hansandacht 
{devoUo  domeatica  qtiolificata)  ^  insofeme  die  Besorgung  des 
häuslichen  Gultus  durch  einen  eigenen  Geistlichen  oder  Pre- 
diger zugestanden  wu-dO*  3)  Religionsttbung  (exercitium 
reUgionia)  im  eigentlichen  Sinne  ist  dann  verstattet^  wenn  die 
Bekenner  einer  Confessiou  ohne  Beschränkung  auf  die  Haus- 
andacht einzelner  Familien  ihren  Gottesdienst  unter  eigenen 
Seelsorgern  gemeinschaftlich  feiern  dtirfen.  Die  Religions- 
übung selbst  kann  als  öffentliche  oder  als  Privat-Reli- 
gionsttbung  {exercitium  reUffionis  ptAUcum  8.  privatum)  ver- 
stattet werden. 

V.  Die  Befugniss  zur  öffentlichen  Religionsttbung  gibt 
folgende  Rechte:  1)  Die  Religionsgesellschaft  wird  vom  Staate 
als  eine  Korporation  anerkannt  Sie  kann  demnach  als 
Ganzes,  und  ebenso  können  auch  die  einzehien  Kirchenge- 
meindeui  in  welche  sie  sich  abtheilt,  Vermögen  erwerben  und 
besitzen.  2)  Die  Kirchengemeinden  haben  Parochiahrecht, 
d.  h.  ihre  Geistlichen  sind  befugt,  Sakramente  auszutheilen, 
insbesondere  zu  taufen;  es  können  vor  denselben  gttltig  Ehen 
von  den  Mitgliedern  der  Kirchengesellschaft  geschlossen  werden; 
sie  dttrfen  Beerdigungen  vornehmen,  Kirchenbttoher  mit  öffent- 
lidiem  Glauben  (tihren  ^).  3)  Die  Kirchengesellschaft  darf  ihren 


')  Eine  solche  Befugniss  pflegt  auch  den  Gesandten  eingeräumt  zu 
werden,  wenn  die  herrschende  Gonfession  des  Staates,  welchen  sie  ver- 
treten, in  dem  Staate,  wo  sie  beglaubigt  sind,  keine  öffentliche  Aus- 
übung hat 

*)  In  den  meisten  deutschen  Staaten  vertreten  noch  die  Kirchenbücher 
die  Stelle  eigentlicher  bürgerlicher  Standesbücher,  d.  h.  der  von  Staats- 
wegen zu  fahrenden  Register  über  Geburten,  Trauungen  und  Sterbefälle. 
Wo  der  Staat,  wie  z.  B.  in  Frankreich  und  in  den  Ländern,  welche  den 
Code  NapoUon  redpirt  haben,  selbst  bürgerliche  Standesbücher  führen 
lässt,  hat  er  diese  Einrichtung  der  längst  vorher  bestandenen  kirchlichen 
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Oottesdienst  in  (HBfentlidier  Yenammlüng  halten,  andi  feier- 
liche Handlungen,  wie  Processionen,  ausserhalb  derKiidMB- 
gebäade  vomehmen.  4)  Die  Eirchengebäude  dürfen  mit  olfenV 
liehen  AuBzeichnuDgen,  wie  Thflrme  und  Glocken,  yenehen 
werden;  auch  dürfen  5)  die  einzelnen  KirchengemeiBden der- 
selben Confeesion  nnter  sich  eine  gemeinschaMiche  KkW 
verfassong  nnd  Kirchengewalt  errichten,  oder  sieh  einer  bereki 
bestehenden  anschliessen. 

VI.  Da  in  der  älteren  Zeit  der  Staat  regehnSssig  nv 
einer  Religionsgesellschaft  die  öffentliche  and  jom^ 
sehrftnkte  Religionstlbung  im  ganzen  Umfange  des  Landes  n 
gestatten  pflegte,  dieser  ausschliesslich  das  EirehenTenKiga 
im  Lande  zawies,  nnr  die  in  ihr  bestehenden  geisiliebei 
Aemter  als  öffentliche  Wttrden  nnd  Ehrenstellen  behandcito, 
und  derselben,  bei  Unzulänglichkeit  des  Eirchen?enn9ptt, 
Untersttitzung  aus  Staatsmitteln  gewährte,  andere  Bdi^aur 
gesellschaften  aber  höchstens  nur  tolerirte,  so  pflegte  man  eine 
Beligionsgesellschaft,  welche  die  öffentliche  Religionsllboog 
eriangt  hatte,  als  Staatskirche  oder  herrschende Eirdie 
SU  bezeichnen').  Wo  der  Staat  aber  mehreren  Kirden  die 
öffBntHche  Rdigionsflbung  gestattet,  und  sie  somit  als  gleich- 
berechtigt  anerkennt,  sprach  man  daher  in  der  Theorie 
auch  Ton  mehreren  Staats-  oder  herrschendoD  Kirdien  is 
demsdben  Staate.  Dies  ist  jedoch  ganz  unpassend  nnd  be- 
dentnngslos,  indem  mit  der  Anerkennung  derOleichberech- 
tigung  alles  ansgedriickt  ist,  was  praktische  Wirkung  haben 
kann,  und  tdeimit  sugleieh  auch  der  Charakter  einer  bem 
sehenden  oder  Staalskirche  Ton  selbst  ausgeschloMen  Ü 
Wohl  aber  können  die  mehreren  als  gleichberechtigt iir 
Qffendichen  Religionsllbung  eAIärten  Eirchen  eben  Vietiwk 
ioagesammt  als  bevorzugt  oder  priyilegirt  hn  VeMtt- 
nisae  n  anderen  BdigioasgeseUschaflen  erseheinai. 


Einikhtaag  nackgdMldei;  aodi  weiden  dann  mitonter  die  bfliferikto 
SludeshCi^er  doc^  von  den  OrtqgeisUkfaen  in  der  Kigenschaft  ab  b(b|0- 
Iklie  Staadesbeale  gMkri,  vie  x.  &  in  Baden. 

*)  T^M  Ikui  aud^  ttock  die  framCaitiche  Charte  eonstit  von  16Ü 
ut  6  (Siehe  oben  §.  5»,  Note  6). 
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§•  531. 

b)  Bestiininungen  des  Westphälisclieii  Friedens  von 
1648,  des  Rysswicker  Friedens  von  1697,  des  Reichs- 
deputationshauptschlusses  vom  25.  Februar  1803  und 
der  Accessionsurkunden  zmn  Rheinbunde  über  die  Auf- 
nahme neuer  Rehgionsgesellschaften.    Jus  reformandi. 

I.  Der  westphälische  Frieden  hatte  sich  nur  die  Aufgabe 
gesetzt  y  den  rechtlichen  Bestand  der  evangelischen  Kirche 
neben  der  katholischen  im  deutschen  Reiche  zur  grundgesetz- 
lichen Anerkennung  zu  bringen  und  die  rechtliche  Stellung 
dieser  beiden  Gonfessionen  zu  einander  nach  dem  Principe  der 
vollkommensten  Rechtsgleichheit  zu  ordnen^). 

II.  Es  lag  bei  diesem  Friedensschlüsse  nichts  ferner ,  als 
der  Gedanke  an  eine  allgemeine  Gewissensfreiheit  oder  an 
ein  unbeschränktes  Recht,  beliebig  neue  Religionsgesellschaften 
za  bilden;  vielmehr  waren  sowohl  die  katholischen  als  die 
evangelischen  Reichsstände,  da  man  i^och  immer  die  Hoffnung 
einer  Wiedervereinigung  hinsichtlich  der  Religion  nicht  aufge- 
geben hatte ^),  darüber  einverstanden,  dass  andere  Religions- 
gesellschaften, sog.  Sekten,  nicht  geduldet  werden  sollten,  und 
blieben  daher  die  gegen  das  Sektenwesen  ergangenen  früheren 
Reichsgesetze  auch  nach  dem  westphälischen  Frieden  in  ihrer 
Kraft  bestehen^). 


^)  I.  P.  0.  art  V,  §.1:  „...In  reliquis  onmibus  autem  inter  ntriasque 
religionis  Electores,  Prindpes,  Status  omnes  et  singulos  sit  aequalitas 
exaeta  mutuaque  . . .  ita  ut,  quod  uni  parti  justum  est,  alteri 
quoque  sit  justum." 

*)  Wiederholt  deutet  der  westphälische  Frieden  an,  dass  seine  Bestim- 
mungen  gleichsam  nur  provisorisch  gelten  sollten.  I.  P.  0.  art  Y,  §.  1: 
,y.  .  .  donec  per  Dei  gratiam  de  religione  ipsa  convenerit"  —  Ibid.  art  Y, 
§.  31 :  „ . . .  Et  haec  omnia  semper  et  ubique  observentur,  eo  osque  donec 
de  religione  christiana  vel  universaliter  vel  inter  Status  immediatos  eovum« 
que  Bubditos  mutuo  consensu  aliter  erit  conventom.'* 

')  Vergl.  z.  B.  IL-A.  zu  Worms  1535,  §.  44  ^bel  Schmauss,  Corp. 
jur.  publ.  p.  109).  „.  .  .  zu  Abwendung  dieser  verdammliehen  strfif- 
licfaen  Sekten  des  Wiedertau&.''  —  E.-G.-0.  (Goncept  a.  1&18).  P.  n 
Tit  XXI,  §.  5. 
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III.  Bei  der  FeststeUnng  der  staatsrechiliehen  YerbaltniiN 
der  katholischen  and  protestantischen  Kirche  in  dem  west- 
phUischen  Frieden  ging  man  von  der  Grnndansieht  ans,  daa 
das  Recht  y  die  eine  oder  die  andere  dieser  ConfessiooeD  in 
dem  Lande  aufzunehmen ,  d.  h.  nach  deren  BekenntnisB  des 
öffentlichen  Gottesdienst  im  Lande  umzugestalten  und  ihr  dtf 
Kircbenyermögen  zuzuweisen ,  oder  das  sog.  Jus  rtfomn& 
anzweifelhaft  als  ein  in  der  Landeshoheit  liegendes  und  dnek 
gemeines  Reichsherkommen  anerkanntes  Beeht  des  Landei- 
herm  zu  betrachten  sei^). 

IV.  Dieses  Jus  reformandi  sollte  auch  weder  den  kaäMh 
tischen  noch  den  protestantischen  Landesherren  entzogen,  m 
dem  nur  auf  bestimmte  Grundsätze  zurückgeführt  nnd  so  weit 
eingeschränkt  werden ,  dass  nicht  durch  die  Zufälligkeit  m 
anderen  confessionellen  Bekenntnisses  des  Landeshemi  ois 
dessen  Wechsel  fortwährend  der  rechtliche  Bestand  der  BeB- 
gionsttbung  der  Unterthanen  in  Frage  gestellt  werde.  Daher 
wurde  bestimmt:  1)  dass  die  protestantischen  Unfeeilhanen 
katholischer  Landesherren,  und  umgekehrt,  die  kaäioUsehen 
Unterthanen  protestantischer  Landesherren,  welche  iä  in 
irgend  einem  Theile  des  als  sog.  Normaljahr  {amtuiurt 
torius)  angenommenen  Jahres  1624  in  der  faktische  Aus- 
flbung  einer  öffentlichen  oder  einer  privaten  Beligioi»' 
Übung  befunden  haben,  in  diesem  Besitzstande  nnd  swir 
ganz  in  dem  Umfange,  wie  sie  ihn  im  Jahre  1624  gduU 
hatten,  auch  für  die  Zukunft  belassen,  oder  in  demseto 
wieder  hergestellt  werden  mfissen  ^).  2)  Hinsicbdich  der  häßr 
tischen  und  protestantischen  Unterthanen,  deren  ConfessioDii 
dem  Jahre  1624  noch  keinen  Besitzstand  im  Lande  gebM 
hatte,  ¥mrde  als  fortbestehend  einerseits  das  Recht  desLandee- 
herm  anderer  Confession  anerkannt,  ihnen  die  Answandemif 
za  befehlen^),   andererseits  das   den  Unterthanen  scbon  is 


«)  L  P.  0.  art  V,  §.  30:  „.  .  .  Com  ^osmodi  Stitibos  iffloßö* 
cum  Jure  Territorii  et  Snperioritatis  ex.  commmii  pertotoiite' 
perium  hactenns  usitata  praxi,  etiam  jus  r^omumdi  ezerdthm  lefiS^ 
competat'* 

*)  I.  P.  0.  art  y ,  §.  31.  (De  ererdtio  religionis  a.  lö*  P»^ 
rettnoido).—  Ibi<L  §.32.  (De restitotione  toibatorum  in statom «ssil^ 

•)  I.  P.  O.  art  V,  §.  36.  —  (Siehe  Note  8). 
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massig  wurde  auch  znr  Abhaltimg  kirchlicher  Synoden  die 
Staatsgenehmigang  erfordert  und  auch  dem  Landesherm  das 
Becht  beigelegt,  im  Interesse  des  Landes  and  zur  Verhütung 
kirchlicher  Streitigkeiten  Synoden  zu  berufen  ^).  4)  Allgemein 
legte  sich  die  Staatsgewalt  das  Recht  bei,  kirchliche  Miss* 
brauche  abzuschaffen  und  tlberhaupt  kirchliche  Handlungen 
ZQ  untersagen,  welche  nach  den  Zeitumständen  nachtheilig  auf 
den  Staat  wirken  können.  Hierher  rechnete  man  die  Auf- 
hebung der  Feier  übermässiger  Pesttage  ausserhalb  der  KirchC) 
das  Verbot  ron  Wallfahrten  und  Öffentlichen  Processionen, 
staatsgefährlicher  geistlicher  Orden'')  und  das  Kecht,  die  Er- 
richtung neuer  Klöster  zu  untersagen,  oder  die  bestehenden 
als  unzweckmässig  und  nachtheilig  aufzuheben,  insofeme  nicht 
dnrch  Staatsgesetze,  Staatsverträge  oder  Goncordate  deren 
Fortbestand  verbürgt  oder  deren  neue  Errichtung  yorgeschrieben 
ist^).     Ebenso   legte   sich   die  Staatsgewalt  auch  das  Recht 


BisthumsTerwesem  ein.  Die  übrigen  Diöcesan- Geistlichen  haben  sich 
kiemach.  in  aUen  kirchlichen  Angelegenheiten  an  den  Erzbischof  oder  Bi- 
idiof  SU  wenden. 

0)  Landesherrliche  Verordnung  far  die  oberrheinische  Eirchenprovinz 
T.  30.  Januar  1830,  §.  9.  18. 

^  Von  den  deutschen  YerfiBifisungsurkunden  bestimmt  übrigens  nur  K. 
Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  56,  a  linea  2  ausdrücklich:  „Es  dürfen  weder 
neue  Klöster  errichtet,  noch  Jesuiten  oder  irgend  ein  anderer  geistlicher 
Orden  jemals  im  Lande  aufgenommen  werden.^'  —  Baden,  Gesetz  vom 
9.  Octbr.  1860,  §.  11:  „Ohne  Genehmigung  der  Staatsregierung  kann  kein 
religiöser  Orden  eingeführt  und  keine  einzelne  Anstalt  eines  eingeführten 
Ordens  errichtet  werden.  Diese  Genehmigung  ist  widerruflich."  —  Aehn- 
üch:  Würtemberg,  Ges.  v.  30.  Jan.  1862,  art.  15.  (Nach  art  16  „wer- 
den die  Gelübde  der  Ordensglieder  von  der  Staatsgewalt  nur  als  wider- 
rufliche behandelt^*)* 

*)  Eine  solche  Bestimmung  findet  sich  z.  B.  im  bayerischen  Con^ 
»rdate  t.  1818,  art.  YIL  „Insuper  Migestas  Sua  ...  aliqua  Monasticorum 
3idinum  utriusque  sexus  Ooenobia  ad  instituendam  in  religione  et  literis 
iuyentutem,  et  in  parochorum  subsidium  aut  procura  infirmorum  .  .  .  cum 
souTenienti  dotatione  instanrari  curabit."  —  Oesterreich,  Goncordät  t. 
L865,  art.  XXYIU,  a  linea  2.  „Archiepiscopis  et  Episcopis  liberum  erit,  in 
»ropriis  Dioecesibus  Ordines  seu  Gongregationes  religiosas  utriusque  sexus 
nxta  sacroB  canones  constitnere;  communicabunt  tamen  ea  de  re  cum  Gu« 
lernio  Imperiali  consilia.'^ 
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Landstriche y  welche  durch  den  BjBSwioker  Frieden 
30.  Oktober  1697  von  Frankreich  an  das  fieieh  znrflckgegeben 
worden,  wnrde  in  diesem  Friedensschiasse  festgesetzt^  dass  die 
katholische  Religion  in  dem  Stande,  wie  sie  sich  dermal 
befinde,  erhalten  werden  sollte,  wodurch  also  das  Jus  refcr- 
mandij  so  weit  es  in  denselben  nach  den  Bestimmungen  des 
westphälischen  Friedens  hätte  ansgeflbt  werden  dfirfen,  ana- 
geschlossen worden  war^^. 

YL  Je  weiter  übrigens  die  Zeit  fortschritt,  desto  selteatt 
wnrde  von  dem  Jus  reformandi  Gebrauch  gemacht  Als  es 
zur  Durchführung  des  Entschädigungswerkes  w^gen  der  im 
Lttneviller  Frieden  1801  an  Frankreich  gemachten  Äbtretnngen 
von  Ländern  auf  dem  linken  Bheinufer  kam,  galt  es  fast 
bereits  als  selbstrerständlich  und  wurde  von  keinw  Seite  be- 
anstandet, dass  der  Reichsd^utationshauptschluss  v.  25.  Febr. 
1803  es  als  Grundsatz  aufstellte,  dass  die  bisherige  Beligiona- 
flbung  eines  jeden  Landes  gegen  Aufhebung  und  Kränkung 
jeder  Art  geschützt  werden  solle.  Insbesondere  wnrde  der 
westphälische  Frieden  selbst  dahin  verstaaden  und  erklärt^ 
dass  derselbe  eine  Garantie  des  jeder  Confession  eigentft^llnh 
liehen  Kirchengutes  und  Schulfonds  enthalte.  Zug^dch  wurde 
dem  Landesherm  frei  gestellt,  auch  andere  Confessionsver- 
wandte  zu  dulden  und  ihnen  den  vollen  Genuss  der  bürger- 
lichen Rechte  zu  gestatten  ^^). 

VII.  Diese  Grundsätze  behielte  auch  ihre  Gültigkeit  in 
der  Zdt  des  Rheinbundes;  insbesondere  warde  in  den  Aeoea- 
sionsnrkunden  zum  Rheinbunde  die  Gleichstellung  der  katho- 
lischen Confession  mit  der  evangelischen  hinsichtlich  der  Ana- 
Übung  des  Cnltus  und  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte 
der  Bekenner  beider  Religionen  grundsätzlich  ausgesprochen  *^. 


ff)  Fax  Ryawic.  a.  1697  art  IV.  —  Diese  sog.  BaligionB-CIaiuel, 
welche  damals  viele  AufregODg  im  Reiche  yeroraachte,  lantet:  „...  Religioiie 
tarnen  catholica  Bomaaa  in  Lods  sie  restitutis,  in  stata,  quo  nunc  est, 
remanente/' 

«)  R.-D.-a-S.  T.  25.  Febr.  1803  §.  63,  65.  (Siehe  diese  Texte  oben 
§.  104,  Note  21.) 

^)  Yergl.  z.  B.  die  Accessionsurkonde  des  Herzogs  von  Mecklenburg- 
Schwerin,  y.  24.  April  1808,  art  lY.  „L'ezerdce  da  culte  catholiqae 
sera  dans  toutes  les  possessions   de  son  Altesse  S^r^nissime   pleisenMBt 
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§.  532. 

c)  Der  Artikel  XVI   der   deutschen  Bundesakte   über 
die  bürgerliclien  und  politischen  Rechte  der  christ- 
lichen Religionsparteien. 

L  Die  Bandesakte  Artikel  XVI  beschränkt  sich  auf  die 
Bestimmung:  y^Die  Verschiedenheit  der  christlichen  Keligions- 
Parteien  kann  in  den  Ländern  und  Gebieten  des  deutschen 
Bundes  keinen  Unterschied  in  dem  Genüsse  der  bürgerlichen 
und  politischen  Rechte  begründen/' 

U.  Es  ergibt  sich  aus  den  Verhandlungen  des  Wiener 
GongresseSy  dass  unter  den  ^^christlichen  Beligionspar- 
teien^'  nur  die  katholische  und  die  evangelische,  d.  h.  die 
lutherische  und  reformirte  Confession  zu  verstehen  sind;  also 
jene  Kirchen ,  welche  schon  zur  Reichszeit  und  zwar  auf  der 
Grundlage  des  westphälischen  Friedens  die  in  Deutschland 
grundgesetzlich  recipirten  Kirchen  waren.  Es  lag  keineswegs 
in  der  Absicht  der  Gründer  der  Bundesakte,  auch  den  An- 
hängern irgend  einer  damals  schon  bestehenden  oder  künftig 
entstehenden  Sekte,  welche  sich  eine  christliche  nennt,  gleich- 
falls den  VoUgenuss  aller  bürgerlichen  und  politischen  Rechte 
in  dem  Umfange  des  ganzen  Bundesgebietes  bundesgrund- 
gesetzlich  zuzusichern.  Die  zur  Reichszeit  gebräuchliche  Be- 
zeichnung der  katholischen  und  evangelischen  Kirche  als 
zwei  Religionsparteien  wurde  nur  aus  dem  Grunde  vermieden, 
weil  es  zweifelhaft  schien,  ob  nicht  richtiger  mit  Rücksicht 
auf  die  Unterscheidung  der  lutherischen  und  reformirten 
Kirche  vielmehr  von  drei  Religionsparteien  gesprochen  werden 
mttsste  0- 


M  k  Fexercice  du  calte  luth^rien:  et  les  sigets  des  deaz  religiona 
jooiront  sans  restrictions  des  mömes  droits  cIyüs  et  politiques,  sans  cepen- 
dant  d^roger  k  la  possession  et  joaissances  actuelles  des  biens  de  T^lise.''  — 
VergL  Winkopp,  Rhein.  Band  I,  468;  n,  43.  d08;  UI,  137. 159;  IV,  97- 
V,  135  flg. 

*)  VergL  Kl  über,  Verhandlungen  des  Wiener  Congresses  S.  250  flg. 
206.  443;  und  hierzu  (Vering)  in  t.  Moi,  Archiv  d.  Eirchenr.  Bd.  IX, 
(1863)  8.  539  flg. 
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m.  Als  zweifelhaft  konnte  erscheinen,  ob  die  Bundesakte 
bei  der  Aufstellnng  des  Principes  der  Gleichheit  der  kitk 
liscben  and  evangelischen  Religtonsparteien  in  dem  Ge&nsie 
der  bürgerlichen  nnd  politischen  Rechte  hierunter  nicht  ud 
das  Recht  der  vollkommenen  öffentlichen  Religiong- 
übung  begriffen  habe').  Nunmehr  hat  die  Majorität  in  der 
Bandesversammlung  bei  der  Abstimmung  über  die  B^efawde 
des  Herrn  von  der  Ketten  barg  in  Mecklenburg  wegen  bfr 
einträchtigter  Religionsfreiheit  am  9.  Joni  1853,  Protok.  §.152 
ihre  Ansicht  dahin  aasgesprochen,  dass  die  EntBcheidang  filier 
die  Berechtigang  der  anerkannten  christlichen  ReligionspvteieD 
zur  Religionsübang  und  selbst  Abhaltung  des  hänslielieii 
Gottesdienstes,  unumschränkt  den  einzelnen  Regienmges ifr 
heim  gegeben  und  die  Bedeutung  des  Artikels  XVI  derBmies 
akte  strenge  auf  diejenige  einer  Gewähr  gegen  bftrgerlitle 
und  politische  Zurücksetzung  der  Anhänger  einer  dieser 
Keligionsparteien  beschränkt  sei^). 


•)  V.  Linde,  Gleichberechtigung  der  Augsburgischen  Confeadon lä 
der  katholischen  Religion  in  Deutschland.  Mainz,  1853;  siehe  nek  des- 
selben  oben  §.  529  Note  4  angef.  Abhandlung  im  AidiiT  £  dftotl- & 
des  deutsch.  Bundes,  Bd.  n,  Heft  1.  1855. 

))  Der  Wortlaut  des  durch  ^'orit&t  auf  Gnmdlage  des  Hinorititq^; 
achtens  der  Reclamationsconunission  gefassten  Bandesbeschlasa^  ^>  ^^^ 
1853  besagt  zwar  nur,  dass  die  Bundesversanunlung  sich  nicht  fSr  en^ 
tigt  erklärt,  auf  die  Beschwerde  des  Herrn  von  der  Kettenbarg  am- 
gehen.  Dass  aber  diesem  Majoritätsbeschlüsse  die  hier  oben  im  Texte  tt- 
gegebene  Bechtsansicht  zu  Grunde  li^  ergeben  nicht  nnr  die  AbstlnamDgBi, 
sondern  ist  auch  ausdrücklich  gesagt  in  dem  OesterreichischenTotA 
1855,  Protok.  §.  207.  Für  eine  ausdehnende  Erklärung  des  Art.  XVI  der 
6.-A.  hatte  sich  das  Majoritätsgatachten  der  Reclamationscommissian  i«b 
17.  März  1853  ausgesprochen ;  in  gleichem  Sinne  stinmiten  die  R^gienogs 
von  Oesterreich,  Bayern,  K.  Sachsen,  Eurhessen  ondGio» 
herzogthum  Hessen  und  die  Staaten  der  16.  Stimme.  Bei  der  AbstiDBisil 
über  eine  zweite  Vorstellung  und  die  Bitte  des  Eammerherrn  t.  d.  Ket- 
te nburg  und  des  Bittergutsbesitzers  v.  Yogelsang  nm  AofreeitiiM 
der  den  christlichen  Beligionsparteien  bandesgnmdgesetzüch  ganotirtS 
Gleichheit  der  politischen  Rechte,  Protok.  d.  B.-Y.  t.  1855,  §.  907  ed&rtt 
Oesterreich:  „Der  kaiserliche  Hof  wird  .  .  .  sich  aberzogt  bafteo  ti^ 
fen,  dass  es  im  Sinne  aller  Iffitglieder  des  Bundes  li(^,  die  in  Beie 
stehende  Bestimmung  des  Bundesvertrages  (art  XYI)  wenigstens  is  die- 
ser  engeren  Bedeutung  (wie  sie  hier  oben  im  Texte  angM^beo  v"^' 
ungeschmälert  aufrecht  zu  erhalten.''    Der  (zweiten)  Besehwefde dff 
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IV.  Nach  der  Wiener  Schlüssakte  art  53  ist  die  Bundes- 
▼ersammluDg  yerpflichtet,  fbr  den  nnverkttinmerten  Vollzog  des 
Artikels  XVI  der  Bnndesakte  in  dem  angegebenen  Sinne  zn 
sorgen;  und  ist  nicht  erst  der  Nachweis  nöthig,  dass  derselbe 
in  einem  einzehen  Falle  thatsächlich  verletzt  worden,  son- 
dern es  genügt  der  Nachweis,  dass  von  einer  Staatsregie- 
rung principiell  die  Kechtsgleichheit  der  anerkannten 
christlichen  Gonfessionen  negirt  werde  ^). 

V.  Die  Frage,  in  welchem  Umfange  einer  der  anerkannten 
christlichen  Seligionsparteien  die  Religionsttbung  in  einem 
deutschen  Einzelstaate  zustehe,  ist  daher,  sofeme  nicht  durch 
neuere  Landesgesetze  oder  Staatsverträge  etwas  anderes  be- 
stimmt worden,  auch  heut  zu  Tage  noch  nach  den  hierüber 
in  dem  westphälischen  Frieden  aufgestellten  Grundsätzen  zu 
beurtheilen. 


Herren  v. d.  Eettenbnrg  und  v.  Vogelsang  wnrde  durch  B.-B.  ▼.  1855, 
Protok.  §.  207,  S.  556  nur  darum  keine  Folge  gegeben,  weil  die  grossh. 
MeddenbargischeBegiening  hatte  erklären  lassen,  dass  dem  (die  Beschwerde 
veranlassenden)  Beschlüsse  der  Landtagsversammlung  (zu  Malchin)  y.  11. 
Decbr.  1862  eine  über  die  Aeusserung  von  Wünschen  und  Erwartungen 
hinausgehende  rechtliche  Bedeutung  nicht  beigelegt  werden  könne,  weil 
nach  der  in  Mecklenburg  bestehenden  Landesverfiissung  eine  rechtsgültige 
Feststellung  über  ständische  Berechtigungen  und  Befähigungen  nur  durch 
einen  gemeinschaftlichen  Beschluss  der  beiden  Landesherren  und  der 
Stände,  nicht  durch  einseitige  Beschlussnahme  der  Letzteren  allein  hätte 
getroffen  werden  können.  (Der  angeführte  Beschluss  der  Landesversamm- 
lung zu  Malchin  v.  11.  Decbr.  1852  hatte  nämlich  einen  Gomit^bericht  ge- 
nehmigt und  sämmtlichen  ritterschafUichen  Aemtem  zur  Kenntnissnahme 
mitgetheilt,  in  welchem  der  Grundsatz  aujQ^estellt  war,  dass  in  Mecklenburg 
die  Nichtangehörigkeit  zur  (lutherischen)  Landeskirche  subjectiv  einen  Aus- 
schluss von  verschiedenen  ständischen  Aemtem  und  Functionen  und  ob- 
jectiv  eine  Behinderung  zur  Theilnahme  an  Verhandlungen,  die  religiöse 
und  kirchliche  Beziehungen  haben,  begründe,  daher  es  sehr  wünschens- 
werth  sei,  wenn  ein  solcher  Amtsgesessener  nicht  zum  Amtsdeputirten  ge- 
wählt werde,  dessen  Religionsbekenntniss  denselben  in  der  voUständigen 
Ausübung  seines  Officiums  behindere.  YergL  Protok.  d.  B.-Y.,  12.  Sitzung 
vom  17.  April  1865,  §.  144.) 

*)  Ausdrücklich  hat  dies  die  Bedamationscommission  in  ihrem  Berichte 
in  der  Sache  der  Herren  von  der  Kettenburg  und  von  Yogelsang 
(Protok.  der  B.-Y.  1855,  §.  144,  S.  382)  ausgesprochen. 
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die  Staatsgewalt  nicht  befugt ,  in  anderar  Wdse  als  auf  den 
gesetzlichen  Wege  des  Polizei-  oder  StrafVer&brenB  goga 
solche  Personen  einzuschreiten^'). 

§.  537. 

y)  Die  gemeine  Lehre  in  Bezug  auf  das  Kirchen- 
vennögen. 

I.  Hinsichtlich  der  Eirchengttter  wurde  nach  gemduea 
Rechte  unbestritten  zur  Reichszeit  das  Eigenthum  d^  aner 
kannten  Confessionen  an  ihrem  Eirchenvermögen  and  n 
ihrem  confessionellen  Schulfond  anerkannt,  welcher  Letäse 
jederzeit  dem  Eirchenvermögen  beigezählt  und  nur  in  so  wdl 
davon  unterschieden  wurde,  als  ihm  ^die  Eigenschaft  eines  n 
einem  besonderen  Zwecke  bestimmten  Theiles  des  confes- 
sionellen Vermögens  zukommt  *). 

U.  Insbesondere  war  anerkannt,  dass  die  Verwattong  des 
allgemeinen  katholischen  Eirchenvermögens  und  Schnlfonds  desi 
Bischöfe  unabhängig  von  der  Staatsgewalt  zustellt,  die 
Verwaltung  der  lokalen  Eirchen-  und  Schnlfonds  aber  Sadie 
der  einzelnen  Pfarrgemeinden  unter  Oberaufsicht  des  Bi- 
schofs ist^). 

.  *>)  Vergl.  G.  Y.  Rotteck,  die  cölnische  Sache  Yom  Standposkte  des 
aUgemeinen  Rechts.  Speier,  1838.  ~  So  z.  B.  beniht  anch  die  miiBBler 
von  der  Staatsgewalt  bei  kirchlichen  Conflikten  angeordnete  und  aaf^  k 
neuerer  Zeit  mitonter  (z.  B.  von  Gh.  G.  J.  Bansen,  Zeichen  der  Zeit 
Bd.  L  S.  181.)  wieder  empfohlene  Sperre  der  Temporalien  da- Bi> 
Bchöfe,  welche  Landesunterthanen  sind,  auf  keinem  gemeinrecht- 
lichen gesetzlichen  Grande  and  ist  auch  in  kein  neueres  Stiaf-  oder 
Polizeigesetzbach  aa^nommen.  Nur  da  könnte  etwa  die  Sperre  dar  TesH 
poralien  als  eine  Art  von  völkerrechtlicher  Massregel  gerechtfieit%t 
werdai,  wo  der  Bischof  im  Aaslande  residirt  and  dortsdbst  Unterthan  isK. 
und  somit  von  der  Justiz-  und  Polizeigewalt  des  Inlandes  in  anderer  Weise 
nicht  erreicht  werden  könnte,  wie  dies  zur  Beichszeit  h&ufig  der  Fall  war. 

0  Sehr  bestimmt  spricht  sich  darüber  ans:  Baden,  (an%dL)  L  GouL- 
Edikt  1807,  §.  9.  (siehe  Note  5.);  und  der  R.-D.-H..S.  ▼.  2&.'  Fete.  18»^ 
§.  63.  (siehe  oben  §.  104.  Note  21.). 

*)  Vergl.  die  Schrift:  Das  rechtliche  Yerbfiltniss  d^r  katholitciieB  Bi- 
schöfe Deatschlands  zu  den  deutschen  Staatsr^enmgen,  mit  besooteea 
Hinblicke  auf  die  Verwaltung  des  katholischen  Kirchenvennag[enB  o.  b.  v. 
Mainz,  1854. 
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nL  Dieser  Grundsatz  wurde  auch  durch  den  Beichadepn- 
tationshauptschluss  vom  25.  Februar  1803,  §.  63  neuerdings 
bestätigt  und  seine  fortwährende  Ottltigkeit  in  den  damals 
flberwiesenen  (säeularisirten)  Entschädigungsländem  ausge- 
sprochen,  und  den  Confessionen  nicht  nur  das  Eigenthum, 
sondern  auch  der  Besitz  und  Genuss  ihres  Kirchengutes 
ond  Schulfonds  ausdrücklich  gewährleistet  3). 

IV.  Nur  in  Bezug  auf  die  frommen  und  milden  Stif- 
tnngen,  welche  ganz  scharf  von  dem  Eirchengute  und  dem 
eonfessionellen  Schulfond  unterschieden  wurden,  und  die  nach 
der  Verfassung  der  katholischen  Kirche  von  jeher  ebenfalls 
onter  der  Verwaltung  oder  Au&icht  des  Bischofs  standen, 
ordnete  der  Beichsdeputationshauptschluss  vom  25.  Februar 
1803  in  einem  besonderen  Satze,  §.65,  an,  dass  sie  der 
landesherrlichen  Aufsicht  und  Leitung  untergeben  bleiben 
Bollen,  was  voraussetzt,  dass  sie  schon  vor  der  Ueberweisung 
an  die  nunmehrigen  Landesherren,  als  nicht  oder  nicht  rein 
geistliche  Stiftungen  unter  landesherrlicher  Aufsicht  und 
Leitung  gestanden  hatten,  daher  denn  auch  dieser  §.  65  des 
Beichsdeputationshauptschlusses  nicht  auf  andere,  firtther  nicht 
anter  landesherrlicher  Aufsicht  gestandene  fromme  und  milde 
Stiftungen  bezogen  werden  darf. 

V.  Gegen  das  Ende  des  Reiches  und  noch  mehr  nach  der 
Auflösung  desselben  fand  aber  nicht  nur  die  an  sich  richtige 
Ansicht  grosse  Verbreitung,  dass  der  Staat  sein  Oberaufsichts* 
recht  auch  auf  die  Verwaltung  des  Kirchenvermögens  und 
eonfessionellen  Schulfonds  ausdehnen  müsse»  da  er  wegen 
möglicher  subsidiärer  Theilnahme  an  der  Bestreitung  der  hier- 
auf liegenden  Ausgaben  fOr  Kirche  und  Schule  betheiligt  sei  ^), 


^  R-D.-H.-S.  Y.  25.  Febr.  1803,  §.  63.  (siehe  den  Text  oben  §.  104^ 
Note  21.).  Sehr  bestimmt  erklären  sich  hierüber:  Protok.  der  Reichdeput 
L  145. 

*)  Unbemerkt  darf  übrigens  nicht  bleiben,  dass  weder  bei  der  katho^ 
lischen  noch  bei  der  protestantischen  Kirche  die  Besorgniss  einer  Ver- 
schleuderong  des  Kirchen-  und  Schulvermögens  zufolge  der  bestehenden 
kirchlichen  Einrichtungen  begründet  ist  Den  besten  Beweis  hierfür  liefert 
das  durch  den  K-D.-H.-S.  vom  25.  Februar  1803  ausgeführte  Entschfldi- 
Knngswerk  selbst,  das  fast  ausschliesslich  aus  dengenigen  ausgeführt  wurde, 
was  die  katholische  Kirche  seit  Jahrhunderten  gesammelt  hatte. 

55* 
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VU.   Schon  in  den  Ver&ssuigSQrkiuiden  vor  dem  Jakre 

1848  findet  sich  nur  selten  die  Bezeiduinng  einer  der  Mär 
liehen  Kirchen  alsLandeskirche,  nnd  auch  dieses  in  kcaer 
anderen  Bedentnng,  als  dass  derselben  eine  UnterBtOtzoi; 
ans  Staatsmitteln  zugesichert  wird  ^^).  Einige  nenere  Verfas- 
sungen sprechen,  auch  hierin  der  Beichsverfassnng  v.  28.  Min 

1849  sich  anschliessend  1^),  geradezu  aus,  dass  es  keine 
Staatskirche  gebe^^). 

YIII.  Der  bnndesrechfliche  Grundsatz ,  dass  die  mer* 
kannten  christlichen  Religionsparteien  überall  gleiche  bfiiger- 
liehe  und  politische  Rechte  geniessen  sollen  i^),  ist  andi  in 
die  meisten  Yerfassungsurkunden  vor  dem  Jahre  1848  sb- 
drtteklich  aufgenommen  worden  ^^);  einige  der  nenesteo  Vcr 
fassungsgesetze  haben  nach  dem  Vorbilde  der  ReichsTerfasnog 
vom  28.  März  1849  die  bürgerlichen  und  staatsbfirgeriidiei 
Rechte  ftir  völlig  unabhängig  von  dem  reUgiösen  Bekenntoi^e 
erklärt'^). 

IX.  Als  selbstverständlich  wird  in  allen  Verfassvogsge- 
setzen  vorausgesetzt ,  dass  die  in  den  Gesetzen  über  das  Ym- 
einswesen  überhaupt  aufgestellten  Grundsätze  über  polizeOidie 
Schliessung    oder  Auflösung   der  Vereine   keine   Anwendtng 


««)  S.-Meiiiingen,  V.-ü.  1829,  §.  29:  „Die  evangelische  Eiztte 
ist  die  Landeskirche ,  und  sie  wird,  wenn  ihre  Dotationen  in  izgend  äoer 
Hinsicht  unzureichend  sind,  mit  Landeseinkunften  unterhalten.*'  —  &- 
Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  128:  „Die  eYangelisch -protestantische 
Kirche  ist  die  Kirche  des  Landes. '' 

«')  R.-V.  V.  28.  März  1849,  §.  146,  a  linea  2.    Siehe  oben  §.  293u 

M)  Schwarzburg-Sondershausen,  (auflgeh.)  V.-D.  1849,  §.  20; 
siehe  dagegen  Y.-U.  1857,  §.  4.  —  Anhalt-Bernburg,  (ao^eh.)  T.-ü. 
1860,  §.  20.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  art  74.  —  S.-Coburg-6otha, 
V.-ü.  1852,  §.  35. 

»)  B.-A.  art.  16.    (Siehe  oben  §.  532). 

*«)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  IV,  §.  9.  -  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  l 
19.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  27.  ~  Grossh.  Hessen,  V.-ü. 
1820,  §.  20.  —  S.- Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  12.  —  K.  Sachsei. 
V.-ü.  1831,  §.  33.  —  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  29.  —  Knrhessei. 
V.-ü.  1831,  §.  29.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1882,  §.  211. 

«0  Hannover,  Ges.  v.  5.  Septbr.  1848,  §.  6,  a  linea  2.  ~  Oldea- 
burg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  33.  -  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  186S.  f  31 
—  Reuss  j.  L.,  V-ü.  1852,  §.  16.  -  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  40  t 
linea  4. 
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anf  die  nach  dem  westphUisehen  Frieden  und  der  dentechen 
Bandesakte  anerkannten  chruBtliehen  Gonfessionen  finden 
kitenen  '^). 

§.  534. 
6)  Das  Recht  der  Aufsicht  über  die  Kirchen. 

a)  Allgemeines.  . 

L  Das  Aofsichtsrecht  des  Staatsherrschers  oder  sog.  Ober- 
auftichtsrecht  über  die  christlichen  Kirchen  und  anderen  Beli- 
gioDSgesellschaften  besteht  in  der  Befugniss,  von  Allem  Kennt- 
mss  zu  nehmen,  was  in  der  Kirche  vorgeht,  und  alle  nöthigen 
Massregeln  zu  ergreifen,  um  Uebergriffe  der  Kirchengewalt 
in  das  Bereich  der  Staatsgewalt  zu  verhttten  oder  zurttckzu- 
veisen. 

n.  Dieses  JRecht  der  Krone  erstreckt  sich  über  alle  An- 
ordnungen, welche  von  der  Kirchengewalt  ausgehen,  und  zwar 
sowohl  1)  in  Bezug  auf  die  Lehre  (Dogma),  Cultus  und  Li- 
turgie, als  auch  2)  in  Bezug  auf  die  kirchliche  Verfassung 
ond  die  Verwaltung  der  Kirchenämter,  und  3)  in  Bezug  auf 
die  Kirchengtiter. 

in.  Die  Ausübung  des  Rechtes  der  Oberaufsicht  geschieht 
entweder  durch  das  Ministerium  des  Innern,  oder  durch  ein 
besonderes  Ministerium  des  Cultus,  oder  es  ist  fUr  jede  der 
anerkannten  Confessionen  eine  besondere  unter  dem  Mini- 
sterium stehende  Behörde  dafttr  eingerichtet,  deren  Mitglieder 
Ton  der  Krone  aus  Angehörigen  der  betreffenden  Confession 
ernannt  werden,  um  hierdurch  den  Religionsparteien  eine  Bürg- 
schaft fOr  die  gehörige  Wahrung  ihrer  besonderen  confes- 
sionellen  Rechte  zu  gewähren^).. 


**)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Oldenburg,  rev.  Y.-U.  1852,  art  75.  — 
Nor  religiöse  Yersammlangen,  welche  unter  freiem  Himmel 
gshalten  werden  woUen,  sind  den  politischen  und  anderen  Versammlungen 
dieser  Art  gleichgestellt  in  Luxemburg,  V.-U.  1856,  art  25. 

0  VergL  z.  B.  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  79.  „Die  in  der  Staats- 
gewalt begriffenen  Rechte  über  die  katholische  Kirche  werden  von  dem 
Könige  durch  eine  aus  katholischen  Mitgliedern  bestehende  Behörde  ans- 
(Nbt,  welche  auch  bei  Besetzung  geistlicher  Aemter,  die  vom  Könige  ab« 
otogen,  jedesmal  um  ihre  YorscblAge  vemommen  wird.'' 


858  §.  534.    Dfti  Badit  der  Anfacht  aber  die  EirohoL 

lY.  So  wenig  der  Krone  dieseB  HoheitneGhi  über  & 
Eirohen  an  sich  bestritten  werden  kann,  so  grosse  YetsoUe- 
denheit  der  Ansichten  bestand  von  jeher,  theils  über  den  Um- 
fang desselben  im  Einzeben,  theils  über  die  Art  und  W«e 
seiner  Aosttbnng.  Welche  Gmndsfttze  in  dieser  Bezidinng  xnr 
Anwendung  zu  bringen  sind,  hängt  wesentlieh  yon  dem  Systene 
ab,  welches  ein  Staat  hinsichtlidi  seiner  Stellung  zu  eiaer 
Kirche  (§.  528)  überhaupt  angenommen  hat  J^nehr  sieh  du 
Yerhaltniss  zwischen  Staat  und  Kirche  dem  alt^i  Territorist 
Systeme  nfthert,  desto  grössere  Bechte  wird  die  Staalsgewall 
unter  dem  Namen  des  Aufiichtsrechtes  über  die  Kirche  bean- 
spruchen ;  je  mehr  sich  dasselbe  aber  dem  Systeme  der  BcE- 
gionsfreiheit  (Associations-System)  nähert,  desto  mehr  woda 
die  Aufieiichtsrechte  des  Staates  über  die  Kirdie  auf  daaseftes 
Umfang  und  dieselbe  Art  der  Wirksamkeit  sich  beschriBkei 
müssen,  wie  ihm  dieselben  über  andere  gesellsehafUiche  Yct- 
eine  zustehen^). 

Y.  Da  sich  die  eyangelische  Kirche  zufolge  ihrer  gescfaidit- 
liefaen  Entwickelung  in  Deutschland  grOsstentheils  gentthigt 
sah,  sich  unter  den  besonderen  Schutz  des  Landesherrn  zu 
begeben,  und  diesem,  der  sie  allein  schützen  konnte,  auch  das 
Kirchenregiment  und  somit  die  bischöfliche  Crewalt  beizu- 
legen, und  zwar  in  der  Art,  dass  noch  jetzt  sogar  der  katho- 


*)  Nach  dem  hierarchischen  Systeme  wflrde  imigekelut  der  Stul  §uim 
unter  die  Oberaufsicht  der  Kirche  Men.  Dieses  System,  weldies  so  skh 
nur  da  und  so  lange  möglich  ist,  wo  und  als  die  katholische  Krcfae  als  &Be 
eins  ige  Staatskirche  oder  herrschende  Kirche  besteht,  ist  in  Deotscfalaid 
schon  mindestens  seit  dem  westph&ÜBchen  Frieden  positiv  an^geschlossa 
und  den  bestehenden  Verhältnissen  nach  unmö(^ch,  daher  ea  im  Teds 
keiner  Erwähnung  bedurfte.  Uebrigens  bedarf  die  katholische  Kirche  wxA 
für  ihre  volle  Wirksamkeit  innerhalb  des  kirdüichen  Gebietes  dieses  Systeoes. 
wdches  naturgem&ss  den  Widerstand  der  dadurch  in  ihrem  gebahrcnda 
Wiikasgskreiae  sich  beschränkt  ffthlenden  Staatsgewalt  hervorrufea  mnsattv 
nicht  mehr,  indem  das  System  der  Religionsfreiheit,  weldifsjelst 
aberall  immermehr  zur  praktischen  Geltung  gelangt,  ihr  alle  beafilUigli 
Selbstständigkeit  vollständig  gewährt,  und  daher  wird  auch  in  diesem  Sy- 
steme der  Beligionsfreiheit  der  alte  Kampf  zwischen  Staat  nnd  Kirche  ia 
Dentschhyid  seine  Ansgleidiung  finden,  so  wie  er  sie  flberaU  geAmden  hH 
oder  gar  nicht  entetanden  ist  (wie  z.  B.  in  NordantörikaX  wo  der  Staatdea 
Huth  hatte,  auf  das  System  der  BaUgiQvsfireüiett  eüizattetOL 
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lische  Landesherr  als  Bischof  der  evangetischeii  EJrchen 
seines  Landes  betrachtet  ¥rird'),  and  da  somit  in  Bezug  aaf 
die  eyangelisehe  Kirche  die  bisdiOffiche  Gewalt  und  das  Staats- 
oberanfisichtsrecht  in  einer  Hand  zusammenfallen^  so  eriiellt 
▼on  selbst,  dass  der  umfang  nnd  die  Art  und  Weise  der 
Ansilbnng  dieses  letzteren  Bechtes  hauptsächlich  nnr  in  Bezug 
snf  die  katholische  Kirche  za  MeinnngsTerschiedenheiten 
Veranlassnng  geben  konnte. 

§.  W5. 

b)  Die   gemeine  Lehre  über  das  Oberaufsichtsrecht 
des   Staates   und   die  Reclamationen   der  katholischen 

Bischöfe« 
a)  In  Bezug  auf  Dogma,  Cultus  und  Liturgie. 

L  So  wie  hn  Mittelalter  die  Kirche  gestrebt  hatte,  den 
Staat  unter  ihre  Vormundschaft  zu  nehmen,  so  trat  seit  der 
Reformation  sowohl  in  der  Wissenschaft  als  in  der  Gesetz- 
gebung, und  zwar  nicht  minder  der  katholischen  als  der  pro- 
testantischen Länder,  immer  mehr  das  Bestreben  hervor,  die 
Kirche  unter  die  Vormundschaft  des  Staates  zu  stellen,  und 
in  diesem  Bestreben  stimmten  sowohl  der  Absolutismus  als  der 


*)  Der  katholische  Landesherr  Übt  jedoch  die  bischöflichen  Rechte  aber 
fie  eYtngelifldien  Kirchen  des  Landes  nur  vermittelst  eines  von  ihm  er- 
nannten protestantischen  Gonsistorinnu.  YergL  Baden,  (an^h.)  L  Gon- 
stitat.-Edikt  t.  14.  Mai  1807,  die  kirchliche  Staatsverl  hetr.,  §.  17.  ^Dio 
Kirchengewalt  der  evangelischen  Kirche  beider  Gonfessionen  (d.  h.  der 
hitherischen  nnd  reformirten  Kirche)  kann  nur  im  Namen  des  Sonverains, 
welcher  Religion  er  auch  far  seine  Person  zugethan  sei,  und 
nnr  durch  ein  von  ihm  aus  Gliedern  der  evangelischen  Kirche  bestelltes 
Obereonsistorium  besorgt  werden.''  —  Bayern,  Beilage  n,  Anhang  II 
z.  Y.-U.  1818,  §.  1.  „Das  oberste  Episkopat  und  die  daraus  hervorgehende 
Leünng  der  protestantischen  inneren  Kirchenangelegenheiten  soll  kOnftig 
durch  ein  selbstst&ndiges  Obereonsistorium  ausgeübt  werden, 
welches  dem  Staatsministerium  des  Inneren  unmittelbar  untergeordnet  ist" 
—  E.  Bachsen,  Y.-U.  1831,  $.  67,  a  linea  2.  „Insbesondere  wird  die 
landesherrliche  Kirchengewalt  (jiw  epucopale)  aber  die  evangelischea 
fflaabensgenossen,  so  lange  der  König  einer  anderen  Gonfeialon  snge- 
thaa  ist,  von  der  $.  41  bezeidmeten  Ministerialbehtede  femer  in  den  zeiU 
•  herigen  Masse  auageabt"  —  Yonoi^gliche  Beatiannuiigen  in  gleichem.  Sinne 
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sog.  LiberaliBmiui  ttberein  ^) ,  wenn  sie  auch  im  Debrigem  toh 
verschiedenen  Gnmdanschaamigen  ansgingen. 

II.  Die  Rechte  y  welche  hiemach  unter  dem  Namen  dei 
Oberan&ichtsrechtes  über  die  Kirche  fiir  die  Staatsgewalt  in 
Anspruch  gencmimen  wurden^),  sind  in  Bemg  auf  alle  aüge- 
meinen  Erlasse  der  katholischen  Eirchengewalt,  weldie 
Dogma,  Oultus  oder  Liturgie  betreffen,  1)  das  Beekt 
des  sog.  landesherrlichen  Placet  (plaeeium  rßgium  «. 
exequatur),  d.  h.  das  Recht,  die  Vorlage  der  von  den  Eirdioi- 
behörden  beabsichtigten  Erlasse  und  Anordnungen  Tor  deren 
Verkündigung  zum  Zwecke  der  Prüfung  derselben  zu  yerlangen 
und  deren  Bekanntmachung  und  beziehungsweise  Befolgaoip 
zu  gestatten  oder  zu  untersagen').  2)  In  einigen  Stsatai 
wurde  auch  das  Recht  in  Anspruch  genommen,  yon  der  Cor- 
respondenz  der  katholischen  Geistlichen  mit  dem  fSifA- 
liehen  Stuhle  Einsicht  zu  nehmen^);  jedoch  wurde  schon  im 
Jahre  1830  in  mehreren  Staaten  diese  Correspondenz  mit 
einigen  Einschränkungen   wieder   frei   gegeben^).     3)  Regel- 


enthalten:  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  76.  —  S.-Altenburg,  V.-ü. 
1831,  §.  130.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  134.  —  Braunschveig, 
n.  L.-0.  1832,  §.  2M.  ^Hannover,  L.-V.-G.  1840,  §.  67. 

*)  Belege  hierzu  liefert:  L.  A.  Warnkönig,  die  staatsrechtlicfae  &d- 
Inng  der  katholischen  Kirche  in  den  katholischen  Ländern  des  deuts^ei 
Reiches,  besonders  im  18.  Jahrhundert    Erlangen  1855. 

*)  Yergl.  dieAu&&hlung  der  Befugnisse,  welche  die KirdienhetriklikBt 
des  Staates  um&SBen  soll,  in  Baden,  (aufgehob.)  I.  Constitat-Edikt  t» 
14.  Mai  1807,  §.  21.  —  Bayern,  Beü.  IL  z.  V.-ü.  1818,  §.  50  n.  t 

')  Yergl.  über  das  Geschichtliche:  Brendel,  Handbach  da  KxEtäei- 
rechtes.  (3.  Aufl.  1840.)  §.  214.  ~  Walter,  Lehrb.  des  Kirciiearectoi 
(12.  Aufl.  1856.)  §.  46  c.  —  Die  Ton  den  Staaten  der  oberrheinisdien  Ek<- 
chenprovinz  publicirte  Verordnung  über  das  landesherrliche  Scbuts-  mi 
Aufinchtsrecht  v.  30.  Januar  1830,  §.  5  macht  sogar  die  Fortdaoer  derver- 
bindlichen  Kraft  der  von  der  Staatsregierung  angenommenen  pi{fiäidfen 
Bullen  davon  abhängig,  dass  nicht  durch  neuere  landesherrlidie  Yeroni- 
nungen  etwas  anderes  bestimmt  wird.  —  Siehe  unten  §.  539,  ü. 

4)  VergL  Brendel,  Handbudi  §.  216.  —  Siehe  unten  §.  539,  IIL 

^)  Die  Bulle:  „Ad  Dominici  gregis  custodiam''  v.  11.  April  1827  be- 
stimmte einfach  im  Artikel  VI. :  , liberum  erit  cum  Sancta  sede  de  megsäi 
ecciesiastids  communicare.*^  Die  Verordnung  der  Staatsregienmgen  to  b 
der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  vereiniglen  Lander  t.  3ül  Jan.  ISSk 
§.  19  rftumt  aber  diese  Freiheit  nur  dem  Erzbischofe,  d^L  Biachfifen  ote 
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mäBsig  wurde  auch  zur  Abhaltong  kirchlicher  Synoden  die 
Staatsgenehmigung  erfordert  und  auch  dem  Landesherrn  das 
fiecht  beigelegt,  im  Interesse  des  Landes  und  zur  Verhütung 
kirchlicher  Streitigkeiten  Synoden  zu  berufen  ^).  4)  Allgemein 
legte  sich  die  Staatsgewalt  das  Becht  bei,  kirchliche  Miss^ 
brauche  abzuschaffen  und  überhaupt  kirchliche  Handlungen 
zn  untersagen,  welche  nach  den  Zeitumständen  nachtheilig  auf 
den  Staat  wirken  können.  Hierher  rechnete  man  die  Auf- 
hebung der  Feier  übermässiger  Festtage  ausserhalb  der  Kirche^ 
das  Verbot  yon  Wallfahrten  und  öffentlichen  Processionen, 
fltaatsgefährlicher  geistlicher  Orden'')  und  das  Becht,  die  Er- 
richtung neuer  Klöster  zu  untersagen,  oder  die  bestehenden 
als  unzweckmässig  und  nachtheilig  aufzuheben,  insoferne  nicht 
durch  Staatsgesetze,  Staatsverträge  oder  Concordate  deren 
Fortbestand  verbürgt  oder  deren  neue  Errichtung  vorgeschrieben 
igt^).     Ebenso   legte   sich   die  Staatsgewalt  auch  das  Recht 


BisthumsTerwesem  ein.  Die  übrigen  Diöcesan- Geistlichen  haben  sich 
hiemach.  in  aUen  kirchlichen  Angelegenheiten  an  den  Erzbischof  oder  Bi- 
schof zu  wenden. 

")  Landesherrliche  Verordnung  fUr  die  oberrheinische  Kirchenprovinz 
T.  30.  Januar  1830,  §.  9.  18. 

"*)  Yon  den  deutschen  Yei&ssungsurkunden  bestimmt  übrigens  nur  K 
Sachsen,  Y.-ü.  1831,  §.  56,  a  linea  2  ausdrücklich:  „Es  dürfen  weder 
oeue  Klöster  errichtet,  noch  Jesuiten  oder  irgend  ein  anderer  geistlicher 
Orden  jemals  im  Lande  aufgenommen  werden.**  —  Baden,  Gesetz  vom 
9.  Octbr.  1860,  §.  11:  „Ohne  Genehmigung  der  Staatsregierung  kann  kein 
religiöser  Orden  eingeführt  und  keine  einzelne  Anstalt  eines  eingeführten 
Ordens  errichtet  werden.  Diese  Genehmigung  ist  widerruflich."  —  Aehn- 
lich:  Würtemberg,  Ges.  ▼.  30.  Jan.  1862,  art.  15.  (Nach  art  16  „wer- 
den  die  Gelübde  der  Ordensglieder  von  der  Staatsgewalt  nur  als  wider- 
rufliche behandelt**). 

*)  Eine  solche  Bestimmung  findet  sich  z.  B.  im  bayerischen  Con^ 
cordate  t.  1818,  art.  YIL  „Insuper  Miyestaa  Sua  ...  aliqua  Monasticorum 
ordinum  utriusque  sexus  Goenobia  ad  instituendam  in  religione  et  literis 
juventatem,  et  in  parochorum  snbsidium  aut  procura  infirmorum  .  .  .  cum 
Donvenienti  dotatione  instaurari  curabit**  —  Oest  er  reich,  Concord&t  t. 
L865,  art.  XXYIU,  a  linea  2.  „Archiepiscopis  et  Episcopis  liberum  erit,  in 
proprÜB  Dioecesibus  Ordines  sen  Gongregationes  religiosas  utriusque  sexus 
iuxta  sacros  canones  constituere;  communicabunt  tamen  ea  de  re  cum  Gu* 
bemio  Imperiali  consilia.** 
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\My  Vorschriften  über  die  Statdiaftigkeit  der  AUegmig  too 
geistlichen  Ordensgelttbden  zu  geben "). 

m.  In  Bezug  anf  die  Liturgie  der  protestantischen  Kirdn 
wnrde  mitanter  das  Becht,  Agenden  einsafUiren,  ab  ein  /w 
ftu^eataiieum  in  Ansprach  genommen  ^^). 

§.  536. 

ß)  Die  gemeine  Lelire  über  das  Oberau&iclitareeht  des 

Staates  in  Bezug  auf  Verfassung  und  Verwaltong 

der  Kirche. 

In  Bezog  auf  die  Verfassung  und  Verwaltung  der 
Kirche,  insbesondere  der  katholischen,  beansprucht  die  Staats^ 
gewalt: 

I.  Das  Recht,  die  Eintheilnng  des  Landes  in  geisüiebe 
Bezirke  und  die  Errichtung  geistlicher  Stellen  und  Behörden 
im  Lande  zu  genehmigen '). 

n.  Das  Recht  ^  allen  eigentlichen  Eirchenbeamten,  detea 
Ernennung  von  der  Kirchengewalt  aasgeht,  die  BestfttiguBg 
{canfirmatio)  in  ihrem  Amte  als  Bedingung  der  Ansflbnng  de»- 

*)  So  I.  B.  schreibt  eine  k.  bayerische  Yerordnimg  ¥.  2S.  Ifin 
1847  besOglich  der  Ablegong  von  Ordensgelübden  in  Nonnenklösteri 
▼or,  daas  ein  ewiges  Oelflbde  nicht  Tor  dem  S3.  Jahre  abgelegt  verdea 
darf;  dass  bei  der  Ablegong  eines  jeden  Gelübdes  ein  weltlicher  Comnissir 
g^^nw&rtig  sein  mnss,  welcher  die  Novize  vor  der  Oelflbde  -  AUegon; 
aUein  ta  sprechen  befugt  ist,  um  den  Einfluss  von  Zwang  oder  üebenedimi 
SU  verboten  n.  s.  w. 

M)  Yergl.  Augusti,  n&here  Erkl&mng  über  das  Migestälsredit  ia 
kirchlichen,  besonders  liturgischen  Dingen.  Frankfurt  a.  M.,  182&.  Nach- 
trag hierzu.    Bonn,  1826. 

«)  Da  ^  kathoUsdie  ffirche  durch  die  Errichtung  von  BisASboen 
und  andern  kirchlichen  Sprengein  keineswegs  in  die  weltlichen  Territcxrid- 
Yerbiltaiflse  irgend  einaugrei&n  beahsiditigte»  ao  hat  dtt  rtadacbe  StaU 
daa  Becht,  Kirchenprovinaen  u.  deigi  su  besünmien,  von  jdwr  in  Ab- 
sprach  genommen  und  ansgeflbt  Ea  ist  allgemein  bdouint,  daaa  die  in  der 
totsten  Zeit  hieigogen  in  England  ergangenen  Padanentdbeachlfiaaesn  keiaer 
praktischen  Ausfthrang  gelangen  konnten.  Das  österreichiache  Coi- 
cordat  v.  1865,  art  XYIIL  bestimmt  kicrOber:  ,J9aBCta  aedea,  propri« 
utens  jure,  novaa dioaceaea  eriget ac  novasearaniem  pcraget  ckfuaiiip- 
tiones,  cum  id  apiiituale  fiddiom  bonsm  poatoiavsrit  Venwrttimen  qond» 
id  contigerit,  cum  Gubernio  Imperiali  consilia  confoet** 
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fldben  zn  ertheflen  und  solche  Personen  ansziischliessen,  deren 
An&tellang  für  einen  gewissen  kirchlichen  Posten  in  staat- 
licher Hinsicht  bedenklich  erscheint^). 

lü.  Das  Kechty  die  Geistlichen,  insbesondere  die  Bischöfe, 
eidlich  znr  Treue  gegen  den  Landesherm  nnd  znr  Beobachtang 
der  Verfassung  und  Staatsgesetze  zu  verpflichten  ^).  Ein  eigent- 
liches Ernennungsrecht  hatte  und  hat  aber  der  Landes- 
herr als  solcher  wenigstens  in  Bezug  auf  die  katholische  Kirche 
niemals,  wenn  es  ihm  nicht  durch  eine  Uebereinkunft  mit  dem 
päpstlichen  Stuhle  besonders  eingeräumt  ist.  Auch  ist  ein 
solches  Recht  überhaupt  nur  einigen  katholischen  Kaisern  und 
Königen  in  Bezug  auf  die  Nomination  von  Bischöfen  beigelegt 
worden^).  Unbestritten  steht  dagegen  dem  Landesherm  in 
Bezog  auf  jene  Kirchenpfrflnden,  hinsichtlich  deren  er  Patron 
ist,  das  in  dem  Patronatsrechte  liegende  Präsentations- 
recht der  Geistliehen  zu^).    Ein  sog.  Landespatronats- 


*)  In  dieser  Weise  spricht  sich  aas:  Baden,  (aofgeh.)  L  Constitot- 
Edikt,  die  kirchL  Staatsverl  betr.;  v.  14.  Mai  1807,  §.  21. 

3)  Siehe  die  im  Wesentlichen  übereinstimmenden  Eidesformeln  der 
Bischöfe  in  dem  bayerischen  Coneordate  Ton  1818,  art  XV.  umI  im 
österreichischen  Coneordate  von  1865,  art  XX.  —  Landesherrliche 
Yerordnong  für  die  oberrheinische  Kirchenprovinz  vom  80.  Januar  1830, 
{.  16.  „Vor  der  Consecration  legt  derselbe  (der  GefiriÜilte)  in  der  Eigen- 
idiaft  als  Bischof  den  Eid  der  Treue  und  des  Gehorsams  in  die  H&ade  des 
Landesherm  ab/'  —  Ebend.  §.  34.  „Jeder  Geistliche  wird,  bevor  er  die 
Mrchlidie  Institution  erhält,  dem  Oberhaapte  des  Staates  den  Eid  der 
Treue  ablegen,  dem  Bischöfe  aber  den  canonischen  Gehorsam  geloben.^' 

*}  Bayern,  Concordat  v.  1818,  art.  IX.  „Sanctitas  sua  .  .  .  ICaje- 
stati  Begis  Maximiliani  Josephi  eiusque  successoribus  Catholicis  ...  in 
Perpetuum  concedet  Indultum  nominandi  ad  vacantes  Archiepiscopales  et 
Episcopales  ecdesias  Begni  Bavarici  dignos  et  idoneos  ecdesiastieos  vires 
m  dotibus  praeditos,  ^uas  sacri  canones  requirunf  —  Ueber  das  Komi- 
nationarecht  und  Präsentationnrecht  dea  K.  y.  Bayern,  siehe  ebendaa. 
srt  X.  nnd  XL  —  Ueber  die  NomiaatioBS-  nnd  Pr&sentatumsrechte  dea 
Kaisera  von  Oester reich,  siehe  das  österreichische  C!oncordat  von  1866, 
art  XIX.  XXn.  XXY. 

>)  Die  Grundsätze  über  das  Potronatsrecht  siehe  bei  Walter,  1ü> 
chenrecht,  §.  284.  —  YergL  besonders:  Abhandlungen  aber  das  alte  nnd 
neulandesherrliche  Patronatsrecht  Bamberg  und  Wflrzburg,  1810.  — 
J.  Kai m»  der  KirchenpstvoDat  nach  s.  Kntstehnng,  EntwickluAg  und  heu- 
tigen Stellung  im  Staate,  mit  steter  Btkckmeht  aaf  die  ordentliche  Collatur. 
Erster  Theil,  die  Bechtsgeschichte.    Leipzig,  1845.  —  Eine  Zu 
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recht  aber,  kraft  dessen  der  Landesherr  als  solcher  priodpidl 
ein  PräsentatioDB-  ode^  auch  mitanter  sog.  BenennnBgaeA 
zu  allen  geistlichen  Beneficien  im  Staatsgebiete  hUte,  Üb* 
sichtlich  deren  nicht  Privat -Patronatsrechte . bestdien,  gibt  » 
gemeinrechtlich  nicht  ^).  Da,  wo  die  Besetzong  eines  In8d9(- 
Uchen  Stuhles  durch  Wahl  (eUcUo)  des  Domkapiteb  vor  äck 
geht,  ist  aber  der  Krone  regelmässig  nach  Uebereinkioft  ut 
dem  päpstlichen  Stuhle  das  Becht  eingeräumt,  einen  Commiair 
zu  der  Wahlhandlung  abzuordnen^),  und  im  Voraus  gewisie 
Personen  {peraonas  minw  grataa)  von  der  Wahl  uiltt- 
schliessen  ^). 

IV.  In  mehreren  Staaten  wurde  yerboten,  dass  kildiliek 
Streitigkeiten  unter  den  Mitgliedern  einer  Gonfession  vu» 
halb  des  Landes  oder  der  Kirchenprovinz  und  vor  aiuwiitigei 
Bichtem  yerhandelt  werden^). 

V.  Von  jeher  wurde  der  Staatsherrseh»  fBr  befiigt  |^ 
achtet,  Beschwerden  wegen  Missbrauches  der  geist- 
lichen Gewalt  oder  eines   rechtswidrigen  Verfahrens  de^ 


stdlimg  der  neueren  Genetsgebimgen  enthält:  P.  Hinschins,  dasbui» 
herrliche  Patronatrecht  gegenüber  der  kath.  Eircha    Berlin,  18&i 

«)  PreuBsen,  Y.-U.  1860,  §.  18.  „Das  Ernennungs-,  Voisdü^s-, 
Wahl-  and  Bestftügangsrecht  bei  Besetzung  kirchlicher  Stellen  ist,  so  «ai 
88  dem  Staate  nuteht  and  nicht  aof  dem  Patronate  oder  besondecB 
Bechtstiteln  beraht,  ao^sehoben.'' —  Dagegen  legte  Baden,  (ao^olaes) 
L  Con8tit-£dikt,  die  kirchliche  Staatsrerf.  betr.,  v.  U.  Mai  1807.  §.^ 
dem  Staatsoberhaapte  das  Becht  bei:  „aos  denen  von  der  Kirche  ftbig  a- 
kannten  Gliedern  ra  bestimmten  dnzelnen  Eirchendiensten  deiuenifa  ^ 
benennen,  der  sie  eiiialten  soll,  so  weit  dieses  Recht  nicht  dorch  die  der 
nalige  Yerfiusang  des  Grossherzi^^ames  der  Kircheogewalt  oder  aDdem 
PrinLt-KirchenlehnheiTen  gegeben  oder  bestätigt  wird.''  —  Nnottehr l» 
atimmt  Baden,  Ges.  t.  9.  Oct  1860,  §.  8:  ^Die  Kircfaenämter  ««dB 
durch  die  Kirchen  selbst  verliehen,  anbesdiadet  der  auf  dffentiides  «e 
auf  Privatrechtstiteln,  wie  insbesondere  dem  Patronate  beruhenden  Befif- 
nisae.**  —  Würtemberg,  Gea.  ▼.  30.  Jan.  1862,  §.  2:  J)asEiiienBiia|8- 
Kcht  des  Staates  su  katholischen  Kirchenstellen  ist,  so  weit  esfoMi^ 
besonderen  Rechtstiteln,  wie  namentlich  dem  Patronat,  beruht,  «a%d»i)eL' 

1)  Dieses  Recht  war  auch  dem  deotschen  Kaiser  dnich  du  W«» 
eer  Concordat  von  1122  beigelegt 

•)  YeigL  s.  B.  Bulla:  „Ad  dominid  gregis  ca8todis]B^  1827,  Kr.liy* 

»)  Ausdidcklich  spricht  dies  ans:  Landesherrliche  Yaordnaog  ^  ^ 
obenlieinische  Kirchenprovinx  t.  30.  Januar  1830,  $.  10. 
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selben  (sog.  AppeUatio  tanquam  ab  dbusu)  und  die  be- 
aehwereaden  kirchlichen  Verordnungen  ausser  Wirkung  zu 
setzen,  oder  sonst  das  nach  Befinden  der  UmstSnde  Geeignete 
vorzukehren  *•). 

VI.  Ebenso  wurde  jederzeit  anerkannt ,  dass  jene  geist- 
lichen Personen  und  Würdenträger ,  welche  Unterthanen 
des  Staates  sind,  in  welchem  sie  geistliche  Funktionen  aus- 
ttben^^),  den  gemeinen  Polizei-  und  Strafgesetzen  desselben 
onterliegen,  wenn  sie  bei  ihren  kirchlichen  Anordnungen  diese 
Gesetze  übertreten  haben  ^^).    Auf  der  anderen  Seite  ist  auch 


«)  Baden,  (aufgehob.)  I.  Constit.  -  Edikt  1807,  §.  21.  -  Bayern, 
Edikt  aber  die  Beligionsverhältnisae,  Beil.  n.  z.  V.-ü.  1818,  §.  52  n.  f.  — 
Undesherrliche  Verordnung  für  die  oberrheinische  Eirchenprovinz  vom 
30.  Janaar  1830,  §.  36.  —  Ueber  die  Beschränkung  der  kirchlichen  Disci- 
plinargewalt,  siehe  oben  §.  527,  VI.  —  Vergl.  unten  §.  539,  IV.  —  Eine 
Aufzählung  der  Fälle,  in  welchen  Kirchenmitglieder  den  Schutz  der  Staats- 
gewalt gegen  Handlungen  der  geistlichen  Gewalt  anrufen  dürfen,  enthält: 
Bayern,  Verord.  v.  (30.  März)  8.  April  1852,  Ziff.  6.  —  Baden,  Gesetz 
r.  9.  October  1860,  die  Bestrafung  von  Amtsmissbräuchen  der  Geistlichen 
betr.  Reg.-Bl.  Nr.  LI,  S.  381.  —  In  den  Fällen,  wo  der  Missbrauch  der 
geistlichen  Gewalt  aber  nicht  von  der  Art  ist,  dass  dadurch  ein  nach  den 
Staatsgesetzen  strafbares  Vergehen  oder  Verbrechen  begangen  wurde,  kann 
üe  Staatsgewalt,  auch  wo  sie  die  Beschwerde  begründet  finden  sollte,  nichts 
Weiteres  thun,  als  der  beschwerenden  geistlichen  Anordnung  die  Wirkung 
im  bürgerlichen  Forum  zu  entziehen  und  durch  Verhandlung  mit  der  geist- 
lidien  Behörde  die  Abhülfe  herbeizuführen.  —  Anselme  Batbie,  doctiine 
et  jnrisprudence  en  mati^re  d*appel  comme  d*abus.    Paris  (Joubert)  1855. 

")  Ob  sie  bleibende  oder  temporäre  Unterthanen  sind,  wie  z.  B.  ein 
rar  Aushülfe  in  der  Seelsorge  aus  einem  andern  Lande  herübergenommener 
Priester,  ist  ganz  gleichgültig. 

^)  Man  hat  in  neuerer  Zeit  mitunter  geglaubt,  weiter  gehen  zu  müssen, 
ind  hat  die  Errichtung  besonderer  Strafgesetze  gegen  Geistliche,  insbe- 
Kmdere  gegen  die  Bischöfe,  empfohlen,  weiche  die  von  der  Staatsgesetz- 
Sebung  bestimmten  Grenzen  der  Kirchengewalt  überschreiten,  oder  kirchliche 
iassregeln  gegen  Beamte  wegen  Handhabung  Ton  Staatsgesetzen  oder  Be- 
IperongSTerordnungen  verhängen,  durch  welche  sich  die  Kirchengewalt  ver- 
letzt glaubt  Vergl.  Warnkönig,  in  Schletter's  Jahrb.  d.  deutschen 
B.-W.  und  Gesetzgebung.  Erlangen,  1855,  S.  249.  —  Solche  Gesetze  haben 
iber  noch  nirgends  kirchliche  Conflikte  verhindert,  und  beruhen  auf  einem 
{inzlichen  Misskennen  des  Charakters  der  katholischen  Kirche,  welche  je- 
ierzeit  es  ihren  Dienern  zur  Pflicht  gemacht  und  zum  besonderen  Verdienste 
iBgerechnet  hat,  für  ihre  kirchliche  Pflichterfüllung  zu  dulden  und  selbst 
las  Martyrium  zu  bestehen. 
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die  Staatsgewalt  nicht  beftigt,  in  andere  Weise  als  auf  dem 
gesetzlichen  Wege  des  Polizei-  oder  StrafYer&lireiiB  g^jea 
solche  Personen  einzuschreiten^'). 

§.  587. 

y)  Die  gemeine  Lehre  in  Bezug  auf  das  KiFchen- 
vermögen. 

I.  Hinsichtlich  der  Eirchengtiter  wnrde  nach  gememen 
Rechte  unbestritten  znr  Reichszeit  das  Eigenthom  der  aner- 
kannten Confessionen  an  ihrem  Eirchenvermögen  and  an 
ihrem  confessioneUen  Schul  fond  anerkannt,  welcher  Letztere 
jederzeit  dem  EirchenvermOgen  beigezählt  und  nur  in  so  weil 
davon  unterschieden  wurde,  als  ihm  die  Eigenschaft  eines  zu 
einem  besonderen  Zwecke  bestimmten  Theiles  des  confes- 
sioneUen Vermögens  zukommt'). 

U.  Insbesondere  war  anerkannt,  dass  die  Verwaltung  des 
allgemeinen  katholischen  Eirchenvermögens  und  Schnlfonds  dem 
Bischöfe  unabhängig  von  der  Staatsgewalt  zusteht,  die 
Verwaltung  der  lokalen  Eirchen-  und  Schulfonds  ab^  Sache 
der  einzelnen  Pfarrgemeinden  unter  Oberaufsicht  des  Bi- 
schofs ist  2). 

.  ")  Vergl.  G.  y.  Rotteck,  die  cölnische  Sache  yom  Staa^nnkte  des 
allgemeinen  Rechts.  Speier,  1838.  —  So  z.  B.  beruht  auch  die  mitanfer 
von  der  Staatsgewalt  bei  kirchlichen  Conflikten  angeordnete  und  anck  ia 
neuerer  Zeit  mitunter  (2.  B.  von  Ch.  0.  J.  Bansen,  Zeichen  da*  Zefi» 
Bd.  I.  S.  181.)  wieder  empfohlene  Sperre  der  Temporalien  der  Bi- 
schöfe, welche  Landesunterthanen  sind,  auf  keinem  gemeinrecht- 
lichen gesetzlichen  Grande  and  ist  aach  in  kein  neueres  Straf-  oder 
Polizeigesetzbach  au^nommen.  Nur  da  könnte  etwa  die  Spore  der  Teoh 
poralien  als  eine  Art  von  völkerrechtlicher  Massregel  gerecfatfefti^ 
werden,  wo  der  Bischof  im  Auslande  residirt  und  dortselbst  Unteröttn  ist» 
und  somit  von  der  Justiz-  und  Polizeigewalt  des  Inlandes  in  anderer  Wo» 
nicht  erreicht  werden  könnte,  wie  dies  zur  Reichszeit  h&nfig  der  ¥W  w. 

*)  Sehr  bestimmt  spricht  sich  darüber  aus:  Baden,  (aoQ^)  L  Ckiait- 
Edikt  1807,  §.  9.  (siehe  Note  5.);  und  der  R.-D.-H.-S.  v.  25.'  Febr.  19^ 
§.  63.  (siehe  oben  §.  104.  Note  21.). 

*)  Vergl.  die  Schrift:  Das  rechtliche  Yerhältniss  der  katbolischea  Bi- 
schöfe Deutschlands  zu  den  deutschen  Staatsregierangen,  mit  besoiideFai 
Hinblicke  auf  die  Verwaltung  des  katholischen  KirchenvennOgeos  vl  %.^* 
Mainz,  1854. 
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nL  Dieser  Grundsatz  wurde  auch  durch  den  Beichsdepn- 
taHonshanptschlnsB  vom  25.  Februar  1803,  §.  63  neuerdings 
bestätigt  und  seine  fortwährende  Gültigkeit  in  den  damals 
Oberwiesenen  (säcularisirten)  Entschädigungsländem  ausge- 
sprochen,  und  den  Confessionen  nicht  nur  das  Eigenthum, 
sondern  auch  der  Besitz  und  Genuss  ihres  Kirdiengutes 
imd  Schnlfonds  ausdrücklich  gewährleistet  3). 

IV.  Nur  in  Bezug  auf  die  frommen  und  milden  Stif- 
tongen,  welche  ganz  scharf  von  dem  Eirchengute  und  dem 
oonfessionellen  Schulfond  unterschieden  wurden,  und  die  nach 
1er  Verfassung  der  katholischen  Kirche  von  jeher  ebenfalls 
Dnter  der  Verwaltung  oder  Aufsicht  des  Bischofs  standen, 
iirdnete  der  Beichsdeputationshauptschluss  vom  25.  Februar 
1803  in  einem  besonderen  Satze,  §.  65,  an,  dass  sie  der 
lan de 8 h e rr li c h e n  Aufsicht  und  Leitung  untergeben  bleiben 
sollen,  was  voraussetzt,  dass  sie  schon  vor  der  Ueberweisung 
m  die  nunmehrigen  Landesherren,  als  nicht  oder  nicht  rein 
geistliche  Stiftungen  unter  landesherrlicher  Aufsicht  und 
Leitung  gestanden  hatten,  daher  denn  auch  dieser  §•  65  des 
Seichsdeputationshauptschlusses  nicht  auf  andere,  früher  nicht 
uiter  landesherrlicher  Aufsicht  gestandene  fromme  und  milde 
Stiftungen  bezogen  werden  darf. 

V.  Gegen  das  Ende  des  Reiches  und  noch  mehr  nach  der 
Auflösung  desselben  fand  aber  nicht  nur  die  an  sich  richtige 
insicht  grosse  Verbreitung,  dass  der  Staat  sein  Oberaufisichts- 
recht  auch  auf  die  Verwaltung  des  Kirchenvermögens  und 
M)nfessionellen  Schulfonds  ausdehnen  müsse»  da  er  wegen 
möglicher  subsidiärer  Theilnahme  an  der  Bestreitung  der  hier- 
luf  li^enden  Ausgaben  für  Kirche  und  Schule  betheiligt  sei  % 


^  R-D.-H.-S.  Y.  25.  Febr.  1803,  §.  63.  (siehe  den  Text  oben  §.  lOi, 
!7ote  21.).  Sehr  bestimmt  erklären  sich  hieraber:  Protok.  der  Reichdepnt 
L145. 

*)  Unbemerkt  darf  übrigens  nicht  bleiben,  dass  weder  bei  der  katho^ 
Ischen  noch  bei  der  protestantischen  Kirche  die  Besorgniss  einer  Yer- 
lebleudemng  des  Kirchen-  nnd  Schulvermögens  znfolge  der  bestehenden 
drehlichen  Einrichtungen  begründet  ist.  Den  besten  Beweis  hierfiü:  liefert 
las  durch  den  R.-D.-H.-S.  vom  25.  Februar  1803  ausgeführte  £ntschädi- 
nuigBwerk  selbst,  das  fast  ausschliesslich  aus  denjenigen  ausgeführt  wurde, 
iras  die  katholische  Kirche  seit  Jahrhunderten  gesammelt  hatte. 

55* 


868    I*  ^'  ^^  gemehie  Lelure  in  Beeng  auf  das  EndieDveniiilgaL 

tondern  es  ging  die  Staatsgewalt  nicht  selten  «ich  so  wot, 
sich  selbst,  mit  Aosschlnss  der  Eirchenbehörde,  oder  nor  li 
Gestattniig  eines  selir  nntergeinrdneten  Einflusses  dendo, 
die  Verwaltung  des  Eirchenyennögens  beinkgeQ.  b 
mehreren  Staaten  betrachtete  man  Überdies,  wenn  andifflA 
das  eigentliche  Kirchenvermögen  und  den  confessionellen  SeU 
fondy  doch  das  Vermögen  der  milden  Stiftungen  und  der  gw^ 
lieben  Orden  als  ein  mittelbares  Staatsvennögen,  oder  doA 
als  em  der  VerAgnng  des  Staates  im  allgememen  nnleiiieg» 
des  Vermögen,  so  dass  die  Staatsgewalt,  wenn  sie  den  onprlBf 
liehen  Stiftnngszweck  als  nicht  mehr  bestehend,  oder  mck 
mehr  der  Zeitrichtnng  entsprechend  erachtet,  oder  den  Met 
anfbebt,  oder  dieser  eilischt,  das  Stiftnngs-  oder  OrdensTermDpi 
dem  Fiscos  zn  anderen,  von  Staatswegen  zu  bestmuDodeo 
Zwecken  anweisen  könne  ^). 

VI.  Hinsichtlich  der  Aufhebung  von  Stiffamgen  ud  Ordeo 
galt  als  gemeinrechtlich  und  gilt  noch  der  Ornndiwti,  dia 
dieselbe  auf  das  Vermögen  dieser  pioi  eausae  und  Kor 
porationen  nur  in  so  weit  wirken  kann,  als  sie  in  den  Ge- 
biete des  Staates  liegen,  welcher  deren  Aufhebung  ingeoidoet 


^  CharakteriBtisch  ist  ftir  die  Anschanungen  der  Zeit  zmM  inA 
Auflösung  des  Reiches,  Baden,  (aafgeh.)  I.  Gonstit-Edikt,  die  tircUide 
Staatsveil  betr^  y.  1807,  §.  9.  „Jede  Kirche,  welche  Staatebfiisenedit  f- 
niesst,  ist  eigenthumsberechtigt  Sie  kann  daher  aof  jede  gesetmisV' 
Art  jedes  Eigenthnm  kOnftig  erwerben.  .  .  Nicht  weniger  behiJt  andi  jede 
Kirche  .  .  .  alles  da^enige  Eigenthnm  ...  das  sie  dermalen  snm  Gebiu^ 
ihres  Gottesdienstes,  anch  ihrer  Kirchen-,  Pfarr-  und  Sek il- 
einrichtnngen,  wirklich  nnd  unbestritten  besitzt,  ohne  darin  nnuls 
Gunsten  irgend  einer  anderen  Kirche  gescfandlert  oder  ta» 
triditigt  werden  zn  können.  Solches  Vermögen  kann  ilrdtba 
niemals  entzogen ,  mithin  weder  för  blosse  Staatszwecke,  noch  ^  6^ 
nisae  aaderer  BeligionaTerwandten  verwendet,  wohl  aber  nack  £niesfi 
der  Kirdiengewah  mit  Gotheisaen  des  Regenten  an  anderen  Kirekei- 
a wecken,  als  denen  es  Toriiin  gewidmet  war,  bestimmt  werfgi^ 
Yemögen  der  Ordenegeaellschaften  gehört  nicbt  in  den  ^bw- 
adiaftlk^en  Kirchen-  aondem  an  dem  gemeinen  StaatsTermögeij 
«ad  ilUt  demnach,  so  oft  jene  aa%ehoben  werden,  oder  erioachei;^ 
Staate,  jedoch  mit  Lasten  nnd  Yortheilen,  anheim,  mithin  ^"^ 
Pflicht,  die  foitdanemden  kirchlichen  oder  Siaatsswecfce,  ili^ 
aofge,  Jugend -Untemcht,  Krankenvefpflegnng  n.  dergL,  aadote^*'' 
leichend  zu  begrOnden.** 
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iftt,  weil  der  Natnr  der  Sache  nach  jede  Staatsgewalt  nur 
nnerhalb  ihres  Territoriums  zu  wirken  yermag,  and  der  Fiscns 
n  diesem  Falle  nie  anders  als  nnr  tüulo  dngularij  beziehnngs« 
feise  dnrch  Occupatio  vel  quasi  ^  das  Vermögen  aufgelöster 
Körperschaften  nnd  Stiftangen  an  sich  ziehen  kann^). 

VII.  Nur  ausnahmsweise  kann  daher  der  Fiscus  fUr  be- 
Igt  gelten  y  auch  die  in  einem  anderen  Territoriom  liegenden 
EMter  einer  von  ihm  aufgehobenen  üniversitas  oder  Stiftung 
ds  Pertinenzen  der  in  seinem  eigenen  Gebiete  bdegenen  Haupte 
Besitzungen  in  Anspruch  zu  nehmen,  wenü  dies  durch  einen 
itaatsvertrag,  an  welchem  die  andere  Begierung  Antiieil  ge- 
lommen  hat,  festgesetzt  worden  ist.  Eine  solche  Bestimmung 
Sndet  sich  z.  B.  im  Reichsdeputationshanptschluss  v.  25.  Febr. 
1803,  §.  36  sowohl  hinsichtlich  der  namentlich  und  förmlich 
smem  Fürsten  zur  Entschädigung  angewiesenen,  als  auch 
kinsichtlieh  der  zur  Disposition  den  Landesherren  ttber- 
lassenen  Stifter,  Abteien  und  Klöster.  Uebrigens  findet  hin- 
sichtlich der  im  §.  35  des  Beichsdeputationshanptschlusses  vom 
25.  Februar  1803  den  Landesherren  zu  freier  Disposition 
Bberlassenen  Güter  (im  Gegensatze  zu  den  im  §.  36  erwähnten, 
den  Landesherren  ausdrücklich  und  ft^rmlich  als  Entschädi- 
Sang  Überwiesenen  Stiftern  u.  s.  w.)  der  Unterschied  statt, 
dass  bezüglich  der  Ersteren  den  Landesherren  nur  die  Be- 
fugnis s  beigelegt  ist,  deren  Güter,  Bechte,  Kapitalien  und 
Einkünfte  ihrem  Fiscus  oder  ihrer  Kammer,  welche  damals 
meistens  noch  nicht  anterschieden  wurden,  zuzuweisen;  sodass 
diese  Güter  u.  s.  w.,  so  lange,  bis  eine  solche  Verweisung  durch 
einen  Akt  der  Staatsgewalt  erfolgt,  fortwährend  als  Eigenthum 
iet  alten  Stiftungen  selbst  zu  behandeln  sind  ^).    Die  auf  der 


<)  So  blieben  z.  B.  auch  den  Geistlichen  der  auf  dem  linken  Rheinufer 
nach  dem  Lüneviller  Frieden  aufgehohenen  Stifter  deren  Gater  auf  dem 
lechten  Rheinufer,  sofeme  diese  nicht  besonders  durch  das  deutsche  Reich 
Mich  säculaiisirt  wurden.    R.-D.-H.-S.  t.  25.  Febr.  1803,  §.  76. 

^  In  diesem  Sinne  wurde  durch  ein  austrägalgerichtliches  Erkenntniss 
des  0.-A.-G.  zu  Lübeck,  in  Sachen  Hannover  gegen  Lippe,  Forde- 
nmg  des  ehemaligen  Ereuzstiftes  zu  Hildesheim  betr.  entschieden.  Yergl. 
Protok.  der  B.-V.  Sitz.  I.  vom  4.  Januar  1855,  §.  3.  —  üeber  die  Frage, 
ob  die  säcularisirten  Abteien  u.  s.  w.  an  den  Fiscus  oder  an  die  Dom&nen- 
Kammer  gefallen  sind,  siehe  oben  §.  485. 


fond,  doch  das 
fichen  Orden  als 
als  ein  der  Verfttgmng 


Bn  betrachtete  man  f  %-  ^^^  ^4^  \ 
KJrchenvermögen  f  ^/^  *  %  "^  * 
Vermögen  der  rfl\ 4%. \\     ^ 
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■ondmi  es  ging  die  Staatsgewalt  nidit  yf      %. 
sieh  selbst,  mit  Ausschluss  der  Kirchenb^^      ^ 
Oestattung  eines  sehr   unt^geordnetfl|^  ^  %      ^ 
die   Verwaltung    des    Kirchenyer  %.%^      ^ 
mehreren  Staaten  betrachtete  man  ff\'  %.^  -^      ^ 
das  eigentliche  Kirchenvermögen  f  ^^%  \  %  "*      ^ 

des  Vermögen,  so  dassdie*'^^  \%  ^     4^^ 
liehen  Stiftungszweck  ^A\%\^^ 
mehr  der  Zeitrichtung  ^i  tT^  ^^  ^ 
aufhebt,  oder  dieser ^^%\%  \%  ^  ' 

dem  Fiscns   zu  i^ndff  4?^%  ^^  ^  ^^^^ 

Zwecken  zuweisen  \^^\'^  ^täum  hat,  nidbtq 

VI.  HinsichtU^  £  ^^  -*iörn  nur  in  dcrFonoi 

galt  als  gemeinr|^|r'  einer  anderen  Dmersitati 

dieselbe  auf    udr  vereinigt  wird').  1 

porationen  nv||  .arisation   der   zur  Entschsdijp;] 

biete  des  St9^  }         .oeinufer  begütert  gewesenen  Bdehsgi 

j  ^        Abteien   fand   die  Besonderhdt  statt, 

«-^;,  -o,  welche  auf  Beichs-  und  Kreistagen  Shi 
Auflösung  f  '^  hatten,  zum  Behufe  einer  dinglichen  04 
Staatererf  ^^  Fortführung  der  Beichstagsstimme  in  die  Sl 
niesst,  ^  «eser  Abteien,  die  anderen  Beichsgrafen  ab^  io  T 
Art  jed  jcirte  Beuten  eingewiesen  wurden ,  indem  ach  i 
P^S'lenden  Abteien  als  unzulänglich  für  die  voDsü 
ein  ^'^^ff^^e  aUer  erwiesen  hatten  *<^).  Dabei  war  aberl 
Qr.d^^^g  keineswegs  die,  dass  die  auf  Beuten  eingewieMT 
ttj^ichsgrafen  nur  das  erhalten  sollten,  was  sieb  naeb  AM 
Tier  Ansprüche  der  in  die  Substanz  eingewiesenen  Beicb 


«)  üeber  diesen  §.  37  des  R-.D.-R-S.  vom  25.  Febr.  180B  yergl  Li 
gard  I.,  die  Säcularisation  des  Eirchengats  in  Dentschlaod.  GoU^x  ^^ 
S.  88. 

»)  Bei  kirchlichen  Benefizien  ist  hier  der  Ausdruck  „Uno per  «Kf 
ßionem "  gebräuchlich.  —  Auf  einer  ähnlichen  Rücksicht  beniht  &  • 
§.  37  des  R.-D.-H,-S.  v.  25.  Febr.  1803  zu  Gunsten  der  üni«iatiw. 
welche  auf  dem  rechten  Rheinufer  fortbestehen,  getrofene  Bestjonaof- 

w)  B.-D.-H.-S.  V.  25.  Febr.  1803,  §.  24. 
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^H^  '^te,   sondern  es  ist  vielmehr  der 

^  ^    "^^  ^8  beide  Klassen  der  Reichs- 


^J^%      ^V  "   Objectes  pro  rata  ihrer 

^    '^^'^      ^'^  *  ^'®  Sabstanz   einge- 


'^eu;  als  ihnen  das 
•den  war"). 


^-^X^^^J^  ang  V.  28.  März 

l^\y^^h^4K  ^^^^  ^^^^  ^iö  Kirche 


^^!^^^^^y^  vistrebungen  in  der  pro- 

r<w^<^^k  .le  Forderungen  des  katho- 

^^i^^^^  icopates  seit  1848. 

^^  .nsverfassung  vom  28.  März  1849  das 

^kf  .eligionsttbnng  aufnahm ,  and  die  BUdang 

^  yQSgesellschaften  nach  gleichen  Grundsätzen, 

g  von  anderen  Vereinen  zu  erlaubten  Zwecken 

^ab^),  80  musste  sie  folgerichtig  auch   alle  jene 

weiten  beseitigen,    welche   bisher  das  Aufsichtsrecht 

«iates   über  die  anerkannten    christlichen  Kirchen  und 

>re  Religionsgesellschaften  ausgezeichnet  hatten. 

n.  Es  igt  daher  auch  in  der  Reichsverfassung  v.  28.  März 

849  Dicht  mehr  von  einem  reichsoberhauptlichen  oder  landes- 

«rrlichen  Placet  die  Rede,  sondern  es  ist  ausdrücklich  den 

Wigionsgesellschaften    völlig  frei   gegeben,   ihre  Angelegen- 

«iten  selbstständig  zu  ordnen  und  zu  verwalten;  sie  sollten 

Woch  den   allgemeinen  Staatsgesetzen  unterworfen  bleiben; 

^di  sollten  nach  diesen  die  Verbrechen  und  Vergehen  beur- 

t^eflt  werden,  welche  die  Religionsgesellschaften  bei  der  Aus- 

bung  der  ihnen  eingeräumten  Freiheit  begehen  würden  2). 

0  In  diesem  Sinne  hat  sich  aach  die  BondesTersammlung  in  der  Sache 
«Grafen  von  Hallberg  ausgesprochen.    Siehe  oben  §.  113,  Note  5. 

*)  R.-V.  ▼.  28.  M&rz  1849,  §.  144  —  146.  —  Siehe  oben  §.  293  und 

^529. 

•)  B.-V.  Y.  28.  März  1849,  §.  147.  (siehe  oben  §.  293). 
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m.  Diese  GnmdafttKe  gingen  anch  in  den  Berliner  Ent- 
warf nber  und  worden  auch  von  dem  Erfurts  Pariamente  ge- 
billigt and  ohne  wesentliehe  Verändernng  beibehalten  mid 
sogar  dabin  erweitert ,  dass  jeder  Religionsgesellachaft  ans- 
drttcklich  der  Besitz  und  Genoss  der  fkr  ihre  Caltns-,  Unter- 
richts- nnd  Wohlth&tigkeitsz wecke  bestimmten  Anstalten,  SHif 
fangen  nnd  Fonds  zugesichert  worde^). 

IV.  Nachdem  anf  solche  Art  der  Grandsatz  der  Selbst- 
ständigkeit der  Religionsgesellsohaften  flberhanpt  nnd  der  Be- 
schränkung des  Oberanfsichtsrechtes  des  Staates  auf  Uosi 
repressive  Massregeln  die  allgemeine  Zustinminng  in  gasx 
Deatschland  erlangt  zu  haben  schien,  nnd  ttberdies  sofort  in 
die  Verfassongsgesetze  mehrerer  Einzelstaaten  übertragen 
worden  war^),  so  lag  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die 
Gewährung  dieser  Selbstständigkeit  auch  von  der  katholiseheD 
und  evangelischen  Kirche  ebenfalls  lebhafter  als  frtlher  in 
Anspruch  genommen  wurde,  insbesondere  in  jenen  Staate  in 
welchen  die  Gesetzgebung  und  Praxis  noch  an  den  frQhereo 
Grundsätzen  ttber  die  Ausübung  des  Staatsoberaufsichtsreckles 
festhielt 

y.  In  der  evangelischen  Kirche  äusserte  sich  dieses  Streben 
nach  grösserer  Unabhängigkeit  vorzugsweise  darin,  da»  sieb 
dieselbe  in  manchen  Ländern  von  dem  landesherrlichen  Kirdioi- 
regimente  loszumachen  suchte^),  dass  sich  gegen  die  unter 
Berufung  auf  das  Jus  majestaticum  theilweise  gegen  den  Willen 
der  Kirchengemeinden  eingeführten  Kirchenagenden  oder  litur- 
gischen Ordnungen  neuerdings  Stimmen  erhoben,  und  mehrfadi 
da,  wo  Unionen  der  lutherischen  und  reformirten  Kirchen  ein- 
gerichtet worden  waren,  ein  Theil  der  Angehörigen  der  Intbeii- 
schen  Kirche,  ernstlicher  als  es  vorher  mitunter  schon  versneiit 


*)  Berliner  Entwuif  §.  145.  ~  Die  Fassung  des  Erfurter  Pariaaeali 
siehe  oben  §.  293,  J^ote  11. 

«)  Siehe  unten  §.  539. 

»)  Vergl.  z.  B.  Anhalt-Bernburg  (aufgeh.)  V.-ü.  1850,  §.  21  a 
linea  2.  „Das  landesherrliche  Kirchenregiment  hat  die  üeberleitnng 
der  evangelischen  Landeskirche  zu  einer  selbstst&ndigen  YerfiAssong  her- 
beizuführen, damit  sie  die  in  diesem  Paragraphen  (a  linea  1.)  ihr  flher- 
tragenen  Rechte  (d.  L  selbstständige  Ordnung  nnd  Yerwaltong  ihrer  Aa- 
gelegenheiten)  übernehmen  und  ausf&hren  kann.** 
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w<Mrden  war,  wieder  aus  der  Union  anszoscheiden  sieb  bestrebte. 
Ueberhanpt  trat  in  der  evangelischen  Kirche  in  Folge  des 
Principes  der  Religionsfreiheit  das  Sektenwesen  in  bedenklicher 
Weise  hervor*). 

VI.  Der  Episkopat  der  katholischen  Kirche  war  sogar 
schon  während  der  Dauer  der  constituirenden  Nationalver- 
sammlung zu  Frankfurt,  so  wie  er  Gewissheit  darüber  erlangt 
hatte,  dass  von  dieser  Versammlung  der  Grundsatz  der  Beli- 
gionsfreiheit  in  seiner  vollsten  Ausdehnung  aufgestellt  werden 
würde,  im  November  des  Jahres  1848  zu  Wtirzburg  zu  Be- 
rathungen  zusammengetreten,  um  über  die  Haltung,  welche  er 
bei  den  so  unerwarteten,  den  Selbstständigkeitsbestrebnngen 
der  katholischen  Kirche  äusserst  günstigen  Zeitverhältnissen 
einzunehmen  habe,  gemeinsame  Beschlüsse  zu  fassen.  An 
dieae  Würzburger  Versammlung  reihten  sich  alsbald  Versamm- 
lungen oder  Verständigungen  der  Bischöfe  einzelner  deutscher 
Länder  und  Kirchenprovinzen,  in  Folge  deren  von  dem  Epis- 
kopate die  Forderungen,  welche  er  iUr  die  katholische  Kirche 
an  die  Regierungen  der  Einzelstaaten  zu  stellen  sich  veran- 
lasst fand,  in  besonderen  Denkschriften  niedergelegt  wur- 
den^). Von  den  betreffenden  Staatsregierungen  sind  hierauf 
mehrfache  Verhandlungen  mit  den  einzelnen  Bischöfen  oder 
auch  mit  dem  päpstlichen  Stuhle  angeknüpft  und  die  Forde- 
rungen des  katholischen  Episkopates  mehr  oder  minder  als 
gegründet    anerkannt    und    gewährt    worden^).     Theilweise 


>)  Yergl.  die  Verhandlungen  des  eTangelischen  Kirchentages  tu  Berlin, 
2.  Sitzung,  21.  Septbr.  1853,  die  k.  preussischen  Gabinetsordres  vom 
6.  März  1852  und  v.  12.  Juli  1853  an  den  evangelischen  Oberkirchenrath, 
und  das  Gabinetsschreiben  vom  11.  Octbr.  1853  an  die  Pastoren  der  Wit- 
tenberger Gonferenz  (auch  abgedruckt  in  Bansen,  Zeichen  der  Zeit» 
n.  8.  295  flg.). 

T)  Yergl.  Denkschrift  der  in  Wflrzburg  versammelten  Erzbischdfe 
aad  Bischöfe  Deutschlands  v.  14.  November  1848.  —  Denkschrift  der  vom 
1.  bis  20.  Octbr.  1850  zu  Freising  versammelten  Erzbischöfe  und  Bischofs 
Bayerns,  München,  1850,  (siehe  Note  9.).  —  Denkschrift  der  vereinigten 
Erzbischöfe  und  Bischöfe  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  in  Freiburg 
im  Breisgau  (im  M&rz  1851).  —  Denkschrift  des  Episkopates  der  ober^ 
rheinischen  Eirchenprovinz  vom  18.  Juni  1853,  Freibuig  im  Breisgau 
18^,  o.  8.  w. 

^  Die  wesentlichen  Forderungen,  welche  der  Episkopat  der  katholl« 
sehen  Eirche  in  der  Würzburger  Versammlung  und  seitdem  aufteilte,  be- 
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geschah  dies  ftir  Bayern  durch  eine  kOni^iehe  Yerordnuig 
vom  30.  März,  beziehungsweise  Hinisterialyerordnimg  Tom 
8.  April  1852»);  am  Vollständigsten  ist  dies  in  neaestor  Zdt 
durch  das  österreichische  Goncordat  vom  18.  Angiut  1855 
geschehen. 

§.  539. 

«)  Bestimmungen  der  Verfassungsnrkmiden  und  neueren 

Gesetze    der  Einzelstaaten    über   das    landeshorliehe 

Aufsichtsrecht  in  kirchlicher  Beziehung. 

I.  DieVerfassnngsgesetze  der  deutschen  Einzelstaaten  zetgeo 
hinsichtlich  der  Grundsätze,  welche  sie  ttber  den  Umfang  und 
die  Handhabung  des  landesherrlichen  Aufsichtsrechtes  auftteHes, 
ein  zweifaches  System,  indem  die  vor  dem  Jahre  1848  abge- 
fassten  Gesetze  sich  der  älteren  gemeinen  Ansicht  ttber  dieNodh 
wendigkeit  einer  starken  Beaufsichtigung  der  Kirche  anschfiesseii 
die  neueren  Gesetze  aber  insgesammt  das  Oberanftiditsrecfat 
des  Staates  in  dem  Masse  beschränken,  als  in  ihnen  das  System 
der  Religionsfreiheit  zur  Anerkennung  gekommen  isL  Von 
jeher  haben    alle  Verfassungsgesetze   die   Selbstständig* 


treffen  folgende  Pnnkte:  1)  Volle  Freiheit  und  Selbstst&ndigkdt  dar  Klrdie; 
3)  das  Recht  der  freien  Erziehung,  d.  h.  der  Erhaltong  der  bestdieBda 
Gonfessionsschnlen ,  and  das  Recht  nene,  jedes  Ranges,  üniveräOteii  inbe- 
griffen, zu  errichten;  3)  das  Recht,  die  Geistlichen  in  eigenen  Seminariea 
zn  bUden;  4)  das  schon  in  den  Goncordaten  nnd  anderen  üebereinküal- 
ten  mit  dem  römischen  Stuhle  von  mehreren  Staaten  zugestandene  Redit 
entsprechend  den  Vorschriften  des  Concüwm  TVidenUmim^  Knabeaseniina- 
rien  zur  Vorbereitung  ftlr  den  geistlichen  Stand  anzul^en;  5)  dms  Reclit, 
die  Candidaten  der  Theologie  allein  zu  prüfen;  6)  das  Recht,  die  kirch- 
liche Disciplinargewalt  aber  die  Geistlichen  ohne  Einmischung  weltiither 
Behörden  nach  den  canonischen  Satzungen  auszuüben ;  7)  das  Beeilt,  m3de 
Gaben  zu  sammeln  und  zu  vertheilen ;  8)  das  Recht  der  firelen  Etnriditii^g 
des  Gnltus  ohne  Einmischung  des  Staates;  9)  Freiheit  der  Idrchliclies  Äs- 
sodationen,  namentlich  das  Recht,  Manns-  und  Frauenklöster  zu  einciiteB; 
10)  die  Selbstverwaltung  des  Eirchenvermögens;  11)  freien  Verkclir  te 
Bischöfe  mit  Rom,  und  12)  die  Aufhebung  des  landesherrlichen  Fioeei. 

•)  Bei  V.  Moi,  Archiv  des  Kirchenrechts  Bd.  Vm.  (1862)  S.  396.  — 
Die  Erklärung  der  bayerischen  Bischöfe  v.  2a  April  18&2,  die  Denkicbfilt 
des  bayerischen  Episkopates  v.  15.  Mai  1853  und  die  hieran 
den  Aktensttkcke,  siehe  ebendaselbst,  S.  401  o.  fl. 
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keit  und  Autonomie  der  kirchlichen  Gewalt  inner- 
halb ihres  Kreises,  d.  h.  beziiglich  der  sog.  inneren 
VerhSltnisse  der  Eirchengesellschaft  oder  der  sog.  rein  geist- 
lichen Sachen  im  Principe  anerkannt i);  die  Verfassungen 
seit  1848  schliessen  sich  sogar  meistens  mehr  oder  minder 
wörtlich  der  Reichsverfassnng  vom  28.  März  1849,  §.  147 
an^.  Die  Entscheidung  darüber,  ob  eine  Sache  rein 
geistlich  sei,  ist  mitunter  ausdrflckUch  der  Staatsregiemng  bei- 
gelegt S). 

n.  Hinsichtlich  des  landesherrlichen  Flacet  (§.  535,  U,  1) 
zeigen  die  neueren  Gesetze  dreierlei  Systeme:  indem  ent- 


0  Baden,  (aufgehob.)  I.  Constii-Edikt,  1807,  §.  11.  „Für  die  Lei- 
tung ihrer  Glieder  zu  einem  blos  inneren  oder  sittlichen  Zwecke,  ingleichen 
za  einem  zunächst  nur  äusserlichen  und  kirchlichen  .  .  .  .  kannjede 
Kirche  Unterricht,  Warnung,  Zuspruch,  Ausschliessung  von  einzelnen  Idrch- 
Hchen  Yortheilen  und  Ausschliessung  von  der  Kirchengemein- 
Bchaft  anwenden,  ohne  dazu  einer  besonderen  Staatserlaubniss  zu  be- 
dOrfen.'«  —  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  IV,  §.  9  a  lineaö.  „Die  geistliche 
Gewalt  darf  in  ihrem  eigentlichen  Wirkungskreise  nie  gehemmt  werden, 
und  die  weltliche  Regierung  darf  in  rein  geistliche  Gegenstände  der  Beli- 
gionslehre  und  des  Gewissens  sich  nicht  einmischen,  als  insoweit  das  ober- 
hoheitliche Schutz-  und  Aufsichtsrecht  eintritt,  wonach  keine  Verordnungen 
und  Gesetze  der  Eirchengewalt  ohne  vorgängige  Einsicht  und  das  Flacet 
des  Königs  verkündigt  und  vollzogen  werden  dürfen."  —  Würtemberg, 
Y.-U.  1819,  §.  91.  „Die  Anordnungen  in  Betreff  der  inneren  kirchlichen 
Angelegenheiten  bleiben  der  verfassungsmässigen  Autonomie  jeder  Kirche 
überlassen«"  —  Grossh.  Hessen,  Y.-ü.  1820,  §.  39.  „Die  innere  Kir- 
chenverfassung  geniesst  auch  den  Schutz  der  politischen."  —  Yergl.  S.- 
Meiningen,  V.-U.  1829,  §.31.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  57  alinea 
2.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  212.  —  Hannover,  L,-V.-G. 
1840,  §.65.  —  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  134.  „Alle  im  Staate  aner- 
kannten Kirchen  gemessen  gleichen  Schutz  desselben.  Ihren  ver&ssungs- 
mäQsigen  Beschlüssen  bleiben  die  Sachen  des  Glaubens  und  der  Li- 
turgie überlassen." 

*)  Siehe  oben  §.  293.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  (au^ 
hob.)  V.-U.  1849,  §.  20.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  15.  —  Anhalt- 
Bernburg,  (aufgehobene)  V.-U.  1850,  §.  21.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü. 
1852,  art.  78.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  42. 

*)  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  212.  —  Eine  sehr  in's  Einzelne 
gehende  Aufzählung,  welche  Gegenstände  der  Kirchengewalt  überlassen,  und 
welche  als  weltliche  oder  als  gemischte  Sachen  zu  betrachten  sind,  enthält: 
Baden,  (aufgehobenes)  I.  Gonstit-Edikt,  1807,  §.  12—16. 
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weder  1)  dasselbe  in  Bezog  «nf  alle  Erlaase  der  kalhoÜBckcB 
kircblieben  Bebörden  obne  Unterschied  vorgeschrieben  isl'^X 
oder  2)  Gegenstände  aosgezeicbnet  sind,  hinsichtlich  deren  das 
Flactt  einzuholen  nicht  nötbig,  beziebongsweise  dasaelbe  ak 
ein  für  allemal  ertheUt  zu  betrachten  ist,  und  dergleichen  kiitk- 
Kche  Erlasse  sodann  der  Staatsregiening  nur  zur  KenntniBB- 
nähme  (Vißum)  vorznlegen  sind^);  oder  3)  es  ist  endlich  das 
Ftaeet  darchans  beseitigt  and  werden  die  Bekanntmaehnngai 
der  Kirchengewalt  lediglich  nach  denselben  Grundsätzen,  wie 
Veröffentlichungen  von  Privatpersonen  behandelt^). 


«)  Baden,  (aufgehobenes)  I.  Const-Edikt,  1807,  §.  21.  —  Bajern, 
V.-ü.  1818,  Tit  IV.  §.  9.  a  linea  5.  (siehe  Note  1).  —  Würtemberg, 
V.-U.  1819,  §.  72  jetzt  aber  aufgehoben  durch  Ges.  v.  30.  Jan.  1862  ait  1 
a  linea  3.  —  Gr.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  40.  —  S.-Meiningen,  V.-ü. 
1829.  §.  30.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  215.  —  S.-Cobnrg- 
Gotha,  V.-U.  1852,  §.  35.  —  Gleiche  Grundsätze  sprach  ans:  die  laodes- 
herrl.  Verordn.  fllr  die  oberrheinische  EirchenproTinz  v.  30,  Jan.  1830^ 
§.  3.  4.  5. 

»)  Hannover,  L.-V.-G.  1840,  §.  69.  70  nimmt  vom  k.  Placet  ans: 
„Anordnungen  der  katholischen  Eirchenbehdrden,  welche  „reine  Glaa- 
bens-,  kirchliche  Lehr-  und  Disciplinarsachen  betrefien.*'  — 
Achnlich:  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  135.  b.  c  —  Bayern,  k.  VeronL 
T.  8.  April  1852,  Nr.  3  ertheilt  das  Placet  bis  auf  Weiteres  im  Voraus  t^ 
Jnbil&ums-  und  Ablassverkündigungen  und  für  Fastenpatente.  —  Die  neoe 
landesherrliche  Verordnung  f&r  die  oberrheinische  Kirchenprovinz  vom 
1.  M&rz  1853  verlangt  bezüglich  der  kirchlichen  öffentlichen  Erlasse,  wdcfce 
nur  rein  geistliche  Gegenstände  betreffen,  nur  noch  Mittheilung  an  die 
Staatsbehörde,  gleichzeitig  mit  der  Verkündigung.  Im  üebrigen  wird 
das  Placei  beibehalten.  Aehnlich:  Baden,  Ges.  v.  9.  October  1860,  §.  15. 

—  Würtemberg,  Ges.  v.  30.  Jan.  1862,  art  1. 

*)  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  16.  „...  Die  Bekanntmachung  kirchlidier 
Anordnungen  ist  nur  deigenigen  Beschränkungen  unterworfen,  weiches 
alle  übrigen  Veröffentlichungen  unterliegen.''  —  Selbstverständlich  fiUt  dss 
landesherrliche  Piacet  hinweg,  wo  die  Verfassung  die  Bestimmung  der 
Reichsverfassung  vom  28.  März  1849,  §.  147  wörtlich  aulgenommen  hat: 
80  z.  B.  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  (an^eh.)  1849,  §.  Sa 

—  Anhalt-Bernburg,  (an%eh.)  V.-U.  1850,  §.  21.  —  AuadrücUieli 
sagt  überdies  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  78,  §.  3:  ,J>a3  in  Aa- 
gelegenheiten  der  katholischen  Kirche  geübte  landesherrliche  Plae^  sod 
Vuum  bleibt  angehoben.''  —  Ausdrücklich  hebt  daa  Placettan  regum  in 
seinem  ganzen  ümfiuige  auf:  Oester reich,  Conooidat  v.  18.  Aug.  1855. 
tft  II.  DL  und  IV.  (art  n.)  „...Episooporam,  Gleri  et  popoii  nntn 
cum  sancta  sede  oommnnicatio  in  rebus  spixitiudibus  et  negotüs  eoclentMi- 


$.  989.  VerfitssimgBgesetce  über  das  landesherrlidie  Auüsichtsrecht    877 

in.  Die  Freiheit  des  Verkehres  der  katholisehen  Geist- 
fiehkeit  nnd  Bevölkerung  mit  dem  römischen  Stnhle  ist  in  den 
neneren  Verfassungsgesetzen  theils  mit  Beibehaltung  einiger 
Beschränkungen ''),  theils  vollständig  zugegeben  worden^). 

IV.  Ausdrücklich  anerkannt  ist  in  mehreren  Verfassung»- 
gesetzen  das  Recht  der  Krone,  Beschwerden  wegen  Miss- 
branches   der  geistlichen  Gewalt  (§.  586,  V.)  anzunehmen^). 


da  null!  placetam  regium  obtinendi  necessitati  suberit,  sed  prorsus 
libera  erit**  (art.  III.)  „Archiepiscopi,  Episcopi  omnesque  locorum  Ordina- 
lii...  libere  item  suas  de  rebus  ecclesiasticis  instructiones  et  ordinationes 
publicabunt."  (art  lY.)  ,^^rchiepi8CQpis  et  £pi8copis...  libemm  erit 
. . .  d)  Praescribere  preces  publicas  aliaque  pia  opera,  com  id  bonom  Eccle- 
siae  aat  Status  populive  postulet,  sacras  pariter  supplicationes  et  peregrina- 
tiones  indicere . . .  e)  Convocare  et  celebrare  ad  sacronim  Canonum  normam 
Concilia  provincialia  et  Synodos  dioecesanas ,  eorumque  acta  vulgare." 

')  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  135  d.  „Von  allen  bischöflichen,  un- 
mittelbaren oder  mittelbaren  Communicationen  mit  dem  römischen  Stuhle, 
welche  nicht  etwa  lediglich  in  Beziehung  auf  einzelne  Fälle  der  eigentlichen 
Seelsorge,  oder  auf  gewöhnliche  der  römischen  Curie  unstreitig  zukommende 
Dispensationen  beabsichtigt  werden  möchten,  noch  blos  in  Glückwünschungs-, 
Danksagungs-  und  anderen  dergleichen  Ceremonialschreiben  bestehen,  wird 
die  Staatsregierung  durch  den  hindesherrlichen  Bevollmächtigten  bei  dem 
Bisthume  nach  wie  vor  Einsicht  nehmen  lassen." 

«)  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  16.  „Der  Verkehr  der  Eeli- 
gioBLSgesellschaften  mit  ihren  Oberen  ist  ungehindert"  — 
Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art.  78,  §.  4.  „Es  steht  den  verschiedenen 
Religionsgesellschaften  frei,  sich  mit  anderen  zu  grösseren  Gemeinschaften 
za  vereinigen,  und  darf  der  Verkehr  mit  den  geistlichen  Oberen  in  keiner 
Weise  gehemmt  werden."  —  Landesherrliche  Verordnung  für  die  ober- 
rheinische Kirchenprovinz  v.  1.  März  1853,  §.  6.  „Der  Verkehr  der 
Angehörigen  der  katholischen  Kirche  mit  dem  Kirchenoberhaupte  ist  unge* 
hindert."  —  Ebenso  Baden,  Ges.  v.  9.  Octbr.  1860,  §.  7.  —  Würtem- 
berg,  Ges.  v.  30.  Jan.  1862,  art.  20.  —  VergL  Oesterreich,  Concordat 
V.  18.  Aug.  1855,  art.  n  (siehe  Note  6). 

»)  Baden,  (ao^ehob.)  I.  Gonstit-Edikt,  1807,  §.  21.  —  Bayern, 
V.-ü.  1818,  Tit  n,  §.  52  flg.  -  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  42.  — 
8.-  Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  31.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  68.  — 
Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  135,  Lit  e.  —  Hannover,  L..V.-G.  1840, 
§.  71  und  Ges.  vom  5.  Sept  1848,  §.  26.  —  üebereinstimmt  die  landes- 
herrliche Verordnung  für  die  oberrheinische  Kirchenprovinz  v.  30. 
J«D.  1880,  §.  36.  —  Als  die  Handlungen  der  kirchlichen  Behörden,  gegen 
welche  der  Schutz  der  Staatsregierung  angerufen  werden  kann,  föhrt  die 
k.  bayerische  Verord.  v.  8.  April  1852,  Nr.  6.  auf:  a)  wenn  die  Kirchen- 
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Jedoch  sind  Beschwerden,  welche  nach  der  kirehliehen  Ycf- 
&88nng  an  die  geistliohen  Oberen  gelangen  können,  zuent  an 
diese,  nnd  erst,  wenn  von  diesen  keine  Abhilfe  erfolgt,  an  die 
weltliche  Regierongsbehörde  nnd  zuletzt  an  den  Sonyorain  n 
bringen  ^^). 

V.  Hinsichtlich  der  Kirchen-  nnd  Schnldien^  legen  mehrere 
(besetze  dem  Landesherm  ansdrttcklich  das  Bestätigimgae^ 
bei,  soweit  er  nicht  das  Emennungsrecht  hat^^i  <>der  das 
Recht,  missfällige  Personen  anszoschliessen  i^*).  Mitonter  ist 
ansdrttcklich  erwähnt,  dass  die  Entscheidnng  Aber  die  cano- 
nischen Eigenschaften  des  zu  Bestätigenden  der  geistliefaeD 
Behörde  allein  zusteht ^^).    Anch  haben  einige  Yerfaasnng» 


behörde  ihren  geistlichen  Wirkungskreis  überschreitead  über  b ärger- 
liche Verhältnisse  artheilt,  und  in  die  Bechtssphäre  des  Staates  eingreift: 
b)  wenn  dieselbe  ein  positives  Staatsgesetz  verletzt;  c)  wenn  selbe  bdii& 
des  Yollzuges  ihrer  Erkenntnisse  sich  äusserer  Zwangsmittel  bedient;  d) 
wenn  sie  die  Bescheidung  in  geistlichen  Sachen  anhiuigiger  Besehwenka 
verzögert,  den  Instanzenzug  behindert  oder  abändernde  Erkenntniase  höhe- 
rer Instanzen  nicht  in  Vollzug  bringt^'  ^ 

t«)  Ausdracklich  sagen  dies:  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  41.  — 
8.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  31.  —  Hannover,  L.-V.-G.  1840,  §.  71.  — 
Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  135  e.  „In  allen  Fällen,  wo  ein  Mssbnnch 
der  geistlichen  Gewalt  stattfindet,  bleibt  die  Beschwerde  oder  Becma  ^»i- 
Bowohl  an  die  Landesbehörden  offen,  jedoch,  was  das  geistlich  ePesKoal 
in  seinem  Berufe  angeht,  erst  alsdann,  wenn  ein  bei  der  zuständigen  obera 
Kirchenbehörde  geschehener  Versuch  zur  gebührenden  Abhülfe  als  erfd^oB 
dargethan,  oder  insofern  etwa  Gefiedir  bei  dem  Verzuge  sein  mödite. 

<«)  Baden,  (aui^ehob.)  I.  Const-£dikt,  1807,  §.  21.  -  Branm- 
schweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  226.  —  Hannover,  L.-V.-0.  1840,  §.  72 
und  Gesetz  vom  5.  Sept  1848,  §.  26.  —  Vergl.  Bayern,  k.  Yeroid.  ▼. 
8.  April  1852,  Nr.  9.  ,J)ie  Verleihung  kiichlicher  Pfründen  S^tena  da- 
Bischöfe  setzt  die  k.  Genehmigung  voraus.''  Eben  das.  Nr.  16.  „V(ra 
förmlicher  Bestätigung  der  Vorstände  und  Lehrer  an  den  biadhofilcheB 
Klerikal-  und  den  bisher  bestehenden  Enabenseminazien  wird  Umgang  ge- 
nommen nnd  soll  die  blosse  Anzeige  genügen,  wenn  nicht  in  der  einacfaligi- 
gen  Stiftungs-  und  Dotations-Ürkunde  ein  besonderes  landeshonÜGfaes  Becb 
vorbehalten  ist*'  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  79.  „Die  den  Be- 
ligionsgesellschaften  zustehende  Wahl,  Ernennung  oder  Einsetzmig  ÜDtr 
Beamten  und  Diener  erfordert  von  Seiten  der  Staatsgewalt  nur  die  Gut- 
heissung nach  Massgabe  der  Ges^ze  oder  Verträge." 

«««)  So  z.  B.  Baden,  Ges.  v.  9.  October  1860,  §.9.—  Würtenberg, 
Ges.  V.  30.  Jan.  1862,  art  4. 

«)  Hannover,  L.-V.-G.  1840,  §.  72. 
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Beskiiiimiiiigeii  ttber  Ruhegehalt,  Suspension ,  Entlassung  und 
Absetzung  der  kirchlichen  Angestellten  aufgenommen  i^). 

YL  Den  katholischen  Bischöfen  und  Geistlichen  ist  bereits 
mehrfoch  ein  grösserer  Einflnss  auf  die  katholischen  Volks- 
9cbiilen  und  die  Ernennung  der  Lehrer  an  katholischen  BiL 
fangsanstalten  eingeräumt  worden,  als  früher  der  Fall  war^^). 

VII.  Regelmässig  sprechen  die  Verfassungsurkunden  den 
Ghnndsatz  aus,  dass  die  Geistlichen  jeder  Confession  in  welt- 
lichen Sachen,  wie  in  Vermögenssachen,  Strafsachen,  und 
überhaupt  in  bürgerlicher  Beadehung  den  Staatsgesetzen  und 
wettlichen  Gerichten  unterworfen  sind^^). 


«)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  74.  81.  —  S.-Altenburg,  V.-ü. 
1881,  §.  149.  —  Braunscbweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  229.  —  Hannover, 
Ll-V.-G.  1840,  §.  74. 

•*)  Vergl.  z.  B.  Bayern,  k.  Verord.  v.  8.  April  1862,  Nr.  16  (siehe 
Note  11);  Nr.  18.  „Bei  Besetzung  der  Lehrstellen  an  den  Lyceen  wird 
auf  die  Wünsche  der  Bischöfe  Rücksicht  genommen.*'  Nr.  19.  „Bei  An- 
BteUnng  von  Professoren  der  Theologie  an  Universitäten  soll  neben  dem 
Gutachten  der  theologischen  Fakult&t  und  des  Universit&tssenates,  auch  ein 
Gutachten  des  Diöcesanbischofes  über  den  dogmatischen  Standpunkt  und 
den  sittlichen  Wandel  der  Bittsteller  ertheilt  werden.  Ebenso  hat  der 
Aofirtellang  der  Religionslehrer  an  den  anderen  öffentlichen  Unterrichts - 
und  Erziehungsanstalten  die  gutachtliche  Einvernahme  der  einschlägigen 
Mschöflichen  Stelle  voranzugehen**  u.  s.  w.  —  Noch  grössere  Befugnisse 
legt  den  Bischöfen  bei:  Oesterreich,  Goncordat  v.  18.  Aug.  1856,  art 
V.  flg.  —  Vergl.  Baden,  Ges.  v.  9.  Oct.  1860,  §.  12.  —  Würtemberg, 
Ges.  T.  30.  Jan.  1862,  art  11—13.  Nach  art  14  dieses  Gesetzes  kann  aber 
eine  Yerf&gung  gegen  einen  Lehrer  an  der  katholisch-theologischen  Fakultät 
der  Universität,  dessen  Lehrvorträge  nach  dem  Urtheil  des  Bischofs  wider 
die  Grundsätze  der  katholischen  Eirchenlehre  Verstössen,  nur  von  der 
StaatsrQgierung  getroffen  werden. 

«)  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  IV,  §.  9  a  linea  6.  —  Würtemberg, 
V.-ü.  1819,  §.  73.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  41.  -  E,  Sach- 
sen, V.-U.  1831,  §.  59.  —  Eurhessen,  V.-U.  1831,  §.  136.  —  Braun- 
schweig, n.  L.-0.  1832,  §.  228.  —  Hannover,  L.-V.-G.  1840,  §.73.  — 
Oesterreich,  Goncordat  vom  18.  August  1855,  art  XIH.  „Temporum 
ratione  habita  Sanctitas  Sua  concedit,  ut  Clericomm  causae  mere  civi- 
les,  prout  contractuum,  debitorum,  hereditatum,  judices  saeculares  cog- 
noscant  et  definiant**  Art  XIV.  „Eadem  de  causa  Sancta  Sedes  haud 
impetit,  quominus  causae  ecclesiasticorum  pro  criminibus,  seu  delictis, 
qnae  poenalibus  Imperii  legibus  animadvertuntur,  ad  judicem  laicum  de- 
ferantnr.'*  (Es  folgen  hier  ausführliche  Bestimmungen  über  die  Benach- 
richtigung der  Bischöfe  von  solchem  Einschreiten  der  weltlichen  Geridite 
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ym.  Durchgängig  enthalten  die  YerfasBimgsgeeeUe  «ni 
andere  neue  Oeaetze  der  Einzdataaten  die  Znaichening,  daa 
jede  anerkannte  Kirche  nnd  Beligionsgeaellachaft  m^eacfamilert 
kl  dem  Besitze  nnd  Gennsse  ihres  Eigenthnma,  Stifknnggro^ 
Qaögens  nnd  Bentengennsses  verbleiben  soll,  ohne  Untenehied, 
ob  der  Zweck  der  Stiilnng  den  Caltns,  den  Unterricht  (Sdnd- 
fond),  oder  Wohlthätigkeit  (Armenfond)  betirififc^*).  Mitoiiter 
wird  ansdrflcklich  erwähnt,  was  ttbrigens  von  jeher  als  geaei- 
nes  Recht  betrachtet  wurde,  dass  die  Kirchen  bezüglich  tkrtt 
Vermögens  die  Rechte  der  Minderjährigen  gemessen  ^'). 

IX.  Ansdrücklich  erklären  flberdies,  was  sich  luidi  den 
eben  gedachten  Gmndsatze  von  selbst  versteht,  mehrere  Ver- 
fassongsarkunden,  dass  niemals  das  Kirchen-,  Schnl-  mid 
Stiftangsvermögen  fUr  Staats  zwecke  eingezogen  werdn 
dtfrfe^^),  nnd  dass,  wenn  der  nrsprflngliche  Stiftnngszweck 
nicht  mehr  zu  erreichen  ist,  keine  Veränssernng  oder  Ter- 
änderang  der  Stiftungen  anders  als  mit  Zustimmung  der  Be- 
theUigten  *  und  der  Landstände,  oder  auch  des  Landeshenn 
und  des  ConsuBtoriums,  vorgenommen  werden  dürfe*'). 

gegen  Geistliche).  —  Yergl.  über  die  Gompetenz  der  geistlichen  Gerichte 
in  kirchlichen  Eechtssachen  und  insbesondere  EShereihiltnisahn,  ebeiidta 
art  X  und  über  das  Patronatsrecht,  eben  das.  art  Xn  nnd  über  da 
bischöfliche  Disciplinarverfahren  gegen  Geistliche,  eben  das.  art.  XL 

«)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  IV,  §.  9  a  linea  4.  5  und  §.  la  - 
Baden,  V.-ü.  1818,  §.  20.  —  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  Ä  - 
Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  43.  —  S.-Meiningen,  V.-ü.  18Ö, 
§.  33.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  60.  —  Kurhessen,  V.-U.  ISl, 
§.  138.  —  8.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  155  flg.  —  Braunschveig, 
n.  L..0.  1832,  §.  216.  —  Hannoyer,  L.-V..G.  1840,  §.75.  —  Schwan- 
burg-Sondershausen,  (aufgeh.)  V.-ü.  1849,  §.20.  — Freu ssen, V.-U. 
1850,  §.  15.  —  Anhalt-Bernburg,  (aufgeh.)  V.-ü.  1850,  §.  19.— 
Oldenburg,  rev. V.-ü.  1852,  art 80. ~  S.-Goburg-Gotha,  V.-ü.  1852. 
§.  66,  —  Waldeck,  V.-ü.  1862,  §.  42.  —  Oesterreich,  GoDooidat  t. 
18.  Aug.  1855,  art  XXIX.    (Siehe  unten  Note  20). 

")  Z.  B.  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  155. 

«)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  IV,  §.  10.  —  Baden,  V.-U.  1818, 
§.  20.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  43.  —  S.-Meiningea,  V.-ü. 
1829,  §.  33.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  60.  —  Kurhessen,  V.-& 
1831,  §.  138.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  216.  ~  HannoTcr, 
L.-V.-G.  1840,  §.  75.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1862,  §.  6& 

")  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  IV,  §.  10.  —  Grossh.  Hessen« 
V.-ü.  1820,  §.  44.  -  S.-Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.  33.  34.  —  K.  Saeh- 
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X.  Ffir  neue  Erwerbungen  von  Qmndbesitz  ist  mit- 
mter  die  Erwirkung  der  Staatsgenehmignng  vorgeschrieben  ^^). 
teuere  Gesetze  beschränken  sich  auf  die  Bestimmung,  dass 
las  den  kirchlichen  Bedürfnissen  und  Anstalten  gewidmete 
iTermögen  den  allgemeinen  Landesgesetzen  unterliegt, 
insbesondere  auch  jenen  über  öffentliche  Abgaben  und 
L asten ^^),  sowie  über  den  Besitz  von  Liegenschaften  durch 
iie  todte  Hand^^). 

XI.  Die  Verwaltung  des  Eirchenvermögens  wurde  zum 
rheil  den  Kirchen  zurückgegeben,  oder  doch  eine  Mitwirkung 
dabei  gestattet  ^^). 


len,  V.-U.  1831,  §.  60.  —  S.-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  158.  161.  — 
Brannschweig,  n.  L.-0.  1832,  §,  217.  —  Hannover,  L.-y.-G.  1840, 
J.  75.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  138.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U. 
1852,  art.  80.  216.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  66.  —  Wal- 
leck, Y.-ü.  1852,  §.  43.  —  0 esterreich,  Concordat  vom  18.  August 
1855,  art  XXIX  i.  f.  „.  .  .  Proinde  quoad  antiquas  novasque  ecclesia- 
sticas  fundationes  nulla  vel  suppressio  vel  unio  fieri  poterit,  absque 
mterventn  auctoritatis  Apostolicae  Sedis,  salvis  facultatibus  a  Sacro  concilio 
Tridentino  Episcopis  tributis.'* 

*>)  S. -Meiningen,  V.-ü.  1829,  §.35.  „Neue  Erwerbungen  an  Grund- 
BtQcken  und  Realgerechtigkeiten  können  Kirchen,  Schulen  und  andere 
Stiftungen  nur  mit  Genehmigung  der  Regierung  machen.  Vermächtnisse 
and  Schenkungen  zu  Gunsten  ein^r  frommen  Stiftung  bedürfen  zu  ihrer 
Rechtsbeständigkeit  keiner  vorgängigen  landesherrlichen  Genehmi- 
gung.*' —  Ebenso:  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  160.  —  Dagegen  be- 
stimmt Oesterreich,  Concordat  v.  18.  Aug.  1855,  art.  XXIX:  „Ecclesia 
jure  sno  pollebit,  novas  justo  quovis  titulo  libere  acquirendi  posses- 
siones  ejusque  proprietas  in  omnibus  quae  nunc  possidet,  vel  in  posterum 
acqoiret,  inviolabilis  solemniter  erit." 

«•)  So  z.  B.  Baden,  Gesetz  v.  9.  October  1860,  §.  14.  —  Würtem- 
berg,  Gesetz  v.  30.  Januar  1862,  art.  18. 

«>  Reichsverfassung  vom  28.  März  1849,  art.  164  a  linea  2;  und 
hiemach:  Preussen,  V.-U.  1850,  §.  42.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü. 
1852,  §.  52.  —  Reuss  j.  L.,  V.-ü.  1852,  §.  24.  —  Siehe  oben  §.  295, 
Note  5.  —  Würtemberg,  Ges.  v.  30.  Jan.  1862,  art.  18. 

*')  Baden,  Ges.  v.  9.  October  1860,  §.  10  schreibt  gemeinschaft- 
liche Leitung  der  kirchlichen  Vermögensverwaltung  durch  den  Staat  und 
die  Kirche  vor;  bezüglich  des  kirchlichen  Distrikts-  und  Ortsvermögens 
anch  Vertretung  der  betheüigten  Gemeinden.  —  Würtemberg,  Gesetz 
Tom  30.  Januar  1862  legt,  mit  Ausnahme  des  Interkalarfonds ,  dem  Staate 
nnr  ein  Aufsichtsrecht  über  die  kirchliche  Vermögensverwaltung  bei 

Z  d  p  n ,  SUatsreeht.  ft.  Aafl.  U.  56 


88S       i.  540.   Dm  Indeilievfiielie  Sehatemdbl  abtr  tfe  Kiickat 


§.  540. 
7)  Das  landesherrliche  Schutzrecht  über  die  Kirchen. 

I.  Das  Schntz-  ond  Schirmreeht  des  StaatsherrsclierB  kstte 
einen  grossen  Werth  für  die  christlicben  Kirchen  sdM,  m 
hmge  dieselben  in  ihrem  leehflichen  Bestände  an  sidi  od«  in 
dem  mhigen  Besitze  ihres  Vermögens  dnrch  Süssere  MsAt 
bedroht  waren  ^  oder  eine  Kirche  als  ansschfiessliehe  Staat»- 
kirche  bestand  nnd  die  Bildung  nener  ReligionsgeseDscbafin 
im  Lande  als  eine  rechtswidrige  Gefährdung  der  hensehendea 
Kirche  betrachtet  wurde.  Auf  der  anderen  Seite  musste  and 
von  Staatswegen  dem  Schutz-  und  Schirmreehtd  des  Staüa^ 
berrsohers  Aber  eine  Kirche  hohe  Bedeutung  beigelegt  weito, 
wo  dasselbe  den  Charakter  eines  rölkerrechtlichen,  tber 
die  StaatsgAnzen  hinausreichenden  Protektorates  aDnafam. 
Hieraus  erklärt  sich  die  Wichtigkeit,  welche  man  zur  RekÜH- 
zeit  der  Schutz-  und  Schirmherrlichkeit  des  rönusch-deutaclMB 
Kaisers  ttber  die  römische  Kirche ,  so  wie  dem  Schutz*  and 
Schirmrechte  des  Landesherm  ttber  die  protestantische  Kutlie 
beilegte  i). 

II.  Bei  gänzlich  veränderten  Staatsgmndlagen  und  naeh- 
dem  nunmehr  der  rechtliche  Bestand  der  katholischen  and 
evangelischen  Kirche  längst  durch  Grundgesetze  des  deatsdua 
Beiches  und  des  deutschen  Bundes,  so  wie  durch  die  Ve^ 
fiu3sungen  der  Einzelstaaten  festgestellt  worden  ist,  äoasert 
sich  das  landesherrliche  Schutz-  und  Schirmrecht  prsktkh 
nur  noch  darin,  dass  der  Staat  1)  den  anerkannten  düisdiches 
Kirchen  und  anderen  gesetzlich  bestehenden  ReligioDSgeseil- 
schaften  stets  den  Rechtsweg  zur  Geltendmachung  Outr 
verfassungsmässigen  und  anderen  wohlerworbenen  Bechte  oim 
hält^);  2)  dass  die  Staatsregierung,  nach  Beschafienheit  da 


«)  Siehe  oben  §.  82»  Note  5. 

*)  Mitunter  yeraprecslieii  die  Yeiftasimgsnxkiuuleii  jeder 
oder  auch  jedem  Unterthaa  aasdracklioh  gleicken  Stkabs  m  tarn 
Gottesverahmog.  Yergh  z.  B.  Baden,  Y.-U.  1818,  S-  18.  -  S.-Mei* 
ningen,  Y.-U.  1839,  §.  29.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  S*  ^  -^ 
AUsnbarg,  Y.-U.  1881,  §.  129. 
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FaUe«,  dieselbe  aaeh  auf  adminiatratiTem  Wege  in  ihrer 
recfatliehen  SteUnng  erhalt;  8)  dass  sowohl  auf  polizeilichem, 
Ute  auf  sirafreehtlichem  Wege  gegen  die  Yemnglimpftuig 
der  anerkannten  Kirchen  oder  gesetzlich  bestehenden  Beligions- 
geseUsohaften,  die  Herabwürdigung  ihrer  kirohliohen  Lehren 
and  Gebrauche  and  die  Stitaung  ihres  Gottesdienstes  nach 
Maasgabe  der  Oesetze,  auf  Antrag  dar  Betheiligten  oder  von 
AmtBwegen  eingeschritten  wird^);  4)  dass  der  Staat  den  Geist- 
liehen aaeh  einen  öffentlichen  Bang  und  Wfirde,  und  en^ 
spreehende  anständige  Behandlung  von  Seiten  der  Staats- 
beb^lrden  gewährt^);  5)  dass  er  auch  den  Geistlichen  bei  ihren 
Amtshandlungen  *)  und  den  kuchlichen  Behörden  bei  dem  Voll- 
züge der  in  ihrer  Competenz  liegenden  Erkenntnisse  Unter- 
stfltznng  leistet  ^y  und  6)  dass  den  Kirchen  und  anderen  ge- 


*)  Naeh  dem  hietarchischen  System  und  nach  dem  Territorfalsystem 
(S.  62B)  hielt  man  attdi  ein  Recht  und  eine  Pflicht  der  Staatsgewalt,  gtgfia 
Proselytenmachetci  imd  Sektirerei  eiAzusohreiten,  für  begründet 
Wo  das  System  der  Religionsfreiheit  (freie  Associations-System) 
aber  angenommen  ist,  kann  hiervon  weiter  keine  Bade  sein. 

4)  Z.  B.  Würtemberg,  Y.-U.  1819,  {.  80.  ,»Die  katholischen  Eir- 
ohfSiidiener  gemessen  eben  dieselben  persönlichen  Vorrechte,  welche  den 
Dienern  der  protestantischen  Kirche  einger&umt  sind.**  —  Landesherrliche 
Verordnung  f&r  die  oberrheinische  Kirchenprovina  ▼.  80.  Januar  1680, 
I.  85  (siehe  Note  5). 

*)  Landesherrliche  Verordnung  für  die  oberrheinische  Klrchen- 
provinz  vom  30.  Jannar  1830,  §.  35.  „Der  Staat  gewährt  den  Geistlichen 
jide  sur  Erfüllung  ihrer  Bemüsgesohfiite  erforderliche  gesetaliche  Ünter- 
stataang  und  schfitst  sie  in  dem  Genüsse  der  ihrer  Amtswtirde  gebohren- 
den  Achtung  und  Auszeichnung.''  —  Aehnlicht  Kurhessen,  V.-U.  1831, 
{.lil&--  Braunsohweig,  n.  L.-0.  1832,  §.237.—  HannoYer,  L-V.-G. 
1840,  i  78. 

^  Diese  Staatsuntersttttaung  der  geistlichen  Behörden  beim  Vollzuge 
dar  ih  Ihre  Competena  fiJlenden  Urtheile  ist  unentbehrlich,  wo  der  Staat 
gewieae  StveitaaGhen,  deren  Entscheidung  auch  in  das  bOigerliche  Rechts- 
leben  eingreift,  wie  z.  B.  die  Streitigkeiten  über  Gokigkeit  der  Eheverlöb« 
Bisse,  die  Zül&ssi^eit  Ton  Ehescheidungen  u.  dergl.  an  die  geistlichen  Ge- 
tidite  gewiesen  hat,  oder  diesen  in  gewissen  Beziehungen,  z.  B.  über  ihre 
Dtener,  eine  Disdplioaigewalt  eingeräumt  ist  —  Vergl.  z.  B.  Bayern, 
k  Veroidniuig  r.  8.  April  1852,  Nr.  7.  „Findet  kein  Becurs  wegen  Uiss- 
faranchea  der  geistlichen  Gewalt  statt,  so  bleibt  der  geistlichen  Behörde, 
insofenie  sie  die  Grenzen  ihxer  Wirksamkeit  nicht  überschritten  hat,  der 
Bchata  dea  weitliohen  Armes  hinaicbüich  der  Vollstreckung  ikrer 
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setolich  bestehenden  BeligionsgeBeUschaften  nötbigeiiftlb  aaA 
in  Verwickelangen  mit  anderen  Staaten  k.  B.  wegen  ihrer  da- 
Belbst  liegenden  Kirchengttter,  die  Vertretung  des  Staates 
gewährt  wird. 

in.  Besondere  Schntzrechte  über  die  in  D^dsc^ 
land  grandgesetzlich  anerkannten  christlichen  Religionsparteifii, 
d.  h.  die  katholische  nnd  evangelische  Eirdie  sind  begründet: 
1)  dorch  den  westphäiischen  Frieden  fDr  die  gämmdicJtei 
Theilnehmer  dieses  Friedensschlosses  in  deren  Eig^ischaft  ak 
Garanten  desselben^);  and  2)  ftir  die  deutsche  Brntdesrer- 
sammlangy  darch  Art.  XVI.  der  deatschen  Bandesakte  bexfig- 
lich  der  darin  den  christlichen  Beligionsparteien  gegebeaee 
Zusicherangen  ^). 

§.  541. 

XI.  Die  ausserwesentlichen  Hoheitsrechte  oder  Regalien, 
a)  Begriff  und  Arten*). 

1.  Unter  Regalien  verstand  man  im  Mittelalter  im  All- 
gemeinen alle  Bechte,  welche  dem  deatschen  Könige  odo* 
Kaiser    zastanden,    insbesondere    aber  jenC;    welche   ohne 


Disciplinarerkenntnisse  gesichert."  —  Yergl.  Baden,  Ges.  ▼.  9.  Oct  18001, 
§.  56  und  Würtemberg,  Ges.  y.  30.  Jan.  1862,  art  6  n.  7;  siebe  6bm 
§.  527  Note  5. 

7)  J.  P.  0.  art  XYII,  §.  5  (Gaarantia.)  „...  teneantnr  omnes  h^aa 
transactionis  consortes  universas  et  singulas  hujus  pacis  leges  contra  qaeai- 
comqae  sine  Religionis  distinctione  tueri  et  protegere"  etc. 

s)  Siehe  den  in  der  Bundesversammlung  1855  in  der  ▼.  Kettenlwf- 
sehen  Sache  erstatteten  Commissionsbericht  oben  §.  532,  Note  3.  —  Yei^ 
über  den  gegenwärtigen  Rechtsznstand:  v.  Linde,  Betraditungen  aber  c& 
Selbstständigkeit  und  Unabhängigkeit  der  Kiichengewait  und  die  Sclmfiz- 
pflicht  des  deut.  Bundes  nnd  der  übrigen  Theihiehmer  des  westpldfiseiieB 
Friedens.    Giessen,  1855,  S.  103  flg. 

•)  Sixtinus,  de  regalib.  Mohlh.  1602,  Fi«L  1617.  —  Jargov,  m 
den  Begalien.  Rostock,  1757.  ->  (Yei^  überhaupt  Pütter,  lü  d.  Staate. 
Thl.  m,  S.  294.  Klüber,  Litt  §.  1097.)  —  Mittermaier,  deal  Pri- 
vat-Recht, (7.  Aufl.  §.  200  flg.)  —  Himmelstoss,  Yersodk  einer  £e*- 
Wickelung  des  Begriffes  nnd  der  rechtlichen  Verhältnisse  der  RegaMt  ä 
Deutschland.  Landshut,  1804.  —  Hüllmann,  Gesch.  des  Uispru^es  des 
Begalien  in  Deutschland,  Frkft.  1806.  —  A.  Gemeiner,  Betokg  n  dv 
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IGiwirkimg  der  Beichsstttnde  ansgetibi  wnrden  nnd  somit  eine 
Art  Ton  Prärogativen  der  Krone  bildeten  ^  und  zwar  obne  alle 
Diiterseheidnngy  ob  sie  ihrem  Wesen  nach  eigentliche  Regie- 
rangsrechte,  wie  (Gerichtsbarkeit,  Bestenemngsrecbt,  oder  fisca^ 
Bsche  Bechte,  wie  Mtlnze,  Zoll,  Bergwerke;  Bannforste  n.  s.  w. 
waren  *). 

n.  Die  Landesherren  konnten  daher  solche  kaiserliche 
Realien  auch  nur  darch  die  (regelmässig  lehenweise)  Yer- 
leihnng  vom  Reichsoberhanpte  erwerben  ^),  jedoch  v^trat  auch 
hier  häufig  das  Herkommen  die  Stelle  eines  eigentlichen  Er- 
werbstitels nnd  wurde  den  Reichsständen  wiederholt  die  ruhige 
Ansflbiing  der  hergebrachten  Regalien  von  den  Kaisern  be- 
it&tigt»). 

m.  Im  Laufe  der  Zeit  entwickelte  sich  aber  daneben 
noch  ein  anderer  Begriff  von  landesherrlichen  Regalien 
als  nutzbringenden  Rechten,  welche  sich  die  Landesherren 
in  ihren  Territorien  aus  verschiedenen  historischen  Rechtstiteln; 
Emeh  wohl  durch  Usurpationen,  zu  Gunsten  ihrer  Kammer  aus» 
schliesslich  beilegten^).  Daher  hat  man  sich  in  der  neueren 
Zeit  gewöhnt,  die  Bezeichnung  „Regalien'^  vorzugsweise 
von  den  jetzt  noch  vorkommenden  nutzbaren  oder  sog.  zu- 
miigen  Hoheitsrechten  zu   gebrauchen.     Man   versteht  dem* 


Lehre  Yon  den  Regalien,  München  1842.  —  tJebet  die  Regalien  der  6i- 
■cliöfe  in  den  geistlichen  Territorien,  siehe  insbesondere  meine  Alter- 
fchümer  des  deutschen  Reichs  und  Rechts,  Bd.  n  (Leipz.  1860),  S.  6  flg.  -^ 
Da  Yon  den  einzelnen  Regalien  ausführlich  in  dem  deutschen  Privat- 
rechte  gehandelt  wird,  so  darf  sich  das  Staatsrecht  auf  die  Darstellung  der 
aUgemeinen  Grundsätze  beschränken. 

*)  VergL  die  Constitutio  Friderici  L  in  II.  F.  56.  Quae  nnt  regcdia. 
Die  in  dieser  Stelle  enthaltene  Aufzählung  der  einzelnen  Regalien  ist  aber 
nicht  ftU-  Deutschland,  sondern  nur  für  die  Lombardei  bestimmt  gewesen, 
und  wurde  daher  nie  als  ein  in  Deutschland  galtiges  Gesetz  betrachtet  -^ 
YergL  Pütter,  Beitr.  I,  207. 

^  Yergl.  z.  £.  das  Concordatum  Calixtinum  a.  1122  (Professio  Papae 
§•  2):  „Electus  (Episcopus)  autem  Regalia  per  sceptrum  a  Te  (Imperatore) 
reöpiae'  ~  Siehe  auch  oben  §.  104  n. 

«)  Vergl.  E.  B.  den  westph&l.  Frieden  (I.  P.  0.)  Art.  Vni,  §.  1. 

*)  üeber  die  Entstehung  der  landesherrlichen  Regalien  aus  Reserratio- 
3ien  des  Gnindherm  bei  Verleihungen  von  Lehen  oder  Eigenthum  aus 
leineni  ursprünglichen  grossen  Grundbesitz,  siehe  meine  Alterthttmer 
des  deut.  Reichs  u.  Rechts,  Bd.  I  (Leipz.  1860),  S.  131. 
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nMh  «Btar  Regalien  heutamtage  jene  güwöholMi 
genden  Rechte^  welehe  dem  Staate  (Fiakns)  in  dem  gmmtn 
Staatsgebiete  y  oder  doch  in  einem  gewissen  Landerihaliii 
der  Art  aasscUiessKeh  snstehen,  daas  kein  Boeht  dendNi 
Oattnng  dnem  PriTatmanne  zustehen  oder  Ton  ihm  «asgittt 
werden  kann. 

IV.  Die  Regalien  in  diesem  Sinne  find  daher  ihm  Wem 
naeh  Rechte ,  welche  Priyatr echte  sein  wOrden,  woawk 
nicht  der  Staat  dieselben  aosschliesslieh  in  der  Gatts  ng  ba- 
gdegt  hüte»). 

V.  Die  Regalitftt  ist  ahu)  nicht  sowoU  emeEigeswM 
gewisser  Gegenstftnde,  als  viehnebr  ein  pnblidstischer  Beekti* 
grnndsatZy  nämlich  der  Grundsatz  der  ExclnsiTitlt  to 
Zuständigkeit,  wdeher  in  einem  Staate  in  Besag  Inf  p- 
wisse  Klassen  Ton  Sachen  oder  Rechten  gilt 

VL  Die  historische  Veranlassung  zur  EstBtdiDiig  te 
BegaUtftt  war  das  Staatshedttrfniss:  dieses  momte  aif 
den  Venuch  hinfllhren,  dem  Staate  durch  ausscUicBBÜdie  Bo- 
legnng  gewisser  nutzbringenden  Beflignisse  eine  Emnskne  n 
Terschaffen:  der  juristische  Grund  der  Regalittt  Kogtato 
in  der  Gebietshoheit,  da  in  Folge  dieser  dv  SU  be- 
stimmen kanui  woran  er  den  Privatbesitz  gestatten  oder  i» 
schliessen  will*). 

VIL  Unter  den  nutzbaren  Regalien  selbst  lassen  seh  drei 
Hauptarten  unterscheiden:  1)  wirkliche  aussebfieriHie 
Eigenthumsrechte  des  Staates  an  ganzen  Kksseo  toi 
Gegenständen^);  2)  Regalieni  welche  in  dem  Rechte  bestebeo, 


«)  Es  mM  ißher  da  Bscht  nieht  dadvr^  sehen  ein  Begii,  te« 
dem  Stufte  aa  einer  einselneo  Saclie  luefedit:  so  e.  B.  IsktelktB' 
Ommireeht  dei  Btenlee  aa  den  einsebien  StMtes&tem  kein  B^  Pa- 
fleictoi  wird  enek  eiii  Beeht  niekt  dadnn^  BegaL  das  die  Aesübnil 
deeselben  durch  eine  PriTatpenon  oder  GeseUsehaft  von  e&aer  Coieesiiti 
oder  Lieeni  dee  Staates  abhinsig  gemacht  iat,  «ie  i.  B.  BndAtfdeL 
Baohdnickerei,  Snlliche  Pnoia,  Apotheken,  Ankgnng  tda  EaaabilM 
Telegraphenstationeii  n.  b.  w.  —  ücÄer  das  von  Einigen  behaiqitele  fiiS' 
bahn- wid  Tekgrapheiregal,  siehe  tfe  Ufeenrtsr  oben  S- ^1^^^^ 

•)  Yeii^  oben  «.  413.  44a 

^  Hieihar  gMtm  s.  B.  iBe  Uodstmesen  and  affiaiilMte  fMi 
ebenso  die  Farstas  and  Bergwerioa,  wo  disM  nadli  der  ! 
Bagalsuid. 
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CMitee  Qewerbe  oder  Qeaoh&ftQ  anBacUietsend  n  W 
treibeii,  welche  aber  eben  dadurch,  daas  sie  ab  Regalien  erklärt 
werden»  den  Charakter  eines  bttrgerlicben  Nahrungs- 
aweiges  ablegen^);  und  3)  Regalien,  welche  darin  bestehen, 
da»  sieh  der  Fiskns  gewisse  Landesprodnkte  oder  Er- 
trägnisse (promntus)  der  Ornndstücke  oder  andere  Gegen- 
oOnde,  welehe  nach  dentschrechtlicher  Vorstellangsweise  diesen 
j^^chgeaehtet  werden,  ansschliesslieh  zueignen  darf  ^). 

VilL  Was  insbesondere  den  reehtlichen  Charakter  der 
Regalien  dieser  letzteren  Klasse  anbelangt,  so  ist  es  dnrdi- 
ans  unpassend,  dieselben  als  ein  Eigenthumsrecht  des  Fiskus 
an  den  Landeserzeugnissen,  wie  z.  B.  an  den  jagdbaren  Thieren, 
selbst  aufzufassen,  da  weder  nach  dem  gemeinen,  noch  nach 
dem  philosophischen  Rechte  ein  Eigenthum  an  Gegenständen 
angenommen  werden  kann,  welche  noch  niemals  occupirt 
worden  sind.  Nicht  minder  unrichtig  ist  es,  wenn  man  die- 
eelben  als  dem  Staate  zuständige  Personal-  und  Real t Servi- 
tuten ^%  oder  als  eine  Art  von  Nutzeigenthum  {dominium  utile) 
des  Staates  erklärt  ^^).  Vielmehr  sind  die  Regalien  der  letz« 
teren  Art  lediglich  sds  eine  besondere  Art  der  deutschen  Im- 
mobiliarrechte  überhaupt  aufzufassen  ^^),  deren  eigenthttmlicher 
Charakter  eben  darin  besteht,  dass  sieh  der  Staat  in  einem 
gewissen  Landesbezirke  die  Befugniss  beilegt,  gewisse  Gegen- 


*)  So  besteht  z.  B.  in  manchen  Staaten  ein  Tabakgr^,  Salzregal, 
o.  s.  w.  —  Auch  das  Post-Regal  gehört  in  diese  Klasse.  YergL  über 
die  gegenwärtigen  Verhältnisse  des  FürstL  Hauses  Thum  und  Taxis  zu  dem 
Postregal,  oben  §.  303  flg.  ^  Ueber  das  Yerhältniss  der  Postanstalt  zum 
PaUikum  siehe  oben  §.  803b,  Note  21;  §.  590  Note  11. 

•)  ffierher  g^Qrt  s.  B.  das  Jagdregal,  das  Fisehereir^gal  a.  dezgl.; 
das  Regal  an  herrenlosen  Sachen,  Schätzen  u.  dergl. 

*o)  Eecht  gut  hat  dies  ausgeführt  Gemeiner,  a  a.  0.  S.  53  flg. 

«0  Dies  thut  Gemeiner,  a.  a.  0.  S.  61  flg.  —  Allein  bei  den  Re- 
galien fehlt  gerade  jenes  Merkmal,  wodurch  sich  die  Rechte,  die  man  unter 
der  verwirrenden  Bezeichnung  Ton  Dornkdum  utHe  begreift,  charakteristisch 
aosaeichnen,  dass  sie  nämlich  Concessionen  des  Grundeigenthümers,  und 
also  Yon  ihm  abgeleitete,  ein  dingliches  und  erbliches  Besitz-  und 
Kutflungsrecht  (eine  Nutzgewer)  an  der  Immobilie  selbst  gebende  Redite  sind. 

^  Der  Charakter  der  Regalien  als  Immobiliarrechte  im  Sinne  des  dent- 
■abea  Beditss  ergibt  sich  anch  daraus,  dass  sie  vom  Kaiser  (und  noch  jetit 
fmn  den  Landeshenen)  durch  Investitur  verUehen  werden,  und  nicht  ohne 
einen  Bezirk»  auf  welchem  sie  ausgeübt  werden,  denkbar  sind. 
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gOnde  ausschliesslich  oocapiren  zu  dttifen,  anasich  in  dieser 
Befugniss  durch  Strafgesetze  schützt  ^^). 

IX.  Nicht  zu  verwechseln  mit  den  nutzbaren  Begiiia 
sind  die  Hoheitsrechte  des  Souverains  über  die  als  B^gab 
erklärten  Gegenstände  oder  Gerechtigkeiten.  Jedes  B^ 
es  mag  von  dem  Fiskus  selbst  ausgeübt  und  genützt  werdca, 
oder  es  mag  dessen  Ausübung  und  Nutzung  an  Privatai  yq- 
liehen  worden  sein,  unterliegt  der  Gesetzgebung,  Ao&idit  und 
Gerichtsbarkeit  des  Staates.  Hiermit  ist  der  Unterschied  tod 
Forstregal,  Jagdregal  u.  s.  w.  und  von  Forsthoheit,  Jagd- 
hoheit  u.  s.  w.  von  selbst  gegeben. 

§.  542. 

b)  Grundsätze. 

1)  Entstellung  und  Erwerbung. 

Hinsichtlich  der  Segalien  gelten  im  Allgemeinen  folgende 
Grundsätze:  1)  Die  Regalität  eines  Gegenstandes  oder  Ge- 
werbes wird  niemals  vermathet  0  und  ist  daher  auch  immer 
strenge  auszulegen ;  auch  kann  daraus  allein,  dass  die  Staats- 
genehmigung zur  Betreibung  gewisser  Gewerbe  nachgedncht 
und  fUr  die  Bewilligung  eine  Abgabe  bezahlt  werden  moss,  nod 
nicht  gefolgert  werden,  dass  ein  solches  Gewerbe  selbst  Regal 
sei  2)  Jedes  Regal,  welches  eine  Beschränkung  oder  Bt 
lästigung  der  Grundbesitzer  enthält,  muss  auf  die  dieselbea 
am  wenigsten  drückende  Art  aasgeübt  werden;  auch  gebfihit 
diesen  Ersatz  ftir  den  Schaden,  welcher  ihnen  aus  dner  ord- 
nungswidrigen  (culposen)   Ausübung    des   Regals  zugeht^. 


^)  Darauf  deatet  z.  B.  auch  die  Besdchnimg  Wild -Bann  a.  äen^ 
^  Da  die  in  H.  F.  56  enthaltene  Aufz&hlong  der  Regalien  in  Deatscl* 
land  keine  gesetaliche  GOltigkeit  hat  (§.  5il  Note  1),  so  gibt  es  aboiufift 
kein  gemeinrechtliches  Gesetz  über  die  Begalit&t,  als  die  Goldeie 
Bulle  K.  Earrs  lY.  1356,  cap.  IX.  —  Dieses  Gesetz  nennt  als  Begii 
nur:  ««aniversas  aori  et  aigenti  fodinks  atqae  mineras  stanni,  aafi 
plombi,  fem  et  alterios  cigascanqae  generis  metalü,  ac  etiam  salit.*'- 
Salz -Quellen  sind  hierunter  nicht  begriffen;  doch  können  sie  demLsnitf' 
herrn  aus  anderen  GrOnden,  z.  B.  als  Grundherrn,  ansachliesslicii  zailciin> 
*)  VergL  Gemeiner,  Beitr.  z.  Lehre  t.  d.  Regalien.  &  79. 
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8)  Die  Regalität  kann  nur  durch  Gesetze,  Landesverträge, 
Herkommen  oder  sog.  Immemorialyerjähmng,  nicht  aber  durch 
eine  Ersitzung  in  bestimmter  Zeit  entstehen,  weil  es  sich  hier 
nieht  am  den  Erwerb  einer  einzelnen  Sache  oder  Befngniss, 
sondern  um  die  Aufstellung  eines  rechtlichen  Grundsatzes 
handelt  4)  An  Privatpersonen  können  die  nutzbaren  Kegalien 
nur  in  dem  Sinne  von  der  Staatsgewalt  verliehen  werden,  dass 
denselben  die  Ausübung  und  der  Genuss  der  daraus  ent- 
springenden y ortheile  und  zwar  nur  mit  fortwährender  Unter- 
Ordnung  unter  die  gesetzgebende  und  vollziehende  Gewalt 
des  Staates  und  somit  auch  unter  dessen  Aufsicht  überlassen 
wird^).  Würde  eine  Regierung  ein  bisher  ihr  zuständiges 
nutzbares  Regal  einer  Privatperson  vollkommen  abtreten  und 
einräumen,  so  würde  eben  hierdurch  die  hierunter  begriffene 
Befugniss  aufhören,  Regal  zu  sein,  und  nur  noch  als  ein 
Monopol  oder  Privilegium  erscheinen^).  5)  Ausser  der  Ver- 
leihung durch  die  Staatsgewalt  kann  die  Berechtigung  zur 
Austibung  eines  Regals  von  einer  Privatperson  nur  durch  un- 


')  Wie  Tiel  einer  Person  von  dem  Staate  verliehen  worden  ist,  kann 
mitunter  bei  Regalien,  welche  mehrere  Grade  haben,  wie  z.  B.  das  Jagd- 
regal, zweifelhaft  sein,  und  ist  sodann  Beweisfrage  in  concreto.  Eine  all- 
gemeine Präsumtion  fUr  die  Verleihung  der  niedersten  Art  lässt  sich 
nicht  unbedingt  vertheidigen.  Besondere  Rücksicht  ist  hierbei  darauf  zu 
nehmen,  in  welchem  Um&nge  der  Staat  überhaupt  solche  Regalien  an 
Privatpersonen  zu  verleihen  pflegt  C.  J.  Guy  et,  de  more  regionis.  Jena, 
1837.  —  Als  nächste  Entscheidungsquelle  kommen  selbstverständlich  die 
mit  der  Staatsregierung  abgeschlossenen  Verträge  und  Verleihungsurkunden 
in  Betracht 

*)  Mit  der  Verleihung  nutzbarer  Regalien  an  Privatpersonen  darf  nicht 
die  Frage  verwechselt  werden,  ob  anch  eigentliche  Hoheitsrechte,  wie  Ge- 
richtsbarkeit, Polizei  u.  dergl.,  an  Privatpersonen  verliehen  werden  können. 
Zar  Zeit  des  Reichsverbandes  war  dies  selbst  hinsichtlich  der  höchsten 
Stufen  dieser  Hoheitsrechte  nicht  zu  bezweifeln,  jedoch  wurde  eben  durch 
eine  solche  Verleihung  der  eigentlichen  hohem  Regierungsrechte  die  Privat- 
person in  einen  Landesherm  umgewandelt.  Seit  der  Auflösung  des  Reiches 
h&ngt  alles  von  der  Verfassung  der  einzelnen  Länder  ab;  in  mehreren 
wnide  bis  auf  die  neueste  Zeit  die  niedere  Gerichtsbarkeit  und  Polizei  vl 
dergl.  (jedoch  nur  hinsichtlich  der  Ausübung)  an  Privaten  verliehen, 
oder  vielmehr  in  Folge  alter  Verleihungen  oder  Herkommens  als  eine  mit 
gewissen  Gütern  (Rittergütern)  verbundene  Realgerechtigkeit  fortzufahren 
gestattet  (sog.  Patrimonialgerichtsbarkeit). 
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vordenUiche  Zeit  erworben  werden^)«  Dies  BcUieart  jedoA 
nioht  die  Beftagniss  dw  PrivatperaoneB  aoSy  sich  in  der  Au- 
ttbong  dea  BegalB  vorlänfig  Mcb  mit  posaessoriadieD  Beofalh 
mitkeln  gegen  den  Fiskus  zu  vertheidigen, 

§.  543. 
2)  RechtsmitteL 

I.  Wie  bei  allen  deutschen  Immobiliarrechten  gestattet  die 
Praxis  aacb  znr  Geltendmachang  der  Begalität  sowohl  petito- 
torische  als  possessorische  Rechtsmittel  nach  der  Analogie  der 
bei  den  Servituten  zuständigen  Klagen. 

n.  Sind  von  Privatpersonen  einzelne  Sachen  rechtswidrig 
in  Besitz  genommen  worden,  welche  der  Regalität  imterworfei 
sind,  so  stehen  dem  Fiskus  zur  Geltendmachung  seiner  Beeilte 
nicht  nur  die  gewöhnlichen  Delictsklagen  (condictio  ykrfira 
u.  s.  w.)  gegen  die  Thäter  zu,  sondern  er  kann  sich  auch  der 
Spolienklage  gegen  dritte  Erwerber  unter  der  gewöhnliches 
Voraussetzung  dieses  Rechtsmittels  bedienen  0-  Eine  eigent- 
liche rei  vindicatio  kann  man  aber  dem  Fiskns  nur  dann  ge- 
statten, wenn  die  der  Regalität  unterworf^e  Saohe  bn^its  naf^ 
civilistischen  Grundsätzen  in  sein  Eigenthum  llbei^g^gangeo 
war,  bevor  die  Entfremdung  stattfand^. 


^  Ist  ein  Regal  oder  aach  die  AasftbimgBbefDgm&s  emes  ej^enfficfaea 
Hoheitsrechtes,  wie  z.  B.  der  Gerichtsbarkeit,  einmal  von  einer  Peraon  als 
Bealgerechtigkeit  für  ihre  Gfiter  erworben,  und  steht  später  nnr  der  üeber 
gang  desselben  (als  Pertinenz)  wie  z.  B.  eines  Lehengutes  an  einen  andern 
PriTatmann  (z.  B.  den  Vasallen)  unter  Privatpersonen  selbst  in  Frage,  so 
genügen  aach  die  landesüblichen  Ersitzungen  in  bestimmter  Zeit. 

*)  Die  Zuhssung  der  Spolienklage  rechtfertigt  sich  darans,  dass  jeies 
Begal  als  ein  Immobiliarrecht  aufzufassen  ist,  und  also  der  Bereditjgte  eiae 
Gewer  daran  hat,  welche  durch  die  unbefugte  Zueignung  der  dem  Begal 
unterworfenen  Sachen  von  Seite  eines  Dritten  verletzt  wird. 


*)  Eine  Rei-Yindicatio  kann  daher  auch  da  stattfinden,  wo  die  j 
in  dem  ausschliesslichen  Eigenthume  an  gewissen  Klassen  Ton  GfUgaeh 
St&nden   besteht,  bei  den  B^(alien  d^  im  §.  541  au^seföbrtes  erstta 
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§.  543a. 
3)  Erlöschung  und  Aufhebung  der  Regalität. 

I.  Die  Regalität  eines  Gegenstandes  oder  eines  Rechtes 
erlischt,  eben  weil  sie  nicht  eine  Befngniss  in  concreto,  son- 
dern ein  Rechtsgrundsatz  ist,  nur  durch  Aufgeben  von  Seite 
des  Staates  selbst,  d.  h.  durch  ein  derogatoriscbes  Gesetz  oder 
Herkommen,  für  welches  letztere  auch  hier  wieder  eine  voU- 
beweisende  Yermathung  in  dem  Ablaufe  einer  unvordenklichen 
Zeit  gefunden  Werden  darf. 

U.  Von  Erlöschung  eines  Regals  als  Folge  des  Miss- 
brauches kann  bei  der  heutigen  Staatsverfassung,  insofeme  es 
der  Fiskus  selbst  austlbt,  nicht  mehr  die  Rede  sein. 

IIL  Auch  Privaten  können  die  verliehenen  Regalien  wegen 
IGflflbraiiohes  nur  dann  entzogen  werden,  wenn  dies  bei  der 
Verleihung  festgesetzt  ist,  denn  der  Staat  ist  mächtig  genug, 
dieselben  jederzeit  zum  geordneten  Gebrauche  anzuhalten.  Je- 
doch kann  jedes  einer  Privatperson  verliehene  Regal,  dessen 
Fortbestand  als  unzweckmässig  erkannt  wird,  wie  jedes  andere 
Privatrecht  durch  die  Gesetzgebung  aufgehoben  werden. 
Hinsichtlich  der  den  Privaten  desshalb  gebtlhrenden  Entschä- 
digung gelten  die  allgemeinen  Grundsätze^). 


*)  Zur  Beicfaszeit  konnte  allerdings  die  Frage  entstehen,  ob  der  Kaiser 
die  von  ihm  den  liandesherren  verliehenen  Privilegien,  z.  B.  das  MtUu- 
lecht,  wegen  Missbrauchs  widerrufen  könne.  Man  hielt  dies,  abgesehen 
von  den  F&Uen ,  in  welchen  desshalb  schon  bei  der  Verleihung  ein  beson- 
derer Vorbehalt  gemacht  worden  war,  fbr  znlässig  bei  grobem  Misshrauch 
and  nach  vorgftngiger  Verwarnung,  und  bezog  sich  dabei  auf  can.  7.  Diät 
74;  cap.  11,  2A  X.  de  privilegiis  (5,  32);  c.  43  X.  de  rescript  (1,  3);  IL 
Feud.27,  §•  7.  —  Vergl.  Gerstlacher,  Corp.  Jur.  Germ.  Bd.  IV,  cap.9.— 
Siehe  die  ftltere  Literatur,  bei  Thibaut,  System  des  Pand.-K,  8.  Aufl., 
1  ^ 


Zwanzigster  Absclmitt. 

A«8wirtige   Verhiltiisse. 

§.  544. 
Völkerrechtliche  Bedeutung  der  äusseren  Hohdtsredite. 

I.  Die  änsseren  Hoheitsrechte,  d.  h.  diejenigen  Rechte, 
welche  der  Staatsgewalt  in  ihren  Beziehungen  zu  andereD 
Staaten  zustehen,  wie  das  Gesandtschaftsrecht,  Bfind- 
nissrecht  und  Eriegsrecht,  gehören  ihrer  Würksamkeit 
nach  dem  Völkerrechte  an,  wohin  desshalb  auch  ihreDv- 
Stellung  zu  verweisen  ist^). 

IL  Das  Staatsrecht  darf  sich  darauf  beschränken,  die 
äusseren  Hoheitsrechte,  oder  die  sog.  Repräsentatiyge- 
walt,  als  ausschliessliches  Kecht  des  Souverains  im  V^fUOt- 
nisse  zu  den  Unterthanen ,  so  wie  auch  die  Befugnisse  Dieb- 
zuweisen,  welche  den  Landständen  in  Bezug  auf  die  Ans* 
flbung  einzelner  Arten  derselben  zukommen  oder  zukommen 
können  ^). 

lU.  Allgemein  ist  in  den  deutschen  Staaten  anerkannt, 
dass  die  Ausübung  des  Kriegsrechtes,  namentlich  die 
Kriegserklärung,  die  Abschliessung  von  Friedens-  und  anderen 
Staatsverträgen,  so  wie  die  Ausfibung  des  Gesandtschaftsredites, 
Prärogativen  der  Krone  sind,  wobei  eine  Mitwirkung  der  StSnde 
in  dem  Akte  der  Erklärung  oder  des  Abschlusses,  so  wie  aaek 
bei  der  Absendung  und  Annahme  von  Gesandten  nicht  ststt- 


0  Siehe  die  An&aiünng  der  äusseren  Hoheitsredite  oben  §.  274. 
*)  Ueber  den  Begriff  der  Beprftaentativgeimlt  siehe  oben  §.  27& 
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findet^);  dass  in  diesen  Beziehnngen  die  Mitwirknng  der 
Stände  nicht  weiter  stattfindet^  als  es  sieh  nm  die  Bewilligung 
Yon  Geldmitteln  handelt,  nnd  dass  nnr  in  Bezng  anf  abzu- 
Bchliessende  Staatsverträge  den  Ständen  mitunter  eine  etwas 
weiter  gehende  Befugniss  beigelegt  wird^). 

§.  545. 

Die  Bundesgesetzgebung  über  die  auswärtigen  Ver- 
hältnisse*). 
1)  Allgemeines. 

Für  die  deutschen  Staaten  sind  durch  ihre  Vereinigung 
znm  deutschen  Bunde  bezüglich  der  auswärtigen  Verhältnisse 
eigenthttmliche  Zustände  und  zwar  nach  zwei  Richtungen  hin 
begründet  worden,  indem  nämlich  einerseits  der  deutsche  Bund 
in  seiner  Oesammtheit  —  als  europäische  Macht^)  — 
eine  völkerrechtliche  Stellung  zu  den  übrigen  europäischen 
Staaten  einnimmt,  andererseits  aber  durch  den  Bundesvertrag 
die  Einzelstaaten  in  der  Ausübung  der  äusseren  Hoheits- 
rechte mehrfach  beschränkt  werden. 

§.  546. 

2)  Bundesrechtlicher  Grundsatz  in  Bezug  auf  die  völker- 
rechtliche Stellung  der  Einzelstaaten.  Beschränkungen 
im  Btindnissrechte  und  Kriegsrechte. 

I.  So  wie  die  Souverainetät  der  einzelnen  Bundesglieder 
der  Ausgangspunkt  des  ganzen  Bundesverhältnisses  überhaupt 
ist,    so  erkennt  auch   die  Bnndesakte   Art.  XI   ausdrücklich 

')  üeber  das  ausschliessliche  Staatsrepräsentationsrecht  des  Sonverains 
siehe  oben  §.  843  Tl.  6. 

*)  üeber  die  Rechte  der  Landstände  in  Bezug  anf  Staatsverträge  siehe 
oben  §.  395  flg. 

*)  üeber  die  älteren  Verhältnisse  vergl.  J.  J.  Moser,  deutsches  aus- 
wärtiges Staatsrecht.  Frkft.  u.  Leipz.  1772. 

<)  So  bezeichnet  sich  der  deutsche  Bund  selbst  m  Bundesbeschluss 
Aber  die  orientalische  Angelegenheit  vom  9.  Decbr.  1854,  Protok.  §.  368, 
Sitz.  XXXYI,  bei  G.  v.  Meyer,  C.  J.  Conf.  Genn.  3.  Aufl.  Thl.  n  (1859), 
&  621. 
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deren  Sonverainetftt  in  den  aoBwartigen  Bezidnaigen,  mA 
twar  Mwohl  in  Bezug  anf  andere  enropiiedie  Staaten,  all  k 
den  vOlkerreehtlichen  Beziehungen  zu  einander  «n« 

II.  Jeder  Einzelstaat  igt  daher  prineipidl  in  der  Znattadig' 
keit  aller  yölkerrechüichen  Beftagnisse  anerkannt,  nnd  libt  ae 
ungehindert  ans,  so  weit  er  nicht  dorch  die  Bnndesgrandver 
träge  sieh  selbst  zu  einer  Beschränknng  in  ihrem  Gebrandie 
ans  Bücksicht  auf  die  Gesammtrerbindnng  verpflichtet  hat 

ni.  Der  Artikel  XI  der  Bandesakte  hebt  drei  Beedirii- . 
hangen  der  Einzelstaaten   in  dem  Gebranche  ilu^r  insserea 
Hoheitsrechte  namentlich  hervor,  nKmlich 

A)  dass  die  Bandesglieder  das  Becht  der  Bttndnisae  aller 
Art,  also  sowohl  anter  sioh,  als  mit  auswärtigen 
Staaten,  behalten,  sioh  jedoch  verpflichten,  keine  Verbin- 
dangen  einzugehen ,  welche  gegen  die  Sicherheit  dea  Bundes 
oder  einzelner  Bundesstaaten  gerichtet  werden  0-  Es  ist  dies 
derselbe  Grundsatz,  welcher  ftb:  den  Gebrauch  des  ßnndmss- 
rechtes  der  deutschen  Einzelstaaten  schon  durch  den  west- 
phälischen  Frieden  reichsgnmdgesetzlich  ausgesprochen  worden 
war,  und  daher  seitdem  ununterbrochen  in  Deutschland  seine 
Geltung  behauptet  hat^). 

B)  Sodann  erklärt  die  Bundesakte  Art.  XI  noch  weiter, 
dass  die  Bundesglieder  sich  verbindlich  gemacht  haben,  ein- 
ander unter  keinerlei  Vorwand  zu  bekriegen,  noch  ihre  S^flg- 
keiten  mit  Gewalt  zu  verfolgen,  sondern  sie  bei  der  Bondei- 
Versammlung  anzubringen,  welche  für  deren  Erledigung  duidi 
eine  wohlgeordnete  Austrägalinstanz  Sorge  tragen  wird  ').  Diese 


0  üayerkennhar  li^gt  es  ladi  in  dem  Geiste  dieses  Art  ZI  der  &-i^ 
ds88  keinem  BondesgUede  die  Abtretung  eines  wesentlichen  Hoheits- 
rechte!  an  einen  anderen  Staat,  mag  er  zom  Bnnde  gehören  oder  nidii, 
oder  die  BegrOndung  eines  Sabjektions-Yerhftltnisses  onter  deneo 
militAziflcfae  oder  diplomatiaohe  Oberleitang  gestattet  sein  kann.  YeigL  die 
bayerische  Note  Yom  2.  Febr.  1862,  in  der  A.  A.  Zeitang  vom  IB.  Febr. 
1862,  Nr.  44  S.  709.  710,  nnd  den  Artikel  über  das  Bändnissreekt  in  ia 
Frankfurter  Postseitung  t.  28.  Febr.  1862,  Nr.  109  (Exttabefla^).  Siehe 
auch  oben  §.  493,  Note  8. 

«)  Siehe  die  Bestimmaig  im  insir.  Pa&  Osnabr.  art  YIÜ«  {.  2  wbm 
%.  77,  Note  13.  «-  Yeii^.  {.  91,  YIL 

«)  Yergl  Ober  die  Bnndesaastrftgalinstanz  oben  §.  154.  Ifid  üg. 
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BeichrBiikaiig  des  Eriegsrechtes  der  Einzelstaaten  war  eben«- 
kSk  schon  in  der  Reiehsgesetzgebnng  durch  daa  Verbot  der 
Seibsthflife  begründet^);  es  ist  daher  auch  in  dieser  Hinsicht 
doroh  die  Bnndesakte  nur  die  fortdauernde  Geltung  eines 
raichsrechtlichen  Grundsatzes  ausgesprochen  worden. 

C)  Die  dritte  Beschränkung,  weiche  die  Bundesakte  Art  XI 
den  Einzelstaaten  hinsichtlich  des  Gebrauches  ihrer  äusseren 
Hoheitsrechte  auflegt,  ist  die,  dass  bei  einmal  erklärtem  Bundes- 
kriege kein  Mitglied  einseitige  Unterhandlungen  mit  dem  Feinde 
eingehen,  noch  einseitig  Waffenstillstand  oder  Frieden  schliessen 
darf.  Diese  Bestimmung  wurde  in  der  Wiener  Schlussakte 
vom  15.  Mai  1820,  art.  48  wiederholt,  mit  dem  Beisatze,  dass 
sie  für  alle  Bundesglieder  gleich  verbindlich  sei,  sie  mögen 
ausserhalb  des  Bundes  Besitzungen  haben  oder  nicht.  Auch 
diese  Beschränkung  wurzelte  schon  in  der  alten  Beichsver- 
fassung,  obgleich  in  einzelnen  Fällen  von  den  Beichsständen 
derselben  entgegen  gehandelt  wurde. 

IV.  In  der  Wiener  Schlussakte  vom  15.  Mai  1820,  art.  36 
a  linea  2  und  art.  37  erkannten  sodann  alle  Bundesglieder 
die  Verpflichtung  an,  von  ihrer  Seite  auswärtigen  Staaten  keine 
Verletzungen  zuzufügcQ,  wodurch  denselben  ebenfalls  Anlass 
zu  Verletzungen  gegeben,  und  dadurch  der  Bund,  welchem 
nach  Artikel  VI  der  Bundesakte  der  Schutz  aller  Bundesstaaten 
obliegt,  in  kriegerische  Verwickelungen  hineingezogen  werden 
könnte. 

V.  Die  Wiener  Schlussakte  vom  15.  Mai  1820  geht  bei 
der  Bestimmung  über  die  Austibung  des  Eriegsrechtes  von 
der  Ansicht  aus,  dass  ein  einzelnes  Bundesglied,  welches  nicht 
Bugleich  europäische  Macht  ist,  gar  nicht  in  den  Fall  kommen 
werde,  einen  Krieg  zu  beginnen,  oder  an  einem  Kriege  Theil 
zu  nehmen,  welcher  nicht  als  Bundeskrieg  beschlossen  worden 
ist  Daher  beschränkt  sich  der  Artikel  46  der  Wiener  Schluss- 
akte  darauf,  das  selbstständige  Kriegsrecht  jener  Bundesstaaten 
anzuerkennen,  welche  zugleich  ausserhalb  des  Bundesgebietes 
Besitzungen  haben,  insoferne  dieselben  in  ihrer  Eigenschaft 


«)  Ueber  das  Verbot  der  Sdbithülfe  nach  dem  Reichiredtte  siebe  oben 
I.  77,  Note  9,  S«  78,  IV  und  besondets  §.  104,  Note  19. 
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als  europäische  Macht  einen  Krieg  beginnen^).  Uebrigos 
enthält  die  Wiener  Schlnssakte  keinVerbot  fBr  j^e  Bimdei- 
Staaten,  welche  keine  Besitzungen  ausserhalb  des  Bundes  haba, 
einen  anderen  Bundesstaat,  der  in  seiner  Eigenschaft  als  euro- 
päische Macht  einen  auswärtigen  Krieg  f&hrty  auch  ohne  w- 
gängigen  Bundesbeschluss  mit  ihren  Truppen  so  weit  su  unter- 
stützen,  als  es  ohne  directe  Theilnahme  am  Kriege  geschehea 
kann,  z.  B.  durch  Uebemahme  des  Garnisonsdienstes  in  deaiei 
Bundeslanden. 

§.  547. 
3)  Völkerrechtliche   Befiignisse    des  Bundes  in  seine* 
Gesammtheit 
a)  Im  Allgemeinen. 

I.  Schon  die  provisorische  Gompetenzbestimmung  der  deut- 
schen Bundesversammlung  vom  12.  Juni  1817  hatte  mehrere 
Gegenstände  völkerrechtlicher  Natur  ausgezeichnet,  in  welchen 
die  Bundesversammlung  als  Organ  des  deutschen  Bundes  in 
seiner  Oesammtheit  zu  handeln  beftigt  sei^). 

IL  Noch  näher  erklärte  sich  darttber  die  Wiener  SeUuss- 
akte  Artikel  35—50.  In  dem  Artikel  35  wird  principieü  ans- 
gesprochen:  Der  Bund  hat  als  Gesammtmacht  ds^  BeeU, 
Krieg,  Frieden,  Bündnisse  und  andere  Verträge  zn  beschliesses. 
Ausführlicher  wird  sodann  im  Artikel  50  der  Wiener  Schias* 
akte  als  Obliegenheit  der  Bundesversammlung  in  Bezug  auf 
die  auswärtigen  Verhältnisse  im  Allgemeinen  erklärt:  1)  Als 
Organ  der  Gesammtheit  des  Bundes  fttr  die  Aafrecfatbaltinig 
friedlicher  und  freundschaftlicher  Verhältnisse  mit  den  avs^ 
wärtigen  Staaten  Sorge  zu  tragen;  2)  die  von  fremden  IBchta 
bei  dem  Bunde  beglaubigten  Gesandten  anzunehmen,  und  wai 
es  nöihig  befunden  werden  sollte,  im  Namen  des  Bundes  Ge- 
sandte an   fremde  Mächte   abzuordnen^);    3)  in  eintretenden 

»)  Siehe  unten  §.  550. 

«)  Siehe  die  Gompetenzbestimmung  vom  12.  Juni  1817,  Protok.  $.  ^ 
oben  §.  147  flg. 

«)  Bundesbeschluss  vom  12.  Juni  1817,  XXXIV.  Site.,  ProtoL  f  Ö7 
über  die  auswärtigen  Verhältnisse  (den  diplomatischen  Verkehr)  des  deot- 
sehen  Bundes  bei  G.  t.  Meyer,  L  c  Thl.  II  (1859),  S.  44.  —  Yet^  ^ 
M  i  r  u  8 ,  das  europäische  Gesandtschaftsrecht,  nebst  einem  Anhange  von  da 
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FSUen  Unterbandlnngen  ftir  die  Gesammtheit  des  Bundes  zu 
ftihren  and  Verträge  ftlr  denselben  abznschliessen;  4)  auf  Ver- 
langen einzelner  Bundesregierungen  für  dieselben  die  Verwen- 
dung des  Bundes  bei  fremden  Begierungen  und  in  gleicher 
Art  auf  Verlangen  fremder  Staaten  die  Dazwischenkunft  des 
Bundes  bei  einzelnen  Bundesgliedem  eintreten  zu  lassen.  Der 
in  der  provisorischen  Competenzbestimmung  vom  12.  Juni  1817 
noch  besonders  hervorgehobene  Fall,  wenn  nämlich  ein  Landes- 
herr die  Bundesversammlung  um  ihre  Verwendung  bei  einer 
auswärtigen  Macht  ftir  einen  seiner  Untert hauen  nach- 
sucht^), ist  in  der  Wiener  Schlussakte  nicht  besonders  erwähnt, 
aber  unzweifelhaft  unter  der  Bestimmung  der  Wiener  Schluss- 
akte Art  50,  3  einbegriffen. 

III.  Die  schon  in  der  provisorischen  Competenzbestimmung 
vom  12.  Juni  1817  der  Bundesversammlung  beigelegte  Beftig- 
niss,  einer  auswärtigen  Macht  ihre  Verwendung  zu  gewähren, 
wenn  diese  dieselbe  in  einer  Angelegenheit  nachsucht,  welche 


Gesandtschaftsrechte  des  deutschen  Bundes.  2  Bde.  Leipz.  1847.  —  Durch 
B.-6.  y.  19.  Febr.  1824,  Sitz.  VI,  Protok.  §.  42  ist  ausgesprochen,  dass 
die  bei  dem  deutschen  Bunde  accreditirten  Gesandten  dieselben  gesandt- 
schaftlichen  Vorrechte  im  Verhältnisse  zu  der  freien  Stadt  Frankfurt  ge- 
messen, wie  die  Bundestagsgesandten.  Yergl.  oben  §.  138.  ->  Thats&chlich 
sind  an  der  deutschen  Bundesversammlung  zu 'Frankfurt  Gesandte  der 
grossen  auswärtigen  Staaten,  wie  England,  Frankreich,  Russland,  Spanien 
IL  8.  w.  aecreditirt  Der  deutsche  Bund  selbst  hat  yon  seinem  aktiven  Ge- 
sandtschaftsrechte,  wie  es  scheint,  bisher  nur  einmal  Gebrauch  gemacht 
Siehe  den  B.-B.  vom  22.  April  1848,  Sitz.  22,  Separatprotokoll  §.  3,  Nr.  2, 
Seite  452  der  Bundes -Protokolle  v.  1848,  die  ^ßssion  des  Bundestagsge- 
Bandten  der  fr.  Stadt  Hamburg,  Syndikus  Dr.  Banks  nach  England  betref- 
fend, um  dem  englischen  Gouvernement  Aufklärungen  wegen  des  Yorgehens 
deutscher  Truppen  in  Schleswig  zu  geben.  —  Ohne  Zweifel  liegt  es  auch 
in  der  Befiigniss  des  deutschen  Bundes  als  Gesammtmacht ,  in  auswärtigen 
Staaten  Handels-Gonsuln  aufzustellen,  doch  ist  dies  zur  Zeit  nicht 
geschehen.  Eine  Aushülfe  gewährt  die  von  den  Hansestädten  ihren 
Consuln  gegebene  Anweisung,  alle  ünterthanen  der  deutschen  Bundes- 
staaten wie  ihre  eigenen  Angehörigen  zu  vertreten  (siehe  oben  §.  199, 
Bd.  I,  S.  544,  und  die  gleiche  Anweisung  an  die  österreichischen  und 
preussischen  Consuln,  sowie  an  die  Consuln  der  einzelnen 
Zollvereinsstaaten  im  Zollvertrag  vom  19.  Febr.  1853,  art.  20  be- 
ziehungsweise dem  Vertrag  vom  4.  April  1853;  siehe  oben  §.  479  d). 
3)  Siehe  oben  §.  147,  I.  D.  und  besonders  §.  149,  Note  3. 

Z 6p  fl,  Staatsrecht.  6.  Aufl.   D.  57 
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dnen  Bandeastaat  betrifft^),  igt  in  der  Wiener  ScUnsttkh 
Art  36  aaBdrttcklioh  für  den  Fall  bestätigt,  wenn  m  fremder 
Staat  Aber  eine  ron  einem  Mitgliede  des  Bundes  ihm  wido^ 
fakrene  Yerletzong  bei  der  Bondesyersammlnng  Besehwede 
führt  und  diese  begründet  gefunden  wird.  In  diesem  FaOe 
liegt  der  Bondesyersammlnng  ob,  das  Bnndesglied,  wddM 
die  Beschwerde  veranlasst  hat,  zur  sohleonigen  und  gentigeadaii 
Abbttlfe  anfsnfordern  und  mit  dieser  Auffordenmg,  nach  Be- 
finden der  Umstände,  Hassregeln,  wodurch  weiteren  friede- 
störenden  Folgen  znr  rechten  Zeit  vorgebeng^  wird,  zu  i&- 
binden. 

IV.  Wenn  dagegen  ein  Bundesstaat  bei  einer  zwischen 
ihm  und  einer  auswärtigen  Macht  entstandenen  Immg  die 
Daewischenkunft  des  Bundes  anruft,  so  hat  die  Bundesrer- 
Sammlung  den  Ursprung  dieser  Irrung  und  das  wahre  Sadi 
verhältniss  sorgfältig  zu  priifen  und,  je  nadidem  sie  findet, 
dass  diesem  Bundesstaate  das  Recht  zur  Seite  steht,  dem- 
selben ihre  wirksamste  Verwendung  angedeihen  zu  htssen, 
oder  ihn  von  Fortsetzung  des  Streites  emsüich  abzunuüiDeii, 
die  begehrte  Dazwischenkunft  zu  verweigern,  auch  erforder- 
lichen FaUes  zur  Erhaltung  des  Friedens  die  erforderiidie& 
Mittel  anzuwenden. 

y.  Nach  der  Wiener  Schlussakte  Art  43  ist  der  Band 
auch  für  befugt  erklärt,  die  fBrmliche  Vermittelung  za  Aber- 
nehmen,  wenn  in  einem  Falle  (des  Streites  europäischer  Maefate), 
wo  es  die  Gefahr  und  Beschützung  einzehier  Bundesstaaten 
gilt,  einer  der  streitenden  Theile  daraaf  anträgt  und  der  andeie 
Theil  einwilligt;  jedoch  darf  dadurch  der  Beschluss  w^n  dir 
zur  Sicherung  des  Bundesgebietes  zu  ergreifenden  Verthei- 
digungsmassregeln  nicht  aufgehalten  werden,  noch  in  der  Aos- 
ftlhrnng  der  bereits  beschlossenen  ein  Stillstand  oder  eine  Yo- 
zögerung  eintreten. 

VI.  Nach  der  Wiener  Schlussakte  Art  50  kann  es  kdoeo 
Zweifel  unterliegen,  dass  dem  deutschen  Bunde  als  GesanuBi- 
macht  auch  die  Beftigniss  zukommt ,  durch  dgene  Gesandte 
an  europäischen  Congressen  Antheil  zu  ndimen»    Bisher  iit 


«)  Siehe  oben  §.  147,  I.  D.  Note  6. 
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dieses  Beeht  von  dem  Bunde  noch  nicht  ausgeübt  worden, 
sondern  es  haben  nur  die  beiden  Bundesglieder,  welche  eu- 
gleich  europäische  Mächte  sind,  an  solchen  Oongressen 
Antheil  genommen.  Der  deutsche  Bund  als  solcher  hat  sich, 
der  Eigenthttmlichkeit  seiner  Zusammensetzung  nach,  daher 
bei  vorkommenden  Anlässen  bisher  darauf  beschränkt,  die  von 
den  beiden  Grossmächten  oder  einer  derselben  zur  Eenntniss 
der  Bundesversammlung  gebrachten  Vereinbarungen  unter  den 
europäischen  Grossstaaten  sich  mehr  oder  minder  anzueignen. 
Dies  war  der  Fall  bezüglich  des  von  Grossbritannien,  Oester- 
reich,  Preussen  und  Russland  zur  Unterdrückung  des  Neger- 
handels geschlossenen  Vertrages  vom  20.  December  1841^); 
2)  bezüglich  der  von  den  sämmtlichen  am  orientalischen 
Kriege  betheUigten  Mächten  im  Jahre  1856  angenommenen 
Friedenspräliminarien^);  3)  bezüglich  des  Pariser 
Friedensvertrages  vom  30.  März  1856'')  und  der  von  den 
Unterzeichnern  dieses  Friedensvertrages  (Oesterreich,  Frank- 
reich, Grossbritannien,  Preussen,  Bussland  und  der  Türkei) 
tu  Paris  weiter  getroffenen  Vereinbarungen :  a)  vom  14.  April 
1856  über  den  Versuch  einer  internationalen  Vermittlung 
vor  der  Eröffiiung  kriegerischer  Feindseligkeiten  ^),  und  b)  vom 


s)  VergL  B.-B.  v.  19.  Juni  1845,  Sitz.  XXI,  Protok.  §.  227;  siehe  oben 
8.477. 

•)  B.-B.  vom  21.  Febr.  1856,  Sitz.  Vm,  Prot.  §.  75;  bei  G.  v.  Meyer, 
I.  c  3.  Aufl.,  Thl.n  (1859),  S.645.~  Vergl.  die  Darstellung  des  Verfahrens 
derB.-Y.  in  der  orientalischen  Angelegenheit,  in  y.  Linde,  Archiv  für 
dffentL  R.  d.  deut  Bundes,  Bd.  I  (1855),  Heft  3. 

0  B.-B.  vom  15.  Mai  1856,  Sitz.  XYH,  Protok.  §.  164;  ebendas. 
Thl.  n,  S.  651;  den  Pariser  Frieden  v.  30.  Mfirz  1856,  siehe  ebendas. 
ThL  I,  S.  452. 

•)  ProtokoD  der  B.-V.  vom  12.  Juni  1856,  Sitz.  XX,  §.  192  und  B.-B. 
vom  10.  Juli  1856,  Sitz.  XXIH,  Protok.  §.  227;  ebendas.  Thl.  n,  S.  657 
bis  659;  (einhelliger  Beschluss  derB.-Y.):  ^^zu  erklären,  dass  sie  sich  dem 
in  diesem  Protokolle  (v.  Paris,  14.  April  1856),  niedergelegten  Wunsche, 
dass  Staaten,  zwischen  welchen  ernstliche  Misshelligkeiten  sich  ergeben, 
ehe  sie  die  Waffen  entscheiden  Hessen,  soviel  die  Umstände  es  zulassen 
sollten,  die  Yermittlong  einer  befreundeten  Macht  anzusprechen  hätten, 
gern  ansdüiesse".  —  Siehe  das  Pariser  ProtokoU  vom  14.  April  1856, 
ebendas.  Thl.  H  (1859),  S.  657.  658. 

57» 
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16.  April  1856  ttber  die  Anwendang  und  Anslegimg  des  Bee- 
re cht  s  in  Kriegszeiten®). 


§.  548. 

b)  Bundesgesetzliche  Bestimmungen  über  Bundeskriege. 

a)  Der  Bundeskrieg  als  Vertheidigungskrieg. 

L  In  dem  Artikel  XI  der  Bundesakte  yersprechen  alle 
Hitglieder  des  Bandes  sowohl  ganz  Deatschland  als  jeden  du- 
seinen  Bjondesstaat  gegen  jeden  Angriff  in  Schatz  zu  nduneii, 
nnd  garantiren  sich  gegenseitig  ihre  sämmtlichen  unter  den 
Bunde  begriffeneu  Besitzungen^). 

IL  Hieran  anschliessend  und  zugleich  mit  ansdiUcklidier 
Verweisung  auf  den  im  zweiten  Artikel  der  Bandesakte  an- 
gesprochenen Bundeszweck  erklärt  die  Wiener  Schlossakle 
Art  35,  dass  der  deutsche  Bund  das  Eriegsrecht  nor  zu  seiner 
Selbstvertheidigungy  zur  Erhaltung  der  SeibststSndig^ 
keit  und  äusseren  Sicherheit  Deutschlands   und   der    Unab- 


•)  Protokoll  der  B.-V.  vom  12.  Juni  1856,  Sitz.  XX,  §.  191,  u.  R-R 
vom  la  Juli  1856,  Sitz.  XXm,  Prot  §.  226,  ebendas.  TU.  n  (1899X 
S.  653—655,  (einstimmiger  Beschlnss  der  B.-V.):  Jin  angetheQter  Wftrdi- 
gong  und  voller  Anerkennung  des  Inhalts  und  der  Zwecke  deijenigen  Er- 
klärungen, welche  von  den  im  Pariser  Fn'edenscongresse  versarnrndtei 
BevoUm&chtigten  aber  Auslegung  und  Anwendung  des  Seerechts  in  Kxiegs- 
zeiten  vereinbart  nnd  am  16.  April  d.  J.  als  Anlage  des  24.  Omfereoz- 
protokoUs  unterzeichnet  worden  und  durch  welche  Nachstehendes  festge- 
setzt worden  ist  ~  1)  das  Corsarenwesen  (die  Giqierei,  la  eoune)  ist 
und  bleibt  abgeschafft;  2)  Neutrale  Flagge  deckt  feindliche 
Waare,  mit  Ausnahme  der  Kriegscontrebande;  3)  Neutrale  Waare, 
mit  Ausnahme  der  Kriegscontrebande,  kann  auch  unter  feindlicher 
Flagge  mit  Beschlag  nicht  belegt  werden;  4)  Blokaden  mthascB,  ■■ 
verpflichtend  zu  sein,  auch  wirksam,  d.  h.  durch  eine  Stiike  aafrechi 
erhalten  sdn,  wekhe  hinreicht,  um  wü^ch  den  Zugang  zum  feindlidba 
Uter  zu  untersagen;  —  der  an  sie  von  Oesterreich  und  Preusaen«  so  vie 
von  den  Höfen  von  Frankreich>,  Grossbritannien  nnd  Rnssland 
Einladung  zum  Beitritt  zu  dieser  Erklärung  zu  entsprechen, 
demnach  Namens  des  deutschen  Bundes  beizutreten."  —  Die  pariser 
Dedaration  vom  1&  April  1856  siehe  ebendaa  ThL  n  (1859X  S.  653. 654 

0  üeber  die  Bedeutung  nnd  die  Wiikaamkeit  der  im  Ait.  XI  dff 
R-A.  an^gesprodienen  g^genseitigeB  Garantie  uA  gegen  obeiteheitfiGbe 
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hSngigkeit  and  Unverletzbarkeit  der  einzelnen  Bundesstaaten 
aoBttbe. 

in.  Es  darf  dies  jedoch  nicht  in  dem  Sinne  verstanden 
werden,  als  wenn  der  deutsche  Band,  am  zu  einer  Kriegs- 
erklärung schreiten  zu  können,  immer  erst  einen  kriegerischen 
Angriff  von  Seiten  auswärtiger  Staaten  abzuwarten  hätte,  son- 
dern die  Austibnng  des  Kriegsrechtes  des  Bundes  ist  begründet, 
so  wie  deutsche  Interessen  durch  auswärtige  Staaten  in 
der  Art  ernstlich  bedroht  sind,  dass  eine  Verletzung  derselben 
nicht  anders  als  durch  kriegerische  Massregehi  abgewendet 
werden  kann^). 

IV.  Der  Begriff  der  deutschen  Interessen  umfasst 
selbstverständlich  auch  die  Interessen  des  deutschen  Bundes 
als  europäische  Grossmacht  (§.  545)  an  den  europäischen 
Fragen.  Dies  ist  von  der  Bundesversammlung  namentlich  bei 
der  Behandlung  der  orientalischen  Angelegenheit  (1856)  aus- 
drttckUch  ausgesprochen  worden'). 

§.  549. 

ß)  Die  Beschlussfassung  über  einen  Bundeskrieg,  die 
Behauptung  der  Neutralität  und  über  Friedensschlüsse, 

I.  Die  Bundesversammlung  hat  nach  Art.  38  der  Wiener 
Schlussakte  sofort  die  Frage,  ob  eine  Gefahr  eines  feindlichen 
Angriffes  für  die  Gesammtheit  des  Bundes  oder  einen  einzelnen 


oder  lehensherrliche  Ansprüche  eines  Bondesgliedes  auf  die  Staaten  oder 
Gebietstheile  eines  Anderen,  siehe  oben  §.  444,  Y;  rergl  mit  §.  112,  Note  1; 
§.  249,  Yn;  §.  259,  §.  528. 

s)  Für  diese  Ansicht  spricht  auch  das,  was  in  der  W.  S.-A.  art  40 
über  die  förmliche  Kriegserklärung  des  Bundes,  und  ebendas.  art  47  über 
die  6e&hr  für  das  Bundesgebiet  in  Folge  einer  Bedrohung  der  nicht  zum 
Bundesgebiete  gehörigen  Besitzungen  eines  Bunde^gliedes  durch  eine  fremde 
Macht  vorgesehen  ist    Siehe  unten  §.  549,  550. 

9)  Siehe  den  in  §.547,  YI,  Note  6  angefllhrten  B.-B.  vom  21.  Febr. 
1856,  Sitz.  Ym,  Protok.  §.  75  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  ConfÖd.  Germ. 
3.  Aufl.  Thl.  n  (1859),  S.  645:  „...  Dass  dieses  (die  Herstellung  des  Frie- 
dens) bald  geschehe,  erkennt  der  Bund  als  ein  europäisches  Bedürf- 
nis s  an.  Demgemftss  wird  er  sich  die  Aufrechthaltung  jener  Grundlagen, 
(d.  h.  der  ihm  mitgetheilten  Friedenspräliminarien)  auch  zu  Beiner  eige- 
nen Aufgabe  steUen".  —  Siehe  auch  unten  §.  550,  Note  2. 
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BandesBtaat  voiliandeii  sei,  in  Berathong  zu  nehmen  nnd  da- 
rüber in  kürzester  Zeit  einen  Aussprach  zu  thnn,  wenn  an 
Anzeigen  eines  Bandesstaates  oder  aas  anderen  zoroiassigeB 
Angaben  Grand  za  eiser  derartigen  Besorgniss  g^eben  ut 
Wird  die  Gefahr  anerkannt  ^  so  mass  gleichzeitig  mit  dieeen 
Aossproche,  wegen  der  in  solchem  Falle  onverzflglidi  in  Wiik- 
samkeit  zu  setzenden  Yertheidigongsmassregehi  ein  Besdifam 
gefasst  werden.  Beides,  jener  Aussprach  and  dieser  Besddofli, 
ergeht  von  dem  engeren  Bathe  nach  einfacher  Stim- 
menmehrheit. 

II.  Wenn  das  Bundesgebiet  von  einer  answSitigen  Hsdit 
feindlich  überfallen  wird,  so  tritt  selbstrerständlidi  sofort 
der  Stand  des  Krieges  ein.  Es  moss  in  diesen  FaDe  aaeh 
der  Wiener  Schlnssakte  Art  39  ohne  Verzag  zn  den  erforder* 
liehen  Vertheidigungsmassregeln  geschritten  werden. 

UL  Sieht  sich  der  Bund  zu  einer  förmlichen  Kriegs- 
erklärung genöthigti  so  kann  solche  nach  der  Wiener 
Schlussakte  Art  40  nur  im  Plenum  beschlossen  werden. 
Stimmeneinhelligkeit  wird  jedoch  hierzu  nicht  erfordert,  son- 
dern die  Beschlussfassung  geschieht  nach  der  im  Art  7  der 
Bundesakte  fttr  das  Plenum  aufgestellten  Begel  darch  Stim- 
menmehrheit von  zwei  Drittheilen. 

lY.  Selbstverständlich  und  nach  ausdrücklicher  Bestim- 
mong  in  dem  Art  41  der  Wiener  Schlussakte  yerbindet  der 
in  der  engeren  Versammlung  gefasste  Beschloss  über  die 
Wirklichkeit  der  Gefahr  sämmtliche  Bundesstaaten  zur  TbeQ- 
nähme  an  den  von  don  Bundestage  für  nothwendig  erachtetes 
Vertheidigungsmassregeln.  Gleidierweise  verbindet  die  ia  der 
vollen  Versammlung  ausgesprochene  Kriegsa-klärang  säBunt- 
fiche  Bondesstaaten  zur  unmittelbaren  Theilnahme  an  dem  ge- 
meinschaftlichen Kriege. 

V.  Wenn  die  Vorfrage,  ob  Gefahr  vorhanden  ist,  dnreh 
Stinmienmehrheit  verneinend  entschieden  wird,  so  bleibt  saek 
Art  42  der  Wiener  Schhissakte  nichtsdestoweniger  denjentgeo 
Bundesstaaten ,  welche  von  der  Wirklichkeit  der  Gefahr  fiber- 
zeugt sind,  unbenommen,  gemeinschafUiche  Vertheidignngs- 
massregeln  unter  einander  zn  verabreden. 

VI.  Bei  ausgelM'ochenem  Kriege  steht  es  selbstverständlich 
jedem  Bondesstaate  frei,  zur  gemeinsamen  Vertiieidigang  eise 


S^  560.  BondeBgesetfl.  BeBtimmongen  Aber  Kriege  d.  BuadeogUeder  etc.    908 

grOBsere  Macht  tu  stellen ,  als  sein  Bundescontingeiit  betriigt; 
es  kann  jedoch  hieraus  nach  Art  44  der  Wiener  Schlnseakte 
keine  Fordemng  an  den  Bond  abgeleitet  werden. 

Vn.  Wenn  in  einem  Kriege  zwischen  answärtigen  M&chten 
oder  in  anderen  Fällen  Verhältnisse  eintreten  ^  welche  die  Be- 
Borgniss  einer  Verletzung  der  Neutralität  des  Bandesge* 
bietes  veranlassen,  so  hat  die  Bnndesyersammliuig  nach 
Art  45  der  Wiraer  Schlüssakte  ohne  Verzag  im  engeren 
Bathe  die  zur  Behanptmag  dieser  Neutralität  erforderlichen 
Massregeln  zu  beschliessen. 

VIU.  Wenn  von  Seiten  des  Bundes  Unterfaandhingen  ttber 
Abschluss  des  Friedens  oder  eines  Waffenstillstandes  statt- 
finden, 80  hat  die  Bnndesversammlnng  zn  spedeller  Leitung 
derselben  nach  der  Wiener  Schlussakte  Art  49  einen  Aus- 
Bchuss  zu  bestellen,  zu  dem  Unterhandlungsgeechäfte  aber 
eigene  Bevollmächtigte  zu  ernennen  und  mit  gehörigen  bh 
struktionen  zu  versehen.  Die  Annahme  und  Bestätigung  eines 
Friedensvertrages  kann  nur  im  Plenum  geschehen;  jedoch 
genügt  auch  zu  diesem  Beschlüsse  die  Mehrheit  von  zwei 
Drittheilen. 

§.  550. 

y)  Bundesgesetzliclie  Bestimmungen  über  die   Kriege 

der  Bundesglieder,  welche  zugleich  europäische 

Mächte  sind^). 

Bei  der  Abfassung  der  Wiener  Schlussakte  erkannte  man 
es  ihr  nothwendigy  besondere  Bestimmungen  ttber  das  Ver- 
hältniss  des  Bundes  bei  jenen  Kriegen  zu  treffen^  welche  solche 
Bundesglieder  y  die  zugleich  earopäische  Mächte  sind,  mit  an- 
deren auswärtigen  Staaten  ftthren. 

I.  Als  Grundsatz  wurde  in  der  Wiener  Schlussakte  Art.  46 
ausgesprochen,  dass  ein  Krieg,  welchen  ein  Bundesstaat,  der 
zugleich  ausserhalb  des  Bundesgebietes  Besitzungen  hat,  in 
seiner  Eigenschaft  als  europäische  Macht  beginnt,  dem 
Bunde,  als  dessen  Verhältnisse  und  Verpflichtungen  nicht  be- 
rtthrend,  völlig  fremd  bleibt. 


0  Yergl  hierüber  ▼.  Dreseh,  Beitrftge.    1S22.    Nr.  IV,  S.  59. 
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II.  Nur  erat  daon  tritt  eine  Verpflicbtimg  des  BoodeB  n 
gemeinschaftlichen  Vertheidigungsmassregehi  oder  zur  HlUfe- 
leistnng  ein,  wenn  die  Bandesyeraammlnng  nach  yoiglngiga 
Berathang  dnrch  (einfache)  Stimmenmehrheit  in  dem  engeren 
Rathe  aasgesprochen  hat,  dass  sie  in  dem  Angriffe  einei 
dritten  Staates  anf  die  ausser  dem  Bandesgebiete  belegenen 
Besitzungen  eines  Bandesgliedes  oder  in  der  Bedrohung  der- 
selben mit  einem  feindlichen  Angriffe^  auch  eine  Gefahr  fttr 
das  Bundesgebiet  erkennt  Ist  dies  der  Fall,  so  tretea 
alle  Bestimmungen  der  Wiener  Schlussakte  fiber  den  Bnndesr 
krieg  sofort  in  Wurksamkeit. 

III.  Der  Sinn  dieser  Bestimmung  im  Art.  46  der  Wiener 
Schlussakte  kann  nur  der  sein,  dass  damit  der  Fall  besonden 
hervorgehoben  und  grundgesetzlich  festgestellt  werden  wölke, 
in  welchem  der  Bundeskrieg  beschlossen  werden  muss.  Hier- 
durch ist  aber  nicht  ausgeschlossen,  dass  der  Bandeskrieg 
nicht  auch  in  einem  Falle  beschlossen  werden  kann,  in  wd- 
chem  zwar  keine  unmittelbare  Gefahr  für  das  Bnndesgebi^ 
aber  eine  Bedrohung  der  europäischen  Machtstellmig  Ton 
Deutschland  durch  einen  Angriff  auswärtiger  Mächte  auf  die 
nicht  zum  Bundesgebiete  gehörigen  Gebiete  eines  dentBcheo 
Bundesgliedes  vorliegt^).  Diesen  Standpunkt  hat  aocb  die 
Bundesyereammlung  bereits  einmal,  nämlich  bei  der  Behand- 
lung der  orientaUschen  Angelegenheit  (1854 — 1856)  ange- 
nommen '). 


*)  Siehe  oben  §.  548»  lU,  lY. 

')  So  motiyirte  die  B.-V.  ihren  Beitritt  zu  dem  zwischen  Oestetreki 
Q.  Prenssen  am  20.  April  1854  abgeschlossenen  Schatz-  und  Tratzböndois, 
B.-B.  Yom  24.  JnK  1854,  Sitz.  XXm,  Protok.  §.233,  bd  G.  t.  Meyer, 
L  c  3.  Aufl.  ThL  11  (1859),  S.  605,  606  il  A.  durch  die  Erwägang:  „«d- 
gedenk  des  hohen  Berufes,  die  Gesammtinteressen  Deutschlands 
auch  über  das  Bundesgebiet  hinaus,  mit  vereinter  Macht  gegen 
jede  Beeinträchtigung  zu  schätzen,  geleitet  von  dem  Wunsche,  durch  da 
Beitritt  zu  dem  erwähnten  Bündnisse,  deutsche  Eintracht,  Treue 
und  Kraft  zumHeile  des  gemeinsamen  Vaterlandes  za  bethith 
gen'';  und  hieran  anschliessend  erklärte  die  B.-V.  in  B.-B.  Tom  9.  Dec. 
1854,  Sitz.  XXXVI.  Protok.  §.  368  (ebendas.  S.  621,  622)  unter  Zu»*: 
„dass  ein  Angriff  auf  Oesterreich,  sei  es  gegen  das  Gebiet  des  £lise^ 
Staates,  sei  es  gegen  seine  Truppen  in  den  DonaufürstenthOmem,  das  ge* 
sammte    Deutschland   zur    Unterstützung    Oesterreichs  lait  aüa 
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lY.  So  lange  aber  die  Einhaltung  dieses  Standpunktes 
nicht  principiell  zur  bnndesgrundgesetzlichen  Pflicht  erhoben, 
sondern  es  als  ein  Vorrecht  der  beiden  deutschen  Grossmächte 
betrachtet  wird,  ihre  europäische  Politik  auch  ausserhalb  der 
BimdesYersaninilung,  und  zwar  sogar  in  widersprechender  Weise 
zu  y erfolgen,  wird  die  europäische  Machtstellung  des  Bundes 
eine  durchaus  zweifelhafte  und  unsichere  bleiben,  und  Deutsch- 
land yergeblich  der  „Erhebung  auf  die  Stufe^'  entgegen 
sehen,  „welche  ihm  unter  den  Nationen  Europas  gebührt''^). 


Mitteln  verpflichtet*^  —  Die  Schuld  der  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten 
war  es  auch  notorisch  nicht,  wenn  sich  die  deutsche  Eintracht,  Kraft  und 
Treue  nicht  in  gleicher  Weise  bei  dem  italienischen  Kriege  (1869), 
bewährte! 

*)  Worte  des  Aufrufes  der  B.-V.  an  das  deutsche  Volk  vom  1.  März 
1848;  siehe  oben  §.  181,  Notel.  —  Vergl.  (meinen)  Aufsatz:  „Deutsch- 
land als  Grossmacht",  in  A.  Kolatscheck,  Stimmen  der  Zeit, 
Leipz.  1862,  Nr.  42,  S.  601  flg. 


Anhang. 

Die  Grundgesetze  des  deutschen  Bundes. 


Die  deutsche  Bnndesakte, 

vom  8.  Juni  1815. 
Im  Namen  der  aUerheiligaten  und  untheilbaren  DteieisdgkA 

Die  soaverainen  Fürsten  und  freien  Städte  Deutschlands,  den  Mein- 
samen  Wunsch  hegend,  den  6.  Artikel  des  Pariser  Friedens  vom  oO.  Mai 
1814  in  Erföllong  zu  setzen,  und  von  den  Yortheilen  überzeii|ft,  veidK 
aus  ihrer  festen  und  dauerhaften  Verbindung  f&r  die  Sicherheit  und  üi- 
abh&ngigkeit  Deutschlands ,  und  die  Ruhe  und  das  Gleichgewicht  £orop&^ 
hervorgehen  würden,  sind  übereingekommen,  sich  zu  einem  best&odigeB 
Bunde  zu  vereinigen,  und  haben  zu  diesem  Behuf  ihre  Gesandten  vd 
Abgeordneten  am  Congresse  in  Wien  mit  Vollmachten  versehen 

In  Gem&ssheit  dieses  Beschlusses  haben  die  vorstehenden  BevoUn^ 
tigten,  nach  geschehener  Auswechselung  ihrer  richtig  befundenen  Ydhiacli- 
ten,  folgende  Artikel  verabredet 

I.  AUgeMeine  BesttmMigem. 

Art  1.  Die  souverainen  Fürsten  und  freien  Städte  Deutschlands  nit 
Einschluss  Ihrer  Migestäten  des  Kaisers  von  Oesterreich  und  der  Köfi^e 
von  Preussen,  Dänemark  und  der  Niederlande;  und  zwar  der  Käser  tw 
Oesterreich,  der  König  von  Preussen,  beide  f£ür  ihre  gesammten,  vcnsiak 
zum  deutschen  Reich  gehörigen  Besitzungen;  der  König  von  Dänönaik  ^ 
Holstein;  der  König  der  Niederlande  für  das  Grossherzoethum  Lmcmbnig. 
vereinigen  sich  zu  einem  beständigen  Bunde,  welcher  der  deutsdie  Bm 
heissen  soll. 

Art  2.  Der  Zweck  desselben  ist  Erhaltung  der  äusseren  und  iMM« 
Sicherheit  Deutschlands  und  der  Unabhängigkeit  und  Unverietxbaikeit  der 
einzelnen  deutschen  Staaten. 

Art  3.  Alle  Bnndesglieder  haben  als  solche  gleiche  Rechte;  aeier 
pflichten  sich  alle  gleichmässi^,  die  Bundesakte  unverbrüchlich  xa  hahea. 

Art  4.  Die  j^gelegenheiten  des  Bundes  werden  durdi  eine  Bimda- 
versammlung  besorgt,  in  welcher  alle  Glieder  desselben  durch  ihre  Bemr 
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mftchtiflten  theüs  einzelne,  Iheils  Gesammtstimmen  folgender  Massen,  jedoch 
unbeschadet  ihres  Banges,  f&hren: 

1)  Oesterreich  1  Stimme.  2)  Preussen  1  Si  3)  Bayern  1  St  4)  Sachsen 


1  St.  5)  Hannover  1  St  6)  Würtemberg  1  St  7)  Baden  1  St  8)  Kur- 
hessen 1  St  9)  Grossherzogthnm  Hessen  1  St  10)  Dänemark  wegen 
Holstein  1  St    11)  Niederlande  wegen  des  Orossherzogthums  Luxemburg 


1  St  12)  Die  Orossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsischen  H&user  1  St 
13)  Braunschweig  und  Nassau  1  St  14)  Mecklenburg -Schwerin  und 
Mecklenburg -Strelitz  1  St  15)  Holstein,  Oldenburg,  Anhalt  und  Schwarz- 
barg 1  St  16)  Hohenzollem,  Liechtenstein,  Reuss,  Schaumbarg -Lippe, 
Lippe  und  Waldeck  1  St  17)  Die  freien  Städte:  Lübeck,  Frankfurt, 
Bremen  und  Hamburg  1  St    Znsammen  17  Stimmen. 

Art  5.  Oesterreich  hat  bei  der  Bundesversammlung  den  Vorsitz;  jedes 
Bnndesglied  ist  befugt,  Vorschläge  zu  machen  und  in  Vortrag  zu  bringen, 
und  der  Vorsitzende  ist  verpflichtet,  solche  in  einer  zu  bestimmenden 
Zeitfrist  der  Berathung  zu  flbergeben. 

Art  6.  Wo  es  auf  Abfassung  und  Abänderung  von  Grundgesetzen 
des  Bundes,  auf  Beschlösse,  welche  die  Bundesakte  selbst  betreffen,  auf 
organische  Bundes -Einrichtungen  und  auf  gemeinnützige  Anordnungen 
sonstiger  Art  ankömmt,  bildet  sich  die  Versammlung  zu  einem  Plenum, 
wobei  jedoch  mit  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  Grösse  der  ein- 
zelnen Bundesstaaten  folgende  Berechnung  und  Vertheilung  der  Stimmen 
verabredet  ist: 

1)  Oesteireich  erhält  4  Stimmen.  2)  Preussen  4  St  3)  Sadisen  4  St 
4)  Bayern  4  St  5)  Hannover  4  St  6)  Würtemberg  4  St  7)  Baden  3  St 
8)  Kurhessen  3  St  9)  Grossherzogthnm  Hessen  3  St  10)  Holstein  3  St 
11)  Luxemburg  3  St    12)  Braunsdiweig  2  St   13)  Mecklenburg- Schwerin 

2  St  14)  Nassau  2  St  15)  Sachsen -Weimar  1  St  16)  Sachsen -Gotha 
1  St  17)  Sachsen-Coburg  1  St  18)  Sachsen-Meiningen  1  St  19)  Sachsen- 
HOdburghausen  1  St  20)  Mecklenburg-Strelitz  1  St  21)  Holstein-Olden- 
huTSt  1  St  22)  Anhalt-Dessau  1  St  23)  Anhalt-Bemburg  1  St  24)  Anhalt- 
Cöthen  1  St  25)  Schwarzburg -Sonaershausen  1  St  26)  Schwarzburg- 
Rudolstadt  1  St  27)  Hohenzollem-Hechingen  1  St  28)  Liechtensein  1  St 
29)  HohenzoUem-Sigmaringen  1  St  30)  Waldeck  1  St  31)  Reuss,  ältere 
Linie  1  St  32)  Reuss,  jüngere  Linie  1  St.  33)  Schaumburg-Lippe  1  St 
34)  Lippe  1  St  35)  Die  freie  Stadt  Lübeck  1  St  36)  Die  freie  Stadt 
Frankfurt  1  St  37)  Die  freie  Stadt  Bremen  1  St  38)  Die  freie  Stadt 
Hamburg  1  St    Zusanmien  69  Stimmen. 

Ob  den  mediatisirten  vormaligen  Reichsständen  auch  einige  Curiat- 
stimmen  in  Pleno  zugestanden  werden  sollen,  wird  die  Bundesversammlung 
bei  der  Berathung  der  organischen  Bundesgesetze  in  Erwägung  nehmen. 

Art  7.  In  wie  fem  ein  Gegenstand  nach  obiger  Bestimmung  für  das 
Plenum  geeignet  sei,  wird  in  der  engeren  Versammlung  durch  Stimmen- 
mehrheit entschieden. 

Die  der  Entscheidung  des  Pleni  zu  unterziehenden  Beschlussentwürfe 
werden  in  der  engeren  Versammlung  vorbereitet  und  bis  zur  Annahme  oder 
Verwerfung  zur  Reife  gebracht ;  sowohl  in  der  engeren  Versammlung  als  im 
Pleno  werden  die  Beschlüsse  nach  der  Mehrheit  der  Stimmen  gefiasst,  je- 
doch in  der  Art,  dass  in  der  ersten  die  absolute,  in  letzterer  aber  nur 
eine  auf  zwei  Drittheilen  der  Abstimmung  beruhende  Mehrheit  entsdieidet. 

Bei  Stimmengleichheit  in  der  engeren  Versammlung  steht  dem  Vor- 
sitzenden die  Entscheidung  zu. 

Wo  es  aber  auf  Annahme  oder  Abänderung  der  Grundgesetze,  auf 
organische  Bundes -Einrichtungen,  auf  jura  singtuorum  oder  Rellgions-An- 
geiegenheiten  ankommt,  kann  weder  in  der  engeren  Versammlung,  noch  in 
Pleno  ein  Beschluss  durch  Stimmenmehrheit  gefasst  werden. 

Die  Bundesversammlung  ist  beständig,  hat  aber  die  Befugniss,  wenn 
die  ihrer  Berathung  unterzogenen  Gegenstände  erledigt  sind,  auf  eine  be* 
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stimmte  Zeit,  jedoch  nicht  länger  als  vier  Monate  sich  zu  Tertagou  AOe 
näheren,  die  Vertagung  und  die  Besorgung  der  etwa  während  dendbei 
vorkommenden  dringenden  Geschäfte  betreffenden  Bestimmungen  werdes 
der  Bundesversammlung  bei  AbÜEussung  der  organischen  Gesetze  voite- 
halten. 

Art  8.  Die  Abstimmun^ordnung  der  Bundesglieder  betr^iBod,  wA 
festgesetzt,  dass,  so  lange  die  Bundesversammlung  mit  Ab&asvng  der  or- 
gamschen  Gesetze  beschäftiget  ist,  hierüber  keinerlei  Bestimmung  isite, 
und  die  zufällig  sich  fügende  Ordnung  keinem  der  Mitglieder  zum  Kadh 
theU  gereichen,  noch  eine  Regel  begründen  soll  Nadi  Abfiassung  deror- 
ganisdien  Gesetze  wird  die  Bundesversammlung  die  künftige  ah  bestäodip 
Folge  einzuführende  Stimmordnung  in  Berathung  nehmen  und  sidk  dum 
so  wenig  als  möglich  von  der  ehemals  auf  dem  Beichstage  and  nsmentliei 
in  Gemässheit  des  Reichsdepulationsschlusses  von  1803  beobachteten  Oii- 
nune  entfernen.  Auch  diese  Ordnung  kann  aber  auf  den  Rai^  dar  Boodes- 
glieder  überhaupt,  und  ihren  Vortritt  ausser  den  Yerhältnissen  da  Bmda- 
versajnmlung  keinen  EUnfluss  ausüben. 

Art  9.  Die  Bundesversammlung  hat  ihren  Sitz  za  Frankfiirt  am  Mni; 
die  Eröffiiung  derselben  ist  auf  den  1.  September  1815  festgesetzt 

Art  10.  Das  erste  Geschäft  der  Bundesversammlung  nach  ihrer  & 
Öffnung  wird  die  Abfassung  der  Grundgesetze  des  Bundes  und  dessea  oig»- 
nische  Einrichtung  in  Rücksicht  auf  seine  auswärtigen ,  militärischen  xaA 
inneren  Verhältnisse  sein. 

Art.  11.  Alle  Mitglieder  des  Bundes  versprechen,  sowohl  ^anzDeatscb- 
land  als  jeden  einzelnen  Bundesstaat  gegen  jeden  Angriff  in  Sdiuts  zb 
nehmen,  und  garantiren  sich  gegenseitig  ihre  sämmüidien  unter  dem  Bunde 
begriffenen  Besitzungen. 

Bei  einmal  erklärtem  Bundeskrieg  darf  kein  Mitglied  einseitige  üntff- 
handlungen  mit  dem  Feinde  eingehen,  noch  einseitig  Waffenstillstand  oder 
Frieden  schliessen. 

Die  Bundesglieder  behalten  zwar  das  Recht  der  Bündnisse  aOer  Art, 
verpflichten  sich  jedoch,  in  keine  Verbindungen  einzugehen,  welche  gtgea. 
die  Sicherheit  des  Bundes  oder  einzelner  Bundesstaaten  serichtet  wären. 

Die  Bundesglieder  machen  sich  ebenfalls  verbindlich,  einander  nnttr 
keinerlei  Vorwand  zu  bekriegen,  noch  ihre  Streitigkeiten  mit  Gewalt  si' 
verfolgen,  sondern  sie  bei  der  Bundesversammlung  anzubringen.  DieEer 
liegt  alsdann  ob,  die  Vermittelung  durch  einen  Ausschnss  zu  vetsadieii; 
tarn  dieser  Versuch  fehlschlagen  sollte,  und  demnach  eine  richtorüche  fiitr 
Scheidung  nothwendig  würde,  solche  durch  eine  wohlgeordnete  Austrigalia' 
stanz  zu  bewirken ,  deren  Ausspruch  die  streitenden  Thtile  sich  sofort  n 
unterwerfen  haben. 

II.  Besondere  BestiMMnigeK. 

Ausser  den  in  den  vorhergehenden  Artikeln  bestimmten,  auf  die  Feel- 
Stellung  des  Bundes  gerichteten  Punkten  sind  die  verbündeten  Mit|^eder 
übereingekommen,  hiermit  über  folgende  Gegenstände  die  in  den  oacb- 
stehenden  Artikeln  enthaltenen  Bestimmungen  zu  treffen,  welche  mit  jeset 
Artikeln  gleiche  Kraft  haben  sollen. 

Art  12.  Diejenigen  Bundesglieder,  deren  Besitzungen  nicht  eineTolb- 
zahl  von  300,000  Seelen  erreichen,  werden  sidi  mit  den  ihnen  verwuidtett 
Häusern  oder  anderen  Bundesgliedem ,  mit  welchen  sie  wenigstens  eme 
solche  Volkszahl  ausmachen,  zu  Bildung  eines  gemeinschafüichen  obentea 
Gerichts  vereinigen. 

In  den  Staaten  von  solcher  Volksmenge,  wo  schon  jetzt  deigieida 
Gerichte  dritter  Instanz  vorhanden  sind,  werden  jedoch  diese  in  ihrer  bis* 
herigen  Eigenschaft  erhalten,  wofern  nur  die  Volkszahl,  über  weld»  sie 
sich  erstrecken,  nicht  unter  160,000  Seelen  ist 
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Den  vier  freien  Städten  steht  das  Recht  zu,  sich  unter  einander  über 
die  Errichtung  eines  gemeinsamen  obersten  Gerichts  zu  vereinigen. 

Bei  den  solchergestalt  errichteten  gemeinschaftlichen  obersten  Gerichten 
8oU  jeder  der  Parteien  gestattet  sein,  auf  die  Verschickung  der  Akten  auf 
eine  deutsche  Facultät  oder  an  einen  Schöppenstuhl  zu  Abfassung  des  £nd- 
nrtheils  anzutragen. 

Art  13.  In  allen  Bundesstaaten  wird  eine  landständische  Verfassung 
stattfinden. 

Art  14.    Um  den  im  Jahr  1806  und  seitdem  mittelbar  gewordenen 
ehemaligen  Reichsständen  und  Reichsangehörigen  in  Gemässheit  der  gegen- 
wärtigen Verhältnisse  in  allen  Bundesstaaten  einen  gleichförmig  bleibenden 
Sechtszustand  zu  verschaffen,  so  vereinigen  die  Bundesstaaten  sich  dahin: 
a)  dass  diese  fürstlichen  und  gräflichen  Häuser  fortan  nichts  desto  weniger 
zu  dem  hohen  Adel  in  Deutschland  gerechnet  werden,  und  ihnen  das 
Recht  der  Ebenbürtigkeit,  in  dem  bisher  damit  verbundenen  Begriff, 
verbleibt; 
h)  sind  die  Häupter  dieser  Häuser  die  ersten  Standesherren  in  dem  Staate, 
zu  dem  sie  gehören;  —  sie  und  ihre  Familien  bilden  die  privilegirteste 
Classe  in  demselben,  insbesondere  in  Ansehung  der  Besteuerung; 
c)  es  sollen  ihnen  überhaupt  in  Rücksicht  ihrer  Personen,  Familien  und 
Besitzungen  alle  diejenigen  Rechte  und  Vorzüge  zugesichert  werden 
oder  bleiben,  welche  aus  ihrem  Eigenthum  und  dessen  ungestörtem 
Genüsse  herrühren,  und  nicht  zu  der  Staatsgewalt  und  den  höheren 
Regierungsrechten  gehören.     Unter  vorerwähnten  Rechten  sind  insbe- 
sondere und  namentlich  begriffen: 

1)  die  unbeschränkte  Freiheit,  ihren  Aufenthalt  in  jedem  zu  dem 
Bunde  gehörenden  oder  mit  demselben  in  Frieden  lebenden 
Staate  zu  nehmen; 

2)  werden  nach  den  Grundsätzen  der  früheren  deutschen  Verfassung 
die  noch  bestehenden  Familienverträ^  aufrecht  erhalten,  und 
ihnen  die  Befugniss  zugesichert  über  ihre  Güter-  und  Familien- 
Verhältnisse  verbindliche  Verfügungen  zu  treffen,  welche  jedoch 
dem  Souverain  vorgelegt  und  bei  den  höchsten  Landesstellen  zur 
allgemeinen  Kenntniss  und  Nachachtung  gebracht  werden  müssen. 
Alle  bisher  dagegen  erlassenen  Verordnungen  sollen  für  künftige 
Fälle  nicht  weiter  anwendbar  sein; 

3)  privilegirter   Gerichtsstand    und    Befreiung   von    aller  Militär- 

Sflichtigkeit  für  sich  und  ihre  Familien; 
ie  Ausübung  der  bürgerlichen  und  peinlichen  Gerechtigkeits- 
'  pflege  in  erster,  und  wo  die  Besitzung  gross  genug  ist,  in  zweiter 
Instanz,   der  Forstgerichtsbarkeit,  Ortspolizei  und  Aufsicht  in 
Kirchen-  und  Schuisachen,  auch  über  milde  Stiftungen,  jedoch 
nach  Vorschrift  der  Landesgesetz^  welchen  sie,  so  wie  der  Mi- 
litärverfassung und  der  Oberaufsicht  der  Regierungen  über  jene 
Zuständigkeiten  unterworfen  bleiben. 
Bei  der  näheren  Bestimmung  der  angefahrten  Befugnisse  sowohl,  wie 
überhaupt  und  in  allen  übrigen  Punkten  wird  zur  weiteren  Begründung  und 
Feststellung   eines   in   allen   deutschen  Bundesstaaten    übereinstimmenden 
Rechtszustandes  der  mittelbar  gewordenen  Fürsten,   Grafen  und  Herren, 
die  in  dem  Betreff  erlassene  königl.  bayerische  Verordnung  vom  Jahr  1807 
als  Basis  und  Norm  untergelegt  werden. 

Dem  ehemaligen  Reichsadel  werden  die  sub  Nr.  1  und  2  angeführten 
Rechte,  Antheil  der  Begüterten  an  Landstandschaft,  Patrimonial-  und  Forst- 
gerichtsbarkeit, Ortspolizei,  Kirchenpatronat  und  der  privilegirte  Gerichts- 
stand zugesichert.  Diese  Rechte  werden  jedoch  nur  nach  Vorschrift  der 
Ijandesgesetze  ausgeübt 

In  den  durch  den  Frieden  von  Lüneville  vom  9.  Febr.  1801  von  Deutsch- 
land abgetretenen  und  jetzt  wieder  damit  vereinigten  Provinzen  werden  bei 
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Anwendung  der  obigen  GnindaMKe  aof  den  ^emaligen  nniBitteBwrenBekte- 
adel  dicijenigen  Beschr&nkongen  stattfinden,  velclie  die  dort  hcrtfhfndwi 
besonderen  Verhältnisse  nothwendig  machen. 

Art  15.  Die  Fortdauer  der  auf  die  Rheinschifflbhrta-Octroi  angewie- 
senen directen  und  subsidiarischen  Renten,  die  durch  den  ReJchadepatations- 
Bchluss  vom  25.  Febr.  1803  getroffenen  Verfügungen,  in  Betreff  des  Sdiulda- 
wesens  und  festgesetzten  Pensionen  an  geist-  nnd  weltliche  Indindooi, 
werden  von  dem  Bunde  garantirt 

Die  Mitglieder  der  ehemaligen  Dom-  nnd  freien  BeJchMtiftw  habei  dk 
BefufpaiBS,  ihre  durch  den  erwähnten  Reidisdeputationsschlusa  feat^eeetsiei 
Pensionen  ohne  Abzug  in  jedem  mit  dem  deutschen  Bunde  im  Fiiedei 
stehenden  Staate  rerzehren  zu  dtkrfen. 

Die  Mitglieder  des  deutschen  Ordens  werden  ebeujßdls  nadi  den  in  dem 
Beichsdeputations-Hauptschluss  von  1803  für  die  Domstifter  festgesetzten 
Grundsätzen  Pensionen  erhalten,  insofern  sie  ihnen  noch  nicht  hinreickend 
bewilliget  worden,  und  diejenigen  Fürsten,  welche  eingezogjene  Bentzo^es 
des  deutschen  Ordens  erhalten  haben,  werden  diese  Pensionen  nadi  Yer- 
hältniss  ihres  Antheils  an  den  ehemaligen  Ordens-Besitzongen  bezahlen. 

Die  Berathung  über  die  Regulirung  der  Sustentations-Casse  nnd  der 
Pensionen  für  die  überrheinischen  Bischöfe  und  Geistlichen,  welche  Pensio- 
nen auf  die  Besitzer  des  linken  Bheinufers  übertragen  werden,  ist  der 
Bundesversammlung  vorbehalten.  Diese  Regulirung  ist  binnen  Jahieafriit 
zu  beendigen,  bis  dahin  wird  die  Bezidüung  der  erwähnten  Pensooen  anf 
die  bisherige  Art  fortgesetzt 

Art.  16.  Die  Verschiedenheit  der  christlichen  Be]i|;ionmrteien  kann 
in  den  Ländern  und  Gebieten  des  deutschen  Bundes  kernen  unterschied  in 
dem  Genüsse  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  b^^ünden. 

Die  Bundesversammlung  wird  in  Berathung  ziehen ,  wie  anf  eine  mög- 
lichst übereinstimmende  Weise  die  bürgerliche  Verbesserung  der  Bekenner 
des  jüdischen  Glaubens  in  Deutschknd  zu  bewirken  sei,  und  wie  insonder- 
heit denselben  der  Genuss  der  bürgerlichen  Rechte  g^gen  die  üebemakme 
aller  Bürgerpflichten  in  den  Bundesstaaten  verschafft  und  gesichert  werden 
könne;  jedoch  werden  den  Bekennem  dieses  Glaubens  bis  dahin  die  den- 
selben von  einzelnen  Bundesstaaten  bereits  eingeräumten  Rechte  «iiatten. 

Art  17.  Das  forstliche  Haus  Thum  und  Taxis  bleibt  in  dem  dazth 
den  Reichsdeputationsschluss  vom  25.  Februar  1803  oder  spätere  Verträge 
bestätigten  Besitz  und  Genuss  der  Posten  in  den  verschiedenen  Bundes- 
staaten, so  lange  als  nicht  etwa  durch  freie  Uebereinkunft  anderweit^ 
Verträge  abgeschlossen  werden  soUten. 

In  jedem  Falle  werden  demselben  in  Folge  des  Artikels  13  dfö  er- 
wähnten Reichsdeputations-Hauptschlusses,  seine  auf  Belassung  der  Posten, 
oder  auf  eine  angemessene  Entschädigung  gegründeten  Bedite  und  An- 
sprüche versichert 

Dieses  soll  auch  da  stattfinden,  wo  die  Aufhebung  der  Posten  sdt 
1803  gegen  den  Inhalt  des  Reichsdeputations- Hauptschlasaes  bereits  ge- 
schehen wäre,  insofern  diese  Entschädigung  durch  Verträge  nicht  s^oa 
definitiv  festgesetzt  ist 

Art.  18.    Die  verbündeten  Fürsten  und  freien  Städte  kommen  aberös, 

den  Unterthanen  der  deutschen  Bundesstaaten  folgende  Rechte  zuzuacten: 

a)  Grundeigenthnm  ausserhalb  des  Staates,  den  sie  bewohnen >  zu  erwer 

ben  und  zu  besitzen,  ohne  desshalb  in  dem  fremden  Staate  mdirerai 

Abgaben  und  Lasten  unterworfen  zu  sein,  als  dessen  eigene  Umer- 

thanen. 
bj  Die  Belugniss 

1)  des  freien  Wegziehens  aus  einem  Bundesstaat  in  den  andeRB, 
der  erweislich  sie  zu  Unterthanen  annehmen  will,  aach 

2)  in  Civil-  und  Militärdienste  desselben  zu  treten,  beides  jedoek 
nur,  insofern  keine  Verbindlichkeit  zu  Militärdienstai  g^«i  das 
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bisherige  Vaterland  im  Wege  stehe;  und  damit  wegen  der  der- 
malen vorwaltenden  Verschiedenheit  der  gesetzlichen  Vorschriften 
über  Militärpflichtigkeit  hierunter  nicht  ein  ungleichartiges,  f&r 
einzelne  Bundesstaaten  nachtheiliges  Verhältniss  entstehen  möge, 
so  wird  bei  der  Bundesversammlung  die  Einführung  möglichst 
gleichförmiger  Grundsätze  über  diesen  Gegenstand  in  Berathung 
genommen  werden. 
cj  Die  Freiheit  von  aller  Nachsteuer  (jus  detractua,  gahdla  ermgrationisj^ 
insofern  das  Vermögen  in  einen  anderen  deutschen  Bundesstaat  über- 
geht und  mit  diesem  nicht  besondere  Verhältnisse  durch  Freizügigkeits- 
Yerträge  bestehen. 
d)  Die  Bundesversammlung  wird   sich  bei  ihrer  ersten  Zusammenkunft 
mit  Ab&ssung  gleichförmiger  Verfögunffen  über  die  Pressfreiheit  und 
die  Sicherstellung  der  Schriftsteller  und  Verleger  gegen  den  Nachdruck 
beschäftigen. 

Art  19.  Die  Bundesglieder  behalten  sich  vor,  bei  der  ersten  Zusam- 
menkunft der  Bundesversamunlung  in  Frankfurt,  wegen  des  Handels  und 
Verkehrs  zwischen  den  verschiedenen  Bundesstaaten,  so  wie  wegen  der 
Schilffahrt  nach  Anleitung  der  auf  dem  Congress  zu  Wien  angenommenen 
Grundsätze  in  Berathung  zu  treten. 

Art  20.  Der  fegen wärti^e  Vertrag  wird  von  allen  contrahirenden 
Theilen  ratificirt  werden  und  die  Ratificationen  sollen  binnen  der  Zeit  von 
sechs  Wochen,  oder  wo  möglich  noch  früher,  nach  Wien  an  die  Kaiserlich 
Oesterreichische  Hof-  und  Staatskanzlei  eingesandt  und  bei  Eröffnung  des 
Bandes  in  das  Archiv  desselben  niedergelegt  werden. 

Zur  Urkunde  dessen  haben  sämmtliche  Bevollmächtigte  den  gegenwärti- 
gen Vertrag  unterzeichnet  und  mit  ihren  Wappen  besiegelt  So  geschehen 
Wien  den  achten  Juni  im  Jahr  eintausend  acnthundert  und  fünfzehn. 


Sehlnssakte  der  fiber  Ansbildnn^  und  Befesti- 
gung des  deutschen  Bundes  zn  Wien  gehaltenen 
ninisteriftl-Conferenzen  t.  15.  Mai  1820. 

Die  souverainen  Fürsten  und  freien  Städte  Deutschlands,  eingedenk 
Omr  bei  Stiftung  des  deutschen  Bundes  übernommenen  Verpflichtung,  den 
Bestnnmungen  der  Bundesakte  durch  ergänzende  und  erläuternde  Grund- 
gesetze eine  zweckmässige  Entwicklung  und  mithin  dem  Bundesverein 
selbst  die  erforderliche  Vollendung  zu  sichern,  überzeugt,  dass  sie,  um  das 
Band,  welches  das  gesanunte  Deutschland  in  Friede  und  Eintracht  ver- 
bindet, unauflöslich  zu  befestigen,  nicht  länger  anstehen  durften,  jener  Ver- 
pflichtung und  einem  allgemem  gefühlten  Bedürfnisse  durch  gemeinschaft- 
liche Berathungen  Genüge  zu  leisten,  haben  zu  diesem  Ende  nachstehende 
Bevollmächtigte  ernannt  ....  welche  zu  Wien  nach  geschehener  Aus- 
wechselung ihrer  richtig  befundenen  Vollmachten,  in  Gabinets -Conferenzen 
zasanmiengetreten,  und,  nach  sorgfältiger  Erwägung  und  Ausgleichung  der 
wechselseitigen  Ansichten,  Wünsche  und  VorscUäge  ihrer  Regierungen,  zu 
^er  definitiven  Vereinbarung  über  folgende  Artikel  gelangt  sind: 
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Art  1.  Der  deutsche  Bund  ist  ein  Tölkerrechtlicher  Verein  der  deofc- 
sehen  souverainen  Fürsten  und  freien  Städte,  zur  Bewahmng  der  ÜBib- 
hfingigkeit  und  Unverletzbarkeit  ihrer  im  Bunde  begriffenen  Staaten,  mid 
zur  Erhaltung  der  innem  und  äussern  Sicherheit  Deutschlands. 

Art  2.  Dieser  Verein  besteht  in  seinem  Innem  als  eine  Genein- 
schafb  selbstständiger,  unter  sich  unabhängiger  Staaten,  mit  wechselseitigen 
gleichen  Yertrags-Hechten  und  Vertiags-Obliegenheiten,  in  seinen  äussecn 
Verhältnissen  aber,  als  eine  in  politischer  J^nheit  ▼erbundene  Gessosfe- 
Macht 

Art  3.  Der  Umfang  und  die  Schranken,  welche  der  Bund  seiscf 
Wirksamkeit  vorgezeichnet  hat,  sind  in  der  Bundesakte  bestimmt,  die  ds 
Grundvertrag  und  das  erste  Grundgesetz  dieses  Yo^ins  ist  Indem  &- 
selbe  die  Zwecke  des  Bundes  ausspricht,  bedingt  und  begrenzt  sie  zugleich 
dessen  Befugnisse  und  Verpflichtungen. 

Art  4.  Der  Gesammtheit  der  Bundesglieder  steht  die  Befogniss  der 
Entwickelung  und  Ausbildung  der  Bundesakte  zu,  insofiem  die  Erftllm^ 
der  darin  aufgestellten  Zwecke  solche  nothwendig  macht  Die  desshalb  n 
fassenden  Beschlüsse  dürfen  aber  mit  dem  Geiste  der  Bundeaütte  nidd 
im  Widerspruch  stehen,  noch  von  dem  Grundcharakter  des  Bundes  sb- 
weichen. 

A  r  t  5.  Der  Bund  ist  als  ein  unauflöslicher  Verein  gegrftndety  und  es 
kann  daher  der  Austritt  aus  diesem  Vereine  keinem  Mitrede  dewlbea 
frei  stehen. 

Art  6.  Der  Bund  ist  nach  seiner  ursprünglichen  Bestrnimnng  aaf 
die  gegenwärtig  daran  Theil  nehmenden  Staaten  beschränkt  Die  Auf- 
nahme eines  neuen  Mitgliedes  kann  nur  Statt  haben,  wenn  die  G^amnt- 
heit  der  Bundes^lieder  solche  mit  den  bestehenden  Verhältnissen  verembar 
nnd  dem  Vortheil  des  Ganzen  angemessen  findet  Veränderungen  in  dem 
l^genwärtigen  Besitzstande  der  Bundesglieder  können  keine  Veränderungea 
m  den  Rechten  und  Verpflichtungen  derselben  in  Bezug  auf  den  Band. 
ohne  ausdrückliche  Zustimmung  der  Gesammtheit  bewirken.  Eine  £ra- 
willige  Abtretung  auf  einem  Bundesgebiete  haftender  Souverainetäts-Bechte 
kann  ohne  solche  Zustinunung  nur  zu  Gunsten  eines  Mitverbfindetea  ge- 
schehen. 

Art  7.  Die  Bundesversammlung,  aus  den  Bevollmächtigten  sänmt- 
lieber  Bundesglieder  gebildet,  stellt  den  Bund  in  seiner  Gesammtheit  vor« 
und  ist  dB»  beständige  verfassungsmässige  Organ  seines  Willens  nad 
Handelns. 

Art  8.  Die  einzelnen  Bevollmächtigten  am  Bundestage  sind  vmiihieB 
Committenten  unbedingt  abhängig,  und  diesen  allein  wegen  getreuer  Be- 
folgung der  ihnen  ert£eilten  Instruktionen,  so  wie  wegen  ihrer  Gesdiäfia- 
fiüirung  überhaupt  verantwortlich. 

Art  9.  Die  Bundesversammlung  übt  ihre  Rechte  und  Obiiegenh&iea 
nur  innerhalb  der  ihr  vorgezeichneten  Schranken  aus.  Ihre  Wirksamkeit 
ist  zunächst  durch  die  Vorschriften  der  Bundesakte  und  durch  die  in  Ge- 
mässheit  derselben  beschlossenen  und  ferner  zu  bescbliessend«i  Grondge- 
setze,  wo  iber  diese  nicht  zureichen,  durch  die  im  Grundvertrage  bezeich- 
neten Bundeszwecke  bestimmt. 

Art  10.  Der  Gesammtwille  des  Bundes  wird  durch  ver&ssajtigsmissi^ 
Beschlüsse  der  Bundesversammlung  ausgesprochen;  ver&ssungsmässig  ito 
sind  diejenigen  Beschlüsse,  die  innerhalb  der  Grenzen  der  Competens  der 
Bnndesversiunmlung,  nach  vorgängiger  Berathung,  durch  freie  AtetinmoB^ 
entweder  im  engeren  Rathe,  oder  im  Plenum,  gefasst  weiden,  je  nadüieai 
das  Eine  oder  das  Andere  durch  die  grundgesetzlichen  Bestimmungen  for* 
geschrieben  ist 

Art  11.  In  der  Regel  £usst  die  Bundesversammlung  die  zur  Besor- 
gung der  gemeinsamen  Angelegenheiten  des  Bundes  erforderlichen  Be- 
schlüsse im  engeren  Rathe,  nach  absoluter  StimmenmehrheiL    Diese  Farm 
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der  Sehlnssfassang  findet  in  allen  F&Uen  statt,  wo  bereits  feststehende  aU-> 
gemeine  Gmndsätze  in  Anwendung,  oder  beschlossene  Gesetze  nnd  Ein- 
richtongen  znr  AusfÜhmng  zu  bringen  sind,  überhaupt  aber  bei  allen  Be- 
rathungs  -  Gregenstanden ,  welche  die  Bundesakte  oder  spätere  Beschlüsse 
nicht  bestimmt  davon  ausgenommen  haben. 

Art  12.  Nur  in  den  in  der  Bundesakte  ausdrücklich  bezeichneten 
Fällen,  und  wo  es  auf  eine  Kriegserklärung,  oder  Friedensschluss-Bestäti- 
gung  Ton  Seiten  des  Bundes  ankommt,  wie  auch,  wenn  über  die  Aufnahme 
eines  neuen  Mitgliedes  in  den  Bund  entschieden  werden  soll,  bildet  sich 
die  Yersionmlung  zu  einem  Plenum.  Ist  in  einzelnen  Fällen  die  Frage,  ob 
ein  Gegenstand  yor  das  Plenum  gehört,  zweifelhaft,  so  steht  die  Entschei- 
dung derselben  dem  engem  Rathe  zu.  Im  Plenum  findet  keine  Erörterung 
noch  Berathung  statt,  sondern  es  wird  nur  darüber  abgestimmt,  ob  ein  im 
engem  Rathe  vorbereiteter  Beschluss  angenommen  oder  verworfen  werden 
soll.  Ein  gültiger  Beschluss  im  Plenum  setzt  eine  Mehrheit  von  zwei 
Drittheilen  der  Stimmen  voraus. 

Art  13.    lieber  folgende  Gegenstände: 

1)  Annahme  neuer  Grundgesetze,  oder  Abänderung  der  bestehenden; 

2)  Organische  Einrichtungen,  das  heisst,  bleibende  Anstalten,  ala  Mittel 
zur  Erfüllung  der  ausgesprochenen  Bundeszwecke; 

3^  Aufinahme  neuer  Mitgueder  in  den  Bund; 
4)  Beligions- Angelegenheiten; 
findet  kein  Beschluss  durch  Stimmenmehrheit  statt;  jedoch  kann  eine  de- 
finitive Abstimmung  über  Gegenstände  dieser  Art  nur  nach  genauer  Prü- 
fung und  Erörterung  der  den  Widerspruch  einzelner  Bundesglieder  be- 
stimmenden Gründe,  deren  Darlegung  m  keinem  Falle  verweigert  werden 
darf,  erfolgen. 

Art  14.  Was  insbesondere  die  organischen  Einrichtungen  betrifft,  so 
muss  nicht  nur  über  die  Yorfirage,  ob  solche  unter  den  obwaltenden  Um- 
ständen nothwendig  sind,  sondem  auch  über  Entwurf  und  Anlage  der- 
selben in  ihren  allgemeinen  Umrissen  und  wesentlichen  Bestimmungen,  im 
Plenum  und  durch  Stimmen -Einhelligkeit  entschieden  werden.  Wenn  die 
Entscheidung  zu  Gunsten  der  vorgeschlagenen  Einrichtung  ausgefiedlen  ist, 
so  bleiben  die  sämmtlichen  weiteren  Verhandlungen  über  die  AusfÜhmng 
im  Einzelnen  der  engem  Versammlung  überlassen,  welche  alle  dabei  noch 
vorkommenden  Fragen  durch  Stimmenmehrheit  entscheidet,  auch,  nach  Be- 
finden der  Umstände,  eine  Commission  aus  ihrer  Mitte  anordnet,  um  die 
verschiedenen  Meinungen  und  Anträge  mit  möglichster  Schonung  und  Be- 
rücksichtigung der  Verhältnisse  und  Wünsche  der  Einzelnen  auszugleichen. 

Art  15.  In  Fällen,  wo  die  Bundesglieder  nicht  in  ihrer  vertra^ps- 
mflssigen  Einheit,  sondem  als  einzelne,  selbstständige  und  unabhängige 
Staaten  erscheinen,  folglich  jura  amgtdarum  obwalten,  oder  wo  einzelnen 
Bundesgliedern  eine  besondere,  nicht  in  den  gemeinsamen  Verpflichtungen 
Aller  begriffene  Leistung  und  Verwilligung  für  den  Bund  zugemuthet  wer- 
den sollte,  kann  ohne  freie  Zustimmung  sämmtUcher  Betheiligten  kein  die- 
selben verbindender  Beschluss  gefasst  werden. 

Art  16.  Wenn  die  Besitzungen  eines  souverainen  deutschen  Hauses 
durch  Erbfolge  auf  ein  anderes  übergehen,  so  hängt  es  von  der  Gesammt- 
heit  des  Bunaes  ab,  ob  und  in  wie  fem  die  auf  jenen  Besitzungen  haftenden 
Stinmien  im  Plenum,  da  im  engem  Rathe  kein  Bundesglied  mehr  als  eine 
Stimme  führen  kann,  dem  neuen  Besitzer  beigelegt  werden  sollen. 

Art  17.  Die  Bundesversammlung  ist  berufen,  zur  Aufrechthaltung  des 
wahren  Sinnes  der  Bundesakte,  die  darin  enthaltenen  Bestimmungen,  wenn 
über  deren  Auslegung  Zweifel  entstehen  sollten,  dem  Bundeszweck  ge- 
mäss zu  erklären,  und  in  allen  vorkommenden  Fällen  den  Vorschriften 
dieser  Urkunde  ihre  richtige  Anwendung  zu  sichern. 

Art  18.  Da  Eintracht  und  Friede  unter  den  Bundesgliedem  ungestört 
anfirecht  erhalten  werden  soll,  so  hat  die  Bundesversammlung,  wenn 
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die  innere  Rnlie  nnd  Sicherheit  des  Bundes  auf  irgend  eine  Wein 
bedroht  oder  gestört  ist,  über  Erhaltung  oder  Wiederherste&anff  denAa 
Rath  zu  pflegen,  und  die  dazu  geeigneten  Beschlösse  nach  AmexQuigiBr 
in  den  folgenden  Artikeln  enthaltenen  Bestimmungen  zu  fassen. 

Art.  19.  Wenn  zwischen  Bundesgiiedem  ThatUchkeiten  za  beBoifei 
oder  wirklich  ausgeübt  worden  sind,  so  ist  die  Bundesrersammkng  henm, 
Torl&ttfige  Massregeln  zu  ergreifen,  wodurch  jeder  Selbsthfilfe  Torgebeqgt 
nnd  der  bereits  unternommenen  Einhalt  gethan  werde.  Zu  dem  &de  M 
sie  Tor  Allem  für  Aufrechthaltung  des  Besitzstandes  Sorge  zu  tn^ 

Art.  20.  Wenn  die  Bundesversammlung  von  einem  Bnnde^hede  con 
Schutze  des  Besitzstandes  angerufen  wird,  und  der  jangste  Seskzitad 
streiüg  ist,  so  soll  sie  für  diesen  besonderen  Fall  befugt  sein ,  ein  bei  ds 
Sache  nicht  betheiligtes  Bundesglied  in  der  N&he  des  zu  schützenden  Ge- 
bietes aufzufordern«  die  Thatsache  des  jüngsten  Besitzes,  und  die  ut* 
gezeigte  Störung  desselben  ohne  Zeitverlust  durch  seinen  obersten  Gerkto- 
hof summarisch  untersuchen  und  darüber  efnen  rechtlichen  Bescheid  ab- 
fassen zu  lassen,  dessen  YoUziehung  die  Bundesversammlung,  veni  der 
Bundesstaat,  gegen  welchen  er  gerichtet  ist ,  sich  nidit  auf  voigingige 
Aufforderungen  mi willig  dazu  versteht,  durch  die  ihr  zu  dieseD  Eide  ao- 
gewiesenen  Alittel  zu  bewirken  hat. 

Art  21.  Die  Bundesversammlung  hat  in  allen,  nach  Yonckdftder 
Bundesakte  bei  ihr  anzubringenden  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  <& 
Yermitteluni^  durch  einen  Ausschuss  zu  versuchen.  Können  &  entrtu- 
denen  Streitigkeiten  auf  diesem  Wege  nicht  beigelegt  werden,  so  fatt  ae 
die  Entscheidung  derselben  durch  eine  Austrftgal- Instanz  zu  venalssKi. 
und  dabei,  so  lange  nicht  wegen  der  Austr&gal - Geridite  überhsopt  eise 
anderweitige  Uebereinkunft  zwischen  den  Bundesgiiedem  stattgefonaen  brt, 
die  in  dem  Bundestags -Beschlüsse  vom  sechzehnten  Juni  achtsehnhoDdat 
nnd  siebenzehn  enthaltenen  Vorschriften,  so  wie  den  in  Folge  ffleiehistif 
an  die  Bundestags-Gesandten  ergehender  Instruktionen,  zu  ftssenden  beaoi- 
deren  Beschluss  zu  beobachten. 

Art  22.  Wenn  nach  Anleitung  des  obgedachten  Bundestags-BescUtfso 
der  oberste  Geriditshof  eines  Bundesstaats  zur  Austrftgal-Instanz  geväblt 
ist  80  steht  demselben  die  Leitung  des  Prozesses  und  die  Entachadnf 
des  Streits  in  allen  seinen  Hanpt-  und  Nebenpunkten  oneingescfannkt  w 
ohne  alle  weitere  Einwirkung  der  Bundesversammlung  oder  der  Ijafo- 
regierung  zu.  Letztere  wird  jedoch  auf  Antrag  der  Bundesversrnndnif* 
oder  der  streitenden  Thdle,  im  Fall  einer  Zögerung  von  Sdten  des  Be- 
richts, die  zur  Beförderung  der  Entscheidung  nöthigen  YeiftgoiS^  ^ 
lassen. 

Art  23.  Wo  keine  besonderen  Entscheidungsnonnen  variiandai  sai 
hat  das  Austrägalgericht  nach  den  in  Bechtsstreitigkeiten  denelbai  iit 
vormals  von  den  fiieichsgerichten  subsidiarisch  befolgten  Bechtsqndlai,  ii 
80  fem  solche  auf  die  jetzigen  Yerh&ltnisse  der  Bundesglieder  noch  ai- 
wendbar  sind,  zu  ericennen.  , 

Art  24.  Es  steht  übrigens  den  Bundesgiiedem  frei,  sowohl  bei  da 
einzelnen  vorkommenden  Streitigkeiten,  als  fiir  alle  künftige  fille,  v^ 
besonderer  Austräge  oder  Compromisse  übereinzukommen ,  wie  deos  va 
frühere  Familien-  oder  Yertrags-Austr&ge  durch  Emchtnng  der  Bndn- 
AustrSigal-Instanz  nicht  aufg^oben,  noch  abgeändert  werden.         . 

Art  25.  Die  Aufrechthaltung  der  inneren  Ruhe  nnd  Oidmmf  v^ 
Bundesstaaten  steht  den  R^erunrai  allein  zu.  Als  Ausnahme  kuok  jMoa 
in  Rücksicht  auf  die  innere  Sicnerfaeit  des  gesaaimten  Bundes,  oad  ■ 
Folge  der  Yerpflichtung  der  Bundeaglieder  zu  gegenseitiger  fi^l^fj{]fS 
die  Mitwirkung  der  Gesammtfaeit  zur  Erhaltung  oder  WiederiienieUnf 
der  Ruhe,  im  Fall  einer  Widersetzlichkeit  der  Untertiianen  gegen  die  » 

S'ierang,  eines  offenen  AnfrnhrSy  oder  geftlurlicher  Bewngni^j  in  neirarea 
undesstaaien  Statt  finden. 
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Art  26.  Wenn  in  einem  Bundegstaate  dnreh  Widersetzlichkeit  der 
Ünterthanen  gegfen  die  Obrigkeit  die  innere  Buhe  unmittelbar  geföhrdet, 
ond  eine  Verbreitung  aufrührerischer  Bewegungen  zu  fürchten,  oder  ein 
wirklicher  Aufruhr  zum  Ausbruch  gekommen  ist,  und  die  Regierung  selbst, 
nach  Erschöpfung  der  Ter&ssungsm&ssigen  und  gesetzlichen  Mittel,  den 
Beistand  des  (Bundes  anruft,  so  liegt  der  Bundesversammlung  ob,  die 
schleunigste  Hülfe  zur  Wiederherstellung  der  Ordnung  zu  veranlassen. 
SMlte  im  letztgedachten  Falle  die  Regierung  notorisch  ausser  Stande  sein, 
den  Aufruhr  durch  eigene  Kräfte  zu  unterdrücken,  zugleich  aber  durch 
die  Umstände  gehindert  werden,  die  Hülfe  des  Bundes  zu  begehren,  so  ist 
die  Bundesversammlung  nichts  desto  weniger  verpflichtet,  auch  unaufgerufen 
Zur  Wiederherstellung  der  Ordnung  und  Sicherheit  einzuschreiten.  In 
jedem  Falle  aber  dürfen  die  verfügten  Massregeln  von  keiner  langem  Dauer 
sein,  als  die  Regierung,  welcher  die  bundesmässige  Hülfe  geleistet  wird, 
es  nothwendig  erachtet. 

Art  27.  Die  Regierung,  welcher  eine  solche  Hülfe  zuTheil  geworden, 
ist  gehalten,  die  Bundesversammlung  von  der  Veranlassung  der  einge- 
tretenen Unruhen  in  Kenntniss  zu  setzen,  und  von  den  zur  Befestigung 
der  wiederhergestellten  gesetzlichen  Ordnung  getroffenen  Massregeln  eine 
beruhigende  Anzeige  an  dieselbe  gelangen  zu  lassen. 

Art  28.  Wenn  die  öffentliche  Ruhe  und  gesetzliche  Ordnung  in 
mehreren  Bundesstaaten  durch  gefährliche  Verbindungen  und  Anschläge 
bedroht  sind,  und  dagegen  nur  durch  Zusammenwirken  der  Gesammtheit 
zureichende  Massregeln  ergriffen  werden  können,  so  ist  die  Bundesver- 
sammlung befugt  und  berufen,  nach  vorgängiger  Rücksprache  mit  den  zu- 
nächst bedrohten  Regierungen  solche  Massregeln  zu  berathen  und  zu 
beschüessen. 

Art  29.  Wenn  in  emem  Bundesstaate  der  Fall  einer  Justiz -Verwei- 
gerung eintritt,  und  auf  f^setzlichen  Wegen  ausreichende  Hülfe  nicht  er- 
langt werden  kann,  so  hegt  der  Bundesversammlung  ob,  erwiesene,  nach 
der  Verfassung  und  den  bestehenden  Gesetzen  jedes  Landes  zu  beurthei- 
lende  Beschwerden  über  verweigerte  oder  gehemmte  Rechtspflege  anzu- 
nehmen, und  darauf  die  gerichtliche  Hülfe  bei  der  Bundesregierung,  die  zn 
der  Beschwerde  Anlass  gegeben  hat,  zu  bewirken. 

Art  30.  Wenn  Forderungen  von  Privatpersonen  desshalb  nicht  be- 
friedigt werden  können,  weil  die  Verpflichtung,  denselben  Genüge  zu  leisten, 
zwiscnen  mehreren  Bundesgliedem  zweifelhaft  oder  bestritten  ist,  so  hat 
die  Bundesversammlung,  auf  Anrufen  der  Betheiligten,  zuvörderst  eine  Aus- 
gleichung auf  gütlichem  Wege  zu  versuchen,  im  Fall  aber,  dass  dieser  Ver- 
such ohne  Erfolg  bleibe,  und  die  in  Anspruch  genommenen  Bundes|:lieder 
sich  nicht  in  einer  zu  bestimmenden  Frist  über  ein  Gompromiss  veremigen, 
die  rechtliehe  Entscheidung  der  slraitigen  Vorfrage  durch  eine  Austrdgal- 
Instanz  zu  veranlassen. 

Art  31.  Die  Bundesversammlung  hat  das  Recht  und  die  Verbindlich- 
keit, für  die  Vollziehung  der  Bundesakte  und  übrigen  Grundgesetze  des 
Bundes,  der  in  Gemässheit  ihrer  Competenz  von  ihr  gefassten  Beschlüsse, 
der  dQr(^  Austrage  gefällten  schiedsrichterlichen  Erkenntnisse,  der 
unter  die  Gewährleistung  des  Bundes  gestellten  compromissarischen  Ent- 
Boheidungen  und  der  am  Bundestage  vermittelten  Vergleiche,  so  wie  für  die 
Anfrechthaltung  der  von  dem  Bunde  übernommenen  besonderen  Garan- 
tien zu  sorgen,  auch  zu  diesem  Ende,  nach  Erschöpfung  aller  anderen 
bnndesverfassungsmäsägen  Mittel,  die  erforderiichen  Executions-Massregeln, 
mit  genauer  Beobachtung  der  in  einer  besonderen  Executions- Ordnung 
fieserhalb  festgesetzten  Bestimmungen  und  Normen,  in  Anwendung  zu 
bringen. 

Art  B2.  Da  jede  Bundesregierung  die  Obliegenheit  hat,  auf  Voll- 
snehung  der  Bundesbesciüüsse  zu  halten,  der  Bimdesversammlung  aber  eine 
«miDttelbare  länwirkong  auf  dto  innere  Verwaltung  der  Bundesstaaten  nicht 
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nisteht,  80  kann  in  der  Regel  nur  g^en  die  Berierong  BelM  m  Eski- 
tionsverfahren  Statt  finden.  —  Ausnahmen  Ton  odeser  Regel  treten  jedmi 
ein,  wenn  eine  Bundesregierung,  in  Ermangelung  eigner  zureichender  Mittel 
selbst  die  Hülfe  des  Bundes  in  Anspruch  nimmt,  oder  wenn  die  Bosdtt- 
Versammlung  unter  den  im  sechs  und  zwanzigsten  Artikel  bezeichnetes  um- 
standen, zur  Wiederherstellung  der  allgemeinen  Ordnung  und  Sichediat 
uoau%erufen  einzuschreiten  verpflichtet  ist  —  Im  ersten  Falle  noiss  jedoch 
immer  in  Uebereinstimmung  mit  den  Anträgen  der  Regierung,  weleher  die 
bundesmässige  Hülfe  geleistet  wird,  verfiihren,  und  im  zweiten  Fafie  oi 
Gleiches,  sobald  die  Regierung  wieder  in  Thätigkeit  gesetzt  ist,  beotedüet 
werden. 

Art.  33.  Die  Executionsmassregeln  werden  im  Namen  der  G«8UDBi^ 
heit  des  Bundes  beschlossen  und  ausgeführt  Die  Bandesversammhfig  er- 
theilt  zu  diesem  Ende  mit  Berücksichtigung  aller  Localumstände  und  fiooiti- 
gen  Verhältnisse,  einer  oder  mehreren,  bei  der  Sache  nicht  betheOigtei 
Rederungen,  den  Auftrag  zur  Vollziehung  der  beschlossenen  Massn^ 
und  bestimmt  zugleich  sowohl  die  Stärke  der  dabei  zu  verwendenden  Msa- 
schaft,  als  die  nach  dem  jedesmaligen  Zweck  des  EzecutionsrerfidueDS  n 
bemessende  Dauer  desselben. 

Art  34.  Die  Regierung,  an  welche  der  Auftrag  gerichtet  ist,  imi 
welche  solchen  als  eine  Bundespflicht  zu  übernehmen  hat,  ernennt  zu  diesen 
Behuf  einen  Givil-Commissair ,  der,  in  Gemässheit  einer,  nadi  den  Beson- 
mungen  der  Bundesversammlung,  von  der  beauftragten  R^erung  zi  e^ 
theilenden  besonderen  Instruktion,  das  Executionsverfahren  unmitteQiir 
leitet  —  Wenn  der  Auftrag  an  mehrere  Regierungen  eiligen  ist,  so  be- 
stimmt die  Bundesversammlung ,  welche  derselben  den  Civil-Commissair  n 
ernennen  hat  Die  beauftragte  Regierung  wird,  während  der  Daoerdes 
Ezecutions-Verfthrens,  die  Bundesversanunlung  von  dem  Erfolge  desadkn 
in  Kenntniss  erhalten,  und  sie,  sobald  der  Zweck  vollständ^  eif^  irt, 
von  der  Beendigung  des  Geschäfts  unterrichten. 

Art  35.  Der  Bund  hat  als  Gesammtmacht  das  Recht,  Krie^,  Fiiedei« 
Bündnisse  und  andere  Verträge  zu  beschüessen.  Nach  dem  m  zweifees 
Artikel  der  Bundesakte  aus^prochenen  Zwecke  des  Bundes  übt  derseite 
aber  diese  Rechte  nur  zu  semer  Selbstvertheidigung,  zur  Erhahssg 
der  Selbstständigkeit  und  äussern  Sicherheit  Deutschlands,  und  der  UmIk 
hängigkeit  und  Unverletzbarkeit  der  einzelnen  Bundesstaaten  ans. 

Art  36.  Da  in  dem  eilften  Artikel  der  Bundesakte  alle  liß^ßBlB 
des  Bundes  sich  verbindlich  gemacht  haben ,  sowohl  nuia  DeotscUnnd,  ah 
jeden  einzelnen  Bundesstaat  gegen  jeden  Angrifl!  in  Sdiutz  zu  nehmen,  and 
sich  gegenseitig  ihre  sämmtlicheu  unter  dem  Bunde  begriffenen  Besitznqgei 
zu  garantiren,  so  kann  kein  einzelner  Bundesstaat  von  Auswärtigci  ver 
letzt  werden,  ohne  dass  die  Verletzung  zugleich  und  in  demselben  Httsn 
die  Gesammtheit  des  Bundes  treffe. 

Dagegen  sind  die  einzelnen  Bundesstaaten  verpflichtet,  von  ihrer  Seits 
weder  Amass  zu  dergleichen  Verletzungen  zu  geben,  noch  answirti^ 
Staaten  solche  zuzufügen.  —  Sollte  von  Seiten  eines  fremden  Staates  uer 
eine  von  einem  Mitgliede  des  Bundes  ihm  wider&hrene  Verietzong  bei  der 
Bundesversammlung  Beschwerde  geführt,  und  diese  gegründet  befunden 
werden,  so  liegt  der  Bundesversaimnlung  ob,  das  Bundesgiied,  welches  & 
Beschwerde  veranlasst  hat,  zur  schleunigen  und  genügenden  Abhälfe  m- 
zufordem,  und  nach  dieser  Aufforderung,  nach  Befinden  der  ümstisdft 
Massregeln,  wodurch  weitem  friedestörenden  Folgen  zur  rediten  Zeit  v«^ 
gebeugt  w^e,  zu  verbinden. 

Art  37.  Wenn  ein  Bundesstaat  bei  einer  zwischen  ihm  and  eins 
auswärtigen  Macht  entstandenen  Irrung,  die  Dazwischenkunft  des  Buds 
anruft,  so  hat  die  Bundesversammlung  den  Ursprung  dieser  Immg  wd  dtf 
wahre  Sachverhältniss  sorgfältig  zu  prüfen.  —  Ergibt  sidi  ans  dieser  M- 
fiing,  dass  dem  Bundesstaate  das  Recht  nidit  aor  Seite  st^t,  ao  hat  dii 
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BundesTenaounliuig  denselben  Yon  Fortsetzung  des  Streites  ernstlich  abzu- 
mahnen, und  die  begehrte  Dazwischenkunft  zu  verweigern,  auch  erforder- 
lichen FaUs  zur  Erhaltung  des  Friedens  geeignete  Mittel  anzuwenden. 
£b:gibt  sich  das  Gegentheil,  so  ist  die  Bundesyersammlung  verpflichtet,  dem 
▼enetzten  Bundesstaate  ihre  wirksamste  Verwendung  und  Vertretung  ange- 
deihen  zu  lassen,  und  solche  so  weit  auszudehnen,  als  nöthig  ist,  damit 
demselben  volle  Sicherheit  und  angemessene  Genugthuung  zu  Theil 
werde. 

Art  38.  Wenn  aus  der  Anzeige  eines  Bundesstaates,  oder  aus  ande- 
ren zuverlässigen  Angaben,  Grund  zu  der  Besorgniss  geschöpft  wird,  dass 
ein  einzelner  Bundesstaat,  oder  die  Gesammtheit  des  Bundes,  von  einem 
feindlichen  Angriffe  bedroht  sei,  so  muss  die  Bundesversammlung  sofort 
die  Frage,  ob  die  GeMr  eines  solchen  Angriffs  wirklich  vorhanden  ist,  in 
BttiUhang  nehmen,  und  darüber  in  der  kürzest  möglichen  Zeit  einen  Aus- 
spruch thun.  Wird  die  Gefüir  anerkannt,  so  muss  gleichzeitig  mit  diesem 
Ausspruche,  wegen  der  in  solchem  Falle  unverzüglich  in  Wirksamkeit  zu 
setzenden  Vertheidigunesmassregeln ,  ein  Beschluss  gefasst  werden.  Beides, 
jener  Ausspruch  und  dieser  Beschluss,  ergeht  von  der  engeren  Versamm- 
lung, die  dabei  nach  der  in  ihr  geltenden  absoluten  Stimmenmehrheit  ver- 
ehrt. 

Art  39.  Wenn  das  Bundesg[ebiet  von  einer  ausw&rti^n  Macht  feind- 
lich überMen  wird,  tritt  sofort  der  Stand  des  Krieges  ein,  und  es  muss 
sofort  in  diesem  Falle,  was  auch  femer  von  der  Bundesversammlung  be- 
schlossen werden  mag,  ohne  weiteren  Verzug  zu  den  erforderlichen  Ver- 
tbeidigungsmassreffeln  geschritten  werden. 

Art  40.  Sieht  sich  der  Bund  zu  einer  förmlichen  Eiiegserkl&rung  ge- 
Qöthigt,  so  kann  solche  nur  in  der  vollen  Versammlung  nach  der  fhr  «Ge- 
Belbe  vorgeschriebenen  Stimmenmehrheit  von  zwei  Drittheilen  beschlossen 
werden. 

Art  41.  Der  in  der  engem  Versammlung  gefEiBste  Beschluss  über  die 
Wirklichkeit  der  Gefahr  eines  feindlichen  Angnffes  verbindet  sämmtliche 
Bundesstaaten  zur  Theilnahme  an  den  vom  Bundestage  nothwendig  erachte- 
ten Vertheidigungsmassregeln.  Gleicherweise  verbindet  die  in  der  vollen 
Versammlung  ausgesprochene  Kriegserklärung  sämmtliche  Bundesstaaten 
zur  unmittelbaren  Theilnahme  an  dem  gemeinschaftlichen  Kriege. 

Art  42.  Wenn  die  Vorfiraffe,  ob  Gefahr  vorhanden  ist,  durch  die 
Stimmenmehrheit  vemeinend  entsdiieden  wird,  so  bleibt  nichts  desto  weni- 
ifeT  deiuenigen  Bundesstaaten,  welche  von  der  Wirklichkeit  der  Gfefiüir  über- 
Eeugtsind,  unbenommen,  gemeinschaftliche  V  erth ei digungs- Massregeln 
mter  einander  zu  verabreden. 

Art  43.  Wenn  in  einem  Falle,  wo  es  die  Gefahr  und  Beschützung 
einzelner  Bundesstaaten  gilt,  einer  der  streitenden  Theile  auf  die  förmliche 
Fermittelung  des  Bundes  anträgt,  so  wird  derselbe,  in  so  fem  er  es  der 
[4ige  der  Sachen  und  seiner  SteUung  angemessen  findet,  unter  vorausge- 
letzter  Einwilligung  des  andem  Theils,  diese  Vermittelung  übernehmen; 
edoch  darf  dadurch  der  Beschluss  wegen  der  zur  Sicherung  des  Bundes- 
gebiets zu  ergreifenden  Vertheidigungs- Massregeln  nicht  aufgehalten  wer- 
len,  noch  in  der  Ausführung  der  bereits  beschlossenen  ein  Stillstand  oder 
line  Verzögerung  eintreten. 

Art  44.  Bei  ausgebrochenem  Kriege  steht  jedem  Bundesstaate  frei, 
;iir  gemeinsamen  Vertheidigung  eine  grössere  Macht  zu  stellen,  als  sein 
{undes-Contingent  beträgt,  es  kann  jedoch  in  dieser  Hinsicht  keine  Forde- 
nng  an  den  Bund  Statt  finden. 

Art  45.  Wenn  in  einem  Kriege  zwischen  auswärtigen  Mächten,  oder 
n  andem  Fällen  Verhältnisse  eintreten,  welche  die  Besorgniss  einer  Ver- 
etznng  der  Neutralität  des  Bundesgebietes  veranhissen,  so  nat  die  Bundes- 
versammlung ohne  Verzug  im  engem  Rathe  die  zur  Behauptung  dieser 
B^eatiaUt&t  erforderlichen  Massrogdn  zu  beschliessen. 
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Art.  46.  BeginBt  em  Bondesttaat,  der  zvgleidL  i 
gebiete  Besitzungen  hat,  in  seiner  Eigenschaft  als  eoropftisdie  Hackt  mm 
Krieg,  so  bleibt  solcher,  die  Verhältnisse  und  Veipitientiingen  des  Hoste 
nicht  berührender  Krieg,  dem  Bunde  ganz  fremd. 

Art  47.  In  den  Fällen,  wo  ein  solcher  Bundesstaat  in  seinen  aunr 
dem  Bunde  ^legenen  Besitzungen  bedroht  oder  angegriffen  wird,  tnufir 
den  Bund  die  Verpflichtung  zu  gemeinschaftlichen  Yertheidignags-lb«- 
regeln,  oder  zur  Theilnahme  und  Hülfeleistung  nur  in  so  ferne  da,  ik 
derselbe  nach  vorgangiger  Berathung  durch  Stimmenmehrheit  in  der  eogen 
Versammlunff,  Gefahr  f&r  das  Bundesgebiet  erkennt  Im  letzterea  Falk 
finden  die  Vorschriften  der  Torhergehenden  Artikel  ihre  gleichmissige  Ai- 
Wendung. 

Art  48.  Die  Bestimmungen  der  Bundesakte,  yermöge  wddier,  otek 
einmal  erkl&rtem  Bündeskriege,  kein  Mitglied  des  Bandes  dazdiie  üllle^ 
handlungen  mit  dem  Feinde  eingehen ,  noch  einseitig  Waffenstäktsod  oder 
Frieden  schliessen  darf,  ist  ftkr  sämmtliche  Bundesstaaten,  sie  möm  aaw^ 
halb  des  Bundes  Besitzungen  haben  oder  nicht,  gleich  TerbindlicL 

Art  49.  Wenn  Yon  Seiten  des  Bundes  ünterhandlungea  überib- 
schluss  des  Friedens  oder  eines  Waffenstillstandes  stattfinden,  so  bt  4k 
Bundesversammlung  zu  spedeller  Leitung  derselben  einen  Aoseduta  a 
bestellen,  zu  dem  Unterhandlungs-Geschflft  selbst  aber  eigene  BevoOnsck- 
tigte  zu  ernennen,  und  mit  gehörigen  Instruktionen  zu  Yersehen.  Die  An- 
nahme und  Bestätigung  eines  Friedensrertrags  kann  nur  in  der  foBes 
Versammlung  geschehen. 

Art  50.  In  Bezug  auf  die  answftrdgen  Verhältnisse  übeita^fiqt 
der  Bnndesyersammlung  ob: 

1)  Als  Organ  der  Gesammtheit  des  Bundes  f&r  die  AofirechthaitaiUE  iM- 
lieber  und  freundschaftlicher  Verhältnisse  mit  den  auswiitigea  ctaslei 
Sorge  zu  tragen; 

2)  die  von  firemden  Mächten  bei  dem  Bande  beglaubigten  Gessadtea  n- 
zunehmen,  und  wenn  es  nöthig  befunden  werden  sollte,  im  Nsinei  te 
Bundes  Gesandte  an  fremde  Mächte  abzuordnen; 

3)  in  eintretenden  Fällen  Unterhandlungen  ftkr  die  Geaanmthett  desBoD- 
des  zu  führen,  und  Verträge  ftlr  denselben  abzosohliessen; 

4)  auf  Verlangen  einzelner  BundesregLerungen,  ftLr  dieselben  die  V»- 
Wendung  des  Bundes  bei  fremden  Benerungen,  and,  in  gleicker  Axt 
auf  Verlangen  fremder  Staaten,  die  Dazwischenkunft  des  BnadeB  ba 
einzelnen  Bundesgliedem  eintreten  zu  lassen. 

Art  51.  Die  Bundesversanunlung  ist  femer  verpflicfatet,  die  sof  du 
Militärwesen  des  Bundes  Bezug  habenden  orgaoisdien  Einrichtungon  osd 
die  zur  Sicherstellung  seines  Gebiets  erforderlichen  Verdieidigung»-Aii£tal- 
ien  zu  beschliessen. 

Art  52.  Da  zur  Erreichung  der  Zwecke  und  Besorgung  der  Ai^ 
legenheiten  ies  Bundes,  von  der  Gesammtheit  der  Mitglie&r  Geklbeitiige 
au  leisten  sind,  so  hat  die  Bundesversammlung 

1)  den  Betrag  der  gew^nlichen  Terfsssungsmässigen  Ausgaben,  so  wA 
solches  im  Allgemeinen  geschehen  kann,  festzusetaoi; 

2)  in  vorkommenden  Fällen  die  zur  Ausitihning  beaonderer  in  Hinficbt 
auf  anerkannte  Bundeszwecke  sefassten  Beachldsse  erforderiite 
ausserordentlichen  Ausgaben  und  die  zur  Besbreitang  derselben  zo 
leistenden  Beiträge  zu  bestimmen; 

3)  das  matrikelmässige  Veriiältniss,  nadi  welchem  von  den  MitgKfttoi 
des  Bundes  beizutragen  ist,  festzusetzen; 

4)  die  Erhebung,  Verwendung  und  Verrechmiog  der  Beiträge  annocdDa 
und  darüber  die  Aufsicht  au  führen. 

Art  53.  Die  durch  die  Bundesakte  den  einaelnea  BondofitiiW 
garantirte  Unabhän^keit  schliesst  zwar  im  AUgemeinen  jede  Emvii^ 
des  Bundes  in  die  innere  StaatsverwaUnjotg  aus.    Da  aber  m  f — ^ 
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«ck  in  dem  sireitea  Abschnitt  der  Bandes&kte  aber  einige  besondere  6e- 
atimmungen  vereinigt  haben,  welche  sich  theils  auf  Gewährleistung  zuge- 
iKchcrter  Rechte,  theils  auf  bestinunte  Verhältnisse  der  ünterthanen  beziehen, 
sc  liegt  der  Bundesversammlnnf  ob,  die  Erfüllung  der  durch  diese  Bestim« 
ratngen  übernommenen  Yerbin&chkeiten ,  wenn  sich  aus  hinreichend  be- 
gründeten Anzeigen  der  Betheiligten  ergibt,  dass  solche  nicht  stattffefunden 
nab9,  zu  bewirken.  Die  Anwendung  der  in  Gem&ssheit  dieser  Yerbindlich- 
keit«n  getroffenen  allgemeinen  Anordnungen  auf  die  einzelnen  F&lle  bleibt 
jedoch  den  Begierungen  allein  überlassen. 

Art  54.  Da  nach  dem  Sinn  des  Idten  Artikels  der  Bundesakte,  und 
dem  Darüber  erfolgten  spätem  Erklärungen  in  allen  Bundesstaaten  land- 
ständisohe  Verfassungen  stattfinden  sollen,  so  hat  die  Bundesyersammlung 
darübei  zu  wachen,  dass  diese  Bestimmung  in  keinem  Bundesstaat  uner- 
fiült  bldbe. 

Art.  55.  Den  souverainen  Fürsten  der  Bundesstaaten  bleibt  überlaasent 
diese  innere  Landesangelegenheit,  mit  Berücksichtigung  sowohl  der  früherhin 
metzlich  bestandenen  ständischen  Bechte,  als  der  gctgenwärtig  obwaltenden 
Verhältnisse  zu  ordnen. 

Art  56.  Die  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehenden  landständischen 
Yer&ssnngen  kdnnen  nur  auf  yerfassungsmässigem  Wege  wieder  abgeändert 
werden. 

Art  57.  Da  der  deutsche  Bund,  mit  Ausnahme  der  freien  Städte, 
«08  souverainen  Fürsten  besteht,  so  muss,  dem  hierdurch  gegebenen  Grund- 
begiiffe  zufolge,  die  gesammte  Staatsgewalt  in  dem  Oberhaupt  des  Staats 
Tereinigt  bleiben,  und  der  Souverain  kann  durch  eine  landständische  Ver- 
fassung nur  in  der  Ausübung  bestimmter  Rechte  an  die  Mitwirkung  der 
Stände  gebunden  werden. 

Art  58.  Die  im  Bunde  vereinten  souverainen  Fürsten  dürfen  durch 
keine  landständische  Verfiusung  in  der  Erfüllung  ihrer  bundesmässigen 
Verpflichtungen  gehindert  oder  beschränkt  werden. 

Art  59.  Wo  die  Oeffentlichkeit  landständischer  Verhandlungen  durch 
die  Ver£Ei8Sung  gestattet  ist,  muss  durch  die  Geschäftsordnung  dafür  gesorgt 
werden,  dass  die  gesetzlichen  Grenzen  der  freien  Aeusserung  weder  bei  den 
Verhandlungen  selbst,  noch  bei  deren  Bekanntmachung  diurch  den  Druck, 
aof  eine  die  Buhe  des  einzelnen  Bundesstaats  oder  des  gesammten  Deutsch- 
lands gefährdende  Weise  überschritten  werden. 

Art.  60.  Wenn  von  einem  Bundesgliede  die  Garantie  des  Bundes  für 
die  in  seinem  Lande  eingeführte  landständische  Ver&ssung  nachgesucht 
wird,  so  ist  die  Bundesversammluiig  berechtigt,  solche  zu  übernehmen.  Sie 
erhält  dadurch  die  Befugniss,  auf  Anrufung  der  Betheiligten,  die  Ver&ssung 
aufrecht  zu  erhalten,  und  die  über  Auslegung  oder  Anwendung  derselben 
entstandenen  Irrun^n,  sofeme  dafUr  nicht  anderweitig  Mittel  und  Wege 
gesetzlich  vorgeschneben  sind,  durch  gütliche  Vermittelung  oder  compro- 
missarische  Entscheidung  beizulegen. 

Art.  61.  Ausser  dem  Fall  der  übernommenen  besonderen  Garantie 
einer  landständischen  Verfassung,  und  der  Aufrechthaltung  der  über  den 
dreizehnten  Artikel  der  Bundesakte  hier  festgesetzten  Bestimmungen,  ist  die 
Bundesversammlung  nicht  berechtigt,  in  landständische  Angelegenheiten, 
oder  in  Streitigkeiten  zwischen  den  Landesherren  und  ihren  Ständen  ein- 
zuwirken, so  lange  solche  nicht  den  im  sechs  und  zwanzigsten  Artikel  be- 
zeichneten Charakter  annehmen,  in  welchem  Falle  die  Bestimmungen  dieses, 
so  wie  des  sieben  und  zwanzigsten  Artikels  auch  hierbei  ihre  ^wendung 
finden.  —  Der  sechs  und  vierzigste  Artikel  der  Wiener  Congressakte  vom 
Jahre  achtzehnhundert  und  fünfzehn,  in  Betreff  der  Verfassung  der  freien 
Stadt  Frankfurt,  erhält  jedoch  hierdurch  keine  Abänderung. 

Art  62.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  in  Bezug  auf  den  drei- 
zehnten Artikel  der  Bundesakte  sind  auf  die  freien  Städte  in  so  weit  anwendbar, 
als  die  besondem  VerfjEUuningen  und  Verhältnisse  derselben  es  zulassen. 


980         Anhang.    Die  Wiener  SdünsBakte  vom  1&.  Mai  1880. 

Art  68.  Eb  liegt  der  BondesTersainmlmig  ob,  anf  die  gmoe  mÄ 
ToUst&ndige  Erf&llimg  deijenigen  Bestimmanffen  zu  achten,  welche  der  m- 
sehnte  Artikel  der  Bundeaakte  in  Betreff  der  mittelbar  gewoidena  ek^ 
nuJigen  Beichsst&nde  und  des  ehemaligen  unmittelbaren  ReidiBadeb  eotkll 
Diejenigen  Bundesglieder,  deren  L&ndem  die  Besitzungen  denelben  eniv- 
leibt  worden,  bleiben  gegen  den  Bund  zur  unTenückten  AufrechthittiBg 
der  durch  jene  Bestimmungen  begrOndeten  staatsreditlidien  YeihlttiriK 
yerpflichtet  und  wenn  gleich  die  über  die  Anwendung  der  in  GemftsM 
des  Tierzehnten  Artikels  der  Bundesakte  erlassenen  YerordniQigen  oder 
abgeschlossenen  Verträge  entstehenden  Streitigkeiten  in  «nzdnen  HOa 
an  die  competenten  Behörden  des  Bundesstaates,  in  welchem  die  Beatongei 
der  mittelbar  gewordenen  Fürsten,  Grafen  und  Herren  gelegen  suU,  m 
Entscheidung  gebracht  werden  müssen  ,  so  bleibt  denselben,  im  M  der 
Terweif^erten  gesetzlichen  und  verfiissungsmftssigen  Rechtshülfe,  odfreiser 
einseitigen  zu  ihrem  Nachtheil  erfolgten  legismiTen  Erkl&rong  der  dorcb 
die  Bundesakte  ihnen  zugesicherten  fiechte,  der  Recors  an  die  BIBdem^ 
Sammlung  Torbehalten ;  und  diese  ist  in  einem  solchen  Falle  Terpfiicfatet 
wenn  sie  die  Beschwerde  gegründet  findet,  eine  genügende  Abhülfe  n  be- 
wirken. 

Art  64.  Wenn  Yorschl&ge  zu  gemeinnützigen  Anordnonjea,  doei 
Zweck  nur  durch  die  zusammenwirkende  Theilnahme  aller  Bundesstasta 
ToUstftndig  erreicht  werden  kann,  von  einzelnen  Bundesgüedein  aa  die 
BundesTorsammlung  gebracht  werden,  und  diese  sich  von  der  Zweckoinif 
keit  und  Ausführbarkeit  solcher  Vorschläge  im  Allgemeinen  überzeogt,  so 
liegt  ihr  ob,  die  Mittel  zur  Vollführung  derselben  in  sorgftltige  Ervignig 
SU  ziehen,  und  ihr  anhaltendes  Bestreoen  dahin  zu  richten,  die  n  dem 
Ende  erforderliche  freiwillige  Vereinbarung  unter  den  simmtüchea  Budee» 
(^CNlem  zu  bewirken. 

Ar t  65.  Die  in  den  besondem  Bestimmungen  der  Bundesakte,  Ait  l^ 
18,  19  zur  Berathung  der  Bundesversammlung  gestellten  Gegenstande  Ueibec 
derselben,  um  durch  gemeinschaftliche  Uebereinkunft  zu  möglichst  gleidh 
förmigen  Verfügungen  darüber  zu  gelangen,  zur  ferneren  BeaibeitBng  m- 
behalten. 

Die  vorstehende  Akte  wird  als  das  Resultat  einer  unabindeiiidieB  Ter- 
einbarung  zwischen  den  Bundesgliedem,  mittelst  Präsidial-Voitrags  an  den 
Bundeste^  gebracht,  und  dort,  in  Folge  gleidüautender  Erkl&ziiogen  der 
Bundesregierungen,  durch  förmlichen  Bundesbeschluss  zu  einem  Graad- 
gesetz  erhoben  werden,  welches  die  n&mliehe  Kraft  und  Gültigkeit  vie  die 
Bundesakte  selbst  haben,  und  der  Bundesversammlung  zur  unahweicUidiei 
Richtschnur  dienen  soll. 

Zu  Urkunde  dessen  haben  sftmmtliche  hier  versammelte  BevoUDicbtigte 
die  gegenwärtige  Akte  unterzeichnet  und  mit  ihren  Wappen  untersiegelt 

So  geschehen  zu  Wien,  den  fünfzehnten  des  Monats  Mai,  im  Jaltr  eis 
tausend  acht  hundert  und  zwanzig. 


Matrikel  des  deotschen  Bandes^ 

solche  in  der  4.  SitzuDg  vom  26.  Januar  1860  abgeändert 
en  und  vom  1.  Januar  1860  ab  bei  allen  Matrikular-Aua- 
»cbreibungen  und  Leistungen  zu  Grunde  zu  legen  ist. 


Bandesstaaten. 


Seelenzahl. 


Oesterreich 

Prenssen 

Königreich  Sachsen 

Bayern 

Hannover 

Wflrtemberg 

Baden      

Eorheasen 

GroBsherzogthum  Hessen 

Holstein  und  Lauenburg 

Luxemburg  und  Limburg 

Braunachweig 

Mecklenburg -Schwerin 

Nassau 

Sachsen -Weimar      

Sachsen -Meiningen -Hildburghausen 

Sachsen -Altenbuig 

Sachsen -Coburg -Gotha 

Mecklenburg -Strelitz 

Oldenburg 

Anhalt- Dessau -Cöthen 

Anhalt- Bemburg 

Schwarzburg -Sondershausen 

Schwarzburg -Budolstadt 

Hohenzollem- Hechingen 

Liechtenstein 

Hohenzollem -Sigmaringen 

Waldeck 

Beuss  ältere  Linie 

Reuss  jQngere  Linie 

Schaumburg -Lippe 

Lippe 

Hessen -Homburg 

Lübeck 

Frankfurt 

Bremen 

Hamburg 

Summe    • 


9,482,227 

7,949,769 

1,200,000 

3,560,000 

1,305,351 

1395,462 

1,000,000 

567,868 

1619,000 

360,000 


209,600 
358,000 
302,769 
201.000 
115,009 


111,600 
71,769 

220,718 
85,401 
37,046 
45,117 
53,937 
14,500 
5,546 
35,560 
51,877 
22,255 
52,205 
21,000 
70,732 
20,000 
40,650 
47,850 
48,500 

129,800_^ 
30,164,392 


Register. 


Die  Zahlen  verweisen  anf  die  Seiten;  Band  I  nnd  n  rind 
durch  a  and  b  bezeichnet 


Aachen,  Erönangsstadt,  a  182; 
Congress  a  288. 

Abänderung,  b.  Bandesgnmdge- 
setze;  Bundesbeschlüsse;  Gesetze; 
Goriatstümnen;  Stimmen  in  der 
6.-V.  Landst&ndische  Yerfassnn- 
gen. 

Ab&nderangBTorschläge,  in 
landst&ndischen  Kammern,  b  d39. 
344.  346.  368. 

Abdankung  (Abdikation)  des  Kai- 
sers, a  183;  des  K.  Franz  ü.,  a 
262 ;  des  Souverains,  a  771. 

Abfassung,  von  Gesetzen,  s.  Ge- 
setz. Bundesgrundgesetz. 

Abfertigung,  Abfindung,  von 
Prinzessinnen;  s.  Aussteuer. 

Abgaben,  s.  Steuern.  Zoll. 

Abgabenfreiheit,  s.  Steuerfrei- 
heit ;  der  Bundesfestungen  bei  An- 
schaffungen, s.  Bundenestung. 

A  b  g  e  o  r  d  n  e  t  e  t  zur  St&ndeversamm- 
lung:  deren  Yerh&ltniss  zu  ihren 
Wählern,  b  257;  Dauer  ihrer  Funk- 
tion, b  283.  Beendigung,  Nieder- 
legung, Verlust  ihrer  Eigenschaft, 
b  285.  287;  Wiederwähibarkeit,  b 
286;  Pflicht  zur  persönl.  Stimm- 
führung, b  287;  persönl.  Rechte, 
b  366;  Unverantwortlichkeit  für 
die  Abstimmung,  b  856;  (JuTer- 
letzlichkeit  b  362;  Reisevergatung, 
Diäten,  6  365;  s.  ünvereinbarlich- 
keiten. 

Ablehnung,  landesherrlicher  Vor- 
lagen in  der  StändeverBammlnng, 


b  344.  347.  348;  einer  BeMe- 
rung  im  Staatsdienst,  b  791. 

Ablösbarkeit,  der  Gnmdhstei 
u.  dergL,  b  46. 

Abolition,  &6O2;8.Begnidi0ing>- 
recht  Niederschlagung  der  ü]lte^ 
suchung. 

Abschied,  8.Beidi8ab9chied,L«d- 
tagsabschied,  VisitaftioiisabEcbied; 
der  Staatsdiener;  s.  StaalsdiaeL 

Abschoss,  s.  Nachsteuer. 

Absetzung,  des  Kaisera,  a  183; 
eines  Beichsstandes ,  a  19S.  914 
249;  eines  R.-K.-G.-As8e880is,  « 
217.  782;  eines  R-Hofraths,  a  3361 
782;  eines  SouTerains,  a  772; Jir 
Einfluss  auf  die  Desc^idenz,  «  Tt^] 
s.  Staatsdiener.  SnspensioiL 

Abstimmung.-  in  derB.-V..  dcfcn 
Versäumniss,  Enthalten,  aBl^l.^ 
310.  313;  Ordnung,  a  306;  lud- 
ständische:  deren  vorbereitaagJ 
338;  Art,  &  341;  Pffieiitdan,^ 
340;  in  landst&ndisdieB  Kapnen. 
deren  Art,  b  341;  fMheit,  itbl; 
Enthalten  Ton  derselben,  h  M. 

Abtheilnngen,  landsttadisdie,  s. 
Sektionen. 

Abtretung,  von  BundesliBdcn.  < 
291.  342.  343;  der  Begienmg,  l 
Abdankung;  landstandiscbe  Btato 
bei  Abtretung  von  Lsndfiidialai 
Staatseigenthum,  b  383. 

Abzeichen,  politische,  h  61i 

Abzugsfreiheit,  b  16. 

Abzugsgelder,  s.  NacfaBteoff* 


Register. 
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»hi,    Aehtserkl&ruBg»  siehe 
Reiehflachl 

LcitatioB,  hei  bundesaastriigal- 
gerichtlicheni  Yer&hren,  o.  4SA. 
Iditional-Akte,  zum  Beriiner 
EIntwarf  einer  B.-V,,  a  510. 
del,  b  88;  Erwerb, Fortpflaneung, 
b  160;  pnöektirte  Abschafiting,  5 
25 ;  seine  reehtswidiige  Behandlung, 
b  151;  hoher  deutscher,  b  98.159; 
persönlicher,  h  160;  s.  Beichsadel. 
Landesadel.  Standesherren.  Media- 

tisirte. 

despota,  b  676.  696. 

dler,  einköpfiger,   a  185;   swei- 

k(^ger,  a  173. 
dministration,  s.  Verwaltung; 

^nes  Bfiichslandes,  a  192.  670,  s. 

B<egent8chaft 

dministrations-Commissian, 

a  192. 

.dministrativ-Justiz,  &  568. 
.dministrativ-Sache,    b  574. 

597. 
Ldmission,  neuer   Reichsst&nde, 

a  189. 
Ldoption,  eines  Thronfolgers,  a 


Ldressen,  politische,  b  612;  an 
die  B.-V.,  b  611;  landständische, 
auf  die  Thronrede,  b  313. 

IdTocatie,  des  Kaisers  über  die 
duistliche  Kirche,  a  154. 171.177; 
landesherrliche,  b  832.  882. 

k.  i;  e  n  t  e  n ,  fremde ,  diplomatische, 
in  Bundesfestongen,  s.  Consuln. 

Iggregat-Staat,  a  69. 

Ignaten,  fürstliche:  deren  erwor- 
bene Rechte,  a  590.  594;  b  371; 
als  Familienrath  bei  Anordnung 
einer  Regentschaft,  b  671;  bei  Ab- 
setsung  des  Sonverains,  a  774; 
erforderliche  Zustimmung  zu  An- 
lehen,  b  699. 

Aktenversendung,  a  243.389; 
6  540. 

Albansrecht,  b  85. 

AI  Hansen  a  117. 

Allodialität  der  Territorien,  wird 
▼enmithet,  a  166;  der  geistlichen 
Territorien,  a  166. 245;  wird  durch 
Belehmuig  des  Landesherrn  mit 
dea  Rogfuien  nicht  Tertodert,  a 
SMö;  der  deetsdhen  Bundesstaaten, 
«534. 

AUodificalion,  der  Lehen,  b 
825;  BeschTJukung  becüglicfa  der 
standesherrlichen  vasalleo,  b  831. 


Alternationen  (alternirende 
H&nser)  auf  dem  Betchaüg,  a 
203;  in  der  B.-Y.  bei  Guriatatim- 
men,  a  298. 

Althan,  Grafen,  a  200. 

Amendement,  s.  Ab&ndemngs- 
Torschläge. 

Amicabilis  compositio,  wann 
nöthig  zwischen  dem  Corpus  Catho- 
licorum  und  fiyangelicorum,  a  169. 

Amnestie,  ^602;  s.  Begnadigungs- 
recht 

Amt,  8.*  Staatsamt 

Aemterhoheit,  a  767 ;&  777.  Be- 
stimmungen der  Yeri.-Ürkk.  b  814. 

Amtaentsetzung,  a. Staatsdiener. 

Amtsgemeinden,  b  468. 

Analogie,  als  Rechtsquelle,  a  134. 
140.  142;  des  Privatrechts  ist  be- 
denklich, a  66. 

Anarchie,  a  55. 

Anerkennung,  einer  Regierung 
durch  auswärtige  Staaten,  a  561; 
von  Rechtsverhältnissen  aus  der 
Reichszeit  a  135.  283.  284. 

Anfall,  der  Regierung,  (Anfalls- 
recht), a  690.  691.  700.  724. 
745;  ledige r,andenWeibBStamm, 
a  708. 

Anfang,  der  Regierung  des  Thron- 
folgers, a  747;  s.  Anfall;  des  Kai- 
sers, a  182. 

Anfragen,  s.  Interpellation. 

Angelegenheit,  orientalische,  s. 
Orient;  äussere,  s.  Auswärtige. 

Anhalt  (Häuser),  a  287.  343.  350. 
351;  Zollstreit  mit  Preussen,  a 
350;  Yerüftssung,  b  238. 

Anklage,  s.  Minister -Anklage. 
Khige. 

Anleihen,  s.  StaatsanleOien. 

Annahme,  T.  Bundesgrundgesetzen, 
B.  Buodesgrundgesetze. 

Annaten,  a  161. 

Annusetdies  deoretorius,  s. 
Norma^ahr. 

Anomalien,  staatsrechtliche,  6  97. 

Anonymität,  Recht  darauf,  b  630. 

Anordnungen,  gemeinnützige  des 
Bundes,  a  341.  351. 

Ansagezettel,  auf  dem  Reichstag, 
a  208;  in  der  B.-V.,  a  307. 

Anstandsbrief,  s.  Mocstorium. 

Anstellung,  s.  Richter.  Staats- 
diener. 

Anträge,  in  der  B.-V.,  v.  Bnndes- 
stüateo,  a  308 ;  V.  Privatpersonen, 
a  d09;  in  landständischen  Kam- 


HA 


Register. 


mern,  8.  Motioii.  Proposition.  Wie* 

deriioliuiff.  IiiitiatiTe.Comini88ioneii. 
Antritt,  der  Begiening,  8.  Anfall. 

Begiemngs- Antritt 
Anwärter,    Anwartschaft,    a 

691.  724,   8.  Lehensanwartscfaaft; 

auf  Staatedienst,  a  752;  b  815. 
Anwendung,  der  Gesetze,  b  591; 

8.  Gericht 
Anwerbang,  s.  Werbung. 
Apanagien,  der  Prinzen,  a  734; 

der  Prinzessinnen,  a  737, 
Appellati 0,   tanquam   aB   abusu, 

b  865.  877. 
A  p  p  r  0  p  r  i  a  ti  0  n ,  der  Reichsgewalt, 

a  285;  der  Reichslehen,  b  818. 
Arbeitervereine,  6627;  s.  Hand- 

weripgesellen. 
Archiv,    s.  BundesarchiT.  Reichs- 

kammeigericht 
ArchiT-Gommission,  des  Bun- 
des zu  Wetzlar,  a  333. 
Aristokratie,  a  112.  113;  b  161. 

Aristokratische  Elemente, 

a  115. 
Arme,  deren  Recht  auf  unentgeld- 

Üchen  Unterricht,  b  40. 
Armenverpflegungsrecht,    b 

56;  s.  Heimathsrecht 
Armeecorps,    des    Bundesheers, 

gemischte,   ungemischte,    b  706; 

ihre  £^theilung,  b  715. 
Arrest,    dessen   YoUstreckang   in 

andern  Bundesstaaten,  b  542;  s. 

Personalhaft. 
Artikel,  die  sechs,  vom  28.  Juni 

1832,  a  369;  officielle  der  B.-Y. 

in  den  Frankfurter  Zeitungen,  a 

371;  8.  YerzichtsartikeL 
Ascendentenfolge,  a  689. 
Aschaffenburger  Goncordat; 

8.  Goncordat. 
Associationsrecht,  s.  Yereins- 

rec^t. 
Associations  -  System,    kirch- 
liches, b  838. 
Asylrecht,  von  den  Bundesta^s- 

gesandten  nicht  ausgeübt,  a  338. 
Aufenthaltsrecht,  b  15.23;  der 

FreQkden,  6  86;  der  Mediatimrten, 

b  15.  109. 
Auffahrung,  unbefugte,  musikali- 
scher and  dramatischer  Werke,  b 

648. 
Aufgebot,  kirchliches,  bei  fbrst- 

lichen  Ehen,  a  602. 
Aufhebung,  von  Bundesbeschlfts- 

sen,  a  357.  358;  landstftodisdier 


Yer&ssnngea,  a.  Landstände;  er» 
worbeneruechte,  s.  Rechte;  der 
Spielbanken,  s.  Spielbank. 

Auflösung,  des  deut  Rekin.  a 
260;  8.  Räch.  Yer&ndemngen;  da 
Ständeversammlnng,  s.  LiüDdtag. 

Aufnahme,  neuer  Rdchsstände, 
a  189.  1%;  neuer  Bundeaglieder, 
a  288.  341.  344;  von  ReügiooEge- 
Seilschaften,  b  844.  647. 

Aufruf,  der  B.-Y.  an  das  devtaebe 
Yolk,  1848,  a 459 ;  des K. T.Preas- 
sen  T.  21.  März  1848,  a  464;  t. 
15.  Mai  1849,  a  499. 

Aufruhr,  Bundesges^zgebimg  dir 
sn,  a  386.  387;  s.  An&ttiide. 


Aufsichtsrecht,  anfsehende 
Gewalt,  siehe  Gewalt,  oboanf- 
sehende. 

Aufst&nde,  im  J.  1819,  a  498. 
501. 

AugsburgerReligionsf  riedeil, 
a  161;  &  840;  Behgionsranrandte, 
a  161.  194,  8.  EvangelicL 

Augttstus  (Titel)  a  172. 

Ausgaben,  geheime,  5  401. 

Aushebung,  s.  Gonacription. 

Auslegung,  der  Gesetze,  a  IM; 
durch  die  Gerichte,  b  591;  doktri- 
nelle der  Bundeagesetze,  a  279; 
authentische  der  Beidisgesetxe 
durchdie  B.-Y.,  a  284;  derBudes- 
gesetze  u.  Bundesbearhlttsse  dmch 
die  B.-Y.,  a  345.  368;  6  217;  ao- 
thentische,  der  Landeogeaetae,  b 
493 ;  der  Yerfassnngen  in  d.  freko 
St&dten,  b  457.  460.  466. 

Auslieferung,  von  Inländern,  un- 
statthaft, 5  55.  56;  von  Fremdem, 
b  86;  politischer  Yerbreclier,  b 
613.  616;  gemeiner  Yarbrecker,  b 
617 ;  Ton  Deserteuren  u.  Ifititair- 
pflichtigen,  b  742. 

Ausmärker,  b  4TfK  486l 

Ausnahmsgerichte, 
b  50.  571;  s.  Rechtsf^ege. 

A  u  8  nah  m  8  g  e  s  e  t  z  e ,  des  denlsdieB 
Bundes,  a  467— 47a 

Ausschluss,  T(m  der  Thronfidge; 
8.  Thronfolge-UnfUiigkeil  Entci^ 
bung;  eines  Landstandea,  h  SSL 

Ausschüsse,  der  B.-Y.;  s. Boadei- 
tags-GommissioB;  landstindiBche, 
b  181.  331.  407.  408.  44B.  450; 
grosse,  kleine,  in  Gemeinden,  b 
488;  8.  Siebener-AvaschiiSB.  Fiaf- 
ziger-Aosschoas. 


Register. 


985 


nsBehnsibericlite,  in  der  B.- 
V.,  a  3ia 

äussere  Angelegenheiten, 
s.  Anflw&rtig. 

ensserungsfreiheit,  d.  Land- 
Bttnde,  b  357. 

nss teuer,  der  Prinzessinnen,  a 
738. 

QBtr&ge,  der  Reichsst&nde,  220; 
Arten,  a  232;  der  Reichsritter,  a 
858;  Erhaltung  d.  alten  Familien- 
u.  Vertrags-Austrage  der  Bandes- 
glieder, a  385. 

BSträgal-Gericht,  a  407. 
[istr&gal-Instanz,  als  Reichs- 
Untergericht,  a  231—235;  d.  deut. 
Bundes,  a  405—427. 
isträgal-Ordnung,  der  B.*y. 
b406. 

18 Wanderung,  deren  Rechts- 
inrkung,  b  60. 

iswanderungsfreiheit,  6  16. 
24.  848.  849. 

1 8  w  &  r  t  i  g  e  Angelegenheiten,  Ver- 
i&ltnisse,  b  892;  Competenz  der 
3.-y.,  a  361;  B.  Mächte,  Staaten, 
isweisung,  s.  Landesverwei- 
sung. 

iszeichnungen,  b  672. 
itokratie,  b  162. 
itonomie,  der  Reichsst&nde,  a 
93;   b  116;   der  Reichsritter,  a 
(59;  Beschränkungen,  a  588;  der 
iediatisirten,  b  115. 123 ;  als  Rechts- 
ueUe  imPrivatfÜrstenrecht,  a  585. 
89.  590;  kirchliche,  b  872.  875. 
toritas  prudentum,  a  132. 
torit&t,    Autoritätsprincip,    a 
4—87. 

ocatorium,  b  61. 
olsion,  a  197. 

B. 

den,  Karwürde,  al99;  Beitrittz. 
rat  Bund,  a  272.  273.  287;  Ver- 
«song,  b  227;  Conyention  mit 
sm  päpstlichen  Stahl,  b  842. 
ik,  geistliche,  weltliche,  im  Für- 
eniath,  a  202. 

in,  als  Gerichtsbarkeit,  a  242. 
L5.  246;  s.  Blutbann.  Kirchen- 
uin. 

»eler  Frieden,  s.  Frieden, 
isermann'scher  Antrag,  a 
A»  464. 

ern,  Eurwflrde,  a  198.  199; 
srfosBung  von  1806,  b  186;  von 


1818,  b  225;  politische  Bedeatnng, 
a  442.  447.  449. 

Beamte,  s.  Bundesbeamte.  Staats- 
diener. Gemeindebeamte.  Kirchen- 
diener. 

Beamten-Aristokratie,  a  116. 

Bedingungen,  unzulässige,  bei 
Steuerbewilligu^,  b  216.  402. 

Befehl,  der  Vorgesetzten,  als 
Rechtfertigungsgrund,  b  416. 

Beförderung,  s. Staatsdiener.  Ab- 
lehnung. 

Befreiungen:  s.  Militairpflicht 
Steuerfremeit  Privileg.  Entschädi- 
gung. Standesherren;  deren  Auf- 
hebung und  Verbot,  b  8.  10.  49. 

Begnadigung,  b  572;  Begnadi- 
gungsrecht des  Souverains,  b 
S02;  dessen  Beschränkungen,  b 
603;  bezüglich  vemrtheilter  Mini- 
ster, b  436.  604;  s.  Abolition.  Nie- 
derschlagung der  Untersuchung,  s. 
Gnaden. 

Begutachtung,  landst&ndische,  s. 
Beirath. 

Beherrschungsformen,  a  35. 
112;  b  161.  162;  s.  Staatsform. 

Behörden,  Klagen segen  sie,  b  596. 

Beirath,  der  Landstände,  b  176. 
177.  367. 

Beisassen,  b  473.  477.  485.  489. 

Beizählen,  der  Stimmen  in  der 
B.-V.,  a  307.  314.  315. 

B  e  k  an  n  t  m  a  ch  u  n  g ,  s.  Publikation. 
Veröffentlichung. 

B  eke  n  n  tniss ,  s.  Religionsbekennt- 
niss. 

Belohnung,  s.  Investitur ;  zur  ge- 
sammten  Hand,  s.  Sammtbeleh- 
nung. 

Beleidigungen,  unter  Souverai- 
nen,  a  411;  der  Regierung  durch 
Aeusserungen  eines  Landstandes 
in  der  Ständeversammlung,  b  359 ; 
dessgl.  einer  Privatperson,  b  361. 

Belohnunaen,  b  6i2. 

Beneficia  legis,  s.  Rechtswohl- 
thaten. 

Bentinck*scher  Process,  a  278. 
284.  285.  290.  349.  372.  37ß.  403; 
b  96.  99;  Eingriff  der  provisori- 
schen Gentralgewalt,  a  404. 

Berathung,  in  der  B.-V.,  a  297; 
in  Ständeversammlungen,  b  338. 

Berathunggfähigkeit,  landstän- 
discher Kammern,  b  334. 

Berathungsgegenstände,  Inder 
B.-V^  a  362. 
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B«rffW6rke,  dcMaRepalit&t;  4688. 

Berliner  Entwurf  emer  Reichs- 
Terf.  T.  1849,  a  506;  FOrBteneo»- 
gress,  a  530;  Anfrohr  (1848),  a 

Berufswahl,  fixe,  b  41. 

Besatzung,  s.  Bundesbesatzung. 
Bundesfestnngen. 

Beschwerde,  gemeine,  desR-K- 
G.,  a  220.  229. 

Beschlagnahme,  y.  Papieren,  s. 
Papiere ;  bischöflicher  Temporalien, 
8.  Temporalien. 

Beschlüsse,  derB.-Y.,  8.  Bundes- 
beschlllsse;  landst&ndische,  deren 
Bedeutung,  5  328;  Unwiderruflich- 
keit, b  342;  Fassung  durch  Stirn- 
menmehriieit,  6336;  Herbeiführung 
der  Uebereinstimmang  der  Be- 
schlösse zweier  rKammem,  b  345. 

Beschlussf&higkeit,  landst&ndi- 
Bcher  Kammern,  b  834. 

Beschlussfassung,  landständi- 
sche durch  Stimmenmehrheit  u.  s.  w. 
b  336;  aber  FinanzgeseUe,  b  346. 
347. 

Beschwerderecht,  der  Land- 
stftade,  b  375;  ffegen  Minister,  b 
4ia  416;  der  Ü nterthanen ,  b  4. 
41.  411;  8.  Privatpersonen.  Peti- 
tionsrecht; wann  Beschwerden  an 
die  Laadsttade  gebracht  werden 
dürfen,  b  441 ;  wann  an  die  B.-Y., 
b  360.  365.  366.  389;  s.  Justiz- 
yerweigerung.  Querela;  in  kirch- 
lichen Sachen,  8.  Appeilatio.  Miss- 
brauch. Mediatisirte.  Standesher- 
ren. 

Besitz,  Besitzstand,  s.  Bedeu- 
tung im  Staatsrechte,  a  144 ;  seine 
Erhaltung  unter  den  BundesgMe- 
dem,  a  di35;  Einfluss  seiner  Ver- 
&ndenmff  auf  das  Stimmrecht  in 
der  B.-V.,  a  342;  uuTordenkiieher 
a  146;  jflngstR',  wann  streitig,  a 
385.  386. 

Besitzstörungen,  unter  Bunde»* 
gliedern,  a  359. 

Besitz  Streitigkeiten, unter  Bon- 
desgliedem,  Eutscheidungsnoxmen, 
b  537. 

Besoldung,  b  791.  794;  s.  Staats- 
diener. 

Bestätigung,  kaiserliche  d^Hans- 
gesetze,  a  259.  587;  der  Ritter- 
ordnungen, a259;  landeshenücke, 
der  Familienstatute  der  Mediati- 
sirten,  b  131.  132;   gerichtlicher 


üitiieüe  dnodk  des  Souv«^,  I 

572.  605;  der  EirdieBbeuatBi, » 

868.  878. 
Besteuerungsrecht,  h  67Il09. 

700,  8.  Steuern. 
Bestrafung,  s.  Strale. 
Bevormundungs-Staat,  «dSi 
Beweggründe,  s.  Motive. 
Bewilligungspflicht,  i  Lot 

stände,  b  398.  tOO. 
Bewilligungsrecht,  laadstiifi- 

sches,  b  892,  s.  Steuerbeväligag. 

Z  nstiinynnng- 

Bibliothek,  des  Bundes,  a  Bis- 
desbiblioth^ 

Bischöfe,  katholische, derei Wahl 
a  161.  864;  E^ennung,  Ymdi- 
gung,  b  863;  ForienngMi (Wfin- 
buiiger  Versammlung),  b  87S;  Bi> 
fluBs  auf  Unterricht,  ^  879;  Tm- 
poralien,  b  866. 

Bischöfliche  Rechte  des  Land» 
herm  über  die  evangdisdie  Lndei- 
kirche,  b  858.  ^;  deren  asg»- 
strebte  Beschränkmig,  h  873. 

Bisthümer,  deren  neue  ^oA- 
tung,  b  862. 

Bitte,  Recht  der  ersten,  a  173L 

Blokaden,  b  900. 

Blomberg,  a  342. 

Blutbann,  a  239.  241.  214;  Fan 
seiner  Yerleihung,  a  173,  s.  Zent- 
gericht  CriminalgeriditsbartLeil. 

Böhmen,  Eurataat,  Kdaigrodi,« 
164.  194;  Eraachenk,  a  20a 

Botmassigkeit,  b  7. 

Brandenburg,  Kurstast,  «136: 
ERk&maerer,  b  200. 

B  r  an  d  m  a  r k  u  n  g ,  abgesdiaft,  ^28- 

Braunschweig-Lünebar;(Hii- 
nover),  Kurstimm«,  a  199;  ab  Bi- 
schof von  Osnabrück,  a  20S. 

Braun  schweig  (HerzogT.Xpi^ 
sischer  Vasall  wegen  Gels,  a  w; 
ft  821 ;  Verfiassongdes  Heizogte«. 
b  236. 

Bregenzer  Vertrag,  o  53& 

Bremen,  Vei-^aarancBvertstaiB- 
gen,  5  463.  454.  468. 

B  r  e  V  e ,  Perrenerat  noa  ita  frite 

Brief,  offener,  K.  Gkristiaa^s  vSl 
y.  D&nemark,  s.  Holstein. 

Briefgeheimniss,  ^  SO.  68& 

Brücken,  als  Eßatemlsa  der  Sdtf 
fohrt,  b  658;  stehende,  üherOnax- 
flftsse,  b  66a 

Bnchkinder,  m  646. 
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hdracker,    Buchhändler, 
Prefl^pesetzgebong.  Nachdrack. 
g  e  t ,  ordentliches,  ausserordent- 
les,  h  391;  seine  üeberechrei- 
tg,  h  394. 

e,  goldene,  K.  KarFs  IV.,  a 
I;  päpstliche  Ballen,  für  Preus- 
i,  Hannover,  n.  die  oberrheini- 
e  EirchenproTinz,  h  840—842. 
d,    deutscher,  Begriff,  a  279 
tstehung,  a  271 ;  Zweck,  a  280 
beständig,  unauflöslich,  a  270. 
>;  ist  Staatenbund,  a  280.  281 
ht  Rechtsnachfolger  des  deut- 
leii  Reichs,  a  282;  ist  europäische 
ichtj   b  893;  wie  er  Recht  gibt 
i  mmmt  bei  Streitigkeiten  aus 
[▼atrechtstiteln,  a  398. 
desakte,  Entstehung,  a  272. 
J;    als    Bundesgrundvertrag,   a 
l;  als  Theil  der  Wiener  Con- 
»s-Akte,  a  275. 
des-Archiv,  a  820. 
des  -  Austrägal  -  Instanz, 
Ansträgal-Instanz. 
des-Beamte,  a  334;  h  678; 
ren  Anstellung,  a  334;  Heimaths- 
d  Pensions- Verhältnisse,  a  335; 
richtsbarkeit  und  Disciplinarge- 
It  über  dieselben,  a  329.  335. 
ides-Besatzung,   in  der  fr. 
idt  Frankfurt,  5  768;  s.  Bundes- 
itungen. 

ides-Beschlüsse,  als  Rechts- 
elle, a  271 ;  dürfen  nicht  mit  der 
-A.  in  Widerspruch  stehen,  a 
8.  362;  haben  keine  rückwir- 
mde  Kraft,  a  284;  ihr  Verhält- 
98  ZU  anhängigen  Rechtssachen 
t8Zeugniss,mchtspruch  u.  s.w.), 
285;  in  wie  ferne  sie  der  Richter 
L  beachten  hat,  b  285.  371;  ihre 
iblikation,  b  371.  372;  Abände- 
ng,  a  346.  357;  Aufhebung,  a 
»8.  8.  Auslegung. 
ides-Bibliothek,  a  356. 
ides-Gommissionen,  a  383; 
imdesconmiiBsion  während  des 
iterim  von  1849  u.  1860,  s.  In- 
xim. 

ades-Einrichtnngen,  orga- 
isehe,  a  340.  343.  346. 
ades-Execution,  Ordnung  d. 
erfahrens,  a  433-— 440;  bundes- 
istrtoJ-  und  sehiedsgerichtlicher 
frtheOe,  a  438. 

ndes-EzecationB-Commis- 
ion,  a  484. 


Bnndes-ExecutiTbehCrde, 
deren  Mängel,  Versuche  ihrer  Ver- 
besserung, a  384.  473. 

Bundes-Farben,  a  324.  461. 

Bundes-Festungen,  b  748;  ihr 
Budget,  b  755:  Dispositionsfonds, 
b  757;  Vereinfachung  ihres  Rech- 
nungswesens, b  757;  Abgaben-  u. 
Zollfreiheit  bei  Erwerbungen  und 
Anschauungen,  b  764 ;  Versicherung 
der  Gebäude  gegen  Feuersgefahr, 
b  766;  Unterkunft,  Verpflegung 
ihrer  Besatzungen,  b  761;  Theil- 
nahme  ihrer  Besatzungen  an  grös- 
seren Schiessübungen,  b  765.  766; 
Anschaffung  von  Büchern  u.  Zeit- 
schriften für  dieselben,  b  763; 
der  bürgerlichen  Einwohnerschaft 
Sicherheits-  und  Entschädigungs- 
Ansprüche,  b  767. 

B undes-F es tungs  -Geschütz, 
dessen  Benützung  bei  grösseren 
Schiessübungen,  b  765. 

Bundes-Finanzen,  b  678. 

Bundes-Ge>biet,a289;  Abtretung 
Yon  Bundesländern  an  Auswärtige, 
o  291. 

Bundes  -  Gelder,  deren  yerzins- 
liche  Anlage,  b  679. 

Bundes  -  Gericht,  projektirtes, 
ständiges,  a  380—382.  780. 

Bundes  gesetze,  Begriff,  a  371; 
8.  Bundesgrundgesetze.  Bundesbe- 
schlüsse. 

Bundes-Gewalt,  deren  Subjekt, 
a  294 ;  ist  CoUegialgewalt  u.  oberste 
politische  Autorität,  a  357;  ihr 
Verhältniss  zu  den  Sourerainen, 
a  366;  zu  den  Unterthanen  und 
Gerichten ,  a  371 ;  zu  den  Land- 
ständen, a  373. 

Bundes-Glieder,  s.  Bundes-Mit- 
glieder. 

Bundes -Grundgesetz  e(-Grund- 
verträge),  a274;  deren  Ab&ssung, 
Abänderung,  a  340.  343.  346,  s. 


Bundes -He  er,  dessen  Organisa- 
tion, Bildung,  b  706.  710;  dessen 

.  Bereithaltung  im  Frieden,  b  717; 
Kriegsbereitschaft  Mobilmachung, 
b  724;  Verpflegung,  b  737;  Ge- 
richtsbariceit.  Gerichtsstand,  b  738. 
740. 

Bundes-Herkommen,  a  279. 

Bundes-Hülfe,  a  387. 

Bundes-Indigenat,  b  15. 
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Bandes-Eanilei,  a  384.  678; 
8.  Bundesbeamte. 

Bandes  -  Kanzleidirektor,  a 
819.  334. 

Bnndes-Kanzleikasse,  b  678. 

Bundes-Kassen,  a 384.  678.  757. 
772. 

Bundes-Krieg,  alsVertheidigungs- 
krieg,  b  900;  Beschlnssfassiing 
darüber,  d  901 ,  s.  Kriegserklärung. 

Bondes-Kriegskasse,  b  678. 

Bundes-Kriegsverfassang,  b 
706. 

Bundes -Länder,  siehe  Bandes- 
Staaten.  Bundesgebiet 

Bandes-Matrikel,  b  678.  679; 
neueste,  s.  Anlage  C,  b  921. 

Bundes -Matrikularkasse,  b 
678. 

Bundes  -Militaircommission, 
8.  Militaircommission. 

Bundes-Mitglieder,  a287;  Auf- 
nahme neuer,  a  288.  341.  344; 
deren  Rechtsgleichheit,  a  291; 
Rangrerschiedenheit,  a  292;  Titel- 
Teränderungen,  a  293;  Yerände- 
rungen  ihres  Stimmrechts,  a  342. 
343;  besondere  Leistungen,  a  343; 
Interessen,  a  850;  freie  Yerein- 
barangen,  a  354;  in  wie  weit  sie 
ihren  Ünterthanen  politische  Rechte 
gewähren  können,  a  368 ;  Beschrän- 
kungen ihrer  SouTerainetät  durch 
die  Bandes -YerfAssong,  a  366;  b 
199.  209. 

Bundes-Präsidium,  a295;  sein 
Geschaftskreis,  a  306.  306.  309. 
319.  327.  330;  ist  Ehrenrecht,  a 
327;  dessen  politische  Bedeat^g, 
a  328;  Votum  dedsivam,  a  329. 
331;  Befugnisse  über  die  Bundes- 
beamten, a  329.  330. 

Bandes  -Pressgesetzgebung, 
8,  Presse. 

Bandes-Protokolle,  ihre  Füh- 
rung, a  319;  öffentliche,  Separat- 
protokolle, a  321 ;  Bekanntmachung 
durch  den  Druck,  a  320.  472. 

Bandes-Recht,  deutsches, Begriff, 
a  128.  129;  i^ueUen,  a  274.  278. 

Bundes-Regierungen,  Begriff, 
a281. 

Bandes-Schiedsgericht,  a427 
bis  432;  bei  Beschwerden  der  Stan- 
desherren, b  152.  153. 

Bandes -Staat,  Begriff  a  118; 
Unterschied  Ton  Staatenband,  a 
119.  282. 


Bandes-Staaten,  deatMte,  Be- 
griff, a  281;  d  54a  552;  dem 
Unabhängigkeit,  UnTerletifidikdt, 
a  280;  An&Il  durch  Ertvedti,  t 
343;  s.  AUodiaUtät  LehnbiriRiL 
Abtretung.  Anträge. '. 

Bundestag,  a  295,  s.  BrnJi 
Sammlung. 

Bundestags-GommiB8ioDea,a 
330;  besonders  angeordseie,  aSn. 

Bundestags  -  Ferien,  s.  Ter 
tagang. 

Bundestags-Gesandte,  handek 
nach  Instructionen,  a  295;  aiät 
stinmiftlhrende,  a  297.  331;  iieh- 
rere  Stimmen  fahrende,  a  301; 
Vorrechte,  a  337;  Snbitifiotiia 
a  305.  307;  Todes&ll,  a  307.330; 
Yerhältniss  zur  fr.  Stadt  Fnok- 
fort,  a  337. 

Bandes-Trappen,  8.BimdedMr. 

Bandes- Verfassung,  dentsdie. 
deren  Werth  u.  Mängel,  a  4l0be 
458;  s.  auch  a  382/^;  Yentd« 
ihrer  Umgestaltung,  a  458—519; 
553.  554.  779. 

Bnndes-VersammluBg,  Begi% 
a  294.  295;  Eröffnung, a 274;  Or 
ganisation,  a  295;  GeschäftsocdDan^ 
a  305;  Siegel,  Titel,  a  324;  Te^ 
tagang,  a  325;  Verhilteia  nr 
fr.  Stadt  Frankfurt,  a  337-3ID; 
Competenz,  a  356—361;  in  Beog 
auf  Soayerainet&tsrechte  der  fim- 
desglieder,  a  366;  ist  Centalge 
walt,  oberste  politische  Actarittt 
a  857;  berathet  und  voBiiekt,  a 
362;  entscheidet  über  ihre  Con- 
petenz  selbst,  a  364;  hsoddt  tiif 
Antrag  oder  Ton  AmtsvoseUf  ^ 
364;  als  richterliche  Instui,  « 
401;  als  Austrtad-Instaiiz,  «jO[; 
Einwirkung  in  Ver&ssongsstKitiS' 
keiten,  s.  Einmischung;  ur  BdA- 
tritt  (12.  Juli  1848),  a  489;  ih« 
Wiedereröffiiang,  a531;  seitherife 
Thatigkeit,  a  550. 

Bundes-Wappen,  s.  Anbrio^ 
in  Bundesfestnngen,  auf  Geschttd- 
röhren,  a  324.  325.  461. 

Bündnissrecht,  d.  Bdchsstliie, 
a  157.  193.  239.  251;  ab  Soef^ 
rainetfttarecht,  a  767;  derBaDdei- 
glieder,  b  894. 

Bureaakratie,  a  116.  784 

Bürger,  s.  GemeindebOrger. Statt»- 
büiger.  SchntsbOiger, 

Bürgeranfnahme,  b  475. 
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Bflrfferliche   Bechte,    Bechts- 

fthlgkeit,  8.  Recht 
Bürgermeister,  b  487.  488.  490. 

491. 
Bargerwehr,  b  703. 
Bargand,  a  202. 
Burschenschaft,   aUgemeine,  b 

615. 

C. 

[/Smeralgewalt,  b  675. 
Janonisches  Recht,  dessen  An- 
wendung, a  138. 
Kantone,  reichsritterscfaaftliche,  s. 

Orte, 
/aperei,  b  900. 

/apitulatio  Caesarea,  s.Wahl- 
kapitoiation. 

Saritativ-Subsidien,  a  257. 
lartellconvention  der  Bundes- 
staaten, b  742. 

laation,  ftkr  Zeitungen,  b  635. 
ensur,  b  628;  deren  Abschaffimir. 
a  460;  Ä  631. 

entralgewalt,  provisorische,  a 
487;  s.  Bundes -Ezecutivbehörde. 
Interim. 

irculariter,  stando  in  drculo, 
a  193.  208. 
ivil-Besitz,  a  690. 
iyil-Commissair,  des  Bundes, 
a  436. 

i  yil -Gesetzgebung,  projektirte 
gemeinsame,  b  558. 
iyilliste,  b  688. 
[yil-Processordnung,  projek- 
tirte gemeinsame,  b  559. 
iyitas,  a2;  composita,  foederata, 
a  118;  s.  Bundesstaat 
yitates  imperii,liberae,al68; 
i.  Reichsst&dte. 
»gnatische    Snccession,    a 

►Uateralenfolge,  a  689.  70L 

»Ilegien,  reichsst&ndische,  a  191. 

L96— 206;  städtische  n.  dergl.,  s. 

3^meindebehörden. 

•mitia    imperii,   a   168.   206; 

L  Reichstag. 

mitialrechte,  a  179. 

initiya,p£Edzgrftfliche,  al81.182. 

mmissaire,  landesherrliche,  auf 

jandtagen,  s.  Begierungscommis- 

aire. 

mmissionair,  bei  Buchhandel, 

684.  638. 
mmissionen,  landstftndische,  b 
31 ;   deren  Anträge,  Berichte,  b 

BSpfi,  atMtwcitt.  ft.  Aufl.  n. 


339;  ausserordentliche,  s.  Aus- 
nahmsgerichte; s.  auch  Bundes- 
commissionen.  Bundestagscommis- 
sionen. Bundes-Ezecutionscommis- 
sion.  Archivcommission.  Militair- 
commission.  Beklamationscommis- 
sion. 

Commissions-Dekrete,  kaiser- 
liche, a  207. 

Commune  trium,  a  208. 

Communis  doctorum  opinio, 
a  132. 

Communis  ratio,  a  181. 

Communismus,  a  54. 

Competen«,  der  B.-V.  überhaupt, 
s.  Bundesversammlung  u.  Bundes- 
gewalt;  zur  Entscheidung  d.  Vor- 
frage über  Statthaftigkeit  des  aus- 
trÄgalgerichtlichen  Verfahrens,  a 
412. 

Competenz  der  Gerichte,  s.  Ge- 
richt; der  Reichsgerichte,  s.  Reichs- 
kammergericht, Reichshofrath;  der 
Bundes -Austrft^instanz,  a  408; 
des  Bundes-Schiedsgerichts,  a  427 
429;  des  Concursgerichts,  b  546.  * 

Competenzbestimmung,  provi- 
sorische, der  B.-V.,  a  358. 

Competenzconflikte,   der  Ge- 

n^te  «•  Administrativbehörden,  b 
598. 

CompetenzerkUrungen,  der 
B..V.  mit  Motiven,  a  378. 

Competenzprüfungsrecht,  der 
Genchte,  s.  Gerichte;  des  Bundes- 
austragalgerichts,  a  418. 

Competenzstreitigkeiten,  ta 
der  B.-V.,  a  344.  ' 

Compositio,  amicabilis,  s.  amica- 
bilis. 

Compositionen,  musikalische  s 
Aufführung.  Nachdruck.  ' 

Compromissgericht,  s.Schieds- 
gencht  Bundesschiedsgericht  Aus- 
trage. 

Concept,  der.R.-K.-G.-0.,  a  220. 
J29. 

Concession,  zu  Buchhandel  und 
dergl.,    deren    Ertheilung,    Ent- 

66Ä  8^'  "  ^**'«">  * 
Conclasa  Pleni,  des  R-H.-R,  a 

229. 
Conclusum  imperii,  a  209. 
Concömmissarius,    kaiserlicher, 

Concordate,  mit  dem  p&pstlichen 
Stuhl,  Wormser  (Calixtinisches),  a 

59 
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ISl.  245.  246;  b  8dd;  Wseaer 
(ABchaienbarger),  a  161;  5  839; 
bajerigches  t.  1817,  6  841;  öster- 
reichiBchee  von  1855,  h  841;  b. 
Conventioii.  Otto  L 

ConcurBgericht,  s.  Coapetonz. 

Condominate,  a  247;  5  534^ 

GondomiaiHmeT^ntaale,  a690L 

Conferenzen,  s.  DreBden.  läise- 
nach.  Karlsbad.  Loadonu  Wien. 

ConfeBsion,  s.  Eeligionsbekenst^ 
nlss;  Confeflsionen,  chriBtliche,  b. 
Reli^OBsparteieiL 

Coirfirmation,  s.  Best&tignjig. 

ConfiskatioB,  einsehier  Gegen- 
stände,  b  695;  des  gansen  Ver- 
nögens abgeschaflft,  h  49.  607;  des 
YermögeDS  der  Standesherren  un- 
BtatthsA,  a  266. 

Conföderatio  ciYitatain,all8, 
B.  Staatenbond.  Bundesstaat. 

Congress,  zu  Wien,  a  272;  za 
Aadien,  a  288. 

Congressakte,  Wiener,  a  275. 

Conskription,  b  705.  774. 

Consens,  s.  Eheconsens. 

Constitutio,  Friderid  n,  ütinen- 
sis,  a  158.159.248;  Franooforten- 
Bis,  a  159. 248;  LudoTici  Bavari, 
a  159.  167. 

Constitutionen,  b  163;  s.  Yer- 
ftssungsurknnden. 

Consuln,  österreichiBche,  weussi- 
scbe,  hanseatiBcha,  n.  der  2k)U?er^ 
einsstaaten,  Tertreten  alle  deutsch, 
ünterthanen  im  Ausland,  b  665. 
897;  fremde  und  andere  polit 
Agenten  sind  nnznl&ssig  in  Bun- 
desfestungen, b  75& 

Consultum  imperii,  a  208. 

Contingente,  der  Bnndesatsaten, 
b  710;  s.  BundeBheer. 

Contrasignatur,  kaiserlich w Er- 
lasse, a210;  landesherrlicher  Yer- 
fügungen,  b  419.  775. 

Conyentionen,  von  Baden  und 
Wflrtemberg,  mit  dem  p&pstlichen 
Stuhl,  6  842. 

Cooptation,  neuer  BdchsBtftnde, 
a  189.  196. 

Corporationen,  wann  sidi  mit 
Beschwerden  an  die  B.-y.  wenden 
dflifen,  a  960.965;  8.  auch  Justiz- 
terweigenmg. 

CorporationBrecht,  b.  Yerieih- 
nng,  b  478.  679 ;  Entziehung  und 
Einzidiung  der  Güter  der  C^ponh 
tionen,  6  8(S&  869. 


Gorpscommandantiu,  hVL 

Corpus  Cathelicornii,  Stib- 
gelicorum,  a  169. 193. 

Correlation,  auf  dem  BsäfSH, 
a208. 

CorrespondenZyderkaÜMLGciib' 
liehen  mit  dem  ptoitl  8tnU,  i 
860. 

Corsaren,  s.  CapereL 

CrimenMajestatis,  s.Mijcstlti- 
verbrechen. 

Criminalgerichtsbarkeit,  nr 
kein  sicherer  Beweis  der  Uite- 
hoheit,  a  243;  s.  BlatbaoB,  2eil> 
gerichtsbarkeit;  der  ReicfaBatter, 
a  299.  244. 

CriminalgeBetzgebttB|,pr#> 
tirte,  gemeinsame,  h  556. 

Criminalsachen,  derBätei' 
mittelbaren  und  Jütteftsni,  « 
229.  227.  ^8;  der  StaukibeDai, 
a  265;  5  136. 

Curia  imperii,  a  212.  21i 

Curiatstimmen,  auf  demBeida- 
tsg,  a  192.  202;  in  der  B.-?.,  « 
296.  297;  DebeitiagBBg  metacRr 
an  einen  Bundestagsgesandka,  a 
301;  denStandeshemiiDABaBdt 
gestellt,  a  288;  b  93. 

Curien,  landstbidiache,  h  18IX 


D4nemark,  a289.293;8.BaiBlaB 
Darlehen,  an  den  Staat,  c  A^ 

leihen.  Staatssdraldm. 
Debitcommission,  a  19i 
Deere ta  communia  (CBBMnbi), 

«220. 
DelegirtenyerBamiilaDg,  V> 

jektute,  o  779. 
Demokratie,  a  112. 113;  h U\ 

disdpUnirte,  a  14;  repiMBtHiA 

Deputat,  a  735.  ^^ 

Deputationen,  an  laadsÜBOiai 

Kunmem  veibotaa,  a  446. 416;  s- 

Reichsdeputation. 
Descendentenfolge,  a68&fltt 
Deserteure,  deren  Aiiiliefenn& 

b  742. 
Despotlsmas,  a  114. 
Deutschland,  als  Ediiigi«i^ 

153;  dennater  politiBcteBoR» 

a290.  ^^ 

DentBcher  Orden,  a2G4;»<n 
Deutsches  Reich,  &  Beick 
DiAten»  d.  T«idrtindfi  it&\^ 

Beamten,  b  794. 
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ieaer,  Öffentliche,  niedere^  ^788; 
L  Staatsdiener.  Kirchendiener, 
ienstanfwandgelder,  b  7d4. 
ensteinkommen,  der  Beamten, 
^  783.  793. 

ienstgehalt,  b  796. 
enstwohnung,  b  796. 
[es  decretorius,  a  162. 
Leta  imperii,a206;s.Reic}istag. 
^te  germaniqae,  a  295. 
iktatur,  auf  dem  JReichstftg,  a- 
207;  in  der  Bundeskanzlei,  a  321. 
rektorialproposition,     auf 
lern  Reichstag,  a  208. 
re  k  to  r  i  um,  s.  Beichsstaff.  Reichs- 
lird^torium.  EurfürBtencoueg.  Für- 
ctenraÜL  Reichsstädte, 
sciplin,  in  landständischen  Eam- 
nem,  b  360. 

sciplinargewalt ,  über  die 
Sandesbeamten,  a  329.  330.  335; 
ib.  Staatsdiener,  b  796;  der  Kirche, 
^  834.  835.  885. 

tkussion,    in   landständischen 
i[ammem,  b  340. 
sparagium,  a  609. 
spen  s  a  ti  0  n  e  n,  Ton  gesetzl.  Yor- 
(cnriften,  b  673;    bei  fürstlichen 
Shen,  a  602. 

» m  a  i  n  e  n ,  landesherrliche,  b  676. 
78I.  687;    deren  Sonderung  von 
ier  Privatverlassenschaft,   a  741; 
lurch  einen  Zwischenherrscher  ver- 
iosserte,  a580;  der  Standesherren, 
z  265;  b  145.  681. 
»mainenrente,  b  688.  691. 
>micilium,  s.  Wohnsitz. 
>minium,  eminens,  b  697;  feu- 
lale,  b  817;  mundi,  b  531;  politi- 
aun^  a  109. 

>minu8  terrae,  a  238;  b  174; 
lominom  depraedare,  b  li7. 
matiopropter  nuptias,  a642. 
»nau-SchifiSahrtsakte,  b  660. 
)talitium,  a  642. 
-amatische  Werke,  s.  AuiSüh- 
ung.  Nachdruck. 
eikönigs-Bündniss,  a  503. 
esdener  Ministerialconfe- 
•enzen.   a  351.  381.  469.  538; 
>  202.  541.  661. 

oits  civils,  b  13.  85;  exercice 
st  jouissance,  b  58. 
roit  d'aubin,  b  85. 
ucker,  s.  Fressgesetzgebung, 
irchlaucht,  fürstliches  Prädikat, 
1 293. 763 ;  den  fürstlichen  Standei- 
tierren  garautirt,  b  103. 


re- 
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Dynastie,  a  165,  yer^ebene, 
staorirte,  a  565. 

E. 

Ebenbürtigkeit,  a  631.  633; 
der  Standesherren,  b  101. 

Ehe  (bürgerliche),  deren  Schliessung 
durch  Girilakt,  b  37. 

Ehe  (fürstliche),  ebenbürtige,  a 631; 
Btandesundeiche ,  a  607.  609;  s. 
Missheirath;  morganatische,  a  635 
bis  640;  s.  Trauung. 

Eheberedungen,  fürstliche,  a 
602.  640. 

Eheconsens,  des  Sourerains,  a 
597;  des  Vaters,  a  600.  601. 

Ehehindernisse,  bürgerliche,  b 
37;  s.  Dispensation. 

Eheliche  Crüterverhältnisse, 
in  Fürstenhäusern,  a  640. 

Ehemännliche  Gewalt,  s.  Fa- 
miliengewalt 

Ehe  recht,  der  fürstlichen  Häuser, 
a  597. 

Ehesachen,  fürstliche,  a  Ibl, 

E h  e  s ch  e  i  du  n  g ,  in  fürstlichen  Häa- 
sem,  a  644.  758. 

Ehey  er  träge,  s.  Eheberedungen. 

Ehrenkränkungen,  s.  Beei- 
digungen. 

Ehrenzeichen,  b  672. 

Eid,  fi.  Huldigungseid.  Begierungi- 
eid.  Yerlassungseid. 

Eidesformel,  nach  der  B.-V.  von 
1849,  b  36. 

£  ig  e  n  th  u  m ,  dessen  Heiligkeit,  ün- 
entziehbarkeit  ausser  zum  gemeinen 
Besten,  b  19.  43.  501.  509;  Uegen- 
des,  s.  Grundeigenthum;  geistiges, 
dessen  Schutz,  6  43.  641;  s.  Auf- 
führung. Nachdruck. 

Eingaben,  von  Privatperaonen  an 
die  B.-V.,  «309. 

Eingeborne,  b  1;  Eingebor- 
nen recht,  s.  Indigenat 

Eingriffe,  kaiserliche,  in  die  Lan- 
deshoheit, a  158. 

Einheitsstaat,  a  118. 

Einherrschaft,  a  112;  s.  Monar- 
chie. 

Einigungen,  der  Reichsstände,  b 
193 ;  s.  Bündnissrecht 

Einkammernsystem,  a  290. 

Einmischung,  fremder  Mächte  in 
die  deut  Bundesangelegenheiten, 
a  275;  der  B.-Y.  in  die  X4tndes- 
regierung,  a  366;  s.  Competenz, 
b  21L2X3;  in  landständische  Yer- 
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flawmgBverhfcltniiise,  s.  landstftn- 
dische  Yerfieissim^;  fremder  Mächte 
in  die  Landesregierung  zurBeicbs- 
seit  untersagt,  a  250. 

Einrichtungen,  organische,  siehe 
Bundeseinnchtungen. 

Einsassenrecht,  b  475. 

Einwilligung,  s.  Eheconsens. 

Einwohner,  staatsbürgerliche,  b 
474.  485. 

Ein  wohnungsrech  t,  8.Wohnangs- 
recht. 

Einzugsbrief,  b  53. 

EisenacherConferenzen,  6  653. 

Eisenbahnen,  b  84.  805.  886;  im 
Rayon  von  Bnndesfestungen ,  b 
759;  deren  Einfluss  auf  die  Wehr- 
haftigkeit  des  Bundes. 

Embargo,  dänisches,  auf  deutsche 
Schiffe,  a  477. 

EmpörunR,  s.  Aufinhr.  BohestArung. 

Engerer  Kath,  der  B.-V.,  siehe 
Rath. 

Enteignung,  zum  gemeinen  Besten, 
8.  E&enthuuL 

Enterbung,  bei  der  Thronfolge 
unstatthaft,  a  691.  744. 

Enthalten,  Ton  der  Abstim- 
mung, 8.  Abstimmung. 

Entlassung,  s.  Staatsdiener.  IG- 
nister. 

Entlastung,  der  Minister,  b  394. 

Entschädigung,  für  aufgehobene 
Befireiungen,  f^ivil^en,  b  9.  10. 
576 ;  flUr  Patrimonial  -  Gerichtsbar- 
keit u.  gutsherrl.  Polizei,  b  45; 
fHii  Jagdi^rechtigkeit,  fr  47;  ftlr 
NachsteuerbezOge,  fr  17;  f&r  Ent- 
eignung und  Aufhebung  wohler- 
worbener Rechte,  fr  43.  505.  576. 
596;  für  widerrechtUche Haft,  fr  28; 
wegen  Yerietzung  durch  Hand- 
lungen der  Beamten,  fr  800.  801; 
wegen  Verlusten  auf  dem  linken 
Rheinufer,  a  163.  251.  260.  685. 
869.  870. 

Entschädiffungsansprüche,  ffe- 
ffen  Teruruieilte  Minister,  fr  436; 
der  bOrgerl.  Einwohnerschaft  m 
Bundesfestungen,  fr  767. 

Entscheidungsgründe,  richter- 
licher ürtheile,  fr  607. 

Entscheidungsrecht,  fr  770;  s. 
Rechtsprechung. 

Entsetzung,  s.  Absetzung. 

Entwürfe,  einer  neuen  Reichs- 
oder Bandesrer&ssung,  a  477. 491— 
505.  506.  510.  513.  618.  529. 


Entziehung,  erwoibener  Beckte, 
8.  Rechte.  Aufhebung  i?nto^»«g 
Entschädigung.  Eigenthum. 

Equipagengelder,  fr  795. 

Erbämter  (Erbbeamte),  d.  Bodo, 
a  172.  200. 

Erbfall,  a  691. 

Erbfolge,  8.  Thronfolge;  ii  de 
Priyatrermögen  der  Mi^ieder  re- 
gierender Häuser,  a  743. 

Erbl  ande,  kaiserliche,  a  M  Itt. 
167. 

Erblehen,  a  705;  s.8ucceasio  pn- 
miscua. 

Erblose  Güter,  s.  Güter. 

Erbrecht,  der  Inländer,  fr  57;  der 
Fremden,  fr  85;  ritterscbiftlite 
Tüchter,  a  255.  256;  der  some- 
rainen  Familien,  a  685. 

Erbschaftlicher  Anfsll  fn 
Bundesländern,  s.  Bundesstaato. 

Erbtochter,  a  708. 

Erbyerbrttderungen^derBocb' 
stände,  a  193 ;  in  souferainen  Hü- 
sem,  a  719 ;  schliessen  den  Weibs- 
stamm aus,  a  711.  721. 

£rb?erzichte  der  Prinzenima, 
a  708.  739. 

Erfindungspatente,  fr  674;  i 
Patentgesetzgebung. 

Erfurter  Parlament,  s.  Umooi- 
parlament 

Erhaltungstrieb,  a  62. 

Erkenntniss,  s.  ürthefl. 

Erkennungszeichen,  dBunds- 
truppen,  a  324.  461. 

Erlass,  s.  Nachlass.  Yerordnin^ 

Erlaucht,  als  Prädikat  sfiaadelka^ 
lieber  Grafen«  fr  103. 

Ernennungsrecht,  b.  KMoh 
diener. 

Ersatz-Gontingent,  fr  7ia 

£rsatzmänner,ErsaUwahleni 
f&r  Abgeordnete,  fr  286.  289.    , 

Ersitzung,  deren  Bedeotoog  n 
Staatsredit,  a  145;  der  Lud»- 
hoheit,  a  247 ;  desIndigenatB,  h  51 

Ersparnisse,  am  Bodget,  datt 
Verwendung,  fr  403. 

Erwerbfähigkeit,  der  iDKWt 
fr  57.  ^ 

Erworbene  Rechte,  a  Bwt 

Erzämter,  des  Reidis,  a  ITlW^ 

Erzkanzler,  s.  ReidiseRkudff- 

E Tange lici,  a  169.  194;  i.  Ang>- 
burger  Religionsrarwindte.  OoWß- 

ETentualbeiehnung,  kiiww 
a  266.  724.  725;  IsndeahecriiGke^ 
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b  Yerbindlich  ftr  den  Thronfblirer, 
752.  824. 

ecation,  s.  YoUstreckang.  ür- 
tieiL  Bandes-Ezecation. 
ecntionsbehörde,  Execa- 
ionscommission,  Executions- 
>rdnung,  s.  Bundes-Execution. 
ecativgewalt,  Vorschlag  einer 
iroTisoriflchen  des  Bundes,  a  473. 
87. 

emtionen,  kaiserliche,  ezorbi- 
uite,  a  157;  von  den  Reichsge- 
ichten,  a  178;  com  yel  sine  onere 
;  190.  197. 

propriation,  ft43;8.Eigenthmn. 
iintscn&dignng. 

propriationsffesetze,  b  504. 
spectatiya    feudi,     Simplex, 
ualificata,  a  724.  752.  824. 
territorialität,  fremder Sou- 
endne  und  Gesandten,  6  1;  der 
(nndestagsgesandten,  a  337. 

P. 

hne,  rothe,  a  173;  Fahnlehen, 
(  188. 

ktoren,  des  Staates,  a  28. 
11,  8.  AnfaU.  Erbfall.  Todesfall, 
milie,  ihr  Yerh&ltniss  z.  Staat, 
(  11;   oorporatiTe  Bedeutung,   a 
2;  forstliche,  s.  Haus, 
milieneigenthum,  a  246. 
milienfideicommisse,  deren 
Lufhebung  beabsichtigt,  b  47 ;  fürst- 
iche,  a  687. 

miliengewalt,  des  Sonverains, 
i  593.    . 

milienglieder,  fürstliche,  ihre 
Stellung  zum  SouTerain,  a  586. 
92.  593. 

milienhanpt,  s.  Familiengewalt. 
milienratA,  fürstlicher,  a  671. 
57;  B.  Agnaten. 

milie n recht,  der  souverainen 
läuser,  a  583. 

miliensuccessionsrecht,  an 
üntschädigungsländem,  a  251. 
milienyerträge,    der    souye- 
ainen  H&user,  s.  Autonomie.  Haus- 
esetze.   Erbyerbrüderungen;    der 
itandesherren,  b  124.  125.  133. 
rben,  des  deut  Reichs,  a  173; 
les  deut  Bundes,  a  324;  als  poli- 
Lsche  Abzeichen,  b  612. 
hderecht,  b  177. 
iertage,  Festtage,  kirchliche, 
iberm&ssige,  b  861. 


Festnngsbudget,  s.  Bundesfeston- 
gen. 

Feueryersicherung,  der  für 
Bundesfestungen  erworbenen  Ge- 
bäude, b  765. 

Fideicommiss,  s.  Familienfidei- 
comnüss,  Hausfideicommiss. 

Finanz^tat,  b  391. 

Finanzgesetze,  BeschlussflRssunff 
darüber,  b  347.  392. 

Finanz hoheit,  a  767,  b  675. 

Finanzperiode,  b  391. 

Finanzquellen,  b  694. 

Finanzyerfassung,  des  deutsch. 
Reiches,  b  675;  der  Territorien,  b 
676;  des  deut  Bundes,  b  678;  der 
Bundesstaaten,  b  679 ;  Bestimmun- 

fn  der  Yerf.-Urkunden  daraber, 
698. 

Fiskal,  fiskalische  Sachen,  b  695; 
des  Reichs,  a  157. 

Fiskalhoheit,  a  767. 

Fiskus,  landesherrlicher,  b  695;  s. 
Recht  an  Gfltem  aufgehobener 
geistlicher  Corporationen,  b  868. 
869,  s.  Klage. 

Fiskusrecht,  b  695;  d.  Standes- 
herren, b  143. 

Flaffge,  neutrale,  deckt  die  Waare, 

Flüchtlinge,  politiscl^e,  b  613. 

Flüsse,  conyentionelle,  b  655. 

Fluss-Schifffahrt,  deren  Frei- 
heit, b  655.  657. 

FlusB-Schifffahrtsakten,  »659. 
660 

Folge,  a  688;  s.  Thronfolge;  Ge- 
ridhtsfolge;  des  (Lehn-)  Herrn,  a 
12L  730. 

Forenses,  b  1. 

Fortdauer,  reichsgesetzlicher  Be- 
stimmungen, a  IM;  8.  Anerken- 
nung. Reichsgesetze. 

Fragestellung,  in  landständ. 
Kammern,  b  339. 

Fraisch,  a  241. 

Frankfurt,  Wahl-  und  Krönungs- 
stadt, a  182;  freie  Stadt  im  deut 
Bunde,  a  273;  Sitz,  der  B.-Y.,  a 
337;  Yerh&ltniss  zur  B.-Y.,  a  337; 
Yerfassung,  b  453.  454.  463;  Be- 
stimmung der  Wiener  Congress- 
akte  darüber,  a  339.  402;  s.Terri- 
toriahrecess.  ReichsyerfisisBung.  Na- 
tionalyersammlung. 

Fräuleinsteuer,  a  738. 

Freie  Städte,  s.  Städte. 

Freigrafschaften,  a|166. 


984 


Begister. 


Freiheit,  individuelle,  a  52.  53; 
&  26;  s.  Grandrechte.  Personalfrei- 
heit; der  deut.  Staatsgebiete,  b 
534;  Freiheiten,  s.  Privileg. 

Freiheitsbäume,  h  612. 

Freistaaten,  a  112,  s.  Republik. 

Freizügigkeit,  projektirte,  b  23; 
Verträge  darüber,  6  18;  s.  auch 
Wohnsitz. 

Fremde,  b  1;  deren  Rechtsfiihig- 
keit,  &  85;  B.  Gastrecht  Natnran- 
sation. 

Fremdlingsrecht,  b  85. 

Frieden,  Augsburger,  s.  Religions- 
frieden; Baseler,  a  261;  von  Gam- 
fofornrio,  a  154;  Dänischer  von 
850,  a  534.  535;  Lüneviller,  a 
163.  204.  260;  Pariser,  erster,  a 
272;  b  657,  vom  30.  März  1856, 
b  899 ;  Passarowitzer,  a  154 ;  Press- 
burger, a  261;  ^sswicker,  b  850 
Tilsiter,  a  261;  Westphälischer,  s. 
fortwährende  Gültigkeit,  a  136 
dessen  Garanten,  b  884;  Bestim- 
mungen über  ReKgionsübung,  b 
847;  Bedeutung  der jpäpstl.  Plro- 
testation  gegen  den  W.  F.,  5  840. 

Friedensschlüsse,  des  jBundes, 
deren  Frfordernisse,  a  341.  342, 
b  901. 

Friedrich  n.,  Kaiser,  dessen  Con- 
stitutionen, a  159. 

Fristen,  bei  AusträgalverMren, 
a  425. 

Fünfziger-Ausschuss,  des  Vor- 
parlaments V.  1848,  a  465.  470. 

Funktionsgehalt,  b  796. 

Fürst,  28;  als  Privatperson,  b  513. 
514;  8.  Reichsfürst.  Virilstimme. 
Souverain.  Staatsherrscher. 

Fürstenamt,  a  240. 

Fürst  encon  gross  zu  Berlin,  1850, 

*a530. 

Fürstenrath,  a  202.  205;  Direk- 
torium darin,  a  203. 

Fürstenrecht  (Gericht),  a  174. 
212. 

Fürstensouverainetät,  a  101. 

Fürstentage,  a  193. 

Fürstenthümer,  weltliche,  geist- 
liche, a  165;  s.  Allodialität. 

Fürstenvereine,  a  193. 

«. 

Gabella,  emigrationis ,  hereditaria» 

b  16. 
Ganerbschaften,    a    269;    von 

Alt-Lhnpurg,  a  340. 


Garantie,  des  den!  Bandes  über- 
haupt, a  363;  der  deut.  Staatsge- 
biete gegen  oberhoheididie  OM 
lehenherrliche  Ansprüche,  a  280. 
695.  730;  b  534.  819;  der  land- 
ständ.  VerfiuBSungen,  b  449;  durch 
den  Bund,  a  359,  6  211.450. 453; 
der  Stände  für  Staat88Gha]de& ,  I 
406;  des  Staates  f.  ünteradnnim- 
gen,  b  407;  gesetzliche  för  Unab- 
hängigkeit der  Gerichte,  b  600; 
des  westph&I.  Friedens,  b  881 

Gast,  b  1;  Gastrecht,  b  85. 

Gaukönigthum,  a  113. 

Gebiet,  s.  Staatsgebiet.  TenitoriosL 
Bundesgebiet;  reichsritteriidie  Ge- 
biete, a  165. 

Gebietshoheit,  a  765;  b  530. 

Geburt  im  Lande,  deren  Wir- 
kungen, a  19;  6  53;  8.  Indigenai 

Geburtsaristokratie,  a  116. 

Geburtsstände,  b  88. 

Gefangenschaft,  s.  Verhaftung. 

Gehalt,  der  Beamten,  b  794;  siehe 
Staatsdiener. 

Geheimer  Rath,  kaiserlieber,  a 
211. 

Gehorsam,  staatsbüi^j^eiKcfaer,  b 
3:  verfassungsmässiger,  6  3.  4. 

Geislinger  Statut,  a  255. 

Geisteskrankheit,  des  Seate- 
rains,  Thronfolgers,  8.  Begierungs- 
fähigkeitjl^erungsvammndschaft. 

G  e  i  s  tl  i  c  h  e ,  deren  Lehen- a.  Thron- 
folgefähigkeit, a  692;  Vereidigtmig, 
6  863;  s.  Steuerfreiheii  MifitaD^ 
freiheit  Gerichtsstand.  Kireben- 
diener. 

Geistliche  Sachen,  a  222;  b 
875. 

Geldaristokratie,  a  116. 

Geldstrafen,  b  695. 

Gemal,  einer  regierenden  Fürstin, 
a  643.  644. 

Gemal  in,  ftbretliche,  a  593.  594 
643. 

Gemeinde  (Ortsgemeinde),  flir 
Verhältniss  zum  Staate,  a  14; 
Grundsätze  der  projektirtenBeicfas- 
verfassung  darüber,  b  51.  52.  471; 
ihr  rechtßcher  Chandrter,  b  478. 
479;  Bildung  neuer,  *  478;  Auf- 
lösung ,  h  480 ;  iura  miniorum,  b 
479;  Justiz-  u.  FolizeiverwaltaBg, 
b  486;  Haftung  für  Schaden  ans 
Tumult,  Aufruhr,  b  671. 

Gemeindeämter,  h  477.  488. 

Gemeinde-Ausschüfse,  b  486. 


Regiliier. 
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Gemeiadebeamte»  ab  Abgeord* 
nete,  k  280. 

Gemeindebehörden  B.Gemeiiide- 
&mter. 

Gemeindebeschlüsse,  b  479. 

Gemeindebürger,  b  473;  ihre 
Reckte,  b  476;  Pflichten,  b  477; 
düiien  Rechte  der  Gemeinde  ver- 
folgen, b  480. 

Gemeindeborgerrecht,  Erwerb 
b  23.  56.  475.  476;  Wirkmigen, 
b  476;  ist  nnr  in  einer  Gemeinde 
gestattet,  b  477 ;  anffebomes,  b  475. 

Gemeindehanshalt,  8.  Yeröffent- 
lichang,  b  472.  4d2. 

Gemeindelasten,  b  482.  484. 

Gemeinderath,  b  488.  491.  492. 

Gemeindeschulden,  b  484. 

Gemeindesiegel,  b  480. 

Gemeindestatuten,  b  479. 

Gemeindesteuern,  b  477.  479. 

Gemeindeverband,  der  Grund- 
Stacke,  b  48.  485. 

Gemeindeverfassung ,  deren 
Entstehung,  Verfall,  Wiederbele- 
bung, b  469. 

Gemeindevermögen,  Selbstver- 
waltung, b  481. 

Gemeindeversammlung,  6  488. 

Gemeindevertretung,  b  486^ 

Gemeindewahlen,  b  489. 

Gemeinnützige  Anordnungen 
des  Bundes,  s.  Anordnungen. 

Gemeinwesen,  Begriff,  a  8;  Ver- 
h&ltniss  zum  Staate,  a  13. 

Generallieutenant,  des  Bundes, 
b  725. 

Gerieht,  von  Standesgenossen,  s. 
Judicium  parium;  hohe,  niediere, 
alle  Gerichte,  a  242 ;  zweiter,  dritter 
Instanz,  a  243;  bundesgesetzliche 
^othwendigkeit  von  Gerichten  drit- 
ter Instanz,  a  388;  ö  539;  siehe 
Reichsgerichte.  Bundesaustrigal- 
gericht.  BundesBchiedsgericht.  Con- 
GorsRericht 

Gericnte,  deren  Competenz  und 
Gompetenzprüfunffsrecht  überhaupt 
b  543.  574;  bez.  Anwendung,  Aus- 
legung der  Bundesbeschlüsse,  a 
285.  371.  373;  bez.  der  Gesetze, 
b  591 ;  bez.  der  Verordnungen  von 
Behörden,  b  591.  594;  bez.  der 
Reoienmas  -  und  Administrativ- 
saanen,  o  598;  s.  Competenzcon- 
f^kk;  bes.  der  Sachen  aet  öffentL 
Rechts,  b  575;  bez.  sog.  proviso- 
rischer Gesetze  o.  landeäerrl.  Ver- 


ordaangen,  b  576;  der  Reacripte, 
b  591. 

Gerichte,  deren  ünabhfturigkeit; 
B.  Garantie.  Rechtspflege.  Richter; 
colletpalische  Besetzung,  b  568. 

Gericntsbarkeit ,  Begriff,  im 
Mittelalter,  a  243.  244;  des  Kai- 
sers, a  173;  als  landesherrliches 
Recht,  a  241.  24a  765;  s.  Justiz- 
hoheit;  geht  vom  Souverain  aus, 
b  566;  begreift  Verordnnngsrecht, 
a  244;  streitige,  freiwillige,  a  766; 
b  537 ;  militärische,  bei  dem  Bunr 
desheer  b  738. 

Gerichtsfolge,  b  702. 

Gerichtsgebrauch,  a  133.  279. 

Gerichtspflichtigkeit,  b  1.  7. 

Gerichtsstand  des  Kaisors,  vor 
dem  Pfalzgrafen  bei  Rhein,  a.  183; 
der  Mitglieder  fürstl.  Häuser,  a754; 
in  Ehesachen,  a  757;  Aufhebung 
des  privilegirten  der  Personen  una 
Güter,  b  51.  570;  spedeller  in 
Handels-  und  Wechselsachen,  b 
571;  der  Studirenden,  6  571;  für 
Hochverrath,  b  571 ;  militairischer, 
b  51.  571;  bei  Bundestruppen,  b 
740;  befreiter,  der  Standesherren, 
b  135;  bez.  der  Leistung  gegen- 
seitiger Rechtshülfe  der  Bundes- 
staaten, b  543 ;  8.  Ausnahmsgerichte. 

Gesammt-Interessen,  s.  Inter- 
essen. 

Gesandtschaftsrecht  a  767. 
892:  des  Bundes  h  896.  897. 

Geschäftsgang,  in  der  B.-V.,  « 
316;  auf  den  Landtagen  b  329. 

Geschäftsordnung,  der  B.-V^ 
a  305;  der  Landtage,  b  329. 

Geschichtsphilosophische 
Theorie,  a  61. 

Geschlechterherrschaft  all3. 

Gesellengerichte,  Gesellen- 
verbindungen, verbotene,  5614; 
s.  Handwerksgesellen. 

Gesellschaft,  bürgerliche,  a  15. 

Gesetz,  Begriff,  Arten,  b  494;  zu 
welchenlandst&ttdischeZustimmung 
nöthig,dd68;  rückwirkende, 5 496; 
correctorische,  b  494 ;  provisorische, 
b  495.  516.  525.  587;  landständ. 
Prüfungsrecht  derselben,  b  378; 
Dauer  ihrer  Wirksamkeit,  b  379; 
Unterschied  von  Verordnung,  b 
517;  Rechtsgültigkeit,  b  576;  deren 
Anwendung  durdi  den  Richter,  s. 
Gericht;  Auslegnnff;  seine  Befol- 
gung darf  nie  schaden,  b  58;  sein 
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Begister. 


Btfllsdtwrigen,  ü  148;  8.  Beidu- 
gesets.  Buadesgesetz. 

Gesetzgebung,  s.  Gewalt,  geseti- 
gebende;  deren  Gegenstände,  b 
521;  a.  Landesgesetzffebung. 

Gesetzgebungsrecnt,  der  Lan- 
desherren zur  Beichszeit,  a  244. 

Gesetzesanalogie,  a  142. 

Gesetzsammlung,  der  deutsdien 
Staaten,  bei  der  B.-Y.,  a  d5a 

GesetzYorschlagsrecht,  siehe 
Proposition.    InitiatiTe. 

Gewalt,  k0niglichedeut8che,al66; 
ehem&nnliche,  y&terliche,  des  Sou- 
▼erains,  s.  Familiengewalt;  gesetz- 

Sebende,  a  761.  7^.  768;  b  493; 
eren  Gr&nzen,  a  9d.  94;  b  499; 
B.  Gesetz;  entscheidende,  richter- 
Uche,  a  761.  765.  770;  b  515;  ober- 
anfeehende,  a  762.  769;  b  515:  bei 
Lehen,  a  817;  aber  Beligions- 
sesellschaften,  b  832.  857.  871. 
874;  Terordnende,  anordnende,  a 
769;  6  515;  s.  Verordnung;  voll- 
ziehende, a  76L  762.  7^-771; 
b  515;  8.  Beprftsentatiygewalt,  des 
Kaisers,  a  156 ;  geistliche,  s.Kirchen- 
gewalt  Missbrauch;  yäterliche,  s. 
Familiengewalt 

Gewalten,  politische,  a  760.  768; 
deren  Theilung,  b  162;  inDeutsch- 
land unstatthaft,  b  199—246.  250. 

Gewaltstaaten,  a  60. 

Gewerbe,  s.  Nahrungszweig.  Con- 
cession. 

Gewerbfreiheit,  ft  23.  669. 

Gewerbgerichte,  b  571. 

Gewerbpriyilegien,  *  674;  s. 
Patentgesetsgebung. 

Gewicht,  glmc^es,  b  661. 

Gewissensehe,  a  602. 

Gewistensfreiheit,  b  4.  19.  32. 
838.  854. 

Gewohnheit,  s.  Herkommen. 

Giech,  Graf,  a  198;  »  97.  9a 

Glaubensbekenntniss,  s.  Beli- 
gionsbekenntniss. 

Glaubensfreiheit,  s.  Gewissens- 
freiheit 

Glaubensstaaten,  a  60;  siehe 
Theokratie. 

Gläubiger,  siehe  Kreisschulden. 
Beichsopenitionskasse.  BheinschifP- 
fthrtsoctroL  Staattschulden. 

Gleichberechtigung,  der  chiistL 
Beügionsparteien,  siehe  Beljgions- 
parteien. 


Gleichheit,  TordaBGewti,ftaOi 
25;  der  Berechtigung  n  tfesü. 
Aemtem  b  20;derPfiicfatniaint- 
liehen  Lasten,  b  8.  9.  31;  der 
Wehrpflicht,  6  &  26;  b.  Boto- 
gleichJieit. 

Gnaden,  kaiserliche,  Gnadensacka, 
a  178.  222.  228;  s.  B^naä|ii|. 

Goldene  Bulle  s.  Bolle. 

Gothaer  Yersammlnng  (1819), 
«508. 

Gothaer  Vertrag  (1851),  Ikr 
Heimathrecht,  b  662. 

Gottesfrieden,  b  177. 

Göttliches  Becht,  i.  BeekL 

Gradualsystem,  «  701. 

Grafenbftnke,  a  197.  202. 

Grafentage,  Giafenvereine, s M 

Grafschaften,  a  165. 166. 

Grftnzberichtigungen,  IdBi 

Grftnzen,  der  Staatsgewalt;  oeke 
Staatsgewalt 

Gratifikationen,  bl%. 

Grundeigenthum,  Bedtt  es  n 
erwerben,  zu  besitzen,  hlb.^ 
45.  85;  s.  Hand,  todte;  ss  ^ 
ftnssem,  zu  yererben,  (  44;  to- 
neift  das  Jagdrecht,  I  46.  47; 
Theilbarkeit,  b  44. 

Grundgesetze  des  deut  Bädi% 
a  158;  des  deut  Bundes,  f  274; 
der  einzelnen  Bundesataatea  h  & 

Grundherr,  Grundherrichaft, 
als  Grundlage  der  iMukMA 
a  242.  244.  245. 

Grundlasten,  ablösbar,  I46l 

Grundrechte,  des  deot  ToQni 
a  485.  480;  »  21—54;  demAär 
hebung,  a  370;  b  205.  209. 

Grundstacke,  soUen  im  GoiQiMfe- 
yerband  sein,  b  48;  mtiksinp«« 
schriftsftssi^  b  57;  s.  lasdris«; 

Grundyerträge,  &6flm4geNte. 
Gürtelkinder,  a  648. 
Gutachten,  landstindisdiei,  adie 

Beirath. 
Güter,  erblose,  b  695;  herraloie, 

b  676.  696;  &  Grundstöcke. 
Güterrechte,    GüterTerUU- 

nisse,  eheliche,  s.  £k& 

fl. 

Habilitation,  neuer Bek hmtin^i 

Haft,  s.  Verhaftung.  PefMul» 

Haftung,  derGemdndenftr^ 

den  bei  Tumult,  Anfing,  *  ^'> 


BegiBter. 
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ler  Beamten  für  Venehulden,  b 
00;  des  Staates  ftlr  seine  Beamten, 
»801;  des  Richters,  b  806.  813. 
.  Post  Telegraphen.  Eisenhahn, 
llberg,  Graf,  a  284.  285.  ö  871. 
mburg,  VerCusnng,  b  453.  454. 
ifiO. 

.  n  d ,  gesanmite,  s.  Sammtbelehnnnff; 
odte,  im  Erwerb  beschränkt,  b  45. 
»1. 

.  n  d  e  1 ,  B.  Nahrangszweig ;  dessen 
)eiOrderang,  b  663;  s.  Schiffiahrt 
.ndels-Consnln,  s.  Gonsuln. 
.ndelsgerichte,  b  571. 
ndelsgesetzbnch,  allgemeines 
[eatsches,  a  354.  552;  b  562. 
.ndelsniederlassnng,  imAus- 
and,  b  63. 

^ndelspatente,  s.  Patente, 
mdelspolitische  Bestrebun- 
gen in  der  B.-Y.,  b  661. 
kndels vertrage,  s.  Staatsyer- 
rftee.     Flnss  -  SdiüffiihrtSTertr&ge. 
SoUTertrikge;  preoss.- französischer 
iandel8?ertrag  v.  1862,  b  664. 
mdwerksb arger,    s.   Schutz- 
>Qiver. 

^ndwerksgesellen, deren  Wan- 
lem,  Verbindungen;  b  613.  627. 
knnover,Kurwürde,  a  199;  Yer- 
i&Kniss  zu  England,  a  126.  290. 
iTerfusunff  b  226. 
insett&dte,  b  454;  deren  Be- 
leotung  f&r  Deutschland,  a  544; 
I.  Städte,  freie, 
tuptcontrngent,  b  710. 
kuptland,  a  126. 
iupt quartier,  dessen  Bildung, 
^  735. 

tus,  8.  Wohnung;  ftrstliches,  a 
^92. 

Laser,  alt-,  neu-ftkrstliche,  a  202; 
iltemirende,  a  202;  s&chsische,  s. 
Sachsen;  landständische,  b  295. 
lusallodium,  dessen  Sonderung 
r.  Staatsgut  a  740.  741.  745.  754 
lu  San  da  cht,  ein&che,qualificirte, 
b  32.  33.  845.  849. 
lusfideicommiss,  siehe  Haus- 
illodinm.  Familienfideicommiss. 
fcusgesetze,    der    souverainen 
Bäoser,  586. 589 ;  standesherrliche, 
I.  Standesherren. 
ikussuchung,  b  29.  668. 
ikustruppen,  b  705. 
ftusTermögen,  s.  Hausallodium, 
eer,  stehendes,  b  704.  774;  siehe 
Bandesheer. 


Heerfol^e,  b  704.  774. 
Heerpolizei,  b  739. 
Heerstaaten,  a  61. 
Heidelberger    Versammlung 

(1848)  a  ^1. 
Heiligkeit, des Souverains,  a763; 

befriedeter  Gegenstände,    b  533; 

des  Eigenthums,  s.  Eigenthum. 
Heimathlose,  a  354;  b  475.  652. 
Heimathsrecht,  b  52.  56.  477. 

652;  s.  Indigenat. 
HeimathsTerhältnissederBun- 

desbeamten,  a  335.  553. 
Heimfallsrecht,  b  85. 
Heimruf,  b  61. 
Heirath,  s.  Verheirathung.  Ehe. 
Hereditas  jacens,   findet  nicht 

statt  bei  der  Thronfols»,  a  747. 
Herkommen,  a  130. 133. 136.  279. 
Herr,  jeder,  ist  Kaiser  in  seinem 

Land  a  245;  s.  Grundherr. 
Herrencurie,  b  181. 
Herrenhaus,  s.  Kammer,  erste. 
Herrenstand,  b  100. 
Herrscher,  siehe  Staatsherrscher. 

Fttrst    Souyerain. 
Herrschaft,  a  10.  Verhältniss  zur 

Macht,  a  84.  89. 
Herrschaften,  freie,  a  165. 
Hessen,    Grossherzogthum,    Ver- 
fassung, b  230. 
Hessen-Homburg,  Aufnahme  in 

den  deut  Bund,  a  273.  287.  288. 

Ver&ssung,  b  242. 
Hessen-Kassel,  s.  Kurhessen. 
Hierarchie,  a  113;  hierarchi- 
sches System,  b  836.  858. 
Historiscne  Theorien  über  die 

Entstehung  des  Staates,  a  61. 
Hochyerrath,  s.  Geriditsstand. 
Hofdekrete,  kaiserliche,  a  207. 
Hofgerichte,  kaiserlichov  a  224; 

als    Beichsuntergerichte,    a  235; 

reichsyikariatische,  a  187 ;  s.  Reicha- 

hofgericht 
Hofpfalzgrafen,  a  181. 
Hofstaat,  kaiserlicher,  a  172. 
Hoftage,  fürstliche,  b  174.  175. 
Hoheit,  als  Prädikat,  a  293.  763. 
Hoheiten,  der  Reichsritter,  a  240. 
Hoheitsrechte,   Arten,    a   760; 

über  die  Volksvertretung,  b  305. 
Hohenzollern,  Hechingen,  Sig- 
maringen, an  Preussen  übergegan- 
m,  a  288.  299.  343;  Verfassung, 
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Holstein 
715; 


535.  714. 
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Holstein-Oldenburf  y  &  Oktea- 
borg. 

Homaffiam,  b  10. 
HörigkeitsTerbaad,  ao^ehobeii 

b  45. 
Hnldignng,  Haldigungseid,  h 

10.  177;  8.  Reichahuldigoiig. 
HülfsBchreiber,    bei  der  Genie- 

direktion  der  Bundeafestoogen,  b 

766. 

I. 
Jagdrecbt,  b  46.  47. 
Janrgelder,  a  735. 
Ideale  Tbeorie  Ober  den  Rechts* 

grond  des  Staates,  a  74. 
Jeyer,  a  290.  293. 
Illegalitäten,  werden  nicht  Ter« 

mathet,  b  d. 
Immunität,  derBttodestagsgesand- 

ten,  a  338. 
Imperium  Romannm,  ad.  153; 

nationis  Germanicae  a  154. 
In'appellabilit&t,  der  Staatsge- 
walt, a  88. 
Ineompatibilit&t,    s.  Unrerein* 

barlicnkeit. 
Incorporation,  a  118,  126. 
Indemnität,  bez.  den  Ministem, 

b  394. 
Indigenat,  b  1.  13;  Erwerbung, 

b  52;  Wirkungen,  b  55;  Verlust, 

d60;  s.  Geburt,  Reichsbürgerrecht 

Bundes-Indigenat 
IndiTidiium,  sein Verbältniss zum 

Staate,  a  9.  ^;  s.  Freiheit  Inter- 


Initiative,  landesherrliche,  ft 322; 
landständische,  b  372;  des  Kaisers, 
der  Eurfbrsten,  s.  Proposition. 

Inländer,  siehe Staatsangehörig^er. 
Staatsbürger.  Indigenat  Wohnsite. 
Wohnongsrecht 

Instanzen,  s.  Geridit 

Instruktionseinholung,  der 
Reichstagsgesandten,  a  208;  der 
Bundestagsgesandten ,  a  295.  310; 
unstatthane  der  Yoll^rertreter,  b 
269. 

I  n  t  e  r  e  8  8  e  n ,  als  Eintheilongsgraiid 
des  Redits,  a  31;  nationale,  als 
Staatszweck,  a  48.  50;  der  ein- 
seinen Bundesjdieder,  a  35a 

Interim,  v.  18^,  1850,  «  510-5ia 

Interlocut,  s.  ZwischenurtheiL 

Internationales  Recht,  6  582. 

Interpellationen,  der  Minister, 

Interpretation,  a.  Andegong« 


Interregi 
a  185;    des  MiniateriuBis, 
möglich,  a  746.  747. 

Interyention,  bei  Aiistzigiher- 
&hren,  a  424. 

Inyestitura,  simnltanea,  a  724; 
eventualis,  a  725;  mit  Regiliei, 
Landeshoheit,  a  lia  225;  siehe 
Sammibelehnung.  EventualMeh- 
nung.  Lehensanwartsdiaft. 

Johanniter-Orden,  «  264;  66S. 

Isenburg,  FOnt,  a  273. 

Israeliten,  deren  bflieeiiicbe  usd 
polit  Rechte,  b  62.  478. 

Itio  in  partes,  der  RiädisstMidi; 
a  169.  193;  der  Mitgliedar  der 
obersten  Retchspericfate,  a  214.211 

Juden,  8.  Israeliten. 

Judicium:  parinm,  «  212;  te 
StandeahetTOi,  a  265;  b  136;  Ca- 
merae  imperialia,  m  216;  ai^cBB 
imperiale,  s.  ReidiBhofratk. 

Jura,  s.  Jus. 

Jurisdictio,  b.  Oerichfabaikek. 

Jurisprudentia  heroica.,  «564. 

Juristenfakuität,  deatadic,  Be- 
griff, b  540;  vergl.  ö  562. 

Juristenreeht,  a  132. 

Jus:  adcapftnkuidi,  m  16a  199;  ad- 
Tocatiae,  d  832;  albimwü,  i.  Al- 
bansrecht; de  neu  anpejlamhiy  a 
178.  201.  219.  237.  §&;  amonn, 
a  704.  768;  auBtrAganm,  «  2M; 
belli,  a  768;  cmle,  b  Id;  ediee- 
tandi,  a241.258;  6676;  detactoa, 
b  16;  diTkum,  «73:560;  emimmi, 
a  179.  767;  b  697;  epiaeopafe,  b 
859;  de  non  evocando,  «  17a 20L 
219.  237.  243;  exuviamin,  a  177; 
fiKalitatia,  a  243;  fftdenu,  «  767; 
fortioris,  a  63;  gladü,  a  249;  m- 
speetionis  snu«mae,  m  769;  hß^ 
tionum,  a  767;  mi^ealatieam  ciica 
feuda,  b  816;  patronatoa,  m  213; 
postlimmü,  a  565.  581; 
primariarum,  a  t77.  228; 
8.  Privsizecht;  privatum  tfl 
a  584;  protectionis,  b  88S; 
emn,  s.  Staatsrecht;  Redife,  öübkI- 
liches;  reoq»tionia,  b  832;  nAt- 
mandi,  a  239.  243.  244.  257;  I 
837.  848;  n^ialiae,  a  177; 
tionis,  a  243;  s.  Zwii«;  arem 
b  831;  in  saera,  bi 
tum,  8.  Herkommen;  apdä» 
sacoedendi,  s. 
Biroerioritatis,  territorii,  1 
a  248;  6  832.  837.  d4a. 
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8,  int%:  mi^estatiea,  a  760; 
ttiaesHa^  n.  Rechte,  erwoorbeiie; 
reservata  imperatoris,  a  179—181; 
ingolorom,  a  169.  342.  S43.346— 
^9.  döO.  S51 ;  sublimia,  a  76a 
stizhoheit,  a  765;  b  557. 
stizprivilegien,  zur  Beidifl- 
:eit,  178;  6.  Exemtion.  Gerichts- 
itand. 

stizsachen,  b  571  595. 
stizverfassanff,  des  Reichs,  a 
M2;  des  Bandes,  379;  derBondes- 
(taaten,  bundesgesetzliche  Bestim- 
nungen,  a  388.  389.  392;  b  538— 
>64;  Bestimmungen  der  Yerfas- 
mngsurkunden,  b  565—608. 
stizverveigerun^, Rechtshülfe 
lagegen  zur  Reichszeit,  a  201.219. 
Ö7 ;  nach  Bundesrecht,  a  360.  366 ; 
^  4.  389.  539;  nach  den  Yerfks- 
lungsorkunden,  b  568. 


kbinetsjnstiz,  a  403;  b  50. 
i68.  667;  8.  Machtspruch. 
Hser^a  153.  154;  F&hiekeit  dazu, 
t  170;  dessen  Ehrenred^te,  a  154. 
L71;  Titel,  Pr&dikate,  a  172;  Re- 
rfeningBx^echtft,  a  173 ;  als  oberster 
Kkhter,  a  174;  Hauptdes  Reichs- 
lofraths,  a  226;  Selbstentschei- 
hingnrecfat,  a  173.  174.  175;  Ver- 
bot seiner  Einmischung  beimRKG., 
I  174;  ertheilt  Privilegien,  Gnaden, 
Szemtioneii,  a  178;  seine  Macht- 
roOkommenheit,  a  178;  Reserrat- 
pechte,  a  179;  Wahl,  Krönung,  a 
182;  Anfiing,  Ende  seiner  Regie« 
rang,  a  182;  YolU&hrigkeit,  a  182; 
EUtifikationsrecht,  a  173.174.206; 
i)enzft  den  Reichstag,  a  206;  sein 
i^orrang,  a  154;  beschränkter  M(h 
iftrth,  «  155;  Advocatos  der  rOm. 
Kirche,  a  171.  177;  Prodominas 
lez.  der  Reichslehen,  a  156.  176; 
loll  nicht  in  die  Landesregienmg 
singreifen,  a  158.  249;  fthrt  den 
[>b^befehl  über  das  Reichsheer, 
^  704;  8.  EOnig,  deatscher. 
tiserin,  ihre  Ehren,  a  172. 
kiserliche  Gewalt,  a  155. 
L56;  deren  Rechtsgrund,  a  73. 
kiserthum,  römisches,  a  153. 
154;  österreichisches,  a  262;  pro-> 
ektirtes  norddeutsches  (1806),  a 
S62;  piojektirtes  deutsches  (1848, 
L849),4'if9.  498;  485. 


KaÜBch,  8.  Yertng. 

Kammer,  landesherrliche,  s.  Ffscns ; 

Klagen  gegen  dieselbe,  s.  Klage. 
Kammer,  JandstAndiBche,  erste,  b 

292.  294. 
Kammer,  zweite,  s.  Yolksvertre- 

tong.    Zweikammemsystem. 
Kammergut,  s.  Domflnen. 
Kammerrente,  s.  Domftneiirwle. 
Kammerziele,  «  218;  b  675^ 
Kanzleis&ssige:  Peinooen,  b  8; 

Güter  b  57. 
Karlsbader  Ministerial-ConIsrttH 

zen.  Beschlösse,  a  277. 
Kettenburg,  von  der,  dessen  Be- 
schwerde am  Bund,  a  342;  b  851 
Kirche,  Begriff,  b  882;  ihr  Yer- 

hftltniss  zum  Staat,  a  14.  94.  95; 

b  836.  874;  herrschende,  b  846; 

Aufnahme,  Reception,  s.  Reliffions- 

ffeseOschaft;    ADgabenfreihenft,    b 

Kirchenbann,  b  834. 

Kirchendiener,  deren  landes- 
herrliche Bestätigung,  b  862.  878. 
Emennungsrecht  b  863;  Stehen 
unter  den  Staatsgesetzen,  b  865. 
866.  879;  s.  Geistliche.  Wa<hl- 
Migkeit 

Kirchengewalt,  b  833. 

Kirchen  gut,  s.  Kirchentermötren. 

Kirchenhoheit,  a  767:  d  831. 
832;  Unterschied  Ton  Kirchen- 
gewalt, b  833;  gesetzlidie  Bestimm 
mungen  darOber,  b  839. 

Kirchenprovinz,  oberrhelaische, 
b  841.  842. 

Kirchenregiment,  landesherr- 
liches, über  die  protestantisdie 
Kirche,  s.  Bischöfliche  Rechte. 

K|irchenstrafen,  sind  ohne  polit 
und  bürgerl.  Wirkung,  i  834.  875 : 
Mitwirkung  der  R^erung  bei 
ihrem  Yollzug,  b  883. 

Kirchenyermögen,  den  christl. 
Confessionen  garantirt,  a  164.  251 ; 
b  850.  866.  880;  Yerwaltung,  b 
867;  Einziehung,  b  868.  880.  881; 
neuer  Erwerb,  b  881;  s.  ^md, 
todte. 

Klagen:  der  Unterthanen,  Privat- 
personen,  gegen  die  landesherriiehe 
Kammer,  a  233.  249.  250;  gegen 
den  Fiscus,  b  696;  gegen  Staats- 
beamte, b  41.  799.  800;  ffegenBe- 
hörden,  b  596 ;  gegen  denäouTenin 
als  Prtfstperson,  «  755;  b  514; 
gegen  den  deutsehen  Bund  «u 
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Gitilansprflchen ,  a  898;  g6|(en 
mehrere  BondeBglieder  zurieich, 
im  Fall  der  W.  S.-A.  art  30,  ä 
3d3.  426;  der  Landst&nde,  gegen 
den  Landesherm  zur  Beic&zeit, 
a  250;  8.  Ministeranklage.  Be- 
schwerderecht Jostizverweigenmg. 

Klöster,  deren  Errichtung,  Aofhe- 
bung,  b  861. 

Eniphaasen,  a  273.  290. 

Köln,  Kurfürst,  a  198.  200;  üm- 
schlageplatz,  b  656. 

König,  stirbt  nicht,  «691;  deutscher 
als  römischer  Kaiser,  a  153.  155; 
s.  Kaiser,  römischer,  a  184. 

Königthum,  s.  Monarchie;  patri- 
aichalisches,  a  113. 

K  0  r  p  0  rat  i  o  n  e  n ,  s.  Gorporationen. 

Kosten:  des  AnstrftgaWer&hrens, 
a  422;  des  bnndessdiiedsgerichtL 
Yerfiüurens,  a  432;  der  Bundes- 
execution,  a439;  der  dienstlichen 
Stellyertretung    zu   Abgeordneten 

Cwfthlter  Beamten,  b  281;  der 
indtage,  6  334.  365.  366 ;  s.  Reise- 
kosten. Diftten. 

Kreis  ausschreiben  de  Fürsten, 
al65. 

Kreiseintheilung,  des  Reichs, 
a  164. 

Kreisoberste,  a  165. 

Kreisschulden,  a  269.  286;  b 
es,  700. 

Kreisstftnde,  a  165. 

Kreissteuern,  b  677. 

KreisTertretungen,  in  den  Bun- 
desstaaten, b  448. 

Krieg,  s.  Bnndeskrieg. 

Kriegsartikel  (Strafbestimmun- 
gen), b  739. 

Kriegsbereitschaft,  b  725. 

Krieffsdienstpflicht,  s.Milit&r- 
l^ditigkeit  Landwehr.  Heerfolge. 

Kriegserklärung,  des  Bundes,  a 
341.  342;  6  902;  als  Souveräne- 
tfttsrecht,  6249.  773. 

Kriegsgericht,  über  den  Ober- 
feldherm  des  Bundes,  b  732. 

Kriegsherr,  6704.733. 

Kriegsrecht,  als  Souverainetäts- 
recht,  A  768;  b  892;  s.  Kriegser- 
klirang;  der  Bundesglieder  die 
europäische  Mächte  sind,  b  895. 
896.  903;  dessen  Beschränkung 
hinsichtlich  der  übrigen  Bundes- 
güeder,  b  894.  895. 

KriegsYerfassung,  zur  Reichs- 
leit,  b  704;  des  Bundes,  b  706. 


Kriegsznstand,  dessn  Veikli- 

dung,  Wirkung,  b  451.  53a  57L 

739. 
Kronsyndici,  b  Wl. 
Krönung,  deren  Bedentong,  s  TS: 

des  Kaisers,  a  154.  182. 
Ku  n  s  t  h  a  n  d  e  1 ,  a.  ConoesäoB.  Pre»- 

gesetzgebung.  Nachdruck. 
Kunstwerk,  B^ril^  6  6^  616. 
Kurfürsten,    Kurfürsteacol- 

legium,  al98— 204;derenBecMe, 

a  199;  Tage,  Vereine,  «  lÄ  ML 
Kurfürstenthümer,  a  165. 
Kurhessen,  KorfUrst  «  199;  Im- 

fassung,   b  227;  Wirren  1660,  i 

535;  Streit  mit  Waldeck,  s  414; 

b  535. 
Kurmainz,  s.  Mainz. 
Kurpfalz,  s.  Pfslzgraf  hd  Bleii. 
Kurstimme,  a  196.  198;  Emdh 

tung  neuer,  a  196. 
Kursachsen,  s.  Sachsen. 
Kuryereine,  a  201. 


Land,  als  Volk,  a  100:  limd  mid 
Leute,  a  243;  b  2;  s.  Abtreto«: 
Länder,  a  4.  156;  s.  StaalsgeUet 
Territorien.  Bundesländer:  da 
fränkischen  u.  sächsischen  B«ht^ 
a  186;  priTÜegirte,  a  222.  2S9;  i 
Exemtionen. 

Landau,  Bundesfeatung,  b 74& 749. 
751. 

L  a  n  d  e  s  ad  el ,  dessen  politische  Stel- 
lung, b  156;  hoher,  b  107.  159. 

Landesdiensthoheit,  a  767;  > 
702. 

Landesfarben,  zu  tragen  g^ 
stattet,  b  612. 

Landesfrohnen,i8;  s.LBadfo|ge. 

Landesfürstlichkeit,  a  2191 

Landesgesetzgebung,  derei 
Verhältniss  z.  ReichsgeMti|e1»Bg, 
a  157;  zur  BundesgeselagebuDg,  * 
202.  203.  209.  216.  2197190:  nr 
Gesetzgebung  eines  Staateubnöei 
und  Bundesstaates  fiberhaopt,  f 
119;  zur  projektirten  Beicksfff- 
&ssung,  a  487;  s.  Ver&SBoag. 

Landesgrundgesetse,  s.  Viff- 
fassungen. 

Landesherr,  a  HO;  s-Soarcfö. 
Staatsherrscher.  Fürst 

Landesherren,  deutsche,  s  ^ 
242;  als  Rechtsnachfolger  desdest 
Reichs,  a  135.  285;  ~  '  ^ 
g^^  die  üntotfaanen,  s 
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leschrftnkangen  durch  den  RDHS. 
.  1803,  a251;  B.  Bischöfliche 
fechte. 

ndesherrlichkeit,  a  238;  s. 
Andeshoheit;  angeblicher  Unter- 
diied  Ton  Landeshoheit,  a  239. 
10. 

idesherrschaft,  a  110;  siehe 
Dnverainet&t. 

ideshoheit,  deren  Wurzel  in 
sr  Fatrimonialität,  a  68 ;  s.  Grond- 
jrr;  Begriff  und  Wesen,  a  238; 
ntstehune.  a  241.  242;  Erwer- 
mgj  a  247;  durch  Bürgerliche, 
247;  in  den  geistl.  Territorien, 
246;  der  Reichsritter,  a  257; 
»llständige,  unYollständige,  a241; 
ibordinirte,  a247;  6144;  reichs- 
undgesetzliche  Bestimmungen,  a 
tB;  Y  ermuthungsgrOnde ,  a  241; 
ir  investiturfähij^es  Immobiliar- 
cht,  a  110 ;  in  sie  soll  der  Kaiser 
cht  eingreifen,  a  158. 174 ;  Selbst- 
uiutenenz  dabei,  a  158. 249 ;  Ent- 
tzong,  Suspension,  a  192.  214. 
0. 

ides-Indigenat,  s.  Indigenat 
des-Eind,  a  19. 
des-Kirche,  b  856;  s.  Staats- 
rehe. 

ides-Lehen,  a  166. 
des-Obrigkeit,  a  238. 
des-Patronat,   angeblicher, 
863. 

des-Recht,  s.  Recht,  parti- 
läres. 

des-Staatsrecht,  deutsches 
218 

des-Theilung,  a  686. 
des-Yater,  a  65. 
des-Yerfassungen,  s.  Yer- 
isnng. 

desTortretung,  siehe  Land- 
jide.  Yolksvertretung. 
d  esverv  eisung,  derlnl&nder, 
statthaft,  6  55 ;  der  Fremden,  b  86. 
dfolge,  a  767;  b  8.  702.  774. 
dfrieden,   ewiger,  a  159;   b 

dfriedensTcrfassung,   des 

ndes,  a  379.  386. 

dgemeinden,  b  468;  s.  Ge- 

inden. 

dgerichte,  kaiserliche,  a235. 

dgrafen,    a  202;    Landgraf- 

tanen,  a  165. 

dherren,   a  238.   242;    des 

iaen,  der  Fanten,  b  174. 


Landmarschall,  b  833. 

Landrftthe,  b  181.448. 

Lands  a8siat,Land8ä8sigkeit, 
&  1.  533;  Landsassiat- Staaten,  a 
69;  landsässige  Personen,  Güter, 
a  252;  b  156. 

Landschaft,  gesammte,  b  181;  s. 
Landstände. 

Landschaftsdirektorium,  b 
333. 

Landstande,  b  174;  deren  Yer- 
hältniss  zu  Bundesbeschlüssen,  a 
373;  Mitwirkung  bei  Aufbringung 
der  Mittel  zum  Vollzug  derBundes- 
Beschlüsse,  a  375;  bei  Errichtung 
fürstl.  Hausgesetze,  a  587.  590; 
bei  Erbverbrüderungen,  a  721. 722; 
bei  Anordnung  von  Regentschaft, 
a  667. 672 :  ihre  persönlichen  Rechte 
b  356;  politische  Rechte  nach  der 
projektirtenReichsverfassung(1849) 
b  52;  Befugnisse  bez.  der  Gesetz- 
gebung, Beirath,  Zustimmung,  b 
367;  Fetitionsrecht,  Initiative,  b 
372;  bez.  der  Anleihen,  b  699.  700; 
des  Staatshaushalts,  b  391;  des 
Staatsschuldenwesens,  &  406;  der 
Domänen,  6  682.  683;  des  Staats- 
guts, b  698;  der  Staatsverträge,  b 
380;  der  vollziehenden  Gewalt,  ft 
374;  des  Militairwesens,  b  775. 
776;  bez.  der  Minister,  6  409;  Be- 
schwerde -  Recht ,  b  375;  gegen 
Staatsbeamte,  6  799;  s.  Klagen; 
Prüfungsrecht  der  landesherrlichen 
Yerordinungen  und  sog.  provisori- 
schen Gesetze,  &  377;  Präsenta- 
tionsrecht von  Richtern,  b  538. 601; 
Befiigniss  zur  Annahme  von  Peti- 
tionen, Beschwerden,  b  5.  338. 441 ; 
Redefreiheit,  Abstimmungsfreiheit, 
b  357;  Diäten,  b  365;  Yerhaftung 
wegen  Schulden  und  Yerbrechen, 
b  362 ;  Ausschluss  aus  der  Kammer, 
b  359;  8.  Disciplin;  s.  Curien. 
Kammern.  Ausschüsse.  Yolksver- 
tretung. 

Landständische  Beamte,  b 
331. 

Landständ.  Bekanntmachun- 
.  gen,  B.  Publikation. 

Landständische  Beschlüsse, 
s.  Beschlüsse. 

Landständische  Yerfassung: 
Geschichtliches,  b  172.  178;  zur 
Rheinbundszeit,  b  185;  Bestimmung 
in  der  B.-A.,  b  187;  in  der  W. 
S.-A.,  6 189;  in  Bundesbeschlüssen, 
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k  215.  S19;  18t  buideqmeUlidk 
nothwendig;  d  189. 190;  Charakter 
als  allgememe  LandesTertretiiDig, 
b  190. 191;  Umbfldung  der  älteren 
landständuchen  YemasungeQ,  b 
191;  Abänderung,  Aufhebung  in 
aaerkannter  Wirksamkeit  bestehen- 
der landständischer  YerÜASsungen, 
b  192 ;  abgezwun^e,  b  195;  dem 
monarchischen  Pnncip,  den  Bundes- 
gesetaen  und  Bandespflichten  des 
Souverains  zuwiderlaofiende,  6199. 
209.  216;  £inmi8chungsrecht  der 
B.-Y.in  landst&ndische  Verfassungs- 
streitigkeiten, «356;  fr  192.  199. 
211.  213;  s.Gaiaatie.YerfiEissungs- 
orkonden. 

Landständische  Yerhaadlan- 
gen,  s.  Geschäftsordnung.  Oeffent- 
Bchkeit. 

Landsturm,  b  701  774. 

Landsyndikus,  b  333. 

Landtag  (Landtäding;,  b  174; 
(Ständeversammlung):  dessen  Be- 
rufung, b  307;  ordentliche,  ausser- 
ordentliche, b  308;  Eröffiiung,  b 
312;  Constituimng,  b  330;  Dauer, 
b  315;  Berathungs-  u.  BeschJnss- 
fähjgkdt,  b  334.  335;  Yertagung, 
b  316.  320;  Schluss,  b  314;  Auf- 
lösung, b  317.  319;  Ptäsidium, 
SchriftfUirer,  b  331. 

Landtags-Abschied,  b  314. 

Landtags-Kosten,  a.  Kosten. 

Landtag8-Ordnnng,s.  Geschäfts- 
ordnung. 

Landtags-Perioden,  b  309. 

Landwehr,  ^8.  701 

Lauen  bürg,  s.Sachsen-Lanenbwg. 

Legalität,  der  Handlungen  der 
Staati^walt  wird  vermuthet,  b  3. 

Legislaturperioden,  6  283. 

Legitima,  s.  Pfiichttheil. 

Legitimatio,  unehelicher  Kinder, 
per  rescriptum,  a  645;  ner  sub- 
sequensmatrimoniuBi,  «648;  minus 

flena,  als  kaiaeri.  Beserratrecht»  a 
81.  616. 

Legitimität,  des  Staatsherrschers, 
a  566-561 

Legitimitätsprineip,  a  566. 

Lehen,  s.  Beichslehen.  Landes«- 
khen;  die  ein  SouYerain  von  einem 
andern  trägt  b  819.  821;  Errich- 
tung neuer,  beschränkt  oder  unter- 
sagt, 6  8:^825;  Wiederveikihiing 
heuuge&lleaer,  b  823.  824;  deren 
Ablösung  siehe  Ailodifikaüon;  als 


idstariaehear  BaehtirtiUl  d. 
gewalt,  a  Sh  93. 

Lehen-Anwartschaft,  «  1% 
725:  8.  Anwartsdiaft.  ETSoteal- 
belennung ;  deren  EMieilang  ubüks^ 
sagt,  b  ^L 

Lehenauftragung,  yerbotene,  b 
821. 

Lehenbare  Staaten;  a.  Staales. 
Territorien;  bestehen  in  Dentadt- 
land  nicht  mehr,  b  531 

Lehenempfängniaa,  derBeiciis- 
Btände,  a  191 

Lehenexspectansen,  a.  Leben- 
Anwartschaften. 

Lehenfähigkeit,  ertheileo,  ala 
kaiserL  Beservatrecht,  «  181. 

Lehengerichtsbarkeit,  b  817. 

Lehenherr,  wer  seinkaiui,  ^821. 

Lehenherrlichkeit,  b  617;  des 
Kaisers,  a  176;  als BedOstHel  der 
Thronfolge,  a  729;  b  535;  der 
Bheinbundsf^TSten  gegenseitig  aof- 
gehoben,  a  267;  b  819;  Ober  ihre 
Vasallen  gegenseitig  afagetretaa,  a 
267 ;  eines  deutschen  Bnndeaftolen 
über  das  Staatsgebiet  einea  andern 
unzulässig,  a  414.  73a  531  535. 
819;  der  Standeaherrai,  k  82L 
831 ;  der  mediatisirten  Ober  deotacfae 
Souveraine  aushoben,  b  821. 

Leheahoheit,  «  767.  816— ^3L 

Lehen-Kanzlei,  b  817. 

Lehen-Polizei,  b  817. 

Lehen  recht,  lombardiscfaies,  seme 
Anwendbarkeit  im  Staatsrechte,  a 
138. 

Lehenverband,  seine  Anfhebong 
nach  der  projekttrten  Rraribsror- 
&S8ung  (1849),  b  48;  a]i%diobea 
unter  den  deuächen  RimiiPRft^riif^^t^ 
s.  Lehenherrlichkeit. 

Lehenversprechen,  a.  I^ten- 
anwartschalL 

Lehenwesen,  dess^i  Yeräadenor 
gen  seit  1806,  b  818;  BestiDUBiiB- 
gen  der  Yer£.-Üi±unden,  b  818. 

Lehrfreiheit,  b  38. 

Leibeigenschaft,  an£rehotai,  i 
19.  45:  v^l^  «507;  «532. 

Leibgeding,  a  64^ 

Leistungen,  beaondexe,eBieaBai* 
desgUedes  f&r  den  Buiid,  •  Siä. 
348. 

Lepel,  V.,  Promemoria,  •  i^Th. 

Leute,  8.  Land. 

Leyen,  Förat  von  der,  a  27a 

Lichtenberg,  Ffl9teiithim»a3lt 
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i      LiegensekAfteä,  b.  €toideigeii- 

thum.  Gmndstacke. 
I      Liechtenstein,  YerfiMBang,  ^ 240. 
t      liimbnrg,  Herzogthum,  «291.294. 
I  491.  6d8;  Verfassung,  b  2S5. 

Linealsjstem,  a  701;  Lineal- 
I  gradualsystem,  a  702. 

Lippe,  Detmold,  YerCassung,  b  241 ; 
I  Schaumburg,  Vert  ö  241. 

Literatur,  des  ftllcemeinen  Staats- 
rechts, a  38;  des  deutschen  Staats- 
rechts, a  145;  des  deut.  Bundes- 
rechts, «  27a 
L  i  t  i  8  p  e  n  d  en  z ,  s.  Bechtsh&ogigkeit. 
Lombardei,  als  Reichsland,  al54. 
164;  varum  nkhtBundesland,  a289 ; 
lombardischcs  Lehnrecht,  a  138. 
LondonerYertrag,T.  1839,  a 291; 
Con&mizprDtokoll,  t.  1852,  a  715. 
Lossagungsurkunde,  der  fihein- 

bundsfürsten  Tom  Reich,  a  262. 
Lothringen,  a  164. 
Labeck,  Verfassung,  b  453.  466. 
Ludwig,  der  Bayer,  Kaiser,  seine 

Gonsütution  t.  1338,  a  159. 
LOne viller  Frieden,  s.  Frieden. 
L  u  X  e  m  b  u  r  g ,  Orossherzogth., «  289. 
291.  294.  539;  Verfassung,  b  234; 
Bundesfestung,  b  748-75L 


Macht,  ihr  Verhftltmss  nun  Recht, 
a  30.64;  als  Grundlage  des  Staates, 
a  63;  Veihftltniss  Eiir  Staatsgewalt, 
a84  89. 

M&chte  (als Staaten),  a84;  fremde, 
deren  Anrufiong  z. Reichszeit  unter- 
sagt, a  250;  im  westpluü.  Frieden 
ffestattet  bez.  seiner  Garanten,  b 
884;  8.  Einmischung;  können  Ver- 
wendung der  B.-V.  nachsuchen,  a 
361;  b  897.  898;  Mächte,  europ. 
als  Bundesglieder,  o  289.  445.  447 ; 
^899;  deren  Kriegacecht,s.  Kriegs- 
recht 

MachtsprQche,  des  Kaisers,  a 
178;  der  B.-V.,  a  285.  403;  des 
Souveraina,  s.  Kabinetfi||astiz. 

Machtvollkommenheit,  des  Kai- 
sers, a  178;  als  Staats -Nothreeht, 
a  767;  b  697. 

Majest&t,  Prädikat,  Titel,  «  763. 

Majestätsrechte,  «  760.  763. 

Majestätsvexbreehen,  am  Kai- 
ser, Kurftoten,  m  200. 

Mainz,  Kuverzkanzler,  a  199.  207. 
209;  Director  im  Corpus  Catholi- 
oonuD,  al93;  inKuifuistencoUeg, 


d  aoO;  bat  das  Bekhstacaiivek- 

torium,  a  207;  erster  Beichsmiiufller, 
a  209. 

Mainz,  Stadt,  ümschlageplatz,  ^ 
656;  Bundesfestung,  b  748. 

Majorat,  a  700. 

Maj  orität,  ihre  Berechnung  in  der 
B.-V.,  a  295;  s.  Besdilüsse.  Stim- 

'  menmehrheit. 

Majoritätsprineip,  n  84->87. 

Mandat,  der  landständ.  Abgeord- 
neten, ^257;  dessen  Niederlegung, 
b  261;  Mandate,  landesherrüche, 
8.  Verordnung;  unbe()ingte,  des 
Bundesausträ^dgerichts ,  «  426; 
gmchtliche,  deren  Behändigung, 
Vollstreckung  in  andern  Bundes- 
staaten, b  542. 

Mängel,  geistige^  k<bperliche,  des 
Souverains,  Thronfolgers,  s.R(i^e- 
rungsvonnundschaft.  Thronfolge- 
ün&higkeit, 

Mannsstamm,  sein  Vorzug,  «689. 
705;  B.  Successionsordnung. 

Mantelkinder,  a  648. 

Markgenossen,  b  475. 

Markgrafen,  «  202;  Markgraf- 
schaften, a  165. 

Marks  äs  sig,  s.  Grundstacke. 

Martialgesetz,  b  451.739;  siehe 
Kriegszustand. 

Märzereignisse,  1848^  «459. 

Mass,  gleiches,  b  661. 

Matrikel,  reichsritterschaftliche, 
a  254;  s.  RächsmatrikeL  Buade»- 
matrikel. 

Matrimonium:  daadestinum,  g. 
Gewissensehe;  ad  Legem  Satouas, 
s.  £3ie,  .morganatische. 

Maximen,  s.  Staatsmaximen. 

Mecklenburg,  Verfassung,  und 
Schiedsgericht,  b  237. 

Mediatisirung,  von  Reichsstän- 
den, zur  Reichszeit,  m  190.  197; 
in  der  Rheinbundszeit,  a  260;  der 
Reichsstädte,  a  206. 264 ;  der  Reichs- 
ritterschaft,  a  264. 

Mediatisirte ,  dttrfen  sich  mit 
Beschwerde  an  die  B.-V.  wenden 
bei  Verletzung  durch  die  liandes- 
gesetzgebnng,  a  402;  b  152;  äire 
ueichuehen  und  au^etraffene» 
liehen,  b  820;  ihre  Aktivlehen 
gegen  Souveraine  aufgehoben,  b 
821 ;  s.  Standesherren.  ReichsadeL 

Mediatst&nde,  a  190.  197. 

Medicinalgewicht,  gemeinsames, 
b  654. 
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Meinungsfreiheit,  s.  OewiaaenB- 

freiheit.  Pressfreiheit 
Metapolitik,  a  90. 
Militair,  schreitet  im  Innern  nur 

anf  Beouisition  der  Civilbehörden 

ein,  b  776;   darf  nicht  berathen, 

Yersainminngen  halten,  b  626.  776; 

schwört  keinen  Yerfiissungseid,  b 

777. 
Militair- G  omm  i  SS  ion,  technische, 

des  Bundes,  b  770. 
Militair-Conventionen,     tou 

Sachsen -Coburg- Gotha  u.  A.  mit 

Preussen,  b  708. 
Militairfreiheit,    der    Standes- 
herren, b  135;  der  Mitdieder  son- 

verainer  Häuser,   der  GreistUchen, 

b  774. 
Militairgerichtsstand,   s.  (re- 

richtsstand. 
Militairgesetze,  b  372. 
Militairhoheit,    a   767;   b   704. 

Bestimmungen  der  Yerü-Ürkunden, 

b  774;  ihre  Abtretung  an  andere 

BnndesfÜrsten,  b  708. 
Militairpflichtigkeit,   gleiche, 

b  8.  9.  26.  773;  s.  Auslieferung. 
Militairverfassung,   s.   Kri^- 

TerÜEMung. 
Minister,  deren  EnthuBsbarkeit,  b 

816 :  Theihiahme  an  den  hindst&nd. 

Yerhandlungen,   b   349;    Yerant- 

wortlichkeit,  b  409.  450;  Anklage, 

410—441. 
Ministeria,  des  Reichs,   s.  Ers- 

&mter. 
Ministerialconferenzen,  siehe 

Dresden.    Karlsbad.    Wien. 
Ministerial-Justiz,  b  50. 
Minorat,  a  700. 
Missbrauch,  der  Landeshoheit,  a 

251;  der  Staatsgewalt,  a  773;  der 

ffeistl.  Gewalt,  &  864-866.  877; 

der  Regalien,  6  891 ;  s.  MOnzregal ; 

Missbr&uche,  kirchliche,  b  861. 
Missheirath,  a  607  —  635;  noto- 
rische,   a    623.    780;    fürstlicher 

Frauen,   a  610;  in   standesherr- 

lichen   H&nsem,   a   629.   b   103; 

Competenz  des  R.-E.-G.  in  Miss- 

heiraths  -  Sachen ,  a  223. 
Mitglieder,  des  deutschen  Bundes, 

s.  Bundesfflieder;    des  Reichs,   s. 

Reichsst&nde. 
Mitregentschaft,  a  669. 
Mittelbare,  a  251.  252;  s.  auch 

a  221.  222;  mittelbare  St&nde,  a 

190. 


Mobilmachang,  b  794. 

Monarchie,  a  112.  113;  b  161; 
beschränkte,  landst&adiache,  eoa- 
stitutionelle,  parlamentarische,  h 
163. 164.  250;  monarrbiiirhpH  Pria- 
dp,  b  245;  s.  auch  a  376;  b  30Q. 
201.  209.  215. 

Monopol,  b  674. 

Moratorium,  b  606. 

Morganatische  Ehe,  a  636. 

Morgengabe,  a  641. 

Motionen,  b  33& 

Motive,  deren Mittfaeümig  hei  (km- 
petenzerklärun^  d.  B.-Y.  a  378; 
der  Vnil^tAiMii^bAn  Abi^^pg^y 
landesherrlicher  AntrSge,  b  347; 
der  Gutachten  der  Bo 


sionen,  a  333. 
Mflnchener  Entwurf  etDerR.-Y. 

(1850),  a  513. 
Mttnzregal,  a  181;  dessen  Miss- 

brauch  zur  Reichszeit,  a  193.  &891. 
MünzTertrag,    dßt    Zoihefens- 

Staaten,  b  665. 
Museum,  germanisches,  a  3ö5u 
Musikalische  Werke,    8.  Asd- 

i&hrung.    Nachdruck. 
Musterung,' d.  Bundescootiogente, 

b  724. 
Muthschierungy  a  686. 

I. 

Nachbar,  &  47a 
Nachgeborne,  s.  Primen. 
Nachdruck,  b  43.  641.  66& 
Nacheile,  b  703. 
Nachlass,  von  Steuern,  a.  Steoer- 

Nachsteuerfreiheit,  £  !&  21 

Nadelgelder,  a  641. 

Nahrungszweige,  Becht  zur  Be- 
treibung, &  56;  s.  Geweriwfrcihat 

Nassau,  Yer&ssung,  b  237. 

Nation,  a  18. 104;  a.  Yftlkeiechaa 

Nationalit&t,  a  19—21;  natfli^ 
liehe,  politische,  a  22;  &  Yolkt- 
stftmme,  nichtdeutscheL 

Nationalit&tsprincip,  a  22. 

NationalsouTcrainet&t,  al(A 
in  der  constitnirenden  Nationalfer- 
Sammlung  (1848)  prodamirt,  a48CL 

Nationalvertretung  am  Bund, 
erste  Anträge  darauf,  a  454.  46L 

NationalYersammiung,  coasti- 
tuirende,  deren  Benifiuig  dnch 
dieB.-Y.  (1848),  a464;  ferittod- 
lungen,  a  484,  wählt  den  Ktajg 
▼onrreussen  som  deutschenSaiaei^ 


Register. 
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a  4d5;  allxii&hlige  AüflOsuäg,  a 
499^501;  von  ihr  beschlossene 
Gesetze,  a  494;  ihre  Beschlüsse 
über  die  landständische  Yerüassung, 
5  219;  8.  Reich8ver£Bissang.  Grund- 
rechte. 

Natur  der  Sache,  a  142. 

l^aturalbesoldung,  b  794. 

Naturales  (filü),  a  646.  650. 

Naturalisation,  b  d3. 

Naturphilosophische  Theorie, 
a  61. 

Naturrecht,  a32;  s. Recht,  natOr- 
liches;  Staatsrecht,  allgemeines. 

Naturstand,  a  17.  18. 

Naturstaaten,  a  60. 

Nebenland,  a  126;  Nebenländer 
des  Reichs,  a  164. 

Neyerhandel,  verboten, 5650. 899. 

Neipperg,  b  %. 

Neuenburg,  FOrstenthun^,  a  289. 

Neutralität,  der  Reichsstädte,  a 
250;  des  Bundes,  b  903. 

Neuwahlen,  b  286.  321. 

Niederlande,  a  289.  294. 

Niederlegung,  s.  Abdankung. 
Mandat 

Niederschlagung,  von  ünter- 
Buchungen  überhaupt,  s.  Abolition; 
gegen  Staatsbeamte,  b  816. 

Nominationsrecht,  der  Bischöfe 
und  Geistlichen,  s.  Kirchendiener. 

Normaljahr  und  Ta^f,  für  Reli- 
gionsflbung  und  kirchlichen  Besitz, 
o  848;  für  Yirilstimmführung  auf 
dem  Reichstag,  a  200. 

Notherben,  s.  Pflichttheil,  Ent- 
erbung. 

Nothleistungen,  b  8. 

Nothrecht  des  Staates,  a  179. 
767;  b  8.  504.  507.  697. 

Nothstaat,  a  16. 

Nothstand,  s.  Nothrecht;  in  der 
Gesetzgebung,  b  621,  697;  in  der 
Rechtspflege,  b  697. 

Nothwendigkeitstheorie,  a60. 

Nullitätsquerel,andas  R-E.-G., 
a  228;  gegen  bundesausträgalge- 
richtliche  Erkenntnisse  unzulässig, 
a  422.  423. 


Oberappellationsfferichte,  ge- 
meinschaftliche, 5  539.  8.  (Berichte, 
dritter  Instanz. 

Oberaufsichtsrecht,  s.  Gewalt, 
oberaufisehende. 

Oberfeldherr,  des  Bundes,  6  728. 

ZOpfl,   StMtfreoht  6.  Aufl.  IL 


Oberrheinische  Eirchenpro- 
Tinz,  b  841.  842. 

Obligationenrecht,  projektirtes 
gemeinsames,  b  559. 

Obmann,  bei  B.- Schiedsgericht,  a 
430.  431. 

Ochlokratie,  a  112. 

Octroi,  8.  Rheinschifflfahrt 

Octroirung,  s.  Verfassung.  Wahl- 
Offener  Brief,  KChristian'sVm., 
8.  Holstein. 

Oeffeptlichkeit,  landständ.  Yei^ 
handlungen,  Protokolle,  b  211. 215. 
217.  352;  der  Bundesprotokolle, 
8.  Bundesprotokoll;  d. Rechtspflege, 
b  608 ;  der  Verhandlungen  der  Ge- 
meindebehörden ,  des  Gemeinde- 
haushalts, b  492. 

Officialyerfügungen,d.  Reichs- 
hofiraths,  a  228. 

Oldenburg,  erwirbt  Jever,  a  290. 
293.  Kniphausen,  a  273.  290; 
nimmt  grossherzoglichen  Titel  an,  a 
293;  Verfassung,  b  238. 

Oligarchie,  a  112. 

Olmützer  Punktation,  a  537. 

Oels,  preussisches  Lehen  des  Her- 
zogs V.  Braunschweig,  a  695 ;  b  821. 

Orden  (Ehrenzeichen),  b  672 ;  pro- 
jfktirtes  Verbot  ausländischer,  b 
25;  geistliche;  deren  Aufhebung, 
b  868;  staatsgefährliche,  b  861; 
8.  Deutsch.  Orden.  Johanniterorden. 

Ordensgelübde,  b  862. 

Ordnung,  des  R.-E.-G.,  s.  Reichs- 
kammergericht;  des  K-H.-R.,  s. 
Reichshofrath;  der  Sitzungen  der 
B.-V.,  8.  Sitzung;  der  Verhand- 
lung, des  Geschäftsgangs  in  der 
B.-V.,  8.  Geschäftsordnung;  der 
Protokollführung  in  der  B.-V.,  a 
319 ;  landständ.  Verhandlungen, 
8.  Geschäftsordnung. 

Ordnungsruf,  des  Präsidiums  in 
der  Eammer,  b  360. 

Organisation,  der  B.-V.,  8. 
Bundesyersammlung. 

OrganischeEinrichtungen,  s. 
Bundeseinrichtungen. 

Orientalis  che  Angelegenheit, 
a  552 ;   b  899.  891.  904. 

Orte,  der  Reichsritterechaft ,  a  165. 
253.  254. 

Ortsausträgalinstanz,  reichs- 
ritterschaftliche,  a  232.  233. 

Ortsbürgerrecht,  s.  Gemeinde- 
bürgerrecht 
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Ortggemeinden,  s.  Gemeinden. 

Ortspolizei,  h  486. 

Ognabrflck,  Fflrstentham ,  seine 
Stimme  auf  dem  Reichstag,  a  203. 

Oesterreich,  sein  Privileg,  a  157. 
687.  705 ;  Sitz  und  Directorium  im 
Heichsfürstenrtth ,  a  202.  203 
Exemtion  vom  R.-K.-G.,  a  222 
als  Kaiserthum  erkl&rt,  a  262 
seine  Bundesländer,  a  289;  s. 
Lombardei;  Bundespr&sidium,  a 
•^95;  Verfassung,   b  223. 

Otto  I.,  K.,  sein  Vertrag  mit  Papst 
Leo  VIII.,  a  153. 

P. 

Panisbriefe,  a  177. 

Papiere,  deren  Beschlagnahme,  b 
30.  668. 

Papiergeld,  b  406. 

Pappenheim,  Graf,  Reichserfo- 
marscbalK  a  189.  200;  als  Standes* 
herr  anerkannt,  a  284;  b  96. 

Papst,  s.  Couoordat  Convention. 
Protestation. 

Paragium.  a  734. 

Pares  curiae,  s.  Judicium  parinm. 
Standesherren. 

Pariser  Frieden,  s.  Fri*»den;  pa- 
riser Protokolle  v.  1856,  8.  Protokoll. 

Paritas  votorum,  in  den  Reichs- 

ferichten,  a  175;  vera,  ficta,  a  219. 
20;  8.  Stimmengleichheit. 
Parlament,  deutsches ;  s.  National- 
versammlung.     Unionspariament ; 

Parlamentär.  Regierung,  b  163.165.' 
Parthei rollen,     durch    Bnndes- 

austrftgalver&hren    bestimmte,    a 

394.  426. 
Partialerneuernng,  der  Yolks- 

vertretung,  b  284. 
Partikularrecht,  s.  Staatsrecht, 

partikul&res. 
PartiknlarismuB,  im  Reiche,  a 

155.  156;  im  Bnnde,  a  449. 
Passauer  Vertrag,   a  161;  h  840. 
Passus  contradicti,  a  160.  199. 
Patent,  k.  preussischee,  t.  18.  März 

1848,  a  463 ;  Patente,  österreichische, 

von  1861,  6  224. 
Patente,  ftr  Handel,  Geweibe,  Ei^ 

findungen,  b  674. 
Patentgesetzgebnng,    projÄ- 

tirte  gemeinsame,  b  663. 
Patriarchalprincip,  a  66. 
Patriarchaistaaten,  a  61. 
Patrimonialgerichtsbarkeity 

b  45.  567. 


Patrimonialprimeip,  a^att: 
sein  Unterschied  Yom  Territs- 
rialprincip,  a  111. 

Patrimonialataaten,  a  6L  tt. 

Patronatsrecht,  b  863l 

P  ensionsv  erb  ältniase,  der  Mit- 
glieder d.  aofgehobenen  Domstiftv, 
des  deutseh.  u.  Johanuter-Oiieu, 
&  68.  69 ;  des  R.-1L-6.,  b  69:  to 
Bundesbeamten,  a  33&  3S6;  4er 
Staaubeamten,   b  784.   792. 

Personae,  minus  gratae.  b  8S4. 

P  e  r  s  0  n  a  1  a  d  e  1 ,  s.  Adel,  peraftalicfaer. 

Porsonalfreiheit,  a.  Freiheit  ki- 
dividuelle. 

Personalhaft,  vnuin  in  einen 
anderen  Bundesstaat  vollstreckbar, 
b  551. 

PersonalHsten.  rekketfndisdie, 
a  195;  &  96. 102;  standesberHiche, 
h  107.  154;  reichsritlendMftfidie, 
s.  Reichsritter. 

Personalunion,  a   118.  126w 

Petitionen,  an  die  B.-V.,  b  216: 
an  die  Landst&nde,  b  338;  onter 
Gesammtnamen,  b  ^15;  scbrifUiehe 
Einreichnng,  b  446. 

Petitionsrecht,  b  41;  ber  aUge- 
meiner  Landesintereesen,  Ä444;«ber 
individuelle  Interessen,  b  444.  445. 

Pfalzgericbte,  kaiserlidie,  «295. 

Pfalzgraf,  bei  Rhein,  Kinftm.  a 
198.  199;  Brztrachaess,  n  200; 
Reicfasvicar,  al86;  aeiiie  Jvonaät- 
tion  aber  den  Kaiser,  a  189L 

Pfalzgrafen,  a  202:  s.  Hotpftk- 
grafen:  Pfidsgraf Schäften ,  «  16& 

Pfandschaften,  territoriale,  anf^ 

fehoben,  o268,  beateben  dermalem 
eine,  b  534.  536;  s. Betciiq€aad- 

Schaft. 
Pfenning,  gemeiner,  b  675. 
P  f]  i c b 1 1 h e il ,  der  rdchsritlar&tes 

Töchter,  a  255.256;  nktmOm^' 

scher  Familienglieder,  6  118.  119: 

der  Mitglieds  sonverainer  Fun- 

lien,  a  687.  744 
Pharmakopoe,  mmßiauaa&,b^6L 
Pfa  cansa,  s.  Stiftongen. 
Placet,  lande8herriiche6,^8G0L8?L 

872.  876. 
Platen-Hallermflnde,   h  96. 
Plenitudo  poteetatia,  8.  UatM- 

voUkommenheit 
Plutokratie,  a  116. 
Politeia,  des  Ariatotelei,  a  112. 
Politik,  a29;  ihr^ 

Bedit,  a  aOi 
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»litisehe  Eachte,  s.  Reohte;  po- 
litische Gewalten,  s.  Gewalten. 
0 1  i  z  e  i ,  soll  keine  Strafgewalt  haben, 
b  569;  gutsherrliche,  b  45.  46. 
olizeigewalt,  Polizeihoheit, 
a  766;  3  608;  Bestisamiingen  der 
Verf. -Urkunden,  b  667. 
DÜzeistaat,  a  52. 
olyarchie,  b  162. 
osen,  Festungsrayon ,  a  290,  551. 
ossessio  vacua,  tritt  nicht  ein 
bei  Tod  des  Souverains,  a  747. 
0  8t,  b  669;  deren  Haftung,  b  84. 
805;  Reichspost,    Tazische   Post, 
b  70—84;  Postregal,  b  71.  887. 
oatlimininm,  s.  Jus. 
Dstverein,     deutsch-  östereichi- 
scher,  b  666. 

oBtulaten-Landtag,  b  182. 
o  u  y  0  i  r ,  administratif ,  l^gislatif, 
minist^el,  modärateur,  royal,  rä- 
pr^sentatif,  a  762.  768. 
rädikate,  der  Standesherren,  b 
103;  souverainer  Fürsten,  b  294; 
8.  P.inz.    Titel 

r&dikatsfrage  (1844),  2»  294. 
räiatenbiknke,  a  202. 
rälaten-Curien,  b  180.  181. 
r&latentage,  a  193. 
rälaturae,  a  165. 
Tanger,  b  28. 

rärogativen,  der  Krone,  a767; 
b  805.  892. 

r&sentationsrecht,  bez.  der 
Geistlioben,  s.  Patronat 
r&senzzeit,  beim  Militär,  b  717. 
rftsidium,  der  B.-V.,  s.  Bundes- 
prasidium:  landst&nd.  Kammern, 
b  831.  387.  339;  s.  Disciplin. 
r&teniionen,  des  deut  Reichs, 
a  164. 

reces,  kaiserliche,  s.  Jus. 
ressburgerFrieden,  s. Frieden, 
ressfreiheit,  Yerheissung  der 
B.-A.,&16.  627;  nach  d.projektirten 
R..y.  T.  1849,  b  30.  31.  631.  632. 
ressgesetzgebung,  des  Bun- 
des Ton  1819  u.  1824,  b  628;  von 
1848,  b  681;  von  1854,  b  663;  der 
Bundesstaaten,  b  628.  632.  668. 
ressTergehen,  deren  Beurthei- 
iungu.  BestraliiDg,  &  31 ;  6638. 639. 
renssen,  dessen  Projekt  eines 
norddeutsdien  Kaiserthums,  1806, 
«  262;  Bundesländer,  a  289;  Tor- 
«bergehende  Au&ahme  von  Ost- 
«nd  Westpreossen  in  den  Bund, 
a  290.  472.  551;  a.  auch  Posen; 


beruft  verekiigten  Landtag,  a  468 ; 
K.  Patent  Tom  18.  M&rz  1848,  a 
463;  K.  Aufruf  v.  2i.  März  1848, 
o  464;  Ablehnung  d.  Kaiserwürde 
1849,  a  496;  Ai^ruf  vom  15.  Mai 
1849,  a  498;  seine  ablehnenden 
Erklärungen  bez.  gemeinnütziger 
Anordnungen  des  Bundes,  a  353; 
b  559.  «48.  654.  655.  662.  663; 
Handelsvertrag  mit  Frankreich 
j  V.  1862,  b  664;  Verfassung,  b  224. 
I  Primogenitur,  agnatisch-linea- 
I  lische ,  a  686. 687.  700 ;  cognaüsche, 
[      a  709. 

P  r  i  n  c  i  p ,  monarchisch.,  s.  Monarchie. 
I  Principal-Commissair,  kaiser- 
I      licher,    a  207. 
I  Prinz,  Prädikat,  b  103.  104;  Prin- 

zen,  nachgebome,  a  732. 
I  Prinzessinnen,  deren  Ansprüche, 
I      a  737;  s.  Erbverzicbt. 
I  Prinzessinnen-Steuer,    a  788. 
j  Privateigenthum,  s.  Eigenthum. 
Grundeigenthum. 
Priyatfürstenrecht,  a583~759; 

dessen  Quellen,  a  585. 
Privatpersonen;  s.  Beschweixle- 
recht.  Petitionsrecht  Klagen.  Ein- 
gaben an  den  Bund.    Beleidigung. 
Privatrecht,  a  31;  sein  Verhält- 
niss  zum  öffentl.  Recht,  a  33.  66. 
Privatverlassenschaft,      des 
Souverains  und  der  Mitglieder  des 
regierenden  Hauses,  Verfügungen 
darüber,  b  743;  Sonderung   vom 
Staatsgut,  a  740.  754. 
Privatwaldungen,  b  669. 
Privilegien,   kaiserliche,    a    157. 
178.  179;  des  Fiskus,  b  695;  Auf- 
hebung  bestehender,    UnStatthaf- 
tigkeit neuer,  b  8.  9.  510.  511;  s. 
Rechte,  erworbene.  Gnaden-Exem- 
üonen.     Gewerbsprivilegien. 
Prvilegienhoheit,  a  767;  ä  671. 
Privilegium,    de   non  appellando 

etc.,  s.  Jus. 
Processionen,  kirchliche,  &  861. 
Pro  dominus,  s.  Kaiser. 
Proklamation,  s.  Aufruf.  Aui^- 

bot,  kirchliches. 
Promulgation,  s.  Publikation. 
i  Propolitik,  a  30. 
Propositionen,  kaiserliche,  kur- 
fürstliche, a  173.  200.  207;  landes- 
herrliche, b  182.  3da  839;  s.  Ini- 
tiative.   Ablehnung. 
Prorogation,       rdchsstän^scher 
Stimmen,  a  197. 
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Proselytenmacherei,  b  888. 
Protectorat,  a  768. 
Protestanten,  als  Beligionstheil, 

a  193;  s.  EyangelicL 
Protestation,    gegen    landstimd. 

Beschlüsse ,  &  342 ;  p&pstliche,  ge- 

ri  den  westph&lischen  Frieden, 
840;  der  Standeshenen  gegen 
die  Wiener  Congress-Akte,  b  93. 

Protokolle,  der  B.-V.,  s.  Bandes- 
protokolle; der  Ministerialconfe- 
renzen,  s.  Dresden.  Karlsbad. 
Wien;  der  St&ndeTersammlnngen, 
b  365 ;  Pariser  t.  14.  u.  16.  April 
1856,  b  899.  900. 

Provinziallandschaften,  alte, 
deren  Recht  des  Bestandes,  b  191. 
193.  196. 

ProTinziallandtage,  b  447. 

Proyinzialr&the,  448. 

Provisorische  Gesetze,  s. Gesetze. 

ProvisorischeBeffierang,a568. 

Prftfnngs  recht,  landstftndisches, 
der  Verordnungen,  Staatsrertrftge 
Q.  s.  w.,  s.  Landstftnde;  der  Ge- 
richte, s.  Gerichte. 

Publikation,  der  Reichsgesetze, 
a  173;  derBundesbeschlQsse,  a371. 
372;  der  f&rstlichen  Haasgesetze, 
a  587.  591;  der  standesherrlichen 
Hanagesetze,  b  131;  der  Landes- 
gesetze, b  324  328 ;  deren  Publi- 
kationsionnd,  b  495 ;  Poblikadonen, 
den  Landst&nden  untersagt,  b  324. 

Pttckler-Limnurg,  Graf,  b  107. 

Punctation,  Olmützer,  s.01matz. 

0. 

Qualifikation, neuer  Rdchsstftnde. 

a  189  196. 
Quartiere,    reichsritterschaftliche, 

a253. 
Quellen,  des  Rechts,  Begriff, al44; 

des  deutschen  Staatsrechts,  a  133 ; 

d.  deutsch.  Bandesrechts,  a  274. 278 ; 

des  Privatfürstenrechta,  a  585.  589. 
Querela,  protractae  vel  den^atae 

justitiae,  a  219;  s.  Justizrerwei- 

genukg. 
Quiescens,  d.  Staatadiener,  b  792. 

R. 

Rang  (Vorrang)  des  Kaisers,  a  154. 
171;  der  Rdchsstftnde,  a  192;  der 
Kurftkrsten,  a  200;  der  Reichsgra- 
fen, a  192;  der  Mitglieder  souTe- 
rainer  H&user,  a  596;  der  Standes- 
henren,  b  9a  104. 

RangYerschiedenbeit,d.Reicha- 


stftnde,  a  192.  194;  der 
glieder,  a  292. 

Rastatt,  Bundeafeatang,  &  74a  759l 

Rath,  epfferer,  d.B..V^  a  295. 297; 
entscheidet,  ob  eine  Sadie  in  das 
Plenum  geh(tart,  a  341. 

Rationale  Theorie,  a  74. 

Ratifikation,  kaiserL,  d. 
schlösse,  a  173.  20a  209. 

Reallasten,  s.  Grundlaste 

Realunion,  a  tl&  126. 

Receptio,  s.  Aufiiahme. 

Recessus,  imperü,   a  209; 
simus,  a  209. 

Recht,  sein  VerhftltniflB  sur  Politik, 
a  30;  ftuBserstes  des  Staala,  t. 
Nothrecht;  canonischea,  a  138; 
fr&nkiBches,  a  186;  gemeziies,  a 
129;  b  89;  göttliches,  a  73.  580; 
historisches,  a31;  sein  Verhütuas 
zum  natOrlicfaen  od.  Vemooftivckle, 
a  143;  intemationales,  b  532;  lom- 
bardisches,  a  138;  natOriii^es,  « 
141.  142;  poaitiTe  Aneckemmng 
seiner  Geltung,  a  144;  AffentticheL 
a  31;  8.  Staataredit;  dessen  Em- 
theOung,  a  32. 34;  Verhähnisa  warn 
Privatrecht,  a  33;  ist  der  WiDkfir 
der  Privaten  entxogen,  a  94;  dffieot- 
liches  des  Rheinbundes,  a  128; 
des  deutschen  Bundea,  a  12a  129; 
s.  Bundearecht;  der  Bundesataalaa, 
a  128;  partikulares,  invieferw 
Quelle  imPriTatfiarstenredit,«  565; 
poaitiTes,  a  140.  143;  rtasKies,« 
137;  s&chsischea,  a  188;  da  Sllr- 
keren,  a  63;  der  entai  Bitte,  a 
177;  a  auch  Jua. 

Rechte,  bargerliclie,  staats- 
bargerliche,  s.  Staaftafatiger- 
recht  Reichsbflrgerredit;  sindun- 
abhfingig  von  der  Confesoos«  b  SL 
851;  s.  Israeliten.    Indjmiat. 

Rechte,  erworbene, £4ai7a078; 
derf&rstlichen  Agnaten,  a.  Agnatea; 
einxelner  Standeaklaaaen  der  Land» 
Bt&nde,  b  343;  Entadehuag,  Auf- 
hebung, VerletEung,  eiwoibeuei 
Rechte  durch  die  Gesetndmng, 
oder  Staatsrertrage,  a  391;  b  37L 
501. 509. 592. 596 ;  8.  Entsch&digsi«: 

Rechte,  politische,  alalnlere»-  * 
aen  der  Bundesglieder  gegen  ein- 
ander, a  350 ;  Veneihniig  p^itmi*^ 
Rechte  an  die  ünterthanen,  a  36a 

Rechte,  recipirte,  ihze  Anirea- 
dunir  im  Staatsrecht,  a  137.  421; 
a58&. 
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R«ehtsanalogie,  a  142. 

Bechtserzeugang,  a  31. 

Rechtsgleichheit,  der  Reichs- 
stftnde,  a  194;  der  Bondesglieder, 
a  291;  der  christlichen  Reugions- 
parteien,  b  847.  851;  projektirte 
allgemeine  in  Civil-,  GrimiiuLl-  und 
Prozessrecht,  b  23.  542.  558. 

Rechtsgrund,  der  Staatsgewalt, 
8.  Staatsgewalt 

Rechtsh&nffigkeit,  begründet 
Yerbot  yon  Neuerungen,  a  426. 

Rechtshilfe,  gegenseitig  zu  ge- 
währende, a  354.  392.  553;  b  542. 

Rechtskraft,  der  bundesaustr&gal- 
gerichtl.  ürtheile,  a  422;  rechts- 
kräftige ürtheile,  s.  UrtheiL 
Rechtshilfe. 

Rechtskunst,  a  31. 

Rechtsmittel,  s.  Remedium. 

Rechtsnachfolger,  a  135.  288. 
285;  des  Reichs,  s.  Landesherren. 

Rechtspflege,  deren  Unabhängig- 
keit, b  20.  49.  60.  572.  573;  Be- 
stimmungen der  Verf.  -  ürkuiudent 
b  566.  572.  607. 

Rechtspolizei,  b  609. 

Rechtsprechung,  a  766.  770; 
B.  Gewalt,  richteruche ;  durch  Stan- 
desgleiche, s.  Judicium  parium. 

Rechtsqnellen,  s.  Quellen. 

Rechtsschutz,  als  Staatszweck,  a 
46.  50.  52. 

Rechtsstaat,  a  52.  60. 

Rechtstitel,  ffeschichtliche ,  der 
Herrschaft,  a  81. 

Rechtsverfassung,  des  Bundes, 
a379. 

Rechtsverletzung,  durch  Be- 
hörden, b  594;  durch  die  Staatsge- 
walt, s.  Rechte,  erworbene. 

Rechtsverwahrung,  s.  Prote- 
station. 

Rechtsweg,  wann  zulässig  gegen 
Verwaltungsmassregeln,  b  5. 595 — 
597;  s.  Justiz- Sachen.  Rechte, 
erworbene. 

Rechtswohlthaten,  den  Inlän- 
dern zuständig,  b  57. 

Rechtsznstand,  Bundesgesetzen. 
Beschlüsse  zu  seiner  Erhaltung, 
a  384.  386.  388.  610. 

Reciprocität,  b  85. 

Redacteur,  einer  Zeitung,.  Zeit- 
schrift, s.  Pressgesetzgebnng. 

Redefreiheit,  der  Landstände, 
b  857. 

Reformprojekte,  beis.  d«  Bondes- 


yer&ssang;    s.  Bandesrer&ssimg. 
Reich8Ter£BU88ung. 

Regalien,  wesentliche,  ausser- 
wesentliche,  a  760.  761;  ursprüng- 
liche Bedeutung ,  6  884;  Arten  der 
nutzbaren,  b  885;  rechtlicher  Cha- 
rakter, b  887;  Entstehung,  Erwer- 
bung, Ausübung;  b  888;  Rechts- 
mittel, b  890;  Erlöschung,  Auf- 
hebung, b  891;  kaiserl.,  den  Lan- 
desherren verliehen,  a  240.  241; 
b  885;  Investitur  damit,  a  245; 
der  Kurfürsten,  a  201;  landes- 
herrliche, b  885;  der  BischiQfe,  a 
245;  6  885. 

Regalität,  b  886. 

Regent,  als  Souverain,  s.  Souve- 
rain.  Staatsherrscher.  Fürst;  als 
Regierungsvormund,  s.  Regent- 
schaft;.   Keligionseigenschaft. 

Reg  entensouverainetät,  s. 
Fürstensouverainetät 

Regentschaft  (Regiemngsvor- 
mundschaft)  wegen  Mindenähriff- 
keit  des  Souverains,  a  661.  663; 
wegen  geistiger  oder  körperlicher 
Krankheit  des  Thronfolgers,  a  697. 
773.  775;  Anordnung  durch  den 
Souverain  selbst  bei  Verhinderung, 
a  668;  Anordnung  für  den  Sou- 
verain bei  Geisteskrankheit  etc., 
a  670.  671;  deren  An&ng,  a674; 
Rechtsverhältnisse  während  der- 
selben, a  676 ;  Beendigung,  a  679; 
Fähigkeit  zu  ihrer  Führung,  a  665. 
666. 

Regierung,  Unterschied  von  Ver- 
waltung, b  252 ;  provisorische,  des 
Ministeriums,  a  675;  provisorische 
revolutionaire,  a  568;  des  Innern, 
b  608.  609;  kaiserliche,  s.  Kaiser. 
Reichsregierung. 

Regierungsantritt,  a  745;  s. 
Anfall. 

Regierungsblätter,  deren  Samm- 
lung bei  der  B.-  Y.,  a  356. 

Regierungs-Commi8saire,anf 
Landtagen,  b  349. 

Reeierungseid,  des  Kaisers,  a 
172.  182.  185;  des  Souverains,  a 
746;  b  450;  s.  Yerfiissungseid ;  des 
Re^erungsvormunds ,  a  676. 

Regierungsfähigkeit,  a  692; 
s.  UnftUiig^eit;  des  Kaisers,  a 
170. 

Regierungsform,  a  85;  d  162 
s.  Staatsform;  des  deutsch.  Reichs 
8.  Reich. 
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Begier«  Bgflinftndigk  ei  t,  s. 
Yoilj&hrigkeit;  des  Kaisers,  a  182. 

Regierungsnachfolge,  8.  Thron- 
folge. 

Regierangsrechte,  s.  Hoheits- 
rechte; des  Kaisers,  a  173. 

Regierungs-Sachen,  b  597. 

Regierangs  -  Vormandschaft, 
B.  Regentschaft    Administration. 

Registraturen,  über  yertrauliche 
Biteungen  der  B.-V.,  a  306. 

Regna,  legitima,  usufractuaria,  a 
71;  Regnum  Gennaniae,  a  153; 
iMliae,  a  154. 

Re^redienterbin,  a  706. 

Reich,  mehrfache  Bedeutung,  a  154. 
190;  deutsches,  a  4.  153;  römi- 
sches, deutscher  Nation,  a  154; 
seine  Rederungsform ,  a  154. 155 ; 
Wahlreich,  a  166;  besclffänkte 
Monarchie,  a  167;  Aufldsung,  a 
260;  s.  auch  a  53. 

Reichs-  Abschied,  a  209;  jüng- 
ster, a  209. 

Reichs-Acht,  eines  Reichs- Stan- 
des, a  197.  212.  214. 

Reichs- Adel,  nicht -standeshenr- 
Kcher,  b  107.  155. 

Reichs-Afterlehen,  a  166. 

Reichs-Agenten,  a  226. 

Reichs- Allodien,  al56;  s.  AIlo- 
dialit&t    Territorien. 

Reichs -Aemt  er,  besetzt  d.  Kaiser, 
a  176;  s.  ErzSmter.    Erb&mter. 

Reichs-Bund,  norddeutscher, 
Projekt  1806,  a  263. 

Reichs-Bfirgerrecht,  z.  Reichs- 
seit,  blA;  projektirtes  1849,  b  23. 

Reich8-Deputation,ordentlidie, 
ausserordentliche,  a  168. 

Reichs  -  Deputations-Haupt- 
schluss,  vom  25.  Febr.  1808,  a 
163;  dessen  Bestimmungen  über 
Rheinschiffiahrts-Octroi,  Pensionen, 
Renten,  a  136;  b  67.  68.  655; 
über  dessen  §.  13,  s.  Taxis;  über 
§.  24,  s.  Hallberg;  über  §.  35. 
36.  37,  b  869.  870;  über  §.  45,  a 
251;  über  §.  60,  a  163.  164.  251; 
über  §.  63  n.  65,  a  163.  164.  251; 
h  850.  867. 

Reichs-Diktator,  a  907. 

Heichs-Direktoriam,  a  207. 

Reichs-Dominen,  b  675. 

Reichs-Dörfer,  a  166. 

Reichs-Einheit,  als  staatsredit' 
liehe  Maxhne,  a  155.  157. 

Reichs-Einkommen,  a  177. 


Reichs-Erb&mter,  a. 
Reichs-Erbthflrhftter,  s.  Wer- 

them. 
Reichs-Erz&mter,   s.  Enioter. 
Reichs-Erzkanzler,  a.  SfainL 
Reichs-Farben,  a  17a 
Reichs-Finanzea,  b  6^75. 
Reichs-Freiheit,    s 

BHttelbarkeit    ReichsrittersdiafL 
Reichs-Fürsten,    a  2QS;   alte, 

neue,  a  203;  s.  Füiskeoraiüi. 
Reichs-Gebiet,    seine    iSnthei- 

lung,  a  164. 
Reichs-Gerichte,  a  212—237; 

deren    concaBrrirends  Juiisdiktaoii 

mit  den   landeshenrikheiL  Geiic^ 

ten,  a  17a  201. 
Reichs-Gesetze,    dere«    Ahiu- 

sung,    Sanktion   und  Pahläatim. 

a  173.  208.  209;  heutige  Anvcad^ 

barkeit,  a  134.  283;  authentische 

Interpretation  durch  die  B.-V^  a 

284;  Aufhebung  in  dea  Rheinbud- 

Btaaten,  a  136.  264. 
Reichs- Gesetzgebung,    denn 

Verhältniss  z.  Laadaagesetzgebunr, 

a244. 
Reichs-Gewalt,  a  15&  156;  ist 

nicht  ui  den  Bimd  übergeraimi, 

a  383;  in  wieweit  tat  die  LuMes- 

herren,  a  285;  s.  Laadeahearr.  A^ 

propriation. 
Reichs-Grafen,  ihr  Raag,a  198; 

ihre  Entschftdiguug,    nach  &-D.- 

H.-&  T.  1803,  b&O;  8.CuiialstiHna. 
Reichs-Grafschaften,    a  ^; 

8.  Grafschaften. 
Reichs-Grundgesetze,  a  158L 
Reichs-Gutachten,   a   208. 
Reichs-Hof,  Reiehsiiofgericht* 

a  212   224. 
Reicbs-Hofrath,o211.994--231: 

seine  Entwickelung  aus  d.  ReicUMi^ 

a  212.  213. 224 ;  Oompeta»,  a  227. 
Reichs-Hofr&the,  «§225;  deren 

Absetzung,  a  296.  TSSL 
Reichs -Uofrathsagentem,     s. 

Reichsagenten. 
Reichs-Hofraths-Fiskal,a896. 
Reichs-Hofraths-Kanslei,    a 


Reichs- Hof  raths-Ordnuagei. 
a  160.  229. 
I  Reiehs-Hefraths-Prisideit, 
I      a  210.  230;  s.  auch  a  176. 
Reichs-Hof  raths-VisiUCi«>, 
a  231. 
)  Reichs-Hofstaet,  «  I78l 


BeiriBter. 


951 


sicliB-HofTicekanzler,   8. 

EteichsTicekanzIer. 

^ichs-Httldigung,  a  183. 

nc ha- Jägermeister,  s.  Urach. 

Würtemberg. 

ncha-Indigenat,    8.     Reidis- 

barverrecht. 

iicna-Eammerg^richt,  a215 

—  224;    spricht   unabhängig  Tom 

ECaiser,  a  174.  217;  seine  Compe- 

tena,  a  221. 

ei  c  hs  -E  am  merger  ichts- 

Archiv,  a  333. 

sie  h  8 -Kamm  erger  ieht  8- As- 

aesBoren,  a  217:  deren  Ab- 
setzung, a  218.    782;  Pensionen, 

h  69. 

eichs- Kammergerichts- Ord- 
nung, a  160.  219;  deren  Goncept, 

a  220.  229. 

eichs-  Kammer  gar  ich  ts- 

Präsidenten,  a  218. 

eichs-  Kammergerichtsvisi- 

tation,  a  223;  deren  Abschiede, 

a  220. 

eichs-Kammerrichter,  a  217. 

eich8-Kleinodien,  a  182. 

eichs-Kreise,  al64;  ihre  Schul- 
den, 8.  Kreisschulden. 

eichs-Krieg,  a  205. 

eichs-KriegByerfas8ung,370i. 

eichs-Läader,  s.  Reichsgebiet 

.eichs-Lehen,  a  166.  174.  176. 
245;  8.  Territorien,  lehenbare; 
sind  innerhalb  des  Beiches  zu  em- 
pfangen, a  194;  Wiederverleihung 
heimfallender,  a  205;  des  Kaisers, 
a  156.  167;  ehemalige  der  souve- 
rainen  Fürsten,  h  818;  derMedia- 
tisirten,  h  820. 

leichs-Lehenhof,  a  228. 

teichs-Lehen-Sachen,  entschei- 
det der  Kaiser,  bez.  Beichshofrath, 
a  175.  212.  213.  222.  228. 

ieichs-Lehenyerband,  bez.  der 
deutschen  Souveraine  erloschen, 
a  264.  818. 

leichs- Marschall,  s.  Pappea- 
heim. 

Heichs-Matrikel,  b  676.  704. 

tteiehs-Ministerium,  a  209.  210. 

Eieichs-Operationskasse,  deren 
Schulden,  a  269. 286 ;  s.  auch  b  700. 

Beichs-Pfandschaften,  a  177. 
247 :  der  Beichsstände  sind  unab- 
löshch,  a  177. 192;  s.  Pfandschaft. 

Beichs  -  Polizei  -  Ordnungen , 
b  6ia 


Beichs-Post,  s.  Taxis. 

Beichs-Prälaten,ihrStaalsreGbt, 
a  151 ;  s.  Curiatstimmen.  Prälaten- 
b&nke. 

Beichs-Bäthe,  erbliche  (Mitglieder 
erster  Kammern),  b  295.  298. 

Beichs-Beferendarien,   a  210. 

Beichs -Begierung,  kaiserliche, 
a  209;  s.  Reichsgewalt;  ihr  An- 
fang, a  182;  Beendigung,  a  183. 

Beichs-Bitter,  freie,  deren  Be- 
ception,  Bealisten,  PersonaUstea, 
a254;  haben  keine  Beichsstand- 
schaft,  al91;  aber  landesherrliche 
Bechte,  a  257;  s.  auch  a  222.  239. 
240.  244:  beschränktes  Erbrecht 
ihrer  Töchter,  a  255,  s.  Pflichttheil. 

Beichs-Bitterschaft,  freie,  a  252 
— 259;  deren  besondere  Erwäh- 
nung in  den  späteren  Wahlkapi- 
tulationen, a  191 ;  Kreise,  Cantone, 
Orte,  Quartiere,  a  165.  253;  reichs- 
ritterschaftliche  Gebiete,  deren  Er- 
werbung durch  Ungenossen,  a  247. 
254;  s.  Betrakt 

Beichs-Bchluss,  a  209;  wann 
nöthig  in  Justiz-Sachen,  a  214. 

Beichs-Schulden,  b  700;  s. 
Beichsoperations  -  Kasse.  Kreis- 
schulden.   Bheinschifiüahrtsoctroi. 

Beichs-Staat,  a  155. 

Beichs-Staatsrecht,  Begriff,  a 
128;  heutige  Anwendbarkeit,  al34; 
dogmat  Darstellung,  a  153 --259. 

Beichs-Städte,  a  166.  204—206. 

Beichs-Stände,  Begriff,  a  188. 
189;  mediatisirte,  ezemte,  nicht 
beihaltende,  a  190;  ihre  Subordi- 
nation, a  156;  Zustimmungsrecht, 
a  168.  169;  bilden  das  Beich,  a 
170.  190;  ihre  Vorrechte,  a  191  — 
194;  GoUegien,  a  198—206;  s. 
Beichsacht.  Absetzung,  Suspension. 
Mediatisirte  Standesherren. 

Beichs-Standschaft,  deren  Er- 
werbung, a  189.  195.  196:  recht- 
licher Charakter,  a  174;  Verlust, 
a  197. 

Beichs-Steuern,  b  675.  677. 

Beich stag,  168.  206;  als  Gerichts- 
hof,  a  212.  214.  230. 

Beichstags-Directorium,  s. 
Mainz. 

Beichstagsgesandte,  a  207. 

Beichs -Unmittelbare,  a  251; 
deren  Strafsachen,  a  175.  222. 
223.  227;  Gerichtsstand,  a  221; 
8.  Austräge.  BeichsadeL  Beichsritter. 
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Reichs -üntergericlite,  a  231. 
Reichs-Y erfassung,  projektirte: 
Entwurf  der  Yertraaensmäaner  v. 

1848,  a  477;  vom  28.  März  1849, 
a  491;  Erkl&rungen  der  Einzel- 
staateD,  a  495;  b.  Berlin.  Mflnchen. 
Unions^lament 

Reichs-Yerweser  (Ensh.  Johann 
▼.  Oesterreich),  a488— 490.495. 513. 

Reichs-Yerwesunff,  b.  Reichs- 
▼ikariat    Regentsdhaft. 

Reichs-Yicekanzler,  a  210f  s. 
auch  a  174.  176.  225. 

Reichs-Yikariat,  a  185. 

Reichs-Yorderlehen,  a  166. 

Reichs-Wappen,  a  173. 

Reisekosten,  d.  Landstände,  ^365. 

Reklamations-Commission  der 
ß.-Y.,  a  332. 

Rekurs,  an  den  Reichstag,  a  214. 
215.  224.  231 ;  an  die  B^.,  a  357. 

Relation,  auf  dem  Reichstag,  a  208. 

Religion,  christliche,  als  Grundlage 
der  politischen  Einrichtungen,  a 
95;  b  35.  36. 

Relifions-Angelegenheiten,  8. 
Reli^ons  -  Sachen. 

Religions-Bekenntniss,  istohne 
Eiimuss  auf  bürgerliche  u.  staats- 
bfiLrgerl.  Rechte  u.  Pflichten,  ^33. 34. 

Reliffions  -  Clausel,  Rysswicker, 
8.  Rysswick. 

Religions-Edikte,  b  643. 

Religions  -  Eigenschaft,  des 
Souverains,  Thronfolgers,  a  693; 
des  Regierungsverwesers,  a  666. 

Religions-Freiheit,  als  Prindp, 
^838. 

Religions- Frieden,  Augsburger, 
a  136.  161;  b  840. 

Religions -Gesellschaften,  Be- 
griff, b  832;  deren  Bildung,  Auf- 
nahme ,  Zulassung,  b  36.  832.  844. 
855;  nach  dem  R.-D.-H.-S.  von 
1803,  a  164;  b  850;  Yerwaltung 
ihrer  An^legenheiten,  b  34.  850; 
deren  freier  Verkehr  mit  den  geist- 
üchen  Oberen,  b  874.  877. 

Religions-Partheien,  im  Reich, 
a  193;  b  847;  im  Sinne  der  Bun- 
desakte, 5851;  christliche,  garan- 
tirt  im  R.-D.-H.-S.  v.  1803,  a  164; 
ihre  Gleichberechtigung  nach  der 
Bundesakte,  b  15.  851;  nach  der 
projektirten  Reichsver&ssung  von 

1849,  b  33-35. 
Religions-Saclien,  erfordemauf 

dem   Reichstag    freundliche   Yer- 


stftndigun^,  a  169;  in  der  B:-Y. 
Stimmenemhelli^eit,  a  343.  344. 

Religions-üebung,priTate,€ffait- 
liehe,  i  845.  84a  852;  ganmtirt 
im  R.-D.-BL-S,  v.  1803.  a  251;  * 
850;  im  wes^pbüischen  Friedes, 
6  Sil]  in  der  projekürten  Reidid- 
veifEissung  von  1849,  6  32.  33.  36; 
Bestimmungen  der  Yert-üikxuideB, 
^854. 

Reli^ions-Ünterricht  ist  Goo- 
fessions- Sache,  b  38. 

Religio  ns-  Yerschiedenheit, 
kein  Ehehindemiss,  b  37. 

Religions -Yer  träge,  dentsdie, 
a  161;  b   840. 

Religions -Yerwandte,  Aqg»- 
burgische,  a  161.  194;  s.  Efao- 
gelid. 

Religiöse  Theorie,  a  71. 

Remedium,  reviäonis,  snppiicatio- 
nis,  restitutionis,  bei  den  Rochs- 
gerichten,  a  215.  223 ;  BestitauoB, 
geffen  bundesaasträgalgericfatüdie 
Erkenntnisse,  a  423;  gegen  Frist- 
Yersäumnisse,  a  425;  s.  Nullitäts- 

guerel.    Beschwerde.    Bechtsmittiel 
ei  Yenirtheilung    von  Ministen, 

6  432.  433. 
Remunerationen,  b  795. 
Repräsentation,  desBeidisdnrA 

den  Kaiser,  a  156.  176;  a.  Staate- 

repräsentation.    Yolksvertrecni^ 
Repräsentationsgelder,  4^ 
Repr&sentatifgewalt.    a    762. 

b  892. 
Republik,  a  112. 
Requisition,  des  MilitairB  durch 

die  Civübehörden,  s.  Militnr. 
Reservatrechte,    kaiseriiche,   a 

179—181. 
Reserve-Gontingent,  b  110, 
Reserve- Infanteriedivision,  des 

Bundesheeres,  b  707. 
Residenz,     des    Souverains,    im 

Lande,  a  668.  676. 
Resignation,  s.  Abdankung 
Resolution,  kaiserliche,  a  209. 
Respublica,  a  9.  112;  Romaiio- 

nim,  a  3.  112. 
Restauration,  einer  Dynastie,  « 

565.  576. 
Restitution,  &  Remedium. 
Retract,  ritterschaftlicher,  a  2S6l 
Reuss,  a  287;  Yerf.,  b  24L 
Revision,  s.  Remedium. 
Revolution,  a  778;  in  Paris  1848^ 

a4ö9 ;in  Wien  u.  Berlin  18l8,a46ä. 
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lein,  dessen  Thahreg,  a  168. 
leinbund,  a  261;  seine  Folgen, 
I  263;  Auflösung,  a  277;  dessen 
»ftentliches  Recht,  a  128.  137. 
Leinbundsakte,  a  261. 
leinbundsfürsten,  deren  Los- 
lagnnff  vom  Reiche,  a  262;  Titel- 
reränaemngen ,  a  264. 
Leinpfalz,  s.  Pfalzgraf, 
leinschifffahrt,  b  655.  657. 
leinschifffahrts- Octroi,  h 
>7.  656. 

tchter,   dessen   Anstellung,   b 
)38.  601.  792;  Haftung,  b  808.  812. 
)13;    darf   sich    nicht   auf   Still- 
ichweigen    des    Gesetzes  berufen, 
i  143;  Eigenthümlichkeiten  seiner 
)er8Önlichen  Stellung,  b  600.  790. 
r91.  792.  798;  seine  ünabh&ngig- 
ceit,   Gompetenz;    siehe    Gericht 
techtspflege;  inländischer,  b  55; 
ordentlicher,  b  20.  50.  569. 
chteramt,  s.  Incompatibilit&ten. 
chterliche  Gewalt,  s. Gewalt 
ps-Raps-Recht,  a  177. 
tter,  s.  Reichsritter. 
tter-Cantone,   b  182;  s.  Orte. 
tter-Ereise,  a  165.  253.  254. 
tter-Matrikel,  a  254. 
mermonate,  b  675. 
misch  er  König,    s.  Eöniff. 
nsseau,  dessen  Theorie,  a  m 
ickwirkende  Kraft,  s.  Gesetz, 
iundesbeschlflsse. 
.hegehalt,  Ruhestand,  3  173; 
t.  Staatsdiener. 

thestörungen,  a860.  367.  368; 
1.  Aufruhr.  Besitzstand.  Landfrie- 
[ensverfassung  des  Bundes, 
impfparlament    zu    Stuttgart 

istungsrecht,  768. 
sswicker  Religionsclausel, 
^850. 


chen,  befriedete,  b  533. 
chsen,  Kurfürst,  al98;  Reichs- 
ikar,  al86;  Erzmarschall,  a200; 
Director  im  Corpus  Evangelicorum, 
i  193;  Königreich,  Ye^.,  b  225; 
Stimmführung  in  der  B.-Y.,  a  292. 
chsen,  grossherzogliche  u.  her- 
!Ogliche  H&user,  deren  Stimmen  in 
ler  B.-V.,  a  287.  292.  293.  299; 
iTerfjUisungen,  b  225.  226. 
chsen-£anenburg,a289.293; 
^occessionsfrage^a  716;  Verf.  b  284. 


S&kularisation,  der  geistlichen 
Territorien,  a  163.  260;  Ton  Stif- 
tern, Orden,  b  868. 

Salzburg,  Bischof,  Director  im 
FOrstenrath,  a  203;  zu  weltlichem 
Kurfbrstenthum  umgewandelt,  a  199. 

Salzquellen,  b  888. 

Sammtbelehn^ng,  a 686. 723. 727. 

Sanktion,  der  Reichsgesetze,  a  173 ; 
der  Landes^etze,  b  323. 

S  a  V  0  7  e  n ,  Reichsvicar  in  Italien,  al86. 

Scepteriehen,  a  245. 

Schatullgut,  a  742. 

Schaumbur^'Lippe,    s.    Lippe. 

Schiedsgericht,  ftlr  landst&nd. 
Streitigkeiten  mit  der  Re^nerung, 
b  452;  s.  Mecklenburg;  Bundes- 
schiedsgericht   Austräte. 

S  chiff fahrt,  deren  Erleichterung, 
^568. 

Schifffahrts-Akten,  ^657.  659. 
660. 

Schifffahrtsvertr&ge,  s.  Staats- 
vertrftge.  Flussschimhrt  Rhein- 
schiffiihrt 

Schirmherrlichkeit,  s.  Protek- 
torat 

Schirmrecht,  Schirmvogtei, 
s.  Advocatia.    Schutzrecht. 

Schleswig,  s.  Holstein. 

Schliz  (Görz),  b  96. 

Schlussakte,  der  Wiener  Mini- 
sterialconferenzen  von  1820,  als 
Bundesgrundgesetz,  a  276. 

Schön  bürg,  Fürsten  und  Grafen, 
a  198;  b  97. 

Schriftsässig,  s.  Kanzleis&ssig. 

Schriftführen,  auf  Landtagen, 
*331. 

Schulden,  einer  üniyersitas,  a 
286;  s.  Staatsschulden.  Kreis- 
schulden. Reichsoperationskasse. 
Rheinschiffifahrts-Octroi. 

Schulen,  s.  Unterricht  Religions- 
unterricht 

S  c  h  u  1  f  o  n  d ,  confessioneller,  ist  ga- 
rantirt,  a  251;  b  850.  866;  B. 
Kirchengut 

Schulzwang,   b  39. 

Schutz,  s. Mächte,  fremde;  derdeat- 
schen  Staatsangehörigen  im  Aus- 
land, a  361 ;  3  52.  897 ;  s.  Consuln. 
Unterthanen.    Garantie. 

Schutzbürger,  b  473.  477. 

Schutz  recht,  landesherrliches,  über 
die  Kirchen,  b  882;  s.  Advocatie. 

Schwarzburg,  Sondershausen, 
Rudolstadt ;  Y erfassongen,  b  389.24a 
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Sekweis,  a  164. 

Secundogenitar»  a  734. 

Seerecht,  in  Kriegszeiten,  b  900. 

Seiten? erwandte,  s.  Agnaten. 
CoUateralen.    Thronfolge. 

Sekten,  kirchliche,  b  847.  851. 833. 

Sektionen,  Undständische,  b  331. 

S  elbstentBcheidungs  recht, 
des  Kaisers,  a  174;  der  B.-y.,  a 
401;  «  153;  s.  Machtepruch. 

Selbsterhaltangstrieb,  a  62. 

Selbsthülfe,  der  ReichssUlknde,  a 
157;  der  Landeabeiren  gegen  die 
Unterthanen  zor  Reichszeit,  a  249. 
250;  der  alten  Landstande,  b  177; 
unter  den  Bondesgiiedem  unstatt- 
haft, a  384. 

SelbstTersammlungsrecht,  d. 
Beichsst&nde,  o  193;  der  Kurfür- 
sten, a  201;  der  Landstande,  b 
177.  181.  309.  450. 

Senatns-Consulta  cameralia, 
a220. 

Seniorat,  a  700. 

Separatprotokolle,  derB.-y., 
a321. 

Separatstimmen,  -Yota,inland- 
st&ttdifichen  Kammern,  b  343. 

Sessio,  8.  Siti. 

Sicherungsanspr&che  der  Ein- 
wohnerschaft in  Bttndesfestungen, 
*767. 

Siebener-AuBBchnsB,  d.heidel- 
berger  YerBammlung,  1848,  a  462. 

Siebsehne r,  s.  VertraneosraänAer. 

Siegel,  der  B.-V.,  a  324. 

Simultanbelehnnng,  s.  Sammt- 
belehnung. 

Singularsuccession,  a688.749. 
750. 

Sinxendorf,  Graf,  a  200. 

Sittengesetz,  als  Staatssweck,  a 
42.  43.  51. 

Sita,  der  Becierung,  s.  Beddenz; 
auf  dem  Reichstag,  a  189.  191. 

Sitzordnung  in  der  B.-V.,  a  d06w 

Sitzungen,  der  B.-V.,  deren  Arten, 
a  305.  306;  der  Landst&nde,  b 
353;  s.  Oeffentlichkeit 

Sklaven,  fremde,  können  ia 
Deutschland  nkiti  viiidioirt  werden, 
b  87.  532. 

Socialit&tstrieb,  a  62. 

Socialismus,  a  54. 

Soaderbündnisse,  der  Reichs- 
st&nde,  Bundesflieder,  s.  BAnd- 

.  nisBrecht 

SoAderinteressen,  s.  Inlerasaea. 


Sonderang,  foa  BtMAa«  nad  Pki> 
Tatrerlassenschaft ,  a  740;  s.  Do- 
mänen.   Staatsgut» 

SoQverain,  a  28.  97.  109;  als 
Quelle  der  Gerichtsbai^eit,  b  247. 
566;  als  Kriegsherr,  a.  Kriegaherr; 
als  Dienstherr  der  Staatadieoer,  b 
789;  als  Lehensherr,  6  819;  ab 
Vasall  wegen  einer  Btandeaherr- 
Schaft,  a695;  ^  821 ;  seLae  Rechte, 
a  760;  s.  SouTerainetätarechte ;  in- 
wiefern gebunden  an  seine  eigeaea 
Gesetze,  b  512;  8.  UnTereimfaaz^ 
lichkeiten.  Residenz.  Retigions- 
eigenscfaafL    Beleidigung. 

Souverainetät,  alsisS;  völker- 
rechtliche, a  98;  Erwerbaaztai,  a 
555;  Eiwerb  durch  die  deatadtto 
Fürsten,  a  264;  Beendigung,  Ver- 
lust, a  771;  s.  Abtretung.  Be- 
schränkung durch  die  BunoasTer- 
fassung,  a  366.  368;  b  899. 

Souyerainet&tsrechte,  Hokol^ 
rechte,  Maioratjsrechte.  GewaUea, 
nach  der  Rheinbundsakte,  a  266; 
b  141. 

Special-Landtage,  b  447. 

Spielbanken,  a  494;  b  65a 

Spielgelder,  a  641. 

Spolienrecht,  a  177. 

Spruchm&nner,  a  430l 

Staat,  Begriff,  a  1;  TCafstPhang, 
a  2.  58.  60.  81;  als  Geneinwesea, 
a  8.  9.  13;  dessen  Faktoren,  a  29; 
Universalität;  Ewi^eit,  a  55; 
Grösse,  a56;  Alter,  a58;  Bechls- 

rid,  a  58.  80;  seine  Haftoqg 
seine  Beamten,  b  SGL 

Staaten,  Nothwendigkeit  mehrerer, 
a  56;  deutsche,  b  540.  552;  aiebe 
Bundesstaaten.  Territorien;  lehn- 
bare,  a  8L  93.  99.  166w  121;  fcsr 
tholisehe,  protestantische,  pai^ 
tische,  a  96.  97;  halbeouveraine, 
a  121;  auswärtige, 'S.  Machte,  fremde. 

Staatenbund,  a  lia  119. 

Staatenrecht,  a  35l 

Staaten-System,  a  117.  n& 

Staatentrennung,  als  Maxime 
d.Reich8verfia8SUQe,  a  155. 156. 158. 

Staatsamt,  Begrii;  ^778;  «.Amt: 
kein  Zwang  cur  Annahme»  b  779. 
790;  Staatsdienst;  lUi^ceiten  dMt 
SU,  b  814.  815;  8.  Anwaltschaft. 
Unverträglichksitea. 

Staats-Angekörigkait,  i  1; 
g.  Indigenat. 

»iaats-Aaleikea,  bU^4ÜZm> 
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kafttflbeamte,  t.  StaatadiCDer. 
taatsbürger,  b2;  s.  Untertban; 
deren  £id,  ^  10;  a  Hnldigiingseid. 
taatsbtlrgerlicke  Pflichten, 
s.  Unterthiai;  sie  darf  das  religiöse 
Bekenntniss  nicht  hiadern,  b  38.34. 
taatsbargerliche     Rechte, 

taatabargerrecht,    6  13;    aar 
Beichazeit,  6  14;  aach  der  B.-Akte, 
S  15 ;  nach  der  proiektirten  Reichs- 
Ter&ssung  von  1849,  s.  Reichsbür- 
gerrecht; anabhängig  Ton  Confes- 
Gion,  h  83. 
^taatsdiener,    Begriff,    b    778; 
Aastelking,  6  786. 790 ;  DroTiaorische, 
definitive,    ^   792;    vermathungs- 
«rOnde  dafür,  b  788 ;  Pflichten,  ^  789 ; 
dürfen  kein  Gewerbe  treiben,  ^791 ; 
Baftong,  b  799.  800;  Verantwort- 
lichkeit, a  789.  796;  Klagen  gegen 
aie,  &  596;  ohne  Genehmigung  der 
Regierung,    6  41;  wann   sie  der 
landst&nmscfaen  Anklage  unterlie- 
gen, ö  416.  417;  8.  Minister;  ihre 
Entschuldigung  durch  Befehl  der 
Yorj^eeetzten,  ö  418;  Haftung  des 
Staats  fOtar  sie,  s.  Staat;  kdnnen  der 
Function  enthoben  werden,  6  792; 
ihr  Diensteinkoimnen,  Besoldiinff, 
Quieszena,  Pensk)nirung,    ^   783. 
791.  792.  793;  Versetzung,  *790; 
Beförderung,  ö  791.-792.  793;  Sus- 
pension, b  783;   789;  Entlassung, 
b  782.  789.  797;  erbetene,  b  789. 
790;  Absetsung,  b  783.  789.  797. 
816;  Disdplinar-  und  Strafgewalt 
aber  sie,  6  796;  s.  WahHUufkeit 
ürlaab.    Kosten  ihrer  dienstlichen 
Stellvertretung. 
Staatsdienst,  b  779;  sein  Rechts- 
grand, b  786;  geschichtliche  Ent- 
Wickelung,  b  780;  gleichee  Recht 
der  beflüiigten  Inländer  dazu,  b  25. 
26.  779.  780;  Rechtswirkungen,  b 
789;  Recht  in  firemden  Staatsdienst 
zu  treten,  ^  16.  61 ;  s.  Staatsamt 
StastBdienstvertrag,    angeb- 
licher, b  781. 
Staatsdomänen,  b  €82. 
Staatseigenthum,   s.   Staatsgut, 

a  Abtretung. 

Staatsformen,  a  29.  35.  112;  b 

161;  deren  angebliche   geschidtit- 

liche  Aufeinanderfolge,  a  113. 

fitaats-Gebiet,  «  29;  ^530.  531; 

gesehlossenes,  uageaehlossenes,  b 

,  533;  deatBCha  Staatsgebiete,  deien 


fiigenachaftan,  b  534;   b.  CM^ist 

Territorium. 

Staatsgerichtshof,  ^420.453. 

Staatsgewalt,  ihr  Rechtsgrund,  a 
58.  80-82.  87;  Begriff,  a  8a  84; 
Charakter,  Eigenschaften,  a  87; 
üntheilbarkeit,  a  87.  88;  s.  Ge- 
walten, deren  Theilung.  Ueber- 
tnuning,  a  89 ;  angebliche  Wider* 
ruflichkeit,  a  91;  natOrlicbe,  poei- 
tive  Begrenzung,  a  93.  94;  ^  499; 
ist  Inunobiliarrecht,  a  110;  Legali- 
tät ihrer  Akte  wird  vermuthet,  b  3. 

Staatsgut,  Sonderung  yon  Privat- 
verlassenschalt,  a  741 ;  Unterschied 
von  Domänen,  i  680.  687;  Rechts- 
yerhältnisse,  b  698. 

Staatshaushalt,  s.  Finaazhohett; 
landstäadische  Rechte  dabei,  b  391 ; 
Befitimmungen  der  VerfRssungs- 
Urkunden,  b  698. 

Staatsherrscher,  a  28.  97;  de 
jure,  de  £acto,  a  561;  s.  Fürst 
Souverain. 

Staats-Idee,  -Ideal,  a  5.  6. 

Staats-Kassenscheine,  b  406. 

Staatskirche,  b  846.  856;  unzu- 
lässig nach  der  projektirtea  Bekhs- 
verfassung  v.  1849,  ^  34.  35. 

StaatB-Klugheit,  Staatskuast, 
a30. 

Staatslasten,  gleiche  Pflichtigkeil 
dazu,  b  9. 

Staats-Lehre,  a  29. 

Staats- Macht,  a  84;  s.  Macht. 

Staats-Maximen,  deB  deutschen 
Reichs,  a  155. 

Staats-Nothrecht,  b.  Nothreeht 

Staats-Pers0nlichkeit,a9. 10. 
106.  566.  573.  578.  579. 

Staats -Princip,  christlich -ger- 
manisches, a  95. 

Staats-Recht,  Begriff,  a  29.  32; 
sein  Verhältniss  zum  NaturrecAit,  a 
32 ;  zum  Privatrecht,  a  33;  allge- 
meines, besonderes,  inneres,  äus- 
seres, natürliches,  positives,  a  34; 
deutsches,  a  127.  128;  gemeines 
partikuläres,  a  129;  doktnnelles, 
al32;  seine  QueUen,  a  133 ;  Anwen- 
dung des  allgemeinen,  a  139.  144. 

Staats-Repräsentation,  a  97. 
156.  176;  s.  Repräsentatifgewalt. 

Staats-Schttldeawesen,  •  580; 
b  698;  8.  Ai^bhen;  landatändiache 
Rechte  dabei,  b  406.  699;  weü* 
phäliaehes,  a  575.  &1^. 

Staats-SerTitutea»  a  768;  »vtr 
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gehoben  unter  den  BiieinlnmdBftr- 
sten,  a  267. 

Staats -SouTerainetät,  a  98. 
155.  566.  749. 

Staats-SucceBsion,  a  575.  747; 
B.  Restanration.  Zwischenhemchaft. 

StaatB-YerfasBungen,  8.Staats- 
form.    YerfiisBang. 

Staats- Vertrag,  8.  Vertrags- 
theorie.    ürvertrige. 

StaatB-Verträffe,  Begriff;  al33; 
h  387;  des  Rek^s,  deren  fortwäh- 
rende Gflltigkeit,  a  196;  neue,  als 
(Quelle  des  Bandesrechts,  a  278; 
sie  schliesst  der  Sonverain,  i  381; 
landständische  Rechte  dabei,  ^ 
380. 

StaatsTorträge  über  Territorial- 
▼er&ndemngen,  b  534;  zn  Verdon, 
a  153;  Yon  Otto  L  nnd  Papst 
Leo  Vm.,  a  153;  Londoner  Ver- 
trag, 1839,  a  291;  Londoner  Con- 
ferenzprotokoll,  1852,  a  715;  s. 
Ohnütz.  Gotha.  Eisenach;  s. 
Friedensschlflsse.  HandelsvertrAge. 
SchüBahrtsakten.  Mfinzrertrag. 
Postvertrag.  Telegraphenvertrag. 
Zollvertrag. 

Staats -Vertretung,  s.  Staats- 
reprftsentation.  R^rfisentativge- 
walt 

Staats -Verwaltung,  s.  Verwal- 
tung. 

Staats-Wissenschaft,  a  29. 

Staats-Zweck,  a  41. 

St&dte,  freie,  im  Bund,  deren 
Curiatstinunen,  a  299;  Ver&ssun- 

Sen,  d  453^466;  Anwendbarkeit 
er  Bestinunungen  des  W.  S.-A. 
darauf,  6  214;  gemeinsames  Ober- 
appellationsgeridit,  b  4M.  540,  s. 
Eeichsstädte. 

St&dtebank,  rheinische,  schwäbi- 
sche, a  205. 

St&dtebandnisse,  St&dtetage, 
a  193. 

Stadtgemeinden,  b  468,  s.  Ge- 
meinden. 

Stand  (ordo  civilis),  b  88. 

Stände,  s.  Reichsstände,  Land- 
stände; mittelbare,  a  190. 

Ständemitfflieder,  s.  Abgeord- 
nete.   Lanoßtände. 

Ständeversammlung,  s.  Land- 
tag. Kammer.    Hans. 

Btandesbücher,  b  37.  845. 

Standeserhöhung,  a  180.  672. 

Standesgehalt,  b  796. 


Standesgleiclie,     t.    Jm 
pariuuL    Standesherren. 

Standesherren,  no 
a  197,  b  93;  ihre  Rechte 
Rheinbundsakte,  a  265;  iiadi  der 
deutschen B.-A^  b  93;  ihre  Beciits- 
verwahning  aof  dem  Wiener  Con- 
^ess,  a  282;  ^  92.  93;  in  Aas- 
sicht gestellte  Cnriatstmmien ,  a 
288;  b  93;  deren  hoher  Adel,  b  98; 
Ebenbikrtigkeit,  b  101;  Pridikafte 
Durchlandit  und  Erianclit,  b  103; 
EhrensteUung,  b  104.  10&  144; 
Aufenthaltsfreiheit,  b  109;  Staats- 
angehörigkeit, b  110;  Landstaad- 
schaft,^105;  Antonomie,  Familien- 
verträge, b  115;  befinater  Geridits- 
stand  und  Jndieinm  [HLriuiB,  b  136; 
Militairfreihdt,  b  135;  Vorzug  bd 
Besteuerung,  b  108;  Becbte  bes. 
ihrer  Besitnuigen,  b  139. 146;  bes. 
ihrer  Renten,  b  142;  ihrer  Do- 
mainen,  a  265;  b  145.  890;  Ans- 
scfaeidung  ihrer  GeftHe,  b  146; 
£ntschä(Ogung  für  Zölle,  b  148; 
ihre  Gerichtsbarkeit,  b  143;  Rechte 
als  Lehensherren,  b  143.  821.  881 ; 
Entziehung  ihrer  Bedite  durdi  die 
Landesgesetzgebung,  b  1^;  Re- 
kursredit  an  .die  B.-V.,  b  152;  s. 
Personalisten,  Mediatisirte. 

Standesherrlichkeit,  ihre  Zu- 
ständigkeit, -b  92. 

Standesherrschaft,  B^^riff.  b 
140;  Veräussemuf^,  d  153;  im  Be- 
sitz eines  souverainen  auswärtigen 
Fürsten,  a  695.  821. 

Standesverhältnisse,  deren  ge- 
schichtliche Entwickdung,  b  89. 

Standesvorrechte,  b  90;  deren 
Aufhebung,  ^  25;  s.  Gleidiheit 

Ständeversammlung,  s.  Land- 
tag.  Volksvertretung. 

Standrecht,  b  451. 

Stapelplätze,  b  659. 

Status,  s.  Zustand;  Status  in  statu, 
a  14;  provindales,  s.  Landstände; 
imperii,  s.  Reichsstände;  exemti, 
a  190;  Augustanae  Gonfessioni 
addicti,  a  194. 

Statut,  B^riff,  b  122.  176;  Geis- 
linger,  a  ^;  ritterschaftliche  Sta- 
tuten, a  259. 

Statuta  personalia,  a  57;  realia,  b 
533. 

Stellvertretung,  des  Souversins 
in  der  Regierung,  a  668 ;  s.  Reigentr 
sdiaft;  der  Bnndcstagsgesandten, 
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a  30B.  a05;  der  Landtagsabgeord- 
neten,  h  287—289,  8.  Enatzmänner ; 
bei  der  Wehrpflicht,  b  26.  774. 

Stellvertretungskosten,  der 
auf  Landtage  gewählten  Beamten, 
8.  Kosten. 

Steuern,  deren  subsidiäre  Natur, 
h  401.  676.  679;  nothwendige,  frei- 
willige, b  677;  Forterhebung  nach 
Ablauf  der  Finanzperiode,  b  405. 

Steuerbefreiungen,  b  10.  108. 
701. 

Steuerbewilligungsrecht,  b 
182. 183. 210.  216. 393. 395 ;  Grund- 
sätze darüber,  b  402. 

Steuerbewilligungspflicht,  b 
396.  d9& 

Steuernachlass,  b  673.  701. 

Steuerverweigerung,  wann  als 
Aufruhr  zu  betrachten,  b  216. 

Steuerverweigerungsrecht,  b 
390. 

Stiftungen,  fromme,  milde,  a  251, 
b  867;  deren  Aufhebung,  b  868. 
870;  s.  Kirchengut 

Stimme,  Stimmen,  auf  d.  Reichs- 
tage, a  189.  191.  194.  202;  alte, 
neue,  a  196.  197;  neufOrsUiche,  a 
202;  katholische,  protestantische, 
a  195.  200;  altenurende,  a  203; 
deren  Prorogation,  Verlust,  a  197 ; 
Stimmen  in  der  B.-Y. ,  a  295; 
Rechtsfolge  ihrer  Enthaltung  oder 
Yersäumniss,  s.  Abstimmung;  s. 
auch  Virilstinmien,  Guriatstimmen ; 
entscheidende,  des  Bundespräsi- 
diums,  a  329 ;  berathende,  entschei- 
dende, der  Landstände,  b  176. 177. 
367. 

Stimmeneinhelliffkeit,  wann 
nöthig  bei  Reichsschlüssen,  a  169; 
in  derB.-V.,  a  284.  315.  316.  341. 
343. 

Stimmengewicht,  in  der  B.-Y., 
a  292.  295.  342.  442. 

Stimmengleichheit,  im  Reichs- 
hofrath  und  Reichskammergericht, 
s.  Paritas  votorum ;  in  der  B.-V., 
a  329 ;  in  landständ.  Kanmiem,  b  337. 

Stimmenmehrheit,  bei  Reichs- 
schlüssen,  a  168;  ist  Regel  in  der 
B.-y.,  a  341;  s.  auch  a  284.  343. 
344.  347 ;  relative,  a  329. 330;  ab- 
solute, a296;  von  zwei  Drittheilen, 
a  296;  in  landständ.  Kammern,  b 
336. 

Btimmenzahl,  im  Reichsfürsten- 
rathe,  a  253;  in  der  B.-Y.,  a  295; 


deren  Yerändemnff,  wesen  ver- 
änderten Besitzstandes,  Anfall  durch 
Erbfoke,  a  342.  343. 

Stimmführung,  bei  den  Guriat- 
stimmen in  der  B.-Y.,  a  297 ;  für 
mehrere  Yiril-  oder  Guriatstimmen, 
a  301;  auf  Landtaf;en,  b  287.  288. 

Stimmordnung,  in  der  B.-Y.,  a 
292.  296.  308;  s.  Bayern. 

Stolberg,  Graf;  b  97: 

Straf  arten,  abgeschaffte,  b  28. 607. 

Strafe,  wann  statthaft  b  570. 

Strafgewalt,  über  Staatsdiener, 
b  79ö. 

Strafmilderung,  b  572.603;  s. 
Begnadigung. 

Strafschärfung,  b  606. 

Strafurtheile,  s.  Bestätigung. 

Streitigkeiten,  zwischen  i^ffie- 
rung  und  Landständen,  s.  Bundes- 
schiedsgericht. Schiedsgericht.  Aus- 
träge. Staatsgerichtshof  Uuidstän- 
dische  Yerfassung;  zwischen  Bun- 
desregierungen ,    s.    Bundes-Aus- 

Studentenverbindungen,  b 
615. 

Subcollectationsrecht,  b  677. 

Subditi  temporarii,  b  1. 

Subordination,  der  Reichsstände, 
a  156. 

Substitution,  von  Bundestagsge- 
sandten, a  301.  307. 

Successio,  promiscua,  a  714;  s. 
Erblehen;  feminina,  jure  trans- 
missionis,  a  707. 

Successio nsfähigkeit,  a  692. 

Successionsordnung,  gemein- 
rechtliche, im  Mannsstamm,  a  700; 
im  Weibsstamm,  a  707. 

Successionsrecht,  Yerhältniss 
zur  Successionsordnung,  a  690;  s. 
Thronfolge;  Yorbehalt  der  Succes- 
sionsrechte  unter  den  Rheinbnnds- 
fürsten,  a  266 ;  s.  auch  Thronfolge- 
recht. 

Suffragium  imperii,  a  208. 

Superioritas  territorialis,  a 
238.  240.  248. 

Supplikation,  s.  Remedium. 

Suspension,  eines  Reichsstandes, 
Landesherm,  a  192. 197.671;  eines 
Beamten,  s.  Staatsdiener. 

Snstentationen,  von  Prinzen,  a 
736. 

Suzerain,  Suzerainet^  a267.280. 
768. 

Sjndikatsklage,  b  808.  8ia 
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Sy.iikratie,  b  1€SL 
Syaodeii,  Idrcfaliche,  «  861. 

T. 

Tage  (Yenammlungeii)  der  fieidis- 

Btftode,  a  193. 
Taeesordnang«  auf  Landtagen,  b 

Tag^elder,  s.  Diftten. 

Taxis,  Fürst,  dessen  Postrechte,  b 
70-84. 

Telegraphen,  im  Rayon  y.  Bandes- 
festungen, b  760. 

Telegraphenbeamte,   ihre  Haf- 

.   tang,  b  800.  805. 

Telegraphen-Verein,  dentsch- 
österreidüscher,  b  667. 

Temporaliea,  der  Bischöfe,  deren 
Sperre  unzulässig,  b  866. 

Terra,  juris  franconici,  saxonid,  a 
186:  clausa,  non  clausa,  b  583. 

Territorien,  deutsche:  Arten,  a 
156.  165  166;  geistlielie,  a  165. 
166;  ihre  AüodiaUtat,  a  166.  245; 
lehnbare,  a  166.  245;  s.  Beichs- 
lehen;  reicbsritterlidie ,  a  257;  s. 
Staatsgebiet.  Gebiet.  Länder. 

Territoriaiprincip,  a  111.  556. 

Territorialrecht,  8.  Jus  territo- 
riale. 

Territorialrecess,  Frankfurter, 
a  290.  291. 

Territorialstaatsrecht,  a  218. 

Territorialsystem,  b  887. 

Territorial- Veränderungen, 
betreffende  Staatsverträge,  b  534. 

Testamente,  sou^^rainer  Fürsten, 
a  718;  der  Mitglieder  förstlkher 
Häuser,  a  743.  744;  s.  Thronfolge ; 
Pflichttheü;  testamentaiische  Ver- 
fügung, freie,  über  Liegenschaften, 
s.  Grundeigenthiim. 

Theilung,  der  Gewalten,  s.  Ge- 
walten. 

Theilungsarten,  s.  Landesthei- 
lung. 

Theokratie,  «40.  lia 

Theuerungszulagen,  b  794.  795. 

Thronentsagung,  s. Abdankung. 

Thronentsetzung,  s.  Absetsung. 

T  hr  0  nfolge:  GescfaichtUdies,  o  685; 
nach  GeblUtsrecht,  a  685  —  716; 
nach  dem  salischen  Gesetz,  a  G&d. 
705;  weibliche,  o  686.  704;  teafca- 
mentarische,  a  717 ;  yertragsmässige, 
a  719;  anticipute,  a  771;  s.  auch 
Mitregentschaft  Anfall-Begiernngs- 
antntt 


Thronfolgefähigk^it,  m  «d2, 
s.  Unfähigkeit 

Thronfolgeordnnng,  a*  Sueees- 
sionsordnung. 

Thronfoigerecht,  ans  Gebüts- 
recht,  8.  Thronfolge;  aas  Even- 
tualbelehnung,  Lehensanwartadiaft, 
a  724  725;  aus  Sammtbeleiuiang. 
a  723.  727 ;  aus  Lehensherriichkat 
a  729 ;  s.  auch  Suocesaioiisrecfat 

Th  r  o  n  f  0 1  g  e  r ,  seine  Religionaeigsft- 
Schaft,  a  693;  Verbindlichkeit  am 
Handlungen  des  Vorgängers.  «  747. 

Thronlehen,  a  188,  »  75.  827. 

Thronrede,  b  313. 

Thurn  und  Taxis,  8.  Tajos. 

Tilsiter  Frieden,  a  261. 

Titel,  des  Kaisers,  «  172;  d.  B.-V., 
a  324;  der  Mitglieder  filorsllicher 
Häuser,  a  596.  äa  644:  s.  Prinz: 
Prädikate;  V^rleihvng  ▼jOn  TMa 
durch  den  Souverain,  b  672 ;  pro- 
jektirte  Abschaffung  der  Titel,  die 
nicht  Amtstitel  sind,  b  25. 

Titelveränderungen,  d.  Bhon- 
bundsfürsten,  «  264;  der  dfiotsck 
Bundesglieder,  a  29^ 

Töchter,  reidiafireihetriiche,  ihr 
Erbrecht  s.  Beichsritler. 

Tod,  bürgerüchei,  abgeschafft  ^^^: 
s.  auch  b  59.  61. 

Todesfall,  eines  Bundestag^ge- 
sandten,  a  307. 

Todesstrafe,  b  2S. 

Todesurtheile,  s.  Bestätigong. 

Tod  theilung,  a  686.  718. 

Toleranz,  b  844;  TolennigeKts, 
erstes,  des  B/adia,  m  161. 

Totalerneuerung,  derVoIkviei^ 
tretung,  b  284. 

Trauung,  deren  Mangel,  a.  Ge- 
wissensehe: durch  Proennilioren,  a 
602. 

Trias  politica,  dea  Aristoaelas,  a 
761. 

Trier,  KurfBLrst  a  196.  200. 

Turnus,  s.  Alteroationen. 

Tyrannis  (dea  AriatoteteaX  a  US- 

üebermacht,  als  Slaatnrincin,  s. 

Macht 
Ueberschreitaag,  dea  Bodgefis, 

s.  Budget 
üeberschasae,   der   Staaldcasse, 

deren  Verwendung,  b  403. 
üebertragung,   der  8ta«teawait 

#88. 
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Ulm,  Bundesftstang,  S  748.  75& 

Umschlagpl&tee,  b  656.  659. 

Unabhängigkeit,  der  römisch- 
dentschen  Kaiserkrone  yom  päpetl. 
Stuhl,  a  159;  der  deutschen  Bun- 
desstaaten, a  280;  d.  Becbtspilege, 
8.  Rechtspflege.  Gericht  Richter. 

Unablöslichkeit,  d. Reichsp&nd- 
schaften,  s.  Reichspfandschanen. 

Unbemittelte,  s.  Arme. 

Unfähigkeit,  2ur  Thronfolge,  a 
695;  absolute,  relative,  a  697.  773. 
775 ;  deren  £influ8s  auf  die  später 
erzengte  Deecendenz  des  als  un- 
fähig Ausgeschlossenen,  n  776. 

Unio,  Eiectomm  Rhensensis,  a  201. 

Union  (Projekt  von  1850),  a  510; 
ünionsparlament  zu  Erfurt,  a  526. 

Unionen,  yölkerrechtliche ,  a  117. 
118. 

Uniyersalität,  d.  Staatsidee,  a55. 

Universalstaat,  a  56. 

.Uniyersitas,  «8;  s. Gemeinwesen. 

Universitäten,  deren  Landstand- 
sehafi,  ö  180.297—299.  802—304; 
Ueberwachnng,  b  615;  Sicherung 
ihrer  Fonds,  b  671. 

ünterrichtswesen,  b  88—40. 
669.  670.  874.  879. 

Unters  tu  tzung,  völkerschaftliche, 
als  Staatszweck,  a  48. 

Ünter8uchung,s.  Niederschlagung. 

Unterthan,  a  28,  b  1.  2;    deren 

.  Rechte,  Pflichten,  b  3.  7.  18;  häs- 
sige  Verbindungen  reichsgesetzlich 
yerboten,  a  249 ;  deren  Vertretung 
hn  Anhand,  s.  Consuln;  Verwen- 
dong  des  Bundes  fikr  sie,  a  361. 
897;  Anrufung  fremder  Mächte,  s. 
Mächte.  Garantie;  s.  auch  Privat- 
person. Staatsbürger.  Klagen.  Be- 
schwerderecht Petitionsrecht 

Unterthaneneid,  b  10;  s.  Hnl- 
dignngseid. 

ünterthanentreue,  b  8. 

Dnterthanschaft,  Arten,  b  1; 
Rechtwirkung,  b  3.  7.  18. 

Unterthänigkeitsyerband,  i. 
Hörigkeitsverband. 

ÜBterwerfungsyertrag,  als  an- 
geblicher Urvertraff,  a  77. 

Untheiibarkeit,  der  Staatsgewalt, 
a  88;  s.  Gewalten,  deren  Thei- 
hmg;  der  deutschen  Staatsgebiete, 
b  504.  536;  s.  anch  PrinsDgenitur. 

Unverantwortlichkeit,  deeSoo- 
yendns,  a  756.  763;  der  Stäade- 
nütgüeder,  i.  Ahgeordneta. 


ünreräusserlichkeit,  d.  deot 
Staatsgebiete,  b  534.  536. 

Unvereinbarlichkeiten ,  mit 
der  Eigenschaft  eines  Souyerains, 
bez.  derRheinbundsfOlrsten,  a  267; 
der  deutschen  Bundesglieder,  a  693. 
694:  eines  landständ.  Abgeordneten, 
b  275.  276;  eines  Staatsbeamten, 
b  815;  eines  Richters,  b  601. 

Dnverletzlichkeit,  des  Souve- 
rains,  a  763;  der  Ständemitglieder, 
8.  Abgeordnete;  der  Privatperson, 
s.  Personalfreiheit;  der  Wohnung, 
s.  Wohnung. 

ünverletztneit,  d.  deut  Bundes- 
staaten, Begriff,  a  280. 

Unvordenklichkeit,  a  82.  145. 
891. 

Unw  ider  8  tehlichkeitfd.  Staats- 
gewalt, a  88. 

Un Würdigkeit,  der  Thronerben, 
a  691. 

Urach,  Grat;  a  172. 

Urlaub,  fhr  Staatsdiener  als  Land- 
tagsabffeordnete,  b  211. 

U  r  t  h  e  i  1  e ,  bundesausträgalgericht- 
liche,  a  421.  422;  des  Bandes- 
schiedsgerichts, a  432 ;  deren  Exe- 
cution,  a  438;  VoUziehbarkeit  der 
Urtheile  der  Landesgerichte,  siehe 
Rechtskraft.  Bestätigung.  Rechts- 
hülfe; UrtheiM  über  landständi- 
sche  Ministeranklagen,  b  431. 

Ur vertrage,  angebliche,  a  76. 

Urwähler,  b  267. 

Usurpation,  «556.561;  ihre  Um- 
wandlung in  legitime  Herrschaft,  a 
563. 

Y. 

Väterliche  Gewalt,  des  Souye- 
rains, 8.  Familiengewalt  Eheoon-* 
sens. 

Venia  ätatis,  als  kaiserL  Beser- 
yatrecht,  a  181;  in  devt  FOrsten- 

'  häusem»  a  660. 

Veränderungen,  staatsrechtliehe, 
durch  die  Aäösung  des  Reiches, 
a  263;  im  Besitzstand  der  Bundes- 
glieder,  deren  Einfluss  auf  das 
Stimmrecht,  s.  Stimmenzahl. 

Verantwortlichkeit,  s. Minister. 
Staatsdiener. 

Veräusserungsfreiheit,  siehe 
Grundeigenthum. 

Verbesserungsvorschläge,  auf 
Landtagen,  bSiß;  s.  Abänderungs- 
yoischläge. 
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Verbindlichkeit,  der  Bdchs- 
echnlden  Air  den  Bund  und  die 
Bandesstaaten,  a  283.  285;  siehe 
Reichsoperationskasse.  Kreisschol- 
den.  RheinschiffGELhrtsoctroi ;  eines 
restaarirten  Fürsten  ans  d.  Hand- 
lon^n  des  Zwischenherrschers, 
oder  einer  nsorpatorischen  provi- 
sorischen Regierung,  a  Ö64.  568. 
572.  576;  des  Thronfolgers  aus  d. 
Handlungen  des  Verdingers,  a 
747;  8.  auch  Verpflichtung. 

Verbindungen,  s. Vereine.  Hand- 
werksgesellen. Studentenverbindun- 
gen. 

Verbrechen,  gegen denBund,  2616. 

Verbrecher,  gemeine,  politische, 
s.  Auslieferung. 

Vereinbarungen,  freie,  d.  Ban- 
desglieder, a  355. 

Vereine,  b  42;  612.620.625.  668; 
kirchliche,  b  838 ;  wohlthätiger  v. 
Bund  unterstützte,  a  355;  s.  Eur- 
ftürstenvereine.  Grafenvereine. 

Vereinigungsvertrag,  als  an- 
geblicher Urvertrag,  a  77. 

Vereinsrecht,  s.  Vereine. 

Verfassung,  bestinunt  die  Staats- 
form, a  29;  repräsentative,  parla- 
mentarische, ständische,  a  163. 164; 
Geschichtliches,  a  165;  octroirte, 
piÜEtische,  b  243;  ältere  landstän- 
dische, «  172.  178;  deren  Fortbe- 
stand, a  135,  268;  garantirt  imR.- 
D.-H.-S.  von  1803,  a  163.  251. 

Verfassung,  der  Bundesstaaten, 
darf  nicht  im  Widerspruch  stehen 
mit  der  BundesverCassung,  a  119. 
360.  370,  b  202.  203.  209.  216. 
219.  220;  gleicher  Grundsatz  von 
der  Nationalversammlung  (1848) 
ausgesprochen,  a  487;  ist  selbst- 
verständlich in  jedem  Staatenbund 
und  Bundesstaat,  a  157. 

Verfassungen,  neuere,  deutsche, 
deren  allgemeiner  Charakter,  b  190. 
220;  in  anerkannter  Wirksamkeit 
bestehende,  Begriff,  b  194.  208; 
s.  Garantie;  siehe  auch  land- 
st  an  dl  8  che  Verfassung. 

Verfassungseid,  des  Souverains, 
s.  Regierungseid;  der  Beamten, 
Untenlanen,  b  11. 450;  s.  Militair. 

Verfassungsgesetze,  Begriff,  b 
495. 

Verfasungsrecht,  «  85. 

Verfassungsstreitigkeiten, 
landständische;    Einmischung  der 


B.-V.,  8.  landstftndisclie  Ver- 
fiissong.  Aufhebung.  Abänderung. 
Bundesschied8geri(£t.*  Austrige. 
Schiedsgericht;  in  d.  freien St&dtea, 
«  3407I  214.  457.  460.  465.  466. 

Verfassungs-Ürkunden,  deut- 
sche, in  der  Rheinbondsseit,  b 
184. 185 ;  üebersicht  der  bestehen- 
den, «  223. 

Verfassungsvertrag,  als  angeb- 
licher Urvertrag,  a  77. 

Verfügung,  obrigkeitliche,  landee- 
herrliche,  s.  Verordnung;  freie, 
unter  Lebenden,  von  Todeswegcn, 
s.  Grundeigenthum. 

Verhaftung,  wann  statthaft,  b 
26.  29.  570;  widerrechtlich  ver- 
längerte, b  28;  Aufhebung  gegen 
Gaution,  b  28;  von  Landstiiufen, 
6  363;  s.  Personalhaft. 

Verheirathung,  von  Fremden  u. 
Inländern,  b  54.  61. 

Verheirathungsrecht,  b  56. 
477. 

Verjährung,  ihre  Bedeutung  im 
Staatsrecht,  a  145.  563;  der  Mi- 
nisteranklage, b  439;  B.  Ezatzong. 
Unvordenklichkeit 

Verkehr,  diplomatischer,  dessen 
staatsrechtl.  Bedeutung,  •  562; 
freier,  mit  den  geistüdien  Obein, 
8. Religionsgesellschaften;  Handels- 
verkehr, 8.  Handel. 

Verkündigung,  der  Gesetze,  s. 
Publikation. 

Verlassnahme.  auf  dem  Reichs- 
tag, «  208;  in  der  B.-V.,  «  31& 

Verläumduuff,  s.  Beleidinng. 

Verleger,  s.  Nachdruck.  Preiage- 
setzgebung. 

Verletzung,  s.  Rechtsverletzung. 

Vermittlungsversuch,  beiBun- 
desausträ^veriahren,  «  415;  bei 
Streitigkeiten  von  Bundesgliedem 
mit  auswärtigen  Staaten,  b  897; 
unter  fremden  Mächten,  «  898u 
899;  8.  Verwendung.  Schutz. 

Vermögens-Confiskation,  s. 
Vermögen. 

Vermuthung,  fhr  die  Legalität 
der  Rederunffsakte ,  ^  8;  fiür  die 
Unbeschränktheit  der  Souverainetäl, 
a  120,  b  200. 

Vernunftrecht,  s.  Recht,  natür- 
liches ;  Staatsrecht,  allgemeinea. 

Veröffentlichung  von  Gedchts* 
akten,  ^639;  landständischer  Ver- 
handlongen,  s.  Oeffentlichkat  Pn>- 


Register. 


961 


tc^oDe;  der  BundesprotokoUe,  s. 
BnndesprotokoUe. 

Yerordnung,  deren  Arten,  6  516: 
Gegenstände,  b  521;  Unterschiea 
Ton  Gesetz,  h  517;  Anwendung, 
Auslegung,  b  591;  landesherrliche, 
deren  Rechtsgültigkeit,  b  576 :  der 
Behörden,  b  594 ;  sind  yorlftung  zu 
befolgen,  6  B.  595;  landständischei 
Prüfun^recht,  b  377.  579.  587. 589 ; 
richterhches  Prüfungsrecht,  s.  Ge- 
richt 

yerordnungs]:jecht,  a770;^515. 
516;  der  Landesherren  zur  Reichs- 
zeit, a  244. 

Verpfändung,  s.  Pfandschalten. 
ReichspÜEuidscnaften. 

Verpflegung,  von  Bundestruppen, 
b  737;  der  Besatzung  von  Bundes^ 
festun^en,  b  761. 

V  erpflxchtung,  derSouverainsaus 
seinen  Gesetzen,  s.-  Souverain;  des 
Staates  aus  Handlungen  der  Be- 
amten, 8.  Staat;  s.  Haftung.  Staats- 
diener. Verbindlichkeit;  bnndes- 
mässige  des  Souverains,  darf  die 
landständische  Verfassung  nicht  be- 
schränken, a  209.  216. 

Verrufserklärun^en,  b  614. 

Versammlung,  Heidelberger,  1848, 
a  461;  Gothaer  1849,  a  506; 
Würzburffer,  der  Bischöfe,  b  873. 

Versammlungsrecht,  b  42;  s. 
Vereinsrecht  YolksTersammlungen. 

Versäumniss,  der  Abstimmung  in 
der  B.-V.,  s.  Abstimmung. 

Versetzung,  s.  Staatsdiener. 

Verstandes-Staat,  a  16. 

Verständigung,  auf  dem  Reichs- 
tag, a  169. 

Vertagung,  der  B.-V.,  a  325;  der 
Ständeversammlung,  b  316.  320. 

Vertrag,  als  historischer  Rechts- 
titel  der  Herrschaft,  a  81. 

Vertrag,  Passauer,  a  161.  840; 
zu  Eahsch,  a  271 ;  zu  Bregenz,  a 
585;  zu  Olmütz,  a  537 ;  zu  Verdun, 
a  153;  Gothaer,  s.  Gotha,  s.  Frie- 
densschlüsse. Goncordat  Conven- 
tion. Handels-,  Schiffifthrts-,  Münz-, 
Post-,  Telegraphen-,  ZoU-Yertraff. 

Vertrauensmänner,  1848,  a4S. 
472.  477. 

Vertretung,  des  Reichs,  Staates, 
9.  Repräsentation.  Staatsrepräsen- 
tadon;  des  Volkes,  Landes,  s. 
VoUcsrertrefeung.    Landstände. 

Verwahrung,  s.  Protestation. 

ZSpfl,  Staatireoht  6.  Anil.  IL 


Verwaltung,  unterschied  vonRe- 
([ierung,  b  2b2;  innere,  b  493.  609; 
ihr  Gang  darf  durch  den  Rechts- 
w^  nicht  aufgehalten  werden,  b  5. 

Yerwaltungs-Justiz,  s.  Admi* 
nistrativ-Justiz. 

Verwaltüngsrecht;  Begriff,  a  35. 

Verwaltungs-Sachen,  s.  Admir 
nistratiy  -  Sachen. 

Verwendung,  der  B.-V.  für  Un- 
terthanen,  s.  Unterthan.  s.  auch 
Vermittlung. 

Verwerfung,  von  Anträgen,  l. 
Ablehnung. 

Verzicht,  auf  Abgeben  der  Stimme  • 
in  der  B.-V.,   s.  Abstimmung;  auf 
die  Krone,  s.  Abdankung. 

Verzichts-Artikel,  in  der  Rhein- 
bundsakte,  a  266. 

Veto,  des  Kaisers  zur  Reichszeit, 
a  174;  nach  d.  projektirten  Reichs- 
Yer&ssungl849,  b  325;  förstliches, 
b  325. 

Vicepräsidenten,  landständ.,  h 
331. 

Vidualitium,  a  64L 

Virilstimme,  auf  dem  Reichstag, 
a  191.  196.  197.  202;  in  der  B.-V., 
a  296 ;  üebertragung  mehrerer  an 
einen  Bundestag^sandten,  a  301. 

Visitation,  Visitations- 
ab schied;  s.  Reichshofraths-, 
Reichskammergerichts-Visitation. 

Visum,  der  Staatsregierung,  bd 
kirchlichen  Erlassen,  b  876. 

Vogelsang,  von,  Beschwerdesache 
am  Bund,  b  852. 

Volk,  a  n.  28.  29.  100. 

Völkerrecht,  a  32.  35. 

Völkerschaft,  a  18.  27;  S.Na- 
tion. Nationalität 

Volksfeste,  b  612. 

Volksrechte,  a82;dl8;  deutsebs, 
s.  Grundrechte. 

Volksherrschaft,  a  112;  s.  Re- 
publik. 

Volks -Schulen,  5  670;  s.  Unter- 
richt 

Volks-Schnllehrer,  &  89. 

Volks-«8ouverainetät,  a  101. 

Volks- Stämme,  nicht -deutsche 
in  den  Bundesstaaten,  b  52. 

Volks-Versammlungen,  b  42. 
612.  621.  624. 

Volksvertreter,  s.  Abgeordnete. 
Landstände. 

Volks-Vertretnng,  b  162.  220; 
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allgemeine,  h  190;  poblidstiseher 
Charakter,  b  251;  Zasammen- 
setoon^,  b  256.  268.  273;  politische 
BefügnisBe,  b  367;  Emeaenuig,  b 
284;  8.  Landst&nde. 

Volljährigkeit,  des  Kaisers,  a 
182;  in  deutschen  FOrstenhänsem, 
a65a 

Yollj&hrigkeitserkl&rung,  a 
660. 

Vollstreckung,  von  Verfügungen, 
a  770;  b  515;  s.  Urtheile.  Rechts- 
hilfe.   Bundesexecution. 

Vollziehbar keit,    der  Urtheile, 
B.  ürtheil.    Rechtskraft. 
•  Vollziehende  Gewalt,  s.  Gewalt 

VoUzugs-Verordnunff,  b  516. 

Volonte  g^n^rale,  a  76.  83. 

Vorladungen,  deren Behändigung 
in  anderen  Bundesstaaten,  b  542. 

Vormundschaft,  s. Regentschaft; 
privatrechtliche  über  den  Souyerain, 
a  681 ;  ttber  andere  Mitglieder  des 
ftürstlichen  Hauses,  a  683. 

Vorparlament  (1848),  a 462.  465. 

Vorrang,  s.  Rang. 

Vorrechte,  s.  Privilegien.  Reichs- 
st&nde.  Mebiatisirte  Standesherren. 
Reichsadel. 

Vorschläge,  s.  Anträge.  Motion. 
Proposition.  Initiative. 

Vorsitz,  in  den  reichsständischen 
CoUegien,  s.  Directorium  in  der 
B.-V.,  s.  Bandespräsidium. 

Vorstellungen,  s.  Beschwerden. 

'  Petition. 

Votum,  s.  Stimme;  des  R-H.-R, 
ad  imperatorem,  a  175.  226.  230; 
auf  dem  Reichstag,  a  189.  191. 


Waare,  neutrale,  b  900. 

Wachdienst,  als  Gemeindedienst, 
b  477. 

Waffendienst,  s.  Müitair;  zu 
Gemeinde -Schutz,  b  703. 

Wahl,  des  Kaisers,  s.  Kaiser; 
König,  romischer;  der  Bundes- 
commission ;  der  Volksvertreter, 
direkte,  indirekte,  5  266.  283 ;  deren 
Annahme,  a  260. 

Wahlberechtigung,  s.  Wahl- 
fikhigkeit,  active. 

Wahlbezirke,  b  263. 

Wähler,  s.  Urwähler. 

Wahlfähigkeit,  zur  Volksver- 
tretung, active,  b  263;  passive,  b 


272;  der  Staatabeamta,  Kxidiei- 

diener,  b  275. 
Wahlfreiheit,  b  282. 
Wahlgesetze,    landständische.  h 

261.  529. 
Wahlmänner,  b  266.  268. 
Wahlkapitulation,   kaiseilidie, 

a  160.  167. 
Wahlmonarchie,      a    8L    92; 

deutsche,  a  154.  156.  16& 
Wah  1 0  rt ,  bei  der  Kaiserwahl,  a  Iffi. 
Wahlprflfung,  in landstäod. Eib- 

mem,  b  330.       • 
Waldburg,  Graf,  Erbtrnduesi, « 

200. 
Waldeck,  Verfassung,  b  242. 
Wallfahrten,  b  861. 
Wandern,  s.  HandwerksgesdleiL 
Wappen,  des  Kaisers  und  Bocks, 

0  173;  des  röm.  Königs,  «  185; 

der  B.-V.,  a  324.  461. 
Wappengenossen,  maehen,  «b 

kais.  Reservatrecht,  «  181. 
Wartgeld,  6  793. 
Wartrecht,  bei  der  Thtonfi^,  « 

690. 
Wechsel,  in  der  Stnninflüinmg.  i. 

Altemation. 
Wechselarrest,  s.  Wecbselhflft. 
Wechselgerichte,  *  571. 
Wechselhaft,   wann  in  andeiea 

Bundesstaaten  vollziehbar,  8.  Fo- 

sonalhaft ;    dessen    BeschniiknBg 

aus  Gründen  des  öffentL  Beditt, 

b  560;  eegen  Landstände,  b  Sfö. 
Wechselordnung,   allgem.  deot 

a  354. 494^  deren  Eigänzong.  »56a 
Wegzugsrecht,  a.AuswattdeniBgs- 

freiheit 
Wehrpflicht,  gleiche,  s.  Mifitttu^ 

i)flichtigkeit 
Weiberlehen,  a  705. 
Weibsstamm,    seme  Thnmfolge, 

a  689.  704;  Ausschluss  durdi  Erb- 

verbrüderte,  a  711.  721. 
Weltstaat,  a  56. 
Werbung,   von  Truppen,  *  W5. 

774;  fremde,  verboten,  *  745.  74fi. 
Werke,  dramatische,  mnsDuIndie, 

s.  Aufführung.  Nachdruck. 
Werthern,  Grat  «  172.  189. 
Westphalen,  Königrcidi,  Verfts- 

sung  V.  1807,  b  184. 
Westphälischer  Frieden,  B.Frie- 
den ;  westphälische  Staatsglänbuffi 

a  575.  578.  581.  s.  StaatsschoM. 
Widerklaffe,  bei  demBandMifl»- 

trägalgeridat,  a  424, 


Register. 


963 


Widerlaffe,  a  624. 

Wider  raflichkeit, angebliche,  der 
Staatsgewalt,  a  91. 

Widersetzlichkeit,  Wider- 
stand, der  ünterthanen,  6  6.  7; 
wann  sie  Einschreitnnff  d.  Bandes 
begründet,  a  287;  siehe  Aufruhr. 
Runestörung. 

Wiedereinsetzung,  s.  Restau- 
ration. Remediiun  restitutionis. 

Wiederholung,  von  Antragen  auf 
dem  Landtag,  ö  344. 

Wiederlösung,  von  ReichspÜBuad- 
Bchaften,  a  192. 

Wiener,  Concordat,  s.  Concordat; 
Ministerialconferenzen  v.  1819  u. 
1820,  a  276;  Kabinetconferenzen 
von  1834,  a  777.  218;  Congress 
1814,  1815,  a  272;  Congressakte, 
a  275. 

Willbriefe,  d.  Kurfürsten,  a  200. 

Willkühren,  b  122. 

Willkührstaaten,  a  60. 

Wissenschaft,  s.  Lehrfreiheit. 

Witthum,  a  641.  739. 

Wittwenkassen,  d.  Staatsdiener, 
6  788. 

Wohl,  öffentliches,  a  9.  10.  11;  als 
Staatszweck,  a  42.  44.  51. 

Wohlerworbene  Rechte,  siehe 
Rechte. 

Wo h nsi  tz,  als  Gerichtsstand, 6  543 ; 
Recht  der  Staatsangehörigen,  b  54. 
55 ;  projektirte  Freiheit  seiner  Wahl 
in  allen  Bundesstaaten,  b  23;  be- 
gründet  nicht   Indigenat,    b   54; 

^  seine  Yerlegunff  hebt  Indigenat 
nicht  auf,  b  62;  freie  Wahl  der 
Standesherren  gestattet,  a  265.  s. 
Aufenthalt. 

Wohnung,  deren  Unverletzlichkeit, 
d  29. 

Wohnunesrecht,  ^52.55;  s. In- 
digenat Wohnsitz. 

W  ormser  Concordat,  s.  Concordat. 

Würden,  s.  Titel.  Prädikat. 

Würtemberg,  Reichsjägermeister, 
a  172 ;  wird  Kurfarst,  a  199;  König, 
a  261;  Beitritt  zum  deut.  Bund,  a 
272.  273  287;  Convention  mit  dem 
päjMÜ.  Stuhl,  b  842;  Verfassung, 

Würzburger  Versammlung  der 
Bischöfe,  s.  Versammlung.  Bischöfe. 


Z. 

Zehnten,  ablösbar,  b  46. 

Zeitungen,  Zeitschriften,  s. 
Pressgesetzgebung.  Caution. 

Zeitungsberichte,  über  landständ. 
Verhandlungen,  ^  356;  s.  Oeffent- 
lichkeit. 

Zeitungsverbote,  ä612. 629.630. 

Zentgerichtsbarkeit ,  a  241. 
243. 

Zeugenfähigkeit,  b  57. 

Zinsfuss,  f[ir Staatsanleihen,  dessen 
Herabsetzung,  b  407. 

Zoll,  dessen  Verpachtung,  Ver- 
pfändung, b  694  695. 

Zollfreiheit*,  der  Bundestagsge- 
sandten, a  339;  der  Bundesfestungen 
flu*  Anschaffungen  u.  Erwerbunffen, 
s.  Bundesfestungen;  der  Standes- 
herren,  b  147.  148. 

Zollgerechtigkeit,  a  180.  181, 
b  694;  deren  Missbrauch,  a  192, 
s.  auch  891. 

Zollpächter,  sein  Recht  gegen 
Defraudanten,  b  695. 

Zollverein,  preussischer,  b  663. 

Zoll  vertrag,  von  Oesterreich  u. 
Preussen,  1853,  b  664;  von  Preus- 
sen  und  Frankreich,  b  664. 

Züchtigung,  körperliche,  abge- 
schafft, b  28. 

Zustand,  Begriff,  a  1.  27;  bürger- 
licher,  a  12;    öffentlicher,  politi- 
scher, a  8.  9.  31;  socialer,  a  15.- 
s.  Status. 

Zustands  rechte,  der  Inländer, 
b  58. 

Zustimmung,  landständische,  b 
367 ;  rechtliäe  Bedeutung,  b  371 ; 
ist  in  der  Publikationsformel  zu 
erwähnen,  b  328. 

Zweikammernsystem,  b  290;  s. 
auch  b  257.  345.  376.  414.  442. 443. 

Zwing,  a  242.  243. 

Zwischenherrschaft,  a  564  bis 
583. 

Zwischenregierung,  des  Mini- 
steriums, a  746.  747. 

Zwischen  reich,  s.  Interregnum. 

Zwischenurtheil,  des  Bundes- 
austrägalgerichts,  a  421. 
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Nachträge 

zum    ersten    T  h  e  i  1  e. 


{.  114,  IV.  Durch  das  Aussterben  des  herzoglichen  Hauses  Anhah-Ben- 
buig  mit  dem  Tode  des  Herzogs  Karl  Alexander  am  19.  August  1863 
sind  nunmehr  alle  anhaltischen  Lande  vereinigt,  und  gegenvizQg  an- 
statt 36,  nur  noch  84  Bundesglieder  vorhanden. 

§.  145.  üeber  die  Frage,  in  welcher  Weise  Bundesbeschlflsse  Aber  gemein- 
nützige Anordnungen  zu  Stande  kommen  können?  siehe  den  Aufiati: 
„Die  preussischen  Anschauungen"  etc.,  in  der  deutschen  Viertetjahis- 
schrift,  1863,  Heftl,  und  besonders:  von  Linde,  Aber  gemeinnittzige 
Anordnungen  nach  den  Grundsätzen  des  deutschen  Bundesrechts,  im 
Archiv  f.  d.  öffentl.  R.  des  deut  Bundes,  Bd.  lY,  Heft  3;  Giesaen,  186S. 
YergL  Heidelberger  Jahrbücher,  1863.  Nr.  ^ 

Zum  Nachtrag  S.  779: 

Der  von  Gestenreich,  Bayern,  K  Sachsen,  Hannover,  Wflrtemberg, 
Kurhessen,  Grossherzogthum  Hessen  und  Nassau  in  der  32.  Sitz,  der 
B.-Y.  vom  14.  August  1862  Protok.  §.  273  gestellte  Antrag  auf  & 
Einrichtung  einer  Delegirten-Yersammlung  zunächst  zur  Be- 
rathung  der  Gesetzentwürfe  über  Civüprozess  und  ObligationenTecht 
wurde  durch  Mehrheit  der  Stimmen  in  der  3.  Sitz,  vom  22.  Jannar  1869 
Pxotok.  i  81  abgelehnt 


Kachträge  zum  zweiten  Thefle. 

§.  326  Note  1  ist  beizufbgen:    Kaltenborn,  Einleitung  in  das 
tionelle  Yerfossungsrecht    Leipzig,  1863. 

$.  355  Note  4  ist  beizusetzen:  Durch  Beschluss  des  k.  preuss.  Staab- 
ministeriums,  d.  d.  Berlin,  22.  Sept  1863  ist  verfögt  worden,  dass  äe 
Kosten  der  Stellvertretung  der  Staatsdiener  während  ihrer  Anweaadieit 
im  Hanse  der  Abgeordneten  nicht  mehr  aus  Staatsfonds  bestritten  w^des. 


Nachtrag.  965 

§.  366  Note  5  ist  beizusetzen:  Siehe  auch  Eurhessen,  Y.-ü.  1831 
§.  82.  90. 

§.  384  Note  1  ist  beizusetzen:  Oesterreich,  G.-G.  v.  25. Febr.  1861  §.19. 

§.  451  Note  8  ist  beizusetzen:  R  Gneist:  Soll  der  Richter  auch  über  die 
Frage  zu  erkennen  haben,  ob  ein  Gesetz  ?er&ssung8m&ssig  zu  Stande 
gekommen  ist?    Berlin,  1863. 

§.  459  Note  3  ist  beizuftgoi:  Siehe  auch:  Bch&ffle  (YerfiMser  der  im 
ersten  Bande  mehrftu;fa  anfefUhrten  ,,RechtBphil08ophischen  Zeit^ 
gedanken'Ot  Inauguralrede  über  den  gegenwärtigen  Standpunkt  der 
wissenschaftlichen  Polizei  und  Politik  in  der  deut  Vierte^ahrsschrift, 
1861,  Heft  2;  und  dessen:  Goncurrenz  der  Organe  des  Staatslebens,  in 
der  Tübinger  Staatsw.  Zeitschrift,  1862,  Bd.  18,  S.  520  flg. 

§.  485  Note  1  ist  beizusetzen:  Entgegengesetzte  Ansichten  vertritt :  A.  L. 
Reis  eher,  die  Rechte  des  Staats  an  den  Domänen  und  Kammer- 
gutem.    Leipzig,  1863. 

§.  520  Note  13  ist  beizusetzen:  £.  Hillig,  das  Frachtgeschäft  der  Eisen- 
bahnen etc.    Leipzig,  1864. 

§.  529  Note  14  ist  beizusetzen:  Th.  BeIto,  das  Concordat  nach  denGrund- 
Mtsen  des  Kirohenrechts,  Staatsrechts  und  Vfilkerreehts.  München,  1863. 


Druckfehler  und  VerbeuemngeiL  i 

8«ite 

4.  Note  8  letzte  Zeile  statt:  §.  290  Note  1  Ues:  $.  290  Note  2.  ! 

5.  Note4  letzteZeile  istbeizuftgen:  Liechtenstein,  y.-ü.l862f.l9. 

6.  Note6  letzteZeile  ist  beizufügen:  Liechtenstein,  Y.-ü.  1862 §.20. 
30.  Note  1  Zeile  3  statt:  §.  290  Note  1  lies:  §.  290  Note  2. 

41.  Note  1  Zeile  3  statt:  Liechtenstin  lies:  LiechtensteLtL 

54.  Note  8  ZeUe  1  statt:  1818  ües:  1808. 

126.  t.  315  in  der  Rnbrik  statt:  standesherrlichcn  lies:  staadeaberriichen. 

200.  Note  3  sUtt:  $.  337  Ues:  §.  337a.  | 

219.  $.  339  in  der  Rubrik  statt:  constiuirenden  lies:  oonstituirendeo.  ' 

229.  Note  37  statt:  1826  Ues:  1862.  I 

254.  Note  1  vorletzte  ZeUe  statt:  §.  49  Ues:  §.  79. 

256.  Note  4  ist:  „Kurhessen"  zu  streichen.  i 

349.  Note  1  ist  beizufügen:  Oesterreich  O.  G.  v.  26.  Febr.  1861  {.  19. 

399.  Note  13  Zeile  4  statt:  Note  6  Ues:  Note  a 

414.  Note  5  Zefle  4  statt:  4.  JuU  Ues:  5.  Juli. 

416.  Note  1  Zeile  2  nach  Luxemburg,  V.-ü.  1856  ist  einzosdiilten:  aztffi. 

455.  Note  5  Zeile  2  statt:  ständische  Ues:  st&ndige. 

474.  Note  4  ZeUe  6  statt:  Note  10  Ues:  Note  11.     - 

480.  Note  8  Zeüe  1  statt:  Note  3  Ues:  Note  4. 

480.  Note  9  statt:  1859  Ues:  1829. 

500.  Zeile  3  ▼.  oben  nach :  „Verpflichtung"  ist  einzuschalten:  „am  Staties.''       . 

525.  Note  2  Zeile  1  statt:  1821  Ues:  1829.  ' 

526.  Note  3  ZeUe  8  statt:  1821  Ues:  1820. 

526.  Note  3  vorletzte  Zeüe  statt:  §.  396  Ues:  $.  394. 

540.  Note  3  Zeile  15  statt:  „versande"  Ues:  „versandte." 

569.  Note  11  Zeüe  4  statt:  1852  lies:  1850. 

571.  Note  15  Zeüe  1  statt:  §.  195  Ues:  §.  175. 

584.  Note  16  ist  beizufügen:  und  V. 

594  Zeüe  7  statt:  authentische  Ues:  authentische. 

602.  §.  456  in  der  Rubrik  statt:  4)  Ues:  9). 

607.  |.  458  in  der  Rubrik  statt  5)  Ues:  10). 

669.  Note  11  letzte  Zeüe  statt:  §.  24  Ues:  §.  34. 

671.  §.  481  in  der  Rubrik  statt:  VI  Ues:  IV. 

709.  Note  5  ist  beizufügen:  siehe  unten  §.  498. 

780.  Zeüe  17  statt:  §.  154  Ues:  §.  514. 

800.  Note  5  Zeüe  1  statt:  Schiiger  Ues:  Schlayer. 

841.  Zeüe  10  statt:  24.  October  und  24.  November  1818  Ues:  5.  Juni  tn» 

24.  October  1817, 

863.  Note  3  Zeüe  2  statt:  1818  Ues:  1817. 

86a  Note  4  Zeüe  1  statt:  1818  Ues:  1817. 


G«dnKkt  iMi  B.  Poli  in  Ltipiii. 
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